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Vorwort  des  Herausgebers. 


Hugo  Grotius  wurde  durch  sein  Werk:  Ueber  das 
Recht  des  Krieges  und  Friedens  der  Begründer  des 
modernen  Naturrechts ;  die  Aufnahme  dieses  Werkes  in 
die  philosopliische  Bibliothek  wird  deshalb  keiner  weiteren 
Rechtfertigung  bedürfen.  Allerdings  erreicht  Gr.  in  seiner 
Behandlung  des  Stoffes  nur  selten  die  Tiefe,  welche  man 
von  philosophischen  Werken  zu  erwarten  berechtigt  ist; 
seine  Untersuchungen  halten  sich  mehr  auf  der  Ober- 
fläche, allein  die  Epoche  machende  Bedeutung  des  Werkes 
für  eine  der  wichtigsten  Zweige  der  Philosophie  wird  da- 
mit nicht  aufgehoben. 

Gr.  Styl  und  Behandlungsweise  galt  zu  seiner  Zeit, 
vor  drittehalb  hundert  Jahren,  als  musterhaft.  Heut  zu 
Tage  wird  man  manches  daran  auszusetzen  finden;  ins- 
besondere kann  der  Ueberfluss  an  Citaten  aus  den  Schriften 
des  Alten  und  Neuen  Testaments  und  aus  den  alten  Auto- 
ren leicht  Anstoss  erregen.  Gr.  verfährt  überdem  in  Be- 
nutzung dieses  Stoffes  sehr  unkritisch  und  beaclitet  nur 
selten  die  Verschiedenheit  der  Zeiten  und  Verhältnisse. 
Trotzdem  verdient  dieser  Ueberfluss  von  Gelehrsamkeit 
eine  billigere  Beurtheilung,  als  sie  ihm  von  neueren  philo- 
sophischen Kritikern  zu  Theil  geworden  ist.  Der  ein- 
sichtige Leser  wird  liier  leicht  die  nöthigen  Korrekturen 
selbst  anzubringen  wissen,  und  Alles  in  Allem  geben  sie 
dem  Werke  einen  Reiz,  welclier  den  Leser  immer  von 
Neuem  fesselt,  und  die  Denk-  und  Sinnes  weise  längst 
vergangener  Zeiten  in  plastisclier  Gediegenheit  vor  ihm 
ausbreitet.  Noch  ist  bei*  Gr.  der  Ausdruck  der  Gedanken 
nicht  zu  jener  modernen  Glätte  verblasst,  welche  das  All- 
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gemeine  völlig  von  dem  es  tragenden  Besonderen  gelöst 
hat  und  damit  zwar  die  Wissenschaft  rein  und  streng 
bietet,  aber  sie  auch  kalt  und  trocken  macht. 

Der  hier  folgenden  Uebersetzung  ist  die  Ausgabe  von 
Cocceji  in  vier  Quartbänden  vom  Jahre  1751  zu  Grunde 
gelegt  worden,  deren  Text  bis  auf  wenige  Druckfehler 
korrekt  ist.  Die  Eintheüung  der  einzelnen  Abschnitte  der 
Kapitel  in  Paragraphen  ist  so  beibehalten  worden,  wie 
sie  bei  Coceji  sich  findet,  obgleich  sie  nicht  von  Gr.  selbst 
herrührt,  da  sie  zur  Erleichterung  des  Citirens  dient.  Gr. 
selbst  hat  im  Jahre  1G32  bei  einer  späteren  Ausgabe 
seinem  Werke  noch  Noten  beigegeben;  diese  sind  hier 
nicht  mit  übersetzt  worden,  weil  sie  durchgehends  nur  in 
ferneren  Citaten  aus  alten  Autoren  bestellen,  deren  schon 
der  Text  selbst  zur  Genüge  enthält.  Die  Citate  aus  den  alten 
Dichtern  sind  nur  dem  Sinne  nach,  ohne  Innehaltung  des 
Versmaasses,  wiedergegeben  worden,  da  der  deutliche 
Sinn  hier  die  Hauptsache  bleibt,  und  die  metrische  Form 
bei  so  kurzen  Citaten  gar  leicht  das  Verständniss  erschwert. 
Aus  demselben  Grunde  sind  die  Stellen  aus  der  Bibel 
nicht  in  der  Uebersetzung  von  Luther  aufgenommen  wor- 
den; letztere  ist  oft  schwer  verständlich  und  war  auch 
dem  Gr.  wohl  unbekannt.  Gr.  hat  solchen  Stellen  selbst 
eine  lateinische  Uebersetzung  beigefügt,  und  diese  ist  hei 
der  Uebertragung  in  das  Deutsche  zur  Richtschnur  ge- 
nommen worden,  da  es  darauf  ankam,  den  Sinn  so  wieder- 
zugeben, wie  Gr.  selbst  ihn  aufgefasst  hatte.  Die  hier 
und  da  im  Original  vorkommenden  hebräischen  Worte 
sind  hier  in  lateinischen  Lettern  wiedergegeben  worden, 
da  die  Kenntniss  des  hebräischen  Alphabets  nicht  all- 
gemein vorausgesetzt  werden  konnte. 

Die  Uebersetzung  selbst  folgt  in  strenger  Treue  dem 
Original.  Der  Fluss  und  die  Anmuth  des  Ausdrucks 
hat  dadurch  gelitten;  allein  bei  einem  Werke  von  so 
hoher  Bedeutung  musste  die  Erhaltung  der  Gedanken  in 
ilu'er  ursprünglichen  Form  als  die  Hauptsache  erscheinen. 
Man  wird  in  dieser  Beziehung  einen  grossen  Unterschied 
gegen  die  französische  Uebersetzung  von  Berbeyrac  be- 
merken, der  sich  im  Interesse  der  Deutlichkeit  und  Glätte 
grosse  Freiheiten  bald  in  Abkürzung,  bald  in  Ausdehnung 
der  Gedanken  des  Gr.  erlaubt  hat.    Allein  der  Leser  eines 
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solchen  Buches  muss  auch  an  dem  Styl  empfinden,  dass 
er  es  mit  einem  Werke  vergangener  Zeiten   zu  thun  hat. 

In  Folge  der  leichteren  und  weniger  in  die  Tiefe  ge- 
henden Behandlung  des  Stoffes  bei  Gr.  konnten  die  Er- 
läuterungen zu  seinem  Werke  kürzer  gehalten  und  des- 
halb in  Form  von  Anmerkungen  gleich  dem  Texte  selbst 
beigefügt  werden.  In  historischer  und  litterarischer  Hin- 
sicht hat  der  Unterzeichnete  sich  dabei  auf  das  Noth- 
wendigste  beschränkt;  für  Leser,  die  keine  gelehrte  Er- 
ziehung genossen  haben,  wird  jedes  Konversationslexikon 
die  fehlende  Aushülfe  gewähren  können.  Im  Uebrigen 
sind  bei  den  Anmerkungen  dieselben  Grundsätze,  wie  bis- 
her, innegehalten  worden ;  zur  Rechtfertigung  wird  auf  die 
Vorreden  zu  Band  III.  und  V.  dieser  Bibliothek  verwiesen. 
So  weit  die  Anmerkungen  auf  eine  Kritik  der  Ansichten 
des  Gr.  eingehen  mussten,  konnte  dies  ohne  die  Unter- 
lage eines  bestimmten  ethischen  Systemes  nicht  geschehen. 
Dem  vorherrschenden  Princip  dieser  Bibliothek  gemäss 
ist  die  realistische  Auffassung  der  sittlichen  Welt  hier- 
bei zu  Grunde  gelegt  worden,  von  welcher  eine  eingehendere 
Darstellung  in  Band  XL  gegeben  worden  ist.  Zur  Ab- 
kürzung der  Anmerkungen  ist,  wo  es  anging,  auf  die 
dort  gegebenen  Ausführungen  verwiesen  worden.  Vielleicht 
dient  die  Probe,  auf  welche  die  Principien  des  Realismus 
durch  diese  Anwendung  auf  die  konkreten  Fragen  des 
Werkes  von  Gr.  gestellt  worden  sind,  dazu,  das  Ver- 
ständniss derselben  zu  fördern  und  ihre  Wahrheit  zu  be- 
stätigen. 

In  Ergänzung  der  dem  Werke  vorgesetzten  Lebens- 
beschreibung des  Gr.  ist  noch  seines  im  Jahr  1864  zu- 
fällig aufgefundenen,  bis  dahin  unbekannten  Werkes: 
De  jure  praedae  (Ueber  das  Recht  der  Beute)  zu  er- 
wähnen, was  zuerst  1868  in  Haag  bei  Nijhoff  im  Druck 
erschienen  ist.  Der  Holländische  Herausgeber  Hamaker 
erhebt  den  Werth  dieses  Werkes  sehr  hoch  und  meint, 
dass  das  spätere  Werk  des  Gr.  über  das  Recht  des  Krieges 
und  Friedens  nur  eine  etwas  verbreitete  Ueberarbeitung 
jenes  über  die  Beute  sei.  Allein  Gr.  war  bei  Abfassung 
dieses  früheren  Werkes  nur  26  Jahre  alt,  und  erst  16  Jahre 
später  veröffentlichte  er  sein  grosses  Werk  über  das  Recht 
des  Krieges  und  Friedens.  Schon  diese  äusserlichen  Um- 
stände machen  eine  solche  Annahme  bedenklicli,  und  wenn 
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man  auf  den  Inhalt  beider  Werke  näher  eingeht,  so  zeigt 
sich,  dass  der  Unterschied  derselben  weit  grösser  ist,  dass 
das  spätere  Werk  viel  Materien  behandelt,  die  das  frühere 
gar  nicht  berührt  und  dass  ebenso  die  Art  der  Behandlung 
eindringender  und  das  ürtheil  reifer  und  gediegener  ist, 
als  in  jenem  Erstlingswerke.  Daraus  erklärt  sich  auc];, 
weshalb  Gr.  aus  diesem  ersten  Werke  nur  das  eine  Kapitel 
über  das  freie  Meer  durch  Druck  als  Brochüre  1609  ver- 
öflfentlicht  hat,  aber  sonst  des  Werkes  nirgends  weiter  in 
seinen  zahlreichen  Schriften  und  Briefen  erwähnt.  Unter 
diesen  Umständen  bietet  dieses  Werk  über  die  Beute 
keine  neuen  Aufschlüsse  für  das  spätere  grosse,  vielmehr 
kann  dieses  umgekehrt  zum  Verständniss  des  früheren  be- 
nutzt werden. 

In  der  Lebensbeschreibung  ist  Seite  14  gesagt  worden, 
dass  bis  jetzt  noch  keine  Deutsche  Uebersetzung  von  Gr. 
Werke  existire.  Indess  erwähnt  Berbeyrac  in  der  Vor- 
rede zu  seiner  französischen  Uebersetzung  vom  Jahr  1729, 
dass  im  Jahr  1707  eine  Deutsche  Uebersetzung  von  einem 
gewissen  Schütz,  Lehnsdirektor  der  Grafen  Reuss  mit  einer 
Vorrede  von  Thomas ius  erschienen  sei.  Dem  Unterzeich- 
neten ist  es  jedoch  nicht  möglich  gewesen,  in  einer  der 
ihm  zugänglichen  grösseren  Bibliotheken  diese  Ueber- 
setzung aufzufinden. 

Endlich  ist  noch  ein  Versehen  des  Druckers  zu  be- 
richtigen. Zu  Seite  138  Band  I.  ist  die  Anmerkung  58 
nicht  vollständig  abgedruckt  worden.  Es  folgt  deshalb 
der  dort  weggebliebene  Schluss  dieser  Anmerkung  hier 
unten*)  und  wird  gebeten,  hiernach  die  betreflfenden  Stelle 
S.  138  zu  ergänzen. 

Berlin,  im  August  1869. 

V.  Kirchmann. 


*)  Dies  ist  noch  ein  Ueberbleibsel  mittelalterlicher  Zu- 
stände, wo  die  bevorrechtigten  Stände  allerdings  befugt 
waren,  ihre  Streitigkeiten  durch  Privatfehde  auszumachen 
und  eine  Art  Krieg  mit  einander  zu  führen.  Allein  nach- 
dem zu  Ende  des  15.  Jahrhunderts  dieser  Zustand  in 
Deutschland    einer    geordneten    Gerichtspflege    gewichen 


war  und  Aehnliches  sich  auch  in  den  andern  kultivirten 
Ländern  entwickelt  hatte,  nahm  nun  der  Rest  der  Selbst- 
liülfe,  welcher  zur  Zeit  des  Gr.  neben  der  Justizpflege 
noch  bestand,  einen  von  dem  Kriege  durchaus  verschie- 
denen Charakter  an;  beide  haben  zwar  die  Anwendung 
von  Gev/alt  als  ein  gemeinsames  Merkmal,  allein  in  allen 
anderen  Beziehungen  sind  sie  so  wesentlich  verschieden,  dass 
eine  Analogie  von  dem  einen  auf  den  anderen  durchaus 
unzulässig  ist.  Dies  gilt  selbst  für  die  sogenannte  natur- 
rechtliche Beurtheilung.  Es  ist  gerade  ein  Mangel  der- 
selben, dass  sie  von  der  Totalität  und  dem  geschicht- 
lichen Zusammenhang  der  einzelnen  Rechtsinstitutionen 
absieht  und  das  Verschied(?nste  zusammenstellt,  blos  weil 
eine  vereinzelte  Bestimmung  in  denselben  eine  gemeinsame 
ist.  Schon  für  die  von  dem  Staate  ausgeübte  Strafgewalt 
hat  oben  ein  ähnlicher  Fehler  gerügt  werden  müssen. 

Indem  Gr.  bei  der  naturreclitlichen  Begründung  der 
Selbsthülfe  von  dem  Rechtsgefühl  seiner  Zeit  ausgeht, 
musste  sie  ihn  als  selbstverständlich,  also  im  Natur- 
recht begründet  erscheinen;  allein  das  durchaus  Positive 
dieser  Institution  musste  sofort  hervortreten,  wenn  Gr. 
auf  entferntere  Zeiten  oder  Völker  zurückging.  Dann 
zeigte  sich,  dass  die  Selbsthülfe  bald  in  weit  höherem 
Maasse  Statt  fand,  bald  wieder  ganz  verboten  war.  Diese 
Abweichungen  weiss  daher  Gr.  nicht  anders  zu  erklären, 
als  dass  er  sie  auf  Rechnung  des  sogenannten  willkür- 
lichen Rechtes  bringt,  während  eine  tiefere,  historische 
Betrachtung  auch  für  diese  Abweichungen  ebenso  natür- 
liche Umstände  darlegt,  wie  für  das  von  Gr.  zum  Natur- 
recht gerechnete  Maass  der  Selbsthülfe.  Die  meiste 
Schwierigkeit  machen  Gr.  deshalb  hier  die  Vorschriften  des 
Neuen  Testamentes.  Er  sucht  sie  durch  eine  tlieilweise  sehr 
gezwungene  Auslegung  zu  beseitigen,  während  es  sehr 
zweifelhaft  bleibt,  ob  nicht  einzelne  Aussprüche  hier  von 
dem  schwärmerischen  Eifer  eines  Religionsstifters  strenger 
gemeint  worden  sind,  als  Gr.  es  anerkennen  will.  Es  kann 
hier  nur  auf  das  in  den  Anmerkungen  54,  55  und  57  Gesagte 
Bezug  genommen  worden.  Ein  Hauptmittel  der  Auslegung 
bleibt  für  Gr.  auch  hier  die  Unterscheidung  zwischen 
gebotenen  und  edlen  Thaten.  Letztere  stehen  zwar 
moralisch    höher,    allein   Niemand    ist    dazu    verpflichtet. 
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Auf  diese  Weise  beseitigt  Gr.  die  Verbindlichkeit,  welche 
aus  dem  Beispiel  Christi  hergenommen  wird  und  die 
extremen  Aussprüche  einzelner  Kirchenväter.  Die  Will- 
kürlichkeit solcher  HUlfsmittel  ist  leicht  erkennbar;  sie 
wird  nur  verdeckt,  weil  ihr  das  sittliche  Gefühl  des 
Schriftstellers  zu  Hülfe  kommt,  und  er  die  Unbcdingt- 
heit  der  darin  für  ihn  liegenden  Pflicht  mit  der  All- 
gemeinheit solcher  Pflicht  verwechselt,  wie  B.  VIII. 
näher  gezeigt  worden  ist. 
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B.  I.  otler  XL 


i.  loa 

II.  97 
Gen.  XI,  3 

Exod.  III.  32,33 

Lev. 
Nuiii. 
Deut. 
Prov. 
Math. 
Marc. 

Luc. 

Joh. 

Actor. 

Apocal. 
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Erklärung  der  Abkürzungen. 

bedeutet  den  ersten  oder  elften  P.and  der  Pliilo- 
sophischen  Bibliothek  und  die  daneben  be- 
findliche arabische  Ziffer  bedeutet  die 
SeitenzahL 

„        Seite  103  von  Band  I.  dieses  Weikes. 

Seite  97  von  Band  IL  dieses  Werkes. 

das  erste  Buch  Mosis   Kapitel  11  Vers  3 
(Genesis). 

das    zweite   Buch    Mosis   Xapitel  3  Vers 
32  und  33  (Exodus). 

das  dritte  Bucli  Mosis  (Leviticus). 

das  vierte  Buch  Mosis  (Numeri). 

das  fünfte  Buch  Mosis  (Deuterononüum). 

die  Sprüche  Salomonis. 

das  Evangelium  des  Mathaeus. 

das  Evan^^elium  des  Marcus. 

das  Evangelium  des  Lucas. 

das  Evangelium  des  Johannes. 

die  Apostelgeschichte. 

die  Offenbarung  Joliannis. 

Die  bei  diesen  Abkürzungen  stellenden 
römischen  Ziffern  bezeichnen  überall  das 
Ka]>itel,  die  arabischen  den  Vers. 
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Des 


Hugo  Grotius 

Leben  und  Schriften. 


xliigo  Grotius  wurde  am  10.  April  1583  zu  Delft  in 
Holland  geboren,  zu  einer  Zeit,  wo  von  den  vereinigten 
Kiederlanden  der  Kampf  um  ihre  Unabhängigkeit  gegen 
Philipp  11.  von  Spanien  auf  das  Lebhafteste  geführt  wurde 
und  alle  GemUther  erfüllte.  Fünfzehn  Jahre  waren  damals 
erst  verflossen,  seitdem  Graf  Egmont  unter  Herzog  Alba's 
Zwingherrschaft  in  Brüssel  enthauptet  worden  war.  Grotius 
stammte  aus  dem  alten  Geschlecht  der  de  Cornets;  sein 
Urgrossvater,  welcher  eine  Tochter  des  Bürgermeisters 
Diedrichs  de  Groot  geheirathet  hatte,  gab  auf  den  Wunsch 
des  Letzteren  seinen  Kindern  den  Zunamen  de  Groot. 
Der  Vater  unseres  Hugo  war  Doktor  beider  Rechte  und 
Bürgermeister  in  Delft;  seine  Mutter  war  Alida  von 
Overschie. 

Vortreffliche  Anlagen  und  sorgfältige  Erziehung  trafen 
bei  ihrem  Sohne  Hugo  zusammen ;  schon  im  neunten  Jahre 
machte  er  lateinische  Verse,  und  im  zwölften  Jahre  ging 
er  auf  die  Universität  nach  Leyden,  wo  damals  der  be- 
rühmte Scaliger  lehrte,  mit  dem  Grotius  bald  in  freund- 
schaftliche Verbindung  kam.  Im  vierzehnten  Jahre  dis- 
putirte  Gr.  öff'entlich  über  Mathematik,  Philosophie  und 
Jurisprudenz,  und  die  Gelehrten  waren  um  Worte  verlegen, 
ihre  Bewunderung  über  den  Knaben  auszusprechen.  Man 
nannte  ihn  Adolescentem  sine  eoßernplo  (einen  Jüngling 
ohnegleichen)  juvenem  portentosi  ingenii  (einen  Jüngling 
von  erstaunlichem  Geiste). 

Grotius,  Recht  d.  Kr.  u.  Fr,  ■% 
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Ein  Jahr  darauf  begleitete  Gr.  den  holländischen  Gross- 
pensionär Johann  v.  Oldenbarneveldt  auf  seiner  Gesandt- 
schaft nach  Paris.  Sein  Name  war  dort  schon  bekannt; 
der  König  Heinrich  IV.  empfing  ihn  huldvoll  und  schenkte 
ihm  sein  Bild  mit  goldener  Kette.  Nach  seiner  Rückkehr 
1599  ward  Gr.  Doktor  beider  Rechte;  allein  die  juristische 
Praxis  sagte  ihm  nicht  zu,  weil,  wie  er  sich  ausdrückt, 
„das  blosse  Geschäft  des  Rechtsgelehrten  keinen  grossen 
Mann  macht,  wofern  nicht  die  Beredsamkeit  dabei  ange- 
wendet werden  kann ;  und  weil  sie  ihn  an  dem  Fortschritt 
in  der  Gelehrsamkeit  hindert;"  ein  sehr  bezeichnendes 
Geständniss  des  Mannes,  welcher  der  Begründer  des  mo- 
dernen Naturrechts  werden  sollte. 

Seine  ersten  Schriften  waren  eine  neue  Ausgabe  des 
Marcianus  Cape  IIa  und  der  Phänomene  des  Aratus. 
Cape  IIa,  ein  gelehrter  Grammatiker  aus  dem  fünften 
Jahrhundert,  schrieb  um  470  nach  Christus  in  einem 
schwülstigen  und  theilweise  unreinen  Latein  ein  aus  Prosa 
und  Versen  wunderlicJi  zusammengesetztes  Werk  unter 
dem  Titel:  „Satirikon",  welches  eine  Art  Encyklopädie 
über  die  sieben  freien  Künste  enthielt  und  im  Mittelalter 
viel  gelesen  wurde.  Aratus  hatte  im  3.  Jahrhundert  vor 
Christus  über  Sternerscheinungen  und  Wetterzeichen  ein 
griechisches  Lehrgedicht  gemacht,  was  Cicero  übersetzt 
hatte.  Es  ist  höchst  sonderbar,  wie  Gr.  seinen  Fleiss 
und  seine  Gelehrsamkeit  gerade  auf  zwei  so  werthlose 
Ueberreste  des  Altertliums  verschwenden  konnte;  aber  e« 
ist  auch  bezeichnend  für  seinen  Charakter  und  seinen 
Geist.  Gerade  an  solchen  werthlosen,  aus  allem  Mög- 
lichen zusammengelesenen  Schriften  konnte  seine  Gelehr- 
samkeit sich  am  glänzendsten  entfalten;  daneben  hatte 
Gr.  so  wenig  poetischen  Sinn,  dass  nur  er  es  vermochte, 
bei  solchem  hohlen  Wortgeklingel  auszuhalten.  —  Trotz- 
dem war,  dem  Geschmack  jener  Zeit  entsprechend,  der 
Erfolg  beider  Werke  ein  ausserordentlicher;  die  Gelehrten 
bewunderten  daran  den  ausgebreiteten  Schatz  von  Kennt- 
nissen, und  Scaliger  und  Andere  waren  unerschöpflich 
in  dem  Lobe  des  Verfassers. 

Gr.  war  aber  auch  selbst  ein  Dichter,  d.  h.  er  machte 
Verse  in  einem  erträglichen  Latein.  Das  Beste  davon  ist 
in  einem  starken  Bande  gesammelt  und  umfasst  heilige 
und  profane  Gedichte  aller  Art:  Hochzeitslieder,  Elegien, 


auch  zwei  Trauerspiele,  deren  eines:  der  leidende 
Christus,  das  andere:  Sophombaneas  heisst  und  die 
Geschichte  von  Joseph  in  Aegypten  behandelt.  Es  ist 
merkwürdig,  wie  spurlos  die  Werke  Homer's,  Virgil's  und 
der  griechischen  Tragiker  an  Gr.'s  Geist  vorübergegangen 
sind,  ob<j:leich  seine  genaue  Bekanntschaft  mit  denselben 
unzweifelhaft  ist.  Es  zeugt  von  dem  Geschmack  Gr.'s, 
dass  er,  anstatt  seine  Gelehrsamkeit  und  seine  Zeit  diesen 
und  anderen  grossen  klassischen  Autoren  zuzuwenden, 
es  vorzog,  sie  an  einem  Capeila  und  Aratus  zu  ver- 
schwenden. Es  wird  deshalb  nicht  auffallen,  wenn  die 
eigenen  Dichtungen  Gr.'s  nur  eine  gereimte  Prosa  im 
schlechten  Geschmack  der  damaligen  Zeit  genannt  werden 
können.  Das  grösste  Lob,  was  ihm  deshalb  gebührt,  ist, 
dass  trotz  des  Erfolges,  welchen  diese  V^ersmacherei  hatte, 
und  wobei  er  den  ersten  Dichtern  des  Alterthums  an  die 
Seite  gesetzt  wurde,  Gr.  dennoch  bescheiden  blieb  und 
sich  für  keinen  Dichter  hielt.  In  seinen  Briefen  spricht 
er  mit  grosser  Gleichgültigkeit  von  seinen  Gedichten,  und 
in  der  Vorrede  zu  seinen  Poesien  sagt  er:  „Ich  fürchte, 
Du  urtheilst  zu  gütig  von  meinen  Spielen.  Knaben,  auch 
stammelnde,  lieben  wir,  weil  es  in  ihrem  Alter  hinreicht, 
dass  der  Keim  des  Genies  erblickt  werde;  aber  Frucht 
zu  verlangen  —  das  wäre  unzeitig.  Einem  Manne  da- 
gegen geziemt  es  eher  zu  schweigen,  als  zu  stammeln." 
Es  spricht  für  den  trüben  Geschmack  jener  Zeit,  dass 
selbst  Männer  wie  Scaliger,  Casaubonus,  Salma- 
sius,  die  gründlichsten  Kenner  der  alten  Literatur,  in  den 
allgemeinen  Beifall,  welcher  den  Dichtungen  Gr.'s  gezollt 
wurde,  lebhaft  einstimmten. 

Unterdess  führte  Gr.  seine  gerichtlichen  Geschäfte  als 
Advokat  fort  und  gelangte  bald  zu  dem  bedeutenden  Posten 
eines  General-Advokaten  oder  Fiskal  von  Holland,  Seeland 
und  Westfriesland.  Dennoch  führt  er  bittere  Klagen  über 
die  ruhmlos  in  dieser  Praxis  verlorene  Zeit. 

Im  Jahr  1609  erschien  sein  erstes  staatsrechtliches 
Werk  unter  dem  Titel:  „Die  Freiheit  des  Meeres." 
Es  treten  darin  schon  dieselben  Grundgedanken  und  die- 
selbe Art  der  Behandlung  hervor,  wie  sie  in  seinem  spä- 
teren Hauptwerke  über  das  Naturrecht  herrschen.  Es  war 
eine  Broschüre  im  heutigen  Sinne;  veranlasst  durch  die 
bei    den   Friedensunterhandlungen    von  den   Spaniern    ge- 
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stellte  Bedingung,  dass  die  Holländer  ihren  Handel  nach 
Indien  für  die  Anerkennung  ihrer  Selbstständigkeit  auf- 
geben sollten.  Gr.  erkennt  in  einem  Briefe  an  Came- 
rarius  selbst  an,  dass  bei  dieser  Schrift  seine  Vaterlands- 
liebe grösser  gewesen  sei  als  die  Schärfe  seiner  Beweise. 
Dennoch  sind  sie  ganz  gleicher  Natur,  wie  in  seinem 
grossen  Werke  über  das  Naturrecht. 

Um  dieselbe  Zeit  erschien  auch  seine  Schrift:  lieber 
dasAlter  der  batavischen  Republik;  eine  Tendenz- 
schrift, zur  Vertheidigung  der  aristokratischen  Partei  seiner 
Zeit  in  den  Niederlanden. 

Inmittelst    hatten    die    theologischen    Streitigkeiten 
über   die   Gnadenwahl   in    Holland   einen   politischen  Cha- 
rakter angenommen.     Nach  August  in   entscheidet  ledig- 
lich der  Kathschluss  Gottes,  ob   ein  Mensch  zum  ewigen 
Leben  oder  zur  ewigen  Verdammniss  gelangt;   Pelagius 
wollte  dagegen  eine  Mitwirkung   des  Menschen  dabei  ein- 
treten lassen.     Luther  trat  bekanntlich  mit  Entschieden- 
heit   auf   die    Seite  Augustin's;    die  gemässigteren  Refor- 
matoren, wie  Melanchton,  Erasmus,  neigten  zu  Pela- 
gius.    In  Holland  wurde  des  Pelagius  Ansicht  von  dem 
Prediger  Arm inius  lebhaft  vertreten,  während  der  Predi- 
ger Gomarus,  so  wie  die  Stadt  Amsterdam  mit  dem  Prin- 
zen Moritz  an  der  Meinung  Augustin's  festhielten.    Solche 
Streitigkeiten   genügten   damals,    um   die  Bevölkerung  bis 
in  ihre  untersten  Schichten  aufzuregen,  und  dies  gab  den 
Anlass,  politische  Zwecke  damit  zu  verbinden.    Die  aristo- 
kratische  Partei,    zu  welcher  Gr.   gehörte,    fürchtete   die 
wachsende  Uebermacht  des   Statthalters  Moritz  und  hielt 
es  mit  den  Rem ons tränten,  welchen  Namen  die  Partei 
der   Arminiaaer    in   Folge    einer   remonstrirenden    Staats- 
schrift   erhalten  hatte;    dagegen    hielt    die  grosse  Masse, 
namentlich  in  Amsterdam  selbst,  zu  Gomarus,  und  Moritz 
schloss  sich  dieser  an,  weil  sie  zur  Förderung  seiner  ehr- 
süchtigen Pläne  besser  passte.     Volksversammlungen,   in 
denen    die    religiöse    Streitfrage    verhandelt   wurde,    führ- 
ten  zu    gegenseitigen   gewaltthätigen  Ausschreitungen  der 
Menge;    die  Arminianisch  gesinnten  Provinzen  errichteten 
eine  Miliz    und   verlangten   eine  Provinzialsynode;    Moritz 
mit    dem  Rath    von  Amsterdam   wollte   nur   eine  General- 
i^ynode  gestatten  und  verlangte  die  Entlassung  der  Milizen. 
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Er  setzte  dies  in  mehreren  Städten  durch,  halb  mit  Ge- 
walt, halb  durch  Furcht. 

Oldenbarneveldt  und  Grotius  waren  die  Haupt- 
führer der  aristokratischen  Partei,  und  Letzterer  war  zu 
mehreren  Gesandtschaften  nach  Amsterdam  und  Utrecht 
benutzt  worden.  Allmälig  wurde  jedoch  die  aristokratische 
Partei  so  geschwächt,  dass  sie  1618  in  die  Generalsynode 
zu  Dortrecht  einwilligte.  Barneveldt  und  Gr.  gingen  als 
Abgesandte  mit  Hogebeerts  dahin;  hier  wurden  sie 
am  29.  August  1618  auf  Befehl  des  Prinzen  Moritz  ver- 
haftet, und  sodann  mit  Gepehmiguug  der  Generalstaaten 
der  Prozess  wegen  Hochverraths  gegen  sie  eingeleitet. 
Die  Behandlung  des  Gr.  im  Gefängniss  war  hart  und  ver- 
rätherisch;  man  suchte  ihn  zu  Beschuldigungen  gegen 
seinen  Freund  Barneveldt  zu  verleiten,  drohte  ihm  sogar 
mit  der  Folter;  allein  Gr  blieb  standhaft.  Vor  dem  er- 
nannten Gericht  wurde  er  nur  zweimal  verhört,  und  wenn 
er  dabei  reden  wollte,  so  schrieen  die  Richter  und  ver- 
langten, er  solle  auf  die  Fragen  nur  Ja  oder  Nein  ant- 
worten. 

Am  12.  Mai  1619  wurde  Oldenbarneveldt  zum  Tode  ver- 
urtheilt  und  hingerichtet.  Gr.  sollte  um  Gnade  bitten; 
allein  er  weigerte  sich  dessen  beharrlich,  und  so  wurde 
am  18.  Mai  1619  gegen  ihn  auf  lebenslängliches  Gefäng- 
niss und  Konfiskation  seiner  Güter  erkannt.  Dieselbe 
Strafe  traf  Hogebeerts.  Am  5.  Juni  1619  wurden  Beide 
nach  der  Festung  Lövenstein  abgeführt  und  darin  Jeder 
in  ein  besonderes  Zimmer  eingesperrt. 

Gr.  ertrug  seine  ziemlich  harte  Gefangenschaft  mit 
grosser  Ruhe  und  Festigkeit.  Ein  Trost  war  ihm  seine 
Frau,  welche  es  trotz  aller  Schwierigkeiten  durch  Beharr- 
lichkeit erlangte,  dass  sie  wöchentlich  einige  Male  ihren 
Gatten  besuchen  durfte.  Auch  gestattete  man  ihm  litera- 
rische Beschäftigung  und  die  Benutzung  von  Büchern,  die 
ihm  von  auswärts  zugeschickt  wurden.  Gr.  legte  hier 
den  Grund  zu  mehreren  seiner  späteren  Werke,  ins- 
besondere zu  den  exegetischen  über  das  Alte  und  Neue 
Testament. 

Dessenungeachtet  empfand  er  die  Entbehrung  der 
Freiheit  schmerzlich.  Ein  Brief  vom  15.  Januar  1621  an 
den  französischen  Gesandten  schliesst  mit  den  Worten: 
„Wer   die  Sache   kennt,    weiss,    dass   mein   einziges  Ver- 
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brechen  ist,  dass  ich  und  die  Anderen  den  Staat  nicht 
nacli  dem  Willen  Jener  lenkten.  Wenn  ich  deshalb  die 
Freiheit,  die  Ehre  und  mein  Vermögen  verloren  habe,  so 
ist  das  nicht  ohne  Beispiel.  Aber  das  ist  das  Härteste, 
dass  mein  schwacher  Körper  der  Luft,  und  mein  trauriger 
Geist  der  Freunde  entbehren  muss.  Doch  auch  dies,  und 
was  noch  Schlimmeres  erdacht  werden  mag,  will  ich  mit 
Gottes  Beistand  lieber  erdulden,  als  Verzeihung  suchen 
für  Dinge,  deren  sich  mein  Herz  nicht  schuldig  fühlt." 

Durch  den  beharrlichen  Muth  seiner  Frau  wurde  er 
indess  schneller  befreit,  als  (u*  gedacht  hatte.  Eine  Kiste, 
kaum  4  Fuss  lang,  diente,  die  Bücher  für  Gr.  hin  und 
her  zu  schicken;  am  22.  März  1621,  wo  der  Kommandant 
abwesend  war,  wagte  es  Gr.'s  Gattin,  iliren  Mann  dadurch 
zu  befreien,  dass  sie  ihn  selbst  statt  Büclier  in  die  Kiste 
packte  und  so  von  den  Soldaten  wegtragen  Hess.  Als 
diese  die  Kiste  schwer  fanden  und  s.-igten:  „Sollte  der 
Arminianer  wohl  auch  darin  stecken?"  antwortete  Gr.'s 
Gattin  mit  Geistesgegenwart  scherzend:  „Wenigstens  sind 
es  arminianische  Bücher."  Die  Kiste  wurde,  von  einer 
treuen  Magd  begleitet,  in  ein  Fahrzeug,  von  da  nacli 
Gorcum  gebracht  und  in  des  Buchhändlers  Haus  getragen. 
Hier  erst  konnte  sie  geöffnet  werden,  und  Gr.  verliess 
halb  ohnmächtig  und  entstellt  die  Kiste,  in  der  er  über 
zwei  Stunden  zugebracht  hatte.  In  der  Verkleidung  eines 
Maurers  gelang  ihm  dann  die  weitere  Flucht.  Von  Ant- 
werpen aus  meldete  er  sie  den  Generalstaaten.  Auf  den 
Rath  seiner  Freunde  ging  er  von  da  auf  Umwegen  und 
verkleidet  nach  Paris.  Gr.'s  Gattin  war  anfänglich  ver- 
haftet worden,  indess  erkannte  selbst  Moritz  die  Gross- 
lierzigkeit  ihrer  That  an;  sie  wurde  nach  zwei  Tagen 
wieder  entlassen  und  folgte  ihrem  Manne  im  Herbst  nach 
Paris. 

Ludwig  XHI.  nahm  Gr.  gnädig  auf  und  setzte  ihm 
bald  eine  Pension  von  3000  Livres  aus,  die  freilich  sehr 
unregelmässig  gezahlt  wurde.  Gr.  wandte  sich  nun  ganz 
der  schriftstellerischen  Thätigkeit  zu.  Er  schrieb  zunächst 
eine  Apologie  oder  Rechtfertigung  seiner  in  Bezug  aui 
den  gegen  ihn  verhängten  Prozess.  Die  Schrift  ist  mit 
grosser  Mässigung  verfasst,  so  dass  man  Gr.  vorhielt,  er 
habe  den  Prinzen  Moritz  wider  Verdienst  geschont.  Trotz- 
dem   wurde    das  Buch    von    den   Generalstaaten   für  ver- 
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leumderisch  erklärt  und  dessen  Lesung  allen  Unterthanen 
bei  Todesstrafe  verboten. 

Dann  folgte  die  Ausgabe  des  St  ob  aus,  eines  grie- 
chischen Schriftstellers  aus  dem  5.  Jahrhundert  nach 
Christus,  der  Auszüge  aus  früheren  Werken  in  Sentenzen 
für  seinen  Sohn  gemacht  hatte;  also  eine  Art  Blumenlese, 
wovon  indess  nur  Bruchstücke  sich  erhalten  haben.  Auch 
an  diesem  Werke  bewährt  sich  die  grosse  Gelehrsamkeit 
des  Gr.,  aber  auch  seine  Geschmacklosigkeit  und  seine 
Neigung  zu  verflachender  Verallgemeinerung  der  sittlichen 
Gestaltungen  des  Lebens,  die  später  in  seinem  Haupt- 
werke noch  stärker  hervortritt. 

Im  Jahre  1625  erschien  endlich  in  Paris  in  lateinischer 
Sprache,  wie  alle  seine  Bücher,  dies  Hauptwerk  unter 
dem  Titel:  „Vom  Rechte  des  Krieges  und  Frie- 
dens." Gr.  hatte  drei  Jahre  daran  gearbeitet  und  wid- 
mete es  Ludwig  XIII.,  der  es  gnädig  aufnahm,  aber  dem 
Verfasser  kein  Geschenk  zukommen  Hess,  wie  dies  damals 
Sitte  war. 

Die  Beurtheilung  dieses  Werkes  muss  den  Anmer- 
kungen zu  demselben  vorbehalten  bleiben.  Gr.  ist  an- 
erkanntermaassen  durch  dieses  Werk  der  Begründer  des 
modernen  Naturrechts  geworden;  insbesondere  ist  seitdem 
die  Staatswissenschaft  auf  dem  von  Gr.  hier  gelegten 
Grunde  fortgebaut  worden.  Sein  Ruhm  ist  durch  dieses 
Werk  für  alle  Zeiten  begründet.  Die  Wissenschaft  hat 
es  vielleicht  überholt;  allein  dies"  mindert  nicht  den  Werth, 
welchen  es  für  die  Entwiekelung  derselben  und  für  die 
Milderung  der  Sitten  und  die  Belebung  des  Rechtsgefühls 
in  öffentlichen  Verhältnissen  gehabt  hat. 

Berbeyrac,  einer  der  besten  Herausgeber  und  üeber- 
setzer  des  Werkes,  sagt,  es  zeuge  „von  einer  ausser- 
ordentlichen Feinheit  des  Geistes,  von  einem  scharfen 
Urtheil,  einem  tiefen  Nachdenken,  einer  umfassenden  Ge- 
lehrsamkeit, einer  erstaunlichen  Belesenheit  und  einer  auf- 
richtigen Liebe  zur  Wahrheit." 

Das  Urtheil,  was  Rousseau  im  „Contrat  social"  über 
Gr.  fällt,  ist  bekannt.  Er  sagt  im  2.  Buche:  „Jedermann 
kann  aus  dem  III.  und  IV.  Kapitel  des  1.  Buchs  von 
Grotius  ersehen,  wie  dieser  gelehrte  Mann  sich  abmüht 
und  in  Sophismen  verwickelt,  aus  Furcht,  zu  viel  oder 
zu  wenig  zu  sagen,  je  njjich  den  Meinungen  und  Interessen, 
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die  er  versöhnen  wollte.  Grotius  war  nach  Frankreicli 
geflüchtet,  unzufrieden  mit  seinem  Vaterlande;  in  dem 
Bestreben,  Ludwig  XIII.  den  Hof  zu  machen,  sparte  er 
nichts,  um  den  Völkern  alle  ihre  Rechte  zu  nehmen  und 
mittelst  allerlei  Kunststücke  die  Könige  damit  zu  be- 
kleiden." 

Rousseau  mag  hier  Recht  haben  für  seine  Zeit;  aber 
dies  widerlegt  nicht,  dass  Grotius  durch  sein  Werk  für 
den  Fortschritt  der  Völker  zur  Freiheit  mehr  geleistet  hat, 
als  Rousseau  durch  sein  „Contrat  social".  Ihre  Gegen- 
sätze treffen  in  Wahrheit  nicht  die  Schriftsteller,  sondern 
den  Gegenstand;  Beide  meinten,  mit  einem  Unveränder- 
liclien  es  zu  thun  zu  haben,  während  es  doch  in  jedem 
Jahrhundert  eine  andere  Gestalt  zeigt. 

Ein  junger  Mann  bat  Gr.  einst  um  ein  Buch,  aus  wel- 
chem er  die  Politik  erlernen  könne.  Gr.  antwortete: 
„Nimm  ein  Buch  weisses  Papier  und  gehe  damit  durch 
die  Welt.  Notire  Dir  aufmerksam  alle  öffentlichen  Vor- 
fälle und  lies  dabei  die  alten  Geschichten."  Diese  Ant- 
wort stellt  Gr.  höher  als  Rousseau;  sie  zeigt,  dass  Gr. 
die  hohe  Bedeutung  der  beobachtenden  Methode  erkannt 
hatte. 

In  dem  280.  seiner  Briefe  sagt  Gr.:  „Bei  meinem 
Buche  über  das  Recht  des  Krieges  und  Friedens  war  es 
mem  Hauptzweck,  jene,  nicht  blos  des  Christen,  sondern 
jedes  Menschen  unwürdige  Rohheit,  mit  der  die  Kriege 
willkürlich  begonnen  und  willkürlich  geführt  werden  und 
die  ich  zum  Unglück  der  Völker  täglich  wachsen  'sehe, 
nach  meinen  Kräften  zu  mildern." 

Im  875.  Briefe  sagt  Gr.:  „Ich  hatte  mir  Zweierlei  vor- 
gesetzt; die  Inhaber  der  Staatsgewalt  von  der  Rohheit  des 
Krieges  abzubringen;  sodann  denen,  welche  zum  Rechts- 
studium sich  einschiffen,  und  welchen  Müsse  und  Ju^-end 
einen  glücklichen  Wind  gewähren,  gleichsam  gewisse 
bterne  zu  bezeichnen,  nach  denen  sie  ihre  Fahrt  zu  neh- 
men hätten." 

Das  Werk  hatte  gleich  bei  seinem  Erscheinen  einen 
ausserordentlichen  Erfolg.  Der  grosse  König  Gustav 
Adolph  führte  es  beständig,  auch  während  des  Krieges, 
bei  sich,  und  nach  seinem  Tode,  in  der  Schlacht  bei  Lützen 
ward  es  in  seinem  Zelte  gefunden.  Wenn  Gustav  Adolph 
m  dem  Buche  gelesen  hatte,    pflegte  er  auszurufen:    „Es 
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giebt  nur  einen  Grotius;"  doch  bemerkte  er  gelegentlich, 
er  würde  Gr.  zeigen  können,  welcher  Unterschied  zwischen 
Theorie  und  Praxis  sei;  es  sei  leichter,  etwas  zu  schrei- 
ben, als  auszuführen  und  mit  den  bestehenden  Verhält- 
nissen zu  vereinigen.  So  wie  Alexander  den  Homer,  so 
hatte  Gustav  Adolph  des  Gr.  Werk  unter  dem  Kopfkissen 
seines  Lagers.  Karl  Ludwig,  Kurfürst  von  der  Pfalz, 
errichtete  in  Heidelberg  eine  besondere  Professur  für  die 
Erklärung  des  Grotius;  Pufendorf  war  der  Erste,  der 
sie  erhielt.  Schon  nach  50  Jahren  wurde  des  Gr.  Werk 
von  Johann  Beckmann  „cum  commentariis  vario7nim^ 
herausgegeben,  eine  Ehre,  die,  wie  Bayle  sagt,  man  nur 
nach  Jahrhunderten  den  Alten  erwiesen  hat. 

Gr.  hielt  sich  bis  zum  Herbst  1631  in  Paris  auf;  seine 
äussere  Lage  war  drückend  und  unsicher;  auch  litt  er  an 
den  Augen.  Seine  Pension  wurde  sehr  unregelmässig  ge- 
zahlt und  später  von  Richelieu  ganz  einbehalten,  weil  Gr. 
die  Anerbieten,  die  er  ihm  machte,  gegen  sein  Vaterland 
zu  dienen,  stolz  und  entschieden  ablehnte.  Gr.  schrieb 
seinem  Vater,  es  hätte  nur  bei  ihm  gestanden,  damals 
sein  Glück  zu  machen.  In  den  Niederlanden  war  inmittelst 
sein  Feind  Moritz  von  Oranien  1625  gestorben;  dessen 
Bruder  Friedrich  Heinrich  folgte  in  der  Statthalterschaft, 
und  dieser  war  dem  Gr.  freundlicher  gesinnt. 

Während  seines  Aufenthaltes  in  Paris  war  Gr.  ununter- 
brochen literarisch  thätig.  Er  wendete  sich  der  Auslegung 
der  Bibel  zu;  sein  Lieblingsgedanke  war,  die  durch  die 
Reformation  getrennten  Religionsparteien  auf  Grund  eines 
billigen  Abkommens  wieder  zu  vereinigen. 

So  entstanden  seine  fünf  Bücher  „von  der  Wahrheit 
der  christlichen  Religion",  deren  Erfolg  alle  seine  früheren 
Werke  übertraf.  Es  wurde  aus  dem  lateinischen  Urtext 
fünfmal  in  das  Französische,  dreimal  in  das  Deutsche, 
femer  in  das  Englische,  Schwedische,  Dänische,  Flam- 
ländische.  Griechische,  Chinesische,  Malaiische,  Persische 
und  Arabische  übersetzt.  Selbst  in  Rom  fand  das  Buch 
Beifall;  erst  später  wurde  es  dort  verboten.  —  Der  Geist, 
in  dem  Gr.  die  christliche  Religion  behandelte,  war  derselbe, 
in  dem  er  das  Recht  behandelte.  Er  hielt  nichts  von  Sub- 
tilitäten,  liebte  die  Vermittelung  und  beschränkte  sich  auf 
das,  was  dem  Menschen  für  sein  irdisches  Leben  Trost 
und  Freudigkeit  gewähren  masr.    An  eine  freie  historische 
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Kritik,  wie  sie  die  spätere  Zeit  geübt  hat,  ist  bei  Gr. 
noch  nicht  zu  denken;  er  ist  noch  vollständig  von  der 
Wahrheit  der  Bibel  und  von  der  Inspiration  ihrer  Ver- 
fasser überzeugt;  er  ist  deshalb  oft  zu  Nothbehelfen  und 
einer  seichten  Auslegung  genöthigt,  um  die  Bibel  mit  dem 
sittlichen  und  religiösen  Gefühl  seiner  Zeit  in  Ueberein- 
stimmung  zu  erhalten.  —  Von  Euripides  übersetzte  er 
einige  Tragödien  in  lateinischen  Versen. 

Im  Jahre  1631  kehrte  Gr.  nach  seinem  Vaterlande 
zurück;  der  Empfang  war  aber  nicht  ganz  so,  wie  er 
erwartete.  Man  scheute  die  Macht  des  Statthalters.  Gr. 
sagt  im  297.  Briefe:  „Was  soll  ich  thun;  es  schmerzt 
mich,  dass  es  so  wenig  Entschlossene  in  Holland  giebt. 
Mich  hat  nichts  abgeschreckt,  zu  zeigen,  wie  viel  ich  ver- 
zeihen kann.  Aber  auch  die  Gutmüthigkeit  hat  ihre  Gren- 
zen, besonders  wenn  sie  sonst  für  Schlaffheit  gehalten 
wird.  Ich  bin  nicht  von  so  engen  Kreisen  amc^chlossen." 
—  Seine  Freunde  hofften  viel  von  einer  Bittschrift,  die 
Gr.  dem  Prinzen  einreichen  sollte;  allein  Gr.  wollte 
sich  schlechterdings  nicht  dazu  verstehen. 

Im  März  1632  setzten  die  Stände  eine  Belohnung  von 
2000  Gulden  für  den  aus,  der  Gr.  der  Justiz  überliefern 
würde;  er  musste  deshalb  sein  Vaterland  abermals  ver- 
lassen und  begab  sich  am  17.  April  1632  nach  Hamburg. 
Mitten  in  den  Drangsalen  des  Krieges,  welcher  damals 
Deutschland  verwüstete,  schrieb  Gr.  dort  sein  oben  er- 
wähntes Trauerspiel  „Sopliombaneas".  Es  wurden 
ihm  vom  König  von  Dänemark,  von  Spanien,  selbst  von 
Wallen  stein  Anträge  gemacht,  in  ihre  Dienste  zu  treten; 
allein  Gr.  lehnte  sie  ab;  er  hoffte  noch  immer  auf  die 
Rückkehr  in  sein  Vaterland.  Als  jedoch  zwei  Jahre  frucht- 
los verflossen  waren,  trat  er  auf  Einladung  des  berühmten 
Kanzlers  Oxenstierna  in  die  Dienste  Schwedens.  Schon 
Gustav  Adolph  soll  dies  verordnet  haben.  Im  Mai  1634 
traf  Gr.  Oxenstierna  in  Frankfurt  am  M.  und  wurde  bald 
zum  schwedischen  Gesandten  am  französischen  Hofe  er- 
nannt.    Im  Anfang  1635  reiste  Gr.  nach  Paris. 

Seine  Aufgabe  dort  war  schwierig;  Schweden  bedurfte 
der  Hülfe  Frankreichs  in  dem  Kriege,  der  noch  immer 
in  Deutschland  wüthete;  allein  Frankreich  hielt  sich  zwei- 
deutig; es  lag  ihm  daran,  dass  weder  Schweden  noch 
Oesterreich   die   Oberhand  gewönne,    um   selbst  die   Ent- 
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Scheidung  in  der  Hand  zu  behalten  und  möglichst  zu  seinem 
Vortheil  auszunutzen.  Wie  weit  Gr.  diesen  schwierigen 
Posten  ausgefüllt  hat,  darüber  weichen  die  ürtheile  sehr 
ab.  Le  Vassor  sagt:  „Gr.  war  ein  ebenso  schlechter 
Unterhändler  als  ein  geschickter  Schriftsteller."  Man 
erzählte  sich  als  Anekdote,  Gr.  habe  an  den  Courtagen, 
wenn  er  mit  den  anderen  Gesandten  im  Vorzimmer  warten 
musste,  sich  abseits  gehalten  und  das  Neue  Testament 
im  Urtext  gelesen.  —  Indess  wusste  Gr.  den  vielen  kleinen 
Intrigucn,  welche  damals  ein  Hauptgeschäft  der  Diplomatie 
waren ,  mit  Ernst  und  Würde  entgegenzutreten.  Da  er 
nicht  schmeicheln  mochte,  so  stand  er  mit  Riclielieu  nicht 
gut.  Auch  an  dem  holländischen  Gesandten  hatte  Gr. 
einen  gefährlichen  Gegner.  In  den  vielen  jämmerlichen 
Etiquettestreitigkeiten,  in  die  man  Gr.  zu  verwickeln  suchte, 
bcnalim  er  sich  mit  Festigkeit  und  mit  der  Gleicligültigkeit, 
welche  dergleichen  Dinge  in  den  Augen  eines  hochgebil- 
deten Mannes  verdienen. 

Während  seines  Aufenthalts  in  Paris  vollendete  Gr. 
seine  Geschichte  der  Niederlande,  welche  er,  nach  dem 
Beispiele  von  Tacitus,  in  fünf  Bücher  Annalen  und 
achtzehn  Bücher  Historien  eingetheilt  hat.  Jene  umfassen 
die  Zeit  von  Pliilipp's  IL  Abreise  1567  bis  1588;  diese  die 
Zeit  bis  zu  dem  entscheidenden  Waffenstillstand  1609. 
Man  hat  Gr.  vorgeworfen,  er  habe  darin  die  Manier  des 
Tacitus  zu  ängstlich  nacligeahmt;  Cerisier  sagt:  „Gr.  ist 
ein  ebenso  guter  Maler  wie  Tacitus,  aber  er  ist  kein 
so  guter  Anatom."  Gr.  selbst  nennt  sie  ^simplicissimc 
scripta^  (durchaus  einfach  geschrieben).  Unzweifelhaft 
fällt,  wenn  man  Seh i  11  er' s  Gescliichte  des  Abfalls  der 
Niederlande  mit  Gr.'s  Werk  vergleicht,  das  Urtheil  selbst 
in  Bezug  auf  Styl  zu  Gunsten  Gr.'s  aus. 

Im  Ganzen  war  die  ehrliche  und  redliche  Gesinnung 
des  Gr.,  mit  der  er  die  öffentlichen  Verhältnisse  und  die 
leitenden  Personen  auffasste,  ihm  ein  Hinderniss,  die  wahren 
Fäden  der  Geschichte  zu  erkennen;  es  ist  ein  und  der- 
selbe Zug  in  seinem  Charakter,  welcher  ihm  in  seinem 
Naturrecht  zum  Vortheil,  in  seiner  Geschichte  zum  Nacli- 
theil  gereicht  hat.  Die  Milde  seines  Gemüths  erhellt  auch 
daraus,  dass,  obwohl  Prinz  Moritz  ihn  um  Freiheit, 
Vermögen    und  Vaterland  in  ungerechter  Weise  gebracht 
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hatte,  Gr.  in  seiner  Erzählung  doch  nicht  einen  Schatten 
auf  die  wohlverdiente  Feldherrngrösse  desselben  fallen  lässt. 
Ein  anderes  Werk  von  Gr.,  „Untersuchungen  über  den 
Ursprung  der  amerikanischen  Völker^  lässt  Amerika  von 
Norwegen  aus  über  Island  und  Grönland  bevölkert  werden. 
Auch  hier  herrscht  das  Bestreben,  die  Lehre  der  Bibel 
durch  ziemlich  seichte  Verstandesgründe  mit  den  neuen 
Entdeckungen  in  Uebereinstimmung  zu  erhalten. 

Vorwiegend    war   jedoch  Gr.    in    dieser  Zeit    mit    der 
Exegese  des  Alten  und  Neuen  Testaments  beschäftigt;  die 
Annotationes    (Anmerkungen)    zum  Alten    Testament    er- 
schienen  1641—46    in   zwei   Bänden   zu   Amsterdam;    die 
Äniiotationes  zum  Neuen  Testament  in  drei  Bänden  164-1 
zu  Paris.     So    werthvoll    diese  Arbeiten    für  jene   Zeiten 
sein  mochten,  so  treten  sie  doch  im  Verhältniss  zur  Gegen- 
wart   weit     hinter    Gr.'s     rechtswissenschaftliche    Werke 
zurück.     Sein    fester  Glaube    an    die    wörtliche  Wahrheit 
der  Bibel    und    an    die    göttliche  Inspiration,    welche   bei 
ihrer  Abfassung    gewirkt    habe,    machte  Gr.  jede    freiere 
Auffassung  unmöglich;  er  konnte  deshalb  wecjer  die  Kritik 
an  die  Aechtheit   der  einzelnen  Bücher  und    ihres  Textes 
legen,    noch    den    Inhalt    einer    höheren    philosophischen 
Prüfung  unterwerfen.     Dieselbe  streng  rechtgläubige  Auf- 
fassung der  Bibel,  welche  dem  Gr.  schon  bei  dem  Natur- 
recht  viele   Schwierigkeiten    bereitet    hatte,    lastet    auch 
auf  diesem  theologischen  Werke.    Gr.  legt  dabei  ein  über- 
triebenes Gewicht  auf  die  Ansicht  der  Kirchenväter.     Im 
Uebrigen  leitet  ihn  ein  Prinzip  der  Billigkeit  und  Accommo- 
dation,  wie  es  auch  in  seinem  Naturrecht  herrscht.    Sein 
Endziel  bleibt  die  Wiedervereinigung   der    durch    die  Re- 
formation  getrennten  Kirchen,    wesha^lb  Gr.   sogar  in  den 
Verdacht  des  Papismus  kam.    Durch  sein  Bestreben,  jeder 
Partei  zu   genügen,  keine  zu  verletzen,  um  die  Trennung 
nicht  noch  grösser  zu  machen,  kommt  in  seine  Erklärung 
der  Bibel  eine  Unbestimmtheit  der  Begriffe  und  eine  Viel- 
deutigkeit des  Ausdruckes,  welche  selbst  das  Verständniss 
erschwert.     Auch    macht    sich    die    Gelehrsamkeit    oft    in 
emer  Weise  geltend,  dass  man  mit  Recht  sagte:  „bei  ihm 
diene    die  Gelehrsamkeit    nicht    der    Sache,    sondern    die 
Sache    der    Gelehrsamkeit."     Aehnliche    Bedenken    treten 
auch  bei  dem  Naturrecht  hervor. 

Neben  diesen  Hauptwerken  verfasste  und  veröffentliclite 
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Gr.  in  dieser  Zeit  noch  eine  Menge  kleinerer  Schriften 
über  theologische  Streitfragen,  welche  die  Welt  damals 
ebenso  bewegten,  wie  jetzt  die  politischen. 

Diese    vielen    literarischen    Arbeiten,    verbunden    mit 
einem  gewissen  Ungeschick  zur  diplomatischen  Intrigue,  er- 
schütterten   seine   amtliche   Stellung.     Oxenstierna  gab 
ihm  später  einen  Franzosen  Dune  an   als   heimlichen  Be- 
obachter an  die  Seite.  Gr.  bemerkte  bald  das  Schiefe  seiner 
späteren    Stellung    und    bat    1645    um    seinen    Abschied. 
Dieser   ward    ihm    von    der    Königin    Christine    in    der 
ehrenvollsten  Form    bewilligt.     Gr.    ging  über  Dieppe  zu 
Schiffe  nach  Holland    und    wurde    dort    überall    ehrenvoll 
empfangen.    Von  dort  ging  er  über  Wismar  nach  Schweden. 
Sowohl   Oxenstierna    als    die  Königin   Christine    ge- 
währten ihm  einen  gnädigen  Empfang;   Letztere  wünschte, 
dass  er  in  Schweden  als  Mitglied  des  Staatsraths  bleiben 
möchte,  und  wollte  ihm  seine  Familie  nachkommen  lassen. 
Allein  Gr.  lehnte  es  ab  und  ging  zu  Schiffe  nach  Lübeck, 
Ein  heftiger  Sturm    warf  ihn    an  die  pommersche  Küste, 
von  wo  er  seinen  Weg  zu  Wagen  nach  Lübeck  fortsetzte. 
Die    Anstrengungen    dieser    Reise    hatten    ihn  jedoch    so 
erschöpft,    dass    er    nur  bis  Rostock  kam.     Sein  Zustand 
wurde  dort  bald  so  bedenklich,  dass  Gr.  neben  dem  Arzt 
noch    einen  Geistlichen,    Quistorp,    rufen  Hess.     Dieser 
tröstete  ihn  unter  andern,  dass  Gott  auch  mit  dem  Zöllner 
Barmherzigkeit  gehabt;    Gr.  antwortete:    „Ich    bin  dieser 
Zöllner."     Dann    weiter    ermahnt,    sagte  Gr.:    „Ich   setze 
meine  Hoffnung  auf  Christum."    Zuletzt  betete  Quistorp 
laut  und  fragte  Gr.,   ob  er  es  verstände;   Gr.  antwortete: 
„Die  Worte  verstehe  ich   wohl,   aber  kaum  fasse  ich  den 
Sinn."     Mit  diesen  Worten,    welche   seine   letzten   waren, 
verliess    ihn    sanft    und    leise    das  Leben  am  28.  August 
1645,  im  63.  Jahre  seines  Lebens. 

Er  hinterliess  neben  seiner  Wittwe,  die  ihre  Tage 
im  Haag  beschloss,  drei  Söhne  und  eine  Tochter;  von 
den  Söhnen  standen  zwei  im  Kriegsdienst;  der  dritte, 
Peter,  widmete  sich  den  Wissenschaften  und  ist  in  der 
politischen  Welt  nicht  unbekannt  geblieben. 

Gr.'s  Körper  wurde  einbalsamirt  und  in  die  Gruft  seiner 
Väter  in  der  Kirche  zu  Delft  beigesetzt.  Die  Grabschrift, 
welche  er  sich  selbst  gemacht  hat,  lautet: 
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Grotius'  Leben  und  Schriften. 


Grotius  hie  Hugo  est^  Batavus, 

Captivus  et  Exsul. 
Legatus  Kegni,  Suecia  magna, 

tui. 
(Hier   liegt   Hugo   Grotius,   ein  Niederländer,   Gefangener 
und  Verbannter;  zuletzt  Gesandtor  deines  Reiches,  o  grosses 
Schweden.) 

Neben  den  bereits  erwähnten  Schriften  sind  nach  seinem 
Tode  auch  seine  Briefe  in  einer  reichen  Sammlung  heraus- 
gekommen. Die  Ausgaben  und  üebersetzungen  seiner  ein- 
zelnen Werke  sind  so  zahlreich,  dass  sie  hier  nicht  einzeln 
aufgeführt  werden  können.  Das  Werk,  was  hier  zunächst 
interessirt,  „lieber  das  Recht  des  Krieges  und  des  Friedens", 
ist  bisher  noch  nicht  in  das  Deutsche  übersetzt  worden; 
dagegen  hat  Berbeyrac  eine  französische  Uebersetzung 
im  vorigen  Jahrhundert  geliefert.  Die  besten  Ausgaben 
des  Originaltextes  sind  die  von  Gronow,  mit  schätzbaren 
Anmerkungen,  von  Berbeyrac  und  von  Samuel  Cocceji. 
Letztere  ist  in  Lausanne  1751  in  1  Quartbänden  erschie- 
nen. Schon  Gr.  hatte  seinem  Werke  bei  einer  späteren 
Auflage  im  Jahre  1632  Noten  beigesetzt.  Diese  und  die 
von  Gronow  sind  in  der  Ausgabe  von  Cocceji  mit  ab- 
gedruckt und  ihnen  sind  weitläufige  Excurse  über  natur- 
rechtliche Fragen  beigegeben. 

lieber  Leben  und  Charakter  von  Gr.  geben  seine  Briefe 
die  beste  und  zuverlässigste  Auskunft.  In  den  meisten 
Ausgaben  seines  AVerkes  über  das  Recht  des  Krieges  und 
Friedens  befindet  sich  noch  eine  Lebensbeschreibung  von 
einem  Ungenannten.  Neuerlich  hat  H.  Luden,  Berlin 
1800,  eine  ausführliche  Lebensbeschreibung  von  Gr.  ge- 
liefert; ebenso  Charles  Butler:  „Leben  von  IL  Grotius.", 
London  1826.  Weitere  Mittheilungen  finden  sich  in 
Creutzer's  Werk:  „Luther  und  Grotius  oder  Glaube  und 
Wissenschaft",  Heidelberg  1846,  und  von  Hartenstein 
in  den  Abhandlungen  der  Sachs.  Gesellschaft  der  Wissen- 
schaften 1860. 
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Des 
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Hugo  Grotius 


drei  Bücher 


über  das  Recht  des  Krieges  und  Friedens. 
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W  i  d  111  u  n  g. 


An 


Ludwig XIII.,  den  Allerchristlichsten  König 
von  Frankreich  und  Navarra 


von 


Hugo  Grotius. 


Dieses  Buch  wagt  es,  grossmächtigster  König,  Deinen 
erhabenen  Namen  als  Inschrift  voranzustellen,  im  Vertrauen 
nicht  auf  sich  oder  den  Verfasser,  sondern  auf  die  Sache  der 
Gerechtigkeit,  für  die  es  geschrieben  ist.  Diese  Tugend 
ist  so  sehr  die  Dein  ige,  dass  Du,  Deinen  Verdiensten 
entsprechend,  nach  dem  Ausspruch  aller  Völker  den,  einem 
so  grossen  Könige  würdigsten  Beinamen  erhalten  hast 
und  überall  nicht  minder  unter  dem  Namen  des  „Ge- 
rechten" wie  des  „Ludwig"  gekannt  bist.  Schön 
erschienen  den  Römischen  Feldherrn  die  von  Kreta, 
Numidien,  Afrika,  Asien  und  anderen  besiegten  Völkern 
entlehnten  Titel;  aber  wie  viel  glänzender  ist  der  D einige, 
welcher  Dich  nicht  als  eines  Volkes,  eines  Menschen, 
sondern  als  des  Unrechts  steter  Feind  und  Sieger  be- 
zeichnet! Die  Könige  Aegyptens  schätzten  es  hoch, 
wenn  es  von  ihnen  hiess,  dieser  habe  seinen  Vater,  jener 
seine  Mutter,  ein  anderer  seine  Brüder  geliebt;  aber  dies 
sind  nur  kleine  Bestandtheile  Deines  Namens,  der  nicht 
blos  dies,  sondern  Alles  umfasst,  was  man  Schönes  und 
Edles  erdenken  kann.  Der  Gerechte  bist  Du,  indem 
Du  das  Angedenken  Deines  Vaters  ehrst,  jenes  unaus- 

Grotius'  Recht  d.  Kr.  u.  Fr.  o 
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Widmung. 


sprechlicli  grossen  Königs,  und  ihm  nachahmst;  gerecht 
bist  Du,  indem  Du  Deinen  Bruder  auf  alle  Weise,  vor 
Allem  aber  durch  Dein  Beispiel  belehrst;  gerecht,  in- 
dem Du  Deine  Schwestern  durch  die  vornehmsten  Ehen 
erhebst;  gerecht,  indem  Du  die  beinahe  begrabenen 
Gesetze  wieder  erweckst  und  dem  in  das  Schlechte  ver- 
sinkenden Jahrhundert  Dich  nach  Kräften  entgegenstellst; 
g<irecht,  aber  auch  gnädig,  indem  Du  Deinen  Unter- 
thanen,  welche,  in  Unkenntniss  Deiner  Güte,  von  dem 
Pfade  der  Pflicht  abgewichen  waren,  nichts  entziehst, 
als  die  Macht,  zu  sündigen,  und  keine  Gewalt  den  Ge- 
müthern anthust,  welche  über  das  Göttliche  anders  den- 
ken als  Du;  gerecht  und  zugleich  barmherzig  bist  Du, 
indem  Du  die  unterdrückten  Völker  und  die  unglücklichen 
Fürsten  durch  Dein  Ansehen  aufrichtest  und  dem  Schicksal 
in  seinen  harten  Schlägen  Einhalt  thust.  Diese  Deine 
b(;sondere  Güte,  die  Gott  so  weit  gleicht,  als  die  mensch- 
liche Natur  es  erlaubt,  nöthigt  mich.  Dir  auch  in  dieser 
öffentlichen  Ansprache  für  mich,  den  Privatmann,  Dank 
zu  sagen.  Denn  so  wie  die  himmlischen  Gestirne  ihren 
Glanz  nicht  blos  über  die  grossen  Theile  der  Welt  er- 
giessen,  sondern  auch  den  einzelnen  Geschöpfen  ihre 
Kraft  angedeihen  lassen;  so  begnügst  auch  Du,  das 
gnädigste  Gestirn  der  Erde,  Dich  nicht,  Fürsten  aufzu- 
richten, Völker  zu  unterstützen,  sondern  hast  auch  mir, 
der  in  seinem  Vaterlande  schlecht  behandelt  worden,  ein 
Schutz  und  ein  Trost  werden  wollen.  So  verbindet  sich, 
zur  Erfüllung  des  Reiches  der  Gerechtigkeit,  mit  Deinen 
ötfentlichen  Thaten  auch  die  Unschuld  und  Reinheit  Deines 
Privatlebens,  zur  Bewunderung  nicht  nur  der  Menschen, 
sondern  auch  der  himmlischen  Geister.  Denn  wer  aus 
dem  niedersten  Volke,  ja  selbst  von  denen,  welche  aus 
dem  Verkehr  mit  der  Welt  ganz  abgeschieden  sind,  zeigt 
sich  so  frei  von  aller  Schuld  wie  Du,  obgleich  gestellt 
auf  die  Stufe  des  Glücks  und  der  Macht,  welche  von  un- 
zähligen Verlockungen  zur  Sünde  umgeben  ist?  Wie  gross 
ist  es,  unter  den  Geschäften,  in  der  Unruhe,  unter  den 
Höflingen,  inmitten  so  vieler  und  mannigfacher  Beispiele 
von  Sünden,  das  zu  erreichen,  was  Andern  kaum  die 
Einsamkeit  gewährt,  ja  nicht  einmal  gewährt!  Das  heisst 
aber  nicht  blos  den  Namen  des  Gerechten,  sondern  auch 
des     Heiligen     schon     im     Leben     verdienen,     welche 
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Deinen  Vorfahren,  Karl  dem  Grossen  und  Ludwig  die 
Stimme  aller  Frommen  erst  nach  ihrem  Tode  zugestand; 
das  heisst  der  Allerchristlichste  König  sein,  nicht  blos 
aus  Stammes-,  sondern  aus  eigenem  Recht. 

Wie  nun  kein  Theil  der  Gerechtigkeit  Dir  niclit  zu- 
kommt, so  ist  doch  der  Theil,  welcher  den  Stoff  dieses 
Buches  bildet  und  über  Krieg  und  Frieden  handelt,  vor- 
zugsweise der  Deine,  da  Du  König  bist,  und  zwar 
König  der  Franzosen.  Gewaltig  ist  Deine  Herrschaft, 
die  über  so  grosser  und  glücklicher  Länder  Gebiete  bis 
zu  beiden  Meeren  siel»  erstreckt;  aber  grösser  als  diese 
Herrschaft  ist  Jene,  welche  Dich  nicht  nach  fremder 
Herrschaft  begehren  lässt.  Es  entspricht  Deinem  frommen 
Sinn  und  Deiner  hohen  Würde,  nicht  Jedermanns  Recht 
mit  den  Waffen  anzufallen,  nicht  die  alten  Grenzen  zu 
verrücken ;  sondern  im  Kriege  das  Geschäft  des  Friedens 
zu  führen  und  ihn  nur  mit  der  Absicht  zu  beginnen,  um 
ihn  so  schnell  als  möglich  zu  beenden.  Wie  schön,  wie 
ruhmvoll,  wie  erhebend  ist  es  für  Dich,  dass,  wenn 
einst  Dich  Gott  zu  seinem  Reiche,  was  allein  besser 
als  das  Deine  ist,  berufen  wird.  Du  kühn  ihm  sagen 
kannst:  „Disses  Schwert  habe  ich  von  Dir  zum  Schutz 
der  Gerechtigkeit  empfangen;  hier  reiche  ich  es  Dir,  von 
keinem  leichtsinnig  vergossenen  Blut  beflekt,  rein  und 
unschuldig  zurück."  So  wird  es  geschehen,  dass  man 
die  Regeln,  welche  man  jetzt  aus  den  Büchern  helt, 
künftig  aus  Deinen  Handlungen,  als  den  vollkommensten 
Mustern ,  entnehmen  wird.  Wenn  auch  dies  das  Grösste 
ist,  so  wagen  doch  die  Völker  der  Christenheit  noch 
mehr  von  Dir  zu  erbitten,  dass  nämlich  der  Krieg  überall 
erlösche  und  der  Friede  nicht  blos  den  Staaten,  sondern 
auch  den  Kirchen  unter  Deiner  Führung  wiedergegeben 
werde,  und  dass  unser  Zeitalter  lerne,  sich  dem  Ausspruch 
jener  frühen  Zeit  zu  beugen,  welche  wir  Christen  sämmt- 
lich  als  die  christliche  an  wahrem  und  aufrichtigem  Glau- 
ben anerkennen.  Die  durch  Zwietracht  erschöpften  Geister 
werden  zu  dieser  Hoffnung  durch  das  Freundschaftsbünd- 
niss  erweckt,  welches  neuerlich  Du  mit  dem  weisesten 
und  friedfertigsten  Könige  Grossbritanniens  geschlossen 
und  durch  die  erhabene  Ehe  Deiner  Schwester  bestätigt 
hast.  Es  ist  eine  schwere  Aufgabe:  denn  die  Leiden- 
schaften   der    Parteien    entzünden    sich    an    dem    täglich 
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Widmung. 


wachsenden  Hass;  aber  solchen  Königen  ist  auch  nur 
das  Schwierige  würdig  und  das,  an  dem  alle  Andern 
verzweifein.  Möge  der  Gott  des  Friedens,  der  Gott  der 
Gerechtiglieit,  gerechter  und  friedfertiger  König!  neben 
allen  andern  Gütern  auch  mit  diesem  Ruhm  Deine  ihm 
am  nächsten  kommende  Majestät  beschenken!     1625.  i) 

1)  Der  Leser  hat  an  dieser  Widmung  gleich  eine 
Probe  von  den,  oben  in  dem  Leben  des  Hugo  Gr. 
besprochenen  rhetorischen  und  dichterischen  Talenten  des- 
selben. Wenn  man  bedenkt,  dass  Ludwig  XIII.  bei  dieser 
Widmung  erst  24  Jahr  alt  war,  dass  er  noch  nichts 
Grosses  geleistet  hatte,  dass  er  vielmehr  aus  den  Händen  des 
einen  Günstlinges  in  die  eines  andern  übergegangen  war; 
dass  von  diesen  de  Luynes  seinen  Vorgänger  Concini 
mit  Vorwissen  des  Königs  hatte  niederschiessen  lassen; 
dass  kurz  vor  1625  der  erste  Religionskrieg  gegen  die 
Protestanten  in  Frankreich  gewüthet  und  mit  Unterdrückung 
derselben  geendet  hatte;  dass  Ludwig  XIII.  nach  dem 
LMheil  der  Geschichte  ein  unentschlossener,  finsterer,  arg- 
wöhnischer und  menschenscheuer  Charakter  war,  so  schei- 
nen allerdings  die  in  dieser  Widmung  ihm  dargebrachten 
Huldigungen  selbst  das  für  solche  Schriften  gestattete  Maass 
weit  zu  überschreiten  und  geeignet,  einen  Makel  auf  den 
Charakter  des  Gr.  zu  werfen.  Indess  lässt  sich  zu  seiner 
Entschuldigung  anführen,  dass  Gr.,  von  seinem  Vaterlande 
Verstössen,  in  Frankreich  durch  den  Schutz  des  Königs 
eine  zweite  Heimath  gefunden  hatte;  dass  Ludwig  XIH. 
ihm  eine  Pension  ausgesetzt  und  damit  volle  Müsse  und 
Freiheit  für  seine  literarische  Thätigkeit  gewährt  hatte; 
endlich  dass  Gr.  keine  niedrigen  Absichten  bei  dieser 
Widmung  verfolgte,  sondern  nur  in  der  Ueberschwänglich- 
keit  seines  Eifers  für  Recht  und  Frieden  sich  zu  diesem 
üebermass  von  Schmeichelei  verleiten  Hess. 
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Einleitung.^) 


1.  Viele  haben  es  unternommen,  das  bürgerliche  Recht, 
sei  es  das  Römische  oder  das  ihres  Vaterlandes,  entweder 
durch  Kommentare  zu  erläutern  oder  kurz  gefasst  vor 
Augen  zu  stellen.  Aber  das  Recht  zwischen  mehreren 
Völkern  oder  deren  Oberhäuptern,  was  aus  der  Natur  her- 
vorgegangen, oder  durch  Gesetze  Gottes  festgesetzt  wor- 
den, oder  durch  Sitten  und  stillschweigendes  üeberein- 
kommen  eingeführt  worden,  haben  nur  Wenige  berührt, 
und  Niemand  hat  es  bis  jetzt  in  umfassender  und  geord- 
neter Weise  behandelt;  obgleich  doch  dem  Menschen- 
geschlecht so  viel  daran  liegt,  dass  es  geschehe. 

2.  Mit  Recht  hat  Cicero  hervorgehoben,  wie  nützlich 
diese  Wissenschaft  sei,  sowohl  bei  Bündnissen,  Verträgen 
und  Uebereinkünften  unter  Völkern,  Königen  und  fremden 
Nationen,  als  bei  allen  Rechtsfragen  über  Krieg  und  Frie- 
den. Auch  Euripides  stellt  diese  Wissenschaft  über 
die  Kenntniss  der  göttlichen  und  menschlichen  Dinge;  denn 
er  lässt  der  Theonoe  vorhalten: 

„Denn  schmachvoll  wäre  es,  wüsstest  Du,  was  unter 

Menschen  und  Göttern 
„Ist  und  sein  wird,  und  hättest  doch  keiiie  Kenntniss 

des  Rechts.''  3) 

2)  Das  Wort  „Prolegomena",  welches  Gr.  hier  braucht, 
bedeutet  wörtlich  „Vorrede";  Gr.  behandelt  indess  hier 
vorwiegend  sachliche  und  allgemeine  Fragen  und  kommt 
nur  gegen  den  Schluss  auf  die  äusseren  Umstände  und 
persönlichen  Beziehungen,  wie  sie  in  eine  Vorrede  gehö- 
ren. Es  sind  deshalb  diese  Prolegomena  mehr  eine  Ein- 
leitung als  eine  Vorrede. 

*)  Es  sind  Verse  aus  der  „Helena",  einer  Tögödie  des 
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3.  Ein  solches  Unternehmen  ist  una  so  nothwendiger, 
da  gegenwärtig,  wie  in  der  Vorzeit,  gar  Mancher  diesen 
Zweig  des  Rechts  verachtet,  weil  es  ja  dabei  sich  um 
nichts  als  um  einen  leeren  Namen  handle.  Allbekannt 
sind  in  dieser  Beziehung  die  Worte  des  Euphemos  bei 
Thucydides:  „Für  den  König  oder  den  Staat,  der  die 
Macht  habe,  sei  das  Nützliche  nichts  Unrechtes."  Den- 
selben Sinn  haben  die  Redensarten:  „Das  Stärkste  ist 
auch  das  Gerechteste,"  und:  „Der  Staat  kann  ohne  Un- 
recht nicht  regiert  werden."  Dazu  kommt,  dass  die 
zwischen  Völkern  oder  Königen  entstehenden  Streitigkeiten 
insgemein  den  Kriegsgott  zum  Schiedsrichter  haben.  Es 
ist  nicht  blos  eine  Meinung  des  grossen  Haufens,  dass 
der  Krieg  mit  dem  Recht  nichts  zu  schaffen  Jiabe,  auch 
gelehrte  und  einsichtige  Männer  haben  oft  Aeusserungen 
fallen  lassen,  welche  diese  Meinung  unterstützten.  Nichts 
hört  mau  häufiger,  als:  „Recht  und  Waffen  vertragen  sich 
nicht."  Auch  Ennius  sagt:  „Nicht  durch  das  Recht  und 
durch  Handschlag,  sondern  durch  das  Eisen  holen  sie  ihr 
Eigentlium  sich  wieder."  Auch  Horaz  beschreibt  die 
Wildheit  Achill's  mit  den  Worten:  „Er  leugnet,  dass  ein 
Recht  mit  ihm  geboren;  Alles  fordert  er  mit  den  Waffen"; 
und  ein  anderer  Schriftsteller  lässt  einen  Anderen  bei 
dem  Beginn  des  Krieges  sprechen:  „Hier  verlasse  ich  den 
Frieden  und  die  verletzten  Rechte."  Der  alte  König 
Antigonus  verlachte  den  Mann,  der  ihm  während  der 
Belagerung  feindlicher  Städte  eine  Abhandlung  über  die 
Oerechtigkeit  überreichte.  Auch  Marius  meinte,  „dass  er 
über  dem  Lärm  der  Waffen  die  Gesetze  nicht  hören  könne." 
Selbst  Fora  pejus  mit  seinem  sittigen  Wesen  wagte 
den  Ausspruch:  „Soll  ich  in  der  Rüstung  an  die  Gesetze 
denken?" 

4.  Bei  den  christlichen  Schriftstellern  trifft  ,man  auf 
viele  ähnliche  Aussprüche.  Der  eine  von  Tertullian 
mag  statt  vieler  genügen:  „Der  Betrug,  die  Rohheit,  die 
Ungerechtigkeit  sind  die  eigenthümlichen  Geschäfte  der 
Schlachten."  Wer  so  denkt,  wird  uns  sicherlich  jenen 
Vers  aus  dem  Lustspiel  entgegenstellen: 
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„Willst  Du  dies  Ungewisse 
„Durch  die  Vernunft  zu  einem  Gewissen  machen,  so  ist  es  ebenso, 
Ia\s  wenn  Du  Dich  mühst,  mit  verständigem  Sinne  wahnsinnig 

zu  sein."  4) 

5.  Jeder  Streit  über  das  Recht  ist  indess  fruchtlos, 
wenn  das  Recht  selbst  nicht  besteht.  Es  wird  deshalb 
zur  Empfehlung  und  zur  Sicherung  unseres  Unternehmens 
vor  Allem  erforderlich  sein,  diesen  schwersten  aller  Irr- 
thümer  kurz  zu  widerlegen.  Damit  wir  aber  mit  keinem 
Haufen  von  Gegnern  verhandeln,  wollen  wir  ihnen  einen 
Advokaten  geben.  Wer  eignete  sich  besser  dazu  als  Gar- 
ne ad  es  5),  der  dahin  gelangt  war,  dass  es  in  seiner 
Akademie  als  das  Höchste  galt,  die  Macht  der  Bered- 
samkeit ebensowohl  für  die  Wahrheit,  wie  für  die  Unwahr- 
heit verwenden  zu  können.  Als  dieser  seinen  Angriff 
gegen  die  Gerechtigkeit,  insbesondere  gegen  die,  um 
Y/elche  es  sich  hier  handelt,  unternommen  hatte,  fand  er 
keinen  stärkeren  Beweisgrund,  als  folgenden:  „Die  ein- 
zelnen Rechte  hUtten  die  Menschen  des  Nutzens  wegen 
aufgerichtet,  und  zwar  verschieden,  je  nach  den  Sitten; 
auch  wären  sie  bei  ihnen  je  nach  den  Zeiten  oft  verändert 
worden.     Ein  Naturrecht  gebe   es   aber  nicht,    denn    die 


Euripides,  wo  die  Heldin  Helena  der  Theonoe,  Tochter 
des  Proteus,  diese  Vorhaltung  macht. 


4)  Verse  aus  dem  „Eunuchus"  des  Terenz.  Die  Leser 
haben  hier  im  Beginn  gleich  eine  Probe,  wie  der  Verfasser 
68  liebt,  ein^n  an  sich  einfachen  Gedanken  durch  Citate 
aus  alten  Schriftstellern  auszuschmücken.  In  der  Regel 
werden  dabei  die  Aussprüche  der  Bibel  den  heidnischen 
Schriftstellern  gegenüber  gestellt;  aber  beide  mit  gleicher 
Sorgfalt  behandelt.  Oft  benutzt  Gr.  solclie  Citate  als  Be- 
weise, oft  auch  nur  zur  Ausschmückung.  Die  jetzige  Zeit 
ist  an  solche  gemüthliche  Behandlung  wissenschaftlicher 
Fragen  nicht  mehr  gewöhnt,  und  deshalb  erscheinen  diese 
Citate  zunächst  als  störende  Einschiebsel  der  Eitelkeit; 
indess  gewölmt  man  sich  im  Fortgange  immer  mehr  daran 
und  bemerkt  bald,  dass  sie  zur  Belebung  der  allgemeinen 
Grundgedanken  in  anregender  Weise  beitragen. 

5)  Carneades  war  ein  berühmter  griechischer  Philo- 
soph, lebte  im  zweiten  Jahrhundert  vor  Christo  und  stiftete 
die  dritte  Akademie.  Er  neigte  zu  dem  Skeptizismus 
in  einer  milderen  Form,  nachdem  er  früher  Stoiker  ge- 
wesen war. 
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Menschen,  wie  alle  lebenden  Wesen,  hätten  von  Natur  nur 
den  Trieb  nach  dem  Nützlichen.  Deshalb  gebe  es  ent- 
weder keine  Gerechtigkeit,  oder  wenn  sie  bestehe,  so  sei 
sie  die  höchste  Thorheit,  weil  man  durch  solche  Rück- 
sicht auf  Anderer  Vortheil  nur  sich  selbst  schade." 

6.    Indess  darf  das,  was  hier  der  Philosoph  behauptet 
und  der  Dichter  in  dem  Verse  wiederholt, 

„Auch  die  Natur  kann  das  Unrecht  nicht  vom  Rechte 
.  unterscheiden.  6) 

nicht  zugelassen  werden.  Denn  der  Mensch  ist  nicht  blos 
belebt,  sondern  in  vorzüglichem  Grade  belebt,  und  der 
Unterschied  seiner  von  allen  anderen  lebenden  Wesen  ist 
weit  grösser,  als  die  Unterschiede  zwischen  den  übrigen 
Gattungen.  Dies  beweisen  viele  dem  menschlichen  Ge- 
schlecht eigenthümliche  Thätigkeiten.  Zu  diesen  gehört 
der  gesellige  Trieb  zu  einer  ruhigen  und  nach  dem  Maass 
seiner  Einsicht  geordneten  Gemeinschaft  mit  Seinesgleichen 
welche  die  Stoiker  Oixeaoatu  nannten.  Der  Satz,  dass 
jedes  lebende  Wesen  nur  den  Trieb  auf  seinen  eigenen 
Nutzen  habe,  kann  in  dieser  Allgemeinheit  nicht  zugeffeben 
werden. 

7.  Denn  manche  Thicre   massigen   die  Sorge  für  ihren 
Nutzen  durch  die  Rücksicht  theils  auf  ihre  Jungen,  theils 
auf  Ihresgleichen.    Es  mag  dies  bei  ihnen  von  einem  ver- 
ständigen  Prinzip    ausserhalb    ihrer    herkommen,    da    die 
gleiche  Einsicht  für  andere,  keineswegs  schwierigere  Thätig- 
keiten bei  ihnen  nicht  angetroffen  wird.    Dasselbe  gilt  von 
den   Kindern,    bei    denen   vor  aller  Zucht    eine   Neigung 
Anderen    wohlzuthun,    hervortritt,    wie    schon   Plutarch 
beobachtet  hat.    Auch  das  Mitleiden  bricht  in  diesem  Alter 
freiwillig  hervor.     Wenn   aber   der  Mensch   in  das  reifere 
Alter  getreten  ist  und  gelernt  hat,    für  gleiche  Fälle  sich 
gleich  zu  benehmen,  so  verbindet  er,  wie  man  leicht  be- 
merkt,   mit   einem   starken   geselligen  Trieb,    für   den   er 
allem    vor    allen    Geschöpfen    das    besondere    Mittel    der 
Sprache  besitzt,  auch  die  Fähigkeit,  allgemeine  Regeln  zu 
fassen    und    danach    zu    handeln.     Was    hiermit    überein- 
stimmt, das  ist  schon  nicht  mehr  allen  Geschöpfen  gemein- 
sam, sondern  der  menschlichen  Natur  eigenthümlich. 

8.    Diese  von  uns  hier  nur  noch  roh  bezeichnete,  der 

ß)  Die  Stelle  ist  entnommen  ausHoraz'  Satiren  III.  113. 
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menschlichen  Vernunft  entsprechende  Sorge  für  die  Ge- 
meinschaft ist  die  Quelle  des  eigentlich  so  benannten 
Rechtes.  Dazu  gehört,  dass  man  sich  des  fremden  Guts 
enthalte  und  es  ersetze,  wenn  man  davon  etwas  besitzt 
oder  genommen  hat;  ferner  die  Verbindlichkeit,  gegebene 
Versprechen  zu  erfüllen,  der  Ersatz  des  durch  unsere 
Schuld  veranlassten  Schadens  und  die  Wiedervergeltung 
unter  den  Menschen  durch  die  Strafe.  '') 

^)    Schon  in  dem  Vorwort   ist  bemerkt  worden ,    dass 
eine    tiefere    philosophische    Entwickelung    der    ethischen 
Grundbegriffe  in  dem  Werke  des  Gr.   nicht  erwartet  wer- 
den dürfe.    Dies  zeigt  gleich  die  hier  vorliegende  Erörte- 
rung über  den  Begriff  des  Rechts.     Zunächst  halte  man  v 
fest,   dass  bei  Gr.  die  Moral   von  dem  Rechte  noch  nicht/ 
wissenschaftlich    geschieden    ist.     So    wie    zu   seiner  Zeit 
beide  Gebiete    noch   in   dem  gewöhnlichen  Vorstellen  und 
in  der  Praxis  in  einander  liefen,  so  war  auch  die  Wissen- 
schaft noch   nicht  zu  deren   strengeren  Trennung  gelangt. 
Dies   wurde  erst  das  Verdienst   des   späteren   Pufendorf 
und  Thomasius.    Man  darf  also  diesen  Mangel  dem  Gr. 
nicht  zu  schwer  anrechnen.     Gr.   berührt   sehr  oft  diesen 
Unterschied  und  sucht  nach  passenden  Bezeichnungen;  im 
Ganzen  hat  er  aber  die  Trennung  weder  begrifflich  erreicht, 
noch    im  Einzelnen    streng    durchgeführt.     Ob    unter  dem 
Worte:    Recht    {jus,  justitia ^  jitstum)    bei    Gr.    nur   das 
Recht    oder    auch    das   Moralische    mit    zu  verstehen  ist, 
muss  aus  dem  Zusammenhange   entnommen   werden,    und 
bleibt,   wie  z.  B.   hier,   zweifelhaft.     Für   das  Moralische 
braucht  Gr.  oft  das  Wort  /tonestuniy  auch  morale^  obgleich 
seltener  und  immer  ohne  scharfe  Begriffsbestimmung.    Die 
hier     am     Schluss     gegebene     Aufzählung     des     Inhaltes 
der    Rechtsbestimmungen    gehört    nur    dem    eigentlichen 
Rechte    an;    dagegen    ist    die    vorgehende   Ableitung    aus 
dem  geselligen   und   vernünftig   geregelten  Triebe   weiter- 
gehend und  umfasst  das  Sittliche  überhaupt. 

Die  hier  dem  Garne  ad  es  in  den  Mund  gelegte  Ansicht 
war  schon  die  des  Aristipp  undEpikur,  die  kein  anderes 
Motiv,  als  die  Lust,  für  das  menschliche  Handeln  anerkann- 
ten. Der  Begriff  des  Nutzens,  den  hier  Gr.  gebraucht,  fällt 
philosophisch  damit  zusammen  (B.  XI.  45).  Insofern  auch  die 
Lust  eines  Andern  nach  der  menschlichen  Natur  die  Quelle 
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9.  Aus  diesem  Begriff  des  Rechts  hat  sich  ein  anderer 
gebildet.  Der  Mensch  hat  vor  den  übrigen  Geschöpfen 
nicht  blos   jenen   erwähnten   geselligen  Trieb   empfangen 


;i 


für  die  eigene  Lust  werden  kann,  wie  das  in  der  Liebe  der 
Fall  ist  (B.  XL  31),  nimmt  Gr.  diesen  Begriff  des  Nutzens 
zu  eng,  da  er  ihn  nur  von  den  sogenannten  egoistischen 
Trieben  versteht.  Allein  dies  war  weder  die  Meinung 
des  Epikur  noch  des  Carneades,  und  schon  insofern 
passt  die  Widerlegung  nicht,  die  Gr.  ihnen  hier  entgegen- 
stellt. 

Neben  dem  Motiv  der  Lust  in  seinem  vollen  Umfange 
(B.  XL  5)  besteht  für  das  mpnschliche  Handeln  nur  noch 
ein  zweites;  dies  ist  das  Motiv  der  Achtung  vor  dem 
Willen  eines  erhabenen  Gebieters,  was  sich  hei  längerer 
Uebung  auch  in  eine  Achtung  vor  seinen  Geboten  un- 
mittelbar umwandelt.  Dass  ein  solches  Motiv  in  dem 
Menschen  neben  dem  der  Lust  bestehe,  lehrt  Jedem  die 
Beobachtung  seiner  selbst;  jeder  Mensch  entschliesst  sich 
mitunter,  wenn  auch  vielleicht  selten,  zu  Handlungen, 
die  gegen  seinen  Vortheil,  seine  Lust  gehen,  die  auch 
in  ihren  Folgen  keinen  Vortheil  versprechen,  ja  ihm 
Schaden  bringen,  rein  aus  Aciitung  vor  einem  erhabenen 
Gebieter  und  dessen  Geboten.  Dieses  Gefühl  ist  die 
Grundlage  des  sittlichen  Handelns,  und  nur  weil  der  Mensch 
eines  solches  Achtungsgefühles  fähig  ist,  deshalb  ist  eine 
Moral  und  ein  Recht  für  ihn  möglich,  dessen  Wesen  eben 
darin  besteht,  dass  die  von  diesem  gebotenen  Handlungen 
nicht  aus  Lust,  sondern  aus  Achtung  erfolgen. 

Beide  Motive,  das  der  Lust  und  das  der  Achtung  stehen 
einander  nicht  insoweit  feindlich  gegenüber,  dass  sie 
nicht  beide  in  dem  Inhalte,  aber  in  der  Forderung 
derselben  Handlung  zusammentreffen  könnten;  aber  als 
Motive  sind  sie  allerdings  mit  einander  unverträglich; 
ich  kann  dieselbe  Handlung  nicht  gleichzeitig  aus  Lust 
und  aus  Achtung  wollen  und  ausführen  (B.  XL  93). 

Ebenso  ist  klar,  dass  ein  Handeln  nur  sittlich  genannt 
werden  kann,  wenn  es  nicht  aus  dem  Motive  der  Lust, 
sondern  der  Achtung  vor  dem  Gebote  erfolgt.  Kant  hat 
dies  für  alle  Zeiten  festgestellt.  Das  Motiv  der  Lust  schliesst 
aber  deshalb   den    Gebrauch  der   Vernunft   bei   Abwägung 
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der    Sache    nicht 


aus; 


allein     dieser     Gebrauch     führt 


sondern  auch  die  Urtheilskraft,  um  das  Angenehme  und 
das  Schädliche  zu  bemessen,  und  zwar  nicht  blos  das 
Gegenwärtige,  sondern  auch  das  Zukünftige,  und  die  Mittel 

nur  zu  dem  klugen,  aber  nicht  zu  dem  sittlichen  Han- 
deln. Jenes  bedient  sich  der  Vernunft,  aber  nur  im  Inter- 
esse der  Lust;  dieses  benutzt  sie  auch,  aber  nur  im 
Interesse  der  Achtung  vor  den  sittlichen  Geboten.  Beide 
können  in  den  Ergebnissen  und  in  der  Gestaltung  der 
Sitte  und  der  Lebensverhältnisse  zusammentreffen;  allein 
dies  bleibt  für  den  sittlichen  Menschen  ein  Zufälliges; 
für  diesen  gilt  nur  dasjenige  Handeln  als  sittlich,  was 
aus  Achtung  vor  dem  Sittengebote  erfolgt.  W^enn  im 
Rechte  das  Motiv  überhaupt  von  dem  Richter  nicht  immer 
beachtet  wird  und  man  in  den  meisten  Fällen  sich  mit  der 
äusserlichen  Erfüllung  begnügt,  so  ist  das  nur  die  Folge 
einer  dem  Rechte  im  strengen  Sinne  eigenthümlichen 
Verbindung  mit  Motiven  der  Lust,  worüber  das  Nähere 
B.  XL  104  ausgeführt  ist. 

Eine  andere  Ansicht  betont  weniger  das  Gefühl  der 
Achtung  als  das  vernünftige  Denken,  und  leitet  den 
Gegensatz  der  Moral  und  des  Rechts  ge^en  das  blos  der 
Lust  dienende  Handeln  aus  der  Vernunft  ab.  Dies  sind 
die  Systeme  des  Zeno  (Stoiker)  und  die  idealistischen 
Systeme  von  Kant,  Fichte  und  Hegel.  Sie  meinen, 
dass  die  Vernunft  eine  eigene  Quelle  für  den  Inhalt  des 
Handelns  bilde,  und  dass  sie,  als  allgemeines  Denken, 
auch  den  Willen  zu  bestimmen  vermöge. 

Die  in  B.  XI  vertretene  realistische  Auffassung  be- 
streitet aber,  dass  das  blosse  oder  reine  Denken  es  zu 
einem  Inhalte  bringen  könne;  vielmehr  werde  dieser  In- 
halt immer  aus  Wahrgenommenem,  aus  den  Trieben  oder 
den  Geboten  der  Autoritäten  entnommen.  Ebenso  be- 
streitet sie,  dass  die  Vernunft  oder  das  reine  Denken  als 
Motiv  den  Willen  des  Menschen  bestimmen  könne,  und 
leugnet  deshalb  auch  in  dieser  Hinsicht  die  Möglichkeit, 
eine  Moral  und  ein  Recht  auf  die  blosse  Vernunft  zu 
gründen.  • 

Offenbar  waren  es  auch  diese  schwachen  Seiten  der 
idealistischen  Systeme,  welche  die  Gegner  dazu  brachten, 
nicht  die  Vernunft,  sondern  nur  die  Lust  und  den  Nutzen 
als    die  Triebfedern    des    menschlichen  Handelns    anzuer- 
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dazu.  Es  entspricht  deshalb  der  menschlichen  Natur, 
auch  hierin  nach  dem  Maasse  menschlicher  Einsicht,  dem 
zu  folgen,  was  für  richtig  erkannt  worden,  und  sich  dabei 

kennen.  Allein  diese  hedonistischen  Systeme  traf  dann 
wieder  der  Vorwurf,  dass  sie  nur  zu  einem  Systeme  der 
Klugheit,  aber  nicht  der  Sittlichkeit  führen,  dass  ihnen 
insbesondere  jenes  sittliche  Sollen  abgehe  (der  kate- 
gorische Imperativ  Kant's),  welches  doch  theils  that- 
sächlich  in  dem  Mensclien  angetroffen  wird,  theils  allein 
die  Klugheit  von  der  Sittlichkeit  unterscheidet. 

In  diesem  Dilemma  giebt  es  nur  einen  Ausweg,  welcher 
in  den  Religionen  längst  betreten  und  praktisch  mit  dem 
grössten  Erfolge  geltend  gemacht  worden  ist;  nämlich  dass 
man  das  Sittliche  nicht  auf  die  reine  Vernunft,  auch  nicht 
auf  die  Lust  oder  den  Trieb  stütze,  sondern  auf  die  Ge- 
bote einer  erhabenen  Autorität,  wie  sie  alle  Religio- 
nen in  iliren  Gottheiten  hinstellen,  und  von  denen  sie  alle 
auch  unumwunden  die  Sittlichkeit  ableiten.  Dieses  System 
philosophisch  zu  begründen,  ist  in  B.  XI  versucht  worden, 
wo  die  weiteren  Erläuterungen  und  Begründungen  zu  vor- 
stehenden Andeutungen  nachzusehen  sind. 

Kehren  wir  nun  zu  Gr.  zurück  und  fragen  wir,  wie  steht 
er  zu  diesen  Ansichten?  so  tritt  die  Schwäche  seiner  philo- 
sophischen Auffassung  sofort  hervor.  Er  behauptet,  dass 
der  Mensch  nicht  blos  egoistische  Triebe  habe,  sondern 
auch  gesellige,  und  daneben  die  Fähigkeit,  nach  all- 
gemeinen Regeln  zu  handeln;  diese  vernünftige  Sorge 
für  die  Gemeinschaft  sei  die  Quelle  des  Rechts.  —  Hier- 
nach bleibt  also  Gr.  bei  den  Trieben,  d.  h.  bei  der  Lust 
stehen;  denn  auch  der  gesellige  Trieb  geht  nur  auf  die  Lust. 
Gr.  schiebt  nun  zwar  die  Vernunft  mit  ein,  allein  nicht 
als  selbstständige  Quelle  eigner  Vorschriften,  sondern  nur 
als  Mittel,  die  beste  Einrichtung  der  Gemeinsamkeit,  die 
oder  der  Lust  am  meisten  entsprechende  Form  der  Gesell- 
schaft aufzufinden.  Indem  Gr.  hieraus  das  Recht  ableitet, 
erhellt  deutlich,  dass  er  nur  zu  einem  Systeme  der 
Klugheit  gelangen  kann,  und  dass  er  in  Wahrheit  auf 
demselben  Boden  mit  Carneades  steht,  den  er  doch 
widerlegen  will.  Das  sittliche  Soll,  das  Handeln  rein 
aus  Achtung  vor  dem  Gebot  und  ohne  alle  Rücksicht  auf 


f      weder    durch    Furcht,    noch    durch  die  Lockungen    einer 

gegenwärtigen  Lust  irreleiten,  noch  von  leidenschaftlichen 

Erregungen    hinreissen    zu    lassen.  Was    diesen   Geboten 

widerstreitet,    das    ist   auch   gegen  das  Recht  der  Natur, 
nämlich  der  menschlichen. 
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die  Folgen  kennt  Gr.  nicht,  oder  es  ist  wenigstens  in  seinem 
Prinzip  nicht  enthalten. 

Wenn  dessen  ungeachtet  diese  Auffassung  des  Gr.  so 
viel  Beifall  gefunden  und  in  mannigfachen  Variationen 
von  den  späteren  Naturrechtslehrern  und  von  den  eng- 
lischen Moralphilosophen  bis  zu  Kant  weiter  ausgeführt 
worden  ist,  so  erklärt  sich  dies  im  letzten  Grunde  nur 
aus  der  dem  gewöhnlichen  Vorstellen  so  leicht  begegnen- 
den Verwechslung  der  Motive  des  sittlichen  Handelns  bei 
dem  dem  Gebote  untergebenen  Menschen  mit  den  Motiven 
der  Autoritäten,  welche  diese  Gebote  erlassen.  Diese 
Autoritäten,  als  welche  in  der  Geschichte  die  Gottheit, 
die  Fürsten  und  die  Völker  als  solche  auftreten,  werden 
allerdings  in  ihren  Geboten,  welche  das  Sittliche  für  den 
Menschen  begründen,  nur  durch  die  Motive  des  Nutzens 
bestimmt;  insbesondere  gilt  dies  auch  von  der  Moral  und 
dem  Recht,  welches  aus  dem  Volke  selbst,  als  Autorität 
sich  entwickelt.  Allein  diese  Motive  des  Gesetzgebers 
haben  keine  Bedeutung  für  den  sittlichen  Menschen;  dieser 
gehorcht  und  erfüllt  das  Gebot  aus  Achtung  vor  dem 
Gebot  und  vor  der  Autorität  und  fragt  dabei  nicht  nach 
den  Folgen  seines  Handelns.  So  stürmt  der  Soldat  die 
Batterie  rein  aus  Patriotismus  oder  soldatischem  Gehorsam; 
so  hält  der  Beamte  seine  Dienststunden  inne,  selbst  auf 
Kosten  seiner  Gesundheit;  so  sagt  der  rechtliche  Mann  die 
Wahrheit,  auch  wenn  sie  ihm  Schaden  bringt;  so  rettet 
er  den  Ertrinkenden  selbst  mit  Gefahr  seines  Lebens,  nur 
aus  Pflichtgefühl  und  gegen  die  Gebote  der  Klugheit.  Alles 
Handeln  ist  also  nur  sittlich,  wenn  es  aus  Achtung  vor 
der  Pflicht  geschieht  und  nicht  um  einer  Lust  willen. 

Diese  beiden  Standpunkte,  die  durchaus  verschieden 
sind  und,  wenn  gehörig  getrennt,  allein  zum  vollen  Ver- 
ständniss  der  sittlichen  Welt  führen,  sind  nun  von  Gr.  und 
seinen  Nachfolgern  vermengt  und  durch  einander  geworfen 
worden;  ja  über  den  Standpunkt  des  Gesetzgebers  ist  der 
Standpunkt  des  sittlich  Handelnden  völlig  übersehen.    In- 
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10.  Hierher  gehört  auch  die  kluge  Vertheilung  dessen, 
was  jedem  Einzelnen  und  der  Gemeinschaft  zuzutheilen 
ist,  wodurch  der  Weise  dem  weniger  Weisen,  der  An- 
verwandte dem  Fremden,  der  Arme  dem  Reichen  je  nach 
den  Umständen  und  der  Natur  der  Sache  vorgestellt  wird. 
Viele  Frühere  liaben  dies  bereits  zu  einem  Theil  des 
eigentlichen  Rechts  im  strengen  Sinne  gemacht;  allein 
dieses  eigentliche  Recht  ist  ganz  anderer  Natur  und  be- 
steht darin,  dass  man  das,  was  dem  Anderen  gebührt, 
auch  erfülle  oder  es  ihm  gestatte,  ö) 

dem  nach  Gr.  das  Motiv  des  Nutzens,  der  Geselligkeit, 
welches  vielleicht  deti  Gesetzgeber  bestimmt  hat,  auch  für 
den  Verpflichteten  gelten  und  auch  ilm  zum  Handeln  be- 
stimmen soll,  ist  nothwendig  die  Prüfung  dieses  Nutzens 
in  seine  Hand  gegeben,  und  das  System  ist  nicht  im 
Stande,  sich  über  eine  Lehre  der  Klugheit  zu  erheben, 
wo  zuletzt  es  von  dem  Handelnden  abhängt,  was  er  für 
klug  halten,  und  wie  weit  er  sich  dem  fügen  will.  Um 
die  Einheit  der  Meinungen  und  des  Handelns  zu  erreichen, 
blieb  Gr.  deshalb  nichts  übrig,  als  die  rohe  Gewalt,  welche 
durch  die  Verbindung  Mehrerer  in  der  Staatsgewalt  verkör- 
pert, die  Befolgung  ihrer  Gebote  durch  die  Furcht,  d.  h. 
ebenfalls  nur  aus  egoistischen  Motiven  zu  sichern  vermag. 
Alle  edlen  und  sittlichen  Motive  sind  damit  vernichtet. 

Gr.  ist  indess  bei  seiner  mangelhaften  philosophischen 
Bildung  nicht  im  Stande,  dieses  sein  Prinzip  konsequent 
durchzuführen;  er  hält  daneben  auch  noch  das  Prinzip 
der  Autorität  fest,  wie  das  Folgende  ergeben  wird. 

ö)  Indem  Gr.  bei  No.  7  zunächst  den  Inhalt  des  Rechtes 
im  engeren  Sinne  gegeben  hat  und  nun  daraus  hier  einen 
weiteren  Begriff  ableiten  will,  sollte  man  erwarten,  er 
werde  den  Leser  zu  dem  der  Moral  oder  des  Sittlichen 
überhaupt  führen.  Dies  ist  aber  nicht  der  Fall;  sondern 
Gr.  bleibt  hier  erst  recht  innerhalb  des  Gebietes  der 
blossen  Klugheit.  Am  Schluss  dieses  Absatzes,  wo  er 
den  Unterschied  des  Weisen  und  des  weniger  Weisen, 
des  Reichen  und  Armen  als  Bestimmungsgrund  der  Ver- 
theilung nennt,  scheint  Gr.  das  Moralische  im  Sinne  ge- 
habt zu  haben;  er  stellt  es  dem  strengen  Recht  gegenüber; 
allein  man  bemerkt  leicht,  dass  Gr.  den  wahren  Begiiff  des 
Sittlichen  auch  hier  nicht  erreicht  hat. 
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11.  Diese  hier  dargelegten  Bestimmungen  würden  auch 
Platz  greifen,  selbst  wenn  man  annähme,  was  freilich 
ohne  die  grösste  Sünde  nicht  geschehen  könnte,  dass  es 
keinen  Gott  gebe,  oder  dass  er  sich  um  die  menschlichen 
Angelegenheiten  nicht  bekümmere.  Sowohl  die  Vernunft, 
wie  die  ununterbrochene  Ueberlieferung  haben  das  Gegen- 
theil  uns  eingepflanzt,  und  viele  Beweisgründe  und  Wunder 
bestätigen  es,  welche  von  allen  Jahrhunderten  bezeugt 
werden.  Hieraus  ergiebt  sich,  dass  wir  Gott,  als  dem 
Werkmeister  und  dem,  welchem  wir  unser  Dasein  und 
Alles,  was  wir  haben,  verdanken,  ohne  Ausnahme  ge- 
horchen müssen,  zumal  er  sich  in  mannigfacher  Weise  als 
den  besten  und  mächtigsten  erwiesen  hat.  Man  muss 
deshalb  glauben,  dass  er  dem  Gehorsamen  die  grössten 
Belohnungen,  ja,  ewig  dauernde  zuzutheilen  die  Macht 
und  den  Willen  hat,  da  er  selbst  ewig  ist.  Dies  gilt  um 
so  mehr,  als  er  es  mit  ausdrücklichen  Worten  verlieissen 
hat,  wie  wir  als  Christen  im  Vertrauen  auf  die  unzweifel- 
hafte Glaubwürdigkeit  der  Zeugnisse  annehmen. 

12.  Hier  ist  also  noch  eine  andere  Quelle  des  Rechts 
ausser  jener  natürlichen;  sie  entspringt  aus  dem  freien 
Willen  Gottes,  dem  sich  zu  unterwerfen  die  Vernunft  uns 
unverbrüchlich  gebietet.  Aber  selbst  das  obenerwähnte 
Naturrecht,  sowohl  das  gesellschaftliche,  wie  das  im  weite- 
ren Sinne  so  genannte,  muss,  obgleich  es  aus  den  inneren 
Prinzipien  des  Menschen  abfliesst,  doch  in  Wahrheit  Gott 
zugeschrieben  werden,  weil  er  ja  gewollt  hat,  dass  solche 
Prinzipien  bestehen.  In  diesem  Sinne  sagten  die  Stoiker 
und  Chrysipp,  dass  man  den  Ursprung  des  Rechtes  nur 
bei  Jupiter  suchen  müsse,  und  wahrscheinlich  hat  bei  den 
Lateinern  das  Recht  (jus)  seinen  Namen  von  dem  Jupiter 
(Jovis)  erhalten. 

13.  Es  kommt  hinzu,  dass  Gott  jene  Prinzipien  durch 
ausdrückliche  Gesetze  deutlicher  gemacht  hat,  selbst  für 
die,  deren  Verstand  für  grössere  Schlussfolgerungen  zu 
schwach  ist,  und  dass  er  verboten  hat,  sich  regellos  den 
in  eigenem  und  fremdem  Interesse  nach  verschiedenen  Rich- 
tungen treibenden  Leidenschaften  zu  überlassen,  wobei 
er  die  heftigen  schärfer  geregelt  und  ihnen  nach  Ziel  und 
Art  die  Grenze  gesetzt  hat.  *^) 

*•>)  In  diesen  Paragraphen  kommt  Gr.  auf  das  andere  Prinzip 
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14.  Auch  die  heilige  Geschichte  erweckt  diesen  Gesellig- 
keiti^tiieb  niclit  blos  durch  ihre  Gebote,  sondern  auch  durch 
ihre  Erzählung,  wonach  alle  Menschen  von  einem  Paare  ab- 
stammen. Man  kann  deshalb  aucli  in  diesem  Sinne,  wie 
Florentinus  es  in  einem  anderen  Sinne  gethan  hat,  sagen, 
dass  eine  Verwandtschaft  unter  uns  von  der  Natur  eingerichtet 
ist,  woinus  l'olgt,  dass  es  unrecht  ist,  wenn  ein  Mensch  dem 
andern  nachstellt.  Unter  den  Menschen  sind  die  Eltern 
gleichsam  die  Götter;    man    ist    ihnen    daher  einen  be- 

der  Sittlichkeit,  auf  das  der  Autorität.  Er  beschränkt 
es  hier  jedoch  auf  Gott  und  lässt  den  damit  eng  ver- 
knüpften Begriff  des  sittlichen  Gefühls,  oder  der  Achtung 
vor  dem  erliabenen  Gebieter  völlig  ununtersucht.  Gr.  weiss 
weiter  nichts  zu  sagen,  als  „dass  Gott  sich  zu  unter- 
werfen, die  Vernunft  unverbrüchlich  gebiete."  Dann  wäre 
auch  hier  wieder  die  Vernunft  und  nicht  Gott  die  letzte 
Grundlage  des  Sittlichen   und   des  Gehorsams  gegen  Gott. 

Der  allein  bedeutende  Gedanke  in  diesem  Abschnitt  ist 
der  im  Beginn  ausgesprochene,  dass  das  auf  dem  ver- 
nünftigen Geselligkeitstrieb  ruhende  Naturrecht  auch  gültig 
bleiben  würde,  wenn  es  keinen  Gott  gebe.  So  sehr  Gr. 
deshalb  von  den  Frommen,  einschliesslich  Stahl,  angegriffen 
worden  ist,  so  ist  doch  diese  Folgerung  durchaus  kon- 
sequent. Aber  die  menschliche  Vernunft  wagte  zu  Gr. 
Zeit  nur  erst  in  einzelnen  Blitzen  das  religiöse  Dunkel 
zu  durchzucken  und  zu  durchleuchten.  Deshalb  erlöscht 
auch  hier  wieder  sofort  der  Gedanke,  und  Gr.  wendet 
alle  seine  Beredsamkeit  an,  um  sich  wegen  einer  solchen 
von  ihm  ausgesprochenen  atheistischen  Möglichkeit  zu 
entschuldigen. 

Obgleich  Gr.  Gott  hier  formal  auch  zur  Quelle 
des  Naturrechts  erhebt,  so  bleibt  doch  in  seinem  ganzen 
Werke  dieser  hier  beginnende  Gegensatz  zwischen  Natur- 
recht  und  göttlichem  Recht  stehen.  Jenes  hat  seine 
Grundlage  in  dem  durch  die  Vernunft  geleiteten  geselligen 
Triebe  des  Menschen;  dieses  nur  in  dem  Willen 
Gottes,  für  den  kein  weiterer  Grund  angegeben  werden 
kann.  Deshalb  heisst  dieses  göttliche  Recht  auch  das 
willkürliche  (voluntajniirn) y  im  Gegensatz  zu  dem  auf 
festen  Naturgesetzen  ruhenden  Naturrecht,  wenn  auch 
Gott  formal  als  dessen  Schöpfer  anerkannt  wird. 
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sonderen,    wenn    auch   keinen    schrankenlosen    Gehorsam 
schuldig. 

15.  Weil  es  endlich  natürlichen  Rechtens  ist,  die  Ver- 
träge zu  halten  (denn  irgend  ein  Weg,  sich  zu  verpflichten, 
war  für  die  Mfj|chen  nothwendig,    und  ein  natürlicherer, 
als    der  Vertrag,   lässt  sich  nicht  nnffinden),    so    ist    aus 
dieser   Quelle    das    bürgerliche    Recht    entstanden.     Denn 
die,    welche    sich    einer    Gemeinschaft    anschliessen    und 
Einem  oder  Mehreren   unterwerfen,   versprachen   entweder 
ausdrücklich  oder  stilisch weignd,  wie  man  nach  der  Natur 
der  Sache    annehmen  muss,    dass    sie    dasjenige  befolgen, 
würden,    was  entweder  die  Mehrheit  der  Genossenschaft/ 
oder  die,   welchen  die  Macht  übertragen  war,   festgesetzt/ 
hätten.  1»)  ^         °  I 


10)  Dem  Naturrecht  und  dem  göttlichen  Recht  setzt 
nun  Gr.  hier  als  drittes  das  bürgerliche  Recht  (jus 
civile)  entgegen,  worunter  er  nicht  blos  das  Privatrecht, 
sondern  vielmehr  das  ganze,  in  einem  einzelnen  Staate 
geltende  besondere  Recht  versteht;  also  alle  jene  Be- 
stimmungen, die  sich  aus  dem  göttlichen  Recht  in  dem 
Sinne  von  Gr.  nicht  ableiten  lassen.  Man  pflegt  es  gegen- 
wärtig das  positive  Recht  zu  nennen;  aber  dann  um- 
fasst  es  auch  das  göttliche  willkürliche  Recht  mit;  es  ist 
deshalb  hier  mit  „bürgerlichem  Recht"  übersetzt  worden,  und 
wird  gelegentlich  auch  als  „Recht  eines  besonderen  Staats" 
bezeichnet  werden.  Die  unmittelbare  Quelle  dieses  dritten 
Rechtsbestandtheils  ist  für  Gr.  wieder  der  Wille,  aber 
nicht  der  Gottes,  sondern  der  Wille  des  Inhabers 
der  Staatsgewalt,  also  des  Königs  oder  des  Volkes 
in  beschliessender  Versammlung.  —  Wir  sehen,  wie 
hier  Gr.  auch  zu  den  beiden  andern,  B.  XL  54  aufgeführ- 
ten Autoritäten  gelangt,  aus  denen  der  Realismus  das 
Sittliche  überhaupt  ableitet.  Für  diesen  ist  die  unermess- 
liche  und  erhabene  Macht  dieser  Autoritäten  gegenüber 
dem  einzelnen,  schwachen  Menschen  die  letzte  Quelle 
alles  Sittlichen;  aus  ihr  entspringt  die  unbedingte  Achtung 
vor  deren  Willen  und  somit  das  sittliche  Handeln;  ebenso 
wie  die  Religionen  dies  für  Gott  mit  allgemeiner  Zustim- 
mung lehren. 

Allein,  so  wie  Gr.  schon  oben  den  Gehorsam  gegen 
Gott  auf  die  Vernunft  des  Gehorchenden  stützt,  so  stützt 

Grotius'  Recht  d.  Kr.  u.  Fr.  q 
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16.  Der  Ausspruch  des  Carneades  und  Anderer: 
„Der  Nutzen  ist  die  wahre  Mutter  von  Recht  und  Billigkeit", 
ht  daher,  streng  genommen,  fulscli.  Denn  die  Mutter 
des  natürlichen  Rechtes  ist  die  menschliche  Natur  selbst, 
welche  uns,  auch  wenn  wir  keine  Bedürfnisse  hätten, 
doch  zur  Aufsuchung  der  Gemeinschaft  treiben  würde; 
und  die  xMutter  des  bürgerlichen  Rechts  ist  die  aus  der 
Uebereinkunft  entspringende  Verbindlichkeit,  welche  ihre 
Kraft  aus  dem  natürlichen  Recht  ableitet,  so  dass  die 
Natur  auch  als  die  Grossmutter  dieses  Rechtes  gelten 
kann.  Aber  dem  natürlichen  Recht  tritt  auch  der  Nutzen 
hinzu;  denn  der  Schöpfer  der  Natur  wollte,  dass  wir  als 
Einzelne  schwach  seien  und  zum  rechten  Leben  Vieles 
bedürfen,  damit  wir  desto  mehr  zur  Pflege  der  Geselligkeit 
angetrieben  würden.  Ebenso  war  der  Nutzen  die  Ver- 
anlassung zu  dem  bürgerlichen  Recht;  denn  jene  erwähnte 
Vergesellschaftung  oder  Unterwerfung  hat  aus  irgend  einem 
Nutzen  ihren  Anfang  genommen.  Auch  die,  welche  An- 
deren das  Recht  verordnen,  pflegen  dabei  auf  einen  Nutzen 
abzusehen,  oder  sollten  es  wenigstens. ^0 ^^ 

er  hier  die  sittliche  Wirksamkeit  der  Gebote  des  Fürsten 
und  des  Volkes  als  Einheit  auf  den  Vertrag  der  Einzelnen 
durch  den  die  Gemeinschaft  oder  der  Staat  zu  Stande  gekom- 
men sein  soll.  Die  sittliche  Verbindlichkeit  des  Vertrages 
wird  dann  wieder  daraufgestützt,  „dass  doch  die  Menschen 
eine  Art  sich  zu  verpflichten  haben  müssen  und  da  sei, 
der  Vertrag  die  natürlichste."  Zugleich  wird  dabei  auch 
eingeschoben,  dass  bei  diesem  Vertrage  die  Kontrahenten 
sich  dem  Beschluss  der  Mehrheit  unterworfen  hätten. 

Man  kann  nicht  leicht  unphilosophischer  verfahren,  und 
CS  wird  für  den  Leser,  der  aus  B.  XI.  oder  sonst  sich 
in  diesem  Gebiet  orientirt  hat,  genügen,  diese  Behaup- 
tungen   des  Gr.   einfach   hinzustellen,    um   ihre  Blosse  zu 

erkennen. 

11)  In  diesem  Absatz  steigt  die  Verwirrung  auf  den 
Gipfel,  indem  die  bisher  von  Gr.  getrennt  gehaltenen 
Grundlagen  des  Rechtes,  also  die.  menschliche  Natur, 
dann  der  Wille,    dann  der  Nutzen   hier  alle    in    einander 


flicssen,    und    man 
Grundlage  sein  soll 


nicht  mehr  weiss,    welches   die  letzte 


Diese  Konfusion  ist  nur  nach  den  Auffassungen  m  13.  AI. 
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17.  Wie  nun  das  Recht  eines  jeden  Staates  auf  den 
Nutzen  des  Staates  eingerichtet  ist,  so  hat  auch  unter 
allen  oder  mehreren  Staaten  durch  Uebereinkommen  ein 
Recht  sich  bilden  können,  und  das  so  entstandene  Recht 
wird  nicht  den  Nutzen  einzelner  Genossenschaften,  sondern 
nur  den  des  grossen  Ganzen  berücksichtigt  haben.  Und 
dies  Recht  heisst  das  Völkerrecht,  sofern  man  es  von  I 
dem  Naturrecht  unterscheidet.  Carneades  übersah  diesen J 
Theil  des  Rechts,  als  er  das  ganze  Recht  in  das  natürliche 
und  bürgerliclie  der  einzelnen  Völker  eintheilte,  während 
er  doch  bei  seiner  Absicht,  über  das  Recht  zwischen  meh- 
reren Völkern  zu  sprechen  (denn  seine  Rede  betrifft  den 
Krieg  und  das  durch  den  Krieg  Erworbene),  dieses  Rechtes 
hätte  erwähnen  müssen. 

18.  Fälschlich  aber  bezeichnet  Carneades  die  Ge- 
rechtigkeit mit  dem  Namen  der  Thorheit.  Er  selbst  räumt 
ein,  dass  der  Bürger  nicht  thöricht  ist,  welcher  im  Staate 
das  bürgerliche  Recht  befolgt,  wenn  er  auch  aus  Achtung 
vor  diesem  Recht  manchen  Nutzen  aufgeben  muss;  des- 
halb   ist    auch    ein  Volk    nicht    thöricht,    welches    seinen 

zu  lösen,  wenn  man  bei  dem  Recht  und  der  Moral  den 
Standpunkt  der  Autorität  (Gesetzgebers)  von  dem  Stand- 
punkt des  sittlich  Verpflichteten  unterscheidet.  Die  Auto- 
ritäten werden  zu  den  sittlichen  Geboten,  einschliesslich  der 
der  Moral,  nur  durch  die  natürlichen  Grundlagen,  d.  h.  durch 
ihre  Lust  und  ihre  Triebe  in  Verbindung  mit  der  äusseren 
Natur  bestimmt.  Das  Gebot  hat  darin  bei  den  Auto- 
ritäten seinen  Ursprung.  Allein  das  Sittliche  ihrer 
Gebote  beginnt  erst  mit  der  Achtung  vor  denselben,  bei 
den  davon  betroftenen  Menschen,  und  bei  diesen  ist  die 
Grundlage  der  Moral  und  des  Rechts  nicht  mehr  die  Natur 
oder  die  Lust  und  der  Trieb,  sondern  nur  das  Gebot  der 
erhabenen  Autorität,  als  solches.  So  lösen  sich  die  Wider- 
sprüclie,  und  so  erklärt  es  sich,  dass  der  gesetzgebende 
Mensch  (die  Volksversammlung)  sich  in  seinen  Gesetzen 
lediglich  nach  dem  Nutzen  und  der  Natur  der  Sache  be- 
stimmt, während  der  gehorchende  (sittliche)  Mensch 
niemals  in  seinem  sittlichen  Handeln  nach  dem  Nutzen 
oder  nach  den  Folgen  zu  fragen  oder  sein  Handeln  da- 
nach zu  bestimmen  hat,  sondern  einfach  das  sittliche 
Gebot  aus  Achtung  vor  diesem  erfüllt. 
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Nutzen  nicht  so  hoch  stellt,  dass  es  deshalb  das  gemeine 
Recht  der  Völker  vernachlässigt;  da  der  Grund  für  beide 
derselbe  ist.  Denn  der  Bürger,  welcher  eines  gegenwärti- 
gen Nutzens  wegen  das  bürgerliche  Recht  verletzt,  zer- 
reisst  damit  das  Band,  was  den  dauernden  Nutzen 
seiner  und  seiner  Nachkommenschaft  einschliesst,  und  ein 
Volk,  weiches  das  Natur-  und  Völkerrecht  verletzt,  reisst 
damit  für  die  Zukunft  die  Schutzwehr  seines  Friedens 
nieder.  Selbst  wenn  aus  der  Befolgung  des  Rechtes  kein 
Nutzen  abgesehen  werden  könnte,  würde  es  doch  von 
Weisheit  und  nicht  von  Thorheit  zeugen,  wenn  man  sich 
dahin  wendete,  wohin  wir  fühlen,  dass  die  Natur  uns  zieht. 

19.  Es  ist  deshalb  auch  jener  Ausspruch  nicht  wahr: 
„Man  muss  anerkennen,  dass  das  Recht  aus  Furcht  vor 
dem  Unrecht  erfunden  worden  ist."  Bei  Plato  erläutert 
dies  Jemand  dahin,  dass  aus  Furcht  vor  Beschädigungen 
die  Gesetze  erfunden  worden,  und  dass  die  Menschen 
durch  eine  Art  Gewalt  zur  Pflege  des  Rechtes  genöthigt 
würden.  Dies  trifft  nur  bei  den  Einrichtungen  und  Ge- 
setzen zu,  welche  zur  leichteren  Vollstreckung  des  Rechtes 
angeordnet  worden  sind.  So  treten  viele  Schwache,  um 
nicht  von  Starken  unterdrückt  zu  werden,  zusammen,  um 
Gericlitshöfe  einzusetzen  und  mit  vereinten  Kräften  sich 
zu  schützen  und  um  vereint  jenen  überlegen  zu  sein, 
denen  sie  vereinzelt  nicht  gleich  kommen.  In  diesem 
Sinne  kann  man  es  allenfalls  zulassen,  dass  das  Recht 
das  sei,  was  den  Starken  beliebe;  es  wird  damit  an- 
gedeutet, dass  das  Recht  sein  äusseres  Ziel  ohne  Hülfe 
der  Macht  verfehle.  Auch  So  Ion  vollbrachte  seine  grossen 
Thaten,  wie  er  selbst  sagte,  „indem  er  die  Gewalt  mit 
dem  Rechte  verband". 

20.  Indess  entbehrt  ein  von  der  Macht  entblösstes 
Recht  nicht  aller  Wirkung.  Denn  die  Gerechtigkeit  bringt 
die  Ruhe  des  Gewissens,  die  Ungerechtigkeit  die  Qualen 
des  Gewissens,  wie  sie  nach  Plato' s  Beschreibung  in 
der  Brust  der  Tyrannen  wüthen.  Alle  rechtlichen  Leute 
billigen  die  Gerechtigkeit  und  verdammen  die  Ungerechtig- 
keit; hauptsächlich  aber  hat  diese  Gott  zum  Feind  und 
jene  zum  Beschützer.  Gott  verspart  sein  diesem  Leben 
folgendes  Gericht  in  der  Weise,  dass  er  dessen  Macht 
schon  in  diesem  Leben  bemerklich  macht,  wie  die  Ge- 
schichte au  vielen  Beispielen  lehrt. 
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21.  Wenn  aber  Viele  die  Gerechtigkeit,  welche  sie 
von  den  Bürgern  fordern,  für  das  Volk  oder  dessen  Herr- 
scher für  überflüssig  halten,  so  kommt  dieser  Irrthum 
daher,  dass  sie  erstens  im  Recht  nur  den  Nutzen  sehen, 
der  aus  demselben  entsteht.  Dieser  Nutzen  ist  bei  Bür- 
gern, die  einzeln  für  ihren  Schutz  zu  schwach  sind,  ofi'en- 
bar;  aber  grosse  Staaten,  die  Alles  in  sich  fassen,  was 
zum  Schutz  des  Lebens  nöthig  ist,  scheinen  der  Tugend 
nicht  zu  bedürfen,  welche  aus  dem  Hause  heraustritt  und 
Gerechtigkeit  heisst. 

22.  Indess  ist,  um  das  Gesagte  zu  wiederholen,  das 
Recht  nicht  blos  des  Nutzens  wegen  vorhanden,  und  kein 
Staat  ist  so  kräftig,  dass  er  nicht  irgend  einmal  der  Hülfe 
Anderer  bedürfen  sollte,  sei  es  zu  friedlichen  Zwecken,  sei 
es  zur  Vertheidigung  gegen  die  verbundenen  Angriffe 
mehrerer  auswärtiger  Nationen.  Man  sieht  deshalb,  dass 
auch  die  mächtigsten  Völker  und  Könige  auf  Bündnisse 
Bedacht  nehmen,  deren  Kraft  von  denen  ganz  zerstört 
wird,  welche  das  Recht  auf  das  innere  Gebiet  der  Staaten 
beschränken.  Es  ist  durchaus  wahr,  dass  Alles  schwankt, 
wenn  einmal  vom  Recht  abgegangen  wird.  12) 


i'-^)  Gr.  macht  hier  den  Uebergang  von  dem  Recht  über- 
haupt zum  Völkerrecht.  Gr.  bleibt  hier  in  demselben 
Schwanken,  wie  bisher.  Zunächst  erkennt  er  den  Nutzen 
als  die  Quelle  nicht  blos  des  Rechts  an  sich,  sondern 
auch  des  Rechts  zwischen  mehreren  Völkern  an.  Er  stellt 
hier  zuvörderst  den  dauernden  Nutzen  dem  unmittel- 
baren und  nächsten  gegenüber.  Indem  aber  dieser  Nutzen 
für  den  mächtigen  Staat  bezweifelt  werden  kann,  holt 
Gr.  eine  zweite  Grundlage  des  Rechts,  die  Ruhe  des  Ge- 
wissens herbei  und  spricht  auch  einmal  von  der  Achtung 
vor  dem  Gesetz.  Hier  war  Gr.  der  Quelle  des  Sittlichen 
ziemlich  nahe;  allein  er  verfolgt  den  Gedanken  nicht  und 
kehrt  gleich  wieder  zu  dem  Nutzen  zurück,  indem  er 
erinnert,  dass  auch  der  kräftigste  Staat  der  Hülfe  bedürfen 
könne,  und  diese  gewähre  nur  das  Völkerrecht  und  dessen 
Beobachtung. 

Man  sieht,  Gr.  steht  hier  ganz  auf  dem  Standpunkt 
des  Carneades;  denn  Nutzen  bleibt  Nutzen,  mag  er 
sofort  hervortreten  oder  in  kluger  Berechnung  erst  das 
Ergebniss  eines  längern  Zeitverlaufs  sein. 
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23.  Wenn  keine  Gemeinschaft  ohne  Recht  bestehen 
kann,  was  Aristoteles  mit  dem  auflfallenden  Beispiel 
einer  Räuberbande  beweist,  so  bedarf  es  gewiss  auch 
eines  Rechtes,  um  das  menschliche  Geschlecht  oder  meh- 
rere Völker  unter  sich  zu  verbinden.  Dies  hat  der  richtig 
erkannt,  welcher  sagte:  „dass  man  das  Unrechte  auch  des 
Vaterlandes  wegen  nicht  thun  dürfe."  Aristoteles 
macht  denen  schwere  Vorwürfe,  die  unter  sich  nur  dem 
gehorchen  wollen,  der  das  Recht  dazu  hat,  aber  gegen 
Fremde  sicli  um  Recht  oder  Unrecht  nicht  kümmern. 

24.  Selbst  Pompejus,  dessen  wir  oben  als  Gegner 
gedacht  haben,  erwiderte  dem  König  Spartanus,  welcher 
den  Staat  für  den  glücklichsten  erklärt  hatte,  dessen 
Grenzen  durch  Wurfspiess  und  Schwert  bezeichnet  wären, 
dass  vielmehr  der  Staat  der  glücklichste  sei,  welcher  die 
Gerechtigkeit  zur  Grenze  habe.  Pompejus  konnte  dabei 
sich  auf  den  Vorgang  eines  anderen  Königs  gleiches 
Namens  berufen,  welcher  die  Gerechtigkeit  der  Tapferkeit 
vorangestellt  hatte,  „weil  die  Tapferkeit  der  Gerechtigkeit 
zu  ihrer  Leitung  bedürfe;  aber  wenn  alle  Menschen  gerecht 
wären,  so  würden  sie  der  Tapferkeit  nicht  bedürfen." 
Die  Stoiker  dpfinirten  die  Tapferkeit  als  eine  Tugend, 
welche  für  die  Billigkeit  kämpft.  Themistius  entwickelt 
in  seiner  an  Valens  gerichteten  Rede  in  beredter  Weise, 
dass  Könige,  wie  sie  die  Regel  der  Weisheit  fordere, 
nicht  blos  auf  das  eine  ihnen  anvertraute  Volk  Rücksicht 
nehmen,  sondern  auf  das  ganze  menschliche  Geschlecht; 
sie  seien,  wie  er  sagt,  nicht  blos  Macedonier-Freunde 
oder  Römer-Freunde,  sondern  Menschenfreunde. 
Minois  Name  wurde  nur  deshalb  bei  den  Nachkommen 
verhasst,  weil  er  die  Billigkeit  mit  den  Grenzen  seines 
Reiches  aufhören  liess.i*^) 

1-^)  Gr.  bringt  hier  eine  Menge  Citate  aus  alten  Schrift- 
stellern, welche  bestätigen,  dass  es  auch  ein  Recht 
zwischen  den  verschiedenen  Völkern  gebe.  Als  Beweise 
können  sie  natürlich  nicht  gelten;  Gr.  begnügt  sich 
damit.  Wenn  indess  für  das  Völkerrecht,  wie  Gr.  meint, 
ganz  dieselben  Grundlagen,  wie  für  das  Recht  in  den 
einzelnen  Staaten  und  für  das  Naturrecht  bestehen,  so 
bleibt  es  doch  auffallend,  dass  jenes  im  Vergleich  zu 
diesem  offenbar  zurückgeblieben  ist,  und  dass  selbst  heute 


25.  Der  Satz,  dass  im  Kriege  alles  Recht  aufhöre, 
ist  so  weit  von  der  Wahrheit  entfernt,  dass  ein  Krieg 
sogar  nur    der  Rechtsverfolgung    wegen  angefangen,  und 

noch  der  Streit  besteht,  ob  es  überhaupt  ein  Völkerrecht  gebe, 
während  für  das  Civilrecht  dies  kein  Mensch  in  Zweifel 
zieht.  Vergleicht  man  überdem  den  Inhalt  des  Völker- 
rechts mit  dem  des  einzelnen  Staats,  so  zeigt  sich  auch 
im  Inhalte  ein  grosser  Unterschied;  jenes  ist  dürftig, 
unsicher,  bestritten,  während  das  Civilrecht  von  alledem 
das  Gegentheil  ist. 

Dieser  thatsächliche  Unterschied  beider  muss  einen 
Grund  haben.  Gr.  geht  darüber  hinweg;  auch  war  er 
bei  seiner  Auffassung  nicht  wohl  im  Stande,  ihn  aufzufin- 
den. Gewöhnlich  sucht  man  den  Grund  in  dem  fehlenden 
Zwange  bei  dem  Völkerrecht;  allein  dieser  Zwang  fehlt 
auch  bei  der  Moral,  und  doch  herrscht  hier  eine  weit 
grössere  Bestimmtheit  und  Uebereinstimmung  als  dort. 
Der  Grufld  muss  also  tiefer  liegen.  Ist  die  Vernunft  die 
Quelle  des  Rechts,  wie  die  idealistischen  Systeme  sagen, 
80  bleibt  dieser  üuterschied  ebenfalls  unerklärlich.  Ist 
dagegen  das  Gebot  erhabener  Autoritäten  die  Quelle  des 
Reciits,  wie  der  Realismus  behauptet  \B,  XI.  52),  so  ergiebt 
sich  sofort  die  Erklärung.  Die  Autoritäten  können  sich 
nicht  selbst  gebieten;  sie  werden  von  ihren  Geboten  nicht 
betroffen.  Die  Völker  als  Einheiten  gehören  nun  zu  den 
Autoritäten;  aucli  ist  kein  Fürst,  kein  Volk  für  ein  an- 
deres eine  Autorität.  Aus  dieser  Quelle  kann  deshalb 
keine  Verpflichtung  für  die  Völker  abfliessen.  So  bleibt 
nur  Gott  als  Autorität.  Allein  der  allgemeine  christliche 
Gott  war  den  Völkern  bis  zur  Ausbreitung  der  christlichen 
Religion  nicht  bekannt,  und  so  erklärt  es  sich,  dass  bis 
dahin  sich  kein  Recht  zwischen  verschiedenen  Völkern 
bilden  konnte;  es  fehlte  im  Alterthume  die  Quelle  dafür. 
Erst  als  die  Völker  Europa's  die  christliche  Religion  an- 
genommen hatten,  war  in  Gott  die  Autorität  auch  für 
die  V^ölker  gefunden,  und  von  da  ab  beginnt  auch  eine 
allmählige  Bildung  eines  Völkerrechts,  das  sich  aber 
ebendeshalb  auf  die  christlichen  Nationen  beschränkte. 
Aber  auch  hier  hatte  die  Bildung  dieses  Rechts  grosse 
Schwierigkeiten,  einmal  weil  Gott  nur  durch  Priester,  als 
seine  Stellvertreter,    sprechen    konnte,    und  diese  in  der 
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ein  begonnener  nur  nach  dem  Maasse  des  Rechts  und  der 
Treue  geführt  werden  darf.  Demosthenes  sagt  richtig, 
dass  der  Krieg  gegen  die  eintrete,  welche  durch  Richter- 
katholischen und  griechischen  Kirche  einander  feindlich 
gegenüberstanden;  sodann  weil  der  griechische  Patriarch 
nicht  die  volle  Selbstständigkeit  dem  Staate  gegenüber 
besass,  welche  zum  Begriff  der  Autorität  unentbehrlich  ist; 
endlich  weil  auch  der  Papst  durch  seine  gleichzeitige  welt- 
liche Herrschaft  und  durch  seine  Interessen  als  Fürst 
vielfach  in  seiner  Autorität  als  Stellvertreter  Gottes  ge- 
hemmt und  geschwächt  wurde,  so  dass  wohl  die  Einzelnen 
ihn  als  Autorität  anerkannten,  aber  Kaiser  und  Völker 
vielfach  die  Gültigkeit  seiner  Aussprüche  bezweifelten. 
So  blieb  die  göttliche  Autorität  nur  eine  dürftige  für  das 
Völkerrecht,  und  es  erklärt  sich  daraus,  wie  es  bis  zu 
Gr.'s  Zeit  kaum  dem  Namen  nach  bestand,  und  wie 
bitter  Gr.  dies  beklagen  konnte. 

Wenn  nun  dessenungeachtet  Gr.  hier  alte  Schriftsteller 
citirt  um  das  Dasein  eines  Völkerrechts  zu  erweisen,  so 
ist  darauf  zu  erwidern,  dass  diese  Citate  bei  näherer  Be- 
trachtung gar  nicht  von  dem  Völkerrecht  sprechen,  son- 
dern nur  davon,  dasS  auch  die  einzelnen  Angehörigen 
fremder  Staaten  mit  Gerechtigkeit  zu  behandeln  seien. 
In  Wahrheit  bestand  bei  den  Griechen  und  Römern  kein 
Völkerrecht  gegen  die  Barbaren;  nur  innerhalb  der  einzel- 
nen griechischen  und  italischen  Völkerschaften  bestand 
eine  Art  von  Völkerrecht;  aber  nur  deshalb,  weil  diese 
Stämme  sich  als  ein  grosses  Volk  betrachteten,  und  die 
gemeinsame  Abstammung,  Religion,  Sitte  und  Sprache 
hier  dieses  eine  grosse  Volk  zu  einer  wirklichen,  das 
Recht  erzeugenden  Autorität  gegenüber  den  einzelnen 
Stämmen  erhob. 

Erst  im  Mittelalter  und  in  der  Neuzeit  hat  das  Völker- 
recht sich  entwickelt.  Den  wesentlichsten  Antheil  hat 
daran  die  Kirche  gehabt,  wie  oben  gezeigt  worden.  Um 
aber  die  Wahrlieit  hier  ganz  zu  treffen,  muss  man 
die  Wirklichkeit  wohl  unterscheiden  von  den  Wünschen 
und  Ansichten  einzelner  sittlich  gesinnter  Personen  und 
Schriftsteller.  Selbst  die  öffentliche  Meinung  ist  im  All- 
gemeinen hier  leicht  bereit,  über  die  Wirklichkeit  hinaus- 
zugehen.   Kann  das  Recht  überhaupt  aus  keinem  sachlichen 
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Spruch  sich  niclit  gebieten  lassen.  Denn  die  Richter- 
sprüche genügen  gegen  die  Schwächeren,  gegen  die 
gleich  Starken  aber,    oder  die   sich   dafür  halten,    greift 

Prinzip  und  auch  nicht  aus  der  Vernunft  allein  abgeleitet 
werden,  wie  B.  XI.  48  gezeigt  worden,  so  bleibt  für  das 
sittliche  Soll  nur  das  Gebot  einer  erhabenen  Autorität  als 
Quelle.    Diese  fehlt  in  ihrer  wahren  Bedeutung  und  Wirk- 
samkeit für  die  Völker,    als  Einheiten;    Gott  steht   zwar 
über  ihnen,  nach  der  Lehre  des  Christenthums,  aber  seine 
Gebote   werden   durch   einen   höchsten   Priester  vermittelt 
und  verkündet,  und  verlieren  dadurch,   wie   oben  gezeigt 
worden,   viel   an   ihrer  Wirksamkeit.     Diese  Wirksamkeit 
würde    noch    viel    geringer    geblieben    sein,    wenn    nicht 
allmählig  sich  die  Meinung  gebildet  hätte,  dass  die  Moral 
und  das  Recht  eine       türliche  Basis  haben,  und  jene  sich 
über  alles  menschliche  Handeln,    mithin   auch   über  das 
der  Völker,  als  solcher,  erstrecke.    Diese  Ansicht  ist  schon 
in  dem  Neuen  Testament  erkennbar  und  wurde  durch  den 
Piatonismus    sehr    unterstützt.     Ueberhaupt    liegt    in    der 
Natur    des    sittlichen  Soll  für  den   Unaufmerksamen   sehr 
leicht   die   Verleitung,    die    Unbedingtheit   dieses    Solls, 
welche  für  ihn  gilt,  als  eine  allgemeine  für  Alle,  mit- 
hin auch  für  die  Völker,  als  solche,  geltende  zu  nehmen. 
So  bildete  sich  in  der  öffentlichen  Meinung  der  Satz  aus, 
das  auch  das  Handeln  der  Völker  dem  Sittengesetz  unter- 
worfen sei,  und  der  fehlende  Zwang  hinderte  dies  um  so 
weniger,  als  ja  Recht  und  Moral  noch  bei  Gr.  nicht  klar 
geschieden  sind. 

Nachdem  sich  diese  Ansicht  einmal  gebildet  hatte, 
kam  es  nur  noch  darauf  an,  einen  Inhalt  für  dieses 
Völkerrecht  zu  finden,  dessen  Dasein  an  sich  nun  nicht 
mehr  bezweifelt  wurde.  Da  war  nichts  natürlicher,  als 
die  allgemeinsten  Regeln  des  Privatrechts  auch  auf  die 
Völker  auszudehnen,  soweit  der  Unterschied  beider  es  ge- 
stattete. Die  wichtigsten  Regeln  in  dieser  Hinsicht  waren 
die  Anerkennung  der  Persönlichkeit,  des  Eigenthums  und 
seines  Erwerbes  durch  Occupation;  die  Pflicht  der  Ent- 
schädigung für  zugefügten  Schaden;  die  Verbindlichkeit, 
geschlossene  Verträge  zu  erfüllen,  und  die  Regel,  dass 
Niemand  sich  mit  dem  Schaden  eines  Anderen  bereichern 
dürfe.     Diese   Grundsätze    waren    derart,    dass    sie    sich 
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man  zum  Kriege;  damit  er  aber  gerecht  bleibe,  ist  er 
nicht  mit  geringerer  Gewissenhaftigkeit,  wie  der  Richter- 
spruch zu  vollstrecken. 

meist  ohne  Schwierigkeit  von  Einzelnen  auf  das  Handeln 
der  Völker  übertragen  und  anwenden  Hessen.  Innerhalb 
des  Privatrechts  hatten  diese  Grundsätze  sich  allmählig 
immer  fester  mit  dem  sittlichen  Gefühl  verknüpft,  und  so 
erschien  es  als  eine  berechtigte  Forderung,  dass  auch  die 
Völker  diese  Grundsätze  als  für  ihr  Handeln  geltend  und 
sie  verpflichtend  anerkennen  müssten.  Dies  ist  die  zweite 
Basis  des  Völkerrechts  geworden,  und  diese  Basis  ist  es, 
auf  der  namentlich  in  neuerer  Zeit  an  demselben  fort- 
gebaut wird. 

Im  Vergleich  mit  dem  vollen  Begriff  des  sittlichen 
Soll,  wie  es  der  Moral  und  dem  Rechte  zu  Grunde  liegt,  er- 
kennt man  indess  leicht,  dass  diese  Basis  zur  Erzeugung  eines 
solchen  Solls  nicht  hinreicht.  Sie  ist  nur  eine  analo- 
gische Ausdehnung  privatrechtlicher  Bestimmungen  auf 
ein  davon  durchaus  verschiedenes  Gebiet;  die  Ausdehnung 
basirt  nur  darauf,  dass  das  sittliche  Gefühl  und  die  Ach- 
tung vor  der  gebietenden  Autorität  sich  allraälig  mit  dem 
Gebote  selbst  verknüpft  hat.  Innerhalb  des  privatrecht- 
lichen Gebietes  mag  diese  Verknüpfung  zulässig,  ja  heil- 
sam sein;  allein  wird  nun  die  allgemeine  Geltung  dieser 
Grundsätze  auch  für  die  Völker,  als  solche,  auf  Grund 
dieses  sittlichen  Gefühls  behauptet,  so  muss  die  Wissen- 
schaft doch  erinnern,  dass  diese  unmittelbare  und  allge- 
meine Geltung  dieser  Sätze  eine  Täuschung  ist,  die  allein 
auf  der  privatrechtlichen  Uebung  derselben  beruht 
und  an  sich  durchaus  nicht  zu  ihrer  Ausdehnung  auf  die 
Völker  berechtigt.  Gerade  aber  auf  dieser  Täuschung  be- 
ruht das  moderne  Völkerrecht. 

Es  kann  auch  sein,  dass  mit  dem  Fortgange  der  Kultur 
und  der  wachsenden  Verbindung  die  Gesammtheit  der 
gesitteten  Völker  und  die  in  ihnen  herrschende  öffentliche 
Meinung  sich  allmählig  für  die  einzelnen  Völker  zu  einer 
ähnlichen  Autorität  entwickelt,  wie  in  Griechenland  das 
eine  grosse  Volk  sie  gegenüber  den  einzelnen  Stämmen 
besass.  Dann  würde  sich  eine  wahre  Basis  für  das  Völker- 
recht ergeben.  Allein  noch  ist  diese  Stufe  nicht  erreicht; 
man  ist  höchstens  auf  dem  Wege  dahin. 


26.  Es  schweigen  daher  unter  den  Waffen  die  Gesetze ; 
aber  nur  die  des  Verkehrs ,  der  Gerichte  und  des  Friedens, 
aber  nicht  jene  ewigen  und  für  alle  Zeiten  geltenden  Ge- 

Hiernach  stellt  sich  als  Ergebniss  für  das  Völkerrecht 
der  Gegenwart  heraus,  dass  die  Autorität  Gottes  durch 
die  Spaltungen  der  Kirchen  und  die  Abnahme  des  reli- 
giösen Glaubens  jetzt  nicht  mehr  geeignet  ist,  dem  Völker- 
recht als  Grundlage  zu  dienen.  Jene  künftige  Autorität, 
hervorgehend  aus  der  Einheit  der  kultivirten  Völker,  ist 
erst  im  Werden,  und  deshalb  auch  noch  nicht  dazu  ge- 
eignet. So  bleibt  nur  die  analoge  Ausdehnung  privat- 
rechtlicher Bestimmungen;  aber  sie  beruht,  wie  gezeigt, 
auf  einer  Täuschung  und  ist  mithin  ebenfalls  keine  Grund- 
lage. 

Unter  diesen  Umständen  kann  es  daher  nicht  W^under 
nehmen,  wenn  bei  so  schwankenden  Basen  das  moderne 
Völkerrecht  in  der  Wirklichkeit  ein  Mittelding  ist  zwischen 
Recht  und  Politik,  dem  der  volle  Begriff  des  Rechtes  noch 
abgeht,  auch  wenn  man  die  fehlende  Erzwingbarkeit  nicht 
betont,  da  diese  allerdings  nicht  zum  Wesen  des  Rechts 
gehört. 

Damit  stimmen  freilich  die  Lehrbücher  des  Völkerrechts 
nicht  überein;  sie  bieten  je  nach  den  persönlichen  sittlichen 
Gefühlen  und  Wünschen  der  Verfasser  ein  bald  mehr 
bald  weniger  bestimmtes  und  inhaltreiches  System  wirk- 
licher Rechte,  von  dem  die  Wirklichkeit  indess  noch  weit 
entfernt  ist.  Indem  sich  an  solche  ausgeführte  Systeme 
die  Hoffnungen  auf  volle  Rechtssicherheit,  auf  Beseitigung 
des  Krieges  und  roher  Gewalt  knüpfen,  ist  jeder  Leser 
nur  zu  geneigt,  die  Sätze  dieser  Lehrbücher  für  wirkliches 
Recht  zu  nehmen  und  ihre  reale  Schwäche  durch  die 
Stärke  seines  sittlichen  Gefühls  zu  ergänzen. 

In  der  Wirklichkeit  steht  dieses  angebliche  Völkerrecht 
nur  noch  auf  der  Stufe  der  Sitte  und  nicht  der  Sittlichkeit 
oder  des  Rechts  (B.  XI.  177).  Ganz  abgesehen  von  der 
fehlenden  Erzwingbarkeit  steht  seiner  Fortbildung  zum 
vollen  Recht  hauptsächlicli  Zweierlei  entgegen.  Einmal 
herrscht  in  den  Verhältnissen  der  Staaten  zu  einander 
lange  nicht  die  Gleichförmigkeit  und  die  Wiederkehr  glei- 
cher Handlungen,  wie  innerhalb  des  Verkehrs  der  einzel- 
nen Menschen.     Ueber  die  Ehe,   die  Familie,    den  Kauf, 
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setze.  Es  ist  deshalb  ein  vortrefflicher  Ausspruch  von 
Dio  aus  Prusa,  dass  unter  Feinden  zwar  das  geschriebene, 
d.  h.  das  bürgerliche  Recht    nicht    gelte,    aber    wohl  das 

die  Pacht,  das  Darlehn,  den  Wechsel  u.  s.  w.  konnten  sich 
leicht  innerhalb  eines  Volkes  allgemeine  Regeln  entwickeln 
und  zu  Gesetzen  erheben,  da  diese  Geschäfte  täglich  in 
gleicherweise,  nur  unter  anderen  Personen,  wiederkehrten; 
das  Wesentliche  und  das  Natürliche  dieser  Geschäfte  trat 
dadurch  bald  heraus.  Allein  unter  den  Völkern  fehlt 
sowohl  die  Gleichheit  der  Persönlichkeit,  wie  die  Gleich- 
heit der  Verhältnisse.  Beinahe  jeder  bedeutendere  Fall 
ist  ein  neuer,  für  den  sich  Analogien  und  Präcedenzfälle 
nur  mühsam  und  gezwungen  herbeibringen  lassen.  Die 
Regel,  das  Allgemeine,  welche  das  Recht  bedarf,  kann 
sich  deshalb  hier  für  alle  wichtigeren  Fragen  nicht  ent- 
wickeln. 

Sodann  ist  die  egoistische  Tendenz  für  den  Staat 
weit  mehr  berechtigt,  als  für  den  einzelnen  Menschen. 
Für  diesen  erhebt  die  christliche  Moral  die  Liebe  des 
Nächsten  zur  höchsten  Pflicht;  das  eigene  Glück  soll  dem 
fremden  untergeordnet  werden.  Für  das  Volk  und  den 
Staat  ist  aber  ein  solches  Prinzip  unmöglich,  und  auch 
selbst  in  die  öffentliche  Meinung  nie  eingedrungen;  viel- 
mehr gelten  die  Existenz  des  Staates,  seine  Ehre,  das 
Wohl  des  Landes  als  die  entscheidenden  Gründe,  denen 
jede  andere  Pflicht  des  Staates  nach  der  Stimme  aller 
rechtlichen  Leute  untergeordnet  werden  muss.  Deshalb 
finden  selbst  jene  aus  dem  Piivatrecht  auf  das  Völker- 
recht übertragenen  Grundsätze  nur  eine  beschränkte  An- 
wendung; sie  müssen  fortwährend  von  Ausnahmen  durch- 
löchert werden,  wo  diese  Regeln  mit  dem  Staats  wo  hie 
kollidiren.  Da  nun  diese  Begriffe  von  Wohl,  Ehre,  Lebens- 
bedingung u.  s.  w.  an  sich  schwankend  und  dabei  dem 
Urtheil  des  Verpflichteten  anheira  gegeben  sind,  so  erhellt, 
dass  auch  deshalb  das  wirkliche  Völkerrecht  wesentlich 
anders  sich  gestaltet,  als  es  in  den  Lehrbüchern  vor- 
getragen wird. 

Wenn  aus  der  Moral  und  dem  Privatreclit  eine  Anzahl 
allgemeiner  Grundsätze  ausgezogen  und  auf  das  Ver- 
hältniss  der  Völker  übertragen  worden  sind,  und  wenn 
diese  Regeln   unter   sich  und  mit  jenem  höchsten  Wohle 
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ungeschriebene,  d.  h.  das,  was  die  Natur  gebietet,  oder 
die  Uebereinstimmung  der  Völker  bestimmt.  Dies  lehrt 
die  alte  Formel  der  Römer:  „Ich  meine,  dass  diese  Dinge 

vielfach  in  Kollision  stehen,  so  ist  nichts  leichter,  als  für 
jeden  grossen  und  bedeutenden  Staatsakt  die  nöthige  Recht- 
fertigung aus  einem  dieser  Prinzipien  herauszuflndeu,  wäh- 
rend natürlich  die  Gegenpartei  das  Gegentheil  mit  anderen, 
an  sich  ebenso  berechtigten  Prinzipien  zu  begründen  ver- 
mag. So  hat  Jeder  Recht,  oder  vielmehr,  es  fehlt  für 
diese  Verhältnisse  überhaupt  an  einem  zur  Bestimmt- 
heit entwickelten  Rechte.  Alle  die  oben  erwähnten  Um- 
stände stehen  hier  hemmend  entgegen,  und  so  ist  es  nur 
natürlich,  wenn  in  diesen  Dingen  die  öffentliche  Meinung 
sich  zuletzt  dem  zuwendet,  der  den  Sieg  und  die  Macht 
gewinnt.  Das  angebliche  Recht  der  Eroberung,  der  Re- 
volution, des  Staatsstreiches  ist  nichts  als  ein  Zeichen, 
dass  hier  kein  Recht  besteht,  sondern  die  Entwickelung 
nur  innerhalb  des  Natürlichen  vor  sich  geht.  Das  Han- 
deln der  Völker  wird  in  allen  wichtigen  Fällen  nur  durch 
die  Motive  der  Klugheit  bestimmt;  selbst  die  rohste  Ge- 
walt bleibt  hier  gültig  und  wird  sogar  zur  Quelle  eines 
neuen  Rechts  für  die  Einzelnen,  dem  Staate  Angehörigen. 
Dies  Alles  ist  nur  zu  verstehen,  wenn  das  Recht  seine 
Quelle  in  den  Autoritäten  hat,  diese  selbst  aber  nicht 
davon  erfasst  werden  (B.  XL  63).  Man  lese  die  Streit- 
schriften und  öffentlichen  Erklärungen,  wie  sie  bei  Gelegen- 
heit von  Kriegen,  Annexionen,  Revolutionen,  Staatsstreichen 
u.  s.  w.  in  alter  wie  in  neuester  Zeit  zur  Rechtfertigung 
des  Geschehenen  abgegeben  worden,  und  man  wird  überall 
das  hier  Ausgeführte  bestätigt  finden. 

Wendet  man  sich  nach  dieser  Untersuchung  über  die 
Natur  und  Existenz  des  Völkerrechts  zu  Gr.  zurück,  so 
erhellt,  dass  in  ihm  die  klare  Auffassung  der  Grundbegriffe 
und  des  unterscheidenden  Charakters  des  Rechtes  der 
Völker  gegenüber  den  Einzelnen  noch  völlig  fehlt.  Schon 
hier  erhellt,  und  aus  dem  Späteren  wird  sich  noch  mehr 
ergeben,  dass  bei  Gr.  neben  dem  Gebote  Gottes  haupt- 
sächlich der  Nutzen  und  die  analoge  Herübernahme  privat- 
rechtlicher Grundsätze  die  Quelle  bilden,  aus  denen  er 
sein  Völkerrecht  aufbaut.  Er  traf  damit  die  Meinung  und 
die   Wünsche    aller   rechtlichen   Leute;    wer    sollte   nicht 
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in  einem  reinen  und  frommen  Kampfe  zu  suchen  sind." 
Dieselben  alten  Römer  begannen  nach  der  Bemerkung 
Varro's  die  Kriege  langsam  und  nicht  leichtsinnig,  weil 
nach  ihrer  Meinung  nur  fromme  Kriege  geführt  werden 
durften.  Camillus  sagte,  dass  man  die  Kriege  nicht 
minder  gerecht,  wie  tapfer  führen  müsse.  Africanus 
sagte:  dass  das  Römische  Volk  seine  Kriege  mit  dem 
Recht  beginne  und  endige.  Bei  einem  Andern  kann  man 
lesen,  „dass  es  ebenso  ein  Recht  des  Krieges  wie  des 
Friedens  giebt."  Ein  Anderer  bewundert  die  Grösse  des 
Fabricius,  der  selbst  im  Kriege  sich  vor  Unrecht  be- 
i  wahrt  und  glaubt,  dass  man  auch  einem  Feinde  Unrecht 
thun  könne. 

27.  Welche  Macht  das  Bewusstsein  der  gerechten 
Sache  im  Kriege  gewäln-t,  erhellt  daraus,  dass  die  Ge- 
schichtsschreiber oft  dieser  Ursache  den  Sieg  zuschreiben. 
Daher  rühren  die  Spruch worte:  „Die  Kräfte  wachsen  und 
sinken  bei  dem   Soldaten,  je  nach   der  Sache;"    —  „der 

wünschen,  dass  es  auch  im  Völkerverkelir  nur  friedlich 
und  nach  dem  Rechte  zuginge,  und  daraus  erklärt  sich 
der  grosse  Erfolg  von  Gr.'s  Werk  für  die  zwei  folgenden 
Jahrhunderte.  Allein  man  muss  sich  hüten,  diese  frommen 
Wünsche,  diese  Deduktionen  dessen,  was  da  sein  sollte, 
als  eine  Darstellung  eines  vorhandenen  und  wirklich 
geltenden  Völkerrechts  zu  nehmen.  Gr.  selbst  erkennt 
den  grossen  Abstand  der  Wirklichkeit  von  seiner  Lehre 
an.  Sein  Werk  ist  daher  in  Wahrheit  nicht  die  Dar- 
stellung eines  bestehenden  Rechtes,  sondern  das  Ideal 
eines  Völkerrechtes,  wie  es  nach  den  damals  geltenden 
Verhältnissen  sein  sollte.  Diese  Idealisten  übersahen  in 
ihrer  christlichen  Gutmüthigkeit  und  privatrechtlichen  Ehr- 
lichkeit den  grossen  thatsächlichen  Unterschied  zwischen 
Völkern  und  Einzelnen,  oder  hielten  ihn  für  unerheblich; 
und  so  kann  man  sich  nicht  verwundern,  wenn  die  Wir- 
kung von  Gr.'s  Werk  auf  die  wirkliche  Politik  der  Staa- 
ten weit  hinter  seinem  Erfolg  in  der  öffentlichen  Meinung 
und  in  der  Wissenschaft  zurückblieb.  Keine  Zeit  hat  das 
Recht  in  dem  Völkerverkelir,  wie  es  nach  Gr.  bestehen 
sollte,  mehr  mit  Füssen  getreten,  als  die  zwei  Jahrhunderte, 
welche  dem  Erscheinen  von  Gr.'s  Recht  des  Krieges  und 
„^  Friedens  folgten. 


kehrt  selten  heil  zurück,  der  mit  Unrecht  zu  den  Waffen 
gegriffen;"  —  „die  gute  Sache  hat  die  Hoffnung  zur  Be- 
gleiterin", und  andere  dergleichen.  Auch  darf  der  gliick- 
liche  Erfolg  ungerechter  Unternehmungen  hierin  nicht 
irre  machen.  Denn  es  genügt,  dass  die  gerechte  Sache 
eine  eigenthümliche,  und  zwar  grosse  Kraft  zum  Handeln 
giebt,  obgleich  diese  Kraft,  wie  dies  in  menschlichen 
Dingen  vorkommt,  oft  durch  entgegenstehende  andere 
Ursachen  in  ihrer  Wirkung  gehemmt  werden  kann.  Auch 
für  die  Begründung  von  Freundschaften,  deren  die  Völker 
ebenso,  wie  die  Einzelnen,  für  Vieles  bedürfen,  nützt  sehr 
der  Glaube ,  dass  der  Krieg  nicht  leichtsinnig  und  unrecht 
begonnen  sei,  und  dass  er  ehrlich  geführt  werde.  Denn 
Niemand  verbindet  sich  gern  mit  Solchen,  welche  das 
Recht  und  die  Treue  geringschätzen. i^) 

28.  Da  ich  selbst  aus  diesen  dargelegten  Gründen 
überzeugt  war,  dass  unter  den  Völkern  ein  gemeines  Recht 
sowohl  für  den  Krieg  überhaupt    als   innerhalb  desselben 

i'*)  In  diesem  Absatz  spricht  Gr.  von  dem  Kriegs- 
recht;  dies  bildet  einen  Theil  des  Völkerrechts,  und  was 
von  diesem  gilt,  muss  auch  von  jenem  gelten.  Dem  ent- 
sprechend bestand  auch  im  Alterthum  kein  Kriegsrecht  in 
Gr.'s  Sinne  gegenüber  den  Barbaren.  Wenn  dagegen  unter 
den  Kulturvölkern  des  Alterthums  und  in  der  späteren 
Zeit  sich  für  den  Krieg  eine  Reihe  von  Regeln  gebildet 
haben,  die  dem  Recht  näher  stehen  als  andere  Theile 
des  Völkerrechts,  so  hat  dies  seinen  Grund  darin,  dass 
die  meisten  dieser  Regeln  sich  auf  die  Behandlung  ein- 
zelner Menschen  beziehen.  Solche  Bestimmungen,  wie 
die  ähnlichen  über  die  Stellung  der  Gesandten,  über  Be- 
handlung der  Verwundeten,  der  Gefangenen  u.  s.  w.,  treffen 
Verhältnisse,  welche  dem  Privatrecht  näher  stehen,  und 
wo  daher  ein  Recht  sich  leichter  bilden  kann. 

Das,  was  Gr.  hier  anführt,  ist  bereits  oben  erwogen. 
Seine  Gründe  dafür,  dass  es  ein  Kriegsrecht  gebe,  ruhen 
neben  dem  Nutzen  auf  der  analogen  Anwendung  privat- 
rechtlicher Grundsätze.  Derselbe  Gedanke  hat  auch  die 
von  ihm  citirten  Staatsmänner  bei  ihren  Aussprüchen  ge- 
leitet; es  ist  die  bereits  oben  besprochene,  aus  dem  Gefühl 
hervorgehende  Täuschung  von  der  Allgemeingültigkeit  die- 
ser Grundsätze. 
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bestehe,  so  bestimmten  mich  viele  und  erhebliche  Gründe 
zur  Abfassung  eines  Werkes  darüber.  Ich  sah  in  den 
christlichen  Ländern  eine  ausgelassene  Kriegführung, 
deren  sich  selbst  rohe  Völker  geschämt  haben  würden; 
man  greift  aus  unbedeutenden  oder  gar  keinen  Gründen 
zu  den  Waffen,  und  hat  man  sie  einmal  ergriffen,  so  wird 
weder  das  göttliche  noch  das  monschliche  Recht  geachtet, 
gleichsam  als  wenn  auf  Befehl  die  Wuth  zu  allen  Ver- 
brechen losgelassen  worden  wäre. 

29.  ImAnblick  dieser  Rohheit  sind  viele  Männer,  und  nicht 
die  schlechten,  dahin  gelangt,  dass  sie  dem  Christen, 
dessen  Pflicht  hauptsächlich  in  der  Liebe  zu  allen  Men- 
schen besteht,  den  Gebrauch  der  Waffen  überhaupt  unter- 
sagten. Auch  Johannes  Ferus  und  Erasmus,  Männer, 
die  den  Frieden  in  Kirche  und  Staat  über  Alles  lieben, 
neigen  sich  zu  dieser  Ansicht;  indess,  wie  mir  scheint, 
nur  in  der  bekannten  Absicht,  welche  das  üebermass  der 
einen  Seite  in  das  der  anderen  Seite  deshalb  umbiegt,  damit 
die  wahre  Mitte  zur  Geltung  komme.  Allein  ein  solcher 
Versuch  der  Uebertreibung  schadet  oft,  statt  zu  nützen; 
denn  man  entdeckt  sie  leicht,  und  dann  ist  damit  auch 
das  Ansehen  der  in  der  Wahrheit  sich  haltenden  Aus- 
sprüche erschüttert.  Es  musste  deshalb  für  beide  Seiten 
eine  Arzenei  angewendet  werden,  damit  sie  nicht  meinen, 
Alles  oder  Nichts  glauben  zu  dürfen. 

30.  Auch  drängte  es  mich,  nachdem  ich  früher  in 
öffentlichen  Aemtern  mit  dem  reinsten  Eifer  für  die  Rechts- 
wissenschaft gewirkt  hatte,  jetzt,  wo  mich  das  Vaterland, 
das  ich  durch  so  manche  That  höher  gehoben,  in  unwür- 
diger Weise  von  sich  gestossen  hat,  der  Wissenschaft 
wenigstens  durch  häuslichen  Fleiss  und  Eifer  zu  nützen. 
Viele  haben  ehedem  versucht,  sie  in  eine  kunstvolle  Form 
zu  bringen,  aber  Niemandem  ist  es  gelungen;  es  ist 
dies  auch  so  lange  unmöglich,  als  nicht  der  positive  Theil 
von  dem  natürlichen  gesondert  wird,  was  bisher  nicht 
genügend  geschehen  ist.  Denn  die  natürlichen  Bestim- 
naungen  können,  da  sie  immer  dieselben  bleiben,  leicht  in 
eine  wissenschaftliche  Form  gebracht  werden;  der  posi- 
tive Theil  wechselt  dagegen  oft  und  ist  in  jedem  Lande 
anders;  er  liegt  deshalb  ausserhalb  dieser  Form,  wie  an- 
dere Auffassungen  einzelner  Dinge. 
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unternehmen  wollten,  den  natürlichen  und  unveränder- 
lichen Theil  der  Rechtswissenschaft  zu  bearbeiten  und  das 
aus  der  Willkür  Entsprungene  davon  fern  zu  halten,  und 
wenn  der  Eine  über  die  Gesetze,  der  Andere  über  die 
Steuern,  ein  Dritter  über  das  Richteramt,  wieder  ein  An- 
derer über  die  Auslegung  der  Willenserklärungen,  und 
ein  Anderer  über  die  Beweise  der  Thatsachen  ^schriebe, 
so  Hesse  sich  durch  Zusammenstellung  dieser  Theile  ein 
ganzes  Werk  zu  Stande  bringen. 

32.  Den  hierbei  nach  unserer  Meinung  einzuschlagen- 
den Weg  haben  wir  mehr  durch  die  That  als  durch  Worte 
in  diesem  Werke  dargelegt,  welches  den  vornehmsten 
Theil  der  Rechtswissenschaft  umfasst. 

33.  Im  ersten  Buche  haben  wir,  nach  einer  Einleitung 
über  den  Ursprung  des  Rechts,  die  allgemeine  Frage  be- 
handelt, ob  es  einen  gerechten  Krieg  giebt?  Um  dann 
den  Unterschied  zwischen  öffentlichem  und  privatem  Kriege 
darzulegen,  haben  wir  den  Begriff  der  höchsten  Gewalt 
entwickelt,  je  nachdem  diese  entweder  ganz  oder  zum 
Theil  dem  Volke  oder  dem  Könige  zusteht,  und  je  nach- 
dem sie  mit  dem  Recht  der  Veräusserung  oder  anders 
besessen  wird.  Dann  waren  auch  die  Pflichten  der  Unter- 
thanen  gegen  die  Obrigkeit  darzulegen. 

34.  Im  zweiten  Buche  werden  die  Ursachen,  aus 
denen  ein  Krieg  entstehen  kann,  vollständig  dargelegt. 
Es  waren  deshalb  ausführliche  Erörterungen  nöthig  über 
das  gemeinsame  und  das  Sonder -Eigenthum,  über  das 
Personenrecht,  über  die  aus  der  Staatsgewalt  entsprin- 
genden Verbindlichkeiten,  über  die  Erbfolge  der  Könige 
über  das  Recht  der  Verträge  und  Bündnisse,  über  die 
Kraft  und  Auslegung  der  privaten  und  öffentlichen  Ge- 
lübde, über  Schadenersatz,  über  die  Gültigkeit  der  Legate 
über  das  Recht  der  Begräbnisse  und  über  die  Natur  der 
Strafen. 

35.  Das  dritte  Buch  behandelt  zunächst  die  Frage 
über  das,  was  im  Kriege  erlaubt  ist,  unterscheidet  dann, 
was  straflos  geschehen  kann  oder  auch  bei  fremden  Völkern 
als  Recht  gilt  von  dem,  was  moralisch  fehlerfrei  ist,  und 
geht  dann  zu  den  Arten  des  Friedens  über,  so  wie  zu 
den  Verträgen  während  des  Krieges.  ^^) 


^^*)  Gr.   geht  mit  diesem  Absatz   zu  den  persönlichen 

Grotius,  Recht  d.  Kr.  u.  Fr.  . 
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36.  Das  Unternelimen  erscheint  um  so  mehr  der  Mühe 
werth,  als,  wie  erwähnt,  bisher  Niemand  dieses  Gebiet 
vollständig  behandelt  hat.  Nur  einzelne  Theile  sind  be- 
arbeitet worden,  und  auch  diese  nur  so,   dass  den  Nach- 

Umständen  über,  welche  das  Werk  veranlasst  haben,  d.  h. 
zur    eigentlichen   Vorrede.     Er   bezeichnet    hier   als   seine 
Aufgabe  die  Darstellung  des  „natürlichen  und  unver- 
änderlichen  Theiles"    der    Rechtswissenschaft.     Dieser 
Gegensatz  gegenüber  einem  veränderlichen  Theile,  welchen 
man  den  positiven  nennt,  herrscht  noch  bis  zur  Gegen- 
wart.   Allein  kann  das  Sittliche  überhaupt  nicht  aus  dem 
Nutzen   und   auch   nicht   aus  der  Vernunft  abgeleitet  wer- 
den,   so   fällt  dieser  Unterschied.     Vielmehr  ist  dann  alle 
Moral    und    alles   Recht   nur    positiv,    nur  Ausfluss    des 
Gebotes   der  Autoritäten   und   in   all    seinen  Theilen   ver- 
änderlich rn.  XI.  57,  62,  68).     Nur   der  Anlass  zu  den 
Geboten  bei  den  Autoritäten  kann  auf  natürliche  Umstände 
zurückgeführt  werden  (B.  XI.  53,  63) ;  aber  für  das  Recht, 
gegenüber  den  einzelnen,  davon  Betroftenen  verschwinden 
diese  Motive,  und  das  Recht  gilt  als  ein   sachlich  Grund- 
loses, nur  weil  die  erhabene  Autorität  es  gebietet  (B.Xl.  51). 
Die  Meinung   von   einem   unveränderlichen   Theile   des 
Rechts  wird  durch  die  Geschichte  und  die  Unterschiede  in 
dem  Rechte  der  verschiedenen  Völker  und  Erdstriche  wider- 
legt.    Es   erhellt   daraus,    dass  auch   die   wichtigsten  Be- 
stimmungen   des   Rechts   dem  Wechsel    unterworfen   sind, 
und    dass   dieser   sich   nicht  blos   auf  Nebenumstände  be- 
schränkt.    Wenn   das  Recht   seinen  Ursprung    in   den  Ge- 
boten der  Autoritäten  hat,  und  diese  in  ihrem  Wollen  durch 
die  Motive   der  Lust  und   des  Nutzens   bestimmt   werden, 
so  erhellt,    dass   diese  Gebote  je  nach  den  äusseren  Ver- 
hältnissen  des  Landes,    nach   dem  Klima,    nach   der  Bil- 
dungsstufe und  Empfänglichkeit  des  Volkes  sehr  verschie- 
den ausfallen  müssen.     Ebenso  muss  jede  Veränderung  in 
diesen  Umständen,  insbesondere  jeder  Fortschritt  im  Wissen 
und    in    der   Macht    des  Menschen    über    die  Natur   auch 
eine  Veränderung  der  Moral  und  des  Rechts  herbeiführen 
(B.  XI.  191  u.  ff.).    Es  ist  daher  vielmehr  der  Unterschied 
und    die    Veränderlichkeit    das    Wesen    des    Rechts.     Die 
Meinung  von  einem  sogenannten  unveränderlichen  Theile, 
dem  Naturrechte,  hat  sich  nur  dadurch  gebildet,  dass  man 
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folgern  noch  viel  Arbeit  übrig  gelassen  worden  ist.     Von 

den  alten  Philosophen   ist  kein  Werk  der  Art  vorhanden 

>x.n,io.   ,™    den   Griechen,    bei   denen  Aristoteles       ' 


weder    von    «v^u   v^nv/uncu,    uci    uciicu   Aiisioieies    em 
Buch   mit  dem  Titel:    „Die  Rechtssätze  im   Kriege"   ge- 

die  Quelle  des  Rechts  überhaupt  verkannte  und  einzelne 
Bestimmungen,  die  sich  in  dem  Rechte  aller  Völker  fan- 
den, auf  eine  unveränderliche  Natur  stützte  und  deshalb 
für  unveränderlich  nahm.  Allein  auch  dieser  Theil  des 
Rechtes  hat  seine  natürliche  und  damit  veränderliche 
Grundlage,  wenn  auch  zugegeben  werden  kann,  dass  ein 
Theil  dieser  Grundlagen  allgemeiner  und  dauernder  ist 
als  der  andere.  Deshalb  hat  die  Ehe,  die  Familie,  das 
Eigenthum,  der  Vertrag,  der  Staat,  die  Dienstbarkeit 
u.  s.  w.  die  mannigfachsten  Gestaltungen  durchlaufen,  imd 
wenn  man  den  Blick  über  das  ganze  Recht  aller  Zeiten 
und  Völker  ausdehnt,  lässt  sich  kein  Stück  linden,  was 
ewig  und  unveränderlich  bestanden  hätte. 

Die  eigentliche  Quelle  für  dieses  angebliche  Naturrecht 
ist  das  Rechtsgefühl  des  Einzelnen,  wie  es  innerhalb  sei- 
ner Zeit  und  seines  Volkes  besteht.  Die  allgemeinsten 
Grundsätze  dieses  Rechtes  verbinden  sich  mit  dem  sitt- 
lichen Gefühl  der  in  dieser  Zeit  und  in  diesem  Lande 
Lebenden  und  nehmen  dadurch  den  Schein  des  Unbeding- 
ten an,  was  als  solches  überall  und  zu  allen  Zeiten  gelten 
müsse.  Die  bei  anderen  A^ölkern  und  zu  anderen  Zeiten 
sich  zeigenden  Abweichungen  nehmen  dann  gegenüber 
jenen  den  Schein  der  Willkürlichkeit  an  und  werden  da- 
mit zu  dem  positiven  Theile  des  Rechts.  Dasselbe  gilt 
für  die  Theile  des  eigenen  Rechts,  die,  weil  seltener  her- 
vortretend, sich  deshalb  nicht  so  lebhaft  mit  dem  Rechts- 
gefühl  verknüpft  haben. 

Allein  näher  betrachtet,  beruhen  in  Bezug  auf  die  Auto- 
ritäten beide  Arten  auf  natürlichen  Umständen  von  glei- 
chem Werthe,  und  nur  die  Unkenntniss  der  Eigenthüm- 
lichkeiten  früherer  Zeiten  und  anderer  Völker  hat  da  eine 
Willkür  angenommen,  wo  doch  ebenso,  wie  bei  jenen, 
nur  natürliche  Umstände  zu  diesen  Bestimmungen  geführt 
haben. 

Deshalb  ist  mit  der  Entwickelung  der  r  e  e  h  t  s  g  e  s  c  h  i  c  h  t  - 
liehen  W^issenschaft  dieser  Begriff  eines  Naturrechts  ver- 
schwunden j  die  geschichtliche  Schule  kennt  ihn  nicht. 
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schrieben  hatte,  noch  von  denen,  welche  dem  späteren 
Christenthum  den  Namen  gaben,  obgleich  es  sehr  wün- 
schenswerth  gewesen  wäre.  Auch  von  den  Büchern  über 
das  Fecialrecht  der  alten  Römer  ist  nichts   als  der  Name 


Auch  wird  der  Fortgang  zeigen,  dass  selbst  Gr.  den 
BegrüF  uml  die  Grenze  dieses  Naturrechts  gegen  das  po- 
sitive Recht  gar  nicht  oder  nur  willkürlich  festhalten  kann. 

Dieser  Begriff  vom  Naturrecht  ist  aber  nicht  allein 
unwahr,  er  ist  auch  schädlich.  Er  verleitet  zu  einer  fal- 
schen Werthr^chätzung  der  einzelnen  Rechtsbestimmungen 
gegen  einander  und  zu  einer  falschen  Auffassung  des  gan- 
zen Rechtes  eines  bestimmten  Volkes.  Anstatt  die  ein- 
zelnen Institutionen  eines  solchen  in  ihrem  ganzen  ge- 
schichtlichen Zusammenhange  zu  fassen,  werden  sie  nach 
dem  Rechtsgefühl  einer  viel  späteren  Zeit  in  zwei  Theile 
zerrissen,  die  für  jene  frühere  Zeit  nicht  bestanden  und 
in  solchem  Gegensatz  sich  nicht  befunden  haben.  Die 
unvermeidliclie  Folge  eines  solchen  Naturrechts  ist  eine 
völlig  unhistorische  Auffassung  der  Rechte  anderer  Zeiten 
und  Völker,  wie  sie  denn  auch  bei  Gr.  in  dem  auffallend- 
sten Maasse  hervortritt. 

Eine  andere  schädliche  Folge  die  bei  Gr.  sich  zeigen 
wird,  ist,  dass  der  Schriftsteller  meint,  er  sei  berufen, 
das  Recht  zu  ergänzen,  ja  wohl  auch  das  wirklich  be- 
stehende zu  kritisiren  und  zu  berichtigen;  während  doch 
die  wahre  Wissenschaft  nur  die  Aufgabe  hat,  das  seiende 
oder  bestehende  Recht  zu  erkennen,  ebenso  wie  die 
Naturwissenschaft  nur  die  bestehende  Natur  zu  erkennen 
sucht,  aber  die  einzelnen  Bäume  und  Thiere  nicht  nach 
einer  Art  von  idealem  Maassstabe  kritisirt  und  vervoll- 
ständigt (B.  XI.  175).  Selbst  die  Philosophie  des  Rechts 
macht  hiervon  keine  Ausnahme. 

Die  Eintheilung  des  Werkes,  welche  Gr.  hier  an- 
deutet, ist  so  äusserlich  als  möglich.  Der  Haupttitel  ist 
nicht  ganz  bezeichnend;  man  erwartet  danach  nur  das, 
was  man  jetzt  Völkerrecht  nennt;  allein  Gr.  behandelt 
auch  das  Privatrecht  und  das  innere  Staatsrecht,  indess 
überall  nur  den  sogenannten  naturrechtlichen  Theil  davon. 
Das  Privatnaturrecht  wird  in  dem  zweiten  Buche  behan- 
delt, das  Völkerrecht  vorwiegend  im  ersten  und  dritten 
Buche;    das    innere    Staatsrecht    zerstreut,    wo    sich    der 
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auf  uns  gekommen,  i^)  Die  Bearbeitungen  der  Kasuistik 
und  der  Gewissensfragen  enthalten  Kapitel  über  Mancherlei, 
so  auch  über  Krieg,  Versprechen,  über  den  Eid,  über  die 
Repressalien. 

37.  Es  siyd  mir  auch  besondere  Bücher  über  das 
Recht  des  Krieges  vorgekommen,  die  entweder  von  Theo- 
logen, wie  von  Franz  Victoria,  von  Heinrich  Gori- 
chemus, Wilhelm  Matthäus  verfasst  sind,  oder  von 
Doktoren  des  Rechts,  wie  von  Johann  Lupus,  Franz 
Arius,  Johann  von  Lignano,  Martin  von  Leyden. 
Indess  haben  sie  den  reichhaltigen  Stoff  nur  höchst  dürftig 
behandelt,  und  die  Meisten  haben  ohne  Ordnung  die  Be- 
stimmungen des  natürlichen,  des  göttlichen,  des  bürger- 
lichen, des  kanonischen  und  des  Völkerrechts  durch  ein- 
ander gemengt  und  verwirrt. 

38.  Ihnen  Allen  fehlte  hauptsäclilich  die  Kenntniss  der 
Geschichte.  Dies  hat  der  gelehrte  Faber  in  einigen 
Kapiteln  seiner  „Semestria"  zu  ergänzen  gesucht,  aber 
nur  nach  seinem  besonderen  Zwecke  und  durch  blosse 
Beibringung  von  Zeugnissen.    Balthasar  Ayala,  und  noch 

Anlass  dazu  bietet.  Doch  schwebt  dem  Gr.  das  öffentliche 
und  das  Völkerrecht  überall  als  der  eigentliche  Zweck 
seiner  Aufgabe  vor;  deshalb  bleibt .  die  Darstellung  des 
Privatrechts  lückenhaft,  und  die  dem  öffentlichen  Recht 
näher  stehenden  Beziehungen  werden  beinahe  ausschliess- 
lich behandelt.  Trotzdem  bildet  das  Privatrecht  die 
grössere  Hälfte  des  Werkes. 

*ö)  Dem  von  den  ersten  Königen  Rom's  eingesetzten 
Kollegium  der  Fecialen  lag  ob,  unter  heiligen  Gebräu- 
chen den  Krieg  anzukündigen  und  den  Frieden  abzu- 
schliessen.  Hatte  ein  Volk  den  römischen  Staat  verletzt, 
so  gingen  vier  Fecialen  an  die  Grenze  desselben  und  for- 
derten Genugthuung;  erfolgte  diese  binnen  30  Tagen  nicht, 
so  gingen  sie  nochmals  dahin  und  der  Sprecher  warf  mit 
den  Worten:  „Ich  melde  und  beginne  den  gerechten  Krieg," 
eine  Lanze  in  das  feindliche  Land.  Bei  Friedensschlüssen 
schlachtete  der  Vorsteher  (jiater  patratus)  ein  Schwein 
mit  steinernem  Messer  und  warf  dann  das  Messer  mit  den 
W^orten  weg:  „Wenn  ich  lüge,  so  möge  Jupiter  mich  aus 
meinem  Besitze  so  herauswerfen,  wie  ich  es  mit  diesem 
Stein    thue."     Auch   andere   italische   Stämme   hatten  Fe- 
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mehr  Albericus  Gentilisi')  haben  es  weitläufiger  ge- 
than  und  zu  einzelnen  Definitionen  eine  FUlle  von  Bei- 
spielen beigebracht.  Ich  bekenne,  dass  ich,  wie  manche 
Andere,  dadurch  unterstützt  worden  bin.  Was  sonst  in 
der  Art  des  Vortrags,  in  der  Anordnung,  in  Trennung  der 
Fragen  und  der  verschiedenen  Arten  des  Rechts  bei  Letz- 
terem zu  wünschen  übrig  bleibt,  überlasse  ich  dem  Ur- 
theil  der  Leser.  Ich  will  nur  das  Eine  sagen,  dass  er 
bei  Entscheidung  der  Streitfragen  oft  entweder  nur  durch 
wenige,  nicht  gerade  zu  billigende  Vorgänge  sich  be- 
stimmen lässt,  oder  dem  Ansehen  unbekannter  Rechts- 
gelehrten zu  sehr  nachgiebt,  von  denen  Viele  ihre  Gut- 
achten mehr  nach  den  Wünschen  der  Auftraggeber  als 
nach  den  Bestimmungen  des  Rechts  und  der  Billigkeit 
abgefasst  haben.  Ayala  behandelt  nicht  die  Umstände, 
welche  einen  Krieg  zu  einem  gerechten  oder  ungerechten 
machen.  Gentilis  hat  einige  obere  Eintheilungen  nach 
seinen  Ansichten  gemacht,  aber  viele  Punkte  in  den  be- 
deutendsten und  häufigsten  Streitfragen  hat  er  nicht  ein- 
mal berührt. 

39.  Solche  Versehen  zu  vermeiden,  ist  unsere  Sorge 
gewesen,  und  überall  sind  die  Quellen,  aus  denen  die  Ent- 
scheidung geschöpft  worden,  angezeigt  worden,  so  dass 
das  etwa  von  uns  Uebersehene  daraus  leicht  ergänzt  wer- 
den kann.  Ich  habe  nun  nur  noch  die  Hülfsmittel  und 
die  Grundsätze  zu  berühren,  nach  denen  ich  mein  Werk 
ausgearbeitet  habe.  Meine  erste  Sorge  war,  die  Erörte- 
rungen naturrechtlicher  Fragen  auf  so  feste  Begriffe  zurück- 
zuführen, dass  Niemand,  ohne  sich  Gewalt  anzuthun,  sie 
verleugnen  konnte.  Denn  die  Grundsätze  dieses  Rechts 
sind  bei  einiger  Aufmerksamkeit  ebenso  offenbar  und  über- 
zeugend, wie  die  sinnlichen  Gegenstände,  die  ebenfalls  nicht 

cialen.     Das  Ganze  galt  nur  als  Gebrauch   innerhalb   der 
italischen  Völkerschaften. 

17)  Ayala  war  Grosskanzler  von  Kastilien,  geboren 
1332,  gestorben  1407,  Geschichtsschreiber  Spaniens  und 
Uebersetzer  des  Livius  in  das  Spanische.  Albericus 
Gentilis  aus  Ancona,  war  1611  Professor  in  Oxford, 
schrieb:  „T^ß  legationibns  lihri  ires''  1585  und:  „De  jure 
belli  lihri  tres""  1588.  Er  hatte  schon  ähnliche  Prinzipien 
wie  Gr.  und  war  dessen  Vorgänger. 
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täuschen,  wenn'  die  Sinnesorgane  gesund  sind,  und  das 
übrige  Nöthige  vorhanden  ist.  Deshalb  lässt  Euripides 
in  seinen  „Phönizierinnen"  den  Polynikes,  dessen  Sache 
er  offenbar  als  die  gerechte  darstellen  will,  sagen: 

„Dies,   0  Mutter,    habe   ich    ausgesprochen  ohne 

„Umschweife  und  Verhüllung;  denn  was  auf  die  Re- 

„geln  der  Billigkeit  und  des  Guten  gestützt  wird,  ist 

„dem  Bauer  so  verständlich  wie  dem  Weisen." 

Auch  lässt  Euripides  sofort  einen  diese  Worte  billigenden 

Ausspruch   des   Chores   folgen,    der  nur   aus   Frauen    und 

zwar  von  Barbaren  besteht. 

40.  Zum  Beweise  dieses  Rechtes  habe  ich  auch  die 
Aussprüche  der  Philosophen,  Geschichtsschreiber,  Dichter, 
ja  selbst  der  Redner  benutzt,  nicht  weil  ihnen  unbedingt 
zu  vertrauen  ist,  denn  die  Parteien  pflegen  mit  ihren  Be- 
weisen nur  ihrer  Sache  zu  dienen;  sondern  weil,  wenn 
Viele  aus  verschiedenen  Zeiten  und  Orten  dasselbe  als 
gewiss  behaupten,  dies  auf  einen  allgemeingiltigen  Grund 
hinweist,  der  in  unseren  Erörterungen  kein  anderer  sein 
kann,  als  die  richtige  Schlussfolgerung,  wie  sie  sich  aus 
der  Natur  der  Sache  ergiebt,  oder  die  allgemeine  Ueber- 
einstirnmung.  Jener  Grund  gehört  zum  Naturrecht,  dieser 
zum  Völkerrecht;  deren  Unterschied  kann  man  zwar  nicht 
aus  den  Aussprüchen  selbst  entnehmen  (denn  die  Schrift- 
steller verwechseln  zum  Theil  das  Naturrecht  mit  dem 
Völkerrecht) ,  aber  aus  der  Beschaffenheit  des  Gegen- 
standes. Denn  Alles,  was  sich  aus  bestimmten  Grund- 
sätzen durch  sichere  Schlussfolgerung  nicht  ableiten  lässt 
und  doch  überall  befolgt  wird,  hat  offenbar  seinen  Ur- 
sprung in  dem  freien  Willen. 

41.  Ich  habe  mich  deshalb  immer  bestrebt,  diese  bei- 
den Theile  des  Rechts  ebenso  unter  sich,  als  vom  bürger- 
lichen Rechte  unterschieden  zu  halten;  ja  im  Völkerrecht 
habe  ich  auch  das,  was  wirklich  und  in  jeder  Hinsicht 
Recht  ist,  von  dem  unterschieden,  was  nur  nach  dem 
Vorbild  jenes  wahren  Rechts  eine  äusserliche  Wirkung  der 
Art  erzeugt,  dass  man  nicht  mit  Gewalt  sich  ihm  wider- 
setzen darf,  oder  auch,  dass  man  es  mit  öffentlicher  Macht 
verthcidigen  darf,  wenn  der  Nutzen  oder  die  Abwendung 
schwerer  Uebel  es  erfordert.  Es  wird  sich  aus  dem  Werke 
selbst  ergeben,  wie  nothwendig  diese  Unterscheidung  für 
viele  Verhältnisse   ist.     Ebenso   sorgfältig  haben  wir  das 
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getrennt  gehalten,  was  zum  Recht  im  eigentlichen  und 
strengen  Sinne  gehört  und  aus  dem  die  Verbindlichkeit 
zum  Ersatz  entspringt  von  dem,  was  man  nur  zum  Reclite 
rechnet,  weil  ein  anderes  Handeln  dem  Gebot  der  Ver- 
nunft widerstreitet;  ein  Unterschied  im  Rechte,  der  schon 
oben  erwähnt  worden  ist.  ^^) 

42.  Unter  den  Philosoplien  gebülirt  dem  Aristoteles 
mit  Recht  die  erste  Stolle,  sowohl  wegen  der  Anordnung 
des  Stoffes  als  wegen  der  Schärfe  seiner  Unterscheidungen 
und  des  Gewichtes  seiner  Gründe.  Wäre  dieser  Vorrang 
in  den  letzten  Jahrhunderten  nur  nicht  in  eine  Tyrannei 
ausgeartet,  in  Folge  welcher  die  Wahrlieit,  der  Aristo- 
teles getreulich  seine  Kräfte  gewidmet  hat,  durcli  nichts 
mehr  als  durch  seinen  Namen  unterdrückt  worden  ist. 
Ich  folge  hier  und  anderwärts  der  Freiheit  der  alten 
Christen,  welche  auf  keines  Philosophen  Sekte  schwuren, 
und  zwar  nicht,  weil  sie  denen  beistimmten,  die  alle  Er- 
kenntniss  leugneten,  was  ja  zu  thöricht  wäre,  sondern  weil 
sie  meinten,  dass  keine  Sekte  alle  Wahrheit  besessen,  und 
keine  gewesen,  die  gar  nichts  Wahres  erkannt  habe.  Nach 
ihrer  Ansicht  bestand  daher  die  wahrhaft  christliche  Me- 
thode darin,  die  im  Einzelnen  zerstreute  und  unter  die 
Sekten  vertheilte  Wahrheit  in  ein  Ganzes  zu  sammeln,  l^) 


iö)  Gr.  wiederholt  hier  seine  Unterscheidung  des  Rechts 
nach  drei  Theilen:  1)  Naturrecht,  was  sich  aus  der 
Natur  der  Sache  ergiebt;  2)  Völkerrecht,  was  bei  allen 
Völkern  gilt,  aber  doch  nicht  aus  der  Natur  der  Sache 
sich  ergiebt,  sondern  nur  auf  dem  freien  Willen  der  Völ- 
ker beruht;  und  3)  bürgerliches  (positives)  Recht  des 
einzelnen  Staates,  was  sich  auf  den  besonderen  Willen 
dieses  Volkes  stützt.  Alle  drei  Arten  können  sowohl 
das  Privat-  wie  das  öffentliche  Recht  umfassen. 

Am  Schluss  des  Absatzes  sucht  Gr.  weiter  das  Recht 
von  der  Moral  zu  unterscheiden;  allein  er  gelangt  zu 
keiner  scharfen  Begriffsbestimmung.  Das  göttliche  Recht 
hat  Gr.  hier  übersehen. 

*ö)  Es  bedarf  wohl  kaum  der  Bemerkung,  dass  ein 
solches  Zusammensuchen  des  angeblich  in  den  einzelnen 
Sekten  zerstreuten  Wahren  eine  Täuschung  ist,  da  es  dazu 
eines  äusserlichen  Kennzeichens  des  Wahren  bedürfte,  was 
nicht  vorhanden  ist.     Jedes  philosophische  System  muss 
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43.  Uebrigens,  um  dies  beiläufig  zu  erwähnen,  schei- 
nen mir  einige  Platoniker  und  alte  Christen  mit  Recht 
dem  Aristoteles  darin  nicht  beizutreten,  dass  er  den 
Begriff  der  Tugend  in  ein  Mittleres,  sowohl  bei  den  Affek- 
ten wie  bei  dem  Handeln,  setzte.  Diese  Annahme  ver- 
leitete ihn  selbst,  verschiedene  Tugenden,  wie  die  Frei- 
gebigkeit und  Sparsamkeit,  in  eine  zusammenzuwerfen, 
und  die  Prahlerei  und  die  Verstellung  zu  Gegensätzen 
der  Wahrheit  zu  machen,  obgleich  sie  einander  in  dieser 
Weise  nicht  gegenüberstehen;  ferner  gewisse  Zustände 
als  Fehler  zu  behaupten,  die  entweder  nicht  bestehen  oder 
an  sich  noch  keine  Fehler  sind,  wie  die  Verachtung  der 
AVollust  und  der  Ehre,  und  die  Freiheit  von  Zorn  gegen 
die  Menschen. 

44.  Dass  diese  Grundlage  des  Aristoteles  im  All- 
gemeinen nicht  richtig  ist,  ergiebt  selbst  die  Gerechtig- 
keit. Da  er  deren  Gegentheil,  das  Zuviel  und  Zuwenig  in 
den  Affekten  und  den  daraus  hervorgehenden  Handlungen 
nicht  finden  konnte,  so  suchte  er  es  in  den  Gegenständen 
selbst,  auf  welche  die  Gerechtigkeit  sich  bezieht.  Allein 
dies  ist  erstens  ein  unzulässiges  Abspringen  von  einer 
Gattung  auf  eine  andere,  was  Aristoteles  mit  Recht 
bei  Anderen  tadelt;  sodann  kann  das  Annehmen  von  Zu- 
wenig sich  wohl  durch  hinzukommende  Umstände  mit 
einem  Fehler  verbinden,  wenn  Jemand  nach  den  Verhält- 
nissen das  Volle  sich  und  den  Seinigen  schuldig  ist;  aber 
sicherlich  kann  es  nicht  gegen  die  Gerechtigkeit  sein, 
welche  gänzlich  in  der  Enthaltung  von  fremdem  Gute  be- 
steht. Eine  andere,  dieser  ähnliche  Täuschung  ist  es, 
wenn  man  den  Ehebruch  aus  Wollust  und  den  Todschlag 
im  Zorne  nicht  eigentlich  als  Unrecht  gelten  lassen  will, 
da  doch  das  Wesen  des  Unrechtes  in  dem  Eingriff  in  frem- 
des Recht  besteht,  und  es  dabei  unerheblich  ist,  ob  der 
Beweggrund  Geiz,  oder  W^ollust,   oder  Zorn,  oder  falsches 

deshalb  in  sich  selbst  über  die  Fundamentalsätze  der  Wahr- 
heit einig  werden  und  kann  dann  erst  mit  deren  Hülfe 
die  Ansichten  anderer  Systeme  prüfen  und  überhaupt  zu 
einem  Inhalt  gelangen.  Diese  Erörterung  der  Fundamental- 
sätze felilt  bei  Gr.;  er  geht  ohne  Weiteres  von  gewissen 
schon  abgeleiteten  Sätzen  aus,  für  deren  Wahrheit  er  sich 
lediglich  auf  das  Rechtsgefühl  seiner  Zeit  stützt. 
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Mitleiden,  oder  die  Begierde  sich  auszuzeichnen  ist,  aus 
welchen  Umständen  die  meisten  Rechtsverletzungen  her- 
vorgehen. Denn  es  ist  das  Eigenthümliche  der  Gerechtig- 
keit, jedweden  Reiz  von  sich  abzuhalten,  lediglich  um  die 
menschliche  Gemeinschaft  nicht  zu  verletzen. 

45.  Um  nun  auf  das  Frühere  zurückzukommen,  so  ist 
es  zwar  richtig,  dass  bei  manchen  Tugenden  eine  Mässi- 
gung  des  Triebes  eintritt;  es  ist  das  aber  kein  eigen- 
thümliches  und  allgemeines  Merkmal  der  Tugend,  sondern 
es  ergiebt  sich  nur  aus  den  Geboten  der  Vernunft,  wel- 
chen die  Tugend  immer  folgt,  dass  bei  einzelnen  Tugen- 
den Maass  gehalten  werden  muss,  während  bei  anderen 
das  Aeusserste  verlangt  wird.  So  kann  man  Gott  nie  zu 
viel  verehren;  denn  der  Aberglaube  fehlt  nicht  darin,  dass 
er  Gott  zu  sehr,  sondern  dass  er  ihn  verkehrt  verehrt. 
Auch  kann  man  die  ewigen  Güter  nie  zu  stark  begehren 
und  die  ewigen  Uebel  nie  zu  stark  verabscheuen  und  die 
Sünde  nie  zu  stark  hassen.  Daher  sagt  Gellius  richtig, 
„dass  es  Manches  giebt,  was  in  seiner  Fülle  durch  keine 
Schranke  gefesselt  werde,  und  was  um  so  lobenswerther 
werde,  je  weiter  es  sich  ausdehne."  Ebenso  sagt  Lac- 
tantius  nach  einer  längeren  Erörterung  über  die  Affekte: 
„Die  Weisheit  besteht  nicht  in  der  Massigung  der  Affekte, 
sondern  ihrer  Ursachen,  weil  sie  von  aussen  erregt  wer- 
den. Ihnen  selbst  braucht  man  keinen  Zügel  aufzulegen, 
da  sie  selbst  bei  einem  grossen  Verbrechen  klein  und  ohne 
Verbrechen  sehr  gross  sein  können."  Wir  werden  den 
Aristoteles  sehr  hoch  stellen,  aber  mit  derselben  Frei- 
heit, die  er  sich  selbst  gegen  seinen  Lehrer  im  Dienste 
der  Wahrheit  gestattete.  20) 


20)  Die  hier  von  Gr.  bekämpfte  Definition  des  Aristo- 
teles bezieht  sich  nicht  auf  die  Gerechtigkeit,  sondern 
auf  die  Tugend  überhaupt  und  findet  sich  in  seiner  Nico- 
ma duschen  Ethik  entwickelt.  Sie  hatte  zu  Gr.'s  Zeit 
noch  eine  grössere  Bedeutung  als  jetzt.  Die  Widerlegung, 
welche  Gr.  giebt,  ist  schwach,  wie  Alles,  wo  die  höchsten 
philosophischen  Begriffe  in  Frage  kommen.  Der  eigent- 
liche Mangel  der  Definition  des  Aristoteles  liegt  darin, 
dass  die  Extreme,  von  denen  aus  die  Mitte  gesucht  wer- 
den solle,  an  sich  selbst  nichts  Festes  und  äusserlich  Er- 
kennbares sind;  vielmehr  werden  sie  nur  dadurch  erst  zu 


li 


46.  Die  Geschichte  hat  für  unser  Vorhaben  einen  zwei- 
fachen Nutzen;  sie  bietet  Beispiele  und  Grundsätze.  Die 
ersten  haben  um  so  mehr  Werth,  je  besser  die  Zeit  und 
das  Volk  ist,  dem  sie  entlehnt  sind;  deshalb  haben  wir 
die  aus  der  alten  griechischen  und  römischen  Geschichte 
vorzugsweise  berücksichtigt.  Auch  die  Richtersprüche 
sind  nicht  zu  verachten;  namenentlich,  wenn  sie  überein- 
stimmen. Denn  das  Naturrecht  wird,  wie  wir  bemerkt 
haben,  dadurch  einigermaassen  bewiesen,  und  für  das 
Völkerrecht  giebt  es  keinen  andern  Beweis. 

47.  Die  Aussprüche  der  Dichter  und  Redner  haben 
kein  so  grosses  Gewicht;   wir  benutzen   sie   nicht  gerade 

Extremen,  dass  ein  Gebiet  zwischen  ihnen  als  Tugend 
gilt.  Mit  anderen  Worten:  man  kann  die  Tugend  nicht 
aus  dem  Fehlerhaften  ableiten,  weil  das  Fehlerhafte  erst 
durch  die  Tugend  zu  einem  Fehler  wird.  Deshalb  ver- 
schieben sich  auch  diese  fehlerhaften  Extreme,  wenn  die 
Tugend  eine  andere  Gestaltung  oder  Ausdehnung  im  Lauf 
der  Zeiten  erhält.  So  hat  die  Wohlthätigkeit  gegen  Arme 
jezt  nicht  den  Umfang,  als  wie  ihn  Christus  für  seine 
Zeit  und  seine  Anhänger  vorschrieb.  Damit  haben  sich 
auch  die  Grenzen  der  Verschwendung  und  des  Geizes  ge- 
ändert. So  hatte  die  Tapferkeit  bei  den  Spartanern 
eine  grössere  Ausdehnung  als  bei  den  Persern;  deshalb 
galt  bei  Jenen  eine  Handlung  noch  als  tapfer,  die  bei 
Letzteren  schon  als  tollkühn  und  fehlerhaft  erachtet  wurde. 
Das*  Umgekehrte  galt  bei  ihnen  für  die  Massigkeit. 

Hieraus  erhellt,  dass  diese  Definition  des  Aristoteles 
schon  die  Tugend  voraussetzt,  welche  durch  seine  De- 
finition erst  gefunden  werden  soll. 

In  demselben  Zirkel  dreht  sich  Gr.,  wenn  er  behauptet, 
man  könne  die  ewigen  Güter  nie  zu  stark  begehren  und 
die  Sünde  nie  zu  stark  verabscheuen.  Das  ist  ganz  richtig 
und  würde  auch  von  Aristoteles  nicht  bestritten  werden; 
allein  die  Frage  ist  eben:  Was  ist  das  Gute,  wo  beginnt 
es,  wo  hört  es  auf,  und  wo  beginnt  die  Sünde?  Dies  will 
man  wissen,  und  diese  Grenze  wollte  Aristoteles  bestim- 
men. Er  hat  sie  allerdings  mangelhaft  bestimmt,  aber 
er  kann  nicht  damit  widerlegt  werden,  dass  das  Gute 
innerhalb  seiner  Grenze  mit  der  höchsten  Stärke  begehrt 
werden  dürfe. 
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des  Beweises  wegen ,  sondern  um  unsere  Darstellung  durch 
ihre  Worte  zu  verzieren.  ~i) 

48.  Das  Ansehen  der  Bücher,  welche  in  Eingebung 
Gottes  geschrieben  oder  gebilligt  worden  sind,  werde  ich 
oft  benutzen  und  dabei  zwischen  dem  Alten  und  Neuen 
Testament  unterscheiden.  Manche  wollen  das  Alte 
Testament  zu  einem  Naturrecht  crlieben;  allein  mit 
Unrecht;  denn  Vieles  darin  stammt  von  dem  freien  Rath- 
schluss  Gottes  ab,  der  allerdings  mit  der  wahren  Natur 
nicht  in  Widerstreit  steht.  Man  kann  deshalb  einen 
Beweis  daraus  entnehmen,  wenn  man  nur  genau  unter- 
scheidet zwischen  dem  Recht  Gottes,  was  Gott  mitunter 
durch  Menschen  vollzieht,  und  zwischen  dem  Recht  unter 
den  Menschen  selbst.  Wir  haben  dalier  diesen  Irrthum 
so  weit  als  möglich  vermieden;  ebenso  den  entgegen- 
gesetzten, wonach  das  Alte  Testament  mit  Eintritt  des 
Neuen  Testaments  seinen  Gebrauch  verloren  haben  solle. 
Vielmehr  erhellt  theils  aus  dem  Vorerwähnten,  theils  aus 
der  Natur  des  Neuen  Testaments,  dass,  was  das  Alte 
Testament  in  Beziehung  auf  sittliche  Tugenden  vorschreibt, 
von  ihm  ebenfalls  und  in  nocli  höherem  Maasse  geboten 
wird.  In  dieser  Weise  sehen  wir,  dass  die  ersten  christ- 
lichen Schriftsteller  die  Aussprüche  des  Alten  Testaments 
benutzt  haben. 

49.  Zum  Verständniss  des  Sinnes  der  Bücher  des  Alten 
Testamentes  sind  die  jüdischen  Schriftsteller  von  grossem 
Nutzen;  insbesondere  die,  welche  mit  den  Lehren  und 
Sitten  ihres  Landes  genau  bekannt  sind. 22) 

21)  Die  Geschichte  benutzt  Gr.  für  sein  Werk  nur  in 
sehr  äusserlicher  Weise.  Er  wirft  die  Zustände  der  ver- 
schiedensten Völker  und  Zeiten  durch  einander,  reisst  Ein- 
zelnes heraus  und  unterlässt  durchgehends  auf  den  inneren 
Zusammenhang  aller  Rechtseinrichtungen  eines  Volkes 
unter  sich  und  mit  der  Geschichte  und  den  Naturbedin- 
gungen des  Landes  einzugehen.  Hätte  Gr.  dies  gethan, 
so  würde  er  bemerkt  haben,  dass  das  ganze  Recht  eines 
Volkes  die  Bedeutung  eines  Naturrechts  in  seinem  Sinne 
hat,  und  dass  von  Willkür,  welche  bei  Gr.  das  zweite 
Fundament  des  Rechts  bildet,   niclit  die  Rede  sein  kann. 

22)  Für  Gr.  gilt  die  Bibel  Wort  für  Wort  in  Folge 
der  Eingebung   (inspiratio)  Gottes   geschrieben.    Dadurch 


50.  Des  Neuen  Testaments  bediene  ich  mich,  weil 
man  das,  was  den  Christen  gestattet  ist,  nur  aus  ihm 
entnehmen  kann.  Ich  habe  aber  diesen  Inhalt  gegen  den 
Vorgang  der  Meisten  von  dem  Naturrecht  selbst  unter- 
schieden; indem  ich  überzeugt  bin,  dass  in  diesem  heilig- 
sten aller  Gesetze  uns  eine  höhere  Heiligkeit  gelehrt 
wird,  als  das  Naturrecht  für  sich  allein  verlangt.  Doch 
habe  ich  immer  angemerkt,  ob  Einzelnes  uns  mehr  an- 
gerathen  als  befohlen  wird;  da  es  unrecht  und  strafbar 
ist,  von  den  Geboten  abzuweichen,  während  es  das  Zeichen 
eines  edlen  Sinnes  ist,  dem  sein  Lohn  nicht  entgehen 
wird,  wenn  man  nach  dem  Höchsten  strebt. 23) 

ist  für  Gr.  die  wahre  Kritik  derselben  unmöglich.  Gr.  wird 
dadurch  sehr  oft  zu  erkünstelten  Auslegungen  genöthigt,  um 
die  Bibel  mit  dem  sittlichen  Gefühl  seiner  Zeit  in  Ueber- 
einstimmung  zu  halten. 

Die  Bibel  ist  Gr.  die  Quelle  für  das  göttliche  Recht, 
welches  nach  ihm,  dem  menschlichen  gegenüber,  auf  den 
besonderen  Geboten  Gottes  beruht. 

Wenn  Gr.  zwischen  Recht  Gottes,  was  er  durch 
Menschen  vollzieht,  und  Recht  unter  den  Menschen 
unterscheidet,  so  ist  auch  letzteres  hier  ein  göttliches  Recht, 
und  Gr.  meint  mit  jenem  die  einzelnen  Befehle  Gottes, 
die  gar  nicht  als  Regeln  des  Handelns  für  die  Menschen 
gelten  sollen,  sondern  wo  die  Menschen  nur  einen  Befehl 
Gottes  einfach  vollstrecken;  so  Abraham,  als  er  seinen 
Sohn  opfern  sollte;  so  das  Gebot  an  die  Juden  bei  ihrem 
Auszug  aus  Aegypten,  alles  Silber  und  Gold  den  Aegyp- 
tern  zu  entwenden  u.  s.  w.  Man  sieht,  dass  diese  Unter- 
scheidung eines  von  den  oben  erwähnten  Mitteln  der  Aus- 
legung ist. 

23)  Diese  Unterscheidung  ist  nicht  identisch  mit  dem 
Unterschied  zwischen  Recht  und  Moral,  sondern  trifft 
einen  Gegensatz  innerhalb  der  Moral,  zwischen  morali- 
schen und  sogenannten  edlen  oder  besonders  verdienst- 
lichen Handlungen.  Die  meisten  Systeme  berühren  diesen 
Unterschied  nicht;  er  kann  auch  aus  einem  sachlichen 
Prinzip  der  Ethik  nicht  abgeleitet  werden;  deshalb  be- 
kämpft auch  Kant  diese  edlen  Handlungen  in  seiner  Kritik 
der  praktischen  Vernunft  (B.  VII.  188);  nur  Systeme,  welche 
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51.  Die  Beschlüsse  der  Synoden,  so  weit  sie  richtig 
sind,  gelten  als  Sammlungen  der  allgemeinen  Ausspruche 
über  das  göttliche  Gesetz ,  in  Anwendung  auf  vorkommende 
Fälle.  Auch  diese  zeigen  entweder,  was  das  göttliche 
Gesetz  gebietet,  oder  sie  ermahnen  zu  dem,  was  Gott 
genehm  ist.  Und  dies  ist  die  Aufgabe  der  wahren  christ- 
lichen Kirche;  sie  soll  das  von  Gott  Empfangene  mit- 
theilen, und  zwar  in  der  Weise,  wie  es  empfangen 
worden.  Auch  die  Gebräuche,  welche  bei  den  ersten 
Christen ,  die  den  Anforderungen  eines  so  grossen  Namens 
entsprachen,  sich  gebildet  haben  oder  übernommen  worden 
sind,  gelten  mit  Recht  ebenso  viel  als  die  ausdrück- 
lichen Regeln.  An  zweiter  Stelle  gilt  das  Ansehen  derer, 
welche  zu  ihrer  Zeit  unter  den  Christen  durch  den  Ruf 
der  Frömmigkeit  und  Gelehrsamkeit  geglänzt  haben  und 
keines  schweren  Irrthums  überführt  worden  sind.  Denn 
auch  das,  was  diese  mit  grosser  Bestimmtheit  behaupten, 
gleichsam  als  hätten  sie  es  erfahren,  ist  von  grossem  Ge- 
wicht für  die  Auslegung  dunkler  Stellen  der  heiligen 
Bücher,  und  zwar  um  so  mehr,  je  mehr  sie  hierbei  über- 
einstimmen, und  je  näher  sie  den  ersten  reinen  Zeiten 
stehen,  wo  weder  die  Herrschsucht  noch  die  Parteileiden- 
schaft die  ursprüngliche  Wahrheit  verfälschen  konnte. 

52.  Die  Scholastiker,  welche  diesen  folgten,  zeigen 
oft,  was  Scharfsinn  vermag;  aber  sie  lebten  in  unglück- 
lichen, der  Wissenschaft  entfremdeten  Jahrhunderten; 
man  darf  sich  deshalb  nicht  wundern,  wenn  unter  vielem 
Lobenswerthen  auch  Manches  angetroffen  wird,  was  Nach- 
sicht in  Anspruch  nimmt.  Wo  sie  indess  in  einer  morali- 
schen Frage  übereinstimmen,  ist  selten  ein  Irrthum  vor- 
lianden ;  denn  sie  haben  für  die  Fehler  in  den  Aussprüchen 
Anderer  scharfe  Augen.  Demnach  geben  sie  ein  lobens- 
werthes  Beispiel,  bei  diesem  Eifer  zu  streiten;  denn  sie 
kämpfen  mit  Gründen   und  nicht,    wie    neuerlich  zur  Un- 


das  Recht  von  Autoritäten  ableiten,  können  diesen  Unter- 
schied gestatten  und  erklären  (B.  XI.  136),  und  da  Gr. 
das  Recht  wenigstens  theilweise  von  Autoritäten  ableitet, 
so  vermochte  er  diesen  Unterschied  aufzunehmen.  Er  wird 
bei  ihm  oft  als  ein  zweites  Mittel  der  Auslegung  benutzt, 
wo  andere  Mittel  versagen. 
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ehre  der  Wissenschaften  Sitte  geworden  ist,  mit  Schimpf- 
worten, den  hässlichen  Ausgeburten  eines  schwachen 
Geistes.  24) 

53.  Die  Lehrer  des  Römischen  Rechts  theilen  sich 
in  drei  Klassen.  Ein  Theil  beschäftigt  sich  mit  den 
Pandekten,  dem  Codex  von  Theodosius  und  Justinian 
und  mit  den  Nachtrags-Verordnuugen  (Novellen);  die  zweite 
Klasse  befasst  die  Nachfolger  des  Irnerius,  den  Accursius, 
Bartolus  und  viele  Andere,  die  lange  die  Herrschaft  in 
den  Gerichtshöfen  besassen;  die  dritte  Klasse  verbindet 
mit  dem  Studium  der  Gesetze  die  freien  Wissenschaften. 
Die  Ersten  achte  ich  hoch ,  denn  sie  bieten  oft  die  besten 
Gründe  für  die  Frage,  was  natürlichen  Rechtens  ist,  und 
sie  legen  oft  Zeugniss  für  das  Naturrecht  und  für  das 
Völkerrecht  ab,  deren  Namen  sie  indess  oft  verwechseln; 
sie  bezeichnen  sogar  das  als  Völkerrecht,  was  nur  bei 
einigen  Völkern  Rechtens  ist,  und  zwar  ohne  Ueberein- 
kunft,  blos  weil  eines  dem  andern  es  nachgeahmt,  oder 
von  ihm  es  übernommen  hat.  Oft  erörtern  sich  Bestim- 
mungen des  wirklichen  Völkerrechts  gemeinsam  und 
unterschieden  von  denen  des  Römischen  Rechts,  wie  man 
aus  den  Kapiteln  dieses  Werkes  abnehmen  kann,  die  von 
Gefangenen  und  von  der  Rückkehr  aus  der  Gefangenschaft 
handeln. 

Diese  Unterschiede  immer  festzuhalten,  sind  wir  be- 
dacht gewesen. 

2-*)  Unter  Scholastikern  ist  die  scholastische  Philo- 
sophie des  Mittelalters  zu  verstehen,  wie  sie  sich  nach 
der  patr istischen,  von  den  Kirchenvätern  ausgegange- 
nen Philosophie,  vom  sechsten  Jahrhundert  ab  in  Europa 
entwickelte.  Die  Scholastik  steht  zwar  noch  ganz  im 
Dienst  der  Kirchenlehre,  wie  die  Patristik,  allein  eine 
freiere  wissenschaftliche  Forschung  beginnt  sich  in  ihr  zu 
regen,  welche  auf  die  Behandlung  des  Stoffes  einwirkt 
und  schon  die  Keime  zu  Zweifeln  allerlei  Art  legt.  Als 
die  bedeutendsten  Scholastiker  gelten  Scotus  Erigena 
(gegen  800),  Anselm  von  Canterbury  (geboren  1033), 
Peter  Abälard  (gestorben  1142),  Albertus  Magnus 
(geboren  1193),  Thomas  von  Aquino  (geboren  1225), 
Duus  Scotus  (gestorben  1308),  Wilhelm  von  Occam 
(gestorben  1347). 


64 


Einleitung. 


54.  Die  zweite  Klasse  kümmerte  sicli  nicht  um  das 
göttliche  Recht  und  die  Geschichte  älterer  Zeiten,  und 
wollte  alle  Streitigkeiten  der  Völker  und  Fürsten  aus  dem 
Römischen  Recht,  allenfalls  mit  Zuhülfenahme  des  Kanoni- 
schen entscheiden.  Auch  dieser  war  die  Dürftigkeit  ihrer 
Zeit  ein  Hinderniss  für  das  richtige  Verständni>?s  jener 
Gesetze,  obgleich  sie  an  sich  Geschick  in  Ermittelung 
des  Rechten  und  Billigen  besassen.  Daher  waren  sie  oft 
vortrefflich  geeignet,  Gesetze  abzufassen,  aber  schlechte 
Ausleger  der  vorhandenen  Gesetze.  Man  muss  auf  ihr 
Zeugniss  vorzüglich  dann  achten,  wenn  es  sich  um  solche 
Gewohnheiten  handelt,  welche  das  Völkerrecht  der  Gegen- 
wart bilden. 

55.  Die  Lehrer  der  dritten  Klasse,  die  sich  auf  das 
Gebiet  des  Römischen  Rechts  beschränken  und  auf  jenes 
gemeinsame  Recht  entweder  gar  nicht  oder  nur  obenhin 
sich  einlassen,  haben  für  unsern  Zweck  beinahe  gar  keine 
Bedeutung.  Sie  verbinden  scholastische  Spitzfindigkeit  mit 
Kenntniss  des  weltlichen  und  geistlichen  Reclits,  so  dass 
zwei  Spanier,  Corruvia  und  Vasquius  in  ihren  Schrif- 
ten auch  auf  die  Streitigkeiten  der  Völker  und  Könige  ein- 
gingen. Letzterer  that  dies  mit  grosser  Freimüthigkeit, 
der  Andere  bescheidener  und  nicht  ohne  Scharfsinn.  Die 
Franzosen  haben  es  mehr  versucht,  die  Geschichte  mit 
dem  Rechtsstudium  zu  verbinden.  Unter  ihnen  sind 
Bodinus  und  Ilottomann  berühmt  geworden;  Jener 
durcli  ein  ausführliches  Werk,  Dieser  durch  zerstreute 
Abhandlungen,  deren  Ergebnisse  und  Begründungen  uns 
oft  Anlass  zur  Ermittelung  der  Walirheit  gaben. 25) 


25)  Gr.  bietet  hier  eine  kurze  Uebersicht  der  Ge- 
schichte der  Rechtswissenschaft  vom  Beginn  der  Glossa- 
toren im  elften  Jahrhundert  ab  bis  auf  seine  Zeit.  Sie  hat 
nur  eine  Andeutung  sein  sollen  und  kann  deshalb  hier 
nicht  ergänzt  werden.  Im  Allgemeinen  erhellt,  dass  Gr. 
sehr  genau  mit  den  Quellen  und  den  bisherigen  Leistungen 
der  Wissenschaft  vertraut  war;  insbesondere  besass  er 
auch  eine  genaue  Kenntniss  der  spanischen  juristischen 
Literatur,  was  sich  daraus  erklärt,  dass  die  Niederlande 
seit  hundert  Jahren  mit  Spanien  ein  Reich  bildeten  und 
durch    die  Abtrennung    von  Deutschland    nach  dem  Tode 


Einleitung. 
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56.  Für  mein  Werk  habe  ich  mir  überhaupt  Dreierlei 
vorgesetzt:  1)  die  Darstellung  und  ihre  Begründung  so 
überzeugend  als  möglich  einzurichten.  2)  Den  zu  behan- 
delnden Stoff  in  eine  feste  Ordnung  zu  bringen  und 
3)  das  scheinbar  Gleiche ,  aber  doch  Unterschiedene  scharf 
zu  sondern. 

57.  Ich  habe  mich  dabei  Alles  dessen  enthalten,  was 
zu  anderen  Gebieten  gehört,  wie  die  Lehre  von  dem 
Nützlichen;  denn  diese  gehört  zur  besonderen  Kunst  der 
Politik,  weshalb  auch  Aristoteles  sie  für  sich  behandelt, 
um  sie  mit  nichts  Fremdartigem  zu  vermengen.  Bodinus 
hat  dagegen  gefehlt  und  dieses  Gebiet  mit  dem  des  Rechtes 
vermengt.  An  einzelnen  Stellen  habe  ich  indess  das 
Nützliche  mit  erwähnt,  doch  nur  obenhin,  um  es  offenbarer 
von  der  Rechtsfrage  zu  unterscheiden. 

58.  Man  thut  mir  Unreclit,  wenn  man  glaubt,  ich  hätte 
auf  die  Streitfragen  der  Gegenwart  Rücksicht  genommen, 
mögen  sie  schon  bestehen  oder  voraussichtlich  bald  hervor- 
treten. Denn  ich  gestehe  offen,  dass  ich  nach  Art  der 
Mathematiker,  welche  ihre  Figuren  getrennt  von  den  Kör- 
pern betrachten,  bei  der  Behandlung  des  Rechts  von  jedem 
einzelnen  thatsächlichen  Fall  die  Aufmerksamkeit  abgehal- 
ten habe. 

59.  In  Betreff  des  Stiles  habe  ich  dem  Reiclithum  des 
Stoffes  nicht  noch  einen  Ueberfluss  von  Worten  beifügen  und 
so  dem  Leser  Ueberdruss  verursachen  wollen,  anstatt  seinen 
Nutzen  vor  Augen  zu  haben.  Ich  habe  mich  deshalb  einer 
möglichst  gedrängten  und  der  einem  Lehrer  entsprechen- 
den Schreibart  befleissigt;  damit  die  praktischen  Staats- 
männer gleichsam  mit  einem  Blick  die  verschiedenen 
Arten  der  Streitfälle  und  die  Grundsätze,  wonach  sie 
zu  entscheiden  sind,  übersehen  können.  Kennt  man  diese, 
so  ist  es  leicht,  die  dem  vorliegenden  Fall  entsprechende 
Darstellung  zu  finden  und  sie,  so  weit  es  beliebt,  aus- 
zudehnen. 

60.  Ich  habe  mitunter  die  alten  Schriftsteller  mit  ihren 
eigenen  Worten  eingeführt,  und  zwar  da,  wo  sie  mit 
besonderem  Ansehen  oder  mit  besonderer  Schönheit 
gesprochen  haben.     Namentlich  ist  dies  bei  den  Griechen 

von  Karl  V.  in  noch  engere  Verbindung  mit  Spanien  gekom- 
men waren. 
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54.  Die  zweite  Klasse  kümmerte  sich  nicht  um  das 
göttliche  Recht  und  die  Geschichte  älterer  Zeiten,  und 
wollte  alle  Streitigkeiten  der  Völker  und  Fürsten  aus  dem 
Römischen  Recht,  allenfalls  mit  Zuhülfenahme  des  Kanoni- 
schen entscheiden.  Auch  dieser  war  die  Dürftigkeit  ihrer 
Zeit  ein  Hinderniss  für  das  richtige  Verständni^s  jener 
Gesetze,  obgleich  sie  an  sich  Geschick  in  Ermittelung 
des  Rechten  und  Billigen  besassen.  Daher  waren  sie  oft 
vortrefflich  geeignet,  Gesetze  abzufassen,  aber  schlechte 
Ausleger  der  vorhandenen  Gesetze.  Man  muss  auf  ihr 
Zeugniss  vorzüglich  dann  achten,  wenn  es  sich  um  solche 
Gewohnheiten  handelt,  welche  das  Völkerrecht  der  Gegen- 
wart bilden. 

55.  Die  Lehrer  der  dritten  Klasse,  die  sich  auf  das 
Gebiet  des  Römischen  Rechts  beschränken  und  auf  jenes 
gemeinsame  Recht  entweder  gar  nicht  oder  nur  obenhin 
sich  einlassen,  haben  für  unsern  Zweck  beinahe  gar  keine 
Bedeutung.  Sie  verbinden  scholastische  Spitzfindigkeit  mit 
Kenntniss  des  weltlichen  und  geistlichen  Rechts,  so  dass 
zwei  Spanier,  Corruvia  und  Vasquius  in  ihren  Schrif- 
ten auch  auf  die  Streitigkeiten  der  Völker  und  Könige  ein- 
gingen. Letzterer  that  dies  mit  grosser  Freimüthigkeit, 
der  Andere  bescheidener  und  nicht  ohne  Scharfsinn.  Die 
Franzosen  haben  es  mehr  versucht,  die  Geschichte  mit 
dem  Rechtsstudium  zu  verbinden.  Unter  ihnen  sind 
Bodinus  und  Hottomann  berühmt  geworden;  Jener 
durch  ein  ausführliches  Werk,  Dieser  durch  zerstreute 
Abhandlungen,  deren  Ergebnisse  und  Begründungen  uns 
oft  Anlass  zur  Ermittelung  der  Wahrheit  gaben.  25) 


25)  Gr.  bietet  hier  eine  kurze  Uebersicht  der  Ge- 
schichte der  Rechtswissenschaft  vom  Beginn  der  Glossa- 
toren im  elften  Jahrhundert  ab  bis  auf  seine  Zeit.  Sie  hat 
nur  eine  Andeutung  sein  sollen  und  kann  deshalb  hier 
nicht  ergänzt  werden.  Im  Allgemeinen  erhellt,  dass  Gr. 
sehr  genau  mit  den  Quellen  und  den  bisherigen  Leistungen 
der  Wissenschaft  vertraut  war;  insbesondere  besass  er 
auch  eine  genaue  Kenntniss  der  spanischen  juristischen 
Literatur,  was  sich  daraus  erkliirt,  dass  die  Niederlande 
seit  hundert  Jahren  mit  Spanien  ein  Reich  bildeten  und 
durch    die  Abtrennung    von  Deutschland    nach   dem  Tode 
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56.  Für  mein  Werk  habe  ich  mir  überhaupt  Dreierlei 
vorgesetzt:  1)  die  Darstellung  und  ihre  Begründung  so 
überzeugend  als  möglich  einzurichten.  2)  Den  zu  behan- 
delnden Stoff  in  eine  feste  Ordnung  zu  bringen  und 
3)  das  scheinbar  Gleiche,  aber  doch  Unterschiedene  scharf 
zu  sondern. 

57.  Ich  habe  mich  dabei  Alles  dessen  enthalten,  was 
zu  anderen  Gebieten  gehört,  wie  die  Lehre  von  dem 
Nützlichen;  denn  diese  gehört  zur  besonderen  Kunst  der 
Politik,  weshalb  auch  Aristoteles  sie  für  sich  behandelt, 
um  sie  mit  nichts  Fremdartigem  zu  vermengen.  Bodinus 
hat  dagegen  gefehlt  und  dieses  Gebiet  mit  dem  des  Rechtes 
vermengt.  An  einzelnen  Stellen  habe  ich  indess  das 
Nützliche  mit  erwähnt,  doch  nur  obenhin,  um  es  offenbarer 
von  der  Rechtsfrage  zu  unterscheiden. 

58.  Man  thut  mir  Unrecht,  wenn  man  glaubt,  ich  hätte 
auf  die  Streitfragen  der  Gegenwart  Rücksicht  genommen, 
mögen  sie  schon  bestehen  oder  voraussichtlich  bald  hervor- 
treten. Denn  ich  gestehe  offen,  dass  ich  nach  Art  der 
Mathematiker,  welche  ihre  Figuren  getrennt  von  den  Kör- 
pern betrachten,  bei  der  Behandlung  des  Rechts  von  jedem 
einzelnen  thatsächlichen  Fall  die  Aufmerksamkeit  abgehal- 
ten habe. 

59.  In  Betreff  des  Stiles  habe  ich  dem  Reichthum  des 
Stoffes  nicht  noch  einen  Ueberfluss  von  Worten  beifügen  und 
so  dem  Leser  üeberdruss  verursachen  wollen,  anstatt  seinen 
Nutzen  vor  Augen  zu  haben.  Ich  habe  mich  deshalb  einer 
möglichst  gedrängten  und  der  einem  Lehrer  entsprechen- 
den Schreibart  befleissigt;  damit  die  praktischen  Staats- 
männer gleichsam  mit  einem  Blick  die  verschiedenen 
Arten  der  Streitfälle  und  die  Grundsätze,  wonach  sie 
zu  entscheiden  sind,  übersehen  können.  Kennt  man  diese, 
so  ist  es  leicht,  die  dem  vorliegenden  Fall  entsprechende 
Darstellung  zu  finden  und  sie,  so  weit  es  beliebt,  aus- 
zudehnen. 

60.  Ich  habe  mitunter  die  alten  Schriftsteller  mit  ihren 
eigenen  Worten  eingeführt,  und  zwar  da,  wo  sie  mit 
besonderem  Ansehen  oder  mit  besonderer  Schönheit 
gesprochen  haben.     Namentlich  ist  dies  bei  den  Griechen 
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men waren. 
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geschehen,  wo  der  Aus^^prucll  kurz  war,  oder  wo  ich  ihre 
Anmuth  im  Lateinischen  zu  erreichen  mir  nicht  getraute. 
Doch  habe  icli  zu  Gunsten  derer,  die  kein  Griechisch 
verstehen,  immer  die  lateinische  üebersetzung  bei- 
gefügt. 26) 

61.  Endlich  ersuche  und  beschwöre  icli  Alle,  in  deren 
Hände  dieses  Werk  gelangt,  dass  sie  dieselbe  Freiheit, 
die  ich  mir  in  der  Beurtheilung  fremder  Ansichten  und 
Schriften  genommen  habe,  auch  gegen  mich  sich  nehmen. 
Sie  sollen  nicht  schneller  mich  auf  einen  Irrthum  auf- 
merksam machen ,  als  ich  ihren  Bemerkungen  Folge  leisten 
werde.  Sollte  schliesslich  in  dem  Werke  etwas  gegen 
die  Frömmigkeit,  gegen  die  guten  Sitten,  gegen  die  hei- 
lige Schrift,  gegen  die  allgemeine  Ansicht  der  christlichen 
Kirche  oder  gegen  irgend  eine  Wahrheit  gesagt  sein,  so 
möge  es  als  nicht  gesagt  angesehen  werden.  27) 

26)  Dieser  griechische  Text  ist,  wo  es  die  Art  der 
Darstellung  nicht  unumgänglich  verlangte,  bei  der  vor- 
liegenden Üebersetzung  nicht  mit  aufgenommen  worden, 
da  die  Kenntniss  des  Griechischen  nicht  allgemein  ist  und 
für  die  Zwecke  dieses  Werkes  eine  deutsche  Üebersetzung 
vollkommen  ausreicht.  Deshalb  sind  auch  die  hier  und 
da  vorkommenden  hebräischen  Worte  mit  lateinischen 
Lettern  gedruckt  worden. 

27)  Diese  Einleitung,  insbesondere  der  letzte  Theil, 
zeigt  eine  Feinheit  des  Stils  und  eine  geistvolle  Kürze 
im  Ausdruck,  welche  jetzt  vielleicht  weniger  auffällt,  aber 
für  jene  Zeit  (1625)  eine  ungewöhnliche  Zierde  wissen- 
schaftlicher und  philosophischer  Werke  war.  Diese  Vor- 
züge haben  nicht  wenig  zur  grossen  Verbreitung  des 
Werkes  in  jener  Zeit  beigetragen.  Einem  Deutschen 
wäre  eine  solche  Darstellung  noch  unmöglich  gewesen; 
Gr.  hatte  das  Glück,  einem  Lande  zu  entstammen,  in  dem 
damals  das  Studium  der  Alten  und  die  Freiheit  der  Wissen- 
schaft in  der  höchsten  Blüthe  standen.  Auch  kam  ihm 
hierbei  sein  reger  Verkehr  mit  Franzosen  und  Spaniern 
zu  Statten,  deren  Literatur  in  Form  und  Eleganz  damals 
einen  weiten  Vorsprung  vor  der  deutschen  hatte. 


\ 


Erstes  Buch. 


Kapitel  I. 


Was  ist  der  Krieg,  und  was  ist  das  Recht? 

L  Die  Streitigkeiten  zwischen  Personen,  welche  durch 
kein  gemeinsames  bürgerliches  Recht  verbunden  sind, 
beziehen  sich  entweder  auf  die  Zeiten  des  Krieges  oder 
des  Friedens.  Zu  solchen  Personen  gehören  sowohl  die, 
welche  noch  kein  Volk  bilden,  als  auch  die,  welche  ver- 
schiedenen Völkern  angehören,  mögen  es  Privatpersonen 
sein  oder  die  Könige  selbst,  oder  die,  welche  als  die 
Vornehmsten  oder  als  freie  Völker  die  gleichen  Rechte 
wie  die  Könige  besitzen.  Da  indess  der  Krieg  des  Frie- 
dens wegen  begonnen  wird,  und  es  keinen  Streitfall  giebt, 
aus  dem  nicht  ein  Krieg  liervorgehen  könnte,  so  ist  bei 
dem  Kriegsrecht  der  passende  Ort,  die  möglichen  Streit- 
lalle zu  erörtern.  Der  Krieg  selbst  wird  uns  dann  zum 
Frieden,  als  seinem  Ziele,  geleiten. 28) 

28)  Gr.  deutet  hier  die  Eintheilung  seines  Werkes  an. 
Es  beginnt  im  ersten  Buche  niit  dem  Kriege  und  seiner 
rechtlichen  Zulässigkeit  überhaupt.  Im  zweiten  Buche 
werden  dann  die  Ursachen  des  Krieges  untersucht  und 
in  Veranlassung  dessen  das  ganze  Privat-  und  innere 
Staatsrecht  nach  seiner  naturrechtlichen  Seite  abgehandelt. 
Im  dritten  Buche  erörtert  Gr.  dann  die  Kriegführung  und 
die  daraus  und  aus  der  Friedensschliessung  hervorgehen- 
den Rechte  und  Verbindlichkeiten. 
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Was  ist  der  Krieg,  und  was  ist  das  Recht? 
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II.  1.  Indem  wir  also  von  dem  Kriege  handeln  wollen, 
ist  zu  untersuchen,  was  der  Krieg  ist,  den  wir  behandeln, 
und  was  das  Recht  ist,  nach  dem  wir  forschen.  Cicero 
nennt  den  Krieg  einen  gewaltsamen  Kampf.  Indess  wurde 
es  gebräuchlich,  nicht  die  Handlung,  sondern  den  Zustand 
mit  diesem  Namen  zu  belegen;  so  dass  also  der  Krieg 
den  Zustand  von  Personen  bezeichnet,  die  mit  einander 
gewaltsam  kämpfen.  Dieser  Begriff  umfasst  alle  Arten 
von  Krieg,  von  denen  demnächst  gehandelt  werden  soll. 
Auch  den  Privatkrieg  schliesse  ich  hier  nicht  aus,  denn 
er  ist  selbstverständlich  der  Zeit  nach  eher  als  der  öffent- 
liche, hat  viel  Gemeinsames  mit  dem  öffentlichen  Krieg 
und  ist  daher  auch  mit  demselben  Namen  zu  bezeichnen. 

2.  Selbst  der  Ursprung  des  Namens  widerstreitet  dem 
nicht.  Denn  das  Wort  „Oellurn^  ist  aus  dem  alten  Wort 
„dnellum^  gebildet,  so  wie  aus  „(luonus"'  später  „bonus"' 
und  aus  „duis^  n^^*'"  geworden  ist.  So  ist  bei  den  Griechen 
das  W^ort  ^no'keuog"'  aus  dem  Namen  der  Menge  gebildet; 
wie  „'^vri''  von  der  Auflösung  (dissolutio)  und  wie  die  Auf- 
lösung des  Körpers  „^^^n"'  beisst. 

3.  Auch  der  Sprachgebrauch  steht  diesem  weiteren 
Begriffe  nicht  entgegen.  Wenn  mit  dem  Worte  „Krieg" 
mitunter  nur  der  öffentliche  bezeichnet  wird,  so  ist  das 
unerheblich,  da  bekanntlich  das  Gattungswort  sehr  oft 
für  die  Bezeichnung  einer  besonders  hervortretenden  Art 
benutzt  wird.  2'>)  Das  „Gerecht"  habe  ich  in  die  Definition 
nicht  mit  aufgenommen,  weil  wir  ja  erst  ermitteln  wollen, 
ob  es  einen  gerechten  Krieg  gebe,  und  welcher  es  sei.  Man 
darf  das,  was  man  sucht,  nicht  mit  dem  vermengen,  zu 
dem  man  es  sucht. 


2ö)  Unter  Privatkrieg  verstellt  Gr.,  wie  das  Spätere  er- 
giebt,  einmal  die  SelbsthUlfe  und  dann  auch  die  von  den 
niederen  Obrigkeiten  ausgehende  Gewalt  gegen  Staats- 
angehörige, um  sie  zur  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeiten 
anzuhalten.  Wenn  diese  zweckmässigeren  Worte  ge- 
braucht werden,  so  verschwinden  von  selbst  die  von  Gr. 
hier  berührten  Bedenken.  Uebrigens  bemerkt  man  leicht, 
dass  hier  Rechtsverhältnisse  unter  den  einen  Begriff  des 
Krieges  zusammengebracht  werden,  die  an  sich  sehr  ver- 
schieden sind  und  durch  solche  Zusammenfassung  nicht 
an  Deutlichkeit  gewinnen   können. 


i 
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III.  1.  In  dem  Titel  des  Werkes:  „üeber  das  Recht 
des  Krieges"  ist  zunächst  die  Frage  enthalten,  ob  es 
einen  gerechten  Krieg  gebe,  und  dann,  was  das  Gerechte 
im  Kriege  sei?  Denn  mit  „Recht"  wird  hier  nur  das 
Gerechte  bezeichnet,  und  zwar  mehr  im  verneinenden 
als  bejahenden  Sinne;  so  dass  Recht  ist,  was  nicht  un- 
gerecht ist.  Ungerecht  ist  aber  das,  was  dem  Begriff 
einer  Gemeinschaft  vernünftiger  Wesen  widerstreitet.  So 
sagt  Cicero,  es  sei  gegen  die  Natur,  dem  Andern  das 
Seinige  um  des  eigenen  Vortheils  willen  zu  entziehen,  und 
beweist  dies  damit,  dass,  wenn  dieses  geschähe,  die  Ge- 
meinschaft und  der  Verkehr  der  Menschen  nothwendig 
zerstört  werden  würde.  So  beweist  Floren tinus,  dass  es 
Unrecht  sei,  wenn  ein  Mensch  dem  andern  nachstellt, 
weil  die  Natur  eine  gewisse  Verwandtschaft  unter  uns 
gesetzt  habe.  Seneca  sagt:  „Alle  Glieder  müssen  unter 
sich  übereinstimmen,  weil  das  Ganze  die  Erhaltung  des 
Einzelnen  fordert;  ebenso  müssen  die  Menschen  einander 
schonen,  weil  wir  zur  Gemeinschaft  geboren  sind.  Denn 
eine  Gemeinschaft  kann  nicht  bestehen  ohne  Liebe  und 
Fürsorge  der  Theile."30) 

2.  So  wie  es  aber  eine  Gesellschaft  giebt,  wo  Alle 
gleich  sind,  wie  unter  Brüdern,  Bürgern,  Freunden,  Bundes- 
genossen, und  wieder  ungleiche  Gesellschaften,  xad^  vneg- 
oxrjy  nach  Aristoteles,  wie  die  zwischen  Vater  und  Kin- 
dern, Herrn  und  Diener,  König  und  Unterthanen,  Gott 
imd   den  Menschen,    so    ist    auch   das  Recht   ein   anderes 

3^)  Es  bedarf  kaum  der  Bemerkung,  dass  diese  hier 
gebotenen  Definitionen  des  Rechts  durchaus  formal  sind 
und  nur  in  anderen  Worten  den  Begriff  wiederholen,  an- 
statt ihn  zu  definiren.  Das  „Seinige",  was  Cicero  be- 
nutzt, setzt  schon  das  Dasein  des  Rechts  voraus;  erst 
durch  dieses  wird  bestimmt,  was  mein  und  sein  ist. 
Ebenso  ist  das,  „was  mit  der  Gemeinschaft  vernünftiger 
Wesen  stimmt",  ein  durchaus  vager  Begriff;  es  hängt 
dies  von  den  Natnrbedingungen  des  Landes,  von  den 
geistigen  und  leiblichen  Bedürfnissen  der  vernünftigen 
Wesen  ab;  deshalb  ist  schon  für  den  Menschen  der 
Inhalt  des  Rechts  nach  dem  Unterschied  der  Länder  und 
Zeiten  verschieden  und  steigt  bis  zu  den  höchsten  Gegen- 
sätzen. 
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bei  denen,  die  als  Gleiche  mit  einander  leben,  und  ein 
anderes  für  den  Regierenden  und  den  Regierten,  als  solchen. 
Wir  werden  das  erste  richtig  mit  Gleichheitsrecht  und 
das  letztere  mit  Leitungsrecht  bezeichnen.''*!) 

IV.  Verschieden  von  diesem  Begriff  des  Rechts  ist 
ein  anderer,  der  von  ihm  abstammt  und  auf  die  Person 
bezogen  wird.  In  diesem  Sinne  ist  das  Recht  „eine  mora- 
lische Eigenschaft,  vermöge  deren  eine  Person  etwas  mit 
Recht  haben  oder  thun  kann."  Dieses  Recht  steht  der 
Person  zu,  wenn  es  auch  mitunter  einer  Sache  folgt, 
wie  bei  ländlichen  Servituten,  welche  „dingliche  Rechte", 
in  Vergleich  zu  den  rein  persönlichen  Rechten,  genannt 
werden.  Es  geschieht  dies  nicht  deshalb,  weil  sie 
keiner  Person  zukommen,  sondern  weil  sie  nur  dem 
zukommen,  der  die  bestimmte  Sache  inne  hat.  Ist  die 
moralische  Eigenschaft  vollkommen,  so  heisst  sie  eine 
Fähigkeit,  ist  sie  weniger  vollkommen,  eine  Geeigent- 
heit.  Im  Natürlichen  entsprechen  diesen  Begriffen  die 
Wirklichkeit  und  die  Möglichkeit. 32) 

V.  Die  Fähigkeit  bezeiclincn  die  Rechtsgelehrten  mit 
dem  Namen  des  „Seinigen";  wir  werden  sie  später  „Recht 
im  eigentlichen  oder  strengen  Sinne"  nennen.  Sie  umfasst 
die  Macht  sowohl  über  sich  selbst,  welche  Freiheit  heisst, 
als  über  Andere,  wie  die  Gewalt  des  Vaters  oder  des 
Herrn;  ferner  das  Eigenthum,  das  volle  wie  das  beschränkte, 
z.  B.  den  Niessbrauch,  das  Pfandrecht;  ferner  das  Darlehn, 
welchem  die  Schuld  des  Gegners  entspricht. 

VI.  Diese  Fähigkeit  ist  wieder  eine  zwiefache,  eine 
gemeinsame,  die  zum  Nutzen  des  Einzelnen  eingeführt  ist, 
und  eine  ausgezeichnete,  welche  dem  gemeinen  Rechte 
vorgeht  und  der  Gemeinschaft  um  des  gemeinen  Besten 
willen  gegen  die  Theile  und  deren  Vermögen  zusteht.    So 

3*)  Diese  Eintheilung  ist  sehr  künstlich  und  gesucht; 
sie  hat  deshalb  auch  keine  weitere  Bedeutung,  und  Gr. 
selbst  macht  davon  keinen  weiteren  Gebrauch. 

32)  Gr.  handelt  hier  von  Recht  im  subjektiven  Sinne, 
im  Gegensatz  zu  dem  Recht  (Gesetz)  im  objektiven 
Sinne.  Die  Definition,  die  Gr.  von  jenem  giebt,  ist  so 
formal  wie  die  vom  objektiven  Recht:  denn  die  mora- 
lische Eigenschaft  bietet  in  diesem  Adjektiv  nur  ein  an- 
deres Wort  für  das  Recht. 
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hat  die  königliche  Gewalt  die  des  Vaters  und  des  Herrn 
unter  sich;  so  ist  das  Recht  des  Königs  für  das  gemeine 
Beste  auf  die  einzelnen  Sachen  grösser  als  das  Recht 
der  einzelnen  Eigenthümer;  so  ist  Jeder  dem  Staat  für 
öffentliche  Bedürfnisse  mehr  verpflichtet  als  seinem 
Gläubiger. 

VII.  Die  Geeigentheit  nennt  Aristoteles  a^tny,  d.  h.  die 
Würdigkeit.  Michael  von  Ephesus  nennt  das  danach 
als  das  Billige  bezeichnete  das  nqoaa^txol^ov  und  das  nqenov, 
das,  was  sich  gebührt. 

VIII.  1.  Die  Fähigkeit  ist  der  Gegenstand  der  „  e  r  f  ü  1 1  e  n  - 
den  Gerechtigkeit",  welche  die  Gerechtigkeit  im  eigent- 
lichen und  strengen  Sinne  genannt  wird;  es  ist  die  aw- 
aXXaxnxr}  des  A ris tole  1  es ,  welche  Bezeichnung  indess  zu 
eng  ist;  denn  dass  der  Inhaber  meiner  Sache  sie  mir 
zurückgiebt,  geschieht  nicht  ex  cfwccylayucnov  (aus  Ueber- 
einkunft)  und  doch  gehört  dies  zu  dieser  Gerechtigkeit; 
er  hat  sie  deshalb  auch  besser  enavoQ&Mnxriv  (die  wieder- 
herstellende) genannt.  Die  Geeigentheit  ist  der  Gegen- 
stand der  „zutheilenden  Gerechtigkeit";  die  dtaysuriTixTj 
(vertheilende)  des  Aristoteles,  welche  die  Begleiterin 
jener  Tugenden  ist,  welche  den  Andern  etwas  Nützliches 
gewähren,  wie  der  Freigebigkeit,  des  Mitleidens,  der 
leitenden  Vorsicht. 

2.  Wenn  a])er  Aristoteles  von  der  erfüllenden 
Gerechtigkeit  sagt,  dass  sie  nur  das  einfache  Verhältniss 
beachte,  welches  er  das  arithmetische  nennt,  die  zu- 
th  eilen  de  aber  das  vergleichende  Verhältniss,  welches 
er  das  ireometrische  nennt,  und  was  bei  den  Mathemati- 
kern alfein  nur  als  Verhältniss  gilt,  so  trifft  dies  wohl  oft 
zu,  aber  nicht  immer.  Denn  die  erfüllende  Gerechtigkeit  an 
sich  unterscheidet  sich  nicht  von  der  andern  durch  den  Ge- 
brauch solcher  Verhältnisse,  sondern  durch  die  Gegenstände, 
auf  welche  sie,  wie  gesagt,  sich  bezieht.  So  gilt  bei  dem 
Gesellschaftsvertrag  dasgeometrischc  Verhältniss;  und  wenn 
nur  Einer  zu  einem  öffentlichen  Amte  geschickt  befunden 
wird,  so  wird  die  Zutheilung  nicht  anders  als  nach  dem 
arithmetischen  Verhältniss  geschehen  können. 

3.  Nicht  besser  ist  es,  wenn  Andere  sagen,  die  zu- 
theilende  Gerechtigkeit    betreffe    die   gemeinsamen  Güter, 

^  die  erfüllende    die  vereinzelten.     Denn  wenn  Jemand   ein 
Legat  aus  seinem  Vermögen  aussetzt,  so  geschieht  es  in  zu- 
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theilender  Gerechtigkeit,  und  wenn  ein  Staat  aus  dem 
gemeinsamen  Vermögen  das  zurückgiebt,  was  einzelne 
Bürger  im  öffentlichen  Dienst  ausgelegt  haben,  so  übt 
er  nur  eine  Pflicht  der  erfüllenden  Gerechtigkeit.  Dieser 
Unterschied  ist  von  dem  Lehrer  des  Cvrus  richtig  bemerkt 
worden;  denn  als  Oyrus  dem  kleineren  Knaben  einen  klei- 
neren Rock,  der  aber  einem  Andern  gehörte,  und  dem 
grösseren  einen  grösseren  Rock  zugetheilt  hatte,  sagte  ihm 
sem  Lehrer:  „Er  hätte  so  handeln  sollen,  wenn  er  als 
Schiedsrichter  zu  bestimmen  gehabt,  was  Jedem  an  sicli 
zukomme;  aber  bei  der  Entscheidung  über  das  Eigenthum 
des  Rockes  müsse  man  darauf  achten,  welcher  Besitz  der 
rechte  sei,  und  ob  derjenige  die  Sache  habe,  der  sie  mit 
Gewalt  weggenommen  habe,  oder  der,  welcher  sie  ge- 
fertigt oder  in  Verkehr  gebracht  habe."»») 

IX.  1.  Es  giebt  noch  einen  dritten  Begriff  des  Rechts, 
wonach  es  mit  Gesetz  gleichbedeutend  ist,  wenn  man 
„Gesetz"  im  weitesten  Sinne  nimmt,  d.  h.  als  eine  Regel 
des  moralischen  Handelns,  welche  zu  dem,  was  Recht  ist, 
verbmdet.  Wir  fordern  hierzu  eine  Verbindlichkeit' 
denn  Rathsohläge  und  ähnliche  Reden  sind  zwar  anständig' 
aber  sie  verbinden  nicht  und  bilden  deshalb  kein  Gesetz 
oder  Recht.  Die  Erlaubniss  ist  eigentlich  keine  That 
des  Gesetzes,  sondern  die  Verneinung  einer  solchen,  aus- 
genommen, wenn  es,  wegen  dieser  Erlaubniss,  einen 
Andern  verbmdet,  kein  Hinderniss  dem  entgegenzustellen 
Wir  haben  gesagt:  „welche  zu  dem,  was  Recht  ist,  ver- 
bmdet," und  nicht  einfach  „zu  dem  Gesetzlichen";  weil 
das  Recht  m  diesem  Sinne  nicht  blos  die  hier  behandelte 


'^^)  Die  Emtheilung  der  Gerechtigkeit  in  erfüllende 
Omplctria^)  und  vertheilende  (distributri^.)  stammt  von 
Aristoteles.  Aus  ihr  ist  dann  die  Eintheilung  des  sub- 
jektiven  Rechts  in  Fähigkeit  (facultas)  und  Ge eigen t- 
heit  (aptitudo)  abgeleitet.  Es  sind  dies  Unterschiede, 
durch  die  man  das  Recht  von  der  Moral  trennen  wollte, 
und  die  m  jener  Zeit,  wo  beide  Wissenschaften  noch 
durch  einander  flössen,  ihren  Werth  hatten.  Jetzt  sind  sie 
ohne  Bedeutung,  und  deshalb  aus  den  Lehrbüchern  und 
dem  Leben  so  verschwunden,  dass  man  Mühe  hat,  sie 
zu  verstehen  und  durch  passende  deutsche  Worte  auszu- 
drücken. 
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Gerechtigkeit  sondern  auch  andere  Tugenden  umfasst. 
Das  Gesetzliche  hat  von  diesem,  was  Recht  ist,  einen 
weiteren  Begriff  erhalten.  34)  ' 

•of  \  ^^^^^^*.^  Eintheilung  des  Rechts  in  diesem  Sinne 
18t  die  bei  Aristoteles  in  das  natürliche  und  in  das 
gesetzte  Recht,  was  Jener  das  gesetzliche  nennt  in 
einem   engeren  Sprachgebrauch   des  Wortes  Gesetz      Mit- 

TWr^T-i  "'  'l  ^'11  ^^^^^^"^te,  ro  e.  ruhe.  Dieselbe 
Unterscheidung  trifft  man  bei  den  Juden,  die  bei  einer 
sorgfaltigen  Ausdrucksweise  das  natürliche  Recht  mizwoth 
und  das  gesetzte  c/mHzm  nennen,  was  die  Griechen  mit 
dLxaL^^uTa   und  mit  BvTolug  (das  Gebotene)  übersetzen 

X.  1.  Das  natürliche  Recht  ist  ein  Gebot  der'ver- 
nunft,  weches  anzeigt,  dass  einer  Handlung,  wegen  ihrer 
üebereinstimmung  oder  Nichtübereinstimmung  mit  der  ver- 
nünftigen Natur  selbst,  eine  moralische  Hässlichkeit  oder 
eine  mm-ahsche  Nothwendigkeit  innewohne,  weshalb  Gott, 
als  der  Schopfer  der  Natur,  eine  solche  Handlung  cntwede^ 
geboten  oder  verboten  habe.  ^ 

^  2.  Handlungen,  für  welche  ein  solches  Gebot  besteht 
sind  an  sich  schuldige  oder  unerlaubte,  und  deshalb  gelten 
sie  als  von  Gott  nothwendig  geboten  oder  verboten.  Durch 
diese  Merkmale  unterscheidet  sich  dieses  Recht  nicht  nur 
''''"..I  .^'?-  ™^f  ^^^^i^hen  Rechte,  sondern  auch  von  dem 
„willkürlichen"  göttlichen  Rechte,  welches  nicht  das  ge- 
bietet oder  verbietet,  was  von  selbst  und  durch  seine 
eigene  Natur  nöthig  oder  unerlaubt  ist,  sondern  was  erst 
durch  Gottes  Verbot  das  Unerlaubtsein  und  durch  sein 
uebot  das  Schuldigsein  hervorbringt. 

3.  Zum  Verständniss  des  natürlichen  Rechts  ist  noch 
zu  bemerken,  dass  Einzelnes  zu  diesem  Recht  nicht  eigent- 
lich sondern  ,,^  dem  Ausdruck  der  Schulen  nur 
„reductiv"  35)  ^azu  gehört,  insoweit  das  natürliche  Recht 

34)  Gr.  ist  in  seinem  Sinne  berechtigt,  das  Gesetz  von 
dem  Recht  im  objektiven  Sinn  zu  unterscheiden,  da  er 
für  das  Recht  überhaupt  zWei  Grundlagen  hat,  L  die  Natur 
der  Sache  und  2.  den  Willen;  jene  gebiert  das  Naturrecht, 
dieser  das,  was  hier  Gr.  mit  Gesetz  bezeichnet. 

35)  Es  ist  dies  ein  technischer  Ausdruck  der  Scholastiker 
und  bezeichnet  die  Ausdehnung  eines  Satzes  durch  Aus- 
legung und  durch  Anwendung  auf  Besonderes. 
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ihm  nicht  entgegensteht;  in  diesem  Sinne  haben  wir  mit 
Reclit  das  bezeichnet,  was  nicht  ungerecht  ist.  Mitunter 
wird  auch  das  missbräuchlich  mit  natürlichem  Recht  be- 
zeichnet, was  die  Vernunft  für  anständig  und  besser  als 
das  Gegentheil,  wenn  auch  nicht  als  verbindend  anerkennt. 

4.  üebrigens  handelt  das  Naturreclit  nicht  blos  von 
dem,  was  innerhalb  des  Willens  des  Menschen  besteht, 
sondern  auch  von  Vielem,  was  die  Folge  des  mensch- 
lichen WoUens  und  Handelns  ist.  So  hat  der  Wille  des 
Menschen  das  Eigenthum,  wie  es  jetzt  besteht,  eingeführt. 
Aber  nachdem  dies  geschehen  ist,  sagt  mir  schon  das 
Naturrecht,  dass  es  unrecht  ist,  etwas  wider  Willen  des 
Eigenthümers  sich  zuzueignen. 3«)  Deshalb  sagte  der  Rechts- 
gelehrte Paulus,  dass  der  Diebstahl  durch  das  Natur- 
recht verboten  sei;  Ulpian  nennt  ihn  hässlich  und 
Euripides  Gott  missfällig;   die  Helena  lies^   er  sagen: 

„Denn  Gott  selbst  hasst  die  Gewalt  und  will, 

Dass   wir  nicht  durch  Stärke,    sondern    durch   ehrlichen  Erwerb 

reich  werden. 

Die  Güter,  welche  nicht  vom  Rechte  kommen,  muss  man  ver- 
achten. 

Die  Luft  und  auch  die  Erde  ist  den  Menschen  gemein. 

Jeder  mag  davon  sein  Haus  sich  geräumig  baun; 

Nur  dass  er  sich  des  fremden  Gutes  und  der  Gewalt  enthalte." 

5.  Das  Naturrecht  ist  so  unveränderlich,  dass  selbst 
Gott  es  nicht  verändern  kann.  Denn  obgleich  die  Macht 
Gottes  unermesslich  ist,  so  kann  man  doch  Einzelnes  aus- 
sprechen, auf  das  sie  sich  nicht  ausdehnt,  weil  dasselbe 
nur  gesagt  wird,  aber  keine  auf  einen  Gegenstand  sich 
beziehende    Bedeutung    hat,    sondern    sich    selbct    wider- 

36)  Gr.  ist  hier  durch  die  Unwahrheit  seiner  Begriffe 
genöthigt,  dem  Naturrecht  eine  Ausdehnung  zu  geben,  die 
seinem  ursprünglichem  Begriffe  nicht  entspricht.  Nach 
Gr.  beginnt  ein  neues  Naturrecht,  wenn  eine  besondere 
Institution,  die  an  sich  nicht  zu  dem  Naturrecht  gehört, 
wie  z.  B.  das  Eigenthum,  eingeführt  worden  ist.  Es  ist 
dann  nach  Gr.  auch  naturrechtlich,  dieses  Eigenthum  zu 
achten.  Damit  verschwimmt  der  ganze  Unterschied  des 
Naturrechts.  In  Wahrheit  bestehen  für  diese  angeblich 
positiven  Zusätze  ebenso  natürliche  Grundlagen  wie  für 
das  ursprüngliche  Naturrecht. 
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spricht.  So  wenig  also  Gott  es  bewirken  kann,  dass 
zweimal  zwei  nicht  vier  sind,  ebensowenig  kann  er  be- 
wirken, dass  das  nach  seiner  inneren  Natur  Schlechte 
nicht  schlecht  sei.  Dies  meint  auch  Aristoteles  mit 
dem  Ausdruck:  „dass  Einzelnes  zwar  leicht  auszusprechen 
sei,  aber  durch  Schlechtigkeit  sich  selbst  aufhebe."  Denn 
80  wie  die  Existenz  der  Dinge  und  ihre  Art  zu  sein,  nach- 
dem sie  einmal  da  sind,  nicht  von  etwas  Anderem  ab- 
hängt, so  gilt  dies  auch  von  den  Eigenschaften,  welche 
aus  jener  Existenz  sich  nothwendig  ergeben,  und  dazu 
gehört  die  Schlechtigkeit  gewisser  Handlungen  im  Ver- 
gleich zu  der  mit  gesunder  Vernunft  ausgestatteten  Natur. 
Deshalb  lässt  auch  Gott  nach  dieser  Regel  über  sich 
selbst  urtheilen,  wie  man  ersehen  kann  aus  Genesis 
XXVHI.  25,  Esaias  3,  Ezechiel  XVIII.  25,  Jeremias  II.  9, 
Micha  VI.  2,  Brief  an  die  Römer  IL  6,  HL  6. 

6.  Es  kommt  indess  mitunter  vor,  dass  bei  Handlun- 
gen, worüber  das  Naturrecht  etwas  bestimmt,  der  Schein 
einer  Aenderung  den  Unaufmerksamen  täuscht;  denn  in 
Wahrheit  ändert  sich  nicht  das  Naturrecht,  welches  un- 
veränderlich ist,  sondern  der  Gegeni^tand,  über  den  das 
Naturrecht  bestimmt,  und  der  der  Veränderung  unterworfen 
ist.  Wenn  z.  B.  der  Gläubiger  das,  wa>  ich  ihm  schulde, 
mir  erlässt,  so  brauche  ich  nicht  zu  bezahlen,  nicht,  weil 
das  Naturrecht  aufgehört  hat,  zu  verordnen,  dass  eine 
Schuld  zu  bezahlen  sei,  sondern  weil  meine  Schuld  auf- 
gehört hat.  Denn  Arrianus  sagt  mit  Recht  im  Epiktet: 
„zur  Geldschuld  gehört  nicht  blos,  dass  es  geborgt  wor- 
den, sondern  auch,  dass  die  Darlehnsverbindlichkeit  noch 
nicht  wieder  aufgehoben  worden  ist."  Wenn  also  Gott 
befiehlt,  dass  man  Jemanden  tödten  solle  oder  ihm  seine 
Sachen  wegnehmen,  so  wird  deshalb  der  Mord  und  der 
Diebstahl  nicht  erlaubt,  da  diese  Worte  ejn  Fehlerhaftes 
enthalten,  sondern  es  ist  nur  die  einzelne  That  kein  Mord 
oder  Diebstahl,  weil  sie  auf  Goheiss  des  höchsten  Herrn 
Vlber  Leben  und  Eigenthum  geschieht.  ^'^) 

»7)  Früher  (S.  31)  hat  Gr.  gesagt,  das  Naturrecht 
würde  auch  bestehen,  wenn  es  keinen  Gott  gäbe;  hier 
sagt  er:  Gott  kann  das  Naturrecht  nicht  verändern,  nicht 
aufheben.  Beide  Aussprüche  zeigen,  welche  hohe  Meinung 
Gr.  von  seinem  Naturrecht  hatte.    Den  letzten  Satz  stützt 
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7.  Manche  Bestimmungen  des  Naturrechts  sind  auch 
nicht  unbedingt  allgemeingültig,  sondern  durch  besondere 
Zustände  bedingt.  So  war  der  gemeinsame  Gebrauch  der 
Dinge  natürlichen  Reclites,  bevor  das  Eigenthum  einge- 
führt war,  und  ebenso  die  Selbsthülfe,  ehe  die  Gesetze 
aufgerichtet  waren.  ^) 

XL  1.  Die  Bücher  des  Römischen  Reclits  theilen  das 
unveränderliche  Reclit  in  ein  solches,  was  dem  Menschen 
mit  den  Thieren  gemein  ist,  und  was  sie  das  Naturrecht 
im  engeren  Sinne  nennen,  und  in  ein  solches,  was  dem 
Menschen  eigenthümlich  ist,  und  was  sie  Völkerrecht  nennen. 
Allein  diese  Eintheilung  hat  keinen  Werth ;  denn  nur  ein 
Wesen,  was  allgemeine  Vorschriften  versteht,  ist  des 
Rechtes  im  eigentlichen  Sinne  fähig.  Hesiod  hat  dies 
eingesehen;  er  sagt: 

er  darauf,  dass  auch  für  Gott  das  sich  Widersprechende 
nicht  ist,  oder  nicht  existirt  und  nicht  möglich  ist.  Es 
ist  dies  der  zweite  Fundaraentalsatz  des  R(ialismus  (B.  I.  68), 
welcher  hier  aucli  für  Gott  als  geltend  hingestellt  wird. 
Bekanntlich  haben  die  Kirchenväter  dies  keineswegs  ein- 
geräumt; allein  Gr.  ist  nicht  Philosoph  genug,  um  sich 
auf  diese  Höhe  erheben  zu  können.  Ist  Gott  daran  ge- 
bunden, und  ist  das  Naturrecht  nur  die  logische  Folge  der 
Natur  der  Sache,  so  ist  die  Beweistuhrung  von  Gr.  richtig. 
Allein  wenn  man  auch  das  Erste  zugiebt,  so  führt  doch 
das  Zweite,  die  logische  Folge,  nur  zu  den  Regeln  der 
Klugheit,  nicht  des  Rechts.  Das  Nützliche  folgt  aus 
den  Naturgesetzen,  aber  das  sittliche  Soll  ist  davon 
nicht  bedingt.  Hat  dasselbe  seinen  Ursprung  für  den  Ver- 
pflichteten vielmehr  in  den  Geboten  erhabener  Autoritäten, 
so  fällt  damit  die  ganze  Deduktion  von  Gr.  (B.  XI.  48,  49). 
^)  Diese  hier  von  Gr.  eingeführten  Unterschiede  zwi- 
schen allgemeinem  und  bedingtem  Naturrecht  zeigen,  wie 
schwach  überliaupt  seine  Grundlage  ist;  denn  auch  diese 
besonderen  Zustände,  wie  Eigenthum,  Gerichtspflege,  folgen 
auch  aus  der  Natur  der  Dinge,  und  es  bleibt  zuletzt  keine 
erheblichere  Institution  des  positiven  Rechts  übrig,  die 
nicht  ein  solches  Fundament  für  sich  hätte.  Die  allmälige, 
in  der  Zeit  fortgehende  Entwicklung,  wonach  die  eine 
Institution  älter  ist  als  die  andere,  oder  es  sein  soll, 
kann  oß'enbar  hier  keinen  Unterschied  begründen. 


Dem  Menschengeschlecht  ist  das  Gesetz  vom  höchsten  Gotte 

gegeben ; 

Denn  die  Fische  und  die  wilden  Thiere  und  die 

Geflügelten  Vögel  verzehren  einander;  sie  haben  kein  Recht; 

Aber  dem  Menschen  gab  Gott  das  Recht,  als  das  Beste  von 

Allem." 

Cicero  sagt  im  ersten  Buch  seiner  „Pflichten",  „das» 
man  bei  Pferden  und  Löwen  von  Gerechtigkeit  nicht 
spreche."  Plutarch  sagt  in  dem  Leben  des  älteren 
Cato:  „Von  Natur  bedienen  wir  uns  des  Gesetzes  und 
des  Rechtes  nur  gegen  Menschen."  Lactantius  sagt 
im  fünften  Buche:  „Bei  allen  vernunftlosen  Thieren  sieht 
man,  dass  sie  von  Natur  für  sich  sorgen.  Sie  schaden 
Anderen,  um  sich  zu  nützen;  denn  sie  wissen  nicht,  dass 
das  Schädigen  unrecht  ist.  Aber  der  Mensch,  welcher 
die  Kenntniss  des  Guten  und  Bösen  besitzt,  enthält  sich 
der  Beschädigung,  selbst  wenn  sie  ihm  Vortheil  bringt." 
—  Polybius  fügt  der  Erzählung,  in  welcher  Weise  die 
Menschen  sich  zuerst  vereinigt  hätten,  hinzu:  „Hätte  Je- 
mand die  Eltern  oder  Wohlthäter  beleidigt,  so  hätten  dies 
t!  die  Uebrigen  nicht  zulassen  können,  und  zwar  aus  dem 
Grunde,  weil  das  Menschengeschlecht  sich  von  den  ande- 
ren Geschöpfen  durch  den  Gebrauch  der  Vernunft  unter- 
scheidet. Es  sei  deshalb  nicht  glaublich,  dass  eine  so 
widernatürliche  Handlung  von  ihm  wie  von  Thieren  ver- 
lieimlicht  werde,  sondern  sie  werde  als  eine  den  Anwe-  ^ 
senden  missfällige  bezeichnet  werden." 

2.  Wenn  mitunter  den  vernunftlosen  Thieren  ein  Rechts- 
sinn beigelegt  wird,  so  geschieht  dies  nur  uneigentlich 
wegen  des  Schattens  und  der  Spur  von  Vernunft  in  den- 
selben. Dagegen  ist  es  für  das  Wesen  des  Rechts  gleich- 
gültig, ob  die  Handlung,  über  welche  das  Naturrecht  be- 
stimmt, dem  Menschen  mit  den  Thieren  gemein  ist,  wie 
die  Erziehung  der  Nachkommenschaft,  oder  ihm  eigen- 
thümlich, wie  die  Verehrung  Gottes.  ^^) 

*ö)  Die  liier  von  Gr.  bekämpfte  Unterscheidung  der 
Römischen  Juristen  hat  allerdings  keinen  Werth,  aber  auch 
keine  Bedeutung;  sie  bleibt  ein  theoretisches  Spiel,  was 
für  die  Entwickelung  des  Rechts  und  die  Erklärung  der 
Gesetze  ohne  Einfluss  ist.  Der  w^ahre  Grund,  weshalb  die 
Thiere   des   Rechtes  nicht   fähig   sind,    liegt    darin,    dass 
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XII.  1.  Da8S  es  aber  naturiechtliclie  Bestimmungen 
giebt,  pflegt  man  theils  direkt,  iheils  indirekt  zu  beweisen; 
der  direkte  Beweis  ist  scharfsinniger,  der  indirekte  allge- 
mein verständlicher.  Der  erstere  findet  statt,  wenn  ge- 
zeigt wird,  dass  Etwas  nothwendig  mit  der  vernünftigen 
Natur  und  Gesellschaft  übereinstimmt  oder  nicht;  ein  in- 
direkter Beweis  ist  es,  wenn  man  zwar  nicht  mit  voller 
Gewissheit,  aber  doch  mit  grosser  Wahrscheinlichkeit  das 
Naturrechtliche  einer  Bestimmung  daraus  ableitet,  dass  es 
bei  allen  Völkern  oder  bei  allen  gesitteten  Völkern  dafür 
gehalten  wird.  Denn  eine  allgemeine  Wirkung  setzt  eine 
allgemeine  Ursache  voraus;  der  Grund  einer  solchen  Mei- 
nung kann  nicht  wohl  ein  anderer  sein,  als  was  man  den 
gesunden  Menschenverstand  nennt. 

2.     Der  Ausspruch    von   Hesiod    wird   viel  gerühmt, 

welcher  sagt: 

„die  Meinung  kann   nicht   ganz   eitel   sein,    welche 

viele  Völker  theilen." 
Heraclit  sagt:    „Was   allgemein  so  erscheint,   ist  zuver- 
lässig", indem  er  annahm,  dass  ein  gemeinsam  gebilligter 
Grund  das  beste  Kennzeichen  der  Wahrheit  sei.    Aristo- 


das  Zeichen  des  Naturrechts";  Seneca  sagt:  „Es  ist  ein 
Beweis  der  Wahrheit,  wenn  Alle  etwas  billigen."  Quin- 
tilian  sagt:  „Man  hält  das  für  gewiss,  worin  die  allge- 
meine Ansicht  übereinstimmt."     Nicht  unabsichtlich   habe 


nach  Allem,  was  sicli  aus  ihrem  Verhalten  abnehmen 
lässt,  selbst  die  vorgeschrittensten  Arten  derselben  des 
Gefühles  der  Achtung  (B.  XL  53)  nicht  fähig  sind;  viel- 
mehr wird  ihr  Thun  nur  durch  den  Instinkt  oder  durch 
das  Gefühl  der  Lust  und  des  Schmerzes  bestimmt.  Des- 
halb kann  ein  Thier  dressirt,  d.  h.  durch  Lust  oder  Schmerz 
oder  Drohung  zur  Befolgung  bestimmter  Regeln  gebracht 
werden;  aber  es  vollzieht  nie  ein  Gebot  aus  Achtung. 
Dagegen  ist  es  unrichtig,  wenn  Gr.  meint,  die  Thiere 
verständen  keine  allgemeinen  Vorschriften.  Dies  thut 
jeder  dressirte  Jagdhund,  Jedes  zugerittene  Pferd,  wie  denn 
überhaupt  die  Meinung,  dass  die  Thiere  kein  Denken  und 
keine  Begrilfe  hätten,  irrig  ist. 
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ich  aber  gesagt:  „die  gesitteten  Völker".  Denn  Por- 
phyr ius  bemerkt  richtig:  „Einzelne  Völker  sind  verwil- 
dert und  unmensclilich  geworden ;  ein  billiger  Richter  darf 
daher  deretwegen  der  menschlichen  Natur  keinen  Vorwurf 
machen."  Andronicus  von  Rhodus  sagt:  „bei  Menschen 
von  gesundem  und  reclitem  Verstände  ist  das,  was  man 
Naturrecht  nennt,  unveränderlich.  Wenn  es  Leuten  von 
kränklichem  und  verschrobenem  Urtheil  anders  scheint, 
so  thut  dies  nichts  zur  Sache.  Denn  auch  der  lügt  nicht, 
welcher  den  Honig  süss  nennt,  obgleich  er  dem  Kranken 
anders  schmeckt."  Dem  ist  auch  Plutarch  im  „Leben 
des  Pompejus"  nicht  entgegen,  wenn  er  sagt:  „Von  Natur 
ist  und  war  kein  Mensch  ein  wildes  und  ungeselliges  Ge- 
schöpf; er  verwildert  nur,  wenn  er  über  das  natürliche 
Maass  zu  sündigen  sich  gewöhnt,  und  er  kehrt  zur  Sanft- 
muth  zurück,  wenn  er  sich  durch  eine  Veränderung  seines 
Lebens  und  Aufenthaltes  anders  gewöhnt."  Aristoteles 
beschreibt  den  Menschen  nach  seiner  Eigenthümlichkeit 
„als  ein  Geschöpf,  was  von  Natur  zahm  ist",  und  er  sagt 
anderwärts:  „Das  Naturgemässe  muss  man  mehr  von  denen 
abnehmen,  die  sich  nach  der  Natur  verhalten,  und  nicht 
von  den  schlecht  Gewordenen.  -*<>) 

XIII.  Eine  andere  Art  des  Rechts  haben  wir  das  will- 
kürliche genannt,  weil  es  seineu  Ursprung  aus  dem 
Willen  nimmt;  es  ist  entweder  ein  menschliches  oder 
göttliches. 

XIV.  1.  Wir  wollen  mit  dem  menschlichen,  als 
dem  Bekannteren,  beginnen.  Es  ist  entweder  bürgerliches 
Recht,  oder  es  hat  eine  weitere  oder  engere  Geltung. 
Das  bürgerliche  kommt  von  der  bürgerlichen  Obrigkeit, 
d.  h.  von  der,  welche  dem  Staate  vorsteht,  und  der  Staat 


'^^)  Gr.  liat  in  dieser  ausführlichen  Darstellung  den 
Begriff  des  Naturrechts  nicht  besser  als  bisher  begründet. 
Es  bleibt  immer  der  Einwand  gegen  ihn  stehen,  dass  die 
Natur  der  Sache  nur  zur  Klugheit  führt,  aber  nicht  zur 
Sittlichkeit  und  dem  Recht.  Es  ist  möglich,  dass  beide 
in  dem  Inhalt  ihrer  Gebote  übereinstimmen,  aber  der  wesent- 
liche Unterschied  beider  liegt  nicht  darin,  sondern  in  dem 
Motiv  des  Handelns,  wie  Kant  in  seiner  Kritik  der  prak- 
tischen Vernunft  ausgeführt  hat  (B.  XL  92). 
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ist  eine  vollkommene  Verbindung  freier  Menschen,  die 
sich  des  Rechtsschutzes  und  des  Nutzens  we^en  zusammen- 
gethan  haben.  Das  Recht  mit  engerer  Geltung,  was  von 
der  bürgerlichen  Obrigkeit  nicht  ausgeht,  obgleich  es  von 
ihr  abhängig  ist,  ist  verschieden  und  umfasst  die  Gebote 
des  Vaters,  des  Herrn  und  Aehnliches.  Das  Recht  mit 
weiterer  Geltung  ist  das  Völkerrecht,  welches  durch  den 
Willen  aller  oder  vieler  Völker  seine  verbindliche  Kraft 
erhalten  hat.  Ich  habe  gesagt:  „vieler",  weil  ausser  dem 
Naturrecht  ein  Recht,  und  selbst  ein  sogenanntes  Völker- 
recht kaum  zu  finden  ist,  was  bei  allen  Völkern  gälte. 
Vielmehr  ist  oft  in  einem  Theile  der  Erde  etwas  völker- 
rechtlich, was  es  in  dem  andern  nicht  ist,  wie  sich  bei  der 
Lehre  von  der  Gefangenschaft  und  der  Rückkehr  aus  der- 
selben ergeben  wird. 

2.  Der  Beweis  für  dieses  Völkerrecht  wird  ebenso  wie 
bei  dem  ungeschriebenen  bürgerlichen  Recht  aus  der  ste- 
tigen Uebung  und  dem  Zeugniss  erfahrener  Männer  ge- 
führt. Denn  dies  Recht  ist,  wie  Dio  Chrysostomus 
richtig  bemerkt,  „eine  Erfindung  des  Lebens  und  der  Zeit," 
und  die  grossen  Geschichtsschreiber  sind  vorzugsweise 
eine  Quelle  für  dieses  Recht,  ^^i) 

XV.  1.  Was  das  willkürliche  göttliche  Recht  ist, 
ergiebt  sich  schon  genügend  aus  dem  Namen;  es  hat 
nämlich  seinen  Ursprung  aus  dem  göttlichen  Willen;  da- 
durch unterscheidet  es  sich  von  dem  Naturrecht,  was  man 
ja  auch  göttlich  nennen  kann.  Hierher  gehört  das,  was 
Anaxarchus  bei  Plutarch  im  „Leben  Alexander's"  nur 
zu  unbestimmt  sagte:    „Gott  wolle  es  nicht,    weil  es   das 


41)  Wenn  Gr.  das  willkürliche  Recht  im  Gegensatz 
zu  dem  Naturrecht  auf  den  Willen  stützt,  so  ist  zu  ent- 
gegnen, dass  der  Wille  durch  Beweggründe  bestimmt  wird 
und  dass  diese  Beweggründe  mit  der  Natur  der  Sache,  welche 
die  Grundlage  des  Naturrechts  nach  Gr.  ist,  zusammen- 
fallen. Eine  reine  Willkür  könnte  höchstens  bei  einzelnen 
Grenzbestimmungen,  wie  bei  Fristen  und  Strafen  für  die 
letzte  Bestimmtheit  eintreten;  aber  zum  grossen  Theil 
liegen  auch  hier  natürliche  Gründe  vor,  sie  sind  nur  nicht 
so  offenkundig,  auch  bilden  sie  nur  den  kleinsten  Theil 
des  Ganzen. 
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Recht  sei;  sondern  es  sei  das  Rechte,  d.  h.  das  vom  Recht 
Verordnete,  weil  Gott  es  so  gewollt  habe."  ^2) 

2.  Dieses  Recht  ist  entweder  dem  ganzen  Menschen- 
geschlecht oder  nur  einem  Volke  gegeben.  Dem  mensch- 
lichen Geschlecht  hat  Gott  dreimal  ein  Recht  gegeben; 
einmal  gleich  bei  Erschaffung  des  Menschen,  das  zweite 
Mal  bei  Wiederherstellung  des  Menschengeschlechtes  nach 
der  Sündfluth,  und  das  letzte  Mal  bei  der  höheren  Erlö- 
sung durch  Christus.  Diese  drei  Rechte  verbinden  offen- 
bar alle  Menschen,  selbstverständlich,  so  weit  sie  ihnen 
bekannt  geworden  sind. 

XVI.  1.  Von  allen  Völkern  hat  Gott  eines  besonders 
gewürdigt  und  ihm  Gesetze  gegeben;  dies  ist  das  Jü- 
dische, welches  Moses  so  anredet,  Deuter.  IV.  7:  „Wo 
giebt  es  ein  so  grosses  Volk,  dem  seine  Götter  so  gewo- 
gen sind,  wie  unser  Gott  es  ist  für  alle  Bitten,  die  wir 
an  ihn  richten?  Wo  ist  ein  so  grosses  Volk,  dessen 
Verfassung  und  Gesetze  so  gerecht  sind,  wie  das  ganze 
Gesetz,  was  ich  heute  vor  Euch  verkünde?"  So  sagt  der 
Psalm  ist  im  147.  Psalm:  „Gott  verkündet  seine  Worte 
dem  Jacob,  seine  Verordnungen  und  Rechte  dem  Israel; 
so  hat  er  es  keinem  Volke  gethan;  deshalb  haben  diese 
jene  Rechte  nicht  gekannt." 

2.    Unstreitig   irren   jene  Juden    (zu   denen  Tryphon 
in   seinem  Streit   mit  Justinus   gehört),    welche   meinen, 

'^S)  Diese  Frage  ist  auch  nach  Gr.'s  Zeit  noch  viel 
von  Pufendorf,  Thomasius,  Leibnitz  und  Wolf 
verhandelt  worden.  Sie  stellt  den  Streit  über  die  Grund- 
lage des  Rechts  auf  die  Spitze.  Wenn  die  Natur  der 
Sache  und  die  Vernunft  nur  zur  Klugheit  führen,  und 
das  Sittliche  sich  nur  aus  der  Achtung  vor  den  Geboten 
einer  erhabenen  Autorität  bildet,  so  ist  das  Gegentheil 
von  Gr.'s  Ansicht  die  Wahrheit.  Alles  Recht  ist  es  dann 
nur,  weil  Gott  oder  eine  andere  Autorität  es  so  gewollt 
haben.  Es  giebt  dann  für  die  Verpflichteten  nur  ein  will- 
kürliches oder  positives  Recht,  und  dasselbe  gilt  auch  für 
die  Moral  (B.  XI.  62).  Dagegen  kann  die  Entwickelung 
dieser  Gebote  bei  den  Autoritäten  sich  auf  die  Natur  der 
Sache  stützen;  aber  doch  nur  in  einem  beschränkten 
Maasse;  daher  rührt  die  Klage  über  das  Fehlen  des  Rechts, 
was  mit  uns  geboren  ist. 

Grotiua,  Kecht  d.  Kr.  u.  Fr.  /» 
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auch  die  anderen  Völker  müssten  in  das  Joch  des  jüdi- 
schen Gesetzes  eintreten,  wenn  sie  selig  werden  wollen. 
Denn  das  Gesetz  verpflichtet  den  nicht,  dem  es  nicht  ge- 
geben ist.  Und  es  sagt  selbst,  wem  es  gegeben  ist,  in 
den  Worten:  „Höre,  Israel".  Mitunter  ist  sogar  ein  Ver- 
trag mit  den  Juden  geschlossen  worden,  und  sie  werden 
als  das  erwählte  Volk  Gottes  bezeichnet,  was  Maimo- 
nides  auch  aus  der  Stelle  Deut.  XXXIII.  4  beweist. 

3.  Unter  den  Juden  selbst  haben  immer  einzelne  Fremde 
gelebt,  pdie  fromm  und  gottestüichtig  waren",  wie  Syro- 
phönissa  in  Mattli.  XV.  22;  wie  jener  Cornelius;  Actor. 
X.  2  „  den  gottesfürchtigen  Griechen "  in  der  Apostel- 
geschichte XVIII.  4.  Im  Hebräischen  lieissen  die  Frommen 
der  Heiden  Hasidi  Omotj  wie  in  dem  Talmudischen  Titel 
vom  Könige  zu  lesen  ist.  Im  Gesetze  heisst  ein  solcher: 
J3en7iazar  Levit.  XXII.  25  Sar  Veioscheb  Lev.  XXV.  47,  wo 
Chaldaeus  einen  Einwohner  unbeschnitten  nennt.  DieseFrem- 
den  mussten  nach  der  Erzählung  der  jüdischen  Lehrer  die 
dem  Adam  und  Noah  gegebenen  Gesetze  befolgen  und 
des  Götzendienstes,  des  Blutes  und  anderer  später  zu  erwäh- 
nender Handlungen  sich  enthalten;  aber  sie  brauchten  nicht 
die  besonderen  Gesetze  der  Juden  zu  befolgen.  Obgleich 
es  daher  den  Juden  nicht  erlaubt  war,  das  Fleisch  von 
Thieren,  die  natürlichen  Todes  gestorben,  zu  geniessen, 
so  durften  dies  doch  die  unter  ihnen  lebenden  Fremden. 
Deuter.  XIV.  21;  es  wäre  denn  in  einzelnen  Gesetzen  be- 
sonders ausgesprochen,  dass  die  Fremden  so  gut  wie  die 
Einheimischen  sie  beobachten  sollen. 

4.  Den  Fremden,  welche  von  auswärts  gekommen  und 
den  jüdischen  Einriclitungen  nicht  unterworfen  waren,  war 
es  doch  erlaubt,  im  Tempel  zu  Jerusalem  Gott  zu  ver- 
ehren und  zu  opfern;  sie  mussten  dies  aber  an  einem  be- 
sonderen Ort,  getrennt  von  dem  Platze  der  Juden,  thun. 
1.  Könige:  bei  den  Lateinern,  S.Könige  VIII.  41;  2.  Ma- 
cab.  III.  35;  Johannes  XII.  20;  Apostelgesch.  VIII.  27. 
Auch  hat  weder  Elisaeus  dem  Syrus,  noch  Jonas  den  Ein- 
wohnern von  Ninive,  noch  Daniel  dem  Nebucadnezar,  noch 
andere  Propheten  den  Syriern,  Moabitern,  Aegyptern  in 
ihren  Schreiben  irgend  angedeutet,  dass  sie  nÖthig  hätten, 
das  Gesetz  Moses  anzunehmen. 

5.  Was  ich  hier  von  dem  ganzen  Gesetze  Mosis  ge- 
sagt  habe,    gilt   nach   meiner  Meinung   auch   von  der  Be- 
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schneidung,  die  gleichsam  den  Anfang  des  Gesetzes  bil- 
dete. Es  ist  hierbei  nur  der  Unterschied,  dass  das  Gesetz 
Mosis  blos  für  die  Israeliten,  das  Gesetz  der  Beschneidung 
aber  für  die  ganze  Nachkommenschaft  Abraham's  gilt; 
deshalb  findet  man  in  der  Geschichte  der  Juden  und  Grie- 
chen, dass  die  Idumaeer  von  den  Juden  zur  Beschneidung 
genöthigt  worden  sind.  Deshalb  werden  die  Völker,  bei 
denen  die  Sitte  der  Beschneidung  herrscht  und  deren, 
ausser  den  Juden,  mehrere  waren,  und  die  Herodot, 
Strabo,  Philo,  Justinus,  Origenes,  Clemens  von 
Alexandrien  ,  Epiphanias,  Hieron ymus  erwähnen, 
wahrscheinlich  von  Ismael  oder  von  Esau  oder  von  der 
Cetliura  abstammen. 

6.  Für  alle  Anderen  gilt  übrigens  das,  was  Paulus 
Römer  IL  14,  sagt:  „Da  die  Völker,  welche  kein  Gesetz 
haben,  das,  was  des  Gesetzes  ist,  von  Natur  .thun"  (d.  h. 
aus  den  von  den  Vorfahren  stammenden  Sitten,  wenn  nicht 
Jemand  lieber  dies  „von  der  Natur"  zu  dem  Vorgehenden 
ziehen  will,  so  dass  die  Heiden  den  Juden  gegenübergestellt 
werden,  denen  gleich  bei  der  Geburt  das  Gesetz  eingeflösst 
wurde),  „so  sind  die,  welche  kein  Gesetz  haben,  sich 
selbst  das  Gesetz;  sie  zeigen,  wie  das  Wort  des  Gesetzes 
ihrer  Seele  eingeschrieben  ist,  indem  ihr  Gewissen  und 
die  Gedanken,  die  sich  gegenseitig  anklagen  und  ent- 
schuldigen, davon  Zeugniss  geben."  Hierher  gehört  auch 
Vers  26:  „Wenn  Jemand  mit  der  Vorhaut  das  Gebot  des 
Gesetzes  beobachtet,  soll  dessen  Vorhaut  nicht  für  be- 
schnitten gelten?"  Deshalb  belehrt  in  des  Joseph us 
Geschichte  der  Jude  Ananias  den  Izates  von  Adrabene 
(Tacitus  nennt  ihn  Ezates)  mit  Recht,  „dass  Gott  auch 
ausserhalb  der  Beschneidung  recht  verehrt  werden  und 
gnädig  sein  könne";  denn  wenn  viele  Fremde  sich  haben 
beschneiden  lassen  und  damit  sich  dem  Gesetze  verpflichtet 
liaben  (wie  Paulus  Galat.  v.  3  erzählt),  so  geschah  dies 
theils,  um  das  Bürgerrecht  zu  gewinnen  (denn  die  Be- 
kehrten, welche  die  Juden  die  Gäste  der  Gerechtigkeit 
nennen,  hatten  gleiche  Rechte  mit  den  Juden;  Num.  15), 
theils  um  ihrer  Verheissungen  theilhaftig  zu  werden,  so 
weit  sie  nicht  dem  ganzen  Menschengeschlecht,  sondern 
nur  den  Juden  besonders  ges<  heben  waren.  Indess  will 
ich  nicht  bestreiten,   dass  in  späteren  Jahrhunderten  sich 
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auch   die  falsche  Meinung  gebildet  hat,    dass  ausserhalb 
des  Judenthums  kein  Heil  sei. 

7.  HierauH  folgere  ich,  dass  wir  in  keinem  Falle  durch 
das  jüdische  Gesetz,  was  ein  Spezialgesetz  ist,  verpflichtet 
sind ;  denn  die  Verpflichtung  rulit  nicht  auf  dem  Natur- 
recht,  sondern  auf  dem  Willen  des  Gesetzgebers;  und  man 
kann  aus  keinem  Umstand  entnehmen,  dass  Gott  auch 
Andere  als  die  Israeliten  hat  verpflichten  wollen.  Für 
uns  bedarf  es  deshalb  gar  keines  Beweises,  dass  das  Ge- 
setz erloschen  sei;  denn  es  konnte  für  die,  denen  es  nie 
gegeben  war,  auch  nicht  erlöschen.  Aber  für  die  Israe- 
liten ist  die  Verbindlichkeit  in  Bezug  auf  die  Ritualvor- 
schriften erloschen,  als  das  Gesetz  des  Evangeliums  be- 
kannt zu  werden  begann,  was  dem  Ersten  der  Apostel 
deutlich  offenbart  worden  ist.  Apostelgesch.  X.  15.  Auch 
die  übrigen  Bestimmungen  sind  erloschen,  als  jenes  Volk 
durch  die  Zerstörung  der  Stadt  und  die  völlige  Verwüstung 
ohne  Hoffnung  aufhörte,  ein  Volk  zu  sein. 

8.  Wir,  anderen  Stammes,  haben  es  nicht  durch  die 
Ankunft  Christi  erlangt,  dass  das  Gesetz  Mosis  uns  nicht 
bindet,  sondern  wir  konnten  schon  vorher  eine,  wenn  auch 
schwache  Hoffnung  auf  die  Güte  Gottes  setzen,  und  jetzt 
werden  wir  durch  ein  ausdrückliches  Bündniss  gestützt. 
Wir  könnten  deshalb  zu  einer  Kirche  mit  den  von  den 
Erzvätern  abstammenden  Juden  zusammenschmelzen,  nach- 
dem ihr  Gesetz  nicht  mehr  besteht,  was  sie  wie  eine 
Scheidewand  von  uns  getrennt  hielt.     Ephes.  11.  14.  '^^) 

XVII.  1.  Da  sonach  das  Gesetz  Mosis  uns  keine  Ver- 
pflichtung geradezu,  wie  gezeigt  worden,  auferlegt,  so 
bleibt  die  Frage,  ob  es  sonst  von  Nutzen  für  uns  ist,  sei 
es  bei  dieser  Untersuchung   über   das  Recht   des  Krieges, 

43)  Die  Frage,  ob  die  Gesetze  Mosis  auch  die  anderen 
Völker,  insbesondere  die  christlichen  verbinden,  war  Jahr- 
hunderte hindurch  eine  wichtige  Streitfrage  in  der  Theo- 
logie und  Jurisprudenz.  Daraus  erklärt  sich  die  Ausführ- 
lichkeit, mit  der  Gr.  sie  hier  behandelt.  Da  für  Gr.  die 
wörtliche  Wahrheit  der  Bibel  ausser  Zweifel  stand,  so 
konnte  er  die  Frage  nur  in  der  Weise  verneinen,  wie  es 
hier  geschehen  ist.  Für  eine  freiere  Ansicht,  welche  die 
Bibel  für  ein  Menschenwerk  wie  jedes  andere  erachtet 
und  keine  Inspiration  annimmt,    verschwindet   der  Streit 
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sei  es  bei  anderen  ähnlichen  Fragen.     Mancherlei  ist  von 
der  Beantwortung  dieser  Frage  abhängig. 

2.  Es  erhellt  nun  zunächst,  dass,  wenn  das  jüdische 
Gesetz  eine  Vorschrift  giebt,  diese  Bestimmung  nicht  gegen 
das  Naturrecht  laufen  kann.  Denn  da  dieses,  wie  gezeigt, 
ewig  und  unveränderlich  ist,  so  konnte  Gott,  der  niemals 
ungerecht  ist,  nichts  gegen  dasselbe  verordnen.  Ueberdem 
wird  das  Gesetz  Mosis  das  reine  und  das  rechte  genannt. 
Psalm  XIX.  bei  den  Lateinern  XV^HI.  8.  Auch  dem 
Apostel  Paulus  gilt  es  als  heilig,  gerecht  und  gut. 
Rom.  VH.  12.  Ich  meine  hier  die  Gebote;  bei  dem  blos 
Erlaubten  ist  dagegen  schärfer  zu  unterscheiden.  Denn 
die  Erlaubniss,  welche  das  Gesetz  giebt  (die  blos  that- 
sächliche,  welche  die  Entfernung  eines  Hemmnisses  be- 
zeichnet, gehört  nicht  hierher),  ist  entweder  eine  volle, 
welche  ein  Recht  giebt,  etwas  überhaupt  zulässigerweise 
zu  thun,  oder  eine  weniger  volle,  welche  nur  Straf- 
losigkeit bei  den  Menschen  gewährt,  und  ein  Recht,  dass 
Niemand  das  Erlaubte  hindern  darf.  Aus  der  ersten  Art 
des  Erlauben s  ergiebt  sich  ebenso  bestimmt,  wie  ;«us  einem 
Gebote,  dass  ein  solcher  Inhalt  des  Gesetzes  nicht  gegen 
das  Naturrecht  geht.  Mit  der  zweiten  Art  verhält  es  sich 
anders.  Indess  kann  dieses  Hülfsmittel  selten  benutzt 
werden,  da  bei  der  Zweideutigkeit  der  Worte  des  erlau- 
benden Gesetzes  vielmehr  das  Naturrecht  benutzt  werden 
muss,  um  zu  bestimmen,  welcher  Art  die  Erlaubniss  ist, 
als  dass  man  aus  der  Art  der  Erlaubniss  einen  Beweis 
für  das  Naturrecht  entnehmen  könnte. 

3.  Mit  dieser  ersten  Bemerkung  hängt  die  zweite 
zusammen,  wonach  deji  jetzigen  christlichen  Herrschern 
Gesetze,  wie  die  von  Moses  gegebenen,  zu  erlassen  erlaubt 
ist,  mit  Ausnahme  jener,  deren  ganzer  Inhalt  sich  auf  die 
Zeit  vor  der  Ankunft  Christi   und  das  noch  nicht  geoffen- 

von  selbst.  Die  Gesetze  Mosis  und  des  alten  Testamentes 
sind  dann  nur  Gesetze  des  besonderen  jüdischen  Volkes 
gewesen,  welche  andere  Völker  nicht  verbinden,  so  weit 
nicht  die  bei  diesen  wirksamen  gesetzgebenden  Gewalten 
sie  ausdrücklich  zu  Gesetzen  später  erhoben  haben.  Dies 
ist  bekanntlich  nur  zu  einem  kleinen  Theile  bei  den  Ehe- 
hindernissen wegen  naher  Verwandtschaft,  bei  Zinsverboten 
u.  s.  w.  geschehen. 
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harte  Evangelium  bezieht,  oder  wo  Christus  selbst  das 
Entgegengesetzte  im  Allgemeinen  oder  Besonderen  ver- 
ordnet hat.  Mit  Ausnahme  dieser  drei  Fälle  besteht  kein 
Grund,  warum  jetzt  das  nicht  verordnet  werden  könnte, 
was  einst  Moses  verordnet  hat. 

4.  Eine  dritte  Bemerkung  i.st,  dass  Alles,  was  zu 
den  Tugenden  gehört,  die  Christus  von  seinen  Jüngern 
fordert  und  die  im  Gesetz  Mosis  geboten  sind,  auch  jetzt 
und  zwar  in  höherem  Grade  von  den  Christen  befolgt 
werden  muss.  Der  Grund  ist,  weil  die  Tugenden,  welche 
von  den  Cliristen  gefordert  werden,  wie  die  Demuth,  die 
Geduld,  die  Liebe,  in  einem  höheren  Grade,  als  in  dem 
jüdischen  Gesetze  es  geschehen  ist,  gefordert  werden,  und 
zwar  mit  Recht,  weil  auch  die  himmlischen  Versprechen 
im  Evangelium  viel  bestimmter  zugesichert  worden  sind. 
Deshalb  heilst  es  von  dem  Alten  Testament,  „es  sei  im 
Vergleich  zu  dem  Evangelium  weder  vollkommen  noch 
tadellos."  Hehr.  Vll.  19  VIII.  7.  „Der  Zweck  des  Ge- 
setzes heisst  Christus."  Rom.  X.  8.  „Das  Gesetz  führt 
mit  der  Hand  zu  Christus."  Gal.  III.  25.  So  beweist 
man,  dass  das  alte  Gesetz  über  den  Sabbath  und  über  die 
Zehnten  die  Christen  insoweit  verpflichten,  dass  sie  nicht 
weniger  als  den  siebenten  Theil  der  Zeit  zur  Gottes- 
verehrung verwenden  und  nicht  weniger  als  den  zehnten 
Theil  der  Früchte  zum  Unterhalt  der  mit  dem  Gottesdienst 
beschäftigten  Personen  und  für  ähnliche  Zwecke  bei  Seite 
legen  dürfen.  ^■*) 


44)  Auch  diese  hier  in  beschränkter  Weise  ausgeführte 
Gültigkeit  der  Verordnungen  des  Alten  Testaments  wird 
jetzt  weder  in  katholischen  noch  in  protestantischen  Län- 
dern anerkannt.  Der  Zehnte  ist  bekanntlich  in  den  mei- 
sten Ländern  aufgehoben,  ja  in  vielen  das  ganze  ehema- 
lige Grundeigenthum  der  Kirche,  und  der  Unterhalt  der 
Geistlichkeit  ist  auf  das  Staatsbudget  übernommen.  Die 
Sonntagsfeier  beruht,  wo  sie  besteht,  nicht  auf  dem  Gesetz 
Mosis,  sondern  auf  der  christlichen  Religion  und  Sitte 
überhaupt;  die  Art  dieser  Feier  ist  deshalb  in  den  ein- 
zelnen Ländern  sehr  verschieden,  und  die  strenge  Enthal- 
tung von  jeder  Arbeit,  wie  sie  Moses  fordert,  ist  in  kei- 
nem christlichen  Lande  anerkannt. 
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Kapitel  II. 
Ob  irgend  ein  Krieg  gerecht  sein  kann. 

Nach  Untersuchung  der  Quellen   des  Rechtes  kommen  •. 
wir  zur   ersten   und  wichtigsten  Frage:    Ob  es  einen  ge- 
rechten Krieg  giebt,    oder:    Ob   es  überhaupt  erlaubt  ist, 
Krieg  zu  füliren. 

1.  1.  Diese  Fragen  wie  einige  folgende  sind  zuerst 
nach  dem  Naturrecht  zu  untersuchen.  Cicero  entwickelt 
im  dritten  Buche:  „Ueber  die  Zwecke"  und  an  anderen 
Stellen  in  gelehrter  Weise  aus  den  Büchern  der  Stoiker, 
dass  es  gewisse  Triebe  der  Natur  (bei  den  Griechen 
r«  TiQMTa  xctTcc  ^vaiv)  und  gewisse  spätere  Prinzipien  gebe, 
die  aber  jenen  Trieben  vorzustellen  sind.  Triebe  der 
Natur  nennt  er  es,  dass  ein  Thier  von  seiner  Geburt  ab 
für  sich  sorgt  und  strebt,  sicli  und  seinen  Zustand  zu  er- 
halten, und  das,  was  zur  Erhaltung  dieses  Zustande?  bei- 
trägt, aufsucht;  ferner,  dass  es  den  Tod  und  die  Dinge 
verabscheut,  welche  ihm  Untergang  zu  bringen  scheinen. 
Deshalb,  sagt  er,  „wird  Niemand,  auch  wenn  er  dürfte, 
es  vorziehen,  die  Glieder  seines  Leibes  abgenutzt  oder 
verrenkt  zu  haben,  statt  gesund  und  angemessen.  Es  sei 
die  erste  Pflicht,  dass  sich  Jeder  in  seinem  natürlichen 
Zustande  erhalte,  und  dann,  dass  er  das  festhalte,  was 
seiner  Natur    entspricht    und    das  Entgegengesetzte    fort- 

stosse." 

2.  „Aber  nach  diesem  folge  später  die  Erkenntniss, 
dass  die  Dinge  mit  der  Vernunft  übereinstimmen  müssen, 
welche  dem  Körper  vorgehe.  Diese  Uebereinstimmung,  in 
welcher  das  Sittliche  bestehe,  sei  höher  zu  stellen,  als 
jene  ersten  blossen  Triebe;  denn  diese  Triebe  der  Natur 
führten  uns  wohl  zur  Vernunft,  aber  jene  Vernunft  müsse 
uns  lieber  sein,  als  jene,  von  denen  wir  zu  dieser  gelang- 
ten." Da  dies  richtig  ist  und  jeder  vernünftige  Mensch 
ohne  weiteren  Beweis  dem  sofort  zustimmt,  so  muss  auch 
bei  Untersuchung  des  Naturrechts  zunächst  gefragt  wer- 
den, was  mit  jenen  Trieben  der  Natur  übereinstimmt. 
Dann  muss  man  zu  dem  übergehen,  was,  obgleich  später 
entstanden,  doch  werth voller  ist,  und  nicht  blos  zu  nehmen 
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ist,   wenn  es  gegeben  wird,   sondern  dem  auf  alle  Weise 
nachzustreben  ist. 

3.  Das  nun,  was  wir  sittlich  genannt  haben,  ist  nach 
Beschaffenheit  des  Gegenstandes  entweder  bis  auf  den 
Punkt  genau  (um  mich  so  auszudrucken),  so  dass  selbst 
die  geringste  Abweichung  bereits  ein  Fehler  ist,  oder  es 
hat  einen  freien  Spielraum,  so  dass  es  in  löblicher 
Weise  gethan  worden,  aber  auch  ohne  Schande  unterlassen 
oder  anders  gethan  werden  kann;  gleichsam  als  wenn  das 
eine  Mal  der  Uebergang  vom  Sein  zum  Nichtsein  plötzlich 
geschähe,  und  das  andere  Mal  zwischen  den  Gegensätzen, 
wie  schwarz  und  weiss,  ein  Mittelglied  sich  befände,  sei 
es  eine  Mischung  oder  eine  Annäherung  von  beiden  Seiten. 
Mit  dieser  letzteren  Gattung  pflegen  sich  die  göttlichen 
und  menschlichen  Gesetze  am  meisten  zu  beschäftigen, 
in  der  Absicht,  das  nur  Löbliche  zu  einer  Schuldigkeit 
zu  machen.  Oben  haben  wir  gesagt,  dass  man  bei  Fra- 
gen des  Naturrechts  zu  wissen  verlange,  ob  etwas  ohne 
Unrecht  geschehen  könne,  und  dass  man  unter  Unrecht 
das  verstehe,  was  der  vernünftigen  Natur  und  Gemein- 
schaft widerstreitet.  '*S) 

4.     Unter  den  Naturtrieben  ist  nun  keiner,  welcher 

'*^)  Die  drei  ersten  Paragraphen  dieses  Kapitels  sind 
wie  Alles,  was  in  tiefere  philosophische  Untersuchungen 
einschlägt,  bei  Gr,  dunkel  und  unklar.  Cicero,  welchen 
Gr.  zu  Hülfe  nimmt,  ist  am  wenigsten  dazu  geeignet,  da 
es  ihm  ebenso  wie  dem  Gr.  an  philosophischer  Schärfe 
der  Gedanken  fehlt.  Die  frühere  Grundlage  des  Natur- 
rechts, die  vernünftige  Natur  und  Gemeinschaft  der  Men- 
schen, wird  hier  in  zwei  Theile  aufgelöst,  in  die  Natur- 
triebe und  in  die  Vernunft.  Es  ist  dabei  übersehen, 
dass  die  Vernunft  oder  das  reine  Donken  aus  sich  selbst 
keinen  Inhalt  entnehmen  kann,  sondern  nur  in  Trennung, 
Verbindung  und  Beziehung  des  durch  die  Wahrnehmung 
erlangten  Inhaltes  des  Seienden  besteht  (B.  I.  67).  Diese 
Triebe  und  ihre  Gegenstände  sind  nun  ein  solcher  Inhalt, 
der  durch  das  Denken  in  das  Allgemeine  erhoben  und  aus 
dem  die  Gesetze  abgeleitet  werden  können.  Es  erhellt 
also,  dass  nur  Beide  in  Verbindung  das  angebliche 
Naturrecht  erzeugen  können,  und  dass  keines  für  sich  als 
eine  Quelle  desselben  gelten  kann. 
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dem  Kriege  entgegen  wäre;    vielmehr  sind  alle  ihm  gün- 
stig.    Denn   das  Ziel   des   Krieges    ist   die   Erhaltung   des 
Lebens   und   der  Glieder  und   die  Vertheidigung  oder  Er- 
werbung der  zum  Leben   erforderlichen  Güter.     Dies  ent- 
spricht  diesen   Naturtrieben   am   meisten,    und   selbst   die 
Anwendung  von  Gewalt   zu   diesen  Zwecken   widerspricht, 
wo  es  nöthig  ist,  diesen  Trieben  nicht,   da  den  einzelnen 
Geschöpfen   die  Kräfte   deshalb   von   der  Natur  zugetheilt 
worden   sind,   um   sich   damit  zu   schützen  und  zu  helfen. 
Xenophon    sagt:    „Jedes    Thier    versteht    irgend    einen 
„Kampf,    den   es   von  Niemand   als  von   der  Natur  zuerst 
gelernt   hat."     In   dem  II alieuti sehen  Fragment   heisst 
es:    „Allen  Geschöpfen  sei  als  Scliutz   gegeben,    dass  sie 
den  Feind  erkennen  und  die  Kraft  und  die  Art  ihrer  Waffe 
verstehen."     Horaz  sagt:  „Der  Wolf  wehrt  sich  mit  den 
Zähnen,    der   Stier   mit   den    Hörnern;    wer  Jiat   es   ihnen 
gezeigt?  nur  sie  selbst."     Lucretius  sagt  ausführlicher: 
„Jedes    ist   sich   seiner  Kraft  zu   seinem   Dienst  bewusst; 
das  Kalb  kennt  die  Hörner  eher,  als  sie  an  seiner  Stirne 
gewachsen  sind;  im  Zorn  stösst  es  und  in  der  Erbitterung 
bohrt  es  mit  ihnen."     Galenus  drückt  dies  so  aus:   „Wir 
sehen,   dass  jedes  Thier  das,   womit   es   am  meisten  ver- 
mag,  zu  seinem  Schutze  benutzt.     Denn  das  Kalb  droht, 
noch    ehe    ihm    die   Hörner   gewachsen    sind,    mit    diesem 
Körpertheile,  und  das  Fohlen  schlägt  mit  den  Hufen,  ehe 
sie  hart  sind,    und    das  Hündchen  beisst  mit  den  Zähnen, 
ehe  sie   stark   sind."     Derselbe  Galenus   sagt  über  den 
Gebrauch   der   Glieder:    „Dass    zunächst    der  Mensch   als 
ein  Thier  für  den  Krieg  und  Frieden   geboren   werde;    er 
bringe  zwar  die  Waffen  nicht  mit  auf  die  Welt,  aber  doch 
die  Hände,    und   diese  seien  geschickt  zur  Fertigung  und 
Führung   der   Waffen;    auch    sähe   man,    dass    schon    die 
Kinder   sie   statt  Waffen   von    selbst   und   ohne   Belehrung 
benutzten."     Ebenso   sagt  Aristoteles   im   vierten   Buch 
Kap.   10   „Ueber   die  Glieder   der  Thiere":    „dass  für  den 
Menschen    die    Hand    so    gut    sei,    wie    der    Spiess,    das 
Schwert  und  andere  Waffen;  denn*  die  Hand  kann  sie  alle 
ergreifen  und  festhalten."  ^6) 


'^ß)  Indem  Gr.  die  im  Beginn  dieses  Kapitels  ange- 
deutete Unterscheidung  von  Trieb  und  Vernunft  beibehält, 
beweist   er  zuerst,    dass   der  Krieg  naturrechtlich  erlaubt 
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5.  Die  Vernunft  und  die  Natur  der  Gemeinschaft, 
welche  zweitens  und  vorzugsweise  zu  berücksichtigen 
ist,  verbietet  nicht  jede  Gewalt,  sondern  nur  die,  welche 
der  Gemeinschaft  widerstreitet,  d.  h.  welche  das  Recht 
des  Anderen  verletzt.  Denn  der  Zweck  der  Gesellschaft 
ist,  mit  gemeinsamen  Kräften  und  Zusammenwirken  Jedem 
das  Seine  unverletzt  zu  erhalten.  Dies  würde  offenbar 
auch  dann  stattfinden,  wenn  das  Eigenthum  (wie  man  es 
jetzt  versteht)  nicht  eingeführt  wäre.  Denn  das  Leben, 
die  Glieder  und  die  Freiheit  würden  auch  dann  Jedem 
zu  eigen  zugehören,  so  dass  sie  nicht  ohne  Unrecht  von 
einem  Anderen  begehrt  werden  könnten.  Ebenso  würde 
es  erlaubt  sein,  die  in  der  Gemeinschaft  befindlichen 
Sachen  zu  gebrauchen  und  nach  Bedarf  auch  zu  ver- 
brauchen; wer  den  Zugreifenden  daran  hindern  wollte, 
würde  ein  Uinecht  begelien.  Noch  leichter  ist  dies  ein- 
zusehen, nachdem  durch  Gesetz  oder  Gewohnheit  das 
Eigenthum  seine  Ausbildung  erhalten  hat,  wie  ich  mit  den 
folgenden  Worten  Cicero's  ausdrücken  will:  „So  wie  der 
ganze  Körper  nothwendig  geschwächt  und  zum  Untergang 
gebracht  werden  würde,  wenn  jedes  Glied  seinen  beson- 
deren Sinn  hätte  und  glaubte,  am  besten  sich  zu  befinden, 
wenn  es  die  Kraft  des  nächsten  Gliedes  an  sich  zöge,  so 
muss  nothwendig  die  menschliche  Gesellschaft  und  Ge- 
meinschaft zu  Grunde  gehen,  wenn  Jeder  von  uns  die 
Güter  der  Anderen  an  sich  reisst  und  Jedem  so  viel,  als 
möglich,  zu  seinem  Vortheil  entzieht.  Denn  es  wider- 
spricht nicht  der  Natur,  dass  Jeder  lieber  für  sich,  als 
für  Andere,  den  Lebensbedarf  zu  erwerben  strebt;  aber 
das  gestattet  die  Natur  nicht,  dass  wir  mit  dem,  dem 
Anderen  Geraubten  unsere  Mittel,  Kräfte  und  Umstände 
verbessern." 

6.  Es  ist  also  nicht  gegen  die  Natur  der  Gemeinschaft, 
für  sich  zu  sorgen  und  zu   schaffen,    so   lange   das  Recht 

ist,  weil  die  Triebe  zu  dem  Kriege  führen.  Diese  That- 
sache  ist  unzweifelhaft,  'allein  desto  bedenklicher  die  Fol- 
gerung von  dieser  Thatsache  auf  das  Recht.  Gleich 
hier  bei  der  ersten  praktischen  Anwendung  der  von  Gr. 
gesetzten  Begriffe  fühlt  man  das  Bedenkliche  und  Unge- 
nügende des  von  Gr.  dem  Naturrecht  gegebenen  Fun- 
damentes. 
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Anderer  dadurch  nicht  verletzt  wird.  Daher  ist  selbst 
die  Gewalt,  so  weit  sie  eines  Anderen  Recht  nicht  ver- 
letzt, nicht  ungerecht,  was  derselbe  Cicero  so  ausführt: 
„Da  es  zwei  Arten  zu  kämpfen  giebt,  eine  durch  Gründe, 
die  andere  durch  Gewalt;  und  da  jene  dem  Menschen 
eigenthümlich  ist  und  diese  den  wilden  Thieren,  so  muss 
man  zu  letzterer  erst  seine  Zuflucht  nehmen,  wenn  jener 
sich  zu  bedienen  nicht  gestattet  ist."  Derselbe  sagt  an 
einer  anderen  Stelle:  „Was  Anderes  als  Gewalt  kann  der 
Gewalt  entgegengestellt  werden?"  Und  beiUlpian  findet 
sich  der  Ausspruch:  „Cassius  sagt,  dass  es  erlaubt  ist, 
Gewalt  mit  Gewalt  zu  vertreiben,  und  dies  ist  ein  Recht 
der  Natur;  es  erhellt,  sagt  er,  hieraus,  dass  man  die 
Waffen  mit  den  Waffen  vertreiben  darf."  Ovid  hatte 
gesagt:  „Die  Waffen  gegen  die  Bewaffneten  zu  gebrau- 
chen, gestatten  die  Gesetze."  '*^) 

II.  L     Unser  Satz,  dass  nicht  jeder  Krieg  dem  Natur- 

^■J)  In  §.  5  u.  6  bew^eist  Gr.  die  naturrechtliche  Zu- 
lässigkeit  des  Krieges  aus  dem  zweiten  Fundament,  aus 
der  Vernunft.  Hier  wird  jeder  Leser  bemerken,  dass 
der  Beweis  sich  im  Kreise  dreht.  Gr.  sagt:  Gewalt  sei 
nur  so  weit  verboten,  als  sie  das  Recht  eines  Anderen 
nicht  verletze;  der  Zweck  der  Gesellschaft  sei,  Jedem 
das  Seine  zu  erhalten.  Allein  hier  soll  ja  erst  ermittelt 
werden,  wie  weit  geht  das  Recht  eines  Jeden;  was  ist 
als  das  Seine  anzusehen.  Es  wird  also  das  Dasein  eines 
festen  Rechtes  hier  schon  vorausgesetzt.  Aber  selbst  wenn 
ein  solches  besteht,  ist  damit  noch  nicht  entschieden,  ob 
und  wie  weit  es  erlaubt  ist,  dasselbe  mit  Gewalt  zu  ver- 
theidigen.  Alles,  was  Gr.  und  seine  von  ihm  zitirten 
Autoren  dafür  beibringen,  sind  kahle  Behauptungen,  dass 
ein  solches  Recht  bestehe,  aber  nirgends  ist  ein  Beweis 
dafür  angeführt.  Das  natürliche  Rechtsgefühl  scheint 
allerdings  dafür  zu  sein;  allein  dies  ist  eine  trügerische 
Quelle,  da  dieses  Rechtsgefühl  nur  das  Produkt  der  Sitten 
und  des  bestehenden  Rechts  einer  bestimmten  Zeit  und 
Nation  ist,  also  nicht  dazu  dienen  kann,  dieses  Recht 
überhaupt  zu  begründen.  Dass  auch  das  Recht  anders 
lauten  kann,  wird  sich  aus  der  gleich  folgenden  christ- 
lichen Lehre  ergeben.  Dies  zeigt,  wie  trügerisch  dieses 
angebliche  Fundament  des  Naturrechts  ist. 
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recht  widerstreite,  wird  noch  mehr  durch  die  biblische 
Geschichte  bewiesen.  Denn  nachdem  Abraham  mit 
seinen  Dienern  und  Verbündeten  durch  die  Waften  den 
Sieg  über  die  vier  Könige  davon  getragen  hatte,  welche 
Sodom  zerstört  hatten,  so  billigte  Gott  dessen  That  durch 
seinen  Priester  Melchisedek,  welcher  zu  Abrnham  sprach: 
„Gott  der  Höchste  sei  gelobt,  der  deine  Feinde  in  deine 
Hände  gegeben  hat."  Gen. XIV,  20.  Dennoch  hatte  Abraham, 
wie  aus  der  Geschichte  erhellt,  die  Waften  ohne  Befehl 
Gottes  ergriff*en.  Daher  stützte  sich  dieser  heiligste  und 
weiseste  der  Männer,  wie  selbst  Berosus  und  Orpheus 
bezeugen,  hierbei  auf  das  Naturrecht.  Die  Geschichte  der 
sieben  Völker,  welche  Gott  den  l!=;raeliten  zur  Vertilgung 
übergab,  will  ich  nicht  für  mich  anführen;  denn  es  war 
dies  eine  besonderer  Befehl  zur  Vollstreckung  eines  Ur- 
theils,  welches  Gott  gegen  jene  Völkerschaften  gefällt 
hatte,  die  der  schwersten  Verbrechen  schuldig  waren. 
Daher  heissen  auch  diese  Kriege  in  der  lieiligen  Schrift 
Gottes -Kriege,  denn  sie  wurden  auf  Befehl  Gottes  und 
nicht  auf  menschlichen  Beschluss  unternommen.  Mehr 
hierher  gehört,  dass  die  Juden  unter  Führung  von  Moses 
und  Josua  die  Amalekiter,  welche  ihnen  Gewalt  anthaten, 
mit  den  Wafl'cn  zurückschlugen,  Exod.  XVII,  was  Gott 
vorher  nicht  befohlen  hatte,  aber  nachher  billigte. 

2.  Gott  hat  aber  auch  seinem  Volke  allgemeine  und 
immergültige  Regeln  über  die  Art,  den  Krieg  zu  führen, 
vorgeschrieben,  Deut.  XX.  10,  15,  und  hat  damit  gezeigt, 
dass  auch  ohne  seinen  besonderen  Befehl  ein  Krieg  ge- 
recht sein  könne.  Denn  er  unterscheidet  dort  offenbar 
die  Sache  der  sieben  Völkerschaften  von  der  anderer 
Völker,  und  indem  er  daselbst  sich  über  die  gerechten 
Gründe  zur  Kriegführung  nicht  ausspricht,  zeigt  er  damit, 
dass  sie  von  Natur  offenbar  genug  sind;  so,  wegen  Schutz 
der  Grenzen  in  dem  Krieg  Japhet's  gegen  die  Amoniter, 
Rieht.  XI;  wegen  Verletzung  der  Gesandten  in  dem  Krieg 
David's  gegen  dieselben,  IL  Sam.  X.  Auch  ist  zu  be- 
rücksichtigen, was  der  heilige  Verfasser  des  Briefes  an 
die  Hebräer  sagt:  dass  Gideon,  Baracus,  Samson,  Jephta, 
David,  Samuel  und  Andere  des  Glaubens  wegen  Länder 
mit  Krieg  überzogen,  durch  Krieg  besiegt  und  die  Heere 
der  Fremden  in  die  Flucht  geschlagen  haben,  XI,  83,  34, 
an    welcher  Stelle    er,    wie    der  Sinn    seiner  Darstellung 
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ergiebt,  mit  dem  Wort  „Glauben",  auch  seine  Ueberzeu- 
gung  ausspricht,  dass  diese  Thaten  Gott  gefallen  haben. 
So  spricht  auch  die  weise  Frau,^^)  dass  David  die  Schlach- 
ten Gottes  schlage  d.  h.  dass  sie  fromm  und  gerecht  seien 
I.  Sam.  XXV,  28. 

III.  1.  Ferner  wird  unser  Satz  durch  die  Uoberein- 
stimmung  aller  Völker  und  weisen  Männer  bestätigt. 
Ueber  die  Gewalt,  durch  die  man  sein  Leben  vertheidigt, 
ist  die  Stelle  des  Cicero  bekannt,  welche  ein  Zeugniss 
für  die  Natur  selbst  ablegt,  indem  er  sagt:  „Es  ist  dies 
kein  geschriebenes,  sondern  angeborenes  Gesetz;  wir 
haben  es  nicht  gelernt,  empfangen  oder  gelesen,  sondern 
aus  der  Natur  selbst  aufgenommen,  geschöpft  und  aus- 
gesprochen; es  ist  nicht  gelehrt,  sondern  geübt  worden, 
es  ist  nicht  eingerichtet,  sondern  nur  eingeflösst  worden. 
Wenn  unser  Leben  durch  Hinterhalt,  durch  Gewalt,  durch 
Waffen  von  den  Strassenräubern  oder  den  Feinden  bedroht 
wird,  so  ist  jede  Weise,  sich  zu  retten,  erlaubt."  Ferner 
sagt  er:  „Das  lehrte  die  Vernunft  den  Klugen,  die  Noth- 
wendigkeit  den  Barbaren,  die  Sitte  den  Völkern  und  die 
Natur  den  wilden  Thieren,  dass  sie  jedwede  Gewalt  auf 
jedwede  Weise  sich  von  ihrem  Leibe,  ihrem  Kopfe  und 
ihrem  Leben  fern  hielten."  Der  Rechtsgelehrte  Floren- 
tinus  sagt:  „Was  Jemand  zum  Schutz  seines  Körpers 
thut,  gilt  als  mit  Recht  geschehen."  Josephus  sagt: 
„Darin  besteht  für  Alle  das  Naturgesetz,  dass  sie  leben 
wollen,  und  ebendeshalb  halten  wir  diejenigen  für  Feinde, 
welche  offenbar  uns  das  Leben  rauben  wollen." 

2.  Dies  ist  so  klaren  Rechtens,  dass  man  selbst  bei 
den  wilden  Thieren,  die,  wie  gesagt,  nicht  das  Recht 
selbst,  sondern  nur  einen  Schatten  davon  besitzen,  die 
Gewalt,  welche  Unrecht  zufügt,  von  der  unterscheiden 
kann,  welche  nur  Unrecht  von  sich  abhält.  Denn  nach- 
dem Ulpian  gesagt  hat,  dass  ein  Thier,  weil  es  des 
Sinnes,  d.  h.  des  Vernunftgebrauches  entbehrt,  kein  Unrecht 
begehen  könne,  fügt  er  doch  bei  dem  Falle,  dass  Widder 


*^)  Es  ist  die  schöne  Abigail  gemeint,  die  Frau  des 
geizigen  Nabal,  welche  heimlich  den  David  und  seinen 
Leuten  die  Nahrung  brachte  und  dann,  nach  dem  plötz- 
lichen Tode  ihres  Mannes,  von  David  zum  Weibe  aus- 
erkoren wurde. 
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und  Stier  sieh  gestossen  und  eines  das  andere  getödtet 
liatte,  hinzu:  dass  man  nach  Vorgang  des  M.  Scaevola 
unterscheiden  müsse;  sei  der  Angreifer  umgekommen,  so 
finde  keine  Kluge  statt,  aber  wohl,  wenn  das  Thier,  welches 
den  Streit  niclit  hervorgerufen,  umgekommen  sei."  Zur 
Erläuterung  dessen  dient  das,  was  PI  in  ins  sagt:  „Die 
Wildheit  des  Löwen  bekämpft  sich  nicht  untereinander; 
die  Schlangen  beissen  nicht  die  Schlangen;  wenn  aber 
Gewalt  angethan  wird,  so  ist  keines,  was  sich  nicht  er- 
zürnt, oder  dessen  Gemüth  das  Unrecht  ertrüge  und  das 
nicht  bereit  und  willig  wäre,  sich  gegen  Schaden  zu  ver- 

theidigen." 

IV.  1.  Nach  dem  Naturrecht,  was  auch  das  Völker- 
recht heissen  kann,  ergiebt  sich  also  zur  Genüge,  dass 
nicht  alle  Kriege  gemissbilligt  werden  können.49) 

2.  Ebenso  lehren  uns  die  Geschichten  und  die  Gesetze 
und  Sitten  aller  Völker,  dass  die  Kriege  auch  nach  dem 
willkürlichen  Völkerrecht  nicht  gemissbilligt  werden. 
Hermogenian  sagt  sogar,  dass  die  Kriege  durch  das 
Völkerrecht  eingeführt  worden  seien,  was  indess  wohl 
etwas  anders,  wie  gewöhnlich,  zu  verstehen  ist;  nämlich, 
dass  eine  bestimmte  Weise  der  Kriegführung  durch  das 
Völkerrecht  eingeführt  worden  ist;  durch  diese  Weise  er- 
langen auch    die  Kriege  nach    dem  Völkerrecht  besondere 

4ö)  Indem  auf  das  in  Anmerkung  47  Gesagte  Bezug 
genommen  wird,  erhellt,  dass  auch  die  hier  gegebene 
weitere  Ausführung  keine  Gründe  für  die  rechtliche  Zu- 
lässigkeit  des  Krieges  enthält.  In  allen  Citaten  wird 
nur  die  kahle  Behauptung  wiederholt,  dass  es  erlaubt  sei, 
sein  Recht  mit  Gewalt  gegen  Angriffe  zu  schützen.  Dieser 
Satz  wird  in  allen  möglichen  Redewendungen  variirt, 
aber  nicht  bewiesen;  wie  ein  solcher  Beweis  denn  auch 
nach  dem  wahren  Begriff  des  Rechtes  aus  blossen  Trieben 
oder  der  Natur  der  Sache  unmöglich  ist,  da  diese  nur 
zu  den  Regeln  der  Klugheit,  aber  niclit  des  Rechtes 
führen.  Wenn  Gr.  hier  mit  solcher  Ausführlichkeit  auf 
das  Zeugniss  der  Geschichte  und  der  Gelehrten  sich  beruft, 
so  hängt  dies  mit  seiner  obigen  Ansicht  zusammen,  dass 
dergleichen  Zeugnisse  die  sachlichen  Gründe  vertreten 
können;  eine  Ansicht,  welcher  freilich  die  Philosophie 
nicht  beistimmen  kann. 
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Wirkungen.  Davon  kommt  die  Eintheilung,  von  der  wir 
später  Gebrauch  machen  werden,  in  feierliche  Kriege 
nach  dem  Völkerrecht,  die  auch  die  gerechten  oder  voll- 
gültigen heissen,  und  in  die  nicht  feierlichen  Kriege, 
die  indess  noch  nicht  aufhören,  gerecht,  d.  h.  mit  dem 
Recht  übereinstimmend  zu  sein.  Denn  manche  Kriege 
unterstützt,  wenn  auch  eine  billige  Ursache  dafür  vorliegt, 
das  Völkerrecht  nicht,  aber  es  stellt  sich  ihnen  auch 
nicht  entgegen,  wie  später  sich  ergeben  wird.  Livius 
sagt:  „Es  beruht  auf  dem  Völkerrecht,  dass  der  Krieg 
durch  den  Krieg  abgehalten  wird."  Und  Florentinus 
sagt:  „es  sei  völkerrechtlich,  dass  man  die  Gewalt  und 
das  Unrecht  von  sich  abhalte  und  seinen  Körper  schütze." 
V.  1.  In  Betreff  des  willkürlichen  göttlichen 
Rechts  ist  die  Sache  schwieriger.  Man  darf  hier  nicht 
sagen,  das  Naturrecht  sei  unveränderlich,  und  deshalb 
liabe  von  Gott  nichts  gegen  dasselbe  festgesetzt  werden 
können,  denn  dies  gilt  nur  für  das,  was  das  Naturrecht 
gebietet  oder  verbietet,  aber  nicht  für  das  blos  Erlaubte. 
Da  dies  nicht  eigentlich  zum  Naturrecht  gehört,  sondern 
ausserhalb  desselben  besteht,  so  kann  es  verboten  oder 
geboten  werden. '''<^)  Man  pflegt  daher  zunächst  gegen  den 
Krieg  das  Gesetz  anzuführen,  was  dem  Noah  und  seinen 
Nachkommen  gegeben  worden  ist,  wo  Gott  so  spricht, 
Gen.  IX,  5,  6:   Denn  ich  werde  euer  Blut  zurückfordern, 

öO)  Diese  Unterscheidung  enthält  eine  bedenkliche 
Subtilität.  Wenn  das  Naturrecht  nach  Gr.  in  bestimmten 
Fällen  ein  Recht  zum  Kriege  giebt,  und  das  Naturrecht 
von  Gott  nicht  abgeändert  werden  kann,  so  kann  auch 
dieses  Recht  von  Gott  nicht  aufgehoben  werden.  Aller- 
dings ist  der  Berechtigte  noch  nicht  verpflichtet,  von 
seinem  Rechte  Gebrauch  zu  machen;  allein  das  ist  die 
allgemeine  Natur  jedes  Rechtes,  und  wenn  man  diese 
Unterscheidung  des  Gr.  zulässt,  so  bleibt  kein  Satz  des 
Naturrechts  übrig,  den  Gott  nicht  abändern  könnte,  denn 
es  handelt  überall  nur  von  Rechten.  Die  sogenannten 
Pflichten  gehören  in  die  Moral;  die  Moral  kennt  kein 
Recht;  hier  ist  alles  Handeln  Pflicht;  nirgends  ist  für  das 
Belieben  ein  Raum;  wenigstens  ist  dies  die  gewöhnliche 
Ansicht.  Es  zeigt  sich  also,  wie  Gr.  selbst  seine  Be- 
griffe und  Regeln  nicht  festhalten  kann.     Der  Begriff  des 
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d.  h.  euer  Leben;  ich  werde  es  von  jedem  Thier  zurück- 
fordern und  auch  von  der  Hand  Jedes  Menschen,  wie  des 
Bruders,  werde  ich  das  Leben  des  Menschen  zurück- 
iordern.  Denn  weicher  Mensch  Menschenblut  vergiesst, 
dess  Blut  soll  wieder  vergossen  werden,  weil  Gott  die 
Menschen  alle  nach  seinem  Bilde  gemacht  hat." 

2.  Hier  wollen  Einige  das  von  der  ZurUckforderung  des 
Blutes  Gesagte  ganz  allgemein  verstehen;  das  Andere, 
dass  sein  Blut  wieder  vergossen  werden  solle,  sei  nur 
eine  Drohung,  aber  keine  Billigung.  Beides  scheint  mir 
nicht  richtig.  Denn  das  Verbot,  kein  Blut  zu  vergiessen, 
geht  nicht  weiter  als  das  Gebot:  „Du  sollst  nicht  tödten'', 
was  offenbar  weder  den  Todesstrafen,  noch  den  Kriegen 
hat  entgegentreten  wollen.  Sowohl  dies  wie  jenes  Gesetz 
setzt  daher  nichts  Neues  fest,  sondern  erläutert  und  wieder- 
holt nur  eine,  durch  schlechte  Gewohnheit  in  Vergessen- 
heit gekommene  Bestimmung  des  Naturrechts.  Der  Sinn 
jener  Worte  ist  deshalb  auf  das  fehlerhafte  Handeln  zu 
beschränken;  so  wie  man  unter  Mord  nicht  jede  Tödtung 
eines  Menschen,  sondern  nur  die  absichtliche  eines  Un- 
schuldigen versteht.  Die  weitere  Bestimmung,  dass  dessen 
Blut  wieder  vergossen  werden  solle,  scheint  mir  keine 
blosse  Thatsache,  sondern  eine  Rechtsbestimmung  zu  ent- 
halten. 

3.  Icli  erkläre  es  mir  so.  Naturrechtlich  ist  es  nicht 
unbillig,  dass  Jeder  so  viel  wieder  erleide,  als  er  gethan 
hat.  Man  nennt  es  das  Recht  des  Rhadamanthus, 
„wenn  Jeder  das  leidet,  was  er  gethan,  so  wird  Recht 
und  Billigkeit  sein."  Der  ältere  Seneca  giebt  diesen 
Gedanken  so  wieder:  „Es  ist  durchaus  gerecht,  dass 
Jeder  das,  was  er  einem  Andern  Uebles  zugewendet  hat, 
auch  seinerseits  empfange."  Im  Sinne  dieser  natürlichen 
Billigkeit  sprach  sich  Cain  des  Verwandtenmordes  schul- 
dig, Gen.  IV,  14,  mit  den  Worten:  „Wer  mich  finden 
wird,  wird  mich  tödten."  Indess  hat  Gott  in  jenen  früheren 
Zeiten,  entweder  wegen  der  Seltenheit  der  Menschen,  oder 

Erlaubten,  der  „lex  permissiva^  wird  von  Gr.  viel  zu 
leicht  genommen;  er  gehört  zu  den  schwierigsten  der 
Rechtsphilosophie;  ebenso  die  Frage,  wie  das  Recht  sich 
aus  der  Moral  abgelöst  hat  und  sich  von  demselben  unter- 
scheidet.    Das  Nähere  ist  dargelegt  B.  XI  S.  104. 
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weil  bei  der  geringen  Zahl  der  Uebelthäter  es  eines  ab- 
schreckenden Beispieles  weniger  bedurfte,  das  von  Natur 
Erlaubte  durch  einen  besonderen  Befehl  verboten  und  nur 
gefordert,  dass  die,  welche  einen  Menschen  getödtet,  den 
Verkehr  und  die  Gemeinschaft  der  Menschen  fliehen  sollen, 
ohne  dass  ihnen  aber  das  Leben  genommen  werden  solle. 
Auch  Plato  verordnet  dies  in  seinen  Gesetzen,  und  Euri- 
pides  bekundet  in  folgenden  Versen,  dass  dies  sonst  in 
Griechenland  gebräuchlich  war: 

„Schön  verordneten  dies  unsere  Vorfahren,  dass,  wer  mit 
Blut  sich  beflekt,  aus  den  Augen  der  Andern  sich  entfernen 
und  Alle  fliehen  müsse;  aber  nicht,  dass  er  getödtet  werde." 

Hierher  gehört  auch  der  Ausspruch  des  Thucydides: 
„Wahrscheinlich  sind  in  alten  Zeiten  selbst  die  schwersten 
Verbrechen  nur  mit  leichten  Strafen  belegt  Avorden;  als 
man  aber  mit  der  Zeit  diese  geringschätzte,  ist  man  zur 
Todesstrafe  vorgeschritten."  Lactantius  sagt:  „Denn 
es  schien  ein  Unrecht,  die  Verbrecher,  die  doch  Menschen 
waren,  mit  der  Todesstrafe  zu  belegen." 

L  Aus  einem  vereinzelten  besonders  wichtigen  Fall 
vermuthete  man,  dass  dies  Gottes  Wille  überhaupt  sei, 
und  so  wurde  es  zum  Gesetze.  Auch  Lamech,  der  eine 
ähnliche  That  begangen,  hoffte  daher  auf  seine  Straf- 
losigkeit, Gen.  IV.  24. 

5.  Aber  da  schon  vor  der  Sündfluth,  im  Zeitalter  der 
Riesen,  die  Morde  immer  häufiger  geworden  waren,  so 
hielt  Gott  ein  strengeres  Verfahren  für  nothwendig.  Er 
unterdrückte  deshalb  die  Milde  der  früheren  Zeiten  und 
gestattete,  was  schon  naturrechtlich  zulässig  war,  dass, 
wer  einen  Menschen  getödtet,  vogelfrei  sein  solle,  welches 
Recht  später,  mit  Einführung  der  Gerichte,  wegen  der 
schwersten  Vergehen  nur  den  Richtern  belassen  worden 
ist.  Indess  erhielt  sich  eine  Spur  der  alten  Sitte  in  dem 
Rechte  des  nächsten  Blutsverwandten  des  Getödteten  auch 
für  die  späteren  Zeiten,  nach  Moses;  wie  unten  ausführlicher 
gezeigt  werden  wird.^^) 

51)  Gr.  vermischt  hier  das  Recht  der  Selbsthülfe  und  der 
Nothwehr  mit  dem  Recht,  zu  strafen.  Beide  Rechte  sind 
ihrem  Grunde  nach  durchaus  verschieden;  die  Nothwehr, 
die  Selbsthülfe,  die  Gewalt,  der  Krieg  dienen  dazu, 
mein   Recht    mir    zu    erhalten  und  es  gegen  Angriffe  zu 

Grotius,  Kecht  d.  Kr,  u.  Fr.  n 
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6.  An  Abraham  haben  wir  eine  grosse  Stütze  flir 
unsere  Auslegung,  denn  obgleich  er  das  dem  Noah  ge- 
gebene Gesetz  kannte,  griff  er  doch  gegen  die  vier  Könige 
zu  den  Waffen,  indem  er  glaubte,  dass  es  diesem  Ge- 
setze nicht  widerspreche.  So  gebot  auch  Moses,  mit 
Waffen  den  Araalekitern  entgegenzugehen,  die  sein  Volk 
bekämpften,  indem  er  von  dem  Naturreclit  Gebrauch 
machte;  denn  man  sieht  nicht,  dass  er  Gott  hierüber  be- 
sonders befragt  habe,  Exod.  XVII.  9.  Dazu  kommt,  dass 
Todesstrafen  nicht  blos  gegen  Mörder,  sondern  auch  gegen 
andere  Verbrecher  angewendet  wurden,  und  zwar  nicht  blos 
bei  den  fremden  Völkern,  sondern  selbst  bei  denen,  welche 
in  der  heiligen  Lehre  unterrichtet  waren,  Gen.  XXXVl.  24. 

7.  Denn  man  hatte  unter  ZuhUlfenahme  der  natür- 
lichen Folgerung  von  Aehnlichem  auf  Aehnliches  den 
Willen  Gottes  dahin  aufgefasst,  dass  das  gegen  den  Mörder 
Verordnete  auch  gegen  andere  schwere  Verbrecher  zu- 
lässig sei.  Denn  es  giebt  Güter,  welche  dem  Leben 
gleich  stehen,  wie  die  jungfräuliche  Ehre,  die  eheliche 
Treue  oder  das  zur  Sicherheit  des  Lebens  Unumgängliche, 
wie  die  Ehrfurcht  vor  der  höchsten  Staatsgewalt.  Wer 
dagegen  sündigt,  ist  nicht  besser    als  ein  Mörder. 

8.  Hierher  gehört  die  alte  Ueberlieferung  bei  den  Juden, 
dass  Gott  den  Söhnen  Noah's  mehrere  Gesetze  gegeben 
habe,  die  nicht  alle  von  Moses  aufgenommen  worden 
sind,  weil  es  für  seine  Zwecke  genügte,  dass  sie  später 
in  dem  besonderen  Gesetz  der  Juden  enthalten  waren. 
So  erhellt  aus  Levit.  XVIIL,  dass  ein  altes  Gesetz  gegen 
blutschänderische  Heirathen  bestanden  hat,  was  Moses 
nicht  erwähnt.  Unter  dem,  was  Gott  den  Söhnen  Noah's 
geboten  hat,  soll  nun  angeblich  auch  gewesen  sein,  dass 
nicht  blos  der  Mord,  sondern  auch  der  Ehebruch,  die 
Blutschande  und  der  gewaltsame  Raub  mit  dem  Tode  be- 

schützen.  Bei  der  Strafe  handelt  es  sich  aber  nicht  mehr 
um  den  Schutz  des  Rechts;  es  ist  vielmehr  schon  verletzt; 
es  kann  höchstens  Ersatz  dafür  geleistet  werden;  aber 
auch  dieser  wird  nicht  in  der  Strafe  gewährt.  Deshalb 
muss  die  Strafe  offenbar  auch  naturrechtlich  anders  be- 
gründet werden,  wie  die  Selbsthulfe  und  der  Krieg,  und 
aus  dem  Recht  des  einen  folgt  nicht  das  Recht  zu  dem 
andern,  wie  Gr.  hier  annimmt. 
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straft    werde.     Dies    bestätigen    die    eigenen    Worte    des 
Hiob,  XXXI,  11. 

9.  Nun  fügt  das  Gesetz  Mosis  den  Todesstrafen  Gründe 
bei,  die  für  andere  Völker  ebenso  passen,  wie  für  das 
jüdische  Volk;  man  sehe  Levit.  XVIIL  24,  25,  27,  28. 
Psalm  CL  5,  Provrrb.  XX.  8.  Insbesondere  hoisst  es  vom 
Mord:  „die  Erde  könne  nur  durch  die  Vergiessung  des 
Blutes  des  Mörders  gesühnt  werden,"  Num.  XXXV.  31,  33. 
Es  wäre  ferner  verkehrt,  anzunehmen,  dass  dem  jüdischen 
Volke  gestattet  gewesen  sei,  die  Ordnung  und  das  Wohl 
des  Ganzen  und  der  Einzelnen  durch  Todesstrafen  zu 
sichern  und  durch  Kriege  zu  vertlieidigen,  während  den 
übrigen  Königen  und  Völkern  jener  Zeit  dies  nicht  erlaubt 
gewesen  wäre.  Auch  sind  diese  Könige  und  Völker  niemals 
von  den  Propheten  erinnert  worden,  dass  Gott  die  Anwen- 
dung der  Todesstrafen,  so  wie  jeden  Krieg  missbillige,  ob- 
gleich sie  wegen  anderer  Sünden  oft  vermahnt  worden  sind. 

10.  Wer  sollte  vielmehr  nicht  annehmen,  dass  die 
Völker  rocht  und  fromm  gethan  haben,  indem  sie  an 
dem  Gesetz  Mosis  sich  ein  Beispiel  nahmen,  welches  in 
seinen  Anordnungen  über  die  Gerichte  das  ausdrückliche 
Bild  des  göttlichen  Willens  bietet.  Sicherlich  werden 
dies  die  Griechen,  insbesondere  in  Attika,  gethan  haben, 
woher  die  grosse  Aehnlichkeit  kommt,  welche  das  alte 
Attische  Recht  und  das  davon  entlehnte  Römische  der 
zwölf  Tafeln  mit  den  Gesetzen  den  Juden  hat.  Dies  wird 
hinreichen,  um  einzusehen,  dass  das  dem  Noah  gegebene 
Gesetz  nicht  den  Sinn  hat,  welchen  Die  hineinlegen,  welche 
alle  Kriege  damit  bekämpfen. 

VI.  1.  Mehr  Schein  hat  das  für  sich,  was  aus  dem 
Evangelium  gegen  den  Krieg  vorgebracht  wird.  Bei  dessen 
Prüfung  will  ich  nicht,  wie  Viele  thun,  behaupten,  dass 
das  Evangelium  neben  den  Vorschriften  des  Glaubens  und 
der  Sakramente  blos  naturrechtliche  Bestimmungen  ent- 
lialte;  denn  ich  halte  dies  in  dem  Sinne,  wie  es  die 
Meisten  verstehen,  niclit  für  richtig. 

2.  Ich  erkenne  gerne  an,  dass  in  dem  Evangelium 
uns  nichts  vorgeschrieben  wird,  was  nicht  der  natürlichen 
Sittlichkeit  entspricht;  aber  ich  sehe  nicht  ein,  warum 
ich  zugestehen  soll,  dass  die  Vorschriften  Christi  uns 
nicht  weiter  verpflichten,  als  zu  dem,  was  schon  das 
Naturrecht  an  sich  gebietet.     Diejenigen,  welche  anderer 
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Meinung  sind,  haben  grosse  Mühe,  zu  beweisen,  dass  das, 
was  das  Evangelium  verbietet,  nach  dem  Naturrecht 
unerlaubt  sei,  wie  das  Konkubinat,  die  Ehescheidung  und 
die  Vielweiberei.  Dergleichen  ist  wohl  so  beschaffen, 
dass  schon  die  Vernunft  es  ilir  anständiger  erklärt,  sich 
dessen  zu  enthalten,  aber  es  ist  nicht  derart,  dass  es 
ohne  das  göttliche  Gesetz  für  unerlaubt  gelten  könnte. 
Ebenso  wird  Niemand  behaupten,  dass  wenn  das  Gesetz 
den  Christen  befiehlt,  dass  Einer  für  den  Andern  sich  der 
Todesgefahr  entgegenstelle  (I.  Joh.  111.  i^)j  auch  schon 
das  Naturrecht  uns  dazu  verpflichte. «"»S)  Justinus  sagt: 
„Nach  der  Natur  sein  Leben  zu  führen ,  kommt  nur  denen 
zu,  die  den  Glauben  noch  nicht  gewonnen  haben." 

3.  Auch  Denen  kann  ich  nicht  beitreten,  welche  den 
bedenklichen  Satz  behaupten,  dass  Christus  bei  dem  Vor- 
trag der  Anweisungen  in  Matth.  V.  und  folgende  nur 
als  Ausleger  des  von  Moses  gegebenen  Gesetzes  auftrete; 
denn  die  so  oft  wiederholten  Worte:  „Ihr  habt  gehört, 
was  den  Vorfahren  geheissen  worden;  ich  aber  sage  Euch," 
klingen  anders.  Dieser  Gegensatz  und  die  syrischen  und 
anderen  üebersetzungen  zeigen  vielmehr,  dass  das  latei- 
nische Wort  „veter ibu.s^  hier  bedeutet  den  Vorfahren  und 
nicht  von  den  Vorfahren;  so  wie  man  unter  „nobis"  ver- 
steht an  Uns  und  nicht  von  Uns.  Jene  Vorfahren  aber 
waren  keine  Anderen,  als  die  Zeitgenossen  des  Moses;  denn 
wenn  Aussprüche  der  Vorfahren  aufgeführt  werden,  so 
sind  es  nicht  Aussprüche  der  Gesetzesverständigen,  sondern 
des  Moses,  entweder  den  Worten  oder  dem  Sinne  nach. 
So:  „Du  sollst  nicht  tödten",  Exod.  XX.  30.  .,Wer  tödtet, 
wird  dem  Gericht  verfallen",  Levit.  XXI.  21;  Num.  XXXV. 
16,  17,  30;  „Du  sollst  nicht  ehebrechen",  Exod.  XX.  30; 
„Wer  sich  von  seiner  Frau  trennt,  soll  ihr  einen  Scheide- 
st) Auch  hier  muss  Gr.  bedenkliche  Unterscheidungen 
zu  Hülfe  nehmen,  um  seinen  Begriff  des  Naturrechts  auf- 
recht zu  erhalten.  Das  Konkubinat  und  die  Vielweiberei 
sind  nach  Gr.  naturrechtlich  nicht  verboten;  die  Vernunft 
erkläre  es  nur  für  „anständiger"  {Jionestius) ^  sich  deren  zu 
enthalten.  Dies  ist  ein  dem  Recht  völlig  unbekannter  Be- 
griff, selbst  in  der  Moral  hat  er  keinen  Platz,  wo  es  zwar 
höhere  und  niedere  Pflichten,  aber  nicht  höhere  und  niedere 
Anständigkeiten  giebt. 
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brief  geben",  Deut.  XXIV.  1;  „Du  sollst  nicht  meineidig 
werden,  sondern  Gott  geben,  was  Du  geschworen  liast", 
Exod.  XX.  7;  Num.  XXX.  2;  Aug'  um  Auge,  Zahn  um 
Zahn"  (man  füge  hinzu:  „kann  man  vor  Gericht  fordern") 
Levit.  XXIV.  20;  Deuteron.  XIX.  21:  „Du  sollst  deinen 
Nächsten  lieben"  (d.  h.  Israeliten)  Levit.  XIX.  18,  und 
„du  sollst  deinen  Feind  hassen"  (man  denke  an  die  sieben 
Völker,  mit  denen  Freundschaft  zu  schliessen,  oder  derer 
sich  zu  erbarmen  ihnen  verboten  wird)  Exod.  XXXIV.  11, 
Deut.  VII.  1.  Hierzu  sind  auch  noch  die  Amalekiter  zu 
rechnen,  gegen  welche  einen  unversöhnlichen  Krieg  zu 
führen  den  Juden  befohlen  war,  Exod.  XXVII.  27,  19; 
Deut.  XXV.  19. 

4.  Zum  Verständniss  der  Worte  Chri^;ti  muss  man  über- 
haupt festhalten,  dass  das  von  Moses  gegebene  Gesetz 
in  zwiefachem  Sinne  aufzufassen  ist:  einmal  in  dem,  was 
es  mit  anderen  Gesetzen,  welche  von  den  Menschen  ge- 
macht zu  werden  pflegen,  gemein  hat;  insofern  es  nämlich 
die  schweren  Vergehen  durch  die  Schrecken  der  sicht- 
baren Strafen  verhindert,  Ilebr.  II.  21,  und  so  das  jüdische 
Volk  in  dem  Zusta^e  bürgerlicher  Gemeinschaft  erhält, 
in  welchem  Sinne  es  genannt  wird  „das  Gesetz  des  fleisch- 
lirhen  Befehles",  Hebr.  VII.  13,  und  „Gesetz  der  Thaten", 
Rom.  III.  27.  Das  andere  Mal  ist  es  in  dem  Sinne,  der 
dem  göttlichen  Gesetze  eigen  ist,  zu  verstehen,  wonach 
es  nämlich  auch  die  Reinheit  des  Herzens  verlangt  und 
Handlungen,  die  ohne  sich  weltlicher  Strafen  auszusetzen, 
unterlassen  werden  können.  In  diesem  Sinne  heisst  es 
„das  geistige  Recht",  Rom.  VII.  14;  „was  den  Geist  er- 
freut", Psalm  XIX;  bei  den  Lateinern  XVIH.  9.  Die 
Gesetzesverständigen  und  Pharisäer  begnügten  sich  mit 
jener  ersten  Auffassung;  sie  hielten  die  andere,  welche 
höher  steht,  für  überflüssig  und  prägten  sie  dem  Volke 
nicht  ein,  wie  sich  nicht  blos  ans  unseren  heiligen  Büchern, 
sondern  auch  aus  Josephus  und  den  jüdischen  Lelirern 
zeigen  lässt. 

5.  Aber  auch  in  Bezug  auf  den  anderen  Sinn  des 
Gesetzes  muss  man  festhalten,  dass  die  Tugenden,  welche 
von  den  Christen  gefordert  worden,  den  Juden  ebenfalls 
empfohlen  worden  sind,  wenn  auch  nicht  in  dem  Maasse 
und  Umfange  wie  den  Christen.  In  beiderlei  Sinn  stellt 
Christus  seine  Vorschriften  den  alten  gegenüber,   woraus 
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erhellt,  dass  seine  Worte  keine  blosse  Auslegung  sein 
sollen.  Dies  zu  wissen,  ist  nicht  blos  für  die  gegenwärtige 
Frage  wichtig,  sondern  auch  für  viele  andere,  damit  man 
das  Ansehn  des  Jüdischen  Gesetzes  nicht  über  die  Gebühr 
ausdehne. 

VII.  1.  Wenn  ich  also  die  unerheblicheren  Gründe  bei 
Seite  lasse,  so  findet  sich  das  erste  und  wichtigste  Zeug- 
ntss  dafür,  dass  Christus  das  Recht  zum  Kriege  nicht 
ganz  aufgehoben  hat,  bei  Paulus,  welcher  I.  Timoth.  II. 
1,  2,  3  sagt:  „Ich  ermahne  Euch  vor  Allem,  dass  Bitten, 
Gebete,  Anrufungen  und  Handlungen  der  Gnade  für  Men- 
schen aller  Art  geschehen;  für  Könige  und  Alle  die  in 
liohen  Acmtern  stehen,  damit  wir  ein  förderliches  und 
ruhiges  Leben  führen  in  aller  Frömmigkeit  und  Heiligkeit. 
Denn  das  ist  gut  und  Gott,  unserm  Heiland,  wohlgefällig, 
welcher  will,  dass  alle  Menschen  gerettet  werden  und 
zur  Erkenntniss  der  Wahrheit  gelangen."  Hier  wird  uns 
Dreierlei  gelehrt:  1)  dass  es  Gott  wohlgefällig  sei,  wenn 
die  Könige  Christen  werden,  2)  dass  sie  auch  als  Christen 
Könige  bleiben,  was  Justin us  der  Märtyrer  so  ausdrückt: 
„Wir  bitten,  dass  die  Könige  und  Fürsten  zugleich  mit 
ihrer  königlichen  Gewalt  auch  eine  weise  Einsicht  er- 
langen", und  in  dem  Buche  mit  dem  Titel:  die  Constitu- 
tionen des  Clemens,  betet  die  Kirche  für  die  christlichen 
Obrigkeiten.  Endlich  ist  es  3)  Gott  wohlgefällig,  dass 
die  christlichen  Könige  den  anderen  Christen  ein  ruhiges 
Leben  gewähren. 

2.  Aber  wie?  Dies  erläutert  er  an  einer  anderen  Stelle 
Rom.  XIII.  4:  „Der  Diener  Gottes  ist  zu  deinem  Besten. 
Fürchte  dich,  wenn  du  Böses  gethan  hast,  denn  er  führt 
das  Schwert  nicht  umsonst,  denn  er  ist  der  Diener  Gottes, 
ein  Rächer  zur  Strafe  dessen,  der  Böses  thut."  Unter 
dem  Recht  des  Schwertes  wird  hier  durch  Zusammen- 
fassung jede  Art  der  Strafgewalt  verstanden;  wie  auch 
manchmal  bei  den  Rechtsgelehrten;  aber  so,  dass  der 
höchste  Theil,  der  Gebrauch  des  wirklichen  Schwertes, 
damit  nicht  ausgeschlossen  ist.  Zur  Erläuterung  dieser 
Stelle  dient  vorzüglich  der  zweite  Psalm,  der  allerdings 
unmittelbar  nur  für  David  gilt,  aber  in  reicherem  und 
vollkommnerem  Sinne  auf  Christus  sich  bezieht,  wie  aus 
Actor.  IV.  25;  XIH.  33;  Hebr.  V.  5,  erhellt.  Dieser 
Psalm  ermahnt   alle  Könige,   Gottes  Sohn   mit   Verehrung 
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zu  empfangen,  d.  h.  sie  sich  zu  seinem  Diener  zu  machen, 
und  zwar  als  Könige,  wie  Augustinus  es  richtig  er- 
klärt, dessen  hierher  gehörende  Worte  ich  hier  beifüge: 
„Die  Könige  dienen  Gott,  wie  ihnen  von  ihm  geheissen 
worden,  soweit  sie  Könige  sind,  wenn  sie  in  ihrem  Reiche 
das  Gute  gebieten,  das  Böse  verhindern,  nicht  blos  in 
Bezug  auf  die  menschliche  Gesellschaft,  sondern  auch  in 
Bezug  auf  die  göttliche  Religion."  Und  an  einer  anderen 
Stelle:  „Wie  dienen  also  die  Könige  Gott  in  der  Furcht 
anders,  als  dadurch,  dass  sie  das,  was  gegen  Gottes 
Gebot  geschieht,  mit  frommer  Strenge  verhindern  und 
strafen?  Denn  der  König  dient  anders  als  Mensch  und 
anders  als  König."  Später  heisst  es:  „darin  dienen  die 
Könige,  so  weit  sie  Könige  sind,  wenn  sie  das  in  seinem 
Dienste  thun,  was  sie  nur  als  Könige  thun  können." 

3.  Den  zweiten  Beweisgrund  bietet  uns  die  Stelle 
Rom.  XIII.  von  der  wir  einen  Theil  in  §.  2  angeführt  haben  ; 
es  heisst  da,  dass  die  oberste  Gewalt,  wie  die  königliche, 
von  Gott  ist,  und  sie  wird  die  Einrichtung  Gottes  genannt. 
Daraus  wird  gefolgert,  dass  man  dem  Könige  gehorchen 
und  Ehre  erzeigen  müsse,  und  zwar  im  Geiste,  und  dass, 
wer  sich  ihm  widersetzt,  sich  Gott  widersetze.  Wollte 
man  unter  dem  Wort  Einrichtung  nur  einen  Gegenstand 
verstehen,  den  Gott  nur  geschehen  lässt,  etwa  so,  wie 
er  zu  fehlerhaften  Handlungen  sich  verhält,  so  würde 
daraus  keine  Verbindlichkeit  zur  Verehrung,  zum  Gehor- 
sam folgen,  die  sich  vorzüglich  auf  den  Geist  beziehen, 
und  der  Apostel  würde  dann  mit  dem  grossen  Lobe  dieser 
Zwecke  nichts  sagen,  was  nicht  auch  den  Strassenräubern 
und  Dieben  zukäme.  Es  muss  also  diese  Gewalt  al.s  mit 
Einstimmung  Gottes  eingerichtet  angesehen  werden,  und 
da  Gott  das  ihm  Widersprechende  nicht  will,  so  folgt, 
dass  diese  Gewalt  mit  dem  Willen  Gottes,  wie  er  durch 
das  Evangelium  geoffenbart  worden,  und  wie  er  alle 
Menschen  verbindet,  nicht  in  Widerstreit  steht. 

4.  Man  kann  auch  diesen  Beweis  damit  nicht  beseiti- 
gen, dass  damals,  als  Paulus  dies  geschrieben,  die 
Obrigkeiten  dem  christlichen  Glauben  nicht  zugethan  ge- 
wesen seien;  denn  erstens  ist  dies  in  dieser  Allgemein- 
heit nicht  richtig;  Sergius  Paulus,  der  Proprätor  von 
Cypern,  hatte  sich  unlängst  zu  Christus  bekannt,  Actor. 
XIII.    12;  das  nicht  zu  erwähnen,  was  die  Ueberlieferung 


104 


Buch  I.     Kap.  II. 


von  dem  Könige  der  Edesser  berichtet.  Wenn  sie  aucli 
durcli  Unwissenheit  entstellt  ist,  so  muss  ihr  doch  ein 
wahrer  Vorfall  zu  Grunde  liegen.  Denn  es  handelt  sich 
nicht  darum,  ob  die  Personen  gottlos  gewesen  sind,  sondern 
ob  die  ihnen  zustehende  Gewalt  eine  gottlose  gewesen 
ist,  was  nach  unserer  Ansicht  der  Apostel  verneint,  wenn 
er  diese  Gewalt,  als  von  Gott,  auch  für  jene  Zeit  angeord- 
net erklärt  und  sagt,  dass  sie  deshalb  im  innersten  Herzen 
geehrt  werden  solle,  dem  nur  allein  Gott  gebietet.  Daher 
konnte  auch  Nero  und  jener  König  Agrippa,  welchen 
Paulus  so  ernst  ermahnt,  die  christliche  Religion  anzu- 
nehmen (Actor.  XXVI),  sich  Christus  unterwerfen,  und  doch 
Jener  die  kaiserliche,  Dieser  die  königliche  Gewalt  be- 
halten, die  ohne  das  Recht  des  Schwertes  und  der  Waffen 
nicht  bestehen  kann.  So  wie  daher  vormals  naoh  dem 
Gesetze  die  Opfer  gottgefällig  waren,  auch  wenn  sie  von 
gottlosen  Priestern  dargebracht  wurden,  so  ist  aucli  die 
höchste  Gewalt  gottgefällig,  w^n  auch  ein  Gottloser  sie 
inne  hat. 

5.  Der  dritte  Grund  ergiebt  sich  aus  den  Worten  von 
Johannes  dem  Täufer.  Als  ihn  die  jüdischen  Soldaten 
ernstlich  fragten  (von  denen  viele  Tausende  bei  den  Römern 
Kriegsdienste  leisteten,  wie  aus  Joseph us  und  anderen 
Schriftstellern  erhellt),  was  sie  thun  sollten,  um  Gottes 
Zorn  zu  entgehen,  so  hiess  er  sie  nicht,  den  Dienst  zu  ver- 
lassen, was  er  hätte  thun  müssen,  wenn  dies  Gottes  Wille 
gewesen  wäre,  sondern  sich  der  Gewaltthätigkeit  zu  ent- 
halten und  mit  ihrer  Löhnung  sich  zu  begnügen,  Luc.  III.  14. 
Auf  diese  Worte  des  Täufers,  welche  eine  offene  Billigung 
des  Kriegsdienstes  enthalten,  entgegnen  Viele,  dass  diese 
Vorschrift  des  Täufers  von  denen  Christi  so  abweiche, 
dass  Jener  offenbar  etwas  Anderes  als  Dieser  gelehrt  habe; 
allein  aus  folgenden  Gründen  kann  ich  dies  nicht  ein- 
räumen. Johannes  und  Christus  hatten  mit  denselben  Ein- 
gangsworten das  Wesentliche  der  Lehre,  die  sie  brachten, 
angezeigt:  „Geht  in  euch,  denn  das  Himmelreich  ist  gekom- 
men," Matth.  HL  2;  IV.  17.  Christus  selbst  sagt,  dass 
das  Himmelreich  (d.  h.  das  neue  Gesetz,  denn  die  Juden 
pflegen  das  Gesetz  mit  Reich  zu  bezeichnen)  mit  den 
Tagen  des  Täufers  begonnen  habe.  Matth.  XI.  12.  Von 
Johannes  heisst  es,  dass  er  die  Taufe  der  Busse  gepredigt 
habe,   zur  Vergebung   der  Sünden;   Marc.  I.  4.     Dasselbe 
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haben  die  Apostel  in  Christi  Namen  gethan,  Actor.  II.  .38. 
Johannes  fordert  Früchte,  die  der  Reue  würdig  sind  und 
droht  Denen,  welche  solche  Früchte  nicht  vorbringen,  den 
Untergang,  Matth.  HL  8,  10.  Er  fordert  Werke  der 
Liebe  über  das  Gesetz,  Luc.  III.  11.  Es  heisst:  das 
Gesetz  habe  gegolten  bis  zu  Johannes,  d.  h.  mit  ihm  habe 
die  vollkommenere  Lehre  begonnen.  Matth.  XL  13.  Und 
der  Anfang  des  Evangeliums  wird  von  Johannes  gerechnet. 
Marc.  I.  1.  Luc.  I.  77.  Johannes  selbst  ist  durch  seinen 
Namen  grösser  als  die  Propheten.  Matth.  XL  9.  Luc. 
VII.  26.  Er  ist  gesandt,  um  dem  Volke  die  heilsame  Er- 
kenntniss  zu  bringen.  Luc.  I.  77;  um  das  Evangelium 
anzukündigen,  Luc.  III.  18.  Auch  trennt  Jesus  den  Jo- 
hannes nie  von  sich  wegen  eines  Unterschieds  in  der 
Lehre  (obgleich  das,  was  Johannes  unbestimmter,  ver- 
worrener und  unförmlich  lehrte,  von  Christus,  dem  wahren 
Lichte,  klar  überliefert  worden  ist),  sondern  sie  unter- 
scheiden sich  nur  darin,  dass  Jesus  jener  verkündete 
Messias  ist;  Actor.  XIX.  4;  Job.  I.  29;  nämlich  der  König 
des  Iiimmlischen  Reichs,  der  Denen,  die  an  ihm  glauben, 
die  Kraft  des  heiligen  Geistes  senden  wird.  Matth. 
IH.   11.     Marc.  L  8.     Luc.  HI.  16, 

6.    Ein  vierter  Grund   von  nicht   geringem  Gewicht, 
ist,   dass,   wenn  das  Recht  zu  Tode'sstrafen  und  zum  Ge-  \ 
brauch    der  Waffen    gegen   die  Räuber   und  Diebe   aufge-  I 
hoben   würde,    die    grösste  Frechlieit  in   Verbrechen   und  i 
gleichsam  eine  Sündfluth  von  Uebeln  daraus  folgen  würde,  I 
da    selbst  jetzt    durch   die  bestehenden  Gerichtshöfe    die  ^ 
Gottlosigkeit    kaum   zurückgehalten   werden   kann.     Wäre 
es  daher  die  Absicht  Christi  gewesen,    einen   solchen  un- 
erhörten Zustand  einzuführen,    so  hätte  er  in  ganz  deut- 
lichen und  bestimmten  Worten  aussprechen  müssen,   dass 
Niemand  zum  Tode  verurtheilt  werden  solle,  dass  Niemand 
die  Waffen  tragen  solle.     Aber  man  liest  nirgends,    dass 
er  dies  gethan:    denn  das,    was  man  dafür  beibringt,   ist 
entweder  sehr  allgemein  oder  dunkel.    Es  lehrt  aber  schon 
die  Billigkeit  und  die  Vernunft,  dass  man  allgemeine  Aus- 
drücke   richtig    beschränken    und    das   Zweideutige    ange- 
messen auffassen  müsse,  ja  dass  man  selbst  von  dem  ge- 
bräuchlichen Sinn  der  Worte  etwas  abgehen  muss,  um  eine 
Auffassung  zu  vermeiden,  die  die  grössten  Nachtheile  mit 
sich  führen  würde. 
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7.  Fünftens  kann  man  durch  keinen  Grund  bewei- 
sen, dass  das  Gesetz  Mosis  in  Betreff  der  Gerichte  schon 
vor  der  Zerstörung  Jerusalem's  erloschen  sei,  womit  erst 
der  Bestand  und  die  Hoffnungen  des  Staates  zusammen- 
brachen. Denn  im  Gesetze  Mosis  wird  für  diese  Anord- 
nung keine  Frist  gesetzt,  und  auch  Christus  und  die 
Apostel  sprechen  nirgends  von  dem  Aufhören  jenes  Ge- 
setzes, so  weit  es  eben  nicht,  wie  erwähnt,  in  dem  Unter- 
gange des  Staates  mit  enthalten  ist.  Paulus  sagt  viel- 
melir,  dass  der  Hohepriester  dafür  bestellt  sei,  dass  er 
Recht  spreche  nach  dem  Gesetze  Mosis.  Actor.  XXIII.  3. 
Christus  selbst  sagt  im  Eingange  seiner  Vorschriften, 
dass  er  nicht  gekommen  sei,  das  Gesetz  aufzulösen,  son- 
dern zu  erfüllen.  Matth.  V.  17.  Der  Sinn  dieser  Worte 
für  die  Ritualgesetze  ist  klar;  denn  die  Umrisse  eines 
Bildes  werden  durch  die  vollkommene  Ausmalung  des 
Gegenstandes  erfüllt;  aber  wie  könnte  Christus  dies  von 
den  Gesetzen  über  die  Gerichte  sagen,  wenn  er,  wie  Ein- 
zelne meinen,  sie  durch  seine  Ankunft  aufgehoben  hätte? 
Blieb  aber  das  Gesetz,  so  lange  der  jüdische  Staat  be- 
stand, verbindlich,  so  folgt,  dass  auch  die  zum  Christen- 
thura  bekehrten  Juden  den  Vorladungen  der  Obrigkeiten 
Folge  leisten  mussten,  und  dass  diese  nicht  anders  als 
nach  den  Gesetzen  Mosis  Recht  sprechen  konnten. 

8.  Ich  wenigstens  kann ,  nach  Erwägung  von  Allem, 
nicht  den  geringsten  Grund  finden,  weshalb  ein  frommer 
Mann,  der  diese  Worte  Christi  hörte,  sie  anders  hätte 
verstehen  können.  Das  erkenne  ich  an ,  dass  vor  Christi 
Zeit,  sowohl  in  Bezug  auf  äusserlichc  Straflosigkeit,  wie 
auch  Herzensreinigkeit  Manches  erlaubt  gewesen  ist  (dessen 
nähere  Untersuchung  jetzt  weder  nöthig  noch  angemessen 
ist),  was  Christus  seinen  Anhängern  nicht  gestatten  wollte, 
wie  z.  B.,  dass  man  die  Frau  wegen  jedweden  Fehltrittes 
von  sich  stossen  konnte;  oder  dass  man  den  Beleidiger 
zur  Strafe  vor  Gericht  fordern  konnte.  Allein  zwischen 
den  Vorschriften  Christi  und  jenem  früher  Erlaubten  ist 
zwar  ein  Unterschied,  aber  kein  Widerspruch.  Denn  wer 
seine  Frau  behält,  und  wer  die  schuldige  Busse  ohne 
Klage  erlässt,  thut  nichts  gegen  das  Gesetz,  vielmehr  das, 
was  das  Gesetz  vorzüglich  will.  Ganz  anders  verhält  es 
sich  mit  dem  Richter,  dem  das  Gesetz  nicht  erlaubt,  son- 
dern befiehlt,  den  Mörder  mit  dem  Tode  zu  bestrafen,  und 
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der  selbst  vor  Gott  strafbar  werden  würde,  wenn  er  es 
nicht  thäte.  Wenn  Christus  diesem  verböte,  den  Mörder 
nicht  mit  dem  Tode  zu  bestrafen,  so  verordnete  er  etwas 
gegen  das  Gesetz  und  löste  das  Gesetz. 

9.  Einen  sechsten  Grund  ergiebt  der  Fall  des  Haupt- 
manns Cornelius,  welcher  von  Christus  den  heiligen 
Geist,  das  unzweifelhafte  Zeichen  der  Rechtfertigung,  em- 
pfing und  vom  Apostel  Petrus  im  Namen  Christi  getauft 
worden  ist,  ohne  dass  man  liest,  dass  er  den  Kriegsdienst 
verlassen,  oder  dass  Petrus  ihn  dazu  ermahnt  hätte.  Es 
wird  allerdings  entgegnet,  dass,  da  Petrus  ihn  in  der 
christlichen  Religion  unterrichtet  habe,  man  auch  anneh- 
men müsse,  er  sei  über  das  Verlassen  des  Kriegsdienstes 
belehrt  worden.  Dies  wäre  erheblich,  wenn  es  sicher  und 
unzweifelhaft  wäre,  dass  das  Verbot  des  Kriegsdienstes 
zu  den  Vorschriften  Christi  gehöre.  Da  dies  aber  nir- 
gends ausdrücklich  gesagt  ist,  so  hätte  doch  hier,  wo  der 
Fall  es  so  sehr  forderte,  darüber  etwas  gesagt  werden 
müssen,  damit  der  späteren  Zeit  die  Regel  ihres  Verhal- 
tens nicht  unbekannt  bliebe.  Auch  pflegt  Lucas  da,  wo 
der  Stand  der  Person  eine  besondere  Veränderung  der 
Lebensweise  erforderte,  dies  nicht  mit  Stillschweigen  zu 
übergehen,  wie  Actor.  XIX.  19  und  andere  Stellen  er- 
geben. 

10.  Ein  siebenter,  diesem  ähnlicher  Grund  ist  aus 
dem,  was  wir  über  Sergius  Paulus  erwähnten,  zu  ent- 
nehmen. Denn  in  der  Geschichte  seiner  Bekehrung  findet 
sich  keine  Andeutung,  dass  er  sein  Amt  niedergelegt  habe, 
und  keine  Ermahnung,  dass  er  dieses  thun  solle.  Was 
aber  nicht  berichtet  wird,  während  es  doch  sehr  erheblich 
ist,  das  darf,  wie  erwähnt,  auch  nicht  als  geschehen  an- 
gesehen werden. 

11.  Als  achter  Grund  kann  gelten,  dass  der  Apostel 
Paulus  nach  Entdeckung  des  von  den  Juden  ihm  geleg- 
ten Hinterhaltes  dies  dem  Gerichtshofe  anzeigen  wollte, 
und  als  der  Hauptmann  ihm  Soldaten  mitgab,  unter  deren 
Schutz  er  gegen  alle  Gewalt  aufl  der  Reise  gewahrt  sein 
würde,  er  nicht  widersprach,  auch  dem  Hauptmann  und 
den  Soldaten  nicht  vorhielt,  dass  es  Gott  missfalle,  Ge- 
walt mit  Gewalt  zu  vertreiben. 

12.  Es  kommt  neuntens  hinzu,  dass,  wenn  eine  Sache 
erlaubt  und   sittlich   ist,    ihr  Zweck  nicht  wohl  unsittlich 
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und  unerlaubt  sein  kann.  Nun  ist  es  Pflicht,  die  Steuern 
zu  zahlen ;  es  ist  dies  ein  selbst  das  Gewissen  verbin- 
dendes Gebot,  wie  der  Apostel  Paulus  erklärt.  Der 
Zweck  der  Steuern  ist  aber,  der  öfFentlichen  Obrigkeit 
die  Mittel  zum  Schutz  der  Guten  und  zur  Züchtigung  der 
Bösen  zu  gewähren;  Rom.  XIII.  3,  4,  6.  Tacitus  sagt 
passend:  „Denn  es  giebt  keinen  Frieden  für  die  Völker 
ohne  Waffen,  noch  Waffen  ohne  Löhnung,  nocli  Löhnung 
ohne  Steuern."  Mit  diesem  Ausspruch  stimmt  Augustin: 
„Wir  zalilen  die  Steuern,  damit  die  Löhnung  dem  Soldaten 
des  nothwendigen  Schutzes  halber  gezahlt  werde." 

13.  Den  zehnten  Grund  bietet  die  Stelle  Actor. 
XXV.  11,  wo  Paulus  so  spricht:  „Wenn  ich  Jemand 
Schaden  zugefügt  oder  etwas  des  Todes  Würdiges  began- 
gen habe,  so  weigere  ich  mich  nicht,  zu  sterben."  Da- 
nach ist  also  auch  Paulus  der  Ansicht  gewesen,  dass 
selbst  nach  der  Verkündung  des  Gesetzes  des  Evangeliums 
es  gewisse  Verbrechen  gebe,  welche  billig  mit  dem  Tode 
bestraft  worden  können  und  müssen.  Auch  Petrus  lehrt 
dies  1.  Brief  II.  19,  20.  Hätte  Gott  damals  gewollt,  dass 
man  sich  der  Todesurtheile  enthalte,  so  konnte  Paulus 
sich  rechtfertigen  und  durfte  nicht  in  der  Mensclien  Sinn 
die  Meinung  lassen ,  dass  man  die  Verbrecher  auch  zu 
dieser  Zeit  noch  wie  vorlier  mit  dem  Tode  bestrafen 
könne.  Mit  dem  Beweis,  dass  die  Todesstrafen  auch  nach 
Christi  Ankunft  noch  reclitlich  zulässig  gewesen,  ist,  meines 
Erachtens,  zugleich  bewiesen,  dass  es  auch  erlaubt  ist, 
Krieg  zu  führen,  gleichsam  gegen  viele  und  bewaffnete 
Verbrecher.  Damit  diese  zur  Strafe  kommen,  müssen  sie 
durcli  das  Schwert  überwunden  werden.  Denn  die  Stärke 
und  der  Widerstand  der  Gegner  ist  wohl  bei  der  k'ugen 
üeberlegung  zu  erwägen,  aber  das  Recht  selbst  wird  da- 
durch nicht  geändert. 

14.  Elftens  werden  in  der  Offenbarung  Johannis  pro- 
phetiscli  gewisse  Kriege  der  Frommen  mit  offenbarer  Billi- 
gung verkündet.     XVIII.  6  und  anderwärts. 

15.  Zwölftens  kann  es  wohl  sein,  dass  das  Gesetz 
Christi  das  rein  Mosaische  Gesetz,  welches  die  Juden  von 
den  Heiden  trennte,  aufgehoben  hat;  Ephes.  II.  14;  aber 
was  nach  der  Natur  und  nach  der  Uebereinstimmunir  ge- 
sitteter Völker  für  sittlich  gilt,  hat  es  nicht  in  der  Weise 
aufgehoben,    dass  man   seine  allgemeinen  Ausdrücke  auf 
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alles  Sittliche  und  Tugendhafte  überhaupt  beziehen  müsste. 
Phil.  IV.  8;  1.  Cor.  XL  13,  14.  Nun  werden  aber  die 
Strafe  der  Verbrechen  und  der  Krieg,  womit  man  Unrecht 
abwehrt,  von  Natur  für  löblich  gehalten  und  zur  Tugend 
der  Gerechtigkeit  und  Wohlthätigkeit  gerechnet.  Hier  ist 
üurh  beiläufig  der  Irrthum  zu  erwähnen,  wonach  das 
Recht  der  Israeliten  zum  Kriege  blos  daraus  abgeleitet 
wird,  dass  Gott  ihnen  das  Canaitische  Land  verliehen 
habe.  Dies  ist  zwar  ein  richtiger  Grund,  aber  nicht  der 
einzige.  Denn  schon  vor  dieser  Zeit  haben  die  Frommen 
unter  Führung  der  Vernunft  Krieg  geführt,  und  selbst  die 
Israeliten  haben  dies  später  aus  anderen  Gründen  gethan, 
wie  David  wegen  Verletzung  der  Gesandten.  Ueberdem 
ist  das,  was  Jemand  aus  menschlichem  Recht  besitzt,  nicht 
weniger  das  Seinige,  als  wenn  Gott  es  ihm  geschenkt  hat, 
und  das  Recht  wird  durch  das  Evangelium  nicht  aufge- 
hoben. ^•^) 

^3)  Gr.  behandelt  hier  in  Abschnitt  VII.  mit  grosser 
Ausführlichkeit  die  Frage,  ob  Christus  den  Krieg  ge- 
stattet habe.  Die  Frage  war  natürlich  für  seine  Zeit 
wichtiger,  wie  für  die  Gegenwart.  Seine  Ausführungen 
haben  deshalb  nur  noch  ein  rechtshistorisches  Interesse. 
—  Bei  denselben  herrsclit  dieselbe  Verwechslung  der 
Selbstliülfe  und  des  Krieges  mit  der  Strafe,  die  bereits  in 
Anmerkung  51  gerügt  worden  ist.  In  §.  13  bemerkt  Gr. 
selbst  diesen  Unterschied  und  sucht  ihn  in  sophistischer 
Weise  dadurch  zu  beseitigen,  dass  er  den  Krieg  nur  als 
ein  verbrecherisches  Unternehmen  Vieler  auffasst.  Allein 
der  Unterschied  liegt  nicht  in  der  Zahl,  sondern  in  dem 
Zweck,  der  bei  der  Strafe  gar  nicht  mehr  auf  Schutz 
oder  Ersatz  des  verletzten  Rechts  gerichtet  ist,  während 
dies  der  Zweck  des  Krieges  ist.  Damit  fallen  die  von 
Gr.  in  §.  1  —  4  benutzten  Bibelstellen,  zum  Theil  auch 
§.  5;  ebenso  §.  7  und  8.  Dagegen  sprechen  die  anderen 
Stellen  allerdings  dafür,  dass  Christus  den  Kriegsdienst 
nicht  für  eine  seiner  Lehre  widerstreitende  Beschäftigung 
angesehen  habe,  und  man  kann  daraus  folgern,  dass  er 
auch  den  Krieg  nicht  unbedingt  verdammt  habe.  Der 
letzte  Ausspruch  in  dieser  Frage  ist  jedoch  hier  noch  vor- 
zubehalten, und  es  sind  zunächst  die  entgegengesetzten 
Stellen  zu  prüfen,  was  Gr.  in  Abschn.  VIII.  unternimmt. 
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VIII.  Wir  wollen  nun  sehen,  auf  welche  Gründe  sich 
die  entgegengesetzte  Ansicht  stützt,  damit  ein  frommer 
Schiedsrichter  desto  leichter  erkenne,  wo  das  Ueber- 
gewicht  sei. 

1.  Zuerst  pflegt  man  die  Weissagung  des  Jesaias 
anzuführen,  welcher  prophezeit,  dass  die  Schwertor  sich 
in  Hacken  und  die  Lanzen  in  Sicheln  umbiegen  werden, 
und  dass  Keiner  das  Schwert  gegen  den  Anderen  ziehen 
werde  und  der  Krieg  nicht  mehr  gelernt  zu  werden 
brauche.  II.  4.  Diese  W^eissagung  ist  jedoch,  wie  viele 
andere,  nur  bedingt  zu  verstehen,  nämlich  in  dem  Sinne, 
dass  dieser  Zustand  eintreten  werde,  wenn  alle  Völker 
das  Gesetz  Christi  angenommen  haben  und  erfüllen  wer- 
den, und  Gott  werde  seinerseits  nichts  dazu  fehlen  lassen. 
Dann,  wenn  Alle  Christen  sind  und  christlich  leben,  wer- 
den sicherlich  keine  Kriege  mehr  sein.  Arnobius  spricht 
dies  so  aus:  „Wenn  überhaupt  Alle,  welche  nicht  blos 
nach  ihrer  Körpergestalt,  sondern  auch  nach  der  Kraft 
ihrer  Vernunft  als  Menschen  gelten  wollen,  den  heilsamen 
und  friedlichen  Rathschlägen  dieser  Stelle  nur  ein  Wenig 
Gehör  schenken  wollten  und  nicht  in  üebermuth  und  Stolz 
mehr  ihrem  Sinne  als  jenen  Ermahnungen  vertrauen  woll- 
ten, so  würde  das  Eisen  nur  zu  milden  Zwecken  ange- 
wendet werden,  und  der  ganze  Erdkreis  würde  sich  schon 
längst  in  der  glücklichsten  Ruhe  befinden  und  sich  zu 
heilsamer  Eintracht  durch  ungebrochene,  heilige  Bündnisse 
vereinigen."  Lactantius  drückt  dies  so  aus:  „Was  wird 
werden,  wenn  Alle  in  Eintracht  übereinstimmen?  Das, 
was  werden  kann,  wenn  dio  Menschen  die  verderbliche 
und  gottlose  Wuth  fahren  lassen  und  unschuldig  und  ge- 
recht sein  wollen."  Versteht  man  aber  jene  Stelle  unbe- 
dingt, so  ergiebt  sich  von  selbst,  dass  die  Weissagung 
sich  noch  nicht  erfüllt  hat,  sondern  diese  Erfüllung,  wie 
die  allgemeine  Bekehrung  der  Juden,  noch  zu  erwarten 
steht.  In  beiderlei  Sinn  kann  daraus  gegen  die  reclitliche 
Zulässigkeit  der  Kriege  nichts  gefolgert  werden,  so  lange 
es  noch  Menschen  giebt,  welche  die  Friedfertigen  nicht  in 
Frieden  lassen,  sondern  ihnen  Gewalt  anthun. 

2.  Man  pflegt  aus  dem  5.  Kapitel  des  Matthäus 
mehrere  Gründe  zu  entnehmen,  für  deren  Beurtheilung  an 
Früheres  zu  erinnern  ist;  hätte  Christus  wirklich  alle 
Todesurtheile  und  alles  Kriegsrecht  aufheben   wollen,    so 
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würde  er  dies  wegen  der  Grösse  und  Neuheit  der  Sache 
mit  ganz  bestimmten  und  ausdrücklichen  Worten  gethan 
haben.  Dies  war  um  so  nöthiger,  als  jeder  Jude  glauben 
musste,  dass  die  Gesetze  Mosis  über  die  Gerichte  und  den 
Staat  so  lange  ihre  Kraft  für  die  Juden  behielten,  als  der 
Staat  bestände.  Nach  diesen  Vorbemerkungen  wollen  wir 
die  Beweiskraft  der  einzelnen  Stellen  der  Reihe  nach 
prüfen. 

3.  Die  gegentheilige  Ansicht  entlehnt  ihren  zweiten 
Grund  aus  jenen  Worten:  „Ihr  habt  gehört,  dass  gesagt 
worden:  Auge  um  Auge,  und  Zahn  um  Zahn;  ich  aber 
sage  euch,  wehrt  euch  nicht  des  Verletzers"  {L^raschahj 
was  die  Griechen  übersetzen  tm  u^lxovvu;  Exod.  II.  13), 
„sondern,  wer  dich  auf  die  rechte  Backe  schlägt,  dem  halte 
auch  die  linke  hin!"  Hieraus  folgern  Einige,  dass  man 
kein  Unrecht  abwehren  und  verfolgen  dürfe,  sei  es  öffent- 
lich, sei  es  auf  Privatwegen.  Allein  dies  sagen  die  Worte 
nicht;  denn  Christus  spricht  hier  nicht  zu  der  Obrigkeit, 
sondern  zu  den  Beschädigten;  auch  spricht  er  nicht  von 
jedem  Unrecht,  sondern  nur  von  solchem  wie  ein  Backen- 
streich, denn  die  folgenden  Worte  beschränken  die  allge- 
meine Bedeutung  der  vorgehenden. 

4.  So  wird  auch  in  dem  folgenden  Gebote:  „Wer  mit 
dir  vor  Gericht  streiten  will,  damit  er  den  Rock  gewinne, 
dem  tiberlasse  auch  den  Mantel",  nicht  jede  Anrufung  des 
Richters  oder  Schiedsrichters  verboten.  So  versteht  es 
Paulus,  der  nicht  alle  Prozesse  verbietet,  1.  Cor.  VI.  4; 
sondern  den  Christen  nur  verbietet,  in  den  heidnischen 
Gerichtssälen  mit  einander  zu  streiten,  nach  dem  Beispiele 
der  Juden,  bei  denen  der  Satz  galt:  Wer  die  Geschäfte 
der  Israeliten  vor  die  Fremden  bringt,  der  verunreinigt 
den  Namen  Gottes."  Vielmehr  will  Christus  zur  Uebung 
unserer  Geduld,  dass  über  Dinge,  die  leicht  wieder  zu 
erwerben  sind,  wie  ein  Rock,  oder  mit  dem  Rock  allen- 
falls auch  ein  Mantel,  nicht  vor  Gericht  gestritten  werde, 
auch  wenn  man  das  volle  Recht  auf  seiner  Seite  habe. 
Apollonius  von  Tyana  bestritt,  dass  ein  Philosoph  über 
Geld  prozessire,  und  Ulpian  sagt:  „Der  Prätor  miss- 
billigt es  nicht,  wenn  Jemand,  um  nicht  zu  viel  zu  pro- 
zessiren,  lieber  eine  Sache  aufgiebt;  denn  die  ängstliche 
Meinung  dessen,  der  die  Prozesse  verdammt,  sei  nicht 
tadelnswerth."    Was  hier  nach  Ulpian  die  ehrlichen  Leute 
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billigen,  dies  gebietet  Christus,  indem  er  den  Stoff  zu 
seinen  Geboten  aus  den  sittlichsten  und  lobenswerthesten 
Handlungen  entnimmt.  Aber  man  kann  daraus  nicht  fol- 
gern, dass  es  auch  dem  Vater  und  dem  Vormunde  ver- 
boten sein  solle,  das  zum  Unterhalt  der  Kinder  oder 
Pflegebefolilenen  Erforderliche,  da  nöthig,  auch  bei  dem 
Gerichte  zu  verfolgen.  Denn  ein  Anderes  ist  der  Rock 
sammt  dem  Mantel,  und  ein  Anderes  der  ganze  Lebens- 
unterhalt. In  den  Cleraentinischen  Konstitutionen  heisst 
es  von  einem  Christen,  wenn  er  prozessirt:  „Er  sucht  sich 
zu  vergleichen,  selbst  mit  einigem  Verluste."  Was  man 
daher  von  moralischen  Regeln  im  Allgemeinen  zu  sagen 
pflegt,  gilt  auch  hier:  man  darf  sie  nicht  zu  peinlich  neh- 
men, sondern  in  einer  gewissen  Breite. 

5.  So  hat  auch  der  Herr  in  dem  folgenden  Satze: 
„Wer  von  Dir  den  Frohndienst  auf  eine  Meile  verlangt, 
dem  leiste  ihn  auf  zwei,"  nicht  von  hundert  Meilen  ge- 
sprochen, welche  den  Menschen  längere  Zeit  in  seinen 
Geschäften  stören  würden,  sondern  von  einer  Meile,  und, 
wenn  es  so  üblich  sei,  von  zweien;  ein  Spaziergang,  der 
gleichsam  für  Nichts  gerechnet  wird.  Der  Sinn  ist  also, 
dass  man  in  Dingen,  die  nicht  sehr  belästigen,  das  Recht 
nicht  zu  peinlich  verfolgen,  sondern  eher  noch  weiter,  als 
der  Andere  verlangt,  nachgeben  solle,  damit  unsere  Ge- 
duld und  Güte  Allen  bekannt  werde. 

6.  Es  folgt  nun  das  Gebot:  „Wer  von  Dir  fordert, 
dem  gieb,  und  wer  von  Dir  leihen  will,  den  weise  nicht 
zurück."  Wollte  man  dies  ohne  Beschränkung  verstehen, 
so  enthielte  es  die  grösste  Härte.  Paulus  sagt  1.  Ti- 
moth.  V.  8:  „Wer  für  seine  Hauswirthscliaft  nicht  sorgt, 
ist  schlechter  als  der  Ungläubige.''  Wir  wollen  also  dem 
Paulus  folgen,  dem  besten  Ausleger  der  Gebote  seines 
Herrn,  der,  indem  er  die  Corinther  auffordert,  gegen  Je- 
rusalems Einwohner  mildthätig  zu  sein,  sagt:  „Nicht  damit 
Anderen  Ueberfluss  und  Euch  Bedrängniss  davon  werde, 
sondern  dass  Euer  Ueberfluss  in  billiger  Weise  dem  Man- 
gel Jener  zu  Hülfe  komme."  2.  Cor.  VHI.  13.  Das  heisst, 
indem  ich  mich  hier  der  Worte  des  Livius  bei  einer 
ähnlichen  Gelegenheit  bediene,  „dass  Ihr  aus  dem,  was 
Eurem  Reichthum  zugeflossen  ist,  die  Nothdurft  Anderer 
versorgt."  Dies  meint  auch  Cyrus  beiXenophon:  „Was 
ich   von   dem  keinigen   übrig   habe,    damit  werde  ich  für 
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die  Bedürfnisse  der  Freunde  sorgen."  Eine  gleiche  Billig- 
keit wollen  wir  anwenden  bei  Auslegung  der  von  uns  an- 
gezogenen Vorschrift. 

7.     So  wie   das  jüdische  Gesetz   die  willkürliche  Ehe- 
scheidung   nachsah,    um    der   Rohheit   der  Männer  gegen 
ihre  Frauen  entgegenzutreten,    so  hatte  es  auch,    um  die 
Privatraclie  zu  hindern,   zu   der   dieses  Volk  sehr  geneigt 
war,  dem  Verletzten  das  Recht  gegeben,  dem  Beschädiger 
zwar  nicht  mit  eigener  Hand,    aber   bei  dem  Richter  mit 
Gleichem    zu    vergelten.     Diesem    Gesetz    sind    auch    die 
zwölf  Tafeln   gefolgt,    welche  sagen:    „Wenn   er  Dir  ein 
Glied  gebrochen  hat,    so  leide  er  das  Gleiche."     Christus 
aber,  als  Lehrer  grösserer  Geduld,  ist  weit  entfernt,  diese 
Forderung    der    Rache    von    Seiten    des   Beschädigten    zu 
billigen,    und   verlangt,    dass   man   gewisse   Verletzungen 
nicht  einmal  mit  Gewalt  oder  richterlicher  Hülfe  abwehren 
solle.     Aber    welche    Verletzungen?    offenbar    die    erträg- 
lichen;   nicht,    dass   dies  nicht  auch  bei  den  groben  löb- 
lich wäre,    sondern  weil   er   schon  mit  einer  schwächeren 
Geduld  zufrieden  ist.    Deshalb  hat  er  ein  Beispiel  an  dem 
Backenstreich  gegeben,  welcher  nicht  das  Leben  gefährdet, 
nicht  den  Körper  verstümmelt,   sondern  nur  eine  Verach- 
tung unserer  anzeigt,  die  uns  um  nichts  schlechter  macht. 
Seneca  unterscheidet  in   seinem  Buche   über  die   Stand- 
haftigkeit    des   Weisen    die    Beschädigung    von    der    Ehr- 
verletzung.     „Jene",    sagt  er,    „ist  von  Natur  schwerer, 
diese  leichter;    denn    sie    scheint   nur  den  Empfindlichen 
schwer,   die  davon  nicht  verletzt,   sondern   beleidigt  wer- 
den.    Denn   so   gross   ist   die  Verwirrung  der  Geister  und 
die  Eitelkeit,    dass  Manche  nichts  Bittereres  kennen.     So 
trifft  man  auf  Sklaven,    die  lieber  mit   der  Peitsche    als 
mit  der   Faust  geschlagen  sein  wollen."     Derselbe    sagt 
anderwärts:    „die  Ehrbeleidigung  ist   eine  geringere   Ver- 
letzung,   die   man    mehr  beklagen  als  verfolgen  kann  und 
für  welche   die  Gesetze   keine  Strafe  nöthig  halten."     So 
sagt  bei  Pacuvius  ein  Anderer: 

„Leicht  kann  ich  die  Noth  ertragen,   wenn  nur  das  Unrecht 

nicht  dabei  ist, 
Und  selbst  das  Unrecht,  wenn  nur  die  Schmach  nicht  hinzu- 
kommt." 
Demosthenes   sagt:    „Für  freie   Menschen   ist   es  nicht 
so  hart,  geschlagen  zu  werden,   obgleich  es  hart  ist,  als 
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aus  üebermuth  geschlagen  zu  werden."  Seneca  sagt  an 
der  erwähnten  Stelle  später:  „Der  Schmerz  aus  der  Ehr- 
beleiaigung  ist  ein  Getiihl,  veranlasst  durch  die  Erniedri- 
gung der  Seele,  die  sich  einer  beleidigenden  Rede  oder 
Handlung  beugt." 

8.  Für  solche  Umstände  schreibt  Christus  die  Geduld 
vor;  und  damit  Niemand  mit  dem  abgenutzten  Einwand 
komme,  dass  man  durch  Ertragen  der  früheren  Beleidigung 
nur  neue  hervorrufe,  so  fügt  er  hinzu,  dass  man  eher 
auch  noch  die  neue  ertragen  solle,  als  die  erste  abwehren, 
weil  uns  nämlich  daraus  kein  anderes  Uebel  entstehe,  als 
was  in  einer  thörichten  Einbildung  enthalten  sei.  Die  Backe 
liinhalten,    ist  eine  jüdische  Redensart  für  „geduldig  er- 

/   tragen",    wie   aus   Esaias  L.  6   und  Jerem.  111.  3   erhellt. 
„Das  Antlitz    den  Verleumdungen   bieten",   sagt  Tacitus 
L    im  dritten  Buche  seiner  Geschichten. 

9.  Ein  dritter  Grund  wird  aus  dem  entnommen,  was 
bei  Matthäus  folgt:  „Ihr  liabt  gehört  das  Gebot:  Liebe 
Deinen  Nächsten  und  hasse  Deinen  Feind;  ich  aber  sage 
Euch :  Liebet  Eure  Feinde,  segnet,  die  Euch  fluchen,  betes 
für  die,  die  Euch  hassen  und  verfolgen."  Man  meint,  dast 
mit  einer  solchen  Liebe  und  Gütigkeit  gegen  die  Feinde 
und  Verfolger  die  Todesurtheile  und  Kriege  sich  nicht 
vertrügen.  Dies  widerlegt  sich  aber  leicht,  wenn  man  die 
Worte  dieses  jüdischen  Gesetzes  betrachtet.  Den  Juden 
war  befohlen,  den  Nächsten  zu  lieben,  d.  h.  den  Nächsten 
innerhali^  der  Juden,  denn  diesen  Sinn  des  Wortes  „Näch- 
sten" ergiebt  Levit.  XIX.  Vers  17,  verglichen  mit  Vers  18. 
Aber  trotzdem  war  den  Obrigkeiten  beibhlen,  die  Mörder 
und  andere  schwere  Verbrecher  zu  tödten:  trotzdem  haben 
die  elf  Stämme  wegen  einer  schweren  Beschädigung  den 
Stamm  Benjamin  mit  Krieg  überzogen;  Jud.  XX.;  trotz- 
dem fordert  David,  welcher  die  Schlachten  Gottes  schlug, 
die  ihm  versprochene  Herrschaft  mit  den  Waffen  von 
Isboseth. 

10.  Aber  wenn  auch  das  Wort  „Nächster"  jetzt  auf 
alle  Menschen  bezogen  wird,  weil  Alle  in  die  gemeinsame 
Gnade  aufgenommen  worden  sind,  und  kein  Volk  von  Gott 
verflucht  worden  ist,  so  muss  doch  jetzt  gegen  Alle  das 
gestattet  sein,  was  damals  gegen  die  Israeliten  gestattet 
war,  die  sich  damals  ebenso  lieben  sollten,  wie  jetzt  alle 
Menschen    sich   lieben   sollen.     Selbst  wenn  man   in   dem 
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Gesetze  des  Evangeliums  einen  höheren  Grad  von  Liebe 
verordnet   findet,    kann   dies   zugegeben   werden;   aber  es 
steht  auch    fest,    dass    nicht  Alle  gleich  zu  lieben  sind, 
sondern  der  Vater  mehr  als  der  Fremde.     Dann  ist  auch 
durch   das  Gesetz  der  Liebe  verordnet,    dass  das  Wohl 
des  Unschuldigen  dem   Wohle  des   Schuldigen,    und    das 
allgemeine  Wohl  dem  des  Einzelnen  vorzustellen  sei.    Aus 
der  Liebe  zu  den  Unschuldigen  sind  aber  die  Todesurtheile 
und   die   Kriege   hervorgegangen.      Man   sehe    den   Sitten- 
spruch  Prov.   XXIV.    11.     Die   Vorschriften   Christi    über 
die  Liebe   und  Unterstützung  der  Einzelnen   müssen   also 
erfüllt  werden,  so  weit  nicht  eine  grössere  und  gerechtere 
Liebe    daran   verhindert.     Der    alte   Spruch   ist  bekannt: 
„Aller  zu  schonen,  ist  ebenso  grausam,  als  Keines." 

11.    Dazu  kommt,  dass  wir  die  Feinde  nach  dem  Bei- 
spiele Gottes  lieben  sollen,  der  seine  Sonne  über  die  Bö- 
sen   aufgehen    lässt.     Aber  derselbe   Gott  verhängt    über 
gewisse  Böse   schon   in   diesem  Leben   Strafen    und  noch 
grössere   dereinst.     Damit  beseitigt    sich   auch   das,    was 
man   aus   der   den   Christen  gebotenen  Sanftmuth    geltend 
macht.    Denn  auch  Gott  wird  sanft,  mitleidig,  langmüthig 
genannt;  Jonas  IV.  2;  Exod.  XXXIV.  6.    Dessenungeachtet 
erzählt  die  heilige  Schrift  an  mehreren  Stellen  von  seinem 
Zorn  gegen  die  Widerspenstigen,  d.  h.  von  seinem  Willen, 
sie  zu  strafen.    Num.  XIV.  18;   Rom.  II.  8,  und  die  Obrig- 
keit ist  zum  Diener  dieses  Zornes  bestellt.    Rom.  XIII.  4. 
Moses  wird  wegen   seiner  grossen  Milde  gerühmt;    aber 
dennoch  vollzog  er  die  Strafe,  und  selbst  die  Todesstrafe 
an  den   Schuldigen.     An  verschiedenen   Stellen  wird  uns 
geboten,    Christi  Milde    und   Geduld    nachzuahmen;    aber 
Christus  ist  es,  der  die  ungehorsamen  Juden  mit  den  här- 
testen Strafen  belegte,  Matth.  XXII.  7,  und  der  die  Gott- 
losen am  Tage  des  Gerichts  nach  Verdienst  verdammen  wird. 
Die  Apostel  haben   die  Milde   ihres  Meisters  nachgeahmt, 
aber  dennoch    haben   sie  sich   der  ihnen  von  Gott  gege- 
benen Gewalt  bedient,    um   die  Lasterhaften   zu   strafen. 
1.  Cor.  IV.  21;  V.  5;  1.  Tim.  L  20. 

12.  Die  vierte  Stelle,  die  entgegengestellt  wird,  ist 
Rom.  XH.  17.  „Erwiedert  Böses  nicht  mit  Bösem;  han- 
delt recht  im  Angesicht  Aller;  lebt  wo  möglich  mit  allen 
Menschen  in  Frieden,  so  weit  es  von  Euch  abhängt;  rächt 
Euch  nicht,  Geliebte,  sondern  lasst  dem  Zorne  Zeit.    Denn 
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es  steht  geschrieben:  Mein  ist  die  Rache;  ich  werde  ver- 
gelten, spricht  Gott.  Wenn  daher  Dein  Feind  hungert, 
so  speise  ihn;  wenn  er  diirj^tet,  so  tränke  ihn.  Denn  wenn 
Du  dies  gethan  haben  wirst,  so  liast  Du  feurige  Kohlen 
auf  sein  Haupt  gesammelt.  Lasst  Euch  nicht  von  dem 
Bösen  überwinden ,  sondern  überwindet  das  Böse  durch 
das  (Jute."  Auch  hier  ist  dasselbe,  wie  früher,  zu  erwi- 
dern. Denn  zu  derselben  Zeit,  wo  Gott  gesagt  hatte: 
„Mein  ist  die  Rache;  ich  werde  vergelten,"  wurden  aucli 
Todesurtheile  vollstreckt,  und  bestanden  Gesetze  für  den 
Krieg.  Sie  sollen  selbst  den  Feinden  (d.  h.  aus  dem  eige- 
nen Volke)  Wohlthaten  erweisen.  Exod.  XXIII.  4,  5. 
Allein  dies  hinderte,  wie  erwähnt,  weder  die  Todesurtheile 
noch  die  gerechten  Kriege,  selbst  gegen  die  Israeliten. 
Deshalb  sind  auch  jetzt  diese  Worte  und  ähnliche  Vor- 
schriften, wenn  sie  auch  allgemein  lauten,  nicht  in  diesem 
Sinne  zu  nehmen,  und  zwar  um  so  weniger,  als  die  Ab- 
theilung der  heiligen  Bücher  in  Kapitel  nicht  von  den 
Aposteln  oder  aus  ihrer  Zeit  herrührt,  sondern  viel  später 
zur  Eintheilung  der  Vorträge  und  leichteren  Bezeichnung 
der  Stellen  geschehen  ist.  Deshalb  hat  der  jetzige  An- 
fang des  Kapitel  Xlll.  „Jedes  Geschöpf  sei  der  höchsten 
Gewalt  unterthan",  und  was  folgt,  mit  jenen  Vorschriften, 
keine  Rache  zu  nehmen,  zusammengehangen. 

13.  In  dieser  Betrachtung-  sagt  aber  Paulus,  dass 
die  Obrigkeiten  die  Diener  Gottes  seien  und  die  Voll- 
strecker seines  Zornes  (d.  h.  behufs  der  Strafe)  gegen  die 
Uebelthäter.  Er  unterscheidet  damit  auf  das  Klarste 
zwischen  der  Busse  um  des  öffentlichen  Wohles  willen, 
welche  statt  Gottes  vollstreckt  wird  und  zur  Strafe  ge- 
hört, die  Gott  sich  vorbehalten  hat,  und  zwischen  jener, 
welclie  nur  die  Rache  stillen  soll,  und  welche  er  vorher 
untersagt  hatte.  Denn  wollte  man  jenes  Verbot  auch  auf 
die  des  gemeinen  Besten  wegen  verordneten  Strafen  be- 
ziehen, so  wäre  es  verkehrt,  dann  dem  Ausspruche,  wonach 
man  sich  der  Todesstrafen  enthalten  solle,  den  anderen 
folgen  zu  lassen,  dass  die  Obri<^keiten  von  Gott  eingesetzt 
seien,  um  statt  seiner  die  Strafe  zu  vollstrecken. 

14.  Die  fünfte  Stelle,  die  Einige  herbeinehmen,  ist 
2.  Cor.  X.  3:  „Wenn  wir  auch  im  Fleische  wandeln,  so 
führen  wir  doch  nicht  die  Kriege  des  Fleisches.  Denn 
die  Waffen  unseres  Dienstes  sind  keine  fleischlichen,  son- 
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dorn  von  Gott  zur  Zerstörung  der  Schutzwehren  befähigt 
worden  u.  s.  w."    Allein  diese  Stelle  hat  keinen  Bezug  hier- 
auf.    Das  Vorgehende  und  Nachfolgende  zeigt,  dass  Pau- 
lus hier  mit  dem  Worte  „Fleisch"    die  schwächliche  Ge- 
stalt bezeichnete,  die  er  selbst  hatte,  und  wegen  deren  er 
verachtet  wurde.    Dieser  stellt  Paulus  seine  Waffen  gegen- 
über,  nämlich  die  ihm  als  Apostel  gegebene  Gewalt,  die 
W^iderspenstigen  zu  züchtigen,  wie  er  gethan  hatte  gegen 
den  Korinther  Elyma,    welcher   der  Blutschande   schuldig 
war;    gegen    Hymenäus    und    Alexander.      Diese    Gewalt 
nennt  er  keine  fleischliche,    d.  h.  schwache,    vielmehr  sei 
sie  die  stärkste.     Gehört  dies  zur  Frage  über  die  Todes- 
strafen oder  über  das  Recht  zum  Kriege?    Im  Gegentheil 
weil  die  Kirche  zu  dieser  Zeit  der  Hülfe   der  Obrigkeit 
entbehrte,    deshalb  hatte  Gott  jene  wunderbare  Macht  zu 
ihrem  Schutze  erweckt,    welche  bald   erlosch,    als  christ- 
liche Kaiser  der  Kirche  zu  Hülfe  kamen.    Auch  das  Manna 
blieb  aus,  als  das  israelitische  Volk  in  fruchtbare  Länder 
gelangt  war. 

15.  Sechstens  beruft  man  sich  auf  die  Stelle  Ephes. 
VI.  12:  „Legt  Euch  die  ganze  Rüstung  Gottes  an,  damit 
Ihr  gegen  die  Kämpfe  des  Teufels  Stand  halten  könnt- 
denn  Euer  Kampf  geht  nicht  gegen  das  Blut  und  das 
Fleisch  (man  füge  „blos"  hinzu,  nach  jüdischer  Ausdrucks- 
weise), sondern  gegen  die  Herrscher  u.  s.  w."  Diese  Stelle 
handelt  von  dem  den  Christen  eigenthümlichen  Kampfe 
und  nicht  von  dem,  den  sie  unter  Umständen  gleich  an- 
deren Menschen  führen  müssen. 

16.  Siebentens   wird   eine   Stelle   aus   Jacobus  bei- 
gebracht, IV.  1:  „Woher  kommen  die  Kriege  und  Schlach- 
ten unter  Euch?    Kommen  sie  niclit  aus  Euren  Begierden 
die    in   Euren   Gliedern   die   Gewalt  haben?     Ihr   begehrt 
und  werdet  nicht  erlangen;  Ihr  beneidet  und  erstrebt,  und 
werdet    nichts    erreichen;    Ihr    kämpft    und    führt   Krieg 
und  Ihr  werdet  nichts   gewinnen,    weil  Ihr  nicht  gebeten 
habt.     Ihr  betet  und   empfanget  nicht,    weil  Ihr  schlecht 
gebeten    habt,    und    in    Euren    Lüsten    Euch    verzehrt." 
Diese  Stelle  enthält  keine  allgemeine  Vorschrift;  sie  besagt 
nur,  dass  die  Kriege  und  Kämpfe,    in  denen  die  zerstreu- 
ten  Juden   sich   damals   kläglich   aufzehrten    (einen   Theil 
dieser  Vorgänge  kann  man  beiJosephus  nachlesen),  aus 
keinen   guten   Ursachen    entsprungen    seien;    wie    dies   ja 
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auch  jetzt  zu  unserem  Leidwesen  sich  ereignet.  Einen 
mit  dieser  Stelle  Jacobi  verwandten  Gedanken  spricht 
Tibull  aus  (1.  Eleg.  XL  7,  8): 

„Es  ist  der  Fehler  des  reichen  Goldes ;  denn  es  gab  keine  Krjege, 
Als  bei  den  Speisen  nur  stand  der  buchene  Becher." 
Auch  bei  Strabo  heisst  es  an  vielen  Stellen,    dass  jene 
Völker  am  unschuldigsten  leben,   deren  Nahrung  die  ein- 
fachste sei.    Damit  stimmen  die  Verse  des  Lucan  (Phar. 

IV.  373  u.  fF.) : 

„0   du  verschwenderischer   Luxus,    der    nie  mit 
geringem  Mahle  zufrieden,   und  du  gieriger  Hunger, 
der  nach  Speisen  geizt,  die  aus  Land  und  Meer  her- 
beigeschafft werden;  o  du  Ruhm  eines  geschmückten 
Tisches !     Lernet,  mit  wie  Wenigem  man  das  Leben 
erhalten   kann,    und   wie   wenig  die  Natur  verlangt! 
Die  Kranken  werden  nicht  gesund,   dass   man  alten 
edlen  Wein  spendet;  sie  trinken  nicht  aus  goldenen 
oder   duftenden    Bechern,    sondern   das  Leben   kehrt 
ihnen  durch  die  reine  Kehle  wieder.    Der  Bach  und 
das  Kornfeld   genügt  den  Völkern.     Wie   elend  sind 
die,  welche  Kriege  führen!" 
Dem  kann  man  den  Ausspruch  Plutarch's  aus  den  „Wider- 
sprüchen  der   Stoiker"    beifügen:    „Jeder  Krieg    zwischen 
den  Menschen   entspringt  aus   einer    Schlechtigkeit.     Bald 
aus   Wollust,    bald  aus  Habsucht,    bald  aus   Ruhmsucht, 
bald  aus  Herrschsucht."     Justinus  sagt,   als  er  die  Ein- 
richtungen   der   Scythen   lobt:    „Wenn    doch    die    übrigen 
Sterblichen  eine  gleiche  Mässigung,   eine  gleiche  Achtung 
vor  fremdem  Gute  bcoässen;  dann  würden  wahrhaftig  nicht 
so   viele  Kriege   in  allen  Jahrhunderten   in   allen  Ländern 
geführt   werden,    und    das  Eisen    und   die  Waffen   würden 
nicht  mehr  Menschen  wegnehmen  als  der  Lauf  der  Natur." 
Bei  Cicero  heisst  es  im  ersten  Buche  „lieber  die  Zwecke": 
„Aus  den  Leidenschaften  entspringt   der  Hass,   die  Zwie- 
tracht, die  Uneinigkeit,  der  Aufstand,  der  Krieg."    Maxi- 
mus von  Tyrus   sagt:    „Jetzt   ist  Alles  des  Krieges  voll; 
denn  überall   schweifen  die  Leidenschafton  und  erwecken 
in  allen  Ländern  die  Begierde  nach  fremdem  Eigenthum." 
Jamblich  US    sagt:    „Nur   der  Leib    und  seine  Begierden 
veranlassen    den   Krieg,    die    Aufstände    und    Schlachten; 
denn  alle  Kriege  werden  begonnen  um  des  Nutzens  willen." 
17.     Wenn    aber    achtens   Petrus   sagt:    „Wer    mit 
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dem  Schwerte  schlägt,  der  wird  durch  das  Schwert  unter- 
gehen," so  bezieht  sich  dies  nicht  auf  den  gewöhnlichen 
Krieg,  sondern  auf  den  Krieg  Einzelner  (denn  auch  Christus 
selbst  giebt  als  Grund  seiner  gehinderten  oder  verabsäum- 
ten Vertheidigung  an,  dass  sein  Reich  nicht  von  dieser 
Welt  sei)  und  wird  passender  an  seinem  Orte  erörtert 
werden.  ^^) 

s**)  Gr.  giebt  sich  viel  Mühe  und  verschwendet  grosse 
Gelehrsamkeit,  um  den  hier  angeführten  Bibelstellen  eine 
Auslegung  zu  geben,  welche  nicht  jeden  Krieg  für  uner- 
laubt erklärt.  Man  kann  ihm  in  diesem  Satze  beitreten, 
ohne  gerade  seine  Begründung  überall  zu  billigen.  Gr. 
fühlt,  dass  man  Christi  und  der  Apostel  Gebote  nicht 
wörtlich  verstehen  dürfe,  allein  den  wahren  Grund  dafür 
macht  er  nicht  geltend.  Er  liegt  darin,  dass  das  Sittliche 
überhaupt  nicht  durch  abstrakte  Regeln  ausgedrückt  wer- 
den kann.  Für  den  Menschen  besteht  eine  Mannigfaltig- 
keit von  Zwecken,  deren  Verfolgung  in  der  Moral  den 
Inhalt  der  einzelnen  Tugenden  bildet.  Jeder  dieser  Zwecke, 
mithin  auch  jede  einzelne  Tugend,  ist  ein  Hemmniss  für 
die  gleichzeitige  Verfolgung  oder  Uebung  der  anderen; 
des  Mensehen  Kräfte  reichen  dazu  nicht  aus,  und  die 
Zwecke  selbst  stehen  vielfach  mit  einander  in  Wider- 
spruch. Die  Bestimmtheit  des  Inhaltes  jeder  Moral  und 
die  Gestaltung  des  sittlichen  Lebens  eines  Volkes  kann 
deshalb  durch  die  blosse  Aufzählung  und  Empfehlung  der 
einzelnen  Tugenden  nicht  erreicht  werden;  vielmehr  kommt 
es  auf  die  Grenzen  an,  welche  die  eine  Tugend  gegen 
die  andere  innezuhalten  hat;  wie  weit  man  z.  B.  für  Er- 
haltung seines  Lebens  sorgen,  und  wie  weit  man  es  doch 
für  das  Vaterland  der  Gefahr  aussetzen  solle;  wie  weit 
man  sein  Vermögen  vermehren,  und  wie  weit  man  doch  für 
milde  Zwecke  wieder  davon  abgeben  solle  u.  s.  w.  Diese 
Kollisionen  erheben  sich  ununterbrochen  bei  jeder  Hand- 
lung, und  wenn  der  Einzelne  sie  nicht  bemerkt,  so  kommt 
es  daher,  dass  die  Sitten  und  das  Recht  seines  Landes 
diese  Kollisionen  bereits  geregelt  und  jeder  Tugend  eine 
bestimmte  Grenze  gegen  die  übrigen  gezogen  haben.  Da- 
mit hat  das  sittliche  Leben  erst  seine  organische  Gestal- 
tung gewonnen,  ähnlich  den  Organismen  der  Natur,  welche 
eine    ähnliche  Ausgleichung    der  elementaren  Kräfte    der 
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IX.  1.  Bei  der  Auslegung  von  Scliriften  liat  der  spä- 
tere Gebrauch  und  das  Ansehen  der  Weisen  grosses  Ge- 
wicht, und  dieses  gilt  auch  für  die  heiligen  Bücher.    Denn 

Natur  darstellen.  Indem  diese  Lebensgestaltung  dem  Ein- 
zelnen zur  zweiten  Natur  geworden  ist,  bemerkt  er  die 
an  sich  in  ihr  enthaltenen  Kollisionen  niclit.  Indem  nun 
die  moralische  Wissenschaft  sich  begnügt,  diese  einzelnen 
Tugenden  herauszulieben  und  jede  für  sich  zur  Pflicht  zu 
machen,  bietet  sie  von  dem  sittlichen  Leben  nur  die  eine 
und  leichtere  Seite;  die  andere  und  schwierigere,  die  Be- 
grenzung dieser  Tugenden  gegen  einander,  lässt  sie  un- 
erörtert,  und  es  ist  ihr  sogar  unmöglich,  diese  Begrenzung 
für  den  Einzelnen  und  seine  besondere  Lage  genügend  zu 
bezeichnen.  Deshalb  erhält  jede  Morallehre  erst  durch 
das  Leben  ihre  Ergänzung;  erst  dadurch  lernt  der  Ein- 
zelne, wie  in  seinem  Volke  diese  Tugenden  einander  Platz 
machen  müssen,  wie  weit  die  eine  auf  Kosten  der  andern 
zu  gehen  habe  oder  nicht.  An  sich  ist  es  keiner  Moral- 
lehre möglich,  diese  Ergänzung,  wie  sie  ihr  das  Leben 
giebt,  durch  eine  grössere  Vollständigkeit  oder  grössere 
Bestimmtheit  ihrer  Kegeln  zu  ersetzen.  Damit  erklärt  es 
sich,  dass  alle  Moralprediger  sich  begnügen,  die  einzelne 
Tugend,  die  sich  gerade  darbietet,  zu  besprechen  und  zu 
empfehlen,  ohne  auf  deren  Begrenzung  durch  die  anderen 
in  irgend  ausreichender  Weise  einzugehen.  Sie  wissen, 
dass  das  sittliche  Leben  des  Volkes  ein  überaus  kunst- 
volles, zusammenhängendes,  allmälig  gewachsenes  Ganze 
ist,  und  sie  begnügen  sich,  einzelne  in  demselben  geltende 
Kegeln,  wie  es  sich  trifft,  hervorzuheben  und  zur  Befolgung 
zu  empfehlen ;  im  Uebrigen  überlassen  sie  die  Hauptsache, 
d.  h.  die  Begrenzung  dieser  Tugend,  dem  Leben  und  der 
Sitte,  die  dies  allein  in  genügendem  Maasse  vollführen 
kann. 

Es  ist  deshalb  kein  Moralsystem  so  zureichend,  dass 
der  Einzelne  für  sein  einzelnes  bestimmtes  Handeln  daraus 
den  genügenden  Anhalt  entnehmen  könnte.  Wenn  dies 
von  den  Systemen  gilt,  so  muss  es  noch  mehr  von  ein- 
zelnen Predigten  und  von  den  Aussprüchen  gelten,  in 
denen  Christus  die  Tugenden  seinen  Zeitgenossen  empfahl. 
Er  hat  keine  neue  Tugend  eingeführt;  er  hat  keine  alte 
Tugend  aufgehoben;    er  hat  nichts   gethan,    als   die  bis- 
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es  ist  nicht  wahrscheinlich,  dass  die  von  den  Aposteln 
eingerichteten  Kirchen  sogleich  und  sämmtlich  von  dem 
abgefallen   sein   sollten,    was   die   Apostel   zwar  nur  kurz 

herige  Begrenzung  derselben  verändert,  indem  er  ein- 
zelnen Tugenden,  wie  der  Liebe  des  Nächsten,  der  Fried- 
fertigkeit, der  Geduld,  der  Demuth  u.  s.  w.  eine  weitere 
Geltung  auf  Kosten  der  egoistischen  Tugenden  zuge- 
sprochen hat,  als  bisher  der  Fall  gewesen  war.  Die  ganze 
Revolution,  welche  das  Christenthum  in  der  alten  Moral 
vollführt  hat,  besteht  nur  in  einer  solchen  Veränderung 
der  Grenzen  der  einzelnen  Tugenden. 

Da  nun  diese  Begrenzung  durch  Regeln  ohnehin  nicht 
ausführbar  ist,  so  fiel  es  auch  Christus  nicht  ein,  eine 
solche  Begrenzung  in  seinen  Aussprüchen  geben  zu  wollen; 
er  begnügte  sich,  jene  Tugenden  der  Liebe,  der  Geduld 
u.  8.  w\  überhaupt  stärker  zu  betonen,  und  überliess  alles 
Uebrige  dem  Takt  seiner  Jünger  und  der  Macht  des  wirk- 
lichen Lebens.  Daher  ist  nichts  leichter,  als  jede  seiner 
Vorschriften  misszuverstehen.  Eine  jede  derselben  geht 
über  das  zulässige  Maass  hinaus,  oder  vielmehr,  Christus 
hat  das  Maass  für  sie  oder  die  Begrenzung  gar  nicht 
geben  wollen  und  auch  nicht  können.  Aber  es  erhellt 
auch  hieraus,  dass  die  Moral  des  Neuen  Testamentes  an 
einer  Unbestimmtheit  oder  vielmehr  Biegsamkeit  leidet, 
welche  es  möglich  maclit,  sehr  verschiedene  Entwicke- 
lungen  der  Sittlichkeit  und  des  Rechts  mit  ihr  zu  ver- 
einigen. Die  Moral  und  das  Recht  war  seit  dem  Eintritt 
der  christlichen  Religion  in  die  Welt  in  jedem  Jahrhundert 
und  bei  jedem  Volke  so  ziemlich  eine  andere,  und  doch 
ist  jede  Zeit  und  jedes  Volk  überzeugt  gewesen,  dass 
seine  Moral  der  des  Evangeliums  entspreche  und  die  wahre 
Auslegung  und  Begrenzung  seiner  vagen  Vorschriften  ent- 
halte. 

Wegen  der  weiteren  Ausführung  dieser  Gedanken  muss 
auf  B.  XI.  126  u.  ff.  verwiesen  werden.  Ist  diese  Auf- 
fassung die  richtige,  so  ergiebt  sich  von  selbst,  dass  die 
von  Gr.  citirten  Stellen  nicht  in  dem  rigorosen  Sinne  bi- 
gotter Frommen  verstanden  werden  können,  dass  sie  viel- 
facher Beschränkung  durch  andere  Pflichten  unterliegen, 
und  dass  dazu  auch  das  Recht  der  Selbstvertheidigung 
und  des  Krieges  gehört. 
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geschrieben,  aber  mündlich  weiter  auseinandergesetzt  und 
zur  Uebung  eingeführt  hatten.  Es  pflegen  aber  die  Gegner 
des  Krieges  sich  auf  Aussprüche  der  Christen  zu  beziehen, 
worauf  ich  Dreierlei  zu  erwidern  habe. 

2.  Erstens  folgt  aus  diesen  Aussprüchen  nur  die 
Ansicht  Einzelner,  aber  nicht  die  allgemeine  Meinung  der 
Kirchen.  Dazu  kommt,  dass  die,  welche  diese  Aussprüche 
gethan  haben,  gern  von  Andern  sich  absondern  und  etwas 
ganz  Besonderes  lehren  mögen,  wie  Or  igen  es  und  Ter- 
tullian,  die  nicht  einmal  sich  gleich  bleiben.  Denn 
derselbe  Origenes  sagt,  dass  Gott  die  Bienen  als  Zeichen 
gesetzt  habe,  „für  gerechte  und  geordnete  Kriege,  wenn 
deren  unter  den  Menschen  nöthig  werden  sollten."  Und 
derselbe  TertuUian,  der  sonst  die  Todesstrafen  weniger 
zu  billigen  scheint,  sagt:  „Niemand  bestreitet,  dass  es 
gut  ist,  wenn  die  Uebelthäter  bestraft  werden."  Auch 
über  den  Kriegsdienst  schwankt  er;  denn  in  seinem  Buche 
über  den  Götzendienst  sagt  er:  „Es  fragt  sich,  ob  die 
Gläubigen  zum  Kriegsdienst  genommen  werden  können, 
und  ob  der  Kriegsdienst  sich  mit  dem  Glauben  verträgt." 
Hier  scheint  er  sich  gegen  den  Kriegsdienst  auszusprechen. 
Aber  in  seinem  Buche  „lieber  die  Krone  des  Staates" 
unterscheidet  er,  nachdem  er  Einiges  s^s^n  den  Kriegs- 
dienst gesagt,  zwischen  denen,  die  schon  vor  der  Taufe 
gedient  haben,  und  denen,  die  erst  nachher  eintreten. 
„Offenbar",  sagt  er,  „verhält  es  sich  anders  mit  Solchen, 
die,  als  Soldaten  angestellt,  später  zum  Glauben  kommen, 
wie  z.  B.  die,  welche  Johannes  taufte,  und  wie  die  gläubigen 
Hauptleute,  welche  Christus  lobt  und  Petrus  über  die  Lehre 
befragt.  Dagegen  ist  nach  Uebernahme  und  Bezeugung 
des  Glaubens  entweder  der  Dienst  sofort  zu  verlassen, 
wie  Viele  gethan  haben,  oder  es  ist  auf  alle  Weise  zu 
sorgen,  dass  nichts  gegen  Gott  begangen  werde."  Er 
wusste  also,  dass  Jene  nach  der  Taufe  Soldaten  geblie- 
ben, was  gewiss  von  ihnen  nicht  geschehen  sein  würde, 
wenn  ihnen  bekannt  gewesen,  dass  Christus  den  Kriegs- 
dienst verboten  habe,  ebenso  wie  die  Vögelschauer,  die 
Zauberer  und  Andere,  welche  verbotene  Künste  trieben,  nach 
der  Taufe  ihr  Geschäft  nicht  weiter  fortsetzen  durften.  In 
demselben  Buche  lobt  er  einen  Soldaten,  und  zwar  einen 
Christen  mit  den  Worten:  „0  in  Gott  ruhmreicher  Krie- 
ger!" 
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3.  Zweitens  ist  zu  erwidern,  dass,  wenn  die  Christen 
den  Kriegsdienst  missbiligten  oder  vermieden,  dies  wegen 
der  besonderen  Zeitumstände  geschah,  wo  der  Dienst 
kaum  geleistet  werden  konnte,  ohne  Handlungen  zu  be- 
gehen, die  den  christlichen  Geboten  widersprachen.  In 
dem  Briefe  des  Dolabella  an  die  Epheser  bei  Josephus 
heisst  es,  die  Juden  hätten  Befreiung  von  den  Feldzügen 
verlangt,  weil  sie  in  der  Mischung  mit  Fremden  die  Vor- 
schriften ihres  Gesetzes  nicht  genügend  beobachten  könn- 
ten, und  weil  sie  am  Sabbath  zur  Waffenübung  und  zu 
grossen  Märschen  gezwungen  würden.  Derselbe  Josephus 
berichtet,  dass  die  Juden  aus  gleichen  Gründen  von  L.  Len- 
tulus  die  Entlassung  erlangt  haben;  und  an  einer  anderen 
Stelle  erzählt  er,  dass,  als  die  Juden  aus  Rom  vertrieben 
worden,  Manche  zum  Kriegsdienst  eingeschrieben  gewesen 
seien,  und  Andere  deshalb  gestraft  gewesen,  weil  sie  in 
Achtung  ihrer  väterlichen  Gesetze  keine  Kriegsdienste 
hätten  leisten  wollen,  nämlich  wegen  der  obengenannten 
Gründe,  zu  denen  auch  noch  der  fernere  kam,  dass  sie 
gegen  ihre  Landsleute  kämpfen  sollten.  „Aber  gegen  diese 
die  Waffen  zu  führen,  ist  unrecht,"  sagt  Josephus,  näm- 
lich dann,  wenn  sie  wegen  Beobachtung  des  väterlichen 
Gesetzes  verfolgt  werden  sollen.  —  Wo  ab^r  die  Juden 
diese  Uebelstände  vermeiden  konnten,  da  haben  sie  auch 
unter  fremden  Königen  gedient,  „aber  verharrend  in  der  Sitte 
ihrer  Väter  und  lebend  nach  deren  Vorschrift,"  was  sie 
sich  früher  nach  Josephus  auszubedingen  pflegten.  —  Aehn- 
liche  Uebelstände  sind  es,  welche  TertuUian  dem  Kriegs- 
dienste seiner  Zeit  entgegenstellt.  So  sagt  er  in  seinem 
Buche  über  den  Götzendienst:  „Der  Kriegsdienst  verträgt 
sich  nicht  mit  dem  göttlichen  und  mit  dem  menschlichen 
Schwur,  mit  dem  Zeichen  Christi  und  mit  dem  Zeichen 
des  Teufels";  weil  nämlich  die  Soldaten  bei  den  heid- 
nischen Göttern,  bei  Jupiter,  Mars  und  Anderen  schwören 
raussten.  In  dem  Buche  „Ueber  die  Krone  des  Streiters" 
sagt  er:  „Er  wird  wachen  vor  den  Tempeln,  denen  er 
entsagt  hat,  und  wird  da  speisen  müssen,  wo  es  dem 
Apostel  nicht  gefällt,  und  was  er  am  Tage  mit  Verwün- 
schungen geflohen  hat,  wird  er  des  Nachts  vertheidigen." 
Dann:  „Wie  Vieles  von  dem  Lagerdienst  muss  als  Unrecht 
angesehen  und  als  Ueberschreitung  betrachtet  werden!" 

4.  Drittens  bemerke  ich,   dass  die  Christen  der  er- 
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sten  Zeit  so  von  Eifer,  das  Heil  zu  gewinnen,  erfüllt 
waren,  dass  sie  die  göttlichen  Rathschläge  schon  für 
Gebote  nahmen.  Athenagoras  sagt:  „Die  Christen 
ziehen  die  Räuber  nicht  vor  Gericht."  Salvianus  sagt: 
„Christus  habe  geboten,  dass  man  das,  worüber  gestritten 
werde,  aufgeben  solle,  nur  damit  man  sich  des  Streites 
entledige."  In  dieser  Allgemeinheit  mag  dies  räthlich 
sein  und  zu  einem  höheren  Leben  gehören;  aber  geboten 
ist  es  nicht.  Aehnlich  verhält  es  sich,  wenn  viele  Aeltere 
jeden  Schwur  ohne  Ausnahme  missbilligen,  obgleich  doch 
Paulus  in  einer  wichtigen  Sache  geschworen  hat.  ßei 
Tat i an  lehnt  ein  Christ  das  Amt  eines  Befehlshabers  ab; 
bei  Tertullian  heisst  es:  „Der  Christ  soll  nicht  einmal 
ein  bürgerliches  Amt  begehren."  So  sagt  Lactantius, 
dass  der  Gerechte  (d.  h.  der  Christ)  nicht  in  den  Krieg 
ziehe,  aber  so,  dass  er  auch  nicht  zu  Schiffe  gehe.  Wie 
viele  der  ersten  Christen  rathen  von  der  zweiten  lieirath 
ab?  Dies  Alles  ist  löblich,  ausgezeichnet,  Gott  wohl- 
gefällig; aber  kein  Gesetz  verlangt  es  von  uns.  —  Dies 
wird  zur  Beseitigung  der  Einwendungen  genügen.  ^5) 

X.  1.  Zur  Unterstützung  unserer  Ansicht  ist  zu  er- 
wähnen, wie  viele  und  zwar  ältere  Schriftsteller  der  Mei- 
nung sind,  dass  die  Todesstrafen,  und  folglich  auch  der 
Krieg,  den  Christen  erlaubt  seien.  So  sagt  Clemens  von 
Alexandrien,  dass,  wenn  ein  Christ  den  Thron  besteigen 
sollte,  er  seinen  Unterthanen  das  lebendige  Gesetz  sein 
werde,  die  Guten  belohnen  und  die  Bösen  bestrafen  werde. 
Und  anderwärts  sagt  er  bei  Beschreibung  des  Anzugs 
eines  Christen,    es  zieme   sich  für  ihn,   barfuss  zu  gehen, 

5*)  Indem  die  streng  christliche  Gesinnung  in  den  ersten 
Jahrhunderten  am  lebendigsten  war  und  die  Christen  dabei 
von  dem  staatlichen  Leben  beinahe  ausgeschlossen  waren, 
ist  es  erklärlich,  dass  die  von  Christus  besonders  betonten 
Tugenden  von  den  ersten  Christen  in  einem  Maasse  den 
übrigen  Tugenden  vorgestellt  werden,  dass  ein  staatliches, 
nach  allen  Seiten  entwickeltes  Leben  sich  kaum  damit 
vertragen  konnte.  Es  war  daher  natürlich,  dass  je  nach 
der  mehr  isolirten  oder  mehr  dem  Leben  angehörenden 
Stellung  der  einzelnen  Christen  und  insbesondere  der  ein- 
zelnen Kirchenväter  über  die  Ausdehnung  und  den  Gel- 
tungsbereich   dieser    sogenannten    christlichen    Tuo;enden 
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wenn  er  nicht  Soldat  sei.  In  den  Konstitutionen  des 
Clemens  Romanus  heisst  es  Buch  VII,  c.  3:  „Nicht  jeder 
Mord  ist  unerlaubt,  sondern  nur  der  des  Unschuldigen; 
aber  auch  die  erlaubte  Tödtung  bleibt  nur  der  Obrigkeit 
vorbehalten." 

2.  Doch  wollen  wir,  mit  Beiseitelassung  der  Aussprüche 
Einzelner,  zu  den  öffentlichen  der  Kirche  übergehen,  die 
von  dem  grössten  Gewichte  sein  müssen.  Ich  sage  also, 
dass  die  Kirche  den  Soldaten  niemals  die  Taufe  verwei- 
gert und  sie  nie  von  den  Sacramenten  ausgeschlossen  hat, 
was  doch  geschehen  musste  und  wäre,  wenn  der  Kriegs- 
dienst mit  den  Vorschriften  des  Neuen  Bundes  unvereinbar 
gewesen  wäre.  In  den  oben  erwähnten  Konstitutionen, 
Buch  VIII.  Kap.  37,  handelt  der  Verfasser  von  denen, 
welche  in  alten  Zeiten  zur  Taufe  zugelassen  oder  davon 
abgewiesen  wurden,  und  sagt:  „Wenn  ein  Soldat  die  Taufe 
verlangt,  so  soll  man  ihnen  lehren,  dass  er  sich  des 
Unrechts  und  der  Quälerei  enthalte  und  mit  seiner  Löh- 
nung zufrieden  sei.  Wolle  er  dies  thun,  so  solle  er  zu- 
gelassen werden."  Tertullian  lässt  in  der  Apologetik 
einen  Christen  sagen:  „Wir  gehen  mit  Euch  zu  Schiffe 
und  ziehen  mit  Euch  in  den  Krieg."  Vorher  hatte  er 
dem  Paulus  gesagt:  „Wir  sind  Fremde,  und  doch  sind 
alle  Städte,  Inseln,  Schlösser,  Flecken,  Weiler,  selbst 
die  Läger  von  uns  angefüllt."  In  demselben  Buche  hatte 
er  erzählt,  dass  auf  das  Gebet  der  christlichen  Soldaten  für 
den  Kaiser  M.  Aurel  der  Regen  erlangt  worden  sei.  In 
seiner  „Krone"  sagt  er:  dass  jener  Soldat,  der  die  Krone 
weggeworfen  habe,  standhafter  wie  seine  Brüder  gewesen 


zahlreiche  Controversen  entstehen  mussten,  von  denen  Gr. 
hier  einige  Beispiele  bietet.  Da  die  Aussprüche  Christi 
nnd  der  Apostel  die  verschiedenste  Auslegung  gestatten, 
und  in  den  meisten  Fällen  Christus  und  die  Apostel  selbst 
sich  über  den  Geltungsbereich  ihrer  Gebote  anderen  Pflich- 
ten gegenüber  nicht  klar  waren,  so  erhellt,  dass  auch  die 
Ansichten  der  Kirchenväter  hier  wenig  weiter  führen,  son- 
dern nur  dazu  dienen,  die  in  No.  54  entwickelte  Ansicht 
zu  bestätigen,  dass  durch  Moralregeln  allein  das  bestimmte 
Handeln  und  das  sittliche  Leben  nicht  erschöpft  und  nicht 
genügend  bestimmt  werden  kann. 
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sei,  und  zeigt,  dass  viele  seiner  Kameraden  Christen  ge- 
wesen seien. 

3.  Dazu  kommt,  dass  auch  Soldaten,  die  für  Christus 
Martern  und  den  Tod  erlitten,  dieselben  Ehren  gleich  den 
andern  Märtyrern  von  der  Kirche  empfangen  haben.  Unter 
diesen  werden  die  Gefährten  von  Pnulus  genannt,  ferner  Ce- 
rialis  unter  Decius,  Marinus  unter  Valerian,  fünfzig  unter 
Aurelian,  Victor,  Maurus  und  der  Hauptmann  Valen- 
tinus  unter  Maximinian;  der  Hauptmann  Marcellus  um 
dieselbe  Zeit;  Severian  unter  Licinius.  Cyprian  sagt 
über  Laurentinus  und  Ignatius  von  Afrika:  „Obgleich 
sie  in  den  heidnisclien  Lagern  als  Soldaten  dienten,'  so 
waren  sie  doch  wahre  und  geistige  Soldaten  Gottes,  und 
während  sie  den  Teufel  durcli  das  christliche  Bekenntniss 
niederschlugen,  haben  sie  durch  ihre  Leiden  die  Palme 
des  Herrn  und  die  himmlischen  Kronen  erworben."  Hieraus 
ergiebt  sich,  wie  die  christlichen  Gemeinden  über  den 
Kriegsdienst  zu  der  Zeit,  ehe  die  Kaiser  Christen  waren, 
gedacht  haben. 

4.  Wenn  die  Christen  in  jener  Zeit  sich  nicht  gern 
bei  Todesurtheilen  betheiligten,  so  kann  dies  nicht  auf- 
fallen, da  das  Urtheil  meistens  über  Christen  zu  fällen 
war.  Ueberdem  waren  auch  sonst  die  Römischen  Gesetze 
härter,  als  die  cliristliche  Milde  gestattet,  wie  schon  aus 
dem  Silanianischen  Senatsbeschluss  erhellt. •'><»)  Als  aber 
Constantin  die  cliristliche  Religion  zu  billigen  und  zu 
befördern  begann,  haben  deshalb  die  Todesstrafen  nicht 
aufgehört.  Constantin  selbst  hat  unter  Anderem  in  einem 
Gesetz  verordnet,  dass  die  Vatermörder  in  einen  Sack 
genäht  und  ertränkt  werden  sollen,  was  sich  noch  jetzt 
im  Codex  unter  dem  betreffenden  Titel  befindet.  Und  doch 
war  er  sonst  in  Kapitalsachen  sehr  mild,  weshalb  ihn  die 
Geschichtschreiber  wegen  der  zu  grossen  Milde  tadeln. 
Er  hatte  aber  damals  viele  Christen  in  seinem  Heere, 
wie    die   Geschichte    sagt,    auch    schrieb    er    den    Namen 


5ö)  Dieser  Senatsbeschluss  verordnete,  dass  wenn 
Jemand  in  seinem  Hause  ermordet  gefunden  worden,  alle 
im  Hause  befindlichen  Sklaven  zur  Tortur  gebracht  und 
mit  dem  Tode  bestraft  werden  sollten.  Dieser  Senats- 
beschluss wurde  unter  Kaiser  Augustus  im  Jahr  762 
Roms  gefasst. 
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Christi  auf  eine  Fahne.  Seitdem  wurde  auch  der  Soldaten- 
eid in  die  Formel  gebracht,  wie  sie  bei  Vegetius  lautet: 
„Bei  Gott,  Christus  und  dem  heiligen  Geist  und  bei  der 
Majestät  des  Kaisers,  welche  nach  Gottes  Willen  das 
Menschengeschlecht  zu  lieben  und  zu  verehren  hat." 

5.  Auch  liest  man  von  keinem  einzigen  Bischöfe  unter 
so  vielen,  davon  die  meisten  das  Härteste  für  die  Religion 
erduldet  hatten,  dass  er  den  Constantin  von  den  Todes- 
strafen überhaupt  und  von  dem  Kriege  insbesondere  ab- 
gehalten, oder  die  Christen  von  dem  Kriegsdienst  durch 
die  Drohung  des  göttlichen  Zornes  abgeschreckt  hätte, 
während  doch  viele  von  ihnen  die  strengsten  Wächter  des 
Lebenswandels  waren  und  offen  aussprachen,  was  zu  den 
Pflichten  der  Kaiser  und  Anderer  gehöre.  So  spricht 
Ambrosius  zur  Zeit  des  Theodosius  in  der  siebenten 
Predigt:  „Der  Kriegsdienst  ist  kein  Vergehen,  aber  es 
ist  Sünde,  wenn  man  der  Beute  wegen  in  den  Krieg  zieht;" 
und  über  die  Pflichten:  „Die  Tapferkeit,  welche  im  Kriege 
das  Vaterland  gegen  die  Barbaren  vertheidigt  oder  zu 
Hause  die  Schwachen  beschützt  und  die  Mitbürger  vor 
den  Räubern,  ist  voll  Gerechtigkeit.''  Dieser  Grund  ist 
so  stark,  dass  Weiteres  mir  nicht  nöthig  scheint. 

6.  Indess  ist  mir  wohl  bekannt,  dass  die  Bischöfe  und 
das  christliche  Volk  durch  Einlegung  ihrer  Bitten  oft 
Strafen,  namentlich  Todesstrafen,  abgewendet  haben,  und 
dass  sich  die  Sitte  gebildet  hat,  dass  die  Kirche  die, 
welche  zu  ihr  geflüchtet  waren,  nur  zurückgab,  nachdem 
ihnen  das  Leben  zugesichert  worden  war;  auch  dass  zu 
Ostern  alle  Verbrecher  aus  den  Gefängnissen  entlassen 
wurden.  W^r  indess  dies  und  Aehnliches  sorgfältig  er- 
wägt, wird  finden,  dass  es  nur  Zeichen  der  christlichen 
Güte  sind,  welche  jede  Gelegenheit  zur  Gnade  ergreift, 
ohne  deshalb  alle  Todesurtheile  verdammen  zu  wollen. 
Deshalb  wurden  auch  die  Privilegien  gewisser  Orte  und 
Zeiten,  und  selbst  die  Gebete,  durch  gewisse  Ausnahmen 
beschränkt. 

7.  Einige  treten  uns  hier  mit  dem  12.  Kanon  der 
Synode  von  Nicäa  entgegen,  welcher  so  lautet:  „Die, 
welche  durch  die  Gnade  berufen,  anfangs  zwar  Eifer  und 
Glauben  bewiesen  und  ihren  Soldatenrock  abgelegt  haben, 
nachher  aber,  wie  die  Hunde  zu  ihrem  Ausgebrochenen, 
zurückgekehrt  sind,  so  dass  Einzelne  sogar  Geld  gegeben 
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und  durch  Belohnung  den  Soldatenstand  wieder  zu  er- 
langen gesucht  haben,  diese  sollen  zehn  Jahre  lang  auf 
den  Knieen  liegen,  nachdem  sie  drei  Jahre  zugehört  haben. 
Bei  Allem  diesem  muss  aber  Ziel  und  Maass  der  Reue 
innegehalten  werden.  Denn  wenn  Einzelne  durch  Furcht, 
Thränen,  Geduld  und  gute  Werke  ernstliche  Besserung 
zeigen,  so  können  sie  nach  Vtiiauf  der  für  das  Zuhören 
bestimmten  Zeit,  an  den  Gebeten  wieder  Theil  nehmen, 
und  den  Bischölen  ist  dann  erlaubt,  etwas  milder  mit 
ihnen  zu  vertahren.  Aber  die,  welche  gleichgültig  ge- 
blieben sind  und  gemeint  haben,  die  Gewohnheit  des 
Kirchenbesuchs  genüge  zur  Bekehrung,  sollen  die  fest- 
gesetzte Zeit  ganz  aushalten."  Schon  diese  Zeit  von  drei- 
zehn Jahren  zeigt  genügend,  dass  es  sich  hier  um  kein 
leichtes  oder  zweifelhaftes,  sondern  um  ein  schweres 
und  offenbares  Verbrechen  liandelt. 

8.  Unzweifelhaft  ist  damit  der  Götzendienst  gemeint;  denn 
die  in  dem  11.  Kanon  vorausgegangene  Erwähnung  der  Zei- 
ten des  Licinius  muss  auch  für  diesen  Kanon  als  stillschwei- 
gend wiederholt  angesehen  werden,  wie  ja  oft  der  Sinn 
eines  späteren  Kanons  von  einem  vorhergehenden  bedingt 
ist,  z.  ß.  Kanon  XI  des  Concils  von  Eliberos.  Licinius 
entliess  die  Soldaten,  wie  Eus'ebius  berichtet,  des  Dienstes, 
wenn  sie  den  heidnischen  Göttern  nicht  opfern  wollten. 
Dies  ahmte  auch  später  Julian  nach,  weshalb  auch  Vie- 
tricius  und  Andere  den  Soldatenrock  um  Cliristi  willen 
weggeworfen  haben.  Dasselbe  hatten  unter  Diocletian 
1400  Mann  in  Armenien  gethan ,  davon  die  Märtyrer- 
geschichten erwähnen;  ebenso  hatten  Menna  und  Heysichius 
in  Egypten  gehandelt.  So  traten  anch  zu  Licinius  Zeiten 
Viele  aus  dem  Soldatendienst,  unter  ihnen  auch  Arsaius, 
der  zu  den  Bekennern  gehört,  und  Auxentius,  später 
Bischof  von  Mopsuestia.  Deshalb  konnten  die ,  welche  ein- 
mal aus  Gewissenszweifeln  den  Soldatendienst  verlassen 
liattcn,  nur  durch  Verleugnung  des  christlichen  Glaubens 
unter  Licinius  unter  die  Soldaten  wieder  eintreten.  Diese 
Ableugnung  war  um  so  strafwürdiger,  da  ihre  frühere 
Handlung  zeigte,  dass  sie  das  göttliche  Gesetz  wohl  kann- 
ten; deshalb  wurden  auch  diese  Abtrünnigen  härter  gestraft 
als  die,  welche  das  Christenthum  wegen  Gefahr  des  Lebens 
oder  Verlust  des  Vermögens  verlassen  hatten,  wovon  der 
vorige  Kanon  gehandelt  hat.    üeberhaupt  ist  es  unzulässig, 
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den  erwähnten  Kanon  auf  jede  Art  von  Kriegsdienst  zu 
beziehen;  denn  die  Geschichte  berichtet  deutlich,  dass 
denen,  welche  unter  Licinius  ausgetreten  und  während 
seiner  Herrschaft  nicht  zurückgekehrt  waren,  um  die 
christliche  Pflicht  nicht  zu  verletzen,  von  Constantin 
die  Wahl  gelassen  wurde,  ob  sie  vom  Kriegsdienst  frei 
bleiben  oder  wieder  eintreten  wollten,  was  sicherlich 
Viele  gethan  haben. 

9.  Manche  stellen  uns  auch  den  Brief  von  Leo  ent- 
gegen, welcher  schreibt:  „es  widerspreche  den  Regeln 
der  Kirche,  nach  gethaner  Busse  zum  weltlichen  Kriegs- 
dienst zurückzukehren."  Man  muss  indess  wissen,  dass 
von  den  Büssenden  ebenso,  wie  von  den  Geistlichen  und 
Einsiedlern  nicht  blos  ein  christliches  Leben  gefordert 
wurde,  sondern  ein  Leben  von  ganz  besonderer  Reinigkeit, 
damit  sie  durch  ihr  Beispiel  so  viel  zur  Besserung  bei- 
trügen, wie  sie  es  früher  zum  Sündigen  gethan  hatten. 
Aehnlich  heisst  es  in  den  ältesten  Regeln  der  Kirche,  welche, 
um  sie  durch  einen  heiligern  Namen  mehr  zu  empfehlen, 
gewöhnlich  die  Kanones  der  Apostel  genannt  werden,  und 
zwar  im  82.  Kanon:  „Kein  Bischof,  Priester  oder  Diakon 
darf  Kriegsdienste  thun  und  mit  seinem  priesterlichen 
Amte  ein  römisches  Amt  verbinden ,  denn  was  des  Kaisers 
ist,  ist  dem  Kaiser,  und  was  Gottes  ist,  ist  Gott  zu  geben." 
Hieraus  erhellt,  dass  den  Christen  der  Kriegsdienst  nicht 
verboten  war,  ausgenommen  wenn  sie  auf  geistliche  Ehren 
Anspruch  machen  wollten. 

10.  Selbst  diejenigen  wurden  nicht  zu  geistlichen 
Aemtern  zugelassen,  welche  nach  der  Taufe  entweder 
ein  obrigkeitliches  oder  ein  militärisches  Amt  verwaltet 
hatten,  wie  aus  den  Briefen  des  Syricius  und  Inno- 
centius  und  aus  dem  Koncil  von  Toledo  erhellt.  Man 
wählte  nämlich  die  Geistlichen  nicht  aus  allen  Christen 
überhaupt,  sondern  nur  aus  denen,  welche  ein  vorzüg- 
liches Leben  geführt  hatten.  Dazu  kommt,  dass  die 
Verbindlichkeiten,  welche  der  Kriegsdienst  oder  einzelne 
Aemter  mit  sich  brachten,  nicht  ohne  Unterbrechung  fort- 
liefen; dagegen  durften  die,  w^elche  sich  dem  heiligen 
Kirchendienst  gewidmet  hatten ,  durch  keine  andere  Sorge 
oder  tägliche  Arbeit  davon  abgezogen  werden.  Deshalb 
verordnet  auch  der  6.  Kanon:  dass  kein  Bischof,  Priester 
oder  Diakon  eine  weltliche  Verwaltung  übernehme;  ferner 
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der  80. :  dass  er  sich  nicht  mit  öffentlichen  Aemtern  befasse, 
und  der  64.  der  Afrikanischen  Kanones:  dass  er  keine 
Führung  fremder  Geschäfte  übernehme  und  nicht  als 
Patron  bei  Prozessen  auftrete.  Cyprian  will  sie  deshalb 
auch  nicht  als  Vormünder  zulassen. 

11.  Für  unsere  Meinung  haben  wir  den  ausdrücklichen 
Aussjjrucli  der  Kirche  auf  dem  ersten  Koncil  von  Arles, 
was  unter  Constantin  abgehalten  worden  ist.  Der  3.  Kanon 
desselben  lautet  so:  „Ueber  die,  welche  im  Frieden  die 
Waffen  weggeworfen,  ist  beschlossen  worden,  sie  nicht 
zur  Kommunion  zuzulassen;"  was  sich  auf  die  bezieht, 
welche  den  Kriegsdienst  ausser  den  Zeiten  der  Christen- 
verfolgung verlassen.  Denn  dies  meinten  die  Christen 
mit  dem  Worte  Frieden,  wie  aus  Cyprian  und  Anderen 
erhellt.  Hierzu  kommt  das  Beispiel  der  Soldaten  unter 
Julian,  welche  zum  grossen  Frommen  der  Christenheit 
bereit  waren,  mit  ihrem  Tode  Zeugniss  für  Christus  ab- 
zulegen. Ambrosius  erzählt  es  so:  „Der  Kaiser  Julian 
hatte  viele  Christen  unter  seinen  Soldaten,  obgleich  er 
vom  Glauben  abgefallen  war.  Als  dieser  ihnen  sagte: 
rückt  in  die  Schlacht  für  die  Vertheidigung  des  Staates, 
so  gehorchten  sie  ihm;  als  er  aber  sprach:  führet  die 
Waffen  gegen  die  Christen,  so  folgten  sie  nur  dem  Herrn 
und  Kaiser  des  Himmels."  Aehnliches  war  von  der  Legion 
aus  Theben  geschehen,  welche  unter  dem  Kaiser  Dio- 
kletian von  Zabda,  dem  30.  Bischöfe  von  Jerusalem,  den 
christlichen  Glauben  empfangen  hatte  und  dann  ein  Bei- 
spiel christlicher  Standhaftigkeit  und  Geduld  gegeben  hat, 
was  für  alle  Zeiten  merkwürdig  bleibt  und  später  erwähnt 
werden  soll. 

12.  Es  wird  hier  genügen,  den  Ausspruch  jener  Legion 
anzuführen,  welcher  die  Pflichten  eines  christlichen  Solda- 
ten in  bündiger  Kürze  ausdrückt:  „Wir  bieten  unsere 
Arme  gegen  jedweden  Feind,  aber  halten  es  für  Unrecht, 
sie  mit  dem  Blute  Unschuldiger  zu  beflecken.  Unsere 
rechte  Hand  versteht  die  Gottlosen  und  Feinde  zu  be- 
kämpfen; aber  sie  versteht  nicht,  die  Frommen  und  Bürger 
zu  zerfleischen.  Wir  sind  eingedenk,  dass  wir  die  Waffen 
für  die  Bürger,  und  nicht  gegen  dieselben  ergriffen  haben. 
Wir  haben  immer  gestritten  für  die  Gerechtigkeit,  für  die 
Frömmigkeit,  für  das  Heil  der  Schuldlosen:  dies  war 
bisher  der  Preis  unserer  Gefahren.     Wir  haben  für  den 
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Glauben  gestritten;  wie  sollen  wir  Dir  denselben  bewahren 
(die  Rede  ist  an  den  Kaiser  gerichtet),  wenn  wir  nicht 
für  unsern  Gott  daran  festhalten?"  Basilius  sagt  von 
den  älteren  Christen:  „Unsere  Vorfahren  haben  die  Töd- 
tung  der  Feinde  im  Kriege  für  keinen  Mord  gehalten,  weil 
sie  die,  welche  für  die  Sitte  und  Frömmigkeit  kämpfen, 
deshalb  für  entschuldigt  halten." 57)  r 


5')  Das,  was  hier  Gr.  in  Abschnitt  IX  und  X  aus  den 
ältesten  Regeln  der  Kirche,  aus  den  Schriften  der  Kirchen- 
väter und  den  Beschlüssen  der  Koncilien  anführt,  dient 
zur  Bestätigung  des  unter  54.  und  55.  Bemerkten.  Die 
starke  Betonung  einzelner  Tugenden  und  ihre  Hervor- 
hebung über  andere,  wie  sie  von  Christus  und  den  Aposteln 
geschieht,  war  schon  von  diesen  nicht  im  unbedingten 
Sinne  gemeint  und  bezog  sich  zunächst  auf  die  Zeiten  des 
beginnenden  Christenthums,  wo  dessen  Anhänger  noch 
vereinzelt  und  ausserhalb  aller  staatlichen  Verbindung 
aufgefasst  wurden.  Während  nun  der  spätere  Glaubens- 
eifer der  Einsiedler  und  der  Märtyrer  diese  Aussprüche 
in  möglichster  Allgemeinheit  aufnahm,  mussten  umgekehrt 
mit  der  Erhebung  des  Christenthums  zur  Staatsreligion 
diese  Aussprüche  eine  zu  dem  Bestände  des  Staates  in 
den  damaligen  Verhältnissen  nothwendige  Beschränkung 
erleiden.  So  sehen  wir,  dass  sowohl  die  Bischöfe,  wie 
die  Kaiser  und  die  Koncilien,  welche  innerhalb  des  staat- 
lichen Lebens  standen,  jene  Aussprüche  nicht  auf  den 
Soldatendienst,  nicht  auf  den  Krieg  überhaupt  und  auch 
nicht  auf  die  Todesstrafen  bezogen  haben.  Dieses  Alles 
beweist  zwar  nicht,  dass  Christus  es  auch  so  gemeint 
habe,  aber  es  zeigt,  dass  die  Macht  der  Verhältnisse  von 
selbst  dergleichen  Gebote  beschränkt  hat,  wenn  sie  auch 
von  ihrem  Urheber  in  seinem  schwärmerischen,  nur  dem 
jenseitigen  Leben  zugewendeten  Eifer  strenger  gemeint 
worden.  Die  Frage  über  die  moralische  Zulässigkeit  des 
Krieges  ist  noch  heute  eine  bestrittene.  Dies  kann  nicht 
wohl  anders  sein,  so  lange  man  meint,  den  Inhalt  der 
Moral  aus  einem  höchsten  sittlichen  Prinzip  ableiten  zu 
können  oder  zu  müssen.  Man  gelangt  dann  immer  nur 
zu  einer  Anzahl  allgemeiner  Regeln,  von  denen  die  eine 
mit  der  andern  kollidirt,  ohne  dass  die  Lösung  dieser 
Kollision    aus    ihnen    abgeleitet    werden    könnte.     Es    ist 
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Kapitel  III. 


Eiiitheilung  des  Krieges  in  ölFeiitlicIieii  und  pri- 
yaten.    Untersuchung  der  Staatsgewalt. 

1.  1.  Die  erste  und  wiclitigste  Eintlieilung  der  Kriege 
ist  die  in  öffentliche,  private  und  gemischte.  Ein  öffentlicher 
Krieg  ist  der,  welcher  von  Jemand  geführt  wird,  der  obrig- 
keitliche Gewalt  liat;  ein  privater,  wenn  er  von  jemand 
Anders  geführt  wird;  ein  gemischter,  wenn  er  von  der 
einen  Seite  ein  öffentlicher,  von  der  andern  ein  Privat- 
krieg ist.  Von  dem  Privatkriege,  als  dem  älteren,  wollen 
wir  zuerst  liandeln. 

2.  Dass  der  Privatkrieg  nacli  dem  Naturreclit  erlaubt 
ist,  erliellt  aus  dem  Früheren,  wo  gezeigt  worden,  dass 
es  <lera  Naturrecht  nicht  widerstreitet,  ein  ünreclit  mit 
Gewalt  von  sich  abzuwehren.  Vielleicht  könnte  man  sagen, 
dass  dies  seit  Errichtung  der  Gerichtshöfe  niclit  melir 
erlaubt  sei.  Denn  die  Gerichtshöfe  seien  zwar  nicht  von 
der  Natur,  sondern  von  den  Menschen  eingerichtet;  allein 
es  sei  doch  viel  anständiger  und  für  die  Ruhe  zuträglicher, 
dass  die  Sache  von  jemand  beurtheilt  werde,  der  kein 
Interesse  dabei  habe,  als  wenn  die  Einzelnen,  die  zu 
sehr  von  Eigenliebe  erfüllt  seien,  das,   was    sie  für  recht 

daher  natürlicli,  dass  innerhalb  der  Theorie  ein  Jeder  die 
Kollision  nach  seinem  persönlichen  sittlichen  Gefühl  ent- 
scheidet und  danach  bald  dieser,  bald  jener  Regel  den 
Vorzug  vor  den  übrigen  einräumt.  In  dieser  Weise  kann 
die  Zulässigkeit  des  Krieges  ebenso  leicht  bewiesen  wie 
widerlegt  werden;  beide  TJieile  haben  dann  Recht,  oder 
vielmehr  keiner  von  beiden  Recht,  weil  das  ganze  Funda- 
ment, auf  das  sie  ihre  Beweise  stützen,  dazu  ungeeignet 
ist.  Nach  realistischer  Auffassung  stehen  die  Fürsten  und 
Völker,  als  Autoritäten,  ausserhalb  der  Moral  und  des 
Rechts;  ihr  Handeln,  also  auch  der  Krieg,  unterliegt  des- 
lialb  nicht  den  Gesetzen  der  Moral  und  des  Rechts;  er 
ist  ein  natürlicher  Vorgang,  der  nur  von  den  Motiven 
des  Nutzens  und  der  Kluglieit  bestimmt  wird,  und  bei  dem 
also  die  Frage,  welche  hier  Gr.  so  ausführlich  behandelt, 
gar  nicht  erhoben  werden  kann  (B.  XI.  63,  167). 
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hielten,  mit  eigener  Gewalt  durchsetzen.  Deshalb  fordre 
die  Billigkeit  und  natürliche  Vernunft,  dass  man  einer 
so  löblichen  Einrichtung  sich  füge.  Der  Rechtsgelehrte 
Paulus  sagt:  „Der  Einzelne  darf  das  nicht  thun,  was 
die  Obrigkeit  nach  ihrem  Amte  vollziehen  kann,  weil  dies 
sonst  Anlass  zu  grossen  Störungen  giebt."  Und  König 
Theodorich  sagt:  „Die  heilige  Scheu  vor  den  Gesetzen 
ist  dazu  da,  damit  nichts  mit  Gewalt  und  nichts  in  eigener 
Leidenschaft  geschehe;  denn  wodurch  unterschiede  sich 
der  Frieden  von  dem  Kriege,  wenn  die  Rechtsstreitigkeiten 
mit  Gewalt  erledigt  werden  könnten?"  Und  die  Gesetze 
nennen  es  Gewalt,  wenn  Jemand  das  ihm  Schuldige  nicht 
durch  den  Richter  zurückfordert. 

IL  1.  Unzweifelhaft  ist  die  volle  Freiheit  seit  Errichtung 
der  Gerichtshöfe  viel  beschränkt  worden;  doch  findet  diese 
Freiheit  noch  jetzt  da  statt,  wo  das  Gericht  aufhört.  Denn 
das  Gesetz,  welches  die  Selbsthülfe  verbietet,  ist  für  die 
Fälle  zu  verstehen,  wo  der  Richter  angetreten  werden 
kann.  Das  Gericht  fehlt  aber  entweder  zeitweilig  oder 
dauernd;  ersteres,  wenn  ohne  nahe  Gefahr  oder  Schaden 
der  Richter  nicht  abgewartet  werden  kann;  letzteres  kann 
wieder  rechtlich  oder  thatsächlich  eintreten.  Rechtlich, 
wenn  sich  Jemand  an  Orten  aufhält,  die  zu  keinem  Staate 
gehören,  wie  auf  dem  Meere,  in  Einöden,  auf  wüsten 
Inseln;  thatsächlich,  wenn  die  Untergebenen  dem  Richter 
nicht  gehorchen,  oder  wenn  der  Richter  sein  Amt  ver- 
weigert. 

2.  Unsere  Ansicht,  dass  auch  nach  Einrichtung  der 
Gerichte  nicht  jeder  Privatkrieg  dem  Naturrechte  wider- 
streite, erhellt  auch  aus  dem  den  Juden  gegebenen  Ge- 
setze, in  dem  Gott  durch  Moses  also  spricht  (Exod.  XXII,  2): 
„Wenn  der  Dieb  beim  Durchsuchen  der  Sachen  betroffen 
und  so  geschlagen  wird,  dass  er  stirbt,  so  ist  der  Thäter 
nicht  des  Mordes  schuldig;  ausser  wenn  der  Tag  schon 
angebrochen  ist,  dann  ist  er  des  Mordes  schuldig."  Dieses 
so  genau  unterscheidende  Gesetz  scheint  nicht  blos  die 
Straflosigkeit  einzuführen,  sondern  auch  das  Naturrecht 
zu  erläutern.  Es  gründet  sich  nicht  auf  ein  besonderes 
göttliches  Gebot,  sondern  auf  die  allgemeine  Billigkeit; 
deshalb  haben  auch  andere  Völker  es  befolgt.  Bekannt 
ist  der  Ausspruch  der  zwölf  Tafeln,  der  unzweifelhaft  alt 
Attisches  Recht   ist:    „Wenn    ein  Dieb  bei  Nacht  stiehlt, 
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und  Jemand  ihn  erschlägt,  so  ist  er  mit  Recht  getödtet." 
So  gilt  nach  den  Gesetzen  aller  mir  bekannt  gewordenen 
Völker  der  für  straflos,  welcher  sein  durch  den  An- 
greifer gefährdetes  Leben  vertheidigt.  Eine  so  offenbare 
Uebereinstimmung  ist  ein  Beweis,  dass  hierbei  nichts  dem 
Naturrecht  widerstreitet. 

IIL  1.  Bei  dem  willkürlichen  göttlichen  Recht,  und 
zwar  bei  dem  vollkommenen,  d.  h.  bei  dem  des  Evange- 
liums, zeigen  sich  mehr  Schwierigkeiten.  Ich  zweifle 
nicht,  dass  Gott,  welcher  mehr  Recht,  wie  wir  selbst, 
über  unser  Leben  hat,  uns  Geduld  auch  insoweit  auf- 
erlegen konnte,  dass  wir  selbst  bei  Gefahren,  in  die  wir 
durch  Andere  gerathen,  eher  uns  tödten  lassen  müssen, 
als  selbst  tödten.  Aber  die  Frage  ist,  ob  Gott  uns  so 
weit  hat  verpflichten  wollen?  Es  werden  zwei  Stellen 
dafür  angeführt,  die  schon  oben  bei  der  allgemeinen 
Frage  erwähnt  worden  sind:  „Ich  aber  sage  Euch,  wehrt 
den  Beschuldiger  nicht  ab."  Mattl).  V,  39  und  Rom.  XII,  19: 
„Vertheidigt  Euch  nicht,  Geliebte,"  wo  die  lateinische 
Uebersetzung  lautet:  j^Noii  vos  defendentesj  carissimi!^ 
Eine  dritte  Stelle  sind  die  Worte,  welche  Christus  an 
Petrus  richtet:  „Stecke  dein  Schwert  in  die  Scheide;  denn 
wer  das  Schwert  empfangen  hat,  wird  durch  das  Schwert 
untergehen."  Man  bezieht  sich  auch  noch  auf  Christi 
Beispiel,  der  für  die  Feinde  gestorben  sei.  Rom.  V,  8,  10. 

2.  Auch  unter  den  alten  Christen  haben  Manche  zwar 
den  öff'entlichen  Krieg  gestattet,  aber  die  Privat- Vertheidi- 
gung  für  verboten  erachtet.  Die  Stellen  aus  Ambro sius 
für  den  Krieg  sind  oben  beigebracht  worden.  Die  Aus- 
sprüche August  in 's,  die  noch  viel  deutlicher  lauten,  sind 
bekannt.  Aber  derselbe  Ambrosius  sagt:  „Vielleicht 
sprach  Jesus  deshalb  zu  Petrus,  der  ihm  zwei  Schwerter 
darreichte:  „„Es  ist  genug,""  weil  es  so  bis  zu  dem 
Evangelium  erlaubt  gewesen;  so  dass  das  Gesetz  die 
Unterweisung  im  Rechte  und  das  Evangelium  die  Unter- 
weisung in  der  Wahrheit  enthalte."  Derselbe  sagt  ander- 
wärts: „Ein  Christ,  der  auf  einen  bewaff"neten  Räuber 
stösst,  darf  den  Schlagenden  nicht  wiederschlagen;  da- 
mit er  nicht,  während  er  sein  Leben  vertheidigt,  seine 
Frömmigkeit  beflecke."  Augustinus  sagt:  „Ich  tadle 
zwar  das  Gesetz  nicht,  welches  gestattet,  dass  solche 
(Strassenräuber    und    andere  dergleichen  Verbrecher)   ge- 
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tödtet  werden;  aber  ich  weiss  nicht,  wie  ich  die  ver- 
theidigen  soll,  welche  sie  tödten."  Und  anderwärts:  „Die 
Meinungen,  dass  man  Menschen  tödten  könne,  um  nicht 
selbst  getödtet  zu  werden,  gefällt  mir  nicht;  es  sei  denn 
ein  Soldat  oder  Beamter,  der  nicht  für  sich  handelt,  son- 
dern für  Andere,  mit  rechtmässig  empfangener  Gewalt." 
Derselben  Ansicht  ist  Basilius,  wie  sein  zweiter  Brief  an 
Amphilochus  ergiebt. 

3.  Allein  die  gegentheilige  Ansicht,  dass  für  eine 
solche  Geduld  keine  Verbindlichkeit  bestehe,  gilt  nicht 
blos  allgemeiner,  sondern  scheint  mir  auch  richtiger. 
Das  Evangelium  gebietet  uns,  den  Nächsten  zu  lieben 
wie  uns  selbst,  nicht  mehr  wie  uns  selbst;  ja,  wo  ein 
gleiches  Uebel  droht,  ist  es  nicht  verboten,  eher  für 
sich  als  für  die  Andern  zu  sorgen,  wie  wir  oben  an  dem 
Ausspruch  Pauli  gezeigt  haben,  der  die  Regel  der  Wohl- 
thätigkeit  erklärt.  Vielleicht  erwidert  Jemand:  Wenn  ich 
auch  mein  Wohl  dem  des  Nächsten  vorziehen  kann,  so 
gilt  das  doch  nicht  für  ungleiche  Güter;  deshalb  muss  ich 
lieber  das  Leben  lassen,  als  dass  der  Angreifer  in  die 
ewige  Verdammniss  gerathe.  Darauf  kann  man  antworten, 
dass  auch  oft  der  Angegrifi'ene  Zeit  zur  Reue  bedarf  oder 
es  wenigstens  glaubt,  und  dass  auch  dem  Angreifer  selbst 
Zeit  zur  Reue  vor  seinem  Tode  bleiben  könne.  Dem- 
gemäss  kann  von  dem  moralischen  Standpunkte  aus  eine 
Gefahr  nicht  als  solche  gelten,  in  die  sicli  Jemand  selbst 
begiebt,  und  von  der  er  sich  hätte  frei  halten  können. 

4.  Sicherlich  scheinen  einige  Apostel  in  der  letzten 
Zeit  unter  den  Augen  und  mit  Vorwissen  Christi  bei  den 
Reisen  mit  Schwertern  bewafi*net  gewesen  zu  sein,  und 
aus  Josephus  kann  man  sehen,  dass  auch  andere  Galiläer, 
die  aus  ihrer  Heimath  nach  Jerusalem  zogen,  wegen  der 
durch  Räuber  unsicheren  Strasse  dasselbe  gethan  haben. 
Auch  von  den  Essenern,  den  unschuldigsten  Leuten,  er- 
zählt er  dies.  Daher  kommt  es  auch,  dass,  als  Christus 
sagte,  es  stehe  eine  Zeit  bevor,  wo  man  sein  Kleid  ver- 
kaufen werde,  um  sich  ein  Schwert  zu  kaufen  (Lucae 
XXII.  36)  die  Apostel  sogleich  antworteten,  dass  unter 
ihnen  Zwei  mit  Schwertern  sich  befänden,  und  es  war 
damals  Niemand  ausser  den  Aposteln  dabei.  Dann  ent- 
halten auch  diese  Worte  Christi   weniger   eine  Vorschrift, 
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als  eine  Redensart,  welche  das  Herannahen  schwerer 
Zeiten  ankündigt,  wie  der  Gegensatz  mit  der  ersten  Zeit 
ergiebt,  die  sicher  und  günstig  gewesen  sei.  Der  Satz  35 
ist  indess  derart,  dass  er  dem  entlehnt  war,  was  ge- 
bräucliiich  war,  und  was  den  Aposteln  erlaubt  erschien. 

5.  Cicero  sagt  dagegen  mit  Recht:  „Das  Schwert  zu 
führen,  wäre  sicherlich  nicht  erlaubt,  wenn  man  es  in 
keinem  Falle  gebrauchen  dürfte."  Jener  Ausspruch: 
„Widersetzt  Euch  dem  nicht,  der  Euch  beschädigen  will," 
ist  so  wenig  allgemein  zu  verstehen,  wie  der  folgende: 
„Gebt  dem,  der  Euch  bittet",  was  sich  mit  der  Ausnahme 
versteht,  dass  man  nicht  zu  sehr  davon  beschwert  werde. 
Diese  letztere  Vorschrift  enthält  nicht  einmal  eine  ein- 
schränkende Bestimmung;  man  muss  sie  aus  der  blossen 
Billigkeit  entnehmen,  während  das  Verbot  des  Wider- 
standes seine  Erläuterung  durch  das  Beispiel  mit  dem 
Backenstreich  erhält,  woraus  erhellt,  dass  es  nur  für 
solches  kleines  Unrecht  uns  verpflichtet,  wie  ein  Baeken- 
streich  ist,  oder  Aehnliches.  Denn  sonst  hätte  es  richtiger 
heissen  müssen:  „Widersetzt  Euch  dem  Uebelthäter  nicht, 
sondern  opfert  lieber  Euer  Leben,  ehe  Ihr  zu  den  Waffen 
greift." 

6.  In  den  Worten  des  Briefes  an  die  Römer:  ^uri  iavrovg 
ix&ixovvtes  hat  das  ix&ix€Lv  nicht  die  Bedeutung  von 
„schützen",  sondern  von  „rächen",  wie  dasselbe  der  Fall 
ist  in  Judith  I.  12;  II.  1;  Luc.  XVIIL  7,  8;  XXL  22: 
2.  Thesal.  I.  8;  Petr.  IL  14;  Rom.  XIIL  4;  1.  Thess.  IV.  6. 
Auch  die  Satzverbindung  zeigt  dies  deutlich,  denn  es  ging 
vorher:  „Vergeltet  Keinem  Böses  mit  Bösem,"  womit  nicht 
die  Vertheidigung,  sondern  die  Rache  gemeint  ist.  Und 
Paulus  unterstützt  seine  Ermahnung  durch  die  Stelle 
aus  dem  V.  Buch  Moses:  „Mein  ist  die  Rache,  ich  werde 
vergelten",  wo  das  Hebräische  Wort  U  riakam  die  Rache 
bezeichnet,  und  sowohl  dieses  Wort  wie  der  Sinn  der 
Stelle  nicht  gestattet,  es  von  der  Vertheidigung  zu  ver- 
stehen. 

7.  Die  Worte  Petri  enthalten  zwar  das  Verbot,  das 
Schwert  zu  gebrauchen;  aber  sie  beziehen  sich  nicht  auf 
die  Vertheidigung,  denn  er  hatte  nicht  nöthig,  sich  zu 
vertheidigen;  denn  Christus  hatte  schon  den  Jüngern  ge- 
sagt: „Lasst  sie  gehen,  damit  erfüllt  werde,  was  er  ge- 
sprochen   habe:    Von  denen,    die  Du    mir  gegeben  hast 
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habe  ich  nicht   einen   verloren."    Joh.  XVIIL  8,  9.     Auch 
Christus  brauchte  nicht  vertheidigt    zu   werden,    denn   er 
wollte    dies    nicht.     Deshalb    fügt    er    bei  Johannes    dem 
Gebote  noch  den  Grund  hinzu:  „Soll  ich  den  Becher  nicht 
trinken,  den  mir  der  Vater  gegeben  hat?  und  bei  Matthaeus 
sagt  Christus:    „Damit    die  Schrift   erfüllt  werde,   welche 
sagt,    dass   es   so  geschehen  werde."    Petrus,    der    hitzig 
war,  wollte  sich  dafür  rächen,   nicht  vertheidigen.     Dazu 
kommt,  dass  er  die  Waffen  gegen  die  erhob,  die  im  Namen 
der  Obrigkeit  kamen,  und  ob  man  diesen  sich  widersetzen 
dürfe,    ist   eine   besondere,    später    zu    erörternde   Frage. 
Der  Zusatz  des  Herrn:   „Alle,  die  das  Schwert  empfangen 
haben,    werden   durch   das  Schwert   untergehen,"  ist  ent- 
weder eine  dem  gewöhnlichen  Leben  entnommene  Redens- 
art, welche  sagt,  dass  dem  Blute  Blut  folgt,  und  deshalb 
die  Waffen    nie  ohne   Gefahr    gebraucht    werden  können, 
oder   besagt  nach   der  Meinung  des   Origenes,    Theo- 
phylactus,  Titus  und  Euthymius,  dass.raan-die  Rache 
Gottes  nicht  vorwegnehmen  solle,   die  er  schon  selbst  zu 
seiner  Zeit   vollstrecken  werde,    wie  es  in   diesem  Sinne 
in  der  Offenbarung  Johannes  heisst:  „Wer  mit  dem  Schwerte 
getödtet  hat,  der  soll  mit  dem  Schwerte  getödtet  werden; 
derauf  beruhe  die  Hoffnung  und  die  Geduld  der  Heiligen." 
Damit   stimmt    der  Ausspruch   Tertullian's:    „Also    ist 
Gott  ein  richtiger  Verwalter  der  Geduld.     Wenn  Du  Dein 
erlittenes  Unrecht  bei  ihm  niederlegst,  so  ist  er  der  Rächer, 
der    Wiederhersteller    des    Schadens,    der    Arzt    für    den 
Schmerz,   der  Erwecker  vom  Tode;   sei   die  Geduld  auch 
noch    so    gross,    sie    werde  Gott    zum  Schuldner  haben." 
Auch  scheinen  die  Worte  Christi  zugleich  eine  Weissagung 
von  den  Strafen  zu  enthalten,  welche  dereinst  das  Römische 
Schwert  an   den   blutdürstigen  Juden   vollstrecken   werde. 
8.  Auf  den  Vorhalt  von  Christi  Beispiel,   der  für  die 
Feinde    gestorben    sei,    lässt    sich    erwidern,    dass    alle 
Handlungen  Christi  zwar  voll  Tugend  sind,  und  ihre  mög- 
lichste Nachahmung   lobenswerth   und  des  Lohnes  gewiss 
ist;  aber  nicht  alle  sind  Erfüllungen  des  Gesetzes  oder  sind 
selbst  ein  Gesetz.    Denn  dass  Christus  für  die  Feinde  und 
Gottlosen    gestorben    ist,    geschah    nicht    in    Folge    eines 
Gesetzes,    sondern   aus   besonderem  Uebereinkommen  und 
Bündniss   mit  dem  Vater,    welcher   ihm   dafür  nicht   blos 
den  höchsten  Ruhm  versprach,    sondern  auch,    dass  sein 
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Volk  ewig  leben  solle;  Esaias  LIII.  10.  Ausserdem  zeigt 
Paulus  Rom.  V.  7,  dass  diese  That  eine  besondere  sei^ 
zu  der  keine  ähnliche  gefunden  werden  könne.  Auch 
Christus  heisst  uns,  mit  unserem  Leben  den  Gefahren 
trotz  bieten,  aber  nicht  für  Jedermann,  sondern  für  die 
Genossen  des  Glaubens,  I.  Joh.  III,  16. 

9.  Was  die  Aussprüche  christlicher  Schriftsteller  an- 
langt, so  enthalten  sie  mehr  Rathschläge  und  mehr  Lob 
erhabener  Vorsätze  als  bestimmte  Vorschriften;  zum 
Theil  sind  es  auch  nur  Ansichten  Einzelner,  aber  nicht 
der  ganzen  Kirche.  Denn  nach  den  ältesten  Regeln,  welche 
die  apostolischen  heissen,  wird  nur  der  von  dem  Abend- 
mahl ausgeschlossen,  der  im  Streite  den  Gegner  zuerst 
geschlagen  und  getödtet  hat,  „wegen  zu  grosser  Wuth". 
Diese  Ansicht  scheint  selbst  August  in,  der  für  die 
Gegner  oben  erwähnt  worden,  zu  billigen.  Quaest.  84 
zum  Exodus. •'*8) 

IV.  1.  Der  öffentliche  Krieg  ist  entweder  ein  feier- 
licher, nach  dem  Völkerrecht,  oder  ein  weniger  feier- 
licher. Was  ich  hier  „feierlicher"  nenne,  heisst  ge- 
wöhnlicli  „rechter";  in  dem  Sinn,  wie  man  ein  „rechtes" 
Testament  den  Kodicillen,  und  eine  „rechte"  Ehe  den  ehe- 
lichen Verbindungen  der  Sklaven  gegenüberstellt,  nicht, 
weil  es  verboten  ist,  ein  Kodicill  zu  machen,  oder  weil 
ein  Sklave    mit    einer  Frau    nicht    zusammen   leben   darf, 

^ö)  Naclidem  Gr.  im  vorhergehenden  Kapitel  die  Frage 
über  die  Zulässigkeit  des  Krieges  im  Allgemeinen  erörtert 
hat,  gellt  er  in  diesem  Kapitel  auf  die  verschiedenen 
Arten  der  Kriege  ein  und  verbindet  damit  eine  Erörterung 
über  die  Natur  der  höclisten  Staatsgewalt  und  der  mancher- 
lei Formen,  zu  denen  sie  sich  geschichtlich  gestaltet  hat; 
diese  letzte  Erörterung  bildet  den  grössten  Theil  dieses 
Kapitels. 

Die  Eintlieilung  der  Kriege,  welche  Gr.  hier  in  I.  1 
giebt,  ist  jetzt  nicht  mehr  gebräuchlich  und  widerstreitet 
selbst  dem  jetzigen  Sprachgebrauch.  Gr.  rechnet  auch  die 
Vertheidigung,  welche  der  Einzelne  zum  Schutze  seines 
Rechts  gegen  einen  Angreifer  unternimmt,  oder  die  so- 
genannte Selbsthülfe  im  Privatleben,  zum  Kriege,  und 
theilt  hiernach  den  Krieg  in  den  öffentlichen  und  in 
den  Privatkrieg. 
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sondern  weil  das  „feierliche"  Testament  und  die  „feierliche" 
Ehe  nach  dem  bürgerlichen  Rechte  ihre  besonderen  Wir- 
kungen haben.  Diese  Bemerkung  ist  nöthig,  weil  Viele, 
aus  Missverstand  des  Wortes  „recht",  glauben,  dass  alle 
Kriege,  denen  der  Zuname  des  „rechten"  nicht  gebührt, 
als  unbillige  und  unerlaubte  verboten  seien.  —  Zu  einem 
f e  i  e  r  1  i  c  h  e  n  Kriege  gehört  nach  dem  Völkerrecht  Zweierlei : 
1)  dass  er  auf  beiden  Seiten  von  dem  ausgehe,  der  im 
Staate  die  höchste  Gewalt  hat;  2)  dass  gewisse  Gebräuche 
liinzukommen,  von  denen  später  gehandelt  werden  wird. 
Beides  zugleich  ist  nöthig,  Eines  allein  genügt  nicht. 

2.  Dagegen  kann  der  weniger  feierliche  öffentliche 
Krieg  dieser  Gebräuche  entbehren,  auch  gegen  Privat- 
personen geführt  werden  und  von  jeder  Obrigkeit  aus- 
gehen. Auch  scheint,  abgesehen  von  bürgerlichen  Gesetzen, 
jede  Obrigkeit  zum  Schutz  der  ihr  anvertrauten  Einwohner 
und  in  Ausübung  ihrer  Machtvollkommenheit,  wo  ihr  Ge- 
walt entgegentritt,  das  Recht  zur  Kriegführung  zu  haben. 
Da  indess  der  Krieg  den  ganzen  Staat  in  Gefahr  bringt, 
80  ist  in  den  Gesetzen  beinah  aller  Völker  bestimmt,  dass 
der  Krieg  nur  von  der  höchsten  Gewalt  im  Staate  aus- 
gehen dürfe.  Ein  solches  Gesetz  existirt  bei  Plato  im 
letzten  Buche  von  den  Gesetzen.  Auoh  nach  Römischem 
Recht  begeht  der  ein  Majestätsverbrechen,  der  ohne  Befehl 
des  Kaisers  Krieg  führt,  Rekruten  aushebt  und  ein  Heer 
anwirbt.  Das  Cornelische  Gesetz,  von  L.  Cornelius 
Sylla  eingebracht,  sagte:  „Ohne  Befehl  des  Volkes".  Im 
Codex  Justinianus  lautet  eine  Verordnung  Valenti- 
nian's  und  Valens':  „Niemandem  ist  es  gestattet,  ohne 
unser  Vorwissen  und  Auftrag  die  bewaffnete  Macht  in 
Bewegung  zu  setzen."  Hierher  gehört  der  Ausspruch 
Augustinus:  „Die  natürliche  und  dem  Frieden  ent- 
sprechende Ordnung  unter  den  Menschen  verlangt  es, 
dass  das  Recht  und  die  Entscheidung  über  den  Krieg  dem 
Fürsten  zusteht." 

3.  Wie  indess  alle  Aussprüche,  auch  wenn  sie  all- 
gemeiner lauten,  doch  nach  der  Billigkeit  ausgelegt  wer- 
den müssen,  so  muss  es  auch  mit  diesem  Gesetze  ge- 
schehen. Denn  erstlich  ist  es  unzweifelhaft,  dass  die 
gewöhnliche  Obrigkeit  durch  ihre  Diener  wenige  Ungehor- 
same mit  Gewalt  nöthigen  kann,  so  lange  es  dazu  keiner 
grösseren  Truppen  macht  bedarf  und  keine  Gefahr  für  den 
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Staat  entsteht.  Wenn  umgekehrt  die  Gefahr  so  dringend 
ist,  dass  das  Staatsoberhaupt  nicht  befragt  werden  kann, 
so  macht  auch  dieser  NothfaU  eine  Ausnahme.  Dieses 
Reclites  bediente  sich  L.  Pinarius,  der  Befehlshaber  der 
Festung  Enna  in  Sicilien,  als  er  in  Erfahrung  gebracht, 
dass  die  Einwohner  zu  den  Karthaginiensern  übergehen 
wollten.  Er  Hess  sie  niedermetzeln  und  erhielt  so  Enna 
dem  Staate.  Franz  Victoria  will  aucli  ausser  diesem 
Nothfalle  den  Städtern  das  Recht  zum  Kriege  geben, 
wenn  der  König  unterlässt,  das  Unrecht  zu  rächen;  doch 
wird  diese  Ansicht  mit  Recht  von  Anderen  verworfen. s^) 
V.  1.  Ob  in  solchem  Falle,  wo  niedere  Obrigkeiten 
von  der  bewaffneten  Macht  Gebrauch  machen  können,  ein 
solcher  Krieg  ein  öffentlicher  sei,  darüber  sind  die  Rechts- 
gelchrten  uneinig;  ein  Theil  bejaht  es;  der  andere  ver- 
neint es.  Allerdings  sind,  wenn  jeder  Krieg,  aus  obrig- 
keitlichem Recht  unternommen,  ein  öffentlicher  ist,  der- 
gleichen Kriege  unzweifelhaft  öffentliche,  und  wer  sich 
deshalb  in  solchem  Falle  der  Obrigkeit  widersetzt,  verfällt 
in  die  Strafe  für  den  Widerstand  gegen  Vorgesetzte. 
Wenn  aber  unter  einem  öffentlichen  Kriege  im  ausgezeich- 
neteren Sinne  der  feierliche  Krieg  verstanden  wird,  wie 
dies  unzweifelhaft  oft  geschieht,  so  sind  jene  Kriege  keine 
öffentlichen,  weil  zu  dem  vollen  Begriff  eines  solchen 
theils  der  Eintritt  des  Staatsoberhauptes,  tlieils  noch  An- 

.  5*«*)  Auch  hier  wirft  Gr.  die  verschiedensten  Institutio- 
nen durcheinander.  So  rechnet  er  die  Exekutivgewalt  der 
Staatsbeamten,  die  zur  Vollstreckung  ihrer  Befehle  nöthig 
ist,  hier  zu  dem  Kriege.  Nach  seiner  obigen  Eintheilung 
würde  sie  zu  dem  gemischten  Krieg  gehören.  Der  Fall 
mit  Pinarius  gehört  dagegen  schon  mehr  zu  dem  wirk- 
lichen Krieg;  Livius  erzählt  ihn  ausführlich  in  Buch 
XXIV.  c.  39  und  sagt  selbst:  „Enna  ist  so  durch  eine 
schlechte,  aber  nothwendige  That  den  Römern  erhalten 
worden."  Die  Meinung  des  Victoria  hängt  mit  den  Rechts- 
zuständen der  italienischen  Städte  zusammen,  welche  vom 
Mittelalter  her  noch  viele  lloheitsrechte,  namentlich  den 
deutschen  Kaisern  gegenüber,  beanspruchten.  —  Alle 
diese  geschichtlichen  Beziehungen  lässt  Gr.  bei  Seite,  und 
daraus  erklärt  es  sich  auch,  dass  er  von  dem  Fehderecht 
des  Mittelalters  nichts  erwähnt. 


Eintheilung  des  Krieges.    Untersuchung  der-  Staatsgewalt.    141 


deres  gehört.  Auch  maclit  mich  hierbei  nicht  bedenklich, 
dass  auch  bei  solchen  Kämpfen  das  Eigenthum  den  Wider- 
spenstigen genommen  und  den  Soldaten  überlassen  zu 
werden  pflegt.  Denn  dies  ist  keine  solche  Eigenthümlich- 
keit  des  feierlichen  Krieges,  dass  sie  nicht  auch  in  an- 
deren Fällen  eintreten  könnte. 

2.  Auch  kommt  es  vor,  dass  in  einem  grossen  Reiche 
untergeordnete  Beamte  die  Macht  empfangen,  Kriege  zu 
beginnen.  Wo  dieses  statthat,  da  gilt  ein  solcher  Krieg 
als  von  dem  Staatsoberliaupt  geführt;  denn  von  dem,  wozu 
man  Jemand  ermächtigt,  gilt  man  selbst  als  Urheber. 

3.  Bestrittener  ist  es,  ob,  wenn  ein  solcher  Auftrag 
nicht  eriheilt  worden,  die  Vermuthung  eines  solchen  Auf- 
trages genüge.  Mir  sclieint  dies  nicht  zulässig.  Denn  es 
genügt  nicht,  zu  erwägen,  was  das  Staatsoberhaupt  auf 
Befragen  beschlossen  Jiaben  würde,  sondern  was  dasselbe 
im  Allgemeinen  in  nicht  eiligen  oder  zweifelliaften  Fällen 
auch  ohne  Anfrage  zu  tliun  gestatten  will.  Denn  wenn 
auch  noch  so  sehr  in  einem  besonderen  Falle  der  beson- 
dere Grund  wegfällt,  welcher  das  Staatsoberliaupt  zu  jener 
Bestimmung  veranlasst  hat,  so  bleibt  doch  der  jillgemeine 
in  der  Vorbeugung  von  Gefahren  liegende  Grund.  Dieser 
wäre  unmöglich,  wenn  jede  Obrigkeit  das  Urtheil  hierüber 
sich  anmaassen  könnte. 

4.  Nicht  mit  Unrecht  wurde  deslialb  Ch.  Manlius 
von  seinen  Unterfeldherren  angeklagt,  dass  er  ohne  Befehl 
des  Römischen  Volkes  Krieg  mit  den  Galatern  begonnen 
liabe;  denn  obgleich  in  dem  Heere  des  Antiochus  galatische 
Legionen  gewesen  waren,  so  hatte  doch  nach  dem  Friedens- 
schluss  mit  Antiochus  nicht  Ch.  Manlius,  sondern  das 
Römische  Volk  zu  bestimmen,  ob  dies  Unrecht  gegen  die 
Galater  verfolgt  werden  solle.  —  Cato  wollte,  weil  Cäsar 
mit  den  Deutschen  Krieg  begonnen  hatte,  ihn  den  Deut- 
schen ausliefern;  allerdings  wohl  weniger  aus  Rechtsgrün- 
den, als  weil  er  den  Staat  von  der  Gefahr  des  kommenden 
Gebieters  befreien  wollte;  denn  die  Deutschen  hatten  den 
Galliern,  den  Feinden  des  Römischen  Volkes,  beigestan- 
den ,  und  sie  konnten  sich  deshalb  über  kein  ihnen  zuge- 
fügtes Unrecht  beklagen,  sofern  nur  das  Römische  Volk 
einen  gerechten  Grund  für  den  Krieg  gegen  die  Gallier  gehabt 
hatte.    Aber  Cäsar  hätte  zufrieden  sein  müssen,  wenn  er 
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die  Deutschen  aus  der  ihm  übergebenen  Gallischen  Pro- 
vinz vertrieben  gehabt,  und  hätte,  zumal  da  keine  Gefahr 
drohte,  die  Deutschen  nicht  innerhalb  ihres  Landes  mit 
Krieg  überziehen  sollen,  ausser  nach  Aufrage  bei  dem 
Römischen  Volke.  Nicht  die  Deutschen  hatten  deshalb 
ein  Kecht  auf  die  Auslieferung  des  Cäsar,  aber  das  Rö- 
mische Volk  hatte  das  Recht,  den  Cäsar  zu  bestrafen. 
In  diesem  Sinne  antworteten  die  Karthagenienser  den 
Römern:  „Wir  halten  dafür,  dass  es  nicht  darauf  an- 
kommt, ob  Sagunt  nach  dem  Beschluss  eines  Einzelnen 
oder  des  Staates  belagert  worden,  sondern:  ob  es  mit 
Recht  oder  Unrecht  geschehen  ist.  Denn  die  Frage,  ob 
er  es  auf  unseren  Beschluss  oder  auf  seinen  gethan,  ist 
unsere  Sache  und  ist  eine  Untersuchung  gegen  unseren 
Bürger;  mit  Euch  haben  wir  nur  darüber  zu  verhandeln, 
ob  es  überhaupt  nach  dem  Vertrage  erlaubt  gewesen." 

5.  Cicero  vertheidigt  das  Unternehmen  des  Octavius 
und  Decimus  Brutus,  die  auf  eigene  Hand  die  Waffen 
gegen  Antonius  ergriffen.  Aber  wenn  auch  feststände, 
dass  Antonius  diese  feindliche  Behandlung  verdient  hätte, 
so  hätte  doch  der  Beschluss  des  Senates  und  Römischen 
Volkes  darüber  abgewartet  werden  sollen,  ob  es  rathsam 
sei,  die  That  zu  verhüllen  oder  zu  rächen,  auf  Friedens- 
verhandlungen einzugehen  oder  die  Waffen  zu  ergreifen. 
Denn  Niemand  ist  genöthigt,  von  seinem  Rechte  Gebrauch 
zu  machen,  was  oft  mit  Gefahren  verknüpft  ist.  Aber 
auch  nachdem  Antonius  für  ein  Feind  erklärt  worden 
war,  hätte  es  dem  Senat  und  Römischen  Volke  überlassen 
bleiben  müssen,  zu  bestimmen,  durch  wen  es  den  Krieg 
gegen  ihn  führen  wolle.  So  antworteten  die  Rhodier  dem 
Cassius,  der  nach  dem  Bündniss  Hülfstruppen  von  ihnen 
verlangte,  „sie  würden  sie  senden,  wenn  der  Senat  es  ver- 
ordnete." 

6.  Dieser  Fall  kann  zur  Lehre  dienen,  und  es  wird 
noch  oft  Gelegenheit  dazu  kommen,  dass  man  nicht  Alles 
billigen  muss,  wenn  es  auch  von  Männern  grossen  An- 
sehens ausgesprochen  worden  ist;  denn  sie  fügen  sich  oft 
den  Zeitverhältnissen,  oft  ihren  Leidenschaften  und  „rich- 
ten das  Richtraaass  nach  dem  Steine  zu."  Deshalb  ist  für 
ein  geläutertes  Urtheil  in  diesen  Dingen  zu  sorgen,  und 
man  darf  das,  was  mehr  Entschuldigung  als  Lob  verdient. 
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nicht  leichthin  zum  Beispiel  benutzen,   da  daraus  gefähr- 
liche Irrthümer  hervorgehen  können.  ^^) 

7.  Da  gesagt  worden,  dass  ein  öffentlicher  Krieg  nur 
von  der  höchsten  Staatsgewalt  geführt  werden  könne,  so 
ist  es  zum  Verständniss  des  Begriffes  vom  feierlichen 
Krieg,  so  wie  zu  vielem  Anderen  nöthig,  zu  wissen,  was 
diese  höchste  Gewalt  ist,  und  wem  sie  zusteht.  Dies  ist 
um  so  mehr  nöthig,  als  gelehrte  Männer  in  unserem  Jahr- 
hundert die  Frage  mehr  nach  dem  gegenwärtigen  Gebrauch 
als  nach  der  Wahrheit  behandelt  und  dadurch  diese  an 
sich  nicht  leichte  Untersuchung  noch  verwickelter  ge- 
macht haben. 

VL  1.  Die  moralische  Macht,  den  Staat  zu  regieren, 
welche  mit  Staatsgewalt  bezeichnet  zu  werden  pflegt,  wifd 
von  Thucydides  an  drei  Bestimmungen  geknüpft,  indem 
er  von  dem  wahrhaften  Staat  sagt,  er  sei  avwyofxot^,  uvzo- 
dcxoy,  ccvToreXfj,  d.  h.  er  habe  seine  eigenen  Gesetze,  Gerichte 
und  Obrigkeiten.  Aristoteles  theilt  die  Regierung  des 
Staats  in  drei  Theile:  die  Berathung  über  die  gemeinsamen 
Angelegenheiten,    die  Auswahl   der   Obrigkeiten  und   das 

60)  Diese  Beispiele  aus  der  Römischen  Geschichte,  mit 
denen  Gr.  seine  Ansicht  zu  belegen  sucht,  sind  vielmehr 
geeignet,  zu  zeigen,  dass  mit  dergleichen  dem  Privatrecht 
entlehnten  abstrakten  Sätzen  die  Entwickelung  der  Staa- 
ten nicht  erschöpft  und  beurtheilt  werden  kann.  Rom's 
alte  republikanische  Staatsform  war  untergegangen;  sie 
konnte  sich  für  das  ausgedehnte  Reich,  zu  dem  Rom 
angewachsen  war,  nicht  erhalten.  Auf  friedlichem 
Wege  war  hier  nichts  zu  erreichen;  es  entwickelte  sich 
ein  Kampf  der  alten  Autoritäten  mit  den  beginnenden 
neuen  Autoritäten,  d.  h.  mit  den  Vorläufern  des  Römischen 
Kaiserthums.  Wie  will  man  dergleichen  Verhältnisse  nach 
den  Regeln  des  Privatrechts  oder  einer  längst  verschwun- 
denen Zeit  beurtheilen?  Es  ist  unmöglich.  Diese  Ver- 
hältnisse sind  so  eigenthümlich,  so  einzig  und  bis  dahin 
unerhört,  dass  mit  jenen  Rechtsbegriffen  hier  nicht  fort- 
zukommen ist.  Vielmehr  sind  solche  Zeiten  die  lebendig- 
sten Beispiele,  dass  die  Autoritäten  und  insbesondere  die 
Völker  in  ihrer  Entwicklung  durch  kein  Recht  gebunden 
werden  können,  und  dass  das  Recht  sich  nicht  bis  in 
diese  Sphäre  erstreckt  (B.  XI.  146). 
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Rcchtsprechcn.  Zum  ersten  Theile  rechnet  er  die  Bera- 
thungen  über  Krieg,  Frieden,  Abschliessung  oder  Auf- 
hebung von  Bündnissen  und  die  Gesetzgebung;  er  fügt 
Huch  noch  die  Berathung  über  Todesstrafen,  Exil,  über 
Bekanntmachungen  und  Verfolgung  von  Beamten  hinzu, 
d.  h.  die  Rechtsprechung  in  öffentlichen  Angelegenheiten,  da 
er  vorher  unter  Rechtsprechen  nur  die  Privatstreitigkeiten 
gemeint  hatte.  Dionysius  von  Halicarnass  hebt  dreierlei 
hervor:  das  Recht,  die  Beamten  zu  ernennen,  das  Recht, 
Gesetze  zu  geben  und  aufzuheben,  und  das  Recht  über 
Krieg  und  Frieden.  Anderwärts  W^^t  er  als  viertes  das 
Rechtsprechen  hinzu,  und  an  anderen  Stellen  nimmt  er 
auch  die  Verwaltung  des  Götterdienstes  und  die  Einberu- 
fung der  Volksversammlungen  hinzu. 

2.  Wenn  jedoch  Jemand  richtig  eintheilt,  so  wird  er 
leicht  alles  hierher  Gehörige  treffen,  so  dass  es  weder  zu 
wenig  noch  zu  viel  ist.  Denn  wer  einen  Staat  regiert, 
thut  dies  entweder  selbst  oder  durch  Andere.  Selbst  thut 
er  es  entweder  im  Allgemeinen  oder  im  Besonderen.  Jenes 
geschieht  in  dem  Erlass  und  in  der  Aufhebung  der  Gesetze 
sowohl  über  göttliche  als  weltliche  Gegenstände,  so  weit 
jene  der  Sorge  des  Staats  anheimfallen.  Diese  Kunst 
nennt  Aristoteles  die  architektonische.  Die  Einzel- 
geschäfte sind  entweder  unmittelbare  öffentliche  oder  pri- 
vate, die  aber  Bezug  auf  den  Staat  haben.  Jene  sind 
Handlungen,  wie  in  Betreff  des  Friedens,  des  Krieges,  der 
Bündnisse,  oder  Sachen,  wie  die  Steuern  und  Aehnliches, 
wozu  auch  das  höchste  Ober-Eigenthum  gehört,  was  der 
Staat  an  den  Bürgern  und  deren  Sachen  zu  öffentlichen 
Zwecken  besitzt.  Diese  Kunst  nennt  Aristoteles  die  po- 
litische und  die  b erat h ende.  Die  Privat?;achen  sind 
die  Streitfälle  unter  Einzelnen,  wo  die  allgemeine  Oidnung 
fordert,  dass  sie  durch  die  Obrigkeit  entschieden  werden. 
Diese  Kunst  nennt  Aristoteles  die  gerichtliche.  Das, 
was  durch  Andere  besorgt  wird,  geschieht  entweder  durch 
Beamte  oder  durch  andere  Vertreter,  wozu  auch  die  Ge- 
sandten gehören.  Aus  diesen  Dingen  besteht  also  die 
Staatsgewalt,  ß*) 

®^)  Gr.  geht  mit  Abschn.  VI.  zu  dem  inneren  Staatsrecht 
und  zu  dem  Begriff  der  Staatsgewalt  über.  Seine  Einthci- 
lung  ist  unklar,  und  er  steht  hier  selbst  hinter  den  von  ihm 
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VII.  1.  Sie  heisstdie  höchste,  weil  ihre  Handlungen 
kemem  anderen  Rechte  unterliegen,  so  dass  sie  von  kei- 
nem Anderen  nach  seinem  Belieben  aufgehoben  werden 
können.  Ich  sage  „einem  Anderen";  ich  schliesse  also  den 
Inhaber  der  höchsten  Gewalt  aus,  welcher  seinen  Willen 
andern  kann,  so  wie  seinen  Nachfolger,  dem  dasselbe 
Recht  zusteht,  und  der  dieselbe  Macht,  aber  keine  andere 
hat  —  Es  ist  nun  der  Inhaber,  dem  diese  Gewalt  zu- 
steht, zu  betrachten.  Der  Inhaber  ist  entweder  ein  all- 
gemeiner oder  besonderer;  so  ist  der  Leib  der  allgemeine 
Inhaber  des  Gesichts,  und  das  Auge  der  besondere;  so  ist 
der  allgemeine  Inhaber  der  höchsten  Gewalt  der  Staat 
den  wir  früher  als  eine  vollkommene  Gemeinschaft  be- 
zeichnet haben. 

2.  Hiernach  bleiben  die  Völker  ausgeschlossen,  die 
sich  m  die  Gewalt  eines  anderen  Volkes  begeben  haben 
wie  z.  B.  die  Provinzen  bei  den  Römern;  denn  deren 
Völkerschaften  waren  keine  selbständige  Staaten,  wofür 
jetzt  wohl  das  Wort  „Provinzen"  gebraucht  wird,  sondern 
abhangige  Glieder  eines  grossen  Staates,  so  wie  die  Die- 
ner Glieder  der  Familie   sind.*    Dann   trifft  es   sich   auch 


citirten  griechischen  Schriftstellern  zurück.  Im  inneren 
Staatsrecht  muss  man  die  Verfassung  von  der  Ver- 
waltung unterscheiden;  jene  enthält  den  Organismus 
der  Stoffe  und  Kräfte  des  Staates  an  sich,  diese  enthält 
das  Leben  dieses  Organismus,  seine  Thätigkeit,  wie  sie 
auf  Grund  jener  vor  sich  geht.  Sie  zerfällt  in  das  freie 
Handeln,  was  durch  Gesetze  nicht  im  Voraus  geregelt 
werden  kann  und  das  Handeln  der  Autoritäten  umfasst,  und 
in  das  Verwalten  im  eigentlichen  Sinne,  wozu  die  Recht- 
sprechung und  die  Polizeiverwaltung,  so  wie  die  Ein- 
ziehung der  Steuern  u.  s.  w.  gehört.  Das  Nähere  ist 
B.  XL   Ißf)  dargelegt. 

Danach  ist  das  Mangelhafte  in  der  Darstellung  von 
Gr.  leiclit  zu  erkennen.  Auch  die  spätere  und  noch  jetzt 
gebräuchliche  Eintheilung  der  Staatsthätigkeit  in  die  ge- 
setzgebende, richterliche  und  ausführende  Ge- 
walt erschöpft  nicht  Alles;  insbesondere  ist  das  freie 
Handeln  des  Staates  darin  nur  zu  einem  kleinen  Theile 
befasst,  und  die  richtigen  Gegensätze  sind  verschoben  und 
verdeckt. 


Grotius,  Kecht  d.  Kr.  n.  Fr. 
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(lass  für  mehrere  Völker  ein  Oberhaupt  bestellt,  obgleich 
jedes  dieser  Völker  eine  vollkommene  Gemeinschaft  bildet. 
Denn  für  einen  Rechtskörper  gilt  nicht,  wie  für  einen 
natürlichen,  dass  es  nicht  ein  Haupt  für  mehrere  geben 
könne;  dort  kann  dieselbe  Person  in  verschiedener  Rück- 
sicht das  Haupt  verscliiedener  und  mehrerer  Körper  bil- 
den. Das  sichere  Zeichen  davon  ist,  wenn  mit  dem  Er- 
l()8chen  des  regierenden  Hauses  die  Staatsgewalt  an  jedes 
einzelne  Volk  für  sich  zurückfällt.  So  kann  ^es  auch 
kommen ,  dass  mehrere  Staaten  sich  auf  das  engste  ver- 
binden und  gleichsam  ein  System  bilden,  wie  Strabo  es 
nn  mehreren  Orten  nennt,  ohne  dass  die  einzelnen  auf- 
hören, einen  vollkommenen  Einzelstaat  zu  bilden.  Dies 
hat  sowohl  Aristoteles  wie  Andere  mehrfach  bemerk- 
lich gemacht. 

3.  Der  allgemeine  Inhaber  der  höchsten  Staatsgewalt 
ist  also  der  Staat  in  dem  hier  entwickelten  Sinne.  Die 
besonderen  Inhaber  sind  eine  oder  mehrere  Personen, 
nach  den  Gesetzen  und  Gebräuchen  eines  jeden  Landes 
„die  höchte  Obrigkeit",  wie  es  Galenus  im  sechsten 
Buche  über  die  Lehrsätze  des  Hippokrates  und  Plato 
nennt.  ^^) 

VIII.  1.  Hier  ist  nun  zunächst  die  Meinung  derer  zu 
verwerfen,  welche  überall  und  ohne  Ausnahme  die  höchste 
Gewalt  dem  Volke  zusprechen,  so  dass  es  ihm  gestattet 
sei,  die  Könige,  welche  von  ihrer  Herrschaft  einen  schlech- 
ten Gebrauch  machen,  mit  Gewalt  zu  hindern  und  zu 
strafen.  Dieser  Satz  hat  viel  Unheil  gestiftet  und  kann, 
wenn  er  in  die  Gemüther  eindringt,  es  auch  fernerhin, 
wie  jeder  kluge  Mann  einsieht.    Wir  hnhen  folgende  Gründe 

<i2)  Gr.  geht  mit  Abschnitt  VII.  auf  den  Begriff  der 
höchsten  Staatsgewalt  über.  Der  Begriff  der  Souverä- 
nität war  zu  seiner  Zeit  noch  nicht  ausgebildet.  Erst 
Rousseau  erreichte  denselben.  Die  Schwierigkeiten,  mit 
denen  Gr.  hier  zu  kämpfen  hat,  und  die  auch  in  der  spä- 
teren Wissenschaft  fortbestehen,  entspringen  daraus,  dass 
man  die  Souveränität  als  einen  Rechts  begriff  fassen 
will,  während  damit  doch  nur  die  thatsächliche  erhabene 
Macht  der  Autoritäten  bezeichnet  wird,  welche  wohl  für 
die  Untergebenen  die  Quelle  des  Rechts  ist,  aber  selbst 
nicht  von   dem   Rechte   erfasst   werden  kann    (B.  XI.  63). 
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dagegen.    Jeder  Mensch  kann,  wenn  er  will,  sich  in  Privat- 
sklaverei begeben,  wie  das  Jüdische  und  Römische  Gesetz 
ergiebt.     Weshalb    sollte    es    also    einem    selbstständigen 
Volke  nicht  erlaubt   sein,    sich   Einem   oder  Mehreren  so 
zu  überlassen,  dass  es  die  Regierungsrechte  über  sich  ihm 
ganz  überträgt  und  nichts  davon  zurückbehält?    Man  darf 
auch  nicht  sagen,  dass  man  dies  nicht  vermuthen  könne; 
denn  es  handelt   sich   hier  nicht  um  Vermuthungen,    son- 
dern  um   das   rechtlich  Zulässige.     Man   macht  auch  ver- 
geblich die  Nachtheile  geltend,    welche  daraus   entstehen 
oder  entstehen  können ;  denn  man  kann  keine  Regierungs- 
form sich  ausdenken,    die  von  Nachtheilen  und  Gefahren 
völlig  frei  wäre.      „Man   muss   entweder   dies   mit  jenem 
nehmen,    oder  jenes   mit   diesem  aufgeben,"    heisst  es  in 
der  Komödie. 

2.  Denn  so  wie  es  verschiedene  Lebensweisen  giebt, 
von  denen  eine  besser  als  die  andere  ist,  und  Jedem  frei 
steht,  die  zu  wählen,  welche  ihm  gefällt,  so  kann  auch 
ein  Volk  sich  beliebig  seine  Regierungsform  wählen,  und 
das  Recht  ist  nicht  von  dem  höheren  Werth  dieser  oder 

.jener  Form,    worüber  die  Urtheile  verschieden  sind,    ab- 
iiängig,  sondern  von  dem  Willen. 

3.  Nun  kann  es  mancherlei  Gründe  geben,  weshalb 
ein  Volk  sich  seines  ganzen  Regierungsrechtes  entschlägt 
und  emem  Anderen  übergiebt;  z.  B.  weil  es  in  seiner 
Lebensgefahr  keinen  anderen  Ausweg  der  Rettung  sieht, 
oder  weil  es  in  der  Ilungersnoth  den  nöthigen  Lebens- 
bedarf sich  nicht  anders  verschaffen  kann.  Denn  nach 
Appian's  Erzählung  haben  sich  einst  die  Campaner  aus 
Noth  den  Römern  mit  den  Worten  unterworfen:  „Wir 
übergeben  das  Campanische  Volk,   die  Stadt  Capua,    das 

Deshalb  ist  auch  eine  Theilung  der  Souveränität  unmög- 
lich, und  deshalb  ist  das  Verhältniss  des  Bundesstaates 
ein  so  schwieriges,  indem  es  dabei  immer  zuletzt  darauf 
ankommt,  ob  die  Souveränität  bei  der  ßundesgewalt  oder 
bei  den  einzelnen  Staaten  ist.  Die  Mannigfaltigkeit  der 
hier  eintretenden  thatsächlichen  Verhältnisse  ist  so  gross 
dass  mit  Rechtsbegriffen  nicht  fortzukommen  ist,  welche 
aus  dem  Vergangenen  abgezogen  sind,  während  der  Lauf 
der  Zeit  immer  neue  Formen  erzeugt,  die  dazu  nicht 
passen. 
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Land,  die  Tempel  der  Götter  und  Alles,  was  auf  Götter 
und  Menschen  Bezug  hat,  Eurer  Gewalt;"  und  andere 
Völkerschaften,  welche  sich  in  die  Römische  Gewalt  be- 
geben wollten,  sind  nicht  einmal  angenommen  worden. 
Was  hindert  da,  dass  ein  Volk  in  dieser  Weise  sich  auch 
einem  einzelnen  sehr  mächtigen  Manne  überliefert?    Vir- 

gil  sagt: 

„Und  da  es  sich  durch  einen  harten  Friedens- 
schluss  der  Herrschaft  unterworfen  hatte." 
Es  kann  auch  kommen,  dass  ein  Besitzer  grosser  Güter 
unter  keinen  anderen  Bedingungen  Jemand  dem  daselbst 
Wohnung  verstattet,  oder  dass  der  Besitzer  vieler  Sklaven 
sie  unter  der  Bedingung  freilässt,  dass  sie  seine  Herr- 
schaft annehmen  und  ihm  einen  gesetzlichen  Zins  zahlen; 
an  Beispielen  dafür  fehlt  es  nicht.  So  erzählt  Tacitus 
von  den  Sklaven  der  Deutschen:  „Jeder  hat  seine  Stelle 
und  sein  Haus.  Der  Herr  legt  ihm  wie  einem  Landbauer 
eine  Abgabe  an  Getreide  oder  Vieh  oder  Kleidern  auf, 
und  weiter  ist  der  Sklave  nicht  verptiichtet. 

4.  Dazukommt,  dass,  wie  Aristoteles  sagt.  Manche 
von  Natur  Sklaven,  d.  h.  zur  Sklaverei  geeignet  sind; 
ebenso  giebt  es  auch  Völker  von  der  Beschaftenheit,  dass 
sie  besser  verstehen  zu  gehorchen,  als  zu  regieren.  Sol- 
cher Ansicht  waren  die  Cappadocier,  welche,  als  die  Rö- 
mer ihnen  die  Freiheit  anboten,  das  Leben  unter  einem 
Könige  vorzogen,  indem  sie  angaben,  dass  sie  ohne  König 
nicht  leben  könnten.  So  sagt  Philo  st  ratus  im  Leben 
des  Appollonius,  es  sei  verkehrt,  den  Thraciern,  Mysiern 
und  Geten  die  Freiheit  zu  verschaffen,  da  sie  sie  nicht 
benutzen  könnten. 

5.  Manche  könnten  sich  auch  durch  das  Beispiel  von 
Völkern  bestimmen  lassen,  welche  Jahrhunderte  lang  unter 
königlicher  Herrschaft  sich  sehr  glücklich  befunden  haben. 
Livius  berichtet,  dass  die  Städte  unter  König  Eumenes 
in  ihrer  Lage  mit  keinem  Freistaat  tauschen  mochten. 
Mitunter  ist  auch  die  Lage  eines  Staates  derart,  dass 
er  nur  durch  die  volle  Herrschaft  Eines  gerettet  werden 
kann,  wie  dies  viele  Einsichtige  von  dem  Römischen  Staat 
zur  Zeit  des  Augustus  annehmen.  Aus  diesen  und  ähn- 
lichen Gründen  kann  es  kommen  und  geschieht  es,  dass 
die  Menschen  sich   der  Herrschaft  und   Gewalt  eines  An- 
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deren  unterwerfen,    wie  auch  Cicero   im  zweiten  Buche 
der  „Pflichten"  bemerkt. 

6.  So  wie  nun  nach  dem  Obigen  durch  einen  gerech- 
ten Krieg  Privateigenthum  erworben  werden  kann,  so 
auch  das  Eigenthum  am  Staat  oder  die  Niemand  unter- 
gebene Staatsgewalt.  Auch  soll  dies  nicht  blos  für  das 
Regiment  eines  Einzigen,  wo  es  hergebracht  ist,  gelten; 
vielmehr  bestehen  dieselben  Gründe  und  dasselbe  Recht 
auch  für  die  vornehmen  Bürger,  welche  mit  Ausschluss 
des  niederen  Volkes  den  Staat  regieren.  Giebt  es  doch 
selbst  keine  noch  so  freie  Republik,  in  der  nicht  Einige, 
wie  die  Armen  oder  Fremden,  oder  die  Frauen  und  die 
ünerwachsenen  von  den  Berathungen  ausgeschlossen  sind! 

7.  üebrigens  haben  auch  Völker,  ebenso  wie  Könige, 
andere  Völker  unter  ihrer  Oberherrschaft.  Daher  kam 
jene  Frage:  Ist  nicht  das  Collatinische  Volk  in  seiner 
Gewalt?  Auch  die  Campaner  hiessen,  als  sie  den  Römern 
sich  überliefert  hatten,  fremder  Gewalt  unterthänig;  von 
Acarnanien  und  Amphilochia  heisst  es:  sie  hätten  den 
Aetolern  angehört;  Peraea  und  Caunus  gehörten  den  Rho- 
diern;  Pydna  wurde  von  Philipp  den  Olynthiern  geschenkt; 
die  den  Spartanern  gehörigen  Städte  hiessen,  nachdem  sie 
aus  ihrer  Gewalt  befreit  worden  waren,  Eleutherolacones 
(Lakonierfreie) ;  die  Stadt  Cotyora  hat  nach  Xenophon 
den  Synopiern  gehört.  Das  italische  Nicaea  ist  nach 
Strabo  den  Massiliern  zugesprochen  worden,  und  die 
Insel  Pithecusa  den  Neapolitanern.  So  berichtet  Fron- 
tinus,  dass  die  Stadt  Calatia  einer  Kolonie  von  Capua, 
und  Claudium  einer  Kolonie  von  Benevant  sammt  Lände- 
reien zugesprochen  worden.  Otho  gab  nach  Tacitus 
den  Maurischen  Staat  der  Provinz  Batica  zum  Geschenk. 
Dieses  Alles  wäre  ungültig  gewesen,  wenn  man  sagt,  dass 
das  Herrscherrecht  immer  von  dem  Beschlüsse  und  Willen 
der  Beherrschten  abhänge.  ^3) 


®'^)  Gr.  behandelt  hier  die  Frage  der  Souveränität 
ohne  das  Wort  selbst  noch  zu  kennen.  Gr.  bestreitet 
nicht  gerade,  dass  die  Souveränität  von  dem  Volke  aus- 
gehe; er  behauptet  nur,  dass  das  Volk  dieses  sein  Recht 
an  einen  König  oder  an  ein  anderes  Volk  übertragen 
könne  und  dann  an  diese  Uebertragung  gebunden  sei, 
und  den  König  oder  Herrscher  nicht  wieder  beliebig  ent- 
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8.  Es  lehrt  ferner  die  heilige,  wie  die  weltliche  Ge- 
schichte, dass  es  auch  Könige  gegeben  hat,  welche  von 
dem  Willen  des  Volkes,  auch  in  seiner  Gesamratheit  ge- 
nommen, nicht  abhängig  gewesen  sind.  So  spricht  Gott 
zu  dem  Volke  der  Israeliten:  „Wenn  Du  sagst,  ich  will 
einen  König  über  mich  setzen,"  und  zu  Samuel:  „Zeig(5 
ihnen  das  Recht  des  Königs,  der  über  sie  herrschen  wird." 
Davon  heisst  es:  „der  König  sei  gesalbt,  über  dem  Volke, 
über  der  Erbschaft  des  Herrn,  über  Israel;"  und  bei  Sa- 
lomo:  „über  ganz  Israel".  So  dankt  Gott  dem  David, 
dass  er  sein  Volk  sich  unterworfen  habe;  und  Christus 
sagt:  „Die  Könige  der  Völker  herrschen  über  sie."  Be- 
kannt ist  der  Vers  des  Iloraz  (Buch  III.  Oden  I.): 

„Die  gerechten  Könige  herrschen  über  ihre  Heer- 
den,  und  über  die  Könige  herrscht  Jupiter." 

\).  Seneca  beschreibt  drei  Formen  der  Regierung  in 
folgender  Art:  „Mitunter  ist  es  das  Volk,  welches  wir 
fürchten  müssen;  mitunter  worden,  wenn  der  Staat  so  ein- 
gerichtet ist,  dass  das  Meiste  durch  den  Senat  geschieht, 

fernen  könne.  Das  Recht  der  Revolution  behandelt  Gr. 
erst  in  dem  folgenden  Kapitel.  Die  Beweisgründe  des 
Gr.  sind  dürftig  und  aus  dem  Privatrecht  entlehnt.  Aber 
selbst  dieses  hat  in  dieser  Frage  gewechselt,  und  jetzt 
kann  auch  kein  Privatmann  sich  seiner  Freiheit  ganz  be- 
geben. —  Die  Schwierigkeit  der  Frage  löst  sich  nur 
dann,  wenn  man  anerkennt,  dass  die  Völker  zu  den  Auto- 
ritäten gehören,  auf  welche  sich  das  Recht  nicht  erstreckt. 
Alle  Verhältnisse  sind  deshalb  hier  nur  thatsäch lieber 
Natur,  insbesondere  das  zwischen  König  und  Volk.  Die 
Verfassungen,  welche  die  Grenzen  der  Macht  für  beide 
feststellen,  sind  nur  thatsäch  liehe  Regulirungen,  welche 
keine  Rechte  zwischen  diesen  Autoritäten  begründen  und 
deshalb  auch  ohne  Bedenken  von  diesen  verletzt  und  auf- 
gehoben werden,  wenn  das  gegenseitige  Machtverhältniss 
sich  so  geändert  hat,  dass  die  Verfassung  dem  nicht  mehr 
entspricht.  Das  Nähere  ist  ausgeführt  B.  XL  155.  Rous- 
seau hat  zuerst  den  richtigen  Satz,  dass  ein  Volk  sich 
auch  durch  Vertrag  seiner  Souveränität  nicht  begeben 
könne,  und  dass  es  an  keine  Staatsform  rechtlich  gebunden 
sei.  Sein  Fehler  ist  nur,  dass  er  bei  dem  Fürsten  nicht 
das  Gleiche  anerkennt  (B.  XL  154). 


' 
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die  gnädigen  Herren  darin  gefürchtet;  mitunter  der  Ein- 
zelne, dem  die  Macht  über  und  gegen  das  Volk  verliehen 
ist."  Von  diesen  sagt  Plutarch:  „Sie  haben  die  Herr- 
schaft nicht  blos  nach  den  Gesetzen,  sondern  auch  gegen 
die  Gesetze,"  und  bei  Herodot  beschreibt  Otanes  die 
Herrschaft  des  Einzelnen  so:  „Er  kann  thun,  was  er  will, 
ohne  Rechenschaft  ablegen  zu  müssen."  Auch  Dio  von 
Prusa  definirt  die  Herrschaft:  „So  befehlen,  dass  man 
Niemand  Rechen^jchaft  abzulegen  braucht,"  und  Pausa- 
nias  stellt  den  Messeniern  gegenüber:  „eine  Herrschaft 
der  Art,  dass  sie  Rechenschaft  von  ihren  Handlungen 
geben  muss." 

10.  Aristoteles  sagt,  dass  es  Könige  gebe  mit  den- 
selben Rechten,  wie  sie  anderwärts  das  Volk  gegen  sich 
und  seine  Sachen  habe.  So  sagt  man,  dass,  nachdem  die 
Römischen  Kaiser  die  volle  königliche  Gewalt  sich  anzu- 
eignen begonnen  hatten,  das  Volk  sein  ganzes  Recht  und 
seine  Gewalt  auf  sie  übertragen  habe,  und  zwar  wie 
Theophilus  erläutert,  auch  gegen  sich  selbst.  Daher 
der  Ausspruch  M.  Antonin's,  des  Philosophen:  „Nur  Gott 
allein  kann  der  Richter  über  den  Kaiser  sein,"  und  Dio 
sagt  im  53.  Buche  von  einem  solchen  Herrscher:  „Er  ist 
selbst  die  Obrigkeit  und  ein  Selbstherrscher  sowohl  über 
sich  als  über  die  Gesetze;  er  thut  Alles,  was  er  will,  und 
was  er  nicht  will,  thut  er  nicht."  Eine  solche  Herrschaft 
war  schon  in  alten  Zeiten  in  Griechenland  die  Herrschaft 
von  Inachos'  Nachkommen  in  Argos;  denn  in  dem  Ar- 
givischen  Trauerspiel  „Die  Schutzflehenden"  redet  das 
Volk  bei  Aeschylos  den  König  so  an: 

„Dir  gehört  die  Stadt  und  was  das  Volk  hat; 
Kein  Gerichtshof  kann  über  Dich  richten; 
Du  herrschst  über  die  Altäre  und  über  das  Land, 
Und  leitest  Alles  nach  Deinem  Beschluss."  6-*) 


64)  Diese  Citate  sind  insofern  interessant,  als  sie  zei- 
gen, dass  schon  im  Alterthum  vielfach  die  richtige  Er- 
kenntniss  bestand,  „dass  das  Königthum  vermöge  seiner 
erhabenen  Macht  nicht  selbst  dem  Recht  unterworfen  ist, 
sondern  seine  Gebote  nur  die  Quelle  für  die  ihm  Unter- 
gebenen sind;  eine  Ansicht,  welche  mit  der  Darstellung 
B.  XL  63  übereinstimmt. 
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11.     Ganz   anders   spricht  der  eigene  König  Theseus 
Über  den  Atheniensischen  Staat  bei  Euripides: 

„Denn    er    wird    nicht    von    einem    Manne    be- 
herrscht;   sondern  die  Stadt   ist  frei,    und  das  Volk 
herrscht  und  wählt  für  jedes  Jahr." 
Denn   Theseus  handelte  nach   Plutarch    nur   als   Führer 
im  Kriege    und  als   Wächter  der  Gesetze;    sonst  war  er 
nicht  mehr  als  jeder  andere  Bürger.    Deshalb  werden   die 
Könige,  welche  unter  dem  Volke  stehen,  nur  uneigentlich 
Könige  genannt.    So  sagen  Polybius,  Plutarch,  Cor- 
nelius Nepos,    dass   die  Lacedämonischen  Könige   nach 
Lykurg's  Zeit  und   mehr  noch  nach  Bestellung  der  Epho- 
ren  nur  dem  Namen,   aber  nicht  der  Sache   nach  Könige 
gewesen    seien.     Diesem   Beispiele    sind    auch  Andere  in 
Griechenland    gefolgt.     Pausanias    sagt:    „Die  Argiver, 
welche  von  alten  Zeiten  die  Gleichheit   und  Freiheit  lieb- 
ten, beschränkten  die  königliche  Gewalt  auf  das  Aeusserste, 
so    dass    sie    den    Söhnen    und  Nachkommen    des  Keisos 
nichts  als  den  Namen  des  Königthums  übrig  Hessen.«    So 
hat  nach  Plutarch  bei  den  Cumäern  der  Senat  über  die 
Könige  gerichtet.     Solche  Königsherrschaften  bilden  nach 
Aristoteles  keine   besondere  Regierungsform;    sie   sind 
vielmehr  eine  Art  der  Aristokratie  oder  Republik. 

12.  Indess  finden  sich  auch  bei  Völkern,  welche  nicht 
regelmässig  von  Königen  beherrscht  wurden,  Beispiele  von 
einer  solchen  zeitweiligen  Herrschaft,  die  dem  Volke  nicht 
unterthan  ist.  Dahin  gehörte  die  Gewalt  der  Amymonen 
bei  den  Knidiern  und  bei  den  Römern  die  der  Diktatoren 
in  den  früheren  Zeiten,  wo  noch  keine  Berufung  an  das 
Volk  stattfand.  Deshalb  wurde,  wie  Livius  sagt,  das 
Gebot  des  Diktators  wie  ein  göttliches  betrachtet,  und  es 
gab  keine  andere  Hülfe  dagegen,  als  es  zu  befolgen.  Ci- 
cero nennt  die  Diktatur  eine  zeitweilige  königliche  Ge- 
walt. 6'>) 


ö5)  Man  könnte  diese  Beispiele  eines  beschränkten 
Königthums,  sei  es  der  Zeit  oder  dem  Inhalte  seiner  Macht 
nach  als  die  Anfänge  eines  konstitutionellen  Königthums 
oder  eines  Verfassungsstaates  mit  getheilten  Gewalten  an- 
sehen. Allein  in  Wahrheit  sind  auch  diese  scheinbar 
durch  die  Verfassung  beschränkten  Inhaber  der  höchsten 
Staatsgewalt  Autoritäten    in   dem  Sinne   von   B.  XI.  148 
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13.  Die  Gründe  für  die  entgegengesetzte  Ansicht  lassen 
sich  leicht  widerlegen.  Wenn  man  zuerst  sagt,  dass 
der  Wälller  höher  steht  als  der  Gewählte,  so  gilt  dieser 
Satz  nur  in  einer  Verfassung,  wo  die  Macht  fortwährend 
von  dem  Willen  der  Wähler  abhängt;  aber  nicht  da,  wo 
die  Wahl  nur  im  Anfange  besteht,  aber  nachher  die  Noth- 
wendigkeit;  so  wie  die  Frau  sich  einen  Mann  wählt,  dem 
sie  dann  doch  immer  gehorchen  muss.  Der  Kaiser  Va- 
lentinian  erwiderte  den  Soldaten,  die  ihn  zum  Kaiser 
gemacht  hatten  und  forderten,  was  er  nicht  billigte:  „Mich 
zu  Eurem  Kaiser  zu  wählen,  war  in  Eurer  Macht,  Soldaten; 
aber  nachdem  dies  geschehen,  hängt  das,  was  Ihr  fordert, 
von  mir,  nicht  von  Euch  ab.  Euch,  als  den  Untergebenen, 
geziemt  zu  gehorchen;  mir  zu  überlegen,  was  zu  thun 
ist."  Auch  ist  die  Behauptung  nicht  wahr,  dass  alle  Kö- 
nige vom  Volke  eingesetzt  werden,  wie  die  oben  erwähn- 
ten Beispiele  mit  dem  Landeigenthümer,  der  die  Ankömm- 
linge nur  unter  bestimmten  Bedingungen  aufnimmt  und 
der  im  Kriege  besiegten  Völker  ergeben. 

14.  Einen  zweiten  Beweisgrund  entnimmt  man  aus 
dem  Ausspruche  der  Philosophen,  dass  die  Herrschaft 
nicht  wegen  der  Herrscher,  sondern  wegen  der  Beherrsch- 
ten aufgerichtet  sei,  und  so  folge  aus  dem  höheren  Zwecke, 
dass  Letztere  über  Jenem  stehen.  Indess  ist  jene  Behaup- 
tung in  dieser  Allgemeinheit  nicht  richtig;  denn  einzelne 
Herrschaften  sind  an  sich  für  den  Herrschenden  da,  wie  die 
des  Herrn  über  den  Sklaven ;  denn  der  Nutzen  der  Letzteren 
ist  diesem  Verhältniss  äusserlich  und  erst  hinzugekommen; 
so  wie  der  Verdienst  des  Arztes  nicht  zur  Arzneikunst 
gehört.  Andere  Herrschaften  sind  um  Beider  Nutzen  da, 
wie  die  des  Ehemannes.  So  kann  auch  manche  Staats- 
gewalt der  Könige  wegen  eingerichtet  sein,  wie  in  dem 
Falle  der  Eroberung,  ohne  deshalb  tyrannisch  zu  sein, 
da  die  Tyrannei  in  dem  heutigen  Sinne  die  Ungerechtig- 
keit   einschiiesst.      In    anderen   Fällen    kann    sowohl    der 

welche  über  dem  Rechte  stehen.  Sie  unterscheiden  sich 
von  dem  absoluten  Königthum  nicht  dadurch,  dass  sie 
dem  Rechte  unterworfen  sind,  sondern  dass  hier  die 
Macht  des  Volkes  die  des  beschränkten  Königs  thatsäch- 
lich  überwiegt,  während  bei  dem  absoluten  Königthum 
das  Umgekehrte  Statt  hat  (B.  XL  149). 
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Nutzen  des  Regenten  wie  der  des  Regierten  berücksichtigt 
werden,  z.  B.  wenn  ein  schwaches  Volk  sich  einen  mäch- 
tigen König  zu  seinem  Schutze  sucht.  Uebrigens  bestreite 
ich  nicht,  dass  in  den  meisten  Staaten  an  sich  der  Nutzen 
der  Unterthanen  das  Ziel  ist,  und  dass  es  richtig  ist,  was 
Cicero  dem  Herodot,  und  Herodot  dem  Hesiod  nach- 
spricht: „dass  die  Könige  der  Gerechtigkeit  wegen  da 
seien."  Daraus  folgt  aber  nicht,  wie  Jene  meinen,  dass 
die  Völker  über  dem  Könige  stehen;  denn  auch  die  Vor- 
mundschaft ist  des  Mündels  wegen  eingerichtet,  und  doch 
giebt  sie  Recht  und  Gewalt  über  denselben.  Auch  passt 
der  Grund  nicht,  dass  ein  Vormund,  der  das  Mündelgut 
schlecht  verwaltet,  abgesetzt  werden  könne,  und  deshalb 
gegen  den  König  dasselbe  gelte.  Denn  über  den  Vormund 
besteht  noch  ein  Vorgesetzter;  aber  bei  der  Staatsgewalt 
muss  dies,  da  es  ohne  Ende  nicht  fortgehen  kann,  bei 
einer  Person  oder  Versammlung  aufhören,  über  deren 
Fehler,  weil  sie  keinen  Richter  über  sich  haben,  Gott  die 
Aufsicht  führt,  indem  er  die  Fehler  bestraft,  wo  er  es  für 
DÖthig  achtet,  oder  sie  als  eine  Strafe  oder  Prüfung  des 
Volkes  zulässt. 

15.  Sehr  gut  sagt  Tacitus:  „Wie  man  Dürre  oder 
Wasserfluthen  und  andere  Plagen  der  Natur  ertragen 
muss,  so  muss  es  auch  mit  der  Prunksucht  oder  dem 
Geize  der  Regenten  geschehen.  Fehler  werde  es  geben, 
80  lange  es  Menschen  gebe;  aber  sie  dauern  nicht  ohne 
Unterbrechung  und  werden  durch  den  Eintritt  der  Besse- 
ren aufgewogen."  Marc.  Aurel  sagte:  die  Obrigkeit 
richte  über  die  Einzelnen,  die  Könige  über  die  Obrig- 
keiten, und  Gott  über  die  Könige.  Eine  berühmte  Stelle 
bei  Gregor  von  Tours,  wo  der  Bischof  selbst  den  König 
der  Franken  anredet,  lautet:  „Wenn  einer  von  Uns.  o 
König!  die  Pfade  der  Gerechtigkeit  überschreiten  wollte, 
könnte  er  von  Dir  bestraft  werden;  aber  wenn  Du  sün- 
digst, wer  soll  Dich  bestraten?  Denn  wir  sprechen  zu  Dir; 
wenn  Du  willst,  kannst  Du  hören;  wenn  Du  aber  nicht  willst, 
wer  anders  wird  Dich  strafen,  als  der  sich  die  Gerechtigkeit 
genannt  hat?"  So  erwähnt  Porphyr  ins  unter  den  Sätzen 
der  Essener  den:  „Niemand  gewann  diu  Staatsgewalt  ohne 
die  besondere  Fürsorge  Gottes."  Irenaeus  sagt  richtig: 
„Auf  wessen  Befehl  die  Menschen  geboren  werden,  auf 
dessen  Befehl   werden   auch   die  Könige   gesetzt  in  Ange- 
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messenheit  zu  denen,  welche  zu  dieser  Zeit  von  ihnen 
regiert  werden."  Dasselbe  sagen  die  sogenannten  Kon- 
stitutionen des  Clemens:  „Du  wirst  den  König  achten, 
eingedenk,  dass  er  von  Gott  erwählt  ist."  ^^) 

16.  Dem  steht  auch  nicht  entgegen,  dass  es  mitunter 
heisst:  die  Völker  seien  wegen  der  Sünden  der  Könige 
gestraft  worden.  Es  ist  dies  nicht  deshalb  geschehen, 
weil  das  Volk  den  König  nicht  gestraft  oder  zurückgehal- 
ten hat,  sondern  weil  es  seinen  Lastern,  wenigstens  still- 
schweigend, zugestimmt  hat;  obgleich  Gott  auch  ohnedem 
seines  höchsten  Rechtes  über  Leben  und  Tod  der  Einzel- 
nen zur  Strafe  des  Königs  sich  bedienen  konnte,  dessen 
Strafe  es  ist,  dass  er  der  Unterthanen  beraubt  wird. 

IX.  1.  Andere  erfinden  eine  wechselseitige  Unter- 
würfigkeit, so  dass  das  Volk  dem  Könige,  der  recht  re- 
giert, gehorchen  muss;  aber  ein  schlecht  regierender 
König  dem  Volke  untergeben  ist.  Wollen  sie  damit  sagen, 
dass,  auch  wenn  der  König  es  befiehlt,  das  offenbar  Un- 
rechte nicht  gethan  werden  dürfe,  so  haben  sie  Recht, 
und  alle  rechtlichen  Leute  stimmen  dem  bei;  aber  das 
schliesst  keinen  Zwang  ein  und  keine  Art  von  Oberherr- 
lichkeit. Selbst  wenn  ein  Volk  sich  vorgesetzt  hätte,  mit 
dem  Könige  in  die  Herrschaft  sich  zu  theilen  (worüber 
später  Einiges  bemerkt  werden  wird),    so   müssen   wenig- 


66)  Die  hier  in  §.  13—15  von  Gr.  aufgeführten  Gründe 
für  die  Souveränität  des  Volkes  sind  allerdings  schwach 
und  wegen  ihrer  Ableitung  aus  dem  Privatrecht  ebenso 
fehlerhaft  wie  die  Gründe  für  die  gegentheilige  Ansicht. 
Es  war  deshalb  für  Gr.  nicht  schwer,  sie  zu  widerlegen. 
Indem  so  die  Gründe  für  und  gegen  sich  als  unzureichend 
ergeben,  folgt,  dass  hier  bei  der  Frage  der  Souveränität 
überhaupt  vom  Rechte  nicht  mehr  die  Rede  sein  kann. 
Das  Verhältniss  des  Fürsten  zum  Volke  ist  nur  thatsäch- 
licher  Natur;  keine  Verfassung,  kein  Eid  kann  es  zu  einem 
Rechtsverhältniss  erheben;  keine  Verfassung,  kein  Eid 
kann  hindern,  dass,  wenn  die  thatsächlichen  Machtverhält- 
nisse beider  sich  geändert  haben,  die  Revolution  oder  der 
Staatsstreich  eintritt,  um  die  Verfassung  dem  wahren 
Thatbestande  wieder  anzupassen.  Dies  sind  Naturvor- 
gänge, für  die  kein  Recht  aufgestellt  werden  kann,  selbst 
wenn  man  es  wollte  (B.  XI.  155). 


156 


Buch  I.    Kap.  III. 


stens  die  Grenzen  der  beiderseitigen  Gewalten  so  bezeich- 
net werden,  dass  sie  nach  dem  Unterschiede  der  Orte, 
der  Personen  oder  Gegenstände  leicht  erkannt  werden 
können. 

2.  Die  Güte  oder  Schlechtigkeit  einer  Handlung  ist 
aber,  namentlich  in  Staatsangelegenheiten,  zu  diesen  Unter- 
schieden nicht  geeignet,  da  sie  oft  schwer  zu  erkennen 
ist.  Deshalb  kann  daraus  nur  die  höchste  Verwirrung 
hervorgehen,  indem  bald  der  König,  bald  das  Volk  unter 
dem  Vorwand  einer  guten  oder  bösen  Handlung  die  Ent- 
scheidung über  dieselbe  Sache,  Jeder  nach  seinem  Recht^ 
vor  sich  ziehen  würde.  Eine  solche  Verwirrung  einzufüh- 
ren, ist  meines  Wissens  keinem  Volke  in  den  Sinn  ge- 
kommen. ^'^) 

X.  1.  Nacli  Beseitigung  der  falschen  Ansichten  blei- 
ben einige  Vorsichtsmaassregeln  zu  erörtern,  um  den 
Weg  zur  richtigen  Entscheidung  zu  finden,  wem  die 
höchste  Staatsgewalt  bei  jedem  Volke  zukomme.  Die 
erste  Vorsicht  gebietet,  sich  nicht  durch  zweideutige 
Namen  oder  den  äusseren  Schein  der  Dinge  irre  führen 
zu  lassen.  So  wird  z.  B.  im  Lateinischen  die  fürstliche 
Gewalt  (principatus)  und  die  königliche  (regnum)  einander 
entgegengestellt,  und  Cäsar  sagt,  dass' der  Vater  des 
Vercingetorix  die  fürstliche  Gewalt  über  Gallien  besessen 
habe,  aber  getödtet  worden  sei,  weil  er  nach  der  könig- 
lichen gestrebt  habe.  So  sagt  Piso  bei  Tacitus:  Ger- 
manicus  sei  der  Sohn  des  Fürsten  der  Römer,  aber  nicht 
des  Königs  der  Parther;  und  Sueton  sagt:  Es  habe  wenig 
gefehlt,  dass  Caligula  die  Form  der  fürstlichen  Gewalt  in 
die  königliche  umgewandelt  habe;  und  bei  Vellejus  heisst 
es  von  Moroboduus,  er  habe  nicht  nach  der  durch  den 
Willen  der  Eltern  ihm  gebührenden  fürstlichen  Gewalt, 
sondern  nach  der  königlichen  gestrebt. 

2.     Dies  wird  aber  sehr   oft   verwechselt.     Denn  auch 


«")  Gr.  erkennt  hier  richtig,  wie  bedenklich  es  ist, 
von  der  Moralität  einer  Staatshandlung  den  Gehorsam 
abhängig  zu  machen.  Er  sucht  den  Grund  nur  in  der 
Schwierigkeit  des  Urtheils;  aber  der  wahre  Grund  ist 
vielmehr,  dass  das  freie  Handeln  der  Könige  und  der 
Völker  als  solcher  dem  Rechte  gar  nicht  unterliegt  (B. 
XI.  63). 


Eintheilung  des  Krieges.    Untersuchung  der  Staatsgewalt.    157 

die  Fürsten  der  Lacedämonier  aus  der  Nachkommenschaft 
des  Herkules  wurden  selbst  dann  noch,  als  sie  den  Epho- 
ren  unterstellt  worden  waren,  wie  wir  gesehen  haben, 
Könige  genannt,  und  in  dem  alten  Deutschland  gab  es 
Könige,  welche  nach  Tacitus  nur  durch  das  Ansehen 
ihrer  Worte,  aber  nicht  durch  die  Macht  zu  befehlen  re- 
giert haben.  Auch  Livius  sagt  vom  König  Evander, 
dass  er  mehr  durch  sein  Ansehen  als  durch  die  Gewalt 
regiert  habe.  So  nennen  Aristoteles  und  Polybius 
die  Suffetie  der  Karthaginienser  ein  Königthum;  ebenso 
Diodor  wie  Solinus,  der  auch  den  Hanno  König  der 
Karthagmienser  nennt.  So  erzählt  Strabo  von  Skepsis 
bei  Troja,  dass  auch  nach  Aufnahme  der  Milesier  in  den 
Staatsverband  und  Einführung  der  Republik  den  Nach- 
kommen der  alten  Könige  der  Königstitel  und  einige  Ehren- 
bezeugungen geblieben  seien. 

3.  Umgekehrt  wurden  die  Römischen  Kaiser,  auch 
nachdem  sie  offen  und  unverhohlen  die  unbeschränkteste 
Herrschaft  besassen,  dennoch  Fürsten  {principes)  genannt. 
In  einzelnen  Freistaaten  werden  sogar  den  Fürsten  die 
Zeichen  der  königlichen  Gewalt  beigelegt. 

4.  Was  nun  die  Ständeversammlungen  anlangt,  d.  h. 
die  Zusammenkünfte  derer,  welche  das  in  Klassen  einge- 
theilte  Volk  vertreten,  nämlich,  wie  Günther  sagt: 

„die  Prälaten,   der  Adel  und  die  Abgesandten  der 
Städte," 

so  sind  sie  in  einzelnen  Staaten  mehr  ein  Rath  des  Kö- 
nigs, welcher  die  Klagen  des  Volkes  vor  das  Ohr  des 
Königs  bringt,  da  sie  von  den  Beamten  oft  verheimlicht 
werden.  Es  bleibt  dann  dem  König  frei,  darüber  nach 
seinem  Gutfinden  zu  entscheiden.  Dagegen  haben  sie 
anderwärts  das  Recht,  die  Regierung  des  Königs  zu  prü- 
fen und  auch  Gesetze  zu  erlassen,  denen  der  Fürst  unter- 
worfen ist. 

5.  Viele  wollen  den  Unterschied  der  unbeschränkten 
Staatsgewalt  von  der  beschränkten  davon  abhängig  machen 
ob  die  Gewalt  durch  Wahl  oder  Erbfolge  erlangt  worden- 
im  letzteren  Falle  solle  sie  unbeschränkt  sein,  aber  nicht 
im  ersten.  Allein  sicherlich  ist  dies  im  Allgemeinen  nicht 
richtig.  Denn  die  Erbfolge  ist  nur  die  Fortsetzung  der 
alten  Herrschaft,  aber  nicht  der  Rechtstitel,  aus  dem  die 
Art  der  Gewalt  sich  ableitet.    Denn  das  Recht  ruht  auf 


158 


Buch  I.    Kap.  III. 


Eintheilung  des  Krieges.     Untersuchung  der  Staatsgewalt.     159 


der  Wahl  einer  bestimmten  Familie  und  wird  durch  die 
Erbfolge  immer  fortgesetzt;  deshalb  gewährt  letztere  nur 
so  viel  Recht,  als  die  erste  Wahl  ertheilt  hat.  Bei  den 
Lacedämoniern  war  auch  nach  Bestellung  der  Ephoren 
die  königliche  Herrschaft  erblich.  Von  der  Herrschaft 
eines  s<'lchen  Könige,  d.  Ii.  Fürston,  sagt  Aristoteles: 
„Von  diesen  Königen  sind  es  einzelne  durcli  Erbschaft, 
andere  durch  Wahl,"  und  er  wie  Thucydides  bemerken, 
dass  in  der  Heroenzeit  die  meisten  Könige  von  dieser 
Art  gewesen  seien.  Dagegen  wurde  die  Staatsgewalt  bei 
den  Römern  auch  nach  Beseitigung  aller  Gewalt  des  Sena- 
tes und  Volkes  durch  Wahl  zugetheilt. 

XI.  1.  Eine  andere  Vorsiclit  ist,  die  Sache  selbst  von 
der  Art  ihres  Besitzes  zu  unterscheiden,  was  nicht  blos 
für  sinnliche,  sondern  auch  für  unsinnliche  Gegenstände 
gilt.  Denn  so  wie  der  Acker  eine  Sache  ist,  so  ist  es 
auch  der  Fussweg,  die  Viehtrift  und  der  Fahrweg;  aber 
Einige  besitzen  diese  Sachen  als  Eigenthum,  Andere  nur 
nacli  Niessbrauchsrecht,  Andere  nur  vorübergehend.  So 
besassen  der  Römische  Diktator  die  Staatsgewalt  nur  zeit- 
weilig, die  meisten  Könige,  sowohl  die  gewählten  als 
deren  Nachfolger,  als  Niessbraucher,  einzelne  Könige  aber 
nach  vollem  Eigenthum,  namentlich  dann,  wenn  die  Herr- 
schaft durch  einen  gerechten  Krieg  erworben  worden  war, 
oder  wenn  sich  ein  Volk,  um  grösseren  Uebeln  zu  ent- 
gehen,  in  deren  Gewalt  ohne  Vorbehalt  übergeben   hatte. 

2.  Denn  ich  kann  denen  nicht  beistimmen,  welche  die 
Gewalt  des  Diktators  nicht  als  die  höchste  anerkennen 
wollen,  weil  sie  nicht  dauernd  war.  Denn  im  Moralischen 
kann  das  Wesen  eines  Verhältnisses  nur  aus  den  Wir- 
kungen entnommen  werden ;  deshalb  sind  Stellungen, 
welche  gleiche  Wirkungen  haben,  auch  mit  gleichen  Na- 
men zu  belegen.  Nun  übt  der  Diktator  während  seines 
Amtes  alle  Handlungen  nach  demselben  Rechte  aus,  wie 
ein  König  mit  der  vollkommensten  Macht,  und  seine  Hand- 
lungen können  von  keinem  Anderen  widerrufen  werden.  Die 
Dauer  ändert  nicht  die  Natur  der  Sache;  nur  wenn  es 
sich  um  jene  Würde  handelt,  die  man  mit  Majestät  be- 
zeichnet, ist  unzweifelhaft  diese  bei  dem  grösser,  welchem 
die  Gewalt  dauernd  und  nicht  blos  zeitweilig  übertragen 
worden  ist,  da  die  Würde  sich  nach  der  Art  des  Besitzes 
bestimmt.     Dies    gilt  auch  von    denen,    welche  während 


der  Unmündigkeit  des  Königs,  oder  wenn  er  durch  Wahn- 
sinn oder  Gefangenschaft  verhindert  ist,  zu  Regenten  des 
Reiches  bestellt  werden;  sie  sind  dem  Volke  nicht  unter- 
geben, und  ihre  Gewalt  ist  vor  der  gesetzlichen  Zeit  nicht 
widerruflich. 

3.  Anders  verhält  es  sich  mit  denen,  welche  nur  ein 
jederzeit  widerrufliches  Recht,  d.  h.  bittweise  empfangen 
haben,  wie  einst  die  Könige  der  Vandalen  in  Afrika,  und 
der  Gothen  in  Spanien,  welche  von  dem  Volke  nach  Be- 
lieben abgesetzt  wurden.  Deren  Handlungen  können  durch 
die  aufgehoben  werden,  welche  die  Gewalt  nur  widerruf- 
lich ertheilt  haben;  deshalb  ist  hier  weder  die  Wirkung 
noch  das  Recht  dasselbe.  ^^) 

XII.  1.  Wenn  ich  gesagt  habe,  dass  in  einzelnen 
Fällen  die  Staatsgewalt  in  vollem  Eigenthum  sich  befinde, 
d.  h.  dem  Herrscher  eigenthümlich  zukomme,  so  ist  das 
von  gelehrten  Männern  deshalb  bestritten  worden,  weil 
freie  Menschen  nicht  als  Eigenthum  besessen  werden 
könnten.  Allein  so  wie  die  Gewalt  des  Eigenthums  eine 
andere  ist    als   die   des  Königs,    so   ist   auch   die  persön- 

^»8)  Gr.  bemerkt  richtig,  dass  die  Frage,  wem  die 
höchste  Gewalt  in  einem  Staate  zukomme,  nicht  aus  dem 
Namen  und  auch  nicht  aus  der  Art  der  Erwerbung,  ob 
durch  Wahl  oder  Erbschaft  entschieden  werden  könne. 
Im  Uebrigen  kann  er  aber  positive  Anhaltepunkte  für  die 
Frage  nicht  geben.  Es  ist  auffallend,  dass  Gr.  hier  nicht 
sofort  auf  die  bekannte  Eintheilung  der  Staaten  in  Mo- 
narchien, Aristokratien  und  Republiken  zurückgeht.  Es 
zeigt  dies  von  seiner  richtigen  politischen  Auffassung, 
wenn  er  auch  den  BegriÖ'  nicht  voll  erreichte.  In  Wahr- 
lieit  ist  der  Staat  eine  Verbindung  zweier  souveräner 
Autoritäten  oder  Mächte,  des  souveränen  Königs  und  des 
souveränen  Volkes;  beide  beschränken  durch  diese  V^er- 
bindung  einander;  jede  sucht  die  andere  Macht  sich  zu 
unterwerfen ;  allein  keine  kann  doch  der  anderen  entbeli- 
ren;  auch  die  Republik  Jiat  in  ihrem  Präsidenten  ehie 
fürstliche  Autorität;  auch  der  Despot  kann  die  Autorität 
des  Volkes  nicht  ganz  ignoriren.  Alle  Unterschiede  der 
Staatsformen  beziehen  sich  deshalb  nur  auf  den  Unter- 
schied in  dem  Verhäitniss  der  Macht  des  Königs  und 
des  Volkes  zu  einander  (B.  XI.  148). 
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liehe  Freiheit  eine  andere  als  die  bürgerliche,  und  die  der 
Einzelnen  eine  andere  als  die  Aller.  Denn  auch  die 
Stoiker  sagten,  dass  eine  Art  von  Sklaverei  aus  der 
Unterwerfung  entsteht;  ebenso  werden  in  der  heiligen 
Schrift  die  Unterthanen  des  Königs  seine  Sklaven  genannt. 
So  wie  mithin  die  persönliche  Freiheit  das  Recht  des 
Sklavenhcrrn  ausschliesst,  so  die  bürgerliche  Freiheit  die 
königliche  Gewalt  und  jede  andere  volle  Unterwerfung. 
Livius  stellt  sie  einander  so  entgegen:  „Sie  wählten  sich 
Könige,  weil  sie  die  Süssigkeit  der  Freiheit  noch  nicht 
gekostet  liaben."  Derselbe  sagt:  „Es  war  schmachvoll, 
dass  das  Kömische  Volk  dienen  sollte;  denn  als  es  noch 
unter  Königen  stand,  war  es  in  keinem  Kriege  und  von 
keinem  Feinde  belagert  und  eingeschlossen  worden,  und 
jetzt  geschah  dies  dem  freien  Volke  von  den  Etruskern." 
Ebenso  sagt  er:  „Das  Römische  Volk  ist  nicht  beherrscht, 
sondern  frei."  Und  anderwärts  stellt  er  freie  Völker  denen 
unter  Königen  gegenüber.  Cicero  sagt:  „Entweder  wa- 
ren Könige  nicht  zu  erlangen,  oder  man  musste  dem 
Volke  die  Freiheit  der  Sache  und  nicht  blos  dem  Namen 
nach  geben."  Tacitus  sagt  nach  diesem:  „Ueber  die 
Stadt  Rom  herrschten  anfänglich  Könige;  die  Freiheit  und 
das  Konsulat  hat  L.  Brutus  eingeführt;"  und  an  einer 
anderen  Stelle:  „Die  Freiheit  ist  bei  den  Germanen  stren- 
ger als  das  Königthum  bei  den  Arsacern."  Arian  sagt: 
„die  Könige  und  die  freien  Staaten".  Caecina  sagt  bei 
Seneca:  „Die  königlichen  Rechte  sind  Blitze,  von  deren 
Gewalt  die  Volksversammlung  und  die  vornehmsten  Stellen 
einer  freien  Stadt  getroffen  werden;  ihr  Ersclieinen  droht 
dem  Staate  das  Königthum."  So  hiess  der  Theil  der  Ci- 
licier,  welcher  keinem  Könige  gehorchte,  „die  freien  Ci- 
licier."  Von  Amisus  sagt  Strabo,  dass  es  bald  frei  ge- 
wesen sei,  bald  unter  Königen  gestanden  habe.  In  den 
Römischen  Gesetzen,  welche  über  Krieg  und  über  die  Ge- 
richte für  Wiedererlangung  von  Gütern  handeln,  werden 
die  auswärtigen  Völker  in  Königreiche  und  freie  Staaten 
eingetheilt.  Hier  handelt  es  sich  also  nicht  um  die  Frei- 
heit der  Einzelnen,  sondern  des  Volkes.  Einzelne  meinen 
sogar,  dass  die  Völker  wegen  dieser  staatlichen  Unter- 
werfung, gleich  der  im  Privatrecht,  nicht  mehr  eigenes 
Recht  und  eigene  Gewalt  besitzen.  Daher  die  Ausdrücke: 
„die  Städte,  die  Ländereien,  die  Menschen,   welche  sonst 
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den   Aetolern   rechtlich   zugehörten,"    und   „hat  denn   das 
Collatini'sche  Volk  Gewalt  über  sich?"  69) 

2.  Allein  in  Wahrheit  werden,  wenn  ein  Staat  ver- 
äussert wird,  nicht  die  einzelnen  Menschen  veräussert, 
sondern  nur  das  dauernde  Recht,  sie  als  Volk  zu  regieren! 
So  wird,  wenn  ein  Freigelassener  einem  der  Kinder  seines 
Patrons  zugetheilt  wird,  kein  freier  Mensch  veräussert, 
sondern  es  wird  nur  das  Recht  übertragen,  was  ihm  an 
diesem  Menschen  zusteht. 

3.  Auch  jener  Grund  ist  nicht  besser,    wonach  man 
behauptet,  dass,  wenn  ein  König  Völker  durch  Krieg  über- 
wunden  habe,    diese   mehr  den  Bürgern   als  dem  Könige 
gehören,  weil  er  sie  ohne  das  Blut  und  den  Schweiss  seiner 
Unterthanen  nicht  Iiabe  unterjochen  können.     Allein  der 
König   konnte    ja    auch    aus    seinem  Privatvermögen    ein 
Heer    unterhalten    haben,    oder    aus    den  Einnahmen  des 
Vermögens,  was  mit  seiner  Herrschaft  verbunden  ist.    Denn 
wenn  auch  der  König  an  diesem  Vermögen  nur  den  Niess- 
brauch  hat,  wie  an  dem  Rechte,  über  das  Volk  zu  herrschen, 
was  ihn  gewählt  hat;  so  sind  doch  die  Früchte  davon  sein 
Eigenthum.    So  bestimmt  das  bürgerliche  Recht,  dass,  wer 
eine  Erbschaft  herausgeben  muss,   die  gezogenen  Früchte 
nicht  mit  herauszugeben  braucht,  weil  er  sie  nicht  als  Erbe, 
sondern    als    redlicher   Besitzer  gezogen  habe.     Es  kann 
also  kommen,  dass  ein  König  die  Gewalt  über  einzelne  Völ- 
ker als  Eigenthum  besitzt,  so  dass  er  sie  auch  veräussern 
kann.    So  sagt  Strabo  von  der  Insel  Cythera,  gegenüber 
Tänaros,    dass   sie   dem   Eurycles,    Fürsten    der  Lacedä- 
monier,  gehört  habe  nach  Art   des  „Privaterwerbs".     So 
gab  Salomo  dem  König  der  Phönizier  Hieromus  (so  nennt 
ihn  auf  Griechisch  Philo  von  Byblos,  der  die  Geschichte 
des  Sanchuniaton  übersetzt  hat)  zwanzig  Städte ;  nicht  aus 
denen  des  jüdischen  Volkes,  denn  Cabul  (wie  jene  20  Städte 
genannt  werden)  wird  ausserhalb  der  Grenze  von  Juda  ge- 
setzt, Joseph.  XIX.  27;  mithin  aus  den  Städten,  welche  die 
den  Juden  feindlichen  und  besiegten  Völker  bis  dahin  inne- 
gehabt hatten,  und   welche  theils   der  König  von  Aegyp- 
ten,  der  Schwiegervater  Salomo's,  besiegt  hatte  und  dem 

6ö)  Diese  beiden  Redensarten  gebraucht  Livius  in  den 
Reden,  welche  sich  im  38.  Buche,  Kapitel  11  und  im 
1.  Buche,  Kapitel  38  seiner  Römischen  Geschichte  befinden. 

Grotiuß,  Recht  d.  Kr.  u.  Fr.  -« -. 
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Salomo  als  Hochzeitsgut  gegeben  hatte;  theils  Salomo 
selbst  unterworfen  hatte.  Denn  dass  sie  zu  dieser  Zeit 
von  den  Israeliten  nicht  bewohnt  gewesen  sind,  erhellt 
daraus,  dass  Salomo  erst,  nachdem  llieromus  sie  zurück- 
gegeben hatte,  jüdische  Kolonien  dahin  geführt  hat. 

4.  So  soll  Herkules  die  Herrschaft  über  das  im  Kriege 
eroberte  Sparta  dem  Tyndareus  unter  der  Bedingung  ge- 
geben haben,  dass,  wenn  Herkules  Kinder  hinterliesse, 
Amphibülis  ihnen  zurückgegeben  werden  solle,  welches 
dem  Acamantus,  Sohn  des  Theseus,  als  Heirathsgut  gege- 
ben worden  war.  Auch  bei  Homer  verspricht  Agamem- 
non, dem  Achill  sieben  Städte  zu  geben.  Der  König  Anaxa- 
goras  schenkte  dem  Melampus  zwei  Theile  seiner  Herr- 
schaft. Justinus  erzählt  von  Darius:  „Die  Herrschaft 
hinterliess  er  nach  seinem  Testament  dem  Artaxerxes,  ynd 
dem  Cyrus  die  Städte,  deren  Vorsteher  er  gewesen  war." 
So  muss  man  von  den  Nachfolgern  des  Alexander  an- 
nehmen, dass  sie  in  jenes  volle  Recht  und  Eigenthum, 
wie  es  bei  den  Persern  in  Bezug  auf  die  Herrscliaft  be- 
sland.  Jeder  nach  seinem  Theil  eingetreten  sind,  oder  dass 
t^ie  dieses  Reclit  durch  das  Recht  der  Eroberung  erworben 
haben.  Man  darf  sich  deslialb  nicht  wundern,  wenn  sie 
sich  das  Recht  anmaassten,  die  Herrschaft  zu  veräussern. 

5.  Ebenso  erwarb  das  Römische  Volk,  als  König  Atta- 
lus  ,  Sohn  des  Eumenes,  es  durch  Testament  zum  Erben 
seines  Nachlasses  eingesetzt  hatte,  mit  dem  Nachlass  auch 
seine  Staatsgewalt.  Florus  sagt  hierüber:  „Durch  An- 
tritt der  Erbschaft  erlangte  das  Römische  Volk  eine  Pro- 
vinz, und  zwar  nicht  durch  Krieg,  nicht  mit  Gewalt,  son- 
dern, was  gerechter  ist,  durch  testamentarische  Bestim- 
mung." Und  später,  als  Nicomedes,  König  von  Bithynien, 
bei  seinem  Tode  das  Römische  Volk  zu  seinem  Erben 
ernannt  hatte,  wurde  sein  Königreich  zu  einer  Provinz 
gemacht.  Cicero  sagt  in  seiner  zweiten  Rede  gegen 
RuUus:  „Als  Erbschaft  haben  wir  dies  Königreich  Bithy- 
nien erworben."  So  wurde  Cyrene,  ein  Theil  von  Lybien, 
den  Römern  von  dem  König  Appio  durch  Testament  ver- 
macht. 

6.  Tacitus  erwähnt  im  14.  Buche  seiner  Annalen 
gewisser  Ländereien,  die  einst  der  König  Appio  besessen 
und  dem  Römische«  Volke  mit  seiner  Herrschaft  vermacht 
habe.    Cicero  sagt  in  seiner  Rede  über  das  Ackergesetz: 


) 


„Wer  weiss  nicht,  dass  das  Königreich  Aegypten  durch 
das  Testament  des  alexandrinischen  Königs  dem  römischen 
Volke  zugefallen  ist."  Mithridates  sagt  bei  Justin  in 
einer  Rede  über  Paphlagonien,  es  sei  seinem  Vater  nicht 
durch  Gewalt,  nicht  durch  Krieg,  sondern  durch  die  im 
Testament  geschehene  Annahme  an  Kindesstatt  zugefallen. 
Derselbe  Geschichtschreiber  erzählt  von  Orodes,  König 
der  Parther,  dass  er  lange  geschwankt  habe,  welchen 
von  seinen  Söhnen  er  nach  sich  zum  Könige  bestimmen 
solle.  Auch  Polerao,  der  Herrscher  von  Tibarene  und 
Umgegend  hinterliess  seiner  Frau,  als  Erbin,  die  Herr- 
schaft. Dasselbe  hatte  früher  in  Carlen  Mausolus  mit 
seinem  ihn  überlebenden  Bruder  gethan. 

XHI.  1.  Bei  Königreichen,  welche  durch  den  Willen 
des  Volkes  erworben  worden  sind,  kann  allerdings  nicht 
angenommen  werden,  der  Wille  des  Volkes  sei  dahin 
gegangen ,  dass  dem  Könige  auch  die  Veräusserung  seiner 
Herrschaft  erlaubt  sei.  Wenn  also  Crantz  es  als  eine 
Neuerung  behandelt,  dass  Unguinus  Norwegen  durch 
Testament  vermacht  habe,  so  ist  dies  in  Bezug  auf  die 
Sitten  der  Deutschen  richtig;  da  bei  diesen  die  Könige 
dieses  Recht  keineswegs  besassen.  Denn  wenn  es  von 
Karl  dem  Grossen  und  von  Ludwig  dem  Frommen  und 
von  Anderen  in  Bezug  auf  die  Vandalen  und  Ungarn 
heisst,  dass  die  Herrschaft  über  diese  ihnen  durch  Testa- 
ment vermacht  worden,  so  bedeutet  dies  mehr  eine 
Empfehlung  bei  dem  Volke,  als  eine  wirkliche  Veräusse- 
rung. Auch  erzählt  Ado  noch  besonders  von  Karl,  dass 
er  sein  Testament  von  dem  fränkischen  Adel  habe  be- 
stätigen lassen  wollen.  Aehnlich  ist  der  Fall  bei  Li  vi  us, 
wo  Philipp,  der  König  der  Macedonier,  den  Perseus  von 
der  Herrschaft  verdrängen  und  statt  dessen  seinen  Neffen 
Antigonus  zum  Könige  machen  wollte  und  deshalb  die 
Städte  von  Macedonien  besuchte,  um  den  vornehmsten 
Bürgern  den  Antigonus  zu  empfehlen. 

2.  Wenn  der  oben  genannte  Ludwig  die  Stadt  Rom 
dem  Papst  Paschalis  zurückgegeben  hat,  so  liegt  hier 
der  Fall  anders;  da  die  Franken  die  Herrschaft  über  die 
Stadt  Rom  von  dem  Volke  empfangen  hatten  und  daher 
sie  auch  diesem  mit  Recht  zurückgeben  konnten,  wobei 
das  Volk  gewissermaassen  durch  den  vertreten  wurde, 
welcher  der  Vornehmste  aus  dem  ersten  Stande  war. 
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XIV.  Wenn  bis  liier  bemerkt  worden  ist,  dass  die 
oberste  Staatsgewalt  von  dem  vollständigen  Besitz  der- 
selben unterschieden  werden  müsse,  so  ist  dies  durchaus 
richtig;  denn  oft  wird  die  unbeschränkte  Staatsgewalt 
nicht  vollständig  besessen,  und  umgekehrt  wird  die  be- 
schränkte Staatsgewalt  zum  vollen  Recht  besessen.  Daher 
kommt  es,  dass  Markgratschaften  und  Grafschaften  leichter 
als  Königreiche  verkauft  und  durch  Testamente  vermacht 
werden,  "^ö) 

XV.  1.  Eine  andere  Folge  dieses  Unterschiedes  zeigt 
sich  bei  der  Regentschaft,  wenn  der  König  wegen  Jugend 
oder  Krankheit  seine  Gewalt  nicht  ausüben  kann.  In 
Herrschaften ,  welche  nicht  zum  Eigenthume  besessen  wer- 
den, fällt  die  Vormundschaft  denen  zu,  welchen  das 
Staatsgesetz,  oder  in  dessen  Ermangelung,  der  Wille  des 
Volkes  sie  überträgt;  in  den  Eigenthums- Staaten  aber 
denen,  welche  der  Vater  oder  die  Verwandten  erwählt 
haben.     So   wurden   in    dem   Königreich   Epirus,    welches 

^^)  Diese  Ausführungen  in  Abschnitt  XII  bis  XIV  sind 
selbst  für  Gr.  Zeit  mehr  ein  eitles  Spielen  und  Prunken 
mit  gelehrtem  Wissen,  als  ein  Beweis  für  die  gestellte 
Frage.  So  wie  diese  von  Gr.  gefasst  ist:  ob  die  Staats- 
gewalt zum  vollen  Eigenthum  besessen  werden  könne? 
enthält  sie  einen  Widerspruch,  da  Gr.  selbst  anerkennt, 
dass  das  Eigenthum  an  Sachen  mit  dem  an  Regierungs- 
rechten nicht  gleich  steht.  Die  ganze  Erörterung  ist  von 
dem  naturrechtlichen  Standpunkt  aus  ein  leeres  Gerede, 
weil  die  Frage  für  jedes  einzelne  Land  und  lür  jede 
Zeit  ihre  besondere  Antwort  nach  den  besonderen  dann 
obwaltenden  Verhältnissen  fordert,  wobei  nicht  blos  die 
Verfassungen  und  Gesetze,  sondern  auch  die  thatsäch- 
lichen  Machtzustände  in  Rechnung  gezogen  werden  müs- 
sen. Thut  man  das,  so  ergiebt  sich  dann  bald,  dass 
die  Frage  überhaupt  ausserhalb  des  Rechtes  liegt  und 
nur  thatsächlicher  Natur  ist;  es  kommt  eben  dabei  lediglich 
auf  das  Machtverhältniss  zwischen  Fürst  und  Volk  an. 
Da  die  Macht  in  Europa  seit  diesem  Jahrhundert  bei  den 
Fürsten  im  Abnehmen ,  bei  den  Völkern  im  Wachsen  be- 
griffen ist,  so  hat  deshalb  die  ganze  Frage  für  unsere 
Zeit  ihre  Bedeutung  verloren.  Es  fällt  Niemand  mehr  ein, 
die  Frage  jetzt  zu  bejahen. 
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durch  den  Beschluss  des  Volkes  gebildet  worden  war 
dem  unmündigen  König  Ariba  Vormünder  von  Staats 
wegen  bestellt.  Dasselbe  geschah  bei  dem  nachgeborenen 
Sohn  Alexander's  des  Grossen  von  den  Vornehmsten  der 
Macedonier.  Aber  in  Klein -Asien,  welches  durch  Krieg 
erobert  worden  war,  setzte  Eumenes  für  seinen  Sohn 
Attalus,  seinen  Bruder,  zum  Vormund.  Ebenso  bestimmte 
der  Konig  Hiero  von  Sicilien  für  seinen  Sohn  Hieronymus 
im  Testamente  die  Vormünder  nach  seiner  Wahl. 

2.  Es  ist  dabei  gleichgültig,  ob  der  König  zugleich 
privatrechtlicher  Eigenthümer  des  Grund  und  Bodens  ist 
wie  der  König  von  Aegypten  nach  Joseph's  Zeit  und  die 
Konige  der  Indier  nach  Diodor  undStrabo's  Berichten- 
oder  ob  dies  nicht  der  Fall  ist;  denn  dies  bleibt  ein  äusser- 
licher  Umstand,  welcher  keinen  Einfluss  auf  die  Staats- 
hoheit hat  und  daher  weder  den  Umfang  der  Staatsgewalt 
noch  die  Art  ihres  Besitzes  berührt.  ' 

XVI.  1.   Die  dritte  Bemerkung  ist,   dass  die  höchste 
Staatsgewalt  dadurch  ihre  Natur  nicht  verliert,   dass  der 
Inhaber  den  Unterthanen   oder  Gott  ein  Gelöbniss  macht, 
selbst  wenn  es  sich  auf  die  Art  seiner  Regierung  bezieht. 
Ich   meine    damit  nicht   die  Beobachtung    des  göttlichen 
des  Natur-  und  Völkerrechts,   zu  dessen  Innehaltung  die 
Könige   auch   ohne  Zusage  verpflichtet  sind:   sondern  ein- 
zelne Verhältnisse,  wo  ohne  Gelöbniss  keine  Verbindlich- 
keit vorhanden  sein  würde.     Die  Wahrheit  meines  Satzes 
ergiebt  sich  aus  der  Aehnlichkeit  mit  dem  Familienvater. 
Wenn    dieser    auch    der  Familie    etwas  versprochen  hat, 
was    sich   auf  deren  Verhältnisse   bezieht,    so   verliert  er 
deshalb    doch    nicht  die   oberste  Gewalt   in   der  Familie, 
wie   es   diese   mit   sich   bringt.     Ebensowenig  verliert  der 
Mann   seine   eheliche   Gewalt  deshalb,    weil    er  der  Frau 
etwas  versprochen  hat. 

2.  Indcss  wird  allerdings,  wo  dies  geschieht,  die  Staats- 
gewalt gewissermaassen  eingeschränkt,  mag  sich  nun  die 
Verbindlichkeit  blos  auf  die  Art  der  Ausübung  der  Gewalt 
oder  auf  das  Recht  selbst  beziehen.  Im  ersten  Falle  ist 
die,  gegen  das  Versprechen  vorgenommene  Handlung  un- 
gültig, weil,  wie  wir  anderwärts  zeigen  werden,  ein 
wirkliches  Versprechen  dem*  ein  Recht  giebt,  welchem 
es  gegeben  worden.  In  dem  zweiten  Falle  wird  die 
Handlung,    weil    das  Recht   fehlt,    ebenfalls  nichtig  sein. 
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Daraus  folgt  aber  nicht,  dass  wer  ein  solches  Versprechen 
giebt,  damit  einen  Vorgesetzten  erhalte.  Denn  die  Hand- 
lung ist  hier  ungültig,  nicht  vermöge  der  Gewalt  eines 
Vorgesetzten,  sondern  schon  von  Hechts  wegen. 

3.  Bei  den  Persern  besass  der  König  die  unbeschränkte 
Herrschaft;    Plutarch    nennt    ihn     „Selbstherrscher    und 
unverantwortlich" ;  er  wurde  wie  das  Bildniss  Gottes  ver- 
ehrt,   und  nach  Justinus   wechselte   die   Person   nur   im 
Todesfalle.     Es  war  der  König,   welcher  dem  Persischen 
Adel    sagt:    „Ich    habe  Euch    zugezogen,    damit    es  nicht 
scheint,    als    wollte    ich  Euern  Rath   nicht   benutzen;    im 
Uebrigen  bleibt  eingedenk,   dass  Ihr   mehr  zu  gehorchen, 
als   zu   rathen   habt."     Dennoch   musste    der  König   nach 
X'enophon  und  Diodor  bei   dem  Antritt  der  Herrschaft 
einen  Eid  leisten,  und  er  durfte  gewisse  förmliche  Gesetze 
nicht   abändern,    wie   die   Geschichte    Daniel's   und  Plu- 
tarch's  Leben  des  Themistocles  ergeben.    Auch  Diodor 
erwähnt  dies  im  XVll.  Buche  und  viel  später  Procop  im 
ersten  Buche  des  Persischen  Krieges,  wo  er  einen  beson- 
ders hierher  gehörenden  Fall  erzählt.    Dasselbe   berichtet 
Diodor    von    den    Königen    der    Aethiopier.     Nach  dem- 
selben   Schriftsteller    waren    die    Könige    von    Aegypten, 
welche  unzweifelhaft,  wie  die  anderen  Könige  des  Orients, 
die    höchste   Gewalt    innc    hatten,    zur  Beobachtung    von 
Vielerlei  verpflichtet.     Indess  konnten   sie   beim  Zuwider- 
handeln   nicht    angeklagt    werden,    sondern    die    Anklage 
wurde    nach  ihrem  Tode  erhoben,  und  wenn  sie  schuldig 
befunden   waren,    wurde   ihnen   das   feierliche  Begräbnis» 
abgesprochen.     Auch   bei   den  Juden   wurden  die  Leichen 
der    Könige,     die     schlecht     regiert    hatten,     ausserhalb 
der    königlichen    Begräbnissstelle    beerdigt.      2.  Proverb. 
XXIV.  25,    XXVIII.  27;     eine    vortreffliche    Einrichtung, 
wclclic  die  Ehrfurcht  vor  der  obersten  Staatsgewalt  nicht 
erschütterte  und   doch   die   Könige   durch    die   Scheu   vor 
diesem  späteren  Gericht  innerhalb  der  gesetzlichen  Schran- 
ken hielt.    Auch  die  Könige  von  Epirus  pflegten  zu  schwö- 
ren,   dass    sie   nach   den  Gesetzen   regieren   wollten,    wie 
Plutarch  im  Leben  des  Pyrrhus  erzählt. 

4.  Wie  aber,  wenn  die  Bedingung  hinzugefügt  wird, 
dass  der  König,  wenn  er  nicht  Wort  hält,  der  Herrschaft 
verlustig  sein  solle?  Auch  dann  hört  diese  Herrschaft 
nicht  auf,  die  höchste  zu  sein;  nur  der  Besitztitel  ist  da- 
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durch  ein  bedingter  geworden,  ähnlich  wie  die  Herrschaft 
auf  bestimmte  Zeit.  Von  dem  König  der  Sabaeer  erzählt 
Agatharchides,  dass  er  unverantwortlich,  mit  unbe- 
schränkter Gewalt  ausgestattet  gewesen  sei,  aber  wenn 
er  seine  königlichen  Rechte  überschritten,  hätte  er  ge- 
steinigt werden  dürfen.  Auch  Strabo  berichtet  dies  nach 
Artemidor. 

5.  So  ist  ein  Grundstück,  was  man  als  Fideikommiss 
inne  hat,  nicht  weniger  unser,  als  wenn  man  es  im  vollen 
Eigenthum  hätte;  aber  das  Recht  ist  nicht  unverlierbar. 
Eine  solche  auflösende  Bedingung  kann  nicht  blos  bei 
Uebertragung  der  Staatsgewalt,  sondern  bei  jedem  Ver- 
trage liinzugefügt  werden.  Auch  die  Bündnisse  mit 
Nachbarstaaten  werden  oft  unter  solchen  Bedingungen 
geschlossen. ''i) 

XVII.  1.  Viertens  ist  zu  bemerken,  dass  die  höchste 
Staatsgewalt  zwar  eine  einheitliche  ist,  die  in  sich 
ungetheilt  ist  und  die  oben  aufgezählten  Theile  mit  Ein- 
schluss  der  Unverantwortlichkeit  enthält;  indess  kann  es 
doch  vorkommen,  dass  sie  getheilt  wird,  entweder  nach 
ihren  genannten  sachlichen  Rechten  oder  nach  Personen. 

^^)  So  bunt  auch  hier  von  Gr.  geschichtliche  Zustände 
durch  einander  gewürfelt  werden,  so  erhellt  doch  aus 
ihnen,  dass  selbst  der  unbeschränkteste  Despot  die  Staats- 
gewalt nicht  in  dem  Sinn  des  Privateigenthums  besitzt, 
sondern  dass  er  überall,  zu  allen  Zeiten  und  in  allen  Län- 
dern an  der  Autorität  des  Volkes  und  der  durch  die 
Priester  vertretenen  Gottheit  eine  Schranke  hat,  welche 
aber  immer  nur  thatsächlicher  Natur  bleibt,  so  viel  die 
Menschen  sich  auch  bemühen,  sie  durch  Verträge  oder 
Eide  oder  Gelöbnisse  in  eine  rechtliche  zu  verwandeln. 
Die  Natur  dieser  erhabenen  Mächte  widersteht  der  An- 
wendung des  Rechtsbegriffes,  und  alle  jene  Hülfsmittel  des 
Privatrechts  versagen  daher  ihre  Wirksamkeit.  Verfassun- 
gen, Eide,  Gelöbnisse  zerbrechen  wie  Glas,  wenn  das 
Machtverhältniss  zwischen  Fürst  und  Volk  sich  im  Lauf 
der  Zeiten  so  geändert  hat,  dass  es  durch  sie  nicht  mehr 
richtig  ausgedrückt  ist,  und  die  Verletzung  derselben 
verwandelt  sich  dann  selbst  in  der  öffentlichen  Meinung 
in  eine  edle  und  grosse  historische  That,  welche  sogar 
zur  Quelle  eines  neuen  Rechtes  wird  (B.  XL  1,  59). 
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So  war  die  Römische  Staatsgewalt  einheitlich,  aber  es 
geschah  doch  oft,  dass  ein  Kaiser  den  Orient,  der 
andere  den  Occident  übernahm,  ja  auch  zu  Drei  re- 
jizierten sie  das  Reich.  So  kann  auch  das  Volk  bei 
der  Wahl  des  Königs  sich  grosse  Rechte  vorbehalten 
und  die  anderen  dem  Könige  unbeschränkt  einräumen. 
Dieser  Fall  ist  jedoch,  wie  gezeigt  worden,  dann  nicht 
schon  vorhanden,  wenn  der  König  sich  zu  etwas  verbind- 
lich macht,  sondern  nur  dann,  wenn  entweder  eine  aus- 
drückliche Theilung  gemacht  wird,  worüber  oben  ge- 
sprochen worden,  oder  wenn  ein  freies  Volk  seinem  zu- 
künftigen König  etwas  in  der  Weise  einer  dauernden  Vor- 
schrift auferlegt,  oder  wenn  etwas  beigefügt  ist,  woraus 
erhellt,  dass  der  König  gezwungen  oder  gestraft  werden 
kann.  Denn  eine  Vorschrift  geht  von  einem  Höheren  aus, 
wenigstens  in  dem,  was  sie  vorschreibt,  und  der  Zwang 
ist  zwar  nicht  immer  das  Zeichen  der  höheren  Gewalt, 
denn  schon  von  Natur  hat  Jeder  das  Recht,  seinen  Schuld- 
ner zu  zwingen,  aber  er  verträgt  sich  doch  nicht  mit 
der  Stellung  eines  Untergebenen.  Aus  dem  Zwange  folgt 
wenigstens  die  Gleichheit,  mithin  die  Theilung  der  höch- 
sten Gewalt. 

2.  Gegen  einen  solchen  gleichsam  zweiköpfigen  Zustand 
werden  viele  Nachtheile  geltend  gemnclit.  Indess  giebt 
es  in  dem  von  den  Menschen  gemachten  Recht,  wie 
früher  bemerkt  worden,  nichts,  was  von  allen  Nachtheilen 
frei  wäre,  und  das  Recht  ist  nicht  davon  bedingt,  dass 
es  diesem  oder  jenem  als  das  beste  ersclieine,  sondern 
von  dem  Willen  dessen,  von  dem  es  ausgeht.  Ein  altes 
Beispiel  dazu  giebt  Plato  im  3.  Buche  seiner  Gesetze. 
Denn  als  die  Naclikommen  des  Hercules  Argos,  Messene 
and  Lacedaemon  erbaut  hatten,  wurden  die  Könige  ver- 
pflichtet, nach  den  alten  hergebrachten  Gesetzen  zu  re- 
gieren; eben  dadurch  wurden  aber  auch  die  Völkerschaften 
verpflichtet,  die  Herrschaft  deren  Nachkommen  zu  belassen 
und  nicht  zu  gestatten,  dass  jemand  sie  ihnen  entzöge. 
Dies  versprach  nicht  blos  jeder  Stamm  seinem  König,  und 
jeder  König  seinem  Stamm,  sondern  auch  ein  König  dem 
andern  und  ein  Stamm  dem  andern,  und  ebenso  die  Könige 
den  Nachbarstämmen  und  die  Stämme  den  Nachbarkönigen; 
sie  gelobten  sich  Alle  wechselseitig,  einander  beizustehen. 
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XVHI.  1.  Doch  ist  die  Meinung  irrig,  welche  eine 
Theilung  der  Staatsgewalt  auch  da  annimmt,  wo  die 
Könige  versprechen,  gewisse  Staatsakte  nur  dann  gelten  zu 
lassen,  wenn  sie  vom  Senate  oder  einer  anderen  Versamm- 
lung gebilligt  worden  sind.  Denn  die  Akte,  welche  auf  diese 
Weise  aufgehoben  werden,  müssen  als  durch  den  Befehl 
des  Königs  selbst  aufgehoben  betrachtet  werden;  da  er 
durcli  diese  Einrichtung  verhüten  wollte,  dass  etwas  durch 
Betrug  Erlangtes  als  sein  wahrer  Wille  angesehen  werde. 
So  lautete  der  Befehl  des  Königs  Antiochus  III.  an  die 
Obrigkeiten,  dass  sie  ihm  nicht  gehorchen  sollten,  wenn 
er  etwas  gegen  die  Gesetze  verordnete,  und  Constantin 
verordnete,  dass  die  Mündel  und  Wittwen  nicht  zum 
Gericht  vor  des  Kaisers  Gefolge  sich  zu  stellen  brauchten, 
auch  wenn  ein  Befehl  des  Kaisers  ihnen  vorgelegt  würde. 

2.  Es  verhält  sich  hier  wie  mit  Testamenten,  denen 
die  Klausel  beigefügt  ist,  dass  ein  späteres  nicht  gelten 
solle.  Auch  diese  Klausel  bewirkt,  dass  das  spätere 
Testament  nicht  als  ein  ernstliches  und  wahres  angesehen 
wird.  Indess  kann  diese  wie  jene  Klausel  beseitigt  wer- 
den, wenn  der  König  es  ausdrücklich  befiehlt,  und  wenn 
die  spätere  ernste  Absicht  besonders  dargelegt  wird. ''2) 


72)  Diese  Erörterungen  in  Abschnitt  XVII  und  XVHI 
sind,  wie  jeder  Leser  bemerken  wird,  ohne  alle  rechtliche 
Bedeutung.  Die  Schuld  davon  liegt  aber  nicht  an  dem 
Verfasser,  sondern  an  dem  Gegenstand,  welcher  jeder 
rechtlichen  Regelung  widersteht.  Die  Menschen  werden 
zwar  nicht  müde,  die  Könige  und  die  Völker  gegenseitig 
durch  Verfassungen,  Urkunden  und  andere  Mittel  dem 
Recht  zu  unterwerfen  und  so  den  inneren  Frieden  zu 
sichern;  allein  die  Geschichte  lehrt,  dass  alle  diese  Mittel 
erfolglos  bleiben.  So  lange  das  thatsächliche  Machtver- 
hältniss  sich  nicht  ändert,  bleibt  die  versuchte  Abgrenzung 
der  gegenseitigen  Macht  auch  ohne  diese  Rechtsformen 
bestehen  und  beachtet,  und  sobald  dieses  Machtverhält- 
niss  zwischen  Herrscher  und  Volk  sich  thatsächlich  ge- 
ändert hat,  helfen  alle  jene  Rechtsformen  nichts  gegen 
den  Durchbruch  der  neuen  Entwickelung.  Dies  beweist, 
dass  das  Verhältniss  der  Autoritäten  zu  einander  von 
dem  Recht  nicht  erfasst  werden  kann. 
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XIX.  Ich  kann  hier  aucli  nicht  dem  Ausspruch  des 
Polybius  beitreten,  welcher  die  Römische  Verfassung  zu 
den  gemischten  zählt;  denn  wenn  man  die  Ausübung  der 
Gewalt  und  nicht  blos  das  Recht  dazu  betrachtet,  so  war 
sie  damals  eine  reine  Volksherrschaft.  Denn  die  Macht 
des  Senats,  welche  er  zur  aristokratischen  Form  zählt, 
und  die  Macht  der  Konsuln,  die  er  wie  Könige  betrachtet, 
waren  dem  Volke  unterthan.  Dasselbe  gilt  von  den  Mei- 
nungen anderer  politischer  Schriftsteller,  welche  ihr  Urtheil 
mehr  nach  der  äusseren  Form  und  täglichen  Verwaltung 
fällen  als   nach   dem  Rechte   der   höchsten  Gewalt  selbst. 

XX.  1.  Mehr  mit  dem  Sachverhalt  stimmt  die  Aeusserung 
des  Aristoteles,  welcher  zwischen  die  volle  unbeschränkte 
Staatsgewalt,  welche  er  das  Vollkönigthuni  nennt  (wie 
Sophokles  in  der  Antigone  die  vollkommene  Monarchie, 
Plutarch  das  selbstherrschende  und  unverantwortliche 
Königthum,  und  Strabo  die  sich  selbst  bestimmende  Ge- 
walt) und  das  Lakonische  Königthum,  was  nur  eine  Beamten- 
gewalt ist,  einige  Herrschaftsformen  einschiebt.  Ein  Bei- 
spiel dazu  kann  ich  an  den  Judischen  Königen  geben, 
da  man  nicht  bestreiten  kann,  dass  diese  in  den  meisten 
Fällen  unbeschränkte  Macht  besessen  haben.  Denn  das 
Volk  hatte  einen  König  verlangt,  wie  ihn  die  Nachbarn 
iiätten,  und  die  morgenländischen  Völker  wurden  sehr 
willkürlich  regiert.  Aeschylus  lässt  die  Atossa  zu 
den  Persern  so  über  ihren  König  sprechen:  „er  ist 
dem  Staate  nicht  untergeben".  Bekannt  sind  die  Verse 
Virgil's:  „Einen  solchen  König  haben  weder  Aegypten 
noch  das  ungeheure  Lybien,  noch  die  parthisclien  Völker, 
noch  der  Medische  Hydaspes."  Bei  Livius  heisst  es: 
„Die  Syrer  und  Asiaten,  in  der  Sklaverei  geborene  Völker- 
schaften," damit  stimmt  der  Ausspruch  des  Apollonius  bei 
Phil  OS  trat:  „Die  Assyrer  und  Meder  beten  die  Allein- 
herrschaft an."  Aristoteles  sagt  in  seiner  Politik  III.  14: 
„Die  Asiaten  ertragen  die  despotische  Herrschaft  nicht 
mit  Unwillen,"  und  bei  Tacitus  sagt  der  Bataver  Civilis 
zu  den  Galliern:  „Mögen  Syrien  und  Asien  und  der  an 
Könige  gewöhnte  Orient  Sklaven  bleiben";  denn  es  gab 
wohl  auch  in  Deutschland  und  Gallien  damals  Könige, 
aber,  wie  Tacitus  bemerkt,  nur  mit  bittweisem  Herr- 
schaftsrecht, mehr  durch  das  Gewicht  der  Rede  als  durch 
die  Macht  des  Befehls. 
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2.  Oben  haben  wir  bemerkt,  dass  das  ganze  jüdische 
Volk  unter  Königen  gestanden  habe,  und  Samuel  zeigt 
durch  seine  Beschreibung  der  königlichen  Rechte  deutlich, 
dass  dem  Volk  keine  Macht  gegen  das  Unrecht  der  Könige 
geblieben  war.  Man  hat  dies  schon  in  alten  Zeiten  mit 
Recht  aus  jener  Psalmstelle  gefolgert:  „Gegen  Dich  allein 
habe  ich  gesündigt,"  wozu  Ilieronymus  bemerkt:  „Weil 
er  König  war  und  keinen  Anderen  zu  fürchten  hatte,"  und 
Ambrosius:  „Er  war  König  und  keinem  Gesetze  unterthan, 
denn  die  Könige  sind  frei  von  den  Banden  gegen  Unrecht. 
Denn  kein  Gesetz  zieht  sie  zur  Strafe;  sie  sind  sicher  in 
der  Macht  ihrer  Herrschaft.  Er  hat  deshalb  nicht  gegen 
die  Menschen  gesündigt,  weil  er  diesen  nichts  schuldig 
war."  —  Dasselbe  steht  bei  Isidor  von  Pelusium  im 
383.  Briefe.  Allerdings  stimmen  die  Juden  überein,  dass 
dem  Könige,  der  gegen  die  über  das  königliche  Amt 
vorhandenen  sittlichen  Gesetze  sündigte,  eine  Züchtigung 
zu  Theil  geworden ;  aber  diese  war  nicht  ehrenrührig  und 
wurde  freiwillig  vom  König  zum  Zeichen  seiner  Busse 
ertragen;  er  wurde  deshalb  auch  nicht  von  den  Amtsdienern, 
sondern  von  Einem,  den  er  sich  selbst  ausgewählt,  ge- 
züchtigt, und  er  selbst  bestimmte  das  Maass  der  Züchti- 
gung. Von  Zwangsstrafen  waren  aber  die  Könige  ganz 
frei,  so  dass  selbst  das  Gesetz  über  die  Strafe  der  Schuh- 
ausziehung (Deuter.  XXV.  9)  gegen  sie  nicht  galt,  weil 
es  ehrenrührig  war.  Von  dem  Juden  Barnachmonus  findet 
sich  in  den  Aussprüchen  der  Rabbiner  im  Titel  von  den 
Richtern  der  Satz:  „Kein  Geschöpf  urtheilt  über  den  König; 
nur  der  gesegnete  Gott." 

3.  Obgleich  sich  dies  so  verhält,  so  ist  docli  die  Recht- 
sprechung in  gewissen  Fällen  den  Königen  entzogen  wor- 
den und  bei  dem  Synedrium  der  70  Männer  geblieben, 
welches  Moses  auf  göttlichen  Befehl  eingerichtet  hatte,  und 
was  bis  zu  Herodes  sich  durch  fortwährende  Ergänzungs- 
wahl erhielt.  Deshalb  nennen  Moses  und  David  diese 
Richter  Götter  und  ihre  Urtheilssprüche  Sprüche  Gottes, 
und  die  Richter  urtheilen  nicht  in  ihrer,  sondern  in  Gottes 
Stelle.  Ja,  die  Geschäfte  Gottes  werden  deutlich  von  denen 
der  Könige  unterschieden,  worunter  nach  den  gelehrtesten 
Juden  dieses  nach  dem  Gesetz  Gottes  urtheilende  Gericht 
zu  verstehen  ist.  Ich  bestreite  nicht,  dass  der  König  der 
Juden  über   einzelne   todeswürdige  Verbrechen   selbst  ent- 
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schieden  hat,  wobei  Maimonides  ihn  über  den  König 
der  zehn  Israelitischen  Stämme  stellt;  auch  bestätigen 
dies  viele  Fälle  in  der  heiligen  Schrift  in  den  jüdischen 
Büchern;  aber  gewisse  Arten  von  Entscheidungen  scheinen 
dem  Könige  nicht  überlassen  worden  zu  sein;  wie  die 
über  den  Stamm,  über  den  Hohenpriester  und  über  den 
Propheten.  Dies  beweist  die  Geschichte  des  Propheten 
Jeremias.  Als  die  Vornehmen  den  Tod  für  ihn  verlangten, 
antwortete  der  König:  „Sehet,  er  ist  in  Eurer  Gewalt, 
denn  gegen  Euch  vermag  der  König  nichts;"  d.  h.  in  dieser 
Art  von  Untersuchungen  vermag  er  nichts.  Ueberhaupt 
konnte  der  König  Niemand,  der  aus  irgend  einem  Grunde 
bei  dem  Synedrium  belangt  worden  war,  dem  Gericht  ent- 
ziehen. Deshalb  hintertrieb  Hyrcanus  das  Gericht  gegen 
Herodes  mit  List  (da  er  es  rechtlich  nicht  konnte). 

4.  In  Macedonien  besassen  die  Nachkommen  des  Caranus, 
wie  Callisthenes  beiArrian  sagt,  die  Herrschaft  über  die 
Macedonier  nicht   durch   Gewalt,    sondern    durch    Gesetz. 
Curtius  sagt  im  IV.  Buche:    „Die  Macedonier  sind   an 
die  königliche  Herrschaft  gewöhnt,  aber  mit  mehr  freiheit- 
lichen Rechten   wie    andere  Völker."     Denn  auch  die  Ur- 
theile    in   Kapitalsachen    standen    den   Königen    nicht  zu. 
Derselbe    Curtius    sagt    im    VI.  Buche:     „lieber    Kapital- 
verbrechen entschied  nach  alter  Sitte  bei  den  Macedoniern 
das  Heer,   im  Frieden  das  Volk;    die  Könige    hatten  hier 
keine  Gewalt,  bevor  Jene  gesprochen  hatten."    Ein  anderes 
Beispiel   solcher  Mischung   findet   sich   bei   Curtius,    wo 
er  sagt:    „Bei   den  Macedoniern   wäre   es   durch  die  Sitte 
bestimmt  gewesen,    dass    der  König    nicht   zu  Fuss  und 
nicht  ohne  Begleitung  der  Vornehmen  oder  Freunde   auf 
die   Jagd  gehe."     Tacitus    sagt  von  den   Gothen:    „Sie 
werden    etwas    willkürlicher    wie    die    übrigen    deutschen 
Völkerschaften  regiert,    indess  nicht  mit  Aufhebung  aller 
Freiheit."     Denn  vorher  hatte  er  von  der  fürstlichen  Ge- 
walt gesagt,  dass  sie  mehr  durch  das  Ansehen  des  Rathens 
als   durch   die   Gewalt   des   Befehlens   geübt  werde;   dann 
aber  sagt  er  von  der  vollen  Staatsgewalt:    „Einer  allein 
befiehlt,  ohne  alle  Ausnahme  und  ohne  dass  ihm  das  Recht 
dazu    nur    bittweise    zusteht."     Eusthatius    bemerkt  zu 
dem  6.  Gesang  der  Odyssee,   wo   der  Staat   der  Phäaken 
beschrieben  wird:  „Es  war  eine  Mischung  von  Königthum 
und  Aristokratie." 
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5.    Etwas   Aehnliches    finde    ich   bei   den   Römern   zur 
Zeit  der  Könige;   denn   aucli  da  wurden  beinahe  alle  Ge- 
schäfte vom  König  abgemacht,  und  Tacitus  sagt:  Romulus 
hat  über  uns  nach  Willkür  geherrscht,   und  Pomponius 
sagt:  „Es  ist  unzweifelhaft,   dass  im  Beginn  des  Staates 
die  Könige  alle  Gewalt  besessen  haben."    Indess  behauptet 
der  Hai  ic am  asser    dass    auch    in    jener  Zeit    für    das 
Volk   einzelne  Ausnahmen   bestanden    haben,    und   wollen 
wir  den  Römischen  Schriftstellern  mehr  glauben,  so  bemerkt 
Seneca  aus  Cicero's  Büchern  über  den  Staat,  und  Fene- 
6  te  Ha  aus  den  Büchern  der  Priester,  dass  in  manchen  Sachen 
eine  Berufung  von   dem  König   an  das  Volk  Statt  gehabt 
habe.     Später   minderte   Servius   Tullius,    der  nicht  nach 
Recht,  sondern  durch  Volksgunst  den  Thron  erlangt  hatte, 
die   königliche  Gewalt  noch   mehr;    denn,    wie  Tacitus 
sagt,   er  gab  Gesetze,   denen   auch   die  Könige  unterthan 
sein  sollten.    Es  kann  daher  nicht  auffallen,  dass  Livius 
sagt,   die  Gewalt  der  ersten  Konsuln  habe  sich  von  der 
königlichen  blos  dj^durch  unterschieden,    dass  sie  nur  ein 
Jahr  gewährt  habe. 

6.  Eine  ähnliche  Mischung  von  Volks-  und  Adelshen-- 
schaft  bestand  in  Rom  zur  Zeit  des  Interregni  und  der 
«rsten  Konsuln.  Denn  in  manchen  Dingen  galt  der  Be- 
schluss  des  Senats  nur,  wenn  das  Volk  ihn  genehmigt 
hatte.  Als  später  die  Gewalt  des  Volkes  wuchs,  wurde 
dies  nur  ein  Schein,  indem  der  Senat  im  Voraus  das  ge- 
nehmigte, was  die  Volksversammlung  beschliessen  würde; 
wie  Livius  und  Dionysius  bemerken.  Selbst  später 
blieben  noch  Spuren  dieser  Mischung,  so  lange  nach 
Livius'  Bemerkung  die  Gewalt  bei  den  Patriciern  (d.  h. 
bei  dem  Senate)  und  die  Hülfe  durch  Berufung  bei  den 
Tribunen  (d.  h.  bei  dem  Volke)  blieb,  vornehmlich  das 
Recht,    zu  verbieten  oder  dazwischen   zu  treten. 

7.  So  ist  nach  Isocrates  aucii  bei  den  Atheniensern 
zu  Solon's  Zeit  die  Staatsform  aus  Volks-  und  Adels- 
regiment   gemischt    gewesen.      Nach    Erledigung    dessen 

bleiben  noch  einige  hierbei  oft  auftretende  Fragen  zu  er- 
örtern. ^3) 


^3)  In  diesen  Abschnitten  XIX  und  XX  sind  Staats- 
verhältnisse der  verschiedensten  Zeiten  und  Länder  bunt 
durch   einander  gewürfelt,  und  man  sieht  kaum  einen  an- 
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XXI.  1.  Zuerst  fragt  es  sich,  ob  bei  einem  ungleicJicn 
Bündniss  der  schwächere  Theil  noch  die  volle  Staatsgewalt 
besitzt?  Unter  einem  ungleichen  Bündniss  verstehe  ich 
nicht  den  Fall,  wo  blos  die  Macht  der  Vertragschliessen- 
den  ungleich  ist,  wie  die  Stadt  Theben  zur  Zeit  des 
Pelopidas  ein  Bündniss  mit  dem  König  der  Perser  ge- 
schlossen hatte;  oder  wie  die  Römer  einst  mit  der  Stadt 
Massilla  und  später  mit  dem  König  Masinissa  ein  solches 
hatten.  Audi  verstehe  ich  darunter  nicht  einen  vorüber- 
gehenden Akt,  etwa  da,  wo  ein  Feind  wieder  in  die 
Freundschaft  aufgenommen  wird,  wenn  er  die  Kriegskosten 
zahlt  oder  sonst  eine  Leistung  übernimmt.  Vielmehr  ver- 
stehe ich  darunter  ein  Bündniss,  was  durch  sich  selbst 
einen  dauernden  Vorzug  ertheilt,  z.  B.  wenn  der  eine 
Theil  verpflichtet  wird,  die  Herrschaft  und  Majestät  des 
Andern  zu  schützen,  wie  es  in  dem  Bündniss  der  Aetolier 
mit  den  Römern  lautete,  d.  h.  sowohl  sorgen,  dass  ihre 
Herrschaft  in  Sicherheit  bleibe,  als  dass  die  Majestät, 
worunter  die  Ehre  verstanden  wurde,  ihnen  bleibe.  Tacitus 
nennt  es  die  Ehrfurcht  vor  der  Staatsgewalt  und  erläutert 
es  so:  „Sie  bleiben  in  ihrem  Lande  und  auf  ihrer  Küste, 
aber  sie  helfen  uns  nach  gemeinschaftlichem  Plane  und 
Sinne."    Fiorus  sagt:   „Auch  die  übrigen  Völker,  welche 

deren  Zweck  dabei,  als  die  Gelehrsamkeit  des  V^erfassers 
darzulegen.  Hätte  Gr.  diese  Dinge  tiefer  auffassen  wollen, 
so  hätte  er  bemerken  müssen,  dass  es  nie  einen  Staat  gegeben 
hat,  wo  nicht  die  Macht  des  Herrschers  durch  die  Macht 
des  Volkes  oder  umgekehrt  beschränkt  gewesen  ist.  Dies 
folgt  aus  dem  Begriff  des  Staats,  welcher  eben  eine  Ver- 
bindung dieser  zwei  souveränen  Autoritäten  oder  Mächte 
darstellt.  In  allen  Staatsformen  ist  deshalb  die  Staats- 
gewalt beschränkt,  und  der  Unterschied  bei  den  einzelnen 
Staaten  betrifft  nur  das  Maass  der  Schranke.  Dieses 
Maass  darf  aber  durchaus  nicht  blos  nach  den  Verfassun- 
gen und  Verträgen  beurtheilt  werden,  sondern  vor  Allem 
nach  den  thatsäch liehen  Machtverhältnissen,  wie  sie 
in  der  politischen  Geschichte  zu  Tage  treten.  Einen  Beleg 
hierzu  liefert  England;  hier  liat  dieses  Machtverhältniss 
seit  1688  wesentliche  Veränderungen  durchlaufen,  während 
doch  die  geschriebenen  Fundamentalgesetze  in  Bezug  auf 
die  königlichen  Rechte  sich  nicht  geändert  haben. 
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keine  Lasten  übernommen  hatten,  empfanden  die  Grösse 
des  Römischen  Volkes  und  verehrten  es  als  den  Besieger 
der  Welt."  Hierher  gehört  auch  jene  Art  von  Rechten, 
welche  jetzt  Schutzrechte  genannt  werden  und  insbeson- 
dere von  Fürsten  gegenüber  den  Klöstern  und  Bischöfen 
ausgeübt  worden;  ebenso  das  Recht  der  Mutterstadt  gegen 
die  Kolonien  bei  den  Griechen.  Denn  die  Kolonien  waren, 
wie  Thucydid es  bemerkt,  der  Mutterstadt  in  den  Freiheits- 
rechten gleich,  aber  sie  mussten  „die  Mutterstadt  ehren" 
und  ihr  „die  gebräuchlichen  Zeichen  der  Ehrerbietung" 
gewähren. 

2.  Li  vi  US  sagt  von  dem  alten  Bündniss  zwischen  den 
Römern,    die  das   volle  Recht  über  Alba  erhalten  hatten, 
und  zwischen  den  Lateinern,    die  von   Alba  abstammten, 
„bei  diesem  Bündniss  war  Rom  der  überwiegeade  Theil." 
Andronicus  von  Rhodus   bezeiclinet  nach  Aristoteles  es 
als  das  Eigenthümliclie  der  Freundschaft  unter  Ungleichen, 
dass  dem  Mächtigeren  mehr  Ehre,  dem  Schwächeren  mehr 
Hülfe  zu  Theil  wird.    Es  ist  bekannt,  was  Proculus  über 
diese  Frage  gesagt  hat,  nämlich,  ein  Volk  sei  frei,  wenn 
es  der  Gewalt  keines  anderen  unterthan  sei,   obgleich  es 
die  Majestät  eines   andern  Volkes    freundlich    anerkennen 
müsse.     Bleibt  ein  Volk  trotz  solchen  Bündnisses  frei,  so 
lange    es    nicht    der  Gewalt  eines  andern    unterthan  ist, 
so  folgt,    dass    es    auch    die    volle    Staatsgewalt   besitzt. 
Dasselbe  gilt  von  den  Königen,  denn  es  verhält  sich  mit 
den  wahren  Königen   wie   mit  den  freien  Völkern.     Pro- 
culus bemerkt,  jener  Zusatz  in  dem  Bündnisse  solle  nur 
andeuten,  dass  das  eine  Volk  das  höhere  sei,  aber  nicht, 
dass  das  andere  unfrei  sei.     Das    „höhere"    ist  hier  nicht 
auf  die  Gewalt    (denn  er  hatte  schon  bemerkt,    dass  ein 
solches  Volk   der   Gewalt   eines  andern  nicht  unterstehe), 
sondern  auf  das  Ansehen  und  auf  die  Würde  zu  beziehen, 
wie  dies  die  darauf  folgenden  Worte  durch  ein  treffendes 
Gleichniss    erläutern;    er    sagt  nämlich:    „So    wie  unsere 
Clienten  als  frei  gelten,   obgleich   sie  weder  im  Ansehen, 
noch  in  der  Würde,  noch  im  Rechte  uns  ganz  gleich  sind, 
so  sind  auch  die  Völker  als  frei  anzusehen,  welche  unsere 
Majestät  freundlich  zu  beachten  haben." 

3.  Die  Clienten  sind  in  Treue  dem  Patron  und  die 
schwächeren  Völker  des  Bündnisses  in  Treue  dem  Römi- 
schen  Volke   verbunden,    welches    an  Würde   das   höhere 
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ist.  Sie  sind,  wie  Sylla  bei  Appian  sagt:  „Unter  dem 
Schutz,  aber  nicht  unter  der  Gewalt;"  „Genossen,  nicht 
Untergebene",  wie  Livius  sagt.  Im  II.  Buclie  seiner 
„Pflichten"  beschreibt  Cicero  jene  iromme  Zeit  der  Römer 
und  sagt,  sie  hätten  die  Schutzgewalt,  aber  nicht  die 
Herrschaft  über  die  Bundesgenos«?en  gehabt.  Damit  stimmt 
jener  Ausspruch  des  älteren  Scipio  Afrikanus:  „Das 
Kömische  Volk  wolle  lieber  durch  Wohlthaten  als  durch 
Furcht  die  Menschen  fesseln;  die  fremden  Völker  seien 
ihm  in  Treue  und  Gemeinschaft  verbunden  und  nicht  in 
harter  Sklaverei  ihm  unterthänig."  Strabo  bemerkt  von 
den  Lacedämoniern,  als  die  Römer  nach  Griechenland 
gekommen  waren:  „Sie  blieben  frei  und  leisteten  nichts 
als  die  freundliche  Hülfe."  So  wie  das  Privat -Patron- 
Verhältniss  die  Freiheit  der  Person  nicht  aufhebt,  so 
hebt  das  Öffentliche  Patronverhältniss  nicht  die  Freiheit 
des  Staates  auf,  welche  ohne  die  volle  Staatsgewalt  un- 
möglich ist.  Deshalb  macht  Livius  den  Gegensatz:  „Im 
Bunde  stehen"  und  „in  Unterthänigkeit  stehen".  Auch 
dem  König  der  Araber  Sylläus  drohte  nach  Joseph us 
Kaiser  Augustus,  dass,  wenn  er  nicht  von  Beleidigung 
seiner  Nachbarn  abliesse,  er  aus  einem  Freunde  zum 
Untevthan  gemacht  werden  würde,  wie  dies  die  Könige 
von  Armenien  waren,  von  denen  Paetus  an  Vologeses 
schreibt,  dass  sie  die  Unterthanen  der  Römer  gewesen 
und  deshalb  mehr  den  Namen  als  der  Sache  nach  Könige 
gewesen.  So  waren  nach  Diodor  die  Könige  von  Cypern 
und  andere  einst  den  Persischen  Königen  unterthan. 

4.  Dem  Gesagten  scheint  der  Zusatz  von  Proculus 
entgegenzustehen:  „Aber  die  Bundesgenossen  müssen  bei 
uns  Recht  nehmen,  und  wir  vollstrecken  gegen  sie  die  er- 
kannten Strafen."  Indess  rauss  man  zum  Verständniss 
dieser  Stelle  wissen,  dass  vier  Arten  von  Streitigkeiten 
hier  vorkommen  können.  Erstens,  wenn  die  Unterthanen 
des  verbündeten  Volkes  oder  Königs  gegen  das  Bündniss 
gehandelt  haben  sollen;  zweitens,  wenn  das  Volk  oder 
der  König  selbst  dessen  beschuldigt  wird;  drittens,  wenn 
die  mehreren  Bundesgenossen  eines  Volkes  oder  Königs 
mit  einander  in  Streit  gerathen;  viertens,  wenn  die  Unter- 
thanen sich  über  das  Unrecht  ihrer  Obrigkeiten  beklagen. 
Im  ersten  Falle  muss,  wenn  die  Sache  sich  bestätigt, 
das  Volk   oder  der  König   den  Beschädiger  entweder  be- 


1 
■ 


Eintheilung  des  Krieges.     Untersuchung  der  Staatsgewalt.    177 

strafen,  oder  ihn  dem  Beschädigten  ausliefern.  Dies  gilt 
nicht  blos  für  ungleiche,  sondern  auch  für  gleiche  Bundes- 
genossen; ja  selbst  unter  denen,  wo  kein  Bündniss  be- 
steht, wie  später  gezeigt  werden  wird.  Jene  sind  dann 
auch  schuldig,  zu  sorgen,  dass  der  Schade  ersetzt 
werde,  was  in  Rom  das  Amt  der  Recuperatoren  war. 
Gallus  Aelius  sagt  bei  Festus:  „Die  Recupc  ration  ist 
vorhanden,  wenn  zwischen  dem  Römischen  Volke  und 
den  Königen  und  Völkern  fremder  Staaten  das  Ueberein- 
kommen  besteht,  wonach  durch  den  Recuperator  die 
Sachen  zurückgegeben  und  die  Privatangelegenheiten 
zwischen  ihnen  verfolgt  werden  sollen."  Dagegen  hat 
kein  Bundesgenosse  ein  unmittelbares  Recht  auf  Ver- 
haftung oder  Bestrafung  der  Unterthanen  des  anderen 
Bundesgenossen.  So  wurde  Decius  Magius  Campanus  von 
Hannibal  gefesselt  nach  Cyrene  und  dann  nach  Alexnndrien 
geschafft,  allein  er  legte  dar,  dass  er  gegen  das  Bündniss 
von  Hannibal  verhaftet  worden  sei  und  wurde  deshalb  in 
Freiheit  gesetzt. 

5.  Im  zweiten  Falle  hat  der  Bundesgenosse  das  Recht, 
den  anderen  zur  Beobachtung  des  Bündnisses  anzuhalten 
und,  wenn  er  nicht  folgt,  ihn  zu  strafen.  Indess  ist  auch 
dieses  keine  Eigenthümlichkeit  der  ungleichen  Bundes- 
genos^enschaft,  sondern  gilt  auch  für  die  gleiche.  Denn 
um  Busse  von  dem  zu  fordern,  der  gefehlt  hat,  genügt, 
dass  man  diesem  nicht  untergeben  sei,  wie  anderwärts 
erörtert  worden  ist.  Deshalb  besteht  dieser  Gebrauch 
auch  zwischen  Königen  und  Völkern,  die  keine  Bündnisse 
mit  einander  geschlossen  haben. 

6.  Im  dritten  Falle  pflegen  bei  gleichen  Bundes- 
genossen die  Streitfälle  an  die  Versammlung  der  Bundes- 
genossen gebracht  zu  werden,  so  weit  diese  nicht  dabei 
betheiligt  sind.  So  geschah  es  in  alten  Zeiten  bei  den 
Griechen,  Lateinern  und  Deutschen.  Mitunter  wurde  auch 
die  Entscheidung  Schiedsrichtern  oder  dem  obersten  Bundes- 
fürsten, als  dem  gemeinsamen  Schiedsrichter  übergeben. 
Unter  ungleichen  Bundesgenossen  pflegen  die  Streitigkeiten 
meist  vor  dem  höheren  Bundesgenossen  verhandelt  zu  wer- 
den. Deshalb  beweist  dieser  Umstand  auch  nichts  für 
die  Staatsgewalt.  Denn  selbst  die  Könige  pflegen  vor 
Richtern,  die  sie  ernannt  haben,  Prozesse  zu  führen. 

7.  Im  letzten  Falle  haben  die  Genossen  kein  Entschei- 
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(lungsreclit.  Als  daher  Herodes  einen  Streit  mit  seinen 
Kindern  freiwillig  vor  Kaiser  Augustiis  brnchte,  sagten 
jene:  „Du  konntest  aus  eigenem  Rechte,  als  Vater  und 
als  König,  die  Strafe  über  uns  aussprechen."  Ebenso  sagte 
Scipio,  als  die  Kartliaginienser  den  Hannibal  in  Rom  ver- 
klagten, der  Senat  brauche  nicht  für  den  Karthaginiensi- 
achen  Staat  einzutretm.  Darin  aber  unterscheidet  sich 
nach  Aristoteles  die  Bundesgenossenschaft  von  dem  Staate, 
dass  die  Genossen  wohl  einer  den  andern  vor  Unrecht  zu 
schützen  haben,  aber  nicht  davor,  dass  die  Bürger  inner- 
lialb  eines  der  verbündeten  Staaten  einander  kein  Unrecht 
zufügen. 

8.  Man  pflegt  auch  entgegenzuhnlten,   dass  in  der  Ge- 
schichte  bei   dem   Iiöheren   Bundesgenossen    zuweilen   von 
seinen  Befehlen  und  bei  dem  niederen  von  seinem  Gehor- 
sam gesprochen  werde.    Indess  darf  das  nicht  irre  machen; 
denn  etweder  handelt  es  sich   nm  Dinge,   die  für  die  Ge- 
nossenschaft allgemein  nützlich  sind,  oder  um  den  beson- 
deren Vortheil   des   höheren  Bundesgenossen.     In  den  ge- 
raeinsamen  Dingen   pflegt  ausserhalb   der  Versammlungs- 
zeit selbst  unter  gleichen  Bundesgenossen  der  zum  Vorstand 
des  Bundes  Gewählte  {Negidhahrith,  Daniel  XI.  22)  den  Ge- 
nossen Befehle  zu  geben;  wie  Agamemnon  den  Griechischen 
Königen,  und  wie  die  Lacedämonier  und  später  die  Athener 
den  Griechen.     So    heisst    es    in   der  Rede   der  Corinther 
bei  Thucydides:  „Die  Vorstände  müssen  für  die  gemein- 
samen Angelegenheiten  sorgen,  ohne  für  sich  selbst  einen 
Privatvortheil    zu    suchen."      I  so  erat  es    sagt,    dass    die 
alten  Athener    die  Führerschaft    so    geübt    hätten,    „dass 
sie  für  alle  Genossen  sorgten ,  aber  jedem  in  seinen  eige- 
nen Angelegenheiten  volle  Freiheit  gelassen  hätten."    Und 
an   einer   anderen    Stelle:    „sie   mussten   wohl   die   Führer 
im  Kriege,    aber  nicht   die  Tyrannen  sein,"    und  „indem 
sie   genossenschaftlich,    aber  nicht  herrschsüchtig   die  An- 
gelegenheit   besorgten."     Die    Römer    nannten    dies     „be- 
fehlen",   die  Griechen    bescheidener    „anordnen."     Als  die 
Athener  die  Führerschaft  in  dem  Kriege  gegen  die  Perser 
erhalten  hatten,  so  „verordneten"  sie,  sagt  Thucydides, 
„welche  Staaten  Geld  und  welche  Schifl'e  zu    dem   Kriege 
gegen  die  Barbaren  liefern  sollten."    Wenn  von  Rom  Ab- 
gesandte  nach   Griechenland   gingen,    so   sagte   man:    sie 
gingen  zur  Regelung  der  Verhältnisse   der  freien  Staaten. 
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Wenn  das  schon  der  Vorstand  des  Bundes  thut,  so  ist  es 
natürlich,   dass  es  auch  unter  ungleichen  Bundesgenossen 
von  dem   stärkeren   geschieht.     Die  Befehlshaberschaft  in 
diesem  Sinne,  d.  h.  die  Hegemonie  hebt  also  die  Freiheit 
nicht  auf.     Die  Rhodier  sagen   in  einer  Rede  an  den  Rö- 
mischen Senat,  die  beiLivius  steht:  „Erst  gewannen  die 
Griechen  durch  eigene  Anstrengungen  die  Herrschaft;  jetzt 
wünschen   sie,    dass   die  Herrschaft    da,   wo   sie  jetzt  ist, 
immer  bleiben  möge;    sie  sind  zufrieden,   wenn  ihre  Frei- 
heit durch  Eure  Waff'en  geschützt  wird,  da  sie  es  mit  den 
ihrigen  nicht  vermögen."    So  erzählt  D  iodor,  dass,  nach- 
dem  die   Thebaner   die   Cadmeische  Burg   erobert   hatten, 
„viele  Staaten  übereingekommen  wären,  dass  sie  alle  frei 
sein  sollten,  aber  unter  Führung  der  Athener."     Von  den 
Athenern  zur  Zeit  des  macedonischen  Königs  Philipp  sagt 
Dio   von   Prusa:    „dass   sie   damals   die   Führerschaft   im 
Kriege    eingebüsst    und    nur    noch  die  Freiheit    behalten 
hätten."    So  nennt  Cäsar  die  Völkerschaften,  welche  unter 
der  Herrschaft  der  Sueven  gestanden  hatten,    bald  darauf 
ihre  Bundesgenossen. 

9.  In  den  Dingen  aber,  die  den  eigenen  Nutzen  be- 
treff"en,  werden  die  Forderungen  des  höheren  Bundes- 
genossen gewöhnlich  Befehle  genannt;  sie  sind  solche 
zwar  nicht  dem  Rechte,  wohl  aber  der  Wirkung  nach,  so 
wie  man  oft^^  die  Bitten  der  Könige  Befehle  nennt  und 
sagt,  dass  die  Kranken  den  Aerzten  befehlen.  Livius 
sagt  im  XLII.  Buche:  „Vor  diesem  Konsul  (L.  Posthumius) 
liat  Niemand  die  Bundesgenossen  belästigt  oder  in  Un- 
kosten gebracht;  deshalb  wurden  die  Beamten  mit  Maul- 
eseln, Zelten  und  allem  Kriegsvorrath  versehen,  damit 
sie  es  nicht  den  Genossen  abfordern  sollten." 

10.  Indess  ist  es  richtig,  dass  der  stärkere  Bundes- 
genosse, wenn  er  an  Macht  sehr  überlegen  ist,  meisten- 
theils  die  wirkliche  Staatsgewalt  allmälig  sich  anmaasst, 
namentlich  wenn  das  Bündniss  für  immer  abgeschlossen 
ist  und  das  Recht  giebt,  Besatzungen  in  die  Städte  zu 
legen.  So  machten  es  die  Athener,  als  sie  gestatteten, 
dass  die  Bundesgenossen  Berufung  bei  ihnen  einlegten, 
was  die  Lacedämonier  niemals  gethan  hatten.  Isocrates 
vergleicht  die  Gewalt  der  Athener  über  die  Bundesgenossen 
zu  dieser  Zeit  mit  der  königlichen  Gewalt.  Auch  klagten 
ebenso  die  Latiner,   dass   sie  unter  dem  Schutze  des  Rö- 
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mischen  Bündnisses  ihre  Freiheit  eingebüsst  hätten.  So 
sprachen  die  Aetoler  von  dem  leeren  Schein  nnd  blossen 
Namen  der  Freiheit,  und  die  Acliäer  später:  „dass  die 
Bundesgenossenschaft  nur  eine  bittweise  Sklaverei  sei." 
So  beklagt  sich  bei  Tacitus  der  Bataver  Civilis  gegen 
dieselben  Römer  mit  den  Worten:  „Sie  würden  nicht  wie 
üeno.ssen,  sondern  wie  Sklaven  behandelt,"  und  an  einer 
anderen  Stelle:  „die  elende  Sklaverei  werde  fälschlich  der 
Frieden  genannt."  Auch  Eumenes  sagt  bei  Livius,  dass 
die  Bundesgenossen  es  nur  den  Worten  nach  seien,  in 
Wahrheit  aber  wären  sie  Unterthanen  und  der  Herrschaft 
unterworfen.  Auch  die  Mngnesier  sagten:  dass  es  nur 
zum  Scheine  nach  der  Freiheit,  wie  bei  Demetrius,  in 
Wahrheit  aber  in  Allem  nach  dem  Winke  der  Römer  gehe. 
So  sagt  Polybius,  dass  die  Thessalier  zum  Scheine  frei 
gewesen,  in  Wahrheit  aber  unter  raacedonischcr  Herrschaft 
sich  befunden  hätten. 

11.  Wenn  dies  stattfindet^  so  kann  es  kommen,  dass 
die  Gewalt  sich  in  ein  Recht  umwandelt,  worüber  ander- 
wärts verhandelt  werden  soll.  Dann  werden  die  Bundes- 
genossen zu  Unterthanen,  oder  die  Staatsgewalt  wird  ge- 
theilt,  wie  oben  erwähnt  worden  ist. 

XXII.  Wenn  die  Bundesgenossen  eine  bestimmte  Lei- 
stung entrichten,  entweder  wegen  begangenen  Unrechts 
oder  um  den  Schutz  zu  erkaufen,  so  sind  es  nach  dem 
Ausdruck  des  Thucydides  „zinspflichtige  Bundesgenossen", 
wie  die  Könige  der  Juden  und  der  benachbarten  Völker 
nach  Antonius'  Zeiten;  Appian  nennt  sie  „mit  Zins  be- 
lastete". Auch  diese  können  unzweifelhaft  noch  die  Staats- 
gewalt besitzen,  obgleich  das  Geständniss  der  Scliwäche 
ihre  Würde  benachtheiligt. 

XXni.  1.  Schwieriger  erscheint  Vielen  die  Frage  über 
den  Lehnsverband;  allein  sie  kann  nach  dem  Obigen 
leicht  gelöst  werden.  Denn  bei  diesem  Vertrage,  welcher 
den  deutschen  Völkern  eigenthümlich  ist  und  nur  da  an- 
getroflfen  wird,  wo  Deutsche  sich  niedergelassen  haben, 
muss  die  persönliche  Verbindlichkeit  von  dem  dinglichen 
Rechte  unterschieden  werden. 

2.  Die  persönliche  Verbindlichkeit  bleibt  dieselbe, 
mag  Jemand  die  Staatsgewalt  oder  sonst  einen  Gegenstand, 
selbst  ein  auswärtiges  Grundstück,  nach  Lehnrecht  be- 
sitzen.    Eine   solche    Verbindlichkeit    nimmt    dem   Privat- 
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mann  nicht  seine  persönliche  Freiheit,  und  daher  auch 
einem  Könige  oder  Volke  nicht  das  Recht  der  obersten 
Staatsgewalt,  worin  die  Freiheit  des  Staates  besteht.  Am 
deutlichsten  zeigt  sich  dies  bei  den  freien  Lehnen,  welche 
Franca  genannt  werden;  bei  ihnen  besteht  kein  Reclit 
an  der  Sache,  sondern  nur  eine  persönliche  Verbindlich- 
keit. Diese  sind  nur  eine  Art  von  ungleicher  Bundes- 
genossenschaft, wo  der  eine  Theil  seine  Leistungen,  der 
andere  Schutz  und  Vertheidigung  zusagt.  Selbst  wenn 
die  Hülfe  gegen  Alle  versprochen  worden  ist,  was  man 
jetzt  ein  Feiidum  liaimn  nennt  (denn  ehedem  hatte  dieses 
Wort  eine  weitere  Bedeutung),  so  geht  dadurch  nichts 
von  der  höchsten  Staatsgewalt  über  die  Unterthanen  ver- 
loren; abgesehen  davon,  dass  dabei  immer  die  stillschwei- 
gende Bedingung  bleibt,  dass  der  Krieg  ein  gerechter 
sei,  worüber  anderwärts  zu  handeln  ist. 

3.  Was  dagegen  das  dingliche  Recht  anlangt,  so  ist  es 
zwar  von  der  Art,  dass  die  Staatsgewalt,  wenn  sie  zu  Lehn 
besessen  wird,  nach  Aussterben  der  Familie  oder  wegen 
gewisser  Vergehen  verloren  gehen  kann;  aber  bis  dahin 
hört  sie  nicht  auf,  volle  Staatsgewalt  zu  sein.  Denn  das 
Recht  ist,  wie  erwähnt,  von  dem  Titel  des  Besitzes  zu 
unterscheiden.  In  dieser  Weise  haben,  meines  Erachtens, 
die  Römer  viele  Könige  bestellt,  nämlich  so,  dass  mit 
Aussterben  der  Familie  die  Staatsgewalt  an  sie  zurück- 
fiele, wie  Strabo  von  den  Paplilagoniern  und  einigen 
Anderen  bemerkt. 

XXIV.  Man  muss  bei  der  Staatsgewalt  wie  bei  dem 
Eigenthum  das  Recht  von  der  Ausübung  desselben  oder 
die  erste  Handlung  von  der  zweiten  unterscheiden.  Denn 
so  wie  ein  unmündiger  König  zwar  das  Recht  hat,  aber  es 
nicht  ausüben  kann,  so  ist  es  auch  bei  einem  wahnsinni- 
gen oder  gefangenen  König,  oder  wenn  er  in  einem  frem- 
den Lande  sich  in  einer  Lage  befindet,  welche  ihm  ein 
freies  Handeln  in  Betreff  der  Regierung  seines  Landes 
nicht  gestattet.  In  allen  diesen  Fällen  müssen  Kuratoren 
oder  Vormünder  bestellt  werden.  So  verbot  Demetrius, 
als  er  in  der  Gewalt  des  Seleucus  sich  befand  und  nicht 
völlig  frei  war,  seinem  Siegel  oder  seinen  Briefen  zu  ver- 
trauen, und  verlangte,  dass  Alles  so  verwaltet  werden 
sollte,  als  wenn  er  gestorben  wäre.  '^^) 

74)  In  den  Abschnitten  XXI— XXIV.  behandelt  Gr.  d  ie 


182 


Buch  I.    Kap.  IV. 


Kapitel  IV. 

lieber  den  Krieg  der  Unter tliaiieu  gegen  die 

Obrigkeit. 

I.  1.  Der  Krieg  kann  gefülirt  werden  von  Privat- 
personen gegen  Privatpersonen,  wie  dies  von  den  Reisen- 
den gegen  die  Strassenräuber  geschieht,  oder  von  den 
Inhabern  der  Ijöchsten  Staatsgewalt  gegen  Personen  glei- 
cher Art,  wie  David  es  gegen  die  Ammoniter  that,  oder 
von  Privatpersonen  gegen  Inhaber  einer  fremden  Staats- 
gewalt,   wie   von  Abraham  gegen  die  Babylonier  und  die 


Rechte  der  sogenannten  Bundesgenossen.  Dieser  Aus- 
druck ist  jetzt  weniger  üblich;  jetzt  unter.>^cheidet  man 
diese  Verhältnisse  nach  den  Begriffen  des  Bundesstaa- 
tes, des  Staatenbundes  und  der  Bündnisse,  welche 
einzelne  Staaten  mit  anderen  abschliessen.  Gr.  kennt 
diese  Begriffe  noch  nicht;  er  wirft  Alles  unter  den  Begriff 
der  Bundesgenossenschaft  zusammen,  und  es  bleibt 
höchst  auffallend,  dass  er  in  dieser  Materie  sich  aus- 
schliesslich auf  die  Vorgänge  der  alten  Zeit  beschränkt 
und  mit  Ausnahme  einer  flüchtigen  Berührung  des  Lehns- 
verbandes, die  Entwickelungen  des  Mittelalters  und  seiner 
Zeit  ganz  ausser  Betracht  lässt.  Es  ist  dies  um  so  mehr 
zu  rügen,  als  zu  seiner  Zeit  dieses  Bundesverhältniss  be- 
reits in  der  Schweiz,  in  den  Niederlanden,  in  England,  in 
Italien  und  endlich  in  den  deutschen  Territorien  in  Be- 
ziehung zu  dem  Reiche  zu  Gestaltungen  vorgeschritten 
war,  für  welche  die  Vorgänge  aus  den  alten  Zeiten  gar 
nicht  mehr  als  Anhalt  benutzt  werden  konnten.  Es  ist 
eine  sehr  verkehrte  Auffassung  der  Unparteilichkeit,  wenn 
Gr.  diese  Gestaltungen  seiner  Zeit  nicht  mit  in  Unter- 
suchung nimmt,  und  doch  giebt  er  in  der  Einleitung  dies 
als  Grund  an.  Im  Allgemeinen  liebt  es  Gr.,  seine  Er- 
örterungen an  die  Vorgänge  bei  den  Juden,  Griechen  und 
Römern  anzuknüpfen  und  daraus  seine  Regeln  abzuleiten, 
statt  die  moderne  Zeit  vor  Allem  zu  beachten.  Es  war 
dies  eine  Folge  seiner  grossen  Gelehrsamkeit  und  vielleicht 
auch  einer  gewissen  Scheu  und  Aengstlichkeit,  um  bei  den 
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Nachbarn,  oder  von  den  Inhabern  der  Staatsgewalt  gegen 
Privatpersonen,    die  entweder  ihre  Unterthanen  sind,   wie 

Machthabern  seiner  Zeit  nicht  anzustossen.  —  Die  Folge 
dieser  gelehrten  Beschränkung  auf  das  Alterthum  ist,  dass 
die  von  Gr.  hier  gegebenen  Erörterungen  von  gar  keinem 
praktischen  Werthe  sind,  weil  eben  die  Bundesverhältnisse 
der  Staaten  sich  völlig  geändert  haben.  Dazu  kommt, 
dass  Gr.  eine  Menge  Formeln  und  Ausdrücke  in  diesen 
Verträgen  und  Vorgängen  viel  zu  peinlich  und  gewissei;" 
haft  auffasst,  während  doch  die  Römer  und  auch  die  Grie- 
chen, wie  jedes  zur  Herrschaft  anstrebende  Volk,  es  lieben, 
das  wahre  Verhältniss  und  die  volle  Unterjochung  hinter 
den  Schein  von  milden  Worten  und  freiheitlichen  Redens- 
arten zu  verbergen. 

Wenn  irgend  ein  Gebiet  des  Völkerrechts  geeignet  ist, 
die  Bedeutung,  ja  die  Existenz  eines  solchen  Rechtes  iu 
Zweifel  zu  stellen,  so  ist  es  das  der  Bündnisse  und  Bundes- 
verträge. Es  ist  die  Bedingung  jeder  Rechtsbildung, 
dass  bestimmte  Verhältnisse  sich  in  grosser  Zahl  und 
Gleichmässigkeit  wiederholen;  erst  dadurch  kann  sich  zu- 
nächst ein  Gebrauch,  eine  Sitte,  eine  Gewohnheit  über  das 
bilden,  was  mau  als  die  Regel  und  als  das  Natürliche 
bei  einem  solchen  Verhältniss  voraussetzt  und  was  dann 
allmälig  die  Natur  eines  Rechtes  annimmt.  Dadurch  allein 
wurde  es  möglich,  dass  sich  ein  Sachenrecht,  ein  Recht 
über  Kauf,  Miethe,  Darlehn,  ein  Recht  für  die  Verhältnisse 
der  Ehegatten  und  für  die  Glieder  einer  Familie  bilden 
konnte.  Indem  jedes  Jahr  eine  grosse  Zahl  solcher  Ver- 
hältnisse von  neuen  und  von  anderen  Personen  geschlossen 
wurde  und  doch  überall  der  Inhalt  sich  gleichmässig 
herausstellte,  wurde  allein  es  möglich,  allmälig  Rechts- 
regeln darüber  zu  bilden. 

Ganz  anders  verhält  es  sich  aber  mit  den  Beziehungen 
der  Staaten.  Hier  sind  schon  die  Subjekte  oder  Personen 
nicht  so  gleich,  wie  die  einzelnen  Menschen  im  Privatrecht; 
die  Unterschiede  steigen  hier  bis  in  das  Maasslose.  Ebenso 
verschieden  ist  der  Inhalt  dieser  Verhältnisse,  da  die  Lage 
und  die  Natur  der  einzelnen  Länder,  die  Sitten  und  die 
Kultur  der  einzelnen  Völker  hier  die  grössten  Unterschiede 
herbeiführen.  Endlich  wiederholen  sich  die  einzelnen,  un- 
gelahr    gleichen   Verhältnisse    viel    seltener;    während    in 
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von  David  gegen  die  Partei  des  Isboseth,  oder  nicht,  wie 
von  den  Römern  gegen  die  Seeräub  er. '*'5) 

einem  Lande  tausende  Käufe  gleiclicr  Art  in  einem  Jahre 
geschlossen   werden,    kommen   in  Jahrzelinten  kaum  zwei 
bis  drei  Staatsverträge  vor,   die   mit  anderen  Staaten  ab- 
geschlossen   werden.     Es   ist   deshalb   natlirlicli,    dass   in 
diesen   öffentlichen   Verliältnissen   die   Entwickelung   eines 
l>esonderen  Rechts  kaum  möglich   ist;   es   fehlen   die  Vor- 
bedingungen, und  jedes  Jahrhundert  kann  von  den  Präce- 
denzfällen    früherer  Zeiten   und    Länder    keinen   Gebrauch 
machen,   weil   eben  die  Vielheit   und  die  Gleichmässigkeit 
der   einzelnen  Fälle   fehlt,    aus    denen   allein  eine  sichere 
Regel  abgenommen    werden   kann.     Dies   zeigt   sich    dann 
auch  bei   der  Frage   der  Bundesverhältnisse.     Alles,    was 
Gr.  aus  der  alten  Zeit  beibringt,  ist  jetzt  völlig  unanwend- 
bar.    Selbst    wenn   er  seine  Zeit   beachtet   hätte,    würden 
die   davon   abgezogenen  Regeln   für  die  Gegenwart,    z.  B. 
für  den  Norddeutschen  Bund  nicht  anwendbar  sein.    —  So 
bleibt  für  das  Völkerrecht  nichts  übrig,  als  sich  auf  einige 
allgemeine  Satze  zu  beschränken,  welche  dem  Privatrecht 
entlehnt  sind,  wie  z.  B.  die  Gültigkeit  der  Verträge  über- 
liaupt;  aber  auch  diese  verlieren  den  grössten  Theil  ihrer 
Bedeutung  vermöge  der  Autoritäts-Natur  der  Subjekte,  auf 
die   sie   hier   angewendet   werden   sollen.     Deshalb   haben 
selbst  Staatsverträge  nur  eine  sehr  zweifelhafte  rechtliche 
Bedeutung;   man  hält  sie,    so  lange  die  Interessen  es  ge- 
statten; allein  kein  Volk,  kein  Staat  trägt  Bedenken,  sie 
zu  zerreissen  und  sich  dazu  für  berechtigt  zu  halten,   so- 
bald seine   sogenannte   Ehre    oder  Selbstständigkeit    oder 
das   sogenannte  Wohl   des  Landes   es    erfordert.     Und  da 
das  Urtheil  über  das  Dasein  einer  solchen  Bedingung  jeder 
Staat   sich   selbst   vorbehält,    so   erhellt,    wie   wenig   hier 
von   einem    wirklichen  Rechte   die   Rede   sein   kann.     Das 
Nähere  ist  B.  XL  164,  167,  171  dargelegt  worden. 

''S)  Diese  Eintheilung  ist  wieder  ein  Beispiel  von  der 
oberflächlichen  und  verflachenden  Auffassung  der  konkreten 
Rechtsverhältnisse,  wozu  die  sogenannte  naturrechtliche 
Behandlung  verleitet.  Es  werden  hier  die  verschiedensten 
Dinge  unter  dem  Begriff  des  Krieges  zusammengefasst, 
während  doch  durchaus  keine  Analogie  von  dem  Einen 
auf  das  Andere  gestattet  ist. 
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2.  Es  bleibt  nur  die  Frage,  ob  auch  den  Privat- 
personen oder  den  Beamten  Krieg  gegen  diejenigen  zu 
führen  gestattet  ist,  unter  deren  Staatsgewalt  in  höherem 
oder  geringerem  Grade  sie  sich  befinden?  Zunächst  ist 
es  unstreitig,  dass  die  Waffen  ergriffen  werden  können 
gegen  Niedere  von  denen,  die  dazu  von  der  höchsten 
Staatsgewalt  ermächtigt  worden  sind,  wie  Nehemias  auf 
Befehl  des  Artaxerxes  gegen  den  kleinen  Nachbarkönig 
ins  Feld  rückte.  So  dürfen  die  Abstecker  eines  Feld- 
lagers nach  der  Verordnung  der  Römischen  Kaiser  den 
Eigenthümer  von  seinem  Grundstück  verjagen.  Aber  die 
Frage  ist,  was  gegen  die  höchste  Staatsgewalt  oder  die 
in  ihrem  Auftrage  handelnden  Untergebenen  gestattet  ist? 

3.  Das  ist  bei  allen  rechtlichen  Leuten  ausser  Zweifel, 
dass,  im  Fall  Jene  etwas  befehlen,  was  dem  Naturrecht 
oder  den  Geboten  Gottes  widerstreitet,  man  es  nicht  zu 
thun  brauche.  Denn  als  die  Apostel  sprachen:  Man  müsse 
Gott  mehr  als  den  Menschen  gehorchen,  gingen  sie  auf 
die  unzweifelhafte  Regel  zurück,  welche  Jedem  ins  Herz 
geschrieben  ist,  und  die  man  schon  bei  Plato  ziemlich 
mit  denselben  Worten  findet.  Wenn  aber  das  Staatsober- 
haupt aus  diesem  Grunde,  oder  weil  es  ihm  sonst  beliebt, 
uns  Schaden  zufügt,  so  ist  dies  vielmehr  zu  ertragen  und 
kein  Widerstand  zu  leisten. 

II.  1.  Nach  dem  Naturrecht  liaben  zwar  Alle,  wie  er- 
wähnt, das  Recht,  Schaden  von  sich  abzuhalten.  Aber 
wenn  die  bürgerliche  Gesellschaft  zum  Schutz  der  öffent- 
lichen Ruhe  eingerichtet  ist,  so  erwächst  daraus  für  den 
Staat  unmittelbar  ein  gewissermaassen  höheres  Recht  gegen 
uns  und  das  Unsrige,  soweit  er  dessen  zu  jenem  Zwecke 
bedarf.  Der  Staat  kann  deshalb  dieses  unbeschränkte 
Recht  des  Widerstandes  um  des  Friedens  und  der  öffent- 
lichen Ordnung  willen  aufheben,  und  dass  er  dies  gewollt 
hat,  ist  unzweifelhaft,  da  ohnedem  er  seinen  Zweck  nicht 
erreichen  kann.  Denn  so  lange  jenes  unbeschränkte  Recht 
des  Widerstandes  besteht,  ist  noch  kein  Staat  torhanden, 
sondern  eine  Menge  Einzelner,  wie  bei  den  Cyklopen,  wo: 

„Jeder  seinen  Frauen  und  Kindern  das  Gesetz  giebt; 

Ein  wilder  Haufen,  wo  Keiner  auf  den  Andern  in  Etwas  hört." 

So  berichtet  Sallust  von  den  Ureinwohnern,  es  sei  ein 
wildes  Geschlecht  gewesen,  ohne  Gesetze,  ohne  Obrigkeit, 
frei    und    zügellos;    und  derselbe    sagt    an  einer  anderen 
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Stelle  von  den  Getulern:  „Sie  richteten  sich  weder  nach 
Gewohnheiten  noch  nach  Gesetzen,  noch  nach  dem  Befehle 
von  Jemand." 

2.  So  wie  ich  gesagt,  verhält  es  sich  mit  allen  Staa- 
ten. Augustin  sagt:  „Es  ist  ein  allgemeines  Ueberein- 
kommen  des  Menschengeschlechts,  dass  man  den  Königen 
gehorcht."     Aeschylus  sagt: 

„Streng  ist  der  Alleinherrscher,  und, 
Niemand  verantwortlich,  regiert  er." 

Sophokles  sagt  im  Ajax  v.  677: 

„Sie   sind   die  Herrscher,   damit   wir  gehorchen; 
weshalb  auch  nicht?" 
Euripides  sagt  (Phönizierinnen  v.  396): 

„Man  muss  die  Thorheit  der  Herrscher  ertragen." 
Dazu  kommt  das  oben  aus  Tacitus  Angeführte,  wohin 
auch  sein  Ausspruch  gehört:  „Die  Götter  haben  dem  Kai- 
ser die  höchste  Macht  gegeben;  den  Unterthanen  bleibt 
der  Ruhm,  zu  gehorchen."  Ebenso  heisst  es:  „Das 
Schlechte,  was  der  König  thut,  ist  für  gut  zu  halten." 
Seneca  sagt:  „Du  hast  die  gereclite  wie  die  ungerechte 
Herrschaft  des  Königs  zu  ertragen." 

3.  Deshalb  ist  die  Majestät,  d.  h.  das  Ansehn,  sei 
es  des  Volkes  oder  des  Einen,  der  die  höchste  Staats- 
gewalt übt,  durch  so  viele  Gesetze  und  Strafen  gestützt; 
denn  mit  dem  Recht  des  Widerstandes  könnte  es  nicht 
bestehen.  Ein  Soldat,  welcher  sich  der  Züchtigung  durch 
den  Vorgesetzten  widersetzt,  wird  degradirt,  wenn  er  den 
Stock  festgehalten  hat,  und  mit  dem  Tode  bestraft,  wenn 
er  ihn  absichtlich  zerbricht  oder  gegen  den  Vorgesetzten 
Gewalt  braucht.  Auch  bei  Aristoteles  heisst  es:  „Wenn 
eine  Obrigkeit  Jemand  züchtigt,  so  darf  dieser  nicht  wieder 
schlagen." 

HI.  Im  Gesetz  der  Juden  wird  der  mit  dem  Tode 
bestraft,  welcher  dem  Hohenpriester  oder  dem,  welcher 
ausnahmsweise  zum  Lenker  des  Staates  von  Gott  bestellt 
worden  ist,  nicht  gehorcht.  Was  aber  die  Stelle  bei 
Samuel  über  das  Recht  des  Königs  anlangt,  so  bezieht  sie 
sich,  richtig  aufgefasst,  nicht  auf  das  wahre  Recht,  d.  li. 
die  Möglichkeit,  etwas  nach  Recht  und  Billigkeit  zu  thun 
(denn  in  dem  Theile  des  Gesetzes,  welcher  von  dem  Amte 
des  Königs  handelt,  wird  ihm  ein  ganz  anderes  Verhalten 
vorgeschrieben);    ebensowenig   bezeichnet   die   Stelle   eine 
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blosse  Thatsache;  denn  dann  wäre  nichts  Besonderes  vor- 
handen, da  auch  Privatpersonen  einander  beschädigen; 
sondern  es  handelt  sich  um  eine  Handlung,  die  eine  ge- 
wisse rechtliche  Wirkung  hat,  nämlich  die  Verbindlichkeit 
begründet,  keinen  Widerstand  zu  leisten.  Deshalb  ist  der 
Zusatz  dabei,  dass  das  durch  solches  Unrecht  gedrückte 
Volk  die  Hülfe  Gottes  anrufen  werde;  nämlich  weil  eine 
menschliche  Hülfe  nicht  vorhanden  ist.  So  nennt  man  es 
auch  Recht,  was  der  Prätor  spricht,  selbst  wenn  er  un- 
recht entsclieidet.  '^^) 

IV.  1.  Im  Neuen  Testament  hat  Christus  geboten,  dem 
Kaiser  zu  geben,  was  des  Kaisers  ist;  er  wollte  damit 
sagen,  dass  die  Anhänger  seiner  Lehre  nicht  einen  gerin- 
geren, sondern  einen  stärkeren  Gehorsam,  welcher,  wo 
nöthig,  sich  mit  Geduld  zu  verbinden  habe,  der  Staats- 
gewalt schuldig  seien,  als  die  Juden  nach  ihren  Gesetzen 
schuldeten.  Dies  entwickelt  der  beste  Ausleger,  der  Apostel 
Paulus  weiter;  in  seiner  Beschreibung  der  Pflichten  der 
Unterthanen  sagt  er  unter  Anderem:  „Wer  der  Obrigkeit 
Widerstand  leistet,  widersetzt  sich  der  Anordnung  Gottes; 
deshalb  werden  die  Widersetzlichen  sich  selbst  die  Ver- 
dammung bereiten,"  und  dann  fügt  er  hinzu:  „denn  Gottes 
Diener  ist,  wer  zu  Deinem  Besten  das  Amt  verwaltet." 
Später:  „Man  muss  sich  deshalb  unterwerfen,  nicht  blos 
um  des  Zornes,  sondern  auch  um  des  Gewissens  willen." 
Unter  die  Unterwerfung  schliesst  er  die  Nothwendigkeit, 
keinen  Widerstand  zu  leisten,  ein,  und  zwar  nicht  blos, 
weil  grösseres  Uebel  davon  befürchtet  wird,  sondern  weil 
dies   sich   aus   dem  Begrifife   des  Amtes   ergiebt,    und   wir 

^^)  Die  Worte  Samuel's  sind  aus  1.  Samuel.  VIIL  11  u.  ff . 
entlehnt.  Das  jüdische  Volk  verlangte  nach  einem  König; 
Samuel  stellt  ihm  vor,  welche  Macht  ein  solcher  König 
ausüben  könne;  er  könne  ihnen  die  Kinder  und  die  Aecker 
nehmen  u.  s.  w.  Samuel  wollte  das  Volk  damit  ab- 
schrecken; allein  dies  antwortete:  „Mit  nichten;  sondern 
es  soll  ein  König  über  uns  sein."  Es  handelt  sich  also 
hier  um  einen  einzelnen  Vorfall,  wobei  Samuel  nur  die 
Gefahren  des  Königthums  darstellt,  ohne  über  dessen 
Rechte  sich  auszusprechen.  Nur  die  peinliche  Auffassung 
der  Bibel,  als  ein  von  Gott  inspirirtes  Buch,  nöthigt  Gr. 
zu  den  von  ihm  benutzten  subtilen  Unterscheidungen. 
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dadurch  nicht  blos  den  Menschen,  sondern  aucli  Gott  ver- 
pflichtet sind.  Er  fügt  zwei  Gründe  bei:  Erstens,  weil 
Gott  selbst  diese  Einrichtung  des  Beiehlens  und  Gehor- 
sams gebilligt  habe,  sowohl  im  jüdischen  Gesetze,  wie  im 
Evangelium.  Deshalb  müsse  man  die  Obrigkeit  so  an- 
sehen, als  ob  sie  von  Gott  selbst  bestellt  sei.  Denn  wenn 
Jemand  in  unserem  Auftrage  handelt,  so  ist  es  ebenso, 
als  ob  wir  selbst  handeln.  Zweitens,  weil  diese  Ordnung 
zu  unserem  Besten  gereicht. 

2.     Man   kann   vielleicht  einwenden,    dass  Unrecht  zu 
leiden  kein  Vortlieil  sei.    Man  hat  daraufrichtig,  obgleich 
wohl   nicht  im   Sinne  des  Apostels,    erwidert,    dass   auch 
solches  Unrecht  Vortheil  bringe,  weil  der  Geduld  ihr  Lohn 
nicht    entgehen    werde.     Mir    scheint   indess   der  Apostel 
den    allgemeinen    Endzweck    dieser    Einrichtung    hier    im 
Auge  zu  haben,  d.  h.  die  öffentliche  Ruhe,  in  der  die  Ruhe 
der   Einzelnen    eingeschlossen    ist.     Es    ist   unzweifelhaft, 
dass  wir  in  der  Regel  dieses  Gut  durch  die  Staatseinrich- 
tung  erlangen;    denn   Niemand   will   für   sich   das   Ueble; 
das  Glück  der  Herrscher  besteht  aber  in  dem  Glücke  ihrer 
Untergebenen.    Jener  sprach:  „Es  seien  welche  da,  denen 
Du  befehlen  kannst."  '?)    ßei  den  Juden  lautet  ein  Sprüch- 
wort: „Gäbe  es  keine  Obrigkeit,  so  würde  Einer  den  An- 
dern   verschlingen."      Aehnlich    spricht   Chrysostomus: 
„Wolltest  Du   die  Obrigkeiten   in   den   Städten   aufheben, 
80  würden  wir  ein  Leben  führen,   unvernünftiger  wie  das 
der  unvernünftigen  Thicre,    und   würden  einander  beissen 
und  aufzehren." 

3.  Wenn  mitunter  die  Herrscher  aus  zu  grosser  Furcht 
oder  Zorn  oder  sonstigen  Affekten  von  dem  rechten  Wege 
abgehen,  der  zur  Ruhe  führt,  so  ist  dies  doch  der  selte- 
nere Fall,  der,  wie  Tacitus  sagt,  von  dem  besseren 
daneben  aufgewogen  wird.  Die  Gesetze  können  aber  nur 
das,  was  meistentheils  eintritt,  berücksichtigen,  wie  Theo - 
phrastus  sagt,  und  dahin  gehört  auch  der  Ausspruch 
Cicero's:  „Kein  Gesetz  ist  Allen  angemessen,  man  ist 
zufrieden,  wenn  es  der  Mehrheit  und  in  der  Hauptsache 
niitzlich  ist."  Also  muss  auch  dem,  was  seltener  ist, 
mit  gemeinsamen  Regeln  entgegengetreten   werden;    denn 

"^7)  So  sprach  Furfidius  zu  Sulla,  Florus'  Geschichte 

m.  21. 
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wenn  auch  der  Grund  des  Gesetzes  für  solche  besondere 
Fälle  nicht  passt,  so  bleibt  doch  der  Grund  im  Allgemeinen 
gültig,  und  das  Einzelne  muss  sich  dem  fügen.  Denn 
dies  ist  heilsamer,  als  ohne  Regel  zu  leben  oder  die  Regel 
in  eines  Jeden  Belieben  zu  stellen.  Seneca  sagt  hierüber 
passend:  „Es  wnr  rathsamer,  einen  an  sich  gerecliten 
Einwand  von  Wenigen  nicht  anzunehmen,  als  dadurch 
Allen  die  Willkür  einzuräumen." 

4.  Hierher  gehört  auch  der  nicht  genug  zu  rühmende 
Ausspruch  des  Ferikles  bei  Thucydides:  „Ich  meine, 
dass  auch  den  Einzelnen  der  Staat  mehr  Nutzen  bringt, 
welcher  im  Ganzen  recht  verfährt,  als  wenn  ein  Staat 
zwar  Einzelnen  grossen  Vortheil  gewährt,  aber  im  Allge- 
meinen krankt.  Denn  wenn  auch  Einzelne  dann  mit  ihrem 
Vermögen  gut  gestellt  sind,  so  muss  dies  doch  bei  dem 
Untergange  des  Vaterlands  nothwendig  mit  zu  Grunde 
gehen.  Umgekehrt,  wenn  Jemand  in  einem  glücklichen 
Staate  wenig  glücklieh  ist,  so  wird  er  dadurch  doch  leich- 
ter vor  Schaden  geschützt.  Wenn  daher  der  Staat  zwar 
das  Unglück  einzelner  Bürger  überdauern  kann,  aber  diese 
nicht  ebenso  das  Unglück  des  Staates,  muss  da  nicht  vor 
Allem  für  den  Staat  gesorgt  und  dieser  geschützt  werden? 
Darf  dann  das  geschehen,  was  Ihr  thut,  die  Ihr,  durch 
den  Verlust  des  eigenen  Vermögens  betäubt,  das  Wohl 
des  Staates  preisgebt?"  Denselben  Gedanken  spricht  Li- 
vius  kürzer  so  aus:  „Ein  wohl  eingerichteter  Staat  be- 
wahrt auch  leicht  das  Vermögen  der  Einzelnen;  aber 
wenn  Du  den  Staat  verräthst,  wirst  Du  auch  das  Dein  ige 
nicht  erhalten."  Plato  sagt  im  vierten  Buche  seiner  Ge- 
setze: „Das  Gemeinsame  i^tützt  den  Staat,  das  SelbstsücJi- 
tige  löst  ihn  auf;  deshalb  i>t  es  für  Beide  nützlich,  wenn 
das  Gemeinsame  dem  Einzelnen  vorangestellt  wird."  Xeno- 
phon  sagt:  „Wer  in  dem  Kriege  gegen  den  Feldherrn  Auf- 
ruhr stiftet,  thut  es  gegen  sein  eigenes  Wohl."  Auch  die 
Worte  des  Jamblichus  gehören  hierher:  „Der  Nutzen 
der  Einzelnen  ist  von  dem  öffentlichen  nicht  getrennt,  viel- 
mehr ist  in  dem  gemeinsamen  Gute  auch  das  der  Einzel- 
nen mit  enthalten.  Wie  bei  den  Geschöpfen  und  in  der 
übrigen  Natur,  so  ist  auch  bei  den  Staaten  das  Wohl  der 
Theile  zugleich  in  dem  Wohle  des  Ganzen  enthalten." 

5.  Für  das  öffentliche  Leben  ist  aber  unzweifelhaft 
die  Hauptsache  jene   bezeichnete   Ordnung  des  Befehlens 
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und  GeliorcJiens,   und   diese  kann  mit  der  Gestattung  des 
Widerstandes    der  Einzelnen    nicht   bestehen.     Man   kann 
dies  durch  eine  Stelle  des  edlen  Dio  Cassius  erläutern 
welche  lautet:  „Ich  halte  es  nicht  für  passend,  wenn  der 
Herrscher  des  Staates  nachgiebt,    und   es   steht  nicht  gut 
um  den  Staat,    wenn  der  Theil,    der  gehorchen  soll,   be- 
fehlen will.     Denn  bedenkt,   was  aus  der  Familie  werden 
soll,    wenn   die  Alten   von   der  Jugend  verachtet  werden- 
was  aus  den  Schulen,  wenn  die  Lehrer  von  den  Schülern 
nicht  geachtet  werden;    was   aus  den  Kranken,   wenn  sie 
dem    Arzte    nicht    folgen;    wo    bleibt    die    Sicherheit    der 
Passagiere,    wenn   das   Schiffsvolk  die  Befehle  des  Kapi- 
täns missachtet?     Es  ist  von  Natur  noth wendig  und   für 
die   Menschen   heilsam,    dass   ein   Theil    befiehlt    und  die 
Anderen  gehorchen." 

6.    Ich  lasse  hier  dem  Paulus  den  Petrus  als  Gefährten 
folgen,    dessen  Worte   lauten:    „Ehret  den  König.     Dient 
und    seid  unterthan    in   aller  Ehrfurcht    dem   Herrn,    und 
zwar  nicht  blos  dem  guten  und   gerechten,    sondern   auch 
dem  harten.    Denn  dies  gereicht  zur  Gnade,  wenn  Jemand 
um   Gottes    willen    die   Last    der    ungerechten   Verfolgung 
trägt.     Denn  was  wäre  das   für   ein  Ruhm,   wenn  Ihr  be- 
ständet als  Sünder  und   mit  Fäusten  Geschlagene?     Aber 
wenn  Ihr  recht  thut  und  trotz   übler  Behandlung  besteht, 
so  wird  dies  Euch  Gnade  vor  Gott  erwerben." '»)    Er  be- 
stätigt   dies    dann    mit    dem    Beispiel    Christi.      Derselbe 
Gedanke    wird    in    den   Konstitutionen    des   Clemens    so 
ausgesprochen:  „Ein  Kneclit,  der  Gott  fürchtet,  wird  sei- 
nem Herrn   wohlwollen,    wenn   er  auch  gottlos  und  unge. 
recht  ist."     Es  ist  hier  Zweierlei  festzuhalten.    Wenn  ge- 
sagt wird,    dass   man    auch   dem   liarten  Herrn  Geliorsam 
schuldig  sei,   so  gilt  dies  auch  für  die  Könige;    denn  die 
Folgerungen    aus    diesem    Grunde    passen   ebenso   für  die 
Stellung   des   Unterthanen    wie    des    Sklaven.     Und   dann 
wird  eine  solche  Unterwerfung  gefordert,   welche  das  Er- 
tragen des  Unrechtes  einschliesst,    wie   man   von  den  El- 
tern zu  sagen  pflegt: 

„Liebe  den  Vater,  wenn  er  gerecht  ist;  wo  nicht^ 
so  ertrage  es." 
Auch  ein  Jüngling   aus  Eretria,  der  lange  die  Schule  des 

78)  Die  Stelle  ist  enthalten  1.  Brief  Petri  IL  17,  18. 
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Zeno  besucht  hatte,  antwortete  auf  die  Frage,  was  er  dort 
gelernt  habe:  „Den  Zorn  des  Vaters  zu  ertragen".  Von 
Lysimachus  sagt  Justin:  „Mit  Grossherzigkeit  ertrug  er 
die  Schmähungen  des  Königs,  als  kämen  sie  von  seinem 
Vater."  Livius  sagt:  „Wie  die  Heftigkeit  der  Eltern, 
so  müsse  auch  die  des  Vaterlandes  durch  Geduld  und  Er- 
gebung gemildert  werden."  BeiTacitus  heisst  es:  „Die 
Willkürlichkeiten  der  Könige  müssen  ertragen  werden," 
und  an  einer  anderen  Stelle:  „Um  gute  Kaiser  müsse  man 
beten;  aber  ertragen  müsse  man  sie,  wie  sie  seien."  Bei 
den  Persern  galt,  wie  Claudian  lobend  sagt  (Eutrop. 
IL  479): 

„Auch  selbst  dem  grausamen  Herrn  ist  es  Pflicht, 
zu  gehorchen." 
V.  1.  Mit  diesem  Gebot  Gottes  stimmt  die  Sitte  der 
alten  Christen,  die  beste  Erklärerin  der  Gesetze,  überein; 
denn  obgleich  oft  die  schlechtesten  Menschen  die  Staats- 
gewalt bei  den  Römern  innehatten  und  es  nicht  an  sol- 
chen fehlte,  welche  unter  dem  Vorwand,  dem  Staat  zu 
nützen,  sich  Jenen  entgegenstellten,  so  haben  sich  doch 
die  Christen  niemals  deren  Unternehmen  angeschlossen, 
und  in  Clemens'  Konstitutionen  heisst  es:  „Es  ist  nicht 
erlaubt,  der  Staatsgewalt  sich  zu  widersetzen."  Ter- 
tullian  sagt  in  der  Apologie:  „Woher  sind  Cassius, 
Niger,  Albinus  gekommen?  woher  die,  welche  den  Kaiser 
zwischen  den  beiden  Lorbeerhainen  belagerten?  Woher 
die,  welche  den  Faustkampf  übten,  um  ihm  die  Kehle  zu- 
zuschnüren? Woher  die,  welche  mit  Waffen  in  den  Palast 
drangen,  kühner  als  alle  Sigerier  und  Parthenier?  Von 
den  Römern  sind  sie  gekommen,  und  zwar  von  denen, 
die  keine  Christen  waren."  Dieser  hier  erwähnte  Faust- 
kampf bczielit  sich  auf  die  Tödtung  des  Coramodus,  welche 
auf  Gebot  des  Befehlshabers  der  Leibwache,  Aelius  Latus, 
durch  die  Hand  eines  Faustkämpfers  erfolgte;  und  doch 
gab  es  nicht  leicht  einen  schlechteren  Menschen  als  diesen 
Kaiser.  Parthenius,  dessen  That  Tertullian  hier  eben- 
falls verdammt,  war  der,  welcher  den  abscheulichen  Kaiser 
Domitian  beseitigt  hatte.  Diesem  stellt  er  den  Plautianus, 
Befehlshaber  der  Leibwache,  gleich,  welcher  den  Septi- 
raius  Severus,  einen  der  blutdürstigsten  Kaiser,  in  seinem 
Palast  hatte  ermorden  wollen.  Gegen  denselben  Septi- 
mius  Severus  hatten  anscheinend  zum  Besten  des  Staates 
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in  Syrien  Pescennius  Niger  und  in  Gallien  und  Britannien 
Clodius  Albinus  die  Waffen  ergriffen.  Aber  auch  deren 
That  missfiel  den  Christen;  Tertullian  rühmt  sich  dessen 
gegen  Scapula  und  sagt:  „Wir  werden  bei  der  kaiser- 
liclien  Majestät  verleumdet;  dennoch  haben  sich  unter  den 
Christen  niemals  Anhänger  des  Albinus  oder  des  Niger 
oder  des  Cassius  gefunden."  Cassianer  waren  die,  welche 
dem  Avidius  Cassius,  einem  vortrefflichen  Manne,  gefolgt 
waren,  welcher  in  Syrien  die  Waffen  unter  dem  Vorgeben 
ergriff,  dass  er  den  Staat  wiederherstellen  wolle,  welchen 
die  Nachlässigkeit  des  M.  Antoninus  in  da«5  Verderben 
stürze. 

2.  Ambrosius  hatte  von  Valentinian,  dem  Sohne  des 
Valentinian,  nicht  allein  für  sich,  sondern  auch  für  seine 
Gemeinde  und  für  Christus  über  Unrecht  zu  klagen,  und 
das  Volk  war  sehr  bereit,  Widerstand  zu  leisten;  allein 
er  mochte  keinen  Gebrauch  davon  machen.  Er  sagte: 
„Gegen  den  Zwang  weiss  ich  mich  nicht  zu  wehren;  ich 
kann  Schmerz  erleiden,  weinen,  seufzen;  gegen  die  Waffen, 
die  Soldaten  und  die  Gothen  sind  Thränen  meine  Waffen; 
diese  sind  der  Schutz  der  Priester;  anders  darf  ich  und 
kann  ich  nicht  Widerstand  leisten."  Dann  sagt  er:  „Man 
verlangte  von  mir,  ich  solle  das  Volk  im  Zaume  halten; 
ich  erwiderte:  „„Meine  Pflicht  sei,  es  nicht  aufzureizen;"" 
in  Gottes  Macht  stehe  dessen  Besänftigung."  Derselbe 
Ambrosius  mochte  die  Truppen  des  Maximus  nicht  gegen 
den  Kaiser  gebrauchen,  obgleich  dieser  Arrianer  war  und 
hart  gegen  die  Kirche  verfuhr.  So  erzählt  Nazianzenus, 
dass  Julian  der  Abtrünnige  durch  die  Thränen  der  Christen 
in  seinen  schlimmen  Entschlüssen  aufgehalten  worden  sei, 
„indem  sie  nur  dieses  Mittel  gegen  den  Verfolger  hatten." 
Und  doch  bestand  beinahe  sein  ganzes  Heer  aus  Christen. 
Dazu  kommt,  da=^s  nach  demselben  Schriftsteller  jene  Grau- 
samkeit des  Julian  nicht  blos  die  Christen  beschädigte, 
sondern  auch  den  Staat  in  die  grösste  Gefahr  brachte. 
Hierher  gehört  auch,  was  August  in  über  jene  Worte 
des  Apostels  an  die  Römer  sagt:  „Es  ist  für  dieses  Leben 
nöthig,  dass  wir  unterthan  seien  der  Obrigkeit,  und  ihr 
nicht  Widerstand  leisten,  wenn  sie  uns  etwas  nehmen 
will." 

VI.  1.    In    unserem  Jahrhundert   sind   gelelirte  Männer 
aufgetreten,    welche    der   Zeit    und   den  Verhältnissen  zu 
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sehr  sich  fügten  und  zunächst  sich  selbst  und  dann  An- 
dere überredeten,  dass  das,  was  hier  gesagt  worden  ist, 
zwar  für  den  Privatmann  gelte,  aber  nicht  für  die  niede- 
ren Obrigkeiten,  welche  sie  vielmehr  für  berechtigt  halten, 
dem  Unrecht  der  höchsten  Staatsgewalt  Widerstand  ent- 
gegenzustellen; ja  sie  handelten  unrecht,  wenn  sie  dies 
unterliessen.  Allein  diese  Meinung  kann  nicht  zugelassen 
werden.  Denn  so  wie  in  der  Logik  die  mittlere  Art  eine 
Unterart  wird  in  Beziehung  auf  die  Gattung,  und  dagegen 
eine  Gattung  in  Beziehung  auf  die  Unterart,  so  sind  jene 
Obrigkeiten  den  Ünterthanen  gegenüber  zwar  eine  Staats- 
gewalt, aber  in  Beziehung  auf  die  höhere  sind  sie 
nur  Privatpersonen.  Denn  alle  Eegierungsgewalt  der 
Obrigkeiten  ist  der  höchsten  Staatsgewalt  so  unterthan, 
dass  Alles,  was  jene  gegen  diese  vornehmen,  diese  Eigen- 
schaft entbehrt  und  deshalb  nur  als  Handlung  einer  Privat- 
person angesehen  werden  kann.  Es  gilt  auch  hier  der 
Satz  der  Philosophen,  wonach  es  keine  Ordnung  ohne 
Beziehung  auf  ein  Erstes  giebt. 

2.  Die  entgegengesetzte  Ansicht  will  einen  solchen 
Zustand,  wie  die  Alten  ihn  für  den  Himmel  in  ihren  Fabeln 
setzten,  ehe  die  Majestät  entstand,  zu  welcher  Zeit  die 
niederen  Götter  dem  Jupiter  nicht  gehorcht  haben.  Aber 
jene  Ordnung,  wie  ich  sie  dargestellt  habe,  oder  diese 
Reihenfolge  der  Unterordnung  hat  zunächst  die  allgemeine 
Meinung   für    sich.    Deshalb    heisst    es   (bei  Seneca  im 

Thyest  v.  612): 

„Unter  jedem   strengen  Herrscher  ist  wieder  ein 

Herrscher" 
und  so  sagt  Papirius  (IIL  Sylv.  v.  49,  50): 

„Wechselsweise    wird  Alles    regiert   und  regiert 

sich  gegenseitig;" 
und  von  August  in  ist  jener  berühmte  Ausspruch  vor- 
handen: „Achte  auf  die  Abstufungen  in  den  menschlichen 
Verhältnissen;  befiehlt  etwas  der  Ortsvorstand,  so  thue 
es,  aber  nicht,  wenn  es  der  Prokonsul  verbietet.  Oder 
wenn  der  Konsul  etwas  befiehlt,  der  Kaiser  aber  das 
Gegentheil,  so  beachte  die  Macht  und  diene  dem  Höhe- 
ren; und  der  Niedere  darf  nicht  zürnen,  wenn  der  Höhere 
vorgestellt  wird."  Ebenso  heisst  es  von  Pilatus:  „Gott 
hatte  ihm  eine  solche  Gewalt  gegeben,  dass  er  selbst 
unter  dem  Kaiser  stand." 


Grotius,  Kecht  d.  Kr.  u.  Fr. 
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in  Syrien  Pescennius  Niger  und  in  Gallien  und  Britannien 
Clodius  Albinus  die  Waffen  ergriffen.  Aber  auch  deren 
That  mis?fiel  den  Christen;  Tertullian  rühmt  sich  dessen 
gegen  Scapula  und  sagt:  „Wir  werden  bei  der  kaiser- 
lichen Majestät  verleumdet;  dennoch  haben  sich  unter  den 
Christen  niemals  Anhänger  des  Albinus  oder  des  Niger 
oder  des  Cassius  gefunden."  Cassianer  waren  die,  welche 
dem  Avidius  Cassius,  einem  vortrefflichen  Manne,  gefolgt 
waren,  welcher  in  Syrien  die  Waffen  unter  dem  Vorgeben 
ergriff,  dass  er  den  Staat  wiederherstellen  wolle,  welchen 
die  Nachlässigkeit  des  M.  Antoninus  in  das  Verderben 
stürze. 

2.     Ambrosius  hatte  von  Valentininn,    dem  Sohne   des 
Valentinian,  nicht  allein  tlir  sich,  sondern  auch  für  seine 
Gemeinde  und  für  Christus  über  Unreclit  zu  klagen,    und 
das  Volk  war  sehr  bereit,    Widerstand   zu    leisten;    allein 
er    mochte    keinen   Gebrauch    davon   machen.     Er  sagte: 
„Gegen  den  Zwang  weiss  ich  mich  nicht  zu  wehren;    ich 
kann  Schmerz  erleiden,  weinen,  seufzen;  gegen  die  Waffen, 
die  Soldaten  und  die  Gotlien  sind  Thränen  meine  Waffen; 
diese  sind  der  Schutz  der  Priester;    anders   darf  ich    und 
kann  ich  nicht  Widerstand  leisten."    Dann  sagt  er:   „Man 
verlangte  von  mir,    ich  solle  das  Volk  im  Zaume  halten; 
ich  erwiderte:   „„Meine  Pflicht  sei,  es  nicht  aufzureizen ;"" 
in   Gottes   Macht    stehe    dessen   Besänftigung."      Derselbe 
Ambrosius  mochte  die  Truppen   des  Maximus  nicht  gegen 
den  Kaiser  gebrauchen,  obgleich  dieser  Arrianer  war  und 
hart  gegen  die  Kirche  verfuhr.    So  erzählt  Nazianzenus, 
dass  Julian  der  Abtrünnige  durch  die  Thränen  der  Christen 
in  seinen  schlimmen  Entschlüssen  aufgehalten  worden  sei, 
„indem  sie  nur  dieses  Mittel  gegen  den  Verfolger  hatten." 
Und  doch  bestand  beinahe  sein  ganzes  Heer  aus  Christen. 
Dnzu  kommt,  dass  nach  demselben  Schriftsteller  jene  Grau- 
samkeit   des   Julian   nicht  blos   die   Christen    beschädigte, 
sondern    auch    den   Staat    in    die   grösste   Gefahr   brachte. 
Hierher    gehört   auch,    was   August  in   über    jene   Worte 
des  Apostels  an  die  Römer  sagt:   „Es  ist  für  dieses  Leben 
nöthig,    dass  wir  unterthan  seien  der  Obrigkeit,    und  ihr 
nicht   Widerstand    leisten,    wenn    sie    uns    etwas  nehmen 
will." 

VI.  1.    In    unserem  Jahrhundert   sind   gelehrte  Männer 
aufgetreten,    welche    der   Zeit    und    den  Verhältnissen   zu 
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sehr  sich  fügten  und  zunächst  sich  selbst  und  dann  An- 
dere überredeten,  dass  das,  was  hier  gesagt  worden  ist, 
zwar  für  den  Privatmann  gelte,  aber  nicht  für  die  niede- 
ren Obrigkeiten,  welche  sie  vielmehr  für  berechtigt  halten, 
dem  Unrecht  der  höchsten  Staatsgewalt  Widerstand  ent- 
gegenzustellen; ja  sie  handelten  unrecht,  wenn  sie  dies 
unterliessen.  Allein  diese  Meinung  kann  nicht  zugelassen 
werden.  Denn  so  wie  in  der  Logik  die  mittlere  Art  eine 
Unterart  wird  in  Beziehung  auf  die  Gattung,  und  dagegen 
eine  Gattung  in  Beziehung  auf  die  Unterart,  so  sind  jene 
Obrigkeiten  den  Unterthanen  gegenüber  zwar  eine  Staats- 
gewalt, aber  in  Beziehung  auf  die  höhere  sind  sie 
nur  Privatpersonen.  Denn  alle  Regierungsgewalt  der 
Obrigkeiten  ist  der  höchsten  Staatsgewalt  so  unterthan, 
dass  Alles,  was  jene  gegen  diese  vornehmen,  diese  Eigen- 
schaft entbehrt  und  deshalb  nur  als  Handlung  einer  Privat- 
person angesehen  werden  kann.  Es  gilt  auch  hier  der 
Satz  der  Philosophen,  wonach  es  keine  Ordnung  ohne 
Beziehung  auf  ein  Erstes  giebt. 

2.  Die  entgegengesetzte  Ansicht  will  einen  solchen 
Zustand,  wie  die  Alten  ihn  für  den  Himmel  in  ihren  Fabeln 
setzten,  ehe  die  Majestät  entstand,  zu  welcher  Zeit  die 
niederen  Götter  dem  Jupiter  nicht  gehorcht  haben.  Aber 
jene  Ordnung,  wie  ich  sie  dargestellt  habe,  oder  diese 
Reihenfolge  der  Unterordnung  hat  zunächst  die  allgemeine 
Meinung  für  sich.  Deshalb  heisst  es  (bei  Seneca  im 
Thyest  v.  612): 

„Unter  jedem   strengen  Herrscher  ist  wieder  ein 

Herrscher" 
und  so  sagt  Papirius  (IH.  Sylv.  v.  49,  50): 

„Wechsels weise    wird  Alles    regiert   und  regiert 

sich  gegenseitig;" 
und  von  August  in  ist  jener  berühmte  Ausspruch  vor- 
handen: „Achte  auf  die  Abstufungen  in  den  menschlichen 
Verhältnissen;  befiehlt  etwas  der  Ortsvorstand,  so  thue 
es,  aber  nicht,  wenn  es  der  Prokonsul  verbietet.  Oder 
wenn  der  Konsul  etwas  befiehlt,  der  Kaiser  aber  das 
Gegentheil,  so  beachte  die  Macht  und  diene  dem  Höhe- 
ren; und  der  Niedere  darf  nicht  zürnen,  wenn  der  Höhere 
vorgestellt  wird."  Ebenso  heisst  es  von  Pilatus:  „Gott 
hatte  ihm  eine  solche  Gewalt  gegeben,  dass  er  selbst 
unter  dem  Kaiser  stand." 


Grotius,  Recht  d.  Kr.  u.  Fr. 
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B.  Aber  auch  göttliche  Aussprüche  bestätigen  diese 
Ansicht.  Denn  der  Erste  der  Apostel  will,  dass  wir  an- 
ders dem  Könige  unterthan  sein  sollen,  und  anders  den 
Obrigkeiten;  dem  Könige  als  dem  Allerhöchsten,  d.  h. 
ausnahmslos,  nur  nicht  gegen  Gottes  Gebote;  denn  dieser 
belobt  das  Erleiden  von  Unrecht  und  verbietet  es  nicht; 
den  Obrigkeiten,  als  den  Beauftragten  des  Königs,  die 
ihre  Gewalt  von  dem  Könige  empfangen.  Und  da  Paulus 
will,  dass  alles  Lebendige  der  höchsten  Gewalt  unterthan 
sei,  so  meinte  er  damit  auch  die  niederen  Obrigkeiten. 
Auch  bei  dem  jüdischen  Volke,  wo  so  viele  Könige  das 
göttliche  und  menschliche  Recht  verachteten,  haben  die 
niederen  Obrigkeiten,  unter  denen  viele  fromme  und  starke 
Männer  sich  befanden,  sich  nie  erlaubt,  dem  Könige  mit 
Gewalt  entgegenzutreten,  ausgenommen,  dass  einer  von 
Gott,  welcher  auch  über  die  Könige  die  Gewalt  hat,  einen 
besonderen  Auftrag  empfangen  hatte.  Vielmehr  lehrt 
Samuel,  was  die  Pflicht  der  Obrigkeiten  ist,  indem  er 
mit  diesen  in  Gegenwart  des  Volkes  dem  Saul,  obgleich 
er  schon  verkehrt  regierte,  doch  die  gewohnte  Verehrung 
bezeigte. 

4.  Selbst  die  Ordnung  der  Religionsangelegenheiten 
Jiat  immer  nur  von  dem  Könige  und  von  dem  Synedrium 
abgehangen.  Denn  wenn  aucii  nach  dem  Könige  die  Obrig- 
keiten und  das  V^olk  versprachen ,  dass  sie  Gott  treu  bleiben 
wollten,  so  ist  dies  doch  so  zu  verstehen:  „so  weit  eben 
jedes  Einzelnen  Gewalt  es  mit  sich  brachte."  Nicht  ein- 
mal die  falschen  Götzenbilder,  die  öftentlich  aufgerichtet 
waren,  sind,  wie  berichtet  wird,  anders  als  nur  auf 
Befehl  des  Volkes  im  freien  Staate  oder  auf  Befehl  der 
Könige,  wo  diese  regierten,  umgestürzt  worden.  Wenn 
dies  in  einzelnen  Fällen  dennoch  gegen  den  Willen  der 
Könige  mit  Gewalt  geschehen  ist,  so  wird  dies  nur  als 
ein  Beispiel  der  göttlichen  Vorsehung,  welche  dies  ge- 
stattete, aber  nicht  als  eine  Billigung  der  menschlichen 
That  berichtet. 

5.  Von  den  Vertheidigern  der  entgegengesetzten  Ansicht 
pflegt  ein  Ausspruch  Trajan's  erwähnt  zu  werden,  welcher 
dem  Befehlshaber  der  Leibwache  einen  Dolch  übergab  und 
sagte:  „Gebrauche  ihn  für  mich,  wenn  ich  gut  regiere; 
wenn  sclilecht,  gegen  mich."  Indess  hat  Trajan  dies  nur 
gethan,    wie    aus   der  Lobrede   des  PI  in  ins   erhellt,    um 
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nicht  mit  der  königlichen  Gewalt  offen  herauszutreten, 
sondern  um  sich  mehr  als  den  ersten  Beamten  darzustellen, 
der  den  Beschlüssen  des  Senates  und  des  Volkes  unterthan 
sei;  so  dass  mithin  jener  Befehlshaber  deren  Beschlüsse 
selbst  gegen  den  Fürsten  auszuführen  habe.  Aehnlich  ist 
das,  was  von  Antonius  berichtet  wird,  welcher  die  öffent- 
lichen Gelder  nur  nach  Befragung  des  Senats  angreifen 
wollte.  7ö) 

VIL  1.  Schwieriger  ist  die  Frage,  ob  das  Gebot,  kei- 
nen Widerstand  zu  leisten,  auch  in  der  schwersten  und 
offenbarsten  Gefahr  gelte?  Denn  selbst  von  Gottes  Gesetzen 
erleiden  einzelne  trotz  ihres  allgemeineren  Wortlautes  in 
Nothfällen  eine  Ausnahme.  Dies  wurde  von  den  Schrift- 
gelehrten in  Bezug  auf  das  Gesetz  des  Sabbaths  zur  Zeit 
der  Hasamonäer  bestimmt.  Daher  kommt  der  bekannte 
Ausspruch:  „die  Gefahr  der  Seele  bricht  den  Sabbath." 
Auch  Judaeus  führt  bei  Svnesius  als  Grund  des  verletzten 
Sabbaths  an:  „Wir  befanden  uns  in  offenbarer  Lebens- 
gefahr." Diese  Ausnahme  hat  selbst  Christus  gebilligt; 
ebenso  das  zweite  Gesetz  über  die  Bestimmung,  dass 
kein  Brot  gegessen  werden  dürfe.  Auch  C^ie  jüdischen 
Lehrer  machen  bei  den  Gesetzen  über  verbotene  Speisen 
und  einigen  anderen  auf  Grund  alten  Herkommens  dieselbe 
Ausnahme,  und  zwar  mit  Recht.  Denn  Gott  hat  zwar  das 
Recht,  uns  auch  in  den  Tod  zu  schicken ;  allein  der  Inhalt 
dieser  Gesetze  ist  derart,  dass  man  niclit  annehmen  kann, 
sie  seien  in  so  strenger  Absicht  gegeben;  wie  ja  auch 
bei  menschlichen  Gesetzen  dies  vorkommt. 

2.  Ich  gebe  zu,  dass  auch  das  Gesetz  der  Menschen 
gewisse  tugendhafte  Handlungen  trotz  der  damit  verknüpften 
Lebensgefahr  gebieten  kann,  wie  z.  B.  dass  der  Soldat 
seinen  Posten  nicht  verlassen  darf;  indess  ist  hier  die 
Absicht  des  Gesetzgebers  wohl  überlegt,  und  die  Menschen 


'/ 


'*^)  Die  Sophistik  in  dieser  Auslegung  von  Trajan's 
Worten  wird  jeder  Leser  bemerken.  Viel  natürlicher  ist 
es,  die  Worte  Trajan's  als  eine  tugendhafte  Aufwallung 
zu  nehmen,  wobei,  wie  es  so  oft  gescliieht,  ein  Prinzip 
im  sittlichen  Eifer  über  seine  nothwendigen  Grenzen  aus- 
gedehnt wird.  Dergleichen  ist  schon  in  jeder  geselligen 
Unterhaltung  anzutreffen ;  ebenso  in  Predigten ,  so  weit  sie 
sich  in  Lobpreisung  einer  einzelnen  Tugend  ergehen. 
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haben  ein  so  grosses  Recht  gegen  sich  und  Andere  nur 
so  weit  erlangt ,  als  die  höchste  Noth  es  erfordert.  Denn 
die  Gesetze  müssen  und  pflegen  von  den  Menschen  mit 
Rücksicht  auf  menschliche  Schwäche  eingerichtet  zu  wer- 
den. Dies  Gesetz  aber,  von  dem  wir  hier  handeln,  hängt 
von  dem  Willen  derer  ab,  die  sich  zuerst  zu  einem  Staat 
zusarnmenthun,  und  geht  dann  von  diesen  auf  das  Staats- 
oberhaupt über.  Würden  nun  diese  gefragt,  ob  sie  Allen 
die  Last  auferlegen  wollten,  lieber  zu  sterben,  als  in 
irgend  einem  Falle  der  Gewalt  den  Vorgesetzten  mit  den 
Waffen  entgegenzutreten ,  so  würden  sie  es  wahrscheinlich 
nur  mit  dem  Zusatz  bejahen,  dass  der  Widerstand  ge- 
stattet sein  solle,  wenn  dem  Umsturz  des  Staates  oder 
dem  Untergang  vieler  Unschuldigen  damit  zuvorgekommen 
werde.  Ich  meine,  dass  das,  was  die  christliche  Liebe 
in  einem  solchen  Falle  gebietet,  auch  von  dem  Menschen 
zum  Gesetz  erhoben  werden  könne. 

3.  Man  kann  entgegnen,  dass  jenes  strenge  Gebot, 
eher  den  Tod  zu  ertragen,  als  das  Unrecht  des  Vorgesetzten 
mit  Gewalt  von  sich  abzulialten,  nicht  von  Menschen, 
sondern  von  Gott  komme.  Indess  sind  die  Menschen  nicht 
auf  Gottes  Geheiss,  sondern  von  selbst  zur  bürgerlichen 
Gesellschaft  zusammengetreten,  nachdem  sie  erfahren 
hatten,  dass  die  Einzelnen,  gegen  die  Gewalt  sich  zu 
schützen,  zu  schwach  seien.  Daraus  ist  die  Staatsgewalt 
hervorgegangen;  Petrus  nennt  sie  deshalb  eine  menschliche 
Einrichtung,  und  sie  wird  nur  deshalb  anderwärts  eine 
göttliche  Einrichtung  genannt,  weil  Gott  diese  den  Men- 
schen heilsame  Einrichtung  gebilligt  hat.  Eine  solche 
Billigung  Gottes  billigt  das  Gesetz  immer  nur  als  ein 
menschliches  und  auf  menschliche  Weise  gemachtes. 

4.  Barclajus,  der  stärkste  Vertheidiger  der  könig- 
lichen Gewalt,  gicbt  doch  so  viel  nach,  dass  dem  Volke 
und  seinem  vornehmsten  Theile  das  Recht  zustehe,  sich 
gegen  wilde  Grausamkeit  zu  schützen,  obgleich  er  an- 
erkennt, dass  das  ganze  Volk  dem  Könige  unterthan  sei. 
Ich  erkenne  an,  dass,  je  grösser  der  Werth  dessen  ist, 
was  geschützt  werden  soll,  um  so  billiger  der  Grund  ist, 
gegen  die  Worte  eines  Gesetzes  eine  Ausnahme  zu  machen; 
dennoch  kann  ich  nicht  ohne  Unterschied  die  Einzelnen 
oder  einen  Theil  des  Volkes  verdammen,  wenn  sie  sich 
des  letzten  Nothrechtes  zu  ihrem  Schutz  so  bedienen,  dass 
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sie  dabei  die  Rücksicht  auf  das  allgemeine  Wohl  nicht 
aus  den  Augen  setzen.  Denn  David,  der,  wenige  Hand- 
lungen ausgenommen,  ein  musterhaftes  Leben  geführt  hat, 
hielt  anfänglich  400  Bewaffnete  und  später  noch  mehr  um 
sich.  In  welcher  Absicht,  als  um  die  Gewalt  abzuhalten, 
die  ihm  gethan  werden  möchtet  Doch  muss  man  festhalten, 
dass  dies  erst  dann  von  David  geschehen  ist,  als  er  aus 
der  Mittheilung  Jonathan's  und  aus  vielen  anderen  über- 
zeugenden Umständen  entnommen  hatte,  dass  Saul  seinem 
Leben  nachstelle.  Dabei  überfällt  er  auch  keine  Städte 
und  sucht  keine  Gelegenheit  zum  Kampf;  sondern  er 
wendet  sich  in  Schlupfwinkel,  bald  in  unwegsamen  Gegen- 
den, bald  zu  fremden  Völkerschaften,  und  zwar  in  einer 
Weise,  die  seinen  Landsleuten  keinen  Schaden  bringt. 

5.  Aehnlich  verhält  es  sich  mit  der  That  der  Makka- 
bäer;  denn  wenn  deren  Aufstand  damit  gerechtfertigt  wird, 
dass  Antiochus  nicht  der  König,  sondern  nur  der  Eroberer 
gewesen  sei,  so  halte  ich  dies  für  irrig;  da  in  der  ganzen 
Geschichte  die  Makkabäer  und  ihr  Anhang  den  Antiochus 
nicht  anders  als  mit  dem  Namen  eines  Königs  bezeichnen, 
was  auch  ganz   mit  Recht  geschah,    da  die  Juden  schon 
längst    die  Herrschaft    der  Macedonier    anerkannt  hatten, 
in  deren  Rechte  Antiochus    nur   nachgefolgt    war.     Denn 
wenn   das   Gesetz   verbietet,    dem  Volke   einen  Fremdling 
vorzusetzen,  so  ist  dies  nur  von  der  freien  Wahl  zu  ver- 
stehen, aber  nicht  von  der,  welche  das  Volk  in  der  Zeit 
der  Noth  vorzunehmen  gezwungen  wird.    Wenn  man  dann 
noch  sagt,    die  Makkabäer    hätten    sich   nur   des  Rechtes 
des  Volkes,  dem  die  Autonomie  gebühre,   bedient,  so  ist 
auch  dies  unrichtig.     Denn  die  Juden  waren  zuerst  durch 
Nebucadnezar  nach  Kriegsrecht  besiegt  worden  und  hatten 
in  Folge    dessen  den  Medern    und  Persern,    als  Rechts- 
nachfolger der  Chaldäer,  gehorcht;  deren  Herrschaft  ging 
dann  vollständig  auf  die  Macedonier  über.    Deshalb  nennt 
Tacitus  die  Juden  „die  niedrigste  Klasse  der  Unterthanen, 
als  der  Orient  den  Assyrern,  Medern  und  Persern  gehörte." 
Auch    haben    sie   mit  Alexander  und    seinen   Nachfolgern 
keine  Verträge    geschlossen,    sondern    sind    unbedingt    in 
deren   Gewalt  gekommen,  wie   sie  vorher   in   der  Gewalt 
des  Darius  gewesen   waren.     Wenn   den  Juden   auch  bis- 
weilen  gestattet  wurde,   ihren  Gottesdienst  und    ihre  Ge- 
bräuche zu  üben,   so  war  dies  doch  ein  durch  die  Gnade 
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der  Köuige  erlangtes,  bittweises  Recht,  was  aus  keiner  in 
der  Oberherrschaft  begriffenen  Bedingung  hervorging.  Es 
entschuldigt  daher  die  Makkabäer  nur  die  grosse  und 
offenbare  Gefahr,  so  lange  sie  sich  nämlich  so  in  den 
Grenzen  der  Selbstvertheidigung  hielten,  dass  sie  der 
Sicherheit  wegen  in  unwirthliche  Gegenden,  wie  David 
sich  zurückzogen,  und  die  Waffen  nur  ergriffen,  wenn 
man  sie  auch  da  angriff. 

6.  Indess  bleibt  auch  in  einem  solchen  Falle  die  Vor- 
schrift, dass  die  Person  des  Königs  geschont  werden  muss, 
und  man  irrt,  wenn  man  meint,  David  habe  dies  nur  auf 
höheren  Befehl  und  nicht  aus  natürlicher  Pflicht  gethan. 
Denn  David  selbst  hat  offen  erklärt,  dass  wer  Hand  an 
den  König  lege,  nicht  schuldlos  sein  könne.  Er  wusste, 
dass  es  in  dem  Gesetze  heisst:  „Du  sollst  die  Götter  (d.  h. 
die  höchsten  Richter)  nicht  beschimpfen,  und  Du  sollst  den, 
der  über  Dein  Volk  herrscht,  nicht  beschimpfen."  Die  be- 
sondere Erwähnung  der  obersten  Gewalt  in  diesem  Gesetz 
zeigt,  dass  hier  etwas  Besonderes  verordnet  wird.  Deshalb 
sagt  Optatus  von  Milevi  über  diese  That  David's:  „Er 
war  gehemmt  durch  die  Erinnerung  an  die  göttlichen 
Befehle,"  und  dem  David  legt  er  die  Worte  in  den  Mund: 
„Ich  wollte  den  Feind  besiegen,  aber  die  Befolgung  der 
göttlichen  Gebote  ging  vor." 

7.  Falsche  üble  Nachreden  sind  selbst  gegen  den  Privat- 
mann nicht  erlaubt;  bei  dem  Könige  muss  man  sich  aber 
auch  der  wahren  enthalten,  weil,  wie  der  Verfasser  der 
Probleme  des  Aristoteles  sagt,  wer  von  dem  Herrscher 
üebles  sagt,  damit  den  Staat  beleidigt.  Darf  man  dies 
nicht  mit  Worten,  dann  gewiss  noch  weniger  mit  der 
Hand;  deshalb  wurde  auch  David  von  der  Reue  ergriffen, 
weil  er  dessen  Kleid  verletzt  hatte.  So  hoch  hielt  er  die 
Heiligkeit  von  dessen  Person,  und  nicht  mit  Unrecht;  denn 
da  die  höchste  Herrschaft  dem  Hasse  Vieler  ausgesetzt 
ist,  so  musste  die  Sicherheit  des  Inhabers  vorzugsweise 
geschützt  werden.  Dasselbe  hatten  die  Römer  für  die 
Volkstribunen  bestimmt;  sie  sollten  unverletzlich  sein. 
Unter  den  Aussprüchen  der  Essener  lautete  einer,  dass 
die  Könige  heilig  zu  halten  seien.  Bekannt  ist  der  Vers 
des  Homer:  „Er  fürchtete,  dass  der  Hirte  der  Völker 
möchte  Schaden  erleiden  "  Auch  Curtius  sagt  richtig: 
„Die  Völker,  welche  unter  Königen  stehen,  verehren  den- 
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selben  gleich  dem  Namen  Gottes."  Der  Perser  Arta- 
banus  sagt:  „Das  beste  von  unseren  vielen  und  schönen 
Gesetzen  ist,  den  König  zu  achten  und  ihn  zu  verehren 
wie  das  Ebenbild  Gottes,  der  Alles  erhält."  Bei  Plu- 
tarch  sagt  Agis:  „Es  ist  nicht  recht  und  erlaubt,  an  den, 
Leib  des  Königs  die  Hand  zu  legen." 

8.  Schwieriger  ist  die  Frage,  ob  das,  was  dem  David 
und  den  Makkabäern  erlaubt  war,  auch  den  Christen  er- 
laubt ist,  deren  Meister  so  oft  befiehlt,  das  Kreuz  zu 
übernehmen,  und  der  eine  grössere  Geduld  zu  fordern 
scheint.  Sicher  ist  es,  dass  wenn  die  Vorgesetzten  die 
Christen  wegen  der  Religion  mit  dem  Tode  bedrohen, 
Christus  ihnen  die  Flucht  gestattet  hat,  wenigstens  denen, 
welche  durch  ihr  Amt  an  keinen  Ort  gebunden  waren; 
über  die  Flucht  hinaus  aber  nichts,  denn  Petrus  sagt: 
Christus  habe  uns  in  seinen  Leiden  ein  Beispiel  hinter- 
lassen, dem  wir  folgen  müssen;  sündlos  und  frei  von  aller 
Schuld,  habe  er  die  Schimpfreden  nicht  mit  gleichen  er- 
widert, auch  während  seiner  Leiden  nicht  gedroht,  son- 
dern die  Entscheidung  dem  gerechten  Richter  überlassen. 
Derselbe  sagt»  dass  die  Christen  sich  freuen  und  Gott 
danken  sollten,  wenn  sie  wegen  ihres  Christenthums 
Strafen  erleiden  müssten.  Die  Geschichte  lehrt,  dass 
gerade  durch  diese  Geduld  die  christliche  Religion  er- 
starkt ist. 

9.  Ich  glaube  daher,  dass  man  den  alten  Christen, 
welche  unmittelbar  von  den  Aposteln  und  apostolischen 
Männern  erzogen,  deren  Vorschriften  besser  verstanden 
und  vollständiger  erfüllten,  grosses  Unrecht  thut,  wenn 
man  meint,  dass  sie  sich  in  diesen  offenbaren  Todes- 
gefahren nur  aus  Mangel  an  Kräften  und  nicht  aus  Mangel 
an  Willen  nicht  vertheidigt  hätten.  Es  wäre  sicherlich 
unklug  und  unverschämt  gewesen,  wenn  TertuUian  den 
Kaisern  gegenüber,  die  dies  wissen  mussten,  in  dieser 
Weise  dreist  zu  lügen  gewagt  hätte,  indem  er  sagte: 

„Selbst  wenn  wir  offene  Feinde  und  nicht  blos  heim- 
liche hätten  sein  wollen,  würde  uns  wohl  die  genügende 
Zahl  und  Truppenmacht  gefehlt  haben?  Sind  die  Mauren 
und  Markomannen  und  selbst  die  Parther  und  jedes  an- 
dere Volk  innerhalb  seines  Gebietes  an  Zahl  mehr  als 
die  Völker  der  ganzen  Erde?  Wir  sind  Fremdlinge  und 
haben  doch  Alles  bei  Euch  angefüllt,  die  Städte,  die  In- 
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sein,  die  Festungen,  die  Flecken,  selbst  die  Lager,  die 
Ritterklassen,  den  kaiserlichen  Palast,  den  Senat,  den 
Marktplatz;  nur  die  Tempel  haben  wir  Euch  frei  gelassen. 
Zu  welchem  Krieg  wären  wir  nicht  geschickt  und  bereit 
gewesen,  selbst  überlegenen  Feinden  gegenüber,  die  wir 
den  Tod  nicht  fürchten;  hätten  wir  nicht  die  Lehre,  dass 
man  sich  eher  solle  tödten  lassen,  als  selbst  tödten." 
Zyprianus  folgt  auch  hier  seinem  Lehrer  und  sagt  oflfen: 
„Daher  kommt  es,  dass  Niemand  von  den  Unseren,  wenn 
er  gefasst  wird,  sich  wehrt,  noch  sich  wegen  Eurer  un- 
gerechten Gewalt  rächt,  obgleich  unser  Volk  überlegen 
und  zahlreich  ist:  Die  Gewissheit  des  kommenden  Gerichts 
giebt  uns  Geduld;  die  Unschuldigen  weichen  den  Schuldi- 
gen." Und  Lactantius  sagt:  „Wir  vertrauen  der  Maje- 
stät dessen,  welcher  ebenso  die  Verachtung  seiner  wie 
die  Plage  und  Beschädigung  seiner  Knechte  strafen  kann. 
Desshalb  widersetzen  wir  uns  auch  nicht  mit  Worten, 
wenn  wir  so  Empörendes  erdulden,  sondern  stellen  Gott 
die  Rache  anheim."  Dasselbe  hat  August  in  im  Sinn, 
wenn  er  sagt:  „Kein  Gerechter  denkt  in  diesen  Dingen 
an  den  Krieg,  ausser  wenn  er  das  Recht  dazu  hat,  und 
dies  Recht  haben  nicht  Alle."  Derselbe  sagt:  „Wie  viele 
Kaiser  sind  in  falschem  Glauben  und  erlassen  Gesetze 
zum  Schutze  des  Irrthums  gegen  den  Glauben,  durch 
welchen  die  Gerechten  geprüft  werden  und  die  Krone  ge- 
winnen." Ebenso  sagt  er  anderwärts:  „Von  den  Völkern 
müssen  die  Fürsten  und  von  den  Knechten  die  Herren 
ertragen  werden,  damit  sie  in  Uebung  der  Geduld  das 
Weltliche  sich  bewahren  und  die  ewigen  Güter  gewinnen." 
An  einer  anderen  Stelle  erläutert  er  dies  Beispiel  der 
alten  Christen  und  sagt:  „Der  Staat  Christi  hat  nicht 
für  sich  und  sein  zeitliches  Wohl  gekämpft,  obgleich  er 
noch  auf  Erden  wandelte  und  die  Heere  so  grosser  Völker 
gegen  die  gottlosen  Verfolger  verwenden  konnte;  er  wehrte 
sich  nicht,  um  das  ewige  Heil  zu  gewinnen.  Sie  Hessen 
sich  binden,  einschliessen,  tödten,  martern,  verbrennen, 
zerfleischen,  niedermetzeln  und  viertheilen.  Sie  mochten 
nicht  für  ihr  Heil  kämpfen,  sondern  ihr  Leben  um  des 
Heiles  willen  verachten." 

10.  Ebenso  vortrefflich  ist  das,  was  hierüber  Cyrillus 
bei  der  Stelle  Johannis  über  das  Schwert  Petri  sagt.  Die 
Thebäische  Legion  bestand,   wie   die   Verhandlungen  uns 
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lehren,  aus  6666  Mann,  die  alle  Christen  waren.  Als 
der  Kaiser  Maximinian  bei  Octodurus  das  Heer  aufforderte, 
den  falschen  Göttern  zu  opfern,  so  zogen  sie  zuerst  nach 
Agaunus,  und  als  der  Kaiser  zu  ihnen  sandte  und  ihnen 
gebot,  zum  Opfer  zu  kommen,  und  sie  sich  dessen  weiger- 
ten, Hess  Maximinian  den  zehnten  Mann  durch  Scharf- 
richter hinrichten,  welcher  Befelil  leicht  vollführt  wurde, 
weil  Niemand  Widerstand  leistete. 

11.  Mauritius,  der  Christ  der  Legion,  von  dem  der 
Flecken  Agaunus  später  den  Namen  Mauritius  erhalten 
hat,  wie  Eucherius,  Bischof  von  Lj^on,  erzählt,  hat 
damals  seine  Soldaten  so  angeredet:  „Wie  sehr  habe  ich 
gefürchtet,  es  möchte  einer  von  Euch,  wie  ja  Bewaffneten 
unter  dem  Vorwand  der  Vertheidigung  so  leicht  ist,  ver- 
suchen, dem  seligsten  Begräbniss  hindernd  entgegenzu- 
treten. Schon  hatte  ich,  zum  Verbot  dessen,  das  Beispiel 
unseres  Herrn  Christi  bereit,  welcher  das  aus  der  Scheide 
gezogene  Schwert  durch  den  Befehl  seines  eigenen  Mundes 
wieder  zurücksinken  Hess.  Er  lehrte,  dass  die  Tugend 
des  christlichen  Vertrauens  stärker  sei  als  alle  Waffen, 
damit  Niemand  mit  tödtlichem  Werke  den  tödtenden  Händen 
entgegentrete,  vielmehr  durch  ausdauernden  Glauben  das 
Vertrauen  auf  das  begonnene  Werk  erfülle."  Als  der 
Kaiser,  nachdem  die  Strafe  vollstreckt  worden  war,  sein 
Gebot  gegen  die  Uebriggebliebenen  wiederholte,  antworte- 
ten Alle:  „Wir  sind  zwar  Deine  Soldaten,  Kaiser,  und 
wir  haben  die  Waffen  zur  Vertheidigung  des  Römischen 
Staates  ergriffen;  wir  sind  auch  niemals  den  Schlachten 
entlaufen  und  haben  niemals  Verrath  geübt,  noch  die 
Strafe  feiger  Furcht  verdient.  Wir  würden  auch  deinen 
Befehlen  gehorchen,  wenn  die  christlichen  Gebote  das 
nicht  lehrten,  dass  wir  die  Verehrung  der  Götzen  und 
die  noch  immer  mit  Blut  beflekten  Altäre  vermeiden  sollen. 
Wir  haben  erfahren,  dass  Du  befohlen  hast,  entweder  die 
Christen  durch  Gotteslästerung  zu  beflecken,  oder  uns 
dadurch  zu  schrecken,  dass  Du  den  zehnten  Mann  tödten 
liessest.  Forsche  nicht  länger  nach  den  verborgenen 
Christen.  Wisse,  dass  wir  Alle  Christen  sind.  Du  wirst 
ihre  Körper  Deiner  Macht  imtergeben  finden,  aber  ihre 
Seelen,  die  nach  ihrem  Herrn  Christus  schauen,  wirst  Du 
niqht  unterwerfen." 

12.  Dann  soll  Exuperius,  der  Fahnenträger  der  Legion, 
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sie  so  angeredet  haben:  „Ihr  schaut,  theure  Kameraden, 
wie  ich  das  Zeichen  des  weitlichen  Krieges  trage;  aber 
ich  rufe  Euch  nicht  zu  diesen  Waffen;  nicht  zu  diesem 
Kampfe  treibe  ich  Eure  Seele  und  Eure  Tugend.  Ihr 
habt  eine  andere  Art  von  Schlachten  zu  erwählen.  Nicht 
mit  diesen  Schwertern  könnt  Ihr  zu  dem  himmlischen 
Königreiche  gelangen."  Dann  heisst  er  dem  Kaiser  mel- 
den: „Die  Verzweiflung,  die  in  der  Gefahr  die  stärkste 
Gewalt  ist,  hat  uns  nicht  gegen  Dich,  den  Kaiser,  be- 
waffnet. Siehe,  wir  halten  die  Waffen  in  den  Händen 
und  wehren  uns  nicht;  denn  wir  wollen  lieber  sterben, 
als  siegen;  wir  ziehen  vor,  unschuldig  unterzugehen,  als 
schuldig  zu  leben*"  Und  später:  „Wir  werfen  die  Wurf- 
spiesse weg;  Dein  Henker  wird  zwar  waffenlosse  Hände 
finden,  aber  eine  Brust,  die  gewaffnet  ist  mit  allgemein 
christlicher  Treue." 

13.  Es  folgte  nun  eine  Metzelei  gegen  die  Soldaten, 
die  sich  nicht  wehrten,  welche  Eucherius  so  beschreibt: 
„Ihre  Menge  konnte  ihre  Straflosigkeit  nicht  bewirken, 
da  doch,  wenn  sehr  Viele  in  etwas  vergehen,  es  meist 
unbestraft  zu  bleiben  pflegt."  In  dem  alten  Märtyrerbuche 
wird  der  Vorfall  so  erzählt:  „Ohne  sich  zu  wehren,  wur- 
den sie  hier  und  da  mit  den  Schwertern  niedergemacht; 
nach  Wegwerfung  der  Waffen  boten  sie  den  Verfolgern 
ihren  Nacken  oder  ihren  unbeschützten  Leib,  und  weder 
ihre  grosse  Zahl  noch  die  Waffen  in  ihren  Händen  konnten 
sie  dahin  bringen,  dass  sie  durch  das  Schwert  versucht 
hätten,  sich  Recht  zu  verschaffen.  Sie  dachten  nur  daran, 
dass  sie  den  bekennen  müssten,  der  ohne  Widerstand  sich 
zum  Tode  führen  Hess ,  und  der  gleich  dem  Lamme  seinen 
Mund  nicht  öffnete.  So  Hessen  sie  sich  wie  eine  Heerde 
Schafe  des  Herrn  von  den  einstürzenden  Wölfen  zer- 
reissen." 

14.  Valens  wüthete  gottlos  und  grausam  gegen  die, 
welche  nach  den  lieiligen  Büchern  und  nacli  den  üeber- 
lieferungen  der  Väter  die  Gleichheit  Christi  mit  dem 
Vater  bekannten,  und  obgleich  deren  Zahl  sehr  gross  war, 
so  haben  sie  sich  doch  nicht  mit  den  Waffen  gewehrt. 

15.  Allerdings  wird,  wenn  uns  Geduld  geboten  wird, 
das  Beispiel  Christi  uns  vorgehalten,  dessen  Geduld  sich 
bis  zum  Tode  erstreckte,  wie  es  ja  auch  von  jenen  The- 
bäischen  Soldaten  angeführt  worden.     Wer  so  das  Leben 
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verliert,  der  gilt,  als  habe  er  es  wahrhaft  erst  von  Christus 
empfangen.  Wir  haben  gesagt,  dass  man  mit  Recht  den 
Inhabern  der  höchsten  Staatsgewalt  sich  nicht  widersetzen 
dürfe.  Jetzt  muss  indess  der  Leser  an  Einiges  erinnert 
werden,  damit  er  nicht  diejenigen  als  Verletzer  dieses 
Gebotes  ansehe,  die  es  in  Wahrheit  nicht  sind. 

VHL  Erstens  können  die,  welche  unter  dem  Volke 
stehend  die  Staatsgewalt  ausüben,  mag  das  von  Anfang 
ab  so  ausgemacht  sein,  oder  erst  später,  wie  in  Lacedämon, 
im  Fall  sie  sich  gegen  die  Gesetze  oder  den  Staat  ver- 
gehen, nicht  allein  mit  Gewalt  zurückgewiesen,  sondern 
auch  mit  dem  Tode  bestraft  werden;  wie  es  dem  Pausa- 
nias,  König  der  Lacedämonier  erging.  Da  die  ältesten 
Königreiche  in  Italien  derart  waren,  so  kann  es  nicht 
auffallen,  wenn  Virgil  nach  Erzählung  der  grausamen 
Thaten  des  Mecentius  fortfährt  (Aeneis  VIH.  495): 

„Und  so  erhob  sich  ganz  Etrurien  in  gerechter  Noth 
Und  forderte,    dass  der  König  sofort  die  Strafe  des  Todes 
erleide." 

IX.  Wenn  zweitens  der  König  oder  der  sonstige  Herr- 
scher der  Gewalt  entsagt  oder  sie  offenbar  aufgegeben 
hat,  so  ist  gegen  einen  solchen  von  da  ab  dasselbe  er- 
laubt, wie  gegen  jeden  Privatmann.  Eine  solche  Entsagung 
kann  aber  da  nicht  vorausgesetzt  werden,  wo  die  Herr- 
schaft nur  nachlässig  ausgeübt  wird. 

X.  Drittens  meint  Bar claj US,  dass,  wenn  ein  König 
seine  Herrschaft  veräussere  oder  sich  einem  Andern  unter- 
werfe, seine  Herrschaft  dann  verloren  gehe.  Hierin  kann 
ich  ihm  nicht  beitreten.  Denn  ist  die  Herrschaft  durch 
Wahl  oder  Erbfolge  auf  ihn  gelangt,  so  ist  ein  solcher  Akt 
nichtig,  und  nichtige  Handlungen  haben  keine  Wirkungen. 
Deshalb  scheint  mir  die  Ansicht  der  Rechtsverständigen  über 
den  Niessbraucher,  mit  dem  wir  einen  solchen  König  ver- 
glichen haben,  richtiger,  dass  also,  wenn  der  König  einem 
Fremden  sein  Recht  abtritt,  er  damit  nichts  bewirkt.  Wenn 
man  sagt,  der  Niessbrauch  falle  auch  an  den  Eigenthümer 
zurück,  so  ist  dies  doch  nur  richtig,  wenn  der  rechte 
Zeitpunkt  dazu  eingetreten  ist.  Wollte  aber  der  König 
thatsächlich  die  Herrschaft  übergeben  oder  einem  Andern 
sich  unterwerfen,  so  kann  man  sich  unzweifelhaft  ihm 
darin  widersetzen.  Denn  ein  Anderes  ist,  wie  gesagt, 
die  Herrschaft,  ein  Anderes  die  Art  der  Innehabung.  Dass 
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letztere  nicht  geändert  werde,  kann  das  Volk  mit  Gewalt 
verhindern,  denn  diese  ist  in  der  Herrschaft  nicht  enthal- 
ten. Dem  entspricht  der  Ausspruch  Seneca's  für  einen 
ähnlichen  Fall:  „Wenn  man  auch  dem  Vater  in  allen  Stücken 
gehorchen  muss,  so  gilt  dies  doch  nicht  in  dem,  was  seine 
Vaterschaft  aufhebt." 

XI.  Viertens,  sagt  derselbe  Barclajus,  geht  die 
Herrschaft  verloren,  wenn  der  König  in  feindseliger  Ab- 
sicht das  ganze  Volk  in  das  Verderben  führt.  Ich  trete 
dem  bei;  denn  der  Wille  zu  herrschen  und  der  Wille  zu 
verderben  können  nicht  zugleich  neben  einander  bestehen. 
Wer  sich  deshalb  zum  Feind  des  ganzen  Volkes  erklärt, 
der  entsagt  damit  der  Herrschaft;  doch  kann  dies  kaum 
bei  einem  Könige  vorkommen,  der  seiner  Sinne  mächtig 
ist  und  nur  über  ein  Volk  herrscht.  Wenn  er  aber  über 
mehrere  herrscht,  so  kann  es  kommen,  dass  er  zu  Gun- 
sten des  einen  das  andere  verderben  will,  um  dort  Kolo- 
nien anzulegen. 

XII.  Fünftens  fällt  der  König  in  dön  Stand  eines 
Privatmannes  zurück,  wenn  er  der  Herrschaft  verlustig 
wird;  entweder  weil  er  Felonie  gegen  den  Lehnsherren 
begangen  hat,  oder  weil  er  eine  bei  Uebertragung  der 
Herrschaft  gemachte  Bedingung  verletzt  hat,  nach  welcher, 
wenn  der  König  dies  oder  jenes  thäte,  die  Unterthaneii 
alles  Gehorsams  entbunden  sein  sollten. 

XIII.  Wenn  sechstens  die  Staatsgewalt  zwischen 
dem  Könige  und  dem  Volke  oder  Senate  getheilt  ist,  so 
kann  dem  Könige,  der  über  sein  Theil  hinausgeht,  mit 
Recht  Widerstand  geleistet  werden ,  weil  seine  Herrschaft 
nicht  so  weit  geht.  Dies  gilt  auch  für  den  Fall,  dass 
das  Kriegsrecht  dem  Könige  zugetheilt  ist;  denn  dies  ist 
nur  von  äusseren  Kriegen  zu  verstehen.  Wer  einen  An- 
theil  an  der  höchsten  Staatsgewalt  hat,  muss  auch  das 
Recht  haben,  sich  darin  zu  schützen,  und  geschieht  dies, 
so  kann  auch  der  König  sein  Recht  nach  dem  Kriegs- 
gebrauch verlieren. 

XIV.  Wenn  siebentens  bei  Uebertragung  der  Herr- 
schaft ausgemacht  ist,  dass  unter  bestimmten  Umständen 
dem  Könige  Widerstand  geleistet  werden  könne,  so  ist 
damit  zwar  nicht  ein  Theil  der  Staatsgewalt  zurück- 
behalten, aber  doch  eine  gewisse  natürliche  Freiheit  und 
eine  Ausnahme  von  der  Königlichen  Herrschaft  eingeführt. 
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Und  es  kann  der,  welcher  sein  Recht  abtritt,  dieses  Recht 
durch  Vertrag  vermindern. 

XV.  1.  So  viel  über  die,  welche  die  Staatsgewalt  besitzen 
oder  besessen  haben.  Es  bleibt  noch  der  Fall  des  Ein- 
bruchs in  die  Herrschaft  zu  behandeln,  und  zwar  nicht  der 
Fall,  wo  durch  längeren  Besitz  oder  Vertrag  das  Recht 
zum  Besitz  hinzugekommen  ist,  sondern  der,  wo  der  Besitz 
noch  als  ein  Unrecht  besteht.  Hier  können  die  von 
solchem  Besitzer  geschehenen  Regierungshandlungen  eine 
rechtsverbindliche  Kraft  haben;  zwar  nicht  aus  seinem 
Recht,  was  nicht  vorhanden  ist,  sondern  aus  dem  Rechte 
dessen,  dem  die  Herrschaft  zusteht,  mag  dies  das  Volk, 
oder  der  König,  oder  der  Senat  sein;  denn  es  ist  anzu- 
nehmen, dass  diese  lieber  wollen,  dass  seine  Befehle 
einstweilen  gelten,  als  dass  alle  Gesetze  und  Gerichte 
aufhören  und  damit  die  grösste  Verwirrung  eintrete. 
Cicero  tadelt  die  Gesetze  des  Sylla  als  grausam,  weil 
sie  die  Kinder  der  Geächteten  von  den  öffentlichen  Aemtern 
ausschlössen;  dennoch,  meinte  er,  müssten  sie  gehalten 
werden,  indem  er  (wie  Quintilian  zeigt)  behauptete,  dass 
auf  diesen  Gesetzen  die  Sicherheit  des  Staates  so  beruhe, 
dass  er  mit  ihrer  Aufhebung  zusammenbrechen  würde. 
Flor  US  sagt  von  diesem  Gesetze:  „Lepidus  versuchte  die 
Akte  des  grossen  Mannes  wieder  aufzuheben,  und  nicht 
mit  Unrecht,  wenn  er  es  ohne  grossen  Schaden  des 
Staates  vermocht  hätte."  Und  weiter:  „Es  war  besser, 
dass  man  dem  Staate  einige  Ruhe  gestattete,  wenn  er 
auch  krank  und  wund  war,  damit  nicht  die  Wunden  durch 
die  Heilung  wieder  aufgerissen  würden." 

2.  Indess,  solche  Nothfälle  ausgenommen,  braucht  in 
Dingen,  die  sich  auf  Befestigung  des  unrechten  Besitzes 
beziehen,  kein  Gehorsam  geleistet  zu  werden,  so  weit 
dies  ohne  Gefahr  geschehen  kann.  Es  bleibt  noch  die 
Frage,  ob  ein  solcher  Räuber  der  Herrschaft  mit  Gewalt 
verjagt  und  selbst  getödtet  werden  darf. 

XVI.  Ist  erstens  die  Herrschaft  durch  einen  unrechten 
Krieg,  dem  die  Erfordernisse  des  Völkerrechts  mangeln, 
erlangt  und  kein  Vertrag  gefolgt  und  keine  Treue  gelobt, 
sondern  wird  der  Besitz  nur  durch  Gewalt  fortgesetzt, 
so  bleibt  das  Recht  des  Krieges  bestehen ,  und  deshalb  ist 
gegen  ihn  erlaubt,  was  gegen  den  Feind  erlaubt  ist,  der 
auch  von  jedem  Privatmann   mit  Recht  getödtet  werden 
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kann.  Tertullian  sagt:  „Gegen  Majestätsverbrecher  und 
gegen  öflFentliche  Feinde  ist  jeder  Einzelne  Soldat."  So 
ist  auch  gegen  die,  welche  dem  Kriegsdienst  entlaufen, 
um  der  allgemeinen  Ruhe  willen  Jedem  das  Recht  der 
öffentlichen  Strafe  eingeräumt. 

XVII.  Dasselbe  gilt,  wie  auch  Plutarch  in  seinem 
an  Piso  gerichteten  Buche  über  das  Schicksal  annimmt, 
wenn  vor  dem  Einbruch  ein  Gesetz  bestanden  hat,  welches 
Jedem  das  Recht  giebt,  den  zu  tödten,  der  dies  oder 
jenes  unter  Aller  Augen  verüben  sollte;  z.  B.  wenn  ein 
Privatmann  sich  eine  Leibwache  liält  oder  eine  Festung 
überfiele;  oder  wenn  er  einen  Bürger,  der  gar  nicht  oder 
nicht  durch  ein  rechtes  Gesetz  verurtheilt  ist,  tödtete, 
oder  Obrigkeiten  ausserhalb  der  gesetzlichen  Ordnung 
einsetzte.  Solcher  Gesetze  bestanden  viele  in  den  Staaten 
von  Griechenland,  und  deshalb  galt  die  Tödtung  solcher 
Tyrannen  für  erlaubt.  Ein  solches  Gesetz  aus  Solon's  Zeit 
wurde  in  Athen  nach  Vertreibung  der  dreissig  Tyrannen 
erneuert,  und  zwar  gegen  die,  welche  die  Volksmacht  abge- 
schafft oder  Aemter  währenddem  verwaltet  hatten.  Aehnlich 
lautete  das  Valerische  Gesetz  in  Rom  gegen  die,  welche 
ohne  Willen  des  Volkes  sich  in  ein  obrigkeitliches  Amt 
gedrängt  hatten.  Nach  der  Herrschaft  der  Zehnmänner 
verordnete  ein  Gesetz  unter  den  Konsuln,  dass  Niemand 
ohne  Ermächtigung  ein  Amt  errichte;  wer  es  thäte,  der 
sollte  vogelfrei  sein. 

Xyill.  Ebenso  werde  ich  den,  welclier  in  mein  Haus 
einbricht,  tödten  können,  wenn  das  ausdrückliche  Gebot 
dessen  hinzukommt,  der  die  wahre  Staatsgewalt  besitzt, 
sei  es  ein  König  oder  ein  Senat  oder  das  Volk.  Diesen 
sind  auch  die  Vormünder  der  unmündigen  Könige  hinzu- 
zurechnen, wie  es  Jojada  für  Joasus  war,  als  er  die  Athalia 
von  der  Herrschaft  vertrieb.««) 


«»)  Dieser  Fall  wird  2.  Buch  der  Chronica  Kap.  22 
und  23  erzählt.  Als  Ahasia  gestorben  war,  so  tödtete 
dessen  Mutter  alle  Nachkommenschaft  der  Könige  von 
Juda,  ausgenommen  den  Joasus,  welchen  seine  Schwester 
der  Wuth  der  Athalia  entzog.  Sechs  Jahre  später  ver- 
trieb Jojada,  ein  Blutsverwandter,  welcher  Hoherpriester 
und  Vormund  des  Joasus  war,   die  Athalia  von  der  Herr- 
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XIX.  1.  Diese  Fälle  abgerechnet,  kann  ich  nicht  anneh- 
men, dass  es  dem  Einzelnen  gestattet  sei,  den  fremden 
Einbrecher  in  das  Reich  mit  Gewalt  zu  stürzen  oder  zu 
tödten.  Denn  es  ist  möglich,  dass  der  wahre  Inhaber 
der  Staatsgewalt  lieber  den  Inhaber  im  Besitze  lassen 
will,  als  gefährliche  und  blutige  Aufstände  veranlassen, 
die  gewöhnlich  eintreten,  wenn  die  beseitigt  oder  getödtet 
werden,  welche  eine  starke  Partei  im  Volke  und  aus- 
wärtige Freunde  für  sich  haben.  Wenigstens  bleibt  es 
ungewiss,  ob  der  König  oder  der  Senat  oder  das  Volk 
es  bis  zu  diesem  Aeussersten  treiben  will,  und  ehe  dies 
nicht  feststeht,  ist  die  Gewalt  nicht  gerecht.  Favonius 
sagt:  „Der  Bürgerkrieg  sei  schlimmer  als  ein  unrechtes 
Regiment,"  und  Cicero  sagt:  „Mir  scheint  jeder  Frieden 
unter  den  Bürgern  nützlicher  als  der  Bürgerkrieg." 
T.  Qu  int  ins  sagt:  „Es  wäre  heilsamer  gewesen,  wenn 
man  in  Lacedämon  den  Tyrannen  Nabis  nur  verlassen 
hätte,  wenn  er  anders  nicht  hätte  beseitigt  werden  können, 
als  dass  man  den  Staat  in  das  grösste  Verderben  gebracht 
habe,  indem  man  die  untergehende  Freiheit  vertheidigte." 
Dasselbe  will  jener  Satz  bei  Aristophanes  sagen:  „Dass 
man  im  Staat  keine  Löwen  gross  ziehen  solle,  sei  es  aber 
geschehen,  so  müsse  man  ihn  ertragen." 

2.  Es  ist  in  Wahrheit  eine  schwere  Frage,  ob  man 
die  Freiheit  oder  den  Frieden  opfern  soll,  wie  Tacitus 
sagt,^  und  Cicero  hielt  diese  „politische  Frage"  für  die 
schwierigste,  „ob  man,  wenn  das  Vaterland  von  einem 
Tyrannen  belierrscht  wird,  auf  alle  Weise  sich  des  Tyrannen 
zu  entledigen  versuchen  solle,  auch  wenn  der  Staat  dadurch 
in  die  grösste  Gefahr  gerathen  sollte."  Deshalb  darf  nicht 
der  Einzelne  das  Urtheil  hierüber  sich  anmassen;  nur  dem 
ganzen  Volke  gebührt  dasselbe.  Falsch  ist  aber  jener 
Satz:  „Wir  wollen  die  Stadt,  die  zur  Knechtschaft  bereit 
ist,  von  dem  Tyrannen  befreien."  Ebenso  sagte  Sylla 
auf  die  Frage,  weshalb  er  in  Waffen  gegen  das  Vater- 
land vorrücke:   „Um   es   von  dem  Tyrannen  zu  befreien." 

3.  Besser  ist  der  Rath  des  Plato  in  dem  Briefe  an 
Perdiccas,  welchen  Cicero  in  seiner  Sprache  so  wieder- 
giebt:   „Du  sollst  nur  so  viel  im  Staate  kämpfen,  als  Du 

Schaft  und  tödtete  sie.     Selbst  Hobbes   billigt   diese  That 
in  seinem  Leviathan,  und  ebenso  Pufendorf. 
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Deinen  Mitbürgern  durch  Griinde  beweisen  kannst.  Denn 
weder  dem  Vater,  noch  dem  Vaterlande  darf  man  Gewalt 
anthun."  Einen  ähnlichen  Ausspruch  hat  Sallust:  ^Denn 
mit  Gewalt  das  Vaterland  oder  die  Eltern  zu  leiten,  ist, 
obgleich  man  es  vermag  und  damit  Unrecht  beseitigt, 
doch  unzweckmässig,  da  vor  Allem  jede  Staatsumwälzung 
Mord,  Flucht  und  andere  Uebel  mit  sich  führt."  Damit 
stimmt  ziemlich,  was  Stallius  bei  Plutarch  im  Leben 
des  Brutus  sagt:  „Es  zieme  sich  nicht,  dass  ein  weiser 
und  vernünftiger  Mann  wegen  schlechter  und  unbesonnener 
Menschen  sich  in  Gefahr  bringe."  Damit  kann  man  auch 
den  Ausspruch  desAmbrosius  verbinden:  „Auch  das  ist 
für  die  Vermehrung  des  guten  Namens  dienlich,  wenn  Du 
den  Schwaclien  aus  den  Händen  des  Mächtigen  befreist, 
wenn  Du  den  Verurthcilten  vom  Tode  erlöst,  so  weit  es 
ohne  Störung  geschehen  kann;  damit  es  nicht  scheine,  die 
Handlung  geschehe  mehr  aus  Prahlerei  als  aus  Mitleid, 
und  damit  man  nicht  schwere  Wunden  schlage,  während 
man  gelindere  heilen  wolle."  Thomas  sagt:  „Es  bleibe 
ein  Aufruhr,  wenn  er  auch  auf  die  Zerstörung  eines  ty- 
rannischen Regimentes  gerichtet  sei." 

-4.  Die  Handlung  des  Kodes  gegen  den  König  der 
Moabiter  Eglones  darf  uns  nicht  zu  der  entgegengesetzten 
Ansicht  bestimmen.  Denn  die  heilige  Schrift  bezeugt  hier 
klar,  dass  dieser  Rächer  von  Gott  selbst  erweckt  worden 
ist;  es  ist  also  auf  einen  besonderen  Befehl  geschehen. 
Denn  das  steht  nicht  fest,  dass  dieser  König  der  Moabiter 
in  Folge  des  Vertrages  die  Staatsgewalt  nicht  gehabt 
habe.  Denn  Gott  hat  auch  gegen  andere  Könige  durch 
beliebige  Diener  sein  Urtheil  vollstreckt,  wie  durch  Jehun 
gegen  Joramus. 

XX.  Vor  Allem  aber  darf  der  Einzelne  in  einem  strei- 
tigen Falle  sich  die  Entscheidung  nicht  anmaassen,  son- 
dern muss  den  Besitzstand  achten.  So  hiess  Christus  dem 
Kaiser  den  Tribut  entrichten,  weil  die  Münze  sein  Bild- 
niss  tri 
war.  ßi) 


trug,    d.  h.    weil    er    in   dem   Besitz  der  Herrschatlt 


öl)  Diese  Untersuchung  des  Gr.  über  das  Recht  des 
Widerstandes  gegen  die  Staatsgewalt  in  Kapitel  IV.  ge- 
hört zu  den  schwächsten  Theilen  seines  Werkes.    Er  ver- 

so    die    der 


mengt 


zunächst    sehr    verschiedene   Fragen; 


Wer  erlaubter  Weise  Krieg  führen  darf. 
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Kapitel  V. 
Wer  erlaubter  Weise  Krieg  führen  darf. 

I.  Wie  in  anderen  Dingen,  so  bestehen  auch  bei  dem 
menschlichen  Handeln  drei  Arten  von  wirkenden  Ursachen; 
die  Hauptursachen,  die  Nebenursachen  und  die  Hülfsmittel. 
Die  Hauptursache  im  Kriege  ist  meistentheils  der,  dessen 
Sache  geführt  wird,  in  Privatkriegen  ein  Privatmann,  in 
öffentlichen  der  Inhaber  der  Staatsgewalt,  insbesondere 
der  höchsten.  Ob  man  auch  für  Andere,  die  selbst  keine 
Anstalt  dazu  machen,  einen  Krieg  beginnen  dürfe,  wird 
sich  später  ergeben.    Vorläufig  ist  festzuhalten,  dass  Jeder 

Revolution    mit    dem    Widerstände   des   Einzelnen;    ferner 
die  Frage   über  die  Bedeutung  einer  de  facto  Regierung 
u.  8.  w.     Gr.   vermeidet    ferner  bei  dieser  Frage,   auf  die 
Zustände    seiner   Zeit    einzugehen;    auch    hier    bewegt   er 
sich  ausschliesslich   in  Vorfällen   aus  alten  Zeiten  und  in 
Prüfling    von  Aussprüchen    alter  Autoren    und    des  Alten 
und  Neuen  Testamentes.     Auf  die  Entwicklung   der  Staa- 
ten, wie  sie  zu  seiner  Zeit  erreicht  war,  nimmt  Gr.  keine 
Rücksicht.    Damit  fallen  schon  die  meisten  seiner  Beweis- 
gründe, denn  es  fehlt  die  thatsächliche  Unterlage  für  seine 
Aussprüche.    Es  bleibt  auffallend,  dass  ein  Mann  wie  Gr. 
diese  Mängel  nicht   selbst  bemerkt  hat.     Gerade  in  seine 
Zeit  fiel  der  Aufstand  der  Niederlande,  seines  Vaterlandes, 
gegen  Philipp  IL,  welcher  ganz  Europa  beschäftigte;  kurz 
vorher  hatten  die  Religionsaufstände   in  Frankreich    statt- 
gefunden.    In   Deutschland   hatte   ein   Jahrhundert   vorher 
der   Widerstand   und   Krieg    der   Territorialfürsten    gegen 
den    Kaiser    Karl   V.    stattgefunden.      Während    Gr.    sein 
Werk  verfasste,    wüthete   in  Deutschland  der  dreissigjäh- 
rige  Krieg  zwischen  den  Fürsten  und  dem  Kaiser;  in  Eng- 
land   bereitete    sich    bereits   deutlich   die   Revolution   vor, 
welche    wenige    Jahre    später    gegen    Karl    II.    ausbrach. 
Alle  diese  wichtigen  Ereignisse  und  ihre  rechtliche  Beur- 
theilung  lässt  Gr.  bei  Seite.    Statt  dessen  verliert  er  sich 
in   einzelne  Vorfälle   aus   der  alten  biblischen  Geschichte 
der  Juden  und  aus  der  Geschichte  der  Römer. 


Grotius,  Recht  d.  Kr.  n.  Fr. 
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Wer  erlaubter  Weise  Krieg  führen  darf. 
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von  Natur    sein    eigener  Bescliützer  ist;    dazu    sind   uns 
die  Hände  gegeben. 

Endlich  bleibt  Gr.  auch  in  den  Resultaten,  welche  er 
ableitet,  schwankend.  Zunächst  verdammt  er  jeden  Wider- 
stand gegen  die  königliche  Herrschaft  und  gestattet  nur 
passiven  Widerstand;  aber  auch  diesen  nur,  wenn  es  sich 
um  Verletzung  göttlicher  Gebote  handelt.  Dann  macht 
Gr.  eine  Ausnahme  und  gestattet  den  Widerstand  des  Vol- 
kes „bei  schwerer  und  offenbarer  Gefahr",  ein  Begriff, 
der  gar  nicht  näher  bestimmt  wird.  Allein  in  den  Bei- 
spielen, mit  denen  dieser  Satz  begründet  wird,  geräth  Gr. 
allmälig  wieder  zu  der  Beschränkung,  dass  es  besser  und 
jedenfalls  Gott  wohlgefälliger  sei,  auch  hier  sich  auf  den 
passiven  Widerstand  zu  beschränken,  wie  Gr.  durch  den 
Fall  mit  der  Thebäischen  Legion  ins  Licht  stellt.  Auch 
dürfe  die  Person  des  Königs  selbst  niemals  geschädigt 
werden.  Dann  gestattet  Gr.  aber  wieder  eine  Reihe  von 
Ausnahmen,  welche  zu  den  bedenklichsten  ihrer  Art  ge- 
hören und  überhaupt  die  frühere  Regel  selbst  zur  Aus- 
nahme machen.  Danach  soll  der  Widerstand  und  die 
Revolution  gestattet  sein:  1)  wenn  die  Könige  als  unter 
dem  Volke  stehend  ihre  Gewalt  ausüben,  wie  z.  B.  die 
Könige  von  Sparta;  2)  wenn  der  König  seine  Herrschaft 
unzulässiger  Weise  veräussert;  3)  wenn  der  König  sein 
Volk  in  feindseliger  Absicht  in  das  Verderben  führe;  4) 
wenn  der  König,  der  die  Herrschaft  zu  Lehn  besitze,  eine 
Felonie  begangen  habe;  5)  wenn  die  Staatsgewalt  zwischen 
König  und  Volk  getheilt  sei,  also  im  heutigen  Sinne  in 
allen  konstitutionellen  Staaten;  6)  wenn  bei  Uebertragung 
der  Herrschaft  das  Recht  zum  Widerstände  vorbehalten 
worden;  7)  wenn  die  Herrschaft  von  einem  Dritten  ohne 
Recht  in  Besitz  genommen  sei. 

Offenbar  hat  also  Rousseau  Unrecht,  wenn  er  Gr.  in 
dieser  Frage  serviler  Gesinnungen  gegen  Ludwig  XHL 
beschuldigt;  denn,  näher  betrachtet,  wird  es  nicht  schwer 
sein,  aus  diesen  Sätzen  des  Gr.  das  Recht  zu  jeder  Revo- 
lution zu  deduciren:  jene  sieben  Ausnahmen  sind  so  um- 
fassend, dass  sie  die  Revolution  so  ziemlich  zur  Regel 
erheben. 

Ebenso  bedenklich  sind  die  von  Gr.  für  seine  Ansichten 
beigebrachten    Beweise.      In    oberflächlicher    Weise    wird 


n.  1.    Aber  auch  einem  Anderen  möglichst  zu  nützen 
ist  nicht  blos  erlaubt,  sondern  geziemt  sich.    Mit  Recht 

zunächst  der  Nutzen   der  von   ihm   gesetzten  Regel  be- 
hauptet; dann  wird  für  den  Widerstand  in  schwerer  Noth 
auf  den   angeblichen  Unterwerfungsvertrag  Bezug  genom- 
men, der  doch  nirgends  thatsächlitii  nachgewiesen  werden 
kann   und  nur  eine  Fiktion  der  Wissenschaft  ist.     Abge- 
sehen von  diesen  mageren  sachlichen  Gründen,  bewegt  sich 
die   ganze  Beweisführung   in   einer  Berufung   auf  die  Aus- 
sprüche alter  Autoren   und   der  Bibel,    die   schon   deshalb 
nichts  beweisen  können,    weil   die  thatsächlichen  Verhält- 
nisse der  neuen  Zeit  ganz  andere  geworden  sind.    Es  giebt 
keine  solche  Könige  mehr,  wie  die  von  Juda  und  Sparta. 
Indess   würde   man  Gr.  Unrecht  thun,    wenn   man  ihn 
allein  für  diese  Mängel  verantwortlich  machen  wollte;  es 
ist    sowohl    seinen   Vorgängern,    wie    seinen    Nachfolgern 
in  dieser  Materie  nicht  besser  gegangen.     Man  wird  ver- 
geblich  in   den  Büchern  des  Naturrechts  und  der  Rechts- 
philosophie   bis    auf   die    neueste   Zeit  einen    genügenden 
Aufschluss  darüber  finden:   ob   die  Revolution  und  ob  der 
Staatsstreich    unter  Umständen   gestattet   sei    oder  nicht- 
welcher  Art  die  Bedingungen  dazu  sein  müssen;  wie  weit 
das  Recht  des  Widerstandes  gehe  und  wie  weit  nicht.    Am 
leichtesten  haben  es  natürlich  hierbei  die  Vertheidiger  der 
Extreme;  die,  w^elche,  wie  Rousseau,  die  Revolution  als 
das    unveräusserliche    Grundrecht    des  Volkes    behaupten, 
und  die,  welche  mit  Hobbes,  Haller  und  Trendelen- 
burg  jeden  Widerstand    ohne  Ausnahme    für    unzulässig 
erklären.     Hier    ist   wenigstens    noch   Bestimmtheit.     Die 
grosse  Menge  der  übrigen  Schriftsteller,  Hegel  und  Stahl 
eingeschlossen,    gestatten    die    Revolution    als  Nothrecht; 
aber  sie  sind  nicht  im  Stande,  die  Grenzen  dieses  Rechts 
so  zu  bestimmen,  dass  davon  zur  Entscheidung  der  Frage 
in   dem    einzelnen  Fall   irgend  ein  sicherer  Gebrauch  ge- 
macht   werden  könnte.     Ohnedem    kann   aber  von   einem 
Rechte  keine  Rede  sein. 

Es  entsteht  daher  die  Frage:  Woher  kommt  dieser 
Mangel?  Weshalb  kann  die  Rechtswissenschaft  ihre  Auf- 
gabe hier  nicht  erfüllen?  Offenbar  deshalb  nicht,  weil 
sie  hier  ein  Unmögliches  unternimmt,  d.  h.  weil  sie  die 
Ausdehnung    des    Rechtsgebiets    auf   Vorgänge    versucht, 
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haben  die,  welche  über  die  Pflichten  geschrieben,  ge- 
sagt:   der    Mensch    sei    dem    Mensclien    das    Nützlichste. 

die  dem  vermöge  ihrer  Natur  widerstehen.  Indem  bei 
dieser  Frage  es  sich  lediglich  um  das  Verhältniss  der 
Autoritäten,  d.  h.  des  Fürsten  und  des  Volkes  handelt,  und 
Dach  der  Ansicht  des  Realismus  diese  Autoritäten  in 
ihrem  Handeln  dem  Recht  überhaupt  nicht  unterworfen 
sind,  ergiebt  sich  nach  diesem  Systeme  ganz  konsequent, 
dass  weder  über  die  Revolution,  noch  über  den  Staats- 
streich, noch  über  eine  de  facto  Regierung  eine  Rechts- 
regel aufgestellt  werden  kann.  Man  kann  liier  weder  ein 
beschränktes,  noch  ein  unbeschränktes  Recht  oder  Unrecht 
behaupten;  denn  das  Recht  erstreckt  sich  überhaupt  nicht 
so  weit;  vielmehr  sind  die.>  reine  Naturvorgänge,  wie 
Vulk.inausbrüche  und  Ueberschwemmungen,  welche  sich 
lediglich  nach  den  natürlichen  Gesetzen  (der  Lust,  des 
Nutzens)  entwickeln  und  wie  diese  zwar  viel  zerstören, 
aber  auch  den  Boden  neu  befruchten  und  trotz  ihrer  rohen 
Gewalt  zugleich  die  Quelle  eines  neuen  Rechtes  für  die 
Einzelnen  bilden.  Die  Vergleichung  der  Revolutionen  mit 
solchen  Naturereignissen  ist  allgemein  üblich;  man  fühlt, 
dass  es  sich  bei  denselben  auch  nicht  um  ein  planvolles 
oder  absichtliches  Thun  im  gewöhnlichen  Sinne  handelt; 
man  erkennt  an,  dass  die  Revolutionen  nicht  gemacht 
werden  können;  dessenungeachtet  beharrt  man  dabei,  die 
Frage  über  das  Recht  oder  Unrecht  bei  denselben  zu 
stellen.  Allein  jene  Vordersätze  zeigen  zur  Genüge,  dass 
das  Recht  hier  so  wenig  eine  Stelle  hat  als  bei  dem  Aus- 
bruch eines  Vulkans.  Nur  der  Irrthum,  dass  das  Recht 
sich  über  alle  menschliche  Vorgänge  ausdehnen  müsse, 
hat  dazu  verleitet,  nach  demselben  auch  bei  den  Revo- 
lutionen zu  fragen. 

Eine  zweite,  eben  dahin  führende  Erwägung  betrifft 
den  Umstand,  dass  eine  Rechtsregel  sich  nicht  entwickeln 
kann,  wo  nicht  eine  vielfache  Wiederholung  gleicher  that- 
sächlicher  Verhältnisse  stattfindet  (S.  183  Anmerk.  74). 
Auch  diese  Bedingung  fehlt  hier.  So  wie  deshalb  schon 
kein  Recht  über  die  Bundesverhältnisse  selbstständiger 
Staaten  sich  hat  bilden  können,  so  gilt  dies  noch  viel 
mehr  für  die  Frage  der  Revolutionen  und  Staatsstreiche. 
Diese  Fälle  bleiben  vereinzelt,  kehren  im  Lauf  der  Jahr- 
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Indess  giebt  es  verschiedene  Bande  unter  den  Menschen, 
die  zur  gegenseitigen  Hülfe  veranlassen.  Denn  auch  die 
Verwandten  kommen  zur  Hülfe  zusammen,  und  die  Nach- 
baren werden   angerufen,    ebenso   die  Landsleute.     Daher 

hunderte  nur  höchtens  einige  Male  bei  einem  Volke  wieder, 
und  jedesmal  unter  so  gänzlich  veränderten  Verhältnissen 
und  Bedingungen,  dass  von  Präzedenzfällen  hier  gar  nicht 
die  Rede  sein  kann.  Jede  Revolution,  jeder  Staatsstreich 
ist  ein  Unicum,  was  nicht  wiederkehrt,  was  nicht  Seines- 
gleichen hat,  was  deshalb  auch  nicht  nach  Regeln  beur- 
theilt  werden  kann,  die  von  anderen  Fällen  abgezogen 
sind.  Daraus  erklärt  sich,  dass  kein  grosser  Gesc  *^.ht- 
schreiber  ein  Urtheil  über  die  Rechtlichkeit  oder  Unrecbt- 
lichkeit  solcher  Vorgänge  sich  gestattet,  sondern  sich  be- 
gnügt, ihren  Kausalnexus  darzulegen;  auch  erklärt  es  sich 
daraus,  dass  es  der  Rechtswissenschaft  unmöglich  ist, 
irgend  brauchbare  und  bestimmte  Rechtsregeln  über  diese 
Vorgänge  aufzustellen.  Es  ist  ebenso  unmöglich,  als  wenn 
man  Ueberschwemmungen  und  Feuersbrünste  unter  Rechts- 
regeln bringen  wollte.  Es  handelt  sich  hier  wie  dort  um 
blosse  Naturgewalten.  Deshalb  wird  auch  anerkannter- 
maassen  die  Frage,  ob  eine  Regierung  de  facto  be- 
stehe, der  man  Gehorsam  zu  leisten  schuldig,  nur  nach 
der  Thatsache  und  nicht  nach  dem  Rechte  entschieden. 
Es  wäre  unmöglich,  dass  eine  solche  reine  Thatsache, 
welche  mei^^t  mit  roher  Gewalt  und  Verletzung  des  be- 
stehenden Rechtes  verbunden  ist,  dennoch  sofort  neue 
Rechte  und  Pflichten  für  die  Bürger  begründen  könnte, 
wenn  es  sich  hier  nicht  um  Autoritäten  handelte,  welche 
eben  nur  thatsäch liehe  Mächte  sind,  an  welche  die  Frage 
nach  dem  Rechte  nicht  hinanreicht. 

Die  weitere  Ausführung  dieser  Ansicht  ist  B.  XL  63 
gegeben;  man  hat  bisher  wohl  im  Einzelnen  sich  dem 
angeschlossen,  allein  die  volle  Konsequenz  und  die  Aner- 
kennung des  Prinzips  abgelehnt.  Eine  falsche  Scheu,  dem 
Rechtszustand  zu  schaden,  hat  davon  zurückgehalten; 
allein  in  Wahrheit  ist  diese  Gefahr  nicht  vorhanden,  und 
kein  Prinzip  ist  mehr  wie  dieses  geeignet,  die  Heiligkeit 
des  Rechts  zu  stärken,  indem  seine  Ausdehnung  von  einem 
Gebiete  abgehalten  wird,  wo  seine  Heiligkeit  nur  zu 
Grunde  gehen  muss. 
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das  Sprichwort:  „Helft,  Ihr  Römer,  eilt  herbei."  «2)  Aris- 
toteles sagt:  Man  müsse  die  Waffen,  wenn  Unrecht  zu- 
gefügt werde,  für  sich  ergreifen,  oder  für  die  Verwandten 
oder  liir  die  Wohlthäter  oder  für  die  bedrängten  Genossen. 
Auch  Solon  hatte  gesagt:  jener  Staat  werde  glücklich  sein, 
m  dem  Jeder  den  fremden  Schaden  wie  den  eigenen  fühle. 
2.  Wenn  andere  Bande  fehlen,  so  genügt  die  gemein- 
same Menschennatur.  „Denn  dem  Menschen  ist  nichts 
Menschliches  fremd."  Ein  Spruch  des  Menander  lautet 
(bei  Stob.  Tit.  43): 

„Wenn  ein  Jeder  den  gottlosen  Verübern  Unrechts 
mit  Strafe  wiedervergölte,  indem  er  sich  selbst  für 
verletzt  hielte,  wenn  Andere  verletzt  werden,  und 
wenn  wir  mit  gemeinsamen  Kräften  zusammenhiel- 
ten, so  würden  die  kühnen  Angriffe  der  Schlechten 
über  die  Unschuldigen  nicht  obsiegen.  Würden  Jene 
allseitig  bewacht  und  zu  den  verdienten  Strafen  ge- 
bracht, so  gäbe  es  deren  keine  mehr,  oder  nur 
wenige." 

Demokrit  sagt:  „Die  Beschädigten  nach  Kräften  zu  ver- 
theidigen,  ist  Pflicht;  sie  darf  nicht  verabsäumt  werden; 
denn  das  ist  recht  und  gut."  Lactantius  erläutert  dies 
so:  „Gott  hat  zwar  den  Thieren  keine  Weisheit  gegeben, 
aber  er  hat  sie  durch  natürliche  Schutzmittel  vor  Anfällen 
und  Gefahren  bewahrt.  Den  Menschen  aber,  den  er  nackt 
und  gebrechlich  geschaffen,  hat  er  mit  Weisheit  ausge- 
gestattet  und  ihm  neben  Anderem  den  Trieb  der  Liebe 
gegeben,  wodurch  der  Mensch  den  Menschen  schützt,  liebt, 
begünstigt  und  ihn  gegen  alle  Gefahren  vertheidigt  und 
Hülfe  gewährt." 

HI.  Unter  den  Hülfsmitteln  verstehe  ich  keine  Waffen 
oder  Aehnliches,  sondern  Personen,  die  ihr  Handeln  von 
dem  Willen  des  Anderen  abhängig  machen.  Ein  solches 
Hülfsmittel  ist  der  Sohn  dem  Vater,  denn  er  ist  von  Natur 
sein  Theil;  ein  solches  ist  der  Knecht;  gleichsam  ein 
Theil  nach  dem  Gesetze,  denn  so  wie  ein  Theil  nicht 
blos  Theil  ist  in  der  Beziehung,  wodurch  das  Ganze  das 
Ganze  des  Theiles  ist,  sondern  in  seinem  Dasein  selbst 
zum  Ganzen  gehört,  so  ist  auch  der  Besitz  ein  Stück  des 

82)  Der  lateinische  Ausdruck  ^^Porvo  Quivites^  und 
r^Quiritari''  ist  in  seiner  Eigenthümlichkeit  unübersetzbar. 
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Besitzenden  selbst.     Demokrit  sagt:    „Der  Diener    soll 
man  sich  bedienen    wie  der  Glieder  des  Körpers;    Jedes 

in  seiner  Weise."  _  ^        ., 

IV  Es  ist  nicht  zweifelhaft,  dass  von  Natur  alle 
Unterthanen  zum  Kriege  verwendet  werden  dürfen;  doch 
Bchliessen  besondere  Gesetze  einzelne  aus,  wie  sonst  in 
Rom  die  Sklaven,  jetzt  häufig  die  Geistlichen.  Em  sol- 
ches Gesetz  ist,  wie  alle  dieser  Art,  mit  Ausnahme  der 
liöchsten  Nothfälle  zu  verstehen.  Dies  wäre  das  Allge- 
meine über  die  Gehülfen  und  die  Unterthanen;  das  Beson- 
dere wird  später  an  seinem  Orte  erörtert  werden. »») 


83)  Dieses  Schlusskapitel  des   ersten  Buches   ist  ohne 
Werth  und  noch  eine  Ausgeburt  jener  scholastischen  Spitz- 
findigkeiten, welche  das  Verschiedenste  nach  erkünstelten 
Beziehungen  zusammenbrachten.    Nur  in  Abschnitt  IV-  wird 
die  wichtige  Frage   der   allgemeineren   Kriegsdienstpflicht 
berührt,    welche  in  der  Gegenwart  eine  so  grosse  Bedeu- 
tung gewonnen  hat.     Gr.  behandelt  sie  oberflächlich,    da 
sie  für  seine  Zeit  nicht  diese  Bedeutung  hatte.    Die  Kriege 
wurden  damals  durch  geworbene  Heere  geführt    und  nur 
in  dem  Landsturm  hatten  sich  Ueberreste  des  alten  Heer- 
bannes aller  Freien  erhalten,  so  wie  in  dem  Offizierstande 
Ueberreste    des  Feudalwesens   und   der  Ritterzeit.     Auch 
dies   mag   als   ein  Beispiel   gelten,    wie   viel  wände  barer 
und  von  dem  Recht  schwerer  zu  erfassen  die  öffentlichen 
Verhältnisse   sind   gegenüber   den  Privatverhältnissen   der 
Familie,  des  Eigenthums  und  der  Obligationen. 
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Kapitel  I. 

Ueber  die  Ursachen  des  Krieges,  und  zuerst  über 
die  Vertheidigung  der  eigenen  Person  und 

des  Vermögens. 

I.   1.     Wir    kommen   zu    den   Ursachen  der  Kriege 
d.h.  zu  den  rechtmässigen  Ursaclien  derselben.     Denn  es 
giebt  auch  andere,  welche  von  dem  Nutzen  hergenommen 
sind    und   mitunter   von   den   aus   dem  Recht  abgeleiteten 
Ursachen  unterschieden  werden.    Polybius  unterscheidet 
beide  unter  sich  und  von  den  Anlässen  zu  dem  Kriege- 
ein  solcher  Anlass  war  der  Hirsch  in  dem  Kriege  zwischen 
lurnus  und  Aeneas.    Obgleich  diese  Dinge  sehr  verschie- 
den    sind,    so    werden    die   Worte    doch    oft   verwechselt 
Denn  die  rechtmässigen  Ursachen  nennt  Li v ins  den  An- 
lass zum  Kriege,  indem  er  in  der  Rede  der  Rhodier  diese 
sagen  lässt:    „Ihr  seid  Römer,   die  Ihr  Euch  rühmt,  dass 
Eure  Kriege  glücklich  seien,   weil  sie  gerecht  seien,  und 
die  Ihr  Euch  nicht  sowohl  des  Unterganges  der  Besiegten 
rühmt,   als  des  Grundsatzes,   dass  Ihr  keinen  Krieg  ohne 
Grund   beginnet.«      In   demselben   Sinne    spricht  Aelian, 
mch  XII.  Kap.  53,  von  den  „Anfängen  des  Krieges",  und 
Diodor  vonSicilien  nennt  sie  im  U.Buche  bei  Gelegen- 
neit  des  Krieges  der  Lacedämonier  gegen  die  Eleer     Vor- 
wände und  Anfänge."  " 

2.  Diese  rechtmässigen  Ursachen  sind  unser  eigent- 
licher Gegenstand.  Hierher  gehört  der  Ausspruch  des 
Coriolan  bei  Dio:  „Zunächst  ermahne  ich  Euch,  einen 
Irommen  und  gerechten  Grund  zum  Kriege  Euch  zu  ver- 
schaffen."    So   sagt   auch   Demosthenes:    „So   wie    bei 
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den  Häusern  und  Schiffen  und  ähnlichen  Gegenständen  die 
Grundlage  am  stärk^;ten  sein  muss,  so  muss  bei  den  Hand- 
lungen das  Fundament  und  der  Grund  wahrhaft  und  ge- 
recht sein."  Auch  der  Ausspruch  des  Dio  Cassius  ge- 
hört hierher:  „Ihr  müsst  vor  Allem  für  die  Gerechtigkeit 
sorgen;  denn  ist  diese  vorhanden,  so  ist  auch  das  Ver- 
trauen auf  die  Waffen  stark;  ohne  jene  ist  aber  dieses 
nicht  fest,  wenn  es  auch  im  Anfange  glücklich  geht."  Und 
Cicero  sagt:  „Jene  Kriege  sind  ungerecht,  welche  ohne 
Ursache  begonnen  sind."  Auch  tadelt  er  anderwärts  den 
Cassius,  dass  er  den  Euphrat  ohne  Kriegsursache  über- 
schreiten wolle. 

3.  Dies  gilt  sowohl  für  die  öffentlichen  wie  für  die 
Privatkriege.  Daher  kommt  jene  Klage  des  Seneca: 
„Den  Mord  und  die  Tödtung  des  Einzelnen  halten  wir  in 
Schranken;  ist  denn  aber  der  Krieg  und  der  Mord  der 
Völker  ein  ruhmwürdiges  Verbrechen?  Der  Geiz  und  die 
Grausamkeit  kennt  keine  Grenzen.  Ihr  wisst,  wie  auf 
Grund  von  Senats-  und  Volksbeschlüssen  Grausamkeit  ge- 
übt wird,  und  vom  Staate  das  befohlen  wird,  was  dem 
Privatmanne  verboten  ist."  Die  von  der  Staatsgewalt 
unternommenen  Kriege  sind  zwar  nicht  ohne  Wirkung, 
ebenso  wie  die  Urtheilssprüche,  worüber  später;  aber  sie 
sind  deshalb  nicht  weniger  sündlich,  wenn  sie  keinen 
Grund  haben.  Deshalb  ist  auch  Alexander,  weil  er  ohne 
Grund  den  Krieg  gegen  die  Perser  und  andere  Völker 
begann,  nach  Curtius  und  Seneca  von  den  Scythen  mit 
Recht  ein  Strassenräuber,  und  von  Lucan  ein  Räuber 
genannt  worden.  Die  Indischen  Weisen  nannten  ihn  einen 
Ungerechten,  und  ein  Seeräuber  hat  ihn  sogar  zu  seinem 
Genossen  gemacht.  Ebenso  sagt  Justin  von  seinem  Vater 
Philipp,  der  zwei  thracische  Könige  ihrer  Herrschaft  beraubt 
hatte,  er  habe  verbrecherisch  und  nach  Art  eines  Strassen- 
räubers  gehandelt.  Auch  der  Ausspruch  Augustin 's  ge- 
hört hierher:  „Wenn  die  Gereclitigkeit  beseitigt  ist,  was 
sind  da  die  Königreiche  anders  als  die  Höhlen  der 
Strassenräuber."  Damit  stimmt,  wenn  Lactantius  sagt: 
„Geblendet  von  dem  Glänze  eitlen  Ruhmes,  geben  sie  ihren 
Verbrechen  den  Namen  der  Tugend." 

4.  Eine  gerechte  Ursache  zum  Kriege  kann  nur  eine 
Rechtsverletzung  abgeben.  „Die  Ungerechtigkeit  des  Geg- 
ners macht  den  Krieg  gerecht,"  sagt  derselbe  Au  gu  st  in. 
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Er  sagt  hier  „Ungerechtigkeit"  statt  „Rechtsverletzung", 
gleichsam  als  wenn  er  udcxiay  (Ungerechtigkeit)  für  adixr^^cc 
(Unrecht)  hätte  setzen  wollen.  So  heisst  es  in  einem  Ge- 
sang der  Römischen  Fecialen:  „Ich  bezeuge  Euch,  dass 
jenes  Volk  ungerecht  ist  und  das  Recht  nicht  beobachtet." 

II.  1.  So  viel  es  nun  Ursachen  für  die  gerichtlichen 
Klagen  giebt,  ebenso  viel  giebt  es  Ursachen  zum  Kriege; 
denn  wo  die  Gerichte  aufhören,  da  beginnt  der  Krieg. 
Die  Klagen  sind  aber  zulässig  sowohl  wegen  eines  Scha- 
dens, der  noch  nicht  geschehen,  als  wegen  eines,  der  be- 
reits geschehen  ist.  Das  Erste  findet  z.  ß.  statt,  wenn 
eine  Bürgschaft  gegen  Beleidigung  verlangt  wird,  oder 
wegen  Gefahr  einer  Beschädigung;  auch  bei  dem  Interdikt, 
dass  keine  Gewalt  geschehe.  Ist  der  Schaden  geschehen, 
so  geht  die  Klage  auf  Schadenersatz  oder  auf  Strafe. 
Diese  beiden  Quellen  der  Verbindlichkeit  werden  von 
Plato  im  9.  Buche  über  die  Gesetze  richtig  unterschieden. 
Auf  den  Schadenersatz  gehen  die  Eigenthumsklagen  und 
die  persönlichen  Klagen  aus  Verträgen,  oder  Vergehen, 
oder  aus  dem  Gesetz,  wohin  auch  die  aus  Verhältnissen 
gehören,  die  den  Verträgen  und  Vergehen  ähnlich  sind. 
Auf  die  Strafen  gehen  die  Anklagen  und  die  öffentlichen 
Gerichte. 

2.  Meistentheils  werden  drei  gerechte  Ursachen  zum 
Kriege  angenommen:  die  Vertheidigung,  die  Widererlan- 
gung  des  Genommenen  und  die  Bestrafung.  Alle  drei 
werden  in  der  Anklage  des  Camillus  gegen  die  Gallier 
genannt:  „Alles,  was  zu  vertheidigcn,  wiederzuholen  und 
zu  rächen  erlaubt  ist."  Bei  dieser  Aufzählung  ist  die 
Verfolgung  einer  Schuld  übersehen,  wenn  nicht  die  Wieder- 
erlangung in  einem  weiteren  Sinne  mit  darauf  bezogen 
wird.  Plato  hat  dies  nicht  übersehen,  wenn  er  sagt: 
„Die  Kriege  werden  geführt,  nicht  blos,  wenn  Jemand  mit 
Gewalt  unterdrückt  oder  beraubt  worden ,  sondern  auch, 
wenn  Jemand  betrogen  worden  sei."  Damit  stimmt  es, 
wenn  Seneca  sagt:  „Der  billigste  Spruch,  der  das  Recht 
der  Völker  für  sich  hat,  ist:  „Gieb,  was  Du  schuldig  bist." 
Auch  in  den  Formeln  der  Fecialen  hiess  es:  „Sie  haben 
nicht  gegeben,  nicht  gezahlt,  nicht  geleistet,  was  sie  schul- 
dig waren  zu  geben,  zu  zahlen,  zu  leisten."  Bei  Salin  st 
heisst  es  in  seiner  Geschichte:  „Ich  fordere  nach  dem 
Völkerrecht  das  Meinige  zurück."     Wenn  August  in  sagt: 
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„Unter  gerechten  Kriegen  versteht  man  die,  welche  wegen 
Bestrafung  der  Rechtsverletzung  geführt  werden,"  so  hat 
er  dies  in  einem  weiteren  Sinne  gemeint,  wo  unter  Strafe 
auch  das  Wegnehmen  verstanden  wird;  dies  ergiebt  sein 
Folgesatz,  der  keine  Eintheilung  sondern  Beispiele  ent- 
hält: „So  kann  ein  Volk  oder  Staat  bekriegt  werden,  wenn 
er  es  unterlässt,  das  von  den  Seinigen  begangene  Unrecht 
zu  strafen,  oder  das  zurückzugeben,  was  mit  Unrecht  ge- 
nommen worden  ist." 

3.  Dieser  natürlichen  Auffassung  folgte  der  Indische 
König,  welcher  nach  der  Erzählung  des  Diodor  die  Se- 
miramis  beschuldigte,  „dass  sie  den  Krieg  anfange,  ob- 
gleich ihr  doch  kein  Unrecht  geschehen  sei."  So  hielten 
auch  die  Römer  den  Senonen  vor,  dass  sie  sie  ange- 
griffen, obgleich  Niemand  sie  verletzt  habe.  Aristo- 
teles sagt  in  den  Analyticis  2.  Buch  Kap.  11:  „Man 
führt  Krieg  gegen  die,  von  denen  man  zuerst  beleidigt 
worden  ist."  Von  den  Scythischen  Abiern  sagt  Curtius: 
„Es  waren  die  rechtlichsten  unter  den  Barbaren;  denn 
sie  bekriegten  Niemand,  wenn  sie  nicht  gereizt  worden 
waren."  Die  erste  Ursache  eines  gerechten  Krieges  ist 
also  ein  Schaden,  der  dem  Körper  oder  dem  Vermögen 
angedroht  wird.  ^ 

III.  Wenn  der  Körper  mit  Gefahr  für  das  Leben  so 
angegriffen  wird,  dass  man  dem  Angriff  nicht  ausweichen 
kann,  so  ist  der  Krieg,  wie  gesagt,  und  selbst  die  Tödtung 
des  Drohenden  erlaubt,  da  wir  an  diesem  allgemein  ge- 
billigten Beispiele  gezeigt  haben,  dass  auch  ein  Privat- 
krieg erlaubt  sein  könne.  Es  ist  festzuhalten,  dass  dieses 
Recht  der  Vertheidigung  von  selbst  und  zuerst  aus  dem 
hervorgeht,    was   die   Natur  Jedem   empfiehlt,    und   nicht 

1)  Nachdem  Gr.  im  ersten  Buche  den  Begriff,  die  Ar- 
ten und  die  Zulässigkeit  des  Krieges  dargelegt  hat,  geht 
er  im  zweiten  Buche  auf  die  Ursachen  des  Krieges  über, 
worunter  er  in  einem  Rechte  des  Krieges  nur  die  recht- 
lich zureichenden  Ursachen  verstehen  kann.  Indem 
nun  Gr.  erlittenes  Unrecht  für  eine  solche  Ursache  erklärt, 
fuhrt  ihn  die  nähere  Erörterung  dieser  Ursache  auf  den 
Begriff  des  Unrechtes  und  somit  des  Naturrechtes  über- 
haupt; d.  h.  er  zieht  nunmehr  das  ganze  Privatrecht  nach 
seiner    naturrechtlichen  Seite    in    die  Untersuchung,    und 
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aus  dem  Unrecht  und  der  Sünde  dessen,  von  dem  die  Ge- 
fahr kommt.  Wenn  daher  Letzterer  auch  nicht  im  Un- 
rechte ist,  wenn  er  z.  B.  in  gutem  Glauben  als  Soldat 
handelt,  oder  mich  für  Jemand  Anderen  hält,  oder  weil 
er  im  Wahnsinn  oder  als  Nachtwandler  handelt,  wie  vor- 
gekommen sein  soll,  so  wird  doch  das  Selbstvertheidigungs- 
recht  dadurch  nicht  aufgehoben;  da  es  genügt,  dass  ich 
das  nicht  zu  leiden  brauche,  was  Jener  beabsichtigt,  gleich 
als  wenn  ein  wildes  Thier  mir  die  Gefahr  brächte. 

IV.  1.  Es  ist  bestritten,  ob  auch  Unschuldige,  welclie 
dazwischen  treten  und  die  Flucht  oder  Vertlieidigung  hin- 
dern, die  nöthig  ist,  um  dem  Tode  zu  entgehen,  getödtet 
oder  beseitigt  werden  können?  Manche,  selbst  Theologen, 
nehmen  dies  an.  Nimmt  man  auf  die  Natur  allein  Rück- 
sicht, so  überwiegt  die  Sorge  im-  das  eigene  Wohl  die 
Rücksicht  auf  die  Gesellschaft.  Aber  das  Gesetz  der 
Liebe,  vorzüglich  das  des  Evangeliums,  welches  den  Neben- 
menschen uns  gleich  stellt,  gestattet  dies  nicht. 

2.  Aber  Thoraas  bemerkt  richtig,  dass  bei  einer 
wahren  Vertheidigung,  recht  verstanden,  eine  absichtliche 
Tödtung  nicht  stattfinde;  nicht  weil,  wenn  kein  anderer 
Ausweg  bleibt,  es  in  einzelnen  Fällen  erlaubt  ist,  das  mit 
Vorsatz  zu  thun,  was  den  Tod  des  Angreifers  zur  Folge 
hat,  sondern  weil  dieser  Tod  nicht  als  der  eigentliche 
Zweck  beabsichtigt  sei,  wie  bei  einer  gerichtlichen  Exe- 
kution, sondern  nur,  weil  es  das  Einzige  sei,  was  dann 
die  Zeit  noch  gestattet.  Denn  im  Uebrigen  soll  der  An- 
gegriffene auch  zu  dieser  Zeit  lieber  etwas  thun,  was  den 
Andern  abschreckt  oder  schwächt,  als  wodurch  er  ihn 
tödtet. 

V.  1.  Es  ist  dazu  eine  gegenwärtige  Gefahr  erforder- 
lich,   die  sich  gleichsam  in  einem  Punkt  oder  Augenblick 


dieses  füllt  das  ganze  zweite  Buch  des  Werkes  aus,  wel- 
ches über  die  Hälfte  des  Ganzen  einnimmt.  Deshalb  gilt 
mit  Recht  das  Werk  des  Gr.  nicht  blos  als  eine  Abhand- 
lung über  das  Völkerrecht,  sondern  über  das  Naturrecht 
überhaupt.  Gr.  wurde  um  so  leichter  zu  dieser  Verbin- 
dung geführt,  als  sein  Begriff  des  Krieges  auch  privat- 
rechtliche  Verhältnisse  umfasst,  insbesondere  die  Selbst- 
liülfe  und  die  Nothwehr.  Diese  letztere  ist  es,  welche  in 
diesem  Kapitel  nunmehr  ausführlich  erörtert  wird. 
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zusammendrängt.  Ich  gebe  zwar  zu,  dass,  wenn  der  An- 
greifende zu  den  Waffen  greift,  und  zwar  in  der  offenbaren 
Absicht  zu  tödten,  dass  man  dann  der  That  zuvor- 
kommen darf;  denn  im  Moralischen  wie  im  Natürlichen 
hat  jeder  Punkt  eine  gewisse  Ausdehnung.  Allein  man 
irrt  sehr,  wenn  man  bei  jeder  Gefahr  es  gestattet,  ihr 
durch  Tödtung  zuvorzukommen.  Denn  Cicero  sagt  im 
ersten  Buche  über  die  Pflichten  richtig:  „Das  meiste  Un- 
recht kommt  von  der  Furcht,  indem  der,  welcher  den 
Anderen  schaden  will,  fürchtet,  dass,  wenn  er  es  nicht 
thäte,  er  selbst  einen  Nachtheil  erleiden  würde."  Clearchus 
sagt  bei  Xenophon:  „Denn  ich  weiss,  dass  die  Men- 
schen aus  Verleumdung  oder  Argwohn  einander  fürchten 
und  dann  lieber,  um  zuvorzukommen  und  nicht  selbst  zu 
leiden,  die  schwersten  Uebel  Anderen  zugefügt  haben,  ob- 
gleich sie  es  nicht  beabsichtigten  und  nicht  thun  wollten." 
Cato  sagt  in  seiner  Rede  für  die  Rhodier:  „Wir  sagen. 
Jene  hätten  es  thun  wollen,  und  so  thun  wir  es  wirk-^ 
lieh,  um  ihnen  zuvorzukommen."  Ausgezeichnet  ist  bei 
Gellius  der  Ausspruch:  „Dem  Fechter  im  Amphitheater 
steht  der  Ausgang  des  Kampfes  so  bevor,  dass  er  seinen 
Gegner  tödtet,  wenn  er  ihm  zuvorkommt,  und  dass  er 
unterliegt,  wenn  er  es  verabr^äumt.  Aber  Du  wirst  des- 
halb nicht  behaupten,  dass  das  menschliche  Leben  mit 
so  unbilligen  und  gewaltigen  Gefahren  umgeben  sei,  dass 
Du  mit  der  Beschädigung  beginnen  müsste^t,  weil  ohne- 
dem Du  selbst  sie  erleiden  würdest."  Und  Cicero  sagt 
an  einer  anderen  Stelle  nicht  weniger  richtig:  „Wer  be- 
liauptet  wohl,  oder  wem  könnte  man  es  ohne  die  höchste 
Gefahr  für  Alle  gestatten,  dass  man  den  mit  Recht  tödten 
dürfe,  von  dem  man  fürchtet,  dass  man  selbst  von  ihm 
später  getödtet  werden  würde?"  Hierher  passt  der  Vers 
des  Euripides:  „Wenn  er,  wie  Du  sagst,  Dich  tödten 
wollte,  so  musstest  auch  Du  nur  wollen,  bis  die  Zeit  ge- 
kommen war."  Ebenso  sagt  Thucydides:  „Die  Zukunft 
liegt  noch  im  Dunkeln,  und  es  ist  nicht  recht,  deshalb 
schon  in  der  Gegenwart  die  Feindschaft  zu  beginnen." 
Derselbe  Thucydides  erklärt  da,  .wo  er  die  Uebel  in 
Folge  der  in  Griechenland  ausgebrochenen  Unruhen  schil- 
dert, es  für  ein  Unrecht,  dass  nur  gelobt  werde,  wenn  man 
dem  zuvorkomme,  der  uns  ein  Uebel  zufügen  wolle;  Livius 
sagt:  „Die  Menschen  müssen  sich  vorsehen,  dass  sie  nicht 
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durch  ihre  Furcht  auch  dem  Gegner  Furcht  einflössen, 
and  dass  sie  nicht,  um  ein  Unreclit  abzuwehren,  den  An- 
dern beschädigen,  weil  angeblich  keine  Wahl  sei,  als 
Unrecht  zu  thun  oder  zu  leiden."  Auf  solche  passt  der 
Ausspruch  des  Vibius  Crispus  bei  Quintilian:  „Wer  hat 
Dir  erlaubt.  Dich  so  zu  fürchten?"  Auch  Livia  sagt  bei 
Dio:  „Dass  Jene  diM- Schande  nicht  entgehen,  welche  das, 
was  sie  fürchten,  zuvorkommend  selbst  thun." 

2.  Wenn  Jemnnd  nicht  mit  gegenwärtiger  Gewalt 
vorgeht,  sondern  wenn  man  nur  erfahren  hat,  dass  er  sich 
verschworen  habe  oder  Nachstellungen  betreibe,  z.  B.  Gift 
bereite,  oder  eine  falsche  Anklage,  ein  falsches  Zeugniss, 
ein  ungerechtes  ürtheil  vorbereite,  so  darf  ein  Solcher 
nicht  getödtet  werden,  sobald  die  Gefahr  auf  andere  Weise 
vermieden  werden  kann,  oder  noch  nicht  feststeht,  dass 
dies  unmöglich  sei.  Denn  in  der  Regel  gestattet  die 
Zwischenzeit  den  llülfsmitteln  und  dem  Zufall  Raum,  wie 
das  Spruch  wort:  „Zwischen  Mund  und  Bissen"  andeutet. 
Indess  gestatten  sowohl  Theologen  wie  Kechtsgelehrte 
auch  eine  grössere  Freiheit,  jedoch  hat  die  obige  Ansicht, 
welche  die  bessere  und  sichere  ist,  auch  ihre  Verthei- 
djger.  2) 

VI.  Was  gilt  nun  bei  einer  Gefahr  der  blossen  Ver- 
stümmelung der  Gliedmaassen?  Allerdings  kann,  wenn 
der  Verlust  des  Gliedes,  insbesondere  eines  wichtigen, 
schwer  ist  und  dem  Verlust  des  Lebens  gewissermaassen 
gleichsteht,    der  Drohende   gehindert  werden,    wenn   man 

2)  Hier  wie  später  verliert  sich  Gr.  gern  in  eine  Ka- 
suistik, die  zwar  den  Scharfsinn  angenehm  beschäftigt, 
aber  deren  wissenschaftlicher  Werth  doch  sehr  gering  ist. 
Zunächst  hat  Gr.  für  die  Begründung  der  Nothwehr  eine 
nahe  und  dringende  Gefahr  gefordert.  Dies  stimmt  mit 
dem  Privatrecht  der  gesitteten  Völker  überein,  wo  in  der 
bestehenden  Gerichtspflege  der  regelmässige  Schutz  ge- 
boten ist.  Danach  lässt  sich  der  Begrifl*  der  „dringenden 
Gefahr"  ziemlich  sicher  abnehmen.  Aber  ganz  anders 
stellt  sich  die  Frage  bei  dem  öfl'entlichen  Kriege.  Wie 
ist  es  da  möglich,  durch  Definitionen  oder  Regeln  hier  eine 
Grenze  zu  ziehen,  nach  der  die  einzelnen  Fälle  sich  sicher 
beurtheilen  Hessen.  Man  denke  nur  an  die  Kriege  von 
1866    in    Deutschland.     Jeder   Versuch,    eine    solche   Be- 
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die  Gefahr  sonst  nicht  abwenden  kann,  zumal  der  Verlust 
des  Gliedes  den  eigenen  Tod  herbeiführen  kann. 

VII.  Dasselbe   gilt   für  die   Vertheidigung   der  Jung- p 
frauschaft.     Dies  ist  kaum   bestritten,    da  nicht   blos   die; 
allgemeine  Stimme,    sondern   auch   das  Gesetz  Gottes  die, 
Jungfrauschaft  dem  Leben  gleichstellt.     Deshalb  sagt  der 
Rechtsgelehrte  Paulus:    „Die  Jungfrauschaft  dürfe  durch 
solche  That  vertheidigt  werden."    Ein  Beispiel  haben  wir 
an  dem  Tribun  des  Marius,    der  von   einem  Soldaten  ge- 
tödtet wurde,    wie   Cicero   und   Quintilian    erwähnen; 
aber  auch  die  Frauen  haben  die  Tödtung  verübt,  wie  die 
Geschichte    lehrt.     Chariclea    nennt    bei    Heliodor    eine 
solche  Tödtung    „das   Gesetz  der  Rache  für  den  üeber- 
muth  an  der  Unschuld." 

VIII.  Wenn  wir  oben  gesagt  haben,  es  sei  zwar  er- 
laubt, den,  welcher  mich  tödten  wolle,  zu  tödten;  aber 
löblicher  sei  es  doch,  sich  tödten  zu  lassen,  als  zu  tödten; 
so  wird  doch  von  Manchen  eine  Ausnahme  hiervon  bei 
sehr  nützlichen  Personen  gemacht.  Indess  scheint  es  mir 
bedenklich,  eine  solche  Ausnahme  von  der  Geduld  allen 
denen  einzuräumen,  deren  Leben  für  Andere  ein  Interesse 
hat;  es  wird  deshalb  auf  solche  Personen  zu  beschränken 
sein,  wie  die  ausdrücklich  dazu  für  eine  Reise  gemiethe- 
ten  Begleiter  oder  die  öfifentlichen  Schutzbeamten,  auf 
welche   die   Verse    des   Lucan    passen    (Buch  V.   v.  685 

u.  if.): 

„Da  von  diesem  Leben  das  Heil  und  der  Bestand 


stimmtheit  zu  erlangen,  wie  sie  das  Recht  seinem  Wesen 
nach  bedarf,  ist  hier  vergeblich.  Dies  ist  ein  neuer  Beleg 
dafür,  dass  das  freie  Handeln  der  Autoritäten  nicht  dem 
Rechte  unterworfen  werden  kann.  Die  Autoritäten  wer- 
den davon  nicht  erfasst,  und  die  gleichmässige  Wieder- 
holung vieler  Fälle  fehlt  hier,  ohne  welche  keine  Regel 
für  das  Recht  sich  bilden  kann.  Deshalb  bedarf  es  kaum 
der  Bemerkung,  dass  die  von  Gr.  beigebrachten  Citate 
alter  Autoren  nur  den  allgemeinen  Gedanken  wiederholen, 
aber  der  Bestimmtheit  ganz  entbehren,  welche  doch  dem 
Rechte  nothwendig  ist,  wenn  es  nicht  ein  Spielball  jeder 
Laune  bleiben  soll.  —  Es  gehörte  die  ganze  naive  Gut- 
müthigkeit  von  Gr.  dazu,  um  sich  mit  solchen  Phrasen 
zufrieden  zu  geben. 
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SO  vieler  Völker  abhängt,    und   da   die  Welt  ein  so 
grosses  Haupt  sich  gebildet  hat,  so  ist  es  schweres 
Unrecht,  seinen  Tod  zu  wollen." 
IX.   1.     Umgekehrt  kann  es  kommen,    dass  das  Leben 
des  Angreifers  für  Viele  nützlich  ist,  und  er  deshalb  nicht 
getödtet  werden  darf,  und  zwar  nicht  blos  nach  dem  Ge- 
setz Gottes  im  Alten  und  Neuen  Testament,  wie  oben  bei 
der  Heiligkeit  der  Person  des  Königs  gezeigt  worden,  son- 
dern auch  nach  dem  Gesetze  der  Natur.    Denn  das  Natur- 
recht nimmt  als  Gesetz  nicht  blos  auf  das  Rücksicht,  was 
man   die   erfüllende  Gerechtigkeit   nennt,    sondern   erklärt 
auch  die  Aeusserungen  anderer  Tugenden,  wie  der  Massig- 
keit, Tapferkeit,  Klugheit  unter  Umständen  nicht  blos  für 
anständig,    sondern    auch    für  rechtsverbindlich.     Zu   dem 
hier  Gesagten  verbindet  aber  die  Liebe. 

2.      Darin    kann     mich    auch    Vasquius    nicht    irre 
machen,  welcher  sagt,   dass  ein  Fürst,  welcher  einen  Un- 
schuldigen beschädige,    dadurch   aufhöre,    Fürst  zu  sein; 
denn  es  lässt  sich  kaum   etwas  Unwahreres  oder  Bedenk- 
licheres behaupten,  als  dies.    So  wie  das  Eigenthum  durch 
Vergehen  nicht  verloren   wird,    so   auch   nicht  die  Staats- 
gewalt, wenn  das  Gesetz  es  nicht  bestimmt.     Ein  solches 
Gesetz,  dass  die  Staatsgewalt  durch  ein  Vergehen  gegen 
einen  Einzelnen  verloren  gehe,  hat  aber  Niemand  gezeigt, 
und  es  wird  schwerlich  zu  finden  sein.    Denn  es  würde  die 
grösste  Verwirrung  veranlassen;    der  Grund,  auf  welchen 
Vasquius  dies  und  Anderes  stützt,  dass  nämlich  die  Staats- 
gewalt nur  den  Nutzen    der  Gehorchenden,    nicht   der  Be- 
fehlenden bezwecke,   kann  hier,    selbst  wenn  er  so  allge- 
mein richtig  wäre,  nichts  beweisen.    Denn  ein  Verhältniss 
ist  nicht  deshalb  ganz  hinfällig,  weil  sein  Nutzen  in  einem 
Falle  ausbleibt.     Wenn  er  dann  hinzufügt,   dass  der  Ein- 
zelne den  Bestand  des  Staats  seinetwegen  wolle,  und  des- 
halb auch  sein  Wohl  dem  ganzen  Staate  vorziehen  dürfe, 
so  hat  dies  keinen  Zusammenhang.    Denn  wir  wollen  zwar 
unseretwegen    das    Wohl    des    Staates,     aber    nicht    blos 
unseretwegen,  sondern  auch  der  Anderen  wegen. 

3.  Unrichtig  und  von  der  gesunden  Philosophie  ver- 
worfen ist  die  Meinung,  dass  die  Freundschaft  blos  durch 
das  Bedürfniss  entstanden  sei,  da  man  doch  von  selbst 
und  durch  die  eigene  Natur  dazu  getrieben  wird.  Dass 
ich  aber  meinen,   eines  Einzigen  Vortheil,   dem  Vortheile 
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Vieler  nachstelle,  mahnt  die  Liebe  oft,  und  bisweilen  ge- 
bietet sie  es.  Hierher  gehört  es,  wenn  Seneca  sagt:  „Es 
ist  nicht  auffallend,  dass  Fürsten  und  Könige  und  Andere, 
die  dem  Staat  vorstehen,  mehr  als  die  Blutsverwandten 
gelobt  werden.  Denn  wenn  dem  vernünftigen  Manne  die 
allgemeinen  Angelegenheiten  mehr  gelten  als  die  des 
Einzelnen,  so  folgt,  dass  der  mir  werther  ist,  von  dem 
das  Allgemeine  abhängt."  Ambrosius  sagt:  „Da  Jeder 
die  Abwendung  der  Gefahr  vom  Vaterlande  für  ein  grösse- 
res Glück  hält  als  die  der  eigenen  Gefahr."  Und  Seneca 
sagt:  „Callistrates  und  Rutilius,  jeuer  in  Athen,  dieser  in 
Rom,  wollten  nicht  die  Zurückgabe  ihres  Eigenthums  auf 
Kosten  des  allgemeinen  Unterganges,  weil  es  rathsamer 
sei,  dass  Zwei  ein  Uebel  erlitten,  als  dass  Alle  von  einem 
allgemeinen  Unglück  betroffen  würden." 

X.  1.  Einige  meinen,  dass  auch  die  Gefahr  eines  Backen- 
streiches oder  eines  ähnlichen  Uebels  berechtige,  sie  durch 
die  Tödtung  des  Gegners  abzuwehren.  Ich  stimme  dem 
bei,  wenn  man  nur  auf  die  erfüllende  Gerechtigkeit  achtet. 
Denn  wenn  auch  der  Backenstreich  und  der  Tod  einander 
nicht  gleichstehen,  so  giebt  mir  der  Gegner  durch  seinen 
Angriff  doch  das  Recht,  d.  h.  eine  gewisse  moralisclie 
Gewalt  gegen  sich,  und  zwar  unbegrenzt,  so  weit  ich  in 
anderer  Weise  das  Uebel  nicht  abwehren  kann.  Audi 
die  Liebe  an  sich  scheint  uns  hier  nicht  zu  Gunsten  des 
Gegners  zu  verpflichten.  Allein  das  Gebot  des  Evange- 
liums hat  allgemein  eine  solche  Handlung  für  unerlaubt 
erklärt,  denn  Christus  gebot,  eher  einen  Backenstreich 
hinzunehmen,  als  den  Gegner  zu  beschädigen;  um  wie 
viel  mehr  ist  da  die  Tödtung  um  deshalb  verboten.  Dieser 
Fall  zeigt,  dass  man  der  Ansicht  des  Covarruvias  nicht 
beitreten  kann,  welcher  meint,  es  vertrage  sich  nicht  mit 
der  menschlichen  Vernunft,  welcher  das  Naturrecht  nicht 
unbekannt  sei,  dass  etwas  nach  dem  Naturrecht  erlaubt 
sei,  was  bei  Gott,  der  doch  die  Natur  sei,  nicht  erlaubt 
sei.  Denn  Gott  ist  so  Schöpfer  der  Natur,  dass  er  auch 
das  Recht  hat,  frei  über  sie  zu  bestimmen  und  deshalb 
auch  Gesetze  uns  zu  geben  über  Dinge,  welche  die  Natur 
offen  und  unbestimmt  gelassen  hat;  um  so  mehr  kann  er 
etwas  gebieten,  was  schon  die  Natur,  wenn  auch  nicht 
gebietet,  doch  für  anständig  erklärt, 

2.  Es  ist  aber  merkwürdig,  dass  trotz  dem,  dass  Gott 

Grotius,  Eeclit  d.  Kr.  u.  Fr.  ik 
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seinen  Willen  in  dem  Evangelium  so  klar  ausgesprochen 
hat,  dennoch  Theologen,  und  zwar  christliche  Theologen, 
die  Tödtung  nicht  blos  für  zulässig  halten  zur  Abwehr 
des  Backenstreiches,  sondern  auch  nach  Empfang  dessel- 
ben, und  obgleich  der  Sclilagende  davonflieht.  Sie  gestatten 
es,  damit  der  Geschlagene  seine  Ehre  wieder  gewinne, 
allein  mir  scheint  dies  weder  fromm  noch  vernünftig. 
Denn  die  Ehre  ist  die  Meinung  über  einen  Vorzug.  Wer 
nun  ein  solches  Unrecht  erträgt,  zeigt  sich  in  höherem 
Grade  geduldig,  und  deshalb  steigert  er  dadurch  viel  mehr 
seine  Ehre,  statt  sie  zu  mindern.  Und  es  ändert  darin 
nichts,  wenn  Einzelne  in  verkehrter  Auffassung  diese 
Tugend  durch  erkünstelte  Namen  zu  einer  Schande  machen 
wollen;  denn  solche  Vorurtheile  ändern  weder  die  Dinge, 
noch  die  Abschätzung  derselben.  Nicht  blos  die  alten 
Christen,  sondern  auch  die  Philosophen  sahen  dies  ein, 
indem  sie  es  für  Kleinmuth  erklärten,  wenn  man  die 
Schmach  nicht  ertragen  könne,  wie  oben  gezeigt  worden. 
3.  Deshalb  kann  auch  die  Lehre  Vieler  nicht  gebilligt 
werden,  dass  die  Vertheidigung  bis  zur  Tödtung  erlaubt 
sei,  und  zwar  nach  göttlichem  Rechte  (denn  dass  es  nach 
dem  Naturrechte  der  Fall  sei,  bestreite  ich  nicht),  selbst 
wenn  Jemand  der  Gefahr  durch  die  Flucht  sich  entziehen 
könne,  weil  solche  Flucht  gegen  die  Ehre  sei,  namentlich 
für  einen  Edelmann.  Allein  hier  ist  keine  Unehre,  son- 
dern nur  das  Vorurtheil  einer  solchen;  dies  müssen  aber 
Alle  verachten,  welche  nach  der  Tugend  und  Weisheit 
streben.  Ich  freue  mich,  dass  in  dieser  Frage  der  Reclits- 
gelehrte  Karl  Mol  in  aus  mir  beistimmt.  Was  ich  hier 
über  den  Backenstreich  und  die  Flucht  gesagt  habe,  gilt 
auch  von  anderen  Dingen,  welche  die  wahre  Ehre  nicht 
beschädigen.  Wenn  aber  Jemand  über  uns  etwas  äussert, 
was  unsere  Ehre  bei  den  rechtlichen  Leuten  angreift,  so 
soll  zwar  nach  einer  Ansicht  dessen  Tödtung  erlaubt  sein, 
allein  diese  Ansicht  ist  irrig  und  verletzt  das  Naturrecht, 
denn  die  Tödtung  ist  kein  Mittel,  die  Ehre  zu  schützen.  3) 


3)  In  Abschnitt  VI  bis  IX  geräth  Gr.  noch  tiefer  in 
die  bei  Anmerkung  2  erwähnte  Kasuistik.  Die  besproche- 
nen Fälle  sind  entweder  so  vereinzelt,  oder  die  daraus 
abgeleiteten  Begriffe   (z.  B.  nützliche  Personen)  so  unbe- 
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XL  Ich  komme  nun  zu  dem  Schaden,  welcher  an  unserem 
Eigenthum  geschieht.  Der  erfüllenden  Gerechtigkeit 
gemäss  kann  der  Räuber  zur  Erhaltung  des  Eigenthums, 

stimmt,  dass  der  Gewinn  für  die  Wissenschaft  aus  solchen 
Untersuchungen    nur    sehr    gering  ist.     Die  Kasuistik   ist 
deshalb  in  der  modernen  Wissenschaft  sehr  in  Verruf  ge- 
kommen;  allein  dessenungeachtet  ist  nicht  zu  bestreiten, 
dass  sie  ein  vortrefflicher  Prüfstein   der  von  der  Wissen- 
schaft gebotenen  Regeln  ist.    Diese  Gegensätze  lösen  sich 
nur,  wenn  man  in  die  Natur  des  Rechtes  tiefer  eindringt. 
Das  Recht    bildet    sich    in    zwiefacher    Weise;    einmal 
treten  nach   und  nach   allgemeine  Regeln  hervor,    welche 
in  den   einzelnen  Verrichtungen,    Geschäften   und  Verbin- 
dungen des  Lebens  wirksam  sind,   und  welche  schon  das 
natürliche    Vorstellen    und    die    öffentliche    Meinung    als 
Anhaltspunkte  und  als  feste  Regeln   allmälilig  aus  diesen 
einzelnen  Fällen  aussondern  und  als  in  ihrer  Abstraktheit 
gültig    hinstellen.     Dahin    gehören  z.  B.  die  Sätze,    dass 
man  sein  Wort  halten   müsse,   dass   der  Eigenthümer  un- 
beschränkt sei,   dass   das  Recht  durch  Gewalt  nicht  ver- 
loren geht,    dass   der  gute  Glaube  Schutz  verdiene,    dass 
die  Geschäfte  einer  bestimmten  Form  bedürfen,  dass  man 
sein  Recht  vertheidigen  dürfe  u.  s.  w.     Die   andere  Rich- 
tung   der    Rechtsentwickelung    ist    die    entgegengesetzte. 
Hier  wird  zunächst   der   einzelne  Fall   in   seiner  Totalität 
erfasst  und  je  nach   den   verschiedenen  Rücksichten  und 
Interessen    die    starre   Konsequenz    einzelner   Regeln   ge- 
brochen und   das   ganze  Verhältniss  gleichsam  an  seinen 
Ecken  abgeschliffen.     Indem  jene  abstrakten  Regeln  fort- 
während mit  einander  in  Kollision  gerathen,  ist  es  die  Auf- 
gabe des  Lebens,  diese  Kollisionen  zu  einer  Ausgleichung 
zu  bringen,    wie    sie    der  Natur    der  hier  einschlagenden 
Verhältnisse    am    besten   entspricht.     Danach   haben   sich 
die    einzelnen    Rechtsverhältnisse    des    Lebens    zu    festen 
Formen  ausgebildet,  d.  h.  jene  abstrakten  Prinzipien  haben 
darin   eine   gegenseitige  Beschränkung   erfahren,    aus   der 
dann  eben  jene  feste  Form  als  Resultat   hervorgegangen 
ist.     In    dieser  Weise    haben    sowohl    die    einzelnen   Ver- 
träge,  wie  Kauf,    Miethe,   Darlehn,   Pacht   u.  s.  w.,   als 
ebenso    das  Eigenthum    die    dinglichen    Rechte,    und  als 
die  Ehe,    die  Familie,    das  Gesinderecht,    die  Vormund- 
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wenn  es  nöthig  ist,  sogar  getödtet  werden;  denn  der 
Unterschied  zwischen  Eigenthum  und  Leben  wird  zu  Gun- 
sten des  Unschuldigen   durch   die  Straffälligkeit  des  Räu- 

schaft  ihre  bestimmte  Gestaltung  gewonnen.  Ueberall 
lässt  sich  mit  leichter  Mühe  an  denselben  nachweisen, 
wie  das  Lebendige,  das  Gestaltete  und  Konkrete  an  die- 
sen einzelnen  Institutionen  gerade  in  der  bestimmten  Aus- 
gleichung allgemeiifer  Prinzipien  besteht,  von  denen  hier 
dieses,  dort  jenes  die  Oberhand  behalten  hat.  So  hat 
z.  B.  bei  dem  Grundeigenthum  die  Sicherheit  des  Verkehrs 
dem  Prinzip  der  Vertragstreue  weichen  müssen,  indem 
hier  nur  beglaubigte  Verträge  gelten,  während  bei  beweg- 
lichen Sachen  das  Umgekehrte  sich  zur  Geltung  gebracht 
hat.  So  hat  die  bona  fides  vielfach  das  strenge  Recht 
durchlöchert,  aber  in  jeder  Institution  in  anderer  Weise; 
anders  bei  Hypotheken,   anders  bei  Papieren  au  porteur. 

Indem  so  der  lebendige  Verkehr  im  Einzelnen  den  ab- 
strakten Regeln  gegenüberstand,  wurde  es  der  Rechtswissen- 
schaft und  der  Gesetzgebung  dadurcli  möglich,  die  genügende 
Bestimmtheit  ihrer  Vorschriften  zu  erreichen.  Beide  konnten 
ihrer  Natur  nach  nur  mehr  oder  weniger  abstrakte  Regeln 
bieten;  aber  diese  erhielten  ihre  Ergänzung  durch  das 
wirkliche  Leben,  welches  zeigte,  in  welchem  Maasse  diese 
an  sich  einander  vielfach  widerstrebenden  Regeln  zu  be- 
schränken seien.  Deshalb  bedarf  der  Richter  neben  der 
Kenntniss  der  Gesetze  so  nothwendig  auch  der  Kenntniss 
des  Lebens  und  des  Verkehrs.  Man  meint  wohl,  es 
werde  ihm  damit  nur  das  Material  zur  Subsumtion  jener 
Regeln  geboten;  allein  es  wird  ihm  damit  zugleicli  das 
viel  Wichtigere  geboten,  nämlich  die  richtige  Ausgleichung 
jener  abstrakten  Regeln  gegen  einander,  wie  sie  das  Leben 
selbst  in  den  einzelnen  Institutionen  entwickelt  hat,  und 
welche  Ausgleichung  nur  zu  einem  geringen  Theile  durch 
neue  Regeln  ersetzt  werden  kann.  Diese  lebendige  An- 
schauung des  Konkreten  und  Rechten  ist  es,  die  erst  dem 
Gesetzbuche  seine  volle  Ergänzung  giebt. 

Nun  liegt  aber  auf  der  Hand,  dass  eine  solche  Er- 
gänzung nur  für  alle  solche  Verhältnisse  möglich  ist,  die 
in  grosser  und  ziemlich  übereinstimmender  Zahl  in  einem 
Volke  vorkommen.  Nur  da  kann  sich  überhaupt  eine 
Sitte,  das  Bild  eines  Rechtsverhältnisses,  die  Vorstellung 
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bers  ausgeglichen.  Mithin  kann  nach  diesem  Rechte  ein 
Dieb,  welcher  mit  den  Sachen  davonläuft,  mittelst  Wurf- 
spiesses  getödtet  werden,   wenn   die  Sachen   nicht  anders 

von  den  sogenannten  Naturalien  eines  Geschäftes  oder 
Verhältnisses  bilden.  Anders  gestaltet  sich  aber  die  Sache, 
wenn  ein  ungewöhnlicher  Fall  eintritt,  für  den  das  Leben 
durch  keine  reiche  Zahl  bereits  vorgekommener  Fälle  einen 
Anhalt  über  die  richtige  Begrenzung  der  sich  widerstreben- 
den und  in  ihm  wirksamen  Prinzipien  bietet.  Diese  Fälle 
bilden  dann  das,  was  man  gewöhnlich  die  Kasuistik  nennt. 
Nicht  als  wenn  die  Kollision  der  Prinzipien  nicht  auch 
bei  den  ausgeprägten  Gestalten  des  gewöhnlichen  Verkehrs 
bestände;  nein,  aber  während  sie  da  durch  das  Leben 
und  den  Verkehr  selbst  eine  Lösung  bereits  erhalten 
hat,  fehlt  diese  Lösung  hier,  und  die  Wissenschaft  und 
der  Richter  sollen  daher  die  Kollision  aus  sich  selbst 
entscheiden;  dies  ist  aber  unmöglich.  Alle  diese  Prin- 
zipien sind  an  sich  gleich  berechtigt;  die  bona  fides 
so  gut  wie  das  unbedingte  Recht  der  Vindication;  das 
Worthalten  des  Versprochenen  so  gut  wie  die  Be- 
deutung der  Form;  die  Vertheidigung  meiner  Rechte  so 
gut  wie  die  Schonung  fremder  Rechte  u.  s.  w.  Wie  weit 
nun  bei  der  Kollision  solcher  Prinzipien  das  eine  nach- 
irebeii  soll,  oder  wie  weit  das  andere  zurückweichen  soll, 
kann  aus  diesen  Prinzipien  allein  nicht  abgeleitet  werden. 
Deshalb  steht  die  Wissenschaft  hier  hülflos,  wo  das 
Leben  ihr  für  solche  seltene  Fälle  keinen  Anhalt  bietet, 
und  die  natürliche  Folge  davon  sind  jene  Unzahl  von  Kontro- 
versen, mit  denen  die  Rechtswissenscliaft  überladen  ist,  und 
die  trotz  aller  Fortschritte  in  der  Wissenschaft  und  Gesetz- 
gebung durchaus  nicht  abnehmen  wollen.  Selbst  mit  dem 
besten  neuen  Gesetzbuche  erheben  sich  ebenso  viel  neue, 
als  alte  damit  beseitigt  werden.  Ein  solcher  Zustand  ist  der 
Naturwissenschaft  fremd;  er  erklärt  sich  bei  der  Rechts- 
wissenschaft nur  daraus,  dass  man  bei  ihr  ein  Unmögliches 
verlangt,  d.  h.  dass  man  aus  den  an  sich  gleich  berech- 
tigten verschiedenen  Prinzipien,  welche  als  wirksame 
Kräfte  bei  einer  rechtlichen  Gestaltung  auftreten,  auch  die 
gegenseitige  Begrenzung  dieser  Prinzipien  iibleiten  will. 
Dies  ist  unmöglich;  in  gewöhnlichen  Fällen,  die  die  Mehr- 
zahl bilden,  giebt  die  konkrete  Rechtsgestalt,  wie  sie  das 
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wiedererlangt  werden  können.  Demosthenes  sagt  in 
seiner  Rede  gegen  Aristokrates:  „Wäre  es  bei  Gott  nicht 
hart  und   ungerecht,    und   nicht  blos   dem   geschriebenen, 

Leben  ausgebildet  hat,  den  Anhalt 5  allein  in  ausser- 
gewölinlichen  Fällen  fällt  diese  Hülfe  hinweg,  und  der 
Rechtslehrer  bleibt  nun  auf  sich  selbst  angewiesen,  d.  h. 
er  muss  die  Begrenzung  der  kollidirenden  Prinzipien  nach 
seinem  persönlichen  Gefühle  bestimmen.  Da  nun  dies 
persönliche  Moment  sich  bei  den  Einzelnen  in  den  ver- 
schiedensten Richtungen  geltend  machen  kann,  so  ist  es 
natürlich,  dass  die  verschiedensten  Ansichten  über  die 
Entscheidung  solcher  Fälle  zu  Tage  treten,  und  das 
Schlimmste  ist,  dass  die  eine  Ansicht  so  viel  Recht  hat 
als  die  andere,  oder  richtiger,  dass  hier  Alle  im  Finstern 
tappen,  weil  man  eine  Entscheidung  in  einem  Gebiet 
fordert,  wohin  die  Rechtsausbildung  noch  nicht  vor- 
gedrungen ist. 

Diese  allgemeinen  Betrachtungen  werden  verständlicher 
werden,  wenn  die  Anwendung  auf  die  von  Gr.  hier  be- 
handelten Fragen  gemacht  wird.  Gr.  will  die  Grenzen 
der  Nothwehr  bestimmen.  Bei  diesen  koUidirt  der  Schutz 
des  eigenen  Rechts  mit  der  Schonung  des  Lebens  und  der 
Gesundheit  des  Angreifers.  Im  wirklichen  Leben  hat  sich 
die  Kollision  nur  so  weit  gelöst,  dass  man  dem  ersten 
Prinzip  den  Vorrang  giebt;  allein  ob  das  zweite  dabei  ganz 
verloren  gehen,  oder  wie  weit  nur  gegen  das  Leben  des 
Angreifers  vorgegangen  werden  darf,  dafür  hat  sich  keine 
Sitte  ausbilden  können,  weil  die  Fälle  dieser  Art  zu  selten 
und  zu  ungleichartig  auftreten.  Deshalb  entwickelt  sich 
hier  eine  wahre  Fundgrube  für  die  Kasuistik.  So  ist  man 
einig,  dass  das  eigene  Leben  auch  auf  Kosten  des  frem- 
den geschützt  werden  kann;  aber  schon  hier  treten  Be- 
denken nach  der  Nützlichkeit  der  Personen  bei  Gr.  auf; 
es  fragt  sich  dann  weiter,  darf  das  fremde  Leben  auch 
zum  Schutz  der  eigenen  Gliedmaassen,  der  eigenen  Un- 
schuld geopfert  werden?  Man  sieht  bei  Gr.,  wie  hierfür 
die  Antwort  schwankt.  Der  energische  Mann  wird  Ja 
sagen,  der  fromme  Christ  wird  Nein  sagen;  er  wird  sogar 
die  Vertheidigung  seines  Lebens  nicht  bis  zur  Tödtung 
des  Angreifers  treiben.  Wer  hat  hier  Recht?  Offenbar 
ist  die  Frage    nicht   zu  entscheiden,    weil  die  Sitte  hier 
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sondern  auch  dem  natürlichen  Rechte  unter  den  Menschen 
entgegen,  dass  ich  gegen  den  keine  Gewalt  gebrauchen 
dürfte  welcher  mein  Eigenthum  mir  feindlich  entreisst?" 
Selbst^  abgesehen    von    dem   göttlichen  und  menschlichen 

keinen  genügenden  Anhalt  bietet.  Gr.  hilft  sich  mit  der 
Unterscheidung  zwischen  Recht  und  Moral;  er  giebt  das 
Recht  zur  Tödtung,  allein  er  hält  sie  für  unmoralisch.  Auch 
dies  ist  nur  Subtilität.  Ebenso  verwirft  Gr.  mit  Recht  die 
subtile  Distinktion  des  Vaquius  in  IX.  2.  Ebenso  ver- 
hält es  sich  mit  der  Frage,  wie  weit  die  Nothwehr  zum 
Schutz  der  Ehre  gehen  dürfe.  Hier  herrscht  schon  in 
dem  Volk  selbst  nach  Verschiedenheit  der  Stände  eine 
verschiedene  Rechtsüberzeugung.  Der  Offizier  hält  die 
Nothwehr  für  weiter  gehend,  wie  der  Bürger.  Die  Stifter 
der  christlichen  Religion  kennen  dagegen  hier  gar  keine 
Nothwehr;  für  sie  bestand  der  gewöhnliche  Begriff  der 
Ehre  gar  nicht.  Allein  die  germanischen  Völker  konnten 
diese  Lehre  trotz  des  Christenthums  nicht  annehmen; 
deshalb  vertheidigen,  wie  Gr.  anerkennt,  selbst  Theologen 
die  Nothwehr  um  der  Ehre  willen,  einschliesslich  des 
Duells.  Dem  weichen  Gemüth  des  Gr.  steht  dagegen  die 
alte  christliche  Lehre  näher;  er  bekämpft  hier  die  Noth- 
wehr, aber  seine  Gründe  sind  nur  eine  sophistische  Ver- 
drehung des  Begriffes  der  Ehre,   welche  er  mit  Moralität 

verwechselt. 

Hier  zeigt  sich  also  deutlich  die  Wahrheit  der  obigen 
Darstellung.  Die  Grenzen  der  Nothwehr  kann  das  positive 
Gesetz  feststellen;  allein  nach  dem  angeblichen  Naturrecht 
ist  dies,  die  gröbsten  Fälle  abgerechnet,  nicht  möglich, 
weil  hier  an  sich  gleichberechtigte  Prinzipien  kollidiren, 
die  Sitte  wegen  der  Seltenheit  und  Ungleichheit  der  Fälle 
zu  keiner  Festigkeit  hat  gelangen  können,  und  so  die  Wissen- 
schaft ohne  Basis  für  die  Begrenzung  der  kollidirenden 
Prinzipien  ist.  Statt  objektiver  Basen  greift  jeder  Schrift- 
steller in  seine  Brust,  und  je  nach  seiner  Erziehung,  seinem 
Stande,  seinem  Gemüth  ist  er  bald  für  die  ausgedehntere 
Geltung  des  einen,  bald  für  die  des  anderen  Prinzips. 
Dieses  Alles  sind  persönliche  Ansichten,  denen  man  nur 
andere  persönliche  Ansichten  entgegenstellen  kann;  eine 
objektive  Entscheidung  ist  naturrechtlich  unmöglich.  Dies 
giit  auch  für  das  Duell. 
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Rechte,  gebietet  auch  die  Liebe  nicht  das  Gegentheil;  es 
müsste  sich  denn  um  eine  geringe  und  werthlose  Sache 
handeln,  welche  Ausnahme  mit  Recht  von  Einigen  ge- 
macht wird.  •*) 

XII.  l.  Wenn  man  den  Sinn  des  jüdischen  Gesetzes  be- 
trachtet, mit  welcheui  auch  das  alte  Gesetz  Solon's  über- 
einstimmt, welches  Demosthenes  in  seiner  Rede  gegen 
Timokrates  erwähnt,    und  auch  das  ihm  entlehnte  Gesetz 
der  zwölf  Tafeln  und  das  Platonische  im  9.  Buche  der 
Gesetze,    so   treffen   diese  sämmtlich  darin  überein,    dass 
sie  den  nächtlichen  Dieb  von  dem  am  Tage  unterscheiden. 
Man  schwankt  über  den  Grund  dieser  Bestimmung.   Einige 
finden  ihn  blos  darin,  weil  man  bei  Nacht  den  Dieb  nicht 
von    dem  Mörder    unterscheiden    könne    und    ihn   deshalb 
wie  einen  Mörder  tödten  dürfe.    Andere  setzen  den  Unter- 
schied  darin,    dass    man    bei  Nacht,    wo   man   den  Dieb 
nicht  erkennt,  die  Sachen  schwerer  wiedererlangen  könne. 
Mir  scheinen  die  Gesetzgeber  weder  dieses  noch  jenes  im 
Sinne   gehabt  zu   haben,    vielmehr  wollten  sie,    dass  um 
Sachen   willen  Niemand   geradezu   getödtet  werden   solle, 
was  z.  B.  geschehen  würde,  wenn  ich  den  liüchtigen  und 
wehrlosen   Dieb  mit  dem  Wurfspiess  tödtete,  um  dadurch 
meine     Sachen     wiederzubekommen.       Komme    ich     aber 
selbst  in  Lebensgefahr,  so  soll  es  mir  erlaubt  sein,  diese 
Gefahr  selbst  auf  Kosten  des  fremden  Lebens  abzuwenden, 
und  es  S';ll  dabei  gleich  sein,  ob  ich  dies  thue,  um  mein 
Eigenthum  zu  schützen    oder  das  Weggenommene  wieder- 
zuerlangen   oder    den  Dieb    festzunehmen;    denn   in   allen 
diesen  Fällen    könne   mir  nichts  zur  Last   fallen,    da  ich 
in  einer  erlaubten  Handlung  mich  befinde  und  Niemandem 


4)  Gr.  zeigt  sich  hier  Tür  das  Eigenthum  weit  strenger 
als  oben  für  den  Schutz  der  Gliedmaassen  und  der  Ehre; 
ein  Unterschied,  der  sich  lediglich  aus  den  persönlichen 
Neigungen  von  Gr.  erklärt;  denn  der  von  ihm  angeführte  Grund, 
„dass  der  Unterschied  der  Güter  durch  die  Straffälligkeit 
des  Angreifers  ausgeglichen  werde,"  passt  ebensogut  auf 
die  Gliedmassen  und  die  Ehre  wie  auf  das  Vermögen. 
Man  sieht,  wie  jeder  Schriftsteller  sich  durch  seine  sub- 
jektive Meinung  irreführen  und  sie  für  objektive  Gründe 
nehmen  lässt. 
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\         Unrecht  thun  könne,  wenn  ich  von  meinem  Recht  Gebrauch 
mache. 

2.  Der  Unterschied,  ob  der  Diebstahl  des  Nachts  oder 
am  Tage  verübt  wird,  liegt  also  darin,  dass  man  des 
Nachts  keine  Gelegenheit  hat,  Zeugen  zu  erlangen.  Wird 
deshalb  der  Dieb  getödtet  gefunden,  so  glaubt  man  es 
leichter,  wenn  der  Andere  sagt,  dass  er  den  Dieb  getödtet 
habe,  um  sein  Leben  zu  schützen;  insofern  nämlich  der 
Dieb  mit  einem  gefährlichen  Instrument  gefunden  wird. 
So  verlangt  es  nämlich  das  jüdische  Gesetz,  wo  es  von 
dem  Diebe  Ganimachteretli  handelt.  Dies  Wort  übersetzen 
Manche:  ein  Dieb,  der  im  Durchbohren  begriffen  ist,  und 
Andere  wohl  richtiger:  ein  Dieb,  der  mit  einem  durch- 
bohrenden Instrument  betroffen  wird.  So  wird  von  den 
gelehrtesten  Juden  das  Wort  auch  bei  Jeremias  II.  34 
ausgelegt.  Zu  dieser  Auslegung  führt  das  Gesetz  der 
zwölf  Tafeln,  welche  den,  welcher  am  Tage  stiehlt,  zu 
tödten  nicht  gestattet,  ausgenommen,  wenn  er  sich  mit 
einer  Waffe  vertheidigt.  Gegen  den  nächtlichen  Dieb  be- 
steht also  die  Vermuthung,  dass  er  sich  mit  einer  Waffe 
vertheidigt  habe.  Unter  Waffe  versteht  man  aber  hier 
ein  Eisen,  einen  Knittel  oder  einen  Stein,  wie  von  Cajus 
selbst  zu  dieser  Stelle  bemerkt  wird.  Dagegen  hat  Ulpian 
gesagt,  dass,  wenn  man  einen  Dieb,  der  am  Tage  stiehlt, 
getödtet,  dies  straflos  bleiben  solle;  indess  muss  man  dies 
nur  so  verstehen,  wenn  man  ohne  eigene  Gefahr  seiner 
nicht  schonen  konnte,  nämlich  in  Vertheidigung  seines 
Eigenthums. 

3.  Die  Vermuthung  ist  also  für  den,  der  einen  Dieb 
des  Nachts  getödtet  hat;  sind  aber  zufällig  Zeugen  da- 
gewesen, durch  welche  sich  ergiebt,  dass  der  Tödtende 
sich  nicht  in  Lebensgefahr  befunden  hat,  so  fällt  jene 
Vermuthung  weg,  und  der  Tödtende  wird  als  Todtschläger 
behandelt.  Es  kommt  hinzu,  dass  das  Gesetz  der  zwölf 
Tafeln  sowohl  für  die  Tages-  wie  Nachtzeit  verlangte, 
dass  der,  welcher  einen  Dieb  betroffen  hatte,  dies  durch 
Geschrei  bezeugen  solle,  wie  man  aus  Cajus  ersieht, 
damit  womöglich  die  Obrigkeit  oder  die  Nachbarn  zur 
Hülfe  und  zum  Zeugniss  herbeikämen.  Da  dies  leichter 
am  Tage  wie  des  Nachts  geschehen  wird,  wie  Ulpian 
zu    der   erwähnten  Stelle    des  Demosthenes  bemerkt,    so 
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glaubt  man  eher  dem,  der  des  Nachts  diese  Lebensgefahr 
behauptet. 

4.  Dem  ähnlich  will  das  jüdische  Gesetz,  dass  man 
dem  Mädchen  eine  im  Felde  gegen  sie  verübte  Nothzucht 
eher  glaube,  als  wenn  es  in  der  Stadt  geschehen  sein 
soll,  weil  sie  hier  durch  Geschrei  eher  Leute  herbeiziehen 
konnte  und  sollte.  Zu  diesen  und  dem  obigen  Falle  kommt 
hinzu,  dass,  wenn  auch  sonst  die  Umstände  gleich  sind, 
doch  das,  was  sich  des  Nachts  ereignet,  nach  Grösse 
und  Beschaffenheit  weniger  übersehen  werden  kann  und 
deshalb  erschreckender  erscheint.  Das  Jüdische,  wie  das 
Römische  Gesetz  gebietet  daher  seinen  Bürgern  das,  was 
die  Liebe  räth,  dass  man  nämlich  einen  Menschen  nicht 
blos  deshalb  tödte,  weil  er  stiehlt,  sondern  nur,  wenn 
man  bei  Vertheidigung  seines  Eigenthums  selbst  in  Gefahr 
kommt.  Moses  Maimonides  hält  die  Tödtung  eines 
Anderen  dem  Privatmann  nur  dann  für  gestattet,  wenn  es 
sich  um  Vertheidigung  eines  unersetzlichen  Gutes  handelt, 
wie  das  Leben  oder  die  Unschuld.  5) 

Xin.  1.  Was  sagt  aber  das  Evangelium  hierüber? 
Gestattet  es  dasselbe,  wie  das  Gesetz  Mosis?  oder  fordert 
es,  so  wie  es  in  anderen  Punkten  vollkommner  ist  als 
das  Gesetz  Mosis,  auch  hier  mehr  als  dieses  von  uns? 
Ich  zweifle  nicht,  dass  es  mehr  fordert.  Denn  wenn 
Christus  gebietet,  Rock  und  Mantel  zu  lassen,  und  Paulus, 
lieber  einen  ungerechten  Schaden  zu  ertragen,  als  Prozess 
deshalb  zu  beginnen,  obgleich  doch  dieser  Streit  kein 
blutiger  ist,  um  wie  viel  mehr  will  er,  dass  man  auch 
bedeutendere  Dinge   lieber   aufgeben  soll,   als  einen  Men- 

*>)  Auch  hier  zeigen  sich  die  in  Anmerkung  3  erklärten 
Schwankungen.  So  weit  es  sich  um  das  Naturrecht  han- 
delt, hat  jeder  Schriftsteller  Recht  oder  Unrecht,  wie  man 
will ;  so  weit  es  sich  aber  um  positive  Gesetze  handelt, 
wie  hier  um  das  Jüdische  und  Römische,  ist  es  bedenklich, 
diese  Gesetze  aus  sogenannten  naturrechtlichen  Ansichten 
enger  oder  weiter,  als  ihr  Wortsinn  geht,  auszulegen, 
wie  Gr.  hier  thut.  Vielmehr  muss  dann  das  ganze  nationale 
Leben,  der  Charakter  und  die  Geschichte  des  betreffenden 
Volkes  in  Betracht  gezogen  werden,  um  zu  erkennen, 
welche  Prinzipien  in  diesen  kollidirenden  Fällen  dem 
Nationalcharakter  gemäss  den  Vorrang  haben  müssen. 
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sehen  zu  tödten,  welcher  das  Ebenbild  Gottes  ist  und  aus 
demselben  Blute  mit  uns  entstanden  ist.  Kann  deshalb 
das  Eigenthum  geschützt  werden,  ohne  zu  einer  Tödtung 
schreiten  zu  müssen,  so  mag  es  geschehen;  wo  nicht,  so 
ist  es  unzulässig,  es  müsste  denn  ein  Gegenstand  sein, 
von  dem  unser  oder  der  Unsrigen  Leben  abhinge,  oder 
den  der  Richter  nicht  wieder  verschaffen  kann,  etwa, 
weil  der  Dieb  unbekannt  ist,  und  sich  füglich  hoffen  lässt, 
dass  die  Sache  auch  ohne  Tödtung  abgehen  werde. 

2.  Und  wenn  auch  heutzutage  beinahe  alle  Juristen 
wie  Theologen  lehren,  dass  in  Vertheidigung  des  Eigen- 
thums mit  Recht  ein  Mensch  getödtet  werden  dürfe,  selbst 
über  die  Grenzen  hijTaus,  welche  das  Mosaische  und 
Römische  Gesetz  zieht,  namentlich  wenn  der  Dieb  mit 
den  Sachen  davon  läuft,  so  ist  doch  unzweifelhaft  die 
hier  vorgetragene  Ansicht  die  der  alten  Christen  gewesen 
und  auch  die  des  Augustin,  welcher  sagt:  , Wie  können 
diejenigen  vor  der  göttlichen  Vorsehung  frei  von  Schuld 
sein,  welche  um  des  Vermögens  willen,  was  man  ver- 
achten soll,  sich  mit  Tödtung  eines  Menschen  beflekt 
haben?"  Denn  in  dieser  wie  in  anderen  Materien  hat 
mit  der  Zeit  die  Strenge  nachgelassen,  und  die  Auslegung 
des  evangelischen  Gebotes  hat  sich  den  Sitten  der  Zeit 
anbequemt.  Früher  pflegte  man  wenigstens  bei  Geistlichen 
die  Strenge  des  alten  Gebotes  festzuhalten;  allein  später 
ist  auch  diesen  die  Strafe  unter  diesem  Verwände  erlassen 
worden.  6) 

XIV.  Wenn  das  bürgerliche  Gesetz,  welches  das  Recht 
über  Leben  und  Tod  hat,  in  einem  Falle  die  Tödtung  des 
Diebes  durch  den  Privatmann  gestattet,  so  wird  die  Frage 
aufgeworfen,  ob  dies  zureicht,  ihn  von  aller  Schuld  zu 
befreien?  Ich  glaube  nicht.  Denn  erstens  hat  das  Gesetz 
nicht  die  Macht,  über  das  Leben  der  Bürger  wegen  jedes 

6)  Hier  stellt  Gr.  das  göttliche  Recht  dem  Naturrecht 
entgegen;  nach  dem  Evangelium  ist  jede  Tödtung  in  Ver- 
theidigung des  Eigenthums  unzulässig.  Christus  würde 
wahrscheinlich  diese  seine  Lehre  für  die  naturrechtliche 
erklärt  haben,  und  man  sieht,  wie  schwankend  das  Funda- 
ment des  Naturrechts  nach  Gr.  ist.  In  jedem  Jahrhundert 
wechselt  das,  was  man  natürliches  Recht  zu  nennen  pflegt, 
mit  den  Sitten,  wie  hier  Gr.  selbst  anerkennt. 
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Vergehens,  sondern  nur  wegen  solcher,  die  den  Tod  ver- 
dienen. Nun  ist  die  Ansicht  von  Scotus  sehr  zu  billigen, 
dass  die  Todesstrafe  nur  wegen  Verbrechen  verordnet 
werden  dürfe,  welche  das  Mosaische  Gesetz  mit  dem  Tode 
bestraft.  Es  ist  hier  nun  noch  zuzusetzen:  „oder  welche 
d'esen  nach  richtiger  Schätzung  gleichstehen."  Denn  die 
richtige  Erkenntniss  des  göttlichen  Willens,  die  allein  das 
Gewissen  beruhigt,  kann  in  einer  so  wichtigen  Frage  nur 
aus  jenem  Gesetze  entnommen  werden,  und  dies  verordnet 
die  Todesstrafe  auf  den  Diebstahl  nicht.  Ueberdem  ge- 
stattet das  Gesetz  nicht,  und  darf  es  nicht,  dass  man  die, 
welche  den  Tod  verwirkt  haben,  privatim  tödtet,  aus- 
genommen bei  sehr  schweren  Verbrechen,  denn  sonst 
wäre  die  Gewalt  der  Gerichte  überflüssig.  Wenn  daher 
das  Gesetz  einmal  sagt,  dass  ein  Dieb  ohne  Strafe  ge- 
tödtet  werden  dürfe,  so  will  es  zwar  die  Strafe  dafür 
aufheben,  aber  doch  nicht  das  Recht  dazu  ertlieilen. '^) 

XV.  Aus  dem  Gesagten  erhellt,  wie  auf  zweifache 
Weise  es  geschehen  kann,  das.s  Privatpersonen  ohne  Strafe 
einen  Kampf  mit  einander  beginnen;  erstens,  wenn  der 
Augreifer  dem  Andern  das  Recht  des  Kampfes  gestattet 
und  sonst  ihn  ohne  Kampf  tödten  würde,  und  dann,  wenn 
der  König  oder  die  Obrigkeit  zwei  dem  Tode  Verfallene 
zum  Kampfe  verstatten;  denn  es  ist  ihnen  gestattet,  um 
ihre  Rettung  zu  kämpfen.  Indess  dürfte  der,  welcher 
solches  anordnet,  nicht  als  ein  guter  Verwalter  seines 
Amtes  anzusehen  sein;  denn  es  wäre  besser  gewesen, 
das  Loos  über  den  Tod  entscheiden  zu  lassen,  wenn  über- 
haupt die  Hinrichtung  Eines  genügt.«) 

XVI.  Das  bisher  über  den  Schutz  der  Person  und 
des  Eigenthums   Gesagte    bezieht    sich    zunächst  auf  den 


'')  Auch  hier  zeigt  sich  die  willkürliche  Basis  des 
angeblichen  Naturrechts  dem  positiven  Gesetz  gegenüber. 
Welches  ist  die  „richtige  Schätzung"  der  Verbrechen,  welche 
denen  gleich  stehen,  auf  die  Moses  den  Tod  verordnet 
hat?  Ebenso  sophistisch  ist  die  Unterscheidung  zwischen 
Straflosigkeit  und  Berechtigung. 

8)  Diese  zwei  hier  von  Gr.  aufgeführten  Ausnahmen 
sind  so  singulärer  Natur,  dass  sie  schon  für  Gr.'s  Zeit  als 
obsolet  gelten  müssen.  Nur  die  Gelehrsamkeit  eines  Gr. 
konnte  ihn  zu  solchen  Kuriositäten  verleiten. 
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Privatkrieg;  doch  hat  es  auch  für  den  öfi'entlichen  unter 
Beachtung  des  Unterschiedes  Gültigkeit.  Denn  in  dem 
Privatkriege  ist  dies  Recht  gleichsam  nur  ein  momentanes 
und  erlischt,  sobald  der  Richter  angetreten  werden  kann. 
Aber  der  öff'entliche  Krieg  hat  eine  Dauer,  weil  er  nur 
da  beginnt,  wo  die  Macht  des  Richters  fehlt  oder  aufhört, 
und  er  wird  durch  neue  Schäden  und  neues  Unrecht  immer 
angefacht.  Ferner  ist  im  Privatkriege  die  Vertheidigung 
der  alleinige  Zweck;  aber  die  Staaten  haben  mit  dem 
Recht  der  Vertheidigung  auch  das  der  Strafe.  Sie  können 
deshalb  der  Gewalt,  auch  wenn  sie  noch  nicht  gegenwärtig 
ist,  sondern  nur  aus  der  Ferne  droht,  zuvorkommen,  indem 
sie  zwar  nicht  unmittelbar  (denn  dies  ist  eben  als  unzulässig 
dargelegt  worden),  aber  mittelbar  das  versuchte,  aber  noch 
nicht  vollbrachte  Vergehen  strafen,  was  an  einer  andern 
Stelle  zu  behandeln  sein  wird. 

XVII.  In  keinem  Falle  ist  es  aber  zulässig,  wie  Einige 
behaupten,  dass  nach  dem  Völkerrecht  ein  Krieg  begonnen 
werden  dürfe,  um  das  Anwachsen  einer  Macht,  welche 
später  schädlich  werden  könnte,  zu  hindern.  Ich  gebe 
zu,  dass  bei  Berathung  des  Krieges  auch  dies  zu  be- 
rücksichtigen ist,  aber  nicht  als  Rechtspunkt,  sondern  als 
eine  Zweckmässigkeit;  so  dass,  wenn  der  Krieg  aus  anderen 
Gründen  gerecht  ist,  er  deshalb  auch  als  klug  unternom- 
men gelten  muss;  und  ein  anderes  behaupten  auch  die 
dafür  citirten  Autoritäten  nicht.  Aber  dass  die  Möglichkeit, 
Gewalt  zu  erleiden,  schon  das  Recht,  Gewalt  zu  gebrauchen, 
gebe,  ist  ohne  allen  gerechten  Grund.  Das  menschliche 
Leben  ist  derart,  dass  eine  vollkommene  Sicherheit  uns 
nirgends  gewährt  ist.  Gegen  ungewisse  Uebel  muss  der 
Schutz  bei  der  göttlichen  Vorsehung  oder  durch  unschäd- 
liche Bürgschaften  gesucht  werden,  aber  nicht  durch 
Gewalt.  9) 


9)  Dies  klingt  Alles  ganz  schön,  aber  wer  will  hier 
über  den  einzelnen  Fall  entscheiden?  Man  denke  an  die 
Universalmonarchie,  die  Karl  V.,  dann  Ludwig  XIV.,  zu- 
letzt Napoleon  L  anstrebte.  Wer  will  hier  die  Grenze 
ziehen,  wo  das  Recht  zur  Beschränkung  durch  Krieg 
beginnt?  Dies  ist  ein  neuer  Beweis  für  die  schwankende 
Natur  des  ganzen  Völkerrechts. 
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XVIII.  1.  Auch  das  ist  nicht  richtig,  wenn  man  sagt, 
auch  die  Vertheidigung  derer  sei  erlaubt,  welche  den 
Krieg  verdient  haben,  weil  man  nur  selten  sich  begnüge, 
die  Rache  nur  so  weit  zu  treiben,  als  das  Unrecht  ge- 
gangen ist.  Allein  eine  solche  Furcht  vor  einem  noch 
ungewissen  Ereigniss  kann  nicht  zur  Gewalt  berechtigen ; 
deshalb  hat  auch  ein  Verurtheilter  kein  Recht,  sich  den 
Häschern  mit  Gewalt  zu  widersetzen,  wenn  sie  ihn  fest- 
nehmen wollen,  unter  dem  Vorgeben,  er  fürchte,  man 
werde  ihn  mehr,  als  recht  sei,  bestrafen. 

2.  Vielmehr  muss  der,  welclier  gegen  einen  Andern 
gesündigt  hat,  zuerst  dem  Verletzten  nach  dem  Ermessen 
eines  redlichen  Mannes  Genugthuung  geben;  erst  dann 
ist  seine  Gegenwehr  gerecht.  So  gesteht  Ezechias,  welcher 
das  von  seinen  Vorfjihren  mit  dem  Könige  der  Assyrer 
geschlossene  Bündniss  gebrochen  hatte,  als  er  mit  Krieg 
bedroht  wird,  seine  Schuld  und  überlässt  dem  Könige, 
seine  Strafe  zu  bestimmen.  Nachdem  er  dies  gethan,  und 
er  wieder  mit  Krieg  bedroht  wurde,  widersetzte  er  sich, 
auf  sein  Gewissen  gestützt,  der  Gewalt  der  Feinde,  und 
Gott  war  ihm  gnädig.  Pontius  der  Samniter  sagt,  nach- 
dem sie  die  Sachen  den  Römern  zurückgegeben  und  den 
Anstifter  ausgeliefert  hatten:  „Der  Zorn  der  Götter  gegen 
uns  wegen  des  gebrochenen  Bündnisses  ist  gesühnt.  Ich 
weiss,  dass  die  Götter,  welche  wollten,  dass  wir  zur 
Rückgabe  der  Sachen  gezwungen  würden,  nicht  wollen, 
dass  die  Sühne  von  den  Römern  stolz  verachtet  werde." 
Und  später  fährt  er  fort:  „Was  weiter  schulde  ich  Euch, 
Römer,  was  weiter  dem  Bündni>;s,  den  Göttern,  den  Be- 
schützern des  Bündnisses?  Wen  soll  ich  zum  Richter 
nehmen  über  Euren  Zorn  und  meine  Strafe?  Ich  weigere 
mich  Keines,  sei  es  ein  Volk  oder  ein  Einzelner."  So  sagt 
Aristides  in  der  ersten  Leuctrischen  Rede:  „Nachdem 
die  Thebaner  Alles  nach  Recht  und  Billigkeit  den  Lace- 
dämoniern  angeboten  hatten,  diese  aber  mehr  verlangten, 
sei  das  gute  Recht  von  Diesen  auf  Jene  übergegangen." 


lieber  das,  was  allen  Menschen  zusteht. 
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Kapitel  II. 
Ueber  das,  was  allen  Menschen  zusteht.  ^^) 

I.  Unter  den  Ursachen  des  Krieges  folgt  nunmehr  die 
wegen  erlittenen  Schadens,  und  zwar  zuerst,  wegen  Scha- 
dens an  unserem  Eigenthume.  Es  gehört  aber  uns  etwas 
anders  nach  gemeinem  Menschenrecht  und  anders  nach 
unserem  besonderen  Rechte.    Mit  ersterem  wollen  wir  be- 


lö)    Gr.    will    mit   dieser  Uebersclirift   das  bezeichnen, 
was    man    später    die    angeborenen    Rechte     oder    die 
Urrechte   oder    die  Grundrechte  genannt  hat.     Indem 
die  Moral  von  dem  Prinzip  ausgeht,  dass  das  ganze  Thun 
und  Handeln  des  Menschen  festen  sittlichen  Regeln  unter- 
worfen ist,  denen  der  Mensch  zu  gehorchen  hat,  kann  bei 
ihr  nicht  von  Rechten,  sondern  nur  von  Pflichten  die 
Rede  sein.    In  der  Rechtswissenschaft  geht  man  dagegen 
von    dem    entgegengesetzten   Prinzip    aus,    wonach    dem 
Menschen    zunächst    alles    und  jedes  Handeln    freisteht 
und  die  Schranke  hierbei  erst  begründet  werden  muss.  In 
der  Moral  ist   die  Pflicht  das  Erste,    in  der  Jurisprudenz 
ist  das  Recht  der  Ausgangspunkt,  das  Erste,  das  sich  von 
selbst  Verstehende,  und  die  Pfliclit  oder  die  Schranke  des 
Rechtes  ist  die  Ausnahme,    welche    besonders    begründet 
werden  muss.    Beide  Systeme   stehen  soweit  mit  einander 
in  Widerspruch,  und  die  Wissenschaft  hat  bisher  vergeb- 
lich die  Versöhnung    und  Einheit    derselben  zu  gewinnen 
versucht.     Bei  jeder  Ethik,    die    von    einem   allgemeinen 
sachlichen   Prinzip   ausgeht,    ist   dies   auch   unmöglich; 
deshalb    haben    die    meisten    Systeme,    und    insbesondere 
auch  Kant  zwei  Prinzipien,   das  eine  für  die  Moral,  das 
andere    für    das  Recht    aufgestellt.     Eine    andere  Lösung 
ergiebt  sich  indess,   wenn   man   das  menschliche  Handeln 
nach  seinen  Motiven  unterscheidet.    Als  solche  bestehen 
nur  die  Gefühle  der  Lust  und  der  Achtung;  jene  geben 
das  natürliche  Handeln,  diese  das  sittliche  Handeln. 
Letzteres  geht  nur  so  weit,  als  die  Gebote  der  Autoritäten 
(Gott,  Fürst,  Volk)  reichen;   es  bleibt  daneben  noch  ein 
weiter  Raum   für  das  Handeln   aus  Lust  (Klugheit).     Die 
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ginnen.  Dies  Recht  geht  entweder  unmittelbar  auf  eine  Sache 
oder  auf  einzelne  Handlungen.  Die  Sachen  sind  entweder 
noch  ausser  Jemandes  Eigenthum  oder  schon  Jemand  zu 
eigen;  jene  können  entweder  gar  nicht  zu  eigen  gemacht 
werden,  oder  sie  können  es.  Um  das  besser  einzusehen, 
muss  man  den  Anfang  des  Eigenthums  kennen. 

Gebote  der  Autoritäten  füliren  nur  zu  Pflichten;  Rechte 
sind  zunächst  nur  ein  anderes  Wort  für  die  physische  Macht 
zu  natürlichen  H.-mdlungen.    Das  sittliche  Element  kommt 
zu  dieser  physischen  Macht  nur   dadurch  hinzu,   dass  die 
Autoritäten  die  Störung  dieser  Macht  eines  Einzelnen  den 
Andern,  seinen  Nebenmenschen  untersagen,  an  den  Inhaber 
der  Macht  selbst  aber  kein  Gebot  ergehen  lassen.   So  bleibt 
dieser  unbeschränkt  in  dem  freien,   natürlichen  Gebrauch 
seiner  Macht,    aber   hat  zugleich    durch    das    die   Andern 
treffende  Verbot  die  ethische  Bürgschaft  hinzugewonnen, 
dass  diese  Andern  nicht  blos  aus  den  Motiven  des  Nutzens 
sondern    auch    der  Pflicht    seine  Macht  nicht   stören  oder 
verletzen.    Dies  ist  der  wahre  Begriff  des  Rechts;  es  ist 
auf  Seite    des  Berechtigten  blos   eine   physische  Macht, 
aber  auf  Seiten   der  Andern   steht   ihr   unterstützend   und 
verstärkend    eine    Pflicht    gegenüber.      Damit    ist    die 
schwierige  Aufgabe,  wie  eine  Ux  permisswa  möglich  sei, 
gelöst.     Man  sieht,   dass   zu  dem  Begriff  des  Rechtes  der 
Zwang   nicht   nothwendig   ist;   die  Bürgschaften  des  sitt- 
lichen Gefühles  können  schon  für  sich  allein  einem  Rechte 
einen  grossen  Schutz  gewähren;   auch  fehlt  dieser  Zwang 
bekanntlich    bei    vielen    Rechten,    wie    beim    Völkerrecht, 
bei  Rechten,  die  nur  Exceptionen,  aber  keine  Klagen  be- 
gründen u.  s.  w.     Tritt   indess  noch  die  Hülfe  des  Staates 
hinzu,  so  wird  die  Macht  des  Inhabers   natürlich  dadurch 
noch  erhöht,   und  deshalb   pflegt   man  ein   so  geschütztes 
Recht  vorzugsweise  Recht  zu  nennen.   -  Auch  das  Recht 
bedarf  zu  seiner  vollen  Wirksamkeit  des  inneren  sittlichen 
Motivs  auf  Seiten  derer,  die  es  achten  sollen,  und  dieses 
Motiv  ist  auch  in  allen  Staaten  von  überwiegender  Wirk- 
samkeit;   allein    wenn    der   Verpflichtete    es   dennoch    auf 
den  Zwang  ankommen  lässt,  so  kann  natürlich  der  Richter 
nur  die  äussere  Handlung  erzwingen.    Deshalb  der  Schein, 
als  wenn  das  Recht  es  nur  mit  der  äusseren  Handlung 
zu  thun  habe.    Nur  der  Richter,   aber  nicht  das  Recht 
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IL  1.  Gott  hat  dem  menschlichen  Geschlechte  gleich 
mit  Erschaffung  der  Welt  das  Recht  auf  alle  Dinge  niederer 
Art  gegeben,  und  dies  geschah  noch  einmal,  als  die  Welt 
nach  derSündfluth  wieder  hergestellt  worden  war.  Justinus 
sagt:  „Alles  gehörte  Allen  ungetheilt,   als  wenn  Alle  nur 

selbst,    muss   sich   darauf  beschränken.     Das  Weitere  ist 
ausgeführt  B.  XI.  104  u.  ff. 

Indem  nun  die  Rechts  Systeme  demgemäss  nicht  von 
der  Pflicht,  sondern  von  der  Macht  ausgehen  und  für 
jede  Schranke  dieser  Macht  eine  besondere  Begründung 
fordern,  aus  welcher  sich  dann  erst  die  Verbindlichkeit 
entwickelt,  ist  es  das  Natürlichste,  als  solche  Schranke 
nur  das  Dasein  anderer  Menschen  anzuerkennen. 
Dieser  Gedanke  liegt  sowohl  dem  Naturrecht  des  Gr., 
wie  der  Rechtslehre  von  Kant  und  allen  ihren  Nachfolgern 
zu  Grunde.  Da  nun  die  Menschen  als  solche  einander 
gleich  sind,  so  war  es  ebenso  natürlich,  dass  man  jedem 
Menschen  gleiche  Macht  oder  gleiches  Recht  zutheilte. 
So  bildete  sich  die  Auffassung,  dass  dem  ersten  Menschen 
die  ganze  Erde  allein  gehört  habe,  und  dass,  als  später 
ihre  Zahl  sich  vermehrte,  diesen  allen  die  Erde  gemein- 
sam, zu  gleichen  Rechten  gehört  habe.  Daraus  leitete 
man  zunächst  ein  gemeinsames  Recht  an  Allem  ab  und 
schloss  davon  nur  das  aus,  was  Jeder  für  sich  in  Besitz 
genommen  hatte;  später  Hess  man  daraus  eine  Theilung 
des  gemeinsamen  Eigenthums  zu  gleichen  Antlieilen  hervor- 
gehen, wobei  dann  noch  besondere  Verabredungen  ein- 
treten und  Beschränkungen  begründen  konnten.  Diese 
Auffassung  herrscht  schon  bei  Gr.  und  hat  sich  von  ihm 
bis  auf  die  neueste  Zeit  erhalten.  Der  Fehler  dieser  Lehre 
ist,  dass  sie  schon  vom  Recht  spricht,  wo  nur  erst  der 
Nutzen  und  die  Klugheit  das  Handeln  der  Menschen  be- 
stimmt, und  dass  sie  meint,  das  Recht  und  das  sittliche 
Soll  aus  der  Natur  der  Sache,  d.  h.  aus  dem  Nutzen 
ableiten  zu  können,  obgleich  dies  doch  unmöglich  ist. 
Das  Weitere  über  die  Rechtsentstehung  ist  B.  XL  S.  91 
bis  173  in  den  Grundzügen  gegeben  worden. 

Indem  nun  das  Recht  zunächst  mit  der  Macht  zusammen- 
trifft, erklärt  es  sich,  wie  man  bei  Ausbildung  des  Natur- 
rechts auf  den  Begriff  von  angebornen  oder  LTrr echten 
hat  kommen  können.     Alles,    was    in   der   ursprünglichen 

Grotias,  Recht  d.  Kr.  u.  Fr.  -iß 
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ein  Vermögen  gehabt  hätten."  Deshalb  konnte  im  Anfange 
Jeder  nach  seinem  Bedürfniss  nehmen,  was  er  wollte,  und 
verzehren,  was  er  konnte.  Eine  solche  Ausübung  des 
gemeinsamen  Rechtes  vertrat  die  Stelle  des  Eigenthums. 
Denn  das,  was  Einer  sich  angeeignet  hatte,  konnte  ohne 

Macht  der  Menschen  über  die  Natur  enthalten  ist,  gehört 
danach    zu    seinem   Rechte,    und   will    man  dieses  Recht 
nach  den  Gegenständen  unterscheiden,  so  ist  die  Zahl  der 
Urrechte    unerschöpflich;    ich    habe    dann    ein  Recht    auf 
mein  Leben,  auf  meine  Hände,  auf  meine  Füsse,  auf  das 
Sprechen,   auf  das  Schreiben,    auf  das  Gehen,    auf  mein 
Denken,  auf  mein  Glauben  u.  s.  w.    Durch  den  Hinzutritt 
mehrerer  Menschen  und   die   bürgerliche  Gesellschaft  sind 
diese  Rechte    zwar    bescliränkt    worden,    aber  immer  ist 
ihre  Zahl  nocli  unerschöpflich,  und  es  sind  neue  Urrechte 
hinzugekommen,    insofern    nun    von    der  Macht  Gebrauch 
gemacht  werden  kann,   welche  durch  die  Gesellschaft  be- 
gründet   worden   ist.     So    das  Recht,    Eigenthum    zu    er- 
werben, Verträge  zu  schliessen,  zu  heirathen,  ein  Testa- 
ment zu  machen,  Bücher  drucken  zu  lassen,  sich  zu  ver- 
sammeln   und    zu    vereinigen,    Staatsämter    zu    erlangen, 
auszuwandern  u.  s.  w.  —  Man  ist  neuerlich  von  der  Ueber- 
schätzung  des  wissenschaftlichen  Werthes  dieser  Urrechte 
zurückgekommen,  und   mit  Recht.     Denn   in   dem  Prinzip 
des  Rechts  liegt,  dass  überhaupt  die  Macht  des  Einzelnen 
über  Alles  sich  erstreckt,  soweit  das  objektive  Recht 
nicht  eine  Schranke  gezogen  hat.     Es  kommt  also 
nur  darauf  an,    diese  Schranken  kennen   zu  lernen,    das 
daneben  frei  Gelassene  ergiebt  sich  dann  von  selbst  und 
bedarf  keiner  Aufzählung,  Eintheilung  oder  wissenschaft- 
lichen  Untersuchung.     Gr.  hat   deshalb   diese  Urrechte  in 
diesem  Kapitel  auch  nur  insoweit  behandelt,   als   beson- 
dere   Schranken    den    Anlass    für    seine    Zeit    ihm  boten. 
Ebenso   sind   diese  Ur-    oder  Grundrechte    nur  erst  dann 
in   die  Verfassungen   der  modernen  Staaten   aufgenommen 
worden,  als  es  darauf  ankam,  einzelne  Richtungen  der  per- 
sönlichen P>eiheit  vorzugsweise  vor   Beschränkung  durch 
die  Staatsgewalt  zu  schützen.  Deshalb  bilden  diese  Urrechte 
einen  treuen  Spiegel  ihrer  Zeit;    sie  zeigen   die  wunden 
Stellen,   an   denen   die  Gesellschaft  zu  bestimmten  Zeiten 
gelitten,  und  für  die  sie  einen  Schutz  gesucht  hat;  allein 
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Unrecht  der  Andere  ihm  nicht  mehr  nehmen.  *!)  Das 
Gleichniss  bei  Cicero  im  3.  Buch  über  die  Zwecke  er- 
läutert dies;  er  sagt:  „Obgleich  das  Theater  gemeinsam 
ist,  so  gehört  doch  der  Platz,  den  Jemand  eingenommen 
hat,  diesem." 

Ein  solcher  Zustand  konnte  nur  andauern,  wenn  die 
Menschen  in  grosser  Einfachheit  verharrt  oder  in  sehr 
starker,  gegenseitiger  Liebe  mit  einander  gelebt  hätten. 
Der  erste  Fall  findet  sich  bei  einigen  Völkern  in  Amerika, 
welche  viele  Jahrhunderte  ohne  Uebelstände  in  dieser  Weise 
ausgehalten  haben;  Beispiele  zu  dem  anderen  Falle  sind  die 
Essener  und  später  die  ersten  Christen  in  Jerusalem  ge- 
wesen; so  wie  noch  jetzt  die,  welche  ein  strenges  büssen- 
des  Leben  führen.  Ein  Zeichen  der  Einfachheit  des  Zu- 
standes  der  ersten  Menschen  ist  die  Nacktheit.  Sie  hatten 
mehr  die  Unkenntniss  des  Lasters,  wie  die  Kenntniss  der 
Tugend,  wie  Trogus  von  den  Scythen  sagt.  Tacitus 
sagt:  „Die  Frühsten  der  Sterblichen  verbrachten  ihr 
Leben  noch  ohne  böse  Begierden,  ohne  Schlechtigkeit, 
ohne  Verbrechen  und  deshalb  auch  ohne  Strafe  und  Züch- 
tigung." Macrobius  sagt:  „Im  Anfange  bestand  unter 
den  Menschen  die  Einfalt,  die  das  Böse  nicht  kennt  und 
in  Lüsten  unerfahren  ist."    Diese  Einfalt  nennt  der  weise 

man  darf  nie  meinen,  in  irgend  einer  Aufzählung  derselben 
sie  erschöpft  zu  haben.  Jedes  Jahrhundert  wird  andere 
Arten  davon  zu  Tage  fördern,  je  nachdem  der  Druck  oder 
die  Freiheit  andere  Richtungen  nehmen. 

11)  Dies  ist  ein  ofl*enbarer  Zirkelschluss.  Wenn  Alles 
Allen  geraein  war,  so  war  eben  die  Aneignung  einzelner 
Sachen  durch  Einzelne  ausgeschlossen;  es  war  nur  fakti- 
scher Besitz  und  Verzehrung  durch  Einzelne  möglich. 
Sollte  daneben  an  einzelnen  Sachen  doch  ein  Sonder- 
eigenthum  entstehen,  so  bedurfte  es  dazu  einer  besonderen 
Anordnung,  welche  die  Bedingungen  dazu  vorschrieb. 
Die  blosse  Besitzergreifung  gab  an  sich  nur  Besitz;  dass 
sie  auch  Eigenthum  geben  solle,  bedurfte  also  einer  be- 
sonderen Begründung,  und  diese  fehlt  bei  Gr.  Weil  die 
Occupation  nach  seinem  Rechtsgefühle  dazu  hinreichte, 
so  meinte  G.  auch  einen  objektiven  Grund  an  ihr  zu  haben. 
Es  ging  ihm  wie  Kant  mit  dem  Depositum  in  seiner 
Kritik  der  praktischen  Vernunft  (B.  VIII.  15.) 

16* 
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Jude  „Unverdorbenheit",  und  der  Apostel  Paulus  „Ein- 
lachheit" und  stellt  ihr  die  „Vielgeschät'tigkeit"  entgegen, 
d.  h.  die  ränkevolle  List.  Sie  hatten  nur  das  eine  Ge- 
schäft, nämlich  den  Dienst  Gottes,  dessen  Symbol  der 
Lebensbaum  war,  wie  die  alten  Juden  unter  Beistimmmig 
der  Offenbarung  Johannis  es  auslegen.  Sie  lebten  leicht 
von  dem,  was  ihr  Land  von  selbst  und  ohne  Anbau  her- 
vorbrachte. 

2.  Aber  in  diesem  einfachen  und  unschuldigen  Leben 
verblieben  die  Menschen  nicht,  sondern  strebten  nach 
mancherlei  Künsten,  deren  Symbol  der  Baum  der  Erkennt- 
niss  des  Guten  und  Schlechten  ist,  d.  h.  der  Dinge,  die 
man  zum  Guten  und  zum  Bösen  verwenden  kann;  Philo 
nennt  es  „die  mittlere  Erkenntniss."  Mit  Bezug  hierauf 
sagt  Salomo:  „Gott  hat  den  Menschen  recht,  d.  h.  ein- 
fältig geschaffen,  aber  sie  haben  sich  Vielerlei  ausgedacht." 
„Sie  fielen  in   die  Vielgescliäftigkeit,"    wie  Philo  an  der 


bezeichneten  Stelle 


sagt. 


Dion    von   Prusa  sasrt  in  der 


6.  Rede:  „Das,  was  nun  folgte,  die  Vielgeschäftigkeit  und 
die  vielen  Erfindungen  und  KUnstlichkciten  für  das  Leben, 
war  nicht  heilsam;  denn  die  Sterblichen  benutzen  ihren 
Verstand  nicht  zur  Tapferkeit  und  Gereclitigkeit,  sondern 
zu  dem  Genüsse."  Die  ältesten  Beschäftigungen,  der 
Ackerbau  und  die  Viehzucht,  sind  in  den  ersten  Brüdern 
vertreten,  und  zwar  mit  Vertheilung  des  Vermögens.  Der 
Unterschied  ihres  Strebens  führte  zur  Eifersucht  und  zu 
dem  Morde,  und  als  endlich  die  Rechtlichen  durch  den 
Verkehr  mit  den  Bösen  beflekt  worden  w^ren,  wurde 
die  Lebensweise  gigantisch,  d.  h.  gewaltsam,  wie  die, 
welche  die  Griechen  yLLüOLKr/iKr  (dasFaiistreclit)  nennen. 
Als  die  Welt  durch  die  Sündlkitli'^reliugt  war,  folgte 
jenem  wilden  Leben  die  Wollust,  der  der  Wein  diente, 
und  davon  kam  auch  die  unnatürliche  Liebe. 

3.  Die  Eintracht  wurde  aber  vorzüglich  durch  einen 
edleren  Fehler,  nämlich  die  Ehrsucht,  gestört.  Ihr  Zeichen 
war  der  Thurmbau  zu  Babel,  und  nun  nahmen  die  Ein- 
zelnen von  den  besonderen  Ländern  Besitz.  Aber  auch 
nachher  blieb  unter  den  Nachbarn  nicht  blos  das  Vieh, 
sondern  auch  das  Weideland  gemeinsam;  denn  die  Län- 
dereien waren  für  die  geringe  Menschenzahl  so  ausgedehnt, 
dass  sie  ohne  Nachtheil  für  Aller  Bedarf  zureichten. 
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„Es  war  nicht  erlaubt,  das  Feld  zu  bezeichnen 
oder  nach  Grenzen  zu  theilen."^«) 
Als  sich  die  Zahl  der  Menschen  und  des  Viehs  ver- 
mehrte ,  wurden  die  Ländereien  nicht  blos  nach  Stämmen, 
wie  früher,  sondern  nach  Familien  getheilt.  Die  Brunnen 
wurden  aber  in  das  ausschliessliche  Eigenthum  genommen, 
da  sie  in  trockenen  Ländern  unentbehrlich  waren  und 
nicht  für  Viele  zureichten.  So  belehrt  uns  die  heilige 
Schrift;  es  stimmt  mit  dem,  was  Philosophen  und  Dichter 
über  den  ersten  Zustand  der  Gütergemeinschaft  und  die 
spätere  Theilung  gesagt  haben,  wie  anderwärts  von  uns 
dargelegt  worden  ist.i'*^) 

4.  Es  ergiebt  sich  hieraus,  weshalb  man  von  der  Güter- 
gemeinschaft erst  bei  den  beweglichen  Sachen  und  später 
bei  den  unbeweglichen  abgegangen  ist.  Die  Menschen 
begnügten  sich  nicht  mehr,  von  wilden  Früchten  zu  leben. 
Höhlen  zu  bewohnen,  nackt  zu  gehen  oder  in  Baumrinde 
und  Thierfelle  sich  zu  kleiden,  sondern  sie  verlangten 
nach  einer  feineren  Lebensweise,  und  es  wurde  deshalb 
die  Arbeit  nötliig,  welche  der  Einzelne  deshalb  auf  den 
einzelnen  Gegenstand  verwendete.  Die  Früchte  der  Arbeit 
w^urden  aber  nicht  zusammengebracht,  weil  die  Orte,  wohin 
die  Menschen  sich  getrennt  hatten,  zu  entfernt  von  ein- 
ander waren ,  und  weil  es  an  der  Gerechtigkeit  und  Liebe 
fehlte,  ohne  welche  bei  der  tiervorbringung  und  Verzeh- 
rung der  Früchte  die  erforderliche  Billigkeit  nicht  mög- 
lich  war. 

5.  Man  sieht  zugleich,  wie  die  Güter  in  das  Eigen- 
thum übergegangen  sind.  Es  geschah  nicht  durch  den 
blossen  Willen;  denn  dann  hätten  die  Andern  nicht  wissen 
können,  was  Jeder  für  sich  haben  wollte,  und  dessen  sie 
sich  also  zu  enthalten  hätten;  auch  hätten  dann  Mehrere 
dieselben  Sachen  wollen  können ;  vielmehr  geschah  es  durch 
eine  Art  Vertrag,  theils  ausdrücklich,  wie  bei  der  Thei- 
lung, theils  stillschw^eigend,  wie  bei  der  Besitzergrei- 
fung. Denn  als  die  Gemeinschaft  nicht  mehr  gefiel  und 
doch  keine  ausdrückliche  Theilung  geschah,  so  muss  man 
annehmen,  dass  Alle  übereingekommen  sind,  Jeder  solle  das 

1»)  Verse  aus  Virgil's  Georgica  l.  126. 
13)  Nämlich  in  Gr.'s  Abhandlung  über  die  Freiheit  der 
Meere  Kap.  15. 
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zu  eigen  haben,  was  er  in  Besitz  nehmen  werde. i-*) 
Cicero  sagt:  „Man  gestattet,  dass  Jeder  das  zum  Leben 
Nöthige  lieber  für  sich  als  für  Andere  erwerben  will,  und 
die  Natur  ist  dem  nicht  entgegen."  Dem  schliesst  sieh 
der  Aussprucli  Quin  tili  an 's  an:  „Wenn  es  ausgemacht 
ist,  dass,  was  der  Mensch  in  Gebraucli  genommen,  sein 
Eigenthum  werde,  so  kann  das  so  mit  Hecht  Besessene 
nur  mit  Unrecht  ihm  genommen  werden."  Wenn  die  Alten 
die  Göttin  Ceres  Gesetzgeberin  und  ihre  Feste  „Gesetz- 
gebungen" (o-ea^ocfOQKci)  nannten,  so  deuteten  sie  damit  an, 
dass  aus  der  Tlieilung  der  Aecker  ein  neues  Recht  seinen 
Ursprung  genommen  habe. 

III.  1.  Steht  dies  fest,  so  kann  das  Meer  sowohl  als 
Ganzes,  wie  in  seinen  ILiupttheilen,  nicht  in  das  Privat- 
eigenthum  übergehen.  Denn  das,  was  man  bei  Einzelnen 
gestattet,  können  wir  bei  den  Völkern  nicht  billigen. 
Zunächst  aus  einem  moralischen  Grunde,  weil  die  Ursache, 
weshalb  man  von  der  Gemeinschaft  abgegangen  ist,  hier 
wegfällt;  denn  das  Meer  ist  so  gross,  dass  es  für  alle 
Völker  zu  jedem  Gebrauche  zureicht;  sowohl  um  Wasser 
zu  schöpfen,  als  zur  Fischerei  und  Schifffahrt.  Dasselbe 
würde  von  der  Luft  gelten,  wenn  ein  Gebrauch  von  ihr 
ohne  Besitz  von  Land  möglich  wäre.  Deshalb  muss  der 
Vogelfänger  sich  dem  unterwerfen,  was  die  Staatsgewalt 
darüber  bestimmt. 

2.    Das  Gleiche  gilt  von  den   beiden   Syrten,    welche 

!•*)  Das  moderne  Nnturrecht  stützt  das  Sondereigenthum 
entweder  auf  den  Willen  (Kant,  Ficlite,  Hegel)  oder 
auf  die  Arbeit  (Locke,  die  Socialisten).  Diese  Gegen- 
sätze spielen  auch  in  den  politischen  Kämpfen  der  neuesten 
Zeit  fort.  Es  ist  auffallend,  dass  Gr.  die  Arbeit  hier  noch 
ganz  ignorirt;  es  zeigt,  dass  der  sociale  Kampf  zu  seiner 
Zeit  nicht  bestand.  Gr.  stützt  das  Sondereigenthum  vielmehr 
nur  auf  den  Vertrag,  wodurcli  das  ursprünglich  gemein- 
same Eigenthum  aufgelöst  wurde;  selbst  die  Occupatiou 
erhielt  nach  Gr.  erst  daraus  ihre  rechtliche  Wirksamkeit. 
Man  sieht,  wie  sehr  Gr.  von  der  Vertragstheorie  erfüllt 
ist;  obgleich  eine  gründliche  historische  und  philosophische 
Auffassung  des  Rechts  diese  Theorie  nur  als  eine  dürftige 
Fiktion  darlegt,  die  aller  thatsäclilichen  Basis  entbehrt, 
und  die  wahre  Quelle  des  Rechts  verkennt. 
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auch  keinen  Anbau  gestatten,  und  die  man  nur  zum  Sand- 
holen benutzen  kann,  wofür  sie  unerschöpflich  sind.  15) 
Es  giebt  auch  noch  einen  natürlichen  Grund,  weshalb  das 
Meer  nicht  Privateigenthum  werden  kann.  Denn  die  Besitz- 
ergreifung geschieht  nur  bei  begrenzten  Dingen.  Deshalb 
nennt  Thucydides  die  leere  Erde  unbegrenzt,  und  Iso- 
crates  das  von  den  Athenern  eingenommene  Land:  „das 
von  Euch  begrenzte."  Deshalb  können  Gewässer,  die  in 
sich  keine  Grenze  haben  (Aristoteles  sagt:  „Das  Flüssige 
ist  von  Natur  nicht  begrenzt.")  nicht  in  Besitz  genommen 
werden,  wenn  sie  nicht  vom  Lande  umschlossen  sind;  deshalb 
befinden  sich  Teiche  und  Seen  in  Besitz,  und  ebenso  Flüsse, 
die  durch  ihre  Ufer  begrenzt  sind.  Das  Meer  ist  aber 
von  dem  Lande  nicht  umschlossen ;  denn  es  ist  ebenso  gross 
oder  noch  grösser  als  das  Land;  deshalb  sagten  die  Alten, 
dass  das  Land  von  dem  Meere  umfasst  werde,  und  Appol- 
lonius  sagt  bei  Philostratus:  „Der  Ocean  ist  gleich  einer 
um  die  Erde  geschlungenen  Fessel."  Sulpicius  Apollinaris 
sagt  bei  Gell  ins:  „Wie  kann  man  etwas  als  jenseit  des 
Oceans  bezeichnen,  da  der  Ocean  alle  Länder  umfliesst 
und  umfasst."  Und  später:  „Da  der  Ocean  alle  Länder 
von  allen  Seiten  umfliesst,  so  ist  nichts  jenseit  seiner; 
denn  da  alle  Länder  durch  sein  Gewässer  begrenzt  sind, 
so  ist  Alles  innerhalb  desselben  und  von  seinen  Grenzen 
eingeschlossen.  Der  Consul  M.  Acilius  sagt  bei  Livius 
in  einer  Rede  an  die  Soldaten:  „Den  Ocean,  der  das  feste 
Land  durch  seine  Umarmung  begrenzt."  In  Seneca's 
Rathschlägen  heisst  der  Ocean  „das  Band  des  Erdkreises" 
und  „der  Wächter  des  Landes."  Lucan  sagt:  „Die  Welle, 
welclie  die  Welt  umfliesst."  Es  ist  auch  keine  Theilung 
des  Meeres  anzunehmen.  Denn  als  man  begann,  das 
Land  zu  theilen ,  war  das  Meer  zum  grössten  Theile  noch 
unbekannt;  es  lässt  sich  deshalb  kein  Verfahren  denken, 
durch  welches  seine  zerstreuten  Völker  sich  über  diese 
Theilung  hätten  vereinigen  können. 

15)  Gr.  meint  die  grosse  und  kleine  Syrte  an  der  nörd- 
lichen Küste  von  Afrika,  zwischen  Aegypten  und  Tunis. 
Sie  bestehen  aus  Sanddünen,  welclie  zum  Theil  vom  mittel- 
ländischen Meere  überschwemmt  werden.  Gr.  meint  mit 
ihnen  wohl  die  Sanddünen  gleicher  Natur  an  den  Meeres- 
küsten überhaupt. 
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3.    Was  also  Allen  gemeinsam  war  und  bei  der  ersten 
Theilung  ungetheilt  geblieben  ist,  geht  nicht  durch  Thei- 
luug,    sondern   durch   die   Besitzergreifung   in   das  Eigen- 
thum  über,  und  erst  demnächst  kann  es  getlieit  werden. 
'        IV.     Wir  kommen  nun   zu   dem,   was   zwar  im  Eigen- 
thum   sein   kann,    aber  es   noch   niclit   ist.     Der  Art  sind 
die   vielen    noch   unbebauten   Landstriche,    die   Inseln   im 
Meere,    die  wilden  Thiere,    die  Fische,    die  Vögel.     Man 
muss  aber   hier  Zweierlei   festlialten;    denn   es   giebt   eine 
zwiefache  Besitzergreifung;    eine  durch  die  Gemeinschaft, 
und    dann    eine    durcli    die   Landthcilung.     Die    erste   ge- 
schieht  durcli   das   Volk   oder  seine  Beherrscher,    die  an- 
dere  durch   Einzelne,    aber    mehr   durcli    Vertheilung    als 
durch    freie  Besitzergreifung.     Ist  ein   Land  nur  im  All- 
gemeinen  in  Besitz   genommen,    aber  nocli  nicht   auf  die 
Einzelnen   vertheilt,    so   ist   es   deslialb    doch    nicht    mehr 
herrenlos;  denn  es  bleibt  im  Eigonthum  des  ersten  Besitz- 
ergreifers,   sei   es   das  Volk   oder  der  König.     Dahin  ge- 
hören die  Flüsse,  die  Seen,  die  Teiche,  die  Wälder,   die 
hohen  Gebirge. 

V.     Ueber  die  wilden  Thiere,    Fisclie  und   Vögel  ist 
zu  bemerken,    dass,   wenn  Jemand  die  Staatsgewalt  über 
das  Land  oder  die  Gewässer  hat,  er  den  Fang  der  Tliiere, 
Fische   und  Vögel  verhindern  kann   und  damit  auch   den 
Erwerb  der  gefangenen  Thiere;    auch  Fremde  sind  daran 
gebunden;  der  Grund  ist,  weil  es  zur  Regierung  des  Vol- 
kes moralisch  nöthig  ist,  dass  auch  der,    welcher  nur  auf 
Zeit   sich   mit   ihm   vermengt,    und   dies   geschieht    durch 
Eintritt  in  das  Land,  sich  nach  den  Gesetzen  dieses  Lan- 
des   richten    muss.     Es    steht   dem   auch   nicht   entgegen, 
dass  im  Kömischen  Recht  es  oft  heisst,  die  Jagd  auf  solche 
Thiere  sei  nach  dem  Natur-  und  Völkerrecht  frei.     Denn 
dies  gilt  nur  so   lange,    als  das  Stant^^gesetz  nichts  An- 
deres bestimmt,   wie   denn   das  Römische  Recht  Vieles  in 
dem  ursprünglichen  Zustand  belassen  hat,  welchen  andere 
Völker  anders  geregelt  haben.    Bestimmt  aber  das  Staats- 
gesetz etwas  Anderes,    so  gebietet  selbst  das  Naturrecht, 
dies  zu  befolgen.    Denn  das  bürgerliche  Recht  kann  zwar 
nichts  gebieten,   was  das  Naturrecht  verbietet,   oder  ver- 
bieten,  was  dieses  gebietet;   aber  es  kann  die  natürliche 
Freiheit  beschränken  und  das  naturrechtlich  Erlaubte  ver- 


bieten und  selbst  den  natürlichen  Erwerbsarten  des  Eigen- 
thums  durch  seine  Kraft  entgegentreten. 

VI.  1.  Wir  wollen  ferner  sehen,  ob  noch  ein  gemein- 
sames Recht  den  Menschen  auf  Sachen  zukommt,  die  schon 
in  das  Eigenthum  eines  Einzelnen  übergegangen  sind.  Es 
kann  dies  sonderbar  erscheinen,  da  das  Eigenthum  alles 
Recht  aufgehoben  hat,  was  aus  dem  früheren  Zustand  der 
Gütergemeinschaft  sich  ableitete;  allein  dem  ist  nicht  so. 
Es  kommt  auf  die  Absieht  derer  an,  welche  zuerst  das 
Frivateigenthum  einführten;  und  diese  muss  «o  angenom- 
men werden,  wie  sie  sich  am  wenigsten  von  der  allgemeinen 
Gleichheit  entfernt.  Denn  wenn  dies  selbst  für  die  ge- 
schriebenen Gesetze  gilt,  so  gilt  es  um  so  mehr  für  Ge- 
wohnheiten, die  nicht  in  die  Fesseln  der  Schrift  einge- 
zwängt sind. 

2.  Daraus  folgt  zuerst,  dass  in  der  höchsten  Noth 
das  alte  Recht  des  Gebrauchs  wieder  auflebt,  als  wären 
die  Güter  noch  gemeinsam;  denn  in  allen  menschlichen 
Gesetzen  und  folglich  auch  bei  dem  Gesetz  über  das  Eigen- 
thum erscheint  jener  Nothfall  ausgenommen.  ^^) 

3.  Daher  kommt  es,  dass  auf  einer  Seereise  bei  dem 
Ausgehen  des  Proviants  Jeder  das  von  ihm  Besessene  zu 
dem  gemeinsamen  Gebrauch  abliefern  muss.  Deshalb 
kann  ich  bei  einer  Feuersbrunst  das  Nachbarhaus  zum 
Schutz  des  meinigen  niederreissen;  ebenso  die  Seile  und 
Netze  zerschneiden,  in  die  mein  Schiff  gerathen  ist,  wenn 
es  nicht  anders  loskommen  kann.  Dies  Alles  ist  durch 
das  bürgerliche  Gesetz  nicht  eingeführt,  sondern  nur  an- 
erkannt. 


^^»)  Auch  hier  hilft  sich  Gr.  für  die  Begründung  des 
sogenannten  domüLiuni  emlnens  wieder  mit  dem  ursprüng- 
lichen Theilungsvertrng.  Mit  solchen  Fiktionen  ist  natür- 
lich Alles  zu  begründen.  Alles,  was  nach  den  persön- 
lichen Gefühlen  eines  Schriftstellers  und  seiner  Zeit  sich 
als  billig  und  sittlich  herausstellt,  scheint  damit  auch 
natürlich,  eben  w^eil  es  seinen  Ursprung  anscheinend  aus 
dem  Gewissen  und  Rechtsgefuhle  nimmt.  Deshalb  wird 
jede  Zeit  auch  den  Inhalt  jener  fingirten  Verträge  allemal 
so  fingiren,  wie  es  ihrer  Rechtsanschauung  entspricht,  und 
anstatt  für  diese  selbst  damit  ein  Fundament  zu  gewinnen, 
dreht  solche  Wissenschaft  sich  immer  im  Kreise. 
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4.  Denn  selbst  unter  den  Theologen  gilt  der  Satz, 
dass  der  keinen  Diebstahl  begeht,  welcher  in  solcher  Noth 
das  zur  Erhaltung  seines  Lebens  Köthige  von  Anderen 
nimmt.  Der  Grund  dieser  Bestimmung  ist  nicht,  wie 
Einige  meinen,  dass  der  Eigenthümer  nach  den  Pflichten 
der  Liebe  die  Sache  dem  Bedürftigen  zu  geben  habe,  son- 
dern weil  das  Privateigenthum  überhaupt  nur  mit  dieser 
milden  Beibehaltung  des  ursprünglichen  Rechtes  einge- 
führt zu  sein  scheint  Denn  wären  die  ersten  Theilendcn 
hierüber  um  ihre  Meinung  befragt  worden,  so  würden  sie 
dasselbe  gesagt  haben,  i')  Der  ältere  Seneca  sagt:  „Die 
Nothwendigkeit  ist  ein  grosser  Schutz  der  menschlichen 
Schwäche,  denn  sie  briclit  jedes  Gesetz"  (d.  h.  das  mensch- 
liche oder  das  in  der  Weise  des  menschlichen  gemachte). 
Cicero  sagt  in  seiner  11.  Philippisclien  Rede:  „Cassius 
ist  nach  Syrien  gezogen ;  dies  war  ein  fremdes  Land,  wenn 
es  nach  schriftlichen  Gesetzen  ginge;  aber  da  diese  auf- 
gehoben waren,  so  war  es  das  seine,  nach  dem  Gesetz 
der  Natur."  Bei  Curtius  heisst  es:  „In  dem  allgemeinen 
Unglück  hilft  sich  Jeder,  wie  er  kann." 

VII.  Doch  sind  Bürgschaften  gegen  den  Missbrauch 
dieses  Rechtes  nöthig.  Die  erste  ist,  dass  zunächst  auf 
alle  Weise  es  versucht  werden  muss,  ob  der  Noth  nicht 
auf  andere  Weise  entgangen  werden  kann,  z.  B.  durch  An- 
tritt der  Obrigkeit,  oder  durch  einen  Versuch,  mit  Bitten 
von  dem  Eigenthümer  den  Gebrauch  der  Sache  zu  erlan- 
gen. Plato  gestattet  das  Wasserholen  aus  des  Nachbars 
Brunnen  nur,  wenn  Jemand  auf  seinem  Grunde  und  Boden 
bis  zum  Thonerdelager  nach  dem  Wasser  vergeblich  ge- 
sucht hat;    So  Ion  nur,    wenn   er  bei   sich  40  Ellen  tief 

i'')  Nach  der  richtigen  Auffassung  gehören  die  Bei- 
spiele in  §.  3  und  4  zu  den  in  der  Anmerk.  3  besproche- 
nen Kollisionsfällen  zwischen  an  sich  gleichberechtigten 
Prinzipien.  Wie  weit  hier  das  Eine  oder  das  Andere  die 
Oberhand  haben  solle,  liängt  von  Nationalcharakter-,  Na- 
tur- und  Verkehrsverhältnissen  ab.  Deshalb  ist  die  Kolli- 
sion bei  verschiedenen  Völkern  verschieden  geregelt,  wie 
die  späteren  Beispiele  ergeben,  und  das  Naturrecht  ist 
hier  völlig  unfähig,  einen  Anhalt  zu  bieten,  da  die  eine 
Entscheidung  so  gut  ein  Prinzip  für  sich  hat,  wie  die 
andere. 
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vergeblich  gegraben  hat,  wo  Plutarch  hinzufügt:  „denn 
er  wollte  dem  Mangel  zu  Hülfe  kommen,  aber  nicht  den 
Geiz  unterstützen."  Xenophon  sagt  in  der  Antwort  an 
die  Einwohner  von  Sinope:  „Wo  man  uns  nichts  verkau- 
fen will,  da  nehmen  wir  das  Nothwendige,  sei  es  in  frem- 
dem Lande,  sei  es  bei  den  Griechen;  nicht  aus  Ueber- 
muth,  sondern  aus  Noth." 

VIII.  Zweitens  kann  es  nicht  zugelassen  werden, 
wenn  der  Besitzer  sich  in  gleicher  Noth  befindet.  „Denn 
unter  gleichen  Umständen  hat  der  Besitzer  den  Vorzug." 
Lactantius  sagt:  „Der  ist  nicht  thöricht,  der  den  Schiff- 
brüchigen nicht  von  dem  Bote  herunterstösst,  nicht  einmal 
wenn  er  sich  selbst  dadurch  retten  könnte;  ebenso  wenig 
der,  welcher  den  Verwundeten  niclit  vom  Pferde  stösst; 
denn  er  enthält  sich  damit  einer  Beschädigung,  welche 
sündlich  ist,  und  diese  Sünde  zu  vermeiden,  ist  Weisheit." 
Cicero  sagt  im  3.  Buche  der  „Pflichten":  „Ist  es  nicht 
weise,  wenn  man  vom  Hunger  verzehrt  wird,  die  Speise 
dem  Andern  zu  nehmen,  der  sie  nicht  gebrauchen  kann? 
Keineswegs.  Denn  das  Leben  ist  mir  nicht  nützlicher  als 
eine  solche  Gesinnung,  welche  Niemand  des  eigenen  Vor- 
theils  wegen  beschädigt."  Bei  Curtius  heisst  es:  „Wer 
das  Seine  nicht  hergiebt,  ist  im  besseren  Rechte,  als  wer 
das  Fremde  verlangt." 

IX.  Drittens  muss,  wo  es  möglich  ist,  Ersatz  ge- 
leistet werden.  Manche  bestreiten  dies,  weil  der,  welcher 
sich  seines  Rechtes  bediene,  zu  keinem  Ersatz  verbunden 
sei.  Aber  richtiger  ist  es,  dass  dieses  Recht  kein  volles 
ist,  sondern  mit  der  Ersatzverbindlichkeit  behaftet,  sobald 
die  Noth  nacligelassen  hat.  Denn  ein  solches  Recht  ge- 
nügt, um  die  natürliche  Gleichheit  gegen  die  Härte  des 
Eigenthums  zu  schützen. 

X.  Hieraus  kann  man  abnehmen,  dass  bei  einem  from- 
men Kriege  es  erlaubt  ist,  einen  Ort  in  einem  neutralen 
Lande  zu  besetzen,  wenn  es  nämlich  nicht  eingebildet, 
sondern  gewiss  ist,  dass  der  Feind  diesen  Ort  besetzen 
und  von  da  aus  unersetzlichen  Schaden  thun  werde.  Nur 
darf  dabei  nichts  genommen  werden,  was  die  Vertheidi- 
gung  nicht  erfordert;  also  ist  nur  die  blosse  Besetzung 
des  Ortes  erlaubt,  wobei  im  Uebrigen  dem  Eigenthümer 
sein  Recht  und  die  Nutzniessung  verbleiben.  Auch  muss 
es  mit  der  Absicht  geschehen,  den  Platz  sofort  wieder  zu 
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räumen,  wenn  die  Noth  vorüber  ist.  Livius  sagt:  „Enna 
ist  entweder  durch  eine  unreelite  oder  durcli  eine  noth- 
wendige  That  uns  erhalten  worden.  Denn  liier  ist  alles 
das  Inrecht,  was  über  die  Notliwendigkeit  liinausgeht  " 
Als  die  Griechen  mit  Xenophon  der  Schiffe  bedurften  so 
nahmen  sie  auf  den  eigenen  Ratli  Xenophon's  die  vorüber- 
tahrenden  in  Beschhig,  aber  so,  dass  sie  die  Waaren  der 
^igenthumer  nicht  anrührten  und  den  Schiffern  Lohn  und 
Kost  gaben.  Das  erste  Recht,  was  nach  EinfüJirung  des 
bigenthums  aus  der  alten  Gütergemeinschaft  sich  erhalten 
hat,  ist  dies  liier  besprochene  Nothrecht.  i») 

XL    Ein  zweites  betrifft  die  unschädliche  Benutzung 
Li  coro   sagt:    „Weshalb   soll   man  nicht,    wenn   es   ohne 
feciiadcn  geschehen  kann,  dem  Andern  von  dem  mittheilen, 
was  ihm  von  Nutzen  ist  und  den  Geber  nicht  beschwert''^" 
Ebenso  sagt  Seneca:  „Die  Erlaubniss,  sich  Feuer  anzu- 
zünden,   könne    keine    Wohlthat    genannt    werden.«      Bei 
Plutarch    heisst    es    im   7.   Symposiacon:    „Denn   es   ist 
weder  erlaubt,    die  Lebensmittel  zu  vernichten,    die   man 
nicht  bedarf,  noch  eine  Quelle  zu  verstopfen  oder  zu  ver- 
heimlichen,   nachdem    man    daraus    getrunken    hat,    noch 
die  Zeichen   für  die  Schiffer  und  Wanderer  zu  vernichten 
nachdem   man  sich   danach  gerichtet  hut-^    vielmehr  muss 
dies  Alles  erhalten  bleiben,   damit  auch  Andere  nach  uns 
davon  Nutzen  ziehen  können." 

XIL  So  ist  ein  Fluss  als  solclier  Eigenthum  des  Vol- 
kes m  dessen  Land  er  fliesst,  oder  dessen,  welcher  das 
Volk  in  seiner  Gewalt  hat.  Diese  dürfen  einen  Damm 
m  dem  Flusse  errichten,  und  ihnen  gehört,  was  in  dem 
Flusse  entsteht.  Aber  derselbe  Fluss  als  vorbeifliessendes 
Wasser  bleibt  gemeinsam,  so  dass  Jeder  daraus  trinken 
und  schöpfen  kann. 

,,Wer  verbietet  es.  das  Licht  an  einem  anderen  anzuzünden? 
Undwer  verweigert  das  itnendliche  Gewässer  des  tiefen  Meeres?" 


1«)  Das  Bedenkliche  des  hier  in  Abschnitt  X.  von  Gr. 
behaupteten  natürlichen  Rechts  bedarf  kaum  der  DarlegunL-. 
In  der  modernen  Zeit  wird  kein  neutraler  Staat  dieses 
Recht  der  Besetzung  oder  des  Durchmarsches  anerkennen, 
sondern  nur  der  Gewalt  weichen  oder  der  Klugheit  Rech- 
nung tragen  Die  Kriege  Napoleon's  I.  in  Deutschland 
geben  dazu  belehrende  Beiträge. 
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sagt  Ovid,  und  bei  demselben  redet  Latona  die  Lycier 
so  an: 

„Weshalb  lasst  Ihr  mich  nicht  zu  dem  Wasser; 
das  Wasser  kann  Jeder  benutzen." 
Ovid  nennt  da  die  Wellen  „Öffentliche  Geschenke"  und 
nimmt  dabei  das  „öffentlich"  in  dem  ungewöhnlichen  Sinne, 
wonach  gewisse  Sachen  nach  dem  Völkerrechte  als  öffent- 
liche gelten.  Virgil  sagt  deshalb,  dass  die  Welle  Jedem 
offen  stehe. 

XIII.  1.  Deshalb  müssen  die  Länder,  Flüsse  und  die 
im  Eigenthum  befindlichen  Meerestheile  Allen  zum  Durch- 
gange für  gerechte  Zwecke  offen  stehen;  z.  B.  wenn  Je- 
mand, aus  seinem  Lande  verjagt,  in  die  Fremde  gehen 
will,  oder  wenn  man  mit  einem  jenseitigen  Volke  einen 
Handel  treiben  will,  oder  wenn  man  das  Seinige  durch 
einen  gerechten  Krieg  erlangen  will.  Der  Grund  ist  hier 
derselbe,  wie  vorhin;  weil  das  Eigenthum  mit  Zulassung 
einer  solchen  Benutzung  eingeführt  werden  konnte,  welche 
Diesem  nützt  und  Jenem  nicht  schadet;  deshalb  muss 
man  annehmen,  dass  die  Begründer  des  Eigenthums  dies 
gewollt  haben,  i^) 

2.  Ein  treffendes  Beispiel  hierfür  haben  wir  in  der 
Geschichte  Mosis.  Er  musste  durch  die  fremden  Länder 
der  Bumäer  und  dann  der  Emoräer  hindurch,  und  versprach 
ihnen,  dass  er  auf  der  königlichen  Strasse  bleiben  werde, 
ohne  auf  Privatländereien  überzutreten;  auch  würde  er 
das,  was  er  brauche,  nach  dem  wahren  Werthe  bezahlen. 
Als  die  Emoräer  diese  Bedingungen  zurückwiesen,  begann 
er    deshalb    einen    gerechten    Krieg    gegen    sie.      „Denn 

19)  Noch  bedenkliclier  als  das  Besatzungsrecht  ist  das 
liier  von  Gr.  vertheidigte  Durchzugsrecht.  Man  sieht,  was 
Alles  aus  der  Fiktion  eines  Theilungsvertrages  abgeleitet 
werden  kann.  Indem  Gr.  hierbei  Rechtspflichten  mit  mo- 
ralischen PHichten  durch  einander  mischt,  gewinnt  er  für 
seine  Ansicht  höchstens  das  Gefühl  weichmüthiger  Leser, 
welche  nur  zu  gern  bereit  sind,  die  Vorschriften  der  Liebe 
auch  auf  das  Handeln  der  Völker  auszudehnen.  Die  von 
Gr.  angeführten  Beispiele  zeigen,  dass  es  sich  hier  überall 
nur  um  Fälle  handelt,  wo  die  Gewalt  entschieden  oder 
die  Klugheit  nachgegeben  hat,  und  dass  hier  von  einem 
Rechte  keine  Spur  anzutreffen  ist. 
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sie  verweigerten  einen  unschädlichen  Durchgang",  sagt 
Augustin,  „welcher  nach  dem  billigen  Recht  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  hätte  offen  stehen  sollen." 

3.  Die  Griechen  mit  Clearch  sagten:  „Wir  wollen  nach 
der  Heimath  ziehen,  wenn  dies  Niemand  betrübt;  den  Ver- 
letzer werden  wir  aber  mit  Hülfe  der  Götter  bestrafen." 
Aehnlich  stellte  Agesilaus  bei  seiner  Rückkehr  aus  Asien 
den  Trojanern  die  Frage:  „Ob  sie  wollten,  dass  er  als 
Freund  oder  als  Feind  den  Durchzug  beginne."  So  fragte 
Lysander  die  Böotier,  „ob  sie  wollten,  dass  er  mit  erho- 
bener oder  mit  gesenkter  Lanze  durchziehen  solle?"  Die 
Bataver  melden  beiTacitus  den  Bonensern :  „Wenn  Nie- 
mand sich  entgegenstelle,  solle  ihr  Marsch  keinen  Schaden 
bringen;  wollte  man  aber  mit  den  AYaffen  ihnen  entgegen- 
treten, so  würden  sie  sich  mit  dem  Eisen  den  Weg  bah- 
nen." So  führte  Cimon  die  Hülfstruppen  für  die  Lacedä- 
monier  durch  das  Gebiet  der  Korinther.  Als  diese  ihm 
vorhielten,  weshalb  er  sie  nicht  vorher  darum  befragt, 
da  man  doch  auch  durch  eine  fremde  Thüre  nicht  ohne 
Erlaubniss  des  Herrn  eintreten  dürfe,  antwortete  er:  „Auch 
Ihr  habt  an  die  Thüren  der  Kleonäer  und  Megarenser 
nicht  angeklopft,  sondern  sie  aufgebrochen,  weil  Ihr 
meintet,  dass  dem  Stärkeren  Alles  offen  stehen  müsse." 
Die  Wahrheit  liegt  in  der  Mitte.  Es  muss  zwar  der 
Durchmarsch  erbeten  werden,  aber  wenn  er  verweigert 
wird,  so  kann  er  erzwungen  werden.  So  sagte  Agesilaus 
bei  seiner  Rückkehr  aus  Asien  zum  König  der  Macedonier, 
den  er  um  den  Durchzug  gebeten  hatte,  und  der  sich  Zeit 
zur  Ueberlegung  vorbehalten  wollte:  „Ueberlege  es;  wir 
werden  inmittelst  durchziehen." 

4.  Auch  die  Furcht  vor  der  grossen  Zahl  der  Durch- 
ziehenden ist  kein  Grund  zur  Weigerung.  Denn  mein 
Recht  wird  durch  Deine  Furcht  nicht  aufgehoben,  und 
zwar  um  so  weniger,  als  es  Bürgschaften  dafür  giebt. 
So  kann  der  Durchzug  in  Abtheilungen  geschehen,  oder 
ohne  Waffen,  was  die  Agrippiner  von  den  Deutschen  ver- 
langten. Diese  Sitte  fand  nach  Strabo  vor  Zeiten  in 
dem  Lande  der  Eläer  statt.  Ebenso,  wenn  auf  Kosten 
des  Durchziehenden  der  Andere  Schutzposten  aufstellt; 
wenn  Geissein  gegeben  werden,  wie  Seleucus  von  Deme- 
trius  verlangte,  wenn  er  ihm  in  seinem  Lande  den  Auf- 
enthalt gestatten   sollte.    So  genügt  auch  die  Furcht  vor 
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dem,  gegen  den  der  Durchziehende  einen  gerechten  Krieg 
beginnen  will,  nicht,  um  ihm  den  Durchzug  zu  verweigern. 
Ebenso  wenig  ist  der  Einwand  zulässig,  dass  der  Durch- 
zug auch  anderwärts  geschehen  könne:  denn  wenn  Jeder 
so  spräche,  so  würde  das  Recht  des  Durchzugs  ganz  ver- 
nichtet. Es  genügt,  dass  der  Durchzug  ohne  böse  Ab- 
sicht da  verlangt  wird,  wo  er  am  kürzesten  und  bequem- 
sten ist.  Wenn  jedoch  der  Durchziehende  einen  unge- 
rechten Krieg  beginnt,  wenn  er  meine  Feinde  mit  sich 
führt,  so  kann  ich  den  Durchzug  verweigern;  denn  auf 
seinem  eigenen  Grund  und  Boden  kann  man  dem  entgegen- 
treten und  den  Marsch  verhindern. 

5.  Der  Durchgang  ist  aber  nicht  blos  für  Menschen, 
sondern  auch  für  Waaren  zu  gestatten.  Denn  Niemand 
darf  den  Handel  des  einen  Volkes  mit  einem  anderen 
entfernteren  verhindern,  da  dessen  Gestattung  der  mensch- 
lichen Gesellscliaft  zum  Nutzen  und  Niemand  zum  Scha- 
den gereicht;  selbst  wenn  Jemand  um  einen  gehofften, 
aber  nicht  ihm  schuldigen  Gewinn  kommt,  kann  dies  nicht 
als  ein  Schaden  angesehen  werden.  Zu  den  liierüber  be- 
reits angeführten  Zeugnissen  wollen  wir  noch  das  von 
Philo  hinzufügen,  welcher  sagt:  „Das  ganze  Meer  wird 
von  den  Handelsschiffen  ohne  Gefährde  durchfahren,  zum 
Behuf  des  Handels,  der  um  der  Gemeinschaft  willen  unter 
den  Völkern  stattfindet,  indem  der  Ueberfluss  des  einen 
dem  Mangel  des  andern  zu  Hülfe  kommt.  Denn  der  Neid 
hat  noch  nie  den  ganzen  Erdkreis  oder  seine  grösseren 
Theile  durchdrungen."  Ebenso  spricht  Plutarch  über 
das  Meer:  „Unser  sonst  wildes  und  verkehrloses  Leben 
hat  das  Element  verbunden  und  vervollkommnet,  indem 
es  dem  Mangel  hier  durch  den  Ueberfluss  anderwärts  ab- 
hilft und  durch  den  Austausch  der  Güter  zur  Gemeinschaft 
und  Freundschaft  führt."  Damit  stimmt  der  Ausspruch 
des  Libanius:  „Gott  hat  nicht  allen  Ländern  Alles  zu- 
getheilt,  sondern  hat  seine  Geschenke  nach  den  Ländern 
vertheilt,  damit  die  Menschen  einander  bedürften  und  ge- 
sellig würden.  Deshalb  hat  er  den  Handel  erweckt,  damit 
wir  Alle  das  geniessen  können,  was  irgendwo  gewachsen 
ist."  Auch  Euripides  lässt  in  den  „Schutzflehenden" 
den  Theseus  zu  den  nützlichen  Erfindungen  des  mensch- 
lichen Geistes  die  Schifffahrt  rechnen  in  den  Versen: 

„Auf   dem  Meer  schiffen  wir,    damit  wir  durch 
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Austauscli  erlangen,    was  dem  Lande  des  Einzelnen 
fehlt." 

Bei  Flor  US  Iieisst  es:  „Wird  der  Handel  aufgehoben,  so 
ist  das  Band  des  menschliclien  Geschlechtes  zerrissen." 

XIV.  1.  Aber  es  fragt  sich,  ob  auf  die  Waaren,  welche 
so  zu  Lande  oder  auf  einem  Flusse  oder  einem  Meeres- 
theile,  welcher  als  Zubehör  eines  Landes  betrachtet  wer- 
den kann,  durchgefiilirt  werden,  ein  Zoll  von  dem  Ober- 
herrn des  Landes  aufgelegt  werden  kann?  Wenigstens 
dürfen  Lasten,  welche  sich  auf  diese  Waaren  gar  nicht 
beziehen,  denselben  nicht  aufgelegt  werden;  deshalb  darf 
auch  die  Kopfsteuer,  welche  den  Bürgern  zur  Erhaltung 
des  Staates  aufgelegt  ist,  von  blos  durchreisenden  Frem- 
den nicht  erhoben  werden. 

2.    Wenn  aber  Einrichtungen  zum  Scliutz  der  Waaren 
oder  wenigstens  mit  zu  diesem  Zweck  bestellen,    so  kann 
für   deren  Unkosten    den  Waaren    ein  Zoll   aufgelegt   wer- 
den,   wobei    nur    das   Maass    innegehalten    werden    muss. 
Denn  davon  hängt   die  rechtliche  Zulässigkeit  sowohl  des 
Zolles  wie  des  Tributes  ab.    So  erhob  König  Salomo  einen 
Zoll  für  die  Pferde  und  Gewebe,  welche  über  die  Syrische 
Landenge    geführt    wurden.     Ueber    den    Weihrauch    sagt 
Plinius:    „Er  kann   nur  durch   das   Land   der  Geboniter 
ausgeführt   werden;    deshalb   erheben    auch   deren  Könige 
einen  Zoll  davon."     So  sind  die  Massilier  reich  geworden 
durch   den  Kanal,    den  Marius   von   der  Rhone   nach  dem 
Meere   geführt    hatte,    „indem    sie   von   den  herunter  und 
herauffahrenden  Schiffen  einen  Zoll  erhoben,"   wie  Strabo 
im   4.   Buche    erzählt.     Derselbe    berichtet   im   8.   Buche: 
dass  die  Korinther  seit  den  ältesten  Zeiten  von  den  Waa- 
ren einen  Zoll   erhoben   hätten,    die  zur  Vermeidung  der 
Fahrt  um  das  Maleische  Vorgebirge  zu  Lande  von  einem 
Meere  nach  dem  andern  geführt  wurden.     So  erhoben  die 
Römer   eine   Steuer  für   den    Uebergang   über  den   Rhein. 
Seneca  sagt:  „Auch  in  eingeschlossenen  Meeren  wird  für 
die  Durchfahrt  bezahlt,"  und  rücksichtlich  der  Ueberfahrt 
über  die  Flüsse  sind  ganze  Bücher  von  den  Rechtsgelehr- 
ten geschrieben  worden. 

3.  Sehr  häufig  ist  es  aber,  dass  das  billige  Maass 
hierbei  nicht  innegehalten  wird.  Strabo  beschuldigt  des- 
halb die  Stamme«fiirsten  der  Araber  und  sagt:  „Denn  es 
ist  schwer,  dass  mit  solchen  zahlreichen  und  wilden  Völker- 
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Schäften  die  Kaufleute   sich  über  einen  billigen  Zoll  ver- 
einigen können." 

XV.  1.  Es  muss  auch  erlaubt  sein,  dass  die  Durch- 
fahrenden und  Durchreisenden  sich  der  Gesundheit  oder 
sonstiger  billiger  Ursaclien  halber  eine  Weile  aufhalten 
dürfen.  Denn  auch  dies  gehört  zu  den  unschädlichen  Vor- 
theilen.  Deshalb  wagt  Ilioneus  bei  Virgil  die  Götter  als 
Richter  anzurufen,  als  man  die  Trojaner  an  der  afrika- 
nischen Küste  am  Aussteigen  verhindern  wollte;  und  die 
Griechen  billigten  die  Beschwerde  der  Megarenser  gegen 
die  I Athener,  welche  sie  nicht  in  ihre  Häfen  einliessen, 
„gegen  das  gemeine  Recht",  sagt  Plutarch;  so  dass 
die  Lacedämonier  dies  als  den  besten  Grund  für  den  Krieg 
erachteten. 

2.  Daraus  folgt  auch,  dass  vorübergehend  eine  Hütte 
errichtet  werden  darf,  etwa  an  der  Küste,  selbst  wenn 
diese  bewohnt  sein  sollte.  Denn  wenn  Pomponius  sagt, 
dass  zur  Errichtung  von  Gebäuden  an  der  Küste  oder  im 
Meere  die  Genehmigung  der  Obrigkeit  erforderlich  sei,  so 
bezieht  sich  dies  nur  auf  dauernde  Gebäude;  deshalb  sagt 
der  Dichter: 

„Das  verengte  Gewässer  empfinden  die  Fische, 
Wenn  Dämme  durch  die  Tiefen  geführt  werden."  20) 

XVI.  Aber  selbst  ein  dauernder  Aufenthalt  darf  den 
Fremden,  welche,  aus  ihrer  Heimath  vertrieben,  um  Auf- 
nahme bitten,  nicht  abgeschlagen  werden,  sobald  sie  sich 
den  bestehenden  Staatsgewalten  und  Einrichtungen  für  die 
öffentliche  Ruhe  unterwerfen.  Diese  gerechte  Forderung 
bespricht  der  göttliche  Dichter,  als  er  den  Aeneas  mit 
folgenden  Worten  einführt  (Aen.  XII.  192): 

„Der  Schwiegervater  Latinus  behalte  die  Macht 
über  den  Krieg  und  die  oberste  Herrschaft." 
Auch  bei  dem  Halicar  nasser  nennt  Latinus  selbst  die 
Sache  des  Aeneas  eine  gerechte,  wenn  er  im  Mangel  einer 
Heimath  zu  ihnen  gekommen  sei.  Strabo  führt  aus  Era- 
tosthenes  an,  dass  nur  die  Barbaren  die  friedlichen  Frem- 
den verjagen,  und  die  Spanier  werden  deshalb  getadelt. 
Auch  Ambrosius  tadelt  die,  welche  die  Fremden  nicht 
in  ihre  Stadt  einlassen.  So  nahmen  die  Aeolier  die  Colo- 
phonier  auf,    die  Rhodier  den  Phorbantes  mit  seinen  Ge- 

20)  Der  Vers  ist  aus  Horaz  I.  Oden  I.  33. 

Grotius,  Recht  d.  Kr.  u.  Fr.  17 
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Austausch  erlangen,   was  dem  Lande  des  Einzelnen 

fehlt." 
Bei  Florus  lieisst  es:  „Wird  der  Handel  aufgehoben,  so 
ist  das  Band  des  menschliclien  Gesclilechtes  zerrissen." 

XIV.  1,  Aber  es  fragt  sich,  ob  auf  die  Waaren,  welche 
so  zu  Lande  oder  auf  einem  Flusse  oder  einem  Meeres- 
theile,  welcher  als  Zubehör  eines  Landes  betrachtet  wer- 
den kann,  durchgeführt  werden,  ein  Zoll  von  dem  Ober- 
herrn des  Landes  aufgelegt  werden  kann?  Wenigstens 
dürfen  Lasten,  welche  sich  auf  diese  Waaren  gar  nicht 
beziehen,  denselben  nicht  aufgelegt  werden;  deshalb  darf 
auch  die  Kopfsteuer,  welche  den  Bürgern  zur  Erhaltung 
des  Staates  aufgelegt  ist,  von  blos  durchreisenden  Frem- 
den nicht  erhoben  werden. 

2.  Wenn  aber  Einrichtungen  zum  Schutz  der  Waaren 
oder  wenigstens  mit  zu  diesem  Zweck  bestehen,  so  kann 
für  deren  Unkosten  den  Waaren  ein  Zoll  aufgelegt  wer- 
den, wobei  nur  das  Maass  innegehalten  werden  muss. 
Denn  davon  hängt  die  rechtliche  Zulässigkeit  sowohl  des 
Zolles  wie  des  Tributes  ab.  So  erhob  König  Salomo  einen 
Zoll  für  die  Pferde  und  Gewebe,  welche  über  die  Syrische 
Landenge  geführt  wurden.  Ueber  den  Weihrauch  sagt 
Plinius:  „Er  kann  nur  durch  das  Land  der  Geboniter 
ausgeführt  werden;  deshalb  erheben  auch  deren  Könige 
einen  Zoll  davon."  So  sind  die  Massilier  reich  geworden 
durch  den  Kanal,  den  Marius  von  der  Rhone  nach  dem 
Meere  geführt  hatte,  „indem  sie  von  den  herunter  und 
herauffahrenden  Schiffen  einen  Zoll  erhoben,"  wie  Strabo 
im  4.  Buche  erzählt.  Derselbe  berichtet  im  8.  Buche: 
dass  die  Korinther  seit  den  ältesten  Zeiten  von  den  Waa- 
ren einen  Zoll  erhoben  hätten,  die  zur  Vermeidung  der 
Fahrt  um  das  Maleische  Vorgebirge  zu  Lande  von  einem 
Meere  nach  dem  andern  geführt  wurden.  So  erhoben  die 
Römer  eine  Steuer  für  den  Uebergang  über  den  Rhein. 
Seneca  sagt:  „Auch  in  eingeschlossenen  Meeren  wird  für 
die  Durchfahrt  bezahlt,"  und  rücksichtlich  der  Ueberfahrt 
über  die  Flüsse  sind  ganze  Bücher  von  den  Rechtsgelehr- 
ten geschrieben  worden. 

3.  Sehr  häufig  ist  es  aber,  dass  das  billige  Maass 
hierbei  nicht  innegehalten  wird.  Strabo  beschuldigt  des- 
halb die  Stamraest'ürsten  der  Araber  und  sagt:  „Denn  es 
ist  schwer,  dass  mit  solchen  zahlreichen  und  wilden  Völker- 


schaften die  Kaufleute   sich  über  einen  billigen  Zoll  ver- 
einigen können." 

XV.  1.  Es  muss  auch  erlaubt  sein,  dasa  die  Durch- 
fahrenden und  Durchreisenden  sich  der  Gesundheit  oder 
sonstiger  billiger  Ursachen  halber  eine  Weile  aufhalten 
dürfen.  Denn  auch  dies  gehört  zu  den  unschädlichen  Vor- 
theilen.  Deshalb  wagt  Ilioneus  bei  Virgil  die  Götter  als 
Richter  anzurufen,  als  man  die  Trojaner  an  der  afrika- 
nischen Küste  am  Aussteigen  verhindern  wollte;  und  die 
Griechen  billigten  die  Beschwerde  der  Megarenser  gegen 
die  [Athener,  welche  sie  nicht  in  ihre  Häfen  einliessen, 
„gegen  das  gemeine  Recht",  sagt  Plutarch;  so  dass 
die  Lacedämonier  dies  als  den  besten  Grund  für  den  Krieg 
erachteten. 

2.  Daraus  folgt  auch,  dass  vorübergehend  eine  Hütte 
errichtet  werden  darf,  etwa  an  der  Küste,  selbst  wenn 
diese  bewohnt  sein  sollte.  Denn  wenn  Pomponius  sagt, 
dass  zur  Errichtung  von  Gebäuden  an  der  Küste  oder  im 
Meere  die  Genehmigung  der  Obrigkeit  erforderlich  sei,  so 
bezieht  sich  dies  nur  auf  dauernde  Gebäude;  deshalb  sagt 
der  Dichter: 

„Das  verengte  Gewässer  empfinden  die  Fische, 
Wenn  Dämme  durch  die  Tiefen  geführt  werden."  20) 

XVI.  Aber  selbst  ein  dauernder  Aufenthalt  darf  den 
Fremden,  welche,  aus  ihrer  Heimath  vertrieben,  um  Auf- 
nahme bitten,  nicht  abgeschlagen  werden,  sobald  sie  sich 
den  bestehenden  Staatsgewalten  und  Einrichtungen  für  die 
öffentliche  Ruhe  unterwerfen.  Diese  gerechte  Forderung 
bespricht  der  göttliche  Dichter,  als  er  den  Aeneas  mit 
folgenden  Worten  einführt  (Aen.  XIL  192): 

„Der  Schwiegervater  Latinus  behalte  die  Macht 
über  den  Krieg  und  die  oberste  Herrschaft." 
Auch  bei  dem  Halicarnasser  nennt  Latinus  selbst  die 
Sache  des  Aeneas  eine  gerechte,  wenn  er  im  Mangel  einer 
Heimath  zu  ihnen  gekommen  sei.  Strabo  führt  aus  Era- 
tosthenes  an,  dass  nur  die  Barbaren  die  friedlichen  Frem- 
den verjagen,  und  die  Spanier  werden  deshalb  getadelt. 
Auch  Ambrosius  tadelt  die,  welche  die  Fremden  nicht 
in  ihre  Stadt  einlassen.  So  nahmen  die  Aeolier  die  Colo- 
phonier  auf,    die  Rhodier   den  Phorbantes  mit  seinen  Ge- 


-0)  Der  Vers  ist  aus  Horaz  I.  Oden  L  33. 

Grotius,  Reclit  d.  Kr.  u.  Fr.  ^^ 
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nossen,  Cares  die  Melier,  die  Laccdämonier  die  Minyer, 
die  Cumäer  andere  Ankömmlinge.  Von  denselben  Minyern 
sagt  Her  od  ot  richtig,  dass  sie  mit  ihrem  Verlangennach 
einem  Antheil  an  der  Staatsgewalt  im  Unrecht  gewesen 
und  gethan,  was  sie  nicht  gesollt  hätten;  Valerius  Maxi- 
raus  sagt,  sie  hätten  eine  Wohlthat  in  eine  Beschädigung 
umgewandelt. 

XVII.  Befinden  sich  jedoch  innerhalb  des  Gebietes 
verlassene  und  wüste  Ländereien,  so  müssen  sie  den  An- 
kömmlingen auf  ihr  Ersuchen  überlassen  werden;  ja  sie 
dürfen  von  ihnen  in  Besitz  genommen  werden,  weil  das, 
was  Niemand  bebaut,  auch  nicht  als  im  Besitz  befindlich 
gelten  kann,  sofern  nur  die  oberherrliche  Gewalt  dem 
alten  Volke  unversehrt  verbleibt.  Den  Trojanern  wurden 
von  den  lateinischen  Ureinwolinern  70  Joch  harten  und 
rauhen  Landes  abgetreten,  wie  Servius  bemerkt.  Bei 
Dio  von  Prusa  heisst  es  in  der  7.  Rede:  „Wer  den  wüsten 
Boden  eines  Landes  bebaut,  handelt  nicht  unrecht."  Die 
Ansibarier  klagten  einst:  „So  wie  der  Himmel  den  Göttern, 
so  sei  die  Erde  dem  Menschengeschlecht  verliehen;  die 
leeren  Stellen  seien  Jedem  zugänglich.  Sie  blickten  nach 
der  Sonne  und  den  Gestirnen  und  fragten  sie,  als  ob  sie 
gegenwärtig  wären,  ob  sie  das  wüste  Land  beschauen 
wollten?  Vielmehr  sollten  sie  gegen  die,  welche  das  Land 
vorenthielten,  das  Meer  hervorstürzen  lassen."  Doch  wur- 
den diese  allgemeinen  Sätze  auf  den  vorliegenden  Fall 
falsch  angewendet.  Denn  jene  Ländereien  waren  nicht 
ganz  unbenutzt,  sondern  wurden  zur  Weide  für  das  Rind- 
vieh und  die  Pferde  der  Soldaten  benutzt,  und  dies  recht- 
fertigte die  Weigerung  der  Römer.  Deshalb  stellten  schon 
die  Römer  die  gleich  richtige  Frage  an  die  gallischen  Sera- 
nonen:  „Wer  Ihnen  das  Recht  gäbe,  die  Aecker  von  den 
Besitzern  zu  verlangen  und  sonst  mit  Krieg  zu  drohen.  ~i) 

XVIII.  Nach  dem  gemeinen  Rechte  über  Sachen  folgt 

21)  Bei  den  hier  berührten  Fragen  des  Freihandels, 
der  Zölle  und  der  Einwanderung  vermischt  Gr.  das  Reclit 
mit  der  Moral,  während  doch  Beides  getrennt  gehalten 
werden  muss,  wenn  man  überhaupt  deren  Prinzipien  auf 
diese  Fragen  anwenden  will.  Dem  Rechte  nach  ist  jeder 
Staat  souverän  und  kann  deshalb  alle  diese  Fragen 
nach  seinem  Belieben    für  sein  Gebiet    entscheiden;    dies 


Ueber  das,  was  allen  Menschen  zusteht. 
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das  gemeine  Recht  auf  Handlungen,  was  entweder  einfach 
oder  unter  Voraussetzungen  gegeben  wird.  Ohne  Weiteres 
besteht  das  Recht  auf  solche  Handlungen,  ohne  welche 
ein  bequemes  Leben  nicht  geführt  werden  kann.  Denn 
es  ist  hier  dazu  nicht  die  gleiche  Noth  erforderlich,  wie 
bei  Bemächtigung  einer  fremden  Sache,  da  es  sich  nicht 
um  Etwas  handelt,  was  gegen  den  Willen  des  Eigenthü- 
mers  geschehen  soll,  sondern  um  Erwerbshandlungen  unter 
Einwilligung  des  Eigenthüraers  insoweit,  dass  diese  durch 
ein  Gesetz  oder  durch  heimliche  Verabredung  Mehrerer 
nicht  gehindert  werden  dürfen.  Denn  es  widerspricht  der 
Natur  der  Gesellschaft,  dergleichen  Handlungen  zu  verhin- 
dern. Ambrosius  bezeichnet  es  „als  eine  Trennung  von 
dem  Verkehr  mit  dem  gemeinsamen  Vater,  als  ein  Leug- 
nen, dass  die  Früchte  für  Alle  gewachsen,  und  als  eine 
Zerstörung  des  gemeinsamen  Lebens."  Denn  das  Ueber- 
flüssige  und  Verschwenderisclie  habe  ich  hier  nicht  ge- 
meint, sondern  nur  die  Lebensbedürfnisse,  wie  Nahrungs- 
mittel, Kleider  und  Arznei. 

XIX.  Diese  um  einen  billigen  Preis  sich  zu  verschaffen, 
muss  Jeder  nach  unserer  Ansicht  befugt  sein,  ausgenommen, 
dass  der  Besitzer  selbst  die  Sache  bedarf,  weshalb  bei 
Hungersnoth  der  Verkauf  von  Getreide  verboten  wird. 
Aber  selbst  in  solcher  Noth  dürfen  die  einmal  aufgenom- 
menen Fremden  nicht  wieder  Verstössen  werden,  sondern 
das  gemeinsame  Unglück  ist  auch  gemeinsam  zu  ertragen, 
wie  Ambrosius  an  der  erwähnten  Stelle  sagt. 

XX.  Aber  für  den  Verkauf  des  Seinigen  gilt  nicht  das 
gleiche  Recht.  Denn  Jedem  steht  frei,  was  er  will,  zu  er- 
werben oder  nicht  zu  erwerben.  So  Hessen  die  Belgier 
früher  keinen  Wein  und  ausländische  Waaren  ins  Land, 
und  von  den  arabischen  Nabadäern  berichtet  Strabo,  dass 
einige  Waare  eingeführt  worden,  andere  verboten  gewesen. 

XXL  1.     Unter  dem  hier  behandelten  Rechte  ist  auch 


wird  auch  jetzt  allgemein  anerkannt.  Was  dagegen  die 
Billigkeit  und  die  moralische  Pflicht  anlangt,  so  ist 
die  Lehre  der  Liebe  des  Evangeliums  hier  höchst  bedenk- 
lich, weil  jeder  Staat  zunächst  sein  Wohl  im*  Auge  zu 
behalten  hat,  und  daher  jene  Regeln,  welche  Christus  für 
das  Verhalten  der  einzelnen  Menschen  zu  einander  giebt, 
auf  Staaten  kaum  eine  Anwendung  gestatten. 

17* 
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die  Freiheit,  Ehen  bei  Nachbarvölkern  zu  suchen  und 
einzugehen,  enthalten.  Man  setze,  dass  eine  Anzahl  Män- 
ner vertrieben  wird  und  in  ein  Land  kommt;  denn  ohne 
Frau  zu  leben,  widerspricht  zwar  nicht  gänzlicli  der  mensch- 
lichen Natur,    aber  doch   der  Natur  der  meisten  Männer, 

/    und  das  ehelose  Leben  passt  nur  für  ausgezeichnete  Geister! 

j  Deshalb  darf  den  Männern,  Frauen  zu  nehmen,  nicht  ge- 
weigert werden.  Romulus  bittet  bei  Livius  die  Nach- 
barn, „sie  sollten  gestatten,  dass  Menschen  mit  Menschen 
in  Blut  und  Geschlecht  sich  verbinden."  Canulejus  sagt 
ebendaselbst:  „Wir  verlangen  das  Recht  zum  Heirathen, 
was  man  den  Nachbarn  und  Fremden  zu  gestatten  pflegt-" 
und  Augustin  entscheidet:  „dass  die  mit  Unrecht  ver- 
weigerte Eheschliessung  vom  Sieger  durch  den  Krieg  mit 
Recht  gewonnen  werde." 

2.  Wenn  die  bürgerlichen  Gesetze  einzelner  Völker 
die  Ehe  mit  Fremden  nicht  erlaubten,  so  hat  dies  seinen 
Grund  darin,  dass  bei  ihrem  Erlass  die  Nachbarvölker  an 
Frauen  keinen  Mangel  hatten,  oder  dass  diese  Gesetze 
sich  blos  auf  die  vollkommenen  Ehen  beziehen,  welche 
nach  dem  bürgerlichen  Rechte  mit  besonderen  Wirkungen 
verknüpft  sind. 

XXIL  Das  gemeine  Recht  zu  Handlungen,  welches 
auf  Voraussetzung  beruht,  betrifft  die  Fälle,  wo  ein  Volk 
den  Fremden  überhaupt  etwas  gestattet;  denn  wenn  dann 
ein  Volk  ausgenommen  wird,  so  geschieht  diesem  damit 
Unrecht.  Wird  z.  B.  den  Fremden  gestattet,  überall  zu 
jagen,  zu  fischen,  Vögel  zu  fangen,  Perlen  zu  suchen, 
durch  Testament  zu  erwerben,  zu  verkaufen  und  Ehen  zu 
schhessen,  auch  wenn  kein  Mangel  an  Frauen  vorhanden 
ist,  so  darf  dies  nicht  ausnahmsweise  einem  Volke  ver- 
sagt werden;  es  müsste  denn  ein  Unrecht  begangen  haben, 
aus    welchem   Grunde    den  Nachkommen  Benjamin's    von 

Y^MT^^°  '^"^®"  ^^^  ^^^^*  ^"^  Heirath  entzogen  wurde. 
^  XXIII.  Was  hier  von  gestatteten  Handlungen  gesagt 
ist  bezieht  sich  nur  auf  solche,  welche  aus  der  natür- 
lichen Freiheit  hervorgehen,  aber  nicht,  wenn  die  Erlaub- 
niss  nur  als  Wohlthat  und  Ausnahme  von  dem  Gesetz 
bewilligt  worden;  denn  eine  Wohlthat  zu  versagen,  ist 
niemals  Unrecht.  So  werden  sich  die  Aussprüche  des 
J^ranz  Victoria  vertragen,  welche  Molina  ihm  als  Wider- 
spruche zur  Last  legt. 
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XXIV.  Ich  entsinne  mich,  dass  man  die  Frage  auf- 
geworfen hat:  Ob  zwei  Länder  einen  Vertrag  mit  einander 
schliessen  dürfen,  wonach  das  eine  die  nur  in  seinem 
Lande  wachsenden  Früchte  blos  dem  andern  verkaufen 
darf.  Ich  halte  dies  für  zulässig,  wenn  das  kaufende  j 
Land  bereit  ist,  sie  auch  anderen  um  einen  billigen  Preis  ' 
abzulassen.  Denn  den  anderen  Völkern  kann  es  nicht 
darauf  ankommen,  von  wem  sie  ihre  Lebensbedürfnisse 
einkaufen;  einen  Gewinn  vor  dem  Andern  sich  zu  ver- 
schaffen, ist  aber  erlaubt,  vorzüglich  wenn  hinzukommt, 
dass  das  eine  Volk,  welches  sich  dies  ausbedungen  hat, 
das  andere  in  seinen  Schutz  nimmt  und  davon  Unkosten 
hat.  Ein  solches  Abkommen  in  solcher  Absicht  wider- 
spricht nicht  dem  Naturrecht,  obgleich  mitunter  die  Staats- 
gesetze des  allgemeinen  Nutzens  wegen  es  verbieten.  22) 


Kapitel  III. 

Ueber  die  ursprüngHclie  Erwerbung  des  Eigen- 
thums und  über  das  Meer  und  die  Flüsse. 

I.  Als  besonderes  Recht  wird  etwas  unser  entweder 
durch  ursprüngliche  Erwerbung  oder  durch  abgeleitete. 
Die  erste  konnte  im  Anfange  bei  dem  Zusammenkommen 
des  menschlichen  Geschlechts  auch  durch  Theilung  ge- 
schehen, jetzt  nur  noch  durch  Besitzergreifung. 

22)  Für  die  Abschnitte  XVIII— XXIV.  kann  nur  auf 
die  früheren  Anmerkungen  Bezug  genommen  werden;  sie 
dienen  zur  Bestätigung  des  dort  Gesagten.  Theils  enthalten 
sie  eine  unzulässige  Vermischung  von  Recht  und  Moral, 
theils  ist  das  angebliche  Naturrecht  des  Gr.  hierbei  so 
sehr  persönliche  Ansicht  und  Ergebniss  seines  milden 
Charakters,  dass  in  den  meisten  dieser  Fragen  schon  die 
öffentliche  Meinung  in  der  Gegenwart  zu  einer  ganz  an- 
deren Ueberzeugung  gelangt  ist,  die  deshalb  heut  zu  Tage 
ebenso  als  Naturrecht  gelten  müsste,  wie  zu  Gr.'s  Zeit 
das  Entgegengesetzte. 
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II.  Man  kann  einwenden,  dass  ja  auch  durch  die  Be- 
willigung einer  Servitut  oder  durcli  die  Bestellung  eines 
Pfandes  etwas  Ursprüngliches  erworben  werde;  aber  bei 
richtiger  Erwägung  wird  man  finden,  dass  dies  nur  be- 
ziehungsweise ein  neues  Recht  ist;  in  Wirklichkeit  war 
es  schon  in  dem  Eigenthumsrecht  enthalten. 

III.  Der  Reclitsgelehrte  Paulus  rechnet  zu  dieser 
Erwerbsart  auch  den  Fall,  welcher  der  natürlichste  scheint, 
nämlich,  wenn  wir  selbst  etwas  hervorgebracht  haben. 
Allein  da  in  der  Natur  nichts  entsteht,  wozu  der  Stoff 
nicht  schon  vorher  dagewesen  ist,  so  ist,  wenn  dieser 
unser  gewesen  ist,  das  Eigenthum  nur  unter  Veränderung 
der  Form  fortgesetzt;  hat  der  Stoff  Niemand  gehört,  so 
bildet  diese  Erwerbsart  eine  Art  der  Besitzergreifung;  ge- 
hört der  Stoff  aber  einem  Anderen,  so  erwerben  wir  da- 
mit allein  denselben  nnch  dem  Naturrecht  nicht,  wie  unten 
gezeigt  werden  wird.  23) 

IV.  I.  Es  bleibt  also  die  Betrachtung  der  Besitz- 
ergreifung, welche  nach  jenen  ersten  Zeiten  die  einzige 
natürliche  und  dabei  ursprüngliche  Erwerbsart  bildet. 
Unter  den  Gegenständen,  die  in  Wahrheit  Niemand  ge- 
hören, giebt  es  Zweierlei,  was  der  Besitzergreifung  unter- 
liegt: die  Staatsgewalt  und  das  Eigenthum,  soweit  es  von 
jener  unterschieden  wird.  Seneca  bezeichnet  Beides  so: 
„Den  Königen  gebührt  die  Herrschaft  über  Alle;  den  Ein- 
zelnen das  Eigenthum."  Dio  von  Prusa  sagt:  „Das  Land 
gehört  dem  Staate;  allein  nicht  minder  ist  Jeder  Eigen- 
thümer  des  Seinigen."  Die  Staatsgewalt  bezieht  sich  auf 
Zweierlei;  vorzugsweise  auf  die  Personen,  welche  mitunter 
allein  ihr  Objekt  bilden,  wie  bei  einem  Zug  Männer, 
Frauen  und  Kinder,  welche  neue  Wohnsitze  suchen;  so- 
dann das  Land,  welclies  Staatsgebiet  genannt  wird. 

2.  Obgleich  manchmal  durcli  eine  Handlung  die  Staats- 
gewalt und  das  Eigenthum  erworben  werden,  so  sind  sie 
doch    verschieden.      Deshalb    geht    das    Eigenthum    nicht 


23)  Ueber  das  aus  dem  Säen,  Pflanzen  und  Züchten 
des  Viehes  entstehende  Eigentlium  handelt  Gr.  erst  später. 
Die  Auffassung  der  menschlichen  Arbeit  überhaupt  als 
den  letzten  Rechtsgrund  alles  Eigenthums  ist  bei  Gr.  noch 
nicht  vorhanden.  Sie  ist  erst  von  Locke  geltend  ge- 
macht worden. 
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blos  auf  die  Bürger,  sondern  auch  auf  die  Fremden  über, 
während  die  Staatsgewalt  unverändert  bei  jenen  bleibt. 
Diodor  sagt  in  dem  Buche  über  die  Rechtsverhältnisse 
der  Ländereien:  „Wenn  das  Kolonialland  nicht  zureichte, 
so  nahmen  die,  welche  die  Zutheilung  oder  Theilung  lei- 
teten, von  den  benachbarten  Ländereien  and  wiesen  es 
den  künftigen  Bürgern  der  Kolonie  an.  Aber  die  Staats- 
gewalt über  die  zugetheilten  Ländereien  blieb  bei  denen, 
aus  deren  Gebiet  sie  genommen  waren."  Demos thenes 
nennt  in  der  Rede  über  den  Halonesus  die  Ländereien 
derer,  denen  auch  das  Gebiet  gehört,  „voll  erworbenes 
Gut",  die  in  fremdem  Gebiete  „erworbenes  Gut".  24) 

V.  W^enn  für  ein  Land  die  Staatsgewalt  schon  in  Be- 
sitz genommen  ist,  so  kann,  wie  erwähnt,  durch  ein  Staats- 
gesetz das  Besitzergreifungsrecht  für  bewegliche  Sachen 
aufgehoben  werden.  Denn  das  Naturrecht  gestattet  nur 
dieses  Recht;  aber  es  verlangt  nicht,  dass  es  immer  be- 
stehe, da  die  menschliche  Gesellschaft  es  nicht  erfordert. 
Behauptet  aber  Jemand,  dass  nach  dem  Völkerrecht  es 
gestattet  sein  müsse,  so  erwidere  ich,  dass  wenn  es  auch 
in  einem  Theile  der  Erde  gebräuchlich  ist  oder  gewesen 
ist,  es  doch  nicht  die  Kraft  eines  Vertrages  zwischen  den 
Völkern  hat,  sondern  dass  es  nur  das  Recht  der  Völker 
bildet,  welches  jedes  einzelne  Volk  ändern  kann.  Und 
von  der  Art  ist  Vieles,  was  die  Rechtsgelehrten  in  Bezug 
auf  die  Eintheilung  der  Sachen  und  die  Erwerbsarten 
des  Eigenthums  zum  Völkerrecht  rechnen. 

VI.  Ueberdem  ist,  blos  nach  dem  Naturrecht  betrach- 
tet, das  Eigenthum  nur  bei  dem  vorhanden,  der  seiner 
Vernunft  mächtig  ist.     Das  Völkerrecht  hat  aber  des  ge- 

24)  In  Folge  der  verflachenden,  alle  Eigenthümlichkeit 
der  einzelnen  Institutionen  übersehenden  Auffassung  des 
Naturrechts  wirft  hier  Gr.  ebenso  Staatsgewalt  und  Privat- 
eigenthum  zusammen,  wie  früher  den  wirklichen  Krieg, 
die  Selbsthilfe  und  die  Nothwehr  im  Privatrecht.  Es  ist 
dies  eine  der  gefährlichsten  Seiten  solcher  Betrachtung 
des  Rechtes,  und  die  historische  Schule  hat  sich  dagegen 
mit  Recht  erhoben  und  die  Erfassung  jeder  einzelnen  In- 
stitution nach  ihrer  vollen  nationalen  und  geschichtlichen 
Eigenthümlichkeit  zur  Bedingung  ihres  Verständnisses  ge- 
macht. 
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meinen  Nutzens  wegen  eingeführt,  dass  auch  Kinder  und 
Wahnsinnige  Eigenthum    erwerben    und  besitzen  können 
indem  gleichsam   das   menschliche  Geschlecht   deren   Per- 
son   unterstützt.     Denn    die    Menschen    konnten    Manches 
neben   dem  Naturrecht  bestimmen,    aber  nichts   dagegen. 
Deshalb  steht  dieses  Eigenthum,  was  zu  Gunsten  der  Kin- 
der und  Ihresgleichen  mit  Uebereinstimmung  der  gesitteten 
Völker  eingeführt  worden  ist,   innerhalb   des  ersten  Akts 
aber  gehört  nicht  zu  dem  zweiten  Akt,    wie  die  Schule 
sagt,   d.h.  es  enthält  das  Haben  an  sich,   aber  nicht  die 
Ausübung.     Denn  die  Veräusserung  und  Aehnliches  erfor- 
dert seine  Natur  nach  einem  vernünftigen  Willensakt    der 
bei    solchen  Personen    nicht  vorkommen    kann.     Deshalb 
gehört  hierher  der  Ausspruch  des  Apostels  Paulus,   dass 
der  Unmündige    zwar   Eigenthümer    des    väterlichen   Ver- 
mögens sei,  dass  er  aber  in  Bezug  auf  die  Ausübung  des 
Eigenthums  den  Sklaven  gleich   stehe.     Ueber  das   Meer 
ist  oben  etwas  gesagt  worden,  was  nun  zu  Ende  zu  brin- 
gen ist.  25) 

VII.  Die  Flüsse  haben  in  Besitz  genommen  werden 
können,  obgleich  sie  weder  oberhalb  noch  unterhalb  von 
dem  Gebiete  eingeschlossen  werden,  sondern  mit  dem 
Wasser  oberhalb  und  unterhalb  oder  mit  dem  Meere  zu- 
sammenhängen. Denn  es  genügt,  dass  der  grössere  Theil 
d.  h.  die  Seiten  durch  die  Ufer  geschlossen  sind,  und 
dass  der  Fluss  im  Vergleich  zum  Lande  nur  einen  kleinen 
Theil  davon  einnimmt. 

VIII.  Nach  diesem  Beispiele  wird  auch  das  Meer  von 

25)  Dieser  Gegensatz  zwischen  dem  Naturrecht  und 
Völkerrecht  in  Bezug  auf  das  Eigenthum  Unmündiger  ist 
dem  heutigen  Rechtsgefühl  kaum  verständlich.  Jetzt  wird 
sicherlich  Jeder  es  nur  natürlich  finden,  dass  auch  Kin- 
der Eigenthum  durch  Erbrecht,  Schenkung  und  sonst  er- 
werben können,  und  Niemand  wird  ein  besonderes  Völker- 
recht dazu  herbeiholen.  Auch  Gr.  giebt  keinen  besonde- 
ren Grund  dafür  an;  er  scheint  lediglich  aus  dem  Begriff 
der  Okkupation  dazu  gekommen  zu  sein,  indem  die  Okku- 
pation einen  willensreifen  Menschen  voraussetzt.  Allein 
dann  hätte  Gr.  seine  Ansicht  auf  den  Erwerb  durch  Okku- 
pation beschränken  müssen,  während  er  hier  allgemein 
von  dem  Besitz  des  Eigenthums  spricht. 


Ueber  die  ursprüngliche  Erwerbung  des  Eigenthums,     265 

dem  in  Besitz  genommen  werden  können,  welcher  das 
Land  zu  beiden  Seiten  besitzt,  wenn  es  auch  an  einer 
Seite  offen  ist,  wie  bei  den  Meerbusen,  oder  an  beiden 
Seiten,  wie  bei  den  Meerengen,  wenn  sie  nur  nicht  so 
gross  sind,  dass  sie  im  Vergleich  zum  Lande  nicht  mehr 
als  ein  Theil  desselben  gelten  können.  Und  das,  was 
einem  Volke  oder  Könige  erlaubt  ist,  ist  es  auch  zweien 
oder  dreien,  wenn  sie  zusammen  das  zwischenliegende 
Meer  in  Besitz  nehmen  wollen;  denn  auch  die  Flüsse 
welche  zwischen  zwei  Ländern  hinfliessen,  sind  von  Bei- 
den in  Besitz  genommen  und  danach  getheilt.  26) 

IX.  1.  Man  muss  anerkennen,  dass  in  den  Erdtheilen, 
welche  zur  Zeit  des  römischen  Reiches  bekannt  waren,  das 
Meer  von  den  frühesten  Zeiten  ab  bis  zu  Justinian  völkerrecht- 
lich von  keinem  Volke  in  Besitz  genommen  werden  konnte, 
selbst  nicht  für  den  Fischfang.  Auch  ist  es  falsch,  dass 
das  Meer  als  ein  Gemeingut  der  römischen 'Bürger  gelten 
müsse,  weil  das  Römische  Recht  von  dem  Meere  sage, 
dass  es  Allen  gemeinsam  sei.  Denn  zunächst  kann  dieser 
allgemeine  Ausdruck  nicht  so  beschränkend  ausgelegt  wer- 
den; das,  was  die  Römer  vom  Meere  sagen,  es  sei  allge- 
mein, erläutert  Theophilus  mit  den  Worten:  „allen  Men- 
schen gemein."  Ulpian  sagt,  dass  das  Meer  von  Natur 
Allen  offen  stehe  und  Allen  gehöre  wie  die  Luft.  Celsus 
sagt,  dass  die  Benutzung  des  Meeres  allen  Menschen  zu- 
stehe. Ueberdem  unterscheiden  die  Rechtsgelehrten  sehr 
bestimmt  das  öffentliche  Eigenthum  des  Volkes,  wozu 
auch  die  Flüsse  gehören,  von  diesen  gemeinsamen  Dingen. 

26)  Früher  (S.  247)  hat  Gr.  zur  Bedingung  der  Okku- 
pation eine  streng  begrenzte  Sache  verlangt;  hier  lässt  er 
erheblich  von  dieser  Bedingung  nach.  Man  sieht,  wie 
biegsam  die  Begriffe  seines  Naturrechtes  sind,  und  wie  sie 
nur  die  Trennbegriffe  aus  einer  zufällig  oder  beliebig  zu- 
sammengebrachten Anzahl  von  Einzelverhältnissen  sind, 
die  ihre  Geltung  nicht  in  sich  selbst  haben,  sondern  viel- 
mehr sie  erst  auf  jene  stützen,  während  der  Schriftsteller 
die  Sache,  nachdem  er  seinen  Begriff  gebildet  hat,  um- 
kehrt. Deshalb  sagt  man  mit  Recht:  Omnis  definitio  in 
jure  periculosa;  wobei  aber  unter  „definüw''  jene  abstra- 
hirten  Definitionen  zu  verstehen  sind,  aber  nicht  die  von 
den  Autoritäten  ausgehenden. 
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So  heisst  es  in  den  Institutionen:  „Einiges  ist  nach  dem 
Naturrechte  Allen  gemeinsam,  Anderes  gehört  dem  Staate; 
zu  Ersterem  gehören  die  Luft,  das  fliessende  Wasser,  das 
Meer  und  seine  Küsten;  zu  Letzterem  alle  Flüsse  und 
Häfen."  Ebenso  lautet  die  griechische  Uebersetzung  des 
Theophilus. 

2.  lieber  die  Meeresküsten  sagt  Ne  rat  ins,  sie  wä- 
ren öffentlich,  nicht  in  dem  Sinne  als  Eigenthum  des  Vol- 
kes, sondern  wie  ursprüngliche  Naturerzeugnisse,  die  noch 
in  keines  Menschen  Eigenthum  gelangt  sind,  also  auch 
keinem  Volke  angehören.  Dem  widerstreitet,  was  Cel- 
sus  sagt,  dass  die  Küsten,  über  welche  das  römische 
Volk  die  Herrschaft  habe,  denselben  gehörten,  während 
das  Meer  von  allen  Menschen  benutzt  werden  könne.  In- 
dess  lassen  sich  beide  Stellen  so  vereinigen,  dass  Ne- 
ratius  bei  den  Küsten  nur  von  deren  Benutzung,  soweit 
sie  den  Schiffern  und  Vorüberfahrenden  nothwendig  ist, 
spricht;  Celsus  aber  von  deren  dauernder  Benutzung 
spricht,  wie  z.  B.  für  feste  Gebäude.  Denn  Pomponius 
belehrt  uns,  dass  bei  dem  Prätor  die  Erlaubniss  nach- 
gesucht werden  musste,  um  in  dem  Meere,  d.  h.  an  der 
Küste  und  was  dazu  gehört,  ein  Gebäude  zu  errichten. 

X.  1.  Obgleich  dies  richtig  ist,  so  beruht  es  doch 
nicht  auf  dem  Naturrecht,  sondern  auf  besonderer  Bestim- 
mung, weil  von  dem  Meere  in  dem  obigen  Sinne  nicht 
Besitz  ergriffen  worden  ist  und  rechtlich  nicht  ergriffen 
werden  kann.  Denn  auch  der  Fluss  ist  Staatseigenthum, 
wie  wir  wissen,  und  doch  kann  das  Recht,  in  einer  Krüm- 
mung des  Flusses  zu  fischen,  von  einem  Privatmann  be- 
sessen werden.  Auch  von  dem  Meere  hat  Paulus  ge- 
sagt, dass,  wenn  das  Eigenthum  davon  Jemandem  zu- 
komme, er  auch  die  Klage  wegen  Besitzstörung  habe; 
weil  dies  die  privaten  Verhältnisse  und  nicht  die  öffent- 
lichen betreffe,  da  es  sich  um  die  Benutzung  handle,  welche 
zum  Privatrecht  und  nicht  zu  dem  öffentlichen  gehöre. 
Er  spricht  hier  offenbar  von  einem  solchen  kleinen  Theile 
des  Meeres,  welcher  in  ein  Privatgrundstück  eingelassen 
worden  ist,  wie  es  Lucullus  und  Andere  gethan  haben. 
Valerius  Maximus  erzählt  vom  C.  Sergius  Grata,  dass 
er  sich  besondere  Meere  ausgedeicht  habe,  in  welche  er 
die  hohe  Fluth  aufgefangen  habe.  Ebenso  hat  später, 
gegen  den  Ausspruch  des  alten  Rechtsgelehrten,  der  Kaiser 
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Leo  in  dem  thracischen  Bosporus  Dämme  mit  Durchlässen 
eingerichtet,  welche  er  durch  Einsätze  verschliessen,  und 
so  die  Meerenge  dem  gemeinen  Gebrauch  entziehen  konnte. 

2.  Wenn  zu  den  Privatländereien  auch  das  Meer  ge- 
hören kann,  soweit  es  davon  umschlossen  ist  und  nur 
einen  kleinen  Theil  von  jenen  bildet,  und  dies  dem  Natur- 
recht nicht  widerspricht;  weshalb  sollte  da  nicht  auch  ein 
von  Küsten  eingeschlossener  Meerestheil  dem  Volke  oder 
den  Völkern  gehören  können,  denen  die  Küsten  gehören, 
wenn  nur  dieser  Meerestheil  im  Verhältniss  zu  dem  Staats- 
gebiet nicht  grösser  ist  als  jener  Einlass  des  Meeres  in 
ein  Privatgrundstück?  Es  steht  dem  auch  nicht  entgegen, 
dass  das  Meer  nicht  von  allen  Seiten  umschlossen  ist, 
wie  das  Beispiel  der  Flüsse  und  des  in  ein  Landgut  ein- 
gelassenen Meeres  beweist. 

3.  Aber  Vieles,  was  das  Naturrecht  erlaubt,  konnte 
durch  das  Völkerrecht  nach  gemeinsamer  Uebereinstim- 
mung  verboten  werden.  Wo  ein  solches  Völkerrecht  be- 
steht und  nicht  durch  gemeinsamen  Beschluss  wieder  auf- 
gehoben ist,  da  kann  kein  Theil  des  Meeres,  und  sei  er 
noch  so  klein  und  noch  so  weit  von  den  Küsten  umzogen, 
in  das  Eigenthum  eines  Volkes  eintreten. 

XI.  Allein  auch  da,  wo  diese  Bestimmung  des  Völker- 
rechts nicht  besteht  oder  aufgehoben  ist,  kann  aus  der 
blossen  Besitznahme  des  Landes  nicht  auch  die  des  Meeres 
gefolgert  werden;  auch  würde  dazu  der  blosse  Wille  nicht 
zureichen,  sondern  eine  äusserliche  Handlung  nöthig  sein. 
Würde  später  dieses  aus  der  Besitzergreifung  entsprun- 
gene Recht  wieder  aufgegeben,  so  träte  das  natürliche 
Verhältniss,  d.  h.  der  gemeinsame  Gebrauch  des  Meeres 
wieder  ein,  wie  Papinian  dasselbe  von  der  bebauten 
Küste  und  von  der  Fischerei  in  den  todten  Gewässern  der 
Flüsse  annimmt. 

XII.  Auch  darf  unzweifelhaft  der  Besitzergreifende 
die  Schifffahrt,  soweit  sie  ohne  Waffen  und  böse  Absicht 
geschieht,  nicht  hindern,  da  er  nicht  einmal  den  Durchzug 
zu  Lande  hindern  darf,  der  ja  weniger  nöthig,  aber  mehr 
gefährlich  ist.  27) 


27)  Diese  Pflicht,  die  Schifffahrt  durch  solche  Meer- 
engen zu  gestatten,  ist  ebenso  zweifelhaft  wie  die  Pflicht 
des  Durchzuges  durch  das  Land.     Vergl.  Anmerk.  19. 
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XIII.  1.  Die  blosse  Staatsgewalt  über  einen  Meeres- 
theil ohne  Eigenthum  hat  leichter  gewonnen  werden  kön- 
nen, ohne  dass  jene  erwähnte  völkerrechtliche  Bestimmung 
entgegenstände.  Die  Argiver  hielten  es  einst  den  Athe- 
nern vor,  dass  sie  die  Spartaner,  die  Feinde  Jener,  durch 
ihr  Meer  hatten  schiffen  lassen;  es  wäre  dadurch  das 
Bündniss  verletzt,  wonach  jeder  Theil  die  Feinde  des  An- 
dern nicht  „durch  das  Seinige"  ziehen  lassen  dürfe.  In 
den  jährlichen  Waffenstillstandsverträgen  wurde  den  Me- 
garensern  gestattet,  das  Meer  zu  befahren,  was  zu  ihrem 
und  ihrer  Genossen  Gebiet  gehöre.  So  spricht  Diocas- 
sius  im  42.  Buche  von  dem  „ganzen  Meere  der  Römer." 
Themistius  sagt  vom  Römischen  Kaiser:  „Das  Land 
und  das  Meer  ist  ihm  unterthan."  Op planus  sagt  zum 
Kaiser  (Halieut.  III.  4):  „Unter  Deinem  Scepter  wälzt 
sich  das  Meer."  Und  Dio  berichtet  in  der  zweiten  Rede 
an  die  Tarser:  „August  habe  dieser  Stadt  Vieles  be- 
willigt; unter  Anderem  die  Rechte  über  den  Fluss  und 
das   an  ihn  stossende  Meer."     Und  bei  Virgil   heisst  es 

(Aeneis.  I.  236): 

„Welche   das  Meer  und   die  Länder  unter   ihrer 

Herrschaft  hielten." 
Gellius  sagt:  „Die  Flüsse,  welche  in  das  Meer  fliessen, 
über  welches  die  Römer  die  Herrschaft  haben."  Strabo 
erzählt,  dass  die  Massilier  nach  einem  Siege  zur  See 
viele  Beute  erobert  hätten  von  denen,  welche  mit  Unrecht 
ihnen  das  Meer  streitig  gemacht  hätten."  Derselbe  sagt, 
dass  Sinope  das  Meer  bei  Cyanea  beherrscht  habe. 

2.  Die  Staatsgewalt  über  einen  Theil  des  Meeres  hat 
dieselbe  Bedeutung  wie  jede  andere;  sie  bezieht  sich  auf 
die  Person  und  auf  das  Gebiet.  Das  Erste  ist  der  Fall, 
wenn  eine  Flotte  als  Kriegsmacht  sich  an  einer  Stelle  dieses 
Meerestheils  aufhält;  Letzteres  insofern,  als  vom  Lande 
aus  gegen  die  auf  dem  Meere  in  der  Nähe  befindlichen 
Personen  ebenso  Zwang  geübt  werden  kann,  als  wenn  sie 
sich  auf  dem  Lande  befanden.  2«) 

XIV.  Es  verstösst  deshalb  weder  gegen  das  Natur- 
nocli    gegen    das    Völkerrecht,     wenn    der,    welcher    zum 

88)  Gr.  vermengt  hier  in  unkritischer  Weise  poetische 
Bilder  der  Dichter,  blos  beschreibende  Aeusserungen  der 
Geschichtschreiber    mit    wirklichen   Rechtsbestimmungen. 
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Schutz  und  zur  Förderung  der  SchifiYahrt  durch  nächtliche 
Feuer  und  Bezeichnung  der  Untiefen  sorgt,  von  den  Schiffen 
einen  billigen  Zoll  erhebt,  wie  die  Römer  bei  Erythraea 
wegen  der  Unkosten  einer  Seemacht  gegen  die  Angriffe 
der  Seeräuber,  so  wie  bei  dem  Byzantinischen  Pontus  für 
den  Durchgang,  welchen  Zoll  schon  die  Athener  nach 
Einnahme  von  Chrysopolis  gefordert  hatten,  wie  Beides 
Polybius  berichtet.  Einen  solchen  Zoll  hatten  auch 
sonst  die  Athener  am  Hellespont  erhoben,  wie  Demosthenes 
in  seiner  Rede  gegen  die  Leptiner  zeigt;  undProcopius 
erzählt  in  seiner  heiligen  Gescliichte,  dass  dies  zu  seiner 
Zeit  von  den  Römischen  Kaisern  geschehe. 

XV.  1.     Es  giebt  Fälle,  wo  Bündnisse  so  geschlossen 
werden,  dass  ein  Volk  dem  anderen  verspricht,  nicht  über 
eine   gewisse  Grenze  hinaus  das  Meer  zu  befahren.     So 
waren  die  Könige  in  der  Nähe  des  Rothen  Meeres  mit  den 
Aegyptern    übereingekommen,    dass  Letztere  mit  keinem 
Laugschiffe    und    nur   mit  einem  Lastschiffe  jenes  Meer 
befahren  wollten.     So  hatten   die  Athener  und  Perser  zu 
Cimon's  Zeit  vereinbart,  dass  kein  medisches  Kriegsschiff 
zwischen  Cyanea  und  Chelidonia  fahren   solle;    nach   der 
Schlacht  bei  Salamis  wurde   dies  für  das  Meer  zwischen 
Cyanea    und   den  Phasis   ausgemacht.     So  wurde  in   den 
jährlichen    Waffenstillstandsverträgen    während    des    Pelo- 
ponnesischen  Krieges  ausgemacht,  dass  die  Lacedämonier 
nicht  mit  langen  Schiffen,    sondern  nur  mit  anderen,    die 
nicht  über  500  Talente   als  Last  tragen  könnten,    fahren 
dürften,    und    in  dem   ersten  Bündnisse,    was   die  Römer 
gleich  nach  Vertreibung  der  Könige  mit  den  Karthagern 
schlössen,    wurde   ausgemacht,    dass  die  Römer  und  ihre 
Bundesgenossen  nicht  über  das  schöne  Vorgebirge  hinaus 
schiffen  dürften,  2»)  Stürme  und  Feindesgewalt  ausgenom- 
men; aber  selbst  in  solchem  Nothfalle  sollten  sie  nur  das 
Nöthigste   nehmen  und  nach  fünf  Tagen  wieder  abfahren. 
Im    zweiten  Bündnisse  hiess    es,    dass    die  Römer    nicht 

Die  sogenannte  Staatsgewalt  über  solche  Meerestheile  ist 
in  jedem  Falle  viel  beschränkterer  Natur  als  die  Staats- 
gewalt über  ein  Landgebiet,  und  deshalb  ist  überhaupt 
dieser  Ausdruck  hier  nicht  an  seiner  Stelle. 

29)  Dies  Vorgebirge  liegt  im  nördlichen  Afrika.     Man 
sehe  Livius  XXIX.  27. 
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jenseit  des  schönen  Vorgebirges,  jenseit  Mastia  und  Tar- 
sejus  auf  Beute  ausgehen  oder  Handel  treiben  dürften.  In 
dem  Frieden  mit  den  Illyriern  wurde  ausgemacht,  dass 
diese  nicht  über  Lissa  hinaus  mit  mehr  als  zwei  kleineren 
Schilfen,  und  zwar  ohne  Waffen,  fahren  dürften.  Im  Frie- 
den mit  Antiochus  hiess  es:  er  dürfe  nicht  über  das  Caly- 
cadnische  und  Sarpedonische  Vorgebirge  mit  seinen  Schiffen 
kommen,  ausgenommen  wenn  sie  Löhnung,  Gresandte  oder 
Geissein  brächten. 

2.  Diese  Dinge  beweisen  indess  nicht,  dass  damit  von  dem 
Meere  oder  der  Schifffahrt  Besitz  ergriffen  worden  sei.  Denn 
nicht  blos  Einzelne,  sondern  auch  Völker  können  durch  Ver- 
träge nicht  blos  von  ihrem  besonderen  Rechte,  sondern  auch 
von  dem  mit  Allen  gemeinsamen  Rechte  zu  Gunsten  eines  An- 
deren etwas  aufgeben.  Geschieht  dies,  so  gilt  das,  was  Ui- 
pian  von  einem  ähnlichen  Falle  sagt:  „Wenn  ein  Grundstück 
mit  der  Bedingung  verkauft  worden  ist,  dass  gegen  den 
Verkäufer  der  Thunfischfang  nicht  geübt  werden  dürfe,  so 
sei  damit  kein  Servitut  dem  Meere  auferlegt,  sondern  nur 
die  Vertragsredlichkeit  erfordere,  dass  die  Bedingung  ein- 
gehalten werde."  Es  sind  deshalb  die  Besitzer  und  deren 
Nachfolger  nur  persönlich  dadurch  verpflichtet. 

XVL  1.  Oft  entsteht  unter  benachbarten  Völkern  dar- 
über Streit,  ob,  wenn  ein  Fluss  sein  Bett  verändert,  da- 
mit auch  die  Grenze  des  Staatsgebietes  verrückt  sei,  und 
ob  der  neue  Auwachs  dem  Angrenzenden  gehöre.  Diese 
Streitigkeiten  müssen  aus  der  Natur  und  der  Art  des  Er- 
werbes entschieden  werden.  Die  Vermesser  des  Landes 
unterscheiden  nämlich  drei  Arten  von  Begrenzung:  1) 
durch  Theilung  und  Anweisung;  solches  Land  nennt  der 
Rechtsgelehrte  Florentinus  „abgegrenztes  Land",  weil 
es  von  der  Hand  gemachte  Zeichen  zur  Grenze  hat;  2) 
das  durch  Anweisung  auf  die  Gemeinschaft  und  nach 
einer  Maasseinheit  angewiesene  Land,  etwa  nach  Abthei- 
lungen zu  Hundert  und  nach  Jochen;  3)  das  Land  mit 
Schutzwehren,  was  seinen  Namen  nach  Varro  davon 
führt,  dass  es  von  Natur  zur  Abwehr  der  Feinde  geeig- 
nete Grenzen  hat,  wie  Flüsse  und  Berge.  Aggenus  Ur- 
bicus  nennt  sie  „einnehmbare",  weil  sie  meist  als  wüste 
Ländereien  oder  durch  den  Krieg  in  Besitz  genommen 
werden.  Bei  den  beiden  ersten  Arten  erleidet  das  Staats- 
gebiet durch   Veränderung    des  Flussbettes  keine  Aende- 
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rung,  und  was  durch  Anspülung  zuwäclist,  fällt  unter  die 
Staatsgewalt  des  Besitzergreifers. 

2.  Wenn  dagegen  der  Fluss  die  natürliche  Schutz- 
grenze bildet,  so  ändert  eine  allmälige  Veränderung  des 
Flussbettes  auch  die  Staatsgrenze,  und  was  dem  einen 
I heile  dadurch  zuwächst,  fällt  auch  unter  seine  Staats- 
hoheit, indem  man  annehmen  muss,  dass  beide  Völker 
das  Staatsgebiet  in  der  Absicht  in  Besitz  genommen  haben 
dass  der  Fluss  als  natürliche  Grenze  ihre  Gebiete  schei- 
den solle.  So  sagt  Tacitus:  „Der  Rhein  hat  ein  siche- 
res Bett  und  genügt  als  Grenze."  Diodor  von  Sizilien 
sagt  bei  Gelegenheit  des  Streites  zwischen  den  Segusta- 
nern  und  Selinuntiern,  „der  Fluss  habe  die  Grenze  gebil- 
det," und  Xenophon  nennt  einen  solchen  Fluss  einfach 
„den  Grenzfluss". 

3.  Die  Alten  erzählen,  dass  der  Fluss  Achelous  durch 
seinen  veränderlichen  Lauf,  indem  er  sich  bald  in  melirere 
aufloste,  bald  in  mannigflichen  Windungen  sich  bewegte 
(man  sagte  deshalb,  er  habe  die  Gestalt  eines  Stieres  und 
einer  Schlange  angenommen),  lange  für  die  Aetolier  und 
Akarnanier  über  die  angrenzenden  Ländereien  zu  Kriegen 
Veranlassung  gegeben  habe,  bis  Herkules  ihn  in  Dämme 
einengte  und  für  diese  Wohithat  die  Tochter  des  Oeneus 
König  der  Aetoler,  zur  Ehe  erhielt.  ' 

XVH.  1.  Doch  gilt  dies  nur,  wenn  der  Fluss  sein  Bett 
nicht  verändert  hat.  Denn  der  Fluss  macht  die  Grenze 
zwischen  Staatsgebieten  nicht  als  Wasser  überhaupt,  son- 
dern als  Wasser,  welches  in  ein  bestimmtes  Bett  und  in 
bestimmte  Ufer  eingeschlossen  ist.  Treten  deshalb  Theile 
hinzu,  oder  scheiden  solche  aus,  oder  verändern  sie  sich 
in  der  Art,  dass  die  alte  Gestalt  ganz  verlassen  ist,  so 
gilt  der  Gegenstand  nicht  mehr  als  derselbe.  Aendert 
sich  die  ganze  Sache  mit  einem  Male,  so  ist  sie  dann 
eine  andere.  Deshalb  hört  der  alte  Fluss  auf,  wenn  ein 
Damm  oberhalb  geschüttet  wird  und  ein  neuer  Strom  sich 
in  einem  gegrabenen  Kanäle  bildet,  in  den  das  Wasser 
eingelassen  wird,  und  dasselbe  gilt,  wenn  der  Fluss  sein 
altes  Bett  verlässt  und  ein  neues  sich  bahnt.  So  wie 
bei  Vertrocknung  des  Flusses  die  Mitte  des  alten  Bettes 
die  Reichsgrenze  bleiben  würde,  weil  man  annehmen  muss, 
dass  beide  Länder  zwar  den  Fluss  zu  ihrer  natürlichen 
Grenze  haben  wollten,   aber  doch,   wenn  dieser  aufhörte, 
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Jeder  seinen  Besitzstand  behalten  solle,  so  muss  dasselbe 
auch  für  die  Veränderung  des  Flussbettes  gelten. 

2.  Im  Zweifel  ist  jedoch  der  Fluss  als  die  natürliche 
Grenze  der  anstossenden  Länder  anzusehen,  weil  dazu 
nichts  besser  sich  eignet  als  ein  nicht  leicht  zu  tiber- 
schreitender Gegenstand.  Seltener  ist  es,  dass  die  Landes- 
grenzen durch  künstliche  Zeichen  oder  nach  einem  be- 
stimmten Maasse  gemessen  und  bezeichnet  werden;  es 
kommt  weniger  bei  der  ursprünglichen  Besitzergreifung 
als  bei  der  von  Anderen  geschehenden  Abtretung  eines 
Landes  vor. 

XVin.  Obgleich,  wie  erwähnt,  die  Grenze  sich  von 
beiden  Seiten  bis  in  die  Mitte  des  Flusses  erstreckt,  so 
kann  es  doch  kommen  und  ist  mitunter  der  Fall,  dass  der 
ganze  Fluss  nur  einem  Theile  gehört;  wenn  nämlich  die 
Herrschaft  über  das  jenseitige  Gebiet  erst  begonnen  hat, 
nachdem  der  Fluss  schon  von  den  Anderen  in  Besitz  ge- 
nommen worden  war,  oder  wenn  es  durch  Verträge  so 
bestimmt  worden  ist.  ^^) 

XIX.  1.  Bemerkenswerth  ist  noch,  dass  die  ursprüng- 
liche Erwerbung  auch  bei  solchen  Sachen,  die  einen  Eigen- 
thümer  gehabt  haben,  aber  solchen  nicht  mehr  haben, 
vorkommen  kann;  etwa  weil  der  Eigenthümer  sie  verlassen 
hat,  oder  weil  er  sie  verloren  hat;  denn  damit  sind  diese 
Sachen  in  ihren  ursprünglichen  Stand  zurückgekehrt. 

2.  Auch  ist  die  erste  Erwerbung  eines  Landes  von 
einem  Volke  oder  dessen  Oberhaupte  mitunter  so  erfolgt, 
dass  nicht  blos  die  Staatshoheit,  welche  jenes  früher  er- 
wähnte Obereigenthum  enthält,  sondern  auch  das  volle 
Privateigenthum  damit  zuerst  für  dieses  Volk  oder  sein 
Oberhaupt  erworben  worden  ist.  Die  Landvertheilung  an 
die  Einzelnen  ist  dann  so  geschehen,  dass  deren  Eigen- 
thümer von  jenen  Ersten  abhängig  blieben,  entweder  nach 
— ' — 

30)  Diese  Darstellung  über  die  durch  Flüsse  gebildeten 
Landesgrenzen  zeigt  die  feine  Auffassung  der  einschla- 
genden Umstände,  wie  sie  bei  Gr.  überall  da  hervortritt, 
wo  nicht  seine  verflachenden  Begriffe  von  Natur-  und 
Völkerrecht  störend  dazwischen  treten.  Hier,  wo  es  nur 
auf  Auslegung  von  Uebereinkommen  einzelner  Staaten  an- 
kommt, trifft  Gr.  mit  sicherem  Takt  die  entscheidenden 
Momente. 
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dem  Verhältniss  eines  Vasallen  zu  dem  Herrn  oder  nach 
dem  eines  dauernden  Nutzniessers  zu  dem  Eigenthümer 
oder  nach  irgend  einem  andern  ähnlichen  Verhältniss, 
wie  es  ja  viele  Arten  von  dinglichen  Rechten  giebt,  wozu 
auch  das  Recht  des  Fideikommissbesitzers  gehört.  Seneca 
sagt:  „Es  ist  kein  Beweis,  dass  eine  Sache  nicht  Dein 
sei,  wenn  Du  sie  uiclit  verkaufen  darfst,  oder  nicht  ver- 
zehren, oder  nicht  verschlechtern  oder  verbessern.  Denn 
Dein  ist  auch  die  Sache,  die  Dir  nur  unter  gewissen  Be- 
dingungen gehört."  Dio  von  Prusa  sagt  in  seinem  Buche 
über  Rhodus:  „Es  giebt  sehr  viele  Arten  des  Eigenthums, 
die  sehr  verschieden  von  einander  sind;  mitunter  so,  dass 
man  die  Sache  nicht  verkaufen,  auch  nicht  willkürlich 
gebrauchen  darf."  Bei  Strabo  heisst  es:  „Er  war  Eigen- 
thümer, aber  ohne  das  Recht,  zu  verkaufen."  Tacitus 
erwähnt  ein  bei  den  Germanen  bestehendes  Beispiel  davon, 
indem  er  sagt:  „Die  Ländereien  werden  von  der  Gesammt- 
heit  der  Anbauer  in  Besitz  genommen;  aber  dann  theilen 
sie  dieselben  nach  dem  Maasse  des  Ansehns. 

3.  Wenn  in  solcher  Weise  das  Recht  an  den  vertheil- 
ten  Stücken  von  dem  Eigenthum  an  den  Grenzen  abhängt, 
so  kann,  wenn  eines  von  jenen  seinen  besonderen  Eigen- 
thümer verliert,  es  nicht  von  Jedwedem  in  Besitz  genom- 
men werden,  sondern  es  fällt  der  Gesammtheit  oder  dem 
hölieren  Eigenthümer  wieder  zu.  Ein  dem  ähnliches  Recht 
kann  auch  durch  das  bürgerliche  Recht  in  anderen  Fällen 
eingeführt  werden,  wie  oben  bemerkt  worden. 31) 

31)  In  Abschnitt  XIX  sucht  Gr.  die  verschiedenen  Ab- 
hängigkeitsverliältnisse  zu  erläutern,  welche  sich  bei  den 
germanischen  Nationen  seit  der  Völkerwanderung  und  mit 
Entwickelung  des  Leimswesens  gebildet  haben  und  nament- 
lich in  Deutschland  und  den  Niederlanden  die  mannig- 
fachsten Arten  von  mittelbarer  und  unmittelbarer  Staats- 
hoheit, von  Territorial-  und  Reich?gewalt,  von  Ober-  und 
nutzbarem  Eigenthum,  von  Allode  und  Lehn  herbeigeführt 
haben.  Hier,  wo  die  historische  umfassende  Auffassung 
dieser  Verhältnisse  zu  ihrem  Verständnisse  unentbehrlich 
ist,  tritt  allemal  die  schwache  Seite  der  naturrechtlichen 
Behandlung  solcher  Verhältnisse  hervor,  und  deshalb  ist  die 
Ausführung  von  Gr.  ohne  Werth,  ja  für  den,  welcher  die 
Verhältnisse  nicht  näher  kennt,  kaum  verständlich. 


Grotius,  Recht  d.  Kr.  u.  Fr. 
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Kapitel  IV. 

Wenn  zu  vernmtlieu,  dass  eine  Sache  verlassen 
worden,  und  über  die  spätere  Besitzergreifung, 
so  wie  über  ihren  Unterscliied  von  der  Terjährung. 

I.  Es  erliebt  sich  schon  hier  die  schwierige  Frage  über 
das  Recht  der  Verjälirung.  Da  nämlich  dieses  Recht  durch 
das  bürgerliche  Gesetz  eingeführt  worden  ist  (denn  die 
Zeit  kann  in  sich  allein  keine  wirkende  Kraft  haben;  es 
geschieht  nichts  von  der  Zeit,  obgleich  Alles  in  der  Zeit 
geschieht),  so  kann  es  nach  der  Ansicht  von  Vasquius 
zwischen  zwei  unabhängigen  Völkern  oder  Königen  oder 
zwischen  einem  Volk  und  einem  Könige  nicht  Statt  haben, 
ja  nicht  einmal  zwischen  einem  König  und  einem  fremden 
Unterthan  und  auch  nicht  zwischen  den  Unterthanen  ver- 
schiedener Staaten.  Dies  ist  richtig,  wenn  nicht  die  Sache 
oder  die  Handlung  unter  die  Gesetze  des  Ortes  fällt. 
Lässt  man  aber  die  Verjährung  nicht  zu,  so  ergeben  sich 
daraus  grosse  Uebelstände,  denn  die  Streitigkeiten  über 
die  Herrschaft  und  über  die  Grenzen  erlöschen  dann 
durch  keinen  Zeitablauf,  und  dies  führt  nicht  nur  zur 
Beunruhigung  Vieler  und  zu  Kriegen,  sondern  widerspricht 
auch  dem  natürlichen  Rechtsgefühl  der  Völker.  32) 

32)  Die  Meinung,  dass  das  Naturrecht  keine  Verjährung 
kenne,  ist  zwar  sehr  allgemein;  allein  näher  betrachtet, 
beruht  die  Verjährung  ebenso  sehr  auf  natürlichen  Grund- 
lagen, wie  die  Gültigkeit  der  Verträge,  die  Nothwehr 
und  Anderes,  was  man  zum  Naturrecht  rechnet.  Die 
Strafe  der  Nachlässigkeit,  die  vermuthete  Einwilligung 
des  Besitzers,  die  Sicherheit  des  Verkehrs,  der  Schutz 
des  Besitzers  in  gutem  Glauben,  aus  welchen  Umständen 
die  Verjährung  sich  gebildet  hat,  sind  gewiss  ebenso 
beachtenswerthe  und  natürliche  Grundlagen,  wie  die, 
welche  für  jene  Institutionen  des  Naturrechts  geltend  ge- 
macht werden. 

Dies  zeigt  von  Neuem ,  wie  werthlos  der  ganze  Begriff 
des  Naturrechts  ist. 

Der  Grund,  welchen  Gr.  aus  der  Natur  der  Zeit  gegen 
die  Verjährung  hernimmt,  ist  rein  sophistisch.    Denn  auch 
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n.  Denn  in  der  heiligen  Schrift  fordert  der  Köniff  der 
Ammoniter  die  Ländereien,    welche  zwischen  dem  Jaboc 
und  Arnon   am  Jordan  lagen  und  von  den  Arabern  ver- 
lassen worden  waren;    Jephthes    dagegen  stützt  sich  auf 
den    Besitz   derselben   seit   drei   Jahrhunderten   und   fragt 
Ihn     weshalb   er  und   seine  Vorfahren   so  lange  Zeit  sicli 
nicht    gemeldet   hätten?     Auch    die    Laconier    stelleü    es 
bei  Isocrates    als    einen   unzweifelhaften  und  von  allen 
Volkern  anerkannten  Satz  hin,  dass  der  Besitz  staatlicher 
Kechte,    ebenso  wie    der  von  Privatsachen,   durch  Ablauf 
einer  langen  Zeit  so   befestigt  werde,   dass  er  nicht  ent- 
zogen werden  dürfe;   sie  weisen   damit  diejenigen  zurück 
welche    Messenien    zurückverlangten.     Ebenso    sa^t  Iso- 
crates zu  Philipp:    „Da  die  Zeit  den  Besitz  haltbar  und 
fest  gemacht  hat  "     Auf  dieses  Recht  gestützt,   sagte  der 
spatere  Philipp  dem  T.  Quintius:  „Die  von  ihm  eroberten 
Staaten   wolle   er   frei    lassen;    aber   die,    welche    er  von 
seinen  Vorfahren  in  gerechtem  und  ererbtem  Besitz  habe 
werde  er  nicht  aufgeben."    Sulpicius  sagt  in  seinem  Streit 
mit  Antiochus,    dass  es  unrecht   sei,    die  Griechen,    weil 
sie  einst  m  Asien  beherrscht  worden  seien,  deshalb  nach 
Ver  auf   von    Jahrhunderten    wieder    in    die    Knechtschaft 
stellen  zu  wollen.    Die  alten  Schriftsteller  nennen  solches 
Zurückfordern    alter  Dinge    ein    leeres    Gerede.     Diodor 
nennt  es  „mythische  und  veraltete  Beweisgründe."    Cicero 
sagt  im  2.  Buche  der  Pflichten:    „Wie  wäre  es  recht  und 

bei  der  Verjährung  wirkt  niemals  der  Zeitablauf  allein 
die  Rechtsveränderung,  sondern  noch  andere  daneben 
bestehende  und  in  sich  wirksame  Umstände,  wie  der 
gute  Glaube,  die  Sicherheit  des  Verkehrs  u.  s.  w. 

Die  Schwierigkeit,  welche  Gr.  in  der  üebertraffune 
der  Verjährung  auf  Verhältnisse  zwischen  Völkern  und 
btaaten  findet,  ist  deshalb  erst  von  ihm  selbst  hervor- 
gerufen. Gr.  selbst  ist  auch  in  dem  Folgenden  nicht  im 
btande,  sie  wahrhaft  zu  beseitigen.  Indem  er  die  Ver- 
jährung auch  in  das  Völkerrecht  einführt,  bleibt  ihm  kein 
anderer  Grund  dafür,  als  der  Nutzen  und  die  Sicherheit 
Wenn  diese  dafür  zureichen,  so  ist  eben  damit  von  Gr 
selbst  anerkannt,  dass  die  Verjährung  dem  Naturrecht 
angehört,  denn  diese  Gründe  sind  die  von  Gr.  anerkannte 
Basis  des  Naturrechts  überhaupt. 
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billig,  dass  der,  welcher  vor  vielen  Jahren,  ja  vor  Jahr- 
hunderten den  Acker  besessen  Iiätte,  ihn  jetzt  wiederhaben, 
und  der  gegenwärtige  Besitzer  ihn  verlieren  solle?" 

III.  Was  ist  da  zu  sagen?  Die  Rechtswirkungen, 
die  von  dem  Willen  abhängen,  können  dennoch  durch 
den  Willen  allein  nicht  herbeigeführt  werden,  so  lange 
nicht  der  Willen  durch  äussere  Zeichen  erkennbar  gemacht 
wird.  Denn  es  entspricht  nicht  der  menschlichen  Natur, 
dem  blossen  inneren  Wollen  eine  rechtliche  Wirksamkeit 
zuzuerkennen,  da  man  diesen  Willen  nur  durch  Zeichen 
erkennen  kann;  deshalb  unterliegen  auch  die  Gedanken 
nicht  den  menschlichen  Gesetzen.  Kein  Zeichen  giebt 
aber  über  das  innere  Wollen  mathematische  Gewissheit, 
sondern  nur  Wahrscheinlichkeit;  denn  die  Menschen 
können  anders  sprechen,  als  sie  wollen  und  denken, 
und  sie  können  auch  durch  Handlungen  sich  verstellen. 
Indess  gestattet  es  die  Natur  der  menschlichen  Gesell- 
schaft nicht,  dem  genügend  erkennbar  gemachten  Willen 
die  Wirksamkeit  abzusprechen;  deshalb  gelten  solche 
Aeusserungen  gegen  den,  der  sie  gethan,  für  wahr,  wie 
dies  für  das  Sprechen  unzweifelhaft  ist. 

IV.  1.  Was  weggeworfen  wird,  gilt  als  thatsächlich 
verlassen,  wenn  nicht  die  Umstände  ergeben,  dass  es 
blos  zeitweilig  und  in  der  Absicht  des  Wiedernehraens  ge- 
schehen ist.  So  gilt  die  Rückgabe  des  Schuldscheins  als 
einen  Erlass  der  Schuld.  Paulus  sagt:  „Man  kann  einer 
Erbschaft  entsagen,  nicht  blos  mit  Worten,  sondern  auch 
durch  jedes  andere  Zeichen  des  Willens."  So  nimmt  man 
an,  dass  der  Eigenthümer  sein  Recht  aufgegeben  habe, 
wenn  er  wissentlich  mit  dem  blossen  Besitzer  einen  Ver- 
trag schliesst,  als  wenn  dieser  der  Eigenthümer  wäre. 
Es  ist  kein  Grund,  weshalb  das  nicht  auch  unter  Königen 
und  freien  Völkern  gelten  sollte. 

2.  In  ähnlicher  Weise  wird  angenommen,  dass,  wenn 
der  Höhere  dem  Untergebenen  etwas  erlaubt  oder  befiehlt, 
was  ohne  Befreiung  vom  Gesetz  nicht  zulässig  ist,  dass 
diese  Befreiung  damit  zugleich  geschehen  sei.  Denn  dies 
folgt  nicht  aus  dem  bürgerlichen,  sondern  aus  dem  Natur- 
recht, wonach  Jeder  seinem  Rechte  entsagen  kann,  und 
aus  der  natürlichen  Vermutliung,  dass  Jemand  das  ge- 
wollt habe,  was  er  durcli  Zeichen  genügend  zu  erkennen 
gegeben  hat.     Man  kann  deshalb  mit  Ulpian  richtig  an- 
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nehmen,   dass   die  Verzichtleistung   aus  dem  Völkerrechte 
stamme. 

V.  1.   Unter  Handlungen   werden  im  Moralischen  aucli 
blosse  Unterlassungen  mit  verstanden,  wenn  die  Umstände 
danach    beschaffen    sind.      So    gilt    der    als    einwilligend, 
welcher  schweigt,   obgleich   er   es  weiss  und  gegenwärtig 
ist.    Auch  das  Jüdische  Gesetz  erkennt  das  an,  Num.  XXX. 
4,  5,  11,  12.    Nur  dürfen  die  Umstände  nicht  ergeben,  dass 
er  durch  Furcht    oder   sonst   am  Sprechen  gehindert  wor- 
den.   So  gilt  das  für  verloren,  von  dem  die  Hoffnung,  es 
wieder    zu  erlangen,    aufgegeben  worden   ist,    wie    z.  B. 
bei  den  von  dem  Wolfe  geraubten  Schweinen.     Von  dem, 
was  man  bei  dem  Schiffbruch  verliert,  hört  nach  Ulpian 
das  Eigenthum    nicht   sofort   auf,    sondern  erst,    wenn  es 
nicht  wieder    erlangt    werden  kann,    d.  h.    wo   nichts  für 
die  Annahme  vorliegt,   dass  Jemand  das  Eigenthum  noch 
behalten  wolle,  und  keine  Anzeichen  für  eine  solche  Absicht 
bestehen.     Denn    wenn  Leute    zur  Aufsuchung  der  Sache 
abgeschickt    sind   und    ihnen   eine  Belohnung  versprochen 
ist,    so    ist   dies   ein   anderer  Fall.     Wenn   daher  Jemand 
weiss,    dass    seine  Sache    von   einem  Andern  innegehabt 
werde,  und  er  in  einer  langen  Zeit  dem  nicht  widerspricht, 
so  kann,    wenn    nicht   das  Gegentheil   erhellt,    dies  nicht 
wohl  in  anderer  Absicht  geschehen  sein,    als    weil  er  die 
Sache  nicht  mehr  zu    dem  Seinigen  rechnet.     Dies  meint 
Ulpian,   wenn  er  sagt:   „Durch  langes  Schweigen  werde 
das  Haus  als  von  dem  Herrn  verlassen  angesehen."    Vom 
Kaiser  Pius  erging  die  Antwort:  „Die  verfallenen  Zinsen 
verlangst  Du  mit  Unrecht,  weil  der  lange  Zeitraum  ergiebt, 
dass  Du    sie    erlassen   hast,    und    weil  Du  gemeint  hast, 
sie    von  Deinem    Schuldner   nicht    einzufordern,    um    ihm 
gefällig  zu  sein." 

2.  Aehnlich  verhält  es  sich  mit  dem  Gewohnheits- 
recht. Denn  abgesehen  von  Staatsgesetzen,  welche  dafür 
eine  bestimmte  Frist  und  Weise  vorschrieben,  kann  ein 
solches  Gewohnheitsrecht  von  dem  unterworfenen  Volke 
eingeführt  werden,  wenn  es  von  dem  Inhaber  der  Staats- 
gewalt gestattet  wird.  Die  Zeit,  durch  welche  eine  solclie 
Gewohnheit  die  Kraft  eines  Rechtes  erlangt,  lässt  sich 
nicht  bestimmen,  sondern  muss  danach  bemessen  werden, 
wie  viel  zusammentreffen  muss,  um  das  Einverständnis.^ 
daraus  entnehmen  zu  können. 
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3.  Eine  Verzichtleistung  auf  das  Eigenthum  kann  aus 
dem  blossen  Schweigen  nur  dann  folgen,  wenn  der  Schwei- 
gende es  weiss,  und  sein  Wille  frei  ist.  Denn  die  Unthätig- 
keit  eines  Unwissenden  hat  keine  Wirkung,  und  liegt  eine 
andere  Ursache  des  Schweigens  vor,  so  kann  der  Wille 
nicht  daraus  abgeleitet  werden. 

VI.  Für  diese  beiden  Umstände  kann  Mancherlei 
sprechen,  am  meist<^n  aber  der  Zeitablauf.  Denn  es  ist 
erstens  niclit  wohl  möglich,  dass  in  einer  langen  Zeit  der 
Eigenthümor  von  dem  fremden  Besitz  nichts  erfahren 
sollte,  da  die  Zeit  dazu  viel  Anlass  giebt.  Unter  Anwesen- 
den genügt  zu  dieser  Annalime  eine  kürzere  Zeit  als 
unter  Abwesenden,  selbst  wenn  mnn  von  dem  bürger- 
lichen Gesetz  absieht.  So  hält  aucli  die  Furcht  wohl 
einige  Zeit  an,  aber  nicht  so  lange;  da  ein  langer  Zeit- 
raum viel  Gelegenheiten  bietet,  um  sich  unmittelbar  oder 
durch  Andere  darüber  zu  berathen,  selbst  wenn  dazu  das 
Verlassen  des  Gebietes  nöthig  sein  sollte,  um  wenigstens 
eine  Protestation  für  sein  Recht  zu  erlassen,  oder,  was 
besser  ist,  um  den  Richter  oder  Schiedsrichter  anzugehen. 

VII.  Weil  aber  eine  unvordenkliche  Zeit  moralisch  als 
eine  endlose  gilt,  so  genügt  das  Schweigen  in  einer  solchen 
Zeit  immer  zur  Annahme,  dass  die  Sache  aufgegeben 
worden,  wenn  nicht  sehr  starke  Gründe  dagegen  sprechen. 
Die  besten  Juristen  haben  richtig  bemerkt,  dass  eine 
unvordenkliche  Zeit  nicht  immer  einer  hundertjährigen 
gleich  sei,  obgleich  der  Unterschied  oft  nicht  bedeutend 
ist,  weil  hundert  Jahre  als  das  gewöhnliche  Ende  des 
menschlichen  Lebens  gelten,  und  dieser  Zeitraum  meist 
drei  Geschlechter  umfasst.  Dies  hielten  die  Römer  dem 
Antiochus  vor,  indem  sie  zeigten,  dass  er  Städte  zurück- 
verlange, die  er,  sein  Vater  und  Grossvater  noch  nicht 
durch  Besitz  erworben  hätten. 

VIII.  1.  Man  könnte  einwenden,  dass  der  Mensch  sich 
und  das  Seinige  Hebe,  und  man  daher  nicht  annehmen 
könne,  er  wolle  das  Seinige  wegwerfen,  dass  also  blos 
verneinende  Handlungen,  selbst  bei  langem  Zeitablauf  zu 
der  erwähnten  Annahme  nicht  genügten.  Man  muss  indess 
von  der  anderen  Seite  auch  das  Gute  bei  den  Menschen 
voraussetzen,  und  man  kann  deshalb  bei  ihnen  nicht  die 
Absicht  annehmen,  ein  Anderer  solle  einer  hinfälligen 
Sache  wegen   in  einem  dauerndem  Unrechte  bleiben,  ob- 


Wenn  zu  vermuthen,  dass  eine  Sache  verlassen  u.  s.  w.     279 

gleich  dies  doch  oft  nicht  vermieden  werden  könnte,  wenn 
der  Eigenthümer  sein  Eigenthum  nicht  aufgäbe. 

2.  Die  Staatsgewalt  ist  zwar  von  grossem  Werthe, 
aber  sie  hat  auch  ihre  grossen  Lasten,  und  wird  sie  nicht 
gut  ausgeübt,  so  setzt  sie  den  Inhaber  dem  göttlichen 
Zorne  aus.  So  wie  ^s  nun  schon  hart  sein  würde,  wenn 
die,  welche  die  Vormundschaft  beanspruchen,  auf  Kosten 
des  Mündels  darüber  processiren  wollten,  wem  die  Vor- 
mundschaft rechtlich  gebühre,  und  Plato  führt  ein  ähn- 
liches Beispiel  an,  wenn  die  Schiffer  sich  mit  Gefahr  für 
das  Schiff  über  die  Führung  des  Steuerruders  streiten 
wollten;  so  wäre  es  auch  nicht  lobenswerth,  wenn  mit 
grossen  Verlusten,  ja  oft  mit  dem  Blute  des  unschuldigen 
Volkes  über  die  Staatsgewalt  gestritten  würde.  Die  Alten 
loben  einen  Ausspruch  des  Antiochus,  worin  er  den  Römern 
Dank  sagt,  dass  er  von  zu  grossen  Sorgen  befreit  und 
auf  ein  kleines  Gebiet  beschränkt  sei.  Unter  vielen  w^ei- 
sen  Aussprüchen   des  Lucan   ist  der  nicht  der  geringste 

(II,  V.  60): 

„Mit  Hülfe  so  grosser  neuer  Verbrechen  wollen 
sie  entscheiden,  wer  dem  Staat  gebiete?  Kaum  hätte 
es  sich  der  Bürgerkriege  gelohnt,  damit  Keiner  von 
Beiden  gebiete." 

3.  Da  der  Nutzen  der  menschlichen  Gesellschaft  verlangt, 
dass  die  Staatsgewalt  gesichert  und  dem  Würfelspiele  des 
Kampfes  enthoben  sei,  so  sind  auch  alle  Vermuthungen 
zu  begünstigen,  welche  dem  zu  Hülfe  kommen.  Denn 
wenn  Aratus  von  Sicyon  es  für  hart  ansah,  dass  ein 
fünfzigjähriger  Privatbesitz  genommen  werde,  um  wieviel 
mehr  ist  an  dem  Ausspruch  des  Augustus  festzuhalten, 
dass  ein  rechtlicher  Mann  und  Bürger  die  bestehende  Ver- 
fassung des  Staates  nicht  umstossen  werde.  Ebenso  sagt 
Alcibiades  bei  Thucydides:  „Die  Staatsverfassung, 
welche  er  angenommen  habe,  werde  er  auch  mit  zu 
schützen  suchen."  Isocrates  nennt  dies  in  der  Rede 
gegen  Kallimachos:  „die  bestehende  Verfassung  bewachen", 
undCicero  in  der  Volksrede  gegen  RuUus:  „Dem  Beschützer 
der  Ruhe  und  Eintracht  zieme  es,  die  zur  Zeit  bestehende 
Verfassung  zu  vertheidigen,"  und  Livius  sagt:  „Der 
brave  Mann   sei   mit   der   einmal  vorhandenen  Verfassung 

zufrieden." 

4.  Wenn  auch  die  hier  erwähnten  Umstände  nicht  vor- 
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Jeder  das  Seimge  behalten  wolle,  nicht  so  stark,   als  die 
andere     dass   man   nicht   annehmen  kann,   Jemand  werde 

7el'hpl'"/-"  ^ w-r""  ^^"^"^'^^^   ^^''^  "'S^"d  erkennbares 
Zeichen  seines  Willens  von  sich  geben. 

IX.    Auch    lässt    sich    wohl   nicht   mit  ünreclit   sa^en 

dass  es  hier  nicht  auf  eine  blosse  Vermutl.ung   ankonTmt' 

sondern   dass   es  durch   das  willkürliche  Völkerrecht  zum' 

nnnn^t^h'    ?  '"    '""'?''!    '''^    '^'''    ^'"    Unvordenklicher, 
nunteibrochener   und   durch  Klage  nicht  gestörter  Besitz 

^^as  Eigentimm  übertrage.    Man  mu«s  annel,men,  die  Völker 

haben  dies  ausgemacht,  da  es  für  den  gemeinsamen  Frieden 

so  erheblich  ist.aa)    Mit  Recht  ist  aber  ein  ununterbroche 

33)  Das  Vorstehende  ergiebt,  dass  Gr.  die  Verjährung 

tlm^/"^  -""p'^f/"""^^"^^  stützt,  dass  der  wahre  Eigen^ 
Immer  sein  Recht  zu  Gunsten  des  Besitzenden  aufgegeben 
habe.  Gr.  deducirt  dies  namentlich  aus  dem  Schweigen  wäJi 
rende^nesangen  Zeitraums.    Allein  es  ist  unzulässig     efne 

7^1  basi;;'n^^^        '"  dieser  Weise  aufeinen  einzelnen  Umstand 
zu  basiien,  wahrend  daneben  noch  andere,  ebenso  erheb- 
U  he  getend  |emacht  werden  können,  und'gerade  d  e  von 
Gl.  gewählte  Basis   scheint   die   bedenklichste  von  Allem 
Er  ist  offenbar  dazu  durch  seine  Vorliebe  geführt  worden* 
mit  welcher  er  alles  Recht  aus  dem  Willen  und  aus  dem 
Vertrage  ableitet.     Deshalb   steht   er   auch   nickt   an,   d^ 
Verjährung    auf   das    willkürliche   Völkerrecht,    d.  h     auf 
em   vermuthctes  Uebereinkommen   der  Völker  zu  stützen 
obgleich  dafür  aller  Anhalt  in  der  Geschichte  fehlt     Diese 
halb  naturrechtliche  Begründung  der  Verjährung  ist  ebenso 
unnutz  und  ebenso    bedenklich     wie    die  Begründun^der 
Strafen   im  Kriminalrecht,    welche    in    den    ?elaU  en   und 
abso  Uten    Strafrechtstheorien    versucht    wird       Fü"   den 

feVtdnet  L'"d-^"'?T  F'^^'^    '^'^    ''^'  Autorität 's" 
Rechts  '  ''*    ^^"*    '''    ^^'    ^'^'^^  Q"«"^  ^»e« 

Ein  anderer  Tadel,  der  Gr.  hier  trifft,  ist  dass  er 
die  Verjährung  in  öffentlichen  Verhältnisse^  ganz  g  eich 
mit  der  Verjährung  des  Eigenthums  behandelt."  Auch  her 
zeigt    sich   die  verflachende  Richtung  seines  NatuiTUts 

ZTäL't.V'f'^^^^^^^^^^  "^"^^'^'^^^  ''  verschon; 

dass    die    Verjährung    bei    dem    Eigenthum    nur    mit    der 
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ner  Besitz  verlangt  worden,  d.  h.  nach  Sulpicius  bei 
Livius:  „Ein  Besitz  mit  fortlaufender  Beanspruchung  des 
Rechtes,  der  niemals  ausgesetzt  hat."  Derselbe  sagt 
anderwärts:  „ein  fortlaufender  und  von  Niemand  bezwei- 
felter Besitz."  Denn  ein  Besitz,  der  nur  zeitweise  Statt 
gehabt,  hat  keine  Wirkung.  So  entgegneten  die  Numidier 
den  Carthaginiensern:  „Je  nachdem  es  gepasst,  Iiätten 
Jene  oder  die  Könige  der  Numidier  das  Recht  ausgeübt, 
und  der  Besitz  sei  immer  bei  dem  mächtigeren  Theile 
gewesen." 

X.  1.  Eine  andere,  sehr  schwierige  Frage  hier  ist,  ob 
auch  Ungebornen  durch  einen  solchen  stillschweigenden 
Verzicht  ihr  Recht  verloren  gehen  könne?  Verneint  man 
es,  so  hilft  die  ganze  Bestimmung  nichts  für  die  Sicherheit 
der  Staaten  und  des  Eigenthumes;  da  diese  Rechte  meist 
derart  sind,  dass  sie  auf  die  Naclikommen  übergehen. 
Bejaht  man  aber  die  Frage,  so  erscheint  es  sonderbar, 
wie  denen  das  Schweigen  schaden  solle,  die  nicht  haben 
sprechen  können,  weil  sie  noch  nicht  existirt  haben,  oder 
wie  die  Handlung  eines  Andern  ihnen  habe  schaden 
können. 

2.  Zur  Lösung  dieses  Zweifels  muss  man  wissen,  dass 
dem  noch  Ungebornen  auch  kein  Recht  zusteht,  ebenso 
wie  es  für  eine  noch  nicht  bestehende  Sache  kein  Zubehör 
giebt.  Wenn  daher  ein  Volk,  dem  die  Staatsgewalt  zu- 
steht, seinen  Willen  ändert,  so  geschieht  den  Ungebornen 
kein  Unrecht,  da  sie  noch  keine  Rechte  erworben  haben. 
Kann  nun  ein  Volk  seinen  Willen  ausdrücklich  ändern,  so 
kann    es   dies   auch  stillschweigend.     Ist   also  eine  solche 


höchsten  Vorsicht  auf  die  Staatsrechte  angewendet  werden 
kann.  Auch  hat  diese  Ansicht  des  Gr.  in  der  Praxis  und 
selbst  in  der  öffentlichen  Meinung  keine  Geltung  erlangt. 
In  den  öffentlichen  Verhältnissen,  wo  bei  ihrer  Wichtig- 
keit Alles  durch  Urkunden  genau  geregelt  wird,  kann  die 
bona  fides  beinahe  nie  Platz  greifen,  und  selbst  die  eifrig- 
sten Vertheidiger  des  Völkerrechts  wissen  von  der  Ver- 
jährung wenig  Gebrauch  zu  machen.  Ebenso  fehlt  für 
die  Fristen  alle  Bestimmtheit,  und  auch  deshalb  bleibt 
diese  ganze  Lehre  innerlialb  des  Gebietes  blosser  Gefühle 
und  frommer,  zum  Theil  unklarer  Wünsche  und  daher  zu 
einer  rechtlichen  Bedeutung  ungeeignet. 
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Veränderung  des  Willens  geschehen,  und  besteht  noch 
kein  Reclit  der  Nachkommen,  und  haben  die  Eltern,  von 
denen  diese  Nachkommen  das  Recht  später  erhalten  haben 
würden,  dies  Recht  aufgegeben,  so  ist  kein  Grund  vor- 
handen, weshalb  ein  solches  aufgegebenes  Recht  von  einem 
Andern  nicht  in  Besitz  genommen  werden  könnte. 

3.  Es  handelt  sich  hier  um  das  Naturrecht;  denn  durch 
das  bürgerliche  Recht  kann  allerdings,  wie  manche  andere 
Fiktion,  so  auch  bestimmt  werden,  dass  das  Gesetz  einst- 
weilen die  Person  der  Ungeborenen  schütze  und  damit 
hindere,  dass  eine  Besitzergreifung  gegen  sie  stattfinden 
könne.  Doch  ist  eine  solche  Bestimmung  nicht  leichthin 
anzunehmen,  weil  solche  besondere  Rücksicht  dem 
allgemeinen  Wohle  widerspricht.  Deshalb  gilt  auch  die 
Ansicht  als  die  richtigere,  dass  selbst  die  Lehne,  die 
nicht  aus  dem  Rechte  des  letzten  Besitzers,  sondern  ver- 
möge der  ersten  Belehnung  auf  den  Nachfolger  übergehen, 
durch  Verjährung  erworben  werden  können;  und  Cova- 
ruvias,  das  Mitglied  des  höchsten  Gerichtshofes  dehnt 
dies  aus  triftigen  Gründen  auch  auf  Majorate  und  Fidei- 
kommisse  aus. 

4.  Denn  das  bürgerliche  Recht  kann  sehr  wohl  be- 
stimmen, dass  zwar  Veräusserungsakte  ungültig  sein  sollen, 
aber  doch  im  Interesse  der  Sicherheit  des  Eigenthums 
die  Verjährung  zulässig  sein  solle,  allenfalls  in  der  Weise, 
dass  den  Nachkommen  die  persönliche  Klage  gegen  die 
Nachlässigen  und  deren  Erben  vorbehalten  bleibt.  •^•*) 

XI.  Aus  dem  Gesagten  erhellt,  dass  zwischen  Königen 
und  freien  Völkern  nicht  blos  durch  freie  Uebereinkunft, 
sondern  auch  durch  Aufgabe  des  Besitzes  Rechte  erworben 
werden  können,  wenn  die  Besitzergreifung  gefolgt  oder 
dadurch  bestärkt  worden  ist.  Denn  die  Regel,  dass  das  von 
Anfang  ab  Ungültige  durch  Späteres  nicht  gültig  werden 
könne,  gilt  dann  nicht,  wenn  ein  an  sich  zur  Begründung 
des  Rechts    geigneter  Umstand    später    hinzugetreten   ist. 

3-*)  Die  hier  von  Gr.  behandelte  Frage  wird  erst  zweifel- 
haft, wenn  man  die  Verjährung  aus  einer  vermutheten 
Entsagung  des  Eigenthümers  ableitet.  Gr.  hat  sich  des- 
halb diese  Schwierigkeit  erst  selbst  bereitet;  ruht  die 
Verjährung  aber  nicht  auf  dieser  Basis,  so  fällt  auch  das 
ganze  Bedenken. 
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So  kann  auch  der  wirkliche  König  eines  Volkes  seine 
Herrschaft  verlieren  und  dem  Volke  unterstellt  werden; 
ebenso  kann  die  Staatsgewalt,  die  bis  dahin  entweder 
dem  Könige  oder  dem  Volke  ungetheilt  zustand,  zwischen 
Beiden  getheilt  werden. 

XII.  1.  Auch  die  Frage  ist  erheblich,  ob  ein  Gesetz 
über  die  Verjährung,  welches  von  dem  Inhaber  der  Staats- 
gewalt erlassen  ist,  auch  für  diese  Staatsgewalt  selbst 
und  für  deren  wesentliche  Bestandtheile  gelte,  die  ander- 
wärts aufgezählt  worden  sind.  Viele  Rechtsgelehrte  be- 
jahen dies,  indem  sie  die  Staatshoheit  nach  dem  bürger- 
lichen Rechte  der  Römer  beurtheilen.  Ich  bin  anderer  An- 
sicht. Denn  um  durch  Gesetze  gebunden  zu  werden,  ist  bei 
dem  Gesetzgeber  die  Macht  und  der  Wille  dazu  nöthig, 
wenigstens  die  Vermuthung  dieses  Willens.  Aber  Niemand 
kann  sich  durch  diese  Gesetze,  d.  h.  durch  sich  selbst, 
als  einen  Höheren,  verbinden;  deshalb  steht  den  Gesetz- 
gebern das  Recht  zu,  ilire  Gesetze  wieder  aufzuheben. 
Allerdings  kann  Jemand  durch  sein  Gesetz  verpflichtet 
werden,  aber  nicht  geradezu,  sondern  mittelbar,  insofern 
er  einen  Theil  der  Gemeinschaft  bildet,  vermöge  des 
Grundsatzes,  dass  der  Theil  sich  nach  dem  Ganzen  zu 
richten  hat.  Dies  hat  Saul  im  Anfang  seiner  Regie- 
rung getlian,  wie  die  Bibel  sagt,  Sam.  XIV.  40.  Indess 
passt  dieser  Grund  hier  nicht,  weil  der  Gesetzgeber  hier 
nicht  als  Theil  des  Ganzen  auftritt,  sondern  als  Vertreter 
des  Ganzen;  denn  wir  sprechen  von  der  Staatsgewalt  als 
solcher.  Auch  kann  in  einem  solchen  Falle  die  Absicht, 
sich  zu  binden,  nicht  angenommen  werden,  weil  man 
diese  bei  dem  Gesetzgeber  nur  da  annehmen  kann,  wo 
der  Gegenstand  und  Grund  des  Gesetzes  allgemein  ist, 
wie  bei  Abschätzung  von  Sachen.  Aber  die  höchste  Staats- 
gewalt kann  nicht  mit  den  übrigen  Sachen  gleichgestellt 
werden ,  sondern  übertrifft  durch  ihre  Hoheit  sie  um  Vieles. 
Ich  kenne  überdem  kein  Verjährungsgesetz,  was  sich  auf 
die  Staatsgewalt  selbst  bezöge,  oder  mit  einem  Schein 
Rechtens  darauf  ausgedehnt  werden  könnte.  35) 


•^5)  Hier  entwickelt  Gr.  ganz  konsequent  denselben  Ge- 
danken, der  früher  und  in  B.  XI.  63  aufgestellt  worden  ist, 
dass  nämlich  die  Autorität  nicht  unter  ihren  eigenen  Ge- 
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2.  Hieraus  ergiebt  sich,  dass  zur  Erwerbung  der  Staats- 
lioheit  oder  eines  wesentlichen  Bestandtheiles  derselben 
die  gesetzliche  Verjährungsfrist  nicht  genügt,  wenn  niclit 
die  oben  erwähnten  natürlichen  Vermuthungen  hinzu- 
kommen, und  dass  der  Ablauf  dieser  Frist  nicht  erforder- 
lich ist,  wenn  innerhalb  derselben  diese  Vermuthungen  in 
genügendem  Maasse  vorhanden  sind;  auch  dass  die  Be- 
stimmung des  bürgerlichen  Gesetzes,  welche  die  Verjährung 
ausschliesst,  sich  auf  die  Staatshoheitsrechte  nicht  bezieht. 
Allerdings  könnte  ein  Volk  bei  Uebertragung  der  Staats- 
gewalt ausdrücklich  festsetzen,  wie  und  wenn  dieselbe 
durch  Nichtgebrauch  verloren  gehen  solle,  und  solche  Be- 
stimmung wäre  gewiss  gültig  und  könnte  selbst  von  dem 
die  Staatshoheit  innehabenden  Könige  nicht  aufgehoben 
werden,  weil  sie  sich  nicht  auf  den  Inhalt  seines  Rechtes, 
sondern  auf  seinen  Besitztitel  bezieht,  welcher  Unter- 
schied früher  erörtert  worden  ist.  36) 

XIII.  Was  indess  nicht  die  Natur  der  Staatshoheit  hat 
und  kein  wesentliches  Zubehör  derselben  bildet,  sondern 
von  denselben  getrennt  werden  oder  Anderen  übertragen 
werden  kann,  das  unterliegt  den  bürgerlichen  Gesetzen 
jedes  Volkes  über  Verjährung.  So  haben  manche  Unter- 
thanen  durch  Verjährung  das  Recht  erworben,  dass  gegen 
sie  keine  Berufung  eingelegt  werden  kann,  indessen  immer 
so,  dass  irgend  ein  Rechtsmittel  gegen  sie  bleibt,  etwa 
die  Bitte  oder  dergleichen.  Denn  die  Unmöglichkeit  irgend 
einer  Berufung  gegen  die  Entscheidung  streitet  gegen  den 
Begriff  des  Unterthans,  gehört  deshalb  zur  Staatshoheit 
oder  einem  Theile  derselben  und  kann  nur  nach  dem- 
jenigen Naturrecht  erworben  werden,  welches  für  die 
Staatshoheit  gilt. 

XIV.  1.  Hiernach  ist  die  Richtigkeit  der  Meinung  zu  be- 
urtheilen,  wonach  es  den  Unterthanen  immer  erlaubt  sein 

setzen  stehe.    Allein  Gr.  hütet  sich,  die  Folge  zu  ziehen, 
dass  dann  alles  Völkerrecht  unmöglich  wird. 

36)  Mit  diesem  Paragraphen  liat  Gr.  in  Wahrheit  die 
Verjährung  nach  ihrer  bestimmten  privatrechtlichen  Ge- 
staltung für  die  Staatshoheit  ausgeschlossen;  was  er  dafür 
an  Vermuthungen  und  sonstigem  Anhalt  bietet,  ist  so 
schwankend,  dass  es  schon  deshalb  nicht  als  ein  Rechts- 
bestandtheil  gelten  kann. 
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soll,  in  den  Zustand  eines  unabhängigen  Volkes  zurück- 
zutreten; weil,  wenn  die  Staatsgewalt  durch  Gewalt  er- 
worben worden,  sie  auch  durch  Gewalt  wieder  beseitigt 
werden  kann,  und  sei  sie  durch  einen  Willensakt  über- 
tragen, so  sei  es  immer  erlaubt,  davon  zurückzutreten 
und  den  Willen  zu  ändern.  In  Wahrheit  kann  auch  eine 
durch  Gewalt  erworbene  Staatsgewalt  durch  stillschwei- 
gende Willenserklärung  ein  festes  Recht  werden,  und 
selbst  wenn  die  Staatsgewalt  durch  einen  Willensakt  be- 
gründet oder  später  genehmigt  worden  ist,  kann  dies  ein 
Recht  gewähren,  welches  von  dem  späteren  Willen  jener 
nicht  mehr  abhängig  ist.  Der  König  Agrippa  sagt  nach 
Josephus  in  einer  Rede  den  Juden,  welche  wegen  ihres 
unzeitigen  Eifers,  die  Freiheit  wieder  zu  gewinnen,  Zeloten 
liiessen:  „Es  ist  jetzt  für  die  Rückforderung  der  Freiheit 
nicht  die  rechte  Zeit.  Ihr  hättet  früher  kämpfen  sollen, 
damit  sie  nicht  verloren  worden.  Denn  in  die  Knecht- 
schaft zu  kommen,  ist  ein  grosses  Unglück,  und  der  Kampf, 
welcher  dieses  abhalten  will,  ist  gerecht.  Fällt  aber  der 
einmal  Unterworfene  ab,  so  ist  dies  nicht  Liebe  zur 
Freiheit,  sondern  die  Widerspenstigkeit  eines  Knechtes." 
Und  Josephus  selbst  sagt  ihnen:  „Es  ist  recht,  für  die 
Freiheit  zu  kämpfen,  aber  dies  hätte  früher  geschehen 
sollen.  Wer  aber  einmal  besiegt  worden  und  lange  Zeit 
gehorcht  hat  und  dann  das  Joch  abschüttelt,  handelt 
wie  ein  Verzweifelter,  aber  nicht  wie  ein  Freund  der 
Freiheit."  Dasselbe  sagte  einst  Cyrus  dem  armenischen 
Könige,  welcher  seinen  Aufruhr  mit  dem  Verlangen,  die 
verlorene  Freiheit  wieder  zu  gewinnen,  entschuldigte. 

2.  Uebrigens  ist  es  unzweifelhaft,  dass  vermöge  der 
Vermuthung  des  Rechtsverzichtes  eine  lange  Gestattung 
Seitens  des  Königs  in  der  oben  beschriebenen  Weise  dem 
Volke  eine  freie  Verfassung  rechtlich  verschaffen  kann.  3'') 

37)  Gr.  anticipirt  hier  die  Ansicht  Rousseau's,  wonach 
ein  Volk  die  übertragenen  Staatsgewalten  jederzeit  zurück- 
nehmen und  seine  Verfassung  beliebig  ändern  kann.  Was 
Gr.  dagegen  anführt,  ist  schwach  und  läuft  auf  seine 
Universalmedizin  hinaus,  auf  die  vermuthete  Einwilligung 
und  den  fingirten  Unterwerfungsvertrag.  Allein  schon  die 
öffentliche  Meinung  fühlt,  dass  hier  Verträge  nicht  für 
ewige   Zeiten    und   nicht   für   veränderte   Kulturzustände 
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XV.  Rechte,  die  nicht  täglich  ausgeübt  werden,  sondern 
nur  wo  die  Gelegenheit  dazu  sich  bietet,  wie  die  Ein- 
lösung eines  Pfandes,  oder  die  Rechte  der  Freiheit,  welche 
sich  mit  der  ausgeübten  Handlung  nicht  nur  vertragen, 
sondern  diese  in  sich  enthalten,  wie  wenn  Jemand  durch 
hundert  Jahre  nur  mit  einem  Nachbar  Verkehr  gehabt 
hat,  obgleich  er  ihn  auch  mit  Andern  haben  konnte, 
gehen  nicht  verloren,  ausgenommen  von  der  Zeit  ab,  wo 
eine  Untersagung  oder  Hemmung  hinzugekommen  ist  und 
derselben  mit  genügenden  Andeutung  der  Uebereinstimmung 
Folge  geleistet  worden  ist.  Da  das  nicht  blos  mit  dem 
bürgerlichen,  sondern  auch  mit  dem  Naturrechte  überein- 
stimmt, so  wird  es  auch  unzweifelhaft  für  die  Inhaber  der 
höchsten  Staatsgewalt  gelten. 


Kapitel  V. 

lieber  die  ursprüngliche  Erwerbung   der  persön- 
lichen Rechte,  insbesondere  über  die  Rechte  der 
Eltern,  über  die  Ehen,  über  die  Kollegien,  über 
das  Recht  ^e^en  die  Unterthanen  und  Sklaven. 

I.  Nicht  blos  an  Sachen ,  sondern  auch  gegen  Personen 
können  Rechte  erworben  werden,  und  zwar  in  ursprüng- 
licher Weise  durch  Zeugung,  durch  Einwilligung  und  durch 
unerlaubte  Handlungen.  Durch  die  Zeugung  erwerben  die 
Eltern    ihre  Rechte  gegen   ihre  Kinder,    und  zwar  Beide, 

binden,  selbst  wenn  ihr  Abschluss  erwiesen  werden  könnte. 
Wenn  der  Begriff  der  Autorität  in  seiner  vollen  Bedeutung 
erfasst  worden  ist  (B.  XI.  63),  so  ergiebt  sich  vielmehr, 
dass  selbst  Rousseau  noch  nicht  weit  genug  gegangen  ist, 
indem  er  hier  noch  von  einem  Rechte  spricht,  während  das 
Recht  an  die  Autoritäten  gar  nicht  heranreicht,  und  indem 
das,  was  Rousseau  für  das  Volk  beansprucht,  auch  ebenso 
dem  Inhaber  der  exekutiven  Staatsgewalt  zukommt,  da 
auch  dieser  zu  den  Autoritäten  gehört.  Die  vermeintlichen 
Gefahren,  die  eine  solche  Lehre  in  sich  berge,  sind  B.  XI. 
158  widerlegt. 
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der  Vater  und  die  Mutter.  Wenn  die  Rechte  Beider  kol- 
lidiren,  geht  wegen  des  Vorzugs  des  Geschlechts  das 
Recht  des  Vaters  vor.  38j 

IL  1.  Bei  den  Kindern  sind  drei  Lebensalter  zu  unter- 
scheiden: 1)  die  Zeit  des  unvollkommenen  Urtheilens,  wie 
Aristoteles  sagt,  wo  das  überlegende  Wählen  fehlt,  wie 
er  es  anderwärts  ausdrückt;  2)  die  Zeit  des  reifen  Urtheils, 
wo  aber  der  Sohn  ein  Glied  der  Familie  bleibt,  „ehe  er 
sich  trennt,"  wie  Aristoteles  sagt;  3)  die  Zeit,  wo  er  aus 
der  Familie  ausgetreten  ist.  Während  der  ersten  Zeit 
steht  alles  Handeln  der  Kinder  unter  der  Gewalt  der 
Eltern;  denn  es  ist  billig,  dass  wer  sich  selbst  nicht 
leiten  kann,  von  Andern  geleitet  werde.  Aeschylos  sagt: 
„Das  erste  Alter  bedarf,  wie  die  vernunftlosen 
Thiere,  eines  Anderen  Vernunft  zur  Erziehung." 

Niemand  Anders,  als  den  Eltern,  kann  aber  diese 
Leitung  zukommen. 

2.  Auch  in  dieser  Zeit  kann  der  Sohn  oder  die  Tochter 
nach  dem  Völkerrecht  Eigenthum  erwerben;  nur  dessen 
Ausübung  wird  durch  die  erwähnte  Unreife  des  Verstandes 
gehemmt.  Plutarch  sagt  von  den  Kindern:  „Sie  haben 
ein  Recht  zu  erwerben,  aber  nicht  zu  gebrauchen."  Wenn 
deshalb  alle  Sachen  der  Kinder  den  Eltern  erworben  wer- 
den, so  geschieht  dies  nicht  aus  dem  Naturrecht,  sondern 
nach  den  Gesetzen  einzelner  Völker,  welche  dabei  noch 
Unterschiede  machen  zwischen  Vater  und  Mutter,  zwischen 

38)  Qy.  behandelt  in  diesem  Kapitel  die  sogenannten 
jiira  Status,  oder  die  dauernden  persönlichen  Verhältnisse 
unter  den  Menschen,  wie  sie  sich  in  der  Ehe,  Familie, 
in  der  Korporation,  im  Staate  und  in  der  Sklaverei  ent- 
wickelt haben,  gegenüber  den  vorübergehenden  Beziehungen, 
die  aus  Verträgen  und  Vergehen  entspringen  und  sich 
auf  einzelne  bestimmte  Handlungen  beschränken.  Letztere 
werden  in  den  folgenden  Kapiteln  behandelt.  Die  abstra- 
hirende  naturrechtliche  Betrachtungsweise  verleitet  auch 
hier  Gr.  zu  einer  unnatürlichen  Verflachung  der  konkreten 
Verhältnisse  des  Lebens  und  zu  Eintheilungen  des  Stoffes, 
welche  das  Wesentliche  dieser  Verhältnisse  übersehen  und 
an  unerhebliche  Aeusserlichkeiten  anknüpfen.  Auch  wird 
die  Materie  nirgends  erschöpft,  sondern  Einzelnes  heraus- 
genommen und  fragmentarisch  behandelt. 
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Kindern,  die  aus  der  Gewalt  entlassen  oder  nicht  ent- 
lassen sind,  zwischen  natürlichen  und  ehelichen  Kindern. 
Das  Naturrecht  kennt  diese  Unterschiede  nicht,  den  er- 
wähnten Vorzug  des  Geschlechts  im  Kollisionstalle  aus- 
genommen. 

III.  In  der  zweiten  Periode,  wo  der  Verstand  gereift 
ist,  stehen  nur  solche  Handlungen  unter  der  elterlichen 
Gewalt,  welche  für  die  Verhältnisse  der  väterlichen  oder 
mütterlichen  Familie  von  Erheblichkeit  sind;  denn  es  ist 
billig,  dass  der  Theil  mit  der  Natur  des  Ganzen  überein- 
stimme. Für  alles  andere  Handeln  haben  dann  die  Kinder 
das  Recht,  d.  h.  die  moralische  Freiheit;  doch  sind  sie 
auch  hier  verpflichtet,  den  Eltern  zu  Wunsche  zu  leben. 
Da  indess  diese  Pflicht  nicht,  wie  jene,  auf  einer  recht- 
lichen Verbindlichkeit,  sondern  auf  der  Frömmigkeit,  dem 
Gehorsam  und  der  Dankbarkeit  beruht,  so  macht  sie  das, 
was  gegen  sie  geschieht,  nicht  ungültig;  so  wenig,  wie 
eine  Schenkung  deshalb  ungültig  wird,  weil  sie  gegen 
die  Regeln  der  Sparsamkeit  vom  Geber  geschehen  ist. 

IV.  In  beiden  Perioden  umfasst  das  Recht  der  Leitung 
auch  das  Recht  der  Verhinderung,  so  weit  die  Kinder 
entweder  zu  ihren  Pflichten  anzuhalten  oder  zu  züchtigen 
sind,  lieber  die  härteren  Strafen  in  solchen  Fällen  wird 
anderwärts  gehandelt  werden. 

V.  Obgleich  die  väterliche  Gewalt  so  an  der  Person 
und  „Gestalt"  des  Vaters  haftet,  dass  sie  an  einen  An- 
dern nicht  abgetreten  werden  kann,  so  kann  doch  nach 
dem  Naturrecht,  wenn  das  bürgerliche  Recht  es  nicht 
verbietet,  der  Vater  den  Sohn  in  Pfand  geben,  und  da 
nöthig,  selbst  verkaufen,  wenn  er  auf  andere  Art  nicht 
ernährt  werden  kann.  Dies  scheint  von  einem  alten  Gesetze 
der  Thebaner  (welches  Aelian  im  2.  Buche  erwähnt)  auf 
andere  Völker  übergegangen  zu  sein.  Das  thebanische 
Gesetz  scheint  aber  von  den  Pliöniziern  und  weiter  rück- 
wärts von  den  Juden  herzukommen.  Auch  bei  den  Phry- 
giem  hat  es,  nach  dem  Briefe  des  Appollonius  an 
Domitian,  gegolten.  Denn  man  muss  annehmen,  dass  die 
Natur  zu  Alledem  das  Recht  giebt,  ohne  welches  das 
nicht  erlangt  werden  kann,  was  sie  vorschreibt. 

VI.  Im  dritten  Zeitraum  ist  der  Sohn  überall  selbst- 
ständig oder  Herr  über  sein  Recht;  doch  bleibt  die  Pflicht 
der  Treue  und  des  Gehorsams,   deren  Grund  dauernd  ist. 
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Daher  können  die  Handlungen  der  Könige  nicht  deshalb 
für  unwirksam  gelten,  weil  sie  Eltern  haben. 

VII.  Alles  Uebrige  hängt  hier  von  dem  Belieben  des 
Gesetzgebers  ab  und  ist  überall  anders.  So  war  nach 
dem  von  Gott  den  Juden  gegebenen  Gesetz  die  Gewalt 
des  Vaters  über  den  Sohn  und  die  Tochter  für  die  Auf- 
lösung der  Gelübde  nicht  immer  zureichend;  nur  für  die 
Zeit,  wo  die  Kinder  noch  in  dem  väterlichen  Hause  sich 
befanden,  reichte  die  Gewalt  dazu  hin.  So  liatte  die 
väterliche  Gewalt  bei  den  Römern  das  Eigenthümliche, 
dass  sie  auch  für  Söhne  fortbestand,  welche  selbst  Familien- 
häupter geworden  waren,  so  lange,  bis  sie  ausdrücklich 
entlassen  wurden.  Die  Römer  selbst  sagen,  dass  eine 
solche  väterliche  Gewalt  bei  andern  Völkern  nicht  besteht. 
Sextus  Empiricus  sagt  im  3.  Buche  der  Pyrrhonica: 
„Die  Römischen  Gesetzgeber  bestimmen,  dass  die  Kinder 
Unterworfene  und  Sklaven  des  Vaters  sein  sollen;  über 
ihr  Vermögen  sind  nicht  die  Kinder,  sondern  der  Vater 
der  Herr,  bis  sie  nach  Art  der  Sklaven  freigelassen  wor- 
den sind.  Andere  Völker  haben  dies  als  tyrannisch  nicht 
zugelassen."  Simplicius  sagt  zu  dem  Handbuch  des 
Epictet:  „Die  alten  Römischen  Gesetze  berücksichtigten 
theils  den  natürlichen  Vorrang,  theils  die  von  den  Eltern 
für  die  Kinder  aufgewendete  Mühe  und  Arbeit;  auch 
wollten  sie,  dass  die  Kinder  ausnahmslos  den  Eltern 
unterthan  sein  sollten,  indem  sie  der  natürlichen  Liebe 
der  Eltern  vertrauten;  deshalb  gaben  sie  den  Eltern  das 
Recht,  die  Kinder  zu  verkaufen,  ja  selbst  ungestraft  zu 
tödten."  Ein  ähnliches  Recht  des  Vaters  bei  den  Persern 
tadelt  Aristoteles  als  tyrannisch;  wir  führen  dies  nur 
an,  um  den  Unterschied  des  bürgerlichen  Rechts  von  dem 
Naturrecht  darzulegen.  ^^) 

3^)  Mit  diesen  paar  Seiten  ist  das  so  überaus  wichtige 
Verhältniss  der  Eltern  und  Kinder  bei  Gr.  erledigt.  Es 
ist  dies  indess  keine  Nachlässigkeit  des  Verfassers,  son- 
dern die  nothwendige  Folge  seines  naturrechtlichen  Stand- 
punktes. Während  im  Sachenrecht  der  Verkehr  und  die 
Benutzung  bei  den  meisten  Völkern  sich  ziemlich  gleich- 
massig  gestaltet,  kann  in  demselben  auch  eine  weit 
grössere  Anzahl  von  Institutionen  (Eigenthum,  Servitut, 
Pfand,   Kauf,  Darlehn   u.  s.  w.)    sich    zu    einer  Art    von 

Grotias,  Recht  d.  Kr.  u.  Fr.  iq 
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VIII.  1.    Durch  Einwilligung  entstehen  persönliche 

/  Rechte    entweder    mittelst     der    Vergesellschaftung     oder 

/    mittelst  der  Unterwerfung.  Die  natürlichste  Gesellschaft  ist 

/      die  Ehe,  doch  ist  hier  die  Gewalt  wegen  des  Geschlechts- 

Gemeinsamkeit  und  zu  einer  Reihe  von  allgemeinen  Sätzen 
entwickeln,  mit  welclien  sich  dann  das  Rechtsgefiihl  ver- 
bindet, und  welche  dann  den  Schein  erwecken,  als  hätte 
dieser  gemeinsame  Theil  des  Sachenrechts  eine  besondere 
natürliche  und  unveränderliche  oder  in  der  Vernunft  be- 
gründete Unterlage.  Deshalb  konnte  hier  ein  sogenanntes 
Naturrecht  sich  zu  ein«?m  reichen  Inhalte  ausbreiten.  An- 
ders ist  dies  aber  bei  den  Familien-  und  Standesverhältnissen. 
Hier  haben  die  Unterschiede  der  Race,  des  Klima's,  der 
Lebensweise,  des  Temperaments,  die  Einwirkungen  der 
geschichtlichen  Ereignisse,  der  Religion  u.  s.  w.  zu  weit 
tiefer  gehenden  Unterschieden  bei  den  einzelnen  Völkern 
geführt,  als  das  Sachenrecht  sie  aufweist.  Deshalb  war 
es  für  die  Begründer  des  Naturrechts  weit  schwieriger  zu 
sagen,  welcher  Theil  von  diesem  Personenrecht  aus  dem 
Naturrecht  komme,  und  welcher  positiver  Art  sei.  Das 
Allgemeine  war  hier  weit  dürftiger,  und  das  sittliche  Ge- 
fühl hatte  hier  keine  so  leicht  erkennbare  Grenze.  Daraus 
erklärt  sich  einmal  die  Dürftigkeit,  mit  der  Gr.  hier  dieses 
Personenrecht  behandelt,  denn  er  wollte  ja  nur  das  Natur- 
rechtliche daraus  bieten,  und  zugleich  sein  Schwanken, 
ob  eine  Bestimmung  in  diesem  Gebiete  zum  Naturrecht 
gehöre  oder  nicht.  Man  bemerkt  bald,  dass  im  letzten 
Grunde  er  hierfür  keinen  andern  Anhalt  hat,  als  das  in  ihm 
sich  regende  Rechtsgefühl  seiner  Zeit  und  seines  Landes. 
Was  diesem  entsprach,  war  ihm  Naturrecht;  das  andere 
wurde  als  willkürlich  oder  positiv  behandelt,  obgleich 
seine  Quelle  ebenso  gut  eine  natürliche  war,  wie  dort. 
In  Folge  dieser  schwankenden  Basis  und  der  Veränder- 
lichkeit dieses  Rcchtsgefühls  kann  die  moderne  Zeit  hier 
der  Gr.  sehr  oft  nicht  mehr  bestimmen,  z.  B.,  wenn  er 
das  Recht,  die  Kinder  in  die  Sklaverei  zu  verkaufen,  ver- 
theidigt  und  aus  dem  Naturrecht  ableitet.  Kein  Gebiet 
widersteht  mehr  dieser  Aussonderung  eines  sogenannten 
Naturrechts,  wie  das  Familien-  und  Standesrecht,  und 
keines  zeigt  deutlicher  die  Willkür,  welche  dieser  Abtren- 
nung zu  Grunde  liegt. 


f 


Ueber  d.  ursprüngliche  Erwerbung  d.  persönl.  Rechte.     291 

Unterschiedes    nicht    gleich,    sondern    der    Mann    ist    das 
Haupt  der  Frau  in  ehelichen  und  Familienangelegenheiten,    l 
denn  die  Frau  tritt  in  die  Familie  ihres  Mannes.    Deshalb    I 
entscheidet    über    den    Wohnsitz    der   Mann.     Wenn    den    ^ 
Ehemännern  weitere  Rechte  eingeräumt  werden,   wie  bei 
den  Juden  das  Recht,   alle  Versprechen   der  Frau   aufzu- 
lösen, und  bei  andern  Völkern   das  Recht,  die  Güter  der 
Frau  zu  verkaufen,  so  ist  dies  nicht  natürlichen  Rechtens, 
sondern    positiver  Natur.     Dies    führt    zur    Untersuchung, 
was  in  der  Ehe  natürlichen  Rechtens  ist. 

2.  Eine  Ehe  ist  nach  dem  Naturrecht  dann  vorhanden, 
wenn  Mann  und  Frau  so  mit  einander  leben,  dass  Letztere 
sich  unter  den  Augen  und  in  dem  Schutz  des  Mannes  be- 
findet.-**>)  Eine  solche  Gemeinschaft  bemerkt  man  sogar 
bei  den,  der  Sprache  entbehrenden  Geschöpfen.  Bei  dem 
Menschen,  als  einem  mit  Vernunft  begabten  Wesen,  kommt 
noch  die  Treue  hinzu,  welche  die  Frau  dem  Manne 
gelobt. 

IX.  1.  Etwas  Weiteres  gehört  nach  dem  Naturrecht 
zur  Ehe  nicht.  Auch  das  göttliche  Gesetz  scheint  vor 
der  Verkündigung  des  Evangeliums  nichts  weiter  gefordert 
zu  haben.  Denn  selbst  heilige  Männer  hatten  vorher 
mehrere  Frauen  auf  einmal,   und   in  dem  Gesetze  werden 

^^)  Gr.  giebt  hier  eine  naturrechtliche  Definition  der 
Ehe.  Ihre  Willkürlichkeit  liegt  zu  Tage,  denn  es  ist 
hier  durchaus  beliebig,  wie  weit  man  in  der  Absonderung 
des  angeblich  Unwesentlichen  gehen  will.  Man  kann  sich 
auch  mit  einer  blossen  zeitweiligen  Geschlechtsgemein- 
schaft begnügen;  damit  hat  jedenfalls  die  Ehe  geschicht- 
lich begonnen.  Gr.  verlangt  noch  gemeinsames  Leben 
und  Schutz  der  Frau,  worunter  er  wohl  aucli  ihre  Unter- 
ordnung versteht.  Diese  letzte  Bestimmung  war  sicherlich 
im  Beginn  der  Kultur  überwiegend,  allein  sie  gehört  mehr 
zur  Sklaverei  als  zur  Ehe,  und  die  steigende  Kultur  und 
Gleichstellung  des  weiblichen  Geschlechts  lässt  diese  an- 
geblich naturrechtliche  Bestimmung  immer  mehr  in  der 
Gegenwart  als  naturwidrig  erscheinen.  Auch  die  Pflicht 
der    Treue    beschränkt  Gr.    naturrechtlich    auf   die    Frau. 

Wenn  daneben  Gr.  die  Monogamie  und  die  dauernde 
Natur  des  Verhältnisses  nicht  zum  Naturrecht  zählt,  so 
wird  jeder  Leser  das  Spiel  mit  diesem  Begriffe  empfinden. 
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Vorschriften  für  Solche  gegeben,  welche  mehrere  Frauen 
zugleich  haben,  und  dem  Könige  wird  aufgegeben,  sich 
nicht  eine  zu  grosse  Zahl  von  Frauen  und  Pferden  anzu- 
schaffen. Die  jüdischen  Ausleger  bemerken  dazu,  dass 
achtzehn  Frauen  oder  Beischläferinneu  dem  Könige  ver- 
stattet gewesen  seien,  und  Gott  hält  dem  David  vor,  dass 
er  ihm  mehrere,  und  zwar  angesehene  Frauen  gegeben 
habe. 

2.  So  wird  auch  dem,  der  eine  Frau  entlassen  will, 
das  Verfahren  vorgeschrieben,  und  Jeder  kann  die  ge- 
schiedene Frau  heirathen,  mit  Ausnahme  dessen,  der  sich 
von  ihr  geschieden  hat,  und  des  Priesters.  Diese  Freiheit, 
einen  andern  Mann  zu  nehmen,  wird  natuirechtlich  nur 
insofern  beschränkt,  dass  über  die  Nachkommenschaft 
keine  Verwirrung  entstehe.  Deshalb  erwähnt  Tacitus 
jene  Frage  des  pontificalischen  Rechts:  „ob  das  Heirathen 
einer  Frau  nach  der  Empfängniss  und  vor  der  Geburt  er- 
laubt sei."  Die  Juden  mussten  zwischen  beiden  Ehen  drei 
Monate  verstreichen  lassen.  Das  Gesetz  Christi  hat  indess 
dieses  eheliche  Verhältniss,  wie  vieles  Andere,  auf  eine 
vollkommnere  Regel  gebracht,  indem  sowohl  der,  welcher 
die  Frau  ohne  Ehebruch  von  sich  weist,  als  der,  welcher 
dieselbe  dann  lieirathet,  des  Ehebruchs  schuldig  erklärt 
werden,  und  sein  Apostel  und  Ausleger  Paulus  giebt 
nicht  blos  dem  Manne  ein  Recht  auf  den  Leib  der  Frau, 
was  natürlichen  Rechtes  ist  (Artemidorus  sagt:  „Wer 
gesetzlich  mit  einer  Frau  sich  fleischlich  verbindet,  hat  die 
Gewalt  über  ihren  Leib.) ,  sondern  auch  der  Frau  auf  den 
Leib  des  Mannes.  Lactantius  sagt:  „Denn  nicht  blos 
die  Frau,  wie  das  bürgerliche  Recht  sagt,  ist  eine  Ehe- 
brecherin, wenn  sie  einen  Andern  nimmt,  und  der  Mann 
ist  schuldlos,  selbst  wenn  er  Mehrere  nimmt.  Vielmehr 
verbindet  das  göttliche  Gesetz  Beide  mit  gleichem  Recht 
durch  die  Ehe  zu  einem  Körper,  so  dass  Jeder  ein  Ehe- 
brecher ist,  welcher  den  Genossen  des  Leibes  zu  einem 
andern  Umgange  verleitet." 

3.  Ich  weiss,  dass  Viele  meinen,  Christus  habe  hier 
für  beide  Theile  kein  neues  Gesetz  gegeben,  sondern  nur 
das  von  Gott  im  Beginn  der  Welt  gegebene  erneuert. 
Die  eigenen  Worte  Christi  scheinen  dies  veranlasst  zu 
haben,  wo  er  an  jenen  Anfang  uns  erinnert.  Man  kann 
indess   erwidern,    dass    aus  jener   ersten  Anordnung,    wo 
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Gott  einem  Manne  nicht  mehr  als  eine  Frau  zutheilt,  das 
Bessere  und  Gott  Wohlgefälligere  sich  ergebe.  Dies  ist 
bisher  immer  gut  und  lobenswerth  gewesen;  aber  das 
Gegentheil  war  deshalb  nicht  verboten;  denn  wo  kein 
Gesetz  ist,  kann  auch  keines  übertreten  werden,  und  ein 
solches  Gesetz  bestand  in  jenen  Zeiten  nicht.  Gott  sprach 
auch  durch  Adam  oder  Moses,  das  Band  der  Ehe  sei  so 
stark,  dass  der  Mann  das  Haus  seines  Vaters  verlassen 
müsse,  um  ein  neues  für  seine  Familie  zu  gründen,  und 
dasselbe  sagt  er  der  Tochter  des  Pharao  in  Psalm  XLV,  11: 
„Vergiss  Deines  Volkes  und  Deines  väterlichen  Hauses!" 
Aus  dieser  Einrichtung  einer  so  engen  Freundschaft  er- 
hellt genügend,  dass  es  Gott  am  wohlgefälligsten  ist, 
wenn  die  Verbindung  dauernd  ist;  aber  es  folgt  nicht,  dass 
Gott  schon  damals  befohlen  habe,  dass  das  Bündniss  unlös- 
lich sein  solle.  Wenn  aber  Christus  verbot,  dass  der  Mensch 
das  scheiden  solle,  was  Gott  verbunden  habe,  so  entnahm 
er  diesen  würdigen  Inhalt  seines  neuen  Gesetzes  aus  dem, 
was  das  Beste  und  Gott  Wohlgefälligste  ist.  ^^i) 

4.  Es  steht  fest,  dass  die  meisten  Völker  im  Alterthum  \ 
die  Scheidung  frei  gelassen  und  die  Ehe  mit  mehreren 
Frauen  gestattet  haben.  Unter  den  rohen  Völkern  sind 
die  Deutschen  beinahe  die  einzigen,  die  nach  des  Tacitus 
Erzählung  zu  seiner  Zeit  sich  mit  einer  Frau  begnügt 
Jiaben ;  hier  und  da  wird  das  durch  die  Geschichte  der  | 
Indier  und  Perser  bestätigt.  Bei  den  Aegyptern  pflegten 
nur  die  Priester  mit  einer  Frau  sich  zu  begnügen.  Bei 
den  Griechen  bestimmte  nach  Athenäus  Cecrops  zuerst, 
dass  ein  Mann  nur  eine  Frau  haben  solle,  aber  selbst  iii 
Athen  wurde  dies  nicht  lange  beobachtet,  wie  des  Socrates 


^1)  Indem  nach  Gr.  der  Inhalt  des  Naturrechts  unver- 
änderlich ist,  das  Familienverhältniss  und  die  Ehe  aber 
durch  den  Fortschritt  der  Kultur  mannigfache,  bis  in  seinen 
tiefsten  Inhalt  gehende  Veränderungen  erleidet,  ist  Gr. 
genöthigt,  diese  durchaus  naturgemässe  Entwicklung  auf 
ein  willkürliches  göttliches  Recht  zurückzuführen  und  dessen 
Unterschied  von  dem  Naturrechte  durch  die  sophistischen 
Begriffe  von  höherer  Tugend  oder  von  blossem  Erlaubt- 
sein, aber  nicht  Verbotensein  zu  rechtfertigen. 
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und  Anderer  Beispiel  beweist.  ^2)  Wenn  einige  Völker 
sich  massiger  hielten  und,  wie  die  Römer,  zwei  Frauen 
niemals,  die  Scheidung  aber  immer  erst  spät  gestatteten, 
so  ist  es  nur  zu  loben,  dass  sie  sich  dem  Besten  zuge- 
wendet haben,  und  die  nach  Flaminischem  Gebrauch  ge- 
schlossenen Ehen  konnten  nur  durch  den  Tod  aufgelöst 
werden;  allein  es  folgt  aus  Alledem  nicht,  dass  diejenigen 
gesündigt  haben,  welche  vor  Verkündigung  des  Evange- 
liums anders  gehandelt  haben. 

X.  1.     Es    bleibt    nun  zu   untersuchen,    welclie    Ehen 
nach   dem   Naturreclit   als   gültig   anzusehen    sind,    wobei 
man  festhalten  muss,  dass  nicht  jede  Handlung  gegen  das 
Naturrecht  deshalb  nach  dem  Naturrecht  wirkungslos  ist, 
wie    das    Beispiel    eines    verschwenderischen    Geschenkes 
ergiebt;    sondern    nur    diejenige    Handlung,    welcher    das 
Wesentliche  fehlt,    was  derselben  die  Gültigkeit  gewährt, 
oder    bei   welcher   der  Fehler   in  der  Wirkung  fortdauert. 
Das  Wentliche  ist  hier  und  in  anderen  menschlichen  Hand- 
lungen, welche  Rechte  begründen  sollen,  jenes  Recht,  was 
wir  das  moralische  Vermögen  genannt  haben,    verbunden 
mit    dem    genügenden    Willen.      Welcher   Wille    hier    zur 
Begründung  des  Rechts  genügt,    wird  unten  bei  Gelegen- 
heit der  Versprechen  besser  erörtert  werden.    Neben  dem 
moralischen  Vermögen    entsteht   die   Frage   über   die  Ein- 
willigung der  Eltern,  w^elche  Einige  schon  zur  naturrecht- 
lichen Gültigkeit  der  Ehe  verlangen;   allein  mit  Unrecht; 
denn  ihre  Gründe  beweisen  nur,  dass  es  den  Pflichten  der 
Söhne    entspricht,    die    Einwilligung    der    Eltern    nachzu- 
suchen.    Ich  gebe  dies  mit  der  Maassgabe  zu,  soweit  der 
Wille  der  Eltern  nicht  das  Unbillige  verlangt.    Denn  wenn 
die  Söhne  in  allen  Dingen  den  Eltern  Ehrerbietung  schul- 
dig sind,   so  gilt  dies  vor  Allem  bei  einem  Unternehmen, 
was,    wie  die  Ehe,    die   ganze  Familie  berührt.     Aber  es 
folgt  nicht   daraus,    dass  die  Söhne  jenes  Recht  nicht  ha- 
ben,   was    man   mit  dem  Namen   der  Fähigkeit  oder  der 
Befugniss   bezeichnet.    Denn  wer  eine  Frau  nimmt,    muss 
reifen  Alters  sein  und  tritt  aus  seiner  Familie,  so  dass  er 
deshalb   hierbei   dem  Familienregiment  nicht   unterworfen 

42)  Socrates  hatte  zugleich  zwei  Frauen,  die  Xantippe 
und  die  Tochter  des  Aristides,  Myrtone;  man  sehe  Dio- 
genes Laert.  II.  §.  26. 
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ist.  Die  blosse  Pflicht  der  Ehrerbietung  kann  es  aber 
nicht  bewirken,  dass  eine  Handlung  rechtlich  unwirksam 
sei,  durch  welche  sie  verletzt  wird. 

2.  Wenn  aber  die  Römer  und  Andere  verordnet  ha- 
ben, dass  die  ohne  Einwilligung  des  Vaters  geschlossenen 
Ehen  ungültig  sein  sollen,  so  ist  das  nicht  natürlichen 
Rechtens,  sondern  geht  von  dem  Willen  des  Gesetzgebers 
aus.  Denn  nach  demselben  Recht  macht  die  fehlende 
Einwilligung  der  Mutter,  welcher  doch  nach  dem  Natur- 
recht die  Kinder  auch  Ehrfurcht  schuldig  sind,  die  Ehe 
nicht  ungültig;  dasselbe  gilt  für  den  Vater  eines  aus  der 
Gewalt  entlassenen  Sohnes.  Ist  aber  der  Vater  selbst 
noch  in  der  Gewalt  seines  Vaters,  so  muss  die  Einwilli- 
gung sowohl  des  Grossvaters  wie  des  Vaters  eingeholt 
werden;  dagegen  genügt  für  die  Tochter  die  Einwilligung 
des  Grossvaters.  Diese  dem  Naturrecht  unbekannten  Unter- 
schiede zeigen  deutlich,  dass  dies  Alles  aus  dem  bürger- 
lichen Rechte  stammt. 

3.  In  der  Bibel  sieht  man  zwar,  wie  fromme  Männer 
und  noch  mehr  Frauen  (deren  Schamhaftigkeit  es  beson- 
ders entspricht,  dass  sie  hierbei  das  Urtheil  eines  Anderen 
einholen;  wohin  auch  das  gehört,  was  der  1.  Brief  an 
die  Korinther  über  die  Verheirathung  einer  Jungfrau  sagt) 
bei  Eingehung  der  Ehe  sich  dem  Willen  der  Eltern  gefügt 
haben;  dennoch  wird  die  Ehe  des  Esau  nicht  für  ungültig 
erklärt  oder  seine  Kinder  für  unehelich,  weil  er  ohne 
Befragung  der  Eltern  geheirathet  hatte.  Quintilian  sagt 
in  Bezug  auf  das  strenge,  und  zwar  natürliche  Recht: 
„Wenn  dem  Sohne  mitunter  gestattet  ist,  selbst  gegen 
den  Willen  des  Vaters  etwas  an  sich  Erlaubtes  zu  thun, 
so  ist  diese  Freiheit  nirgends  so  nöthig  wie  bei  der 
Ehe."  43) 

43)  Das  Moralische  und  das  Rechtliche  ist  bekanntlich 
bei  den  Familienverhältnissen  weit  schwerer  zu  sondern 
als  bei  dem  Sachenrecht;  selbst  die  Moral  kann  diese 
Verhältnisse  nicht  erschöpfen,  die  wesentlich  auf  der 
gegenseitigen  Liebe  ruhen  und  deshalb  mehr  dem  Natür- 
lichen wie  dem  Sittlichen  angehören  (B.  XI.  140).  Daraus 
erklärt  sich  das  Schwanken,  ob  die  Einwilligung  des  Va- 
ters zur  Ehe  des  Sohnes  nach  dem  Naturrecht  nöthig  ist, 
oder  ob  sie  blos  eine  moralische  Pflicht  -enthält.     Da  zu 
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XI.  Die  Elie  mit  einer  bereits  verheiratheten  Frau 
ist  unzweifelhaft  nach  dem  Naturrecht  ungültig,  wenn  nicht 
ihr  Ehemann  sie  vorher  entlassen  hat;  denn  so  lange 
dauert  sein  Recht;  nach  Christi  Gesetz  aber,  bis  der  Tod 
das  Band  gelöst  hat.  Die  Ehe  ist  deshalb  ungültig,  weil 
das  moralische  Vermögen  fehlt,  was  durch  die  erste  Ehe 
aufgehoben  ist,  und  weil  alle  Wirkungen  fehlerhaft  bleiben. 
Denn  die  einzelnen  Handlungen  enthalten  eine  Vergrei- 
fung an  fremdem  Eigenthum.  Ebenso  ist  nach  Christi 
Gesetz  eine  Ehe  ungültig,  wenn  der  Mann  schon  verhei- 
rathet  ist,  wegen  jenes  Rechtes,  was  Christus  der  Frau, 
welche  ihre  Treue  bewahrt,  auch  gegen  den  Mann  ge- 
geben hat. 

XII.  1.  Die  Frage  über  die  Ehen  unter  Blutsverwandten 
oder  Verschwägerten  ist  schwierig  und  oft  lebhaft  ver- 
handelt worden.  Denn  wenn  man  für  diese  Ehen,  soweit 
sie  durch  Gesetze  oder  Gewohnheiten  verboten  sind,  zu- 
verlässige und  natürliche  Gründe  angeben  will,  so  bemerkt 
man,  wie  schwer,  ja  beinahe  unmöglich  dies  ist.  Denn 
was  Plutarch  für  das  Römische  Recht  beibringt,  und 
w^elchem  Augustinus  in  seinem  „Staate  Gottes"  folgt 
(Buch  XV.  cap.  16),  dass  durch  solche  Verbote  Fremde 
in  die  Verschwägerung  kommen,  und  so  die  Freundschaften 
zahlreicher  werden  sollen,  ist  nicht  so  gewichtig,  um  die 
Verletzung  für  ungültig  oder  unerlaubt  zu  erachten.  Denn 
das  weniger  Nützliche  ist  nicht  deshalb  schon  unerlaubt. 
Es  kommt  hinzu,  dass  diesem  Vortheil  ein  anderer,  grösse- 
rer entgegen  stehen  kann,  und  zwar  nicht  blos  in  dem 
Falle,  den  Gott  im  Jüdischen  Gesetz  ausnimmt,  wenn  ein 
Mann  ohne  Nachkommenschaft  [mit  Tode  abgegangen  ist. 
Aehnlich  ist  die  Bestimmung  des  Jüdischen  und  Attischen 
Rechtes  über  die  Erbtöchter,  welche  „zur  Erbschaft  be- 
rufen" hiessen,  um  nämlich  das  Vermögen  der  Vorfahren 
in  der  Familie  zu  erhalten,  und  ähnliche  Gründe  lassen 
sich  noch  viele  beibringen  oder  ausdenken.  44) 

Gr.'s  Zeit  die  Wissenschaft  überhaupt  Moral  und  Recht 
noch  nicht  gesondert  hatte,  so  wurde  die  Antwort  um  so 
schwieriger.  Eben  daraus  erklärt  sich  auch  das  Schwan- 
ken der  positiven  Gesetze  in  dieser  Frage. 

44)  Dieser  §.  1   enthält  ein  interessantes  Geständniss, 
w^as  Gr.   selbst  über  die  schwankende  Natur  und  den  will- 
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2.  Eine  Ausnahme  mache  ich  für  die  Ehen  der  Eltern 
mit  den  Kindern  jeden  Grades,  für  deren  Unzulässigkeit 
der  Grund  (wenn  ich  nicht  irre)  klar  vorliegt.  Denn  der 
Mann,  welcher  das  Haupt  in  der  Ehe  ist,  kann  seiner 
Mutter  nicht  die  Hochachtung  erweisen,  welche  die  Natur 
verlangt;  noch  die  Tochter  dem  Vater;  denn  wenn  sie 
auch  in  der  Ehe  die  Untergeordnete  ist,  so  führt  doch 
die  Ehe  selbst  eine  solche  Gemeinschaft  ein,  dass  jene 
Ehrfurcht  der  Blutsverwandtschaft  dadurch  ausgeschlossen 
wird.  Der  Rechtsgelehrte  Paulus  bemerkt  richtig,  nach- 
dem er  gesagt,  dass  bei  Eingehung  der  Ehe  das  natür- 
liche Recht  und  die  Schamhaftigkeit  zu  berücksiclitigen 
seien,  es  sei  gegen  diese,  die  Tochter  zur  Frau  zu  neh- 
men. Solche  Ehen  sind  deshalb  offenbar  unerlaubt  und 
ungültig,  weil  der  Mangel  den  Folgen  fortwährend  an- 
liaftet. 

3.  Audi  darf  hierin  der  Grund  des  Diogenes  und 
Chrysipp  niclit  irre  machen,  den  sie  von  den  Hühnern 
und  anderen  vernunftlosen  Thieren  hernehmen,  um  daraus 
zu  beweisen,  dass  dergleichen  Vermischungen  niclit  gegen 
das  Naturrecht  seien.  Denn  es  genügt,  wie  ich  im  Ein- 
gange dieses  Buches  gesagt  habe,  dass  etwas  gegen  die 
menschliche  Natur  sei,  um  als  unerlaubt  zu  gelten.  Und 
es  liegt  hier  Blutschande  vor,  welche  dem  Rechtsgelehrten 
Paulus  zufolge  nach  dem  Völkerrecht  zwischen  auf-  und 
absteigenden  Verwandten  begangen  wird.  Es  ist  dies 
jenes  Recht,  von  dem  Xenophon  sagte,  dass  es  Recht 
bleibe,  auch  wenn  es  von  den  Persern  verachtet  w^erde. 
Denn  als  natürlich  gilt  nach  dem  Ephesier  Michael, 
dem  Ausleger  der  Nicomachischen  Ethik  mit  Recht:  „Das, 
was  bei  den  Meisten  stattfindet,  welche  sich  nicht  ver- 
kehrt, sondern  nach  der  Natur  verhalten."  Der  Pytha- 
goräer  Hippodamus  nennt  es  „unnatürliche  und  un- 
mässige  Begierden,  ungezügelte  Affekte  und  unheilige 
Wollust".  Von  den  Parthern  sagt  Lucan  (Buch  VIII. 
v.  401  u.  ff.): 


kürlichen  Begriff  des  Naturrechts  ablegt.  Gr.  erkennt  hier 
selbst  an,  dass  sich  auch  für  jede  positive  Bestimmung 
natürliche  Gründe  finden  lassen;  wo  bleibt  da  die  Grenze 
zwisclien  Natur-  und  positivem  Recht? 
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„Die   in  Speisen   und  ungemischtem  Wein  wahn- 
sinnig schwelgende  Hofburg,  welche  vor  keiner  ver- 
botenen  fleischlichen  Verbindung  zurückschreckt." 
und  dann  (v.  409,  410): 

„Wer  sich  erlaubt,    mit   der  Mutter  sich   zu   be- 
gatten,  was  ist  für  den  überhaupt  verboten?" 
Für  diese  insbesondere  bei  den  Persern  herrschende  Sitte 
bezeichnet   Dio   von  Prusa    in   der   20.   Rede   richtig    als 
brund  die  schlechte  Erziehung.  ^^) 

4.  Wunderbar  ist  deshalb  der  Ausspruch  des  Socrates 
bei  Xenophon,46)  welcher  in  solchen  Ehen  nichts  Un- 
rechtes lindet,  die  Ungleichheit  des  Alters  ausgenommen, 
welche  entweder  Unfruchtbarkeit  oder  eine  schwächliche 
Nachkoramenscliaft  zur  Folge  habe.  Wenn  nur  dies  sol- 
chen Ehen  entgegenstände,  so  wären  sie  sicherlich  weder 
ungültig  nocli  unerlaubt,  so  wenig,  wie  bei  anderen  Per- 
sonen, die  im  Alter  ebenso  verschieden  sind,  wie  es  die 
Kinder  gegen  die  Eltern  zu  sein  pflegen.  47) 

5.  Vielmehr  muss  man  untersuchen,  ob  nicht  bei  Men- 
schen, welche  schlechte  Erziehung  noch  nicht  verdorben 
hat,  neben  der  verständigen  Erwägung  auch  noch  eine 
im  (jefuhl  selbst  enthaltene  Scheu  besteht,  sich  mit  Eltern 
oder  Kindern  fleischlicii  zu  vermischen,  da  ja  auch  einzelne 
Ihiere  dagegen  einen  Abscheu  haben.  Dies  ist  die  Ansicht 
welche  Mehrere  und  Arnobius  im  5.  Buche  seiner  Schrift 
gegen  die  Heiden  geltend  machen.  Er  sagt:  „Selbst  gegen 
seine   Mutter    ward   Jupiter    von    einer   absciieulichen   Be- 

4'^)  Diese  Sitte  bestand  übrigens  nur  bei  der  Priester- 

schait  der  Magier,  nicht  bei  den  anderen  Ständen. 

/6)   Die   Stelle  befindet    sich  in  Xenophon's   Memora- 
bihen  IV.  4  §.  22. 

4^;)  Dieses  Beispiel  des  Sokrates  zeigt,  wie,  wenn  man 
das  Gebot  der  Autorität  als  Basis  des  Rechts  verlässt 
und  aut  die  Natur  der  Sache  zurückgehen  will,  alles 
Recht  ins  Schwanken  kommt.  Plato  hat  bekanntlich 
diese  Meinung  seines  Lehrers  in  seinem  Staate  festgehal- 
ten; gerade  in  den  höchsten  und  gebildetsten  Ständen 
des  Platonischen  Staates  herrscht  Gemeinschaft  der  Wei- 
ber und  Kinder,  und  nur  die  Motive  der  Züchtung  einer 
krattigen  Nachkommenschaft  beschränken  den  fleischlichen 
Verkehr. 
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gierde  erfasst,  und  die  Scheu  konnte  ihn  nicht  von  dem 
hitzigen  Verlangen  nach  ihr  abhalten,  welche  Scheu  die 
Natur  selbst  und  das  Allen  angeborene  Gefühl  nicht  blos 
den  Menschen,  sondern  auch  einzelnen  Thieren  eingeflösst 
hat."  Ueber  das  Kameel  und  das  Scythische  Pferd  hat 
Aristoteles  in  seiner  Naturgeschichte  IX.  c.  47  eine 
auf  ihr  edles  Verhalten  bezügliche  Erzählung,  ^8)  und  eine 
ähnliche  Oppian  im  1.  Buche  über  die  Jagd.  Seneca 
sagt  in  seinem  Ilippolytus  (v.  914,  915): 

„Selbst  die  wilden  Thiere  vermeiden  die  verbotene  Wollust; 

Unwissend  beachtet  die  Scham  die  Gesetze  des  Blutes.'' 

^  XIII.    1.      Es    folgt   nun  die    Untersuchung    über    die 

Grade  der  Schwägerschaft  und  der  Blutsverwandten  in 
der  Seitenlinie;  insbesondere  über  die  im  3.  Buche  Mosis 
Kap.  18  erwähnten.  Denn  wenn  man  auch  zugiebt,  dass 
diese  Verbote  nicht  aus  dem  Naturrechte  stammen,  so 
scheinen  sie  doch  von  dem  Gebote  des  göttlichen  Willens 
ausgegangen  zu  sein ;  auch  sind  die  Vorschriften  nicht 
derart,  dass  sie  nur  die  Juden  verbinden,  vielmehr  kann 
ihre  Verbindlichkeit  für  alle  Menschen  aus  den  folgenden 
Worten  Gottes  zu  Moses  abgenommen  werden:  „Und  ver- 
unreinigt Euch  nicht  mit  Einer  in  diesen  Verhältnissen; 
denn  mit  Alledem  sind  verunreinigt  die  Völker,  welche  ich 
bei  Eurer  Ankunft  vertreibe."  Dann:  „thut  nichts  von 
diesen  verbotenen  Dingen;  denn  Alles  dies  haben  die  Ein- 
wohner des  Landes  gethan,  was  Euch  verheissen  ist,  und 
deshalb  ist  das  Land  verunreinigt  " 

2.  Denn  wenn  die  Kananiter  und  ihre  Nachbarn  durch 
solche  Handlungen  gesündigt  haben,  so  muss  ein  Gesetz 
vorausgegangen  sein,  und  da  es  kein  reines  Naturgesetz 
ist,  so  bleibt  nur,  dass  Gott  es  gegeben  hat,  entweder 
ihnen  besonders  (was  nicht  wahrscheinlich  und  nach  den 
Worten  nicht  anzunehmen  ist)  oder  dem  menschlichen 
Geschlecht  überhaupt,  sei  es  bei  der  Schöpfung  oder  bei 
der  Wiederherstellung  nach   der  Sündfluth.     Solche    dem 

^^)  Das  männliche  Kameel,  was  von  seinem  Wärter 
zu  einem  weiblichen  zugelassen  worden  war,  erkannte  bei 
der  Begattung  letzteres  als  seine  Mutter  und  tödtete  des- 
halb den  Wärter,  und  bei  einem  ähnlichen  Vorfall  stürzte 
der  Hengst  sich  in  den  Abgrund.  Aristoteles,  „Ueber  die 
Wunder"  c.  47. 
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ganzen    Menschengesclileclit   gegebene    Gesetze    sind    von 
Christus   niclit   aufgehoben   worden,    sondern    nur    solche, 
welche    die   Juden    von    den    anderen   Völkern    gleichsam 
durch  eine  Mauer  trennten.    Hierzu  kommt,  dass  Paulus 
die  Ehe  des  Schwiegersohns  mit  der  Schwiegermutter  streng 
verdammt,    obgleich    kein    besonderer   Ausspruch    Christi 
hierüber  vorhanden  ist,  und  Jener  es  nur  damit  begründet, 
dass    eine    solche   Verbindung   auch   von   den   heidnischen 
Völkern  für  unrein  gehalten  werde.    Dies  bestätigen  unter 
Anderem  die  Gesetze  des  Charondas,  worin  eine  solche 
Ehe  mit  der  Ehrlosigkeit  gebrandmaikt  ist,  und  die  Worte 
des  Lysias   in  seiner  Rede:    „Jener  Abscheulichste  aller 
Menschen   wohnt   seiner  Mutter  und   seiner  Tochter   bei." 
Damit  stimmt  der  Ausspruch  des  Cicero  in  der  Rede  für 
A.  Cluentius  bei  einem  Falle,  wo  er,  nachdem  er  erzählt, 
dass   die  Schwiegermutter   den  Schwiegersohn   geheirathet 
htibe,    hinzufügt:    „Welch    unglaubliches   Verbrechen    des 
Weibes  I    was   man   von   keiner  Anderen  im  Leben   je  ge- 
hört!"   Als  der  König  Seicucus  seine  Frau  Stratonice  sei- 
nem  Sohne   Antiochus    zur  Frau   gab,    fürchtete   er  nach 
Plutarch's  Erzählung,  sie  möchte  sich   „durch  diese  un- 
erlaubte   That"    verletzt    fühlen.      Bei   Virgil    heisst    es 
(Aen.  X.  389): 

„Er  wagt  es,   das  Bett  der  Schwiegermutter  zu 
beflecken." 

Da  diese  allgemeine  Ansicht  aus  keinem  nothwendigen 
Naturgebot  hervorgegangen  ist,  so  muss  sie  auf  einer 
alten  Ueberlieferung  ruhen,  welche  von  einem  göttlichen 
Gebote  ihren  Ausgang  genommen  hat. 

3.  Die  alten  Juden,  deren  Auslegung  dieses  Theils 
der  göttlichen  Gebote  nicht  zu  verachten  ist,  und  Moses 
Maimonides^ö)^  der  Alles  von  ihnen  gelesen  und  gründ- 
licli  geprüft  hat,  geben  für  die  im  3.  Buch  Mosis  c.  18 
enthaltenen  Eheverbote  zwei  Gründe  an:  1)  eine  natür- 
liche   Scham,    welche    nicht    gestattet,    dass   die   Stamm- 

4ö)  Moses  Maimonides,  geb.  1135,  gest.  1201,  ist 
der  berühmteste  unter  den  jüdischen  Philosophen  des 
Mittelalters.  Er  lebte  in  Spanien.  Sein  bedeutendstes 
Werk  hat  den  Titel:  „Leitung  des  Zweifelnden."  Er  ver- 
sucht darin  eine  Ausgleichung  zwischen  jüdischer  Theo- 
logie und  Aristotelischer  Philosophie. 
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Väter  mit  der  Nachkommenschaft,  sei  es  geradezu,  sei 
es  durch  Personen,  die  durch  Blut  oder  durch  die  ehe- 
liche Vermischung  des  Blutes  eng  verbunden  sind,  sich 
fleischlich  vermischen;  2)  soll  das  tägliche  und  unbe- 
wachte Zusammenleben  gewisser  Personen  damit  keinen 
Anlass  zur  Unzucht  und  zum  Ehebruch  erhalten,  was  der 
Fall  sein  würde,  wenn  dergleichen  Liebe  durch  die  Ehe 
könnte  rechtlich  werden.  Prüft  man  nach  diesen  Gesichts- 
punkten mit  Vorsicht  jene  göttlichen,  im  3.  Buch  Mosis 
enthaltenen  Gebote,  so  zeigt  sich,  dass  der  erste  Grund 
vorherrscht  bei  den  in  gerader  Linie  Verschwägerten  (um 
von  den  Eltern  und  Kindern  nichts  zu  erwähnen,  deren 
Verbindung  schon  nach  der  Natur  auch  ohne  ausdrück- 
liches Gebot  unstatthaft  ist)  und  bei  dem  ersten  Grade 
der  Seitenlinie  bei  Blutsverwandten,  welche  von  dem  ge- 
meinsamen Stammvater  aus  als  Verwandte  zweiten  Grades 
gelten,  und  zwar  wegen  des  noch  frischen  Abbildes  der 
Eltern  in  den  Kindern.  Es  ist  eine  Regel,  welche  die 
Natur  zwar  nicht  gebietet,  aber  doch  als  die  sittlichere 
anerkennt,  wie  dergleichen  den  Inhalt  vieler  göttlichen 
und  menschlichen  Gesetze  bilden. 

4.  Deshalb  beziehen  die  Juden  wegen  der  Gleichheit 
des  Grundes  in  der  geraden  Linie  das  Gesetz  auch  auf 
die  nicht  ausdrücklich  genannten  Grade.  Sie  nennen 
als  solche:  die  Mutter  seiner  Mutter,  die  Mutter  des  Va- 
ters seiner  Mutter,  die  Mutter  seines  Vaters,  die  Mutter 
des  Vaters  seines  Vaters,  die  Frau  des  Vaters  seines 
Vaters,  die  Frau  des  Vaters  seiner  Mutter,  die  Schwieger- 
tochter seines  Sohnes,  die  Schwiegertochter  des  Sohnes 
seines  Sohnes,  die  Schwiegertochter  seiner  Tochter,  die 
Tochter  der  Tochter  seines  Sohnes,  die  Tochter  des  Soh- 
nes seines  Sohnes,  die  Tochter  der  Tochter  seiner  Toch- 
ter, die  Tochter  des  Sohnes  seiner  Tochter,  die  Tochter 
der  Tochter  der  Frau  seines  Sohnes,  die  Tochter  der 
Tochter  der  Tochter  seiner  Frau,  die  Mutter  der  Mutter 
der  Frau  seines  Vaters,  die  Mutter  des  Vaters  von  seiner 
Frauen  Mutter;  d.  h.  nach  Römischem  Sp^-achgebrauch:  die 
Grossmutter  und  alle  Elternmütter;  die  Grossschwieger- 
mutter, die  Urenkelinnen,  die  Enkelstieftöchter,  die  Enkel- 
schwiegertöchter, die  Grossschwiegermutter,  weil  nämlich 
unter  einem  bestimmten  Grad  der  durch  Frauen  vermittel- 
ten Verwandtschaft  auch  die  gleiche,  durch  Männer  allein 


302 


Buch  II.    Kap.  V. 


vermittelte  Verwandtschaft  verstanden  wird.  Ebenso  wird 
unter  dem  ersten  Grad  auch  der  zweite,  unter  dem  zwei- 
ten auch  der  dritte  verstanden,  über  den  hinaus  ein 
Streit  kaum  vorkommen  kann,  und  wäre  es,  so  würde 
derselbe  Grund  für  alle  ferneren  Grade  gelten. 

5.     Narh   der  Meinung  der  Juden    sind   diese   Gesetze 
und  das  Verbot  der  Ehe  zwischen  Geschwistern  schon  dem 
Adam  zugleich  mit  den  Gesetzen  gegeben  worden,  welche 
über  die   Verehrung   Gottes,    über   Rechtsprechung,    über 
das   Nichtvergiessen  von  Blut,  so   wie  darüber  handelten, 
dass   fremde   Götter  nicht   angebetet   werden   sollen,    und 
dass   das   fremde  Gut  nicht  geraubt  werden   solle.     Doch 
sollten  die  Ehegesetze  erst  Geltung  haben,  nachdem  das 
Menschengeschlecht  sich  genügend  vermehrt  haben  werde 
was     im    Anfange     ohne    Ehen     zwischen    Brüdern     und 
Schwestern  unmöglich  gewesen  wäre.     Auch  halten  sie  es 
für  unerheblich,  dass  Moses  dies  an  der  betreffende  Stelle 
nicht    erwähnt,    weil    die   stillschweigende   Andeutung  im 
Gesetze   ihm  genügte,   indem   er  die  fremden  Völker  des- 
halb  verdammt.      Denn   ein   Gesetz   enthalte    Vieles,    was 
nicht    nach    der    Zeitfolge,     sondern    gelegentlich    gesagt 
werde;    deshalb   gelte   bei  den  Juden  die  wichtige  Regel: 
„In  dem  Gesetz  giebt  es  kein  Vor   und   kein  Nach,    son- 
dern vieles  Spätere  werde  vor  dem  Früheren  erwähnt." 

6.  lieber  die  Ehe  zwischen  Geschwistern  sagt  Michael 
von  Ephesus  im  5.  Buche  der  Nicomachischen  Ethik: 
„Die  Verbindung  des  Bruders  mit  der  Schwester  war  im 
Anfange  nicht  verboten;  allein  nachdem  das  Gesetz  sie 
verboten  hat,  ist  es  nun  nicht  mehr  erlaubt."  Diodor 
von  Sicilien  nennt  das  Verbot  der  Ehen  unter  Geschwistern 
„ein  allgemeines  Gesetz  der  Menschen"  und  nimmt  nur 
die  Aegypter  davon  aus,  Dio  von  Prusa  nur  die  Bar- 
baren. Seneca  schrieb:  „Unter  den  Göttern  lassen  wir 
Brüder  mit  Schwestern  sich  verbinden,  aber  nicht  mit 
Recht."  Plato  nennt  im  8.  Buche  der  Gesetze  eine  solche 
Ehe  „keineswegs  heilig,  sondern  gottverhasst." 

7.  Dieses  Alles  bestätigt  die  alte  Ueberlieferung  eine» 
göttlichen  Gesetzes  gegen  diese  Ehen;  deshalb  wird  auch 
das  Wort  „unheilig"  von  ihnen  gebraucht.  Es  sind  übri- 
gens Brüder  und  Schwestern  aller  Art  gemeint,  wie  das 
Gesetz  selbst  ergiebt,    indem   es  sowohl  die  vom  Vater, 
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wie  von  der  Mutter  abstammenden,    sowohl  die  auswärts 
wie  die  im  Hause  geborenen  und  erzogenen  umfasst. 

XIV.  1.  Diese  ausdrückliche  Erklärung  zeigt  den  Unter- 
schied, der  hier  zwischen  diesem  Grad  und  den  weiteren 
besteht.  Denn  die  Ehe  mit  des  Vaters  Schwester  ist  auch, 
wenn  sie  nur  eine  Mutter  gehabt  haben,  verboten,  aber 
die  Ehe  mit  des  Bruders  Tochter  nicht,  obgleich  der  Ver- 
wandtschaftsgrad derselben  gleich  ist.  Selbst  bei  den 
Juden  sind  Beispiele  dafür  vorhanden.  Tacitus  sagt: 
„Die  Ehe  mit  des  Bruders  Tochter  ist  uns  neu;  aber  bei 
anderen  Völkern  hat  sie  längst  gegolten  und  ist  durch 
kein  Gesetz  verboten  gewesen."  Auch  in  Athen  ist  diese 
Ehe  erlaubt  gewesen,  wie  Isaeus  und  Plutarch  im 
Leben  des  Lysias  zeigen.  Als  Grund  geben  die  Juden  an, 
dass  junge  Männer  oft  das  Haus  der  Grossväter  oder 
Grossmütter  besuchen  oder  auch  mit  den  Tanten  darin 
wohnen;  dagegen  kommen  sie  seltener  in  das  Haus  der 
Brüder  und  haben  dort  nicht  gleiche  Rechte.  Tritt  man 
dieser  verständigen  Auffassung  bei,  so  erhellt,  dass  das 
Gesetz  über  die  Eheverbote  zwischen  Verschwägerten  in 
gerader  Linie  und  dem  ersten  Grade  der  Seitenlinie  seit 
dem  Anwachsen  des  Menschengeschlechts  immer  und  bei 
Allen  gegolten  hat;  denn  es  ruht  auf  der  natürlichen  Sitt- 
lichkeit, und  deshalb  ist  auch  die  Ehe  gegen  dieses  Gesetz 
ungültig,  weil  der  Fehler  bleibt.  Bei  den  anderen  Ver- 
boten ist  es  nicht  so ;  sie  sind  mehr  eine  Vorsichtsmaass- 
regel,  welche  auch  in  anderer  Weise  eingerichtet  werden 
kann. 

2.  Wenigstens  wird  in  den  ältesten  Regeln,  welche 
die  Apostolischen  heissen,  der,  welcher  zwei  Schwestern" 
nach  einander  geehelicht  hat,  oder  die  Tochter  des  Bru- 
ders oder  der  Schwester,  nur  zu  dem  geistlichen  Amte 
nicht  zugelassen.  Auch  erklärt  sich  dies  leicht  nach  dem, 
was  bei  der  den  Kananitern  und  Nachbarvölkern  zur  Last 
gelegten  Sünde  gesagt  worden.  Denn  man  kann  den  all- 
gemeinen Ausdruck  auf  die  wichtigsten  Fälle  dieses  Ka- 
pitels beschränken,  wie  den  Beischlaf  mit  Männern,  mit 
Thieren,  mit  Eltern,  mit  Schwestern,  mit  Verheiratheten, 
zu  deren  Vorbeugung,  wie  die  Juden  sagen,  die  übrigen 
Verbote  noch  beigegeben  sind.  Denn  dass  sich  der  Aus- 
spruch nicht  auf  alle  einzelnen  Bestimmungen  erstreckt, 
dies  zeigt  das  Verbot,  zwei  Schwestern  nicht  zugleich  als 
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Frauen  zu  haben  5  dies  kann  nicht  für  alle  Menschen  ver- 
boten gewesen  sein,  wie  der  fromme  Jacob  zeigt,  der  da- 
gegen gehandelt  hat.  Auch  die  That  des  Amram,  des 
Vaters  von  Moses,  gehört  hierher.  Denn  auch  dieser  ehe- 
lichte vor  diesem  Gesetz  seine  Tante;  ebenso  bei  den  Grie- 
chen Diomedes  und  Iphidaraas  die  Mutterschwester,  und  Al- 
cinous,  welcher  die  Arete,  Tochter  seines  Bruders  heirathete. 

3.  Indess  handelten  die  alten  Christen  recht,  dass  sie 
nicht  blos  die  Allen  gegebenen  Gesetze,  sondern  auch  die 
den  Juden  besonders  gegebenen  Gesetze  freiwillig  befolg- 
ten, ja  die  Schamhaftigkeit  noch  auf  einige  weitere  Grade 
ausdehnten,  um  auch  in  dieser  Tugend  wie  in  den  an- 
deren die  Juden  zu  übertreffen.  Dass  dies  vordem  so  ge- 
halten worden  ist,  ergeben  die  Regeln  sehr  übereinstim- 
mend. August  in  sugt  bei  Gelegenheit  der  Ehen  unter 
Geschwisterkindern  bei  Christen:  „Selten  ersetzen  die 
Sitten  das  Gesetz;  denn  weder  das  göttliche  noch  das 
menschliche  Gesetz  hatte  es  bis  dahin  verboten.  Dennoch 
scheute  man  selbst  das  Erlaubte  wegen  der  Nähe  des 
Verbotenen."  Dieser  keuschen  Sitte  sind  die  Gesetze  der 
Könige  und  freien  Völker  nachgefolgt;  so  verbot  ein  Ge- 
setz von  Theodosius  die  Ehen  unter  Geschwisterkindern, 
und  Ambrosius  lobt  es  wegen  seiner  Frömmigkeit. 

4.  Doch  muss  man  wissen,  dass  das  durch  mensch- 
liches Gesetz  Verbotene,  wenn  es  geschieht,  nicht  auch 
ungültig  ist,  sofern  nicht  das  Gesetz  selbst  dies  hinzufügt 
oder  angedeutet  hat.  Die  Eliberinische  Regel  LX.  sagt: 
„Wer  nach  dem  Tode  seiner  Frau,  die  zu  den  Gläubigen 
gehörte,  deren  Schwester  ehelicht,  der  soll  fünf  Jahre  lang 
vom  Abendmahle  ausgeschlossen  sein."  Sie  zei^t  damit, 
dass  das  Band  der  Ehe  trotzdem  gültig  bleibt.  Und  wie 
erwähnt,  soll  nach  den  Apostolischen  Regeln  der,  welcher 
zwei  Schwestern  oder  die  Tochter  des  Bruders  geehelicht 
hat,  nur  von  dem  geistlichen  Amte  ausgeschlossen  sein.  «'><*) 

^'0  Nach  Gr.  verbietet  das  Naturrecht  die  Ehe  nur  unter 
Ascendenten  und  Descendenten,  dagegen  nicht  unter  Ge- 
schwistern und  entfernteren  Seitenverwandten.  Da  nun 
die  Ehe  zwischen  Geschwistern  ziemlich  bei  allen  Völkern 
unstatthaft  ist,  so  greift  Gr.  hier  zu  dem  Ausweg,  dass 
dies  auf  einem  aligemeinen  Verbot  Gottes  ruhe,  was  dem 
Menschen  bei  der  Schöpfung   oder  nach  der  Sündfluth  ge- 
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XV.  1.  Um  weiter  zu  gehen,  so  ist  das  Konkubinat 
eine  Art  wahrer  und  zulässiger  Ehe,  wenn  ihm  auch 
einige  besondere  Wirkungen  des  positiven  Rechtes  ent- 
zogen sind,  oder  einzelne  Wirkungen  des  Naturrechts 
durch  das  positive  genommen  sind.  So  ist  z.  B.  die  Ver- 
bindung zwischen  Sklaven  und  Sklavinnen  nach  Römischem 
Recht  keine  volle  Ehe;  dennoch  fehlt  in  dieser  Verbin- 
dung nichts,  was  zur  Natur  der  Ehe  gehört,  und  sie  wird 
deshalb  in  den  alten  christlichen  Regeln  „Ehe"  genannt. 
So  heisst  die  Verbindung  eines  Mannes  mit  einer  Sklavin 
Konkubinat,  nicht  Ehe,  was  später  auf  andere  Personen 
ungleichen  Standes  übertragen  worden  ist;  so  in  Athen 
auch  die  Ehe  zwischen  einem  Bürger  und  einer  Fremden ; 
deshalb  bemerkt  Servius  zu  dem  Vers  Virgü's  (Aen. 
VII.  284): 

„Er  erzeugte   untergeschobene  Bastarde   von  der 

gestohlenen  Mutter." 

dass  Bastarde   die   Kinder   seien,    welche    von    gemeinen 

und     niedrigen     Personen    mütterlicherseits     abstammen. 

Ebenso    macht    er    zu    dem    Vers    in    den    „Vögeln"    des 

geben  sei,  obgleich  die  Geschichte  darüber  schweige. 
Dessenungeachtet  billigt  Gr.  gleich  darauf  die  Ansicht 
des  Maimonides,  welcher  das  Verbot  dieser  Ehen  auf  die- 
selbe natürliche  Scham  zurückführt,  welche  nach  Gr.  die 
Ehe  zwischen  Eltern  und  Kindern  zu  einer  naturrechtlich 
unzulässigen  macht.  Sogar  für  die  weiteren  Eheverbote 
des  Moses  bei  Seiteuverwandten  wird  ein  natürlicher  Grund 
beigebracht.  Eine  besondere  Schwierigkeit  verursacht  aber 
hierbei  die  biblische  Erzählung  von  der  Entstehung  des 
Menschengeschlechts.  Wer  wie  Gr.  sie  buchstäblich  für 
wahr  hält,  ist  genöthigt,  die  Ehe  zwischen  Geschwistern 
Itir  den  Anfang  zu  gestatten,  obgleich  die  Scham  hier 
ebenso  hinderlicli  war,  wie  später.  Wenn  die  strenge 
Sitte  der  ersten  Christen  dann  die  Verbote  wegen  der 
Verwandtschaft  noch  über  die  Mosaischen  ausdehnte,  so 
ist  auch  dies  eine  natürliche  Folge  der  Religionsentwick- 
lung. So  liegen  diesen  Verboten  überall  natürliche  Gründe 
unter,  und  es  ist  unmöglich,  hier  eine  Grenzlinie  zwischen 
Naturrecht  und  positivem  Rechte  zu  ziehen.  Rothblühende 
Kastanienbäume  sind  ebenso  natürliche  Produkte  wie  weiss- 
blühende,  obgleich  jene  die  seltneren  sind. 
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Frauen  zu  haben;  dies  kann  nicht  für  alle  Menschen  ver- 
boten gewesen  sein,  wie  der  fromme  Jacob  zeigt,  der  da- 
gegen gehandelt  hat.  Auch  die  That  des  Amram,  des 
Vaters  von  Moses,  geliört  hierher.  Denn  auch  dieser  ehe- 
lichte vor  diesem  Gesetz  seine  Tante;  ebenso  bei  den  Grie- 
chen Diomedes  und  Iphidamas  die  Mutterschwester,  und  Al- 
cinous,  welcher  die  Arete,  Tochter  seines  Bruders  heirathete. 

3.  Indess  handelten  die  alten  Christen  recht,  dass  sie 
nicht  blos  die  Allen  gegebenen  Gesetze,  sondern  auch  die 
den  Juden  besonders  gegebenen  Gesetze  freiwillig  befolg- 
ten, ja  die  Schamhaftigkeit  noch  auf  einige  weitere  Grade 
ausdehnten,  um  auch  in  dieser  Tugend  wie  in  den  an- 
deren die  Juden  zu  übertreffen.  Dass  dies  vordem  so  ge- 
halten worden  ist,  ergeben  die  Kegeln  sehr  übereinstim- 
mend. August  in  sitgt  bei  Gelegenheit  der  Ehen  unter 
Geschwisterkindern  bei  Christen:  „Selten  ersetzen  die 
Sitten  das  Gesetz;  denn  weder  das  göttliche  noch  das 
menschliche  Gesetz  hatte  es  bis  dahin  verboten.  Dennoch 
scheute  man  selbst  das  Erlaubte  wegen  der  Nähe  des 
Verbotenen."  Dieser  keuschen  Sitte  sind  die  Gesetze  der 
Könige  und  freien  Völker  nachgefolgt;  so  verbot  ein  Ge- 
setz von  Theodosius  die  Ehen  unter  Geschwisterkindern, 
und  Ambro s ins  lobt  es  wegen  seiner  Frömmigkeit. 

4.  Doch  muss  man  wissen,  dass  das  durch  mensch- 
liches Gesetz  Verbotene,  wenn  es  geschieht,  nicht  auch 
ungültig  ist,  sofern  nicht  das  Gesetz  selbst  dies  hinzufügt 
oder  angedeutet  hat.  Die  Eliberinische  Regel  LX.  sagt: 
„Wer  nach  dem  Tode  seiner  Frau,  die  zu  den  Gläubigen 
gehörte,  deren  Schwester  ehelicht,  der  soll  fünf  Jahre  lang 
vom  Abendmahle  ausgeschlossen  sein."  Sie  zeigt  damit, 
dass  das  Band  der  Ehe  trotzdem  gültig  bleibt.  Und  wie 
erwähnt,  soll  nach  den  Apostolischen  Regeln  der,  welcher 
zwei  Schwestern  oder  die  Tochter  des  Bruders  geehelicht 
hat,  nur  von  dem  geistlichen  Amte  ausgeschlossen  sein.«'»^^) 

*>'>)  Nach  Gr.  verbietet  das  Naturrecht  die  Ehe  nur  unter 
Ascendenten  und  Descendenten,  dagegen  nicht  unter  Ge- 
schwistern und  entfernteren  Scitenverwandten.  Da  nun 
die  Ehe  zwischen  Geschwistern  ziemlich  bei  allen  Völkern 
unstatthaft  ist,  so  greift  Gr.  hier  zu  dem  Ausweg,  dass 
dies  auf  einem  allgemeinen  Verbot  Gottes  ruhe,  was  dem 
Menschen  bei  der  Schöpfung   oder  nach  der  Sündtluth  ge- 
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XV.  1.  Um  weiter  zu  gehen,  so  ist  das  Konkubinat 
eine  Art  wahrer  und  zulässiger  Ehe,  wenn  ihm  auch 
einige  besondere  Wirkungen  des  positiven  Rechtes  ent- 
zogen sind,  oder  einzelne  Wirkungen  des  Naturrechts 
durch  das  positive  genommen  sind.  So  ist  z.  B.  die  Ver- 
bindung zwischen  Sklaven  und  Sklavinnen  nach  Römischem 
Recht  keine  volle  Ehe;  dennoch  fehlt  in  dieser  Verbin- 
dung nichts,  was  zur  Natur  der  Ehe  gehört,  und  sie  wird 
deshalb  in  den  alten  christlichen  Regeln  „Ehe"  genannt. 
So  heisst  die  Verbindung  eines  Mannes  mit  einer  Sklavin 
Konkubinat,  nicht  Ehe,  was  später  auf  andere  Personen 
ungleichen  Standes  übertragen  worden  ist;  so  in  Athen 
auch  die  Ehe  zwischen  einem  Bürger  und  einer  Fremden; 
deshalb  bemerkt  Servius  zu  dem  Vers  Virgü's  (Aen. 
VII.  284): 

„Er  erzeugte   untergeschobene  Bastarde   von  der 

gestohlenen  Mutter." 

dass  Bastarde  die  Kinder  seien,    welche    von   gemeinen 

und     niedrigen     Personen    mütterlicherseits     abstammen. 

Ebenso    macht    er   zu    dem    Vers    in    den    „Vögeln"    des 

geben  sei,  obgleich  die  Geschichte  darüber  schweige. 
Dessenungeachtet  billigt  Gr.  gleich  darauf  die  Ansicht 
des  Maimonides,  welcher  das  Verbot  dieser  Ehen  auf  die- 
selbe natürliche  Scham  zurückführt,  welche  nach  Gr.  die 
Ehe  zwischen  Eltern  und  Kindern  zu  einer  naturrechtlich 
unzulässigen  macht.  Sogar  für  die  weiteren  Eheverbote 
des  Moses  bei  Seitenverwandten  wird  ein  natürlicher  Grund 
beigebracht.  Eine  besondere  Schwierigkeit  verursacht  aber 
hierbei  die  biblische  Erzählung  von  der  Entstehung  des 
Menschengeschlechts.  AVer  wie  Gr.  sie  buchstäblich  für 
wahr  hält,  ist  genöthigt,  die  Ehe  zwischen  Geschwistern 
für  den  Anfang  zu  gestatten,  obgleich  die  Scham  hier 
ebenso  hinderlich  war,  wie  später.  Wenn  die  strenge 
Sitte  der  ersten  Christen  dann  die  Verbote  wegen  der 
Verwandtschaft  noch  über  die  Mosaischen  ausdehnte,  so 
ist  auch  dies  eine  natürliche  Folge  der  Religionsentwick- 
lung. So  liegen  diesen  Verboten  überall  natürliche  Gründe 
unter,  und  es  ist  unmöglich,  hier  eine  Grenzlinie  zwischen 
Naturrecht  und  positivem  Rechte  zu  ziehen.  Rothblühende 
Kastanienbäume  sind  ebenso  natürliche  Produkte  wie  weiss- 
blühende,  obgleich  jene  die  seltneren  sind. 
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Aristophanes:  „Du  bist  ein  Bastard  und  nicht  von 
edler  Geburt,"  den  Zusatz:  „denn  er  war  mit  einer 
Ausländerin  erzeugt."  Auch  bei  Aelian  wird  „edel- 
geboren"  so  erklärt:  „dessen  Vater  und  Mutter  das  Bürger- 
recht gehabt." 

2.  Aber  so  wie  nach  dem  Naturrecht  unter  den  hier 
genannten  Personen  eine  wahre  Ehe  eingegangen  werden 
kann,  wenn  nur  sonst  die  Frau  in  den  Schutz  des  Mannes 
tritt  und  ihm  Treue  verspricht,  so  ist  auch  nach  christ- 
lichem Gesetz  eine  wahre  Ehe  zwisclien  Sklaven  und 
Sklavinnen,  so  wie  zwisclien  einem  Freien  und  einer 
Sklavin  vorhanden.  Um  so  mehr  zwischen  einem  Bürger 
und  einer  Fremden,  zwischen  einem  Senator  und  einer 
Freien,  wenn  nur  die  wesentlichen  Bestimmungen  des 
göttlichen  christlichen  Rechtes  vorlianden  sind,  nämlich 
die  unauflösliche  Verbindung  Beider;  sollten  auch  einzelne 
Wirkungen  des  bürgerlichen  Rechtes  nicht  eintreten,  oder 
einzelne  des  natürlichen  Rechtes  gehemmt  sein.  In  die- 
sem Sinne  ist  die  Bestimmung  des  ersten  Concils  von 
Toledo  zu  verstehen:  „Uebrigens  soll  der,  welcher  keine 
Ehefrau  hat,  aber  statt  deren  eine  Konkubine,  von  der 
Kommunion  nicht  ausgeschlossen  werden,  wenn  er  sich 
nur  an  der  Verbindung  mit  einer  Frau  oder  einer  Kon- 
kubine genügen  lässt."  Damit  ist  die  Stelle  in  den  Kon- 
stitutionen des  Clemens  Vlll.  32  zu  verbinden.  So  ist 
es  auch  zu  verstehen,  wenn  Theodos ius  und  Valen- 
tin ian  von  einem  Konkubinat  sagen,  es  sei  eine  Art  un- 
gleicher Ehe,  und  es  könne  deshalb  wegen  Ehebruchs  die 
Anklage  erhoben  w^erden.  s^) 


51)  Alle  über  den  rohsten  Zustand  hinausgeschrittenen 
Völker  verlangen  zur  vollen  Ehe  eine  gewisse  Gleichheit 
des  Standes  und  irgend  eine,  meist  religiöse  Feierlichkeit 
bei  Eingehung  der  Ehe.  Die  Gründe  dafür  liegen  auf  der 
Hand.  Je  mehr  die  Ehe  zu  einer  sittlichen,  das  ganze 
Leben  umfassenden  Gemeiuscliaft  wird,  um  so  nöthiger 
ist  ihr  eine  ungefähre  Standesgleicliheit,  weil  diese  die 
Gleichheit  der  Bildung,  der  Emplindung,  der  Lebensziele 
bedingt,  ohne  welche  eine  volle  Lebensgemeinscliait  nicht 
möglich  ist.  Je  mehr  die  Ehe  sich  der  ünauflöslichkeit 
nähert,  desto  wichtiger  wird  ihre  Bedeutung,  und  desto  natür- 
licher wird  es,  die  Gottheit  bei  ihrer  Eingehung  als  Zeuge 
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XVL  1.  Selbst  wenn  das  Gesetz  der  Menschen  die 
Ehe  zwischen  einzelnen  Personen  verbietet,  so  folgt  noch 
nicht  die  Ungültigkeit  der  abgeschlossenen  Ehe.  Denn 
Verbieten  und  für  ungültig  Erklären  sind  verschiedene 
Dinge.  Das  Verbot  kann  sich  in  einer  bestimmten  oder 
willkürlichen  Strafe  wirksam  machen.  Ulpian  nennt 
solche  Gesetze,  welche  etwas  verbieten,  aber  das  Ge- 
schehene nicht  für  ungültig  erklären,  „unvollkommene 
Gesetze";  ein  solches  war  das  Gesetz  des  Cincius,  wel- 
ches die  Schenkungen  über  ein  gewisses  Maass  verbot, 
aber  das  wirklich  Gegebene  nicht  für  ungültig  erklärte. 

2.  Es  ist  mir  bekannt,  dass  bei  den  Römern  später 
durch  ein  Gesetz  des  Theodosius  bestimmt  worden,  dass 
Handlungen  gegen  ein  Verbotsgesetz,  auch  wenn  ein  Ge- 
setz deren  Ungültigkeit  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen 
habe,  dennoch  für  nichtig,  unwirksam  und  für  nicht  ge- 
schehen erachtet  werden  sollen;  nämlich  wenn  die  Sache 
vor  die  Gerichte  kommt.  Allein  diese  Ausdehnung  ruht 
nicht  auf  dem  Verbotsgesetz,  sondern  auf  der  neuen  Ver- 
ordnung, welcher  andere  Völker  nicht  zu  folgen  brauchen. 
Denn  oft  liegt  das  Unschickliche  mehr  in  der  Handlung 
als  in  iliren  Folgen;  oft  sind  die  Nachtheile  einer  Un- 
gültigkeitserklärung grösser  als  jene  Handlung  oder  die 
aus  ihr  hervorgehenden  Uebelstände.  ''**') 

und  Helfer  anzurufen;  denn  mit  der  Ehe  beginnt  ein  neues 
Leben  für  beide  Theile.  Es  ist  deshalb  eine  rein  will- 
kürliche Abstraktion,  wenn  die  Naturrechtslehrer  diese 
Standesgleichheit  und  Förmlichkeit  in  das  positive  Recht 
verweisen ;  sie  sind  genau  so  naturrechtlich  wie  die  Treue 
und  der  Schutz  der  Frau,  welche  Gr.  zum  Naturrecht 
rechnet. 

52)  Gr.  schliesst  liier  sein  Naturrecht  über  die  Ehe. 
Es  hat,  wie  man  leicht  bemerkt,  noch  viele  Lücken;  da- 
hin gehört  die  Frage  über  die  Gleichheit  des  Religions- 
bekenntnisses, über  die  Form  der  Eingehung  der  Ehe, 
über  die  Scheidungsgründe,  endlich  über  die  vermögens- 
rechtlichen Wirkungen  der  Ehe.  Die  Naturrechtslehrer 
werden  kaum  behaupten  können,  dass  diese  Bestimmungen 
lediglich  positiver  Natur  seien.  Das  moderne  Naturrecht, 
was  sich  Philosophie  des  Rechts  getauft  hat,  beliandelt 
auch  diese  Fragen,  so  insbesondere  Stahl,  Hegel,  Tren- 
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XVII.  Ausser  dieser  DatUrlichsten  Verbindung  giebt 
es  noch  andere,  theils  private,  theils  öffentliche;  letztere 
sind  bald  gegen  ein  Volk  gerichtet,  bald  umfassen  sie 
mehrere  Völker.  Alle  diese  haben  das  mit  einander  ge- 
mein, dass  in  der  gemeinsamen  Angelegenheit  das  Ganze 
oder  der  grössere  Theil  des  Ganzen  die  einzelnen  Mit- 
glieder verpflichtet.  Denn  man  muss  annehmen,  dass  die 
sich  Vereinigenden  irgend  eine  Weise,  die  Geschäfte  zu 
erledigen,  gewollt  haben.  Nun  ist  es  unnatürlich,  dass 
die  Mehrheit  der  Minderheit  sich  füge;  deshalb  gilt  von 
Natur  die  Mehrheit  als  das  Ganze,  wenn  nicht  Verträge 
oder  positive  Gesetze  eine  bestimmte  Form  der  Geschäfts- 
behandlung vorschreiben.  Thucydides  sagt:  „Es  gelte, 
was  die  Menge  durch  Abstimmung  beschlossen."  Appian 
sagt:  „Bei  den  Abstimmungen  in  Versammlungen  des  Vol- 
kes oder  der  Richter  ist  das,  was  die  Meisten  wollen, 
recht;"  ebenso:  „Was  die  Mehrheit  bescliliesst,  das 
müsse  die  Oberhand  haben;"  und:  „Was  die  meisten  Stim- 
men wählen,  das  entscheidet."  Aristoteles  sagt:  „Die 
Meinung  der  Mehrheit  gelte."  Curtius  sagt  im  10.  Buche: 
„Es  geschieht,  wie  die  Mehrheit  es  beschlossen  hat." 
Prudentius  sagt  (Symmach.  I.  599): 

„In  Wenigen,  wo  die  Menge  fehlt,  ist  nicht  die 

Persönlichkeit  des  Vaterlandes   und  nicht  der  Senat 

entlialten." 
Dann  (v.  607,  608): 

„Es    füge    sich    die   Stimme    der    minderen   Zahl 

und  beruhige  sich  in  ihrer  Minderheit." 

Bei  Xenophon  heisst  es:  „Nach  der  Mehrheit  geschieht 
Alles."  53) 

delenburg.  Gr.  war  daran  gehindert,  weil  ihm  das 
Naturrecht  als  ewig  und  unveränderlich  galt  und  bei  die- 
sen Verhältnissen  die  grösste  Verschiedenheit  besteht.  Gr. 
verwechselte  das  Natürliche  mit  dem  Unveränderlichen; 
beides  ist  nicht  einmal  innerhalb  der  eigentlichen  Natur 
identisch,  wie  Darwin  gezeigt  hat;  noch  weniger  gilt 
diese  Identität  für  die  Gestaltungen  des  menschlichen 
Lebens;  sie  haben  alle  eine  natürliche  Grundlage,  aber 
sind  dabei  in  einer  steten  allmähligen  Veränderung  be- 
fangen. 

S3)  Gr.  versucht   hier   die  Verbindlichkeit  des  Willens 
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XVIII.  Wenn  die  Stimmen  gleich  stehen,  kann  nichts 
geschehen;  denn  dies  genügt  nicht  zu  einer  Veränderung. 
Deshalb  gilt  auch  die  Stimmengleichheit  für  den  Ange- 
schuldigten als  eine  Freisprechung.  Die  Griechen  nann- 
ten dies  die  Rechnung  der  Minerva  nach  der  Geschichte 
des  Orestes,  welche  in  den  Trauerspielen  der  Furien  von 
Aeschylos  und  in  dem  Trauerspiele  des  Orest  und  der 
Electra  von  Euripides  behandelt  ist.  S"*)  So  behält  auch 
der  Besitzer  die  Sache,  was  von  dem  Verfasser  der  „Pro- 
bleme" richtig  bemerkt  wird,    welche   dem  Aristoteles 


der  Mehrheit  für  Alle  als  natürlich  nachzuweisen.  Allein 
seine  Gründe  drehen  sich  im  Kreise.  Selbst  in  der  Praxis 
ist  für  die  wichtigeren  Angelegenheiten  meist  eine  stär- 
kere Mehrheit,  z.  B.  zu  zwei  Drittel  oder  drei  Viertel  er- 
I  1  fordert,  oder  es  sind  noch  andere  Bedingungen  gestellt, 
wie  die  Gesetze  über  Aenderung  der  Verfassung  eines 
Staates  oder  über  Veränderung  der  Bewirthschaftung  eines 
gemeinsamen  Grundstücks  u.  s.  w.  ergeben.  Ebenso  gilt 
dieser  Grundsatz  nicht  bei  Gemeinschaften  mit  ungleichen 
Rechten,  wie  in  der  Familie,  wo  die  Kinder  den  Vater 
nicht  überstimmen  können,  und  in  der  alten  Dorfgemeinde, 
wo  die  Besitzlosen  die  Besitzer  nicht  überstimmen  können. 
Man  stellt  diesem  Prinzip  der  Majorität  das  der  Auto- 
rität entgegen,  d.h.  man  stellt  die  Güte  der  Gründe  über 
die  Zahl  der  Stimmenden.  Naturrechtlich  kann  Eines  so 
viel  Geltung  beanspruchen  als  das  Andere,  und  Plato 
hat  in  seinem  Staate,  den  man  doch  auch  als  ein  natur- 
rechtliches Ideal  anzusehen  hat,  die  Autorität  der  Ein- 
sichtigen (der  Wächter)  über  die  Majorität  gestellt.  Dies 
zeigt,  wie  selbst  solche  anscheinend  unzweifelhafte  Prin- 
zipien nur  erst  durch  das  Gebot  der  Autoritäten  ihre  wahre, 
rechtsverbindliche  oder  sittliche  Natur  erhalten,  und  wie 
sie  vielfach  je  nach  den  besonderen  Gestaltungen  anderen 
Prinzipien  Platz  machen  müssen,  so  dass  dergleichen  ab- 
strakte Regeln  die  volle  und  historische  Auffassung  der 
einzelnen  Verhältnisse  nie  ersetzen  können. 

5^)  Als  der  Muttermord  des  Orestes  im  Areopag  zu 
Athen  verhandelt  wurde,  und  die  Zahl  der  verurtheilenden 
Stimmen  um  eine  grösser  war  als  die  der  freisprechen- 
den, erschien  die  Göttin  Minerva,  legte  noch  ihre  Stimme 
zu  den  freisprechenden,  und  so  galt  bei  der  nunmehrigen 
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zugeschrieben  werden,  und  zwar  im  Absclinitt  29.  Bei 
Seneca  heisst  es:  „Ein  Richter  verurtheUt,  der  andere 
spricht  frei;  bei  verschiedenen  Stimmen  entscheidet  die 
mildere."  So  gilt  auch  in  dialektisclien  Schlüssen  die 
Folgerung  für  den,  der  am  wenigsten  belastet. 

XIX.     Hier  entsteht   die  Frage,    wie   die  Stimmen  zu- 
sammen   oder    besonders    zu    rechnen    sind.      Nach    dem 
blossen  Naturrecht  muss,   wenn  kein  Vertrag  oder  beson- 
deres   Gesetz    entgegensteht,    hier    unterschieden    werden 
zwischen  Stimmen,    die   ganz   verschieden   smd,   und  sol- 
chen, die  in  einem  Theile  übereinstimmen,  so  dass  diese 
in  diesem  Punkte  zusammenzurechnen  sind,  jene  aber  nicht. 
Wenn   ein  Theil   in  Zwanzig,   der  andere   in  Zehn  verur- 
theilen  will,    so   sind  beide  den  freisprechenden  Stimmen 
gegenüber  für  die  Zehn  zusammenzurechnen.    Die  Stimmen 
für"  den  Tod  können   aber  mit  denen   für  die  Verbannung 
nicht    zusammengerechnet    werden,    weil    sie    verschieden 
sind     und   die  Verbannung   in  der  Todesstrafe  niclit  ent- 
halten ist.    Aber  auch  die  freisprechenden  Stimmen  können 
mit    den    verbannenden    nicht    zusammengezählt    werden; 
denn  wenn  sie  auch  nicht  den  Tod  verlangen,  so  ist  doch 
ihre  Stimme  nicht  auf  Verbannung  gerichtet,  sondern  man 
fol«-ert  dies  nur  daraus;    aber   wer  verbannt,    der   spricht 
nicht    frei.     Als   deshalb   im  Senat  ein   solcher  Fall  vor- 
gekommen   war,    so    bemerkt    PI  in  ins    mit    Recht,    der 
Gegensatz  der  Stimmen  sei  so  gross,    dass   sie  nicht   zu- 
sammengezählt werden  könnten,    und  es   sei  gleichgültig, 
ob  dies  denen  missfiele,    welchen  nicht  ein  und  dasselbe 
gefallen  hätte.    Auch  Polybius  bemerkt,  dass  der  1  rator 
Posthumius   bei   der  Stimmenzählung   betrügerisch   gehan- 
delt habe,  indem  er  die,  welche  die  gefangenen  Griechen 
veriirtheilt,  und  die,  welche  sie  nur  zeitweise  m  Halt  be- 
halten wollten,  gegen  die  Freisprechenden  zusammengezahlt 
habe      Eine    solche  Frage    wird    behandelt  bei   Gellius 
Buch  IX.,    bei    Curius  Fortunatianus    an    der    Stelle 
über  die  Vergleichung  der  Grössen,  und  bei  Quintilian 
dem  Vater   in   der  B65.  Streitfrage,    wo  es  heisst:    „Bald 
machst   Du   offenbar   aus  Einem  Mehrere;    bald   zerstörst 


Stimmengleichheit  die  mildere  Meinung,  und  Orestes  wurde 
freigesprochen.  Dieser  Akt  bildet  bei  Aeschylos  die 
Lösung  in  seiner  Tragödie. 
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Du  durch  Theilung  den  Haufen,  der  als  Ganzes  geschadet 
hätte.  Zwei  stimmen  für  die  Verbannung,  Zwei  für  die 
Ehrlosigkeit;    soll  ich  hier  die  verbinden,    die  sich  selbst 

trennen?" 

XX.  Auch  ist  noch  zu  bemerken,  dass  das  Recht  der 
Abwesenden  oder  sonst  Verhinderten  dem  der  Anwesenden 
hinzutritt,  was  auch  Seneca  in  einem  Streitfalle  ausführt: 
„Nimm  an,  Du  seiest  der  Sklave  von  zwei  Herren;  dann 
hast  Du  dem  Herrn  zu  folgen,  der  gegenwärtig  ist."  ^5) 

XXI.  Die  natürliche  Reihenfolge  unter  den  Genossen 
bestimmt  sich  nach  der  Zeit  ihres  Eintritts.  So  gilt  unter 
Brüdern  die  Ordnung,  dass  der  Erstgeborene  den  Anderen 
vorgeht,  und  dann  der  Folgende  und  so  fort,  ohne  Berück- 
sichtigung sonstiger  Eigenschaften.  „Denn  sie  sind  bis 
auf  den  Unterschied  des  Alters  einander  gleich,"  sagt 
Aristoteles.  Theodosius  und  Valens  bestimmten  in 
ihren  Verordnungen  auch  die  Reihenfolge  der  Konsuln 
hiernach,  indem  sie  sagen:  „Denn  wer  könnte  unter  Per- 
sonen gleicher  Würde  vorgehen  wollen,  als  wer  in  dem 
Erwerbe  der  Würde  vorgezogen  ist."  Diese  Sitte  galt 
auch  von  Alters  her  in  der  Gemeinschaft  christlicher  Kö- 
nige und  Völker;  wer  von  ihnen  zuerst  das  Christenthum 
angenommen  hatte,  der  hatte  in  den  Concilicn  über  christ- 
liche Angelegenheiten  den  Vorrang. 

XXII.  Doch  ist  noch  zu  bemerken,  dass  dies  nicht 
bei  Gemeinschaften  von  Sachen  gilt,  an  denen  nicht  Alle 
gleichen  Theil  haben,  wie  wenn  von  einer  Erbschaft  oder 

55)  Die  Frage,  wie  bei  mehr  als  zwei  verschiedenen 
Meinungen  die  Stimmen  zu  zählen  sind,  und  die  damit  zu- 
sammenhängende Frage,  wie  die  Fragen  zur  Abstimmung 
zu  stellen  sind,  führt  zu  höchst  zweifelhaften  und  ver- 
wickelten Fällen,  insbesondere  je  nachdem  man  die  Gründe 
über  die  Konklusion  (Entscheidung),  oder  diese  über  jene 
stellt  und  daher  die  Majorität  nur  für  die  Konklusion  oder 
auch  für  die  Entscheidungsgründe  verlangt.  Die  Frage 
ist  vielfach  Gegenstand  ausführlicher  Monographien  ge- 
worden und  bildet  einen  fortwährenden  Streitpunkt  bei 
den  Berathiingen  der  Parlamente.  Gr.  hat  nur  das  Ge- 
ringste davon  hier  angedeutet;  aber  es  ist  interessant, 
aus  seinen  Citaten  zu  sehen,  dass  schon  das  Alterthum 
unter  denselben  Schwierigkeiten  zu  leiden  gehabt  hat. 
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einem  Grundstück  Einer  die  Hälfte,  der  Andere  ein  Drittel, 
ein  Anderer  ein  Viertel  besitzt.  Dann  richtet  sich  nicht 
blos  die  Reihenfolge  nach  der  Grösse  des  Antheils,  son- 
dern auch  die  Stimmen  sind  nach  diesem  Maasse,  wie 
man  sagt,  zu  messen.  Dies  stimmt  nicht  blos  mit  der 
natürlichen  Billigkeit,  sondern  aucli  mit  dem  Römischen 
Rechte.  So  erzählt  Strabo  von  Cibyra  und  den  benach- 
barten Städten,  sie  hätten  eine  Union  geschlossen  und 
ausgemacht,  dass,  während  die  übrigen  nur  eine 
Stimme  haben  sollten,  Cibyra  deren  zwei  haben  solle, 
weil  es  mehr  als  die  anderen  in  die  Gemeinschaft  ge- 
bracht habe.  Derselbe  berichtet,  dass  von  23  Städten 
in  Lycien  einige  drei,  andere  zwei,  andere  nur  eine 
Stimme  gehabt  und  danach  auch  zu  den  Lasten  bei- 
getragen hätten.  Doch  bemerkt  Aristoteles  richtig, 
dass  das  nur  dann  billig  sei,  wenn  sie  sich  des  Erwerbes 
wegen  mit  einander  verbunden  hätten. 

XXIII.  Die  Gemeinschaft,  in  welcher  eine  Anzahl 
Familienväter  zu  einem  Volke  oder  Staate  zusammen- 
treten, giebt  der  Gemeinscliaft  das  grösste  Recht  gegen 
die  Theile;  denn  sie  ist  die  vollkommenste  Gemeinschaft, 
und  es  giebt  keine  menschliche  Handlung,  welche  nicht 
unmittelbar  oder  mittelbar  darauf  Beziehung  hätte.  Des- 
halb sagt  Aristoteles:  „Die  Gesetze  treffen  Bestimmun- 
gen über  Alles.  •'»^») 

XXIV.  1.  Man  pflegt  hier  zu  fragen,  ob  die  Bürger  aus 
der  Gemeinscliaft  ohne  Erlaubniss  austreten  können?  Es 
ist  bekannt,  dass  es  Völker  giebt,  wo  dies  nicht  gestattet 
ist,  wie  bei  den  Moschern,  und  man  kann  nicht  bestreiten, 
dass  der  bürgerliche  Vertrag  so  abgeschlossen  werden 
kann,  und  dass  auch  die  Gewohnheit  einen  solchen  Vertrag 
hier  ersetzen  kann.  Nach  Römischen  Gesetzen  war  es, 
wenigstens  später,  erlaubt,  seinen  Wohnort  zu  wechseln; 
aber  der  Abziehende  blieb  trotzdem  für  seine  Gemeinde- 
verbindlichkeiten verhaftet.     Doch    bezog    sich   diese  Be- 

56)  Es  ist  auffallend,  wie  schnell  Gr.  mit  der  Frage 
über  die  Entstehung  des  Staates  und  seiner  rechtlichen 
Grundlage  fertig  wird.  Dass  der  Vertrag  die  Basis  des 
Staates  bilde,  ist  bei  Gr.  zu  einem  Axiom  geworden,  das 
keines  Beweises  bedarf  und  sich  von  selbst  versteht.  Die 
Bedenken  dagegen  sind  angedeutet  B.  XI.  147,  156. 
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Stimmung  nur  auf  die,  welche  innerhalb  der  Grenzen  des 
Römischen  Reiches  blieben,  und  die  ganze  Verordnung 
war  nur  im  Interesse  der  Steuerzahlung  erlassen. 

2.  Wir  wollen  dagegen  wissen,  was  naturrechtlich 
gelte,  wenn  nichts  ausgemacht  ist,  und  zwar  nicht  blos  in 
Bezug  auf  einzelne  Theile,  sondern  auf  den  Staat  über- 
haupt oder  auf  alle  Theile  eines  Gebietes.  Dass  man 
nicht  in  Masse  auswandern  dürfe,  ergiebt  sich  klar  aus 
dem  Zwecke,  welcher  dem  Rechte  seinen  Inhalt  giebt. 
Denn  wäre  dies  gestattet,  so  könnte  die  bürgerliche  Ge- 
sellschaft nicht  bestehen.  Anders  verhält  es  sich  mit  der 
Entfernung  Einzelner,  so  wie  aus  dem  Flusse  Wasser 
schöpfen  nicht  dasselbe  ist,  wie  den  Fluss  ableiten.  Try- 
phonius  sagt:  „Jedem  steht  frei,  sich  seinen  Staat  zu 
wählen,"  und  Cicero  lobt  in  seiner  Rede  für  Baibus  das 
Recht,  „dass  Keiner  wider  Willen  in  dem  Staate  zu  blei- 
ben gezwungen  sei,"  und  nennt  es  „die  Grundlage  der 
Freiheit,"  dass  jeder  selbstständige  Mensch  seinen  Herrn 
behalten  oder  wechseln  könne.  Aber  auch  hier  gilt  die 
naturrechtliche  Regel,  welche  die  Römer  bei  Auflösung 
der  Privatgesellschaften  innehalten,  dass  es  gegen  das 
Interesse  der  Gesellschaft  nicht  erlaubt  ist.  Denn  Pro- 
culus  bemerkt  richtig,  dass  man  auf  das  zu  halten  pflege, 
nicht  was  dem  einzelnen  Mitgliede,  sondern  was  der  gan- 
zen Gesellschaft  nützlich  sei.  Ein  solches  Interesse  liegt 
bei  der  bürgerlichen  Gesellschaft  vor,  wenn  grosse  Schul- 
den gemacht  worden  sind,  sofern  nicht  der  Abziehende 
seinen  Antheil  zu  zahlen  bereit  ist;  ferner,  wenn  im  Ver- 
trauen auf  ihre  grosse  Zahl  ein  Krieg  begonnen  ist,  na- 
mentlich wenn  eine  Belagerung  droht  und  der  Abziehende 
nicht  bereit  ist,  einen  Stellvertreter  für  die  Vertheidigung 
des  Staates  zu  stellen. 

3.  Diese  Fälle  ausgenommen,  ist  anzunehmen,  dass 
die  Völker  die  beliebige  Auswanderung  gestattet  haben, 
weil  aus  dieser  Freiheit  ihnen  von  anderwärts  her  der 
gleiche  Vortheil  kommen  kann.^*) 

5'^)  Die  Freiheit  der  Auswanderung  gehört  bekanntlich 
jetzt  zu  den  in  den  meisten  Verfassungen  verbürgten 
Grundrechten;  man  wird  deshalb  an  der  Meinung  des  Gr., 
dass  diese  Freiheit  im  Naturrecht  begründet  sei,  jetzt 
keinen   Anstoss    nehmen.     Dennoch   widerspricht    sie    der 
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Ueber  d.  ursprüngliche  Erwerbung  d.  persönl.  Eechte. 


XXV.  So  hat  der  Staat  gegen  die  Verbannten  kein 
Kecht.  Die  aus  Argos  von  Eurystheus  verjagten  Hera- 
cliden  sagen  bei  Euripides  durch  ihren  Vertreter  lolaus 
(Heraclid.  v.  186): 

„Mit  welchem  Rechte  treibt  man  uns  nach  My- 
cene  im  Interesse  der  Stadt,  aus  der  man  uns  doch 
vertrieben    hat?     Wir   sind   jetzt  nicht  mehr   deren 
Bürger." 
Der  Sohn  des  Alcibiades  sagt  in  der  Rede  des  Isokrates 
von  der  Zeit,  da  sein  Vater  verbannt  war,  „dass  ihm  da- 
mals keine  Ptiicht  gegen  die  Stadt  obgelegen  habe."    Die 
Verbindung    mehrerer   Völker    aber    sowohl    als    solcher, 
wie  in  den  einzelnen  Bürgern  i^t  ein  Biindniss:,  über  dessen 
Natur    und   Wirkungen  bei   dem  Reclit   nus  Verträgen  zu 
handeln  sein  wird. 

XXVI.  Die  freiwillige  Unterwerfung  ist  entweder 
die  eines  Einzelnen  oder  eines  Volkes.  Die  erste  kann 
so  vielerlei  Art  sein,  als  es  Arten  der  Gewalt  giebt.  Die 
vornehmste  Art  ist  die  Annahme  an  Kindes  Statt,  wo  ein 
Selbstständiger  in  eine  fremde  Familie  in  der  Art  eintritt, 

Begründung  des  Staates  auf  einen  Vertrag,  und  Gr.  ist 
daher  genöthigt,  dieses  Answanderungsreclit  als  eine  be- 
sondere Stipulation  des  Vertrages  zu  lingiren.  Offenbar 
hängt  auch  hier  Alles  von  der  Natur  des  Staates  und  den 
geschichtlichen  Entwickelungen  ab.  Die  kleinen  Stadt- 
gemeinden im  Alterthum  mussten  natürlich  hier  viel  stren- 
ger sein,  als  die  modernen  grossen  Staaten  nöthig  haben. 
Aber  auch  hier  hat  das  Verhältniss  geschwankt.  Im  Mittel- 
alter erschwerte  man  wenigstens  die  Auswanderung  durch 
Abgaben  oder  Zurückbehaltung  eines  Theils  des  Vermö- 
gens. Es  treffen  bei  dieser  Fr;ige  zwei  Prinzipien  auf 
einander;  die  Freiheit  des  Einzelnen  und  das  Aufgehen 
des  Einzelnen  in  die  Macht  und  Grösse  des  Ganzen.  Jedes 
dieser  Prinzipe  ist  gleich  berechtigt;  deshalb  ist  aus  der 
Natur  der  Sache  keine  Entscheidung  möglich;  sie  ergiebt 
sich  aber  für  jedes  Volk  und  jede  Zeit  aus  dem  zeitlichen 
Ueberwiegen  des  einen  Prinzips  über  das  andere.  Deshalb 
ist  die  moderne  Zeit,  namentlich  bei  den  germanischen 
Völkern,  wo  die  Individualität  überwiegt,  für  das  volle 
Recht  der  Auswanderung.  Die  Entwickelung  kann  aber 
in  der  Zukunft  auch  wieder  in  das  Gegentheil  umschlagen. 


i 


wie  ein  grossjähriger  Sohn  seinem  Vater  gegenüber.  Ein 
Vater  kann  aber  seinen  Sohn  einem  Anderen  nicht  in  der 
Weise  Übergeben,  dass  die  väterliche  Gewalt  ganz  auf 
diesen  überginge  und  er  selbst  davon  frei  würde;  denn 
dies  widerspricht  der  Natur.  Dagegen  kann  er  seinen 
Sohn  einem  Anderen  übergeben  und  zur  Ernährung  an 
seiner  Statt  überlassen. 

XXVII.  1.  Die  niedrigste  Art  der  Unterwerfung  ist 
die,  wenn  Jemand  sich  in  die  vollkommene  Sklaverei  über- 
giebt,  wie  es  bei  den  Deutschen  geschah,  die  bei  dem 
Würfelspiel  auch  die  Freiheit  auf  den  letzten  Wurf  setz- 
ten. „Der,  welcher  verlor,  begab  sich  freiwillig  in  die 
Sklaverei,"  sagt  Tacitus.  Auch  bei  den  Griechen,  erzählt 
Dio  von  Prusa  in  der  15.  Rede,  begaben  sich  Tausende 
von  Freien  in  Folge  Vertrages  in  die  Sklaverei. 

2.  Eine  vollständige  Sklaverei  ist  die,  wo  für  die  Er- 
nährung und  den  anderen  Lebensunterhalt  alle  Arbeit  zu 
leisten  ist.  Nach  der  natürlichen  Auffassung  hat  das  keine 
Härte,  denn  jene  dauernde  Verbindlichkeit  wird  durch  die 
dauernde  Ernährung  ausgeglichen,  die  oft  den  Tagelöhnern 
abgeht,  weshalb  es  oft  vorkommt,  was  Eubulus  sagt: 

„Er  will  auch  ohne  Lohn  bei  Euch  für  den  Unter- 
halt bleiben." 
Ebenso  sagt  der  Komiker: 

„Viele  entlaufen  dem  Herrn,  und  wenn  sie  frei 
sind,  suchen  sie  die  alte  Nährstelle  wieder  auf." 
So  sagt  der  Stoiker  Posidonius  in  seiner  Geschichte, 
dass  sonst  Viele  wegen  ihrer  Körperschwäche  sich  frei- 
willig in  die  Sklaverei  begeben  hätten,  „damit  sie  so  den 
nöthigen  Unterhalt  fänden,  und  sie  dafür  an  Arbeit  das 
leisteten,  was  sie  vermöchten."  Als  Beispiel  werden  die 
Mariandyner  angeführt,  die  ?ich  aus  gleichem  Grunde  in 
die  Sklaverei  bei  den  Heracleoten  begaben.  5«) 


58)  Nach  Gr.  widerspricht  die  Sklaverei  dem  Natur- 
recht nicht.  Er  steht  noch  auf  dem  Standpunkt  des  Aristo- 
teles; ja  Gr.  steht  noch  tiefer,  da  er  die  persönliche  Frei- 
heit mit  der  Ernährung  aufwiegt  und  eines  als  Aequiva- 
lent  des  andern  nimmt,  während  Aristoteles  die  Sklaverei 
auf  den  niederen  Grad  geistiger  Fähigkeit  gründet.  Die 
moderne  Zeit  hat,  je  mehr  die  physische  Existenz  der 
Menschen  sicherer  wurde,   um  so  höher  die  Freiheit  über 
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XXVIII.  Das  Recht  über  Leben  und  Tod  (ich  spreche 
hier  von  der  vollkommenen  und  innerlichen  Gerechtigkeit) 
haben  aber  die  Herren  über  den  Sklaven  nicht.  Niemand 
kann  einen  Anderen  mit  Recht  tödten,  wenn  er  kein  todes- 
würdiges Verbrechen  begangen  hat.  Aber  nach  den  Ge- 
setzen vieler  Völker  bleibt  der  Herr  straflos,  wenn  er 
seinen  Sklaven,  gleicliviel  aus  welchem  Grunde,  getödtet 
hat,  wie  dies  auch  mit  den  Königen  überall  geschieht, 
welche  die  grösste  Freiheit  besitzen.  Diesen  Vergleich 
hat  schon  Seneca  gezogen,  indem  er  sagt:  „Der  Sklave 
kann  sich  durch  seine  Dienste  kein  Verdienst  erwerben, 
w^eil  die  Nothwendigkeit  und  die  Furcht  vor  den  härtesten 
Strafen  ihn  bestimmt.  Dasselbe  gilt  für  den,  der  einen 
König  hat  oder  einen  Führer,  weil  diesen  dasselbe,  wenn 
auch  aus  einem  anderen  Rechtstitel,  erlaubt  ist."  Dessen- 
ungeachtet kann,  wie  Seneca  auch  bemerkt,  dem  Sklaven 
von  dem  Herrn  Unrecht  geschehen,  und  deshalb  kann  man 
diese  Straflosigkeit  nicht  eigentlich  ein  Recht  nennen. 
Dasselbe  Recht  hatte  auch  So  Ion  und  das  alte  Römische 
Gesetz  den  Eltern  gegen  die  Kinder  eingeräumt.  Sopa- 
ter*"*^)  sagt:  „Der  Vater  darf  die  Kinder  tödten,  nämlich 
wenn  sie  gefehlt  haben,  und  das  Gesetz  hat  dies  verord- 
net, weil  es  wusste,  dass  der  Vater  ein  gerechter  Richter 
sein  werde."  Dasselbe  soll  nach  Dion,  Rede  XV.,  bei 
vielen  und  mit  guten  Gesetzen  versehenen  Völkern  gelten. 

XXIX.  1.  lieber  die  Kinder  der  Sklaven  ist  die  Frage 
schwieriger.  Nach  Römischem  Recht,  ebenso  wie  in  Be- 
treff der  Gefangenen  nach  dem  Völkerrecht,  was  später 
dargelegt  werden  wird,  folgt,  wie  bei  dem  Vieh,  so  bei 
den  Sklaven,  das  Kind  der  Mutter.  Dies  ist  jedoch  nicht 
natürlichen  Rechtens,   sobald  der  Vater  ausgemittelt  wer- 

die  Ernährung  gestellt,  und  jetzt  gilt  die  Freiheit  als  ein  un- 
veräusserliches IJrrecht.  Der  Inhalt  des  Naturrechts  der  an- 
tiken Zeit  und  des  Mittelalters  hat  sich  so  in  sein  Gegen- 
theil  umgewandelt;  man  sieht,  wie  das  Sittliche  selbst  in 
den  vermeintlich  wichtigsten  Verhältnissen  beweglich  und 
veränderlich  ist. 

59)  Sopater  aus  Alexandrien  lebte  im  6.  Jahrhundert 
nach  Christus  und  lehrte  als  Rhetor  in  Athen.  Von  sei- 
nen Schriften  haben  sich  noch  Erläuterungen  zu  den  Lehr- 
sätzen des  Hermogenes  erhalten. 


( 
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den  kann.  Denn  schon  bei  den  Thieren  sorgt  der  Vater 
ebenso  wie  die  Mutter  für  die  Jungen,  und  dies  zeigt 
dass  diese  Beiden  gemeinsam  gehören.  Deshalb  würde 
ohne  die  Bestimmung  des  Gesetzes  das  Kind  ebenso  dem 
Vater  wie  der  Mutter  folgen.  Wir  wollen  nun  zur  Ver- 
einfachung annehmen,  dass  beide  Eltern  Sklaven  sind 
und  untersuchen,  ob  das  Kind  nach  dem  Naturrecht  auch 

^T- f^^.'^^^.^\'^^''^^'^^'  ^'^""^"  ^'^  E^^e»'"^  wenn  sie  keine 
Mittel  für  die  Erhaltung  des  Kindes  haben,  sich  mit  ihrer 

späteren  Nachkommenschaft  in  die  Sklaverei  begeben- 
denn  unter  solchen  Umständen  können  die  Eltern  "selbst 
schon  geborene  Kinder  in  die  Sklaverei  verkaufen. 

2.     Allein  da  dieses  Recht  sich  nur  aus  der  Noth  ab- 
leitet   so  dürfen  ohnedem  die  Eltern  ihr  Kind  Niemandem 
l  .-M^  überlassen.    Deshalb  wird  das  Recht  des  Herrn 
auf  die  Kinder  der  Sklaven   in  diesem  Falle   sich  auf  die 
Gewährung    des    Unterhaltes    und    der    Lebensbedürfnisse 
stutzen.     Da  nun  diese  Ernälirung  lange  währt,    ehe  ihre 
Arbeit  dem  Herrn  etwas  einbringt,  und  die  spätere  Arbeit 
nur  der  Lohn  für  den  Unterhalt  aus  jener  Zeit  ist,  so  dür- 
fen die  Kinder  sich  der  Sklaverei  nicht  entziehen,   bevor 
sie  nicht  wegen  ihrer  Erziehung  und  Unterhalt  Entschädi- 
gung geleistet  haben.     Allerdings  können  bei  roher  Grau- 
samkeit des  Herrn  selbst  die,  welche  sich  in  die  Sklaverei 
begeben  haben,  durch  die  Flucht  sich  schützen;  denn  die 
apostolische  und  alte  Regel,  welclie  dem  Sklaven  das  Ent- 
laufen  von   dem  Herrn   verbietet,    ist  nur  die   allgemeine 
Vorschrift,    welche  denen  entgegengestellt  wurde,  welche 
jede   Lnterwerfung,    sowohl  im  privaten   wie   öff'entlichen 

,^^\£^  ^^^  christlichen  Freiheit  widersprechend  ver- 
warfen. «*") 


6«)  Auch  hier  zeigt  sich,  wie  schwer  mit  dem  ver- 
meintlichen Naturrecht  bei  bestimmten  Fragen  fortzukom- 
men ist  Die  Sklaverei  soll,  wie  Gr.  sa^t,  nach  dem 
Naturrecht  ^e^tattct  sein;  aber  er  beschränkt  den  Inhalt  der 
Rechte  des  Herrn ;  er  darf  den  Sklaven  nicht  lödten  und  hat 
auch  kein  Recht  auf  seine  Kinder.  Dies  leitet  Gr.  viel- 
mehr aus  der  Ernährung  ab.  Jeder  Leser  wird  das  Unge- 
nügende solcher  Begründungen  empfinden;  es  ist  dies  die 
unvermeidliche  Folge,  wenn  die  konkrete  Gestaltung  einer 
Institution    nach  Zeit  und   Sitte  eines  Landes    übersehen 
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XXX.  Neben  dieser  vollständigen  Sklaverei  giebt  es 
nuch  weniger  vollständige  Arten,  sobald  sie  nur  auf  Zeit 
oder  unter  Bedingungen  oder  für  bestimmte  Verhältnisse 
eingegangen  ist.  Dahin  gehören  die  Freigelassenen,  die, 
welchen  in  einem  Testament  die  Freiheit  unter  einer  ge- 
wissen Bedingung  zugesichert  ist;  die,  welche  wegen 
Schulden  freiwillig  oder  durch  Kichterspruch  ihre  Freiheit 
verloren  haben;  die  Hörigen;  die  siebenjährigen  Sklaven 
bei  den  Juden  und  die  anderen  bis  zum  Jubeljahr;  die 
der  Paenester  bei  den  Thessaliern;  die  zur  todten  Hand 
und  endlich  die  der  Lehrjungen.  «^)  Diese  Unterschiede 
bestimmen  sich  nach  dem  Gesetz  oder  nach  Verträgen. 
Auch  die  Dienstbarkeit  dessen  ist  nicht  vollständig,  von 
dessen  Eltern  der  Eine  frei,  der  Andere  ein  Sklave  ist, 
aus  dem  oben  bemerkten  Grunde. 

XXXL  Eine  Unterwerfung  nach  öffentlichem  Recht  ist 
CS,  wenn  ein  Volk  sich  in  die  Gewalt  eines  oder  meh- 
rerer Mensclten  oder  eines  anderen  Volkes  begiebt.  Die 
Formel  einer  solchen  Unterwerfung  ist  für  Capua  früher 
erwähnt  worden.  Aehnlich  ist  die  der  Collatinischen 
Völkerschaft:  „Ich  frage,  ob  Ihr  in  die  Gewalt  des  Rö- 
mischen Volkes  übergeben  wollt,  das  Collatinische  Volk, 
die  Stadt,  die  Aecker,  die  Gewässer,  die  Grenzzeichen, 
die  Gotteshäuser,  die  Geräthe  und  alle  göttlichen  und 
menschlichen  Dinge  V  —  Wir  übergeben  es.  —  Und  ich 
nehme  es  an."  Plautus  spielt  hierauf  im  Amphitryo  an 
(Act.  L  5.  c.  1.  V.  102): 

„Sie  haben  übergeben  sich,  die  Stadt,  die  Kinder 
und  alles  Göttliche  und  Menschliche  in  die  Gewalt 
und  das  Belieben;  Alle  dem  Thebanischen  Volke." 

und  Alles  nach  ein  oder  zwei  abstrakten  Gesichtspunkten 
erledigt  werden  soll.  Dieses  sogenannte  ewige  und  un- 
veränderliche Katurrecht,  was  dabei  herauskommt,  ist  viel- 
mehr das  unwalirste  und  veränderlichste  von  allen;  denn 
überall  in  der  Wirklichkeit  widersprechen  die  konkreten 
Rechtsverhältnisse  demselben,  und  jedes  Jahrhundert  wech- 
selt in  der  Werthschätzung  seiner  Bestimmungen. 

61)  Gr.  erläutert  diesen  Ausdruck  (ntercenaru)  in  einer 
gpäiercn  Note  dahin:  Dazu  gehören  die  ^appiumttces''  in 
England,  welche  während  ihrer  Lehrzeit  den  Sklaven  sehr 
nahe  stehen. 
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Die  Perser  nannten  dies:  „das  Land  und  das  Wasser 
übergeben."  Dies  ist  die  vollständige  Unterwerfung.  Es 
giebt  aber  auch  unvollständige,  entweder  nach  der  Art 
des  Besitzes  oder  nach  dem  Inhalte  der  Oberherrschaft; 
das  Nähere  ergiebt  sich  aus  dem  früher  Bemerkten. 

XXXII.  Durch  ein  Verbrechen  entsteht  die  Unterwer- 
fung auch  ohne  Einwilligung,  wenn  der  Verbrecher  von 
der  richterlichen  Gewalt  durch  Exekution  unter  die  Herr- 
schaft gegeben  wird.  Wem  diese  Exekutivgewalt  zusteht, 
wird  sich  später  ergeben.  Auf  diese  Weise  können  nicht 
blos  Einzelne  in  die  Unterwerfung  gerathen,  wie  z.  B.  in 
Rom  die,  welche  sich  dem  Soldatendienst  entzogen  oder 
falsche  Vermögensangaben  für  die  Steuererhebung  mach- 
ten, und  später  die  Frauen,  welche  sich  mit  einem  frem- 
den Sklaven  verbunden  hatten,  sondern  auch  Völker  durch 
Vergehen  gegen  das  Öffentliche  Recht.  Hier  ist  der  Unter- 
schied, dass  die  Unterwerfung  eines  Volkes  dauernd  ist; 
denn  das  Absterben  Einzelner  hebt  die  Einheit  des  Volkes 
nicht  auf.  Dagegen  geht  die  Straf-Unterwerfung  Einzelner 
nicht  über  ihre  Person  hinaus;  denn  die  Schadenklage  ist 
an  die  Person  gebunden.  Sowohl  die  private  wie  die 
öffentliche  Unterwerfung  als  Strafe  kann  vollständig  oder 
unvollständig  sein,  je  nach  der  Schwere  des  Verbrechens 
und  der  Strafe. 

Ueber  die  wahre  Unterwerfung,  welche  durch  das  will- 
kürliche Völkerrecht  sowohl  im  Privat-  wie  öffentlichen 
Rechte  entsteht,  soll  später  bei  Gelegenheit  der  Folgen 
des  Krieges  gehandelt  werden. 


Kapitel  VI. 

Ueber  die  abgeleitete  Erwerbung  des  Eigenthums 
durcli  Handlungen,  insbesondere  über  dieYeräusse- 
rung  der  Staatsgewalt  und  einzelner  Bestandtheile 

derselben. 


I.  1.  Durch  abgeleitete  Erwerbung  wird  etwas  unser, 
entweder  mittelst  einer  Handlung  oder  mittelst  des  Ge- 
setzes.   Dass  der  Eigenthümer  sein  Recht  ganz  oder  zum 
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Theil  übertragen  kann,  ist  Naturrechtens,  nachdem  einmal 
das  Eigenthum  eingeführt  worden;  denn  das  liegt  in  der 
^atur  des  Eigenthums,  nämlich  des  vollen.  Deshalb  sagt 
Aristoteles:  „Das  Zeichen  des  Eigenthums  ist,  wenn 
man  die  Sache  veräussern  kann.'^  ^2)  Doch  ist  hier 
Zweierlei  zu  bemerken,  bei  dem  Geber  und  bei  dem  Em- 
pfänger. Bei  Jenem  genügt  nicht  der  blosse  Wille,  son- 
dern es  sind  auch  Worte  oder  äussere  Zeichen  nöthig, 
weil  ein  innerliches  Wollen  sich,  wie  früher  erwähnt,  mit 
der  menschlichen  Gemeinschaft  nicht  verträgt. 

2.  Dass  aber  auch  die  Uebergabe  hinzukommen  müsse, 
ist  positive  Bestimmung.  Es  gilt  dies  zwar  bei  vielen 
Völkern,  aber  es  kann  nicht  eigentlich  zu  dem  Völkerrecht 
gezählt  werden.  So  ist  anderwärts  gebräuchlich,  dass 
eine  Erklärung  vor  dem  Volke  oder  vor  der  Obrigkeit  er- 
folgt, oder  dass  eine  Urkunde  aufgenommen  wird;  dies 
gehört  Alles  zu  dem  positiven  Recht.  Unter  einem  äusser- 
lich  erklärten  Willen  ist  ein  vernünftiger  Wille  zu  ver- 
stehen. 

U.  Hinwiederum  bedarf  es,  abgesehen  von  dem  posi- 
tiven Gesetz,  auf  Seiten  des  Empfangenden  naturrechtlich 
des  Willens,  zu  nehmen,  mit  seiner  Aeusserung.  Gewöhn- 
lich folgt  dieser  Wille  dem  Geben;  doch  kann  er  auch 
vorhergehen,  z.  B.  wenn  Jemand  gebeten  hat,  dass  ihm 
etwas  gegeben  oder  bewilligt  werde.  Denn  man  nimmt 
an,  dass  der  Wille  so  lauge  dauere,   als  keine  Aenderung 

^3)  Auch  dieses  ist  ein  reiner  Zirkelschluss.  Wenn 
das  Eigenthum  nicht  aus  dem  Naturrecht  stammt,  so  kön- 
nen auch  seine  einzelnen  Bestandtheile  nicht  diesen  natur- 
rechtlicheu  Ursprung  annehmen,  nachdem  es  überhaupt 
eingeführt  worden  ist;  vielmehr  hängt  dann  der  Umfang 
der  in  demselben  liegenden  Rechte  eben  von  dem  Ueber- 
einkomraen  ab,  welches  dasselbe  einführt.  Will  man  ein- 
mal zwischen  Naturrecht  und  positivem  Recht  unterschei- 
den, so  ist  offenbar  das  Eigenthum  an  sich  vor  Allem  dem 
Naturrecht  angehörig,  soweit  es  sich  um  Besitz  und  Ge- 
nuss  der  Sache  handelt;  dagegen  ist  das  Recht  der  Ver- 
äusserung  weit  weniger  selbstverständlich,  und  deshalb 
ist  es  bei  Grundstücken,  bei  Forderungen  und  sonst  sehr 
oft  beschränkt  oder  ausgeschlossen,  ohne  dass  deshalb 
das  Eigenthum  selbst  bezweifelt  wird. 
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sich  zeigt.  Was  sonst  zur  Erneuerung  und  Annahme  eines 
Rechtes  erforderlich,  und  wie  das  geschehen  kann,  davon 
wird  in  dem  Kapitel  über  die  Versprechen  gehandelt  wer- 
den; denn  hier  ist  nach  dem  Naturrecht  das  Verhältniss 
des  Veräussernden  und  des  Versprechenden  dasselbe. 

III.  So  wie  andere  Dinge,  so  kann  auch  die  Staats- 
herrschaft von  dem  wahren  Eigenthümer  derselben  ver- 
äussert werden,  d.  h.  nach  dem  Früheren,  vom  Könige, 
wenn  er  unbeschränkt  herrscht;  sonst  vom  Volke  mit  Ein- 
willigung des  Königs,  denn  auch  dieser  hat  als  Niess- 
braucher  ein  Recht,  was  ihm  gegen  seinen  Willen  nicht 
genommen  werden  darf.  Dies  gilt  von  der  staatlichen 
Herrschaft  über  das  Ganze. 

IV.  Wird  nur  ein  Theil  des  Gebietes  veräussert,  so 
niuss  auch  dieser  Theil  noch  einwilligen.  Denn  wenn 
eine  Staatsverbindung  geschlossen  wird,  so  geschieht  dies 
auf  immer  und  ewig  nacli  Art  der  sogenannten  integriren- 
den  Theile.  Daraus  erhellt,  dass  diese  Theile  nicht  so 
von  dem  Ganzen  befasst  sind  wie  die  Theile  eines  natür- 
lichen Körpers,  welche  ohne  das  Leben  dieses  sich  nicht 
erhalten  können  und  deshalb  auch  zur  Erhaltung  des  Gan- 
zen abgeschnitten  werden.  Vielmehr  ist  das  hier  vor- 
liegende Ganze  anderer  Art  und  beruht  nur  auf  dem 
Willen.  Deshalb  muss  das  Recht  des  Ganzen  auf  die 
Theile  nach  der  ursprünglichen  Willenserklärung  ab- 
gemessen werden,  und  von  dieser  kann  durchaus  nicht 
angenommen  werden,  sie  habe  gestattet,  dass  Theile 
abgeschnitten  und  in  die  Gewalt  eines  Andern  gegeben 
werden  könnten. 

V.  Ebenso  hat  wiederum  der  Theil  kein  Recht,  sich 
von  dem  Ganzen  zu  trennen,  er  müsste  denn  offenbar  sich 
nicht  anders  erhalten  können.  Denn  wie  erwähnt,  macht 
in  allen  menschlichen  Einrichtungen  die  höchste  Noth  eine 
Ausnahme;  dadurch  wird  das  Verhältniss  auf  das  rein 
natürliche  zurückgebracht.  August  in  sagt  im  Buch  18 
seines  Werkes  vom  Staate  Gottes:  „Beinahe  in  allen 
Völkern  ist  die  Stimme  der  Natur  liindurchgeklungen, 
dass  sie  lieber  den  Siegern  sich  unterwerfen,  welchen 
der  Sieg  zugefallen,  als  durch  allgemeine  Zerstörung  des 
Krieges  untergehen."  Deshalb  enthielt  der  Eid  der  Griechen, 
mit  dem  sie  sich  zu  Unterthanen  der  Perser  machten,  den 
Zusatz:    „Wenn  nicht  die  Gewalt  eine  Ausnahme  mache." 

Grotius,  Recht  d.  Kr.  u.  Fr.  o-j 
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VI.  Hieraus  erhellt,  weshalb  hier  das  Recht  des  Theiles 
stärker  ist  als  das  des  Ganzen  gegen  den  Theil;  dieser 
bedient  sich  eines  Rechts,  was  er  schon  vor  der  Verbin- 
dung besass;  aber  nicht  so  das  Ganze.  Man  entgegne 
nicht ,  dass  die  Staatsgewalt  dem  Ganzen  als  einem  Rechts- 
subjekt zustehe  und  deshalb  wie  eine  Sache  veräussert 
werdeil  könne.  Denn  in  einem  Ganzen,  als  Rechtssubjekt, 
ist  keine  Theilung  in  mehrere  Körper  statthaft,  wie  ja 
auch  die  Seele  in  einem  vollkommenen  Körper  überall 
ist.  Auch  kann  hier  kein  Nothfall  vorkommen,  der  das 
ursprüngliche  Verhiiltniss  herstellte,  weil  unter  diesem 
naturrechtlichen  Verhaltniss  die  Benutzung  verstanden 
wird,  wie  das  Essen  und  der  Gewahrsam;  denn  dies  sind 
natürliche  Dinge,  aber  nicht  die  Veriiusserung,  welche 
nur  durch  eine  menschliche  Handlung  eingeführt  ist  und 
von  dieser  ihr  Maass  empfängt.  ^•^) 

VII.  Dagegen  kann  die  Staatshoheit  über  einen  Tlieil 
des  Landes,  der  niclit  bewohnt,  oder  der  verhissen  ist, 
von  einem  freien  Volke  oder  von  dem  Könige  mit  Einwilli- 
gung des  Volkes  veräussert  werden ,  und  ich  wüsste  nicht, 
was  dem  entgegenstände.  Denn  ein  Theil  des  Volkes 
hat  wohl  das  Widerspruchsrecht,  weil  es  freien  Willen 
hat;  allein  das  Land  im  Ganzen  und  im  Einzelnen  gehört 
dem  Volke  ungetheilt  und  hängt  deshalb  nur  von  diesem 
als  Ganzes  ab.  Wenn  ein  Volk  seine  Staatshoheit  über 
Theile  des  Volkes,  wie  erwähnt,  niclit  veräussern  darf, 
so  darf  es  noch  weniger  der  König,  der  zwar  die  volle 
Herrschaft  hat,  aber  sie  nicht  unbedingt  besitzt,  wie  oben 
unterschieden  worden  ist. 

VIII.  Wir  können  deshalb  den  Rechtslehrern  nicht  bei- 
treten, welche  für  die  Regel,  dass  Theile  des  Staats- 
gebietes nicht  veräussert  werden  dürfen,  zwei  Ausnahmen 

C3)  Gr.  meint,  wenn  das  Eigenthum  nicht  eingeführt 
worden  wäre,  so  könnte  man  auch  das  verzehren,  was 
jetzt  einem  Andern  gehört,  und  die  Sache  in  Gewahrsam 
behalten,  die  man  jetzt  dem  Berechtigten  überlassen  muss. 
Solche  Rechte  auf  Verzehrung  und  auf  Inbehaltung  wür- 
den durch  den  Nothfall  wieder  aufleben,  weil  sie  natur- 
rechtlich wären,  aber  nicht  das  Recht  auf  Veräusserung, 
weil  dies  lediglich  zur  positiven  Institution  des  Eigenthums 
gehöre. 
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zulassen,  und  zwar  aus  dem  Nutzen  und  aus  der  Noth- 
wendigkeit.  Allerdings  kann  in  dem  Sinne,  wo  das  Ganze 
und  der  Theil  beide  Nutzen  davon  haben,  um  so  leichter 
die  Einwilligung  des  Volkes  und  des  Theiles  vorausgesetzt 
werden,  und  noch  mehr,  wenn  die  Nothwendigkeit  vor- 
gelegen liat.  Wo  aber  offenbar  die  Meinungen  des  Ganzen 
und  des  Theiles  entgegengesetzt  gewesen  sind,  da  ist  die 
Handlung  für  nichtig  zu  achten,  ausgenommen,  wenn  der 
Theil  zur  Trennung  gezwungen  worden  ist. 

IX.  Unter  die  Veräusserung  ist  mit  Recht  auch  die  Auf- 
tragung zu  Lehn  zu  rechnen,  weiche  mit  der  Last  erfolgt,  dass 
das  Lehn   durch  Treubruch    verwirkt   werde   oder  bei  Ab- 
gang   des    Mannsstarames    anheimfalle.     Denn   auch   dies 
ist  eine   bedingte  Veräusserung.     Wir   sehen   daher,   dass 
viele    Völker    sowohl    Veräusserungen     wie    Belehnungen 
von   Reichen,    welche    die  Könige   ohne  Einwilligung  des 
Volkes  vorgenommen  hatten,  für  ungültig  erachtet  haben. 
Die  Einwilligung  des  Volkes  wird  aber  dann  angenommen, 
wenn   das   ganze  Volk  zusammengekommen  ist,   wie  dies 
sonst  bei  den  Galliern  geschah,   oder  wenn  es  durch  Ge- 
sandte   geschehen   ist,    welche    die    einzelnen  Theile   mit 
genügender  Vollmacht   versehen   hatten.     Denn    wir  han- 
deln, weuu  wir  durch  Andere  handeln.     Auch  verpfändet 
kann    kein    Theil    des    Reiches    ohne    Genehmigung    des 
Volkes  werden;   nicht   blos  weil  eine  solche  Verpfändung 
die    Veräusserung    zur  Folge    haben    kann,    sondern   weil 
der  König  es  auch  dem  Volke  schuldig  ist,  die  Herrschaft 
selbst  auszuüben,  und  ebenso  ist  das  Volk  es  seinen  ein- 
zelnen Theilen  schuldig,  dass  diese  Ausübung  unvermindert 
erhalten  bleibe,  zu  deren  Behuf  die  Staatsverbindung  ein- 
gegangen worden  ist. 

X.  Geringere  staatliche  Rechte  kann  dagegen  das 
Volk  auch  erblich  an  Andere  übertragen,  denn  sie  ver- 
letzen nicht  den  wesentlichen  Bestand  des  Ganzen  und 
der  Staatshoheit.  Aber  ohne  Einwilligung  des  Volkes 
kann  es  der  König  nach  natürlichem  Rechte  nicht,  weil 
das  zeitliche  Recht  eines  erwählten  oder  durch  Erbschaft 
berufenen  Königs  nur  Rechte  gleicher  zeitlichen  Dauer 
begründen  kann.  Doch  konnte  durch  ausdrückliche  Ein- 
willigung des  Volkes  oder  durch  stillschweigende  üebung 
wie  sie  an  manchen  Orten  besteht,  dieses  Recht  den  Köni- 
gen ertheilt  werden.    Nach  der  Geschichte  haben  ehedem 
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die  Medischen  und  Persischen  Könige  in  Ausübung  dieses 
Rechts  Städte  oder  Landschaften  zum  ewigen  Besitz  ver- 
schenkt. ^^) 

XI.  Audi  das  besondere  Eigenthum  des  Volkes,  aus 
dessen  Einkommen  die  Ausgaben  des  Staates  und  des  König- 
lichen Amtes  bestritten  werden  sollen,  kann  der  König 
weder  ganz  noch  zum  Theil  veräussern.  Denn  er  hat  an 
demselben  nur  die  Rechte  eines  Niessbrauchers.  Ich  kann 
auch  für  Gegenstände  geringen  Werths  keine  Ausnahme 
gestatten.  Denn  von  dem,  was  mir  nicht  gehört,  kann 
ich  auch  den  kleinsten  Theil  nicht  veräussern.  Doch  wird 
bei  geringen  Gegenständen  eher  als  bei  bedeutenden  die 
Einwilligung  des  Volkes  aus  der  blossen  Kenntniss  und 
dem  Stillschweigen  angenommen.  In  diesem  Sinne  gilt 
das  früher  über  den  Nutzen  oder  die  Nothwendigkeit  bei 
Veräusserung  von  Gebietstheilen  Gesagte  auch  von  dem 
Staatsvermögen,  und  zwar  um  so  mehr,  da  dieser  Gegen- 
stand von  geringerer  Bedeutung  ist.  Denn  das  Vermögen 
ist  nur  Mittel  für  die  Staatseinheit  als  Zweck. 

XII.  Viele  fehlen  aber  darin,  dass  sie  die  Früchte  des 
Staatsvermögens  mit  der  Substanz  desselben  vermengen. 
So  ist  das  Recht  auf  die  angespülten  Ländereien  in  dem 
Eigenthum  des  Staats;  aber  die  Anspülung  selbst  gehört  zu 
den  Früchten.  Das  Steuerrecht  ist  im  Eigenthume,  aber 
das  aus  den  Steuern  eingezogene  Geld  gehört  zu  den  Früch- 

<*»**)  Diese  hier  vorgetragene  Lehre  über  die  Veräusse- 
lung  von  Staatsgebiet  und  Hoheitsrecliten  ist  überaus 
dürftig  und  auf  ein  paar  dialektische  Sätze  gegründet, 
welche  die  Mannigfaltigkeit  der  besonderen  Verhältnisse  nicht 
erschöpfen  können.  Wenn  irgendwo,  so  zeigt  sich  hier, 
wie  wenig  solche  naturrechtlichen  Erörterungen  besagen 
wollen.  Die  Geschichte  lehrt,  dass  dergleichen  Fragen 
beinahe  immer  durch  die  Macht,  entweder  mittelst  Krieges 
oder  Aufruhrs  entschieden  worden  sind.  Ueberdem  ist 
hier  kein  Fall  wie  der  andere,  und  die  Rücksichten  und 
Interessen ,  die  sich  hier  geltend  machen ,  sind  so  zahlreich, 
dass  ein  Recht  sich  nicht  entwickeln  kann.  Ebensowenig  ist 
mit  abstrakten  Prinzipien  hier  fortzukommen,  weil  jedem 
solchem  Prinzip  andere,  ebenso  berechtigte  gegenüber 
gestellt  werden  können ;  d.  h.  diese  Fragen  der  politischen 
Entwickelung  liegen  ausserhalb  des  Rechts    (B.  XI,  150). 
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ten;  das  Recht  der  Konfiskation  ist  im  Eigenthume;  aber 
das  konfiscirte  Gut  gehört  zu  den  Früchten.  65) 

XIII.  Einzelne  Landestheile  können  gegen  Entgelt  von 
den  Königen  versetzt  werden,  wenn  Letztere  die  volle 
Staatshoheit  besitzen,  d.  h.  wenn  sie  das  Recht  haben, 
nöthigenfalls  neue  Steuern  aufzulegen.  Denn  so  gut  wie 
das  Volk  dergleichen  Steuern  zu  entrichten  hat,  so  muss 
es  auch  solche  Pfandstücke  wieder  einlösen;  denn  diese 
Einlösung  ist  nur  eine  Art  von  Steuerzahlung.  Das  Ver- 
mögen des  Volkes  ist  dem  Könige  für  die  Verbindlichkeiten 
des  Volkes  verpfändet.  Ich  kann  aber  eine  zum  Pfand 
empfangene  Sache  weiter  verpfänden.  Doch  gilt  dies  Alles 
nur,  wenn  nicht  durch  ein  Gesetz  bei  Errichtung  der 
Staatsgewalt  die  Rechte  des  Königs  oder  des  Volkes  er- 
weitert oder  beschränkt  worden  sind. 

XIV.  1.  Unter  Veräusserung  ist  hier  auch  die  durch 
Testament  erfolgende  von  uns  verstanden  worden.  Denn 
wenn  auch  das  Testament,  wie  andere  Rechtshandlungen, 
in  seinen  Förmlichkeiten  von  dem  bürgerlichen  Rechte 
geregelt    werden  kann,    so   ist  doch   seine  Substanz  dem 


65)  Gr.  berührt  hier  die  auch  in  der  Neuzeit  viel  be- 
strittene Frage  des  Domanialvermögens.  Beinabe  in  allen 
kleinen  Staaten  Deutschlands  streiten  Fürst  und  Stände 
über  das  Maass  der  Jedem  daran  zustehenden  Rechte. 
Gr.  macht  sich,  wie  gewöhnlich,  die  Sache  sehr  leicht, 
indem  er  die  Fürsten  ohne  Weiteres  zu  Niessbrauchern 
herabsetzt.  Allein  die  Geschichte  lehrt,  dass  der  grösste  Theil 
dieser  Domänen  früher  zu  dem  Privatbesitz  der  grossen 
Dynastenfiirailien  gehört  hat,  welche  erst  später  die  Landes- 
hoheit erworben  haben.  Kriege  und  andere  Ereignisse 
haben  dann  so  mannigfach  auf  die  Umbildung  dieser  Privat- 
rechte zu  staatlichen  Rechten  eingewirkt,  dass  eine 
rechtliche  Entscheidung  der  Frage  jetzt  entweder  unmög- 
lich ist  oder  in  Spitzfindigkeiten  ausartet,  in  denen  die  ver- 
schiedensten zu  Gunsten  eines  jeden  Theiles  ausgeklügelt 
werden  können.  Aehnliche  Schwierigkeiten  erheben  sich 
bei  allen  durch  Jahrhunderte  hindurch  sich  fortziehenden 
Rechtsverhältnissen;  es  kollidiren  dabei  die  Prinzipien, 
dass  wohlerworbene  Rechte  geschützt  werden  müssen,  und 
dass  die  neue  Zeit  veraltete  Institutionen  nicht  ertragen 
kann. 
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Eigenthurae  verwandt  und  insofern  natürlichen  Rechtens,  ^^^j 
Denn  ich  kann  meine  Sache  nicht  blos  einfach,  sondern 
auch  bedingt  veräussern,  niclit  blos  unwiderruflich,  sondern 
auch  widerruflich  und  auch  mit  einstweiliger  Beibelialtung 
des  Besitzes  und  des  vollen  Nutzungsrechts.  Das  Testa- 
ment ist  aber  nur  eine  Veräusserung  auf  den  Todesfall, 
die  bis  dahin  widerruflich  ist,  und  bei  der  einstweilen 
der  Niessbrauch  zurückbehalten  worden  ist.  Dies  erkannte 
Plutarch;  nachdem  er  erzählt,  dass  Solon  den  Bürgern 
die  Errichtung  von  Testamenten  gestattet,  fügt  er  hinzu: 
„Er  machte  damit  das  Vermögen  zum  Eigenthum  der  Be- 
sitzer." So  sagt  der  VaterQuintilian  in  einer  Deklamation: 
„Es  kann  hart  erscheinen,  dass  das  Vermögen,  über  das 
wir  bei  Lebzeiten  das  volle  Recht  besitzen,  im  Tode  uns 
genommen  sein  soll."  Vermöge  dieses  Rechtes  hatte 
Abraham,  im  Fall  er  ohne  Kinder  mit  Tode  abgehen 
sollte,  bestimmt,  dass  sein  Vermögen  Eliezar  erhalten 
solle,  wie  die  Stelle  Gen.  XV.  2  ergiebt. 

2.  Wenn  aber  an  einzelnen  Orten  die  Fremden  kein 
Testament  errichten  dürfen ,  so  ist  dies  nicht  eine  Bestim- 
mung des  Völkerrechtes,  sondern  des  besonderen  Staates 
und  stammt,  wenn  icli  nicht  irre,  aus  den  Zeiten,  wo  die 
Fremden  als  Feinde  galten;  deshalb  ist  es  mit  Recht  bei 
den  gesitteten  Völkern  ausser  Gebrauch  gekommen. 

*'^)  Gr.  will  damit  sagen,  die  Disposition,  welche  in 
der  Testamentserrichtung  enthalten  ist,  enthält  eine  Art  der 
Veräusserung  und  folgt  daher,  wie  diese,  aus  dem  Eigen- 
thume.  Es  ist  aufi'allend,  dass  Gr.  die  Frage,  ob  über 
das  Eigenthum  auch  über  das  Leben  des  Eigenthümers 
hinaus  von  ihm  durch  seinen  blossen  Willen  gültig  be- 
stimmt werden  könne,  so  kurz  und  schnell  abfertigt.  Die 
Analogie  mit  der  Veräusserung  ist  hier  ungenügend.  Be- 
kanntlich wird  dies  Recht  von  den  modernen  Socialisten 
sehr  bestritten.  Die  Ansicht  des  Gr.,  dass  das  Testament 
natürlichen  Rechtens  sei,  ist  schon  von  seinen  Nachfolgern 
aufgegeben  worden. 


li 


Kapitel  VII. 

lieber  die  abgeleitete  Erwerbung  des  Eigenthums 
durch  das  Gesetz,  insbesondere  über  die  Intestat- 
erbfolge. 

L  Wenn  eine  abgeleitete  Erwerbung  oder  Veräusserung 
durch  das  Gesetz  erfolgt,  so  ist  dies  entweder  ein  Gesetz 
des  Naturrechts  oder  des  willkürlichen  Völkerrechts  oder 
des  Rechts  eines  besonderen  Staates.  Ueber  letzteres 
kann  hier  nicht  verhandelt  werden;  denn  dies  nähme 
kein  Ende ,  und  die  wichtigsten  Fragen  im  Kriege  können 
daraus  niclit  entschieden  werden.  Es  ist  nur  zu  bemerken, 
dass  manche  dieser  Gesetze  ganz  ungerecht  sind,  wie 
z.  B.  das,  was  die  Güter  der  Schiffbrüchigen  dem  Fiskus 
zuspricht.  Denn  Jemandem  ohne  vernünftigen  Grund  sein 
Eigenthum  zu  nehmen,  ist  bares  Unrecht.  Treffend  sagt 
Helena  bei  Euripides  (v.  456): 

„Eine  Schiffbrüchige   komme  ich,    die  zu  berau- 
ben gottlos  ist." 

„Denn  welches  Recht  hat  der  Fiskus"  (dies  sind  die 
Worte  des  Constantin)  „bei  einem  fremden  Unglück, 
dass  er  aus  einem  so  traurigen  Falle  noch  Vortheil  ziehen 
will?"  Dio  von  Prusa  sagt  in  seiner  7.  Rede  über  den 
Schiffbruch:  „Fern  sei  es  von  uns,  o  Jupiter,  dass  wir 
aus  der  Menschen  Unglück  einen  Vortheil  zögen."  ^7) 

IL  1.  Nach  dem  Gesetze  der  Natur,  wie  es  aus  dem 
Wesen  und  der  Kraft  des  Eigenthums  folgt,  geschieht 
die  Veräusserung  zwiefach:  1)  durch  Erfüllung  eines 
Rechts  und  2)  durch  Erbfolge.  Das  Erste  geschieht, 
wenn  ich  anstatt  meiner  Sache  oder  der  mir  schuldi- 
gen   Sache,     weil    ich    sie    nicht    erlangen    kann,    eine 

«')  Dieses  hier  von  Gr.  bekämpfte  Strandrecht  hatte 
seine  natürliche  Grundlage  in  jenen  frühen  Zeiten ,  wo  ein 
friedlicher  Völkerverkehr  noch  nicht  bestand,  die  Völker 
vielmehr  sich  als  beständige  Feinde  behandelten,  die 
ganz  ausserhalb  des  Rechtsverkehrs  standen,  und  wo 
fremde  Schiffe  nicht  des  Handels,  sondern  der  Plünderung 
wegen  an  den  Küsten  landeten.  Jenes  Strandrecht  war 
damals  nur  eine  billige  Ausgleichung  und  Retorsion. 
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andere  gleichen  Werthes  von  dem  Besitzer  oder  Schuldner 
annehme.  Denn  die  erfüllende  Gerechtigkeit  führt,  wenn 
sie  den  bestimmten  Gegenstand  nicht  erreichen  kann,  zu 
einem  von  gleichem  Werthe,  welcher  nach  moralischer 
Schätzung  dann  jenen  vertritt.  Dass  das  Eigenthum  damit 
übergeht,  erhellt  aus  dem  Zwecke,  welcher  im  Moralischen 
die  beste  Begründung  abgiebt.  Denn  ich  kann  die  Er- 
füllung meines  Rechtes  nicht  erlangen,  wenn  ich  nicht 
Eigenthümer  werde;  der  blosse  Besitz  wäre  nutzlos,  wenn 
ich  nicht  beliebigen  Gebrauch  davon  machen  könnte.  Ein 
altes  Beispiel  ist  dazu  in  der  Geschichte  Diodor's  vor- 
handen, wo  Hesioneus,  weil  Ixion  seiner  Tochter  das 
Versprochene  nicht  gewähren  konnte,  dessen  Pferde  dafür 
annimmt. 

2.    Nach   dem   bürgerlichen  Recht  ist   bekanntlich   die 
Selbsthülfe   verboten;    es  gilt   deshalb   als   Gewalt,    wenn 
Jemand   die   ihm   schuldige  Sache  selbst  wegnimmt,    und 
an    vielen   Orten    geht    dadurch    die  Forderung    verloren. 
Selbst  wenn  das  bürgerliche  Recht  dies  nicht  ausdrücklich 
verböte,  so  würde  doch  aus  der  Einrichtung  der  Gerichte 
folgen,   dass    es   unerlaubt   ist.      Der  oben   erwähnte   Er- 
werbsfall   wird   deshalb    nur  eintreten,    wenn    die  Recht- 
sprechung ganz  aufhört,    ein  Fall,   der  oben  erklärt  wor- 
den ist.     Wo   diese   aber  nur  zeitweise  gehemmt  ist,    da 
ist  die  Selbsthülfe   nur   gestattet,    wenn   man   sonst   nicht 
zu  dem  Seinigen  kommen  kann,    wenn  z.  B.  der  Schuld- 
ner   flüchten    will.      Aber    die    Zusprechung    des    Eigen- 
thums  muss   auch   hier   durch   den  Richter  erfolgen,    was 
bei  Repressalien    zu    geschehen    pflegt,    über    die   später 
verhandelt  werden  wird.     Wenn  das  Recht  unzweifelhaft, 
und  wenn  es  zugleich   moralisch  gewiss  ist,   dass   dessen 
Erfüllung  durch   den  Richter  nicht  erreicht  werden  kann, 
etwa     weil    die    Beweismittel    fehlen,    so    hört    auch    in 
solchem  Falle    die  Wirkung    der  Gerichte    auf,    und    das 
alte  Recht  der  Selbsthülfe  lebt  wieder  auf. 

III.  Die  sogenannte  Intestaterbfolge  hat,  wenn  einmal 
das  Eigenthum  besteht,  auch  abgesehen  von  dem  bürger- 
lichen Gesetz,  ihren  natürlichen  Grund  in  einer  Vermuthung 
des  Willens.  Denn  da  in  diesem  Eigenthum  die  Macht 
liegt,  dass  es  durch  den  Willen  des  Herrn  auf  einen  An- 
dern übertragen  werden  kann,  selbst  für  den  Todesfall 
und  mit  Zurückbehaltung  des  Besitzes,  wie  oben  gesagt 
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worden  so  folgt,  dass  wenn  Jemand  seinen  Willen  nicht 
erkennbar  gemacht  hat,  und  es  doch  nicht  glaublich  ist 
dass  er  gewollt,  nach  seinem  Tode  solle  Jeder  seine 
feachen  durch  Besitzergreifung  erlangen  können,  dass  die 
Guter  dem  zufallen,  dem  sie  der  Verstorbene  am  wahr- 
scheinlichsten zugewendet  haben  würde.  „Der  erkannte 
Wille  der  Verstorbenen  gilt  als  Gesetz,"  sagt  der  jüngere 
Flinius.  Im  Zweifel  wird  aber  angenommen,  dass  Jeder 
das  Billigste  und  Sittlichste  gewollt  habe.  Dabei  geht 
der  voran,  dem  etwas  geschuldet  wird.  Dann  folgt  der, 
auf  den  die  Pflicht  hinweist,  auch  wenn  er  nichts  zu  for- 
dern hat.^«) 

IV.  1.  Die  Rechtsgelehrten  streiten,  ob  die  Eltern  den 
Kindern  den  Unterhalt  zu  gewähren  schuldig  sind.  Einige 
meinen,  es  sei  zwar  natürlich  und  vernünftig,  dass  die 
Kinder  von  den  Eltern  ernährt  würden;  allein  eine  Ver- 
bindlichkeit    dazu    bestehe    nicht.     Nach    unserer  Ansicht 

«8)   Gr.  benutzt  auch  bei  der  Intestaterbfolge  die  Ver- 
muthung des  Willens  des  Erblassers  zu  ihrer  Begründung 
Diese  Zurückführung    aller  Gestalten    der  sittlichen  Welt 
auf  einen  vermutheten  Willen  gleicht  genau  der  sogenannten 
Lebenskraft,  oder  den  <jualitates  occuliae,  mit  denen  man 
sonst  in  der  n  a  t  ü  r  1  i  c  h  e  n  Welt  alle  besonderen  Vorgänge  zu 
erklaren  bereit  war.    Beides  sind  nur  andere  Worte,  ohne 
die  Emsicht    in   die  Sache  zu  vermehren;    weil   die  Ver- 
muhung  immer  nur   so   eingerichtet  wird,   wie   das  Ver- 
haltniss  bereits   in   seiner   Besonderheit  erkannt  ist     Die 
moderne    Rechtsphilosopliie    hat    bei    der   Intestaterbfolge 
dieses  Prinzip   des  Gr.   verlassen   und  sie  auf  den  Begriff 
oeriamilie  und  eine  Art  von  Gesammteigenthum  gestützt. 
Dieser  Gedanke  steht  der  Sache  näher,  wenn  man  einmal 
über  das  Gebot    der  Autorität    hinaus    noch    nach   einem 
sachlichen   Grunde    verlangt.     Offenbar    haben    auch    hier 
die  verschiedensten  Umstände  auf  den  Willen  der  Autori- 
ta en  eingewirkt,  und  es  ist  hier  so  unzulässig,  wie  überall 
solche  durch  Jahrtausende  und  alle  Völker  sich  hinziehende 
Institiitionen    wie  das  Intestaterbrecht,  aus  einem  einzigen 
abstrakten  Motiv  oder  Prinzip   ableiten   zu  wollen.     Auch 
hier  muss  die  Institution  bei  jedem  Volke  in  dem  ganzen 
Zusammenhange  seiner  Sitten,  Geschichte  und  Rechte  be- 
trachtet werden,  wenn  man  das  Richtige  treffen  will 
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muss  bei  dem  Worte  Verbindliclikeit  unterschieden  wer- 
den ;  manclimal  bezeichnet  es  die  Verbindlichkeit,  welche 
dem  vollen  Recht  angehört;  manchmal  bezeichnet  es  aber 
im  weiteren  Sinn  nur,  was  man  anständigerweise  nicht 
unterlassen  darf,  wenn  auch  die  Pilicht  nicht  aus  dem 
strengen  Recht,  sondern  aus  einer  anderen  Quelle  ent- 
springt. Die  erwähnte  Verbindlichkeit  gehört  aber  uur 
zur  letzten  Gattung.«^)  (Wenn  nicht  ein  positives  Ge- 
setz hinzukommt.)  So  verstehe  ich  die  Worte  des 
Valerius  Maximus:  „Indem  die  Eltern  uns  ernährt 
haben,  haben  sie  uns  die  Verbindliclikeit  auigelegt,  die 
Enkel  zu  ernähren."  Auch  Plutarch  sagt  in  der  schö- 
nen Schrift  über  die  Kindesliebe:  „Die  Kinder  warten 
auf  die  Erbschaft  als  auf  eine  Schuldigkeit."  Aristo- 
teles sagt:  „Wer  etwas  gestaltet  hat,  muss  auch  das 
dazu  Nöthige  hergeben."  Deshalb  muss  der,  welcher 
die  Ursache  ist,  dass  ein  Menscli  existirt,  ihn,  so  viel 
er  kann  und  erforderlich  ist,  mit  dem  zum  natürlichen 
und  geselligen  Leben  Nöthigen  versehen;  denn  dies  ist 
die  Bestimmung  des  Menschen. 

2.  Deshalb  ernähren  auch  aus  natürlichem  Instinkt  die 
übrigen  Geschöpfe  ihre  Nachkommenschaft,  so  lange  es 
nöthig  ist.  Deshalb  verbesserte  Apollonius  von  Tyana 
den  Vers  des  Euripides  (Androm.  418): 

„Allen  Mensclien  sind  die  Kinder  das  Leben" 
dahin:    „Allen  Geschöpfen  sind  die  Kinder  das  Leben —" 
indem  er  eine  Menge  Umstände  anführt,  aus  denen  dieser 
angehorne    Trieb    erhf^llt.      Das    Näliere    iindet    sich    bei 

ö»)  Es  ist  merkwürdig,  dass  Gr.  die  Pflicht  der  Eltern, 
die  Kinder  zu  ernähren,  nur  als  eine  moralische  und  nicht 
als  eine  Rechtspflicht  betrachtet.  Dies  widerstreitet  dem 
Recht  aller  Völker,  wie  Gr.  die  Beispiele  selbst  beibringt. 
Er  scheint  durch  das  unbeschränkte  Recht  der  väterlichen 
Gewalt  dazu  veranlasst  zu  sein;  wenn  der  Vater  seinen 
Sohn  nach  Gr.  naturrechtlich  verkaufen  und  in  die  Sklaverei 
mitnelimen  kann,  so  scheint  es  natürlich,  dass  er  auch 
zu  seiner  Ernährung  nicht  rechtlich  verpfliclitet  ist. 
Uebrigens  zieht  Gr.  selbst  aus  seiner  Unterscheidung 
zwischen  Recht  und  Moral  keine  weiteren  Folgerungen, 
ja,  seine  späteren  Ausdrücke  lassen  es  zweifelhaft,  ob  er 
diese  Ansicht  festgehalten  hat. 
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Philostratus    Buch  VII.   cap.  7,  8.     Damit   stimmt  die 
Stelle   bei   Appian   im   3.  Buche   über  die  Jagd   und  im 
1.  Buche  über  den  Fischfang.     Auch  in  dem  Trauerspiel 
Dictye    sagt    derselbe    Euripides:    „Dieses    Gesetz    sei 
dasselbe  für  Alle  und  gelte  nicht  blos  unter  den  Menschen, 
sondern    auch   unter   den    übrigen    Geschöpfen."     Deshalb 
führen  die  alten  Rechtslehrer  die  Kindererziehung  auf  das 
Naturrecht  zurück,  d.  h.  auf  das,  was,  während  der  Natur- 
instinkt es  den  übrigen    lehrt,   uns  die  Vernunft   gebietet, 
Justin i an  sagt:  „Ein  Naturtrieb  ermahnt  die  Eltern  zur 
Erziehung   der  Kinder;"    derselbe    sagt    anderswo:    „Den 
Sohn    oder    die   Tochter    muss    der  Vater    ernähren,    der 
blossen  Natur  nach."     Diodor    von    Sicilien    sagt:    „Die 
Natur  ist  eine  gute  Lehrerin  für  alle  lebende   Wesen,  um 
nicht  blos   sich   selbst,    sondern    auch   die  Kinder  zu   er- 
halten; damit  durch  verwandtschaftliche  Liebe  eine  ununter- 
brochene Reihe  von  Geschlechtern  zum  Kreis  der  Ewigkeit 
gelange."    Bei  Quintilian  sagt  ein  Sohn:  „Ich  verlange 
mein  Theil  nach  dem  Völkerrecht."    Sallustius  nennt  ein 
Testament,   was  den  Sohn  enterbt,   unrecht.     Und  da  die 
Pflicht  eine  natürliche   ist,    so   muss   auch  die  Mutter  die 
Kinder   ernähren,    wenn    sie    deren   Vater    nicht  angeben 
kann. 

3.  Obgleich  die  Römischen  Gesetze  verordneten,  dass 
die  Kinder  aus  einer  verbotenen  Verbindung  nicht  erben 
dürften,  und  auch  Solon  bestimmt  hatte,  dass  man  den 
natürlichen  Kindern  nichts  zu  Iiinterlassen  brauclie,  so 
haben  doch  die  Regeln  der  christlichen  Liebe  diese  Strenge 
gemildert  und  lehren,  dass  man  jeder  Art  von  Kindern 
mit  Recht  etwas  vermachen  könne;  im  Nothfalle  müsse 
sogar  das  zum  Unterhalt  Erforderliche  ihnen  hinterlassen 
werden.  So  ist  auch  der  Satz  zu  verstehen,  dass  der 
Pflichttlieil  durcl!  das  positive  Gesetz  nicht  aufgehoben 
werden  könne,  soweit  nämlich  der  Pflichttheil  den  noth- 
wendigen  Unterhalt  in  sich  schliesst.  Der  Ueberschuss 
kann  nach  dem  Naturrecht  genommen  werden. 

4.  Ernährt  müssen  aber  nicht  blos  die  Kinder  ersten 
Grades  werden,  sondern  auch  des  zweiten,  wenn  es  nöthig 
ist,  und  noch  weiter;  dies  lehrt  Justin  ian,  indem  er  es 
als  naturgemäss  erklärt,  dass  nicht  blos  die  Kinder,  son- 
dern aucli  die  Enkel  und  weiteren  Abkömmlinge  ernährt 
werden  müssen.    Dies  gilt  selbst  für  die  Kinder  der  Töchter 
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und  Enkelinnen,  wenn  sie  anders  niclit  erhalten  werden 
können. 

V.  1.  Auch  die  Eltern  können  Unterhalt  fordern;  dies 
verordnen  nicht  blos  die  Gesetze,  sondern  es  liegt  auch 
in  dem  Sprichwort:  „Gleich  den  Schwänen  für  das  Alter 
sorgen. "^<*)  Deshalb  ist  es  lobenswerth,  dass  Solon  die- 
jenigen, welche  dies  nicht  thun,  mit  Ehrlosigkeit  belegt. 
Indess  ist  diese  Pflicht  nicht  so  allgemein  wie  die  der 
Kinderernährung;  denn  die  Kinder  bringen  nichts  mit  auf 
die  Welt,  wovon  sie  leben  könnten.  Dazu  kommt,  dass 
sie  länger  zu  leben  haben  als  die  Eltern;  so  wie  also 
Ehre  und  Gehorsam  den  Eltern  gebührt  und  nicht  den 
Kindern,  so  gebührt  der  Unterhalt  mehr  den  Kindern 
als  den  Eltern.  In  diesem  Sinne  verstehe  ich  die  Worte 
Lucian's:  „Die  Natur  heisst  mehr  den  Eltern,  die  Kinder 
zu  lieben,  als  den  Kindern,  die  Eltern  zu  lieben."  Und 
die  Worte  des  Aristoteles:  „Das  Erzeugende  ist  mehr 
dem  Erzeugten  verwandt,  als  letzteres  dem  ersten.  Denn 
das,  was  aus  einem  Andern  entstanden  ist,  ist  ihm  gleich- 
sam angehörig." 

2.  Deshalb  gebührt  auch  ohne  Hinzutritt  eines  bürger- 
lichen Gesetzes  der  Nachlass  zunächst  den  Kindern;  indem 
man  annimmt,  dass  die  Eltern  ihnen,  als  ihren  körper- 
lichen Theilen,  nicht  blos  das  Nothwendige,  sondern  auch 
das  zu  einem  angenehmen  und  gesitteten  Leben  Erforder- 
liche möglichst  reichlich  haben  zuwenden  wollen;  nament- 
lich von  da  ab,  wo  sie  selbst  ihr  Vermögen  nicht  mehr 
benutzen  können. '''i)  Der  Rechtsgelehrte  Paulus  sagt: 
„Die  Natur  des  Verhältnisses  spricht  wie  ein  Gesetz  den 
Kindern    die  Erbschaft    der  Eltern    zu;    sie   beruft  sie  zu 

^0)  Aristoteles  und  Plinius  erzählen  in  ihren  Natur- 
geschichten, dass  bei  den  Schwänen  die  jüngeren  die  alt 
gewordenen  Schwäne  ernähren. 

71)  Gr.  hat  hier  der  Lehre  von  der  Intestaterbfolge 
die  Lehre  von  dem  Unterhalt  vorangeschickt,  weil  er  jene 
nur  als  eine  Folge  von  der  Pflicht  des  Unterhalts  auf- 
fasst,  wenigstens  innerhalb  der  auf-  und  absteigenden 
Linie;  ein  Motiv,  was  schwerlich  dieser  Institution  zu 
Grunde  liegt.  Sogar  das  sogenannte  Repräsentationsrecht 
der  verstorbenen  Eltern  durch  ihre  Kinder  leitet  Gr.  aus 
der  Alimentationspflicht  ab. 
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einer  ihnen  gleichsam  gebührenden  Erbfolge."  Papinian 
sagt  dagegen:  „Die  Erbschaft  der  Kinder  gebührt  den 
Eltern  nicht  so,  wie  die  der  Eltern  den  Kindern;  die 
Eltern  werden  aus  Mitleiden  zu  den  Gütern  der  Kinder 
berufen,  dagegen  die  Kinder  nach  dem  gemeinsamen 
Willen  der  Eltern  und  der  Natur."  Das  heisst,  die  Kin- 
der erben  theils  aus  einem  bestimmten  natürlichen  Recht, 
theils  weil  man  annimmt,  die  Eltern  wollen  möglichst 
die  Kinder  versorgt  wissen.  „Er  hat  dem  Blute  die 
schuldige  Ehre  erwiesen,"  sagt  Valerius  Maximus  von 
G.  Ilortensius,  als  er  seinen  Sohn  zum  Erben  eingesetzt 
hatte,  obgleich  er  mit  ihm  nicht  zufrieden  war.  Hierher 
gehört  der  Ausspruch  des  Apostels  Paulus:  „Es  gehört 
sich  nicht,  dass  die  Kinder  für  die  Eltern  Schätze  sam- 
meln, sondern  die  Eltern  für  die  Kinder." 

VI.   Da  es  Regel   ist,   dass  die  Eltern  für  ihre  Kinder 
sorgen,  so  sind  die  Grosseltern,  während  Jene  leben,  zum 
Unterhalt  der  Enkel  nicht  verpflichtet.    Ist  aber  eines  der 
Eltern  mit  Tode  abgegangen,   so   ist  es   billig,   dass  der 
Grossvater  oder  die  Grossmutter    statt    des  verstorbenen 
Sohnes  oder  statt  der  verstorbenen  Tochter  für  die  Enkel 
und  Enkelinnen  sorgen.    Dies  gilt  auch  für  die  Ascenden- 
ten  höherer  Grade.     Daraus  hat   sich  das  Recht  gebildet, 
dass  der  Enkel   statt  des  Vaters   bei   der  Erfolge  eintritt, 
wie   Ulpian   sagt.     Modestinus   nennt  es:    „Den  Platz 
des  verstorbenen  Vaters  ausfüllen."     Justinian:  „In  die 
väterliche  Ordnung   eintreten."     Isaeus  nennt  es   in   der 
Rede  über  den  Nachlass  des  Philoctemon:  „Das  Eintreten." 
Der  Jude    Philo    sagt:    „Die    Enkel    verstorbener  Väter 
werden  bei   den  Grosseltern   an   Stelle   von   deren  Söhnen 
mitgerechnet."     Neuere  Rechtslehrer    pflegen    diese   stell- 
vertretende   Nachfolge,    welche    nach    den    Stammvätern 
erfolgt,    Repräsentation  zu  nennen.     Auch   bei   den  Juden 
hat    sie   gegolten,    wie    die    Vertheilung    der  Aecker   bei 
dem     den     Söhnen    Jacobs     versprochenen    Lande    klar 
ergiebt.    Demosthenes  sagt:  „So  wie  der  Sohn  und  die 
Tochter  Jedem    die  Nächsten   sind,    so    auch   die  Kinder 
derselben." 

VH.  Die  bis  jetzt  behandelte  Vermuthung  der  Absicht 
gilt  nur,  wenn  nicht  Anzeiclien  für  das  Gegentheil  hervor- 
treten. Dazu  gehört  vor  Allem  die  Entsagung,  wie  es 
die  Griechen  nennen,  oder  die  Enterbung,  wie  es  bei  den 
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Römern  gebräuchlich  war,  doch  in  der  Weise,  dass  dem- 
jenigen, welcher  wegen  seiner  Verbrechen  nicht  den  Tod 
verdient  )iat,  der  Unterhalt  aus  den  obigen  Gründen  ge- 
währt werden  muss. 

VIII.  1.  Eine  andere  Ausnahme  tritt  ein,  wenn  die  Vater- 
schaft nicht  genügend  feststeht.  Es  ist  richtig,  dass  es 
über  Thatsaclien  keine  volle  Gewissheit  giebt;  doch  er- 
halten die  Thatsachen  ihre  Gewissheit  durch  das  Zeugniss. 
In  diesem  Sinne  gilt  die  Mutter  als  gewiss,  weil  Zeugen 
bei  der  Niederkunft  und  Geburt  gegenwärtig  gewesen  sind; 
über  den  Vater  kann  aber  nicht  dieselbe  Gewissheit  er- 
langt werden,  was  Homer  andeutet: 

„Denn  Niemand  hat  je  sein  Erzeugen  gesehen." 

Ihm  folgt  Menander:  „Niemand  weiss,  wie  er  ent- 
standen ist;"  an  andern  Stellen  sagt  er  (bei  Stobäus' 
Blumenlese,  Tit.  76): 

„Die  Mutter  liebt  zärtlicher  die  Kinder  als  der 
Vater,  denn  sie  weiss,  dass  es  ihre  Kinder  sind; 
dieser  glaubt  es  nur." 

Es  musste  deshalb  eine  Vermutlmng  für  die  Vaterschaft 
aufgestellt  werden.  Eine  solche  ist  die  Ehe  im  natür- 
lichen Sinne,  d.  h.  eine  Gemeinschaft,  wo  die  Frau  unter 
der  Aufsicht  des  Mannes  steht.  Ist  jedoch  auf  andere 
Weise  die  Vaterschaft  ermittelt  oder  von  dem  Vater  an- 
erkannt, so  erbt  das  Kind  wie  jedes  andere.  Weshalb 
auch  nicht?  Folgt  doch  auch  ein  oftenbar  Fremder  als 
Sohn,  indem  man  bei  Annahme  an  Kindesstatt  diese  Ab- 
sicht vermuthet. 

2.  Die  natürlichen  Kinder  können  auch,  nachdem  das 
Gesetz  sie  von  den  ehelichen  unterschieden  hat  (denn  sie 
sind  nicht  schlechter  als  die  ehelichen;  sie  kranken  nur 
am  Gesetz,  sagt  Euripides),  doch  an  Kindesstatt  an- 
genommen werden,  wenn  das  Gesetz  es  nicht  verbietet. 
Früher  gestattete  dies  ein  Gesetz  des  Aiiastasius  bei  den 
Römern;  später  hat  man  aber  zu  Gunsten  der  Ehe  die 
Wege  für  ihre  Gleichstellung  mit  den  ehelichen  erschwert, 
indem  der  Senat  darum  angegangen  werden  oder  die 
Ehe  nachfolgen  musste.  Ein  Beispiel  der  alten  Adoption 
natürlicher  Kinder  enthält  die  Erbschaft  Jacob's,  welcher 
jene  seinen  ehelichen  gleich  stellte  und  allen  gleiche 
Theile  gab. 

3.  Umgekehrt    kann    es   vorkommen,    dass    nicht  blos 
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nach  Gesetz,  sondern  auch  nach  Vertrag  die  ehelichen 
Kinder  nur  auf  den  Unterhalt  gesetzt  werden,  oder  wenig- 
stens von  der  Haupterbschaft  ausgeschlossen  werden.  Eine 
solche  Verbindung  nennen  die  Juden  Konkubinat,  selbst 
wenn  die  Frau  eine  Freie  ist.  Eine  solche  war  die  zwischen 
Abraham  und  der  Kethura,  deren  Kinder,  ebenso  wie 
Ismael,  der  Sohn  der  Sklavin  Hagar,  ein  Geschenk,  d.  h. 
ein  kleines  Vermächtniss  erhielten,  aber  an  der  Erbschaft 
nicht  Theil  nahmen.  So  ist  es  auch  bei  der  sogenannten 
morganatischen  Ehe,  von  der  die  zweite  Heirath  in 
Brabant  sich  nicht  selir  unterscheidet;  denn  das  Grund- 
vermögen, was  bei  Aullösung  der  ersten  Ehe  vorhanden 
war,  erben  nur  die  Kinder  erster  IChe. 

IX.  1.  Wenn  keine  Kinder  da  sind,  ist  es  weniger 
klar,  wem  nach  dem  Naturrecht  die  Erbschaft  zufalle; 
auch  die  Gesetze  sind  hier  sehr  verschieden.  Alle  diese 
Unterschiede  lassen  sich  auf  zwei  Gesichtspunkte  zurück- 
führen; der  Eine  beachtet  die  Nähe  des  Grades;  der  Andere 
will,  dass  die  Güter  dahin  zurückkehren,  woher  sie  ge- 
kommen sind.  Man  pflegt  das  so  auszudrücken:  das  Väter- 
liche folgt  dem  Vaterskinde,  das  Mütterliche  den  Kindern 
der  Mutter.  Uns  scheint,  dass  unterschieden  werden  muss 
zwischen  Gütern  vom  Vater  und  vom  Grossvater  her,  wie 
es  in  der  Formel  geschah,  mit  welcher  ein  Verschwender 
seines  Vermögens  entsetzt  wurde,  und  zwischen  neuerlich 
erworbenem  Vermögen,  damit  iiier  der  Aussprucli  Plato's 
gelte:  „Ich,  der  Gesetzgeber,  la^se  Euch  nicht  selbst- 
ständig sein,  noch  das  Vermögen  Euch  gehören,  sondern 
dem  ganzen  Geschlecht,  sowohl  das  vorhandene,  wie  das 
noch  kommende."  Deshalb  will  Plato  das  väterliche  Gut 
dem  Stamme,  von  dem  es  kommt,  erhalten.  Dies  ist  nicht 
so  zu  verstehen,  als  wenn  naturrechtlich  über  ererbte 
Güter  nicht  ein  Testament  gemacht  werden  dürfte  (denn 
oft  macht  die  Dürftigkeit  eines  Freundes  dies  nicht  blos 
löblich,  sondern  zur  Pflicht),  sondern  um  zu  zeigen,  was 
im  Zweifel  als  der  Wille  des  Erblassers  gelten  müsse. 
Denn  ich  erkenne  an,  dass  bei  dem,  dessen  Willen  hier 
untersucht  wird,  das  volle  Eigenthum  ist. 

2.  Da  er  aber  über  seinen  Tod  hinaus  das  Eigenthum 
nicht  festhalten  kann,  und  man  als  sicher  annehmen  muss, 
dass  er  sich  der  Mittel  zum  Wohlthun  nicht  habe  berauben 
wollen,  so  ist  die  natürlichste  Reihenfolge  für  diese  Wohl- 
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that  zu  ermitteln.  Aristoteles  sagt  richtig:  Man  hat 
eher  dem  Wohlthäter  als  dem  Freunde  etwas  zuzuwenden." 
Auch  Cicero  sagt:  „Keine  Pflicht  ist  dringender  als  die 
Dankbarkeit."  Und  ebenso:  „Da  die  Freigebigkeit  zwei- 
fach ist,  eine  im  Geben,  die  andere  im  Erstatten  besteht, 
so  hängt  es  zwar  von  uns  ab,  ob  wir  geben  wollen  oder 
nicht;  aber  nicht  erstatten,  ist  einem  rechtlichen  Manne, 
wenn  er  es  ohne  Schaden  vermag,  nicht  erlaubt.  Am- 
bro sius  sagt:  „Es  ist  schön,  für  den  zu  sorgen,  der  Dir 
eine  Wohlthat,  oder  ein  Geschenk  zugewendet  hat."  Und 
sodann:  „Was  widerstreitet  so  der  Pflicht,  als  das  Em- 
pfangene nicht  zu  erstatten?"  Der  Dank  wird  aber  ent- 
weder Lebenden  oder  Todten  abgestattet.  Den  Todten, 
wie  Lysias  in  seiner  Leichenrede  zeigt,  durch  die  Dank- 
barkeit gegen  deren  Kinder,  welche  von  Natur  ein  Theil 
der  Eltern  sind,  und  denen  die  Eltern,  wenn  sie  noch 
lebten,  vor  Allen  es  zuwenden  würden. 

3.  Diesen  Grundsätzen  der  Billigkeit  sind  auch  die 
Verfasser  des  Justinianischen  Rechts,  welche  vor  Allem 
auf  Billigkeit  hielten,  bei  der  Frage  zwischen  den  voll- 
bürtigen  und  halbbürtigen  Geschwistern  und  anderen  Arten 
gefolgt.  Aristoteles  sagt:  „Die  Brüder  lieben  einander, 
weil  sie  von  denselben  Personen  erzeugt  sind;  diese 
Dieselbigkeit  macht  sie  auch  selbst  zu  demselben." 
Valerius  Maximus  sagt:  „So  wie  das  höchste  Band 
der  Liebe  durch  die  grössten  und  meisten  Wohlthaten  be- 
gründet wird,  so  wirkt  dem  am  nächsten  der  gemeinsame 
Empfang."  Bei  Justinus  heisst  es:  „Es  ist  das  gemein- 
same Recht  der  Völker,  dass  der  Bruder  den  Bruder 
beerbt. 

4.  Wenn  der  nicht  mehr  lebt,  von  dem  die  Güter  her- 
kommen, noch  dessen  Kinder, ''2)  so  muss  auf  die  zurück- 
gegangen werden,  denen  es  zwar  in  geringerem  Maasse, 
aber  doch  nach  Jenen  zukommt;  d.  h.  auf  die  Ascendenten 

''2)  Gr.  lässt  hier  die  Frage  unentschieden,  ob  die 
Eltern  des  Erblassers  mit  den  Geschwistern  desselben 
zugleich  erben,  oder  ob  Eines  dem  Andern  vorgeht.  Nach 
dem  Römischen  Rechte  ist  z.  B.  das  Erstere  der  Fall, 
nach  dem  Preussischen  Recht  das  Letztere.  Gr.  hat  hier 
wohl  nur  an  das  Römische  Recht  gedacht  und  deshalb 
die  Frage  nicht  besonders  erörtert. 
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höherer  Grade   und  deren  Kinder;   besonders   wenn  damit 
die  Erbschaft   unter   den    nächsten    Verwandten   des   Erb- 
lassers,   so    wie    dessen,    von   dem   die   Güter  herrühren 
bleibt.    Dasselbe  sagt  Aristoteles:  „Die  Vaterbrüder  und 
übrigen  Verwandten  sind  durch  die  Abstammung  verbunden 
und  zwar  bald  nälier,  bald  entfernter."  ^ 

X.   L    Für    das   neuerlich    erworbene   Vermögen,    was 
Plato  „den  Ueberschuss  über  das  Loostheil"  nennt,  gilt 
da  hier  eine  Pflicht  der  Dankbarkeit  nicht  besteht,   dass 
es   derjenige   erhalte,   welcher  dem  Erblasser  der  Liebste 
war.     Als    solcher   ist   der   nächste  Verwandte  anzusehen. 
So  sagt  Isaeus,    „es   sei  bei  den  Griechen  gebräuchlich, 
das    Vermögen    des    Verstorbenen    seinen    nächsten    Ver- 
wandten zu  überlassen."     Er  fügt  Jiinzu:    „Was  wäre  ge- 
rechter, als  dass  die  Güter  des  Verwandten  den  Verwand- 
ten zufallen?"    Dasselbe  meint  Aristoteles  in  dem  Buche 
an  Alexander  Kap.  11.     Cicero  sagt:    „Die   Gesellschaft 
und  Verbindung   der  Menschen   wird   am   besten   bewahrt 
werden,  wenn  dem  nächsten  Verwandten  auch  die  grösste 
Liebe  zugewendet  wird."     Auch   anderwärs   lässt  Cicero 
den    Kindern    die    Verwandten    in    angemessenen    Graden 
folgen,  und  Tacitus  sagt:  „Die  Natur  hat  gewollt,  dass 
Jedem    seine  Kinder  und  Verwandten   das   Liebste   sind." 
Auch   Cicero   sagt   über   die   Verwandten:    „Der  nöthige 
Bedarf  des  Lebens   gebührt   vor  Allen   diesen."     Doch  ist 
dies   keine  Verbindlichkeit   der  erfüllenden   Gerechtigkeit, 
sondern  sie  ruht  auf  dem  Angemessenen.    Ebenso  sagt  er 
an  einer  anderen  Stelle   bei  Gelegenheit   der  Verwandten- 
liebe:    „Aus   dieser  Zuneigung    sind   die   Testamente   und 
die  Aufträge   der  Sterbenden  entstanden."     Auch  sagt  er 
es   sei   gerechter,    unser  Vermögen   den   Verwandten,    als 
den  Fremden  zuzuwenden  und  zu  vermachen.    Auch  Am- 
bro sius    sagt:    „Auch    die   Freigebigkeit   verdient    Lob, 
welche  der  Blutsverwandten  eingedenk  ist." 

2.  Die  hier  behandelte  verwandtschaftliche  Erbfolge  ist 
keine  andere  als  eine  stillschweigende  testamentarische 
bei  welcher  der  Wille  vermuthet  wird.  Quintilian  der 
Vater  sagt:  „Die  nächste  Stelle  nach  den  Testamenten 
haben  die  Verwandten,  nämlich  wenn  Jemand  ohne  Testa- 
ment und  ohne  Kinder  verstorben  ist.  Nicht  weil  es  das 
strenge  Recht  verlangt,  dass  der  Nachlass  auf  sie  gelange, 
sondern  weil  der  gleichsam  ofl*en  zurückgelassene  Nachlass 

Grotius,  Recht  d.  Kr.  u.  Fr.  o« 
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Niemand  näher  zukommt."  Wenn  das  Neuerworbene  von 
Natur  den  Verwandten  zufällt,  so  gilt  das  aucli  von  den 
ererbten  Gütern,  wenn  diejenigen,  von  denen  sie  herrühren, 
und  deren  Kinder  niclit  mehr  leben,  mithin  eine  dankbare 
Erstattung  nicht  mehr  Platz  hat. 

XI.  1.  Obgleich  das  hier  Ausgeführte  der  natürlichen 
Vermuthung  am  meisten  entspricht,  so  ist  es  doch  keine 
nothwendige  Bestimmung  des  Naturrechts.  Es  bestehen 
deshalb  hier  nach  den  wechselnden  Verhältnissen  mancherlei 
Abweichungen  aus  Verträgen,  Gesetzen  und  Gewohnheiten. 
Einzelne  gestatten  für  gewisse  Grade  die  Stellvertretung, 
für  andere  nicht;  Einzelne  unterscheiden,  woher  die  Güter 
kommen;  Andere  nicht.  An  einzelnen  Orten  erhalten  die 
Erstgeborenen  einen  grösseren  Theil,  wie  bei  den  Juden; 
an  andern  nur  einen  gleichen.  Dort  wird  nur  die  Verwandt- 
schaft durch  den  Mannesstaram  beachtet;  hier  erben  auch 
die  Andern  in  gleicher  Weise.  Auch  das  Geschlecht  macht 
mitunter  einen  Unterschied,  und  dort  wird  die  Verwandt- 
schaft in  weiteren  Graden  berücksichtigt,  hier  nicht.  Dies 
darzustellen,  würde  zu  umständlich  sein  und  liegt  nicht 
in  unserem  Plane.  '^•^) 

2.  Doch  ist  festzuhalten,  dass,  w^o  kein  deutlicher  Wille 
des  Erblassers  zu  entnehmen  ist,  er  mit  der  Erbschaft  es  so 
hat  halten  wollen,  wie  die  Gesetze  oder  Gewohnheiten  des 
Landes  es  bestimmen;  nicht  auf  Grund  der  Staatsgewalt, 
sondern  weil  die  Vermuthung  dafür  ist,  welche  auch  gegen 
die  gilt,  in  deren  Hand  die  Staatsgewalt  sich  befindet. 
Denn  auch  von  diesen  gilt,  dass  sie  in  ihren  An- 
gelegenheiten das  für  das  Beste  erachtet  hnben,  was  die 
Gesetze  bestimmt  oder  die  Gewohnheit  gebilligt  haben; 
so  weit  es  sich  nämlich  nicht  um  deren  Schaden  handelt. 

XII.  Bei  der  Nachfolge  in  die  Staatsgewalt  müssen 
die  Länder,  wo  diese  Gewalt  voll  und  zum  Eigenthum 
besessen  wird,  von  denen  unterschieden  werden,  wo  die 
Einwilligung  des  Volkes  zur  Erlangung  derselben  hinzu- 
kommen muss,  welcher  Unterschied  früher  7^)  erörtert 
worden  ist.  Länder  der  ersten  Art  können  auch  zwischen 
Männern  und  Frauen   getheilt  werden,   wie   dies   sonst  in 

■^3)  Der  Hauptgrund  ist,   dass  hier  das  Naturrecht  im 
Sinne  des  Gr.  keinen  Anhalt  bietet. 
74)  Im  1.  Buche  Kap.  III.  Ab.   11. 
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Aegypten    und   Britannien    geschehen    ist.     Lucan    sagt: 
„Ohne    Unterschied    des  Geschlechts    versteht   Pharos  ^5) 
auch  eine  Königin  zu  tragen."    Und  von   den  Briten  sagt 
Tacitus:  „Bei  den  Herrschern  machen  sie  im  Geschlecht 
k(3inen   Unterschied.     Auch    an   Kindesstatt  Angenommene 
folgen  wie  wahre  Kinder  nach,   dem  vermutheten  Willen 
zufolge."      So    folgte    dem    Könige    der   Lokrer  Aepalius 
des  Herkules  Sohn  Hyllus    vermöge    der  Adoption   in   der 
Herrschaft.     Molossus,  ein  unehelicher  Sohn  des  Pyrrhus, 
folgte  ihm  nach   seiner  Anordnung  in   der  Herrschaft,   da 
er  keine  ehelichen  Kinder  hatte.     Der  König  Atheas  ver- 
handelte   mit   Philipp    über    die  Annahme   an  Kindesstatt 
wegen  der  Erbfolge  im  Scythischen  Reiche.   Jugurtha  folgte 
als  unehelicher,    aber  angenommener  Sohn    in    der  Herr- 
schaft   Numidiens.     Auch    in    den    von    den    Gothen    und 
Longobarden    eroberten  Ländern   hat  die  Erbfolge   durch 
Adoption   gegolten.     Die   Herrschaft  kann   selbst   auf  die 
nächsten    Verwandten    des    letzten    Besitzers    übergehen, 
selbst    wenn    sie    mit  dem    ersten    Eroberer    nicht    bluts- 
verwandt  sind,    sobald    dies    in    dem   betreffenden  Lande 
gebräuchlich  ist.     So   sagt  Mithridates    bei  Justin,    dass 
Paphlagonien   nach    dem  Abgange    seiner   eigenen  Könige 
seinem  Vater  durch  Erbschaft  zugefallen  sei. 

XIIL  Wenn  das  Reich  nicht  getheilt  werden  darf,  und 
die  Erbfolge  nicht  bestimmt  ist,  so  gebührt  die  Herrschaft 
dem  Aeltesten  ohne  Unterschied  des  Geschlechts.  Im 
Talmud,  im  Titel  über  die  Könige,  heisst  es:  „Wer  bei 
der  Verlassenschaft  das  Vorrecht  hat,  hat  es  auch  für 
den  Besitz  des  Reichs."  Deshalb  geht  der  ältere  Sohn 
dem  jüngeren  vor.  Herodot  sagt:  „Bei  allen  Völkern 
gilt  es,  dass  der  Aeiteste  die  Herrschaft  erhält."  Ernennt 
das  öfter  das  Gesetz  oder  die  Gewohnheit  der  Länder. 
Li V ins  sagt  von  zwei  Brüdern,  die  bei  den  Allobrogern 
über  die  Herrschaft  stritten,  dass  der  Jüngere  im  Rechte 
der  Schwächere,  in  der  Gewalt  der  Stärkere  gewesen." 
Trojus  Pompejus  sagt:  „Artabazanes  beanspruchte  nach 

75)  Pharos  heisst  eine  Insel  bei  Alexandrien  in  Aegyp- 
ten, auf  welcher  ein  berühmter  Leuchtthurm  stand,  von 
dem  diese  Art  Thürme  später  allgemein  diesen  Namen 
behalten  haben.  Hier  gebraucht  Lucan  das  Wort  in  poeti- 
scher Freiheit  für  das  Land  Aegypten. 
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dem  Rechte  der  Erstgeburt  die  Herrschaft.  Dies  Reclit 
hat  die  Reihe  der  Geburten  und  die  Natur  selbst  den 
Völkern  gegeben."  Derselbe  nennt  dieses  Recht  ander- 
wärts das  Völkerreclit;  ebenso  Livius,  welcher  es  die 
Ordnung  des  Alters  und  der  Natur  nennt;  d.  li.  wenn  der 
Vater  nichts  Anderes  verordnet,  wie  Ptolemäus  nach  dem- 
selben Trojus  that.  Der  Nachfolger  in  der  Herrschaft 
hat  jedoch  seine  Miterben  für  ihre  Antheile  zu  entschädi- 
gen, wenn  und  soweit  er  es  vermag. 

XIV.  Dagegen  tritt  bei  den  Königreichen,  die  durch 
die  Bewilligung  des  Volkes  erblich  sind,  die  Erbfolg;' 
nach  dem  Willen  des  Volkes  ein.  ^^)  Es  ist  aber  anzu- 
nehmen, dass  das  Volk  das  gewollt  habe,  was  ihm  am 
nützliclisten  ist.  Hieraus  ergiebt  sich  zunächst,  dass,  wenn 
das  Gesetz  oder  die  Gewohnheit  es  nicht  anders  bestimmt 
(wie  in  Theben,  wo  die  Geschichte  des  Zethus  und  Amphion 
und  der  Söhne  des  Oedipus  ergiebt,  dass  das  Reich  unter 
die  männlichen  Erbfolger  getheilt  wurde;  auch  das  alte 
Attika  wurde  unter  die  Kinder  des  Panthion  getheilt; 
ebenso  Rhodus  unter  die  drei  Brüder  Camirus,  Jalysus 
und  Lindus,  und  das  Reich  zu  Argos  unter  die  vier  Söhne 
des  Perseus),  die  Herrschaft  untheilbar  ist,  weil  das  der 
Sicherheit  des  Reiches  und  der  Eintracht  der  Bürger  am 
zuträglichsten  ist.  Justinus  sagt  im  21.  Buche:  „Sie  er- 
achteten, dass  das  Reich  sichrer  sein  werde,  wenn  es 
bei  Einem  bliebe,  als  wenn  es  unter  die  mehreren 
Söhne  getheilt  würde." 

XV.  Sodann  muss  die  Erbfolge  sich  innerhalb  derer 
halten,  welche  von  dem  ersten  Erwerber  abstammen;  denn 
diese  Familie  gilt  wegen  ihres  Adels  als  gewählt,  und  bei 


m^f». 


'<»)  Diese  Untersclieidung  des  Gr.  zwischen  Königen, 
welche  die  Staatsgewalt  zum  vollen  Eigenthura  besitzen, 
und  denen,  welche  sie  nur  mit  Bewilligung  des  Volkes 
innehaben ,  ist  für  die  Gegenwart  unpraktisch.  Sie  erinnert 
an  den  Begriff  der  Patrimonialstaaten  und  hängt  mit  der 
Entwickelung  der  Landeshoheit  aus  dem  Privatbesitz  des 
hohen  Adels  im  Mittelalter  zusammen.  Gr.  vermischt  da- 
mit indess  auch  die  Staatsgewalt  in  den  despotischen 
Reichen  des  Alterthums.  Dadurch  wird  seine  Lehre 
hier  ein  trüber  Extrakt  aus  den  verschiedensten  Insti- 
tutionen. 
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aen.selbe„    L„se    2„rtrse1?en    Fa-Sle  5^"  Jel 
kon,gl,chen    Nachkommenschaft    gebührt    die    Erbschaft 
das  Volk  se.  gewohnt,   schon  den  Namen   zu  achten  und 
zu    verehren     und  Niemand    dürfe   sie   erlangen     als  der 
durch  die  Geburt  zur  Erbfolge  Berufene.  "     '       '  ^^' 

„•■  •  P/'"«ns  dürfen  nur  die  Kinder  aus  reobt 
massigen  Ehen  nachfolgen,  und  nicht  die  na  Urlfchen  K in 
Är  die  Zft.'''  ^'•^«''t?»    -"«gesetzt    sind,    da    I 

.lungeren  Demetrius    als   dem   älteren   Perseus  •    den»  nf 

iTeirisr '"  '■""^"'-  ^"«  »-•>»-  s  beröwd 

^'"  "'tae'äl'itf^'.'«"^«'«''  -'>*  mit  hochzeitlicher 

und  grössere  Hoffnungen  an  sie  knü>ft  ^      "''*"" 

,  die  "vtjli'che  TugÄ."""  '""'  "  '''  '"  "^^  ^"^''^ 
-1.  -"^y^"-  il^eshalb  werden  viertens  unter  Mehreren     dip 

InW     p    '•  •'f"''  *^"''  geschickter  zum  Kriege  und  /u 

andern  Regierungsiandlungen  gehalten  werden!^ 
deren  iL      fünftens  wird  unter  den  Männern  und    in 
SoLn     w  if'"^'    ""•''  •''''  ^''*"^"    ^'^  Aelte:-e   vor 

seYX'w::        cVus  wTbei'xl  "  ^  --^^»«''g- 
cr.1.  C4.  ,      v^.yius  sagt  Dei  Äenophon*     Dp  TT^rr 

Schaft  vermache   ich  dem  Aelfprpn      oi.    V       "  i 

Erfahrneren  "      n^    ;n7™  ^,V^^^^"'    als   dem  vermuthlich 

Herodot,  nachdem  er  erzählt,  dass  Pet';;  Tochter Z 
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Andromeda,   dem  Cepheus  in  der  Herrschaft  nachgefolgt:  j  j 

Denn  Cepheus  hatte  keine  männliche  Nachkommenschaft." 
Nach  Diodor's  Erzählung  hinterliess  auch  Teuthras  sei- 
ner Tochter  Argiopa  die  Herrschaft  über  Mysien,  da  er 
keine  Söhne  liatte.«  Ebenso  ist  nach  Trogus  die  Herr- 
schaft der  Meder  auf  eine  Tochter  gelangt,  weil  von  dem 
Astyages  keine  männliche  Nachkommenschaft  vorhanden 
war  Eben?o  sagt  beiXenophon  Cyaraxes,  dass  Medien 
seiner  Tochter  gebUhre,  weil  er  keinen  rechtmässigen 
Sohn   habe."     Ueber   den   König    der   Latiner   sagt  Virgil 

(Aeneis.  VH,  50  u.  f.)  ,    •        a  i. 

„Dieser  hatte  nach  der  Götter  Fugung  keinen  Sohn 
und\eine  männliche  Nachkommen;  die  aufspriessende 
Jugend  ist  gleich  wieder  geraubt  worden.  Die  Tochter 
aliein    bewohnt    das    Haus    und    eine    grosse    Herr- 
schaft." ^      ^^        ,..       ,    .    - 
So  folgten  vor  der  Herrschaft  der  Heracliden   bei  den 
Laconiern   dem  Eurotas    seine  Tochter  Sparte  oder  deren 
Kinder-  wie  dem  Tyndareus  die  Kinder  der  Helena,  weil 
keine    Söhne    da    waren.     So    fol^He    dem    Eurytheus    in 
Mycene   sein   Mutterbruder,    wie   Thucydides   berichtet. 
Aus    demselben    Grunde,     weil    männliche    Nachkommen 
fehlten,  ist  die  Herrschaft  von  Athen  auf  die  Creusa,  die 
von  Theben  auf  die  Antigone  gekommen;  ebenso  die  Herr- 
schaft  über   Argolis   auf  Argus,    des  Phoroneus    Tochter- 
sohn.'^*')  ,    j.     rr-   A 

2    Auch  ist  zu  bemerken,  dass,  wenn  auch  die  Kinder 
an  die  Stelle  ihrer  Eltern  treten ,  dies  doch  nur  dann  gilt, 

^^)  Gr.  sucht  hier  den  Vorzug  des  männlichen  Ge- 
schlechts und  des  Alters  aus  natürlichen  Gründen  zu  recht- 
fertigen wie  sie  bei  einer  oberflächlichen  Auffassung  sich  |.i[i 
am  leichtesten  darbieten.  In  der  Wirklichkeit  haben  indens 
diese  verständigen  Erwägungen  hierbei  sicherlich  das 
Wenigste  gethan.  Diese  Bevorzugungen  sind  das  gemischte 
Produkt  von  Sitte,  Temperament,  Lebensweise  der  Völker 
und  von  der  zufälligen  Willkür  einzelner  Herrscher  oder 
von  dem  Glück  einzelner  Prätendenten,  deren  Vorgang  dann 
unter  günstigen  Umständen  sich  leicht  zu  einem  Rechte 
befestigen  konnte.  Deshalb  die  grosse  Verschiedenheit  in 
diesem  Punkte  selbst  bei  Völkern,  die  sich  sonst  in  Sitte 
und  Recht  sehr  nahe  stehen. 
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wenn  sie  neben  den  übrigen  dazu  fähig  sind;  wobei  das 
Vorrecht,  erst  des  Geschlechts  und  dann  des  Alters  un- 
verkürzt bleibt.  Denn  diese  Eigenschaft  des  Geschlechts 
und  Alters  liängt  in  dieser  öffentlichen  Beziehung  der 
Person  untrennbar  an. 

XIX.  Es  fragt  sich,  ob  die  so  anfallende  Herrschaft 
zu  dem  Nachlass  gehört.  Das  Wahre  ist,  dass  es  eine 
Erbschaft  ist,  aber  getrennt  von  der  Erbschaft  der  übrigen 
Güter,  wie  eine  solche  auch  bei  gewissen  Lehnen,  bei 
den  Erbzinsgütern,  dem  Patronatsrechte  und  dem  sogenann- 
ten Rechte  der  Vorwegnahme  ^ö)  besteht.  Daraus  folgt,  dass 
die  Herrschaft  dem  gebührt,  der  auch  Erbe  sein  kann,  wenn 
er  will ;  aber  er  kann  auch  ohne  Verlust  der  Herrschaft  der 
Erbschaft  und  ihren  Lasten  entsagen.  Der  Grund  ist,  dass 
das  Volk  die  Herrschaft  in  der  vollkommensten  Weise 
übertragen  wollte;  wobei  es  gleichgültig  ist,  ob  der  König 
die  Erbschaft  antritt  oder  nicht;  denn  das  Volk  hat  die 
Erbfolge  nicht  deshalb  gewählt,  sondern  damit  aller 
Zweifel  aufhöre,  und  die  Ehrfurcht  durch  die  Blutsverwandt- 
schaft erhöht  werde;  ferner  weil  das  Geschlecht  und  die 
Erziehung  auch  ausgezeichnete  Tugend  erwarten  lässt, 
und  weil  der  Inhaber  der  Herrschaft  mehr  für  das  Land 
sorgen  und  es  kühner  vertheidigen  wird,  wenn  er  das 
Reich  denen  hinterlassen  kann,  welche  er  wegen  empfan- 
gener Wohlthaten  oder  aus  Liebe  am  höchsten  stellt. 

XX.  Da  aber,  wo  die  Erbfolge  in  das  Allode  und  in 
das  Lehn  eine  verschiedene  ist,  tritt  für  die  Herrschaft, 
wenn  sie  nicht  zu  Lehn  gegeben  worden,  oder  wenigstens 
anfangs  dies  nicht  war,  sollte  auch  später  eine  Huldigung 
geleistet  worden  sein,  die  zur  Zeit  des  Anfalls  im  Lande 
gülti<>e  Allodialerbfolge  ein. 

XXI.  Ist  dagegen  die  Herrschaft  von  ihrem  anfänglichen 
Eigenthümer  zu  Lehn  gegeben  worden,  so  geschieht  die 
Erbfolge  nach  Lehnrecht;  aber  nicht  gerade  nach  der  des 
geschriebenen  Longobardischen  Lehnrechts,  sondern  nach 
der,  welche  in  dem  betreffenden  Lande  zur  Zeit  der  Ver- 

'^)  Dieses  Vorwegzunehmende  (praecipuum)  ist  ein 
Legat,  was  einem  der  Miterben  vorweg  vermacht  ist,  und 
nach  dessen  Vorwegnahme  erst  der  übrige  Nachlass  ge- 
theilt  wird.  Man  sehe  die  Institutionen  des  Coi^pua  juris 
über  Legate  §  2.     Auch  Suetonius:  Kaiser  Galba  cap.  5. 
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leihuDg  galt.  Denn  ebenso  wie  die  Longobarden  hatten 
auch  die  Gothen,  Vandalen,  Hunnen,  Franken,  Burgunder, 
Angelsacl:sen  und  andere  deutsche  Völkerschaften,  welche 
die  besten  Theile  des  Römischen  Reiches  einnahmen,  ihre 
besonderen  Gesetze  und  Gewohnheiten  bei  den  Lehen. 

XXII.     Häufig   besteht   Tiir   die  Herrschaft   eine   Nach- 
folge,   nicht  nach  dem  Erbrecht,    sondern  nach  der  Linie 
der  Abstammung.     Bei    dieser    gilt    das    Repräsentations- 
recht  nicht,  sondern  die  Nachfolge  geht  schon  als  gleich- 
sam durch  die  Hoffnung  erworben   über,    welche  hier  ein 
wahres    Recht    gewährt;    ähnlich    dem   Rechte,    was    aus 
einem  bedingten  Versprechen   entsteht.     Daher  geht  dies 
Recht  auf  die  Nachkommen  des  ersten  Erwerbers  unwider- 
ruflich  über,    und  zwar  nach   einer   bestimmten    Ordnung. 
Danach  werden  zuerst  die  Kinder  ersten  Grades  des  letz- 
ten Besitzers  berufen,  sowohl  die  lebenden  wie  die  todten^ 
dann   wird   bei  Beiden   erst  das  Geschlecht  und  dann  das 
Alter   berücksichtigt.     Geht    das   Recht    der   Todten    vor, 
so    geht  es   auf  deren  Abkömmlinge   über,    mit  gleichem' 
Vorzug   des  Geschlechts   und   dann   des  Alters   unter  den- 
selben,   wobei   immer  das  Recht   des  Todten   auf  die  Le- 
benden und  umgekehrt  übergeht.     Hat  der  letzte  Besitzer 
keine  Kinder  hinterlassen,  so  folgen  die  anderen  nächsten 
Verwandten,  mit  einer  ähnlichen  Uebertragung  des  Rechtes 
der  Todten   auf  ihre  Abkömmlinge.     In  jeder  Linie    hat 
das  Geschlecht  und  dann  das  Alter  den  Vorzug,  aber  nur 
innerhalb    dieser,    so    dass   deshalb   von   keiner  Linie  auf 
eine    andere    übergegangen   wird.     Demzufolge    geht    die 
Tochter  des  Sohnes  dem  Sohne  der  Tochter  vor,  und  die 
Tochter   des  Bruders   dem   Sohne   der   Schwester;    ebenso 
der  Sohn    eines    älteren    Bruders    dem    jüngeren    Bruder- 
ebenso   wird  es  bei  den  Uebrigen  gehalten.     Dies  ist  die 
Nachfolge  im  Reiche  Castilien,    und   danach   ist   auch  die 
Erbfolge  in  den  Miijoraten  dieses  Reiches  eingerichtet.  ^9) 
Den  Anhalt  für  diese  Lineal-Nachfolge   kann   man  im 

^ö)  Dies  ist  nicht  ganz  richtig;  der  Vorzug  der  Weiber 
in  der  ersten  Linie  vor  den  Männern  in  der  zweiten  Linie 
ist  in  Spanien  bestritten.  Auch  der  Krieg  der  Häuser 
York  und  Lancaster  in  England  oder  der  weissen  und 
rothen  Rose  ging  aus  dieser  Streitfrage  hervor.  Baco, 
Geschichte  Heinrich  VII. 
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Mangel  eines  Gesetzes  oder  von  Präzedenzfällen  aus  der 
Reihenfolge  in  öffentlichen  Versammlungen  abnehmen.  *0) 
Denn  wenn  da  auf  die  Stämme  Rücksicht  genommen  wird, 
so  ist  dies  ein  Zeichen,  dass  die  blosse  Hoffnung  von  dem 
Gesetz  zu  einem  Recht  verstärkt  worden  ist,  welches  von 
den  Sterbenden  auf  die  Uebrigbleibenden  übergeht.  Diese 
beschriebene  Erbfolge  ist  die  kognatische  Liniealfolge,  in 
welcher  Frauen  und  deren  Abkömmlinge  nicht  ausge- 
schlossen, sondern  in  jeder  Linie  nur  zurückgestellt  wer- 
den, so  dass  sie  erst  dann  eintreten,  wenn  nähere  oder 
gleich  nahe  männliche  Nachfolger  sammt  ihren  männlichen 
Nachkommen  nicht  mein-  vorhanden  sind.  Der  Grund  für 
diese  Nachfolge  und  ihren  Unterschied  von  der  des  ge- 
wöhnlichen Erbrechts  liegt  in  dem  Willen  des  Volkes, 
dass  die,  welche  die  festeste  Aussicht  zur  Herrschaft  ha- 
ben, die  beste  Erziehung  erhalten,  und  dies  sind  die, 
deren  Eitern,  wenn  sie  lebten,  nachgefolgt  sein  würden. 

XXIH.  Es  giebt  auch  eine  agnatische  Erbfolge,  wo 
nur  die  Männer  und  deren  männliche  Nachkommen  erben, 
welche  nach  dem  vornehmsten  Reiche,  in  dem  sie  gilt, 
die  Nachfolge  nach  Fränkischem  Rechte  heisst.  Sie  ist 
im  Unterschied  gegen  die  kognatische  deshalb  eingeführt, 
damit  die  Staatsgewalt  nicht  durch  die  Ehen  der  Frauen 
in  fremde  Familien  gelange,  «i)  In  beiden  Linealfolgen  wer- 
den die  Verwandten  des  letzten  Besitzers  bis  in  die  ent- 
ferntesten Grade  zugelassen,  soweit  sie  von  dem  ersten 
Erwerber  und  Könige  abstammen.  Auch  giebt  es  Länder, 
Wo  die  kognatische  Erbfolge  eintritt,  wenn  die  Agnaten 
ausgestorben  sind, 

XXIV.  Es  können  auch  noch  andere  Erbfolgen  ent- 
weder durch  den  Willen  des  Volkes  oder  durch  den  ein- 


ßö)  Es  ist  unverständlich,  was  Gr.  mit  dieseni  Ver- 
gleich gemeint  hat.  Coccejus  bezieht  es  auf  die  Reihen- 
folge bei  öffentlichen  Aufzügen,  wenn  sowohl  die  Männer 
wie  die  Frauen  der  ersten  Linie  denen  der  zweiten  vor- 
ausgehen; wahrscheinlich  hat  in  Holland  zu  Gr.'s  Zeit  eine 
solche  Sitte  bestanden. 

8i)  Der  Grund  liegt  nicht  in  einer  solchen  verständi- 
gen Berechnung,  sondern  in  den  Sitten  der  germanischen 
Völker,  bei  denen  schon  der  Grundbesitz  nur  auf  die 
Männer  vererbte. 
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geführt  werden,  der  die  Herrschaft  so  zu  eigen  besitzt, 
dass  er  sie  veräussern  kann.  So  kann  z.  B.  bestimmt 
werden,  dass  die  dem  Grade  nach  nächsten  Verwandten 
des  ersten  Erwerbers  nachfolgen  sollen.  Aus  einem  sol- 
chen Grunde  wurden  sonst  bei  den  Numidiern  die  Brüder 
den  Kindern  des  letzten  Besitzers  vorgezogen.  Dasselbe 
hat  sonst  in  dem  Glücklichen  Arabien  gegolten,  wie  ich 
aus  Strabo  entnehme.  Ueber  den  Taurischen  Chersones 
haben  Neuere  dasselbe  berichtet,  und  wahrscheinlich  gilt 
dasselbe  bei  den  Königen  von  Fez  und  Marokko  in  Afrika. 
Auch  gilt  im  Zweifel  diese  Erbfolge  bei  Familienfidei- 
kommissen;  sie  stimmt  auch  mit  dem  Römischen  Recht, 
obgleich  die  Ausleger  einen  anderen  Sinn  herausbringen 
wollen.  Bei  richtiger  Auffas^^ung  dieser  Regeln  lassen 
sich  jene  Streitfälle  über  die  Nachfolge  in  der  Herrschaft 
leicht  entscheiden,  die  bei  den  verschiedenen  Ansichten 
des  Rechtsgelehrten  kaum  lösbar  erscheinen. 

XXV.  Die  erste  Frage  ist,  ob  der  Sohn  vom  Vater 
enterbt  werden  kann,  so  dass  er  die  Nachfolge  verliert. 
Es  müssen  hierbei  die  veräusserlichen  Herrschaften,  d.  h. 
die  zu  eigen  besessenen,  von  den  unveräusserlichen 
unterschieden  werden.  Bei  den  Ersteren  ist  unzweifelhaft 
die  Enterbung  zulässig,  da  die  Herrschaft  hier  sich  von 
dem  übrigen  Nachlass  nicht  unterscheidet.  Die  Bestim- 
mungen der  Gesetze  oder  des  Gewohnheitsrechtes  über  die 
Enterbung  gelten  deshalb  auch  für  die  Herrschaft,  und 
selbst  wenn  die  Gesetze  und  Gewohnheiten  nichts  darüber 
bestimmen,  bleibt  doch  die  Enterbung  naturrechtlich  ge- 
stattet, bis  auf  den  Unterhalt,  ja  selbst  ohne  diese  Aus- 
nahme, wenn  der  Sohn  ein  todeswürdiges  Verbrechen  be- 
gangen hat  oder  sich  sonst  schwer  versündigt  hat,  oder 
wenn  er  so  viel  hat,  dass  er  sich  selbst  ernähren  kann.  So 
nahm  Jacob  dem  Rüben  wegen  seiner  Schuld  das  Recht 
der  Erstgeburt,  und  David  dem  Adonia  die  Herrschaft. 
Ja  man  muss  selbst  eine  stillschweigende  Enterbung  bei 
dem  annehmen,  der  ein  schweres  Verbrechen  gegen  den 
Vater  begangen  hat,  wenn  keine  Anzeichen  der  Vergebung 
da  sind.  Aber  bei  unveräusserlichen  Herrschaften  gilt, 
selbst  wenn  sie  erblich  sind,  nicht  dasselbe,  weil  das  Volk 
zwar  die  Erbfolge  gewollt  hat,  aber  nur  die  ohne  Testa- 
ment. Viel  weniger  zulässig  ist  die  Enterbung  in  den 
Seitenlinien,  wo  die  Herrschaft  nicht  nach  Art  einer  Erb- 
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Schaft,  sondern  als  Geschenk  des  Volkes  auf  die  Einzelnen 
in  der  bestimmten  Ordnung  übergeht. 

XXVI.    Eine  ähnliche  Frage  ist  die:  Ob  man  der  Herr- 
schaft oder   dem  Nachfolgerecht   entsagen  könne?     Dass 
Jeder  für  sich  entsagen  könne,  ist  nicht  zweifelhaft;  strei- 
tiger   ist  es,    ob    dies   auch   für  die  Kinder  zulässig  ist; 
auch   hier  muss   die  Entscheidung   denselben   Unterschied 
festhalten.    Denn  in  Herrschaften,  die  nach  Erbrecht  über- 
gehen, kann  der,   welcher  entsagt,  damit  sein  Recht  nicht 
auf  seine  Kinder  übertragen;  dagegen  kann  bei  der  Lineal- 
folge die  Handlung  des  Vaters  den  schon  geborenen  Kin- 
dern nicht  schaden,  weil  ihr  Recht  gleich  mit  der  Geburt 
durch  das  Gesetz  ihnen  erworben  ist;  aber  auch  den  erst 
später  Geborenen  kann  er  es  nicht  nehmen,    da   er  nicht 
hindern  kann,    dass  nicht  auch   auf  diese  zu  seiner  Zeit 
durch   das  Geschenk   des   Volkes  die  Herrschaft  gelange. 
Dem   steht  das   über  die  Transmission  Gesagte  nicht  ent- 
gegen; denn  diese  ist  in  Bezug  auf  die  Eltern  eine  noth- 
wendige    und    keine,    welche    von    dem    Willen    ausgeht. 
Zwischen   den   schon  Geborenen   und   den   erst  später  Ge- 
borenwerdenden ist  der  Unterschied,    dass  Letzteren   das 
Recht,    da  es   von   ihnen  noch  nicht  erworben  ist,    durch 
den   Willen    des   Volkes    genommen   werden    kann,    wenn 
die  Eltern,  welche  bei  diesem  Uebergang  des  Rechtes  auf 
die  Kinder    betheiligt    sind,    ihrem   Recht  entsagt  habeji. 
Es  gilt  hier  das  oben  über  die  Aufgebung  des  Eigenthums 
Gesagte. 

XX VII.  1.  Es  pflegt  hier  auch  die  Frage  aufgeworfen 
zu  werden,  ob  die  Entscheidung  über  die  Nachfolge  in 
der  Herrschaft  dem  regierenden  Könige  oder  dem  Volke 
entweder  unmittelbar  oder  durch  Richter  zustehe.  Beides 
muss  bestritten  werden,  soweit  es  sich  um  eine  richter- 
liche Entscheidung  handelt.  Denn  die  Gerichtsbarkeit 
kommt  dem  Höheren  nicht  blos  in  Bezug  auf  seine  Person 
zu,  sondern  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Sache  und  die 
dabei  eintretenden  Umstände.  Diese  Entscheidung  über 
die  Erbfolge  gehört  aber  nicht  zur  Jurisdiktion  des  regie- 
renden Königs,  wie  daraus  erhellt,  dass  der  regierende 
König  den  Nachfolger  durch  keine  Verordnung  binden 
kann.  Denn  die  Nachfolge  in  der  Herrschaft  ist  nicht  in 
dem  Rechte    der  Herrschaft    enthalten;    deshalb    gilt  für 
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Jetie  der  Naturzustand,  wo  gar  keine  richterliche  Entschei- 
dung besteht. 

2.  Dennoch  handeln  in  solchen  Streitfällen  die  Prä- 
tendenten recht  und  gut,  wenn  sie  sich  über  Schiedsrichter 
vereinigen;  das  Nähere  hierüber  folgt  später.  Das  Volk 
hat  alle  Rechtsprechung  von  sich  auf  den  König  und  die 
königliche  Familie  übertragen  und  hat,  so  lange  diese 
bestellt,  kein  Stück  davon  behalten.  Ich  spreche  hier  von 
wirklichen  Königen,  nicht  von  den  blossen  Inhabern  der 
obersten  Staatsgewalt.  Wenn  es  jedoch  hierbei  auf  den 
ursprünglichen  Willen  des  Volkes  ankommt,  so  ist  es  an- 
gemessen, wenn  das  jetzt  vorhandene  Volk,  was  mit  dem 
früheren  eine  Person  darstellt,  seine  Meinung  darüber 
ausspricht.  Dieser  ist  dann  Folge  zu  leisten,  wenn  nicht 
klar  erhellt,  dass  der  Wille  des  Volkes  früher  ein  anderer 
gewesen  ist,  und  daraus  bereits  Rechte  erworben  sind.  So 
erlaubte  König  Euphaes  den  Messeniern,  sich  einen  König 
aus  dem  Gesclilecht  der  Aegypter  auszuwählen;  ebenso 
entschied  das  Volk  über  den  Streit  zwischen  Xerxes  und 
Artabazanes. 

XXVIII.  Um  auf  Anderes  zu  kommen,  so  geht  der 
vor  der  Erlangung  der  Herrschaft  geborene  Sohn  bei 
einem  untheilbaren  Reiche  dem  später  geborenen  vor,  und 
dies  gilt  für  jede  Art  der  Nachfolge.  Denn  wenn  das 
Reich  getheilt  werden  dürfte,  so  erhielte  er  sicherlich  einen 
Theil  davon,  wie  von  den  anderen  Gütern,  bei  denen 
nicht  nach  der  Zeit  des  Erwerbes  gefragt  wird.  Wer 
aber  bei  einem  solchen  Reiche  einen  Theil  bekommen 
würde,  der  muss  bei  einem  untheilbaren  Reiche  durch 
sein  Alter  den  Vorzug  haben.  Daher  bekommt  der  Sohn 
auch  das  Lehngut,  selbst  wenn  er  vor  der  ersten  Belei- 
hung geboren  ist.  Bei  der  Linealnachfolge  erwerben  die 
früher  geborenen  Kinder  gleich  mit  dem  Gewinn  der 
Herrschaft  eine  Art  Hoffnung;  denn  sollten  keine  später 
geborenen  vorhanden  sein,  so  wird  Niemand  die  früher 
geborenen  ausschliessen  wollen.  Bei  dieser  Art  der  Nach- 
folge giebt  aber  die  einmal  erworbene  Hoffnung  ein  Recht, 
was  durch  spätere  Ereignisse  nicht  aufgehoben  werden 
kann,  mit  Ausnahme  des  Geschlechtsvorzugs  bei  der  kog- 
natischen Erbfolge.  Diese  Ansicht  behielt  die  Oberhand 
bei  dem  Streit  zwischen  Cyrus  und  der  Arsica  in  Persien; 
zwischen  Antipater,  dem  Sohn  von  Herodes  dem  Grossen, 
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und  seinen  Brüdern  in  Judaea;  ebenso  in  Ungarn,  als 
Geissa  die  Regierung  antrat,  und  in  Deutschland,  wenn 
auch  nicht  ohne  Mithülfe  der  Waffen  zwischen  Otto  I.  und 
Heinrich. 

XXIX.  Wenn  in  Sparta  das  Gegentheil  galt,  so  war 
dies  in  Folge  eines  besonderen  Gesetzes  bei  diesem  Volke, 
welches  der  sorgfältigeren  Erziehung  wegen  die  während 
des  Königthums  geborenen  Söhne  vorzog.  Dasselbe  kann 
in  Folge  besonderer  Bestimmung  bei  der  ursprünglichen 
Beleihung  stattfinden,  wenn  die  Staatshoheit  dem  Vasallen 
und  seinen  Nachkommen  zu  Lehen  gegeben  wird.  Hierauf 
stützte  sich  Ludwig  in  seinem  Streit  mit  seinem  Bruder 
Oaleatius  über  das  Herzogthum  Mailand.  Denn  wenn  in 
Persien  Xerxes  und  nicht  sein  Bruder  Artabazanes  die 
Herrschaft  erhielt,  wie  Herodot  berichtet,  so  geschah 
dies  mehr  durch  die  Macht  seiner  Mutter  Atossa  als  nach 
dem  Rechte.  In  demselben  Lande  erhob  sich  später,  wie 
erwähnt.  Streit  zwischen  Artaxerxes,  Mnemon  und  Cyrus, 
den  Kindern  des  Darius  und  der  Parisatis.  Hier  wurde 
Artaxerxes,  als  der  Aeltere,  König,  obgleich  er  geboren 
war,  ehe  sein  Vater  König  war. 

XXX.  1.  Nicht  weniger  bestritten  und  durch  Kriege 
und  Zweikämpfe  ausgefochten  ist  die  Frage,  ob  der  Enkel 
von  einem  älteren  Sohne  dem  jüngeren  Sohne  vorgehe. 
In  der  Linealfolge  hat  dies  keine  Schwierigkeit;  denn  hier 
gelten  die  Verstorbenen  insoweit  für  lebend,  dass  sie 
ihr  Recht  auf  ihre  Kinder  übertragen;  deshalb  gelit  bei 
dieser  Erbfolge  ohne  alle  Rücksicht  auf  das  Alter  der 
Sohn,  und  bei  kognatischen  Erbfolgen  auch  die  Tochter 
des  erstgeborenen  Sohnes  vor;  denn  weder  das  Alter  noch 
das  Geschlecht  schliessen  das  Vorrecht  der  Linie  aus. 
Aber  bei  theilbaren  Reichen  erben  beide  Theile,  ausge- 
nommen die  Länder,  wo  das  Eintreten  in  des  Vaters  Stelle 
nicht  gilt,  wie  sonst  bei  den  meisten  Völkerschaften  in 
Deutsehland,  wo  nur  spät  erst  die  Enkel  mit  den  Söhnen 
zur  Erbfolge  gelangt  sind.  Im  Zweifel  muss  jedoch  diese 
Stellvertretung  gelten,  da  sie,  wie  gezeigt  worden,  der 
Natur  entspricht. 

2.  WVnn  in  dem  Rechte  eines  Landes  der  Eintritt 
in  die  Stelle  des  verstorbenen  Vaters  ausdrücklich  aus- 
gesprochen ist,  so  gilt  dies  auch  dann,  wenn  das 
Gesetz    der  nächsten    Verwandten    gedenkt.     Die   hierfür 
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aus  dem  Römischen  Rechte  beigebrachten  Gründe  sind 
nicht  zureichend,  wie  Jeder,  der  diese  Gesetze  ansieht, 
bemerken  wird.  Vielmehr  ist  der  Grund  entscheidend, 
dass  bei  einer  günstigen  Bestimmung  der  Sinn  der  Worte 
auch  auf  alle  Besonderlieiten  auszudehnen  ist,  sowohl 
natürliche  wie  künstliche;  deshalb  sind  unter  „Söhne" 
auch  die  angenommenen,  und  unter  „Tod"  auch  der  bür- 
gerliche Tod  zu  verstehen,  da  dies  der  gesetzliche  Sprach- 
gebrauch ist.  Deshalb  gehört  der  mit  Recht  zu  den  näch- 
sten Verwandten,  den  das  Gesetz  in  den  nächsten  Grad 
überführt.  Bei  untheilbaren  Reichen,  wo  der  Eintritt  in 
des  Vaters  Stelle  ausgeschlossen  ist,  hat  weder  der  Enkel 
noch  der  zweite  Sohn  immer  den  Vorzug;  vielmehr  geht 
hier  der  Aeltere  vor,  da  sie  durch  die  Wirkung  des  Rechts 
als  gleich  nahe  Verwandte  behandelt  werden;  denn  das 
Vorrecht  des  Alters  wird  nicht  mit  auf  den  Sohn  über- 
tragen, wie  oben  bemerkt  worden.  Bei  den  Korinthern 
folgte  immer  der  Aelteste  von  des  Königs  Nachkommen, 
wie  der  Mönch  Georg  aus  dem  Buch  VI.  des  Diodor  von 
Sicilien  ausgezogen  hat.  So  wurde  bei  den  Vandalen  in 
Folge  der  Bestimmung,  dass  der  Nächste  und  Aelteste 
Erbe  sein  solle,  der  zweitgeborene  ältere  Sohn  dem  Sohne 
des  Erstgeborenen  vorgezogen.  Ebenso  wurde  in  Sicilien 
Robert  dem  Sohne  seines  älteren  Bruders  Martell  vor- 
gezogen, nicht,  wie  Bartolus  meint,  weil  Sicilien  ein  Lehen 
gewesen,  sondern  weil  es  ein  erbliches  Königreich  war. 

3.  Ein  ähnlicher  Fall  hat  in  dem  fränkischen  Reiche 
bei  König  Guntram  stattgefunden.  Doch  erhielt  er  die 
Herrschaft  mehr  durch  die  Wahl  des  Volkes,  welche  da- 
mals noch  nicht  ausser  Gebrauch  gekommen  war.  Nach- 
dem aber  später  mit  Ausschluss  der  Wahl  die  agnatische 
Linealfolge  eingeführt  worden  war,  wurde  die  Sache  un- 
zweifelliaft.  So  auch  bei  den  Spartanern  ehemals,  wo 
unter  den  zur  Herrschaft  gelangten  Heracliden  eine  ähn- 
liche agnatische  Erbfolge  bestand;  deshalb  ging  Atreus, 
der  Sohn  des  älteren  Bruders  Cleonymos,  seinem  Onkel 
Cleonymos  vor.  Auch  bei  der  kognatischen  Erbfolge  würde 
der  Enkel  den  Vorzug  haben,  wie  dies  in  England  mit 
Johann,  dem  Enkel  Eduard's  von  seinem  erstgeborenen 
Sohne,  gegenüber  den  Söhnen  Eduard's,  Edmund  und  Tho- 
mas, geschah.     Dasselbe  gilt  in  Castilien. 

XXXI.    Mit  der  gleichen  Unterscheidung  ist  die  Frage 


b\ 


zwischen  dem  Bruder  des  letzten  Königs  und  dem  Sohn 
des  älteren  Brnders  zu  erledigen;  doch  ist  in  vielen  Län- 
dern der  unter  Descendenten  geltende  Eintritt  in  des  Va- 
ters Stelle  in  der  Seiteulinie  nicht  zugelassen.  Im  Zweifels 
falle  ist  jedoch  derselbe  zuzulassen,  weil  die  natürliche 
Billigkeit  bei  Familiengütern  dahin  fülirt.  Dem  steht  nicht 
entgegen,  dass  Justinian  diesen  Eintritt  der  Söhne  in  des 
Vaters  Stelle  ein  Privilegium  nennt;  er  thut  dies  nur  mit 
Bezug  auf  das  alte  Römische  Recht,  aber  nicht  in  Bezug 
auf  das  Naturrecht.  Es  sind  noch  einige  von  Emanuel 
Costa  vorgebrachte  Fragen  zu  erledigen. 

XXXII.  Er  sagt  mit  Recht,  dass  der  Sohn  und  selbst 
die  Tochter  eines  Bruders  dem  Vaterbruder  des  Königs 
vorgehe,  und  zwar  nicht  blos  bei  der  Linealfolge,  sondern 
auch  bei  der  Nachfolge  nach  Erbrecht  in  Ländern,  wo 
der  Eintritt  in  die  Stelle  der  Verstorbenen  gilt;  allein 
andere  ist  es  in  Ländern,  wo  ausdrücklich  nur  der  Ver- 
wandtschaftsgrad entscheidet;  da  hat  das  Geschlecht  und 
das  Alter  den  Vorzug. 

XXXIII.  Er  setzt  hinzu:  dass  der  Enkel  von  einem 
Sohne  der  Tochter  vorgehe;  dies  ist  richtig,  nämlich  des 
Geschlechtes  wegen,  die  Länder  ausgenommen,  wo  auch 
unter  den  Descendenten  nur  die  Nähe  des  Grades  ent- 
scheidet. 

XXXIV.  Er  bemerkt  weiter,  dass  der  jüngere  Enkei 
von  einem  Sohne  dem  älteren  Enkel  von  einer  Tochter  vor- 
gehe. Dies  ist  für  die  Linealfolge  richtig,  aber  nicht  für 
die  Folge  nach  Erbrecht,  wenn  nicht  ein  Gesetz  dieses 
besonders  bestimmt.  Auch  ist  der  angeführte  Grund,  weil 
der  Vater  dieses  die  Mutter  jenes  ausgeschlossen  haben 
würde,  nicht  zureichend.  Denn  dies  wäre  nur  aus  einer 
rein  persönlichen  Eigenschaft  geschehen,  welche  sich  nicht 
vererbt. 

XXXV.  Sein  Zusatz,  dass  die  Enkelin  von  dem  erst- 
geborenen Sohne  den  späteren  Sohn  ausschliesse,  kann  in 
Ländern  mit  der  Folge  nach  Erbrecht  nicht  gelten,  selbst 
wo  auch  der  Eintritt  in  die  Stelle  der  Verstorbenen  be- 
steht. Denn  dadurch  wird  nur  die  Fähigkeit  zur  Nach- 
folge begründet;  unter  diesen  entscheidet  aber  der  Vor- 
zug des  Geschlechtes. 

XXXVI.  Deshalb    hat   im   Königreich  Arragonien   der 
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Solin    der    Schwester    den    Vorzug    vor    der  Tochter    des 
Bruders. 

XXXVII.  Ebenso  stellt  in  Erbkönigreichen  die  Tochter 
des  erstgeborenen  Bruders  dem  jüngeren  Bruder  des  Kö- 
nigs nach.  ^2) 


Kapitel  YIII. 

üeber  die  Erwerbsarteu  des  Eigeiithiiiiis,  welche 
zum  Völkerrecht  gerechnet  werden. 

I.  1.  Der  getroffenen  Ordnung  gemäss  kommen  wir  nun 
zu  den  Erwerbsiirten,  die  sich  aus  dem  Völkerrecht  ab- 
leiten, im  Unterschied  gegen  das  Nnturrerlit,  und  was 
früher  das  willkürliche  Völkerreclit  genannt  worden  ist. 
Dazu  gehört  die  P^rwerbung  durch  den  Krieg,  wobei  später 
bei  den  Wirkungen  des  Krieges  gehandelt  werden  soll. 
Die  Römischen  Juristen  zählen  bei  der  Erwerbung  des 
Eigentliums  mehrere  Arten  auf,  die  sie  zum  Völkerrecht 
rechnen;     indess    zeigt    sich    bei    genauerer    Betrachtung, 

*2)  Gr.  liat  sich  hier  in  sehr  vereinzelte  Fragen  ver- 
tieft, welche  für  die  Wissenschaft  von  geringem  Werthe 
sind.  Denn  bei  der  grossen  Verschiedenheit  der  in  den 
einzelnen  Staaten  hier  zu  berücksichtigenden  Bestimmun- 
gen kann  mit  dergleichen  einzelnen  abstrakten  Regeln  die 
Sache  selten  erledigt  werden;  die  Gegner  können  dagegen 
andere  an  sich  ebenso  begründete  Regeln  hierbei  vorbrin- 
gen, wie  die  Unzahl  Streitschriften  bei  solchen  Gelegen- 
heiten beweisen,  und  eine  Sitte  oder  Gewohnlieit,  welche 
für  die  Ausgleicliung  solcher  Kollisionen  den  Anhalt  böte, 
kann  sich  wegen  des  grossen  Unterschiedes  der  einzelnen 
Fälle  nicht  bilden.  Deshalb  sind  auch  die  meisten  dieser 
Streitfragen  nach  Ausweis  der  Geschichte  durch  Krieg 
und  Gewalt  oder  durch  Vergleich  erledigt  worden.  Das  Recht 
lässt  hier  im  Stich;  es  konnte  sich  nicht  bilden,  weil  seine 
Unterlage,  die  Wiederholung  vieler  gleicher  Fälle,  hier 
fehlt. 
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dass  sie  mit  Ausnahme  des  Krieges  nicht  zu  dem  Völker- 
recht gehören,  was  wir  hier  behandeln;  vielmehr  gehören 
sie  entweder  zu  dem  Naturrecht,  und  zwar  nicht  zu  dem 
reinen,  sondern  zu  dem,  was  aus  der  Einführung  des 
Eigenthums  sich  ergiebt  und  allem  positiven  Recht  vor- 
hergeht; oder  sie  gehören  dem  positiven  Rechte  an,  inso- 
weit es  nicht  blos  bei  den  Röiiuun,  sondern  bei  vielen 
Völkern  gilt,  wahrscheinlich  weil  der  Grund  zu  solchen 
Gesetzen  oder  Gebrauche  von  den  Griechen  entnommen 
worden  ist,  deren  Rechtseinrichtungen  nach  den  Berichten 
von  Herodot  und  Anderen  die  italischen  und  benach- 
barten Völker  übernommen  haben. 

2.  Dies  ist  aber  nicht  das  eigentlich  sogenannte 
Völkerrecht;  denn  es  bezieht  sich  nicht  auf  den  Verkehr 
zwischen  den  Völkern,  sondern  auf  die  Ordnung  in  jedem 
einzelnen.  Deshalb  konnte  auch  ein  Volk  es  ändern, 
ohne  die  anderen  zu  fragen,  und  es  konnte  dahin  kommen, 
dass  in  anderen  Zeiten  oder  Ländern  ein  ganz  anderer 
gemeiner  Gebrauch  sich  bildete,  und  somit  auch  ein  an- 
deres uneigentlich  sogenanntes  Völkerrecht.  Dies  ist  that- 
sächlich  geschehen,  seitdem  die  deutschen  Völkerschaften 
beinahe  ganz  Europa  besetzt  haben.  So  wie  früher  grie- 
chische Einrichtungen,  so  wurden  nun  die  deutschen  hie 
und  da  angenommen,  wie  sie  noch  jetzt  bestehen.  Die 
erste  Erwerbsart,  welche  die  Römer  zum  Völkerrecht  recli- 
nen,  ist  die  Besitzergreifung  herrenloser  Sachen. 
Diese  Erwerbsart  ist  offenbar  naturrechtlich  in  dem  obi- 
gen Sinne,  wo  das  Eigenthum  schon  besteht  und  das  Ge- 
setz nocli  nichts  Anderes  bestimmt;  denn  das  Eigenthum 
kann  auch  nach  positivem  Recht  erworben  werden. 

11.  Zu  dieser  Erwerbsart  rechnet  man  den  Fang  der 
wilden  Thiere,  der  Vögfl  und  Fische.  Aber  es  fragt 
sich,  wie  lange  diese  als  herrenlos  anzusehen  sind.  Nerva 
der  Jüngere  sagt,  dass  die  Fische  im  Fischhälter  besessen 
werden,  aber  nicht  die  im  Teiche;  ebenso  die  wilden 
Thiere  innerhalb  eines  Thiergartens,  aber  nicht  die  in 
eingezäunten  Wäldern.  Allein  die  Fisch*;  werden  durch 
einen  Teich  ebenso  eingeschlossen  wie  durch  den  Fisch- 
hälter;  und  gut  eingezäunte  Wälder  beschränken  die  Thiere 
ebenso  wie  Thiergärten,  welche  die  Griechen  Thierfütte- 
rungen  nannten;  der  Unterschied  liegt  nur  in  der  Weite 
oder  Enge   der  Einschliessung.     In   unserer  Zeit   hat  des- 

Grotius,  Recht  d.  Kr,  u.  Fr.  23 
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Soliii    der    Schwester    den    Vorzug    vor    der  Tochter    des 
Bruders. 

XXXVII.  Ebenso  steht  in  Erbkönigreiclien  die  Tochter 
des  erstgeborenen  Bruders  dem  jüngeren  Bruder  des  Kö- 
nigs nach. 82) 


Kapitel  VIII. 

lieber  die  Erwerbsarten  des  Eigeiithums,  welche 
zum  Yölkerrecht  gerechnet  werden. 

I.  1.  Der  getroffenen  Ordnung  gemäss  kommen  wir  nun 
zu  den  Erwerbsnrten,  die  sich  aus  dem  Völkerrecht  ab- 
leiten, im  Unterschied  gegen  das  Naturrecht,  und  was 
früher  das  willkürliche  Völkerrecht  genannt  worden  ist. 
Dazu  gehört  die  Erwerbung  durch  den  Krieg,  wobei  später 
bei  den  Wirkungen  des  Krieges  gehandelt  werden  soll. 
Die  Römischen  Juristen  zählen  bei  der  Erwerbung  des 
Eigenthums  mehrere  Arten  auf,  die  sie  zum  Völkerrecht 
rechnen;    indess    zeigt    sich    bei    genauerer    Betrachtung, 

82)  Gr.  hat  sich  hier  in  sehr  vereinzelte  Fragen  vor- 
tieft, welche  für  die  Wissenschaft  von  geringem  Werthe 
sind.  Denn  bei  der  grossen  Verschiedenheit  der  in  den 
einzelnen  Staaten  hier  zu  berücksichtigenden  Bestimmun- 
gen kann  mit  dergleichen  einzelnen  abstrakten  Regeln  die 
Sache  selten  erledigt  werden;  die  Gegner  können  dagegen 
andere  an  sich  ebenso  begründete  Regeln  hierbei  vorbrin- 
gen, wie  die  Unzahl  Streitschriften  bei  solchen  Gelegen- 
heiten beweisen,  und  eine  Sitte  oder  Gewohnheit,  welche 
für  die  Ausgleicliung  solcher  Kollisionen  den  Anhalt  böte, 
kann  sich  wegen  des  grossen  Unterschiedes  der  einzelnen 
Fälle  nicht  bilden.  Deshalb  sind  auch  die  meisten  dieser 
Streitfragen  nach  Ausweis  der  Geschichte  durch  Krieg 
und  Gewalt  oder  durch  Vergleich  erledigt  worden.  Das  Recht 
lässt  hier  im  Stich;  es  konnte  sich  nicht  bilden,  weil  seine 
Unterlage,  die  Wiederholung  vieler  gleicher  Fälle,  hier 
fehlt. 
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dass  sie  mit  Ausnahme  des  Krieges  nicht  zu  dem  Völker- 
recht gehören,  was  wir  hier  behandeln;  vielmehr  gehören 
sie  entweder  zu  dem  Naturrecht,  und  zwar  nicht  zu  dem 
reinen,  sondern  zu  dem,  was  aus  der  Einführung  des 
Eigenthums  sich  ergiebt  und  allem  positiven  Recht  vor- 
hergeht; oder  sie  gehören  dem  positiven  Rechte  an,  inso- 
weit es  nicht  blos  bei  den  RöiiHun,  sondern  bei  vielen 
Völkern  gilt,  wahrscheinlich  weil  der  Grund  zu  solchen 
Gesetzen  oder  Gebrauche  von  den  Griechen  entnommen 
worden  ist,  deren  Rechtseinrichtungen  nach  den  Berichten 
von  Herodot  und  Anderen  die  italischen  und  benach- 
barten Völker  übernommen  haben. 

2.  Dies  ist  aber  nicht  das  eigentlich  sogenannte 
Völkerrecht;  denn  es  bezieht  sich  nicht  auf  den  Verkehr 
zwischen  den  Völkern,  sondern  auf  die  Ordnung  in  jedem 
einzelnen.  Deshalb  konnte  auch  ein  Volk  es  ändern, 
ohne  die  anderen  zu  fragen,  und  es  konnte  dahin  kommen, 
dass  in  anderen  Zeiten  oder  Ländern  ein  ganz  anderer 
gemeiner  Gebrauch  sich  bildete,  und  somit  auch  ein  an- 
deres uneigentlich  sogenanntes  Völkerrecht.  Dies  ist  that- 
sächlich  geschehen,  seitdem  die  deutschen  Völkerschaften 
beinahe  ganz  Europa  besetzt  haben.  So  wie  früher  grie- 
chische Einrichtungen,  so  wurden  nun  die  deutschen  hie 
und  da  angenommen,  wie  sie  noch  jetzt  bestehen.  Die 
erste  Erwerbsart,  welche  die  Römer  zum  Völkerrecht  rech- 
nen, ist  die  Besitzergreifung  herrenloser  Sachen. 
Diese  Erwerbsart  ist  offenbar  naturrechtlich  in  dem  obi- 
gen Sinne,  wo  das  Eigenthum  schon  besteht  und  das  Ge- 
setz noch  nichts  Anderes  bestimmt;  denn  das  Eigenthum 
kann  auch  nach  positivem  Recht  erworben  werden. 

II.  Zu  dieser  Erwerbsart  rechnet  man  den  Fang  der 
wilden  Thiere,  der  Vögel  und  Fische.  Aber  es  fragt 
sich,  wie  lange  diese  als  herrenlos  anzusehen  sind.  Nerva 
der  Jüngere  sagt,  dass  die  Fische  im  Fischhälter  besessen 
werden,  aber  nicht  die  im  Teiche;  ebenso  die  wilden 
Thiere  innerhalb  eines  Thiergartens,  aber  nicht  die  in 
eingezäunten  Wäldern.  Allein  die  Fischo  werden  durch 
einen  Teich  ebenso  eingeschlossen  wie  durch  den  Fisch- 
hälter;  und  gut  eingezäunte  Wälder  beschränken  die  Thiere 
ebenso  wie  Thiergärten,  welche  die  Griechen  Thierfütte- 
rungen  nannten;  der  Unterschied  liegt  nur  in  der  Weite 
oder  Enge   der  Einschliessung.     In   unserer  Zeit   hat  des- 
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halb  mit  Recht  die  entgegengesetzte  Meinung  den  Vorzug 
erhalten,  wonach  auch  die  Thiere,  welche  in  Privatwäl- 
dern, und  die  Fische,  welche  in  Teichen  eingeschlossen 
sind,  in  Besitz  und  Eigenthum  sich  befinden.  ^^) 

III.  Nach  den  Römischen  Juristen  erlischt  das  Eigen- 
thum an  wilden  Tliieren,  sobald  sie  die  natürliche  Freiheit 
wieder  erlangt  haben.  Allein  bei  allen  anderen  Sachen 
beginnt  zwar  mit  dem  Besitz  das  Eigentlium,  aber  es  geht 
nicht  wieder  mit  dem  Besitz  verloren,  sondern  man  hat 
sogar  das  Recht,  den  Besitz  zurückzufordern.  Nun  macht 
es  keinen  Unterschied,  ob  ein  Anderer  uns  unsere  Sachen 
wegnimmt,  ober  ob  es  von  diesen  selbst  geschieht,  wie 
von  dem  flüchtigen  Sklaven.  Deshalb  ist  es  richtiger,  dass 
das  Eigenthum  an  wilden  Thieren  nicht  wegen  deren  Ent- 
laufen erlischt,  sondern  weil  man  annimmt,  dass  das 
Eigenthum  an  ihnen  wegen  der  schweren  Verfolgung  auf- 
gegeben worden  sei;  namentlich  wenn  die  unsrigen  von 
den  anderen  Thieren  nicht  unterschieden  werden  können. 
Diese  Vermuthung  kann  aber  durch  andere  aufgehoben 
werden;  so  wenn  den  Thieren  Kennzeichen  oder  Klappern 
angehängt  sind,  wie  dies  bei  einzelnen  Hirschen  und  Fal- 
ken geschehen  ist,  welche  daran  erkannt  und  dem  Eigen- 
thümer  zurückgestellt  worden  sind.  Zur  Erlangung  des 
Eigenthums  gehört  ein  körperlicher  Besitz;  die  Verwun- 
dung genügt  deshalb  nicht,  wie  mit  Recht  gegen  Tre- 
batius  angenommen  worden  ist.  Daher  kommt  das  Sprüch- 
wort: „Du  hast  einem  Anderen  den  Hasen  zugetrieben." 
Auch  Ovid  sagt  Buch  V.  seiner  Metamorphosen:  „Ein 
Anderes  ist  es,  den  Ort  wissen,  ein  Anderes,  die  Sache 
finden."  «-*) 

^^)  Die  hier  von  Gr.  behandelte  Frage  ist  offenbar 
nur  eine  That-  und  keine  Rechtsfrage;  so  will  sie  auch 
Nerva  nur  behandeln.  Denn  die  Weite  oder  Enge  der 
EinSchliessung,  welche  Gr.  als  unerheblich  behandelt,  ent- 
scheidet gerade  über  den  Besitz,  der  ja  selbst  zunächst 
eine  blosse  Thatsache  ist,  und  von  dem  in  diesem  Falle 
auch  das  Eigenthum  abhängt.  Ohnedem  sind  selbst  die 
im  Caspischen  Meere  befindlichen  Fische  schon  im  Eigen- 
thume. 

«■*)  Im  Deutsclien  Recht,  wo  der  Nationalcharakter  die 
Jagd  mehr  begünstigte  als  bei  den  Römern,  hat  sich  des- 
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IV.  Dieser  Besitz  kann  indessen  nicht  blos  mit  den 
Händen  erlangt  werden,  sondern  auch  durch  Fallen,  Netze, 
Schlingen,  wenn  Zweierlei  dabei  stattfindet:  1)  dass  diese 
Instrumente  sich  in  unserer  Gewalt  befinden,  und  2)  dass 
das  Thier  so  davon  eingefangen  ist,  dass  es  nicht  wieder 
hinaus  kann.  Hiernach  entscheidet  sich  die  Frage  mit 
dem  in  die  Schlingen  gerathenen  Eber. 

V.  Diese  Bestimmungen  gelten,  wenn  nicht  das  bür- 
gerliche Gesetz  ein  Anderes  verordnet.  Denn  die  neueren 
Rechtsgelehrten  rechnen  mit  Unrecht  diese  Bestimmungen 
zu  dem  Naturrecht,  was  niclit  abgeändert  werden  könne; 
sie  sind  nicht  unbedingt  naturrechtlich,  sondern  nur  in 
Beziehung  auf  einen  gewissen  Zustand,  d.  h.  so  lange  nicht 
etwas  Anderes  verordnet  ist.  Als  die  deutschen  Völker- 
schaften ihren  Fürsten  und  Königen  Güter  anweisen  woll- 
ten, um  daraus  einen  anständigen  Unterhalt  zu  entnehmen, 
fing  man  weislich  mit  den  Dingen  an,  die  ohne  Schaden 
irgend  Jemandes  zugetheilt  werden  konnten;  dahin  gehör- 
ten alle  Sachen,  auf  die  Niemand  ein  Recht  erworben 
liatte.  Auch  die  Aegypter  haben  es  so  gehalten.  Denn 
auch  da  forderte  der  Verwalter  des  Königs,  welchen  sie 
den  Privatrechner  nannten,  Sachen  solcher  Art.  Das  Ge- 
setz kann  sogar  ohne  Besitzergreifung  das  Eigenthum  an 
diese  Sachen  übertragen,  da  zu  dem  Eigenthumserwerb 
das  Gesetz  allein  zureicht. 

VI.  Nach  Art  der  wilden  Thiere  werden  auch  die 
sonstigen  herrenlosen  Sachen  erworben;  denn  auch  diese 
gehören  nach  dem  Naturrecht  dem  Finder  und  Besitz- 
ergreifer. So  wurde  die  wüste  Insel  Acanthos  den  Chal- 
cidäern  zugesprochen,  die  sie  zuerst  betreten  hatten,  und 
nicht  den  Einwohnern  von  Andros,  die  zuerst  einen  Wurf- 
spiess  dahin  geworfen  hatten;  denn  der  Besitz  beginnt 
mit  der  Berührung  von  Körper  und  Körper,  was  bei  be- 
weglichen Sachen  vorzüglich  mit  den  Händen,    bei  unbe- 


halb  die  Jagdfolge  gebildet,  d.  h.  der,  welcher  das  Thier 
verwundet  hat,  kann  es  auf  fremdem  Grund  und  Boden 
verfolgen  und  das  verendete  sich  aneignen.  Dies  zeigt, 
wie  die  verschiedenen  Sitten  dieselbe  Kollision  verschieden 
lösen  und  so  zu  verschiedenem  Recht  führen,  ohne  dass 
das  eine  mehr  Anspruch  hat,  als  Naturrecht  zu  gelten, 
wie   das  andere. 
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weglichen  mit  den  Füssen  geschieht.  Das  blosse  Wissen, 
wo  eine  Sache  ist,  ist  noch  kein  Finden  derselben,  wie 
Ovid,  Buch  V.  der  Metamorphosen,  bemerkt. 

VII.  Zu  den  herrenlosen  Sachen  gehören  auch  die 
Schätze,  d.  h.  Geld,  dessen  Eigenthümer  unbekannt  ist. 
Was  aber  nicht  ersichtlich  ist,  gilt,  nls  wenn  es  niclit 
bestände;  deshalb  fallen  die  Schätze  nach  dem  Naturreclit 
dem  Finder  zu,  d.  h.  dem,  der  den  Schatz  hebt  und  er- 
greift. Indess  kann  durch  Gesetz  oder  Gewohnheit  ein 
Anderes  angeordnet  werden.  Plato  verlangt,  dass  der 
Obrigkeit  davon  Anzeige  gemacht  und  das  Orakel  befragt 
werde,  und  Apollonius  spricht  den  Schatz  als  ein  Ge- 
schenk Gottes  dem  zu,  welchen  Gott  als  den  Besten  er- 
achtet. Bei  den  Juden  fiel  der  Schatz  an  den  Eigenthü- 
mer des  Grund  und  Bodens;  es  erhellt  dies  aus  der  Parabel 
Christi;  Matth.  XIII.  Dasselbe  Recht  galt  in  Syrien,  wie, 
die  Geschichte  bei  Ph  ilostratus  Buch  VI.  c.  16  ergiebt. 
Die  Gesetze  der  Römischen  Kaiser  haben  in  diesem  Punkt 
sehr  gewechselt,  wie  theils  aus  deren  Erlassen,  theils  aus  den 
Berichten  von  Lampridius,  Zonaras  und  Cedrenus  erhellt. 
Die  Deutschen  sprechen  die  Schätze,  wie  die  sonstigen 
herrenlosen  Sachen  dem  Fürsten  zu;  dies  ist  jetzt  das 
gemeine  und  gleichsam  das  Völkerrecht;  denn  es  gilt 
sowohl  in  Deutschland  wie  in  Frankreich,  England, 
Spanien  und  Dännemark.  Man  kann  dies  für  kein  Unrecht 
erklären,  wie  eben  gezeigt  worden. '^S) 

»•>)  Gr.  übersieht  bei  der  Definition  des  Schatzes  sein 
Verborgensein  innerhalb  des  Grundstückes  oder  Gebäudes. 
Gerade  dieser  Umstand  unterscheidet  den  Schatz  von 
anderen  verlorenen  Sachen.  Deshalb  ist  es  billig,  auch 
dem  Eigenthümer  des  Grundstücks  an  dem  Scliatz  theil- 
nehmen  zu  lassen;  in  vielen  Ländern  ist  dies  der  Fall,  und 
daraus  hat  sich  weiter  in  absoluten  Staaten  das  Recht  des 
Fürsten  entwickelt.  Man  sieht,  wie  sich  hier  jede  positive 
Bestimmung  auf  eine  natürliche  Grundlage  zurückfüliren 
lässt,  und  wie  die  Ansicht  des  Gr.  nur  die  Folge  seiner 
unvollständigen  Auffassung  aller  einschlagenden  Verhält- 
nisse ist.  Bei  dem  Scliatz  besteht  eine  Kollision  zwischen 
dem  Recht  des  Finders  und  dem  Recht  des  Grundbesitzers; 
solche  Kollision  liat  in  sich  selbst  keine  Lösung;  je  nach 
der  Sitte  und  der  Staatsverfassung  überragt  das  eine  oder 
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VIII.  Wir  kommen  nun  auf  den  Zuwachs  durch  die 
Flüsse.  Darüber  sind  mehrfache  Aussprüche  der  Rechts- 
gclehrten  und  vollständige  Kommentare  Neuerer  vorhanden. 
Ihre  Meinungen  beruhen  zum  grossen  Theil  auf  den  Ein- 
richtungen einzelner  Völker  und  keineswegs  auf  dem 
Naturrecht,  obgleich  sie  dies  oft  von  ihren  Einrichtungen 
behaupten.  Ihre  meisten  Bestimmungen  stützen  sich  auf 
den  Satz,  dass  die  Ufer  und  selbst  die  Fluss- Betten,  so- 
bald der  Fluss  sie  verlassen  liat,  den  Besitzern  der  angren- 
zenden Grundstücke  gehören.  Daraus  folgt,  dass  auch 
die  im  Flusse  sich  bildenden  Inseln  ihnen  gehören.  Bei 
Ueberschwemmungen  entscheiden  sie  so,  dass  eine  geringe 
das  Eigenthum  nicht  aufhebt,  aber  wohl  eine  grosse.  Kehrt 
jedoch  der  Fluss  in  einem  Zuge  zurück,  so  kehrt  das 
Grundstück  nach  dem  Rückkehrsrecht  an  seinen  Eigenthümer 
zurück;  nicht  aber,  wenn  dies  allmählich  geschieht,  dann 
fällt  es  den  Nachbarn  zu.  Ich  bestreite  nicht,  dass  dies 
Alles  durch  Gesetz  eingeführt  und  im  Interesse  des  Ufer- 
schutzes gerechtfertigt  werden  kann;  aber  das  Naturrecht 
lautet,  obgleich  sie  es  zu  glauben  scheinen,  nicht  so. 

IX.  1.  Denn  in  den  meisten  Fällen  haben  die  Völker 
ihr  Land  sowohl  nach  Staatshoheit  wie  nach  Eigentlium 
eher  im  Besitz  genommen,  als  die  Ländereien  an  die  Ein- 
zelnen ausgetheilt  wurden.  Seneca  sagt:  „Man  nennt 
CS  <las  Gebiet  der  Athener  oder  Campaner,  was  dann  die 
Einzelnen  durch  Privattheilung  unter  sich  begrenzten." 
So  sagt  auch  Cicero:  „Von  Natur  gehören  die  Lände- 
reien nicht  den  Einzelnen,  sondern  durch  verjährte 
Besitznahme,  wenn  sie  zu  leeren  Plätzen  gelangten,  oder 
durch  die  Siege,  indem  sie  sie  im  Kriege  erobert  haben, 
oder  durch  Gesetz  oder  Vertrag,  Abkommen,  Loos.  Da- 
lier kommt  es,  dass  das  Arpinische  Gebiet  das  der  Arpiner, 
und  das  Tusculanische  da^  der  Tusculaner  genannt  wird. 
Aehnlich  verhält  es  sich  mit  der  Vertheilung  der  Aecker 
unter  die  Einzelnen."  Dio  von  Prusa  sagt  in  dem  Bericht 
über  Rliodus:  „Es  giebt  viele  Ländereien,  weiche  der 
Staat  als  Gemeingut  in  Besitz  nahm  und  in  Theilen  an 
die  Einzelnen   überüess."     Tacitus   sa^t   von   den   Deut- 

andere  Prinzip  und  krystallisirt  sich  allmählich  zu  einer 
Rechtsform,  wenn  die  Fälle  in  gleicher  Art  sich  wäeder- 
lioleii.     Dies  ist  die  Entstehung  des  Rechts  überhaupt. 
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sehen:  „Die  Ländereien  werden  Dörferweise  von  Allen 
nach  der  Zahl  der  Bebauer  in  Besitz  genommen  und  dann 
unter  die  Einzelnen  nach  ihrem  Ansehn  vertheilt."  Was 
daher  das  Volk  ursprünglich  in  Besitz  genommen  und 
nachher  nicht  vertheilt  hat,  muss  auch  als  Eigenthum  des- 
selben angesehn  werden.***^)  So  wie  nun  in  einem  Privat- 
Flusse  eine  neue  Insel  oder  das  verlassene  Fluss- Bette 
dem  Eigenthümer  gehört,  so  gehört  bei  einem  öftentlichen 
Flusse  Beides  dem  Volke  oder  dem,  welchem  das  Volk 
ihn  gegeben  hat. 

2.  Was  von  dem  Fluss-Bett  gesagt  worden,  gilt  auch 
von  dem  Ufer;  denn  es  ist  der  äusserste  Tlieil  des  Bettes, 
in  welchem  der  Fluss  dahinläuft.  So  wird  es  auch  in 
mehreren  Ländern  gehalten.  In  Holland  und  den  benach- 
barten Gebieten,  wo  diese  Streitfragen  in  allen  Zeiten 
sehr  oft  vorkamen,  weil  der  Boden  niedrig,  die  Flüsse 
gross  und  das  Meer  nahe  ist,  welches  je  nach  den  Strt'>- 
mungen  bald  Land  anspült,  bald  abreisst,  hat  immer  als 
Recht  gegolten,  dass  wahrhafte  Inseln  dem  Staat  gehören ; 
ebenso  die  ganz  verlassenen  Flussbetten  des  Rheins  und 
der  Maas;  vielfache  Richtersprüche  sind  dafür  vorhanden, 
und  es  beruht  dies  auf  den  besten  Gründen. 


«<»)  Diese  Ansicht,  dass  ein  Volk  ein  Land  erst  im  Grossen 
und  als  Staatsgebiet  in  Besitz  genommen  und  dann  erst 
die  einzelnen  Grundstücke  an  die  einzelnen  Bürger  zum 
Eigenthum  vertheilt  habe,  ist  von  den  Kolonien  der  Alten 
und  von  den  Eroberungen  der  germanischen  Stämme  bei  dem 
Untergange  des  Römischen  Reichs  hergenommen.  Dieser 
Fall  ist  indess  der  gewissermassen  künstliche  und  aU'  h 
der  seltnere.  Bei  der  natürlichen  Ausbreitung  der  Men- 
schen und  bei  grossen  Völkern  findet  das  umgekehrte  Ver- 
hältniss  statt:  der  Privatbesitz  geht  dem  Staate  zeitlich 
voraus,  wie  dies  in  Amerika  sich  seit  drei  Jahrhunderten 
vollzieht  und  auch  in  der  Zeit  der  Erzväter  nach  der  Er- 
zählung der  Bibel  Statt  gehabt  hat.  Deshalb  kann  die 
von  Gr.  hier  aufgestellte  Regel  nur  für  jene  besonderen 
Fälle  gelten.  Wenn  in  einzelnen  Ländern  dem  Staate  die 
Flüsse,  Inseln  u.  s.  w.  zugehÖren,  so  ist  dies  mehr  Folge 
der  strafferen  Staatshoheit,  wie  sie  sicli  durch  das  Feudal- 
wesen und  später  durch  das  Anwachsen  der  fürstlichen 
Macht  ausgebildet  hat. 
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3.  Denn  selbst  die  Römischen  Juristen  räumen  ein, 
dass  eine  im  Flusse,  etwa  durch  Hemmung  des  Gesträuches, 
sich  bildende  Insel,  dem  Staate  gehört;  weil  die  Insel  dem 
gehört,  dem  der  Fluss  gehört.  Aber  für  das  Bett  gilt 
dasselbe,  wie  für  den  Fluss;  nicht  deshalb,  weil,  wie  die 
Römischen  Juristen  sagen,  das  Bette  von  dem  Flusse  be- 
deckt ist,  sondern  weil  dies  Alles,  wie  erwähnt,  auf  ein- 
mal von  dem  Volke  in  Besitz  genommen  worden  und  in 
das  Privateigenthum  später  nicht  übergegangen  ist.^')  Des- 
halb ist  auch  dies  keine  Bestimmung  des  Naturrechts,  wie 
sie  sagen,  dass  bei  begrenzten  Aeckern  die  Insel  dem  Be- 
sitzergreifenden gebühre.  Dies  würde  nur  dann  Statt  haben, 
wenn  der  Fluss  selbst  und  mit  ihm  sein  Bett  vom  Volke 
nicht  im  Besitz  genommen  wären;  so  wie  eine  im  Meere 
sich  bildende  Insel  dem  Besitzergreifenden  zufällt. 

X.  1.  Auch  jene  Bestimmung  über  die  grössere  Ueber- 
schwemmung  ist  nicht  natürlichen  Rechtens.  Denn  wenn 
auch  noch  so  sehr  die  Oberfläche  des  Ackers  mit  Sand 
bedeckt  wird,  so  bleibt  doch  der  untere  Theil  des  Grund- 
stücks unverändert,  und  blosse  Veränderungen  in  den 
Eigenschaften  ändern  nicht  die  Substanz,  wie  dies  auch 
von  dem  theilweise  durch  einen  See  bedeckten  Acker  gilt  und 
von  den  Römischen  Juristen  selbst  anerkannt  ist.  Auch 
die  Behauptung,  dass  die  Flüsse  den  Zinsgütern  gleich 
ständen  und  durch  öffentliche  Zusprechungen  aus  Staats- 
eigenthum  Pi  ivateigenthum  und  umgekehrt  würden,  ist 
nicht  naturrechtlich.  Besser  war  die  Bestimmung  der 
Aegypter,  welche  Strabo  berichtet:  „Es  bedurfte  einer 
genauen  un<l  scharfen  Eintheilung  der  Ländereien,  weil 
der  Nil  durch  seine  Anspülungen  sie  mehrte  und  minderte, 
die  Gestalt  und  die  Zeichen  veränderte  und  so  die  Kenn- 
zeichen verwirrte,  mittelst  welcher  jedes  Eigenthum  er- 
kennbar war.  Deshalb  musste  die  Vermessung  auch  öfters 
wiederholt  werden." 

***)  Die  Römer  haben  mit  Recht  auf  diesen  Grund 
kein  Gewicht  gelegt,  weil  die  italischen  Völkerschaften 
ihnen  als  die  Ureinwohner  des  Landes  galten,  bei  denen 
mithin  nach  der  Anmerkung  86  das  Privateigenthum  dem 
Staate  vorausgegangen  ist.  Deshalb  überwiegt  bei  den 
Römern  überall  der  privatreclitliche  Gesichtspunkt  in  dieser 
Materie. 
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2.    Damit    stimmt    der    Satz    der    Römischen   Juristen, 
dass  das  Eigenthum  nur  durch   eine  Handlung  des  Eigen- 
thümers  und   durcli  Gesetze  verloren   gehe.     Denn  zu   den 
Handlungen  gehören  auch,  wie  bemerkt,  die  Unterlassungen, 
wenn    der   Wille  daraus    entnommen    werden    kann.     Ich 
will    deshalb     zugeben,     dass     bei     einer     sehr    grossen 
Ueberschwemmung,  wenn  für  die  Absicht,   das  Eigenthum 
zu    behalten,    keine  Anzeigen   vorhanden    sind,    man    an- 
nehmen  kann,   dass   die  Aecker   aufgegeben   worden    sind. 
Diese  Entscheidung  hängt  aber  von  sehr  vielen  und  mannich- 
fachen    Umständen   ab   und    muss   deshalb    einem    billigen 
Schiedsrichter  überlassen  werden;    auch    enthalten  oft  die 
Landesgesetze  darüber  Bestimmungen.    So  gilt  in  Holland 
ein    Acker    für    aufgegeben,     wenn    er    zehn    Jahr    über- 
schwemmt  gewesen   ist,    sofern   nicht  Zeichen    eines    fort- 
gesetzten   Besitzes    vorhanden    sind;    als    solches   gilt   mit 
Recht  bei  uns,  gegen  das  Römische  Recht,  der  P^ischfang, 
wenn  die  Benutzung  in  anderer  Art  nicht  möglich  ist.    Die 
Fürsten  pflegten  eine  Frißt  zu  bestimmen,  innerhalb  welcher 
die     alten    Besitzer    den    Acker    trocken     legen     mussten; 
thaten    die  Eigenthümer   das   nicht,   so  wurden  die  Pfand- 
gläubiger  dazu   aufgefordert;    dann    die   Inhaber    der   üe- 
riclitsbarkeit,   der  bürgerlichen  oder   auch   der   peinlichen. 
Blieben  diese  alle  in  Verzug,  so  ging  alles  Recht  auf  den 
Fürsten   über,   welcher  ihn  entweder   selbst  trocken   legte 
und   seinem  Eigenthum   zuschlug,   oder   sie  Andern   gegen 
einen  Antheil  davon  überliess.»») 


««)  Diese  Beispiele  aus  Aegypten  und  Holland  zeigen, 
dass  in  jedem  Lande  das  Recht  sich  nicht  nach  einer 
einzelnen  abstrakten,  angeblich  naturiechtlichen  Regel 
entwickelt,  sondern  dass  die  verschiedensten  Interessen 
sicli  dabei  geltend  machen,  welche  die  einzelnen  Prin- 
zipien nach  dieser  oder  Jener  Richtung  beschränken  oder 
ausdehnen  und  damit  der  betreffenden  Rechtsinstitution 
die  konkrete  reiche  Gestaltung  geben,  wie  in  der  Matur 
in  ähnlicher  Weise  ein  Baum  nicht  steil  und  gerade  in 
die  Höhe  wächst  und  seine  Wurzeln  nicht  gerade  hinab- 
treibt, sondern  je  nach  der  Beschaffenheit  seiner  einfachen 
Bestandtheile  und  der  von  aussen  erwirkenden  Kräfte  sich 
zu  einem  Stamm  mit  mannichfachen,  in  die  Breite 
gellenden   Zweigen,   Krone   und  Wurzeln   entwickelt.     Die 
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XI.  Von  dem  angespülten  Lande,  d.  h.  von  der  all- 
mählichen Anlagerung  von  Erdtheilen,  welche  Niemand 
zurückfordern  kann,  weil  man  nicht  weiss,  woher  sie 
kommen  (denn  sonst  würde  das  Eigenthum  nicht  wechseln), 
gilt,  dass  sie  auch  dem  Volke  gehört,  wenn  nämlich  das 
Volk  das  Eigenthum  des  Flusses  hat,  was  im  Zweifel  an- 
zunehmen ist;  sonst  fällt  es  dem  zu,  der  Besitz  davon 
ergreift.  8öj 

XII.  1.  Doch  kann  das  Volk,  wie  Andern,  so  auch  den 
Besitzern  der  anliegenden  Grundstücke  dieses  Recht  über- 
tragen und  dies  ist  dann  als  geschehen  anzunehmen,  wenn 
die  Aecker  von  dieser  Seite  nur  eine  natürliche  Grenze 
an  dem  Flusse  haben.  Deshalb  ist  die  Genauigkeit  der 
Römer  hier  zu  beachten,  welche  den  eingegrenzten  Acker 
von  dem  andern  unterscheiden;  auch  gilt  hierbei  der  ver- 
messene Acker  dem  abgegrenzten  gleich.  Denn  das  früher 
über  das  Staatsgebiet  bei  Gelegenheit  der  Besitzergreifung 
Gesagte  muss  auch  für  Privatländereien  gelten;  nur  mit 
dem  Unterschiede,  dass  die  Grenzen  des  Staatsgebietes 
im  Zweifelsfalle  als  Schutzgrenzen  zu  betracliten  sind,  da 
diese  der  Natur  der  Landesgrenzen  am  besten  entsprechen. 
Die  Privatländereien  sind  dagegen  vielmehr  als  vermessen 

Regel,  dass  bei  einem  allmählichen  Zurücktreten  des 
Wassers  der  Acker  nicht  wieder  an  den  ursprünglichen 
Besitzer  zurückfällt,  hat  eben  darin  ihren  natürlichen 
Grund,  dass  in  diesen  Fällen  die  Ueberschwemmung  viele 
Jahre  bestanden  hat  und  gleichsam  eine  neue  Vertheilung 
der  natürlichen  Wasserrinnen  und  Becken  sich  gebildet 
liat.  Die  alten  Verhältnisse  sind  dadurch  völlig  aufge- 
lioben,  und  es  ist  natürlich,  dass  das  Recht  sich  nach  dem 
neuen  Naturverhältniss  so  richtet,  als  hätte  es  von  je  so 
bestanden. 

ß^)  Diese  Regel  des  Gr.  widerspricht  nicht  nur  dem 
Römischen  Recht,  sondern  auch  der  natürlichen  Sachlage, 
welche  solche  allmähliche  Anspülungen  offenbar  den  Be- 
sitzern der  das  Ufer  bildenden  Grundstücke  zutheilt,  weil 
ihr  Entstehen  so  allmählich  ist,  dass  es  nur  nach  längerer 
Zeit  bemerkbar  wird,  und  keine  Grenze  für  die  Alluvion 
sich  auffinden  lässt,  wenn  nicht  schon  vorher  feste  Grenz- 
zeichen bestehen.  Hiernach  ist  vielmehr  das  Natur- 
rechtens,  was  Gr.  in  XII.  als  Ausnahme  behandelt. 
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oder  festbegrenzt  zu  erachten,  weil  beides  der  Natur  von 
Privatländereien  mehr  entspricht. 

2.  Uocli  kann  das  Volk  den  Acker  ebenso,  wie  es  ihn 
besessen,  überlassen,  d.  h.  bis  zu  dem  Flusse;  und  wo 
dies  der  Fall  ist,  da  fällt  die  Anspülung  dem  Besitzer  zu. 
80  wurde  in  Holland  vor  einigen  Jahrhunderten  bei  den 
Länder<den  an  der  Maas  und  Yssel  erkannt,  weil  in  den 
Erwerbsurkunden  und  Steuerregistern  es  immer  hiess,  dass 
sie  bis  an  den  Fluss  grenzten.  Wenn  solche  Ländereien 
verkauft  werden  un<l  in  dem  Kontrakt  ein  Maass  erwähnt 
wird,  aber  doch  nicht  ein  bestimmtes  Maass,  sondern  das 
ganze  Stück  verkauft  wird,  so  behalten  sie  ihre  Natur  und 
das  Anrecht  auf  das  angeschwemmte  Land;  dies  gilt  auch 
nach  Römischem  Recht  und  ist  in  mehreren  Gegenden 
Gebrauch. 

XIII.  Das  über  die  Anschwemmung  Gesagte  gilt  auch 
von  dem  verlassenen  Ufer  und  dem  theilweise  ausge- 
trockneten Flussbett;  bei  herrenlosen  Flüssen  gehören  sie 
dem  ersten  Besitzergreifer,  bei  andern  dem  Volke;  den 
Privatpersonen  nur  dann,  wenn  sie  von  dem  Volke  oder 
dessen  Nachfolger  die  Ländereieu  bis  an  den  Fluss  als 
solchen  erhalten  haben. *'*^) 

XIV.  Da  die  Bestimmungen  über  Inseln  und  An- 
schwemmungen verschieden  sind,  so  entsteht  oft  Streit 
darüber,  wofür  eine  Erhöhung  gelten  soll,  welche  zwar 
mit  den  anstossenden  Ländereien  zusammenhängt,  aber 
mitunter  durch  das  Ansteigen  des  Wassers  davon  getrennt 
wird,  wie  dies  in  den  Ni(Mlerlanden  wegen  der  Ungleich- 
heit des  Bodens  oft  vorkommt.  Das  Herkommen  ist  hier 
sehr  verschieden.  In  Geldern  fällt  es  den  Grundstück(^n 
zu,  wenn  die  Besitzergreifung  li inzukommt  und  die  Er- 
höhung mit  einem  beladenen  Wagen  erreicht  werden  kann. 
Im  Puttenischen  Lande  erhält  der  Besitzer  so  viel,  als  er 
auf  seinem  Grundstück  stehend,  mit  dem  gezogenen  Schwert 
erreichen  kann.  Das  natürlichste  ist,  dass  es  als  Insel 
gilt,  wenn  den  grössten  Theil  des  Jahres  die  Schifte  hin- 
durchfahren können. 


*^^)  Auch  diese  Regeln  sind  so  falsch  wie  die  früheren 
und  nur  Folge  des  falschen  Prinzips,  wonach  Gr.  hier 
Alles  auf  den  Willen  und  eine  künstliche  Laudvertlieilung 
zurückführt. 
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XV.  1.  Ebenso  oft  ist  die  Streitfrage  verhandelt  wor- 
den zwischen  dem  Fürsten,  welcher  das  Recht  des  Volkes 
ausübt  und  zwischen  dessen  Vasallen,  welche  keine  volle 
Staatshoheit  empfangen  haben.  Es  ist  klar,  dass  in  der 
blossen  Ueberlassung  der  Staatshoheit  die  Anwüchse  durch 
den  Fluss  nicht  enthalten  sind.  Allein  manche  ihrer 
Vasallen  haben  mit  der  beschränkten  Staatshoheit  auch 
das  Land  im  Allgemeinen  erhalten,  mit  Ausnahme  des 
in  Privateigenthum  befindlichen;  etwa,  weil  das  Land 
ehemals  dem  Volke  oder  dem  Fürsten  gehört  hat  oder 
von  ihnen  trocken  gelegt  worden  ist.  In  solchem  Falle 
haben  unzweifelhaft  die  Vasallen  das  gleiche  Recht  wie 
das  Volk,  oder  der  Fürst  vorher.  So  verhält  es  sich  mit 
den  Vasallen  in  Seeland;  selbst  die,  welchen  nur  die 
bürgerliche  Gerichtsbarkeit  zusteht,  zahlen  den  Tribut  für 
alle  Ländereien  zusammengenommen  und  erheben  ihn  von 
dem  Einzelnen  nach  der  Grösse  seines  Besitzes;  diesen  ist 
der  Zuwachs  durch  das  Anschwemmen  der  Flüsse  nie 
streitig  gemacht  worden.  Wenn  der  Fluss  selbst  Einem 
übereignet  worden  ist,  so  gehören  ihm  auch  die  Inseln, 
mögen  sie  durch  Aufstauung  des  Schlammes  sich  bilden 
oder  aus  dem  Bette  durch  Umschliessung  des  Flusses 
sich  bilden. 

2.  Andere  sind  weder  mit  dem  Einen  noch  mit  dem 
Andern  beliehn,  und  mit  deren  Ansprüchen  gegen  den  Fiskus 
ist  es  schlecht  bestellt,  wenn  nicht  die  Landesgewohnheit 
ihnen  zur  Seite  steht  oder  ein  genügend  langer  Besitz- 
stand unter  Hinzutritt  der  übrigen  Erfordernisse  ihnen  ein 
Recht  verschaft't  hat. 

Ist  niclit  die  Staatshoheit,  sondern  nur  das  Land  zu 
Lehen  gegeben,  so  kommt  es,  wie  erwähnt,  auf  die  Natur 
des  letztern  an;  hat  es  Schutzgrenzen,  so  wächst  die  An- 
spülung dem  Lehen  zu;  aber  nicht  aus  dem  fürstlichen 
Recht,  sondern  aus  der  Beschaff'enheit  des  Landes;  denn 
auch  dem  Niessbraucher  würde  dann  die  Anspülung  zu 
Gute  kommen. 

XVI.  Die  Römer  pÜegten,  um  ihr  Recht  als  das  natür- 
liche darzulegen,  jenen  abgenutzten  Grund  anzuführen, 
dass  nach  dem  Naturrecht  der,  welchem  der  Nutzen  aus 
der  Sache  gebührt,  auch  den  Schaden  an  derselben  zu 
tragen  habe.  Da  nun  der  Fluss  von  meinem  Lande  oft 
ein  Stück  abspüle,   sei  es  billig,   dass  mir  auch  der  Vor- 
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tlieil  zu  Gute  komme.  Die  Regel  gilt  aber  nur  da,  wo 
der  Vortheil  aus  der  Sache  herrührt;  aber  hier  kommt  er 
aus  dem  Flusse,  also  nicht  aus  der  Sache.  Dass  aber, 
was  verloren  geht,  dem  Eigenthümer  verloren  geht,  ist 
natürlich.  Dass  ihre  Regel  nicht  allgemein  gültig  ist, 
ergiebt  die  von  ihnen  selbst  bei  eingegrenzten  Aeckern 
gemachte  Ausnahme;  und  ich  will  gar  nicht  erwähnen, 
dass  die  Bereicherung  des  Einen  durch  den  Fluss  meist 
mit  der  Beschädigung  eines  Andern  verbunden  ist;  Lucan 
sagt:  „Jenes  Erdreich  entflieht  dem  Eigenthümer;  diesen 
Besitzern  schenkt  der  Po  das  Land.-'^*) 

XVII.  VV^enn    man   sagt,    dass   eine   öffentliche  Strasse 

zwisclien  Fluss  und  Acker   die  Erwerbung   der  Anspülung 

nicht    hindere,     so     fehlt    aller    natürliche    Grund    dafür; 

es  müsste  denn  dem  Acker  der  Weg  nur  als  Servitut 
aufliegen.  ö2) 

XVIII.  Zu  den  Erwerbungen  nach  dem  Völkerrecht 
gehören  auch  die  neugebornen  Thiere.  Wenn  die  Römer 
und  einige  andere  Völker  das  Junge  der  Mutter  folgen 
lassen,  so  ist  das,  wie  erwähnt,  nur  natürlichen  Rechtens, 
wenn  der  Vater  nicht  bekannt  ist.  Ist  dies  aber  mit 
einiger  Wahrscheinlichkeit  der  Fall,  so  ist  nicht  einzu- 
sehen, weshalb  das  Junge  nicht  zum  Theil  auch  dem 
Vater  folgen  sollte.  Denn  auch  der  V'ater  hat  sicherlicli 
Antheil  an  den  Jungen.  Ob  aber  das  Junge  mehr  vom 
Vater  als  von  der  Mutter  habe,  ist  unter  den  Katur- 
kundigen  streitig.  Plutarch  sagt  darüber:  „Die  Natur 
mischt  die  Körper  der  Geschlechter  und  mengt  den  von  Jedem 
genommenen  Theil;  sie  giebt  das  Geborene  beiden  Eltern 

*'^^)  Auch  hier  werden  die  Römischen  Juristen  in  ihrem 
feinen  Takt  das  Richtigere  getroffen  haben;  Gr.  ist  nur 
durch  seine  Vorstellung  von  der  ersten  Erwerbung  des 
Landes  irre  geführt  worden. 

^2)  Gr.  hat  dieser  Lehre  von  der  Alluvion  und  den 
Inseln  der  Flüsse  einen  unverhältnissmässig  grossen  Raum 
eingeräumt.  Es  erklärt  sich  aus  der  Natur  seines  Vater- 
landes (Holland),  wo  diese  Fragen  WTit  praktischer  und 
wichtiger  sind  als  in  Deutschland  und  andern  grossen 
kontinentalen  Ländern.  —  Dies  zeigt,  wie  auch  der  Be- 
gründer des  modernen  Naturrechts  den  Einflüssen  vater- 
ländischer Sitte  sich  nicht  hat  entziehen  können. 
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zusammen,  so  dass  Keiner  unterscheiden  kann,  welches 
das  Seine  und  welches  das  andere  ist."  Dem  sind  die 
alten  Gesetze  der  Franken  und  Longobarden  gefolgt.  ^3) 

XIX.  1.  Wenn  Jemand  einen  fremden  Stoff  bearbeitet 
hat,  so  sollte  das  Werk  nach  Sabinian  dem  Eigenthümer 
des  Stoffes  gehören,  nach  Proculus  dem,  der  die  Arbeit 
gethan,  weil  durch  ihn  etwas  ent>^tanden  sei,  was  früher 
nicht  da  gewesen.  Zuletzt  hat  man  einen  Mittelweg  ein- 
geschlagen, dahin,  dass,  wenn  die  Sache  in  den  alten 
Stand  zurückgebracht  werden  könne,  sie  dem  Eigenthümer 
des  Stoffes  gehören  solle,  wo  nicht,  dem  Bearbeiter. 
Connanus  raissbilligt  dies;  nach  ihm  soll  lediglich  der 
Umstand  entscheiden,  ob  die  Arbeit  oder  der  Stoff  das 
Werthvollere  sei;  das  Wertlivollere  solle  das  Andere  an 
sich  ziehen,  wie  die  Römischen  Juristen  auch  bei  dem 
Anwachs  angenommen  haben. 

2.  Allein  nach  der  Natur  der  Sache  muss,  wie  bei  der 
Mischung  verschiedener  Stoffe  nach  der  Meinung  der 
Römischen  Juristen  ein  gemeinschaftliches  Eigenthum  nach 
Verhältniss  eines  jeden  Antheils  entsteht,  weil  die  Sache 
sich  nicht  anders  lösen  lässt,  auch  hier,  da  das  Werk  aus 
Stoff  und  Form  besteht  und  jede  einem  Anderen  gehört, 
nach  natürlichem  Recht  die  Sache  gemeinsam  werden, 
und  zwar  nach  Verhältniss  des  Werthes  von  Beiden. 
Denn  die  Form  ist  nur  ein  Theil  der  Substanz,  nicht  die 
ganze,  was  Ulpian  anerkennt,  indem  er  sagt,  dass  durch 
die  veränderte  Form  die  Substanz  beinah  zerstört  sei. 

XX.  Dass  aber  der,  welcher  einen  fremden  Stoff  in 
böser  Absicht  ergreift,  seine  Arbeit  verliert,  ist  zwar 
nicht  unbillig,  aber  doch  eine  Strafe,  daher  nicht  natür- 
lichen Rechtens.  Denn  die  Natur  setzt  keine  Strafen  fest 
und  nimmt  Niemandem  wegen  eines  Vergehens  sein  Eigen- 


^^)  Auch  hier  wird  das  Römische  Recht  das  mehr 
natürliche  sein;  da  einestheils  die  Vaterschaft  bei  Thieren 
nur  in  den  seltensten  Fällen  ermittelt  werden  kann,  andern- 
theils  dem  Besitzer  der  Mutter  durch  ihre  beschränkte 
Benutzung  während  der  Trächtigkeit  weit  eher  der  Vor- 
theil durch  die  .Tungen  gebührt,  als  dem  Besitzer  des 
männlichen  Thieres. 
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tlium,  wenn  auch  natiirreclitlich  die,  welche  sich  vergan- 
gen liaben,  eine  Strafe  verdienen.  ^'*) 

XXL  Dass  aber  die  geringere  Sache  der  wertlivolleren 
zufalle,  wasConnanus  als  Grund  geltend  macht,  ist  nur 
eine  natürliche  Thatsache,  aber  kein  Recht.  Deshalb 
bleibt  der,  dem  ein  Zwanzigstel  vom  Grundstück  zusteht, 
ebenso  gut  Eigenthümer,  wie  der  Andere  mit  seinen  neun- 
zehn Theilen.  Wenn  daher  bei  dieser  Erwerbsart  aus  dem 
höheren  Werthe  oder  im  Römischen  Recht  nach  anderen 
Umständen  die  Entscheidung  bestimmt  wird  oder  in  anderen 
Ländern  bestimmt  werden  kann,  so  ist  dies  nicht  natürlichen 
Rechtens,  sondern  positiv,  um  dem  Verkelir  mehr  Bequem- 
lichkeit zu  verscliatfen.  Indess  ist  das  Naturrecht  nicht 
dagegen,  da  das  Gesetz  Eigenthum  zu  verleihen  die  Macht 
hat.  Doch  giebt  es  nicht  leicht  eine  Rechtsmaterie,  wo 
so  viel  Irrthümer  und  abweichende  Ansichten  der  Rechts- 
gelelnten  sich  finden.  Denn  wie  soll  man  annehmen,  dass 
eine  Mischung  von  Erz  und  Gold  sich  nicht  trennen  lasse, 
was  Illpian  behauptet,  oder  dass  durch  Anschweissen  eine 
Vermischung  eintrete,  wie  Paulus  sagt;  oder  dass  es 
sich  bei  der  Schrift  anders  wie  bei  dem  Gemälde  ver- 
halte; dass  liier  die  Tafel  dem  Gemälde,  dort  die  Schrift 
der  Tafel  folge? 95) 

9-*)  Diese  Meinung  wird  später  zur  Prüfung  kommen. 

95)  Die  Entscheidungen  der  Römischen  Juristen  sind 
in  diesen  Fällen  meist  besser  als  ihre  Gründe.  Die 
ganze  Materie  ist  nur  deshalb  so  zweifelhaft,  weil  die 
Prinzipien,  welche  hier  in  Kollision  kommen,  grössten- 
thcils  technischer  oder  wissenschaftlicher  Natur  sind  (ob 
Form  oder  Stoff,  ob  trennbar  oder  nicht,  ob  Mischung 
oder  nicht  u.  s.  w.).  Das  Rechtsgefuhl  hat  daher  hier 
keine  Gelegenheit,  sich  dem  Einen  mehr  als  dem  Andern 
zuzuneigen  und  dadurch  die  Kollision  zu  Gunsten  des  Einen 
zu  entscheiden  und  zu  befestigen.  Deshalb  bildet  sich 
hier  keine  Sitte,  auch  sind  die  Fälle  dazu  zu  selten;  so 
kommt  die  Sache  unvermittelt  in  die  Hände  der  Juristen, 
wo  dann  der  Scharfsinn  in  Auffindung  neuer  Gründe  sich 
ohne  Ende  ergehen  kann,  ohne  dass  trotz  alledem  die 
eine  Lösung  mehr  Wahrheit  hnt  als  die  andere.  Im  All- 
gemeinen sind  auch  hier  die  Meinungen  der  Römischen 
Juristen  treffender   als  die   der  späteren^  welche  Gr.  citirt 
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XXII.  Aehnlich  ist  die  Bestimmung,  dass  das  Gesäete 
und  Gepflanzte  dem  Boden  folgt.  Der  Grund  ist,  weil 
sie  aus  dem  Boden  die  Nahrung  ziehen;  deshalb  macht 
man  auch  bei  dem  Baum  den  Unterschied,  ob  er  Wurzel 
geschlagen  hat  oder  nicht.  Allein  die  Ernährung  einer 
schon  vorher  bestandenen  Sache  bildet  nur  einen  Theil 
derselben ;  wenn  daher  aucli  wegen  der  Ernährung  dem 
Eigenthümer  des  Bodens  ein  Antheil  gebührt,  so  geht  doch 
nach  dem  Naturrecht  dem  Herrn  des  Samens  oder  der 
Pflanze  und  des  Baumes  sein  Eigenthum  nicht  verloren. 
Deshalb  tritt  auch  hier  ein  gemeinsames  Eigenthum  ein; 
ebenso  bei  einem  Gebäude,  dessen  Theile  der  Boden  und 
der  Bau  selbst  bilden;  denn  wenn  letzterer  beweglich  ist, 
so  hat  auch  nach  Scävola's  Meinung  der  Eigenthümer 
des  Bodens  kein  Recht  daran.  96) 

XXIII.  Wenn  dem  redlichen  Besitzer  alle  gezogenen 
PVüchte  der  Sache  zufallen,  so  ist  auch  dies  nicht  natür- 
lichen Rechtens;  danach  kann  er  nur  die  nützlichen 
Verwendungen  für  sich  abziehen  und  die  Früchte  zurück- 
behalten, bis  ihm  diese  Erstattung  geleistet  ist. 

XXIV.  Dasselbe  muss  auch  für  den  unredlichen  Be- 
sitzer gelten,  so  weit  nicht  ein  Strafgesetz  dazwischen 
tritt.  Der  Rechtsgelehrte  Paulus  sagt:  „Es  ist  billig, 
dass  man  selbst  bei  dem  Räuber  die  Auslagen  berück- 
sichtiget; denn  der  Kläger  soll  nicht  aus  dem  Schaden 
eines  Andern  einen  Vortheil  ziehen. "97) 

oder  vertheidigt;  letztere  sind  noch  abstrakter  und  er- 
künstelter  als  die  der  Römer. 

96)  Auch  hier  führt  die  abstrakte  naturrechtliche  Auffas- 
sung den  Gr.  irre;  die  Bestimmung  des  Römi>;ehen  Rechtes 
ist  die  bessere,  und  gegen  die  Gemeinschaftlichkeit  der  Sache 
spricht  schon  der  Umstand,  dass  die  Ermittelung  des  An- 
theils  einem  Jeden  kaum  möglich  ist,  und  gleiche  Antheile 
in  der  Regel  unbilliger  sind  als  die  Entschädigungspflicht 
des  Erwerbers  nach  Römischem  Recht. 

9')  Gr.  hat  übersehen,  dass  der  Fruchterwerb  des 
redlichen  Besitzers  wesentlich  aus  der  Sicherung  des  Ver- 
kehrs sich  gebildet  hat;  dieser  verlangt  unumgänglich, 
dass  der  Erwerber  im  guten  Glauben  möglichst  geschützt 
werde,  und  dieses  Prinzip  ist  an  sich  ebenso  richtig  und 
sittlich,    wie    der   Schutz    des    Eigenthums.     Beide   Prin- 
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XXV.  Die  letzte  zu  dem  Völkerrecht  gerechnete  Ef- 
werb^art  ist  die  (hirch  Uebergabe.  Indess  ist  oben  bemerkt, 
dass  zur  Eigontliumsübertragung  die  Uebergabe  natur- 
rechtlieh  nicht  nothvvendig  sei.  Dies  erkennen  aucli  die 
Rechtsgelehrten  in  einzelnen  Fällen  an,  wie  bei  der  Schen- 
kung einer  Sache  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauches,  oder 
bei  der  UebertriJgung  derselben  an  den,  der  sie  sclu-n 
besitzt  oder  geliehen  erhalten  hat;  ebenso  bei  geschleuderten 
Geschossen.  Ja,  in  einzelnen  Fällen  geht  das  Eigenthura 
schon  vor  der  Besitzergreifung  über,  wie  bei  der  Erb- 
schaft, bei  den  Vermächtnissen,  bei  Schenkungen  an 
Kirchen,  milden  Stiftungen  oder  Städten  oder  der  Ernäh- 
rung wegen,  oder  bei  Schenkungen  zur  allgemeinen  Güter- 
gemeinschaft. ^**) 

XXVI.  Ich  habe  dieses  hier  bemerkt,  damit  nicht  die 
in  den  Römischen  Rechtsquellen  sich  findende  Erwähnung 
des  Völkerrechts  so  verstanden  werde,  als  sei  dieses  Recht 
unveränderlich.  Vielmehr  müssen  diese  Bestimmungen  ge- 
nau von  denen  unterschieden  werden,  die  erst  aus  einem 
positiven  Zustand  sich  als  natürliche  Folgen  ergeben. 
Ebenso  muss  das  Recht,  was  vielen  besonderen  Völkern 
gemein  ist,  von  dem  unterschieden  werden,  was  das 
Band  der  menschlichen  Gesellschaft  bildet.    Auch  ist  noch 


zipien  koliidircn  hier;  das  Römische  Recht  schützt  die 
ho7ui  fldefi  wenigstens  bei  den  Früchten;  das  Preus^ische 
Landrecht  geht  noch  weiter  und  schützt  sie  auch  für  den 
gezahlten  Erwerbspreis.  Diese  Entwickelung  ist  die 
Folge  davon,  dass  der  lebhaftere  Verkehr  der  modernen 
Zeit  das  Prinzip  der  Verkehrssicherung  mehr  in  den  Vorder- 
grund gedrängt  hat.  Die  Ansicht  des  Gr.  ist  dagegen 
die  eine^  Stubengelehrten,  der  sich  an  eine  einzelne  logische 
Bestimmung  des  Begriffes  anklammert  und  meint,  die 
Wahrheit  und  das  Recht  liege  in  der  Konsequenz,  wäh- 
rend doch  alles  konkrete  oder  lebendige  Recht  inkonsequent 
ist,  d.  h.  es  treibt  kein  einzelnes  Prinzip  auf  die  Spitze, 
sondern  alle  seine  Bildungen  entstehen  aus  Kompromissen 
zwischen  kollidirenden  Prinzipien. 

*'**^)  Die  Römischen  Juristen  haben  die  Tradition  auch 
nicht  zu  einer  allgemeinen  Erwerb^art  des  Eigenthums 
erhoben,  sondern  nur  unter  Umständen,  namentlich  bei 
Konsensualkontrakten. 
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zu  bemerken,  dass  wenn  durch  dieses  uneigentliche  Völker- 
recht oder  auch  nur  durch  das  Recht  eines  Volkes  eine 
Erwerbsart  ohne  Unterscheidung  zwischen  Einheimischen 
und  Fremden  eingeführt  ist,  dann  diese  auch  für  letztere 
gilt.  ^^)  Wird  in  solchem  Falle  das  Recht  gehemmt,  so 
ist  dies  ein  gerechter  Grund  zum  Krieg. 


Kapitel  IX. 

Wann  die  Staatsgewalt  und  wann  das  Eigenthum 

aufliört. 

I.  Bisher  ist  die  Erwerbung  und  der  Uebergang  der 
Staatsgewalt  und  des  Eigenthums  von  einem  auf  den  an- 
deren behandelt  werden;  jetzt  sollen  die  Fälle,  wo  diese 
Rechte  aufhören,  erörtert  werden.  Dass  sie  mit  der  frei- 
willigen Aufgebung  erlöschen,  ist  bereits  vorausgesetzt 
worden,  weil  das  Eigenthum  nicht  bleibt,  wenn  der  Wille 
aufhört.  Ein  anderer  Fall  des  Erlöschens  tritt  bei  dem 
Wegfall  des  Inhabers  der  Staatsgewalt  oder  des  Eigen- 
thums ein,  bevor  er  es  ausdrücklich  oder  stillschweigend 
veräussert  hat.  Dies  ist  der  Fall  bei  der  Vererbung 
ohne  Testament.  Wenn  daher  Jemand  ohne  Verwandte 
und  ohne  eine  Willenserklärung  stirbt,  so  erlöschen 
alle  seine  Rechte. l^^)  Seine  Sklaven  werden  dann  (wenn 
nicht  ein  positives  Gesetz  es  anders  bestimmt)  frei; 
die  in  seiner  Gewalt  befindlichen  Völker  werden  selbst- 
ständig; weil  bei  diesen  der  Natur  nach  keine  Besitz- 
ergreifung statthaft  ist,  wenn  sie  nicht  freiwillig  ihre  Frei- 

ö^j  Dies  war  gerade  bei  den  Römern  das  unterschei- 
dende Merkmal,  weshalb  sie  solche  auch  dem  Fremden 
zu  Statteil  kommende  Bestimmungen  zu  dem  Völkerrecht 
[jus  gentmm)  d.  h.  zu  dem  gemeinsamen  Verkehrsrecht 
zwischen  den  Angehörigen  verschiedener  Staaten  rechneten. 

1^0)  Im  Kapitel  VII  hat  Gr.  dem  entgegen  die  Intestat- 
erbfolge auf  den  vermutheten  Willen  des  Erblassers  ge- 
stützt. 

Grotius,  Kecht  d.  Kr.  n.  Fr.  24 
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heit  aufgeben;   sein   übriges  Vermögen  fällt  an   den,   der 
Besitz  davon  ergreift. 

IL    Dasselbe  gilt,    wenn    eine   Familie  ausstirbt,    der 
ein  Recht  zugestanden  hat. 

III.  1.  Desgleichen  bei  einem  Volke.  Isoer ates  und 
nach  ihm  der  Kaiser  Julian  sagen,  dass  die  Staaten  un- 
sterblich seien,  d.  h.  sein  können;  weil  das  Volk  zu  den 
körperlichen  Dingen  gehöre,  die  aus  Mehreren  bestehen  und 
mit  einem  Namen  befasst  werden;  nach  Plutarch  hat  das 
Volk  einen  Sinn  und  nach  dem  Rechtsgelehrten  Paulus 
eine  Seele.  Dieser  Geibt  oder  Sinn  des  Volkes  ist  die 
volle  und  umfassende  Gemeinschalt  des  bürgerlichen 
Lebens,  deren  crtte  Wirkung  die  Staatshoheit  ist,  das 
Band,  welches  den  Staat  zusammenhält;  der  Lebensodera, 
den  viele  Tauscnde  atlimen,  wie  Seneca  sagt.  Diese 
künstlichen  Körper  sind  das  Nachbild  der  natürlichen, 
denn  auch  letztere  bleiben  dieselben,  obgleich  ihre  Be- 
standtheile  sich  allmählig  ändern,  da  die  Gestalt  dieselbe 
bleibt,  wie  der  Philosoph  Alphenus  ausführt. 

2.  Wenn  Seneca  sagt,  dass  wir  im  Alter  nicht  die- 
selben, wie  als  Jünglinge  seien,  so  ist  dies  daher  nur 
von  dem  Stoffe  zu  verstehen.  So  sagte  Heraclit,  wie 
Plato  im  Cratylus  und  Seneca  am  angeführten  Orte 
erwähnt,  dass  Niemand  zweimal  in  denselben  Fluss  stei- 
gen könne;  Seneca  verbessert  dies  mit  Recht  dahin: 
„Der  Name  des  Flusses  bleibt  zwar,  aber  das  Wasser  ist 
abgeflossen."  Ebenso  vergleicht  Aristoteles  das  Volk  mit 
einem  Fluss,  indem  er  sagt,  dass  die  Flüsse  immer  den- 
selben Namen  behielten  obgleich  die  einzelnen  W^ässer 
immer  abflössen  und  neue  hinzukämen.  Aber  nicht  blos 
der  leere  Name  bleibt,  sondern  auch  jene  Haltung,  welche 
Conen  als  „die  den  Körper  verbindende  Haltung"  und 
Philo  als  den  „geistigen  Halt"  bezeichnet.  Im  Lateini- 
schen nennt  man  es  den  SpiriUis,  So  gilt  also  ein  Volk 
nach  Alphenus  und  nach  Plutarch's  Schrift  über  die 
späte  Rache  der  Gottheit,  heute  als  dasselbe  wie  vor 
hundert  Jahren,  wenn  auch  Niemand  mehr  aus  jener  Zeit 
lebt,  „so  lange  jene  Gemeinschatt,  welche  das  Volk  aus- 
macht und  es  gegenseitig  verbindet,  die  Einheit  bewahrt;" 
dieses  sind  die  eigenen  Worte  des  Plutarch.  Daher 
kommt  der  Sprcligebrauch,  dass  man  in  der  Anrede  an 
ein  Volk  das,   was   ihm  vor  hundert  Jahren  begegnet  ist, 
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auch  in  der  Gegenwart  als  ihm  geschehen  behandelt,  wie 
sich  dieses  bei  den  weltlichen  und  heiligen  Geschicht- 
schreibern findet.  So  bei  Marc.  X.  3,  Joh.  VI.  32,  VII. 
19,  22,  Apostelgesch.  VIL  38.  Bei  Tacitus  erinnert 
Antonius  Primus  unter  Vespasian  die.  Soldaten  der  dritten 
Legion  an  ihre  alten  Thaten  und  sagt  „dass  sie  unter 
M.  Antonius  die  Parther  und  unter  Corbulo  die  Armenier 
geschlagen  hätten." 

3.  Nur  aus  Hass  und  nicht  in  "Wahrheit  leugnet  des- 
halb Piso  bei  Tacitus,  „dass  die  Athener  seiner  Zeit 
noch  Athener  seien;  denn  diese  seien  durch  viele  Nieder- 
lagen untergegangen;  die  jetzigen  seien  nur  noch  der 
Unflath  der  Völker."  Denn  diese  fremden  Zugänger  hatten 
wohl  den  Werth  des  Volkes  geschmälert,  aber  es  nicht 
selbst  zu  einem  andern  gemacht,  ^^i)  Er  selbst  erkennt 
das  an,  denn  er  hält  den  Athenern  seiner  Zeit  vor,  was 
sie  in  alten  Zeiten  mit  Unglück  gegen  die  Macedonier  und 
mit  Gewalt  gegen  seine  Landsleute  unternommen  hätten. 
Obgleich  so  der  Wechsel  der  Einzelnen  die  Dieselbigkeit 
des  Volkes  nicht  aufhebt,  selbst  noch  nach  tausend  Jah- 
ren und  mehr  nicht, iö2)  go  kann  doch  auch  ein  Volk  unter- 
gehen. Es  erfolgt  dies  zwiefach;  entweder  durch  Untergang 
des  Körpers  d.  h.  der  Form  oder  des  erwähnten  Spiritus. 

^^^)  Es  bedarf  wohl  kaum  der  Bemerkung,  dass  Tacitus 
dies  dem  Piso  nur  im  historischen,  nicht  im  juristischen 
Sinne  sagen  lässt. 

i**2)  Diese  hier  von  Gr.  hervorgehobene  Einheit  eines 
Volkes  erscheint  dem  Rechtsgefühl  so  selbstverständlich, 
dass  eine  Begründung  überflüssig  erscheint.  Auch  ist  die 
von  Gr.  gegebene,  welche  sich  auf  die  Analogie  mit  dem 
menschlichen  Körper  stützt,  keine;  denn  sie  setzt  das 
zu  Beweisende  schon  voraus  und  erläutert  diese  Einheit  nur 
durch  die  Vergleichung.  Die  Einheit  eines  Volkes  ist 
zunächst  keine  juristische;  diese  ist  vielmehr  nur  eine 
Folge  der  natürlichen  und  Beziehungseinheit,  wie  sie  in 
einem  Volke  sich  darstellt.  Dieser  Begriff  kann  indess 
ohne  genaue  Kenntniss  der  verschiedenen  philosophischen 
Einheitsformen  des  Seins  und  des  Wissens  hier  nicht  er- 
läutert werden.  Das  Wichtigste  davon  ist  B.  I,  26,  53  u.  f. 
angedeutet;  danach  beruht  die  Einheit  eines  Volkes  theils 
auf  den  seienden  Bestimmungen  des  Begehrens  (Liebe, 
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IV.  Körperlich  geht  ein  Volk  unter,  wenn  die  Theile 
verschwinden,  ohne  welche  ein  Körper  nicht  bestehen 
kann,  oder  wenn  das  richtige  Verliältniss  des  Körpers  auf- 
hört. Unter  den  ersten  Fall  gehören  die  Völker,  welche 
das  Meer  verschlungen  hat,  wie  die  Völker  des  atlanti- 
schen Oceans  nach  dem  Zeugniss  Plato's,  und  andere, 
deren  TertuUian  erwähnt;  ferner  die,  welche  ein  Erd- 
beben oder  eine  Erdspalte  verschlungen  hat.  Fälle  solcher 
Art  erzählen  Seneca  Ammianus,  Marcellinus  und 
Andere;  ferner  die  Völker,  welche  sich  freiwillig  dem  Tode 
geopfert  haben,  wie  die  Einwohner  von  Sidon  und  von 
Sagunt.  lu  dem  alten  Latium  sollen  53  Völkerschaften 
ohne  Spur  verschwunden  sein,  wie  PI  in  ins  sagt.  Wenn 
von  einem  Volke  nur  so  Wenige  übrig  bleiben,  dass  diese 
kein  Volk  mehr  bilden  können,  so  können  sie  zwar  das 
Volksvermögen  in  der  Weise  von  Privatpersonen  behalten, 
aber  nicht  das,  was  dem  Volke  als  solchen  zugestanden  hat. 
Diese  Kegel  gilt  auch  für  Kollegien. 

V.  Das  richtige  Verhältniss  des  Körpers  verschwindet 
wenn  die  Bürger  die  Gemeinschaft  entweder  freiwillig 
wegen  Pest  oder  Aufruhr  auflösen,  oder  wenn  sie  mit 
Gewalt  so  von  einander  getrennt  werden,  dass  sie  nicht 
mehr  zusammenkommen  können,  wie  dies  in  Kriegen 
mitunter  vorkommt. ^*>^) 

VI.  Die  Form  geht  unter,  wenn  die  volle  oder  voll- 
kommene Rechtsgemeinschaft  aufgehoben  wird;  also,  wenn 
die  Einzelnen  in  persönliche  Sklaverei  gerathen,  wie  die 
Mycener  bei  den  Argivern,  die  Olynthier  unter  Philipp, 
die  von  Alexander  verkauften  Thebaner,  die  Bruttier, 
welche  die  Römer  zu  Sklaven  des  Staats  macliten;  ferner, 
wenn  sie  mit  Belassung  der  Freilieit  nur  der  Staatshoheit 
beraubt  werden.  So  bestimmten  die  Römer  nach  der  Er- 
Patriotismus, gleiche  Ziele)  theils  auf  den  Beziehungs- 
formen der  Gleichheit  und  Ursächlichkeit  (gleiche 
Sitten,  Religion,  Geschichte,  gemeinsame  Kriege  und  an- 
dere Unternehmen).  So  ist  die  Gleichheit  des  Rechtes 
auch  eine  Ursache  für  die  rechtliche  Einheit  eines  Volkes. 

103)  Diese  Fälle  in  Abschnitt  IV  und  V  passen  nur 
auf  kleine  Staaten,  wie  sie  im  Alterthum  aus  einer  Stadt 
mit  deren  nächstem  Gebiet  bestanden;  grosse  Völker 
können  so  nicht  untergehen. 
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Zählung  des  Livius  über  Capua,  dass  die  Stadt  zwar 
bewohnt  bleiben  solle,  aber  es  dürfe  keine  Bürgerschaft, 
kein  Senat,  keine  Volksversammlung,  keine  Obrigkeit 
sein,  sondern  die  Einwohnerschaft  sollten  ohne  eigene 
Beschlüsse  und  Gewalt  das  Recht  bei  den  von  Rom  ihnen 
gesandten  Vorgesetzten  suchen.  Deshalb  sagt  Cicero 
in  seiner  ersten  Volksrede  gegen  Rullus  „dass  Capua  die 
Gestalt  eines  Staates  nicht  behalten  habe."  Dasselbe 
gilt  für  Völker,  die  zu  Provinzen  umgewandelt  werden 
oder  die  in  die  Gewalt  eines  Anderen  gerathen.  So  wurde 
von  Severus  Byzanz  den  Perinthiern  und  von  Theodosius 
Antiochia  den  Laodicäern  untergeben.  1^4) 

VII.  Wenn  aber  ein  Volk  wegen  Hungersnoth  oder 
anderer  Uebel  seinen  Wohnsitz  freiwillig  verlässt  oder 
dies,  wie  die  Carthagenienser  im  dritten  Punischen  Kriege, 
aus  Zwang  thut,  so  bleibt  es,  so  lange  die  erwähnte  Form 
des  Volkes  sich  erhält,  ein  Volk;  noch  weniger  hat  die 
Zerstörung  der  Stadtmauern  hierbei  einen  Einfluss.  Als 
die  Lacedämonier  bei  der  Beschwörung  des  unter  den 
Griechen  abgeschlossenen  Friedens  die  Messenier  nicht  zu- 
lassen wollten,  weil  die  Mauern  ihrer  Stadt  zerstört 
seien,  so  entschied  die  Versammlung  der  Bundesgenossen 
gegen  sie. 

VIII.  1.  Auch  ist  die  Form  der  Verfassung  hierbei 
gleichgültig,  mag  ein  König,  oder  eine  Anzahl  oder  das 
Volk  die  Herrschaft  haben.  Das  Römische  Volk  ist  das- 
selbe unter  den  Königen,  Konsuln  und  Kaisern  geblieben. 
Selbst  wenn  ein  Volk  unter  die  volle  Gewalt  eines  Königs 
kommt,  das  vorher  die  Herrschaft  selbst  geübt  hatte, 
ändert  dies  hierin  nichts;  wenn  nur  der  König  ihm  als 
Haupt  dieses  Volkes  und  nicht  als  Haupt  eines  fremden 
Volkes  gebietet.  Denn  die  in  dem  Könige  als  dem  Ober- 
haupte befindliche  Gewalt,  bleibt  auch  im  Volke  als  Gan- 
zes, dessen  Theil  das  Haupt  ist.  Wenn  daher  der  er- 
wählte König  abgeht,  oder  die  königliche  Familie  ausstirbt, 

104)  Or.  vermischt  hier  die  Begriffe  des  Staats  und  des 
Volkes,  welche  nicht  identisch  sind.  In  Deutschland  be- 
stehen mehrere  Staaten  und  doch  nur  ein  Volk ;  in  Oester 
reich  ein  Staat  und  mehrere  Völker.  In  Abschnitt  VI 
ruht  der  Beweis  des  Gr.  auf  den  Begrifl*  des  Staates,  in 
Abschnitt  VII,  VIII  auf  den  Begriff  des  Volkes. 
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so  fa  It,  wie  gezeigt  worden,  die  Staatsgewalt  an  das  Volk 
zurück.  Es  darf  mir  hier  Niemand  den  Aristoteles  ent- 
gegenstellen, welcher  bestreitet,  dass  ein  Staat,  der  seine 
Kegierungsform  ändert,  derselbe  bleibe:  wie  ja  auch  die 
Harmonie  nicht  dieselbe  bliebe,  wenn  sie  aus  der  Dorischen 
in  die  Phrygische  Tonart  übergehe. 

2.  Denn  von  einer  künstlichen  Sache  kann  es  mehrere 
formen  geben;  so  bei  der  Legion  eine,  vermöge  deren  sie 
geführt   wird,   und   eine   andere,    vermöge   deren   sie   den 
Dienst  verrichtet.     So   ist   die   Gemeinschaft   des  Rechtes 
und  der  Herrschaft  die  eine  Form  des  Staats;  die  andere 
ist  das  Verhältniss  der  regierenden  zu  den  regierten  Theilen 
Letztere  betrachtet  der  Politiker,  erstere  der  Jurist    Auch 
Aristoteles  erkennt  dies  an,  denn  er  fügt  hinzu:   „Eine 
andere  Frage  aber  ist  es,  ob  nach  Veränderung   der  Re- 
gierungsform   auch    der  Name    zu    wecJjseln    ist  "     Denn 
dies  gehört  zu  einer  anderen  Wissenschaft,  welche  Aristo- 
teles mit  der  Politik  nicht  vermengt,  damit  er  nicht  selbst 
den  an  Anderen  gerügten  Fehler  begehe  „aus  einem  Lehr- 
gebiet  in  das  andere  überzuspringen." 

3  Die  Schuld  eines  Volkes,  welche  es  als  freies 
schuldete,  erlischt  durch  die  Einsetzung  eines  Königs 
nicht.  Denn  es  bleibt  dasselbe  Volk  und  behält  sein 
Vermögen,  ja  selbst  die  Staatsgewalt  über  sich,  die  nur 
nicht  mehr  von  dem  Ganzen,  sondern  von  dem  Haupte 
ausgeübt  wird.  Daraus  ergiebt  sich  leicht  die  Antwort 
aut  die  oft  vorkommende  Frage,  an  welcher  Stelle  der  in 
den  Versammlungen  zu  sitzen  habe,  dem  die  Herrschaft 
über  ein  freies  Volk  aufgetragen  worden;  nämlich  auf  dem 
Platze  des  Volkes.  Deshalb  erhielt  Philipp  in  der  Ver- 
sammlung der  Araphictyonen  den  Platz  der  Phocenser- 
ebenso  wird  umgekehrt  ein  frei  gewordenes  Volk  den 
Platz  des  Königs  erhalten. 

IX.  Wenn  sich  zwei  Völker  zu  einem  verbinden,  so 
gehen  deren  Rechte  nicht  verloren,  sondern  werden  gemein- 
schaftlich. So  mischte  sich  das  Volk  der  Sabiner  und 
spater  der  Albaner  mit  dem  der  Römer  zu  einem  Staate, 
wie  Livius  erzählt.  Dasselbe  gilt  von  Königreichen,  so- 
iern  sie  nur  nicht  blos  durch  ein  Bündniss  oder  durch 
die  Person  eines  gemeinsamen  Königs,  sondern  voll 
geeint  sind. 
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X.  Dagegen  kommt  es  vor,  dass  ein  Staat  sich  frei- 
willig oder  in  Folge  kriegerischer  Gewalt  theilt;  so  wurde 
das  Persische  Reich  unter  die  Nachfolger  Alexanders  ge- 
theilt.  Wenn  dies  geschieht,  so  entstehen  mehrere  höchste 
Staatsgewalten,  jede  mit  ihren  Rechten  gegen  die  Einzel- 
nen. War  etwas  gemeinschaftlich,  so  muss  es  dann  ge- 
raeinsam verwaltet  werden  oder  verhältnissmässig  getheilt 
werden.  Hierher  gehört  auch  der  Abzug,  welcher  frei- 
willig nach  Kolonien  erfolgt.  Auch  so  kann  ein  selbst- 
ständiges anderes  Volk  entsti^hen;  Thucydides  sagt: 
„Denn  sie  werden  nicht  ausgesandt,  um  als  Knechte, 
sondern  um  als  Gleiche  in  der  Kolonie  zu  sein."  Der- 
selbe erzählt,  dass  die  Corinther  eine  zweite  Kolonie  nach 
Epidamnus  geführt  hätten  „unter  gleichem  Recht."  Der 
König  Tullius  sagt  bei  Dionysius  von  Halicarnass:  „Dass 
die  Herrschaft  über  alle  Kolonien  der  Mutterstadt  nach 
dem  Naturrecht  gebühre,  können  wir  weder  für  richtig 
noch  für  billig  anerkennen."  1^5) 

XI.  1.  Es  ist  eine  berühmte  Streitfrage  bei  d(in  Geschicht- 
schreibern und  Juristen,  unter  wessen  Gewalt  die  stehen, 
welche  früher  der  Römischen  Herrscliaft  unterworfen 
waren?  Viele  stellen  sie  jetzt  unter  das  Deutsche 
Reich  oder  Kaiserthum  (der  Name  ist  gleichgültig).  Ich 
weiss    nicht,    wie    sie   diesen   Uebergang    der  Herrschaft 

^^^)  Die  Folgen,  welche  die  Theilung  eines  Volkes 
oder  Staates  in  mehrere  Reiche  hat,  lassen  sich  durch 
kein  Natnrrecht  bestimmen;  es  sind  Vorgänge,  die  über 
dem  Recht  stehen,  das  freie  Handeln  der  Autoritäten 
darstellen  und  welche  in  den  einzelnen  Fällen  so  mannig- 
fach und  eigenthüralich  sind,  dass  eine  Rechtsgestaltung 
als  Regel  sich  hier  nicht  bilden  kann,  und  die  Anwendung 
vereinzelter  Grundsätze  des  Privatrechts  theils  bedenklich 
ist,  theils  zu  keinem  festen  Ergebniss  führt,  weil  andere 
gleich  berechtigte  Grundsätze  ihnen  entgegengestellt*  wer- 
den können,  und  aus  ihnen  allein  nicht  entnommen  werden 
kann,  wo  beide  einander  begrenzen  und  dem  Recht  die 
feste  Gestalt  geben  sollen.  Die  Geschichte  bestätigt  dies 
bei  allen  Theilungen  von  Reichen  grösserer  Art.  Gewalt 
oder  Vergleich  hat  hier  allein  den  Streit  gelöst;  das  Recht 
war  dazu  nicht  vermögend,  selbst  abgesehen  von  dem 
liier  fehlenden  Zwange. 
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sich  vorstellen;  da  es  doch  bekannt  genug  ist,  dass  Gross- 
deutschland,  d.  h.  das  jenseit  des  Rheines  belegene,   die 
meiste  Zeit  gänzlich    ausser   Verbindung  mit    dem  Römi- 
schen Reiche  gewesen  ist.     Ich  kann   keine  Veränderung 
oder  üebertragung   zulassen,    so   lange   nicht   sichere  Ur- 
kunden  dazu  vorgelegt   werden.     Icli   meine   daher,    dass 
auch  das  heutige  Römische  Volk  noch   dasselbe  mit  dem 
früheren   ist,    obgleich    es  durch   den  Hinzutritt  Fremder 
gemischt  worden  ist.    Die  Staatsgewalt  ist  bei  demselben 
geblieben,  als  bei  dem  Körper,  in  dem  sie  war  und  lebte. 
Denn  was  sonst  das  Römische  Volk  mit  Recht  thun  konnte, 
ehe    die  Herrschaft    der  Kaiser    begann,    dasselbe   Recht 
hatte    es    nach    dem   Abgange    eines    Kaisers,    bevor   der 
neue  da  war.     Selbst   die  Waiil  des  Kaisers    stand  dem 
Volke  zu  und  ist  einigemale  durch  dasselbe  oder  durch  den 
Senat    erfolgt.     Wenn    hier    und    da    die    Legionen    eine 
Wahl  vornehmen,  so  war  diese  doch  nicht  durch  das  Recht 
der  Legionen  gültig  (denn  an  einen  unbestimmten  Namen 
kann    kein  bestimmtes   Recht  haften),    sondern   durch   die 
Genehmigung  des  Volkes. 

2.   Dem   widerstreitet   nicht   die  Verordnung  Antonin's, 
welcher  die  sämmtlichen  Einwohner  des  Römischen  Reiches 
zu  Römischen   Bürgern   machte.     Die  Unterthanen   dieses 
Reichs  erhielten  damit  die  Rechte  der  ehemaligen  Kolonien, 
der    Landstädte    und    der    bevorrechteten   Provinzen;    sie 
sollten  an  der  Ehre  dieser  Theil  nehmen  und  die  Rechte 
der    alten   Quirlten    ausüben.     Dagegen    sollte    damit    die 
Quelle    der  Staatsgewalt    nicht    von    den   Bewohnern   der 
Stadt  Rom    auf  die    anderen   Völker   übertragen   werden; 
dies    konnten    die    Kaiser    nicht,    die    wohl    die  Art    der 
Ausübung    ihrer   Rechte    ändern   konnten,   aber  nicht  die 
rechtliche  Grundlage  derselben.    Auch  durch  die  Verlegung 
der    Residenz     von    Rom    nach    Constantinopel    hat    das 
Römische  Volk  von  seinem  Rechte  nichts  eingebüsst.  Auch 
damals  genehmigte  das  ganze  Volk  diese  Wahl  durch  den 
Theil  seiner  selbst,  der  in  Constantinopel  wohnte.     Clau- 
dianus  nennt  deshalb  die  Byzantiner  Quirlten.    Die  Stadt 
Rom  behielt    ein    starkes  Zeichen   ihres  Rechts   in   ihrem 
Vorrange,    in    der  Würde    des    Konsulats    und    anderem. 
Deshalb  hing  das  Recht  der  Einwohner  von  Constantinopel, 
den  Kaiser  zu   wählen,    von    dem  Willen   des  Römischen 
Volkes  ab,   und   als  jene  gegen  den  Willen  und  den  Ge- 
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brauch  der  Römer  die  Herrschaft  einer  Frau,  der  Irene, 
übertragen  hatten,  so  widerrief  schon  deshalb,  um  andere 
Gründe  nicht  zu  erwähnen,  das  Römische  Volk  diese  aus- 
drückliche oder  stillschweigende  Koncession  mit  Reclit 
und  wählte  selbst  einen  Kaiser,  welchen  es  durch  die 
Stimme  seines  ersten  Bürgers,  d.h.  durch  seinen  Bischoff 
verkündete  (wie  auch  im  jüdischen  Staat  beim  Abgange 
des  Königs  die  Person  des  Hohenpriesters  die  erste 
war).  106) 

3.  Die  Wahl  Karls  des  Grossen  und  einiger  seiner 
Nachfolger  galt  nur  deren  Person;  diese  selbst  unter- 
schieden sorgfältig  die  Herrschaft,  welche  sie  über  die 
Franken  und  über  die  Longobarden  hatten,  von  der  erst 
neuerlich  erworbenen  Herrschaft  über  die  Römer.  Als 
später  das  Volk  der  Franken  sich  in  das  westliche,  was 
jetzt  Frankreich  inne  hat,  und  das  östliche  schied,  welches 
Deutschland  oder  Alemannien  inne  hat  (der  Abt  von  Frei- 
singen nennt  sie  zwei  fränkische  Königreiche)  und  als 
die  östlichen  Franken  Wahlkönige  einführten  (denn  zu 
jener  Zeit  hing  die  gewissermaassen  agnatische  Erbfolge 
der  Könige  nicht  so  sehr  von  ihrem  Erbrecht,  als  von 
der  Wahl  des  Volkes  ab),  so  gefiel  es  den  Römern 
des  bessern  Schutzes  wegen,  sich  keinen  eignen  König 
zu  wählen,  sondern  den  von  den  Deutschen  gewählten  an- 
zunehmen. Dabei  behielten  sie  sich  jedoch  ein  Recht 
der  Billigung  oder  Misbilligung  vor,  so  weit  es  ihre  An- 
gelegenheiten betraf. 

4.  Diese  Billigung  pflegte  durch  den  Bischoff  öffentlich 
ausgesprochen  und  durch  eine  besondere  Krönung  feierlich 
verkündet  zu  werden.  Deshalb  hat  der  von  den  sieben, 
das  deutsche  Reich  vertretenden  Kurfürsten  Erwählte  die 
Staatsgewalt  über  Deutschland  nach  dessen  Herkommen: 
aber  erst  durch  die  Genehmigung  des  Römischen  Volkes 
wird  derselbe  König  entweder  Römischer  Kaiser,  oder, 
wie  die  Geschichtschreiber  oft  sagen,  König  von  Italien, 
Durch  diesen  Rechtstitel  hat  er  die  Gewalt  über  Alles,  was 
sonst  zum  Römischen  Reiche  gehörte,  so  weit  es  nicht  durch 

i"6)  Das  Sophistische  in  diesen  Deduktionen  und  die 
Gewalt,  welche  den  geschichtlichen  Thatsachen  hier  an- 
gethan  wird,  bedarf  keiner  weiteren  Darlegung;  jeder 
Leser,  der  die  Geschichte  kennt,  wird  sie  bemerken. 
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Verträj2:e ,  oder  Entsagung  und  Besitzergreifung  oder  durch 
Eroberung  unter  die  Herrschaft  anderer  Völker  gekommen 
ist.  Daher  erklärt  es  sich,  dass  der  Römische  Bischoff, 
während  der  Vakanz  im  Reiclie  die  Beleiliung  der  Lehne 
ertlieilt;  er  gilt  nämlich  im  Römischen  Volke  während 
einer  solchen  freien  Zeit  als  der  Vornehmste.  Die  Ge- 
schäfte eines  Staatskörpers  pHegen  nämlich  durch  die  vor- 
nehmste Person  im  Namen  jenes,  wie  erwähnt,  erledigt 
zu  werden.  Cynus  und  Ray n er  haben  deshalb  Recht, 
dass  bei  Verhinderung  des  Römischen  Kaisers  durch  Krank- 
heit oder  Gefangenschaft,  ihm  vom  Römischen  Volke  ein 
Stellvertretnr  zur  Besorgung  der  Reichsgeschäfte  gegeben 
werden  könne. i®*) 

XII.  Die  Person  des  Erben  gilt  sowohl  für  die  Fort- 
setzung der  Staatsgewalt,  als  des  Privateigenthums  als 
eine  Person  mit  dem  Verstorbenen;  dies  ist  unzweifel- 
haften Rechtens. 

XIII.  In  wie  weit  der  Sieger  dem  Besiegten  nachfolgt, 
wird  bei  den  Folgen  des  Krieges  erörtert  werden. 


Kapitel  X. 

Leber  die  yerbiiidlichkeiteii^  welche  aus  dem  Eigen- 

thuiii  entspringen.  1^«) 

I.  1.  Nachdem,  so  weit  es  für  unseren  Zweck  nöthig, 
von  den  Rechten,  welche  an  Personen  oder  Sachen  uns 
zustehen,   gehandelt  worden,    sind  nun  auch  die  Verbind- 

^07)  Auch  diese  Deduktion  in  §  3  und  4  bedarf  keiner 
Widerlegung;  sie  ignorirt  die  ganze  geschichtliche  Ent- 
wicklung, insbesondere  »lie  Ausbildung  der  weltlichen 
Herrschaft  des  Papstes,  nur  um  einen  abstrakten  Rechts- 
satz streng  durchzuführen.  Es  ist  dies  ein  schlagendes 
Beispiel  von  der  Unfähigkeit  des  Naturrechts,  das  Recht 
eines  Landes  wahrhaft  zu  begreifen. 

^^^)  Gr.  behandelt  in  diesem  Kapitel  die  verschiedensten 
Verhältnisse,  die  theils  in  das  Obligationenrecht  gehören, 
theils  mit  dem  Eigenthum  in  Verbindung  stehen.  Indem 
er  den  wichtigen  Unterschied   der   dinglichen  und  person- 


al 


lichkeiten,  welche  daraus  gegen  uns  entstehen,  zu  be- 
trachten. Diese  entspringen  entweder  aus  schon  vorhan- 
denen Sachen  (unter  Sachen  werde  ich  hier  auch  die  per- 
sönlichen Rechte  verstehen,  so  weit  sie  uns  nützlich 
sind)***^)  oder  aus  noch  nicht  vorhandenen. 

2.  Aus  bestehenden  Sachen  entspringt  für  den  Inhaber 
unserer  Sache  die  Verbindlichkeit,  nach  Möglichkeit  zu 
bewirken,  dass  sie  in  unsere  Gewalt  gelange.  Dabei  ist  er 
aber  weder  zu  Unmöglichem  verpflichtet,  noch  zur  Rück- 
gabe auf  seine  Kosten;  er  braucht  es  nur  zu  melden, 
damit  der  Andere  das  Seinige  in  Empfang  nehmen  kann. 
Denn  so  wie  bei  der  Gütergemeinscliaft  eine  gewisse  Gleich- 
heit zu  beobachten  ist,  so  dass  der  Eine  so  viel  erhält, 
als  der  Andere,  so  ist  auch  nach  Einführung  des  pjigen- 
thums  unter  Eigenthümern  eine  gewisse  Gemeinschaft  dahin 
geschlossen  worden,  dass  jeder  Inhaber  einer  fremden 
Sache  sie  dem  Eigenthümer  zurückgebe.  Denn  läge  in 
dem  Eigenthum  nur  die  Macht,  dass  es  auf  Verlangen 
zurückgegeben  werden  müsste,  so  würde  dieses  angeführte 
Eigenthum  zu  hinfällig  und  die  Bewachung  zu  kostspielig 
geworden  sein.^^*^) 

liehen  Rechte  hier  nicht  festhält,  gelangt  er  zu  höchst 
zweifelhalten  Entscheidungen,  vermischt  moralische  mit 
Rechtspflichten,  und  zerstört  die  Klarheit  und  Festigkeit, 
welche  die  Römisclien  Juristen  durch  diese  Unterscheidung 
in  die  Rechtswissenschaft  gebracht  haben. 

i<>^)  Diese  Stelle  in  Klammern,  die  scholastisch  klingt, 
findet  sich  in  keiner  bei  Lebzeiten  von  Gr.  oder  bald  nach 
seinem  Tode  erschienenen  Ausgaben  seines  Werkes. 

11^)  Diese  Annahme  eines  allgemeinen  Uebereinkommens 
aller  Eigenthümer  ist  so  unnatürlich  und  den  thatsäclj- 
lichen  Verhältnissen  so  widersprechend,  dass  sie  in  keinem 
Falle  zugelassen  werden  kann.  Bei  solcher  Methode  könnte 
das  Verkehrteste  zu  einem  Recht  erhoben  werden,  man 
brauchte  nur  allemal  die  Fiktion  eines  entsprechenden  Ver- 
trages vorzuschieben.  Die  allgemeine  Geltung  des  Eigen- 
thums  liegt  nur  in  der  unmittelbaren  Stellung  des  Inhabers 
zur  Sache,  ohne  alle  Vermittlung  fremder  Tliätigkeit.  Des- 
halb haben  auch  die  Römischen  Juristen  die  allgemeine 
Verbindlichkeit  der  Anderen  auf  die  passive  Anerkennung 
dieses  Verhältnisses  beschränkt;  ein  Handeln,  eine  Thätig- 
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3.  Dabei  kommt  es  auf  den  guten  oder  bösen  Glauben 
des  Besitzers  nicht  an;  denn  es  handelt  sich  hier  nicht 
um  die  Verbindlichkeit  aus  einem  Unrecht,  sondern  aus 
einer  Sache.  Die  Lacedämonier  befreiten  sicli  vom  Un- 
recht, indem  sie  den  Phöbis  verurtheilten,  welcher  die 
Cadmeische  Burg  in  Theben  gegen  das  Bündniss  besetzt 
hatte;  aber  dennoch  beschuldigte  man  sie  der  Ungerech- 
tigkeit, weil  sie  trotzdem  die  Burg  behielten.  Xenophon 
erwähnt  desselben  Unrechts,  und  dass  es  als  ein  beson- 
deres auch  durch  Gott  beeonders  bestraft  worden  sei. 
So  tadelt  Cicero  den  M.  Crassus  und  Q.  Hortensius, 
weil  sie  eine  Erbschaft  aus  einem  Testament  behalten 
hatten,  obgleich  es,  wenn  aucli  ohne  ihre  Schuld,  ge- 
fälscht war. 

4.  Da  diese  Verbindlichkeit,  wie  aus  einem  allgemei- 
nen Vertrage,  für  alle  Menschen  gilt  und  dem  Eigenthümer 
eine  Art  Recht  gewährt,  so  erhalten  alle  besonderen  Ver- 
träge, da  sie  der  Zeit  nach  später  sind,  hierdurch  eine 
Beschränkung.  Dadurch  wird  der  Ausspruch  des  Trypho- 
nius  verständlich:  „Ein  Käuber  hat  das  mir  geraubte 
Gut  bei  Sejus  niedergelegt,  ohne  dass  dieser  den  ver- 
brecherisclien  Erwerb  kennt.  Hat  nun  Sejus  das  Gut  mir 
oder  dem  Räuber  zurückgegeben?  Sieht  man  nur  auf 
das  Geben  und  Empfangen  an  sich,  so  erfordert  die  Red- 
lichkeit, dass  die  anvertraute  Sache  dem  Geber  zurück- 
gestellt werde;  sieht  man  auf  die  Gerechtigkeit  im  Ganzen 
und  llir  alle  Personen,  welche  dabei  betheiligt  sind,  so 
muss  das  Gut  mir  gegeben  werden,  dem  es  durch  ein 
Verbrechen   entzogen   worden    ist."     Er   fügt    aber  richtig 


keinem   positiven 


zusami 

ten  sie  nicht  und  es  besteht  auch  in  Keinem  posinvei 
Rechte  eines  Landes.  Es  kann  höchstens  als  eine  mora- 
lische Verbindlichkeit  aus  dem  Prinzip  der  christlichen 
Liebe  geltend  gemacht  werden.  Die  Beispiele ,  welche  Gr. 
zur  Unterstützung  seiner  Ansicht  beibringt,  beziehen  sich 
entweder  nur  auf  diese  moralische  Pflicht,  oder  sie  ge- 
liören  gar  nicht  hierher. 
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hinzu:  „Und  ich  billige  diejenige  Gerechtigkeit,  welche 
jedem  das  Seine  so  giebt,  dass  es  der  gerechteren  Zurück- 
forderung  eines  Andern  nicht  entzogen  wird."  Denn  die 
Rückforderung  des  Eigenthümers  ist  die  gerechtere  nach 
dem  erwähnten  Rechte,  was  so  alt,  wie  das  Eigenthum  selbst 
ist.  Daraus  folgt  auch  der  andere  Satz  bei  Tryphonius, 
dass,  wer  seine  eigene  Sache  unbewusst  zur  Aufbewahrung 
empfangen  hat,  sie  nicht  zurückzugeben  braucht.  Ebenso  be- 
antwortet sich  die  vorher  von  ihm  behandelte  Frage  über 
das  in  Gewahrsam  gegebene  Gut  eines,  dessen  Vermögen 
konfiscirt  worden  ist,  hiernach  richtiger,  als  aus  dem,  was 
Tryphonius  über  die  Nützlichkeit  der  Strafen  anführt. 

5.    Denn    es   ändert   das  Eigenthum   nicht,    ob   es  auf 
dem   Völkerrecht    oder    auf  dem   besonderen   bürgerlichen 
Recht  beruht;  es  hat  immer  seine  natürlichen  Bestimmun- 
gen an  sich,  und  dazu  gehört  die  Pflicht  jedes  Besitzers, 
die   Sache    dem    Eigenthümer    zurückzugeben.     Dies    will 
Martian  mit  dem  Satze  sagen,  „dass  nach  dem  Völker- 
recht   die  Sache    von  dem,    der    kein  Recht    auf  sie  hat, 
zurückgefordert  werden  könne."    Hierauf  stützt  sich  auch 
der  Au'sspruch  Ulpian's,  „dass  der  Finder  einer  fremden 
Sache    sie    dem    Eigenthümer    zurückgeben    müsse,    ohne 
Finderlohn  beanspruchen  zu  können."    Mit  der  Sache  sind 
auch  die  Früchte,  nach  Abzug  der  Kosten,  zurückzugeben. 
IL  1.   In  Betreff  der  nicht  vorhandenen  Sachen  haben 
die  Menschen  beliebt,    dass   wenn   du   durch  meine  Sache 
reiclier    geworden    bist,    und    ich    sie    nicht    mehr   habe, 
du  mir  auf  Höiie  des  Vortheils   verpflichtet  bist;   denn  in 
so  weit  hast  du  so  viel  mehr,    als  ich  weniger  habe,  und 
das  Eigenthum    ist    dazu  eingeführt,    dass  die  Billigkeit 
in  so  weit  bewahrt  werde,  dass  Jeder  das  Seine  behalte. 
Cicero   sagt:    „Es   sei   gegen  die  Natur,    dass  man  sich 
auf  Unkosten  eines  Anderen  bereichere;"  und  anderwärts: 
„Das  gestattet  die  Natur  nicht,  dass  wir  auf  Kosten  An- 
derer unsere  Kasse,  Vermögen  und  Mittel  vermehren." 

2.  Die  Billigkeit  dieses  Satzes  ist  so  einl..uchtend ,  dass 
die  Rechtsgelehrten  danach  Vieles  entscheiden,  worüber 
die  Gesetze  nichts  bestimmt  haben,  indem  sie  immer  auf 
diese  Billigkeit,  als  den  sichersten  Halt,  Bezug  nehmen. 
Deshalb  wird  der,  welcher  einen  Sklaven  zum  Vorstand 
seines  Handelsgeschäftes  gemacht  hat,  aus  dessen  Hand- 
lungen verpflichtet,  wenn  er  nicht  demselben  das  Kredit- 
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nehmen  entzogen  hat.  Aber  auch  dann  kann  diese  Ein- 
rede mit  dem  Einwand  des  Betruges  entkräftet  werden, 
wenn  der  Sklave  dadurch  selbst  etwas  erworben  hat  oder 
wenn  tlir  den  Herrn  eine  nützliche  Verwendung  geschehen  ist. 
Denn  Proculus  sagt:  „Der  handelt  in  böser  Absicht,  wer 
sich  mit  fremdem  Scliaden  bereichern  will."  Mit  „böser 
Absicht"  ist  hier  alles  geraeint,  was  dem  Naturrecht  und 
der  Billigkeit  widerspricht.  Wer  auf  Ansuchen  der 
Mutter  für  den  Nameus  des  Sohnes  auftretenden  Kläger 
Bürgschaft  stellt,  Jiat  gegen  diesen  nicht  die  Klage  aus 
der  Vollmacht  und  hat  auch  eigentlich  nicht  dessen  Ge- 
schäft besorgt,  da  er  die  Bürgschaft  nur  der  Mutter  zu 
Liebe  geleistet  hat.  Dessenungeachtet  hat  nach  Papinia- 
nus  Ausspruch  der  Bürge  die  Klage  aus  fremder  Geschäfts- 
führung nur  analog,  wenn  ich  nicht  irre,i^^)  gegen  den 
Kläger,  weil  dieser  durch  das  Geld  jenes  seiner  Verbind- 
lichkeit entledigt  ist.  —  So  hat  die  Frau,  welcher  der 
Mann  Geld  geschenkt  hat,  was  er  nach  dem  Gesetz  zurück- 
fordern kann,  dennoch  die  Klage  auf  Rückgabe  des  Geldes 
oder  auf  Herausgabe  der  damit  angeschafften  Sachen. 
„Denn,"  sagt  ülpian,  „man  kann  nicht  leugnen,  dass  der 
Mann  dadurch  bereichert  worden  sei,  und  es  wird  nur 
das  verlangt,  was  er  von  dem  Vermögen  der  Frau  besitzt." 
Wenn  du  das  Geld,  was  mir  mein  Sklave  gestohlen  hatte, 
in  gutem  Glauben  verbrauchst,  so  habe  ich  gegen  dich 
die  Rückforderungsklage,  indem  die  Sache  ohne  Recht 
auf  dich  übergangen  ist.  Die  Unmündigen  werden  aus 
einem  Lehrvertrage  nach  Römischem  Recht  nicht  ver- 
pflichtet; aber  wenn  sie  sich  dadurch  bereichert  haben, 
so  gestattet  man  die  Klage  nach  der  Analogie. 

Wenn  eine  fremde  Sache  verpfändet  und  von  dem 
Gläubiger  veiäussert  worden  ist,  so  wird  der  Scliuldner 
auf  Höhe  des  Werthes  derselben  frei,  weil  nach  Trypho- 
nius  Ausspruch  Jeder  aus  irgend  einem  Rechtsverhältniss 
durch  Veranlassung  des  Schuldners  erworbene  Werth, 
billiger  dem  Schuldner  zu  Gute  kommt,  als  dem  Gläubiger 

11*)  Der  technische  Ausdruck  der  Römischen  Juristen: 
actio  utili.i  lässt  sich  nicht  wohl  anders  übersetzen;  sie 
bezeichnet  eine  Klage,  deren  Fundament  auf  einer  ana- 
logen Ausdehnung  der  eigentlichen  Klage  (actio  directa) 
beruht. 
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zum  Gewinne    zufällt.     Dabei    bleibt  aber  der  Schuldner 
dem  Käufer  verhaftet,  damit  er  nicht  aus  fremdem  Schaden 
Gewinn    ziehe.     Ebenso    musste   der  Gläubiger,    wenn  er 
mehr    Früchte,    als    die    Zinsen    betragen,    gezogen  hat 
sie  sich  sämmtlich  auf  die  Schuld  anrechnen  lassen. 

In  ähnlicher  Weise  wirst  du  mir  verpflichtet,  wenn 
du  von  meinem  Schuldner  Geld  geliehen  hast,  auch  wenn 
du  ihn  nicht  für  meinen  Schuldner,  sondern  für  den  eines 
Andern  gehalten  hast,  nicht  weil  ich  das  Geld  geliehen 
habe,  denn  dies  ist  nur  unter  denen  möglich,  die  dies 
wollen,  sondern  weil  es  recht  und  billig  ist,  dass  mein 
an  dich  gelangtes  Geld  mir  von  dir  zurückgegeben  werde. 

3.  Spätere  Rechtslehrer  dehnen  dies  auf  ähnliche  Ver- 
hältnisse aus;  so  gestatten  sie,  wenn  die  Güter  eines  Ab- 
wesenden verkauft  worden  sind,  und  er  gültige  Einwen- 
dungen dagegen  hat,  ihm  zur  Klage  auf  das  aus  seinen 
Gütern  gewonnene  Geld;  ebenso  geben  sie  dem,  welcher 
dem  Vater  Geld  zum  Unterhalt  seines  Sohnes  geborgt 
hat,  beim  Unvermögen  des  Vaters  eine  Klage  gegen  den 
Sohn  selbst  und  dessen  mütterliches  Vermögen. 

Wenn  diese  zwei  Regeln  richtig  gefasst  sind,  können 
danach  leicht  jene  Fragen  erledigt  werden,  welche  von 
den  Rechtsgelehrten  und  Theologen  als  innere  Gewissens- 
fragen behandelt  werden. 

HI.  Denn  zuerst  ist  klar,  dass  der  Besitzer  in  gutem 
Glauben  (denn  der  unredliche  Besitzer  wird  durch  seine 
That  über  das  natürliche  Verhältniss  hinaus  verhaftet) 
zu  keinem  Ersatz  verpflichtet  ist,  wenn  die  Sache  unter- 
gegangen ist;  denn  er  hat  weder  die  Sache,  noch  einen  Vor- 
theil  aus  derselben.  1*2) 

IV.  Zweitens  ist  der  redliche  Besitzer  auch  die  vor- 
handenen Früchte  der  Sache  abzuliefern  schuldig;  ich  sage, 
die  Früchte  der  Sache,  denn  die  Früchte  seines  Fleisses 
sind  nicht  Früchte  der  Sache,  selbst  wenn  diese  ohne 
sie   nicht    erlangt   werden   konnten.     Der   Grund  liegt   im 


112)  Dies  folgt  einfach  aus  dem  Begriff  des  dinglichen 
Rechts,  während  bei  der  von  Gr.  aufgestellten  persön- 
lichen Obligation  zur  Zurückgabe  der  Sache  an  den 
Eigenthümer  der  Satz  viel  zweifelhafter  wird  und  zu  Unter- 
scheidungen nöthigt. 


384 


Buch  II.    Kap.  X. 


iV 


Eigenthume,    denn    der    Eigenthlimer    der    SacJie    ist    es 
iiaturrechtlich  auch  von  deren  Früchten. 

V.  Drittens  hat  der  redliche  Besitzer  neben  der  Sache 
auch  die  verzehrten  Früchte  zu  ersetzen,  wenn  er  nämlicli 
ohne  deren  Besitz  auch  so  viel  verzelirt  haben  würde,  denn 
insoweit  gilt  er  für  bereichert.  C.  Cäsar  Caligula  wird 
demgemäss  dafür  gelobt,  dass  er  im  Anfange  seiner  Re- 
gierung nicht  nur  die  Königreiche  zurückgab,  sondern 
auch  die  davon  iramittelst  gezogenen  Einkünfte. 

VI.  Viertens  braucht  er  die  durch  Nachlässigkeit 
flicht  gezogenen  Früchte  nicht  zu  ersetzen,  denn  er  hat 
liier  weder  die  Sache,  noch  das,  was  an  deren  Stelle  tritt. 

VII.  Fünftens  ist  ein  solcher  Besitzer  nicht  verhaftet, 
wenn  er  die  ihm  geschenkte  Sache  einem  Anderen  ge- 
schenkt hat,  er  müsste  dann  auch  ohnedem  ebensoviel 
verschenkt  haben,  denn  dann  hat  er  so  viel  durch  Er- 
sparniss  an  seinem  Vermögen  gewonnen. 

VIII.  Sechstens  ist  er  nicht  verhaftet,  wenn  er  die 
Saclie  erst  gekauft  und  dann  wieder  verkauft  hat,  aus- 
genommen auf  das,  was  er  beim  Verkauf  mehr  gelöst 
hat;  dagegen  ist  er  bei  dem  Verkauf  einer  zum  Geschenk 
erhaltenen  Sache  verpflichtet,  den  Preis  zurückzuzahlen, 
ausgenommen,  wenn  er  diesen  Preis  verthan  hat  und  unter 
anderen  Verhältnissen  niclit  so  viel  verthan  hätte. i^^) 

IX.  1.  Siebentens  muss  er  die  fremde,  in  gutem 
Glauben  gekaufte  Sache  zurückgeben  und  darf  den  ge- 
zahlten Preis  nicht  erstattet  verlangen.  Doch  ist  hier 
eine  Ausnahme  zu  machen ,  wenn  der  Eigenthümer  seine 
Sache  ohne  einen  gewissen  Aufwand  nicht  zurückerlangen 
konnte;  so,  wenn  die  Sache  sich  bei  Seeräubern  befand. 
Dann  kann  er  so  viel,  als  der  Eigentliümer  freiwillig 
verwendet  haben  würde,  abziehen;  denn  der  thatsächliche 
Besitz,  namentlich  wenn  er  scliwer  zu  erlangen  ist,  kann 
abgeschätzt  werden,  und  insoweit  erscheint  der  Herr 
durch  den  Ankauf  der  Sache  bereichert.  Wenn  daher  auch 
der  Kauf  der  eigenen  Sache  in  der  Regel  nicht  gilt,  so 
lässt   ihn   doch   der  Rechtsgelelirte  Paulus   dann  gelten, 

1^'^)  Diese  Ausdehnungen  der  nützlichen  Verwendung 
in  Nummer  VII  und  VIII  dürften  sehr  bedenklich  sein.  Auch 
hier  spielt  das  Moralische  bei  Gr.  hinein  und  verdunkelt 
die  scharfen  Rechtsbegrifte. 
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wenn  es  von  Anfang  ab  nur  auf  die  Erlangung  des  bei 
einem  Andern  befindlichen  Besitzes  dabei  abgesehen  war. 
Auch  ist  nicht  nöthig,  dass  der  Kauf  in  der  Absicht  ge- 
schehe, sie  dem  Eigenthümer  wieder  zu  verschaffen;  in 
welchem  Falle  Einige  die  Klage  aus  der  Geschäftsführung 
zulassen,  Andere  nicht.  Denn  diese  Klage  entspringt  aus 
dem  bürgerlichen  Recht  und  hat  keine  von  jenen  Grund- 
lagen, welche  naturrechtliche  Verbindlichkeiten  erzeugen. 
Wir  handeln  hier  aber  nur  über  die  Bestimmungen  des 
Naturrechts. 

2,  Aehnlich  verhält  es  sich,  wenn  ülpian  über  die 
Frage  tür  ein  besorgtes  Begräbniss  sagt,  dass  ein  ge- 
rechter Richter  dabei  sich  nicht  streng  an  die  Regeln  der 
Geschäftsführung  bindet,  sondern  der  Billigkeit  in  freiem 
Ermessen  folgt,  da  dies  die  Natur  des  Gesetzes  ihm  hier 
gestatte,  ii"*)  Derselbe  sagt  anderwärts,  dass,  wenn  Jemand 
meine  Geschäfte  nicht  meinetwegen,  sondern  seines  Ge- 
winnes wegen  geführt  und  dabei  Auslagen  gemacht  habe, 
er  einen  Anspruch  auf  Ersatz  zwar  nicht  dessen  habe, 
was  er  ausgelegt,  aber  dessen,  was  ich  reicher  geworden 
sei.  Deshalb  erhalten  auch  die  Eigenthümer  der  Waaren, 
welche  zur  Rettung  des  Schiffes  in  das  Wasser  geworfen 
worden  sind,  einen  theilweisen  Ersatz  von  Denen,  deren 
Waaren  dadurch  gerettet  worden  sind;  denn  auch  Der  gilt 
als  bereichert,  der  seine,  ohnedem  untergegangenen  Sachen 
dadurch  sich  erhalten  hat. 

X.  Achtens  kann  Der,  welcher  eine  fremde  Sache 
gekauft  hat,  sie  dem  Verkäufer  nicht  zurückgeben,  um 
sein  Geld  wieder  zu  bekommen;  denn  seine  Verbindlich- 
keit zur  Ablieferung  der  Sache  an  ihren  Eigenthümer  be- 
ginnt, wie  gesagt,  für  ihn  mit  dem  Zeitpunkt,  wo  sie  in 
seinen  Besitz  kommt. 

XI.  Neuntens  ist  Der,  welcher  eine  Sache  inne  hat, 
deren  Eigenthümer  unbekannt  ist,  naturrechtlich  nicht 
verbunden,    sie    den   Armen    zu  geben,    obgleich   es  eine 


**'*)  ülpian  will  damit  nicht,  wie  Gr.  meint,  den  juri- 
stischen Begriff  der  nützlichsten  Verwendung  in  das 
Moralische  verflachen,  sondern  das  schiedsrichterliche  Er- 
messen soll  nur  die  Thatsache,  was  die  Sitte  bei  solchem 
Falle  als  angemessen  und  anständig  hält,  feststellen. 


Grotias,  Kecht  d.  Kr.  u.  Fr. 
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fromme  HandluDg  sein  würde,  die  an  vielen  Orten  vor- 
geschrieben ist.  Der  Grund  ist,  dass  Niemand  ausser 
dem  Eigenthümer  ein  Recht  zur  Sache  hat.  Nun  gilt 
aber  das  Nichtsein  und  das  Nichtbekanntsein  für  Den 
gleich,  dem  der  Eigenthümer  nicht  bekannt  ist. 

XII.  Zehntens  braucht  naturrechtlich  eine  Saclic  nicht 
zurückgegeben  zu  werden,  welche  man  zu  einem  unsitt- 
lichen Zweck  empfangen  hat;  dieses  gilt  auch,  wenn  der 
Zweck  sittlich  war,  aber  man  dazu  schon  ohnedem  ver- 
pflichtet war.  Denn  in  Bezug  auf  eine  Sache  ist  Jemand 
nur  verpflichtet,  wenn  sie  eine  fremde  ist;  hier  ist  aber 
das  Eigenthum  durch  den  Willen  des  früheren  Besitzers 
bereits  übergegangen.  Anders  ist  es,  wenn  die  Ueber- 
gabe  selbst  an  einem  Fehler  leidet,  z.  B.  wenn  sie  ge- 
waltsam abgenöthigt  worden  ist;  denn  damit  beginnt  eine 
neue  Verbindlichkeit,   welche  hier  nicht  zu  behandeln  ist. 

XIII.  Man  kann  dem  noch  den  von  Med  in  a  fälschlich 
aufgestellten  Satz  anfügen,  dass  das  Eigenthum  fremder 
Sachen  ohne  Einwilligung  des  Eigenthümers  auf  uns  über- 
gehe, wenn  die  Sachen  solche  sind,  welche  nach  Gewicht, 
Zahl  oder  Maass  geschätzt  werden.  Denn  von  diesen 
Sachen  heisst  es,  dass  sie  einander  vertreten,  d.  h.  dass 
eine  Erstattung  der  Art  noch  genügt.  Dieser  Satz  gilt 
indess  nur,  wenn  eine  Einwilligung  vorausgegangen  ist, 
oder  nach  Gesetz,  oder  Gebrauch  vorausgesetzt  wird, 
wie  bei  dem  Darlehn;  oder  wenn  der  Gegenstand  verzehrt 
ist  und  deshalb  nicht  zurückgegeben  werden  kann.  Ausser 
diesen  Fällen  der  ausdrücklichen  oder  vermutheten  Ein- 
willigung oder  der  Notliwendigkeit  findet  jene  Vertretung 
der  Sachen  nicht  statt,  i^^j 


11^)  D.  h.  es  muss  dann  die  empfangene  Sache  in  ihrer 
Bestimmtheit  zurückgegeben  werden,  und  es  findet  mithin 
kein  Eigenthumsübergang  dieser  bestimmten  Sache  statt. 
—  Viele  der  hier  von  Gr.  gegebenen  Entscheidungen 
unterliegen  den  erlieblichsten  Bedenken.  Seine  Begrün- 
dung erscheint  durchaus  willkürlich;  bald  zieht  er  das 
Moralische  hinein,  bald  beschränkt  er  sich  auf  seinen  ab- 
strakten Satz,  dem  er  im  Eingang  des  Kapitels  aufgestellt 
hat,  und  lässt  alle  andern  Rücksichten  bei  Seite,  welche 
bei    der    Gestaltung    des    Rechtes    nicht   minder  wirksam 


Kapitel  XI. 
Ueber  die  Tersprechen. 

1.  1.  Nach  der  getroff'enen  Ordnung  kommen  wir  nun 
zu  den  Verbindlichkeiten,  welche  aus  den  Versprechen 
entstehen.  Hier  tritt  uns  gleich  ein  Mann  von  nicht  ge- 
wöhnlicher Gelehrsamkeit,  Franz  Conanusiiß)  entgegen 
welcher  behauptet,  dass  nach  dem  Natur  und  Völkerrecht 
alle  Verträge,  welche  keine  Vertauschung  enthalten,  keine 
Verbindlichkeit  begründen,  obgleich  es  anständig  sei,  sie 
zu  erfüllen,  soweit  eine  solche  Handlung  auch,  abgesehn 
von  dem  Versprechen,  anständig  und  der  Tugend  ge- 
mäss sei. 

2.   Er  bringt  für  seine  Ansichten  nicht  blos  Aussprüche 
von  Rechtsgelehrten  bei,   sondern   auch   den  Grund,   dass 
die  Schuld  Dessen,  welcher  einem  leichtsinnig  Versprechen- 
den  vertraue,    nicht  geringer    sei,    als  Dessen,    welcher, 
das    eitle   Versprechen     gab;    dann,    dass    das   Vermögen 
Aller  in  grosse  Gefahr  komme,  wenn  die  Verspreclien  er- 
sind.    Wie  viel  einsichtiger  und  tiefer  eindringend,  wie 
viel  praktischer  und  dem  Leben  entsprechender,   wie  viel 
sicherer  und  bestimmter  erscheint  die    rechtswissenschaft- 
liche Entwicklung  bei  den  römischen  Juristen  in  Vergleich 
zu    dieser    naturrechtlichen    Auff'assung    der    Verhältnisse 
welche  bald   in   das   Moralische   haltlos   hinüberschwankt' 
bald  starr  an  einem  abstrakten  Prinzip  festhaltend,  Leben 
und  Vekehr  ertödtet. 

116)  Franz  Conan  war  1508  zu  Paris  geboren,  wurde 
ein  Schüler  des  Alciatus,   lebte  als  Advocat  in  Paris  und 
starb   1551.     Nach   seinem   Tode  gab   Berthold   Fay  aus 
seinen    Papieren    sein    Werk:    Commentarii  juris    civilis, 
Paris  1553,   in  zwei  Folianten   heraus,   was  mehrere  Auf-, 
lagen  erlebte  und  eine  aber  nicht  ganz  vollständige  Dar- 
stellung des  Römischen  Rechts  enthielt.    Cujas  hielt  nicht 
viel   davon;    allein   andere    Gelehrten    haben   dem    Werke 
melir  Gerechtigkeit  widerfahren  lassen.     Wir  sehn  hier. 
dass  auch  Gr.  es  hochschätzt,  und  war,  Gr.  darau.^  anführt 
zeugt  von  Scharfsinn  und  Originalität. 
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füllt  werden  müssten,  da  sie  oft  mehr  zum  Schein, 
als  im  Ernste  gegeben  würden  oder  nur  aus  leicht- 
sinnigen und  wenig  überlegten  Beweggründen.  Endlich 
sei  es  weise,  Einiges  dem  guten  Willen  eines  Jeden  zu 
überlassen  und  nicht  überall  Zwang  eintreten  zu  lassen. 
Es  sei  allerdings  schlecht,  sein  Versprechen  nicht  zu 
halten;  aber  nicht  deslialb,  weil  es  gegen  das  Recht  sei, 
sondern  weil  der  Leichtsinn  des  Versprechenden  dadurch 
aufgedeckt  werde.  Er  benutzt  auch  das  Zeugniss  Cicero 's, 
welcher  gesagt  habe,  dass  Versprechen  nicht  gehalten  zu 
werden  brauchen,  welche  dem  Andern  keinen  Nutzen 
brächten,  oder  wenn  sie  dem  Versprechenden  mehr 
schadeten,  als  Jenem  nützten.  Ist  die  Sache  noch  im 
alten  Stande,  so  will  Conanus  nur  eine  Verbindlichkeit 
auf  das  Interesse,  nicht  auf  das  Versprochene  gestatten. 
Uebrigens  sollen  die  Versprechen  die  an  sich  in  ihnen 
niclit  liegende  verbindliche  Kraft  dann  erhalten,  wenn  sie 
rechtlich  anerkannten  Verträgen  eingefügt  oder  angefügt 
werden,  oder  wenn  die  Uebergabe  hinzukomme;  dadurch 
sollen  bald  Klagerechte,  bald  Einreden  entstehen  und  die 
Rückforderung  dann  unzulässig  sein.  Wenn  aber  Ver- 
sprechen nach  den  Gesetzen  verbindliche  Kraft  hätten, 
wie  bei  förmlichen  Verträgen  und  sonst,  so  beruhe  dieses 
auf  einer  Wohlthat  der  Gesetze,  welche  überhaupt  das 
Moralische  zu  einem  rechtlich  Nothwendigen  umwandeln 
könnten. 

3.  Diese  Ansicht  kann  indess  in  dieser  aufgestellten 
Allgemeuiheit  nicht  als  richtig  anerkannt  werden.  Zuerst 
würde  daraus  folgen,  dass  Verträge  unter  Königen  und 
Völkern  unkräftig  sind,  so  lange  noch  keine  Erfüllung 
hinzugekommen  ist,  insbesondere  in  den  Ländern,  wo 
keine  bestimmte  Form  für  Verträge  und  Bündnisse  besteht. 
Sodann  lässt  sich  nicht  absehn,  wie  die  Gesetze  den  Ver- 
trägen die  verbindliche  Kraft  gewähren  können,  da 
jene  selbst  nur  eine  Art  von  gemeinsamem  Vertrag  des 
Volkes  sind,  und  so  von  Aristoteles  und  Demosthenes 
bezeichnet  werden.  Man  sieht  nicht  ein,  weshalb  der 
Wille  eines  Einzelnen,  der  es  ernstlich  will,  dies  nicht 
auch  vermögen  solle,  insbesondere,  wo  das  Staatsgesetz 
dem  nicht  entgegentritt.  Dazu  kommt,  dass,  wie  oben 
erwähnt,  das  Eigenthum  durch  eine  genügend  kennbar 
gemachte  Willenserklärung  übertragen  werden  kann.    Wes- 


halb  sollte  da  nicht  auch  ein  persönliches  Recht  auf  diese 
Weise  übertragen  werden  können,  was  auf  üebertragung 
des  Eigenthums  (also  ein  geringeres  Recht  als  das  Eigen- 
thum selbst)  oder  auf  sonst  eine  Handlung  geht,  da  doch 
das  Recht  auf  unsere  Klagen  dem  Rechte  auf  unsere 
Sachen  gleich  steht? 

4.    Hierzu  kommt  die  übereinstimmende  Meinung  der 
Rechtsgelehrten,  welche  sagen,  dass  nichts  natürlicher  sei 
als  den  Willen  des  Eigenthümers  zu  beachten,   der  sein 
Recht  einem  Andern  übertragen  will  und   dass  nichts  der 
Treue  unter  den  Menschen   mehr  entspreche,   als   die  ge- 
gebenen Versprechen  zu  halten.     So  sagt  der  Prätor  über 
das  Versprechen  einer  Summe  Geldes,  wo  von  Seiten  des 
Versprechenden  keine  sonstige  Verbindlichkeit  neben  dem 
Versprechen  vorhanden   ist,   er  werde   es   aus  natürlicher 
Billigkeit  gelten  lassen.    Auch  der  Rechtsgelehrte  Paulus 
sagt,   dass  Derjenige   naturrechtlich   verpflichtet   sei,    der 
nach  dem  Völkerrecht  geben  müsse,  weil  wir  seinem  Worte 
vertraut  haben.     Das  Wort   „müsse"   bezeichnet  hier  die 
moralische    Nothwendigkeit,    und    man    kann    hier    dem 
Conanus  nicht  beitreten,  welcher  meint  mit  dem  „seinem 
Worte  vertraun"  werde   angedeutet,   dass   die  Sache   sich 
nicht   mehr   im   ursprünglichen  Stande   befinde.     Vielmehr 
handelte  hier  Paulus  von  der  Zurückforderung  einer  Nicht- 
schuld, welche  nicht  stattfinden  soll,   wenn   die  Zahlung 
in  Folge   irgend  eines  Vertrages  geschehen   ist,   weil  hier 
schon     vor     allem    Weiteren     nach     dem     Natur-     und 
Volkerrecht    eine   Verbindlichkeit    zur  Erfüllung    bestand 
wenn  auch  das  Staatsgesetz  zur  Vermeidung  der  Prozesse 
seine  Hülfe  dazu  versagte. 

r^.  Cicero  spricht  in  seinen  „Pflichten"  dem  Ver- 
sprechen eine  so  grosse  Kraft  zu,  dass  er  das  Worthalten 
als  die  Grundlage  der  Gerechtigkeit  bezeichnet;  Horaz 
nennt  die  Treue  die  Schwester  der  Gerechtigkeit.  Auch 
die  Platoniker  nennen  die  Wahrheit  oft  die  Gerechtig- 
keit, wobei  Apulejus  das  Wort:  cdrj&etau  mit  „Wort 
halten"  übersetzt  hat.  Simonides  rechnet  zur  Gerech- 
tigkeit nicht  blos  das  Empfangene  wiederzugeben,  sondern 
auch  die  Wahrheit  zu  sagen.  1^7) 


1^')   Gr.   behandelt    hier  eine   der   wichtigsten   Fragen 
des  Naturrechts;   die  nach   der  Rechtsverbindlichkeit  der 


390 


Buch  U.     Kap.  XI. 


Ueber  die  Versprechen. 


391 


l 


6.  Zur  richtigen  Einsicht  müssen  indess  hier  drei 
Arten  des  Sprechens  über  kommende  Dinge  unterschieden 
werden,  welche  in  unserer  Gewalt  sind  oder  dahin 
kommen  werden. 

Verträge  Die  Sitte  und  das  Rechtsgefühl  der  modernen 
Zeit  spricht  so  sehr  dafür,  dass  es  manchem  Leser  schwer 
fallen  wird,  die  Bedeutung  der  Frage  zu  fassen.  Gr. 
selbst  ist  in  dieser  Auffassung  befangen,  wie  seine  Be- 
weisgründe zeigen,  die  sich  zum  grossen  Theile  im  Kreise 
drehn.  Insbesonders  ist  es  interessant,  wie  Gr.  selbst 
die  Gültigkeit  aller  Gesetze  erst  aus  den  Verträgen  ab- 
leitet. Der  Vertrag  ist  bei  Gr.  gleichsam  der  Urtitel  für 
alles  Recht  und  wo  der  ausdrücklich  Vertrag  fehlt, 
da  muss  der  vermuthete  nachhelfen.  Man  sehe  Anmer- 
kung 16,  68,  110.  Die  neuere  Reclitsphilosophie  hat  richtig 
erkannt,  dass  die  Gültigkeit  der  Verträge  nicht  in  dieser 
Weise  als  Axiom  behandelt  werden  könne,  sondern  einer 
Ableitung  aus  dem  höhern  Prinzip  des  Rechts  bedürfe.  In 
dieser  Art  leitet  auch  Gr.  bei  einer  andern  Gelegenheit 
(Einl.  S.  25)  die  Verträge  aus  dem  Nutzen  ab,  oder  aus 
seinem  Prinzip  des  vernünftigen  Triebes  nach  Gemein- 
schaft. Allein  wenn  der  Nutzen  und  Trieb  nur  zur  Klug- 
heit, nicht  zu  dem  Rechte  führt  (B.  XI.  48),  und  wenn 
die  blosse  Vernunft  hier  überhaupt  zu  keiner  Entschei- 
dung gelangt  (B.  XI.  60),  so  bleibt  für  die  Gültigkeit 
der  Verträge  nur  das  Gebot  der  Autoritäten  übrig  (B.  XI.  54) 
und  das  Ergebniss  ist  dann  keine  solche  allgemeine  Gül- 
tigkeit der  Verträge,  wie  sie  Gr.  und  seine  Nachfolger 
behaupten,  sondern  sie  gelten  nur  so  weit,  als  die  Auto- 
ritäten dies  verordnet  haben.  Dies  ist  auch  die  Meinung 
des  Connanus,  obgleich  er  sie  ebenso  irrig  auf  den  Nutzen 
gründet,  wie  seine  Gegner  die  ihrige;  womit  man  natürlich 
zu  keinem  festen  Ergebniss  kommen  kann,  da  für  beide 
Ansichten  ein  Nutzen  und  Schaden  sich  nachweisen  lässt, 
und  mithin  die  eine  Ansicht  ebenso  viel  für  sich  hat  wie 
die  andere.  Die  Römischen  Juristen  haben  auch  hier 
ihren  tiefen  Sinn  gezeigt,  indem  sie  nicht  mit  solchem 
abstrakten  Satz  begannen,  sondern  das  Leben  beobachteten 
und  die  Gültigkeit  der  Verträge  nur  immer  in  so  weit 
anerkannten,  als  der  Verkehr  und  das  Bedürfniss  es  für 
einzelne  Geschäfte  verlangten.     Deshalb   ihre  Eintheilung 


II.  Die  erste  Art  ist  die  Erklärung  des  jetzt  vor- 
handenen Willens  über  ein  Zukünftiges.  Dazu  gehört, 
wenn   sie   fehlerfrei   sein   soll ,   dass    es  jetzt   ernstlich  so 

der  Kontrakte  in  4  Klassen  und  die  Aufzählung  der  be- 
stimmten dahin  gehörenden  Arten.  Als  der  Verkehr  neue 
Vertragsverhältnisse  bildete,  gaben  sie  auch  hier  nur 
schrittweise  nach,  wie  das  Bedürfniss  es  forderte;  der 
Prätor  half  mit  seinem  Edikt  und  die  Rechtsgelehrten 
mit  den  Actiones  utiles.  Man  kam  so  auch  zu  den 
Innominat-Kontrakten,  deren  Formel  (do  ut  des,  facio  ut 
des  u.  s.  w.),  zwar  den  Worten  nach  das  allgemeine 
Prinzip  enthält,  aber  auch  nur  den  Worten  nach,  denn 
die  Praxis  hielt  sich  immer  an  die  einzelnen  bestimmten 
Gattungen  der  im  Verkehr  vorkommenden  Verträge.  So 
ist  auch  im  Justinianeischen  Recht  das  allgemeine  Prinzip 
noch  nicht  anerkannt^  und  wenn  dies  später  das  Kanonische 
Recht  gethan  hat,  so  ist  auch  dies  mehr  in  den  Worten 
als  in  der  Saclie  geschehen;  denn  die  Anwendung  hat 
gleich  so  viel  Ausnahmen  nöthig  gemacht,  dass  noch  heute 
bei  allen  Völkern  die  Römische  Auffassung  die  wahrhaft 
geltende  ist.  Man  kann  sagen,  dass  auch  heute  der  Ver- 
trag allein  nirgends  ein  Recht  begründet,  sondern  dass 
die  Sitte  oder  das  Gesetz  sein  Bedürfniss  für  gewisse 
Sphären  desVerkehrs  immer  noch  besonders  anerkannt  haben 
muss,  um  ihn  zur  Quelle  eines  Rechts  zu  machen.  Weil 
diese  Sphäre  aber  jetzt  sehr  weit  und  umfassend  geworden 
ist,  und  man  an  die  ausgeschlossenen  Fälle  nicht  denkt, 
so^  hat  sich  die  Meinung  in  der  Weise  entwickelt,  dass 
man  die  Sache  umkehrt,  den  Vertrag  allein  für  zureichend 
nimmt  und  die  Fälle  seiner  Ungültigkeit  als  Ausnahmen 
behandelt.  Deshalb  die  Bestimmung,  dass  nutzlose 
Verträge  kein  Recht  begründen;  damit  ist  anerkannt,  dass 
zu  den  blossen  Verträgen  immer  noch  das  Bedürfniss  des 
Verkehrs  hinzukommen  muss.  Daher  auch  die  Unter- 
scheidung, dass  manche  Verträge  nur  Exceptionen,  aber 
keine  Klage  gewähren.  Daher  die  Bestimmung,  dass  die 
sogenannten  Urrechte  unveräusserlich  sind  (Freiheit  der 
Person,  Erwerbsfähigkeit,  Gewissensfreiheit  u.  s.  w.);  dass 
Verträge  gegen  die  guten  Sitten  nicht  gelten  u.  s.  w.  Nur 
weil  die  Fälle  von  nutzlosen,  ja  halb  verrückten  Verträgen 
praktisch   nicht   zur   Sprache   kommen,   scheint  die   allge- 
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gemeint  werde,  aber  nicht,  dass  in  dieser  Absicht  auch 
verharrt  werde.  Der  Mensch  liat  nämlicli  von  Natur 
nicht  blos  die  Macht,  sondern  auch  das  Recht,  seinen 
Willen  zu  ändern.  Wenn  in  einer  solchen  Aenderung  ein 
Fehler  liegt,  so  haftet  dieser  nicht  an  der  Aenderung  an 
sich,  sondern  an  dem  Gegenstand,  etwa,  weil  der  frühere 
Wille  der  bessere  war. 

III.  Die  zweite  Art  ist,  wenn  der  Wille  sich  selbst 
für  die  kommende  Zeit  entscheidet  und  deutlich  zu  er- 
kennen giebt,  dass  es  ihm  Ernst  sei,  dabei  zu  verharren. 
Man  nennt  dies  ein  Gelübde,  welches  auch  ohne  Staats- 
gesetz verpflichtet;  entweder  unbedingt  oder  bedingt, 
welches  aber  dem  Andern  doch  kein  eigentliches  Recht 
gewährt.  Denn  es  kommt  sehr  oft  vor,  dass  auf  unserer 
Seite  eine  Verbindlichkeit  vorhanden  ist  und  doch  kein 
Recht  auf  der  andern  Seite.  So  bei  der  Pfliclit  der  Wohl- 
thätigkeit  und  Dankbarkeit;  ähnlich  verhält  es  sich  hier 
mit  der  Pflicht  der  Standhaftigkeit  oder  Treue.  Deshalb 
kann  aus  einem  solchem  Gelübde  die  Sache  des  Gelobenden 
nicht  zurückgehalten  werden,  noch  dieser  naturrechtlich 
zur  Erfüllung  seines  Gelöbnisses  gezwungen  werden. 

IV.  1.  Die  dritte  Art  ist,  wo  zu  der  Willensäusserung 
auch  ein  Zeichen  hinzutritt,  dass  man  dem  Andern  ein 
Recht  gewähren  wolle;  dies  ist  das  vollkommene  Ver- 
sprechen und  hat  die  gleiche  Wirkung,  wie  die  Ver- 
äusserung  des  Eigenthums.  Denn  es  ist  entweder  der 
Weg  zur  Veräusscrung  des  Eigenthums  oder  die  Ver- 
äusserung  eines  Theiles  unserer  Freilieit.*  Dorthin  ge- 
hören die  Versprechen,  Etwas  zu  geben,  hierher  die,  Etwas 
zu  leisten.  Eine  wichtige  Bestätigung  dieser  Ansicht 
bieten  die  göttlichen  Verkündigungen,  welche  ergeben, 
dass  selbst  Gott,  obgleich  er  durch  kein  positives  Gesetz 
verpflichtet  werden  kann,  doch  gegen  seine  Natur  han- 
deln würde,  wenn  er  das  Verheissene  nicht  gewährte. 
Neh.  IX.  8,  Hebr.  VI.  18,  und  X.  23,  1.  Cor.  I.  9,  X.  13, 
1.  Thessal.  V.  24,  2.  Thessal.  III.  3,  2.  Timoth.  IL  13. 
Hieraus  ergiebt  sich,  dass  die  Pflicht  zur  Erfüllung  des 
Versprochenen  aus  der  Natur  der  unveränderlichen  Gerech- 
tigkeit  kommt,    die   sowohl   Gott,    als   allen   vernünftigen 

meine    Gültigkeit    des    Vertrages    überhaupt     die    natur- 
rechtliche Regel  zu  sein  (B.  XL  139). 


Wesen  in  ihrer  Weise  gemeinsam  ist.^^^)  Dazu  kommt 
der  Ausspruch  Salomo's:  „Mein  Sohn,  wenn  Du  einem 
Andern  etwas  versprochen  hast,  so  hast  Du  Deinen  Willen 
äusserlich  festgemacht;  Du  bist  gebunden  durch  die  Worte 
Deines  Mundes;  Du  bist  gefesselt  durch  den  Ausspruch 
Deines  Mundes."  Deshalb  nennen  die  Juden  das  Ver- 
sprechen „das  Band"  und  in  Num.  XXX.  4,  5,  6  wird 
es  dem  Gelübde  gleichgestellt.  Einen  ähnlichen  Ursprung 
hat  das  griechische  Wort  vnoaxeaig,  wie  Eusebius  zum 
IL  Gesang  der  Iliade  bemerkt,  indem  er  sagt:  „Der, 
welcher  ein  Versprechen  annimmt,  siegt  und  hält  gleich- 
sam den  Versprechenden  (vnoaxofiepoy)  fest."  Diesen  Sinn 
drückt  Ovid  im  IL  Buche  der  Metamorphosen  passend 
aus,  wo  der  Versprechende  dem  Andern  sagt:  „Mein  Wort 
ist  das  Deine  geworden." 

2.  Die  Gründe  des  Conanus  werden  sich  nun  leicht 
widerlegen  lassen;  denn  die  Aussprüche  der  Rechts- 
gelehrten über  die  blossen  Abkommen  beziehn  sich  auf 
die  Bestimmungen  der  Römischen  Gesetze,  welche  die 
förmliche  Erklärung  zu  dem  sicheren  Zeichen  eines  ernsten 
Willens  erhoben  hatten.  Aehnliche  Verordnungen  finden 
sich  auch  bei  andern  Völkern.  „Welches  Gesetz  ver- 
bindet   uns.    Das,    was    wir    einem    Andern    versprochen 


i^ö)  Hier  erhebt  sich  Gr.  über  das  Motiv  des  Nutzens 
und  leitet  die  Verbindlichkeit  der  Verträge  aus  der  Natur 
der  unveränderlichen  Gerechtigkeit  her,  so  dass  selbst 
Gott  an  sein  Versprechen  gebunden  sei.  Dies  klingt  sehr 
erhaben,  aber  diese  Begründung  dreht  sich  doch  nur  im 
Kreise.  Man  kann  Gr.  zugeben,  dass  die  Gerechtigkeit 
unveränderlicli  sei;  allein  die  Frage  ist  nicht  diese,  son- 
dern ob  Verträge  zu  dieser  Gerechtigkeit  gehören;  diess 
ist  das  Thema  probandum  und  dafür  fehlt  bei  Gr.  der 
Beweis.  Gr.  verwechselt  das  innere  sittliche  Gefühl,  was 
seinem  Satze  beistimmt,  mit  objektiven  Beweisgründen;  jenes 
ist  im  Rechte  ein  wichtiges  Moment;  es  giebt  dem  Recht 
seine  sittliche  Natur,  sichert  seine  Erfüllung,  aber  es 
kann  daraus  der  Inhalt  des  Rechts  nicht  abgeleitet  wer- 
den, da  es  sich  je  nach  der  Erziehung  und  Sitte  des 
Landes  und  der  Zeit  mit  jedwedem  Inhalte  verbindet, 
sobald  er  als  Gebot  der  Autoritäten  erscheint  (B.  XL  194). 
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haben,  zu  leisten?"  sagt  Seneca,  indem  er  von  den  Ge- 
setzen der  Menschen  und  dem  nicht  feierlichen  Vertrag 
spricht. 

3.  Ausser  der  in  bestimmten  Formeln  geschehenden 
Erklärung  oder  ähnlichen  von  dem  Staatsgesetz  für  das 
Klagerecht  vorgeschriebenen  F'ormen  kann  es  der  Natur 
der  Sache  nach  auch  andere  Zeichen  des  ernsten  Willens 
geben.  Wo  aber  der  ernste  Wille  fehlt,  da  nehmen  auch 
wir  keine  Verbindlichkeit  an,  und  dasselbe  hat  Theo- 
phrastus  in  seinen  Büchern  über  die  Gesetze  ausge- 
sprochen. Ja,  selbst  wenn  die  Erklärung  ernst  gemeint 
ist,  aber  den  Andern  kein  Recht  hat  gewähren  wollen, 
entsteht  daraus  iiaturrechtlich  kein  Klagerecht,  obgleich 
es  richtig  ist,  dass  daraus  niclit  blos  eine  moralische 
Pflicht,  sondern  auch  eine  gewisse  moralische  Nothwendig- 
koit  hervorgeht.  Das,  was  aus  Cicero  beigebracht  ist, 
wird  später  bei  der  Auslegung  der  Verträge  betrachtet 
werden.  Dagegen  ist  noch  zu  untersuchen,  was  zum  Be- 
griff eines  vollkommenen  Versprechens  gehört. 

V.  1.  Zuerst  geliiirt  dazu  der  Gebrauch  der  Vernunft; 
deshalb  können  Wahnsinnige,  Blödsinnige  und  Kinder 
nichts  versprechen.  Anders  verhält  es  sich  mit  den 
Minderjährigen;  denn  diese  haben  zwar,  wie  auch  die 
Frauen,  kein  vollständiges  Urtheii ;  allein  dies  dauert  nicht 
fort  und  ist  auch  an  sich  niclit  zur  Entkräftung  der 
Handlung  geeignet. 

2.  Der  Zeitpunkt,  wann  ein  Knabe  seinen  Verstand 
gebrauchen  kann,  lässt  sicli  nicht  bestimmt  angeben;  man 
muss  es  aus  seinem  Benehmen  und  aus  den  Sitten  des 
Landes  entnehmen.  Deshalb  gilt  bei  den  Juden  das  Ver- 
sprechen eines  dreizehnjälirigen  Jünglings  und  eines  zwölf- 
jährigen Mädchens.  Anderwärts  erklären  die  Staatsgesetze 
aus  richtigen  Gründen  gewisse  Versprechen  der  Unmün- 
digen und  Minderjährigen  für  ungültig:  dies  fand  nicht 
blos  bei  den  Römern,  sondern  auch  bei  den  Griechen  statt, 
wie  Dio  Chrysostomus  in  der  75ten  Rede  bemerkt. 
Gegen  andere  Versprechen  gewähren  sie  die  Wiederein 
Setzung  in  den  vorigen  Stand;  dies  sind  indess  positive 
Bestimmungen,  welche  mit  dem  Natur-  und  Völkerrecht 
nichts  zu  schaffen  haben;  doch  müssen  sie  da,  wo  sie 
bestehn,  beobachtet  werden.  Deshalb  sind  auch  die  Ver- 
träge   zwischen   Fremden    und   Einheimischen    diesen   Be- 


1^ 


Stimmungen  unterworfen,  weil  Der,  welcher  an  einem  Orte 
ein  Geschäft  abschliesst,  sich  zeitlich  den  Gesetzen  des 
Ortes  unterwirft. 

3.  Anders  verhält  es  sich,  wenn  das  Abkommen  auf 
dem  Meere  oder  auf  einer  wüsten  Insel  oder  unter  Ab- 
wesenden durch  Briefwechsel  geschlossen  wird.  Solche 
Verträge  sind  blos  nach  dem  Naturrecht  zu  beurtheilen; 
ebenso  die  Verträge  der  Inhaber  der  höchsten  Staats- 
gewalt, welche  sie  in  dieser  Eigenschaft  abschliessen; 
denn  für  ihre  Privatgeschäfte  gelten  auch  die  Gesetze, 
welche  die  Handlung  ungültig  erklären,  so  weit  dies  zu 
ihrem  Vortheil  geschieht  und  keine  Strafe  enthält. 

VI.  1.  Die  Frage  über  den  Irrthum  bei  Verträgen  ge- 
hört zu  den  sehr  verwickelten.  Man  pflegt  zu  unter- 
scheiden zwischen  dem  Irrthume  in  Betreff  der  Substanz  und 
dem  über  Anderes;  ferner  ob  der  Betrug  den  Vertrag 
veranlasst  hat,  oder  nicht;  ob  der  andere  Contrahent  an 
dem  Betrüge  Theil  genommen  hat;  ob  das  Geschäft  nach 
strengem  Recht  oder  nach  der  Billigkeit  zu  beurtheilen 
ist.  Danach  werden  von  den  Recht-^gelehrten  einzelne  Ge- 
schäfte Tür  ungültig  erklärt,  andere  nicht:  wobei  jedoch  nur 
der  Verletzte  das  Recht  hat,  den  Vertrag  aufzulösen  oder 
zu  berichtigen.  Allein  die  meisten  dieser  Unterscheidungen 
kommen  aus  dem  Römischen  Recht;  theils  aus  dem  alten 
auf  Gesetzen  beruhenden,  theils  aus  Anordnungen  des 
Prätors;  auch  sind  manche  davon  nicht  ganz  richtig 
und  scharf. 

^  2.  Den  Weg  zur  Auffassung  der  wahren  naturrecht- 
lichen Bestimmung  bahnt  uns  hier  der  allgemein  aner- 
kannte Satz,  dass  aus  Gesetzen,  welche  auf  der  Voraus- 
setzung einer  Thatsache  beruhen,  keine  Verbindlichkeit 
entsteht,  wenn  die  Thatsache  nicht  wirklich  besteht,  weil 
mit  dem  Wegfall  der  Thatsache  auch  die  Grundlage  des 
Gesetzes  fortfällt.  Ob  aber  ein  Gesetz  eine  solche  Vor- 
aussetzung enthalte,  muss  aus  dem  Gegenstände,  den 
Worten  und  Umständen  entnommen  werden.  Demgemäss 
wird  auch  ein  Versprechen,  was  auf  der  Voraussetzung 
einer  Thatsache  beruht,  die  sich  nicht  so  verhält,  natur- 
rechtlich keine  Wirkung  haben.  Denn  der  Versprechende 
hat  nur  unter  einer  Voraussetzung  versprochen,  welche 
thatsächtlich  nicht  besteht.  Hiernach  erledigt  sich  die 
Frage    des  Cicero    im    1.  Buche    „Vom  Redner,"    wenn 
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Jemand  seinen  Sohn  für  todt  liält  und  deshalb  einen  An- 
dern zu  seinem  Erben  ernennt. 

3.  Wenn  der  Versprechende  in  Untersuchung  der  Sache 
oder  in  der  Erklärung  seines  V^illens  nachlässig  gewesen 
ist,  und  wenn  der  Andere  dadurch  Schaden  erlitten  hat, 
so  muss  der  Versprechende  diesen  ersetzen,  aber  nicht 
aus  dem  Versprechen,  sondern  aus  der  Beschädigung 
an  sich,  wie  später  erörtert  werden  wird.  —  Hat  zwar 
ein  Irrthum  statt  gefunden,  aber  hat  sich  das  Versprechen 
nicht  darauf  gegründet,  so  ist  das  Geschäft  gültig,  da 
dann  die  Einwillung  vorhanden  ist.  Aber  auch  in  diesem 
Falle  muss  der,  welcher  ab^^ichtlich  den  Irrthum  veranlasst 
hat,  dem  Versprechenden  allen  daraus  entspringenden 
Schaden  aus  demselben  eben  erwähnten  besondern  Rechts- 
grunde ersetzen.  Hat  sich  das  Versprechen  zum  Theil 
auf  den  Irrthum  gestützt,  so  gilt  es  für  den  Ueberresti^^). 

VII.  1.  Auch  die  Frage  über  die  Wirkungen  der  Furcht  bei 
Verspreclien  ist  nicht  minder  verwickelt.  Auch  hier  pflegt 
man  zwischen  einer  schweren  und  leichten  Gefahr  zu 
unterscheiden  und  bei  jener  zwischen  einer  unbedingt 
schweren  und  einer  solchen  nur  in  Hinsicht  auf  die  be- 
drohte Person;  ferner  unterscheidet  man,  ob  die  Bedrohung 
mit  Recht  oder  Unrecht  geschehen;  ob  sie  von  Dem  erfolgt, 
dem  das  Versprechen  geleistet  worden,  oder  von  einem 
Anderen;  ferner  zwischen  lästigen  und  Schenkungs-Ver- 
trägen. Danach  sollen  die  Geschäfte  entweder  von  An- 
fang ab  ungültig  sein  oder  ihre  Aufhebung  von  dem  Ver- 
sprechenden abhängen  oder  nur  ein  Recht  auf  Restitution 
geben.  Dabei  herrscht  über  Einzelnes  eine  grosse  Ver- 
schiedenheit der  Meinungen. 

2.  Wenn  ich  von  den  positiven  Gesetzen  absehe,  welche 
die  Verbindlichkeit    aufheben    oder   beschränken  können, 


11*^)  Die  Be^^timmungen  der  Römischen  Juristen  über 
den  Irrthum  bei  Verträgen  sind  weit  eingehender,  um- 
fassender und  auch  dem  Verkehr  entsprechender,  als  das, 
was  hier  Gr.  dafür  bietet.  Insbesonders  gefährlich  ist 
sein  Satz  §  2  über  die  irrthümliche  Voraussetzung  einer 
Thatsache,  welche  das  Versprechen  veranlasst.  Bei  allen 
zweiseitigen  Verträgen  gilt  vielmehr  ein  Irrthum  in  dem 
Motiv  als  unerheblich,  und  mit  Recht,  denn  die  Sicherheit 
des  Verkehrs  würde  dadurch  völlig  erschüttert  werden. 


so   trete   ich   denen  bei,   welche  annehmen,  dass  ein  aus 
Furcht    abgegebenes  Versprechen    gültig    ist.      Denn    die 
Einwilligung  ist  hier  vorhanden;    sie  ist  auch  nicht  be- 
dingt,   wie   in   dem   obigen  Falle    des  Irrthums,    sondern 
unbedingt.      Denn    Aristoteles    bemerkt   richtig,    dass 
wenn    Jemand    in    der  Gefahr   eines    Schiffbruches    seine 
Sachen   in  das  Meer  wirft,  er  eigentlich  seine  Sachen  be- 
halten   will,    für    den    Fall,    dass    keine    Gefahr    drohte; 
dennoch  will  er  aber  mit  Rücksicht  auf  Zeit  und  Umstände 
unbedingt  sie  wegwerfen.    —   Aber   es   ist   auch   zugleich 
durchaus   richtig,  dass,   wenn  der  Andere   ohne  Recht  die 
Furcht  bei  dem  Versprechenden,   wenn  auch  nur  eine  ge- 
ringe,   veranlasst   und    dadurch  das  Versprechen    erlangt 
hat,    er  auf  dessen  Erfordern   ihn  von  dem  Versprechen 
frei'  lassen  muss;  nicht,    weil  das   Versprechen  ungültig 
ist,    sondern    wegen    der    Beschädigung    überhaupt.     Wir 
werden  später  darlegen,   weiche  Einwendung  daraus  nach 
dem  Völkerrecht  entnommen  werden  kann.i^O) 

3.  Wenn  einzelne  Geschäfte  wegen  Furcht,  welche  em 
Anderer,  als  mit  dem  verhandelt  worden,  erregt  hat,  auf- 
gehoben werden,  so  geschieht  dies  durch  die  besonderen 
Gesetze  der  Staaten,  welche  oft  auch  freie  Willens- 
erklärungen wegen  der  Schwäche  des  Urtheils  für  ungültig 
oder  widerruflich  erklären;  ich  nehme  deshalb  auch  hier- 
bei auf  das  früher  über  die  Kraft  und  Wirksamkeit  dieser 
positiven  Gesetze  Gesagte  Bezug.  Welche  Wirkung  ein 
dem  Versprechen  beigefügter  Eidschwur  hat,  wird  spater 
untersucht  werden. 

VIII.  1.  Was  den  Gegenstand  des  Versprechens  an- 
langt, so  ist  zur  Gültigkeit  desselben  erforderlich,  dass 
er  dem  Versprechenden  gehöre  oder  gehören  könne.  Des- 
halb gilt  erstlich  kein  Versprechen  einer  an  sich  uner- 
laubten Handlung;  denn  darauf  hat  Niemand  ein  Recht 
und  kann  es  nicht  haben.  Das  Versprechen  erhält,  wie 
erwähnt,  seine  Kraft  aus  dem  Rechte  des  Versprechenden 
und   geht    über   dieses   nicht    hinaus  121).     Agesilaus    ant- 

120)  Diese  Ansicht  des  Gr.  ist  auch  die  der  römischen 
Juristen,  wie  von  Savigny  in  seinem  Römischen  Recht 
ausführlich  dargelegt  worden  ist. 

121)  Diese  Begründung  ist  sophistisch;  die  Leistungen 
des   Vertrages    sind  nicht    schon  vor  dem  Vertrage    ein 
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wertete  auf  Vorhalt  seines  Yersprecheiis :  „Gut;  wenn  es 
gerecht  ist;  wenn  aber  nicht,  so  habe  ich  ausgesprochen, 
aber  nicht  versprochen." 

2.  Ist  die  Sache  noch  nicht  in  der  Gewalt  des  Ver- 
sprechenden, aber  kann  dies  noch  kommen,  so  gilt  einst- 
weilen di\^  Versprechen,  indem  es  als  unter  der  Bedingung 
gegeben  gilt,  dass  die  Sache  in  die  Gewalt  des  Ver- 
sprechenden komme.  Hängt  die  Bedingung,  wodurch  die 
Sache  in  seine  Gewalt  gelangt,  von  ihm  selbst  ab,  so  ist 
der  Versprechende  verpflichtet,  alles  dazu  Erforderliche, 
so  weit  es  moralisch  erlaubt  ist,  zu  thun,  damit  die 
Bedingung  erfüllt  werde. 

3.  Indess  erklärt  auch  hier  das  positive  Gesetz  um 
des  Nutzens  willen  Vieles  für  ungültig,  was  naturrechtlich 
gültig  ist;  so  das  Versprechen  der  Ehe,  was  Jemand 
abgiebt,  der  noch  verheirathet  ist,  und  viele  Ver- 
sprechen der  Minderjährigen  und  in  väterlicher  Gewalt 
Befindlichen.  ^22) 

IX.  Man  stellt  hier  die  Frage,  ob  das  zu  einem  riatur- 
rechtlich  unrechten  Zweck  gemachte  Versprechen  nach  dem 
Naturrechte  gelte?  z.  B.  wenn  man  Etwas  für  einen  Mord 
verspricht.  Hier  ist  offenbar  das  Versprechen  selbst  un- 
recht, denn  es  soll  den  Andern  nur  zu  einer  bösen  Hand- 
lung verleiten.  Doch  ist  nicht  jedes  Unrechtliche  auch 
ungültig,  wie  aus  der  übermässigen  Schenkung  erhellt. 
Der  Unterschied  beider  Fälle  ist,  dass  durch  die  Ueber- 
gabe  des  Geschenkes  der  Fehler  gehoben  wird;   denn  die 

Recht  des  Versprechenden,  wie  etwa  eine  ihm  zugehörige 
Sache,  die  er  nur  auf  den  Andorn  überträgt,  sondern  sie 
bestehn  bis  dahin  noch  gar  nicht;  erst  durch  den  Vertrag 
werden   sie   existent  und  ein   Objekt    lür    das  Recht   des 

Andern. 

122)  Diese  Beispiele  zeigen,  dass  das  positive  Gesetz 
die  Wahrheit  besser  trifl*t,  als  das  angebliche  Naturrecht, 
welches  an  ein  einzelnes  Prinzip  sich  anklammert  und 
alle  andern  Rücksichten  der  angeblichen  Consequenz  wegen 
bei  Seite  schiebt.  Indem  alles  Recht  vielmehr  ein  Kom- 
promiss  zwischen  widerstreitenden  Prinzipien  ist,  bildet 
vielmehr  die  Inkonsequenz  seine  wahren  Natur.  Das 
Naturrecht  ist  dagegen  das  unnatürliche  Produkt  eines 
von  dem  Leben  sich  abwendenden  abstrakten  Denkens. 
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Sache  kann  ohne  Unrecht  bei  dem  Geschenknehmer  bleiben. 
Bei   dem   Versprechen    zu   einem   unrechten   Zweck   bleibt 
dagegen   der  Fehler,   so  lange  das  Verbrechen  nicht  be- 
gangen   ist;    denn    so    lange   bat   die  Erfüllung  des   Ver- 
sprechens, als  Anreiz  zu  dem  Bösen,  in  sich  einen  Mangel 
der  erst  mit  der  Verübung  des  Verbrechens  fortfällt.    Des- 
halb  ist   die  Wirkung  eines   solchen  Versprechens  bis   zu 
diesem  Zeitpunkt  schwebend,   wie  oben   in  dem  Falle  des 
Versprechens  einer,  mir  noch  nicht  gehörigen  Sache.    Nach 
vollbrachtem  Verbrechen  erlangt  die  Verbindlichkeit  Wirk- 
samkeit, da  diese  an  sich  ihr  schon  von  Anfang  ab  nicht 
fehlte,   sondern  nur  durch  ein  hinzutretendes  Unrecht  ge- 
hemmt   war.      Ein    Beispiel    dafür    ist    Judas,    der    Sohn 
Jakobs,   welcher  der  Thamar,   die   er  für  eine  öffentliche 
Dirne    hielt,    den    versprochenen    Lohn    als    eine    Schuld 
zahlte.  123)     Ein  anderer  Fall  ist  es,    wenn  das   Unrecht 
Dessen,    dem   das    Versprechen    geleistet    ward,    dasselbe 
veranlasst  oder  wenn   eine  Ungleichheit  im  Vertrage  be- 
steht.    Diese  Frage  wird  später  erörtert  werden. 

X.  Wenn  Etwas  versprochen  wird  für  eine  Sache,  die 
naan  schon  vorher  zu  fordern  hat,  so  gilt  doch  nach  dem 
Naturrecht  das  Versprechen;  denn  auch  das  ohne  allen 
Grund  Versprochene  muss  dennoch  geleistet  werden.  Doch 
ist  auch  hier  der  durch  gewaltthätige  Drohung  zugefügte 
Schaden  oder  eine  etwanige  Unbilligkeit  nach  den  später 
darzulegenden  Regeln  auszugleichen. 

XL  Was  die  Art  und  Weise  des  Versprechens  anlangt 
so  fordert  es  eine  äussere  Handlung,  wie  bei  der  Ueber- 
tragung  des  Eigenthums   dargelegt  worden,   d.  h.   ein   ge- 
nügendes Zeichen  des  Willens;  dazu  genügt  mitunter  auch 
ein  Wink;  häufiger  das  Sprechen  oder  Schreiben. 

XH.  Man  kann  sich  auch  durch  einen  Andern  ver- 
pflichten, wenn  feststeht,  dass  man  ihn  zu  dem  Behuf 
insbesondere    oder    allgemein    bestellt   habe.      Bei    einer 


123)  Diese  Deduktion  dürfte  ein  treff"ender  Belag  zu 
dem  Hl  Anmerkung  122  Gesagten  sein.  Nach  Gr.  Lehre 
ist  das  Versprechen  an  den  Mörder  vor  dem  Mord  un- 
•  gültig,  aber  durch  den  Mord  wird  es  rechtsverbindlich 
und  der  Mörder  kann  nun  den  Lohn  einklagen.  Die  Auf- 
fassung des  Gr.  ist  sicherlich  geistreich  und  consequent: 
aber  gerade   diese  Consequenz  führt  ihn   in  den  Irrthum 
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allgemeinen  Beauftragung  kann  es  vorkommen,  dass  er 
uns  verpflichtet,  selbst  wenn  er  gegen  die  ihm  allein  be- 
kannt geraachte  Anweisung  handelt.  Denn  es  sind  hier 
zwei  Willenserklärungen  zu  unterscheiden;  die  eine,  wo- 
nach wir  alles  von  ihm  in  diesem  Geschäft  Gethane  ge- 
nehmigen wollen ;  die  andere,  wodurch  wir  ihn  verpflichten, 
nur  nach  der  ihm,  aber  nicht  den  Anderen  bekannten  An- 
weisung zu  verfahren.  Dies  gilt  auch  für  die  Versprechen, 
welclie  die  Gesandten  ihrer  Vollmacht  gemäss  für  ihren 
König  abgeben,  sofern  sie  dabei  ihre  geheime  Instruktion 
überschreiten. 

XIII.  Hieraus  ergiebt  sich,  dass  auch  die  Klagen  aus 
den  Handlungen  des  bestellten  Schifl'skapitains  oder  Hand- 
lungsvorstehers sich  auf  das  jSaturrecht  gründen;  sie  sind 
nicht  eigentliche  Klagen,  vielmehr  nur  Eigenschaften  der 
Klagen.  124)  Uebrigens  ist  die  Vorschrift  der  Römischen 
Gesetze  unrichtig,  wonach  die  mehreren  Befrachter  des 
Schiff'es  aus  der  Handlung  des  Kapitäns  Jeder  auf  das 
Ganze  verpflichtet  sind.  Denn  dies  stimmt  weder  mit  der 
natürlichen  Billigkeit,  für  die  es  genügt,  wenn  Jeder  auf 
seinen  Antheil  verhaftet  ist,  noch  dient  es  dem  allgemei- 
nen Nutzen.  Denn  es  muss  von  Befrr.chtung  der  Schifi^e 
abschrecken,  wenn  die  Theilnehmer  aus  der  Handlung  des 
Kapitäns  unbeschränkt  verpflichtet  werden.  Deshalb  ist 
dies  alte  Kömische  Gesetz  bei  den  Holländern,  wo  der 
Handel  sehr  geblüht,  weder  jetzt  noch  früher  beobachtet 
worden;  vielmehr  gilt  dort,  dass  selbst  alle  Befrachter 
zusammen  nicht  weiter  verhaftet  sein  sollen,  als  auf  den 
Werth  des  Schiffes  oder  der  darin  befiiidlielien  Güter.  ^25) 

12^)  Gr.  will  damit  sagen,  die  eigentliche  Klage  finde 
hier  deshalb  nicht  Statt,  weil  mit  dem,  welcher  diese  Per- 
sonen eingesetzt  hat,  kein  Kontrakt  geschlossen  ist,  son- 
dern nur  mit  den  von  ihm  bestellten  Personen.  Dieser 
letztere  Kontrakt  wirkt  also  hier  auf  eine  dritte  Person, 
und  dies  bezeichnet  Gr.  mit  Eigenschaft  der  Klage 
(qualitas  actionis).  Diese  Ausdrücke  sind  Reste  der 
Scholastik,   die   hier  und  da  noch  bei  Gr.  zum  Vorschein 

kommen. 

125)  Dieser  Tadel  des  Römischen  Rechts  übersieht  die 
Natur  des  Rechts  überliaupt,  was  sich  aus  dem  Bedürfniss 
entwickelt.    Wenn  die  Holländer  mit  ihrem  weniger  stren- 


)) 
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•  »  ^'^■»''^'?'*  *''*'■  *'""  Versprechen  ein  Recht  eewähre 
«t  d.e  Annahme  hier  ebenso  wie  bei  der  E  gf^thW 
t-bertragung  nothwendig.  Ein  vorgängiges  Ersuchen  Sit 
j...ch  h.er  als  fortdanernd  und  hat  n^t  di^Annahme  gLf  e 
R  c1^  üboT  dt  1"  '«.  Bf  »""""»gen  des  bürgedichen 
entge  on  obi^tlh  r  m  *'  &e".achten  Gelöbnisse  nicht 
v„     *=     ,'  "■'S'""'''  'l'es  Manche  verleitet  hat,  das   blosse 

iT'lt:  .^::l''"'  ^Tr""'  "^^  g-«gend  anzl  h! 
men     uenn  das  Romische  Recht  sagt  nicht,  dass  dai  Ge 

lubde  vor  der  Annahme  volle  Wirksamkeit  habe  sondern  es 
zeit  noch  angenommen   werden  kann.     Diese  Wirkung  ist 

Bettnr:;r''di's''V"r."'"\P"^''''^-  ^«■'""e^'Sde 
nnd  rpicf^  \  u^'*"'^'"™'^'''"  ^"  Gunsten  der  Kinder 
und    Geistesschwachen.      Denn    bei    diesen    ergänzt    das 

XV    Man  ,t"'r,'-"r^  ''  r^'  "•"  <^«"  B^^'t^  handelt! 
AV.  Man  fragt  hierbei  auch,  ob  die  Annahme  an  sieh 

genüge,  oder  ob  zur  vollen  RecltsverbindlichkeTt  des  Ver 

z::iT::±'''''^\'i-''T  ^'«  ^-  veritn^'d:;- 

oeKannt    weide.      Sicherlich    kann    das    Versniechen    in 
zwe.tacher  Weise  geschehen,  entweder  so:  Ich  will    da  s 
es  gehe    wenn  es  angenommen  wird;    oder  so-     "h  wIlT 
wenn  ich  die  Annahme  erfahren  haben  werde     Bei  gegen' 
Bctigen  Verbindlichkeiten  wird  das  Letzte  vemuthef  ^bei 
freigebigen   Versprechen    ist   dagegen    das  Erste   zn'  v.r 
muthen     so  lange  ein  Anderes  nicht  erÄ     '         "   ^''" 
XVI.  Hieraus  folgt,  dass  ein  Versprechen  vor  der  An- 
nahme   wo  noch  kein  Recht  übertragen  ist,  ohne  Um  echt 
ja  selbst  ohne  Unbeständigkeit,  widerrufen  werden  kann 
wenn    es  wirklich  so  gemeint  ist,    dass  seine  Gültigkeit 
erst  mit  der  Annahme   beginnen  solle.    Das  VersnrK 
kann    auch    zurückgenommen    werden,    wem'    der  S" 

gen  Recht  in  fremden  Ländern  den  nöfhigen  Kredit  fiir 
den  Kapitän  sich  verschaffen  konnten  so  ist  ihr  Reci^f 
ebenso  richtig,  wie  das  der  Römer,  welche  strengerSe 

noci.  nicht  so  leicht  zn  erlangen  war  und  deshalb  dem 
Gläubiger  grössere  Sicherheit  und  bekanntlich  auch  höher^ 
Zinsen  geboten  werden  mussten. 


'Irotins,  Rocht  i.  K 
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vor  der  Annahme  stirbt,  denn  die  Annahme  war  nur  ihm, 
nicht  seinen  Erben  freigestellt  worden.  Denn  es  ist  nicht 
dasselbe,  ob  man  Jemand  ein  Recht  gewährt,  was  später 
anf  die  Erben  übergeht,  oder  ob  man  den  Erben  selbst  es 
gewähren  will;  die  Person,  der  man  etwas  zuwenden  will, 
ist  hier  entscheidend;  deshalb  sagte  Neratius,  dass 
nach  seiner  Meinung  der  Kaiser  die  Bewilligung  an 
Jemand,  den  er  für  lebend  gehalten,  nicht  auch  dem 
Verstorbenen  gemacht  habe. 

XVII.  1.  Das  Versprechen  kann  auch  zurückgenommen 
werden,  wenn  der  stirbt,  welcher  es  dem  Andern  ver- 
melden sollte.  Denn  die  Verbindlichkeit  war  auf  dessen 
Worte  gestellt.  Anders  ist  es  bei  einem  Brief  boten,  da 
er  nicht  der  Vermittler  der  Verbindlichkeit  ist,  sondern 
nur  der  üeberbringer  der  verpflichtenden  Schrift.  Deshalb 
kann  der  die  Einwilligung  enthaltende  Brief  von  Jedem 
überbracht  werden.  Man  muss  auch  zwischen  einem 
Diener,  der  das  Versprechen  nur  bekannt  machen  soll, 
unterscheiden,  und  Einem,  der  es  selbst  leisten  soll.  Im 
ersten  Fall  gilt  die  Rücknahme,  auch  wenn  sie  dem  Diener 
bekannt  geworden ,  im  andern  Fall  ist  der  Widerruf  un- 
zulässig, weil  hier  das  Recht  zu  versprechen  in  Jenes 
Willen  gestellt  war  und  alle  Schuld  des  andern  Kontra- 
henten fortfällt,  so  lange  der  Widerruf  nicht  bekannt  war. 
So  wird  auch  im  ersten  Falle  eine  Schenkung  noch  an- 
genommen werden  können,  auch  wenn  der  Geschenkgeber 
gestorben  sein  sollte,  da  von  seiner  Seite  Alles  geschehen 
und  nur  ein  Widerruf  statthaft  war,  wie  an  den  Legaten 
deutlicher  zu  ersehen  ist;  im  andern  Falle  ist  die  An- 
nahme unzulässig,  weil  das  Versprechen  noch  nicht  ge- 
schehen, sondern  nur  der  Auftrag  dazu  ertheilt  war. 

2.  Im  Zweifel  wird  jedoch  angenommen,  dass  der  Wille 
auf  Erfüllung  des  Auftrags  geht,  wenn  nicht  eine  sehr 
erhebliche  Veränderung  eintritt,  wie  der  Tod  des  Auftrag- 
gebers. Doch  können  auch  manche  Vermuthungen  vor- 
handen sein,  welche  die  entgegengesetzte  Entscheidung 
rechtfertigen;  solche  Vermuthungen  sind  um  so  eher  zu- 
zulassen, wenn  aus  einem  frommen  Grunde  der  Auftrag 
ertheilt  worden  ist.  So  entscheidet  sich  auch  die  sonst 
viel  verhandelte  Streitfrage,  ob  die  Klage  aus  dem  Auf- 
trage   auch    gegen    den  Erben    des   Macli^tgebers  zulässig 


(■ 
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ist.  126)    Der  Kommentator  zu  Herennius  Buch  II   erwähnf 

V  craprecnende  die  Sache  einem  Anderpn  o-AhAn  o/.n^         j 

zu  verlangen,  dass  die  Sache  an  den  Anderen  Sn^e' 

und  stimmt  am  besten  mit  den  Worten  eines  solch onVV-r 
Sprechens;  auch  habe  ich  kein  Interesse  dahen^  • 
Anderer  durch  mich  einen  VortheU  eXgt.  ''"'  "'  ''" 
,1«,  ^-  o  f  Versprechen  anf  die  Person  dessen  «-estellt 
der  die  Sache  erhalten  soll,  so  kommt  es  darauf"««  nh 
der  Annehmende  einen  besonderen  Auftrag  odL  einen 
Auftrag  von  so  allgemeiner  Art  erhalten  hft    dass  de!« 

ÄrL°"  ^"T^^'  ?""'«''«"  «"^"««'"en  ist,  ,^der  ob  keL 
Auftrag  geschehen   ist.     Wo   ein   solcher  Auftrag  vorheJ" 

St^!!!^  PJ^n  ^«?t/°verse  ist  nur  durch  widersprechen!! 

Nat'ir"  stlS'mft°.rp"'^^^*'  ""'''  •'"■•chaus^'oS 
durch  'den  Tnrt^L   \?    w'^P  zusammen,  ob  das  Mandat 
aurcii  den  Tod  des  Machtgebers  erlischt.    An  sich   wird 

1?  ''r^^«J-l*'en;  allein  auf  der  andern  Se  te  verirnS 
der  gute  Glaube  Dritter,   welche   den  Tod   nicht  Irfah^en 

Das'prSin 'Sr"^- 1'"  ^-«»-ächtigten  einCsen,  Schutt 
dpr    K.      5  Sicherung  des  Verkehrs  kollidirt  hier  mit 

der  besonderen  Natur  des  Mandatsvertrages  und  din 
Regelung  der  Frage,  wie  weit  dies  oder  fenes  Prinzin 
dem  anderen  zu  weichen  habe,  wird  von  den  VeS  s*^ 
Ji^tl^^!'T  \?  be''-«ff«nden  Volkes  abhängen.  fiTn  Volk 
mit  lebhaftem  Verkehr  und  Handel  wird  mehr  die  Sicher 
heit  dieses  als  die  Natur  des  Mandats  dabei  beachten 
Auch  hier  kann  naturrechtlich  nichts  entschieden  werdei;: 

26* 
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ceht     da   ist  nicht  weiter   zu  unterscheiden     ob   der  An- 
fiende  selb.tBtändig  ist  oder  nieJ.t    wie  das  Römische 
Recht  will;    vielmehr   wird   dann   durch    solche  Annahme 
der  Vertrag  vollkommen,  da  die  Einwilligung  ^"^ch  e.nen 
Diener    erklärt   oder  angedeutet   werden   kann     P^^^  ^ 
wird  angesehen,    als  ob  ich  gewollt,    was    »ch   in  dessen 
^vmen  gestellt  habe,  sobald  Jener  auch  gewollt  hat.  lehlt 
dagegen   der  Auftrag,    und    nimmt    mit   Einwilligung   des 
Versprechenden   ein  Anderer,    den   das  Versprechen  nich 
a^Teht!^lHSselbe   an,    so   kann   der   Versprechende   nich 
eher  zurücktreten,    bis  der,    an   den   es   gerichtet  ist,    es 
Genehmigt    oder    gemissbilligt    hat.      Auch    kann    in    der 
?rischenzeit  der  Annehmende  das  Vei'«prec|hen  nicht  zur^^^^ 
ireben     weil   er  nicht   benutzt  worden  ist,    um  ein  Recht 
anzunehmen,   sondern   um   die  Treue  ^es  Vers^^^^^^^^^^ 

in  AutVechthaltung  der  Zuwendung  «\^;^.f  ^f  J^^"  >  ,2e 
der  Versprechende,  wenn  er  zurücktritt,  gegen  seine 
Ftlicht  zur  Treue  verstösst,  aber  nicht  gegen  das  beson- 
dere Recht  Jemandes.  127) 

XI\  Aus  dem  Vorstehenden  ergiebt  sich  auch,  was 
von^  den  dem  Versprechen  beigefügten  Bedingungen  zii 
halten  ist.  Solche  Bedingungen  können  beigefügt  werden, 
so  lange  der  Vertrag  durch  die  Annahme  noch  nicht  voU- 
Tndet  und  durch  da^^  gegebene  Wort  nicht  -\-^e-uflich 
^.eworden  ist.  Ist  die  Bedingung  zu  Gunsten  .^i"^«j;>^^f  ^" 
bei-emgt,  so  kann  sie,  so  lange  dieser  sie  noeh  nicht 
nng'enommen  hat,  zurückgenommen  werden,  obgleich  auch 
Manche  hier,  wie  anderwärts,  anderer  Meinung  sind  Wei 
in^ss  d  e  Skche  riclitig  auffasst,  dem  wird  die  natürliche 
Bmigkeit  der  hier  vertheidigten  Meinung  einleuchten,  ohne 
dass  eine  weitere  Begründung  nöthig  ist. ^^^ 

127)  Gr  hat  sich  hier  in  eine  sehr  weit  gehende  Kasuistik 
vertieft,  deren  wissenschaftlicher  Werth  nur  gering  ist,  weil 
luch  h  er  der  Zweifel  nur  aus  der  Kollision  Widers  reben- 
de Pinzipien  entspringt,  und  nur  die  Sitte,  der  Verkehr 
und  andele  thatsächliche  Umstände  einen  Anhalt  dafür 
bieten  können,  welchem  Prinzip  der  Vorrang  eingeräumt 
werden  soll;  ^us  den  Prinzipien  allein  -t  c.  unmoglidi 
mnes  ist  so  berechtigt  als  das  andere,  und  doch  ist  das 
Naturrreclit  in  dieser  Täuschung  befangen  (Man  vergleiche 
Anmerkung  8  S.  226). 


W 


XX.   Man  pflegt  auch  zu  fragen,   wie  ein  Versprechen 
gültig  gemacht  werden  könne,  wenn  es   aus  Irrthum  ge- 
leistet worden  und  der  Versprechende  auch  nach  Erkennt- 
niss    des    Irrthums    dabei    bleiben    will.     Dieselbe    Frage 
kann  für  die  Fälle   entstehen,   wo   das   bürgerliche  Recht 
wegen  Drohungen  oder  sonst  das  Versprechen  für  ungültig 
erklärt  liat,   und  dieser  Umstand  später  wegfällt.     Einige 
verlaugen  dazu  nur  den   inneren  Willen,    welcher  in  Vei-- 
bindung  mit  dem  früheren  äusserlichen  Akt  zur  Begründung 
der  Verbindlichkeit  genüge;  Anderen   missfällt  dies,   weil 
em    äusserlicher   Akt   nicht    das  Zeichen    eines    späteren 
inneren    Willens    sein    könne;    sie    verlangen    daher    ein 
neues  Versprechen  und  eine  neue  Annahme.   Die  Wahrheit 
hegt   in  der  Mitte;   es   ist  wohl   ein  äusserer  Akt  nöthig 
aber  er  braucht  nicht  gerade  in  Worten   zu  gescJiehen- 
schon   das   Behalten   der  Sache   Seitens   dessen,   dem  der 
Antrag  geschehen,  und  die  Aufgabe  derselben  Seitens  des 
Versprechenden  genügt,  um  die  Einwilligung  darzulegen. 

XXI.  Auch  dürfen  die  Bestimmungen  des  positiven 
Rechts  nicht  mit  denen  des  Naturrechts  vermengt  werden  • 
insbesondere  sind  Versprechen,  wenn  sie  auch  keine  aus- 
ürückhche  Grundlage  haben,  ebenso  wie  Schenkungen  von 
Sachen  nach  dem  Naturrecht  gültig. 

XXII.  Auch  ist  der,  welcher  eine  fremde  Handlung 
versprochen  hat,  nicht  zum  Schadensersatz  verpflichtet 
wenn  er  nur  alles  ihm  Mögliche  zur  Bewirkung  dieser 
Handlung  seinerseits  gethan  hat;  es  müssten  denn  die 
Worte  oder  die  Natur  des  Geschäftes  eine  strengere  Ver- 
pflichtung begründen.  Livius  sagt:  „Es  gilt,  als  hätte 
er  Wort  gehalten,  weil  es  an  ihm  nicht  gelegen  hat,  dass 
die  Handlung  nicht  geleistet  worden." 


^  Kapitel  XII. 

Ueber  die  Verträge,  i^sj 

I.  Uie  auf  den  Nutzen  Anderer  abzielenden  Handlungen 
der  Menschen  sind  entweder  einfach  oder  zusammengesetzt. 

}  ^28)    Die    Ueberschriften    des    vorgehenden    Kapitels : 

,  „Ueber   Versprechen"    und   dieses  Kapitels:    „Ueber  Ver- 
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II.  Die  einfilchen  sind  entweder  wohlthätig  oder  aus- 
tauschend. Die  ersteren  sind  entweder  rein  oder  mit  einer 
Verbindlichkeit  von  der  anderen  Seite  verbunden.  Die 
rein  wohlthätigen  Handlungen  werden  entweder  gleich 
abgemacht  oder  auf  die  Zukunft  verschoben.  Gleich  ab- 
gemacht wird  eine  wohlthätige  Handlung,  wobei  Worte 
nicht  nöthig  sind,  wenn  sie  einen  Vortheil  gewährt,  ohne 
ein  Recht  zu  gewähren;  ebenso  die  Schenkung,  welche 
das  Eigenthum  überträgt,  über  welche  oben  bei  dem  Eigen- 
thumserwerb  gehandelt  worden  ist.  Auf  die  Zukunft  gehen  die 
Versprechen,  etwas  zu  geben  oder  zu  thun,  welche  bereits 
erörtert  worden  sind.  Wohlthätige  Handlungen  mit  einer 
Verbindlichkeit  des  anderen  Theiles  sind  solche,  welche  eine 
Sache  gewähren,  ohne  das  Eigenthum  zu  übertragen,  oder 
eine  Handlung  so  enthalten,  dass  eine  Folge  übrig  bleibt. 
Zur  ersten  Art  gehört  der  Leihvertrag,  zur  letzteren  die 
Leistung  einer  Handlung,  welche  mit  Kosten  oder  Ver- 
bindlichkeiten verknüpft  ist,  was  der  Auftrag  ist;  eine 
Art  desselben  ist  die  Verwahrung,  d.h.  die  Leistung  der 
Aufsicht  über  eine  Sache.  Wie  diese  Handlungen  ver- 
halten sich  die  Versprechen  derselben;  nur  dass  diese, 
wie  erwähnt,  sich  in  die  Zukunft  erstrecken.  Dies  gilt 
auch  für  die  nun  folgenden  Handlungen.  12») 

träge"  bezeichnen  keine  nebengeordneten  (koordinirte), 
sondern  untergeordnete  (subordinirte)  Begriffe.  Das  Ver- 
sprechen ist  nach  Gr.  der  Gattungsbegriff,  der  Vertrag 
eine  Art  desselben;  denn  zu  dem  Versprechen  gehören 
auch  die  Gelübde,  welche  keine  Verträge  sind.  Indess 
hat  Gr.  schon  in  dem  vorgehenden  Kapitel  auch  über  die 
Verträge  im  Allgemeinen  gehandelt.  In  diesem  Kapitel 
beschränkt  er  sich  auf  die  Verträge,  welche  die  Römer 
Contractus  nannten,  im  Gegensatz  zu  den  „unbenannten" 
Verträgen,  welche  Ausdrücke  in  diesem  Kapitel  zur  Er- 
läuterung kommen. 

129)  Diese  Eintheilungen  und  Definitionen  haben  kaum 
einen  juristischen  Werth.  Dasselbe  gilt  von  den  Klassi- 
fikationen, welche  spätere  Naturrechtslehrer,  wie  Kant, 
Hegel,  Stahl  u.  s.  w.  versucht  haben.  Es  hängt  dies  damit 
zusammen,  dass  die  einzelnen  Arten  der  Verträge  orga- 
nische Gebilde  sind,  welche  aus  dem  ganzen  Leben  des 
Volkes  herausgewachsen  sind  und  allmählig  zu  festen  Ge- 


III.  1.  Die  austauschenden  Handlungen  trennen  ent- 
weder beide  Theile  oder  führen  zu  einer  Verbindung. 
Die  trennenden  Handlungen  werden  von  den  Römischen 
Juristen  in  drei  Arten  eingetheilt:  1)  ich  gebe,  damit  Du 
giebst;  2)  ich  leiste,  damit  Du  leistest;  3)  ich  leiste,  da- 

\  mit  Du  giebst.     Hierüber  kann  der  Rechtsgelehrte  Paulus 

\^       in  den  Pandekten  nachgelesen  werden. 

2.   Die  Römer  nahmen  jedoch   von   dieser  Eintheilung 

jene  Verträge  aus,  die  sie  „benannte"  nennen,  nicht  weil 

j         sie  einen  besonderen  Namen   haben;    (denn  einen  solchen 

hat  auch  der  Tausch ,  obgleich  er  nicht  zu  den  benannten 

/        Verträgen  gehört),  sondern  weil  sie  wegen  ihres  häufigeren 
Gebrauchs  eine  gewisse  Bedeutung  und  eine  solche  Natur 
erlangt  haben,  dass  man  sie  schon  aus  dem  blossen  Namen 
erkennen    kann,    auch    wenn    nichts    Besonderes    erklärt 
worden  ist.    Deshalb  waren  auch  besondere  Klageformeln 
für  sie  eingeführt;  während  bei  den  übrigen  weniger  häufi- 
gen   Verträgen    in    die    Formel    nur    das    besonders  Aus- 
gemachte aufgenommen  wurde.     Die  Formel   war  deshalb 
in  diesem  Falle  nicht  eine  allgemeine  und  gewohnte,  son- 
dern sie  wurde  dem  besonderen  Abkommen  angepasst,  und 
die   Klage    hiess   deshalb:    „Die  Klage    mit   vorgesetzten 
Worten."  130)      Wegen    dieses    häufigeren   Gebrauchs    der 
benannten  Verträge  galt  auch  die  Verbindlichkeit,  sie  zu 
erfüllen,   sobald  einzelne  Erfordernisse  vorhanden  waren, 
wie  z.  B.  bei  dem  Kauf  die  Vereinigung  über  den  Preis, 
wenn  auch  sonst  noch  nichts  geschehen  war,  also  von  dem 
anderen  Theile  noch  nichts  geleistet  worden  war.   Dagegen 
gestattete  man  bei  jenen  selteneren  Verträgen   den  Rück- 
tritt, wenn  die  Erfüllung  noch  nicht  begonnen  hatte,  indem 
das  positive   Gesetz  ihnen  das  Klagerecht  nahm,   so  dass 
sie  lediglich  auf  Treu  und  Glauben  der  Vertragschliessen- 
den  beruhten. 
/  3.  Aber  dem  Naturrecht  sind  diese  Unterschiede  fremd, 

stalten  sich  entwickelt  haben.    Solche  Gebilde  wollen,  um 

[       ihre  Natur    zu    verstehen,    in    ihrer  ganzen  Fülle  erfasst 

sein,    und  jede    abstrahirende    Betrachtung,    wie    sie    in 

, solchen  Eintheilungen  enthalten  ist,  zerstört  die  Erkennt- 

•  niss  der  Eigenthümlichkeit,  ohne  welche  kein  Schritt  sicher 

}  gethan  werden  kann. 

^       130)  Es  waren  die  forimdae  pi^aescriptis  verbis. 
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denn  jene  „unbenannten  Verträge"  sind  nicht  weniger  natür- 
lich und  nicht  weniger  alt;  ja  der  Tausch,  welcher  zu  ihnen 
gezählt  wird,  ist  einfacher  und  älter  als  der  Kauf.  Auch 
Eustathius  erklärt  zum  10.  Gesaug  der  lliade,  wo  von 
einem  öffentlichen  Wettkampf  um  einen  Preis  gesprochen 
wird,  das  von  Homer  dabei  gebrauchte  Wort  aQwa&ai  mit 
„Austauschen"  indem  er  bemerkt:  „Es  ist  eine  Art  Ver- 
trag", nämlich  „ich  leiste,  damit  Du  giebst."  Wir  folgen 
also  der  Natur  und  erklären  alle  Verträge,  ohne  Unter- 
scheidung zwischen  benannten  und  unbeuannten,  für  voll- 
kommen rechtsverbindlicii  unter  ZurUckfiihruiig  auf  die 
oben  bezeihhnete  Eintheilung  in  drei  KlasseiL^^^) 

4.  Die  Klasse,  wo  ich  gebe,  damit  der  Andere 
gebe,  enthält  den  Fall,  1)  wo  eine  Sache  für  eine 
andere  gegeben  wird,  wie  bei  dem  Tausche,  dem 
offenbar  ältesten  Vertrage,  2)  wo  Geld  gegen  Geld 
gegeben  wird,  was  die  Griechen  Collybus^^^)  nannten, 
und  heutzutage  die  Kautleute  Wechsel  nennen;  3)  wo  eine 
Sache  für  Geld  gegeben  wird ,  wie  bei  dem  Kauf;  4)  oder 
die  Benutzung  einer  Sache  für  eine  Sache;  5)  oder  die 
Benutzung  für  eine  Benutzung;  6)  oder  die  Benutzung 
gegen  Geld,  was  Pacht  und  Miethe  genannt  wird.     Unter 

i»i)  Es  wird  hier  auf  das  in  Anmerkung  117  Gesagte 
Bezug  genommen.  Gr.  fasst  die  geschichtliche  Entwicke- 
lung  bei  den  Hörnern  falsch  auf.  Das  Kömische  Civil- 
Kecht  gestattet  nur  die  Klagbarkeit  bei  jenen  benannten 
Kontrakten;  es  waren  die  durch  die  Sitte  fest  ausgebilde- 
ten und  für  den  Verkehr  bei  den  Römern  ausreichenden 
Verträge.  Alle  anderen  Verträge  hatten  keine  Klagbarkeit; 
nur  allmählig,  als  der  Verkehr  und  Handel  sich  steigerte, 
und  auch  mit  Fremden  viele  Geschäfte  geschlossen  wur- 
den, begann  der  Prätor  solcher  Geschäfte  sich  anzunehmen 
und  Bestimmungen  darüber  in  seinem  Edikt  zu  treffen; 
dies  geschah  aber  nur  langsam,  schrittweise  und  immer 
nur  so  weit,  als  das  Bedürfniss  es  verlangte.  Dies  Ver- 
fahren ist  sicherlich  weiser  und  der  natürlichen  Entwick- 
lung des  Rechts  gemässer,  als  die  hier  gegebenen  ab- 
strakten Sätze  eines  angeblichen  ISaturrechts. 

132)  KoXkvßos  wurde  bei  den  Griechen  zunächst  die 
Scheidemünze  genannt  und  dann  das  Aufgeld  (Agio)  bei 
Umwechslung  der  Geldsorteu. 

/ 


Benutzung  wird  hier  sowohl  der  blosse  Gebrauch  als 
auch  der  mit  Früchten  verbundene  verstanden,  mag  er 
auf  Zeit  oder  auf  die  Person  oder  auf  die  Erben  gerichtet 
oder  sonst  wie  näher  bestimmt  sein.  So  dauerte  ein 
solcher  Vertrag  bei  den  Juden  bis  zu  dem  Jubeljahr.  Bei 
einer  Art  geschieht  das  Geben  in  der  Art,  dass  nach  Ab- 
lauf einer  Zeit  dasselbe  der  Summe  und  Gattung  nach 
zurückgegeben  werde,  was  das  Darlehn  heisst.  Es  gilt 
bei  Geld  und  bei  solchen  Sachen,  wo  es  nur  auf  das  Ge- 
wicht, die  Zahl  oder  das  Maass  ankommt. 

5.  Die  Klasse,  wo  eine  Handlung  gegen  eine  andere 
ausgetauscht  wird,  kann  unzählige  Arten  haben,  nach  der 
Verschiedenheit  der  Handlung.  So  leiste  ich,  damit  Du 
gebest,  entweder  Geld  (aucli  dies  nennt  man  im  gewöhn- 
lichen Leben  Miethe;  bestellt  die  Leistung  in  Ersatz  des 
Schadens  bei  Unglücksfällen,  also  in  Abwendung  der  Ge- 
fahr, so  wird  dies  Assekuranz  genannt,  ein  Vertrag,  der 
sonst  kaum  bekannt  war,  jetzt  aber  zu  den  häutigsten 
gehört),  oder  damit  Du  eine  Sache  oder  die  Benutzung 
einer  Sache  gebest. 

IV.  Die  austauschenden  Handlungen  beziehen  sich 
bald  auf  Handlungen,  bald  auf  Sachen,  die  damit  gemein- 
sam werden.  Sie  werden  alle  unter  den  Namen  Gesell- 
schaft befasst.  Dazu  gehört  auch  die  Krieggesellschaft, 
wie  z.  B.  bei  uns  die  gemeinsame  Fahrt  der  Kauffahrthei- 
schiffe  gegen  die  Seeräuber  und  andere  Feinde,  welche 
jetzt  „Admiralität"  heisst  und  von  den  Griechen  „Mit- 
schifffahrt"  oder  „Zusammenschifffahrt"  genannt  wurde. 

V.  Die  gemischten  Handlungen  sind  es  entweder  un- 
mittelbar oder  durch  Beifügung. *33)  So,  wenn  ich  ab- 
sichtlich eine  Sache  zu  einem  Preis  über  ihren  Werth 
kaufe  und  den  Ueberschuss  dem  Andern  schenke,  ist 
das  Geschäft  theils  Schenkung,  theils  Kauf.  Wenn  ich 
einem  Goldschmied  auftrage,  mir  gegen  Bezahlung  einen 
Ring  von  seinem  Golde  zu  machen,  so  ist  es  theils  Kauf, 
theils  Miethe.  So  kommt  es  auch  in  der  Gesellschaft  vor, 
dass  der  Eine  eine  Handlung  und  Geld,  der  Andere  blos 
Geld  beiträgt.  Im  Lehns vertrage  ist  die  Ueberlassung 
des  Lehns   eine  wohlthätige  Handlung;   die  Ausbedinguug 

}        1^)    Was    hier   Gr.    actus   7tiixti  nennt,    hat    er   oben 
(B.  I.  Kap.  1)  actun  compoaiti  (zusammengesetzte)  genannt. 
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kriegerischer  Dienste  für  den  Schutz  gehört  aber  zu  der 
Klasse:  Ich  leiste,  damit  Du  leistest.  Kommt  noch  die 
Last  einer  jährlichen  Abgabe  hinzu,  so  wird  der  Zins- 
vertrag hineingezogen.  Audi  das  Schiffsdarlehn  ist  eine 
Mischung  von  Darlehn  und  Assekuranz. 

VI.  Durch  Beitugung  zu  einem  andern  Geschäft  ent- 
steht die  Mischung  bei  der  Bürgscliaft  und  dem  Pfände. 
Denn  das  Geschäft  bei  der  Bürgschaft  zwischen  Bürgen 
und  Hauptschuldner  ist  meist  ein  Auftrag;  zwischen  dem 
Gläubiger  und  dem  Bürgen,  der  nichts  erhält,  ist  es  eine 
reine  Freigebigkeit;  allein  da  sie  einem  lästigen  Vertrage 
angefügt  ist,  so  wird  sie  auch  danach  aufgefasst.  Auch 
die  Bestellung  eines  Pfandes  ist,  für  sich  betrachtet,  eine 
freigebige  Handlung,  welche  die  Innehabung  des  Pfandes 
gestattet;  allein  sie  erhält  ihre  nähere  Bestimmung  durch 
den  Vertrag,  für  welchen  dieses  Pfand  Sicherheit  gewährt. 

VII.  Alle  Handlungen,  welche  einem  Andern  nützlich 
sind,  werden,  mit  Ausnahme  der  wohlthätigen,  mit  dem 
Namen  Kontrakte  belegt. 

VIII.  Bei  den  Kontrakten  fordert  die  Natur  Gleichheit, 
so  dass  aus  der  Ungleichheit  der  Benachtheiligte  ein 
Recht  erlangt.  Diese  Gleicheit  bestellt  theils  in  Hand- 
lungen, theils  in  dem  Gegenstand,  den  das  Geschäft  be- 
trifft, und  jene  Handlungen  sind  entweder  vorgängige  oder 
Haupthandlungen. 

IX.  1.  Zu  den  vorhergehenden  gehört,  dass  der  Kon- 
trahent die  ihm  bekannten  Fehler  der  Sache,  worüber 
verhandelt  wird,  angebe.  Dies  schreiben  nicht  blos  die 
positiven  Gesetze  vor,  sondern  es  stimmt  auch  mit  dem 
Naturrecht.  Denn  unter  den  Kontrahenten  besteht  eine 
engere  Gemeinschaft,  als  die  allgemeine  der  Menschen. 
Damit  erledigt  sich,  was  Diogenes  von  Babylon  hier 
bemerkt,  „dass  Schweigen  nicht  immer  ein  Verhehlen  ist. 
Was  Dir  zu  hören  nützlich  ist,  brauche  ich  nicht  immer 
zu  sagen."  Dies  gilt  von  himmlischen  Dingen,  aber  die 
Natur  der  Verträge,  die  des  Nutzens  wegen  getroffen 
werden,  fordern  mehr  Bestimmtheit.  Ambrosius  sagt 
richtig:  „Bei  Verträgen  müssen  auch  die  Fehler  der  zum 
Verkauf  angebotenen  Sachen  angegeben  werden;  hat  der 
Verkäufer  dies  nicht  gethan,  so  kann  er  auch  nach  Er- 
füllung des  Vertrages  wegen  Betruges  belangt  werden,".; 
Lactantius  sagt:    „Wer  den  Irrthum  des   Versprechers 
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nicht    berücksichtigt,    um     dessen    Goldsachen    billig    zu 
kaufen,   wer  einen   flüchtigen  Sklaven   nicht  anzeigt,   oder 
nicht,  dass  in  dem  Haus,   was  er  verkauft,   die  Pest  sei, 
indem    er    nur    auf    seinen   Vortheil    sieht,    der    ist    kein 
Weiser,  wie  Carneades  meinte,  sondern  listig  und  pfiffig." 
2.  Anders  verhält  es  sich  mit  Umständen,  welche  nicht 
den  Verkaufsgegenstand  betreffen;  so  wenn  Jemand  weiss, 
dass  noch  mehr  Schiffe  mit  Getreide  unterweges  sind.    Es 
ist  zwar  edel  und  löblich,  so  etwas  mitzutheilen,   so  dass 
es  oft  ohne  Verletzung  der  Liebespflicht  nicht  verabsäumt 
werden  darf;   aber  es  ist  nicht  gegen  das  Recht  und  ver- 
letzt nicht  das  Recht  des  Käufers.     Es  gilt  deshalb   hier 
der  Ausspruch  desselben  Diogenes,  den  Cicero  anführt: 
„Ich  habe  es  herbeigebracht  und  ausgestellt;  ich  verkaufe 
das  Meinige  nicht  theurer  als  die  Andern;  vielleicht  noch 
billiger,   da  mein  Vorrath  grösser  ist;   wem  geschieht  da 
Unrecht?"  Man  kann  deshalb  dem  andern  Satz  Cicero' s 
nicht  unbedingt  beistimmen,  „dass  es  eine  Verheimlichung 
sei,  wenn  Du  über  das  Dir  Bekannte  zu  Deinem  Vortheiie 
diejenigen   in  Unwissenheit  lässt,   denen   daran  liegt,   es 
zu  wissen."    Dies  gilt  nur  von  solchen  Umständen,  welche 
die  fragliche  Sache  an  sich  betreffen;  also  z.  B.  wenn  das 
Haus  von  der  Pest  angesteckt  ist,   oder  wenn   die  Obrig- 
keit   seine    Niederreissung    verordnet   hat,    welche    Fälle 
Cicero  nennt. 

3.  Aber  Fehler,  die  dem  andern  Kontrahenten  bekannt 

sind,  wie  die  Dienstbarkeit  eines  Hauses,   was  M.  Marius 

Gratidianus  erst  von  C.  Sergius  Grata  gekauft  Iiatte  und 

ihm    dann    wieder    verkaufte,     brauchen    nicht    angezeigt 

zn    werden;    denn    die    gleiche    Wissenschaft    auf   beiden 

Seiten    stellt    die    Kontrahenten    gleich.      Horaz    säet* 

(IL  Briefe  IL  17.)  ""  ' 

„Ich  meine.  Jener  kann  den  Preis  sicher  mit  sich 

nehmen;   denn   Du  hast   wissentlich   das   fehlerhafte 

Haus  gekauft." 

Auch  P lato  sagt  dies  im  XL  Buche  über  die  Gesetze.  134) 

134)  Die  wichtige  Frage,  wie  weit  bei  lästigen  Ver- 
trägen die  Kontrahenten  einander  zur  Mittheilung  aller 
auf  das  Geschäft  Beziehung  habenden  Umstände  ver- 
pflichtet sind,  kann  durchaus  nicht  in  der  hier  von  Gr. 
beliebten  abstrakten   Weise  erledigt  werden.     Gr.    selbst 
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X.  Eine  gewiss«  Gleichheit  uuter  den  Kontrahenten 
ist  aber  niclit  blos  in  Beziehung  auf  den  Gegenstand  er- 
forderlich, sondern  auch  für  ihren  Willensgebrauch.  Aller- 
dings ist  eine  mit  Recht  eingeflösste  Furcht  zur  Aufhebung 
des  Geschäftes  nicht  genügend;  denn  dies  bleibt  dem  Ver- 
trage äusserlich;  aber  es  darf  Niemand  mit  Unrecht  zu 
einem  Vertrage  genöthigt  werden;  und  ist  es  geschehen, 
so  ist  er  nicht  gebunden.  In  dieser  Hinsicht  hoben  die 
Lacedämonier  den  Kauf  der  Ländereien  auf,  zu  welchen 
die  Eleer  durch  Drohungen  die  Besitzer  genöthigt  hatten, 
„indem  sie  meinten,  dass  es  nicht  mehr  Kecht  sei,  mit 
Gewalt  eine  Saclie  von  dem  Schwächern  zu  kaufen,  als 
mit  Gewalt  sie  ihm  wegzunehmen,"  wie  Xenophon  sicli 
ausdrückt.  In  wie  weit  hier  nach  dem  Völkerrecht  sich 
Ausnahmen  ergeben,  wird  später  sich  finden. 

XI.  1.  Bei  der  Hauptverhandlnug  ist  die  Gleichheit  in- 
soweit geboten,   dass  nicht  mehr  als  billig  ist,  gefordert 

muss  später  bei  der  Assekuranz  eine  andere  Regel  auf- 
stellen. Offenbar  braucht  in  dem  Verkelir  nicht  Alles  und 
Jedes  dem  Andern  mitgetheilt  zu  werden;  allein  wie  weit 
es  nöthig,  und  wie  die  Grenze  hier  zu  ziehu  ist,  kann 
nur  nach  der  Natur  jeder  einzelnen  Vertragsart,  und  zwar 
nach  dem  besonderen  Rechte  jedes  Volkes  für  dieses  be- 
urtlieilt  werden,  weil  auch  hier  verschiedene  Prinzipien 
kollidiren,  und  das  ganze  Leben  einer  Nation  erst  lehrt, 
welchem  Prinzip  bei  ihnen  der  Vorrang  geführt.  Deshalb 
wird  bei  einem  ackerbauenden  Volke  ohne  lebhaften  Ver- 
kehr die  Klage  wegen  der  Verletzung  über  die  Hälfte 
zugelassen;  steigt  aber  der  Verkehr,  so  überragt  das 
Prinzip  die  Sicherheit,  und  deshalb  haben  alle  modernen 
Gesetze  diese  Klage  entweder  ganz  beseitigt  oder  sehr  be- 
schränkt. Aehnliches  gilt  für  die  Mittheilung  der  Mängel 
einer  zu  verkaufenden  Sache.  Nationen,  die  grosse  Nei- 
gung zum  Handel  haben,  sind  hier  in  ihrem  Recht  weit 
weniger  streng  als  andere;  auch  ändert  hier  oft  der 
Gegenstand  die  Pflicht;  bei  Thieren  ist  sie  eine  andere 
als  bei  Kleidern  und  Meubeln;  bei  Grundstücken  wieder 
eine  andere;  bei  Börsengeschäften  ist  die  Pflicht  am  ge- 
ringsten. Dies  zeigt,  dass  hier  mit  einem  vermuthlichen 
Naturrecht  nicht  fortzukommen  ist,  was  ewig  und  unver- 
änderlich für  alle  Völker  und  Zeiten  gelten  soll. 
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werde.  Bei  wohlthätigen  Verträgen  kann  dies  kaum  vor- 
kommen; denn  wenn  Jemand  für  das  Verleihen  oder  für 
seine  Mühe  in  Folge  eines  Auftrages  oder  einer  Ver- 
wahrung sich  einen  Lohn  ausbedingt,  so  handelt  er  nicht 
unrecht,  sondern  mischt  nur  den  Vertrag  und  macht 
aus  einem  wohltliätig^n  einen  halb  lästigen.  Dagegen  gilt 
jener  Satz  bei  allen  zweiseitigen  Verträgen  und  man  darf 
nicht  sagen,  dass  das,  was  der  eine  Theil  zu  viel  ver- 
spricht, als  geschenkt  anzusehen  sei.  Denn  dahin  geht 
weder  die  Absicht  der  Kontrahenten,  noch  kann  man  sie 
verniutlien,  wenn  nichts  dafür  vorliegt.  Denn  wer  etwas 
verspricht  oder  giebt,  der  will  es  versprechen  oder  geben, 
als  gleich  im  Werthe  mit  dem,  was  er  erhalten  soll,  und 
als  eine  durcli  die  Rücksicht  auf  diese  Gleichheit  be- 
begründete Schuld. 

2.  Johannes  Chrysosthomus  sagt:  „Bei  allen  Ver- 
trägen, wenn  etwas  zu  kaufen  oder  abzuwägen  ist,  wünscht 
man  und  strebt  auf  alle  Weise,  unter  dem  Werth  etwas 
zu  erwerben.  Steckt  in  einer  solchen  Handlungsweise 
nicht  etwas  von  Diebstahl?"  In  der  Lebensbeschreibung 
des  Isidor  bei  Photrus  wird  von  Hermias  erzählt,  dass 
er  etwas  habe  kaufen  wollen,  und  dass  ein  Preis  unter 
dem  wahren  Werth  gefordert  worden  sei;  da  habe  er  das 
Fehlende  zugelegt,  weil  er  eine  andere  Handlungsweise 
tÜr  ein  Unrecht  gehalten  habe,  was  freilich  die  Meisten 
nicht  bemerkten.  Ebenso  legen  die  Juden  das  Gesetz  aus, 
was  in  Levit.  XXV.  14  und  17  enthalten  ist.135) 

XH.  1.  p]s  bleibt  noch  die  Gleichheit  in  dem  Gegen- 
stande des  Vertrags  zu  erörtern.  Sie  besteht  darin,  dass, 
wenn  auch  nichts  von  dem  verheimlicht  worden,  was  ge- 
sagt werden  muss,  und  wenn  auch  nicht  mehr  gefordert 
worden,  als  der  Andere  zu  zahlen  schuldig  gehalten  wurde, 
dennoch,  wenn  in  den  Gegenständen  eine  Ungleichheit 
sich  zeigt,  sie  wieder  gut  zu  machen  ist,  selbst  wenn 
keine  Schuld  der  Parteien  dabei  vorliegt,  weil  z.  B.  der 
Fehler  ihnen  nicht  bekannt  war,  oder  sie  über  den  Werth 
sich  irrten.  Es  muss  dann  der,  welcher  zu  viel  bekommen 
hat,   es   herausgeben  an  den,   der  zu  wenig  erhalten   hat. 

1  

I 

^  135)  Ej^  ij>t  hier  Moral  und  Recht  durcheinander  ge- 
mengt: im  Uebrigen  ist  über  die  Impsio  enormis  das 
'Nöthige  bei  Anmerkung  134  bemerkt. 
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Denn  die  Absicht  ging  bei  dem  Vertrage  beiderseits  dahin 
oder  hätte  es  sollen,  dass  der  Eine  so  viel  erhalte  als 
der  Andere. 

2.  Das  Römische  Recht  bestimmt  dies  aber  nicht  für 
jede  Ungleichheit;  eine  geringe  wird  nicht  beachtet,  ja 
zur  Verhinderung  der  Prozesse  abgewiesen;  nur  bei  einer 
erheblichen,  die  die  Hälfte  des  Werthcs  übersteigt,  wird  die 
Verfolgung  gestattet.  „Denn,"  sagt  Cicero,  „die  Gesetze 
beseitigen  das  Unrecht,  was  sich  greifen  lässt;  die  Philo- 
sophen auch  das,  was  sich  denken  lässt."  Wer  dem 
positiven  Gesetz  nicht  unterthan  ist,  muss  das  befolgen, 
was  die  Vernunft  ihm  als  das  Recht  vorschreibt,  und  dies 
gilt  selbst  für  Jene,  die  dem  positiven  Gesetz  unterthan 
sind,  wenn  es  sich  nur  um  das  handelt,  was  billig  und 
sittlich  ist,  so  lange  das  positive  Gesetz  nicht  ein  Recht 
giebt  oder  nimmt,  sondern  nur  dem  natürlichen  Rechte 
aus  irgend  einem  Grunde  seine  Hülfe  versagt. 

XIII.  1.  Auch  bei  wohltliätigen  Verträgen  wird  eine 
gewisse  Gleichheit  verlangt;  zwar  keine  volle,  wie  bei 
den  lästigen  Verträgen,  aber  nach  dem  Zwecke  des  Ge- 
schäfts dahin,  dass  der  Wohlthäter  nicht  zu  T^chaden 
komme.  Deshalb  erhält  der  Bevollmächtigte  den  Ersatz 
seiner  Auslagen  und  des  bei  Vollziehung  des  Auftrags 
erlittenen  Schadens.  Deshalb  muss  Der,  dem  eine  Sache 
geliehen  worden,  dieselbe,  wenn  sie  zu  Grunde  geht,  er- 
setzen, weil  er  in  dieser  Beziehung  nicht  blos  dem  Eigen- 
thümer  vermöge  seines  Eigenthuras,  wie  jeder  Besitzer 
nach  dem  Früheren  verhaftet  ist,  sondern  auch  in  Rück- 
sicht des  für  ihn  woliltliätigen  Geschäfts.  Nur  wenn  die 
Sache  auch  bei  dem  Eigenthümer  zu  Grunde  gegangen 
sein  würde,  erleidet  dies  eine  Ausnahme;  denn  dann 
hat  der  Eigenthümer  durch  die  Verleihung  keinen  Schaden 
erlitten.  136)      Dagegen    hat  der,    welcher    eine    Sache    in 


136^  Diese  Meinung  des  Gr.,  dass  der  Leiher  einer 
Sache  die  Gefahr  derselben  trage,  wider>4pricht  dem 
Römischen  Recht  u...  ist  auch  naturrechtlich  nicht  zu 
begründen,  da  der  zu  ersetzende  Werth  der  untergegangenen 
Sache  sehr  oft  den  geringen  Vortheil  des  Leihers  aus 
dem  Leihvertrage  weit  übersteigen  wird;  mithin  nach  Gr. 
der  Eigenthümer  sich  dann   auf  Kosten  Jenes  bereichern 
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Verwahrung  nimmt,  nichts  dafür  erhalten;  deshalb  ist  er 
auch  für  die  zu  Grunde  gegangene  Sache  nicht  verhaftet; 
weder  in  Bezug  auf  die  Sache,  da  sie  nicht  da  ist,  und  er 
auch  nicht  reicher  geworden  ist;  noch  in  Rücksicht  auf  seine 
Annahme,  weil  er  dadurch  keine  Wohlthat  empfangen, 
sondern  gegeben  hat.  Bei  dem  Pfände  und  der  Miethe 
ist  ein  Mittelweg  einzuhalten;  der  Empfänger  der  Sache 
muss  nicht  für  jeden  Zufall  einstehn,  wie  bei  der  Leihe; 
aber  er  muss  mehr  Aufmerksamkeit  auf  die  Sache  ver- 
wenden als  der  Verwahrer.  Denn  der  Empfang  des 
Pfandes  ist  zwar  für  ihn  wohlthätig,  aber  doch  nur  der 
Anhang  eines  lästigen  Vertrages. 

2.  Dies  Alles  stimmt  mit  dem  Römischen  Recht;  allein 
es  hat  seinen  Grund  nicht  in  demselben,  sondern  in  der 
natürlichen  Billigkeit.  Es  gilt  deshalb  auch  bei  andern 
Völkern,  wie  unter  andern  aus  des  Juden  Moses  Maimo- 
nides  Werk:  „Der  Führer  in  Zweifeln,"  Buch  IIL  K.  43, 
erhellt.  Dasselbe  meint  Seneca  mit  den  Worten:  „In 
mehren  Fällen  ist  man  nur  zur  Treue,  in  andern  zum 
Schutz  verpflichtet."  Hiernach  ist  auch  die  Frage  bei 
andern  Verträgen  zu  entscheiden.  Doch  sind  nunmehr 
nach  Erledigung  der  allgemeinen  Frage,  so  weit  dies  für 
diesen  Zweck  nöthig  war,  noch  einige  besondere  Fälle  zu 
betrachten. 

XIV.  1.  Der  Maassstab  für  den  Werth  der  Sachen  ist 
zunächst  das  natürliche  Bedürfniss,  wie  Aristoteles 
richtig  zeigt;  auf  dies  wird  bei  den  rohen  Völkern  vor 
Allem  in  ihren  Tauschverträgen  gesehn.  Indess  ist  es 
nicht  der  alleinige  Maasstab;  denn  das  menschliche  Be- 
gehren, was  die  Verhältnisse  beherrscht,  bestimmt  sich 
nicht  immer  nach  der  Dringlichkeit  des  Bedürfnisses. 
Plinius  sagt:  „den  Preis  der  Perlen  hat  der  Luxus  ge- 
macht;" und  Cicero  sagt  in  seiner  Rede  gegen  Verres 
über  die  Zeichen:  „In  solchen  Dingen  bestimmt  sich  die 
Höhe  der  Schätzung  nach  der  Höhe  des  Begehrens."  Umge- 
kehrt kommt  es  vor,  dass  die  unentbehrlichsten  Gegen- 
stände unter  ihrem  Werthe  im  Preise  stehn,  wenn  sie  in 
5U  grossem  Ueberflusse  vorhanden   sind.     Senec?   zeigt 

würde.  Es  ist  deshalb  richtiger,  wenn  die  Römischen 
Juristen  es  bei  der  Regel  lassen :  Damnum  sentit  dominus. 
(Der  Eigenthümer  trägt  den  Schaden.) 
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dies  an  vielen  Beispielen  in  seinem  Werke  „lieber  die 
Wohlthaten"  VI.  15,  wo  er  bemerkt:  „Der  Preis  jeder 
Sache  hängt  von  der  Zeit  ab;  deshalb  ist  der  Satz  richtig, 
dass  jede  Sache  um  so  theurer  wird,  je  weniger  der- 
gleichen zum  Kanf  angeboten  werden."  Der  Rechtsgelehrte 
Panlus  sagt:  „Die  Preise  dpr  Waaren  richten  sich  niclit 
nach  der  Meinung,  nicht  nach  dem  Nutzen  der  Einzelnen, 
sondern  sie  stellen  sich  gemeinsam  fest,"  oder,  wie  er 
anderwärts  erläutert,  „nach  dem,  was  sie  Allen  werth 
sind."  Deshalb  ist  der  Werth  der  Sache  so  hoch,  als 
gewöhnlich  flir  sie  gefordert  und  bezahlt  zu  werden  pfleßjt. 
Es  findet  dabei  ein  gewisser  Spielraum  in  der  Höhe  der 
Forderung  und  des  gezahlten  Preises  statt;  doch  hat  mit- 
unter das  bürgerliche  Gesetz  einzelnen  Sachen  einen  festen 
Preis  gesetzt,  oder  in  Punkte  festgestellt,  wie  Aristo- 
teles sich  ausdruckt. 

2.  Bei  diesem  gemeinen  Werth  wird  auf  die  Mühe 
und  die  Auslagen  der  Kaufleute  Rücksicht  genommen,  und 
der  Preis  schwankt  oft  plötzlich  nach  der  Menge  oder 
dem  Mangel  der  Käufer,  des  Geldes  oder  der  Waaren. 
Uebrigens  können  auch  gewisse  Nebenumstände  auf  den 
Werth  einwirken,  so  dass  die  Sache  deshalb  darüber  oder 
darunter  erlaubter  Weise  gekauft  werden  kann;  etwa  wegen 
eines  spätem  Scliadens  odfr  fortfallenden  Vortheils;  wegen 
einer  besondern  Vorliebe,  oder  wenn  die  Sache  aus  Ge- 
fälligkeit für  den  Andern  verkauft  oder  gekauft  wird, 
indem  sie  sonst  nicht  gekauft  oder  verkauft  werden  könnte. 
Diese  Umstände  sind  dem  andern  Kontrahenten  anzuzeigen. 
Auch  kann  der  Schaden  und  entgangene  Gewinn  berück- 
sichtiget werden,  welcher  aus  zu  früher  oder  zu  später 
Zahlung  hervorgeht. i'*'*') 


1'"^^)  Gr.  berührt  hier  die  Grundlagen  des  Werthes  und 
des  Preises  der  Dinge.  Diese  Begriffe  gehören  zunächst 
in  die  Wissenschaft  der  Vojkswirthschaft,  welche  zu  Gr.'s 
Zeiten  noch  fehlte  und  erst  durch  Adam  Smith  im 
18.  Jahrhundert  begründet  worden  ist.  Man  darf  sich 
deshalb  nicht  wundern,  wenn  die  Begriffe  des  Gebrauchs- 
und Tauschwerthes  und  des  Preises  hier  durch  einander 
geworfen  werden.  —  Die  Grundlage  des  Geh  rauch  s- 
werthes  ist  die  Fähigkeit  des  Gegenstandes,  ein  Begehren 
des  Menschen  zu  befriedigen.   Die  Grundlage  des  Tausch- 
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Aor^J:-,      ?f/^^  Kauf  kann  das  Eigenthum  schon  mit 
dem  Zeitpurikt  des  Vertragsabschlusses  übergehn,  und  dies 
ist  das  Emfachste     Für  Seneca  ist  „der  Kauf^Le  Ver- 
ausserung    und    üebertragung    seiner    Sache    und    seines' 
Rechts   auf  einen  Andern,"    wie    bei  dem  Tauschvertrag 
Ist  ausgemacht,   dass  das  Eigenthum  nicht  sodeich  über- 
gehe   so  ist  der  Verkäufer  zur  Gewährung  des  Ei^enthums 
verpflichtet,  und  bis  dahin  bleibt  die  Sache  auf  GeThr  und 
Nutzen   des  Verkäufers.     Deshalb   sind  es  Bestimmungen 
des  positiven  Gesetzes,   wenn  der  Käufer  nur  verpflichtet 
ist,   zu  übergeben  und  den  Besitz  und  Entschädigung  für 
den  Schaden  der  Sache  zu  gewähren;   ebenso  ist  es  posi- 
tive Bestimmung,   dass   der  Käufer  die  Gefahr  trägt,  und 
dass  die  Fruchte   ihm  gehören,  ehe  das  Eigenthum  über 
gegangen   ist.  ^  Deshalb  gelten  diese  Bestimmungen  auch 
nicht  überall;  ja,  in  den  meisten  Gesetzen  steht  die  Sache 
bis  zur  Uebergabe  auf  Gefahr  des  Verkäufers,  wie  Theo 
phrast  zu  einer  Stelle  des  Stobaeus  beme;kt,  wo  auch 
andere   EigenthümHchkeiten   über  die  Förmlichkeiten   des 
Kaufs,    über  die   Draufgabe,    über   das  Reugeld    erwähnt 
werden    welche  von  dem  Römischen  Recht  sehr  abweichen 
Auch    bei    den    Rhodiern    wurden    die  Käufe    und    eS 
Bücher   Jm-'"^'  -''t  ^"^'^    Eintragung     in    öfi-entl  che 
iSRhoÄVzählt.?3^r  '^^   '""  '"^   ^^^^^"  "^^^^^" 


werthes    ist  die  Menge  der   zu    der  Hervorbringune    des 
Gegenstandes   nöfhigen  Menschenarbeit  und  Kapitalkraft 
Die   Grundlage    des   Preises    ist    theils  dieser  Gebrrchs 
und  Tauschwerth,  theils  das  Verhältniss  zwischen  Angebot 

Richtung,    sich    dem    Tauschwerth    gleichzustellen;    aber 

wfrk.n    ;"^""f '"  J^^'"^^"  ^"^^^^^  «"^   Nachfrage  be- 
wirken,  dass   der  Marktpreis   bald    über,   bald  unter  dem 

Tauschwerthe  steht.    Der  Werth  der  besonderen  Vorlfeb^ 

Ge^elZa  ^'T^'"'''  ^ebrauchswerth,   welchen  der 

Gegenstand    einer    bestimmten    Person    gewährt-    we^en 

^^^'m^v^^T^^'  ''  ''^''''^'''^  ^^^^*  abzus^chätzen.'        ^ 
noPh    l-^'f  Frage,   wer  die  Gefahr  der  verkauften    aber 
noch    nicht    ubergebenen    Sache    trägt,    ist    desha.      so 
schwankend,    weil    verschiedene    Prinzipien    dabef  gegen 

Grotius,  Recht  d.  Kr.  u.  Fr 
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2.  Ist  dieselbe  Sache  zweimal  verkauft  worden,  so  gilt 
derjenige  Kauf,  welcher  zugleich  die  Eigenthumsüber- 
tragung  in  sich  enthält,  sei  es  durch  Uebergabe  oder 
sonst.  Denn  dadurch  hat  der  Verkäufer  die  rechtliche 
Fähigkeit  auf  die  Sache  verloren,  was  durch  das  blosse 
Versprechen  nicht  geschieht. 

XVI.  Nicht  alle  Monopole  sind  gegen  das  Naturrecht; 
denn  mitunter  kann  das  Staatsoberhaupt  sie  aus  einem 
triftigen  Grunde  und  zu  einem  vorgeschriebenen  Preise 
zulassen.  Ein  Beispiel  dazu  liefert  die  berühmte  Ge- 
schichte von  Joseph,  während  er  Statthalter  in  Aegypten 
war.  So  hatten  aucli  unter  den  Römern  die  Alexandriner 
den  Indischen  und  Aethiopischen  Handel,  wie  Strabo 
sagt,  als  Monopol.  Auch  Privatpersonen  können  ein  solches 
unter  billigen  Massnahmen  einführen.  Wenn  sie  aber, 
wie  die  Oelhändler  im  Velabrum  in  Rom,  sich  vereinigen, 
um  nur  zu  einem  Preise,  der  noch  über  den  höchsten 
derartigen  hinausgeht,  zu  verkaufen,  oder  wenn  sie  durch 
Gewalt  oder  Betrug  weitere  Zufuhr  verhindern,  oder  wenn 
sie  die  Waaren  aufkaufen,  um  sie  später  zu  einem  un- 
mässigen  Preise  wieder  zu  verkaufen,  so  thun  sie  Unrecht 
und  müssen  Ersatz  leisten.  Wenn  sie  aber  in  anderer 
Weise  die  Zufuhr  der  Waaren  hindern  oder  die  Waaren 
aufkaufen,  um  sie  zwar  höher,  aber  doch  nicht  um  einen 
für  diese  Zeit  unbilligen  Preis  zu  verkaufen,  so  handeln 
sie  zwar  gegen  die  Regel  der  christlichen  Liebe,  wie 
Ambrosius    im    III.  Buche   seiner  „Pflichten"    an  vielen 


einander  stossen,  von  denen  eines  so  berechtigt  ist  als 
das  andere.  Durch  den  Kauf  hat  der  Käufer  wenigstens 
ein  jus  ad  rem  erhalten,  wenn  auch  der  Verkäufer  bis 
zur  Uebergabe  noch  Eigenthümer  bleibt.  Je  nachdem  man 
nun  diesem  oder  jenem  Rechte  die  höhere  Bedeutung  bei- 
legt, wird  der  Fruchtgenuss  und  die  Gefahr  dem  Käufer 
oder  dem  Verkäufer  gehören.  Vorgeschrittene  Völker  mit 
regem  Verkehr  und  Handel  nehmen  in  der  Regol  das 
Recht  des  Käufers  als  das  bedeutendere,  während  Völker 
mit  trägem  und  geringem  Verkehr  den  Werth  mehr  auf 
das  Eigeiithum  und  den  Besitz  als  auf  das  Geschäft 
legen  und  deshalb  Gefahr  und  Fruchtgenuss  bei  dem  Ver- 
käufer lassen. 


Beispielen  darlegt,  aber  sie  verletzen  nicht  eigentlich  das 
Recht  eines  Andern. i^^j 

XVII.  Das  Geld  kann  naturgemäss  nicht  blos  dem  Stoffe 
oder  dem  Nahmen  und  der  Form  nach  vertreten  werden, 
sondern  auch  in  einem  weiteren  Sinne,  in  Vergleichung  mit 
Sachen,  entweder  mit  allen  oder  mit  den  nothwendigsten. 
Die  Abschätzung  muss,  wenn  nichts  Anderes  ausgemacht 
ist,  nach  der  Zeit  und  dem  Ort  der  Zahlung  erfolgen. 
Michael  von  Ephesus  sagt  zum  Buch  V.  der  Nicomachi- 
schen Ethik:  „Was  bei  den  Lebensbedürfnissen  mitunter 
eintritt^  trifft  sich  auch  bei  dem  Gelde.  Denn  so  wie 
man  jener  nicht  immer  in  gleicher  Weise  bedarf,  indem 
man  die  fremden  Waaren  nicht  immer  in  gleichem  Maasse 
braucht,  so  behält  auch  das  Geld  nicht  immer  den  gleichen 
Werth,  sondern  schwankt;  und  hat  es  früher  mehr  ge- 
golten, so  gilt  es  nun  weniger  oder  Nichts.  Doch  bleibt 
sein  Werth  gleichmässiger,  und  man  muss  es  als  Maass 
der  andern  Waaren  gebrauchen."  Der  Sinn  dieser  Stelle 
ist:  Eine  Sache,  die  zum  Maassstab  für  andre  dienen  soll, 
muss  selbst  von  einer  am  wenigsten  schw^ankenden  Be- 
schaffenheit sein;  solche  sind  unter  den  marktgängigen 
Sachen  das  Gold,  das  Silber  und  das  Kupfer.  Denn  sie 
gelten  beinah  überall  und  an  allen  Orten  gleich.  Wie 
indess  andere  Sachen,  deren  der  Mensch  bedarf,  bald  im 
Ueberfluss,  bald  zu  wenig  vorhanden  sind,  so  gilt  auch 
das  Gold  bald  mehr  bald  weniger,  wenn  es  auch  von 
gleichem  Gehalt  und  Gewichte  ist. 

XVIII.  Die  Pacht  und  Miethe  steht,  wie  Cajus  richtig 
bemerkt,  dem  Kaufe  am  nächsten,  und  es  gelten  für  beide 
dieselben  Regeln.  Denn  der  Preis  beim  Kaufe  entspricht 
dem  Zins  oder  der  Miethe,  und  das  Eigenthum  der  Sache 
dem  Recht,  sie  zu  benutzen.  So  wie  also  der  Untergang 
der  Sache  den  Eigenthümer  trifft,  so  naturgemäss  die 
jUnfruchtbarkeit  oder  andere  Zufälle,  welche  die  Benutzung 

^^^)  Gr.  vermengt  hier  die  Moral  mit  dem  Recht, 
«trotzdem,  dass  er  innerhalb  der  Moral  noch  einen  ünter- 
jschied  zieht.  Die  Bedeutung  und  der  W^erth  der  freien 
Konkurrenz  war  zu  Gr.'s  Zeit  noch  nicht  erkannt;  deshalb 
seine  naturrechtliche  Regelung  derselben,  die  überdem  so 
unbestimmt  ist,  dass  sie  sich  aller  praktischen  Anwen- 
dung entzieht. 
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hindern,  den  Miether  oder  Pächter.  Der  Verpächter  be- 
hält trotzdem  seinen  Anspruch  auf  den  Zins,  weil  er  das 
Recht  zum  Gebrauch  so  übergeben  hat,  wie  es  bei  Ab- 
schlags des  Vertrages  bestand.  Doch  kann  durch  Gesetz 
oder  Abkommen  ein  Anderes  vorgeschrieben  werden.  Wenn 
jedoch  ein  Vermiether  die  Sache,  die  der  Miether  zu  be- 
nutzen gehindert  ist,  einem  Zweiten  vermiethet,  so  musn 
er  das  von  diesem  Empfangene  dem  ersten  Miether  heraus- 
geben, damit  er  sich  nicht  aus  einem  fremden  Gegenstande 

bereichere.  ,       .  x 

XIX.  Wenn  oben  bei  dem  Kaufe  bemerkt  worden  ist, 
dass  eine  Saclie  auch  über  oder  unter  dem  Werthe  ge- 
kauft werden  dürfe,  wenn  das  Geschäft  aus  Gefälligkeit 
für  den  Verkäufer  oder  Käufer  geschehen  und  die  Sache 
sonst  nicht  zu  verkaufen  oder  zu  kaufen  sei,  so  gilt  dies 
auch  für  die  Miethe  und  Vermiethung  von  Sachen  und 
Handlungen.  Wenn  ein  und  dieselbe  Handlung  Mehreren 
nützlich  werden  kann,  wie  z.  B.  die  Vornahme  einer  Reise, 
und  der  Vermiether  sich  gegen  Mehrere,  und  zwar  gegen 
Jeden  auf  das  Ganze  verpflichtet,  so  kann  er  von  Jedem 
so  viel  sich  ausbedingen  wie  von  Einem  allein,  wenn  das 
Gesetz  dem  nicht  entgegensteht.  Denn  dass  diese  Handlung 
auch  noch  einem  Zweiten  Nutzen  bringt,  ist  dem  Vertrage 
mit  dem  Ersten  äusserlich  und  mindert  den  Werth  der- 
selben für  der  Ersten  in  keiner  Weise. 

•XX.   1.  Bei  dem  Darlehn  fragt  es  sich,  nach  welchem 
Rechte  die  Zinsen  verboten  sind.    Gewöhnlich  nimmt  man 
an,  das  Naturrecht  verbiete  sie,  allein  Abulensis  ist  da- 
gegen;   auch   können   die   Gründe    für  jene  Meinung    auf 
keine  Zustimmung  Anspruch    machen.     Denn  wenn    man     \ 
sagt,   das   Darlehn    sei   ein   Geschäft  ohne  Lohn,   so   gilt 
das   nur   für   die   Leihe;   da  man   sich   für   den   Gebrauch 
einer  Sache  etwas  ausbedingen  kann,   so  würde   das  dem 
Vertrage  nur  einen  andern  Namen   geben.     Ebenso  wenig 
passt   der   Grund,   dass   das   Geld   an   sich   keine   Früchte' 
trage.     Denn  auch  die  Häuser  und  andere  Sachen   tragen 
von  Natur  keine  Frucht;   erst  die    menschliche  Thätigkeit 
zieht  einen  Nutzen  aus  ihnen.   Triftiger  scheint  der  Grund,^ 
dass   hier  Sache  für  Sache  gegeben  wird,   der  Gebrauch! 
liier  aber   sich  von   der  Sache   nicht  unterscheiden   lasse,! 
da  er  eben    in  dem  Ausgeben  oder  Verbrauch  des  Geldes 
bestehe,  mithin  dafür  nichts  gefordert  werden  könne. 


2.  Allein  wenn  auch  anerkannt  wird,  dass  durch 
einen  Senatsbeschluss  der  Niessbrauch  selbst  bei  solchen 
Sachen  eingeführt  worden  ist,  die  an  sich  durch  Gebrauch 
untergehn  oder  dadurch  in  ein  anderes  Eigenthum  über- 
gehn,  so  wird  dadurch  doch  nicht  ein  wahrer  Niessbrauch 
zu  Stande  gebracht;  denn  der  Begriff  eines  solchen  ver- 
trägt sich  nicht  mit  einem  solchen  Rechte.  Trotzdem 
folgt  daraus  nicht,  dass  ein  solches  Recht  nichts  gelte 
und  ohne  Werth  sei,  während  es  doch  sicher  ist,  dass, 
wenn  ein  solches  Recht  eingeräumt  wird,  das  Geld  dafür 
eingefordert  werden  kann.  Ebenso  ist  auch  das  Recht, 
das  Geld  oder  den  Wein  erst  nach  Ablauf  einer  bestimm- 
ten Zeit  zurückgeben  zu  müssen,  etwas,  was  einen 
Werth  hat;  denn  derjenige  zahlt  weniger,  der  in  weniger 
(kürzerer)  Frist  zahlt.  Deshalb  wird  bei  dem  antichreti- 
schen  Pfände  der  Gebrauch  des  Geldes  mit  den  Früchten 
des  Grundstücks  ausgeglichen.  Was  sonst  Cato,  Cicero, 
Plutarch  und  Andere  gegen  die  Zinsen  vorbringen,  be- 
trifft nicht  deren  Natur  an  sich,  sondern  das,  was  meisten- 
theils  dabei  mit  eintritt  oder  nachfolgt. 

3.  Wie  man  aber  auch  über  die  Sache  denken  mag, 
so  muss  für  uns  das  von  Gott  den  Juden  gegebene  Gesetz 
genügen,  welches  verbietet,  dass  Juden  von  Juden  tur  ein 
Darlehn  Zinsen  nehmen.  Denn  der  Inhalt  dieses  Gesetzes 
ist,  wo  nicht  nothwendiger,  mindestens  moralischer^  Art ; 
deshalb  wird  er  auch  neben  andern  Moralpflichten  in  dem 
Psalm  aufgeführt,  welcher  bei  den  Juden  der  15.,  bei 
den  Lateinern  der  14.  ist  und  bei  Ezechiel  im  18.  Kapitel 
steht.  Vorschriften  dieser  Art  verbinden  auch  die  Christen, 
die  ja  zu  grösseren  Tugendmustern  berufen  sind.  Die 
Pflichten,  welche  damals  den  Juden  und  andern  Be- 
schnittenen (denn  diese  befanden  sich  mit  den  Juden  in 
gleichem  Verhältniss)  auferlegt  worden  sind,  gelten  jetzt 
für  Jedermann,  da  das  Evangelium  allen  Unterschied  der 
Völker  aufgehoben  und  den  Begriff  des  Nächsten  weiter 
ausgedehnt  hat.  Neben  Andeien  erhellt  dies  aus  des 
Samariters  berühmter  Vertheidigung  durch  Christus.  Des- 
halb sagt  Lactantius  bei  Abhandlung  der  Pflichten  eines 
Christen:  „Er  wird  kein  Geld  auf  Zins  geben;  denn  das 
heisst  von  fremder  Noth  Vortheil  ziehn."  Ambrosius 
sagt:  „Dem  Bedürftigen  helfen  ist  Menschlichkeit;  aber 
Härte  ist  es,  wenn  Du  mehr  auspressest,  als  Du  gegeben 
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hast."  Selbst  der  Kaiser  Augustus  bezeichnete  Personen 
als  ehrlos,  welche  sich  Geld  um  billige  Zinsen  geborgt 
und  dann  um  hohe  Zinsen  ausgeliehen  hatten. 

XXI.  Manches  hat  den  Schein  eines  Zinses  und  wird 
dafür  gehalten,  was  doch  ein  Vertrag  anderer  Art  ist;  so 
die  Entschädigung  Dessen,  der  das  Geld  leiht,  dafür,  dass 
er  lange  desselben  entbehrt;  also  die  Entschädigung  für 
den  deshalb  entgangenen  Gewinn,  nach  Abzug  der  dazu 
nöthigen  Arbeit  und  des  blos  gehofften  Gewinnes.  Ebenso 
die  Entschädigung  für  den  Aufwand  Dessen,  der  Vielen 
Geld  leiht  und  es  dazu  vorräthig  hält,  so  wie  für  die  Ge- 
fahr des  Verlustes,  wo  keine  genügende  Bürgschaft  ge- 
geben wird.  Wenn  für  solche  Fälle  etwas  gefordert  wird, 
80  ist  dies  in  Wahrheit  kein  Zins.  Demosthenes 
sagt  in  seiner  Rede  gegen  Pantänetus,  dass  Den,  welcher 
das  durch  Handel  oder  ehrliche  Arbeit  Erworbene  gegen 
einen  kleinen  Gewinn  ausleiht,  einestheils  um  das  Seinige 
zu  erhalten,  anderntheils  um  einem  Andern  gefällig  zu  sein, 
nicht  die  Schande  des  Wuchers  treflfe.i'***) 

XXII.  Wenn  die  menschlichen  Gesetze  gestatten,  sich 
für  den  Gebranch  des  Geldes  oder  einer  andern  Sache 
etwas  auszubedingen,  wie  in  Holland,  wo  seit  lange  acht 
Prozent  und  bei  Kauf  leuten  zwölf  Prozent  jährliche  Zinsen 
erlaubt  sind,  und  wenn  diese  Gesetze  sich  dabei  innerhalb 
der  Entschädigung  für  den  entzogenen  oder  entgehenden 
Gewinn  halten,  so  verletzen  sie  das  Naturrecht  und  das 
göttliche  Recht  nicht.  Ueberschreiten  sie  aber  dies  Maass, 
so  können  sie  wohl  Straflosigkeit  gewähren,  aber  kein  Recht. 


i^<>)  Durch  die  hier  in  XXI.  von  Gr.  gestatteten  Aus- 
nahmen wird  der  Zinsverbot  völlig  illusorisch  gemacht. 
Diese  Ausnahmen  gehen  offenbar  gegen  die  Bibel.  Es 
ist  dies  ein  interessantes  Beispiel,  wie  das  Rechtsgefühl 
immer  es  versteht,  selbst  mittelst  Sophismen  sich  Geltung 
zu  verschaffen.  Gr.  war  ein  Holländer;  sein  Vaterland 
trieb  zu  seiner  Zeit  einen  blühenden  Handel,  der  ohne 
Zins  unmöglich  gewesen  wäre;  das  geschäftliche  Zins- 
nehmen war  deshalb  so  sehr  als  eine  erlaubte  Handlung 
in  das  Gefühl  jedes  Holländers  und  also  auch  in  Gr.  ein- 
gedrungen, dass  die  Sophismen,  mit  denen  hier  Gr.  das 
Verbot  der  Bibel  umgeht,  ihm  vollkommen  berechtigt 
imd  natürlich  erscheinen. 
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XXIII.  Der  Vertrag  zur  Abwendung  der  Gefahren, 
welcher  Assekuranz  genannt  wird,  ist  ungültig,  wenn  einer 
der  Kontrahenten  schon  weiss,  dass  die  Sache,  um  die  es 
sich  handelt,  bereits  glücklich  angekommen  oder  unter- 
gegangen ist;  nicht  sowohl  wegen  der  Gleichheit,  welche 
die  Natur  der  zweiseitigen  Verträge  fordert,  sondern  weil 
zu  dem  Wesen  dieses  Vertrages  es  gehört,  dass  der 
Schaden  noch  ungewiss  sei.  Die  Höhe  der  Versicherung 
ist  nach  der  gemeinüblichen  Schätzung  zu  bestimmen. 

XXIV.  1.  Bei  einer  Handelsgesellschaft,  wo  Jeder  Geld 
beiträgt,  müssen  bei  Gleichheit  der  Beiträge  auch  die 
Antheile  am  Schaden  und  Gewinn  gleich  sein;  sind  jene 
ungleich,  so  werden  es  auch  diese  nach  Verhältniss. 
Aristoteles  sagt  Buch  VIII.  der  Nicomachischen  Ethik: 
„Bei  einer  Erwerbsgesellschaft  erhalten  Die  mehr,  welche 
mehr  beigetragen  haben."  Dasselbe  findet  statt,  wenn 
gleiche  oder  ungleiche  Handlungen  geleistet  worden  sind. 
Auch  kann  der  ^ine  Theil  Geld,  der  andere  Arbeit  bei- 
tragen, oder  Beides  zusammen;  man  pflegt  zu  sagen: 
„Arbeit  statt  Geldes  ist  bei  ihrer  Gleichheit  eine  Ver- 
geltung, "i^i) 

2.  Dieser  Beitrag  geschieht  jedoch  nicht  immer  auf 
gleiche  Art.  Manchmal  wird  auf  der  einen  Seite  Arbeit, 
auf  der  andern  nur  die  Benutzung  von  Geld  gegeben;  in 
diesem  Falle  trägt  der  Eigenthümer  den  Verlust  des 
Kapitals  und  bleibt  auch  Eigenthümer  desselben;  manch- 
mal wird  das  Eigenthum  des  Kapitals  selbst  gegen  die 
Arbeit  als  Beitrag  eingezahlt;  dann  wird  der  Andere  Mit- 
eigenthümer  desselben.  Im  ersten  Falle  steht  der  Arbeit 
nicht  das  Kapital,  sondern  die  Gefahr  seines  Verlustes 
und  der  aus  ihm  zu  ziehende  Gewinn  gegenüber;  in  dem 
zweiten  Falle  wird  der  Werth  der  Arbeit  dem  Kapital 
gleichsam  zugelegt,  und  danach  hat  Der,  welcher  die  Arbeit 
giebt,  einen  Antheil  an  dem  Kapitale.  Was  hier  über 
die  Arbeit  gesagt  worden  ist,  gilt  auch  von  der  Leistung 
und  Gefahr  einer  Seefahrt  und  Aehnlichem. 

3.  Dass  einer  der  Genossen  am  Gewinn  Theil  habe, 
aber  vom  Schaden  frei  bleiben  solle,  ist  zwar  gegen  die 
Natur  des  Gesellschaftsvertrages;  jedoch  kann  es  so  aus- 

141)  Dieser  Vers  ist  aus  einem  Lustspiel  des  Plautus, 
„Der  Eseltreiber,"  I.  3,  v.  20  eatn^^mraen. 
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gemacht  werden.  Es  entsteht  dann  ein  gemischter  Kontrakt, 
theils  eine  Gesellschaft,  theils  eine  Assekuranz,  in  welchem 
die  Gleichheit  dadurch  hergestellt  wird,  dass  Der,  welcher 
den  Schaden  übernimmt,  dafür  einen  grösseren  Gewinn, 
als  ohnedem,  erhält.  Dass  aber  Jemand  nur  den  Schaden 
und  keinen  Antheil  am  Gewinn  erhalte,  ist  unzulässig, 
weil  die  Gemeinschaft  des  Nutzens  der  Gesellschaft  so 
wesentlich  ist,  dass  sie  ohne  dem  nicht  bestehn  kann. 
Wenn  ein  Rechtsgelehrter  gesagt  hat,  dass  im  Mangel 
einer  andern  Verabredung  die  Antheile  gleich  seien,  so 
ist  das  nur  richtig,  wenn  die  Beiträge  gleich  sind.  Bei 
der  allgemeinen  Gütergemeinschaft  ist  aber  hierbei  nicht 
der  wirkliche  Beitrag  von  dieser  oder  jener  Seite  zu  be- 
rechnen, sondern  das,  was  vermuthlich  erhofft  werden 
konnte. 

XXV.  Bei  einer  SchifFsgesellschaft  gegen  Seeräuber  ist 
der  gemeinsame  Vortheil  der  Schutz  an  sich;  manchmal 
auch  die  Beute.  Die  Schiffe  und  die  Frachtgüter  in  der- 
selben pflegen  abgeschätzt  zu  werden,  und  nach  der  Summe 
derselben  wird  der  erlittene  Schaden,  zu  welchem  aucli 
die  Entschädigung  der  Verwundeten  gehört,  von  den  Eigen- 
thümern  der  Schiffe  und  der  Waaren  verhältnissmässig 
getragen.  Dies  bis  hierher  Vorgetragene  stimmt  mit  dem 
Naturrecht  überein. 

XXVI.  1.  Auch  scheint  durch  das  willkürliche  Völkerrecht 
hier  nichts  geändert  zu  sein,  ausgenommen,  dass  auch  die 
Ungleichheit  der  Beiträge,  in  weiche  eingewilligt  worden 
ist,  in  den  Verhandlungen  mit  Andern  als  eine  Gleichheit 
gilt,  soweit  keine  absichtlich  falsche  Angabe  gemacht 
worden,  oder  das  Anzugebende  verheimlicht  worden  ist. 
Deshalb  wurde  vor  der  Verordnung  Diocletian's  gegen 
eine  solche  Ungleichheit  nach  einem  gewissermaassen 
positiven  Rechte  bei  den  Gerichten  keine  Klage  ange- 
nommen, und  dasselbe  gilt,  wenn  blos  nach  dem  Völker- 
recht zu  verfahren  ist.  Denn  dies  ist  das,  von  dem 
Pomponius  sagt,  es  sei  naturrechtlich  gestattet,  inso- 
weit sich  bei  dem  Preise  der  Kaufgeschäfte  zu  bevor- 
theilen.  Dieses  „Gestattet  sein"  ist  zwar  keine  moralisch 
zu  billigende  Handlung,  aber  es  wird  doch  soweit  zuge- 
lassen, dass  kein  Hülfsmittel  gegen  den,  der  sich  so  durch 
Vertrag  gesichert  hat,  besteht. 

2.  Das  Wort  „natürlich"  ist  hier,  wie  anderwärts,  mit- 
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unter  gesetzt  für  das  „was  hie  und  da  gebräuchlich  ist." 
So  sagt  der  Apostel  Paulus:  „Die  Natur  selbst  lehre, 
dass  es  für  einen  Mann  hässlich  sei,  sein  Haupthaar 
wachsen  zu  lassen,"  obgleich  dies  der  Natur  nicht  wider- 
spricht und  auch  bei  vielen  Völkern  gebräuchlich  ist.  So 
nennt  der  Verfasser  des  Buches  der  Weisheit  die  Götzen- 
diener, nicht  aber  alle  Menschen  „von  Natur  thöricht,"  und 
der  Apostel  Paulus  „von  Natur  Kinder  des  Zornes,"  indem 
er  dabei  nicht  in  eigner  Person,  sondern  im  Namen  der 
Römer  spricht,  bei  denen  er  sich  damals  aufhielt.  Der 
alte  Dichter  Evenus  sagt: 

„Das  wohl  Ueberlegte  hält  lange  vor,  o  Freund, 
und  dies  gehört,  ich  meine,  zur  Natur  des  Menschen." 

Ein  ähnlicher  Ausspruch  bei  Salenus  lautet:  „die 
Sitten  sind  eine  zweite  Natur;"  bei  Thucydides  heisst 
es  ähnlich:  „die  menschliche  Natur,  welche  die  Gefahr 
überwindet."  So  nennen  die  Griechen  sowohl  Tugenden 
wie  Fehler  „zur  Natur  geworden,"  wenn  sie  feste  Wur- 
zeln geschlagen  haben.  Bei  Diodor  von  Sicilien  heisst 
es  dagegen:  „die  Natur  sei  von  der  Noth wendigkeit  be- 
siegt worden."  So  sagt  der  Reclitsgelehrte  Pomponius, 
dass  nach  Römischem  Recht  Jemand,  der  nicht  Soldat  ist, 
nicht  zum  Theil  nach  Testament,  zum  Theil  nach  den 
Gesetzen  beerbt  werden  könne,  und  fügt  dann  bei:  „denn 
dies  verträgt  sich  von  Natur  nicht  mit  einander."  Dennoch 
ist  dies  blos  eine  Sitte  der  Römer,  welche  bei  andern 
Völkern  nicht  Statt  hatte,  und  welche  selbst  bei  den 
Römern  für  die  Testamente  der  Soldaten  niclit  galt.^^^) 

3.  Indess  ist  der  Nutzen  jener  erwähnten  Rechts- 
bestimmung für  die  Verhinderung  unzähliger  Prozesse  offen- 
bar. Bei  der  Ungewissheit  der  Preise,  war  der  Streit 
unter  Solchen,    die    keinen  gemeinsamen  Richter   hatten, 

142)  Hätte  Gr.  diesen  hier  von  ihm  erörterten  Begriff 
des  „Natürlichen"  auf  sein  Naturrecht  (natürliches  Recht) 
angewendet,  so  würde  er  bemerkt  haben,  dass  es  mit 
dem,  was  er  willkürliches  Völkerrecht  nennt,  zusammen- 
fällt. Der  gemeinsame  Wille  hat  eben  eine  „natürliche" 
Grundlage,  und  die  „natürliche"  Grundlage  führt  zu  einem 
gleichen  Wollen.  Deshalb  ist  in  Wahrheit  der  Unter- 
schied, den  Gr.  zwischen  Naturrecht  und  Völkerrecht 
aufstellt,  nicht  vorhanden. 
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gar  Dicht  zu  lösen,  und  doch  war  er  unvermeidlich,  wenn 
der  Rücktritt  von  den  Verträgen  wegen  Ungleichheit  ge- 
stattet worden  wäre.  „Es  ist  das  Wesen  des  Kaufes 
(sagen  die  Römischen  Kaiser,  welche  unter  Wesen  die 
hergebrachte  Sitte  verstehen),  dass  der  Käufer  dabei  mit 
der  Absicht,  billig  zu  kaufen,  und  der  Verkäufer  mit 
der,  theuer  zu  verkaufen,  an  das  Geschäft  herangehen, 
und  erst  nach  langem  Handeln  kommen  sie  in  einem  be- 
stimmten Preise  überein,  indem  der  Verkäufer  etwas  nach- 
lässt  und  der  Käufer  etwas  zulegt."  Öeneca  sagt  mit 
Rücksicht  auf  dieses  Recht:  „Was  kommt  es  auf  den 
Werth  an,  da  Käufer  und  Verkäufer  über  den  Preis  sich 
geeinigt  haben?  Der,  welcher  gut  gekauft  hat,  ist  dem 
Verkäufer  nichts  schuldig."  Ebenso  sagt  Andronicus 
von  Rhodus:  „Der  Vortheil,  welcher  aus  dem  freien  Ueber- 
einkommen  hervorgeht,  ist  nichts  Unrechtes  und  wird 
nicht  ersetzt,  denn  dergleichen  gestattet  das  Gesetz." 

Der  obenerwähnte  Verfasser  des  Lebens  Isidor's  nennt 
das  zu  billig  Kaufen  und  zu  theuer  Verkaufen  „ein  Un- 
recht, was  das  Gesetz  zulässt,  aber  was  in  der  Sache  das 
Recht  umstürzt." 


Kapitel  XIII. 
Ueber  den  Eid.i^s) 

I.  1.  Bei  allen  Völkern  war  von  jeher  der  Eid  bei 
den  Gelöbnissen,  Versprechen  und  Verträgen  von  der 
grössten  Kraft.     Bei  Sophocles  sagt  Ilippodamia: 

„Durch    den   Schwur    wird    die   Seele  getrieben, 

dass    sie    das   zwiefache  Uebel    vermeide,    von  den 

Freunden   beschuldigt  zu   werden  und  die  Götter  zu 

beleidigen." 

Cicero  sagt:  „Unseren  Vorfahren  galt  kein  Band  zur 

Befestigung  der  Treue  stärker  als  der  Eid." 

*'*^)  Gr.  widmet  hier  dem  Eid  eine  sehr  ausführliche 
Untersuchung.  Je  mehr  die  Religion  das  Leben  eines 
Volkes  beherrscht,   desto   bedeutsamer  ist  bei  demselben 


Ueber  den  Eid. 


427 


2.  Deshalb  drohte  dem  Meineidigen  überall  eine  schwere 
Strafe,  wie  Hesiod  vom  Eide  sagt: 

„Das    Verderben    kommt    den    Sterblichen    von 
allen   Seiten,    so    oft    sie    mit  trügerischem  Herzen 
schwören." 
So  dass  selbst  die  Nachkommen  die  Sünde  der  Eltern 
büssen,  was  man  nur  bei  den  schwersten  Verbrechen  an- 
nahm,  und  dass  schon  die  Absicht,    auch    ohne  die  Aus- 
führung,   eine    Strafe    nach    sich    zog.      Beides    bestätigt 
Herodot  in  der  Erzählung  von  Glaukos  Epicydides;  dieser 
überlegte  lange,   ob   er  den  Schwur  über  ein  im  Gewahr- 
sam empfangenes   Gut  brechen    sollte,   und   Herodot    fügt 
da  die  Worte  der  Pythia  bei: 

„Aber  dem  Meineid  entspriesset  ein  Sohn  ohne 
Namen,  ohne  Hand  und  ohne  Fuss,  und  doch  kommt 
er  mit  mächtiger  Gewalt  herbei  und  zerstört  das 
Haus  und  das  Geschlecht." 
Juvenal  schliesst  dieselbe  Erzählung  mit  dem  Vers: 
„Diese  Strafen  erleidet  schon  der  blosse  Wille, 
zu  sündigen." 

3.  Treffend  sagt  Cicero:  „Der  Eid  ist  eine  religiöse 
Versicherung,  und  das,  was  man  gleichsam  unter  Anrufung 
Gottes  versprochen  hat,  muss  man  halten."  Der  Zusatz: 
„denn  es  fällt  nicht  unter  den  Zorn  der  Götter,    welcher 

der  Eid;  je  schwächer  gewöhnlich  die  Sittlichkeit  bei 
einem  solchen  Volke  ist,  desto  mehr  wird  der  Eid  als 
Hülfsmittel  gegen  das  Unrecht  benutzt.  Deshalb  spielt 
der  Eid  in  der  alten  Zeit  und  im  Mittelalter  eine  viel 
wichtigere  Rolle  als  in  der  Gegenwart.  Nie  sind  mehr 
Eide  geschworen  worden  als  in  der  wüsten  Zeit  der 
Merowinger  in  Frankreich.  Jeder  Staatsakt  musste  mit 
den  heiligsten  Eidschwüren  bekräftigt  werden,  hundert 
von  Eideshelfern  schwuren  als  Gehülfen  mit,  und  dennoch 
wurden  solche  Eide  oft  schon  in  der  nächsten  Stunde  ge- 
brochen. Die  Völker  waren  zu  Gr.'s  Zeit  noch  sehr  von 
dem  religiösen  Glauben  erfüllt;  Gr.  selbst  war  ein  kirch- 
lich gläubiger  und  frommer  Mann;  so  erklärt  sich,  dass 
er  den  Eid  mit  grösserer  Ausführlichkeit  behandelt,  als 
es  die  moderne  Wissenschaft  zu  thun  pflegt,  da  jetzt  die 
Eide  abgenommen  haben  und  wahrscheinlich  noch  immer 
mehr  abnehmen  werden. 
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Zorn  nicht  besteht,  sondern  unter  die  Gerechtigkeit  und 
Treue",  ist  richtig,  wenn  Cicero  unter  Zorn  einen  Affekt 
versteht;  dagegen  falsch,  wenn  er  jeden  Willen  oder 
Vorsatz  zu  schaden  meint,  wie  Lactantius  richtig  bemerkt. 
Es  ist  nun  zu  untersuchen,  wolier  die  Kraft  des  Eides 
kommt  j  und  wie  weit  sie  sich  erstreckt. 

II.  Erstens  gilt  das  bei  den  Versprechen  und  Verträgen 
Bemerkte  auch  hier,  wonach  es  nöthig  ist,  dass  der 
Schwörende  seiner  Sinne  mächtig  sei  und  mit  Ueberlegung 
handele.  Wenn  daher  Jemand  nur  die  Worte  des  Eides 
sagt,  ohne  zu  wissen,  dass  er  schwört,  wie  von  der 
Cvdippe  erzählt  wird,  so  gilt,  was  Ovid  von  ihr  sagt 
(Hesiod.  XXI.  135): 

„Die  Seele  ist  es,  die  da  schwört,  und  mit  dieser 
haben  wir  nicht  geschworen.*'*'*) 
Hat  Jemand  zwar  schwören,  aber  sich  nicht  verpflich- 
ten wollen,    so   wird   er  doch  verpflichtet,    weil  die  Ver- 
pflichtung von  dem  Eide  untrennbar  und  ihre  nothwendige 
Folge  ist. 

III.  1.  Spricht  aber  Jemand  zwar  wissentlich  die  Eides- 
worte, aber  nicht  in  der  Absicht,  um  zu  schwören,  so  wird 
«ir  nach  Einigen  nicht  verpflichtet,  aber  wegen  Misbrauch  des 
Eides  strafbar.  Allein  richtiger  ist,  dass  er  zur  Erfüllung 
seiner  Worte  verpflichtet  ist,  zu  deren  Zeugen  er  Gott 
genommen  hat;  denn  die  an  sich  verbindende  Handlung 
ist  auch  mit  Absicht  vor  sich  gegangen.  Dem  entsprechend 
ist  der  Ausspruch  Cicero' s  ganz  richtig:  „Was  Du  ab- 
sichtlich geschworen  hast,  das  nicht  zu  thun,  wäre  ein 
Meineid."  Hierher  gehört  auch,  was  die  schwörende 
Calypso  bei  Homer  dem  Ulysses  sagt: 

„Das,  was  ich  denke,  werde  icli  auch  sagen." 

2.    Dies    erleidet    indess    eine    Ausnahme,    wenn    der 

Schwörende  weiss  oder  vermuthet,  dass  der  Andere  seine 

Worte  anders  versteht;   denn   indem  er  Gott  zum  Zeugen 

seiner  Worte  nimmt,  muss  er  die  Worte  so  wahr  machen, 

i'*'*)  Asontius,  der  Liebhaber  der  Cydippe  hatte  auf 
einen  Apfel  die  Worte  eingeschnitten:  „Ich  schwöre,  dass 
ich  den  Asontius  heirathen  will",  und  diesen  Apfel  der 
Cydippe  in  den  Busen  gesteckt,  wodurch  diese  zu  dem 
Ablesen  dieser  Worte  veranlasst  wurde.  E?  entstand  also 
die  Frage,  ob  damit  die  Cydippe  geschworen  habe. 
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wie  er  meint,  dass  sie  verstanden  worden.  Hierüber 
sagt  Cicero:  „Was  so  beschworen  ist,  wie  der,  welcher 
den  Eid  forderte,  es  verstand,  dass  es  geschehen  solle, 
das  muss  auch  so  innegehalten  werden."  Bei  Tacitus 
heisst  es:  „Wenn  man  zittert  und  die  Worte  des  Eides 
durch  allerlei  Künste  verdreht,  so  ist  dies  schon  das  böse 
Gewissen  des  Unrechts."  August  in  sagt:  „Die  sind  mein- 
eidig, welche  trotz  der  Worte  des  Eides  die  Erwartung 
derer  betrügen,  denen  sie  diesen  Eid  geleistet  haben," 
Und  Isidor  sagt:  „Mit  welchen  Wortkünsteleien  auch 
geschworen  wird,  so  nimmt  es  Gott,  welcher  der  Zeuge 
des  Innern  ist,  so,  wie  es  der  auff'asst,  dem  geschworen 
wird."  Dies  nennt  man  „mit  gutem  Gewissen  schwören." 
Deshalb  weigerte  Metellus  sich  mit  Recht,  auf  das  Apu- 
lejanische  Gesetz  zu  schwören,  obgleich  man  ihm  sagte, 
das  Gesetz  sei  wegen  eines  Fehlers  bei  seinem  Zustande- 
kommen ungültig,  und  der  Eid  auf  ein  Gesetz  verstehe  sich 
nur  von  einem  richtig  zu  Stande  gekommenen  Gesetze. 

3.  Bei  Versprechen  wird  allerdings  oft  eine  stillschwei- 
gende Bedingung  angenommen,  welche  den  Versprechen- 
den frei  machen  kann;  aber  bei  dem  Eid  kann  dies  nicht 
zugelassen  werden.  Hierüber  sagt  der  Apostel  in  dem 
Briefe  an  die  Hebräer  vortrefflich:  „Gott  wollte  den  Erben 
der  Verheissung  die  Unveränderlichkeit  seines  Entschlusses 
auf  das  Vollständigste  zeigen,  und  deshalb  beschwor  er  es; 
damit  wir  gleichsam  durch  zwei  unveränderliche  Dinge, 
bei  denen  es  unmöglich  ist,  dass  Gott  uns  täuscht  (denn 
so  muss  das  Wort  ^evdea&ai  übersetzt  werden;  ebenso 
wie  die  off'ene  Rede  Wahrheit  genannt  wird  bei  Dan.  VIL 
16,  VIH.  26,  X.  1),  die  feste  Zuversicht  erlangten."  Zum 
Verständniss  dieser  Stelle  ist  festzuhalten,  dass  die  heilige 
Schrift  oft  in  menschlicher  Weise  von  Gott  redet,  und 
mehr  nach  dem,  wie  wir  es  auffassen,  als  wie  es  ist. 

4.  Denn  in  Wahrheit  ändert  Gott  seine  Beschlüsse 
nicht.  Dennoch  heisst  es,  er  ändere  seinen  Entschluss, 
er  bereue   es,    wenn   er  anders  handle,    als   seine  Worte 

I  lauteten.  In  solchen  Fällen  ist  nur  eine  stillschweigend 
{gemeinte  Bedingung  weggefallen.  Jer.  XVIII.  8.  Beispiele 
(sind  Gen.  XX.  3.  Exod.  XXXH.  14,  1.  Könige  XXI.  28, 
^2.  Könige  XX.  1,  E^aias  XXXVIII.  1,  Jonas  HI.  5,  11. 
aln  diesem  Sinne  kann  man  uneigentlich  sagen ,  däss  Gott 
lauch  uns  täuscht.     Das  Wort  xhevSea^fat  in  der  erwähnten 
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Stelle  an  die  Hebräer  bezeichnet  oft  einen  die  Hoffnung 
täuschenden  Ausgang;  dies  ergiebt  theils  jene  Stelle,  theils 
Levit.  VI.  2,  Josua  XXIV.  27,  Esaias  LVIII.  11,  Hosea 
IX.  2,  Habacuc  III.  17.  Am  meisten  gilt  das  bei  Drohun- 
gen, weil  diese  Niemand  ein  Recht  geben;  bei  Versprechen 
ist  es  seltener,  und  es  ist  dann  eine  stillschweigende  Be- 
dingung dabei. 

5.  So  nennt  also  der  Apostel  zwei  Dinge,  welche  die 
UnVeränderlichkeit  bezeichnen;  das  Versprechen,  weil  dies 
ein  Recht  giebt,  und  den  Schwur,  weil  dieser  die  still- 
schweigenden und  etwas  versteckten  Bedingungen  be- 
seitigt; wie  auch  aus  Psalm  LXXXXIX.  30  bis  36  zu  er- 
sehen ist.  Ein  Anderes  ist  es,  wenn  die  Natur  des 
Geschäfts  offen  gewisse  Bedingungen  enthält.  Darauf 
beziehen  Einige  die  Stellen  Nura.  XIV.  30.  Indess  ist  es 
richtiger,  dass  unter  Denen,  welchen  das  Land  durch  einen 
Schwur  verheissen  worden,  nicht  die  Personen,  sondern 
das  Volk  gemeint  ist,  d.  h.  die  Nachkommen  Jener  (v.  23.). 
Ein  solches  Versprechen  kann  auch  zu  jeder  späteren 
Zeit  erfüllt  werden  und  giebt  bestimmten  Personen  kein 
Recht. 

IV.  1.  Aus  dem  Bisherigen  ergiebt  sich,  was  von  dem 
durch  Betrug  abgelockten  Eide  zu  halten  ist.  Steht  es 
fest,  dass  der  Schwörende  einen  andern  Sachverhalt  vor- 
ausgesetzt hat,  als  sich  verliält,  und  dass  er  nur  in  die- 
sem Irrthume  den  Eid  geleistet,  so  bindet  der  Eid  ihn 
nicht.  Ist  es  aber  zweifelhaft,  ob  er  nicht  auch  ohnedem 
geschworen  haben  würde,  so  muss  er  Wort  halten,  weil 
die  grösste  Einfachheit  und  Ehrlichkeit  dem  Eide  ent- 
spricht. 

2.  Hierher  gehört  der  Eid,  welchen  Josua  und  die 
Vornehmsten  des  jüdischen  Volkes  den  Gaoboniten  leiste- 
ten. Sie  waren  von  den  Gaoboniten  getäuscht  worden, 
welche  vorgaben,  sie  kämen  aus  einem  fernen  Lande. 
Aber  daraus  folgt  nicht,  dass  Josua  und  die  Vornehmsten 
ihrer  nicht  auch  geschont  haben  würden,  wenn  sie  ge- 
wusst  hätten,  dass  sie  aus  der  Nachbarschaft  seien. 
Denn  wenn  er  den  Gaoboniten  gesagt  hatte:  „Vielleicht 
wohnst  Du  inmitten  meines  Landes,  wie  soll  ich  da 
Dich  verschonen?"  so  kann  das  so  verstanden  werden, 
dass  er  damit  die  Gaoboniten  hätte  fragen  wollen,  welcher 
Vertrag    sie    verlangen,    einen    gleichseitigen    oder   einer 
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ünterwerfuugsvertrag ,  oder  um  zu  zeigen,  dass  die  Juden 
mit  gewissen  Völkern  kein  gemeinsames  Bündniss  ein- 
gehen dürfen;  aber  diese  Worte  hatten  nicht  den  Sinn, 
dass  er  damit  sagen  wollte,  dass  er,  wenn  sie  sich  über- 
gäben, ihr  Leben  nicht  schonen  könne.  Denn  dies 
Gesetz  Gottes,  was  die  Völker  dem  Tode  weihte,  ist  in 
Zusaramenhaltung  mit  einem  andern  so  zu  verstehen, 
dass  es  nur  stattfinden  solle,  wenn  sie  in  Folge  Auf- 
forderung nicht  sofort  das  Befohlene  thäten.  Dies  zeigt 
unter  Andern  auch  die  Geschichte  der  Rahaba,  die  wegen 
ihrer  Tugend  verschont  wurde,  und  die  Salomo's,  welcher 
die  Ueberbleibsel  der  Kananiter  zu  ünterthanen  und  Tribut- 
pflichtigen annahm. 

3.   Hierher  gehört  auch  die  Stelle  aus  Josua,   wonach 
keine  Stadt  der  sieben  Völker  Frieden   geschlossen  habe; 
ihr  Sinn   war  verhärtet,    so    dass   ihnen  keine  Gnade  zu 
Theil  werden  konnte.    Da  es  deshalb  wahrscheinlich  war, 
dass    wenn    die    Gaoboniten   den    Sachverhalt    angegeben 
hätten,  den  sie  aus  Furcht  verschwiegen  hatten,  sie  doch 
die  Schonung   ihres  Lebens  unter  Bedingung   des  Gehor- 
sams   erlangt   haben    würden,    so  galt  der  Schwur,    und 
deshalb    hat  Gott    wegen   seiner   späteren  Verletzung  die 
härtesten   Strafen  verhängt.    Ambrosius  sagt  über  diese 
Erzählung:   „Josua  meinte,  dass  er  den  ihnen  zugesicher- 
ten Frieden  nicht  widerrufen  dürfe,  weil  er  durch  die  Kraft 
des  Eides  verstärkt  worden  sei,  damit  er  nicht,  während 
er   fremde   Arglist    strafe,    seine   Treue  breche."     Indess 
erlitten    die   Gaoboniten     eine    Strafe    für    ihren    Betrug, 
nachdem   sie   durch    ihre  Uebergabe  unter  die  Herrschaft 
der  Juden  gekommen  waren.     Denn   sie   wurden   zu  einer 
persönlichen   Dienstbarkeit    verurtheilt,    während    sie    bei 
offenem  Verfahren    zu    einem    blossen  Tribut   verpflichtet 
worden  wären. 
fo         V.    Die  Bedeutung    des  Eides    darf  jedoch   nicht  über 
niüien    gewöhnlichen    Sprachgebrauch    ausgedehnt    werden. 
Deshalb  waren   die  nicht   meineindig,   welche  geschworen 
\    hatten,  dass  sie  ihre  Töchter  den  Söhnen  Benjamin's  nicht 
li«  zur  Ehe    geben    würden,    als    sie    gestatteten,    dass    sie, 
nachdem  sie  mit  Gewalt  entführt  worden  waren,  mit  den 
b   Räubern  leben  durften.    Denn,  das  Verlorene  nicht  zurück- 
d   fordern,  ist  noch  kein  Geben.  Ambrosius  sagt  über  diesen 
Fall:     „Diese    Nachsicht   befreit    sie    nicht    von    der    an- 


\ 


432 


Buch  II.     Kap.  XIII. 


gemessenen  Strafe  der  ünkeuschheit;  denn  es  war  ihnen 
nur  gestattet  worden,  dass  sie  durch  den  Raub  zur  Ver- 
bindung gelangten,  aber  ohne  den  Eidschwur  der  Ehe." 
Aehnlich  ist  der  Fall,  wo  die  Achäer,  als  die  Römer 
eine  Handlung,  die  jene  mit  einem  Eide  bekräftigt  hatten, 
nicht  billigten,  die  Römer  baten,  dass  sie  das,  was  ihnon 
nicht  passend  schiene,  selbst  ändern  möchten  und  nicht 
die  Achäer  gegen  die  Religion  nöthigten,  dem  zuwider- 
zuhandeln, was  sie  mit  einem  Eide  bekräftigt  hätten. 

VI.  Damit  der  Eid  gültig  sei,  muss  die  Verbindlichkeit 
eine  erlaubte  sein.  Deshalb  hat  ein  durch  einen  Schwur 
bestärktes  Versprechen  keine  Kraft,  wenn  er  einen  uner- 
laubten Gegenstand  betrifft,  sei  es  nach  dem  Naturrecht 
oder  nach  göttlichem  oder  selbst  nach  menschlichem 
Recht  verboten,  wie  bald  untersucht  werden  wird.  Der 
Jude  Philo  sagt  richtig:  „Ein  Jeder,  der  etwas  Unrechtes 
zu  bewirken  sucht,  weil  er  es  beschworen  habe,  wisse, 
dass  er  dann  den  Eid  nicht  heilig  hält,  sondern  vielmehr 
denselben  zerstört;  denn  dieser  ist  grosser  Sorgfalt  und 
Frömmigkeit  werth,  und  durch  ihn  wird  das  Sittliche  und 
Rechte  geheiligt.  Denn  man  fügt  Schuld  zur  Schuld, 
wenn  der  Eid  nicht  recht  geleistet  wird,  und  es  wäre 
besser,  von  einer  unrechten  Handlung  den  Eid  fern  zu 
halten.  Wenn  man  sich  deshalb  der  unrechten ,  wenn 
auch  beschworenen  Handlang  enthielte,  verehrte  man 
Gott,  welcher  sein  Erbarmen,  wie  es  ihm  angemessen 
sei,  demselben  zukommen  lassen  werde  und  die  Verzeihung 
für  den  leichtsinnigen  Eid.  Denn  das  Unrecht  verdoppeln, 
während  man  sich  doch  von  einem  Theil  der  Schuld  be- 
freien kann,  ist  unheilbarer  Wahnsinn  und  Mangel  an 
Verstand."  Ein  Beispiel  dazu  bietet  David,  welcher  des 
Nabal  verschonte,  obgleich  er  ihn  zu  tödten  geschworen 
hatte.  Cicero  bringt  als  Beispiel  den  Agamemnon  herbei, 
und  Dionys  von  Ilalicarnass  die  Verschwörung  der  Zehen- 
männer zur  Bewältigung  der  Republik.  Seneca  sagt/ 
„Ich  gestehe,  ich  kann  schweigend  mein  Wort  halteii* 
wenn  es  ohne  Unrecht  möglich;  einstweilen  wäre  die 
Treue  ein  Verbrechen."  Das  „einstweilen"  bedeutet  hier 
„bisweilen."  Ambrosius  sagt:  „Es  ist  mitunter  gegen 
die  Pflicht,  ein  Versprechen  zu  erfüllen  und  einen  Schwur 
zu  halten."  Augustin  sagt:  Wenn  die  Treue  zur  Ver- 
übung   der  Sünde    nöthig    ist,    so    ist   es  zu  verwundern, 
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dass  sie  Treue  genannt  wird."     Dasselbe  sagt  Basilius 
in  seiner  zweiten  Rede  an  Amphilochus. 

VII.  1.  Selbst  wenn  der  versprochene  Gegenstand 
nicht  unerlaubt  ist,  aber  ein  grösseres  Moralisch -Gutes 
hindert,  gilt  der  Eid  nicht,  denn  wir  sind  Gott  schuldig, 
in  dem  Guten  vorziischreiten ,  so  dass  wir  uns  die  Freiheit 
dazu  nicht  selbst  entziehen  dünen.  Hierauf  bezieht  sich 
der  erwähnte  ausgezeichnete  Ausspruch  des  Juden  Philo, 
der  es  verdient,  hier  angeführt  zu  werden:  „Es  giebt 
Menschen  von  so  harter  und  ungeselliger  Gemüthsart, 
oder  von  solchem  Ilass  gegen  die  Menschen,  oder  so  der 
strengen  Honschaft  des  Zornes  unterworfen,  dass  sie 
ihre  wilden  Sitten  selbst  durch  einen  Schwur  bekräftigen 
und  weder  einen  Tisch-  noch  Hausgenossen  haben,  noch 
Jemand  etwas  Gutes  erweisen,  noch  solches  während 
ihres  Lebens  von  Anderen  empfangen."  Wenn  er  erzählt, 
dass  Einzelne  geschworen,  Niemandem  Gutes  zu  erweisen, 
so  nennen  die  Juden  (iia^  Neethr  hannaali^  d.h.  das  Ge- 
löbniss  des  Schuldigseins.  Die  Formel  der  jüdischen  Lehrer 
war  hierbei  dieselbe,  welche  mit  der  Syrischen  in  der 
alten  Uebersetznng  des  Matthäus  übereinstimmt,  und  welche 
nach  der  Griecliischen  üebersetzung  dahin  lautet:  „Gott 
soll  ein  Geschenk  geweiht  werden,  wenn  Du  jemals  etwas 
Gutes  von  mir  empfängst." 

2.  Ein  Gelübde,  wo  als  Strafe  der  Nichterfüllung  Gott 
etwas  geweiht  wurde,  hielten  die  jüdischen  Schriftgelehrten 
für  gültig,  selbst  wenn  es  gegen  die  Eltern  gerichtet  war; 
allein  sie  sind  hier  schlechte  Ausleger  des  göttlichen 
Rechts.  Christus  wiedcrlegt  diese  Ansicht  an  der  erwähn- 
ten Stelle;  das  dabei  von  ihm  gebrauchte  Wort  niiav  ehren, 
bedeutet  hier  wohltliun,  wie  aus  der  Parallelstelle  bei 
Marcus  erhellt  und  aus  Pauli  Brief  1.  Tim.  V.  3,  17  und 
aus  Num.  XXIV.  11.  Aber  selbst  wenn  das  Gelübde 
gegen  einen  Andern  gerichtet  ist,  verbindet  der  Schwur 
nicht,  weil  es,  wie  erwähnt,  der  Besserung  hinderlich  ist. 

VIII.  üeber  das  Unmögliche  braucht  nichts  gesagt  zu 
werden,  da  es  klar  ist,  dass  Niemand  zu  etwas  Unmög- 
lichem verpflichtet  sein  kann. 

IX.  Ist  der  Gegenstand  nur  für  eine  Zeit  oder  nur 
bedingt  unmöglich,  so  schwebt  die  Verbindlichkeit,  und 
der,  welcher  sie  beschworen  hat,  muss  sich  die  möglichste 
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MUho    geben,    dass    er    die  Erfüllung  des   eidlichen  Ver- 
sprechens möglich  mache.  ^'^S) 

X.  Die  unterschiedenen  Feierliclikeiten  beim  Eide  treffen 
die  Worte,  nicht  die  Sache.  Diesen  Sinn  hat  es,  wenn 
es  heisst,  Gott  solle  etwa  mit  den  Worten  angerufen  wer- 
den:   „Gott   sei   Zeuge"    oder    „Gott   sei   Rächer";    beide 

1"*^)  Bei  dem  Eide,  wie  bei  jeder  feicrliclien  oder  förm- 
lichen Handlung  sind  Kontroversen  ohne  Zahl  gar  nicht 
abzuhalten,  und  keine  Wissenschaft  ist  im  Stande,  die 
bestehenden  genügend  zu  entscheiden  und  neuen  zuvor- 
zukommen. So  wie  es  in  der  Natur  mangelhafte  Bäume 
und  Thiere  giebt,  die  ihrem  Begriff  nicht  «.ntsprechen,  so 
kommt  dies  auch  in  der  sittlichen  Welt  vor.  Die  Triebe 
des  Menschen  führen  auch  hier  zu  Gestaltungen,  welche 
den  sittlichen  Begriff  nur  mangrlhaft  oder  krüppelhaft 
darstellen.  Für  die  Naturwissenschaft  machen  solche 
Missbildungen  keine  Scliwierigkeit,  sie  üherlässt  sie  ihrem 
Schicksal,  und  sie  braucht  sich  um  sie  nicht  zu  kümmern. 
Anders  ist  aber  das  Kecht  gestellt;  hier  ist  mit  einem 
bestimmten  rechtlichen  Begriff,  wenn  er  realisirt  wird, 
eine  besondere,  gewissermaassen  künstliche,  d.  Ii.  nicht 
von  selbst  eintretende  Folge  verknüpft;  also  entweder 
eine  Anerkennung,  oder  Gegenleistung,  oder  eine  Strafe, 
oder  ein  Lohn  u.  s.  w.  Der  Stnat  hat  die  Pflicht  über- 
nommen, diese  Folge,  wenn  joner  Begriff  realisirt  ist,  zu 
verwirklichen  oder  durch  Zwang  den  Andern  dazu  zu 
nöthigen.  Tritt  nun  im  Rechtlichen  eine  Missbildung 
ein,  d.  h.  wird  ein  Rechtsbegriff  in  einem  Falle  nicht 
voll  realisirt,  so  kann  der  Staat  diese  Missbildung  nicht, 
wie  das  krüppelhafte  Thier,  seinem  Scliicksal  überlassen, 
sondern  er  nuiss  sich  entsclieiden,  ob  die  mit  der  richti- 
gen Gestalt  verknüpfte  Folge  auch  für  diese  Missbildung 
eintreten  solle  oder  nicht,  oder  mit  welcher  Maassgabe. 
Dies  ist  die  Frage,  mit  der  die  Rechtswissensc])aft  überall 
und  fortwährend  sich  zu  beschäftigen  hat,  während  die 
Naturwissenschaft  sie  nicht  kennt;  deren  Lösung  macht 
die  erstere  so  viel  schwieriger  und  bewirkt,  dass  sie  nie 
die  Sicherheit  und  Bestimmtheit  für  ihre  Entscheidungen 
erreichen  kann,  wie  die  Naturwissenschaft  es  vermag. 

Die  hier  von  Gr.  gegebenen  Erörterungen  über  den 
Eid   geben   hierzu  einen   belehrenden  Belag.     Ist  ein  Eid 
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Formeln  bedeuten  dasselbe.  Denn  da  der  Höhere  das 
Recht  zu  strafen  hat,  so  wird,  wenn  man  ihn  als  Zeugen 
anruft,  zugleich  die  Strafe  des  Meineindes  von  ihm  ge- 
fordert, und  wer  Alles  weiss,  der  ist  Rächer,  weil  er 
auch  Zeuge  ist.  Plutarch  sagt:  „Jeder  Schwur  endet 
mit  Verwünschungen   für   den  Meineidigen."     Hierher  ge- 

in  jeder  Beziehung  so  geleistet,  wie  das  Gesetz  verlangt, 
so  ist  die  Sache  einfacli,  die  Wissenschaft  hat  dann  nichts 
zu  thun;    ihre  Aufgabe   beginnt   erst,    wenn   bei  dem  Eid 
irgend  ein  Mangel   gegen  seinen  Begriff  sich  zeigt.    Diese 
Mängel  können  bald    die  Absicht,    bald    die  Aeusserung, 
bald  Anderes  betreffen,  und  ihre  Zahl  und  Mannigfaltigkeit 
ist    nicht    zu    erschöpfen.     Natürlich    entsteht    dann    der 
Zweifel,   ob  die  Folgen  eintreten,   welche  das  Gesetz  mit 
dem  richtigen  Eide  verknüpft  hat.     Die  Wissenschaft  soll 
hierauf   die    Antwort    geben.     Diese    kann    natürlich    nur 
lückenhaft  ausfallen,   und  was  noch   schlimmer  ist,    diese 
Antwort  kann   in   den   meisten  Fällen   gar  nicht  von  der 
Wissenschaft   gegeben    werden,    weil  die  Frage,    ob    ein 
Mangel    erlieblich   ist  oder  nicht,    aus    dem  Begriff  nicht 
abgenommen    werden    kann,    sondern    eine   Kollision    mit 
andern   Prinzipien    andeutet,    welche    in    sich   ebenso  be- 
rechtigt sind,  und  wo  die  Frage,  welclies  als  das  W^esent- 
liche    gelten   solle,    nur  aus  der  Sitte,    Lebensweise  und 
Geschichte   des   Volkes    abgenommen   werden   kann,    d.  h. 
aus   Umständen,    welche   der   Rechtswissenschaft   an   sich 
fern  liegen.     Wiederholt  sich  ein  Mangel  oder  eine  Miss- 
bildung sehr  oft,  so  kann  sich  hierüber  eine  Sitte  bilden, 
und  an  dieser  liat  dann  die  Wissenschaft  und  der  Richte;- 
einen  Halt;  sind  aber  solche  Mängel  nur  selten,  so  fällt  dieser 
Anhalt  fort,  und  der  Lehrer  oder  Richter  ist  auf  sich  selbst 
angewiesen.     Er    wird    dann    natürlicii    dem   Prinzip    den 
Vorzug  geben,  ^ofür  sein  Rechtsgefühl  sich  am  stärksten 
erhebt;   allein  dies  Gefühl   ist  nach  Erziehung,   Tempera- 
ment   und  Bildung    bei  Jedem    ein   anderes,    und    so    er- 
klären sich  die  Unzahl  von  Kontroversen  und  zugleich  die 
Unmöglichkeit,    sie    anders   zu   beseitigen,    als   durch  die 
Autorität  des  Gesetzgebers ,  der  aber  natürlich  nur  einzelne 
Fragen  erledigen  kann  und  in  der  Regel  durch  seine  Ent- 
scheidung wieder  den  Grund  zu  neuen  Kontroversen  legt. 
So  wird   auch  hier   bei   dem  Eide  ein   sehr  religiöses 
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hören  die  alten  Bündnissformeln,  wobei  geopfert  zu  wer- 
den pflegte,  wie  Gen.  XV.  9  u.  f.  zeigen.  So  lautete  die 
Römische  Formel  nach  Livius:  „Du,  Jupiter,  erschlage 
Jenen  so,  wie  ich  dieses  Schwein."  Und  anderwärts: 
„Die  Götter  möchten  ihn  so  schlachten,  wie  er  selbst 
jetzt  das  Lamm  schlachte,"  und  bei  Polybius  und 
Festus  lautet  die  Formel:  „Wenn  ich  wissentlich  fehle, 
so  möge  Jupiter  mich  so  wegwerfen,  wie  ich  diesen  Stein." 
XI.  1.  Aber  aucii  die  Anrufung  anderer  Gegenstände 
oder  Personen  beim  Schwur  war  eine  alte  Sitte;  entweder 
riefen  sie  deren  schädliche  Macht  gegen  sich  auf,  wie  bei 
der  Sonne,  der  Erde,  dem  Himmel,  dem  Kaiser;  oder 
sie  wollten  daran  gestraft  werden,  wie  an  dem  Haupte, 
an  den  Kindern,  am  Vaterlande,  am  Kaiser.    Dies  geschah 

Volk  eine  andere  Sitte  für  solche  Ausnahmsfälle  und  für 
Dispensationen  bilden  als  ein  Volk,  wo  die  Religion  hinter 
die  irdisciien  Interessen  zurückgetreten  ist;  so  wird  ein 
frommer  Richter  anders  entscheiden  als  ein  Freidenker, 
ohne  dass  der  Eine  mehr  Recht  hat  als  der  Andere. 
Hieraus  erklärt  es  sich,  dass  manche  von  den  Entschei- 
dungen des  Gr.  hier  mit  denen  der  alten  Zeit  nicht  stim- 
men, und  dass  ebenso  die  moderne  Zeit  vielfach  die  An- 
sicht des  Gr.  nicht  mehr  theilen  kann.  Einen  Schwur 
bei  dem  Namen  des  Kaisers  wird  jetzt  Niemand  mehr 
für  einen  Schwur  halten;  ebenso  wenig  einen  Schwur  bei 
falschen  Göttern.  Ein  frommes  Volk  wird  den  Eid  trotz 
geringerer  menschlicher  Verbote  für  verbindend  halten, 
da  der  Eid  gegen  Gott  verpflichtet;  ebenso  wird  es  sich 
durch  Irithum  oder  Betrug  und  selbst  gegen  einen  See- 
räuber weniger  des  Eides  ledig  halten,  als  ein  Volk, 
dem  die  materiellen  Interessen  höher  stehen.  Darauf  be- 
ruht zum  Theil  der  Unterschied  der  impedimenta  im- 
pedimtia  bei  der  Ehe,  die  als  Sakrament  bei  den  Katho- 
liken dem  Eide  gleich  stand.  Dies  zeigt,  wie  gering  der 
wissenschaftliche  Werth  solcher  Erörterungen  ist,  und  wie 
tief  in  dieser  Beziehung  die  Jurisprudenz  unter  den  Natur- 
wissenschaften steht.  Hiernach  wird  es  auch  nicht  nöthig 
sein,  auf  die  Prüfung  der  einzelnen  von  Gr.  hier  behan- 
delten Kontroversen  näher  einzugehen.  Der  Werth  der 
Rechtswissenschaft  in  Vergleich  zur  Naturwissenschaft  ist 
weiter  erörtert  B.  XL  186. 
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nicht  blos  bei  den  Heiden,  sondern  auch  bei  den  Juden, 
wie  Philo  erzählt.  Er  sagt  nämlich,  man  solle  nicht 
gleich  wegen  jeder  Sache  schwören  „bei  dem  Schöpfer 
und  Vater  des  Weltalls",  sondern  bei  den  Eltern,  bei 
dem  Himmel,  der  Erde,  der  Welt.  Aehnlich  bemerken 
die  Ausleger  des  Homer,  dass  die  alten  Griechen  nicht 
leicht  bei  den  Göttern  zu  schwören  pflegten,  sondern  bei 
Anderem,  was  sich  darbot,  wie  bei  dem  Scepter;  dies 
habe  der  gerechte  König  Rhadamanthus  selbst  verordnet, 
wie  Porphyrius  und  der  Scholiast  des  Aristophanes  be- 
richtet. So  heisst  es,  dass  Joseph  bei  dem  Heile  Pharao's 
geschworen  habe,  wie  dies  damals  bei  den  Aegyptern 
Sitte  war  und  von  Abenestras  bemerkt  wird.  Elisäus 
schwur  bei  dem  Leben  des  Elias.  Auch  sind  nach  Christus' 
Ausspruch  bei  Matth.  V.  diese  Eide  ebenso  gestattet, 
wie  die  beim  Namen  Gottes,  obgleich  Andere  das  Gegen- 
theil  annehmen.  Allein  da  die  Juden  sie  geringer  hielten, 
in  Uebereinstimmung  mit  dem,  der  sagte:  das  Scepter 
könne  er  nicht  für  Gott  halten,  so  zeigt  Christus,  dass 
auch  sie  wahre  Eide  seien.  Auch  Ulpian  sagt  treffend: 
„Wer  bei  seiner  Seligkeit  schwört,  schwört  bei  Gott; 
denn  er  schwört  in  Rücksicht  auf  das  göttliche  Wesen." 
So  zeigt  Christus,  dass,  wer  bei  dem  Tempel  schwöre, 
bei  Gott  schwi3re,  der  ja  dem  Tempel  vorstehe,  und 
ebenso  gelte  der  Himmel  tÜr  Gott,  da  Gott  gleichsam 
darin  sei. 

2.  Allein  die  jüdischen  Rechtsgelehrten  jener  Zeit 
meinten,  dass  ein  Eid  bei  gefertigten  Sachen  nicht  ver- 
pflichte, ausgenommen,  wenn  die  Sache  als  Strafe  Gott 
geweiht  wurde.  Dies  ist  der  Eid  „zum  Geschenk",  dessen 
nicht  blos  in  der  erwähnten  Stelle  von  Matthäus,  sondern 
auch  in  den  Gesetzen  der  Syrier  gedacht  wird,  wie  aus 
der  Rede  des  Josephus  gegen  Appio  erhellt.  Daher  werden 
die  Griechen  nach  meiner  Meinung  die  erwähnten  morgen- 
ländischen Völker  xaoßavovg  genannt  haben  (von  xagßay  aus- 
ländisch), welches  Wort  bei  Aeschylos  uud  Euripides 
vorkommt,  ebenso  xaoßaya  d' dvdag.  ausländische  Leute,  eben- 
falls bei  Aeschylos.  Diesem  Irrthum  tritt  Christus  in  der 
erwähnten  Stelle  entgegen.  Nach  Tertullian  haben  die 
alten  Christen  bei  dem  Wohle  des  Kaisers  geschworen, 
da  dieser  heiliger  sei  als  alle  Schutzgeister.  V^egetius 
hat  eine  Formel,   die   wir   früher  erwähnt  haben:   danach 


438 


Buch  IL    Kap.  XHI. 


schwuren  die  christlichen  Soldaten  nicht  blos  bei  Gott, 
sondern  auch  bei  der  Majestät  des  Kaisers,  den  nächst 
Gott  das  Menschengeschlecht  zu  lieben  und  zu  verehren 
habp. 

XII.  Aber  selbst  wenn  Jemand  bei  falschen  Göttern 
schwört,  wird  er  verpflichtet,  weil  die  Gottheit,  wenn 
auch  unter  falschen  Merkmalen,  doch  in  der  allgemeinen 
Bezeichnung  befasst  ist;  deshalb  legt  der  wahre  Gott, 
wenn  falsch  geschworen  worden,  es  so  aus,  dass  Er  ver- 
letzt worden.  Heilige  Männer  haben  zwar  nie  den  Eid 
nach  dieser  Formel  gefordert,  noch  weniger  ihn  so  ge- 
leistet, und  ich  wundere  mich,  dass  Duaren  es  für  er- 
laubt hält;  konnten  sie  jedoch  bei  einem  Geschäft  eine 
andere  Art  von  Eid  nicht  verlangen,  so  haben  sie  zwar  das 
Geschäft  geschlossen  und  selbst  so  geschworen,  wie  es  sich 
gehörte;  dagegen  nahmen  sie  von  dem  Gegentheil  den  Eid 
so,  wie  er  zu  erreichen  möglich  war.  Ein  Beispiel  giebt 
Jacob  und  Laban  Gen.  XXXI.  53.  Dies  meint  Augustin, 
wenn  er  sagt:  „Wer  bei  einem  Steine  schwört,  ist,  wenn 
er  den  Eid  nicht  hält,  meineidig."  Und  später:  „Wenn 
der  Stein  Dein  Wort  auch  nicht  hört,  so  straft  doch  Gott 
Deirien  Betrug." 

XIII.  1.  Eine  Hauptwirkung  des  Eides  ist  die  Abkür- 
zung der  Prozesse.  Der  heilige  Briefschreiber  an  die 
Hebräer  sagt:  „Das  Ende  alles  Streites  ist  die  Bekräftigung 
durch  den  Eid."  Aehnlich  lautet  der  Ausspruch  bei  Philo- 
ueus:  „Der  Eid  ist  das  Zeugniss  Gottes  über  eine  streitige 
Sache."  Und  ähnlich  sagt  Dio  von  Halicarnass:  „Die 
stärkste  Beglaubiijung,  weiclie  keine  Zeit  vertilgen  wird, 
ist  unter  allen  Menschen,  sowohl  unter  Griechen  wie 
Barbaren,  die,  welche  durch  beschworene  Verträge  die 
Götter  als  Burgen  herbein imnit."  So  gilt  auch  bei  den 
Aegyptern  der  Eid  „als  die  höchste  Beglaubigung  unter 
den  Menschen." 

2.  Der  Schwörende  schuldet  also  zweierlei;  1)  dass 
die  Worte  mit  seiner  Absicht  stimmen,  was  Chrysipp 
die  W^ahrlieit  nennt,  und  2)  dass  die  Handlung  mit  den 
Worten  stimmt,  was  er  einen  guten  Eid  nennt.  AVer  im 
ersten  Erforderniss  fehlt,  ist  ein  Falschschwörender,  wer 
im  zweiten  fehlt,  ist  ein  Meineidiger,  wie  Chrysipp  scharf 
unterscheidet,  doch  werden  diese  Ausdrücke  oft  ver- 
wechselt. 
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XIV.    Wenn    der   Gegenstand    und    die  Worte   danach 
sind,    dass   der  Eid    nicht    blos   auf  Gott,    sondern   auch 
auf   einen    Menschen    sich    bezieht,    so    erlangt    letzterer 
unzweifelhaft    aus    dem  Eide    ein  Recht,    wie    aus  einem 
Versprechen  oder  Vertrage.    Die  Worte  sind  dabei  in  der 
einfachsten  Bedeutung  zu   nehmen.     Sind  aber  die  Worte 
nicht  an  einen  Menschen  gerichtet,  um  ihm  ein  Recht  zu 
geben,    oder  ist   dies   zwar   der  Fall,    aber  es  kann  ihm 
etwas  eingewendet  werden,  dann  erlangt  zwar  jener  Mensch 
kein  Recht,  aber  trotzdem  ist  der  Schwörende  gegen  Gott 
verpflichtet,  seinem  Eide  treu  zu  bleiben.    Ein  Fall  derart 
ist,  wenn  Jemand  einen  Andern  durch  Drohung  zu  einem 
eidlichen  Versprechen  genöthigt  hat.     Er  erlangt  dadurch 
kein  Recht  und  muss  das  Empfangene   zurückgeben,   weil 
eine    Beschädigung    den    Anlass    gegeben    hat.      So    sind 
die     Könige     der    Juden     von     den     Propheten     getadelt 
und  von  Gott  gestraft  worden,   weil   sie   die  beschworene 
Treue    den   Königen   von   Babylon  nicht  gehalten  hatten. 
Cicero  lobt  den  Tribun  Pomponius,  welcher  den  Schwur 
hielt,    obgleich    er    durch  Zwang  von   ihm   erpresst  war, 
„so  viel  galt  in  jenen  Zeiten  der  Eid,"  sagt  er.    Deshalb 
musste  Regulus   in   das  Gefängniss   zurückkehren,    so   un- 
gerecht  es   nucli   war;    ebenso   mussten  die  Zehn,   welche 
Cicero    erwähnt,  zu  Hanniual  zurückkehren^  da  sie  einen 
Eid  darauf  geleistet  hatten. 

XV.  1.  Dies  gilt  nicht  blos  für  Feinde  im  öffentlichen 
Kriege,  sondern  für  Jedermann :  denn  es  entscheidet  nicht 
blos  die  Person,  welcher  der  Eid  geleistet  wird,  sondern 
der  angerufene  Gott,  und  dies  genügt  zur  Begründung 
der  Vebindlichkeit.  Cicero  hat  deshalb  Unrecht,  wenn 
er  meint,  es  sei  kein  Meineid,  wenn  man  den  Räubern 
das  tür  das  Leben  versprochene  und  selbst  beschworene 
Lösegeld  nicht  zalile,  weil  der  Räuber  nicht  zu  der  Zahl 
der  wahren  Feinde  gehöre,  sondern  der  gemeinsame  Gegner 
Aller  sei,  bei  dem  weder  Treue  noch  Eidschwur  gelte. 
Dasselbe  behauptet  er  anderwärts  für  die  Tyrannen,  und 
Brutus  sagt  bei  Appian:  „Gegen  Tyrannen  bindet  die 
Römer  weder  ein  Versprechen  noch  ein  Eid." 

2.  Allerdings  besteht  nach  dem  festgesetzten  Völker- 
recht ein  Unterschied  zwischen  einem  Seeräuber  und  einem 
Kriegsfeind,  wie  später  von  uns  dargelegt  werden  wird; 
allein  dieser  ist  hier  ohne  Einfluss,  wo  das  Geschäft  mit 
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Gott  geschieht,  wenn  auch  dem  Mensclien  das  Reclit  ab- 
gelit;  deshalb  erliält  in  diesem  Falle  der  Eid  den  Namen 
eines  Gelübdes.  Audi  ist  es  nicht  richtig,  wenn  Cicero 
sagt,  dass  mit  einem  Räuber  keine  Reclitsgemeinschaft 
bestehe,  denn  Tryphonius  hat  richtig  gesagt,  dass 
.  eine  niedergelegte  Sache  nach  dorn  Völkerrecht  dem  Räuber 
zurückgegeben  werden  müsse,  wenn  der  Eigenthümer  nicht 
bekannt  sei. 

3.  Ich  kann  daher  aucli  der  Ansicht  nicht  beitreten,  welche 
mitunter  aufgestellt  wird,  dass  der,  welcher  einem  Räuber 
etwas  versprochen  hat,  ?ich  durcli  eine  augenblickliche 
Zahlung  frei  machen  könne,  aber  so,  dass  er  sofort  das 
Gezahlte  wiedernehmen  dürfe.  Denn  die  Worte  des  Eides 
sind  Gott  gegenüber  in  dem  einfachsten  Sinn  zu  verstehen, 
mithin  so,  dass  sie  eine  Wirkung  haben.  Wer  deshalb 
zwar  Iieimlich  zu  dem  Feind  zurückkehrt,  aber  dann  wieder 
fortgeht,  hat  seinen  Schwur,  zurückzukehren,  nicht  ge- 
halten,  wie   der  Römische  Senat   richtig   entschieden  hat. 

XVI.  1.  Wenn  bei  Cicero  Tullius  sagt:  „Du  hast 
Dein  Wort  nicht  gehalten,"  und  Arrianus  antwortet: 
„Wer  selbst  sein  Wort  nicht  hält,  dem  habe  ich  das 
meine  nicht  gegeben  und  gebe  es  ihm  nicht,"  so  kann 
diese  Ansicht  nur  daim  gebilligt  werden,  wenn  das  be- 
schworene Versprechen  oifenbar  mit  Rücksicht  auf  das 
Versprechen  des  Anderen  gegeben  worden  ist,  welches  so- 
mit als  Bedingung  gilt;  aber  es  passt  nicht,  wenn  die 
Versprechen  verschieden  sind  und  keinen  Bezug  auf  ein- 
ander iiaben.  Dann  muss  Jeder  das  erfüllen,  was  er  be- 
schworen hat.  Deshalb  preist  Silius  den  Regulus  in 
Buch  VI.  63,  64: 

„Dass  Du  den  treulosen  Puniern  die  Treue  bewahrt  hast, 
Wird  die  wachsende  Fama  durch  lan^e  Zeiten  verkünden. " 
2.  Die  Ungleichheit  giebt  naturrechtlich  einen  Grund, 
dass  die  Verträge  aufgelöst  oder  abgeändert  werden  kön- 
ken;  dies  ist  oben  dargelegt  worden.  Auch  haben  wir 
bemerkt,  dass,  wenngleich  das  Völkerrecht  hier  Einiges 
verändert  liat,  doch  das  in  dem  einzelnen  Staat  gültige 
Reclit  oft  auf  die  naturrechtliche  Bestimmung  zurückgeht. 
Ist  aber  ein  Eid  liinzugekommen ,  so  ist  auch  hier  gegen 
Gott  Wort  zu  halten,  selbst  wenn  man  dem  Gegner  nichts 
oder  nur  weniger    schuldet.     Deshalb    sagt    der  Psalmist 
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bei  Aufzählung  der  Tugenden   eines  Mannes:    „Er  hat  zu 
seinem  Schaden  geschworen;  aber  dennoch  hält  er  Wort." 

XVII.  Wenn  wegen  eines  solchen  Mangels  der  Gegner 
kein  Recht  erlangt,  sondern  die  Treue  nur  Gott  zu  be- 
wahren ist,  so  ist  der  Erbe  des  Schwörenden  nicht  ver- 
pflichtet. Denn  auf  den  Erben  gehen  zwar  die  im  Ver- 
kehr befindlichen  Güter  mit  ihren  Lasten  über,  aber  nicht 
die  Pflichten  der  Liebe,  der  Dankbarkeit,  der  Treue; 
denn  diese  gehören  nicht  zu  dem  sogenannten  strengen 
Recht,  wie  ich  anderwärts  dargelegt  zu  haben  mich  ent- 
sinne. 

XVIII.  Ist  aus  dem  Eide  kein  Recht  für  Jemand  hervor- 
gegangen, aber  bezieht  sich  der  Eid  doch  auf  eines  An- 
deren Vortheil,  so  ist  der  Schwörende  frei,  wenn  dieser 
den  Vortheil  nicht  mag.  Auch  ist  er  nicht  verpflichtet, 
wenn  die  Eigenschaft  erlischt,  in  der  er  Jemand  eidlich 
etwas  versprochen  hat,  z.  B.  wenn  ein  Kurator  sein  Amt 
nicht  behält.  Bei  Cäsar,  Buch  II,  Ueber  den  Bürgerkrieg, 
redet  Curio  die  Soldaten  des  Domitius  so  an:  „Wie  kann 
der  Euch  an  Eurem  Eide  festhalten,  der  unter  Wegwerfung 
der  Lictorenstäbe  und  unter  Niederlegung  des  Befehls 
ein  Privatmann  ist  und  als  Gefangener  in  fremde  Gewalt 
gerathen  ist?"  Und  darauf  sagt  er,  dass  der  Eid  durch 
den  Verlust  des  Standes  erloschen  sei. 

XIX.  Es  fragt  sich,  ob  das,  was  gegen  den  Eid  ge- 
schieht, nur  unerlaubt  ist,  oder  ungültig.  Man  muss 
meines  Erachtens  nnterselieiden.  Ist  nur  die  Treue  ver- 
pfändet, so  gilt  die  gegen  den  Eid  vorgenommene  Hand- 
lung, z.  B.  ein  Testament  oder  ein  Verkauf;  dagegen 
gilt  sie  nicht,  wenn  der  Eid  so  lautet,  dass  er  zugleich 
eine  volle  Entsagung  des  Rechtes  zur  Handlung  enthält. 
Gewöhnlich  ist  das  Letztere  der  Fall.  Hiernach  sind  die 
Eidschwüre  der  Könige  zu  beurtheilen,  und  die,  welche 
Fremde  den  Fremden  leisten,  sofern  die  Handlung  nicht 
nacli  dem  Rechte  des  Ortes  beurtheilt  werden  muss. 

XX.  1.  Es  ist  nun  der  Einüuss  der  herrschaftlichen 
Rechte  hierbei  zu  untersuchen,  wie  sie  dem  Könige,  dem 
Vater,  dem  Herren  über  den  Sklaven  und  dem  Manne  in 
ehelichen  Angelegenlieiten  zustehen.  Diese  Rechte  kön- 
nen nicht  bewirken,  dass  ein  Eid,  der  an  sich  verbindet, 
nicht  erfüllt  zu  werden  brauchte,  denn  diese  Erfüllung 
fordert  das  Naturrecht  und  das  göttliche  Recht.    Da  indess 
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unsere  Handlungen  niclit  ganz  in  unserer  Gewalt  sind, 
sondern  von  dem  Oberherron  abhängen,  so  kann  der  Ein- 
fluss  der  Oberen  auf  den  Eid  ein  zwiefacher  sei;  einmal 
auf  die  Person,  die  geschworen  hat,  und  dann  auf  die 
Person,  welcher  der  Eid  geleistet  ist. 

2.  Durch  den  Ersten  kann  er  den  Eid  ungültig  machen, 
noch  ehe  geschworen  wird,  insofern  das  Hecht  des  Niede- 
ren in  der  Gewalt   des  Oberen   enthalten  ist;   oder   ist  er 
geleistet,    so   kann  er  die  Erfüllung  verbieten.     Denn  der 
Niedere  konnte,  als  solcher,    sich   nur,   soweit  der  Obere 
es  gestattete,    verpfiifhten;    eine  grössere  Gewalt   besass 
er  nicht.     In  dieser  Weise  konnten  nach  jüdischem  Recht 
der  Mann  den  öchwur  der  Frau  und  der  Vater  den  Schwur 
des   noch    in   seiner  Gewalt   bcliucUichen   Sohnes   ungültig 
machen.    Seneca  stellt  hier  die  Frage:    „Wie,  wenn  ein 
Gesetz   erlassen   wird,    dass  Niemand   das    thue,    was   ich 
meinem   Freunde   versprochen   hatte   zu   thun?"    und   ant- 
wortet: „Dasselbe  Gesetz,  was  es  verbietet,  schützt  mich 
auch!"       Die    Handlung    kann    jedoch    auch    gemischter 
Natur  sein,   z.  B.:    wenn  der   Obere   bestimmt,    dass  das, 
was  der  Niedere   wegen  Bedrohung   oder  Mangel   an  Ver- 
stand  eidlich   versprochen  hat,   nur  erst   durch  seine  Ge- 
nehmigung gültig  werden  solle.    Aus  diesem  Grunde  lassen 
sich  die  Entbindungen  von  dem  Eide  rechtfertigen,  welche 
sonst  von  den  Fürsten  geschahen,  und  jetzt  von  den  Ober- 
häuptern   der  Kirche    nach    dem  Willen    der   Fürsten   ge- 
schehen, um  die  Frömmigkeit  besser  zu  bewahren. 

3.  Gegen  die  Person  dessen,  dem  der  Eid  geleistet 
worden,  kann  die  Handlung  des  Oberen  sich  richten,  in- 
dem sie  das  Recht  entzieht,  was  er  durch  den  Schwur 
erlangt  hat,  oder  wem  ein  solches  Recht  fehlt,  indem  sie 
verbietet,  aus  solchem  Schwur  etwas  an/unehmen,  und 
zwar  entweder  als  Strafe  oder  des  öftentlichen  Nutzens 
wegen,  vermöge  des  höchsten  Obereigenthums.  Hieraus 
ergiebt  sich  für  den  Fall,  dass  der  Schwörende  nicht  dem- 
selben Staate  angehört,  dem  er  sich  verpllichtet  hat, 
was  das  Oberhaupt  dieses  oder  jenes  Staats  in  Bezug  auf 
einen  solchen  Eid  vermag.  Wer  einem  unrecht  Handeln- 
den, als  solchem,  z.  B.  einem  Seeräuber,  etwas  durch 
einen  Eid  versprochen  hat,  kann  nicht  selbst  ihm  dieses 
Recht  aus  dem  Eid  als  Strafe  entziehen,  denn  die  Eides- 
worte hätten  dann  keine  Wirkung,  was  durchaus  zu  ver- 
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meiden  ist.  Aus  einem  gleichem  Grunde  kann  er  nicht 
das  Versprochene  mit  dem  vorher  streitigeii  Rechte  Kom- 
pensiren,  wenn   der  Vergleich   erst  nach  dem  Streit  em- 

üfCiraniren  ist.  ,  , 

4  Auch  das  Gesetz  der  Menschen  kann  da?  gewissen 
Handlungen  von  ihm  angelegte  Hindevniss  aufheben  wenn 
ein  Eid  überhaupt  oder  in  einer  bestimmten  Form  hinzu- 
kommt. Die  Römischen  Gesetze  thateu  dies  bei  solchen 
Hindernissen,  welche  sicli  nicht  geradezu  aui  den  aU- 
gemeinenKutzen,  sondern  auf  den  besonderen  des  Schwo- 
renden bezogen.  Geschieht  dies,  so  gilt  die  beschworene 
Handlung  s",  wie  sie  ohne  positives  Gesetz  naturroch tl.ch 
gegolten  haben  würde,  indem  sie  entweder  nurzurT.eue 
verpfliclitet  oder  auch  eiu  Recht  dem  Andern  gewahrt, 
je  nach   der  Verschiedenheit  der  Handlungen,   wie  früher 

dargelegt  worden  ist.  i      ir    u^t 

XXI  1  Nebenbei  ist  hier  zu  bemerken,  dass  das  Verbot 
Christi  und  das  bei  Jacobus,  keinen  Eid  zu  leisten,  sich 
nicht  auf  den  Bekräftigungseid  bezieht,  von  dem  bei  dem 
Apostel  Paulus  einige  F-ille  vorkommen,  sondern  auf  die 
Versprechen  einer  zukünftigen  Sache.  Dies  zeigt  deutlich 
der  Gegensatz  in  Christi  Worten:  .Ihr  habt  gehört  was 
Euren  Vorfahren  gesagt  worden:  Du  sollst  nicht  talsch 
schwi5ren,  sondern  Gott  den  Eid  zurückgaben;  Ich  aber 
sage  Euch:  Ihr  sollt  überhaupt  nicht  schworen  Auch 
der  Grund  bei  Jacobus  bestätigt  das;  „damit  Ihr  nicht 
als  Betrüger  erfunden  werdet."  Diesen  Sinn  hat  namlich 
das  Wort  vnoxQt^ii  bei  den  Hellenisten,  wie  aus  Hiob 
XXXIV.  30,  Matth.  XXIV.  51  und  sonst  erhellt. 

2  Dasselbe  beweisen  die  Worte  Christi:  „Eme  Rede  sei 
ja,  ja,  nein,  nein,"  welche  J.icobus  so  erläjitert:  „Es  sei 
vielmehr  bei  Euch   das  Ja,  ja  undXem,  nein."     Hier  ist 
offenbar    die  Redefigur    benutzt,    welche    „Verdoppelung 
heisst,  so  wie  in  dem  Verse: 

„Aus  jener  Zeit  geliört,  Corydon,  Corydon  uns.  ""») 

und  in  jenem:  .       ,      -»r  „ 

Bis  zu  diesem   Tage  war  Memmius  der  Mem- 

mius.i-^^)  ^ 

146)  Ein  Vers  aus  Virgil's  Eclogen  VU.  70. 

147)  Aus    dem    Fragment    eines    lateinischen    Rhetors 

entlehnt. 
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Das  erste  Ja  und  Nein  bezeichnet  das  Versprechen, 
das  zweite  die  Erfüllung.  Denn  das  Wort  vcu  braucht  man 
bei  den  Versprechen,  deshalb  wird  es  in  Apoc.  1.  7  durch 
a^riv  erklärt,  und  denselben  Sinn  hat  das  Syrische  Hhij 
was  dem  Rabbinischen  und  dem  Arabischen  entspricht; 
und  wie  bei  den  Römischen  Juristen  das  ^aham  und 
quidni  (weshalb  nicht?)  als  Antwort  auf  die  Stipulation 
gebraucht  wurde.  Als  Erfüllung  eines  Versprechens  gel- 
ten die  Worte  bei  Paulus  2.  Corinth.  I.  20,  wo  er  sagt: 
„Alle  Verheissungen  Gottes  in  Cliristo  seien  vat  xcu  n^riv. 
Daher  das  alte  jüdische  Sprichwort:  „Eines  gerechten 
Mannes  Ja  ist  ja  und  Nein  ist  nein." 

3.  Wo  aber  die  Handlungen  von  den  Worten  abweichen, 
bei  denen,  heisst  es,  „ist  das  Ja  und  das  Nein;"  2.  Corinth. 
I.  18,  19,  d.  h.  ihr  Ja  sei  ein  Nein  und  ihr  Nein  ein  Ja. 
So  erläutert  es  der  Apostel  Paulus  selbst;  denn  nachdem 
er  geleugnet,  dass  er  leichtfertig  gesell woren  habe,  fügt 
er  hinzu:  seine  Rede  sei  nicht  gewesen:  „Ja  und  Nein."!-*-^ 
Festus  sagt  bei  Gelegenheit  der  verschiedenen  Bedeutun- 
gen des  Wortes  Nancus:  „Manche  meinen,  er  komme  von 
dem  Griechischen:  Neu  xcu  ov/i  und  bedeute  einen  leicht- 
sinnigen Menschen."  Bedeutet  also  Ja  und  Nein  den 
Leichtsinn,  so  bezeichnet  das  Ja,  Ja,  Nein,  Nein  die 
Beständigkeit. 

4.  Christus  sagt  daher  dasselbe,  wie  Philo:  „Das  Beste 
und  Nützlichste  und  der  vernünftigen  Natur  Entsprechendste 
ist,  sich  des  Eides  zu  enthalten  und  sich  so  an  die  Wahr- 
heit zu  gewöhnen,  dass  die  Worte  statt  Schwures  gelten." 
Und  anderwärts:  „Das  Wort  eines  rechtlichen  Mannes  sei 
gleich  einem  festen,  unveränderliclien  und  truglosen  Eide." 
Ebenso  sagt  «Jose p hu s  von  den  Essenern:  „Das  ge- 
sprochene Wort  gilt  bei  ihnen  mehr  als  der  Schwur,  mid 
der  Eid  ist  bei  ihnen  überflüssig." 

5.  Von  den  Essenern,  oder  von  den  Juden,  denen  die 
Essener  nachgefolgt  sind,  srheint  Pythagoras  den  Aus- 
spruch entlehnt  zu  haben:  „Man  soll  nicht  bei  den  Göttern 
schwören;  Jeder  muss  sorgen,  dass  man  ihm  auch  ohne 
Schwur  glaube."  Die  Scythen  sagten  dem  Alexander,  nach 
Curtius'  Bericht,  von  sich:  „Glaube  nicht,  dass  iie  Scythen 

*-**-^)  1).  h.  seine  Rede  sei  nicht  mit  seinem  Handeln  in 
Widerspruch  gewesen. 
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durch  einen  Eid  ihre  gute  Absicht  bestärken;  ihr  Schwören 
besteht  in  dem  Worthalten."  Cicero  sagt  in  der  Rede 
für  den  Schauspieler  Roscius:  „Die  Strafe  der  Götter  für 
den  Meineidigen  gilt  auch  für  den  Lügner.  Denn  nicht 
um  der  Worte  willen,  aus  denen  der  Eid  besteht,  sondern 
um  der  Treulosigkeit  willen,  mit  der  Anderen  nachgestellt 
wird,  zürnen  die  unsterblichen  Götter  dem  Menschen  und 
sind  ihm  bös."  Von  Solon  wird  dieser  Ausspruch  ge- 
rühmt: „Halte  Dich  so  redlich,  dass  man  Dir  mehr  als 
einem  Schwüre  vertraut."  Auch  Clemens  von  Alexandrien 
sagt:  „Es  sei  die  Eigenschaft  eines  guten  Menschen,  die 
Treue  in  seinem  Versprechen  durch  ein  beharrliches  und 
unverändeites  Leben  und  Sprechen  zu  zeigen."  Der  Komi- 
ker Alexis  sagt: 

„Mein  Nicken  gilt  so  viel  wie  ein  Schwur." 

In  der  Rede  für  L.  Cornelius  Baibus  erzählt  Cicero, 
dass,  als  in  Athen  Jemand,  welcher  fromm  und  gesetzt 
gelebt  hatte,  nach  öffentlicher  Ablegung  seines  Zeugnisses 
behufs  dessen  Beeidigung  dem  Altare  zugeschritten  sei, 
alle  Richter  einstimmig  gerufen  hätten,  er  solle  nicht 
schwören,  damit  es  nicht  scheine,  als  vertrauten  sie  mehr 
der  Religion    als  der  Wahrhaftigkeit. 

6.  Mit  Christi  Ausspruch  stimmt  der  des  Hierocles  zu 
dem  goldenen  Gedicht:  „Wer  im  Anfange  die  Enthaltung 
vom  Eide  aus  Ehrfurclit  verkündet  hatte,  hatte  damit  ver- 
ordnet, dass  man  sich  des  Eides  in  Dingen  enthalten 
solle,  welche  einen  ungewissen  Ausgang  haben.  Denn 
dergleichen  ist  gering  zu  achten  und  ist  veränderlich; 
deshalb  ist  es  nicht  würdig,  ihretwegen  zu  schwören,  und 
nicht  rathsam."  Und  Li  bann  s  lobt  unter  Anderem  bei 
einem  christlichen  Kaiser:  „Er  ist  so  weit  vom  falschen 
Schwur  entfernt,  dass  er  selbst  das  Wahre  eidlich  zu 
bekräftigen  sich  scheut."  Eusthatius  bemerkt  zu  dem 
Verse  der  Odyssee: 

„Also  lassen  war  den  Schwur  bei  Seite." 

„In  ungewissen  Dingen  bedarf  es  keines  Schwures  zur 
Bekräftigung,  sondern  des  Gebetes  für  einen  glücklichen 
Aus^^an"". " 

XXll.  Daher  heisst  es  oft,  man  solle  sich  statt  des 
Schwures  durch  Handschlag  die  Treue  versprechen,  welches 
bei  den  Persern  als  die  stärkste  Versicherung  galt,  oder 
durch    ein   anderes   Zeichen  derart,    dass    der  Wortbruch 
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ebenso  verdammt  sein  solle  wie  der  Eidbruch.  Vorzüo^Uch 
von  Königen  und  Fürsten  sagt  man  häufig,  dass  ihr  Wort 
statt  Schvvures  gelte.  Denn  sie  müssen  derart  sein, 
dass  sie  mit  Augustus  sagen  können:  „loh  halte  Wort," 
und  mit  Eumenes:  „Er  wolle  lieber  sein  Leben  als  seine 
Treue  in  Gefahr  bringen."  Hierher  gehört  auch,  was 
Günther  dem  Liguvinus  sagt  (Buch  111.  v.  511): 

„Dem  blossen  Wort  des  Königs  muss  ein  Recht  und 
eine  Sclieu  innewohnen,  die  grösser  ist  als  jeder  Eid," 
Cicero  rühmt  in  der  Rede  für  den  Dejotarus  von  der 
Rechten  des  Cäsar,  dass  sie  am  festesten  nicht  im  Kriege 
und  in  der  Sclilaclit,  sondern  im  Versprechen  und  Wort- 
halten gewesen.  In  den  heroischen  Zeiten  galt  die  Er- 
hebung des  Scepters  statt  Schwures  der  Könige,  wie 
Aristoteles  bemerkt,  i*^*^) 


Kapitel  XIV. 

Ueber  die  Terspreelieu,  Yerträge  und  Eide  derer, 
welche  die  liöchste  Staatsgewalt  iime  haben.  *'^^) 

I.  1.  Die  Versprechen,  Verträge  und  Eide  der  Könige 
und  derer,  welche  ihnen  gleich,  die  höchste  Staatsgewalt 
inne  haben,   geben   zu  besonderen  Fragen  Anlass,   sowohl 

150)  Von  No.  XXI.  ab  ist  hier  Gr.  aus  dem  Naturrecht 
in  die  Moral  geratlien.  Der  Streit  über  den  Sinn  von 
Christi  Worten  ist  lange  mit  grosser  Heftigkeit  geführt 
worden;  indess  hat  dies  keinen  christlichen  Staat  gehin- 
dert, den  Eid  als  Rechtsinstitut  anzuerkennen  und  zu  be- 
nutzen. Der  Satz,  dass  ein  ehrlicher  Mann  sein  Wort 
ebenso  wie  einen  Schwur  halte,  hat  seine  zwei  Seiten; 
er  kann  auch  gegen  die  Religion  benutzt  werden,  indem 
damit  die  besonderen  und  hohen  Pllichten  gegen  Gott 
geleugnet  werden.  Diese  Auffassung  liegt  vieltach  den 
modernen  Ansichten  zu  Grunde,  weiche  den  Eid  theils 
möglichst  beschränken,  theils  in  seinen  Förmlichkeiten 
der  aus  den  Unterschieden  der  einzelnen  Religionen  fol- 
genden Eigenthümiichkeiten  entkleiden  wollen. 

^51)  Gr.  behandelt  in  diesem  Kapitel  eine  der  schwie- 


darüber,  was  ihnen  selbst  dabei  gestattet  ist,  als  dar- 
über, was  sie  gegen  die  ünterthanen  und  gegen  die  Nach- 
folger wirken.  In  erster  Hinsicht  fragt  e«  sich,  ob  der 
König,  wie  seine  ünterthanen,  so  auch  sich  selbst  in 
den  vorigen  Stand  einsetzen  oder  den  Vertrag  für  ungül- 
tisT  erklären  oder  von  dem  Eide  sich  lösen  könne?  Bo- 
dinus  meint,  dass  der  König  aus  denselben  Gründen,  wie 
der   Untertlian,    wenn    er    durch    Betrug    oder    List    oder 

rigsten  Fragen  des  Innern  Staatsrechts.  Diese  Schwierig- 
keiten kommen  daher,  dass  1)  bei  dieser  Frage  das  Prinzip 
der  Autorität,  welche  vermöge  ilirer  Natur  ihren  eigenen 
Geboten  nicht  unterworfen  ist,  mit  dem  Prinzip  des  Ver- 
kehrs, welcher  auch  hier  Rechtssicherheit  verlangt,  kollidirt, 
und  dass  2)  die  Stellung  der  mehreren  Autoritäten,  von 
denen  das  Recht  ausgeht  (Gott,  Fürst,  Volk),  im  Laufe 
der  Zeit  sich  gegen  einander  verändert.  So  ist  in  der 
modernen  Zeit  die  Autorität  des  Fürsten  gesunken  und 
die  des  Volkes  gestiegen;  der  Fürst  hat  deshalb  gegen- 
wärtig bei  den  Kulturvölkern  eine  sehwankende  Stellung 
gegenüber  den  Gesetzen;  die  Entwicklung  drängt  immer 
mehr  dahin,  ihn  ganz  dem  Recht  zu  unterwerfen,  und  doch 
ist  seine  Autorität  immer  noch  erheblich  und  zum  Theil 
unzerstörbar,  so  dass  diese'Richtung  überall  auf  Hemmnisse 
stösst,  welche  deren  konsequente  Verfolgung  unmöglich 
machen  (B.  XL  64, 153).  Bei  dieser  geschichtlichen  Bewegung 
ist  in  keinem  Theüe  des  Rechts  so  wenig  von  Präzedenz- 
fällen und  von  der  Rechtsbildung  und  Rechtswissenschaft 
früherer  Zeiten  und  anderer  Völker  Gebrauch  zu  maclien, 
wie  bei  dieser  Frage.  Die  Autorität  der  asiatischen 
Monarchen,  der  altrömischen  Kaiser,  so  wie  des  Kaisers 
von  Russland  gegenwärtig  ist  und  war  so  mächtig  und 
stark  und  so  der  Volksautorität  überlegen,  dass  die 
Lösung  der  betreffenden  Fragen  in  solchen  Staaten,  so 
wie  überhaupt  bei  despotischen  und  unkultivirten  Völkern, 
eine  viel  leichtere  und  andere  ist  als  in  den  Kultur- 
staaten der  Gegenwart.  Zu  diesen  natürlichen  Quellen 
von  Kontroversen  kommen  hier  noch  die  besonderen,  dass 
die  Rechtslehrer  vieltach  die  eigentliche  Natur  der  Auto- 
ritäten dem  Rechte  gegenüber  verkannt  haben;  damit 
musste  natürlich  die  Zahl  der  Streitpunkte  sich  erheblich 
vermehren. 
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Droliiingen  eines  Anderen  benachtheiligt  worden,  in  den 
vorigen  Stand  eingesetzt  werden  könne.  Dies  soll  sowohl 
für  die  Hoheitsrechte  selbst  gelten,  wie  für  ihre  Privat- 
interessen. Er  setzt  hinzu,  dass  der  König  durcli  den 
Schwur  nicht  gebunden  werde,  wenn  er  von  dem  Vertrage 
nnch  dem  Gesetz  zurücktreten  könne;  selbst  wenn  der 
Vertrag  nicht  g(  gon  die  Moral  streite.  Denn  der  König 
sei  nicht  verpflichtet,  weil  er  geschworen  habe,  sondern 
weil  er  durch  gesetzlichen  Vertrag  gebunden  sei,  soweit 
eines  Anderen  Interesse  dabei  betheiligt  sei.  i'"*2) 

2.  Nach  unserer  Meinung  muss  auch  hier  wie  ander- 
wärts zwischen  den  königlichen  und  den  privaten  Hand- 
hmgen  des  Königs  unterschieden  werden.  Bei  den  nur 
königlichen  Handlungen  des.^elben  ist  es  so  zu  halten,  als 
wenn  die  Staat.-gemeinde  sie  gethan  hätte.  Da  nun  auf 
solche  Handlungen  die  Gesetze,  welche  die  Sta.ttsgemein- 
schaft  selbst  gemacht  hat,  keine  Anwendung  finden,  indem 
die  Gemeinschaft  für  sich  selbst  der  Obere  ist,  so  gilt 
dasselbe  auch  für  die  Gesetze  des  Königs.  De>halb  fin- 
det hier  die  bei  Verträgen  übliche  Wiedereinsetzung  in 
den  vorigen  Stand  nicht  statt,  da  diese  auf  dem  bürger- 
lichen Rechte  beruht.  Der  König  kann  deshalb  daraus 
keinen  Einwand  hernehmen,  da>^s  er  den  Vertrag  während 
seiner  Minderjährigkeit  abgeschlossen  habe,  i-"»^) 

II.  1.  Allerdings  kann,  wenn  das  Volk  den  König 
nicht  zu  vollem  Rechte,  sondern  mit  Unterwerfung  unter 
die  Gesetze  eingesetzt  hat,  seine  den  Gesetzen  wider- 
streitende Handlung   dadurch   ungültig  werden,    entweder 


^''»2)  Diese  Ansicht  des  Bodinus  ist  gleich  ein  Bei- 
spiel zu  dem  am  Schluss  der  Anmerkung  147  Bemerkten. 
Bodinus  hatte  das  Gefühl,  dass  Autoritäten  sich  nicht 
rechtlich  verbinden  können;  deshalb  befreit  er  sie  von  der 
Verbindlichkeit  des  Eides.  Allein  er  übersieht  dabei  die 
Stellung  des  Fürsten  zu  Gott  (B.  XI.  ibi.)  und  er  bleibt 
sich  auch  nicht  konsequent,  da  er  den  König  wieder  dem 
Vertragsrecht  unterwirft. 

i'"*''5)  Aus  dieser  Deduktion  würde  vielmehr  konsequent 
folgen,  dass  der  König  sich  überhaupt  nicht  verpflichten 
kann,  weil  eben  die  von  dem  Staat  gemachten  Gesetze 
auf  ihn,  den  Repräsentanten  des  Staates,  keine  Anwen- 
dung finden. 
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gänzlich  oder  theilweise,  weil  das  Volk  sich  insoweit 
das  Recht  vorbehalten  hat.  üeber  die  Könige,  welche 
zwar  mit  voller  Staatshoheit  regieren,  aber  die  Herrschaft 
nicht  als  ihr  Eigenthum  besitzen,  ist  früher  verhandelt 
und  gezeigt  worden,  dass  Handlungen  derselben,  wodurch 
sie  das  Königreich  oder  einen  Theil  davon  oder  Staats- 
vermögen veräussern,  nach  dem  Naturrecht  so  nichtig 
seien,  wie  die  über  eine  fremde  Sache. 

2.     Die   Privatliandlungen    des    Königs    sind    dagegen 
nicht    wie    Handlungen    der    Staatsgemeinschaft,    sondern 
wie  die  Handlungen   eines  Einzelnen  zu  betrachten,  und 
deshalb    ist    anzunehmen,    dass    sie    in    der    Absicht    ge- 
schehen,   dabei   die  Regeln   des   gemeinen  Rechts   zu  be- 
folgen.     Wenn    daher    die    Gesetze    gewisse    Handlungen 
unbedingt  oder  auf  Verlangen  des  Verletzten  für  ungültig 
erklären,   so  wird  das  auch  hier  Platz  greifen,   als  wenn 
unter  dieser  Bedingung  gehandelt  worden  wäre.    So  sehen 
wir,    dass   einzelne  Könige   sich  mit  Rechtsmitteln  gegen 
den  Druck   der  Wucherer    geschützt    haben.     Ein  König 
kann   dann   durch   solche  Gesetze   sowohl   fremde  wie  die 
eigene  Handlung  frei  machen,  und  ob  er  dies  gewollt  habe, 
ist  nach  den  Umständen  zu  entscheiden.    Ist  es  geschehen^ 
so  ist  der  Fall  rein  nach  dem  Naturrecht  zu  entscheiden! 
Erklärt  dagegen  das  Gesetz  eine  Handlung  nicht  zu  Gun- 
sten  des  Handelnden,  sondern  als  Strafe  für  ungültig    so 
greift    dies    bei  königlichen  Handlungen  nicht  Platz,'  da 
überhaupt  Straf-  und  Zwangsgesetze  gegen  ihn  keine  Kraft 
haben.     Denn  Strafe  und  Zwang   kann  nur  von  zwei  ver- 
schiedenen Willen  ausgehen;  deshalb  sind  zwei  Personen 
eine  zwmgende  und  gezwungene,    dazu  nöthig,    und   der 
blosse  Unterschied  der  Rücksicht  genügt  dazu  nicht.  153) 

III.    Den  Schwur  kann  der  König  im  Voraus  ungültig 
machen,    wie  der  Privatmann,    wenn   er  durch  einen  frü- 
heren Eid  sich  die  Macht,    einen   solchen  Eid  zu  leisten 
völlig  genommen   hat;    hinterher    kann   er  es   aber  nicht' 
weil    hierzu    ein    Unterschied    der    Personen    nothwendig 

153)  Hier  erkennt  auch  Gr.  die  Natur  der  Autorität  an ; 
er  will  indess  sie  nur  von  dem  Rechtszwange  und  der 
Strafe  befreit  wissen;  das  Konsequentere  ist  indess,  dass 
das  Recht  überhaupt  die  Autorität  nicht  erreicht,  sei  es 
der  Fürst  oder  das  Volk  (B,  XI.  63). 

Grotins,  Kecht  d.  Kr.  n.  Fr.  oq 
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wäre.  Denn  das^  was  hinterher  ungültig  erklärt  wird, 
trügt  schon  vorher  den  Einwand  in  sich,  ausgenommen 
wenn  der  Obere  es  nicht  erlaubt;  aber  ein  Eid,  dass  man 
verpflichtet  sei,  ausgenommen,  wenn  man  selbst  es  nicht 
wolle,  ist  widersinnig  und  gegen  die  Natur  des  Eides. 
Denn  wenn  auch  wegen  eines  Mangels  in  der  Person  der 
Andere  kein  Recht  aus  dem  Eide  erwerben  kann,  so  wird 
doch  der  Schwörende,  nach  dem  Früheren  Gott  verpflichtet. 
Dies  gilt  ebenso  bei  Königen  wie  bei  anderen  Personen; 
indess  ist  Bodinus,  wie  erwähnt,  anderer  Ansicht.  1^4) 

IV.  Versprechen,  die  voll  und  unbedingt  und  ange- 
nommen sind,  geben  naturrechtlich  ein  Recht,  wie  gezeigt 
worden,  und  dies  gilt  bei  Königen  ebenso  wie  bei  ande- 
ren Personen.  In  diesem  Sinne  kann  man  denen  nicht 
beitreten,  welche  bei  dem  König  eine  Verpflichtung  da 
nicht  zulassen,  wo  er  etwas  oline  Grund  versprochen  hat; 
inwieweit  dies  Platz  greift,  werden  wir  bald  selien. 

V.  Wenn  oben  bemerkt  worden,  dass  bei  Ueberein- 
kommen  und  Verträgen  des  Königs  die  Gesetze  seines 
Staates  keine  Anwendung  haben,  so  hat  schon  Vasquius 
dies  anerkannt.  Wenn  er  aber  folgert,  dass  ein  Kauf 
ohne  festen  Preis,  eine  Miethe  ohne  festen  Zins,  ein  Zins- 
gutsvertrag ohne  Schrift  bei  Königen  gelte,  so  kann  dies 
nicht  zugegeben  werden,  weil  diese  Handlungen  vom  Kö- 
nige nicht  als  König,  sondern  von  ihm,  wie  von  jedem 
Anderen   zu   geschehen   pflegen.     Bei  solchen  Handlungen 

i'>4)  Die  Schwierigkeit  der  Frage  liegt  darin,  dass 
der  Fürst  Gott  gegenüber  nicht  mehr  als  Autorität  gelten 
kann,  dass  aber  die  Macht  Gottes  nur  im  Glauben  der 
Völker  beruht,  während  die  Macht  des  Fürsten  eine  reale 
ist.  Dadurch  entsteht  zwischen  Beiden  wieder  eine  Art 
Gleichgewicht,  und  nimmt  man  die  persönlichen  und  zeit- 
lichen Schwankungen  in  der  Festigkeit  des  Glaubens  hinzu, 
so  kann  man  leicht  abnehmen,  dass  die  Entscheidung  des 
Falles  je  nach  den  Personen  und  Zeiten  sehr  verschieden 
ausfallen  wird.  Die  Geschichte  lehrt  denn  auch  genü- 
gend, welche  Unzahl  Eide  von  den  Autoritäten  in  ihrem 
politischen  Handeln  gebrochen  worden  sind,  ohne  dass 
die  öff'entliclie  Meinung  daran  Anstoss  genommen  hat, 
wenn  nur  der  Erfolg  nicht  ausblieb.  Dies  zeigt,  wie  un- 
sicher hier  der  Rechtsboden  ist. 
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gelten  nicht  allein  die  Gesetze  des  Reiches,  sondern  auch 
die  der  Stadt,  wo  der  König  wohnt,  weil  er  dabei  sich 
wie  em  Mitglied  der  Gemeinde  verhält.  Doch  gilt  dies 
nur,  wenn  nicht  erhellt,  dass  der  König  seine  Handlung 
von  Gesetzen  hat  frei  machen  wollen.  Der  andere  Fall 
den  Vasquius  hier  anführt,  dass  es  auf  die  Form  des 
Versprechens  niclit  ankomme,  ist  richtig  und  ergiebt  sich 
aus  dem  früher  Gesagten.  155) 

VI.  1.    Wenn  der  König  mit  seinen  Unterthanen  einen 
Vertrag    schliesst,    so   soll   er  naturrechtlich,    aber  nicht 
nach  bürgerlichem  Reclit,  wie  beinahe  alle  Juristen  sagen 
verpflichtet   werden;    diese   Ausdrucksweise   ist   aber   sehr 
dunkel.     Denn    die  Rechtslehrer    nennen    manchmal   eine 
Verbindlichkeit  eine  natürliche  nach  Analogie  dessen    was 
moralisch    erlaubt    ist,    aber    rechtlich    nicht  verbindend, 
z.  B.   ein   Legat  ganz   und   ohne  Abzug   des  Falcidischeii 
Viertels  zu  zahlen,  oder  eine  Schuld  zu  zahlen,  von  der  man 
zur  Strafe  des  Gläubigers  freigesprochen  war,    oder   eine 
VVohlthat  zu  erwidern;  überall  ist  hier  die  Rückforderung 
des  Bezahlten  ausgeschlossen.    Manchmal  wird  aber  damit 
eine  wahre   Verbindlichkeit    bezeichnet,    mag  daraus   für 
den  Anderen,  wie  bei  Verträgen,  ein  Recht  entstehen   oder 
nicht,  wie  z.B.  bei  vollen  und  bestimmten  Gelübden.    Der 
Jude   Maimonides    hat  in  Buch   HI.    seines   Führers   in 
Zweifeln,  Kap.  54,  diese  drei  Arten  unterschieden.     Was 
man  nicht  schulde,  gehöre  unter  die  Wohlthätigkeit,  welche 
andere  Ausleger  zu  Proverb.  XX.  28  auch  Ucberfluss  der 
Gute  nennen.     Was  man  nach  dem  strengen  Recht  schul- 
det,  nennen   die  Juden  den  Spruch;    das,    was  man  nach 
der  Moral  schulde,   Gerechtigkeit,  d.  h.  Billigkeit;    eUov, 
xQiüiv,   maup  sagt  der  Ausleger  zu  Matthäus  XXIII.  23^ 
wo  er  das  maup  (Treue)  nennt,  was  die  Hellenisten  meist 
dcxcuoGvyriy  (Gerechtigkeit)  nennen.     Kqlglv  findet  man  als 


1^'^)  Nach  Gr.'s  und  Vasquius'  Meinung  ist  der  König 
zwar  nicht  den  Staatsgesetzen,  aber  dem  Naturrecht  unter- 
worfen. Darauf  beruhen  die  vorstehenden  Ausführungen 
Wenn  jedoch  dieser  Unterschied  ein  künstlicher,  aus  einer 
falschen  Auffassung  des  Rechts  hervorgehender  ist,  so 
folgt,  dass  die  Könige  auch  dem  Naturrecht  nicht  unter- 
worfen sind. 

29* 


452 


Buch  II.    Kap.  XIV. 


Bezeichnung  des  nach  vollem  Recht  Schuldigen  1.  Mac. 
VII.  18  und  VIII.  32. 

2.  Dass  Jemand  nach  bürgerlichem  Recht  aus  seiner 
Handlung  verpflichtet  werde,  kann  heissen,  dass  die  Ver- 
bindlichkeit nicht  aus  dem  blossen  Naturrecht  komme, 
sondern  aus  dem  besonderen  Recht  des  Staates,  oder  aus 
beiden;  es  kann  auch  heissen,  dass  man  deshalb  klagen 
könne.  Wir  sagen  daher,  dass  aus  dem  Vertrage  eines 
Königs  mit  seinem  ünterthan  eine  wahre  und  eigentliche 
Verbindlichkeit  entspringe,  welche  dem  ünterthan  Rechte 
giebt;  denn  dies  ist  die  Natur  der  Versprechen  und  Ver- 
träge, wie  gezeigt  worden,  auch  bei  solchen  zwischen  Gott 
und  den  Menschen.  Sind  es  Handlungen,  die  der  König 
wie  Jeder  Privatmann  vornimmt,  so  gelten  dafür  auch  die 
besonderen  Gesetze  seines  Staates;  handelt  aber  der  Kö- 
nig als  solcher,  so  gelten  diese  nicht.  Diesen  Unterschied 
hatVasquius  nicht  gehörig  hervorgehoben.  Indess  wird 
in  beiden  Fällen  eine  Klage  zulässig  sein,  damit  das 
Recht  des  Gläubigers  ausdrücklich  festgestellt  werde; 
aber  ein  Zwang  kann  nicht  folgen  wegen  des  Standes  der 
Kontrahenten;  denn  Unterthanen  können  den,  dessen  Unter- 
thanen  sie  sind,  nicht  zwingen;  aber  unter  Gleichen  kann 
dies  geschehen;  dies  ist  naturrechtlich,  und  von  dem 
Oberen  kann  Zwang  gegen  die  Unterthanen  nach  dem 
positiven  Gesetz  stattfinden,  i-^**) 

VII.  Uebrigens  können  den  Unterthanen  auch  erwor- 
bene Rechte  durch  den  König  entzogen  werden;  entweder 
zur  Strafe    oder    vermöge  des    höchsten   Obereigenthums. 

156-|  Hier  beschränkt  Gr.  die  Bedeutung  der  Autorität 
des  Fürsten  dahin,  dass  er  zwar  Verpflichtungen  über- 
komme, aber  dass  deshalb  keine  Exekution  gegen  ihn 
stattfinde.  Es  sind  dies  Schwankungen,  welche  sich  aus 
dem,  zu  Gr.'s  Zeit  beginnenden  Sinken  der  fürstlichen 
Autorität  und  dem  Steigen  der  Volksautorität  erklären. 
Zwang  und  Strafe  erscheinen  dem  Gr.  noch  unzulässig; 
das  Recht  und  die  Verbindlichkeit  an  sich  lässt  er  aber 
schon  zu;  während  die  Römischen  Juristen  noch  den  Satz 
festhielten:  jwinceps  legibus  solutus  est.  Ebenso  wurde  Gr. 
später  von  Rousseau  und  der  Revolution  überholt,  welche 
auch  Zwang  und  Strafe  gegen  den  König  für  zulässig 
erachtete  und  zur  Vollstreckung  brachte. 
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Für  Letzteres  bedarf  es  eines  allgemeinen  Nutzens;  auch 
muss  in  diesem  Fall  der,  welcher  sein  Recht  einbüsst, 
aus  dem  öffentlichen  Vermögen  entschädigt  werden.  So 
wie  dies  bei  Sachen  anderer  Art  stattfindet,  so  auch  bei 
Rechten  aus  Versprechen  und  Verträgen. 

VIII.  Auch  kann  hier  nicht,  wie  Einige  wollen,  zwi- 
schen erworbenen  Rechten  aus  dem  Naturrecht  und  aus 
dem  positiven  Recht  unterschieden  werden;  denn  das 
Recht  des  Königs  erstreckt  sich  über  beide  Arten,  und 
die  eine  kann  so  gut  wie  die  andere  ohne  weiteren  Grund 
aufgehoben  werden.  Denn  hat  Jemand  Eigenthum  oder 
ein  Recht  auf  gesetzliche  Weise  erworben,  so  ist  es 
naturrechtlich,  dass  es  ohne  Rechtsgrund  ihm  nicht  ge- 
nommen werden  darf.  Thut  es  der  König  doch,  so  hat 
er  den  Schaden  zu  ersetzen;  denn  er  handelt  gegen  das 
wahre  Recht  des  Unterthans.  Darin  unterscheidet  sich 
mithin  das  Recht  der  Unterthanen  von  dem  Recht  der 
Fremden  (d.  h.  dessen,  der  in  keiner  Beziehung  Ünterthan 
ist),  dass  letzteres  dem  höchsten  Obereigenthum  nicht 
unterliegt;  denn  was  Strafen  anlangt,  so  wird  darüber 
später  verhandelt  werden.  Dagegen  unterliegt  das  Eigen- 
thum der  Unterthanen  diesem  höchsten  Obereigenthume, 
soweit  das  öffentliche  Wohl  es  erfordert. 

IX.  Aus  dem  Bisherigen  erhellt  auch,  dass  die  Ver- 
träge der  Könige  nicht  als  Gesetze  gelten  können,  wie 
Einige  wollen.  Denn  aus  Gesetzen  erwirbt  Niemand  ein 
Recht  gegen  den  König,  und  wenn  er  sie  wieder  aufliebt, 
thut  er  deshalb  Niemand  ein  Unrecht.  Allein  er  sündigt, 
wenn  er  es  ohne  hinreichenden  Grund  thut.  Dagegen 
entspringt  aus  Verträgen  ein  Recht;  ferner  werden  durch 
Verträge  nur  die  Kontrahenten  gebunden;  durch  die  Ge- 
setze aber  alle  Unterthanen.  Manches  kann  indess  eine 
Mischung  von  Vertrag  und  Gesetz  sein,  wie  der  Vertrag 
mit  einem  benachbarten  König  oder  mit  einem  Steuer- 
pächter; dergleichen  werden  wie  Gesetze  veröffentlicht, 
so  weit  ihr  Inhalt  von  den  Unterthanen  beachtet  werden 
muss. 

X.  Wir  kommen  zu  den  Nachfolgern.  Hier  ist  zu 
unterscheiden,  ob  sie  zugleich  Erben  des  Vermögens  sind 
und  die  Herrschaft,  weil  sie  eigenthümlich  besessen  wird, 
durch  Testament  oder  Verwandtschaft  erhalten,  oder  ob 
sie  nur  in  der  Herrschaft  nachfolgen,  etwa  in  Folge  einer 
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Wahl  oder  einer  Verordnung  oder  nach  Art  der  gewöhn- 
lichen Erbfolge  oder  sonst,  oder  ob  sie  aus  gemischtem 
Rechte  nachfolgen.  Die  Ersten,  welche  die  Herrschaft 
wie  einen  Theil  des  Vermögens  erben,  sind  unzweifelhaft 
an  die  Versprechen  und  die  Verträge  ihres  Vorgängers 
gebunden.  Denn  dass  ein  Nachlass  auch  für  die  persön- 
lichen Schulden  verhaftet  sei,  ist  so  alt  wie  das  Eigen- 
thum  selbst. 

XI.  1.  Folgen  sie  aber  nur  in  der  Herrschaft,  oder 
nur  theilweise  in  dem  Vermögen,  aber  ganz  in  der  Herr- 
schaft, so  ist  die  llntersuclmng  ihrer  Haftpllicht  um  so 
nöthiger,  als  hierüber  die  Ansichten  bisher  sehr  verworren 
gewesen  sind.  Dass  dergleichen  Nachfolger  als  solche 
nicht  unmittelbar,  d.  h.  a/ueacog,  verhaftet  sind,  ist  klar, 
denn  sie  empfangen  ihr  Recht  nicht  von  dem  Verstorbe- 
nen, sondern  vom  Volke,  mag  dabei  die  Nachfolge  sich 
mehr  oder  weniger  der  aus  dem  Erbrechte  nähern;  über 
diesen  Unterschied  ist  früher  gehandelt  worden. 

2.  Allein  i^fÄeatog,  d.  h.  durch  Vermittelung  des  Staa- 
tes, werden  auch  solche  Nachfolger  verhaftet,  was  so  zu 
verstehen  ist.  Jede  Gemeinschaft  kann  wie  der  Einzelne 
sich  verpflichten  durch  sich  oder  durch  die  Mehrheit  sei- 
ner Glieder.  Dieses  Recht  kann  die  Gemeinschaft  über- 
tragen, entweder  ausdrücklich  oder  folgeweise,  wie  bei 
Uebertragung  der  Herrschaft;  denn  im  Moralischen  ge- 
stattet, wer  den  Zweck  gestattet,  auch  die  Mittel. 

XII.  1.  Dieses  gilt  indess  nicht  ohne  Einschränkung; 
denn  zur  rechten  Ausübung  der  Staatsgewalt  ist  eine 
ganz  unbeschränkte  Macht,  den  Staat  zu  verptlichten, 
nicht  erforderlich;  wie  dies  ja  auch  zu  der  Vormundschaft 
und  Geschäftsvcrwaltung  nicht  nöthig  ist;  vielmehr  geht 
die  Macht  nur  so  weit,  als  es  die  Natur  der  Sache  er- 
fordert. Julian  sagt:  „Der  Vormund  gilt  als  Eigenthü- 
mer,  wenn  er  verwaltet,  aber  nicht,  wenn  er  den  Mündel 
beraubt."  So  ist  auch  der  Au^^spruch  Ulpian's  zu  ver- 
stehen: „die  Vorstände  der  Gesellschaft  könnten  vertrags- 
mässig  derselben  sowohl  nützen  wie  schaden."  Diese 
Bestimmung  ist  nicht  als  Geschäftsführung  zu  behandeln, 
so  dass  die  Handlung  nur  gälte,  wenn  sie  genehmigt  wird. 
Denn  einen  Herrscher  so  ängstlich  zu  binden,  bringt  dem 
Staat  selbst  Gefahr.  Deshalb  kam  das  Volk  dies  auch 
nicht   bei  Uebertragung    der   Herrschaft    gemeint   haben. 
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Vielmehr  gilt  der  Ausspruch  der  Römischen  Kaiser,  wo- 
nach die  Verhandlungen  der  Beamten  in  Staatsangelegen- 
heiten im  zweifelhaften  Falle  bestehen  sollen,  ausgenom- 
men, wenn  die  mögliche  Schuld  unzweifelhaft  erlassen  ist, 
auch  für  das  Verhältniss  des  Kaisers  zum  ganzen  Volke, 
aber  mit  Berücksichtigung  der  besonderen  Umstände. 

2.  Denn  so  wie  nicht  jedes  Gesetz  die  Unterthanen 
verpflichtet  (denn  Manche  können,  abgesehen  von  denen, 
die  Verbotenes  befehlen,  offenbar  thöricht  und  widersinnig 
sein)  so  verbinden  auch  die  Verträge  der  Herrscher  nur 
dann  die  Unterthanen,  wenn  sie  einen  vernünftigen  Grund 
haben,  was  im  Zweifel  wegen  des  Ansehens  der  Könige 
angenommen  werden  muss.  Diese  Unterscheidung  ist 
besser  als  die  häufig  angenommene,  wonach  es  darauf 
ankommt,  ob  die  Sache  nur  massigen  oder  zu  grossen 
Schaden  bringt.  Denn  es  kommt  hier  nicht  auf  den  Er- 
folg an,  sondern  auf  den  vernünftigen  Grund  des  Ge- 
schäftes. Ist  dieser  vorhanden,  so  wird  das  Volk  selbst 
verpflichtet,  sobald  es  seine  Selbstständigkeit  wieder  er- 
langt, und  ebenso  die  Nachfolger,  als  die  Häupter  des 
Volkes.  Denn  wenn  ein  freies  Volk  einen  Vertrag  ge- 
schlossen hätte,  so  würde  auch  der  verhaftet  sein,  der 
nachher  die  Herrschaft  in  ihrem  vollständigsten  Umfange 
erlangte.  i^Tj 

3.  Der  Kaiser  Titus  ist  deshalb  zu  loben,  dass  er 
für  die  von  seinen  Vorfahren  bewilligten  Unterstützungen 
keine  neuen  Bittgesuche  verlangte,  während  Tiberius  und 
seine  Nachfolger  solche  nur  dann  anerkannten,  wenn 
auch  sie  selbst  diese  Unterstützung  den  Personen  wieder 
bewilligt  hatten.  Titus'  Beispiel  folgte  der  vortrefi'liche 
Kaiser  Nerva;  in  seiner,  bei  PI  in  ins  vorhandenen  Ver- 
ordnung sagt  er:  „Hat  Jemand  von  einem  früheren  Kaiser 
privatim  oder  öffentlich  etwas  empfangen,  so  glaube  er 
nicht,   dass  ich  dies  nicht  gelten  lassen  werde,   damit  er 

i'"»^)  Diese  Deduktionen  des  Gr.  beruhen  auf  der  ana- 
logen Anwendung  privatrechtlicher  Regeln;  allein  diese 
Analogie  ist  hier  sehr  bedenklich ;  vielfach  widersteht  ihr 
die  Natur  der  Staatsgewalt,  und  deshalb  ist  Praxis  und 
Wissenschaft  hier  so  schwankend.  Selbst  Gr.  kann  in 
diesem  Kapitel  nicht  die  Klarheit  und  Bestimmtheit  er- 
reichen, die  ihm  sonst  eigen  ist. 
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im  Falle  der  Bestätigung  die  Sache  mir  verdanke ;  es  be- 
darf deshalb  in  solchen  Fällen  keiner  Bittschreiben  und 
keiner  Danksagung."  Dagegen  erzählt  Tacitus  von 
Vespasian,  dass  er  ohne  Rücksicht  auf  die  Nachfolger 
das  Reich  zerfleischt  habe,  indem  der  Pöbel  sich  zu  den 
Unterstützungen  drängte,  und  Manches  auch  durch  Geld 
erkauft  wurde,  und  fügt  dann  hinzu:  „Bei  den  vernünfti- 
gen Leuten  gilt  dies  nicht,  da  es  ohne  Schaden  für  den 
Staat  weder  gegeben  noch  angenommen  werden  durfte." 

4.  Im  Fall  ein  Vertrag  nicht  blos  zum  Schaden  führt, 
sondern  dem  Staate  Verderben  droht,  so  dass  der  Vertrag, 
wenn  dies  gleich  bei  seinem  Abschluss  hätte  übersehen 
werden  können,  unrecht  und  unerlaubt  gewesen  wäre, 
so  bedarf  es  nicht  sowohl  eines  Widerrufes  als  einer 
Deklaration  desselben  dahin,  dass  er  nicht  mehr  gelte, 
indem  er  nur  soweit  abgeschlossen  sei,  als  dies  hätte 
rechtlich  geschehen  können,  i*^«) 

5.  Das  hier  von  Verträgen  Gesagte  gilt  auch  von 
den  Veräusserungen  des  Volksvermögens,  soweit  der  König 
darüber  zum  allgemeinen  Besten  bestimmen  kann.  Auch 
hier  ist  zu  unterscheiden,  ob  ein  vernünftiger  Grund  für 
die  Schenkung  oder  eine  andere  Art  der  Veräusserung  vor- 
lag oder  niclit. 

6.  Betrifft  der  Vertrag  dagegen  die  Veräusserung  der 
Staatsgewalt  selbst  oder  eines  Theils  derselben  oder 
königliches  Eigenthum,  soweit  es  dem  König  nicht  zur 
freien  Verfügung  überlassen  ist,  so  gilt  er  nicht,  da  er 
über  fremdes  Eigenthum  geschlossen  ist.  Dasselbe  gilt, 
wenn  die  Regierungsgewalt  beschränkt  ist,  und  das  Volk 
einen  Gegenstand  oder  eine  Art  von  Geschäften  der  Macht 
des  Königs  entzogen  hat.  Zur  Gültigkeit  gehört  in  sol- 
chem Falle  die  Einwilligung  des  Volkes  oder  seiner  ge- 
setzliclien  Vertreter,  wie  aus  dem  früher  über  die  Ver- 
äusserung Gesagten  sich  ergiebt.  Mit  Hülfe  dieser  Unter- 
Scheidungen  kann  man  leicht  abnehmen,  ob  Könige  mit 
Recht  oder  Unrecht  sich   geweigert   haben,    die  Schulden 

**'>^)  Es  leuchtet  ein,  dass  mit  einem  solchen  Satz  alle 
Sicherheit  des  Rechtes  aufgehoben  ist;  Gr.  kommt  damit 
wenigstens  that sächlich  zu  dem  in  B.  XI.  entwickelten 
Resultat,  dass  das  Recht  überhaupt  die  Autoritäten  nicht 
erreicht. 
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ihrer  Vorgänger  zu  bezahlen,  die  sie  nicht  beerbt  hatten. 
Bei  Bodinus  kann  man  die  Fälle  nachlesen. 

XIII.  Es  ist  auch  nicht  richtig,  wie  Viele  wollen, 
dass  geschenksweise  erfolgte  Zuwendungen  von  dem  Für- 
sten jederzeit  widerrufen  werden  können.  Was  der  König 
von  seinem  Vermögen  in  dieser  Art  weggiebt,  gilt  als 
volle  Schenkung,  wenn  nicht  der  Widerruf  bedungen  ist. 
Nur  zur  Strafe  des  Empfängers  oder  des  allgemeinen 
Nutzens  wegen,  aber  dann  nur  gegen  Entschädigung,  kön- 
nen dergleichen  widerrufen  werden.  Andere  Zuwendungen, 
welche  ihre  Verbindlichkeit  nur  aus  dem  Gesetz  und  nicht 
aus  einem  Vertrage  entnehmen,  sind  widerruflich.  Denn 
so  wie  ein  Gesetz  im  Allgemeinen  aufgehoben,  und  im 
Allgemeinen  Alles  in  den  vorigen  Stand  zurückgestellt 
werden  kann,  so  kann  es  auch  für  Einzelne  geschehen. 
Denn  gegen  den  Gesetzgeber  giebt  es  kein  erworbenes 
Recht. 

XIV.  Durch  die  Verträge  Solcher,  welche  sich  der 
Herrschaft  nur  mit  Gewalt  bemächtigt  haben,  wird  das 
Volk  und  der  wahre  König  nicht  verpflichtet,  da  sie  nicht 
das  Recht  haben,  das  Volk  zu  verpflichten.  Nur  so  weit 
Letzteres  reicher  geworden  ist,  bleibt  es  aus  der  nütz- 
lichen Verwendung  verhaftet,  i*»-*) 


1^*0  Gr.  fertigt  hier  die  schwierige  Lehre  von  den 
reclitlichen  Wirkungen  einer  „de  facto"  Regierung  sehr 
kurz  ab.  Auch  hier  zeigt  sich,  wie  wenig  mit  einzelnen 
abstrakten  Regeln  des  Privatrechts  im  Staatsrecht  fort- 
zukommen ist.  Das  moderne  Staatsrecht  hat  die  recht- 
liche Wirksamkeit  dieser  de  facto  Regierungen  viel  weiter 
ausgedehnt,  und  mit  Recht.  Damit  hängt  auch  die  Frage 
zusammen,  ob  und  wenn  bei  einem  Bürgerkriege  die  insur- 
girende  Partei  als  kriegführende  Macht  anzusehen  ist;  eine 
Frage,  die  bekanntlich  jetzt  zwischen  England  und  Amerika 
stark  verhandelt  wird.  Indem  hier  die  blossen  Thatsachen 
der  Gewalt  genügen,  um  die  wichtigsten  Rechte  zu  gewäh- 
ren, ist  dies  eine  neue  Bestätigung  des  Satzes  B.  XI.  63, 
dass  die  Autoritäten  über  dem  Rechte  stehen. 
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Kapitel  XV. 
Ton  Bündnissen  und  Unterli.andlungen.  i^®) 

I.  Die  Uebereinkommen  theilte  ülpian  ^^i)  in  öffent- 
liche und  private;  für  jene  giebt  er  nicht,  wie  Einige 
meinen,  eine  Definition,  sondern  Beispiele;  „Ueberein- 
künfte,  die  im  Frieden  erfolgen",  ist  das  erste;  „wenn 
kriegführende  Personen  etwas  unter  einander  ausmachen", 
ist  das  zweite.  Unter  öffentlichen  Verträgen  versteht  er 
also  nur  die,  welche  vermöge  der  vollen  oder  beschränk- 
ten Staatsgewalt  geschlossen  werden;  dadurch  unterschei- 
den sie  sich  nicht  nur  von  den  Verträgen  der  Privat- 
personen, sondern  auch  von  den  Verträgen  der  Könige 
über  Privatangelegenheiten.  Wenn  auch  der  Krieg  manch- 
mal aus  letzteren  entsteht,  so  doch  meistens  aus  öffent- 
lichen Verträgen.  Der  bisherigen  Darstellung  der  Ver- 
träge im  Allgemeinen  ist  deshalb  noch  Einiges  in  Bezug 
auf  diese  hervortretende  Art  anzufügen. 

II.  Jene  öffentlichen  Uebereinkommen,  welche  die 
Griechen  avpdrjxcu  nennen,  kann  man  in  Bündnisse,  Unter- 
handlungen und  andere  V^eiträge  eintheilen. 

III.  1.  Uebei*  den  Unterschied  von  Bündnissen  und  Unt<'r- 
handlungen  kann  Livius,  Buch  IX.,  nachgesehen  wer- 
den; er  sagt  da,  Bündnisse  wären  die,  welche  auf  Befehl 
der  höchsten  Staatsgewalt  geschehen,  und  durch  welche 
das  Volk  selbst  sich  dem  göttlichen  Zorn  unterwerfe, 
wenn  es  sein  Wort  nicht  halte.  Bei  den  Römern  wurden 
sie  durch  die  Fecialen   abgeschlossen,    mit  Hinzutritt  des 

löö)  Das  lateinische  Wort  Sponsio  bezeichnet  die  durch 
Unterhändler,  welche  keine  genügende  Vollmacht  dazu 
haben,  im  Namen  des  Staates  abgeschlossenen  Verträge, 
wo  mithin  die  Genehmigung  des  Letzteren  noch  hinzu- 
kommen muss.  Im  Deutschen  fehlt  dafür  ein  besonderes 
Wort;  es  hat  hier  annähernd  mit  „Unterhandlung"  wieder- 
gegeben werden  müssen,  womit  also  hier  etwas  mehr 
als  blosse  Vorbesprechungen  gemeint  sind. 

l<»0  Es  ist  die  Stelle  in  den  Pandekten  5.  D.  de  pactis 
gemeint. 


\ 


\ 


voUziehenclen  Vaters"    {paUr  patratus)   oder  Vorstandes 
der    Fecialen.      Eine    Unterhandlung    ist    es,    wenn    die, 
welche,  ohne  von  der  höchsten  Gewalt  einen  solchen  Aut- 
traff  zu  haben,   etwas  versprechen,  was  jene  betrifft,   liei 
Sallust  heisst  es:  „Der  Senat  beschloss,  dass  ohne  sein 
und  des  Volkes  Geheiss  kein  Bündniss  geschlossen  wer- 
den könne."    Hieronymus,  König  von  Syrakus   hatte  nach 
Livius  mit  Hannibal  sich  verbündet,  aber  nachher  schickte  . 
er  Gesandte  nach  Karthago,  um  ein  ffmliphes  Bundmss 
daraus    zu    machen.     Wenn   es    deshalb   bei   dem   alteien 
Seneca   heisst:    „Der   Feldherr    hat   das   Bundmss   ge- 
schlossen, und  also  hat  das  Römische  Volk  es  geschloBse„ 
und  ist  daran  gebunden,"  so  bezieht  sich  dies  aut     ul  eie 
Zeiten,    wo  die  Feldherren  eine  besondere  Errnachtigung 
dazu   erhalten    hatten.     In    Königreichen    schliessen   die 
Könige  die  Bündnisse.    Euripides  sagt  in  den  „Schutz - 

flehenden"  (v.  1188  u.  ff.): 

Dies  muss  Adrast  beschwören;    denn  diesei  ist 

der  Alleinherrscher  über  das  ganze  Gebiet  und  kann 

die  Danaiden  verpHicliten." 
Es  muss  hier,  wie  erwähnt,  oQxmToixeiv,  nicht  igxiowixft,  ge- 
lesen werden,  l*'^)  .,  .        '  .^   „. 

2  Beamte  verpflichten  ein  Volk  so  wenig,  wie  ein 
Theii  desselben;  dies  kam  den  Römern  gegen  die  Senno- 
nischen  Gallier  zu  Statten ;  denn  der  grosste  Theil  des 
Volkes  war  bei  dem  Diktator  CamiUus;  an  zwei  Orten 
kann  aber,  wie  Gell ius  sagt,  nicht  zugleich  mit  dem 
Volke  verhandelt  werden.  . 

3  Wenn  Personen  ohne  Auftrag  sich  m  solche  Vei- 
träKC  eingelassen  haben,  so  fragt  es  sich,  wie  weit  sie 
veilaftet  sind.  Vielleiclit  glaubt  man,  die  Versprechenden 
hätten  dann  ihre  Pflicht  erfüllt,  wenn  sie  alle  Muhe  an- 
gewendet, dass  das  Versprochene  geschehe,  nach  dem, 
was  oben  über  das  Versprechen  der  Handlung  eines  An- 
deren ausgeluhrt  worden  ist.  Allein  die  vertragsmassige 
Natur  einer  solchen  Verhandlung  fordert  eine  viel  stren- 
gere Verbindlichkeit.    Denn  wer  durch  Vertrag  etwas  von 

1«2)  So  lauten  diese  Worte  in  allen  Ausgaben  des 
Werkes.  Allein  dergleichen  Worte  giebt  es  im  Grie- 
chischen nicht;  wahrscheinlich  hat  Gr.  die  Worte  oqx<^- 
fioTu»  (einen  Eid  schwören)  und  oQxafwret  gemeint. 
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dem  Seinigen  giebt  oder  verspricht,  der  will  auch  eine 
Gegenleistung  von  dem  Anderen;  deshalb  macht  nach  dem 
bürgerlichen  Recht,  obgleich  es  die  Versprechen  fremder 
Handlungen  nicht  zulässt,  das  Versprechen,  dass  ein  Ge- 
schäft genehmigt  werden  solle,  doch  zur  LeistUDL-  des 
Interesses  verbindlich. 

IV^  Nach  Livius  theilte  Menippus,  der  als  Gesandter 
vom  König  Antiochus  an  die  Römer  geschickt  war,    die 
Verträge  zwischen  Königen  und  Staaten  mehr  nach  seiner 
Gewohnheit  als  nach  der  Lehre  der  Wissenschaft  in  drei 
Arten  ein;   bei   der  einen  würden  dem  Besiegten  die  Be- 
dingungen  vorgeschrieben,    und    hier    hänge  es  von   dem 
Sieger  ab,    was  er  haben  und  wie  er  strafen   wolle;    im 
zweiten  Falle  schlössen  die  an  sich  gleichen  Kriegführenden 
ein  billiges  Bündniss  des  Friedens  und  der  Freundschaft- 
dann  werde   das  Frühere   nach   der  üebereinkunft  zurück- 
gefordert und  zurückgegeben,   und  wenn  ein  Besitz  durch 
den  Krieg  gestört  worden,   so   werde  die  Sache  nach  der 
lormel    des    alten  Rechts   oder  zu   beiderseitigem  Nutzen 
ausgeglichen.     Im   dritten  Falle   wären  die  „Kontrahenten 
niemals   einander  Feind    gewesen    und   schlössen  nur   ein 
Bundniss   gegenseitiger  Freundschaft,    wobei  Keiner  dem 
Anderen  Bedingungen  vorschreiben,  noch  von  ihm  empfan- 
gen könne. 

V  1.  Ich  möchte  aber  die  Eintheilung  so  maclien,  dass 
ein  Theil  der  Bündnisse  nur  das  bestimmt,  was  schon  an 
sich  natürlichen  Rechtens  ist;  ein  Anderer  setzt  dem  noch 
etwas  hinzu.  Bündnisse  der  ersten  Art  schliessen  nicht 
blos  Feinde  zur  Beendigung  des  Krieges,  sondern  sie 
wurden  auch  unter  Solchen  häufig,  ja  nothwendig,  die  bis- 
her mit  einander  in  keine  Berührung  gekommen  waren. 
Dies  kam  daher,  dass  die  Vorschrift  des  Naturrechts,* 
wonach  zwischen  allen  Menschen  eine  natürliche  Verwandt- 
schaft besteht,  und  deshalb  die  Verletzung  des  einen  durch 
den  anderen  ein  Unrecht  ist,  nicht  blos  vor  der  Sündfluth, 
sondern  auch  nach  derselben  durch  die  Sittenverderbniss 
allmahg  m  Vergessenheit  gerathen  war,  so  dass  die 
Beraubung  und  Ausbeutung  Fremder  auch  ohne  Ansagung 
des  Krieges  für  erlaubt  galt.  Epiphanias  nennt  dies 
Scythische  Sitte. 

2.  Daher  sind  die  Worte  bei  Homer:  „Seid  Ihr  Räuber?" 


eine  gutgemeinte  Frage,  wie  auch  Thucydides  erwähnt.  163) 
Ein  altes  Gesetz  des  Solon  erwähnt  der  Gesellschaften, 
welche  auf  Plünderung  ausgegangen  seien;  denn  nach 
Justin  galt  bis  zu  Tarquin's  Zeit  die  Seeräuberei  für 
ruhmvoll.  Deshalb  gilt  nach  Römischem  Recht  ein  Volk, 
mit  dem  weder  Freundschaft  noch  Gastfreundschaft  noch 
ein  Freundsehaftsbündniss  besteht,  zwar  nicht  als  Feind, 
aber  was  von  den  Römern  zu  ihnen  gelangte,  wurde  ihr 
Eigenthum,  und  der  von  ihnen  gefangene  Römer  wurde 
ihr  Sklave.  Dasselbe  galt,  wenn  Jemand  von  dort  zu 
den  Römern  kam,  und  deshalb  wurde  auch  in  diesem 
Fall  ihm  das  Recht  eines  aus  dem  Kriege  Zurückgekehrten 
zugestanden.  So  waren  die  Einwohner  von  Corcyra  sonst, 
vor  den  Zeiten  des  Peloponnesischen  Krieges,  keine  Feinde 
der  Athener;  aber  es  bestand  zwischen  ihnen  auch  kein 
Frieden  und  kein  Waffenstillstand,  wie  aus  der  Rede  der 
Corinther  bei  Thucydides  erhellt.  Vom  Bocchus  sagt 
Sallust:  „Er  war  uns  weder  durch  Krieg,  noch  durch 
Frieden  bekanntgeworden."  Deshalb  billigt  Aristoteles 
es,  dass  man  von  den  Barbaren  deren  Eigenthum  als 
Beute  wegführe,  und  selbst  das  Wort  „hostis^  bezeichnet 
in  dem  alten  Latein  nur  einen  Fremden. 

3.  Zu  dieser  Art  rechne  ich  auch  jene  Bündnisse, 
wonach  von  beiden  Theilen  das  Gastrecht  und  das  Recht 
zum  Verkehr,  soweit  sie  naturrechtlich  sind,  ausbedungen 
wurden,  worüber  ich  anderwärts  verhandelt  habe.^^^) 
Arco  macht  diesen  Unterschied  in  der  Rede  an  die  Achäer 
bei  Livius,  wo  er  sagt:  „Es  handelt  sich  nicht  um  ein 
Bündniss,  sondern  um  die  Gewährung  des  Verkehrs  und 
Rückforderung  seines  Rechtes;"  die  Sklaven  der  Mace- 
donier  sollten  nämlich  bei  ihnen  keine  Zufluchtsstätte 
haben.  Alle  diese  Verträge  nennen  die  Griechen  „Frieden" 
im    strengen  Sinne  und   stellen  sie  den  Unterhandlungen 


163)  Eg  igt  Vers  71,  Gesang  III  der  Odyssee.  Das 
Berauben  der  Fremden  galt  in  jener  Zeit  nicht  als  ent- 
ehrend, sondern  als  ein  ruhmbringendes  Geschäft.  Wenn 
deshalb  fremde  Ankömmlinge  in  dieser  Weise  gefragt 
wurden,  so  war  es  keine  Beleidigung  für  sie. 

164)  Man  sehe  Buch  II.  Kap.  2,  Abschnitt  16,  und  Buch  IIL 
Kap.  9,  Abschnitt  18,  23  dieses  Werkes. 
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gegenüber,    wie   man   aus   des   Antocides   Rede   über  den 
Frieden  mit  den  Lacedämoniern  und  sonst  ersehen  kann. 

VL  1.  Die  Verträge,  welche  dem  Naturrecht  etwas 
hinzufügen,  sind  entweder  gleichseitig  oder  ungleichseitig. 
Die  ersteren  verhalten  sich  auf  beiden  Seiten  gleich,  wie 
Isocrates  in  der  Lobrede  sagt.  Hierher  gehört  die  Stelle 
bei  Virgil  (Aen.  XII.  190,  191): 

„Ich  verlange  die  Herrschaft  nicht,  sondern  ich 
will  beide  Volker  unbesiegt  unter  gleichen  Bedingun- 
gen in  eine  Bundesgenossenschaft  bringen." 

Die  Griechen  nennen  dies  einfach  avydrixag,  auch  avy- 
dr]xcti€7i*iarjxca  ofioicc  (Bündnisse  zu  gleichem  Recht),  wie  Ap- 
pian  und  Xenophon  zeigen.  Sie  nennen  sie  auch  eigent- 
lich onoydcig,  und  Wenn  sie  mit  Geringeren  abgeschlossen 
wurden,  nQoamy^ccm  (Anweisungen)  oder  Verträge  mit  an- 
weisendem Inhalt,  Demosthenes  sagt  von  ihnen  in  der 
Rede  über  die  Freiheit  der  Rhodier:  „wer  die  Freiheit 
liebe,  müsse  diese  Verträge  vermeiden,  weil  sie  der  ünter- 
thänigkeit  sich  sehr  näherten." 

2.  Die  Bündnisse  beiderlei  Art  werden  des  Friedens 
oder  sonst  einer  Gemeinsamkeit  wegen  geschlossen.  Die 
gleichen  Friedensbündnisse  betretfen  die  Auslieferung  der 
Gefangenen  und  des  erbeuteten  Gutes,  so  wie  die  Sicher- 
heit überhaupt;  davon  wird  unten  bei  den  Wirkungen 
und  Folgen  des  Krieges  zu  handeln  sein.  Gleiche  fried- 
liche Bündnisse  beziehen  sich  entweder  auf  den  Handel 
oder  auf  einen  gemeinsamen  Krieg  oder  sonst.  Die 
gleichen  Handelsverträge  können  mancherlei  Inhalt  haben, 
z.  B. ,  dass  beiderseits  kein  Zoll  erhoben  werden  solle; 
dahin  ging  das  alte  Bündniss  der  Römer  mit  den  Cartha- 
gern,  wobei  nur  das  ausgenommen  war,  was  dem  Schrei- 
ber und  dem  Ausrufer  zu  zahlen  war.  Es  kann  auch  aus- 
gemacht werden,  dass  der  Zoll  nicht  erliölit  werde,  oder 
er  kann  auf  eine  bestimmte  Summe  gesetzt  werden. 

3.  So  kann  in  einem  Kriegsvertrage  ausgemacht  wer- 
den, dass  beiderseits  eine  gleiche  Zahl  Reiter,  Fussvolk 
oder  Schiffe  zum  Kriege  gestellt  werde,  was  die  Griechen 
<sv^y.axLa  nannten  und  Thucydides  so  erklärt:  „dass  Beide 
dieselben  Freunde  und  Feinde  haben  wollen."  Auch  bei 
Livius  kommt  dies  oft  vor,  entweder  blos  zum  Schutz 
des  Gebietes,  was  sie  em^uxia  nannten,  oder  nur  für  einen 


bestimmten  Krieg  oder  nur  gegen  einen  bestimmten  Feind, 
oder  gegen  Alle,  mit  Ausnahme  der  Bundesgenossen,  wie 
nach  Polybius  das  Bündniss  zwischen  den  Carthagern 
und  Macedoniern  lautete.  Auch  die  Rhodier  versprachen 
in  dieser  Weise  durch  Bündniss  dem  Antigonus  und 
Demetrius  Hülfstruppen  geg«^n  jeden  Feind,  Ftolemäus 
ausgenommen.  Das  gleiche  Bündniss  kann,  wie  erwähnt, 
auch  Anderes  betreffen,  z.  B.  dass  Niemand  in  einem 
gewissen  Umkreise  von  dem  Anderen  Festungen  anlege, 
dass  Keiner  die  Unterthanen  des  Anderen  in  Schutz  nehme, 
dass  Keiner  dem  Feinde  des  Anderen  den  Durchzug  ge- 
statte. 

VII.  1.  Aus  den  gleichen  Verträgen  kann  man  schliessen, 
welcher  Art  die  ungleichen  sind.  Hier  giebt  entweder 
der  vornehmere  Theil  ein  Versprechen,  oder  der  niedere. 
Das  Erstere  geschieht,  wenn  Hülfstruppen  versprochen 
werden,  ohne  die  gleiche  Verpflichtung  von  der  anderen 
Seite,  oder  wenn  ihre  Zahl  wenigstens  die  grössere  ist. 
Von  Seiten  des  schwächeren  Theiles  sind  sie  ungleich, 
oder,  wie  Isocrates  in  der  erwähnten  Lobrede  sie  nennt, 
die  den  anderen  Theil  mehr,  als  Recht  ist,  drücken,  wenn 
sie  derart  sind,  wie  die  anweisenden  und  anordnenden 
Verträge.  Sie  sind  bald  mit  einer  Verminderung  der 
Staatsgewalt  verbunden,  bald  nicht. 

2.  Ersteres  war  bei  dem  zweiten  Bündniss  der  Carthager 
mit  den  Römern  der  Fall,  wo  Jenen  aufgegeben  wurde, 
ohne  Erlaubniss  des  Römischen  Volkes  keinen  Krieg  an- 
zufangen. Von  der  Zeit  ab,  sagt  Appian,  gehorchten 
die  Carthager  den  Römern  vermöge  Vertrages.  Hierher 
gehört  auch  die  bedingte  Unterwerfung,  nur  dass  sie 
keine  Verminderung,  sondern  die  gänzliche  Uebertragung 
der  Staatsgewalt  enthält;  darüber  habe  ich  anderwärts 
mich  ausgesprochen.  i^'5)  Ein  solches  Uebereinkommen 
nennt  Livius  auch  an  anderen  Stellen,  wie  im  9.  Buche, 
ein  Bündniss.  „Die  Apulischen  Theater  erreichten,  dass 
ein  Bündniss   geschlossen   wurde;   allerdings  kein  gleich- 


^^»^)  Dies  ist  an  mehreren  Stellen  dieses  Werkes  ge- 
scliehen,  so  IL  5,  Ab.  31;  IL  9,  Ab.  6;  HL  8,  Ab.  4; 
III.   11,    Ab.  U;    HL   20,    Ab.  50  und  insbesondere  IIL 


20,  Ab.  51. 
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seitiges,   sondern   sie  kamen  dadurch  unter  die  Oberherr- 
schaft der  Römer." 

3.   Wird  die  Staatsgewalt  nicht  gemindert,   so  können 
die  übernommenen  Lasten  entweder   vorübergehend  oder 
dauernd    sein.     Zu    ersteren    gehören    die    Zahlung    einer 
Geldsumme,  die  Niederreissung  der  Mauern,  das  Verlassen 
gewisser  Orte,  die  üeberlieferung  von  Geissein,  Elephan- 
ten   oder  Schiffen.     Zu  den  dauernden  Lasten  gehört  die 
Pflicht,  die  Staatshoheit  und  Majestät  immer  liebreich  zu 
verehren.     Die    Bedeutung    eines    solchen    Bündnisses    ist 
anderwärts  erläutert  worden,  i««)     Am  nächsten  steht  das 
Bündniss,    dass    man    die    zu  Feinden    und   zu  Freunden 
nehmen  wolle,  welche  der  andere  Theil  bestimme;  ferner, 
dass  keinem  Heere,   was  mit  dem  Anderen  Krieg  führe, 
der  Durchzug   und   die  Beziehung   von   Lebensmitteln   ge- 
stattet werden  solle.     Geringere  Verträge  dieser  Art  sind, 
dass  an  bestimmten  Orten   keine  Festung   errichtet,   dass 
kein  Kriegsheer  gesammelt  werden  solle,  dass  nicht  über 
eine  bestimmte  Zahl  Schiffe  gehalten  werden,   dass  keine 
Stadt  gebaut  werden  solle,  dass  an  bestimmten  Orten  die 
Schifffahrt  oder  die  Werbung  von  Soldaten  nicht  gestattet 
sein    solle,    dass    man    die  Bundesgenossen    des  Anderen 
nicht  bekämpfen  wolle,  dass  man  dem  Feind  keine  Zufuhr 
gewähren  wolle,    dass    man  keinen   Fremden  von   ander- 
wärts her  aufnehmen  wolle,   dass  frühere  Bündnisse  mit 
anderen  Staaten  aufgelöst  werden   sollen.    Beispiele  dazu 
kann  man  bei  Polybius,  Livius  und  Anderen  finden. 

4.  Ungleiche  Bündnisse  werden  nicht  blos  zwischen 
Siegern  und  Besiegten  abgeschlossen,  wie  Menippus 
meinte,  sondern  auch  unter  Mächtigen  und  Schwachen, 
ohne  dass  sie  sich  zuvor  im  Kriege  mit  einander  gemessen 
haben. 

VIIL  In  Bezug  auf  Bündnisse  wird  oft  die  Frage  er- 
hoben, ob  sie  mit  Ungläubigen  zulässig  seien?  Im  Natur- 
recht ist  dies  unzweifelhaft,  da  dasselbe  keinen  Unterschied 
der  Religion  kennt.  «67)  Indess  fragt  es   sich   um   die  Zu- 

i«ß)  Man  sehe  Buch  L  Kap.  3,  Ab.  21,  §  2  u.  4. 

i®'')  Dies  ist  ein  interessantes  Zugeständniss  des  Gr. 
Man  sieht,  wie  eng  Gr.  die  Grundlagen  seines  Naturrechts 
beschränkt.  Nach  Ausweis  der  Geschichte  gehören  die 
religiösen  Vorstellungen  zu  den  frühesten  der  Völker;  sie 
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lässigkeit  nach  göttlichem  Recht.  Diese  Frage  ist  nicht 
blos  von  Iheologen,  sondern  auch  von  einzelnen  Recht.- 
gelelirten  behandelt  worden,  unter  Anderen  von  Oldrad 
und  Decianus. 

IX    1.    Es    wird   hier   erst   das   ältere  göttliche  Recht 
und    dnnn    das    neuere    in  Betracht  zu  ziehen   sein.     Ein 
friedliches  Bündniss   mit  Ungläubigen   zu   schliessen,   war 
vor   dem  Gesetz  Mosis   erlaubt.     Ein  Beleg    dazu   ist  das 
Bündniss   von  Jacob   mit  Laban,   ohne   des  Abimelech  zu 
erwähnen,    da  nicht   feststeht,    dass   er  ein  Götzendiener 
gewesen  ist.     Dies  wurde  auch  durch   das  von  Moses  ^e- 
gebene  Gesetz  nicht  geändert.    Ein  Beleg  sind  die  Ae^vp- 
ter     die  ohne  Zweifel  damals  Götzendiener  waren      Den 
Juden  wurde   aber  geheissen,    sie  zu   vermeiden.     Auszu- 
nehmen smd  die  sieben  durch  Gottes  Spruch  verdammten 
Volkerschaften,   wo   die  Israeliten   beauftragt  waren,   den 
fepruch  Gottes   gegen   sie   zu  vollstrecken.     Denn  es  wird 
Ihnen  verboten,    dieser  zu   schonen,    die   in  dem  Götzen- 
dienst verharren  und  sich  nicht  unterwerfen  wollten.    Auch 
die  Amalekiter  sind  diesen  durch  Gottes  Beschluss  gleich- 
gestellt worden.  6icn.u 

IxJ:  u'-'i^'  Handelsverträge  und  ähnliche,  welche  das 
Beste  beider  Thei  e  oder  eines  bezwecken,  können  nach 
dem  Gesetz  mit  Heiden  abgeschlossen  werden:  es  findet 
sich  keine  Verordnung  dagegen.  Beispiele  solcher  Bünd- 
nisse haben  wir  an  denen,  welche  David  und  Salomo  mit 
Hieromus  dem  Könige  der  Syrier  schlössen.  In  der 
heiligen  Schrift  lieisst  es,   dass  Salomo  das  Bündniss  mit 

gehen  sicheWich  zum  grösseren  Theile  den  sittlichen  und 
Rechtsbegriffen  voraus,  jedenfalls  dem  Entstehen  der 
S  aa  en.  Dennoch  lässt  Gr.  dies  wichtige  religiöse  Moment 
für  das  Leben  der  Menschheit  in  seinem  Naturrecht  bei 
beite;  der  Staat  geht  ihm  aus  der  Natur  der  Dinge  her- 
vor aber  nicht  die  Religion.  Diese  einseitige  Auffassung 
wild  nur  erklaihch,   wenn  man  bedenkt,   dass  für  Gr.  es 

Willen  (d  Willkür)  Gottes  ausgeht.  Dadurch  geräth  die 
Religion  bei  Gr.  in  den  Gegensatz  zu  dem  aus  der  Natur 
abgeleiteten  Recht  und  Gr.  kann  folglich  die  auf  Religion 
sich  stutzenden  Rechtsbestimmungen  nicht  zum  Natur- 
recht zahlen. 

GrotiuH,  Kecht  d.  Kr.  a.  Fr. 
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der  Weisheit    gesclilossen    habe,    die   Gott    ihm    gegeben 
habe. 

3.  Das  Gesetz  Mosis  verordnet^  insbesondere  den  Lands- 
leuten wohlzuthun  und  den  Nächsten  zn  lieben;  auch  ge- 
stattete die  besondere  Nalirung  und  Lebenr^weise,  welche 
den  Juden  vorgeschrieben  war,  k.-^iMn,  dass  sie  mit  Ande- 
ren einen  vertrauten  Umgang  piiegen  konnten.  Allein 
daraus  folgt  nicht,  dass  sie  den  Fremden  nicht  hätten 
Gutes  erweisen  dürfen,  oder  dass  dies  nicht  löblich  ge- 
wesen wäre;  nur  die  schlechte  Auslegung  späterer  Lehrer 
hat  dies  daraus  gefolgert.  Daher  ist  das  Wort  entstanden, 
was  Juvenal  von  den  Juden  sagt  (Sat.  XIV.  103): 

„Sie   zeigen   den   Weg  nur  dem,    der    denselben 
Gott  wie  sie  verehrt." 

Das  Wegzeigen  gilt  hier  als  Beispiel  einer  leichten 
und  nicht  kostspieligen  Gefälligkeit,  wie  man  sie  nach 
Cicero  und  Seneca  selbst  Unbekannten  zu  erwei^jen  hat. 
Hierher  gehört  auch  der  Ausspruch  von  Tacitus  über 
die  Juden:  „U^nter  ihnen  selbst  ist  eine  feste  Treue  und 
bereite  Wohlthätigkcit;  gegen  alle  Anderen  hegen  sie 
feindseligen  Hass."  So  heisst  es  im  Neuen  Testament 
oft,  dass  die  Juden  nicht  gewohnt  sind,  mit  Fremden  zu- 
sammen zu  leben,  zu  essen,  zu  wandern  und  zu  wohnen. 
Auch  Ap planus  Molo  wirft  den  Juden  vor,  „dass  sie 
die  nicht  zuliessen,  welche  andere  Meinungen  über  Gott 
hegten,  und  dass  sie  keine  Gemeinschaft  mit  denen  haben 
wollten,  welche  andere  Einrichtungen  des  Lebens  hätten." 
Die  Freunde  des  Antiochus  beschuldigen  bei  Diodor  die 
Juden,  „dass  sie  allein  von  allen  Völkern  keine  Geraein- 
schaft mit  Menschen  anderer  Sitte  haben  möchten  und 
alle  Anderen  als  ihre  Feinde  betrachteten."  Dann  sagt 
er  von  ihnen,  „dass  sie  mit  keinem  anderen  Volk  Tisch- 
genossenschaft haben  mögen,  noch  ihnen  freundlich  ge- 
sinnt seien."  Dann  theilt  er  ihnen  „Menschenhass"  zu. 
Auch  bei  Philostratus  sagt  ein  Tyaner  von  den  Juden: 
„Sie  führen  ein  abgesondertes  Leben  und  essen  nicht  ein- 
mal mit  Menschen  anderen  Stammes  an  einem  Tisch." 
Auch  bei  Josephus  wird  den  Juden  mitunter  vorgehalten 
„das  getrennte  und  ungesellige  Wesen  und  die  Abtrennung 
von  jeder  Gemeinschaft." 

4.    Dass    dies   aber    nicht   der   Sinn   des   Gesetzes  ist, 
hat  uns   Christus  gelehrt  durch    sein   Beispiel,    als   er  es 
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nicht  ablehnte,  von  der  Samariterin  Wasser  anzunehmen, 
obgleich  er  das  Gesetz  streng  beobachtete.  Auch  früher 
schon  hatte  David  bei  heidnischen  Völkern  eine  Zuflacht  ge- 
sucht und  ist  deshalb  niemals  getadelt  worden.  Josephus 
lässt  den  Salomo  bei  Einweihung  des  Tempels  Gott  bitten, 
dass  er  auch  die  Gebete  der  Fremden  erhöre,  und  sagen: 
„Wir  sind  nicht  von  Natur  menschenfeindlic'-  und  beneh- 
men uns  nicht  hart  gegen  die,  welche  anderen  Stammes 
sind." 

5.  Von  dieser  Regel  sind  nur  die  obenerwähnten  Völker 
auszunehmen,  so  wie  die  Ammoniter  und  Moabiter,  von 
denen  es  Deut.  XXIII.  6  heisst:  „Du  sollst  deren  Wohl- 
ergehen (denn  dies  ist  die  bessere  Uebersetzung,  als 
„Frieden")  und  deren  Gedeihen  in  keinem  Deiner  Tage 
besorgen."  In  diesen  Worten  sind  die  wohlthätigen  Bünd- 
nisse mit  jenen  Völkern  verboten;  aber  es  ist  damit  nicht 
der  Krieg  gestattet,  vielmehr  wird  nur  verboten,  den 
Frieden  von  ihnen  zu  erbitten,  nicht  aber  den  angebote- 
nen anzunehmen,  wie  dies  auch  die  Ansicht  einiger  Juden 
ist.  Wenigstens  ist  in  Deut.  IL  19  den  Juden  das  Recht, 
die  Ammoniter  zu  bekriegen,  abgesprochen;  auch  Jephthes 
griff  erst  gegen  sie  zu  den  AVaffen,  nachdem  Friedens- 
versuche geschehen  waren;  ebenso  David  erst  dann,  als 
er  durch  grobes  Unrecht  gereizt  worden  war.  Es  bleibt 
nun  noch  die  Kriegsgeraeinschaft  zu  untersuchen. 

6.  Dass  auch  diese  vor  Moses  mit  Heiden  erlaubt  ge- 
wesen, ergiebt  das  Beispiel  Abraham's,  welcher  den  gott- 
losen Sodomitern  im  Kriege  beistand.  Auch  findet  sich 
m  dem  Gesetze  Mosis  in  diesem  Punkt  nichts  verändert. 
Dies  war  aucli  die  Meinung  der  Asmonäer,  die  das  Gesetz 
kannten  und  beobachteten,  wie  aus  der  strengen  Beobach- 
tung des  Sabbaths  erhellt,  wo  nur  die  Nothwehr  erlaubt 
ist,  aber  kein  anderer  Gebrauch  der  Waffen.  Dennoch 
haben  sie  mit  den  Lacedämoniern  und  Römern  untt^r  Bei- 
stimraung  ihres  Priesters  und  des  Volkes  ein  Bündniss 
geschlossen,  ja  selbst  für  deren  Wohlfahrt  öffentlicl»  ge- 
opfert. Was  man  dagegen  anführt,  hat  seine  besonderen 
Gründe. 

7.  Denn  es  war  ohne  Zweifel  unrecht,  mit  solchen 
Königen  oder  Völkern,  welche  neben  den  schon  im  Gesetz 
genannten  Gott  durch  die  Propheten  als  ihm  verhasste 
und  zum  Unglück  verdammte  bezeichnet  hatte,  ein  Kriegs- 
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bündniss  einzugehen  oder  ihre  Vertheidigung  zu  tiber- 
nehmen. Hierher  geliören  die  Worte  des  Propheten  bei 
Josaphat  über  den  König  Isracl's:  „Soll  ich  Dich  nicht 
tadeln,  'dass  Du  denen,  die  Gott  hassen,  Hülfe  bringst 
und  sie  liebst?  Deshalb  wird  Gottes  Zorn  über  Dir  ent- 
brennen." Denn  der  Prophet  Micha  hatte  den  unglück- 
lichen Ausgang  des  Krieges  schon  vorher  prophezeit.  Ein 
anderer  Prophet  sagt  zu  Amasias:  „Das  Heer  der  Israeliten 
soll  nicht  mit  Dir  gehen,  denn  Gott  ist  nicht  mit  den 
Israeliten."  Dies  kommt  indess  nicht  von  der  Natur  des 
Bündnisses,  sondern  von  der  Eigenschalt  der  besonderen 
Person,  wie  daraus  erhellt,  dass  Josaphat  hart  gescholten 
und  mit  Verwünschungen  belegt  ward,  weil  er  des  Han- 
dels wegen  mit  Ochazias,  König  der  Israeliten,  ein  Bünd- 
niss eingegangen  war,  wie  es  David  und  Salomo  mit 
Hiromus  geschlossen  hatten,  die  deshalb  theils  nicht  ge- 
tadelt, theils  gelobt  worden  sind.  Denn  wenn  es  dabei 
heisst:  Ochazias  habe  gottlos  gehandelt,  so  muss  dies  auf 
sein  ganzes  Leben  bezogen  werden,  weshalb  Gott  ihm  und 
allen  seinen  Unterthanen  feindlich  gesinnt  war.  So  wird 
dieser  Vorfall  in  dem  Buche,  was  den  Namen  der  Clemen- 
tinischen  Konstitutionen  führt,  in  Buch  VI.  Kap.  18  erklärt. 

8.  Man  muss  aucli  beachten,  dass  die  Sache  derer, 
welche  als  Naclikommen  des  Jacob  den  wohlerkann- 
ten Gott  verlassen  hatten,  schlechter  war  als  die  der 
fremden  Völker.  Denn  gegen  jene  Abtrünnigen  wurden 
die  übrigen  Völkerschaften  bewaffnet,  nach  dem  Gesetze 
in  Deut.  XIH.  13. 

9.  Es  giebt  auch  Fälle,  wo  die  Bündnisse  getadelt 
werden  wegen  der  schlechten  Absicht,  aus  der  sie  hervor- 
gingen. So  wird  Asa  von  dem  Propheten  getadelt,  weil 
er  mit  dem  Syrer  sich  verbündet  habe  und  Gott  nicht 
vertraue;  er  hatte  dies  dadurch  gezeigt,  dass  er  ver- 
schiedene Gott  geweihte  Gegenstände  dem  Syrer  über- 
schickte. Aber  derselbe  König  wird  auch  gescholten, 
weil  er  seine  Hoffnung  auf  die  Aerzte  und  nicht  auf  Gott 
setzte.  Es  folgt  also  aus  dieser  Geschichte  nicht,  dass 
es  an  sich  oder  im  Allgemeinen  mehr  unrecht  sei,  ein 
Bündniss  mit  Solchen,  wie  die  Syrer  waren,  zu  schliessen, 
als  die  Aerzte  xu  befragen.  Denn  vieles  an  sich  Erlaubte 
wird   erst   durch   die  Absicht   schlecht,    wie   der  Zins   bei 
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David  und  das  Aufzeigen  der  Schätze  bei  Ezechias.169) 
So  wird  anderwärts  das  auf  die  Aegypter  gesetzte  Ver- 
trauen getadelt,  obgleich  dem  Salomo  gestattet  war  mit 
den  Aegyptern  sich  zu  verschwägern.  ^ 

10.  Auch  kommt  hinzu,  dass  die  Juden  unter  dem  alten 
Gesetz  die  ausdrückliche  Zusage  des  Sieges  empfangen 
hatten,  wenn  sie  das  Gesetz  beobachteten;  sie  hatten 
also  um  so  weniger  Grund,  nach  menschlicher  Hü..ö  sich 
umzusehen.  Es  giebt  zwar  auch  von  Salomo  viele  Aus- 
sprüche, dass  man  die  Gemeinschaft  mit  den  Ungläubigen 
vermeiden  solle;  indess  sind  dies  nur  Ptathschläge  der 
Klugheit,  nicht  Verordnungen  des  Gesetzes,  und  selbst 
jene  Rathschläge  unterliegen,  wie  die  meisten  Moral- 
vorschriften, sehr  vielen  Ausnahmen. 

X.  1.  Das  Gesetz  des  Evangeliums  hat  aber  hier  nichts 
geändert,    vielmehr   begünstigt   es   eher  Bündnisse,    durch 
welche    Ungläubige    in   einer  gerechten   Sache   unterstützt 
werden,  weil  es  das  Wohlthun  gegen  Jedermann,  wo  die 
Gelegenheit  sich  zeigt,  nicht  blos  dem  Belieben  überlassen 
oder  nur  für  löblich  erklärt  hr.t,   sondern  es   unter  seine 
Vorschriften  aufgenommen  hat.  Denn  wir  werden  geheissen 
nach  dem  Beispiele  Gottes,  der  seine  Sonne  über  Gute  und 
Schlechte    aufgehen    lässt    und    über   beide    regnen   lässt 
kein    Geschlecht    der  Menschen    von    unseren  Wohlthaten 
auszuschliessen.    Tertullian  sagt  richtig:  „So  lange  das 
Bündniss   nur   unter  den  Israeliten  bestand,    gebot  es  mit 
Recht    das    Mitleiden    nur    gegen    die    Brüder.     Als    aber 
Christus   den  Völkern   die  Erbschaft  gab   und   den  Besitz 
bis   an   die  Grenzen   der  Erde,    und   als   sich   das   zu  er- 
füllen   begann,    was    bei   Hosea    gesagt   ist:    „Was   nicht 
mein  Volk  ist,   ist  mein  Volk,   und   was  die  Gnade  nicht 
erlangt  hat,   hat  die  Gnade  erlangt,  nämlich  das  Volk;" 
da   hat  Christus   die   Gesetze    der   brüderlichen  Liebe   für 
alle  Menschen   ausgedehnt,    indem    er  Niemand   von   dem 
Erbarmen  und  von  der  Berufung  ausschliesst." 

2.  Dies  muss  jedoch  mit  Innehaltung  des  Grundunter- 
schiedes verstanden  werden,  so  dass  man  zwar  gegen 
Alle  mildthätig  sein  muss,  vorzugsweise  aber  gegen  die 
Glaubensgenossen.    In  den  Clementinischen  Konstitutionen 

169)  Die  betreffenden  Geschichten  sind  in  der  Bibel 
2.  Samuel.  XXIV.  und  2.  Könige  XX.  13  zu  finden. 
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heisst  es:  „Allen  ist  das  Schuldige  aus  dem  eigenen 
Vermögen  zu  geben,  aber  den  Heiligen  gebührt  der  Vor- 
zug." Ambrosius  sagt:  „Die  vollkommene  Freigebigkeit 
bestimmt  sich  nach  dem  Glauben,  nach  der  Sache,  nach 
dem  Ort  und  der  Zeit;  so  dass  Du  zuerst  sorgst  liir  die 
Genossen  des  Glaubens."  Aehnlich  sagt  Aristoteles: 
„Denn  die  Pilicht,  für  die  Fremden  zu  sorgen,  ist  nicht 
gleich  mit  der,  für  die  Freunde  zu  sorgen." 

8.  Auch  der  häusliche  Umgang  wird  mit  Ungläubigen 
nicht  verboten;  ja  selbst  mit  Denen,  deren  Sache  schlechter 
ist,  weil  sie  von  der  Regel  der  christlichen  Zucht  ab- 
gefallen, wird  nicht  aller  Verkehr  verboten,  sondern  nur 
der  vertraute  über  das  Notliwendige  hinaus,  weil  er  Hoff- 
nung zu  ihrer  Besserung  gewähre.  Paulus  sagt:  „Zieht 
nicht  dasselbe  Joch  mit  den  Ungläubigen,  denn  welche 
Gemeinschaft  hat  die  Gerechtigkeit  mit  der  Ungerechtig- 
keit, oder  welche  Mischung  hat  das  Liclit  mit  der  Finster- 
niss,  oder  welcher  Friede  ist  zwischen  Christus  und  dem 
Satan,  und  welches  Thcühaben  zwischen  den  Gläubigen 
und  den  Ungläubigen?"  Dieser  Ausspruch  bezieht  sich 
auf  die,  welche  an  götzendienerischen  Mahlen  theilnahmen 
und  so  entweder  eines  Götzendienstes  sich  schuldig  mach- 
ten oder  wenigstens  den  Schein  davon  sich  aulluden. i^oj 
Dies  ergiebt  der  Nachsatz:  „Wie  stimmt  der  Tempel 
Gottes  mit  den  Götzenbildern?"  Aehnlich  wie  er  in  dem 
1.  Brief  an  die  Corintiier  sagt:  „Ihr  könnt  nicht  theilhaftig 
werden  des  Tisches  des  Herrn  und  des  Tisches  der 
Dämonen." 

4.  Auch  davon  kann  man  keinen  triftigen  Grund  ab- 
nehmen, dass  man  sich  nicht  freiwillig  unter  die  Herr- 
schaft der  Heiden  begeben  und  keine  Ehe  mit  ihnen  ein- 
gehen solle.  Denn  in  beiden  Fällen  ist  die  Gefaiir  für 
die  walire  Religion  grösser,  oder  es  wird  wenigstens  ihre 
Uebung  erschwert.  Auch  sind  diese  Bande  dauernder, 
und  bei  der  Ehe  ist  die  Auswahl  freier,  während  die 
Bündnisse   sich  nach  Gelegenheit  der  Zeit  und  des  Ortes 


1'^^)  Unter  den  alten  Völkern  war  es  Sitte,  von  den 
den  Göttern  geopferten  Thieren  nur  einen  Theil  der  Ein- 
geweide auf  den  Altäi-en  zu  verbrennen,  das  Uebrige  wurde 
mit  den  herbeigerufenen  Freunden  als  Mahlzeit  verzehrt, 
und  die  Ueberbleibsel   wurden   an   den  Fleischer  gesandt. 
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richten  müssen.  Wie  es  nun  nicht  unrecht  ist,  den  Heiden 
wohlzuthun,  so  auch  nicht,  ihre  Hülfe  anzusprechen;  auch 
Paulus  hat  die  Hülfe  des  Kaisers  und  des  Hauptmanns 
angerufen. 

XL  1.  Daher  liegt  bei  dieser  Frage  die  Schlechtigkeit 
nicht  in  der  Sache  selbst,  sondern  sie  wird  erst  durch 
die  besonderen  Umstände  herbeigeführt.  Denn  man  hat 
sich  vor  zu  grosser  Gemeinschaft  zu  hüten,  damit  sie 
nicht  den  Schwachen  anstecke.  Deshalb  ist  es  räthlich, 
die  Wohnsitze  zu  trennen,  wie  die  Israeliten  getrennt  von 
den  Aegyptern  wohnten,  denn  der  Ausspruch  des  Anaxan- 
driden  ist  nicht  ohne  Grund:  „Ich  könnte  mit  Euch  nicht 
gemeinsam  in  den  Krieg  ziehen,  denn  weder  unsere  Ge- 
setze noch  Sitten  stimmen  überein,  vielmehr  sind  beide 
•weit  von  einander  verscldeden."  Hierher  gehört  auch 
das  anderwärts  über  die  Religion  der  Juden  und  den  ge- 
meinsamen Kriegsdienst  der  Christen  mit  den  Heiden  Be- 
merkte. 

2.  Selbst  wenn  aus  einer  solchen  Verbindung  die 
irdische  Macht  einen  grossen  Zuwachs  erlangen  könnte, 
muss  man  sich  doch  ihrer,  den  äussersten  Nothfall  aus- 
genommen, enthalten.  Es  passt  hier  das,  was  Thucydi- 
des  bei  einer  ähnlichen  Gelegenheit  gesagt  hat:  „Denen, 
welchen  nachgestellt  wird,  wie  uns  von  den  Athenern, 
darf  es  nicht  zum  Tadel  angerechnet  werden,  wenn  sie 
um  ihrer  Rettung  willen  nicht  blos  die  Hülfe  der  Griechen, 
sondern  auch  der  Barbaren  suchen."  Denn  nicht  jedes 
Recht  reicht  hier  zu,  um  das  zu  thun,  was  der  Religion, 
wenn  auch  niclit  geradezu,  doch  mittelbaren  Schaden 
bringen  kann.  An  erster  Stelle  ist  nach  dem  himmlischen 
Reiche  zu  streben,  d.  h.  nach  der  Ausbreitung  des  Evan- 
geliums. 

3.  Es  wäre  zu  wünschen,  dass  viele  Fürsten  und  Völker 
heutzutage  sich  dem  freimüthigen  und  frommen  Ausspruch 
des  ehemaligen  Rheimser  Erbischof  Fulco  zu  Herzen  näh- 
men, der  Karl  den  Einfältigen  so  anredete:  „Wer  er- 
schreckt nicht,  dass  Ihr  nach  der  Freundschaft  der  Feinde 
Gottes  verlangt,  und  dass  Ihr  zum  Verderben  und  Unter- 
gang des  christlichen  Namens  die  Waffen  der  Heiden  und 
deren  verabscheuungswürdige  Bündnisse  aufsucht?  Denn 
es  ist  kein  Unterschied,  ob  Jemand  sich  zu  den  Heiden 
gesellt    oder  mit  Verleugnung    Gottes    deren  Götzen    an- 
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betet."  Bei  Arriaii  findet  sich  der  Ausspruch  Alexander's: 
„Diejenigen  begehen  schweres  Unrecht,  welche  dem  Recht 
der  Griechen  zuwider  mit  den  Barbaren  gegen  die  Griechen 
zu  Felde  zielien." 

XII.  Ich  füge  hinzu,  dass  alle  Christen  die  Glieder 
eines  Körpers  sind,  von  dem  jedes  die  Schmerzen  und 
üebel  der  anderen  mit  empfinden  soll;  dies  gilt  sowohl 
für  die  Einzelnen,  wie  für  die  Völker,  als  solche.  Jeder 
soll  Christum  nicht  blos  um  seinetwillen  dienen,  sondern 
auch  um  der  ihm  anvertrauten  Macht  willen.  Dies  kön- 
nen aber  die  Könige  und  Völker,  wenn  ein  gottloser  Feind 
mit  den  Waffen  wüthet,  nur,  wenn  sie  einander  gegen- 
seitig beistehen.  Dies  ist  nicht  wohl  ausführbar,  wenn 
nicht  ein  Bundniss  dazu  gesclilossen  wird.  Dies  Bündniss 
ist  schon  früher  geschlossen  worden,  und  zum  Vornehmsten 
desselben  ist  gemeinsam  der  Römische  Kaiser  erwählt 
worden.  Alle  Christen  müssen  deshalb  zu  diesem  geraein- 
samen Zweck  nach  ihren  Kräften  Männer  und  Geld  zu- 
sammenbringen. Wer  es  nicht  thut,  ist  nicht  zu  ent- 
schuldigen, er  müsste  denn  durch  einen  unvermeidlichen 
Krieg  oder  ähnliches  Uebel  zu  Hause  festgehalten  wer- 
den, i'i) 

1''!)  Mit  diesem  letzten  Satz  zielt  Gr.  wohl  auf  den 
Krieg  gegen  die  Türken,  welche  zu  seiner  Zeit  für  die 
Christenheit  noch  eine  gefährliche  Macht  waren.  Im  All- 
gemeinen hat  Gr.  die  Frage  über  die  Bündnisse  mit  Un- 
gläubigen sehr  ausführlich  behandelt.  Je  nach  der  Ent- 
wicklung und  dem  Inhalt  der  einzelnen  Religionen  wird 
diese  Frage  immer  eine  sehr  verschiedene  Antwort  er- 
halten. Deshalb  zeigt  schon  das  Alte  und  das  Neue  Testa- 
ment hier  grosse  Unterschiede.  Auch  nach  dem  Auftreten 
der  christlichen  Religion  hat  diese  Frage  sicii  sehr  ver- 
schieden gestaltet.  Im  Mittelalter  galt  als  Regel,  dass 
Verträge  mit  Ungläubigen  nicht  verbinden.  Selbst  im 
17.  Jahrhundert  hielt  der  Papst  und  die  katholische  Kirche 
an  dem  Satz  fest,  dass  katholische  Fürsten  nicht  an  ihre 
den  ketzerischen  (protestantischen)  Fürsten  gegebeneu 
Versprechen  gebunden  seien.  Gr.,  als  Protestant  und 
Niederländer,  hat  schon  eine  mildere  Auffassung;  seitdem 
hat  mit  dem  Zurücktreten  der  Religion,  als  vorherrschen- 
dem Element    des  Lebens,    auch    diese  Frage    allmählig 


XIII.  1.  Man  pflegt  auch  oft  die  Frage  aufzuwerfen, 
wem  man  vorzugsweise  helfen  solle,  wenn  zwei  Staaten 
Krieg  führen,  und  man  der  Bundesgenosse  von  beiden  sei? 
Hier  ist  zunächst  festzuhalten,  dass,  wie  erwähnt,  es 
keine  Verbindlichkeit  zu  einem  ungerechten  Kriege  giebt. 
Es  muss  deshalb  der  Bundesgenosse  den  Vorzug  haben, 
welcher  einen  gerechten  Grund  für  seinen  Krieg  hat, 
wenn  er  ihn  mit  einem  Fremden  führt.  Dies  gilt  aber 
auch,  wenn  er  ihn  mit  einem  anderen  Bundesgenossen 
führt.  So  zeigt  Demosthenes  in  seiner  Rede  über 
Megalopolis,  dass  die  Athener  den  Messeniern,  ihren 
Bundesgenossen,  gegen  die  Lacedämonier,  obgleich  diese 
ebenfalls  ihre  Bundesgenossen  waren,    beistehen  müssten, 

eine  andere  Auffassung  erhalten,  und  so  kann  Bluntschli 
1868  in  seinem  Völkerrecht  es  als  unzweifelhaft  aus- 
sprechen, dass  heutzutage  die  Vertragspflicht  eine  all- 
gemein moralische  Rechtspflicht  sei,  welche  Christen  und 
Muhammedaner,  Juden  und  Buddhisten  gleichmässig  ver- 
binde. Bekanntlich  ist  seit  dem  Pariser  Friedensvertrage 
von  1858  auch  die  Türkei  in  die  europäische  Völker- 
familie als  mit  den  christlichen  Staaten  gleichberechtigt 
aufgenommen  worden,  während  die  heilige  Allianz  1815 
mit  ihren  späteren  Kongressen  diesen  Kreis  noch  auf  die 
christlichen  Völker  beschränkte.  Dies  ist  ein  Beispiel, 
wie  die  wichtigsten  Bestimmungen  des  Völkerrechts  und 
des  Rechts  überhaupt  dem  Wechsel  unterliegen.  Jede  Zeit 
hält  die  ihrigen  für  die  allein  wahren  und  gerechten  und 
meint  gegen  die  Vorzeit  einen  Fortschritt  gethan  zu  haben. 
Allein  wo  ist  dafür  der  Maassstab  zu  finden?  Man  hat 
dafür  nur  das  Rechtsgefühl  der  jedesmaligen  Zeit,  was 
aber  den  einen  Inhalt  ebenso  eifrig  unterstützt,  wie  später 
den  andern.  Je  nach  dem  Inhalt  einer  Religion  und  ihrer 
Bedeutung  für  das  Leben  des  Volkes,  kann  die  heutige 
Toleranz  ebenso  gut  als  Rückschritt  wie  als  Fortschritt 
gelten.  Es  fehlt  dafür  gänzlich  an  einem  gegenständlichen 
Anhalt.  Die  weitere  Ausführung  über  die  geschichtliche 
Bewegung  der  Moral  und  des  Rechts  ist  B.  XI.  191  ge- 
geben. l3eshalb  ist  es  auch  eine  Täuschung,  wenn  man 
meint,  den  Kampf  gegen  die  in  Rom  und  dem  bevorstehen- 
den Koncil  auftauchende  Richtung  mit  V^ernunftgründen 
führen  zu  können. 
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wenn  von  Letzteren  das  Unrecht  begonnen  worden  sei. 
Dies  gilt  jedoch  nur,  wenn  nicht  ausgemacht  ist,  dass 
in  solchem  Falle  keine  Hülfe  gewährt  zu  werden  brauche. 
In  dem  Vertrage,  den  llannibal  mit  den  Macedoniern 
schloss,  hiess  es:  „Wir  wollen  die  Feinde  Eurer  Feinde 
sein,  ausgenommen  die  Könige,  Staaten  und  Fürsten,  mit 
denen  wir  Bündniss  und  Freundschaften  haben." 

2.  Wenn  die  Bundesgenossen  beide  aus  unrechten 
Ursachen  mit  einander  in  Streit  gerathen,  was  vorkommen 
kann,  so  muss  man  sicli  aller  Hülfe  enthalten.  So  heisst 
es  in  der  5.  Leuctrischcn  Rede  des  Aristides:  „Wenn 
sie  die  Hülfe  gegen  Andere  verlangten,  so  wäre  es  leicht 
abzumachen;  aber  da  ein  Bundesgenosse  gegen  den  an- 
deren sie  fordert,  so  möge  er  sich  nicht  einmisclien." 

3.  Wenn  mehrere  Genossen  gegen  Fremde  einen  ge- 
rechten Krieg  führen,  und  man  beiden  Hülfe  senden  kann, 
sei  es  an  Mannschaft  oder  Geld,  so  muss  es  so  geschehen, 
wie  es  bei  Pcrsonalgläubigern  geschieht.  Wird  aber  die 
Gegenwart  des  Genossen  selbst  verlangt,  welclie  nicht 
getheilt  werden  kann,  so  verlangt  die  Vernunft,  dass  der 
ältere  Bundesgenosse  den  Vorzug  erhalte.  So  antworteten 
die  Acarnanier  bei  Polybius  don  Spartanern,  und  ähn- 
lich lautete  die  Antwort  des  Kömischen  Konsuls  an  die 
Campaner:  „Man  muss  die  Freundschaft  so  errichten, 
dass  nicht  eine  ältere  Freundschaft  und  Genossenschaft 
dadurch  verletzt  werde." 

4.  Doch  findet  eine  Ausnalime  statt,  wenn  das  spätere 
Bündniss  neben  dem  Versprechen  noch  etwas,  nach  Art 
einer  Eigenthumsübertragung,  an  sich  hat,  etwa  eine 
Unterwerfung.  Denn  auch  bei  dem  Kaufe  hat  der  irühere 
Käufer  nur  dann  das  Vorrecht,  wenn  auf  den  späteren 
das  Eigenthum  noch  nicht  übergegangen  ist.  So  gilt  bei 
Livius  den  Nepesinern  der  Unterwerfungsvertrag  höher 
als  der  Bundesvertrag.  Andere  machen  noch  feinere  Unter- 
schiede, aber  das  hier  Bemerkte  ist  einfacher  und  daher 
wohl  auch  richtiger. 

XIV.  Nach  Ablauf  der  Frist  kann  das  Bündniss  nicht 
als  stillschweigend  verlängert  gelten,  ausgenommen  auf 
Grund  von  Handlungen,  die  keine  <Mndere  Auslegung  zu- 
lassen. Denn  eine  neue  Verbindlichkeit  ist  nicht  ohne 
Grund  anzunehmen. 

XV.  Hat  ein  Theil  das  Bündniss  verletzt,  so  kann  der 


andere  davon  zurücktreten;  denn  die  einzelnen  Theile 
eines  Bündnisses  haben  die  Kraft  einer  Bedingung.  Als  Bei- 
spiel mag  die  Stelle  bei  Thucydides  gelten,  wo  es  heisst: 
„Die  Schuld,  dass  das  Bündniss  gelöst  wird,  trifft  nicht 
die,  welche  verlassen  worden  und  sich  Anderen  zugewen- 
det haben,  sondern  die,  welche  geschworen  haben.  Hülfe 
zu  leisten  und  in  Wirklichkeit  dies  nicht  thun."  Derselbe 
sagt  an  einer  anderen  Stelle:  „Wenn  auch  das  Aus- 
gemachte nur  um  ein  Kleines  von  einem  Theile  über- 
schritten wird,  ist  der  Vertrag  aufgelöst."  Doch  gilt  dies 
nur,  wenn  es  nicht  anders  ausgemacht  worden,  was  mit- 
unter geschieht,  damit  nicht  wegen  jedweder  Verletzung 
vom  Bündniss  abgegangen  werden  kann. 

XVI.  1.  Der  Inhalt  der  Unterhandlungen  (sponsio7ies) 
kann  so  vielfacli  sein,  wie  der  der  Bündnisse,  denn  sie  unter- 
scheiden sich  von  diesen  nur  durch  die  Macht  der  handeln- 
den Personen.  Man  erhebt  hier  zwei  Fragen:  „erstens, 
wenn  die  Unterhandlung  vom  Könige  oder  Staat  nicht  ge- 
nehmigt wird,  wie  weit  die  Unterhändler  haften?  ob  auf  das 
Interesse,  oder  auf  Wiederherstellung  der  Sache  in  den  Zu- 
stand vor  dem  Abkommen,  oder  ob  zur  Uebergabe  ihrer 
selbst?  Die  erste  Ansicht  scheint  mit  dem  Römischen  Recht 
zu  stimmen;  die  zweite  mit  der  Billigkeit,  wie  bei  dem 
Caudinischen  Streitfall  von  den  Volkstribunen  L.  Livius 
und  Q.  Mälius  geltend  gemacht  wurde;  die  dritte  Mei- 
nung wird  wirklich  befolgt,  wie  aus  den  beiden  berühm- 
ten Unterhandlungen  von  Gaudium  und  Numantia  erhellt. 
Aber  vor  Allem  ist  hier  festzuhalten,  dass  der  Inhaber 
der  Staatsgewnit  dadurch  in  keiner  Weise  verpliichtet  ist. 
Denn  Posthuraius  sagte  richtig  zu  den  Römern:  „Dem 
Feinde  habt  Ihr  nichts  versprochen;  Ihr  habt  keinen 
Bürger  geheissen,  für  Euch  zu  unterliandeln;  deshalb 
habt  Ihr  mit  uns  nichts  zu  thun,  .welchen  Ihr  nichts  auf- 
getragen habt,  und  auch  nicht  mit  den  Samnitern,  mit 
denen  Ihr  nichts  vereinbart  habt."  Derselbe  sagt:  „Ohne 
Genehmigung  des  Volkes  kann  keine  Unterhandlung  ge- 
schlossen werden,  die  das  Volk  verbände."  Ebenso  richtig 
sind  seine  Worte:  „Kann  überhaupt  das  Volk  zu  Etwas 
verpflichtet  werden,  so  könnte  es  dies  auch  zu  Allem." 

2.  Deshalb  war  das  Römische  Volk  auch  nicht  auf  das 
Interesse,  noch  zum  Ersatz  verpflichtet.  Hätten  die  Sam- 
niter  mit  dem  Volke  einen  Vertrag  schliessen  wollen,    so 
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liätten  sie  das  Heer  bei  den  Caudinischen  Pässen  zurück- 
halten und  nach  Rom  Gesandte  schicken  sollen,  um  mit 
dem  Senat  und  Volke  über  den  Frieden  und  das  Bündniss 
zu  verhandeln  und  ihnen  zu  überlassen,  wie  hoch  sie  die 
Rettung  des  Heeres  veranschlagen  wollten.  Nur  wenn 
ein  solches  Abkommen  nicht  gehalten  worden  wäre,  hätten 
sie,  wie  Vellejus  bemerkt,  sagen  können,  was  von  ihnen 
und  von  den  Numantiern  gesagt  worden  ist:  dass  die 
Verletzung  eines  Staatsbündnisses  nicht  durch  das  Blut 
eines  Einzigen  gut  gemacht  werden  könne. 

3.  Mit  mehr  Schein  kann  man  behaupten,  dass  die 
sämmtlichen  Soldaten  damals  verpflichtet  worden  seien. 
Sicherlich  wäre  dies  riclitig,  wenn  in  ihrem  Auftrage  und 
Namen  von  den  Unterhändlern  abgeschlossen  worden 
wäre,  wie  bei  dem  Vertrage  geschah,  den  Hannibal  mit 
den  Macedoniern  abschloss.  Waren  aber  die  Samniter 
mit  dem  Versprechen  der  Unterhändler  und  der  sechs- 
hundert Geissein,  die  sie  verlangten,  zufrieden,  so  müssen 
sie  den  Fehler  sich  selbst  zuschreiben.  Haben  aber  die 
Unterhändler  vorgegeben,  dass  sie  von  dem  Volke  zu 
dem  Vertragsabschluss  ermächtigt  worden,  so  sind  sie 
aus  dem  böswillig  zugefügten  Schaden  zum  Ersatz  ver- 
pflichtet. Ist  dieser  nicht  klar,  so  müssen  sie  für  das 
Interesse  einstehen,  was  sich  an  die  Genehmigung  des 
Vertrages  knüpft,  und  es  waren  in  jenem  Falle  nicht  blos 
die  Personen,  sondern  auch  das  Vermögen  der  Unter- 
händler den  Samnitern  verhaftet,  wenn  sie  nicht  die  Strafe 
an  Stelle  des  Interesses  ausgemacht  gehabt  hätten.  Denn 
über  die  Geissein  war  man  übereingekommen,  dass  sie 
es  mit  dem  Leben  büssen  sollten,  wenn  der  V^ertrag  nicht 
genehmigt  würde.  Ob  für  die  Unterhändler  dieselbe  Strafe 
ausgemacht  war,  ist  nicht  ersichtlich.  Eine  solche  Fest- 
setzung der  Strafe  bewirkt,  dass,  wenn  das  Versprechen 
nicht  geleistet  werden  kann,  nur  diese  Strafe  gefordert 
werden  darf;  sie  tritt  als  das  Bestimmte  an  die  Stelle 
des  unbestimmten  Interesses.  Zur  damaligen  Zeit  nahm 
man  aber  allgemein  an ,  dass  man  auch  sein  Leben  gültig 
einsetzen  könne. 

4.  In  unserer  Zeit,  wo  die  Ansicht  sich  geändert,  ist 
nach  meiner  Meinung  zunächst  das  Vermögen  auf  das  Inter- 
esse verhaftet,  und  wenn  dies  nicht  zureicht,  fällt  die 
Person   in   die  Dienstbarkeit.     So   verkaufte  Fabius  Maxi- 
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jnus,    als   der) Senat  einen  von  ihm  mit  den  Feinden  ge- 


Ichlo 


ssenen 


Vertrag 


verworfen    hatte ,    sein 


Landgut    um 


2ÖO,9Q^'  Sestertien  und  genügte  seinem  Versprechen.  Und 
die  Samniter  verlangten  mit  Recht,  dass  Brutulus  Papius, 
der  den  Waffenstillstand  gebrochen  hatte,  ihnen  sammt 
seinem  Vermögen  überliefert  werde. 

XVII.  1.  Eine  weitere  Frage  ist,  ob  die  Unterhand- 
lung den  Inhaber  der  Staatsgewalt  verpflichtet,  wenn  die- 
ser davon  Kenntniss  hat  und  schweigt.  Man  muss  hier 
zunächst  unterscheiden,  ob  die  Verhandlung  einfach  ge- 
schlossen worden,  oder  mit  dem  Vorbehalt  der  Genehmi- 
gung Seitens  des  Staatsoberhauptes.  Denn  wenn  diese 
Bedingung  nicht  erfüllt  ist  (denn  Bedingungen  müssen 
genau  erfüllt  werden),  so  ist  die  Unterhandlung  ungültig. 
Dies  war  der  Fall  in  der  Unterhandlung  des  Lutatius  mit 
den  Karthagern;  es  kam  hierzu,  dass  das  Volk  die  Ver- 
bindlichkeit derselben  für  sich  bestritt,  weil  sie  gegen 
seinen  Befehl  geschlossen  worden;  deshalb  wurde  durch 
Volksbeschluss  ein  anderes  Bündniss  von  Neuem  ge- 
schlossen. 

2.  Weiter  muss  man  sehen,  ob  neben  dem  Schweigen 
nocli  etwas  vorgekommen  ist;  denn  ohne  einen  Umstand 
oder  eine  Handlung  kann  das  blosse  Schweigen  keinen 
genügenden  Anhalt  für  die  Absicht  bieltn,  wie  sich  aus 
dem  ergiebt,  was  bei  Aufgabe  des  Eigenthums  oben  ge- 
sagt worden.  Sind  jedoch  Handlungen  hinzugekommen, 
die  sich  auf  etwas  Anderes  nicht  wohl  beziehen  lassen, 
so  nimmt  man  mit  Recht  die  Genehmigung  der  Unter- 
handlung an.  So  bemerkt  Cicero  in  seiner  Rede  für 
Baibus,  dass  deshalb  die  Unterhandlungen  mit  den  Ein- 
wohnern von  Cadix  genehmigt  worden.  ' 

3.  Das  Stillschweigen  machten  die  Römer  %^%Qxv  die 
Karthager  bei  dem  mit  Hasdrubal  geschlossenen  Vertrage 
geltend.  Allein  da  dieser  Vertrag  in  verneinenden  Be- 
stimmungen geschlossen  wf)rden  war,  nämlich  dass  die 
Karlhager  den  Ebro  nicht  überschreiten  dürften,  so  war 
die  Sache  kaum  dazu  angethau,  dass  das  Stillschweigen 
als  die  Genehmigung  der  That  eines  Anderen  gelten 
könnte;  es  war  nämlich  keine  eigene  Handlung  hinzu- 
gekommen. Hätte  ein  Karthager  den  Ebro  überschreiten 
wollen,  und  wäre  er  von  den  Römern  gehindert  worden, 
und  hätten  die  Karthager  sich  dem  gefügt,  so  würde  eine 
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solche  Handlung  die  Kraft  einer  bejahende^  That  gehabj 
haben,  und  sie  hätte  sich  dann  niclit  innerlifeHl^^^^^^^^' 
Verneinung  gehalten.  Hätte  die  Unterhandlung^^  S 
tatius  mehrere  Bestandtheile  gehabt,  und  zeigte  es  sich, 
dass  die  Römer  die  anderen  von  dem  geraeinen  Recht 
abweichenden  Theile  immer  beobaelitet  hätten,  so  wäre 
die  Annahme  begründet,  dass  der  Vertrag  selbst  geneh- 
migt worden. 

4.  Es  wäre  nun  nocli  Einiges  über  die  Verträge  zu 
sagen,  welche  die  Feldherren  und  Soldaten  nicht  über 
Angelegenlieiten  der  Staatsgewalt,  sondern  über  ilir  Privat- 
vermögen und  das,  was  ihnen  zusteht,  abscliliessen;  indess 
wird  der  passende  Ort  dazu  da  sein,  wo  über  die  Vor- 
fälle während  des  Krieges  gehandelt  wird.  *'2) 

1^*)  In  der  Lehre  der  Bündnisse  und  Verträge  zwischen 
Staaten  hat  das  Völkerrecht  schon  von  früheren  Zeiten 
ab  einen  weit  bestimmteren  Inhalt  gehabt  als  in  den 
meisten  anderen  Materien.  Es  folgt  dies  aus  der  Natur 
der  Verträge,  welche  durch  ihre  eigene  Bestimmtlieit 
diese  auch  auf  das  betreffende  Verhältniss  zwischen  Staa- 
ten übertragen.  So  ist  es  denn  auch  ausführbar,  die 
Lehre  von  Auslegung  der  Verträge,  welche  Gr.  in  dem 
folgenden  Kapitel  behandelt,  so  wie  sie  im  Privatrecht 
sich  entwickelt  hat,  mit  wenigen  Veränderungen  auf  das 
Völkerrecht  zu  übertragen.  Die  Hauptfrage  bleibt  indess 
immer  die,  ob  überhaupt  Verträge  das  Volk  und  die  In- 
haber der  Staatsgewalt  oder  die  Autoritäten  verpflichten. 
Die  bejahende  Meinung  hat  sich  schon  im  Altertlium  ent- 
wickelt und  ist  seitdem  als  Regel  festgehalten  worden; 
der  Grund  lag  zunächst  in  dem  Nutzen  und  der  Sicherheit, 
welclio  eine  solche  Rcirel  mit  sich  führte.  Da  indess  die- 
ser Nutzen  nicht  zum  Rechte,  sondern  nur  zur  Klugheit 
führen  kann  (B.  XL  48),  so  wurde  dieser  Mangel  dadurch 
ersetzt,  dass  allmälig  im  Privatrecht  der  Satz  von  der 
allgemeinen  Verbindlichkeit  aller  Verträge  sich  ausgebil- 
det und  mit  dem  Rechtsgefühl  auf  das  Innigste  verbun- 
den hatte.  Bei  der  Allgemeinheit  dieses  Satzes  fand  das 
Gefühl  keine  Bedenken,  ihn  auch  auf  das  Völkerrecht  zu 
übertragen  und  hier  für  seine  Beobachtung  und  Geltung 
mit  derselben  Energie  wie  in  Privatverhältnissen  einzu- 
treten.     Allein     eine    unbefangene    Betraclitung    der    Ge- 
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Kapitel  XVI. 
Ueber  die  Auslegung. 

I.  1.  Sieht  man  blos  auf  den,  der  euvas  versprochen 
hat,  so  wird  er  verpflichtet,  freiwillig  das  zu  leisten,  zu 
dem  er  sich  verbinden  gewollt  hat.  „Bei  der  Treue 
kommt  es  auf  das,  was  man  gewollt  hat,  nicht  was 
man  gesagt  hat,  an,"  sagt  Cicero.  Weil  aber  der 
innere  Vorgang  nicht  ersichtlich  ist,  und  eine  Sicherheit 
dagegen  nöthig  ist,  dass  nicht  jede  Verbindlichkeit  zu- 
nichte  werde,    wenn   Jeder  einen   beliebigen   Sinn   seinen 

schichte  lehrt  ebenso  deutlicli,  dass  die  Zahl  der  gehal- 
tenen Staatsverträge  die  weit  geringere  ist  gegen  die, 
welche  gebrochen  worden  sind,  und  zwar  gebrochen  unter 
Zustimmung  des  betreffenden  Volkes  und  aller  rechtlichen 
Leute  in  demselben.  So  wie  irgend  ein  erhebliches  Inter- 
esse sich  gegen  die  fernere  Beobachtung  eines  Vertrages 
entwickelt  und  dem  Staate  die  Macht  dazu  nicht 
fehlt,  zeigt  die  Geschichte  als  Regel,  dass  der  Ver- 
trag unter  Beifall  Aller  gebrochen  worden  ist,  und  dass, 
wenn  der  Erfolg  glücklich  war,  dieser  Bruch  des  Ver- 
trages selbst  als  eine  grosse  geschichtliche  That  noch 
von  der  Nachwelt  gepriesen  worden  ist.  Man  hat  zu  dem 
Ende  ein  besonderes  höheres  Recht  erfunden,  was  bald 
auf  Völker  bewegende  Ideen,  bald  auf  die  Ehre,  bald  auf 
die  gefährdete  Existenz  des  Staates,  bald  auf  eine 
geschichtliche  Mission  zurückgeführt  wurde,  und  womit 
jenes  Vertragsrecht  als  das  angeblich  niedere  beseitigt 
wurde.  Natürlich  hielt  die  Gegenpartei  den  anderen 
Standpunkt  fest,  und  so  schwankte  selbst  die  öffent- 
liche Meinung  und  das  Gewissen  des  Volkes  je  nacli 
der  Parteistellung  oder  je  nach  den  Grenzpfählen  der 
einzelnen  Länder.  Dies  Alles  führt  dahin,  dass  zwischen 
Staaten  als  Autoritäten  selbst  aus  Verträgen  kein  wah- 
res Recht  entsteht,  sondern  dass  sie  nur  als  that- 
sächliche  Regelungen  des  Besitzstandes  zu  be- 
trachten sind,  denen  das  Rechtsgefühl  nur  so  lange  zu- 
stimmt   und    ihnen  den   Schein   eines  Rechtsverhältnisses 
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Worten  unterschieben  und  so  sich  frei  machen  könnte, 
so  ergiebt  die  natürliche  Vernunft,  dass  der,  dem  etwas 
versprochen  ist,  den  Versprechenden  zu  dem  nötliigen 
kann,  was  die  richtige  Auslegung  ergiebt;  denn  sonst 
hätte  die  Sache  kein  Ende,  was  im  Moralischen  dem 
Unmöglichen  gleich  gilt.  In  diesem  Sinne  sagt  Isocra- 
tes  in  seiner  Untersuchung  der  Verträge  bei  Gelegenheit 
des  Einwandes  gegen  Callimachus:  „Von  diesem  gemein- 
samen Recht  machen  wir  Menschen  fortwährend  Gebrauch." 
Petrus  Faber  hat  diese  Stelle  in  dieser  Weise  richtig 
verbessert,    da  er  nicht  blos  die  Griechen,   sondern  auch 

giebt,  als  erhebliche  Interessen  sich  nicht  dagegen  auf- 
lehnen. Geschieht  dies,  so  beginnen  sofort  jene  Phrasen 
von  einem  höheren  Recht,  und  selbst  das  Rechtsgefühl 
lässt  sich  dadurch  berücken,  und  das  Gewissen  lässt  sich 
damit  beschwichtigen.  Näher  betrachtet,  ist  indess  jenes 
höhere  Recht  nichts  als  das  Eingeständniss,  dass  hier 
zuletzt  nur  der  Nutzen  und  die  Klugheit  (Politik)  ent- 
scheidet, mithin  für  das  wahre  Recht  keine  Stelle  vor- 
handen ist.  Selbst  Bluntschli,  der  eifrigste  Vertheidi- 
ger  des  Völkerrechts,  steht  nicht  an,  wörtlich  zu  sagen 
(Das  moderne  Völkerrecht,  1868,  S.  245): 

„Üer  Garantievertrag  gilt  nicht,    wenn   er  aner- 
kannte  Menschenrechte   verletzt,    z.  B.    die   persön- 
liche Freiheit  oder  den   freien  Verkehr;    oder  wenn 
er  sich  nicht  mehr  mit  den  Fortschritten  des  Völker- 
rechts  vereinigt;    oder   wenn    die   noth wendige   Ent- 
wickelung    oder   Wandlung   der   öffentlichen   Rechts- 
und  Staatszustände    das   Festhalten    an    die   älteren 
Vertragsbestimmungen    als    unnatürlich     und     nicht 
mehr  zeitgeraäss  erscheinen  lässt." 
Diese  Ausnahmen  sind  so  umfassend   und   dabei  so  unbe- 
stimmt, dass  die  Rechtsverbindlichkeit  der  Staatsverträge 
damit  zur  Ausnahme  gemacht   ist,   und  da  ferner  das  Ur- 
theil,  ob  ein  solcher  Fall  vorliege,  lediglich  dem  Verpflich- 
teten zusteht,   so  zeigt  dies  deutlich,  dass  selbst  innerhalb 
dieses  Vertragsgebietes  von  einem  wahren  Rechte  zwischen 
Völkern  nicht   die  Rede   sein   kann.     Es   sind  Abkommen, 
die  man  beobachtet,    so   lange   kein  erhebliches  Interesse 
sich   dagegen   erhebt,  und   so   lange  man  nicht  die  Macht 
hat,  den  Bruch  mit  Glück  durchzuführen. 
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die  Barbaren  meint,    wie   schon   an  einer  vorhergehenden 
Stelle  gesagt  ist. 

2.  Hierher  gehören  aucl)  die  Worte  aus  einer  alten 
Rechtsformel  bei  Livius:  „Ohne  bö?e  Absicht,  so  wie 
es  hier  und  heute  am  richtigsten  gemeint  ist."  Der 
Maassstab  der  richtigen  Auslegung  ist  die  Ableitung  -les 
Sinnes  aus  den  wahrscheinlichsten  äusseren  Zeichen.  Diese 
Zeichen  sind  zwiefache,  Worte  und  andere  Zeichen;  sie 
können  für  sich  oder  in  Verbindung  in  Betracht  kommen. 

II.  Wenn  kein  Umstand  entgegen  ist,  so  müssen  die 
Woite  nicht  in  dem  grammatikalischen  Sinne,  der  aus 
dem  Ursprimg  des  Wortes  abgeleitet  wird,  sondern  nach 
dem  gewöhnlichen  Gebrauch  verstanden  werden, 

„welcher  Gebrauch  in  der  Rede  die  Macht  hand- 
habt und  das  Recht  und  die  Richtschnur."  i'-^) 
Die  Lokrer  hatten  deshalb  von  einem  thörichten  Mittel  der 
Treulosigkeit  Gebrauch  gemacht,  als  sie  verspraclien,  sie 
wollten  den  Vertrag  so  lange  halten,  als  sie  auf  dieser 
Erde  ständen  und  die  Köpfe  auf  den  Schultern  trügen, 
und  nachher  die  Erde,  welche  sie  in  die  Schuhe  gelegt 
liatten,  hinauswarfen,  und  die  Köpfe  Anderer,  die  sie  auf 
die  Schultern  genommen  hatten,  wegwarfen,  als  wenn  sie 
damit  sich  ihrer  Pflicht  hätten  entledigen  können;  eine 
Geschichte,  die  Polybius  erzälilt.  Beispiele  ähnlicher 
Untreue  erzählt  Polyänus,  die  hier  nicht  erwäjjnt  zu 
werden  brauchen,  weil  die  Sache  klar  ist.  Durch,  solchen 
Betrug  wird,  wie  Cicero  richtig  bemerkt,  der  Meineid 
nicht  abgewendet,  sondern  begangen. 

III.  Bei  Kunstausdrücken,  die  das  Volk  kaum  ver- 
steht, ist  die  Erklärung  der  j(w]esuialigen  Sachverständigen 
zu  benutzen;  z.  B.  was  die  Majestät,  was  der  Verwandten- 
mord bed(utet;  die  Lehrer  der  Rednerkunst  bringen  die=i 
zur  letzten  Bestimmtlieit.  Denn  Cicero  sagt  richtig  im 
1.  Buche  der  akademifclieii  Untersuchungen:  „Die  Aus- 
drücke der  Dialektiker  sind  nicht  aligemeiiiverständlich, 
sondern  ihnen  eigenthümlich ;  und  dies  gilt  ziendicli  von 
allen  Künsten  und  Wissenf;c]ial't(!n."  S<>  wird  man,  wenn 
in  einem  Vertrage  von  einem  Heere  gesprochen  wird, 
sagen,    das  Heer  sei  eine  Anzalil  Soldaten,    welclie  offen 

173)  Ein  Vers  aus  des  Horaz  Diclitkunst.  (Ad  Piso- 
nem  v.  72.) 

Grotius,  Recht  d.  Kr.  u.  Fr.  31 
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in  das  feiDdliche  Gebiet  einzufallen  wagt;  denn  mitunter 
machen  die  Geschichtschreiber  einen  Unterschied  zwischen 
dem,  was  heimlicli  nach  Art  der  Strassenräuber  geschieht, 
und  dem,  was  mit  einem  richtigen  Heere  geschieht.  Man 
muss  deshalb  nach  der  Stärke  des  Feindes  bemessen, 
wolcho  Anzahl  ein  Heer  ausmacht.  Cicero  verlangt  dazu 
sechs  i^egionen  mit  den  Hülfstruppen.  Pulybius  sagt,  dass 
das  Römische  Heer  meist  aus  16,000  Römern  und  20,000 
Bundesgenossen  bestanden  habe;  indess  kann  auch  eine 
geringere  Zahl  das  Maass  dieses  Begriffes  ausfüllen.  Denn 
Ulpian  nennt  denjenigen  Befehlshaber  eines  Heeres,  wel- 
cher eine  Legion  mit  ihren  Hülfstruppen  befeliligt,  d.  h. 
nach  Vegetius  10,000  Mann  Fussvolk  und  2000  Mann 
Reiterei,  und  Livius  verhingt  zu  einem  riclitigen  Heere 
8000  Mann.  In  ähnlicher  Weise  ist  die  Flotte  zu  be- 
stimmen. So  heis^t  Festung  ein  Ort,  der  das  feindliehe 
Heer  eine  Zeit  lang  auflialten  kann. 

IV.  1.  Wenn  die  Worte  oder  deren  Verbindung  zwei- 
deutig sind,  d.  11.  mehrere  Bedeutungen  haben,  so  muss 
man  die  Nebenumstände  zu  Hülfe  nehmen.  Dies  nennen 
die  Redner  den  Fall  der  Zweideutigkeit.  Die  Dialektiker 
machen  noch  den  feineren  Unterschied  zwischen  Zwei- 
deutigkeit, wenn  es  sich  um  ein  einzelnes  Wort  handelt, 
und  Ungewissheit,  wenn  es  eine  Verbindung  von  Worten 
betrifft.  Ebenso  bedarf  es  solcher  Hülfe,  wenn  der  Ver- 
trag einen  Widerspruch  enthält.  Dann  muss  man  nach 
Mitteln  suclicn,  welche  die  Widersprüche  mit  einander 
aussöhnen,  wenn  es  möglich  ist.  Denn  bei  offenbaren 
Gegensätzen  geht  die  spätere  Bestimmung  der  Parteien 
der  früheren  vor,  weil  Niemand  gleichzeitig  das  Ent- 
gegengesetzte gewollt  haben  kann,  und  die  willkürlichen 
Handlungen  der  Art  sind,  dass  man  durch  einen  neuen 
Entschluss  von  dem  Früheren  abgehen  kann,  entweder 
einseitig,  wie  bei  einem  Gesetze  oder  Testamente,  oder 
gemeinschaftlich,  wie  bei  Verträgen.  Dies  nennen  die 
Redner  den  Fall  des  Widerspruchs.  In  diesem  Falle 
nötliigt  die  offenbare  Dunkelheit  der  Worte  zu  Vermu- 
thun^en. 

2.  Manchmal  sind  aber  die  Vermuthungen  so  sicher, 
dass  sie  sich  von  selbst  aufdrängen,  selbst  gegen  den 
bekannten  Sinn  der  Worte.  Dies  nennen  die  griechischen 
Redner  den  Fall  der  Worte  und  des  Sinnes,  die  Lateiner 


Ueber  die  Auslegung. 


483 


den  Fall  der  Schrift  und  des  Sinnes  der  Schrift.  Die 
Umstände  aber,  aus  denen  die  Auslegung  abgeleitet  wird, 
sind  hauptsächlich  der  Gegenstand,  die  Wirkung  und  die 
Nebenumstände. 

V.  Auf  dem  Gegenstand  ruht  es,  wenn  man  den 
Tag,  im  Fall  ein  Waffenstillstand  von  30  Tngen  ausge- 
macht ist,  nicht  von  dem  natürlichen,  sondern  von  dem 
bürgerlichen  Tag  i'^)  versteht,  denn  dies  stimmt  mit  dem 
Gegenstand.  So  wird  das  Wort  „schenken"  für  „ver- 
gleichen" gebraucht,  n;ich  Beschaffenheit  des  Geschäftes. 
So  ist  das  W~ort  „Waffen",  was  bald  die  kriegerischen 
Instrumente,  bald  die  Soldaten  bezeichnet,  nach  dem 
Gegenstand  in  dieser  oder  jener  Weise  auszulegen.  So 
muss  der,  welcher  die  Zurückgabe  der  Menschen  ver- 
sprochen hat,  sie  lebendig  und  nicht  todt  ausliefern,  ent- 
gegen dem  Sclierz,  den  die  Platäer  gemacht  haben,  i'^) 
Wenn  es  heisst,  man  solle  das  Eisen  niederlegen,  so  ist 
damit  das  Schwert  gemeint  und  nicht  die  Mantelschnalle, 
wie  Perikles  listig  meinte.  So  ist  unter  einem  freien  Ab- 
zug aus  der  Stadt  auch  ein  sicherer  Weitermarsch  ge- 
raeint, wogegen  Alexander  verstiess.  So  ist  unter  der 
Hälfte  der  Schiffe  die  halbe  Zahl  derselben,  aber  nicht 
die  Hälfte  von  jedem  einzelnen  Schiffe  zu  verstehen,  wie 
die  Römer  gegen  Antiochus  thaten.  So  sind  auch  die 
ähnlichen  Fälle  zu  entscheiden. 

VI.  Bei  der  auf  die  Wirkung  sich  stützenden  Aus- 
legung ist  der  erheblichste  Fall  der,  wenn  ein  Wort,  in 
seinem  gewöhnlicheren  Sinne  genommen,  eine  unvernünf- 
tige Folge  nach  sich  ziehen  würde.  Denn  bei  zweideu- 
tigen Worten  ist  die  Auslegung  vorzuziehen,  welche  nicht 
in  das  Fehlerhafte  führt.  Deshalb  ist  der  Spott  des  Bra- 
sidas  nicht  zuzulassen,  welcher  versprochen  hatte,  dass 
er  das  böotische  Gebiet  verlassen  wolle,  und  nachher  be- 
stritt, dass  es  böotisch  sei,  da  er  es  mit  seinem  Heere 
besetzt  halte;   als  wenn  dies  Wort  von  dem  kriegerischen 


**■*)  Der  natürliche  Tag  beginnt  mit  Sonnenaufgang 
und  endet  mit  Sonnenuntergang;  der  bürgerliche  umfasst 
volle  21:  Stunden. 

175)  Thucydides  giebt  in  Buch  II.  c.  5.  6.  seiner 
Geschichte  das  Nähere  hierüber. 
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Besitz  und  nicht  von  dem  alten  Gebiet  zu  verstellen  wäre, 
in  welchem  Falle  der  Vertrag  ohne  Sinn  gewesen  wäre. 

VII.  Die  Nebonurastände  b(  ziehen  sicli  nuf  den  Ur- 
sprung oder  ;iuf  den  Ort,  Da-  Erster^  findet  statt,  wenn 
dieselbe  Absicht  schon  von  einem  anderen  Ort  oder  bei 
einer  anderen  Gelegenheit  «ui?;ge  pro  oben  worden  i?t;  man 
kann  darauf  die  Auslegung  istUtzoii.  da  in  der  Regel  der 
Wille  als  mit  sich  einstimmig  angenommen  wird.  So  ist 
das  Abkommen  bei  Homer  zwischen  Paris  und  Menelaus, 
dass  dem  Sieger  die  Helena  zufallen  solle,  nach  dem 
Späteren  so  zu  verstehen,  dass  nur  der  als  Sieger  gelten 
solle,  der  den  Anderen  getödtet  habe.  Plutarch  giebt 
den  Grund:  „Die  Richter  stimmen  dem  Unzweifelhaften 
bei  und  lasRcn  das  Dunkle  unbeachtet." 

VIH.  Unter  dem,  was  nach  dem  Orte  verbunden  ist, 
hat  die  bedeutendste  Rolle  der  Grund  des  Gesetzes,  wel- 
chen Viele  mit  der  Absicht  vermengen,  da  er  docl:  nur 
eines  von  den  Anzeichen  ist,  au?i  denen  man  die  Absicht 
entnehmen  kann.  ^*ß)  Doch  gehört  diese  Auslegung  zu 
den  zuverlässigsten,  sobald  feststeht,  dass  der  Wille  durch 
einen  Grund  als  einzige  Ursache  bestimmt  worden  ist. 
Denn  oft  sind  der  Grunde  mehrere;  mitunter  bestimmt 
sich  auch  der  Wille  vermöge  seiner  P'reiheit  gegen  diese 
Gründe,  und  dies  genügt  zur  Begründung  einer  Verbind- 
lichkeit. Deslialb  wird  eine  der  Ehe  wegen  goschehene 
Schenkung  ungültig  sein,  wenn  die  Ehe  nicht  nachfolgt. 

IX.  Uebrigens  haben  viele  V^orte  einen  mehrfachen 
Sinn,  bald  enger,  bnld  weiter,  was  aus  mancherlei  Ur- 
sachen kommt;  entweder  weil  einer  Art  der  Name  der 
Gattung  geblieben  ist,  wie  bei  den  Worten:  „Vormund- 
schaft" und  „Annahme  an  Kindesstatt";  ebenso  bei  den 
männlichen  Namen,  die  .luch  für  beide  Geschlechter  gel- 
ten,   wenn    besondere    dafür   fehlen.     Ein   anderer   Grund 

l^'ß)  Savigny  (System  des  Römischen  Reclits  I.  217) 
sagt:  „Der  iJegriff  des  Grundes  kann  bald  in  die  Ver- 
gangenlieit,  bald  in  die  Zukunft  gesetzt  werden.  Im  er- 
sten Falle  gilt  die  schon  vorhandene  Regel  als  Grund. 
Im  zweiten  Falle  gilt  als  Grujid  die  Wirkung,  welche 
hervorgebrnclit  werden  soll,  so  dass  der  Grund  von  die- 
sem Standpunkte  aus  auch  als  Zweck  oder  Ab  sielet 
bezeichnet  wird." 


ist,  wenn  das  Wort  im  technischen  Sinne  mehr  umfasst 
als  im  gewöhnliehen  Leben;  so  umi'asst  der  Tod  im  bür- 
gerlichen Recht  auch  die  Deportation,  während  im  Volke 
dies  nicht  der  Fall  ist. 

X.  Man  bemerke  ferner,  dass  das  Versprochene  ent- 
weder günstig  oder  lästig  oder  gemischt  oder  keines  von 
beiden  ist.  Die  günstigen  Versprechen  haben  die  Gleich- 
lieit  in  sich  und  beziehen  sich  auf  den  gemeinsamen 
Nutzen.  Je  grösser  dieser  ist,  und  je  weiter  er  geht,  desto 
mehr  wird  das  Versprechen  begünstigt.  Deshalb  geschieht 
dies  mehr  bei  den  auf  den  Frieden  abzweckenden  Ver- 
trägen als  bei  den  auf  den  Krieg,  und  mehr  bei  den  auf 
Vertheidigungskrieg  abzweckenden  als  bei  anderen.  Lästige 
Versprechen  belasten  nur  einen  Theil  oder  wenigstens 
mehr  als  den  anderen;  oder  sie  enthalten  eine  Strafe  oder 
machen  die  Handlungen  ungültig  oder  ändern  etwas  darin 
ab.  Bei  gemischten  Versprechen  wird  z.  B.  ein  früheres 
Verfcprechen  geändert,  aber  des  Friedens  wogen.  Je  nach 
der  Grösse  des  Guten  oder  der  Veränderung  wird  es  ent- 
weder für  günstig  oder  für  lästig  genommen  werden,  doch 
so,  das:^.  unter  sonst  gleichen  Umständen  die  günstige 
Auslegung  den  Vorzug  behält. 

XL  Der  im  Römischen  Recht  vorhandene  Unterschied 
zwischen  Geschäften  im  guten  Glauben  und  des  strengen 
Rechts  gilt  für  das  Volkerrecht  niclit.  In  einem  gewissen 
Sinne  kann  jedoch  hier  davon  insofern  Gebrauch  ge- 
macht werden,  als  in  Ländern,  wo  gewisse  Handlungen 
dieselbe  gleiche  Form  haben,  man  meint,  dass  diese  der 
Handlung  innewohne,  so  weit  sie  nicht  ausdrücklich  ab- 
geändert' ist;  dagegen  hält  man  sich  bei  an  sicli  unbe- 
stimmten Handlungen,  wie  die  Schenkung  und  das  frei- 
gebige Versprechen,  mehr  an  die  Worte. 

XII.  1.  Dies  vorausgeschickt,  sind  nun  folgende  Regeln 
zu  beobachten.  Bei  Handlungen,  die  nicht  zu  den  lästigen 
gehören,  müs-en  die  Worte  in  dem  vollen  Sinne  des  ge- 
wöhnlichen Sprachgebrauchs  genommen  werden,  und  bei 
mehrfachem  Sinne  in  dem  weitesten;  so  wird  das  Männ- 
liche für  beide  Geschlechter  und  das  Unbestimmte  für  das 
Allgemeine  genommen.  So  werden  die  Worte  des  Ediktes: 
„Von  wo  Jemand  verjagt  worden  ist,"  auch  für  die  Resti- 
tution dessen  angewendet,  dem  durch  Gewalt  der  Zutritt 
zu  dem  Seinigen   verwehrt   worden   ist.     Denn   dies  Wort 
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hat  im  weiteren  Sinne  diese  Bedeutung,    wie  Cicero  in 
seiner  Rede  für  A.  Caecina  ausführt. 

2.  Bei  günstigen  Handlungen  sind  die  Worte  eines 
Rechtsverständigen  oder  dessen,  der  sich  eines  solchen 
bedient,  im  weiteren  Sinne  zu  nehmen,  so  dass  sie  auch 
den  Sinn  behalten,  welcher  in  der  Wissenschaft  oder  im 
Gesetz  ihnen  gegeben  ist.  Auf  ganz  ungewöhnliche  Be- 
deutungen ist  indess  nur  zurückzugehen,  wenn  sonst  etwas 
Unsinniges  oder  eine  Nutzlosigkeit  des  Vertrages  die  Folge 
wäre.  Umgekehrt  wird  man  die  Worte  enger  als  gewöhn- 
lich zu  nehmen  haben,  wenn  es  zur  Vermeidung  einer 
Unbilligkeit  oder  Verkehrtheit  erforderlich  ist.  Wo  dies 
nicht  der  Fall  ist,  sondern  die  Billigkeit  und  die  Wirk- 
samkeit auch  bei  der  engeren  Auslegung  bleibt,  da  muss 
man  bei  dieser  verharren,  wenn  nicht  die  Umstände  dem 
entgegenstehen,  i'^) 

1^'')  Man  kann  nicht  leicht  unbestimmter  sich  aus- 
drücken, wie  es  von  Gr.  hier  geschieht.  Er  hebt  jede 
seiner  Regeln  sofort  durch  Ausnahmen  wieder  auf,  für 
deren  Zulässigkeit  er  Alles  dem  Urtheil  des  Auslegenden 
tiberlässt.  Dies  wird  sich  noch  öfter  wiederholen  und 
zeigt,  dass  die  Wissenschaft  hier  sich  viel  in  Illusionen 
bewegt.  Der  erfahrene  Praktiker  weiss,  dass  die  Aus- 
legung eines  einzelnen  zweifelhaften  Falles  sich  zunächst 
in  der  Seele  des  Richters  unbewusst,  d.  h.  ohne  klares 
Wissen  der  bestimmenden  Gründe  und  oline  deren  Sonde- 
rung vollzieht;  erst  wenn  so  der  vermeintlich  rechte  Sinn 
erfasst  ist,  sucht  dann  der  Richter  nach  Regeln,  womit 
er  seine  Ansicht  und  Auslegung  rechtfertigt.  Diese  Re- 
geln helfen  ihm  also  nicht,  den  Sinn  zu  finden,  sondern 
nur  zu  vertheidigen.  Es  geschieht  dies  auch -in  vielen 
anderen  Dingen  so.  Der  Grund  liegt  auch  hier  in  der 
theoretisch  unmöglichen  Begrenzung  der  einzelnen  Aus- 
legungsregeln; während  doch  der  bestimmte  Sinn  oder 
der  Vorzug  einer  Auslegung  vor  der  anderen  erst  durch 
diese  Begrenzung  erreicht  wird.  Die  Theorie  hat  dies 
wohl  gefühlt,  und  deshalb  vielfach  die  einzelnen  Regeln 
in  eine  Rangordnung  gebracht;  allein  damit  ist  wenig 
geholfen,  weil  diese  Rangordnung  an  sich  oft  bedenklich 
ist  und  wieder  Ausnahmen  fordert,  und  weil  es  sich  oft 
trifft,  dass  zwei  niedere  Regeln  sich  gegen  eine  höhere 
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.3.  Bei  lästigen  Handlungen  gestattet  man  wohl  auch 
einen  figürlichen  Sinn,  um  die  Last  zu  vermeiden.  So 
pflegt  man  bei  Schenkungen  und  Entsagungen  selbst  all- 
gemeine Worte  auf  das  zu  beschränken,  was  dabei  wahr- 
scheinlich im  Sinne  gehabt  worden  ist.  In  dieser  Weise 
wird  mitunter  die  Besitzergreifung  nur  bei  denjenigen 
Saclien  angenommen,  welche  man  hofft,  auch  behalten  zu 
können.  So  wird  bei  der  von  einer  Seite  versprochenen 
Hülfe  angenommen,  dass  der  Andere,  der  sie  verlangt,  die 
Kosten  derselben  trage. 

XIII.  1.  Es  ist  eine  berühmte  Streitfrage,  ob  das 
Wort  „Bundesgenossen"  nur  die  zur  Zeit  des  Bündnisses 
vorhandenen  oder  auch  die  späteren  umfasst.  So  hiess 
es  in  dem  Bündniss  zwischen  Rom  und  Karthago  nach 
dem  Sicilisclien  Krieg:  „Die  Bundesgenossen  beider  Theile 

verbinden,  und  es  sich  dann  fragt,  ob  sie  verbunden  nicht 
überwiegen.  Es  ist  derselbe  Fall,  wie  er  oben  bei  dem 
sittlichen  Handeln  (Anmerk.  54  S.  119)  dargelegt  worden  ist, 
was  auch  in  seiner  letzten  Bestimmtheit  durch  die  be- 
kannten Sittenregeln  niclit  erschöpft  werden  kann.  Ein 
anderes  analoges  Verhältniss  bietet  die  Beweisfrage.  Die 
Mittel,  welche  die  Gewisslieit  einer  Thalsache  für  den 
Menschen  begründen,  sind  so  vielfach,  so  unerschöpflich, 
dass  die  neueste  Wissenschaft  und  Gesetzgebung  nach 
Jahrhunderte  lang  fortgesetzten  Versuchen,  diese  Mittel 
unter  Regeln  zu  bringen,  dies  endlich  ganz  aufgegeben 
hat  und  es  dem  freien  Ermessen  des  Richters  oder 
der  Geschworenen  anheimgegeben  hat,  ob  sie  nach  den 
vorliegenden  Umständen  und  Beweisen  eine  Thatsache 
für  erwiesen  halten  wollen  oder  nicht.  Selbst  für  den 
Civilprozess  wird  dies  jetzt  gefordert  und  jede  positive 
Beweisregel  als  unzulässig  und  verkelirt  bekämpft.  Aehn- 
lich  verhält  es  sich  mit  der  Auslegung.  Auch  hier  kommt 
es  auf  die  Gewissheit  einer  Thatsache  an;  darauf,  ob  der, 
welcher  seinen  Willen  geäussert  hat,  die  oder  die  Bedeu- 
tung damit  verknüpft  habe?  Wenn  bei  anderen  Beweis- 
fragen das  Urtheil  jetzt  freigelassen  worden  ist,  so  sollte 
man  es  auch  bei  der  Auslegung  frei  lassen,  zumal,  wie 
erwähnt,  das  Urtheil  hier  gar  nicht  gebunden  werden 
kann,  sondern  souverän  bleibt  und  sich  die  Regeln  für 
jede  Auslegung  leicht  zurecht  legen  kann. 
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sollen  von    keinem    derselben    angegriffen  werden."     Ob- 
gleich die  Bestimmung  des  Bündnisses,  wonach  der  Ebro 
niclit  überschritten  werden  durfte^  von  Hasdrubal  gebrnc'ien 
worden  war,    so   machten   doch  die  Römer  dies  nicht  für 
sich    geltend,    weil   die   Karthager    diese   That   des   Has- 
drubal niclit  genehmigt  Iiattrn;    allein  die  Römer  beljaup- 
teten,    dass,    wenn    die  Karthager   den  Angriff  Hannibarri 
auf  die  Saguntiner  billigten,  welche  die  Römer  erst  nach 
dem  Bündniös  zu  Genossen  angenommen  hatten,   so  wäre 
das  BUndniss  verletzt,  und  sie  könnten  sie  mit  Krieg  uber- 
zieheii.    Die  Gründe  setzt  Livius  so  aus  einander:  „Für 
die  Saguntiner  war  im  Vertrage  durch  die  Ausnahme  der 
beiderseitigen  Bundesgenossen  genügend  vorgesehen;  denn 
es    war    weder    gesagt,    dass   es   nur   «lie   damaligen  sein 
sollten,  noch  dass  keine  neuen  angenommen  werden  dürf- 
ten.    Da  es  al:5o  gestattet  war,    neue  Genossen    anzuneh- 
men,   wie  könnte  man  (\>^  da   als   gerecht   ansehen,    dass 
man    überli.iupt   wegen   keines   Dienstes   Genossen   anneh- 
men oder  die  in  Treue  Aulgenommeneii  nicht  vertheidigen 
sollte,    nur  damit  die  Genossen  der  Karthager  nicht  zum 
Abiall  verleitet  würden   oder  niclit  aufgenommen  würden, 
wenn  sie  freiwillig  von  ihnen  sich  trennten?"    Diese  Aus- 
führung   ist    beinahe    wörtli(di    aus    Polybius    entlehnt. 
Wie    würden   wir   entscheiden?     Unzweifelhaft    bedeutet 
das    Wort     „Bundesgenossen"     nach     richtigem     Sprach- 
gebrauch   im   engeren  Sinne   nur    die    zur  Zeit    de^  Bünd- 
nisses vorhandenen,  in  weiterem  Sinne  auch  die  späteren. 
Weiche  Auslegung  hier  vorzuzielien  sei,   ist  also  aus  den 
obigen   Regeln    zu   eotnelimen.     Danach   meine    ich,    dass 
hier  die  zukünftigen  nicht  mit  darunter  zu  verstehen  sind, 
weil    es   sicii   um   den   Bruch   eines   Bündnisses,    was  ein 
lästiger    Gegenstand    ist,    und   um  die   Beschränkung   der 
Karthager  handelt,  dass  sie  die,  welclie  ihnen  nach  ilirer 
Meinung  Unrecht  gethan,  nicht  durch  die  Waffen  zwingen 
sollen,  da  dies  doch   ein  Recht  ist,  was  man  nicht  leicht- 
hin aufgiebt.  i^**) 


1'8)  ]\X;in  bemerkt  leicht,  dass  die  hier  benutzte  Aus- 
legungsregei  auch  zu  dem  entgegengesetzten  Ergebniss 
führt,  wenn  man  sich  auf  Seiten  der  Römer,  nicht  der 
Karthager  stellt.  Denn  für  die  Römer  war  das  Recht, 
ihre  neuen  Bundesgenossen  gegen  die  Karthager  geschützt 
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2.  Also  durften  die  Römer  die  Saguntiner  nicht  als 
Genossen  annehmen,  oder  wenn  es  geschehen,  sie  nicht 
vertheidigen?  Allerdings,  aber  nicht  vermöge  jenes  Bünd- 
nisses, sondern  aus  natürlichem  Recht,  dem  sie  darin 
nicht  entsagt  hatten.  Die  Saguntiner  hatten  also  für  beide 
Theile  die  Stellung,  als  wenn  über  die  Genossen  gar 
nichts  ausgemacht  worden  wäre;  mithin  verletzten  die 
Karthager  das  Bündniss  nicht,  wenn  sie  die  Saguntiner 
bekriegten,  was  sie  für  recht  hielten,  noch  die  Römer, 
wenn  sie  sie  vertlieidigten.  Ebenso  wie  zu  Pyrrhus  Zeit 
die  Karthager  und  Römer  ausgemacht  hatten,  dass,  wenn 
einer  von  ihnen  mit  Pyrrhus  ein  Bündniss  schlösse,  es 
so  geschehen  solle,  dass  dem  Anderen  das  Recht  bleibe, 
dem  beizustellen,  den  Pyrrhus  mit  Krieg  überziehen  würde. 
Ich  sage  nicht,  dass  jener  Krieg  von  beiden  Seiten  ein 
gerechter  hätte  sein  können;  ich  bestreite  nur,  dass  er 
als  Verletzung  des  Bündnisses  genommen  werden  könne. 
So  unterscheidet  auch  Polybius  bei  der  Hülfe,  welche 
die  Römer  den  Mamertinern  sandten  rücksichtlich  der 
Frage:  „ob  es  gerecht  gewesen,  und  ob  es  nach  dem 
Bündniss  erlaubt  gewesen." 

3.  Ebenso  behaupteten  die  Corcyräer  nach  Thucy- 
dides,  dass  die  Athener  ihnen  Hülfstruppen  senden  könn- 
ten, und  ihnen  dabei  ihr  Bündniss  mit  Sparta  nicht  ent- 
gegen stehe,  weil  sie  trotzdem  neue  Bundesgenossen  an- 
nehmen könnten.  Dieser  Meinung  sind  auch  die  Athener 
später  gefolgt,  indem  sie  den  Ihrigen  verboten,  die  Ko- 
rinther zu  bekriegen,  ausgenommen^  wenn  sie  Feindselig- 
keiten   gegen   Corc3M'a   oder    gegen    einen    der  Herrschaft 

zu  wissen,  eben  so  wichtig  wie  das  Recht  der  Karthager, 
sie  mit  Krieg  zu  überziehen.  Und  wenn  Gr.  zunächst 
den  Bruch  des  Bündnisses  als  Auslegungsgrund  behandelt, 
so  dreht  er  sich  im  Kreise;  denn  es  soll  erst  durch  die 
Auslegung  ermittelt  werden,  ob  ein  solcher  Bruch  in  die- 
sem Falle  vorliegt  oder  nicht.  Der  Ausweg,  den  Gr.  in 
dem  Folgenden  nimmt,  hat  das  Bedenkliche,  dass  er  der 
Natur  des  Bündnisses  zwischen  Rom  und  Karthago  wider- 
streitet, welches  eben  dergleichen  Kriegsfällen  vorbeugen 
und  den  Frieden  zwischen  lieiden  sichern  sollte.  Dieses 
Beispiel  kann  zur  Bestätigung  des  Anmerk.  177  Gesagten 
dienen. 
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der  Corcyräer  untergebenen  Landstrich  vorbereiteten.  Da- 
mit meinten  sie  das  Bündniss  niclit  zu  brechen.  Es  ver- 
trägt sich  mit  dem  Bündniss,  dass  die  von  dem  einen 
Theile  Angegriffenen  von  dem  anderen  Tlieile  vertheidigt 
werden  können,  während  im  Uebrigen  Frieden  bleibt. 
Justinus  sagt  über  diese  Zeit:  „Die  in  eigenem  Namen 
geschlossenen  Waffenstillstände  brechen  sie  durch  die  Per- 
son der  Bundesgenossen;  gleichsam  als  wären  sie  weniger 
meineidig,  wenn  sie  unter  dem  Vorwand,  den  Genossen 
beizustehen,  den  Kampf  beginnen,  als  wenn  sie  es  in  offener 
Schlacht  thun."  So  erhellt  auch  aus  der  Rede  über  den  Ha- 
lonesus,  welche  dem  Demosthenes  zugeschrieben  wird, 
dass  in  einem  Frieden  zwischen  Athen  und  Philipp  aus- 
gemacht war,  dass  die  dabei  nicht  erwähnten  griechischen 
Staaten  frei  bleiben  sollten;  sollten  sie  Gewalt  erleiden, 
so  sollte  es  den  in  den  Frieden  Eingeschlossenen  gestattet 
sein,  sie  zu  vertlieidigen.  Dies  ist  das  Beispiel  eines 
gleichseitigen  Bündnisses. 

XIV.  Bei  einem  ungleicliseitigen  Bündnisse  wollen  wir 
annehmen,  dem  einen  Theile  sei  es  untersagt  worden, 
ohne  Genehmigung  des  anderen  Krieg  zu  führen,  wie  dies 
nach  dem  zweiten  Punischen  Kriege  zwischen  Karthago 
und  Rom  geschah,  und  wie  es  auch  in  dem  Bündniss  der 
Macedonier  mit  den  Römern  vor  des  Königs  Perseus  Zeit 
ausgemacht  worden  war.  Da  das  Wort  Krieg  sowohl  den 
Angriffs-  wie  den  Vertheidigungskrieg  umfasst,  so  nimmt 
man  im  Zweifel  die  engere  Bedeutung,  um  die  Freiheit 
nicht  zu  sehr  zu  beschränken. 

XV.  Aehnlicher  Art  ist  das  Versprechen  der  Römer, 
dass  Karthago  frei  bleiben  solle;  dies  konnte  nach  der 
Natur  der  Verhandlung  allerdings  nicht  die  volle  Staats- 
gewalt bedeuten  (denn  sie  liatten  das  Recht,  Krieg  zu 
beginnen,  und  einiges  Andere  kürzlich  verloren);  aber  es 
Hess  ihnen  doch  einige  Freiheit  und  wenigstens  so  viel, 
dass  sie  nicht  schuldig  waren,  den  Sitz  des  Staates  in 
ein  fremdes  Reich  zu  verlegen.  Mit  Unrecht  betonten 
die  Römer  das  Wort  Karthago,  indem  sie  sagten,  es  be- 
zeichne die  Bürgerschaft,  aber  nicht  die  Häuser  (dies 
kann  man,  wiewohl  es  ungewöhnlich  ist,  zugestehen,  weil 
das  Beiwort  (frei)  sich  mehr  auf  die  Bürger  als  auf  die 
Stadt  bezieht;;  aber  aus  dem  Wort:  „frei  bleiben",  avro- 
ro^ov,  wie  Appian  sagt^  folgt  der  Betrug. 


XVI.  1.  Hierher  gehört  auch  die  viel  verhandelte  Frage 
über  Personal-  und  Real -Verträge.  Wenn  mit  einem 
freien  Volke  verhandelt  wird,  so  ist  offenbar  das  ihm 
Versprochene  seiner  Natur  nacli  sachlich,  weil  die  Person 
hier  dauernd  ist.  Selbst  wenn  die  Verfassung  sich  später 
zu  einem  Königreiche  umgestaltet,  bleibt  das  Bündniss 
gültig,  weil  der  Körper  bleibt,  wenn  auch  das  Oberhaupt 
sich  geändert  hat,  und  weil,  wie  erwähnt,  die  von  dem 
König  ausgeübte  Staatsgewalt  nicht  aufhört,  die  Staats- 
gewalt des  Volkes  zu  sein.  Eine  Ausnahme  tritt  nur 
dann  ein,  wenn  das  Geschäft  mit  der  besonderen  Ver- 
fassung zusammengehangen  hat,  z.  B.  wenn  freie  Staaten 
ein  Bündniss  zum  Scliutz  ihrer  verfassungsmässigen  Frei- 
heit eingehen. 

2.  Wenn  der  Vertrag  mit  einem  König  geschlossen 
worden,  so  gilt  er  deshalb  nicht  schon  als  persönlich, 
denn  wiePedius  und  Ulpian  richtig  bemerken,  wird  in 
der  Regel  eine  Person  in  dem  Vertrage  aufgeführt,  nicht 
um  den  Vertrag  zu  einem  persönlichen  zu  machen,  son- 
dern um  zu  bezeichnen,  mit  wem  er  abgeschlossen  ist. 
Enthält  das  Bündniss  den  Zusatz,  dass  es  auf  ewige  Zeiten 
gelten  solle,  oder  dass  es  zum  Besten  des  Reiches  ge- 
schlossen sei,  oder  lautet  es  auf  den  König  und  seine 
Nachkommen,  wie  bei  Bündnissen  die  Formel  ist,  xca  roig 
exyovoig,  d.  h.  auch  für  die  Descendenz,  wie  Libanius 
in  der  Vertheidigung  des  Demosthenes  sagt,  oder  ist  es 
auf  bestimmte  Zeit  geschlossen,  so  ist  es  in  allen  diesen 
Fällen  als  sachlich  zu  nehmen.  Derart  war  das  Bünd- 
niss der  Römer  mit  dem  macedonischen  König  Philipp. 
Als  dessen  Sohn  Perseus  bestritt,  dass  es  ihn  verpflichte, 
brach  deshalb  der  Krieg  aus.  Auch  andere  Worte  und 
mitunter  auch  der  Gegenstand  können  einen  genügenden 
Anhalt  in  dieser  Hinsicht  bieten. 

3.  Stehen  sich  die  Gründe  für  beide  Auslegungen 
gleich,  so  sind  die  Realverträge  als  die  günstigen,  die 
Personalverträge  als  die  lästigen  zu  behandeln.  Friedens- 
und Handelsverträge  sind  günstige.  Verträge  für  einen 
Krieg  sind  nicht  immer  lästig,  wie  Einige  meinen;  viel- 
mehr sind  die  em^axica,  d.  h.  Schutzbündnisse  eher  günstig; 
aber  Ev^uxku,  d.  h.  Bündnisse  zum  Angriff,  eher  lästig 
zu  nehmen.  Auch  gilt  bei  einem  allgemeinen  Kriegs- 
bündniss  die  Annahme,  dass  der  Andere  klug  und  gerecht 
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sei    und    den   Krieg  weder  mit  Unrecht   noch   selbst   mit 
Leichtsinn  beginnen  werde. 

4.  Wenn  man  aber  sagt,  dass  die  Gcsellschaftsverträge 
mit  dem  Tode  erlöschen,  so  kann  ich  dies  hier  nicht  zu- 
lassen; jene  Regel  passt  nur  für  Privatgesellschaften  und 
für  das  bürgerliche  Recht.  Ob  daher  mit  Reclit  oder 
Unrecht  die  Fidenater,  Lateiner,  Etrusker  und  Sabiner 
von  dem  Bündniss  abgegangen  sind,  als  Romulus,  TuUus, 
Aucus  und  Servius  mit  Tode  abgingen,  lässt  sich  jetzt 
nicht  mehr  entscheiden,  da  die  Worte  der  Bündnisse  nicht 
vorhanden  sind.  Aehnlich  ist  die  Streitfrage  bei  Justi- 
nus,  ob  die  den  Medern  tributpflichtigen  Staaten  mit  dem 
Wechsel  der  Herrschaft  frei  geworden?  Es  kommt  darauf 
an,  ob  sie  den  Vertrag  mit  Rücksicht  auf  die  Meder  ge- 
schlossen hatten;  in  keinem  Falle  ist  aber  die  Ansicht 
von  Bodinus  zu  billigen,  wonach  die  Pflichten  aus  den 
Bündnissen  nicht  auf  die  Nachfolger  übergehen,  weil  die 
Verbindlichkeit  des  Eides  nicht  über  die  Person  des  Schwö- 
renden hinausgehe.  Letzteres  mag  sein,  und  doch  kann 
ilas  Vere^preclien  selbst  den  Erben  verpflichten. 

5.  Denn  die  Annahme  dieses  Schriftstellers  ist  nicht 
richtig,  dass  die  Bündnisse  auf  den  Eid  als  ihre  Grund- 
lage sicli  stützen;  da  in  dem  Versprechen  allein  in  der 
Regel  die  genügende  Wirksamkeit  enthalten  ist,  und  der 
Eid  nur  der  Religion  wegen  hinzugefügt  wird.  Dem  Konsul 
P.  Valerius  hatte  das  Römische  Volk  geschworen,  dass 
sie  auf  Befehl  des  Konsuls  sicli  versammeln  würden.  Als 
Jener  starb,  folgte  L.  Quintius  Cincinnatus.  Einige  Tri- 
bunen spotteten,  als  wenn  das  Volk  nun  durch  den  Eid 
nicht  melir  gebunden  sei.  Livius  äussert  sich  hierüber 
5'olgcndermaassen:  „Jene  Vernaclilässigung  der  Götter, 
welclie  in  unserem  Jahrhundert  herrscht,  war  damals  noch 
nicht  eingebrochen;  auch  machte  .sich  Niemand  den  Eid 
and  die  Gesetze  durch  Auslegung  nach  seinem  Belieben 
zurecht;  sondern  man  richtete  sich  mit  seinem  Benehmen 
vielmelir  nach  jenen." 

XVII.  Ein  mit  einem  König  eingegangenes  Bündniss 
bleibt  selbst  in  Kraft,  wenn  dieser  König  oder  seine  Nach- 
folger von  denUnterthanen  verjagt  werden.  Denn  das  Recht 
der  Herrschaft  bleibt  bei  ilim,  wenn  er  auch  den  Besitz 
verloren  liat.  Ilieriicr  gehört  der  Vers  des  Luc  an  über 
den  Römischen  Senat  (Bucli  V.  v.  23): 


„Niemals   verlor   diese  Körperschaft   ihre   Rechte 
durch  Wechsel  ihres  Sitzes." 

XVIII.  Umgekehrt  verletzt  es  das  Bündniss  nicht, 
wenn  ein  fremder  Herrscher  sich  des  Reiches  bemächtigt 
hat  und  er  mit  Gt^nelimigiing  d<>s  wahren  Königs  mit  Krieg 
überzogen  wird ;  oder  wenn  dies  gegen  den  Unterdrücker 
eines  freien  Volkes  geschieht,  ehe  dieser  durch  die  Ein- 
willigung des  Volkes  genügend  gerechtfertigt  ist.  Denn  diese 
liaben  wohl  den  Besitz,  aber  nicht  das  Recht.  Dies  sagte 
T.  Quintius  dem  König  Nabis:  „Mit  Dir  haben  wir  weder 
Feindschaft  noch  Bündniss;  sondern  mit  Pelops,  dem  rich- 
tigen und  gesetzmässigen  König  der  Lacedämonier."  Die 
Ausdrücke  „König",  „Nachfolger"  und  ähnliche  bezeichnen 
in  Bündnissen  das  wirkliche  Recht,  und  die  Sache  der 
Räuber  ist  verhasst. 

XIX.  Chrysipp  erörterte  einmal  die  Frage,  ob  die 
Belohnung,  welche  dem,  der  das  Ziel  zuerst  erreicht,  ver- 
sprochen worden,  für  den  Fall,  dass  Beide  zugleich  an- 
kommen, Beiden  oder  Keinem  gebühre?  Allerdings  ist 
der  Ausdruck  „zuerst"  zweideutig;  denn  er  bezeichnet 
sowohl  den,  der  Allen  voraus  ist,  als  den,  dem  Niem:ind 
voraus  ist.  Aber  weil  die  Belohnung  der  Tugend  zu  den 
günstigeren  Fällen  gehört,  so  ist  es  richtiger,  dass  sie 
Beide  an  der  Belohnung  Theii  liaben,  obgleich  Scipio, 
Cäsar,  Julian  von  diuen,  die  gleichzeitig  die  Mauern  er- 
stiegen, in  höherer  Freigebigkeit  Jedem  die  ganze  Beloh- 
nung gaben.  So  viel  über  die  Auslegung  der  Worte  nach 
ihrem  eigentlichen  oder  uneigentlichen  Sinne. 

XX.  1.  Es  giebt  noch  eine  andere  Auslegung,  nach 
Vermuthungen,  neben  der,  aus  den  Worten,  d.  li.  den 
Worten,  welche  das  Vcrspreclien  entlialten.  Sie  ist  ent- 
weder ausdelmend  oder  verengernd.  Die  erstere  ist  be- 
denklicher, die  letztere  leichter  zulässig.  Denn  so  wie 
in  allen  Dingen  zur  Vevliinderung  der  Folge  es  genügt, 
dass  eine  von  den  Ursachen  fehle,  und  zur  Entstellung 
der  Folge  alle  mitwirkenden  Umstände  eintreten  müssen, 
so  ist  auch  bei  den  Veibindllchkeiten  ihre  Ausdehnung 
nicht  leichthin  zu  gestatten,  und  zwar  um  so  weniger  dann, 
wenn,  wie  in  dem  obigen  Falle,  die  Worte  einen  weiteren, 
wenn  auch  ungewölin liehen  Sinn  verstatten.  Denn  hier 
wird  neben  den  versprech'.*nden  Worten  nach  einer  Ver- 
muthung  gesucht,  die  selir  sicher  «:ein  muss.  um  eine  Ver- 
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bindlichkeit  zu  begründen.  Die  blosse  Aebnlichkeit  des 
Grundes  genügt  nicht;  es  muss  derselbe  sein,  und  auch 
dies  reicht  nicht  immer  zu,  um  die  Ausdehnung  aus  dem 
Grunde  zu  gestatten;  denn  mit  dem  Grunde  verhält  es 
sich,  wie  erwähnt,  oft  so,  dass  auch  ohne  ihn  der  Wille 
sicli  selbst  genügend  bestimmt. 

2.  Um  also  eine  solche  Ausdehnung  zuzulassen,  muss 
der  Grund,  unter  welchen  der  betreffende  Fall  gehört, 
der  einzige  und  wirksame  Grund  sein,  welcher  den  Ver- 
sprechenden bestimmt,  und  er  muss  diesen  Grund  in  sei- 
ner Allgemeinheit  aufgefasst  haben  *'*•>),  und  dass  ohnedem 
das  Versprechen  unbillig  oder  nutzlos  werden  würde.  Auch 
dieser  Fall  pflegt  von  den  Rednern  bei  der  Kategorie: 
lieber  das  Wort  und  die  Absicht,  behandelt  zu  werden; 
eine  Unterart  ist  es,  wenn  man  immer  denselben  Gedan- 
ken aussagt;  eine  andere  ist  die  xcaa  avlloyig^ov,  durch 
die  Begründung,  wo  man  nämlich  aus  der  Schrift  beweist, 
was  nicht  geschrieben  ist,  wie  Quintilian  sagt.  Auch 
das  gehört  hierher,  was  die  Rcchtsgelehrten  über  Betrug 
lehren. 

3.  Als  Beispiel  mag  der  Vertrag  gelten,  dass  man 
einen  Ort  nicht  mit  Mauern  umgebe,  der  zu  einer  Zeit 
abgeschlossen  ist,  wo  es  noch  keine  andere  Art  der  Be- 
festigung gab.  Ein  solcher  Ort  darf  auch  nicht  mit  einem 
Wall  umgeben  werden,  wenn  genügend  erhellt,  dass  der 
Grund  zum  Verbot  der  Mauern  lediglich  gewesen,  dass 
der  Platz  nicht  befestigt  werden  solle.  Gewöhnlich  pflegt 
man  als  Beispiel  die  Bedingung  anzuführen:  „Wenn  ein 
nach  dem  Tode  erst  Geborener  versterben  sollte,"  die 
Jemand  gemacht  hat,  der  einen  solchen  Nachkommen  er- 
wartete. Man  will  den  Sinn  einer  solchen  Bestimmung 
auf  den  Fall  ausdehnen,  dass  ein  solches  Kind  gar  nicht 
geboren  wird,  weil  feststellt,  dass  der  Wille  des  Verord- 
nenden durch  die  Voraussetzung,  dass  kein  Nachkomme 
vorhanden,  bestimmt  worden  sei.  Diese  Ansicht  findet 
sich  nicht  nur  bei  den  Rcchtsgelehrten,  sondern  auch  bei 
Cicero  und   Valerius  Maximus. 

1.    Cicero   führt   in  seiner  Rede  für  Cäcina  folgenden 

i"*'*)  D.  h.  er  muss  die  darunter  enthaltenen,  wenn 
auch  nicht  ausdrücklich  erwähnten  Fälle  mit  beachtet 
haben. 


Grund  an:  „Wie?  war  es  mit  klaren  Worten  im  Voraus 
bestimmt?  Keinesweges.  Was  entschied  also?  Der  Wille; 
konnte  dieser  aus  unserem  Schweigen  entnommen  werden, 
so  würde  man  überhaupt  der  Worte  sich  nicht  bedienen; 
da  dies  nicht  möglicli  ist,  sind  die  Worte  erfunden, 
nicht  um  den  Willen  zu  hemmen,  sondern  nm  ihn  zu 
offenbaren."  In  derselben  Rede  sagt  er  bald  darauf: 
„Dasselbe  Recht  müsse  gelten,  wenn  ein  und  derselbe 
Grund  der  Billigkeit,  d.  h.  der  Vernunft  als  Beweggrund 
erkannt  werde.  Deshalb  finde  die  Klage  aus  dem  Edikt 
über  die  Besitzentsetzung  durch  zusammengebrachte  und 
bewaffnete  Leute  bei  jeder  Gewalt  statt,  die  das  Leben 
oder  die  Gesundheit  bedrohe."  „Denn,"  sagt  er,  „meisten- 
theils  geschielit  es  durch  zusammengebrachte  und  bewaff- 
nete Leute;  geschieht  es  auf  andere  Weise,  aber  mit  der- 
selben Gefahr,  so  soll  dasselbe  Recht  gelten."  Eine 
Redeprobe  aus  dem  älteren  Quintiliani*^**)  enthält  fol- 
gendes Beispiel:  „Unter  Mord  versteht  man  meist  einen 
blutigen  durch  Waffen ;  ist  aber  Jemand  auf  andere  Weise 
getödtet  worden,  so  nimmt  man  doch  auch  auf  diese 
Gesetze  Bezug.  Wenn  Jemand  von  Räubern  getödtet 
wird  oder  in  das  Wasser  geworfen  wird  oder  von  einer 
Höhe  herabgestürzt  wird,  so  wird  er  nach  demselben  Ge- 
setze gerächt  werden,  wie  der,  welcher  mit  dem  Schwerte 
durchbohrt  worden  ist."  Aehnlich  ist  die  Begründung  des 
Isaeus  in  seiner  Rede  über  die  Erbschaft  des  Pyrrhus, 
indem  er  aus  dem  Umstände,  dass  nach  attischem  Recht 
kein  Testament  gegen  den  Willen  der  Tochter  gemacht 
werden  konnte,  folgert,  dass  auch  eine  Annahme  an 
Kindesstatt  gegen  ihren  Willen  nicht  erlaubt  sei. 

XXL   Hiernach   ist  jene  berühmte  Streitfrage  zu  ent- 
scheiden,  die  Gellius  behandelt,   ob  man  einen  Auftrag 

lö^)  Unter  dem  Namen  des  Qintilian  sind  aus  dem 
Altertlium  noch  zwei  Sammlungen  sogenannter  Deklama- 
tionen vorhanden,  welche  Schulübungen  zu  Reden  für 
fingirte  Fälle  enthalten.  Die  grössere  Sammlung  soll  von 
dem  Vater  des  berühmten  Quintilian  herrühren,  welcher 
die  bekannte  Ars  oratoria  geschrieben  hat;  indess  ist 
diese  Autorschaft  unsicher,  und  beide  Sammlungen  zeigen 
nur,  zu  welcher  abgeschmackten  Praxis  die  Rhetoren- 
schulen  damals  herabgekommen  waren. 
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ancJi  durch  ftwas  erfüllen  könne,  was  zwar  der  Auftrag- 
geber nicht  vorgesciiricben  habe,  was  aber  ebenso  nützlich 
oder  noch  nützlicher  ist.  Dies  i>t  nur  dann  g(3stattet, 
wenn  die  Vorschrift  nicht  gerade  auf  diese  Art  der  Aus- 
führung gerichtet  war,  sondern  in  allgemeiner  Weise, 
wo  nocii  eine  andere  Art  eintreten  kannte.  So  hat  Scä- 
vola  gesagt,  dass  der,  welchem  geheissen  war,  Bürg- 
schaft zu  leisten,  aucli  den  Gläubiger  anweisen  könne, 
das  Geld  einem  Dritten  zu  zahlen.  Ist  dieser  Umätand 
niclit  sicher,  so  ist  das  von  Gellius  hier  Bemerkte  fest- 
zuhalten, dass  nämlich  die  Pflicht  des  Auftraggebers  sich 
Jose,  wenn  Jemnnd  den  Auftrag  nicht  mit  dcii  scliuldigen 
Gehorsam,  sondern  nach  dem  nicht  verlangten  eigenen 
Rathschlage  erfüllt. 

XXII.  t)ic  einschränkende  Auslegung  stützt  sich,  neben 
der  Bedeutung  der  Worte,  welche  das  Versprechen  ent- 
halten, entweder  auf  einen  Mangel  in  dem  ursprünglichen 
Willen  oder  j-uf  einen  Widerspruch  der  hervortretenden 
Ausführung  mit  der  Absiclit.  Jener  Mangel  ergicbt  sich 
aus  der  Widersinnigkeit,  die  sonst  offenbar  die  Folge 
sein  würde,  ferner  aus  dem  Mangel  eines  vollen  und 
wirksamen  Beweggrundes  und  ;nis  einem  Mangel  in  dem 
Gegenstande.  Der  erste  Fall  stützt  sich  darauf,  dass 
man  nicht  annehmen  könne,  dass  Jemand  etwas  Wider- 
sinniges wolle. 

XXIII.  Der  zweite  Fall  stützt  sich  darauf,  dass  der 
Inhalt  eines  Verspreclions,  wenn  ein  Beweggrund  an- 
geführt ist  oder  feststeht,  nicht  für  sich  betrachtet  wird, 
sondern  nach  seiner  Uebereinstimmung  mit  diesem  Beweg- 
grunde. 

XXIV.  Der  dritte  Fall  stützt  sicli  darauf,  dass  man 
annimmt,  die  Aufmerksamkeit  und  Absicht  des  Sprechen- 
den sei  immer  auf  den  Gegenstand  gerichtet,  wenn  auch 
die  Worte  weiter  geh«  n.  Auch  dieser  Auslegungsfall  wird 
von  den  Rednern  bei  der  Kategorie:  Ueber  die  Worte  und 
Absicht  behandelt,  unter  dem  Titel:  wenn  nicht  immer 
dasselbe  gesagt  wird. 

XXV.  1.  Unter  dem  Beweggrund  werden  oft  Gegen- 
stände nicht  nach  ihrem  Dasein,  sondern  nach  ihrer  mora- 
lischen Möglichkeit  befasst.  Ist  dies  der  Fall,  so  findet 
die  einschränkende  Auslegung  nicht  statt.  Ist  z.  B.  aus- 
gemacht,   dass    ein    Heer    oder    eine   Flotte    nicht  woliin 
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geführt  werden  solle,  so  darf  dies  auch  nicht  geschehen, 
selbst  wenn  keine  böse  Absicht  damit  verbunden  wird, 
denn  es  ist  bei  dem  Vertrage  nicht  ein  gewisser  Schaden, 
sondern  schon  die  Gefahr  in  Betracht  genommen. 

2.  Man  pflegt  noch  zu  streiten,  ob  die  Versprechen 
die  stillschweigende  Bedingung  mit  sich  führen,  dass  die 
Dinge  da  bleiben,  wo  sie  jetzt  sind.  Dies  ist  zu  be- 
streiten, wenn  nicht  ganz  offenbar  der  gegenwärtige  Zu- 
stand in  den  erwähnten  einzigen  Beweggrund  eingeschlos- 
sen ist.  So  heisst  es  mitunter  in  der  Geschichte,  die 
Gesandten  seien  von  ihrer  begonnenen  Reise  mit  Aufgabe 
des  Zwecke  3  zurückgekehrt,  weil  die  Verhältnisse  sich 
so  geändert  hätten,  dass  der  Gegenstand  oder  der  Grund 
des  Auftrages  ganz  in  Wegfall  gekommen  sei. 

XXVI.  1.  Der  Fall  des  Widerspruchs  zwisclien  Aus- 
führung und  Absicht  pflegt  von  den  Lehrern  der  Rede- 
kunst ebenfalls  zu  der  Kategorie:  Ueber  die  Worte  und 
Absicht,  gerechnet  zu  werden.  Der  Fall  ist  zwiefach, 
entweder  folgert  man  die  Absicht  aus  den  Regeln  des 
gesunden  Menschenverstandes  oder  aus  einem  anderen 
Zeichen  des  Willens;  für  diese  erstere  Art,  die  Aristo- 
teles sehr  genau  untersucht  hat,  setzt  dieser  eine  be- 
sondere Tugend  in  das  Wissen,  nämlich  die  natürliche 
Meinung  oder  die  Meinung  über  das  Billige,  und  eine 
andere  Tugend  in  den  Willen,  nämlich  die  Billigkeit, 
welche  er  treffend  definirt  als  eine  Berichtigung  des  Ge- 
setzes, insoweit  es  wegen  seiner  Allgemeinheit  mangelhaft 
ist,  was  in  seiner  Art  auch  von  Testamenten  und  Ver- 
trägen gilt.  Denn  da  man  nicht  alle  Fälle  überselien  und 
ausdrücken  kann,  so  bedarf  es  einer  gewissen  Freiheit 
für  die  Ausnahme  der  Fälle,  die  der  Sprechende,  wenn 
er  gegenwärtig  wäre,  ausnehmen  würde.  Doch  darf  dies 
nicht  zu  leichthin  geschehen,  denn  sonst  setzte  man  sich 
zum  Herrn  über  des  Anderen  Handlungen ;  es  ist  also  nur 
auf  genügende  Anhaltspunkte  zulässig. 

2.  Dazu  gehört  es,  wenn  die  Befolgung  der  Worte 
zu  dem  Unerlaubten  führt,  d.  h.  zu  dem,  was  mit  den 
natürlichen  oder  göttlichen  Vorschriften  streitet.  Dafür 
kann  keine  Verbindlichkeit  eingegangen  werden,  und  dieser 
Fall  ist  deshalb  nothwendig  auszunelimen.  Der  ältere 
Quintilian  sagt:  „Einzelnes  muss,  wenn  auch  das  Gesetz 
es  nicht  thut,  doch  nach  der  Natur  der  Sache  ausgenom- 
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men  werden,"  So  wird  der,  welcher  versprochen  hat, 
das  Schwert  zurückzugeben,  es  doch  dem  Wütheuden 
iiiclit  zurückgeben,  damit  er  nicht  sich  oder  andere  Un- 
schuldige in  Gefahr  bringe.  So  kann  die  Sache  dem 
Niederleger  nicht  zurückgegeben  werden,  wenn  der  Eigen- 
thümer  sich  meldet.  Tryphonius  sagt:  „Ich  meine, 
dass  die  Gerechtigkeit  derart  ist,  dass  sie  Jedem  das 
Seine  giebt,  olme  doch  dasselbe  der  gerechten  Zurück- 
forderung  eines  Anderen  zu  entziehen."  Der  Grund  ist, 
weil,  wie  erwähnt,  nach  einmal  eingeführtem  Eigenthume, 
es  unrecht  sein  würde,  wenn  die  Sache  dem  Eigen- 
thümer,  nachdem  er  bekannt  geworden,  nicht  zurück- 
gegeben würde. 

XXVII.  1.  Ein  anderer  Anhalt  ist  es,  wenn  die  Be- 
folgung der  Worte  zwar  nicht  an  sich  und  überhaupt 
unerlaubt  ist,  aber  doch  nach  billiger  Auffassung  zu  schwer 
und  unerträglich  wird,  sei  es  in  Rücksicht  auf  die  mensch- 
liche Natur  überhaupt  oder  auf  das  Verhältniss  der  Per- 
son und  des  Geschäftes  zum  Zwecke  desselben.  So  wird 
der,  welcher  eine  Sache  auf  einige  Tage  verliehen  hat, 
sie  auch  innerhalb  dieser  Zeit  zurückfordern  können, 
wenn  er  derselben  nothwendig  bedarf;  denn  die  Natur 
des  Geschäftes  ist  derart,  dass  man  nicht  annehmen 
kann,  Jemand  wolle  sich  dabei  selbst  zu  seinem  grössten 
Schaden  verpflichten.  So  ist  der,  welcher  dem  Genossen 
Hülfe  versprochen  hat,  entschuldigt,  wenn  ihm  selbst  zu 
Hause  Gefahr  droht,  und  zwar  insoweit,  als  er  dazu 
seine  Truppen  selbst  braucht.  Die  gewährte  Freiheit  von 
Zöllen  und  Steuern  versteht  man  von  den  regelmässigen 
und  jährlichen,  aber  nicht  von  den  ausserordentlichen, 
welche  der  Staat  in  der  höchsten  Noth  nicht  entbehren 
kann. 

2.  Hieraus  erhellt,  dass  Cicero  zu  weit  geht,  wenn 
er  sagt,  man  brauche  diejenigen  Verträge  nicht  zu  halten, 
welche  für  den  Empfänger  des  Versprecliens  keinen  Nutzen 
hätten,  oder  die  ihm  nicht  so  viel  nützten,  als  sie  dem 
Versprechenden  scliadeten.  Denn  ob  eine  Sache  dem, 
dem  sie  versprochen  worden,  nützlich  sein  werde,  hat 
der  Versprechende  niclit  zu  untersuchen,  den  obenerwähn- 
ten Fall  der  Raserei  etwa  ausgenommen;  und  um  den 
Versprechenden  von  seiner  Verbindlichkeit  zu  befreien, 
genügt    nicht  jeder  Nachtheil    für    ihn,    sondern  nur   ein 
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solcher,  für  den  eine  Ausnahme  nach  der  Natur  des  Ge- 
schäfts angenommen  werden  muss.  So  ist  der,  welcher 
dem  Nachbar  auf  einige  Tage  seine  Arbeit  versprochen 
hat,  nicht  gebunden,  wenn  ihn  eine  schwere  Krankheit 
des  Vaters  oder  Sohnes  zurückhält.  Deshalb  sagt  Cicero 
im  1.  Buche  über  die  Pflichten  richtig:  „Wenn  Du  Jemand 
versprochen  hast,  ihm  als  ßechtsbeistand  in  einem  gegen- 
wärtigen Falle  zu  dienen,  und  inmittelst  Deinen  Sohn 
eine  schwere  Krankheit  befällt,  so  verletzest  Du  Deine  Pflicht 
nicht,  wenn  Du  es  nicht  thust." 

3.  In  diesem  und  in  keinem  weiteren  Sinne  ist  der 
Ausspruch  Seneca's  zu  verstehen:  „Ich  breche  dann  mein 
Wort,  ich  biii  dann  der  Unbeständigkeit  schuldig,  wenn, 
obgleich  noch  Alles  so  ist  wie  zur  Zeit  des  Versprechens, 
ich  doch  das  Versprochene  nicht  leiste.  Hat  sich  aber 
etwas  geändert,  so  habe  ich  das  Reclit,  nochmals  zu  über- 
legen, und  ich  bin  meines  Wortes  ledig.  So  habe  ich 
meine  Rechtsbeihülfe  versprochen;  nachher  ergiebt  sich, 
dass  durch  jene  Sache  eine  Verfolgung  gegen  meinen 
Vater  vorbereitet  wird;  ich  habe  versprochen,  mit  auf  die 
Reise  zu  gehen,  aber  man  meldet,  dass  Räuber  die  Strasse 
unsicher  machen;  ich  versprach,  sofort  zu  kommen,  aber 
mein  Sohn  wird  krank,  oder  meine  Frau  kommt  in  die 
Wochen.  Um  daher  den  Versprechenden  bei  seinem  Wort 
zu  halten,  muss  Alles  noch  so  sein  als  zur  Zeit  des 
Versprechens."  Dies  Alles  ist,  wie  erwähnt,  nach  der 
Natur  des  jedesmal  vorliegenden  Geschäfts  zu  beur- 
theilen.181) 

XXVIII.  Es  ist  gesagt,  dass  auch  andere  Zeichen  des 
Willens  eine  Ausnahme  rechtfertigen  können.  Kein  Zeichen 
ist  hier  wirksamer  als  Worte  an  einer  anderen  Slelle,  die 
nicht  im  geraden  Widerspruch  stehen,  was  die  aum^ofuta 
wäre,  die  früher  erwähnt  worden,  sondern  die  unerwarte- 
ter Weise  nach  dem  Ausfall  des  Geschäftes  in  Widerspruch 
gerathen.  Die  Griechischen  Redner  nennen  dies  den 
Streit  durch  Nebenumstände. 


**>*)  Mit  diesem  Schlusssatz  sind  alle  vorgehenden 
Regeln  umgeworfen;  denn  es  ist  damit  zuletzt  in  das  Er- 
mes=?en  des  Urtheilenden  gestellt,  wie  weit  er  jede  Regel 
gelten  lassen  will  (Man  sehe  Anmerk.  177). 
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XXIX.  1.  Welche  Stelle  der  Schrift  in  einem  solcheü 
Falle  den  Vorzug  haben  solle,  darüber  hat  Cicero  aus 
alten  Scliriftstellern  einige  Regeln  aufgestellt,  die  nicht 
ohne  Werth  sind,  aber  in  eine  bessere  Ordnung  gebracht 
werden  müssen.  Wir  lassen  sie  so  folgen:  1)  Das  nur 
Erlaubte  weicht  dem  Befohlenen.  Denn  das  Verspreclien 
geschieht  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  neben  dem 
Geschäft  kein  anderes  Hinderniss  bestehe.  Deshalb  j?ilt 
der  Befehl  mehr  als  die  Erlaubniss,  wie 
zu  Herennius  sagt.  Deshalb  geht  das, 
bestimmten  Zeit  gethan  werden  soll,  dem 
jeder  Zeit  geschehen  kann.  Deshalb  geht 
ein  verbietender  Vertrag  einem  gebietenden  vor;  denn 
ersterer  verbindet  für  alle  Zeit,  letzterer  nicht;  es  müsste 
denn  die  Zeit  bestimmt  sein,  oder  der  Befehl  stillschwei- 
gend ein  Verbot  enthalten.  Unter  Verträgen,  die  sich 
bisher  in  den  genannten  Beziehungen  gleich  stehen,  geht 
der  vor,  welcher  der  besondere  ist  und  der  Sache  näher 
tritt.  Denn  das  Besondere  geht  dem  Allgemeinen  vor, 
und  bei  Verboten  geht  das  mit  Strafbestimmungen  dem 
ohne  solche  vor,  und  das  Härtere  dem  Gelinderen.  Dem- 
nächst geht  das  Anständigere  und  Nützlichere  vor.  End- 
lich hat  das  zuletzt  Gesagte  den  Vorzug. 

2.  Hier  ist  auch  von  dem  Früheren  zu  wiederholen, 
dass  beschworene  Verträge  nur  in  dem  allergebräuch- 
lichsten  Sinne  zu  verstehen  sind;  alle  stillschweigenden 
Einschränkungen  und  Alles,  was  die  Natur  der  Sache 
nicht  nothwendig  fordert,  sind  hier  unstatthaft.  Wenn 
daher  ein  beschworener  Vertrag  in  einem  Falle  mit  einem 
unbeschworenen  in  Widerspruch  geräth,  so  geht  erste- 
rer vor. 

XXX.  Es  wird  auch  die  Frage  erhoben,  ob  im  Zweifel 
ein  Vertrag  für  vollkommen  abgeschlossen  angesehen  wer- 
den kann,  wenn  das  Schriftstück  darüber  noch  niclit  fertig 
oder  noch  nicht  übergeben  ist.  Murena  machte  dies  bei 
bei  dem  Vertrage  zwischen  Sylla  und  Mithridates  geltend. 
Nach  meiner  Ansicht  ist  die  Schrift,  wenn  nichts  Anderes 
ausgemacht  ist,  offenbar  nur  ein  Beweisstück  für  den 
Vertrag,  aber  kein  wesentlicher  Theil  desselben.  Dies 
pflegt  auch  anderwärts,  wie  in  dem  Streit  mit  König 
Nabis,    so    ausgedrückt  zu  werden:    „Von  dem  Tage  ab, 
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wo  die    schriftlich    aufgesetzten  Bedingungen  dem  Nabis 
eingehändigt  sein  werden.  "182) 

XXXI.  Der  Ansicht,  dass  die  Verträge  der  Könige 
und  Völker  möglichst  dem  Römischen  Recht  entsprechend 
auszulegen  seien,  kann  ich  nicht  beitreten;  es  müsste 
denn  dies  Recht  unter  einzelnen  Völkern  auch  in  völker- 
rechtlichen Fragen  als  gültig  angenommen  worden  sein, 
was  man  indess  nicht  so  leichthin  voraussetzen  darf. 

XXXII.  Plutarch  bespricht  in  seinen  Gastmahlen  die 
Frage,  ob  man  mehr  auf  den  Zustand  des  Anbietenden 
als  auf  die  Worte  des  Annehmenden  Werth  zu  legen  habe. 
Ist  der  Annehmende  der,  welcher  verspricht,  so  geben 
dessen  Worte  dem  Geschäft  seine  Gestalt,  sobald  sie  be- 
stimmt und  in  sicli  vollständig  sind.  Beziehen  sie  sich, 
als  Bejahung,  nur  auf  die  Worte  des  Anbietenden,  so 
gelten  diese  nach  der  Natur  aller  bezüglichen  Worte  als 
in  dem  Versprechen  wiederholt.  Ehe  aber  das  Erbieten 
angenommen  worden,  ist  auch  der  Anbietende  nicht  ge- 
bunden. Denn  vorher  ist  noch  kein  erworbenes  Recht 
vorhanden,  wie  in  dem  Kapitel  über  Versprechen  aus- 
geführt worden  ist;  und  ein  solches  Anerbieten  ist  weniger 
als  ein  Versprechen,  lö*^) 


iö2)  Dies  bezieht  sich  auf  die  Stelle  in  Livius'  Ge- 
schichte Buch  31,  Kap.  35. 

*83)  Dies  Kapitel:  Ueber  die  Auslegung,  ist  mangelhafter 
wie  die  anderen  Theile  des  Werkes.  Obgleich  Gr.  sehr 
ausführlich  den  Gegenstand  behandelt,  so  sind  doch  er- 
hebliche Lücken  geblieben.  Insbesondere  fehlt  die  Lehre 
über  die  Auslegung  der  Gesetze,  welche  nicht  ganz  parallel 
mit  der  Auslegung  der  Verträge  und  Willenserklärungen 
läuft,  und  welche  jedenfalls  auch  zu  seiner  Aufgabe  ge- 
hörte, da  zwar  nicht  das  Naturrecht,  wohl  aber  das  will- 
kürliche göttliche  und  Völkerrecht  geschriebene  Gesetze 
enthält,  und  Gr.  selbst  vielfach  zu  deren  Auslegung  ge- 
nöthigt  ist.  So  fehlt  ferner  die  bekannte  Eintheilung  in 
authentische  oder  legale,  in  grammatische  und  logische 
Auslegung,  und  Anderes  mehr.  Auch  die  Anordnung  des 
Stoffes  lässt  Manches  zu  wünschen  übrig,  und  oft  verliert 
sich  Gr.  zu  weit  in  die  Einzelheiten  besonderer  Fälle. 
Die  meisten  seiner  Regeln  sind  ferner  so  von  Ausnahmen 
durchlöchert,    dass    sie    für    den    Gebrauch    kaum    einen 
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sichern  Anhalt  bieten.  Man  wird  dies  Alles  deutlicher 
bemetken,  wenn  man  neuere  Arbeiten  über  diese  Materie, 
wie  z.  B.  die  v.  Savigny  im  B.  I.  seines  Römischen  Rechts, 
damit  vergleicht. 

Der  Grund  dieser  Mängel  liegt  indess  weniger  in  der 
Person  des  Gr.,  als  in  der  besonderen  Natur  des  hier 
behandelten  Gegenstandes.  Die  Schwierigkeit,  hier  mit 
Regeln  die  Mannigfaltigkeit  erschöpfen  zu  wollen,  ist 
schon  in  Anmerk.  177  näher  dargelegt  worden,  und  noch 
schwerer  ist  es,  die  Rangordnung  der  einzelnen  Regeln 
festzustellen,  ohne  welche  doch  kein  bestimmtes  Ergebniss 
erzielt  werden  kann. 

Man  kann  überhaupt  fragen,  ob  die  Lehre  der  Aus- 
legung in  die  Jurisprudenz  gehöre?  Die  Frage  dürfte  zu 
verneinen  sein.  Theilt  sich  die  Welt  in  eine  natürliche 
und  in  eine  sittliche  (ethische)  Welt,  so  gehört  die  Lehre 
der  Auslegung  nicht  in  die  letzte,  sondern  in  die  erste; 
sie  enthält  die  Gesetze,  welche  zwischen  den  Vorstellun- 
gen und  der  Mittheilung  derselben  durch  äussere  Zeichen 
bestehen ;  zum  grossen  Theil  gehört  sie  also  in  die  Sprach- 
lehre, und  im  Uebrigen  fällt  sie  in  die  natürliche  Seite 
des  Lebens.  Wenn  die  Jurisprudenz  diese  Materie  in  ihr 
Gebiet  zieht,  so  ist  dies  also  gegen  die  Natur  des  Gegen- 
standes, und  man  darf  sich  deshalb  nicht  wundern,  wenn 
die  darüber  gebotenen  Regeln  nicht  mehr  sittliclier,  son- 
dern nur  technischer  Natur  sind,  und  wenn  deshalb  der 
Gegenstand  nur  einseitig  behandelt  wird.  Aus  gleichem 
Grunde  gehören  die  Auslegungsregeln  nicht  in  das  Gesetz. 
Der  Code  Napoleon  hat  sich  auch  dessen  enthalten  und 
sogar  dem  Richter  verboten,  die  Entscheidung  wegen  Dunkel- 
heit oder  Lücken  des  Gesetzes  zu  verweigern.  Wenn 
andere  Gesetzbücher,  wie  das  Corpus  juris  von  Justiniau 
und  das  Preussisclie  Landrecht,  Auslegungsregeln  zu  Ge- 
setzen erheben,  so  unternehmen  sie  in  Wahrheit  ein  Un- 
mögliches. Denn  indem  die  Auslegungsregel  damit  zu 
einem  Gesetz  wird,  wird  sie  selbst  wieder  ein  Objekt  der 
Auslegung,  und  es  zeigt  sich  hier  die  oben  erwähnte  nicht 
ethische  Natur  dieser  Regeln,  welche  selbst  der  Macht 
des  Gesetzgebers  spottet.  Ein  Beispiel  liefert  dazu  die 
Gesetzgebung  Justinian's.  In  zwei  Verordnungen  vom 
Jahre  529  und  533  verbot  Kaiser  Justinian   ausdrücklich 
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den  Richtern  jede  Auslegung  dunkler  Gesetze  und  behielt 
dieselbe  lediglich  dem  Kaiser,  als  Gesetzgeber,  vor.  Ob- 
gleich diese  Edikte  in  den  Pandekten  und  in  dem  Codex 
stehen,  mithin  zu  dem  recipirten  Römischen  Recht  ge- 
hören, so  hat  doch  weder  die  Wissenschaft,  noch  der 
Richterstand  bei  der  Reception  des  Römischen  Rechts  in 
den  germanischen  Ländern  sich  diesen  Geboten  unter- 
worfen. Savigny  rechtfertigt  dies  aus  der  veränderten 
Verfassung  der  neueren  Staaten  (Savigny,  Römisches 
Recht  I.  S.  514);  allein  der  Hauptgrund  liegt  vielmehr 
darin,  dass  die  Auslegung  gar  nicht  zu  dem  ethischen 
Gebiet  gehört,  wo  das  Gesetz  die  Gewalt  allein  hat.  In- 
dem sie  vielmehr  dem  Natürlichen  angehört,  wie  das 
Wachsen  der  Bäume  und  das  Leben  der  Thiere,  ist  es 
erklärlich,  dass   sie   sich  jedem  solchen  Gebote  entzieht, 
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Zweites  Buch. 

Kapitel  XVII.  ^«^) 

lieber  den  ohne  Reclit  verursachten  Schaden  und 
die  daraus  entspringenden  Yerbindlichkeiten. 

I.  Es  ist  früher  bemerkt  worden,  dass  es  für  das  uns 
Schuldige  drei  Quellen  gebe;  den  Vertrag,  das  Vergehen 
und  das  Gesetz.  Ueber  die  Verträge  ist  das  Nöthige  ge- 
sagt worden,  und  wir  kommen  nun  zu  den  Verbindlich- 
keiten, welche  nach  dem  Naturrecht  aus  unrechten  Hand- 
lungen entstehen.  Unrecht  wird  hier  jede  Schuld  genannt, 
bestehe  sie  im  Handeln  oder  Unterlassen,  die  dem  wider- 
spricht, was  die  Menschen  überhaupt  oder  nach  ihrer  be- 
sonderen Eigenschaft  zu  thun  haben.  Aus  einer  solchen 
Schuld  entspringt  naturrechtlich  die  Verbindlichkeit,  den 
veranlassten  Schaden  zu  ersetzen. 

n.  1.  Das  lateinische  Wort  JJamimui  (Schaden)  kommt 
vielleicht  von  demere  (nehmen)  und  ist  das  ihiTTov  (das 
Geringere),  wenn  Jemand  weniger  hat,  als  ihm  entweder 
nach   der   reinen  Natur  oder   in  Folge   einer  vorgehenden 


i«4)  Grotius  hat  sein  AVerk  in  drei  Bücher  eingetheilt, 
von  denen  aber  das  zweite  stärker  ist  als  die  beiden 
anderen  zusammengenommen.  Bei  einer  Abtheiiung  des 
Werkes  in  zwei  Bände  muss  deshalb  das  zweite  Buch 
getheilt  werden.  Die  passendste  Stelle  dazu  ist  bei 
Kap.  17,  wo,  nach  Beendigung  der  Lehre  von  dem  Per- 
sonen-, Sachen-  und  dem  Vertrngsrecht,  die  Lehre  von 
den  aus  unerlaubten  Handlungen  entspringenden  Verbmd- 
lichkeiten  beginnt.  Auch  Berbeyrac  hat  in  dieser  Weise 
seine  französische  Uebersetzung  in  zwei  Bände  abgetheilt. 
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menschlichen  Einrichtung,  wie  des  Eigenthums  oder  Ver- 
trages, oder  nach  dem  Gesetze  gebührt.  Von  Natur  ge- 
hört dem  Menschen  sein  Leben,  nicht  um  es  zu  verlieren, 
sondern  zu  erhalten;  sein  Körper,  seine  Glieder,  sein 
guter  Ruf,  seine  Ehre,  sein  eigenes  Handeln.  Wie  durch 
Eigenthum  und  Verträge  etwas  Jemand  zu  eigen  wird, 
ist  sowohl  für  Sachen  wie  für  Rechte  auf  fremde  Hand- 
lungen in  der  vorgehenden  Untersucliung  dargelegt  wor- 
den. Aehnlich  entspringt  für  Jemand  ein  Recht  aus  dem 
Gesetz,  da  das  Gesetz  das  Gleiche  oder  noch  mehr  ver- 
mag, als  der  Einzelne  gegen  sich  und  das  Seinige.  So 
hat  der  Mündel  das  Recht,  von  seinem  Vormund  eine  ge 
naue  Sorgfalt  zu  fordern;  ebenso  der  Staat  von  seinen 
Beamten,  und  nicht  blos  der  Staat,  sondern  auch  der 
einzelne  Bürger,  so  oft  das  Gesetz  dies  ausdrücklich  ver- 
ordnet, oder  aus  seinen  Bestimmungen  es  folgt. 

2.  Aus  der  blossen  Geeignetheit,  welche  kein  eigent- 
liches Recht  ist  und  zur  zutlieilenden  Gerechtigkeit  ge- 
hört, i^«'»)  entsteht  kein  wahres  Eigenthum,  und  daher 
auch  keine  Verbindlichkeit  zum  Ersatz,  weil  das  noch 
nicht  mein  genannt  werden  kann,  wozu  ich  nur  geeignet 
bin.  Aristoteles  sagt:  „Der  begeht  kein  Unrecht,  wel- 
cher aus  Geiz  einem  Anderen  nicht  mit  Geld  aushilft." 
Cicer6  sagt  in  der  Rede  für  Cn.  Plancius:  „Es  ist 
ein  Recht  der  freien  Völker,  dass  sie  durch  ihre  Abstim- 
mung Jedem  geben  oder  nehmen  können,  was  sie  wollen." 
Er  fügt  dann  hinzu:  „Es  treffe  sich  aber,  dass  ein  Volk 
wohl  das  thue,  was  es  wolle,  aber  nicht,  was  es  solle." 
Das  Wort  „Sollen'^  ist  hier  in  einem  weiteren  Sinne  ge- 
nommen. 

HL  Man  darf  indess  hier  nicht  Verschiedenes  unter 
einander  mengen.  Denn  der,  welchem  die  Ernennung  der 
Beamten  übertragen  ist,  bleibt  dem  Staate  dafür  verhaftet, 
dass  er  den  Würdigen  auswähle.  Darauf  steht  dem 
Staat  ein  wirkliches  Recht  zu,  so  dass  der  aus  einer 
schlecitten  Wahl  entsprungene  Schaden  von  Jenem  ersetzt 
werden  muss.  So  hat  auch  der  an  sich  geeignete  Bür- 
ger, wenn  auch  kein  wirkliches  Keclit  auf  das  Amt,  doch 
ein   Recht,    darum   mit   den   Anderen    nachzusuchen;    und 

!«'">)  Man  sehe  Buch  L  Kap.  L  Ab.  4.  (Seite  70  u.  ff. 
B.  L)  über  diese  Be^vitfe. 
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wird  er  in  diesem  Rechte  durch  Gewalt  oder  List  ge- 
hemmt, so  kann  er  Schadenseraatz  verlangen;  zwar  nicht 
auf  Höhe  des  gesetzten  Gegenstandes,  aber  nach  Höhe  sei- 
nes Verlustes  überhaupt.  Ebenso  verhält  es  sich  mit  dem, 
bei  welchem  der  Testator  durch  Gewalt  oder  List  gehindert 
worden  ist,  ihm  etwas  zu  vermachen;  denn  die  Fähigkeit 
zu  einem  Legat  ist  eine  Art  Recht,  und  daraus  folgt, 
dass  die  Beschränkung  des  Testators  in  dieser  Freiheit 
ein  Unrecht  ist.  i^*») 

IV.  Dass  Jemand  weniger  habe  und  also  einen  Scha- 
den erlitten  habe,  gilt  nicht  blos  in  Bezug  auf  die  Sache 
selbst,  sondern  auch  auf  die  Früclite,  die  wirklich  solche 
sind,  mögen  sie  erhoben  sein  oder  nicht,  wenn  nur  Jener 
sie  erhoben  haben  würde ;  aber  nach  Abzug  der  Verbesse 
rungen  der  Sache  und  der  Auslagen  für  die  Gewinnung 
der  Früchte,  in  Gemässheit  der  Regel,  welche  verbietet, 
dass  man  sich  auf  Kosten  eines  Anderen  bereichere. 

V.  Auch   die  Hoffnung  eines  Gewinnes   wird   zu  dem 
„Seinigen"  gerechnet,  zwar  nicht  das  Erhoffte  vollständig 


1««)  Diese  Unterscheidungen  des  Gr.  zwischen  Fähig- 
keit und  Recht  sind  subtil  und  lange  nicht  den  Verhält- 
nissen so  entsprechend  als  die  Begriffe,  welche  die  Rö- 
mischen Juristen  liierfür  nach  und  nach  an  der  Hand  einer 
mehrhundertjährigen  Erfahrung  ausgebildet  haben.  Es  ist 
überhaupt  eine  Eigenthümlichkeit  des  Gr.,  dass  er  meint, 
jene  Römischen  Rechtsbegriffe  seien  weniger  naturrecht- 
lich als  die  seinigen,  obgleich  doch  jene  der  Natur  der 
Sache  weit  näher  stehen  als  die  leeren  Abstraktionen, 
zu  denen  Gr.  durch  seine  noch  halb  scholastische  Bildung 
sich  überall  da  verleiten  lässt,  wo  die  höheren  philoso- 
phischen Begriffe  eines  Gebietes  in  Frage  kommen.  Wie 
vergleichsweise  viel  vorsichtiger  gehen  die  Römischen  Ju- 
risten bei  Ausdehnung  des  Aquilischen  Gesetzes  zu  Werke; 
wie  sorgfältig  erwägen  sie  jeden  Schritt  in  dieser  bedenk- 
lichen Materie,  und  wie  leichthin  sind  dagegen  die  von  Gr. 
gebotenen  Begriffe  gebildet,  welche  das  Recht  auf  Schaden- 
ersatz in  einer  Weise  ausdehnen,  die  mit  der  Sicherheit 
des  Eigenthums  und  Verkehrs  unvereinbar  ist.  Die  Haupt- 
frage, welchen  Schaden  in  den  einzelnen  Fällen  der  Ver- 
letzte fordern  könne,  lässt  überdem  Gr.  durchaus  unbe- 
stimmt, und  doch  liegt  in  ihr  die  grösste  Schwierigkeit. 
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als  solches,  aber  nach  dem  Grade  der  Annäherung  dazu 
wie  die  Hoffnung  auf  die  Ernte  für  den  Säenden.  ' 

VI.  Neben  dem,  der  durch  sich  und  unmittelbar  den 
Schaden  verur^jacht  hat,  sind  auch  Andere  durch  ihre 
Handlungen  oder  Unterlassungen  verhaftet,  und  zwar  bei 
Handlungen  entweder  an  erster  oder  an  zweiter  Stelle. 
An  erster  Stelle,  wenn  Jemand  die  That  befohlen  hat;  wenn 
er  die  erbetene  Einwilligung  ertheilt  hat;  wenn  er  Hülfe 
geleistet  liat;  wenn  er  Sachen  verhehlt  oder  sonst  am  Ver- 
gehen sich  betheiligt  hat. 

VII.  An  zweiter  Stelle  haftet  er,  wenn  er  Rath  er- 
theilt, die  That  gelobt  oder  beigestimmt  hat.  „Denn 
welcher  Unterschied  bestände  zwischen  dem,  der  zur  Hand- 
lung überredet,  und  dem,  der  sie  billigt,"  sagt  Cicero  in 
der  zweiten  seiner  Philippischen  Keden.  i»') 

VIII.  Auch  durch  Unterlassungen  kann  man  in  erster 
oder  zweiter  Stelle  verhaftet  werden;  das  Erstere,  wenn 
man  rechtlich  verpflichtet  ist,  das  Vorhaben  zu  verbieten 
oder  dem  Bedrohten  zu  helfen  und  man  dies  uuterlässt. 
J^n  Solcher  wird  von  dem  Clialdäischen  Ausleger  Levit. 
XX.  5  Soed  (Bestätiger)  genannt. 

IX.  An  zweiter  Stelle  liaftet  man  durch  Unterlassen, 
wenn  man  nicht  abredet,  da  man  es  doch  sollte,  oder  die 
Handlung  verschweigt,  da  man  sie  doch  bekannt  machen 
sollte.  Dieses  Sollen  verstehe  ich  hier  überall  im  stren- 
gen Sinne  nach  der  Art  der  ermilenden  Gerechtigkeit, 
mag  die  Pflicht  aus  dem  Gesetze  oder  aus  einer  Eigen- 
schaft entstehen.  Denn  wenn  nur  die  christliche  Liebe 
es  fordert,  so  sündigt  man  wohl  durch  Unterlassen,  aber 


l«7)  Dies  ist  ein  Beispiel  zu  dem  in  Anmerkung  186 
Gesagten.  Anstatt  dass  Gr.  sich  hier  den  scharf  ausgebil- 
deten Begriffen  der  Römischen  Juristen  anschliessen  sollte, 
sucht  er  selbst  nach  neuen  Eintheilungen  und  folgt  hier 
Cicero  und  anderen  Rhetoren,  welche  in  der  Schärfe  und 
Wahrheit  der  Rechtsbegrifte  weit  hinter  den  Juristen  der 
späteren  klassischen  Zeit  zurückstehen.  Das  Loben  und 
Beistimmen  zu  einer  That  maclit  nur  dann  zum  Ersatz 
verbindlich,  wenn  es  unter  den  Begriff  einer  intellektuellen 
Urheberschaft  gebracht  werden  kann;  aber  dann  ist  die 
Verbindlichkeit  auch  keine  blos  subsidiäre. 
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man  haftet  nicht  für   den  Schaden,    wozu  eine  wirkliche 
Verbindlichkeit,  wie  erwähnt,  gehört. 

X.  Uebrigens  haften  alle  oben  genannten  Personen 
nur,  wenn  sie  den  Schaden  wirklich  verursacht  haben, 
d.  h.  einen  entscheidenden  Anlass  zum  ganzen  Schaden 
oder  zu  einem  Theile  desselben  gegeben  haben.  Denn 
oft  trifft  es  sich,  dass  bei  denen,  die  in  zweiter  Stelle,  ja 
auch  mitunter  an  erster  Stelle  handelnd  oder  unterlassend 
eintreten,  auch  ohne  ihr  Thun  oder  Unterlassen  der  Be- 
schädiger  doch  den  Schaden  siclierlich  verübt  hätte.  Dann 
sind  Jene  nicht  verhaftet;  doch  ist  dies  nicht  so  zu  verstehen, 
dass,  wenn  es  an  Anderen  nicht  gefehlt  haben  würde, 
die  zugeredet  oder  geholfen  hätten,  dann  die,  welche 
wirklich  zugeredet  oder  geholfen  haben,  nicht  verhaftet 
seien,  sobald  nur  der  Beschädiger  ohne  ihre  Hülfe  oder 
Rath  die  Beschädigung  nicht  verübt  haben  würde.  Denn 
auch  jene  Anderen  ^8«)  würden,  wenn  sie  zugeredet  oder 
geholfen  hätten,  verhaftet  sein. 

XL  An  erster  Stelle  haften  die,  welche  durch  Befehl 
oder  sonst  den  Thäter  zur  That  bestimmt  haben;  in  deren 
Ermangelung  haftet  der,  welcher  die  That  verübt;  nach 
diesen  die  Uebrigen,  und  zwar  die  Einzelnen  auf  das 
Ganze,  wenn  sie  die  That  veranlasst  haben,  sollte  auch 
die  ganze  That  von  ihnen  nicht  ausgegangen  sein. 

XII.  Wer  für  die  That  einstehen  muss,  haftet  auch 
für  die  daraus  hervorgegangenen  Folgen.    Unter  den  Streit- 

18»)  Welcher  konkrete  Fall  hierbei  Grotius  vorge- 
schwebt haben  mag,  ist  schwer  zu  errathen.  Auch  die 
Ausleger  lassen  hier  im  Stich;  weder  Berbeyrac  noch 
Gronov,  noch  Cocceji  geben  hier  einen  Anhalt.  Viel- 
leicht passt  folgender  Fall:  Man  denke  sich,  Jemand  habe 
viel  schlechten  Umgang,  und  in  einer  gemeinsamen  Unter- 
haltung sei  ein  Betrug  oder  politisches  Vergehen  mit  all- 
gemeiner Billigung  der  Anwesenden  besprochen  worden, 
jedoch  ohne  dass  an  Jemand  als  Thäter  oder  überhaupt 
an  die  Ausführung  gedacht  worden.  Später  vollführt  der 
Eine  auf  Zureden  einiger  seiner  Freunde  dieses  Vergehen; 
hier  können  diese  sich  dem  Schadenersatz  nicht  damit 
entziehen,  dass  sie  sagen,  wenn  sie  auch  nicht  zugeredet 
hätten,  so  würden  bei  der  nächsten  Gelegenheit  die  ande- 
ren Freunde  zugeredet  haben. 
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fallen  des  Seneca  kommt  der  vor,  wo  ein  Platanenbaura 
angezündet  worden  und  dieser  das  Haus  entzündet  hat. 
Er  entscheidet  ihn  daliin,  „dass^  wenn  mau  auch  den 
Schaden  nur  zum  Theii  beabsichtigt  habe,  man  doch  tür 
den  ganzen  verhaftet  sei,  als  hätte  man  ihn  gewollt.  Denn 
wer  sich  von  der  Schuld  der  Fahrlässigkeit  frei  machen 
wolle,  dürfe  überhaupt  gar  keine  Beschädigung  gewollt 
haben."  Als  Arrarathes,  König  der  Kappadozier,  den 
Abfluss  des  Flusses  Melanus  aus  Ueberrauth  verstopft 
hatte,  und  dann  der  Euphrat  durch  die  Gewalt  der  zuletzt 
durchgebrochenen  Wasser  so  anschwoll,  dass  ein  Theil 
des  Landes  in  Kappadozien  weggerissen,  und  den  Galatern 
und  Phrygiern  grosser  Schaden  verursacht  wurde,  so  musste 
er  diesen  Schaden  mit  dreihundert  Talenten  nach  der  den 
Römern  überlassenen  Entscheidung  ersetzen. 

XIII.  Hier  einige  Beispiele.  Ein  Todtsihläger  muss 
nicht  allein  die  Kosten  zahlen,  welche  durch  die  Aerzte 
etwa  erwachsen  sind,  sondern  auch  denen,  welche  der 
Getödtete  rechtlich  zu  ernähren  verpflichtet  war,  wie  den 
Eitern,  der  Frau,  den  Kindern,  so  viel  zahlen,  als  das 
Recht  auf  Ernährung  mit  Rücksicht  auf  das  Alter  des 
Getödteten  werth  war.  So  soll  Hercules  den  Kindern  des 
von  ihm  getödteten  Iphites  eine  Geldstrafe  erlegt  haben, 
um  leichter  sein  Verbrechen  zu  sühnen.  Michael  von 
Epliesus  sagt  zu  Buch  V.  der  Nicomachischen  Ethik  des 
Aristoteles:  „Selbst  der  Getödtete  empfängt  es  in  ge- 
wissem Sinne;  denn  das,  was  die  Frau,  die  Kinder,  die 
Verwandten  des  Getödteten  bekommen,  wird  gleichsam 
Jenem  gegeben."  Ich  spreche  hier  von  einer  ungerechten 
Tödtung,  d.  h.  wo  der  Thäter  nicht  das  Recht  hatte,  das 
zu  thun,  woraus  der  Tod  folgte.  Wer  daher  das  Recht 
dazu  hat  und  nur  in  seiner  Liebespflicht  gefehlt  hat,  wie 
bei  einer  Tödtung  aus  Nothwehr,  wo  er  hätte  fliehen 
können,  aber  nicht  gewollt  hat,  da  ist  er  zu  nichts  ver- 
bunden. Das  Leben  eines  freien  Menschen  kann  übrigens 
nicht  nach  Gelde  abgeschätzt  werden;  anders  ist  es  bei 
einem  Sklaven,  den  man  verkaufen  kann; 

XIV.  Wer  Jemand  verstümmelt  hat,  ist  in  ähnlicher 
Weise  für  die  Unkosten  und  den  Ersatz  dessen  verhaftet, 
was  der  Verstümmelte  nun  weniger  erwerben  kann.  So 
wie  aber  das  Leben  nicht  abgeschätzt  werden  kann,  so 
auch    nicht    die   Verstümmelung    eines   solchen.     Für   die 
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Festhaltung    Jemandes    in    der    Gefangenschaft    gilt    das 

Gleiche. 

XV.  So  müssen  der  Ehebrecher  und  die  Ehebrecherin 
nicht  blos  den  Mann  in  Ernährung  des  etwaigen  Kindes 
schadlos  halten,  sondern  sie  müss-en  auch  den  ehelichen 
Kindern  den  Schaden  vergüten,  den  sie  durch  den  Hinzu 
tritt  des  so  erzeugten  Kindes  bei  der  Erbschaft  erlei- 
den, l^^)  Wer  eine  Jungfrau  beschwängert,  sei  es  mit 
Gewalt  oder  List,  muss  sie  für  die  verminderte  Hoff*nung 
zu  heirathen  entschädigen;  ja  er  muss  sie  ehelichen,  wenn  er 
sie  unter  diesem  V^ersprechen  zu  dem  Beisclilaf  verleitet  hat. 

XVL  Der  Dieb  und  Räuber  muss  die  genommene 
Sache  mit  ihrem  natürlichen  Zuwachs  zurückgeben  und 
den  entstandenen  Schaden  und  entzogenen  Gewinn  er- 
setzen. Ist  die  Sache  untergegangen,  so  muss  er  den 
Werth  ersetzen;  nicht  den  höchsten,  auch  nicht  niedrig- 
sten, sondern  den  mittleren.  In  diese  Klasse  gehören 
auch  die  Defraudanten  gesetzlicher  Zölle.  Aehnlich  haften 
die,  welche  durch  ein  ungerechtes  Urtheil,  durch  eine 
falsche  Anklage  oder  falsches  Zeugniss  beschädigt  haben. 

XVn.  Auch  der,  welcher  durch  List,  Gewalt  oder 
Drohung  zu  einem  Vertrag  oder  zu  einem  Verbrechen 
Jemand  genöthigt  hat,  muss  ihn  in  den  vorigen  Stand 
wieder  einsetzen,  weil  dieser  das  Recht  hatte,  nicht  be- 
trogen und  nicht  gezwungen  zu  werden;  jenes  nach  der 
Natur  des  Vertrages,  dieses  auch  nach  der  natürlichen 
Freiheit.  Hierher  gehören  auch  die,  welche  eine  Hand- 
lung, zu  der  sie  von  Amtswegen  verpflichtet  sind,  nur 
nach  Empfang  von  Geld  verrichten. 

XVIII.  Wer  aber  selbst  zu  der  von  ihm  erlittenen 
Gewalt  oder  Drohung  den  Anlass  gegeben  hat,  muss  sich 
den  Sdiaden  selbst  zuschreiben;  denn  die  unfreiwilligen 
Folgen  einer  Ireiwilligen  Handlung  gelten  ebenfalls  in  Be- 
zug auf  den  Handelnden  als  freiwillig. 

!»•>)  Die  neuere  Jurisprudenz  wird  dieser  Ansicht  nicht 
beitreten;  denn  die  sogenannten  j/67'a  status  einer  Person 
gelten  gegen  Jedermann.  Ist  also  ein  Kind  in  der  Ehe  gebo- 
ren, so  erbt  es  mit  Recht  mit  und  kann  von  keiner  Entschä- 
digung deshalb  die  Rede  sein;  ist  es  aber  für  ein  ehebreche- 
risches durch  Urtheil  und  Recht  erklärt,  so  gilt  dies  für  alle 
Theile,  und  das  Kind  hat  dann  überhaupt  kein  Erbrecht;  folg- 
lich ist  dann  auch  kein  Grund  zur  Entschädigung  vorhanden. 
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XIX.     Da  es  unter  den  Völkern  Gebrauch  geworden, 
dass    alle  Kriege,    welche  die  Inhaber  der  Staatsgewalt 
mit  einander  führen,  wenn  sie  gehörig  angekündigt  worden 
sind,   in  Bezug  auf  die  äusseren  Folgen  als  gerechte  gel- 
ten,    wie   später  dargelegt  werden  wird,    so  ist  auch  die 
Furcht    vor    einem    solchen   Kriege    bisher    nicht   als   ein 
Grund  erachtet  worden,   um  das,   was  man  deshalb  weg- 
gegeben, wiederzufordern.    In  diesem  Sinne  kann  man  die 
Unterscheidung  des  Cicero  zulassen,  welche  er  zwischen 
einem  Feind  macht,  mit  dem  man,  wie  er  sagt,  nach  dem 
Rechte,  nämlich  nach  dem  Völkerrechte,   noch  in  mannig- 
facher Gemeinschaft  steht,  und  einem  See-  oder  Strassen- 
räuber.     Denn    was    die  Letzteren   erpresst  haben,    kann 
man  wiederfordern,   wenn  nicht  ein  Schwur  dabei  hinder- 
lich   ist;    aber    nicht    so    das,    was    Jene    erpresst     ha- 
ben.    Polybius    meint,    die   Karthager    hätten    eine   ge- 
rechte Ursache  zu  dem  zweiten  punischen  Kriege  geliabt 
weil  die  Römer  von  ihnen,  während  sie  mit  dem  Söldner- 
aufstand beschäftigt  waren,  durch  Kriegsdrohung  die  Insel 
Sardinien    und   Geld    erpresst  hätten.     Dies   scheint  eine 
gewisse  Billigkeit    für   sich   zu   haben,    aber  stimmt  doch 
durchaus  nicht  mit  dem  Völkerrecht,  wie  später  darffele«-t 
wercien  wird.  ^^^) 

XX.  1.  Wegen  Vernachlässigung  sind  Könige  und 
Beamte  verhaftet,  wenn  sie  zur  Verhinderung  der  See- 
und  Strassenräuberei  nicht  die  in  ihrer  Macht  stehenden 
Mittel,  wie  sie  sein  sollten,  anwenden.  Aus  diesem  Grunde 
wurden  einst  die  Scyrier  von  den  Amphyctionen  verur- 
theilt.  Ich  entsinne  mich,  dass  bei  uns  die  Frage  ent- 
standen, ob  die  Leiter  unseres  Landes,  welche  viele  Kaper- 
briefe  gegen    die   Feinde   ausgegeben    hatten,    dafür   auf- 

*ö<>)  Auch  Bluntschii  erkennt  in  seinem  Völkerrecht 
1868  dies  an.  Wenn  sonach  gegen  Völkerverträge  der 
Einwand  der  B'urcht  und  des  Zwanges  nicht  erhoben  wer- 
den kann,  so  ist  dies  ein  Beweis  mehr,  dass  hier  in  Wahr- 
heit kein  wirklicher  Rechts  vertrag  vorliegt,  sondern  nur 
eine  thatsächliche  Regelung  der  Verhältnisse,  die  Jeder 
so  lange  l^ält,  als  sein  Interesse  es  fordert,  oder  ihm  die 
Macht  fehlt,  sie  zu  brechen.  Damit  stimmt  denn  auch  die 
Geschichte  von  Anbeginn  der  Welt  bis  in  die  neueste  Zeit; 
sie  lehrt,  dass  Staatsverträge  niemals  länger  gehalten  wor- 
den sind,  als  der  Aulass  oder  die  Kraft  fehlte,  sie  zu  brechen. 


r, 
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kommen  müssten,  dass  einzelne  Kaperer  auch  die  Schiffe 
befreundeter  Nationen  geplündert  hatten  und  mit  Aufgabe 
des  Vaterlandes  Seeräuberei  trieben  und  selbst  der  Auf- 
forderung, zurückzukehren,  nicht  Folge  leisteten.  Man 
sagte.  Jene  hätten  sich  der  Hülfe  schlechter  Leute  be- 
dient, oder  hätten  sich  sollen  Bürgschaft  geben  lassen. 
Ich  habe  mich  dahin  erklärt,  dass  sie  zu  nichts  weiter 
verpflichtet  seien,  als  die  Uebelthäter,  wenn  sie  betroffen 
würden,  zu  bestrafen  oder  auszuliefern  und  die  Rechts- 
verfolgung gegen  deren  Vermögen  zu  gestatten.  Denn 
die  Staatslenker  haben  die  ungerechte  Beraubung  nicht 
veranlasst  und  auch  nicht  daran  theilgenommen,  sondern 
duwh  Gesetze  dies  gegen  die  Freunde  zu  thun  verboten. 
Zur  Einforderung  einer  Kaution  sind  sie  nicht  verpflichtet 
gewesen,  da  sie  auch  ohne  Kaperbriefe  alle  ünterthanen 
zur  Beraubung  des  Feindes  ermächtigen  konnten,  wie  dies 
früher  geschehen  ist.  Eine  solche  Erlaubniss  ist  nicht 
die  Ursache  des  den  Genossen  zugefügten  Schadens;  denn 
die  Einzelnen  können  ja  auch  ohne  solche  Ermächtigung 
Schiffe  ausrüsten  und  Fahrten  unternehmen.  Dass  sie 
Schlechtigkeiten  dabei  begehen  würden,  konnte  man  nicht 
voraussehen;  auch  ist  die  Benutzung  schlechter  Menschen 
unvermeidlich,  sonst  könnte  man  kein  Heer  mehr  aus- 
rüsten. ^^*) 

2.  Auch  wenn  Land-  oder  Seesoldaten  gegen  den  Be- 
fehl Befreundete  beschädigt  haben,  sind  die  Könige  nicht 
verhaftet,  wie  die  Beispiele  von  Frankreich  und  England 
beweisen.  Dass  Jemand  ohne  eigene  Schuld  doch  aus 
den  Handlungen  seiner  Diener  veriiaftet  werde,  ist  kein 
Satz  des  Völkerrechtes,  wonach  doch  hier  zu  entscheiden 
ist,  sondern  ein  Satz  des  bürgerlichen  Rechts,  der  nicht 
einmal  allgemein  gilt,  sondern  nur  bei  Schiffern  und  eini- 
gen anderen  Personen  aus  besonderen  Gründen  eingeführt 
ist.     So   ist   von   dem  höchsten   Gerichtshof  gegen   einige 

i^O  Die  viel  schwierigere  Frage,   welche  jetzt  zwischen 
England  und  Amerika  verhandelt  wird,  berührt  Gr.  nicht  :j 
nämlich  wie  weit  ein  neutrales  Land  schuldig  ist,  zu  hin 
dern,  dass  seine  Ünterthanen  einem  oder  dem  andern  dei 
kriegführenden   Parteien   in  Ausrüstung   von  Schiffen    unci 
sonst  innerhalb  des  eigenen  Landes  einen  wirksamen  Beij 
stand  leisten.     Erst   im   dritten  Buch  kommt  Gr.   auf  di( 
selbe,  ohne  sie  jedoch  zu  erschöpfen. 


'<9*' 
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Leute  aus  Pommern  erkannt  worden  in  Uebereinstimmung 
mit  einer  vor  200  Jahren  in  einem  ähnlichen  Falle  er- 
gangenen Entscheidung. 

XXI.  Auch  der  Satz  ist  nur  bürgerlichen  Reclitens, 
dass  ein  Sklave  oder  Thier,  welches  Schaden  gethan,  dem 
Beschädigten  überlassen  werden  muss.  Denn  der  Herr, 
den  keine  Schuld  trifft,  ist  naturrechtlich  zu  nichts  ver- 
haftet, ebenso  wenig  wie  der,  dessen  Schiff  ohne  seine 
Schuld  ein  anderes  beschädigt,  obgleich  nach  den  Ge- 
setzen vieler  Länder  und  auch  des  unsrigen  ein  solcher 
Schaden  getheilt  wird,  und  zwar  wegen  der  Schwierigkeit, 
hier  die  Schuld  zu  ermitteln. 

XXII.  Es  giebt  auch  eine  Bescliädigung  der  Ehre  .und 
des  guten  Namens ;  sie  kann  durch  Schläge,  Schimplworte, 
Verleumdung,  Spott  und  anderes  Aehnliche  verübt  wer- 
den. Es  muss  hier,  wie  bei  dem  Diebstahl  und  anderen 
Vergehen  die  Fehlerhaftigkeit  der  Handlung  von  den 
Folgen  unterschieden  werden.  Auf  jene  bezieht  sich  die 
Strafe,  auf  diese  der  Schadensersatz,  welcher  hier  durch 
Schuldbekenntniss,  durch  Ehrenerklärung,  durch  ein  Un- 
schuldszeugniss  und  Aehnliches  erfolgt.  Der  Ersatz  kann 
auch  in  Geld  geschehen,  wenn  der  Beschädigte  es  will, 
da  das  Geld  der  allgemeine  Maassstab  der  Dinge  ist.  ^*'*-) 


Kapitel  XVIII. 
lieber  rtas  Reelit  der  Oesaudteu. 

I.  Bisher  ist  von  den  Verbindlichkeiten  aus  dem 
Naturrecht  gehandelt  und  von  dem  willkürlichen  Völker- 
recht nur  das  dabei   erwähnt  worden,    was   sich   als   eine 


i'*-)  Gewöhnlich  wird  mit  dieser  Lehre  auch  die  von 
.  _rschiedenen  Graden  des  Versehens  verbunden,  da  in 
vielen  Fällen  die  Grösse  des  Schadenersatzes  mit  der 
Grösse  des  Versehens  zunimmt.  Auch  kann  nicht  gesagt 
Verden,  dass  die  Lehre  von  der  Cnlpa  lata  levis  und  des 
[itömischen  Rechts  positiver  Natur  sei;  sie  leitet  sich  aus 
[den  allgemeinen  Bedingungen  der  menschlichen  Natur  ab 
md  hätte  insofern  auch  als  ein  Theil  des  Naturrechts 
on  Gr.  angesehen  und  erörtert  werden  sollen. 


i 
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Zuthat  zu  jenem  ergab.  Wir  kommen  aber  nun  zu  jenen 
Verbindlichkeiten,  welche  jenes  sogenannte  willkürliche 
Völkerrecht  selbst  eingeführt  hat;  einen  Hauptgegenstand 
davon  bildet  das  Recht  der  Gesandten.  Denn  man  liest  von 
der  Heiligkeit  der  Gesandtschaften,  von  der  Unverletzlichkeit 
der  Gesandten,  von  den  völkerreclitlichen  Pliicliten  gegen 
sie;  von  dem  göttlichen  und  menschlichen  Recht;  von  dem 
unter  den  Völkern  geheiligten  Recht  der  Gesandten;  von 
den  Bündnissen,  welche  den  Völkern  heilig  seien;  von 
dem  menschlichen  Bündniss;  von  der  Heiligkeit  der  Per- 
son der  Gesandten.  Papinius  (Thebais  IL  486)  sagt: 
„Heilig  ist  durch  Jalirhunderte  den  Völkern  dieser  Name." 
Cicero  sagt  in  seinem  Buche  über  die  Antworten  der 
Opferbeschauer:  „Ich  meine,  dass  das  Recht  der  Gesandten 
sowohl  durch  den  Schutz  der  Menschen  gesichert,  als 
durch  das  göttliche  Recht  mit  einem  Schutzwall  umgeben 
ist."  „Deshalb",  sagt  Philipp  in  einem  Schreiben  an 
die  Athener,  „ist  die  Verletzung  derselben  nicht  blos  un- 
recht, sondern  auch  nach  Aller  Meinung  gottlos." 

IL  1.  Zuerst  ist  die  Natur  dieser  völkerrechtlichen 
Einrichtung  darzulegen.  Es  gehören  dazu  nur  die  Ge- 
sandten, welche  von  den  Inhabern  der  Staatsgewalt  ge- 
schickt werden.  Andere  Gesandte,  wie  die  der  Provinzen, 
der  Städte  und  sonst  unterliegen  nicht  dem  Völkerrecht, 
wie  es  zwischen  verschiedenen  Völkern  gilt,  sondern  dem 
besonderen  Recht  ihres  Staates.  Der  Gesandte  nennt 
sich  bei  Livius  einen  öffentlichen  Boten  des  Römischen 
Volkes.  Bei  Livius  spricht  an  einer  anderen  Stelle  der 
Römische  Senat,  dass  das  Vorrecht  der  Gesandten  dem 
Fremden  und  nicht  dem  eigenen  Bürger  gewährt  sei,  und 
Cicero  sagt,  indem  er  zeigen  will,  dass  man  zu  Anto- 
nius keinen  Gesandten  schicken  solle:  „denn  wir  haben 
es  nicht  mit  Hannibal,  einem  Feinde,  zu  thun,  sondern 
mit  einem  Bürger."  Wer  aber  als  Fremder  hier  anzu- 
sehen sei,  erklärt  Virgil  deutlicher,  als  es  ein  Rechts- 
gelelirter  vermag: 

„Alles  Land  fürwahr,  was  frei  von  unserem  Scep- 
ter  sich  abtrennt,  halte  ich  für  fremdes."  l^^) 


^ 


1^3)  Eine  andere,  von  Gr.  nicht  berührte  Frage  ist  die, 
ob  die  eigenen  Bürger  eines  Staates  bei  ihm  von  einem 
fremden  Staate  als  Gesandte  des  letzteren  beglaubigt  wer- 
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2.  Bundesgenossen  zu  ungleichem  Recht  haben  des- 
halb^ da  sie  nocli  selbstständig  sind^  das  Gesandtenrecht; 
ja  selbst  die,  welche  zum  Theil  untertlian  sind  und  zum 
Theil  nicht,  für  den  letzteren  Theil.  Dagegen  verlieren 
Könige,  die  in  einem  feierlichen  Kriege  besiegt  worden 
und  ihr  Reich  verloren  haben,  mit  anderen  königlichen 
Vorzügen  auch  das  Gesandtenrecht.  Deslialb  liielt  P. 
Aemilius  die  Unterhändler  des  von  ihm  besiegten  Perseus 
zurück.  !»•*) 

3.  In  Bürgerkriegen  treibt  indess  mitunter  die  Noth 
ausnahmsweise  zu  diesem  Recht;  so,  wenn  das  Volk  in 
zwei  ziemlich  gleiche  Theile  getrennt  ist,  dass  man  nicht 
weiss,  bei  welchem  die  Staatsgewalt  zu  suchen  ist,  oder 
wenn  Zweie  mit  zweifelhaftem  Recht  über  die  Nachfolge 
in  der  Herrschaft  streiten.  In  solchem  Falle  gilt  das 
eine  Volk  für  diese  Zeit  gleichsam  für  zwei.  Deshalb 
beschuldigt  Tacit US  die  Flavier,  dass  sie  das  auch  unter 
fremden  Völkern  geachtete  Gesandtenrecht  gegen  die  Ab- 
gesandten von  Vitellii  in  der  Wuth  des  Bürgerkrieges 
verletzt  hätten.  See-  und  Strassenräuber,  die  keinen  Staat 
bilden,  können  sich  nicht  auf  das  Völkerrecht  berufen. 
Als  Tacfarinas  Gesandte  an  den  Kaiser  Tiber  geschickt 
hatte,  war  dieser  empört,  „dass  ein  Deserteur  und  Räuber 
sich  wie  ein  richtiger  Feind  benähme."  Dies  sind  die 
eigenen  Worte  des  Tacitus.  Indess  erlangen  sie,  so 
wie  sie  sind,  mitunter  durch  gegenseitiges  Versprechen 
das  Recht  der  Gesandtschaft,  wie  einst  die  Flüchtlinge  in 
dem  Pyrenäi sehen  Gebirge. 

III.  1.     Zwei  Punkte   in  Betreff  der  Gesandten  pflegen 


den  können.  Frankreich  und  Schweden  haben  dies  lange 
Zeit  nicht  gestattet.  Ein  allgemeiner  Gebraucli  hat  sich 
noch  bis  jetzt  nicht  gebildet.  Die  Frage  wird  meist  da- 
durch erledigt,  dass  man  überhaupt  wegen  der  Person  des 
Gesandten  vorher  anfragt  und  nur  personas  (jratas  zu 
wählen  pflegt. 

194)  In  Bundesstaaten  ist  das  Gesandtschaftsrecht  meist 
der  Centralgewalt  vorbehalten,  doch  hat  weder  die  Ame- 
rikanische Union,  noch  die  Schweiz,  noch  der  Norddeutsclje 
Bund  das  Gesandtschaftsrecht  der  Einzelstaaten  ganz  auf- 
gehoben. 
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auf  das  Völkerrecht  gestützt  zu  werden;  1)  dass  sie  an- 
genommen werden,  und  2)  dass  sie  nicht  verletzt  werden, 
lieber  den  ersteren  hat  Livius  eine  Stelle,  wo  der  Kar- 
thager Senator  Hanno  gegen  Hannibal  so  eifert:  „Die  Ge- 
sandten, welche  von  den  Bundesgenossen  und  für  diese 
k;iraen,  hat  Euer  braver  Feldherr  nicht  in  das  Lager  ge- 
lassen* er  hat  das  Völkerrecht  verletzt."  Man  darf  dies 
jedocii' nicht  so  wörtlich  nehmen;  denn  das  Völkerrecht 
verlangt  nicht,  dass  alle  angenommen  werden  sollen;  es 
verbietet  nur,  sie  ohne  Grund  abzuweisen.  Der  Grund 
dazu  kann  in  dem  Absender  oder  in  dem  Gesandten  oder 
in  seinem  Auftrage  liegen. 

2.  Melesippus,  der  Gesandte  der  Lacedämonier,  wurde 
aus  Antrieb  des  Perikles  aus  dem  Attischen  Gebiet  aus- 
o'ewiesen,  weil  er  von  einem  bewaffneten  Feinde  kam. 
So  verweigerte  der  Römische  Senat  den  Empfang  der 
Karthaginiensischen  Gesandten,  weil  deren  Heer  in  Italien 
sei.  Die  Gesandten  des  Perseus,  der  mit  Krieg^  gegen 
die  Römer  umging,  Hessen  die  Achäer  nicht  zu.  So  wies 
Justinian  die  Gesandtschaft  des  Totilas  ab,  weil  er  oft 
seinen  Eid  gebrochen  habe;  ebenso  die  in  Urbini  befind- 
lichen Gothen  die  Redner  des  Belisar.  Auch  die  Ge- 
sandten der  Cynethensier  sind  nach  Polybius  überall 
abgewiesen  worden  wegen  der  Schlechtigkeit  ihres  Volkes. 
Ein  Beispiel  zu  dem  zweiten  Grund  ist  Theodorus,  wel- 
cher der  Gottlose  genannt  wurde,  und  den  Lysimachus 
nicht  hören  mochte,  als  Ptoleraäus  ihn  schickte.  Aehn- 
liches  widerfuhr  Anderv-n  aus  besonderem  Hass.  Der 
dritte  Weigerungstall  tritt  bei  einem  Verdacht  in  Bezug 
auf  den  Grund  der  Absendung  ein.  So  war  mit  Recht  die 
Gesandtschaft  des  Assyrier  Rhabaces  wegen  Aufreizung 
des  Volkes  dem  Ezechias  verdächtig.  Auch  kann  es  kom- 
men, dass  sie  der  Würde  oder  der  Zeit  nicht  entspricht. 
So  verboten  die  Römer  den  Aetolern,  Gesandte  ohne  Er- 
laubniss  des  Feldherrn  zu  schicken;  so  sollte  Perseus  sie 
nicht  nach  Rom,  sondern  an  Licinius  senden,  und  die  Ge- 
sandten des  Jugurtha  wurden  ang^ewiesen,  innerhalb  zehn 
Tagen  Italien  zu  verlassen,  ausgenommen,  sie  kämen,  um 
das  Königreich  und  den  König  zu  überliefern.  Mit  dem 
besten  Recht  können  aber  die  jetzt  gebräuchlichen  dauern- 
den  Gesandtschaften    abgewiesen   werden;    denn   dass   sie 
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nicht  nöthig  sind,  zeigt  das  Alterthura,  dem  sie  unbekannt 
waren,  i^^) 

IV.  1.  Schwieriger  ist  die  Frage  über  die  Unverletz- 
lichkeit der  Gesandten;  sie  ist  in  diesem  Jahrhundert  von 
berühmten  Männern  verschieden  beantwortet  worden.  Man 
muss  dabei  die  Person  der  Gesandten,  ihr  Gefolge  und 
ihr  Vermögen  unterscheiden.  Nach  Einigen  verbietet  das 
Völkerrecht  nur  die  ungerechte  Gewalt  gegen  die  Person 
der  Gesandten,  indem  alle  Privilegien  nach  dem  gemeinen 
Recht  ausgelegt  werden  sollen.  Andere  meinen,  dem  Ge- 
sandten dürfe  nicht  aus  jeder  Ursache  Gewalt  angethan 
werden,  sondern  nur,  wenn  er  das  Völkerrecht  verletzt 
habe.  Dies  geht  sehr  weit;  denn  das  Naturrecht  ist  darin 
eingeschlossen;  mithin  könnte  der  Gesandte  wegen  jedes 
Vergehens,  mit  Ausnahme  der  nur  durch  die  Gesetze  des 
besonderen  Staates  verbotenen  Handlungen,  bestraft  wer- 
den. Andere  beschränken  dieses  Recht  auf  die  Fälle,  wo 
der  Gesandte  etwas  gegen  die  Verfassung  oder  das  An- 
sehen des  Staates,  an  den  er  gesandt  ist,  begeht.  Andere 
halten  selbst  dies  für  gefährlich;  vielmehr  soll  die  Klage 
bei  dem,  der  ilm  geschickt  hat,  angebracht  werden,  und 
diesem  das  Urtheil  über  den  Gesandten  anlieim  gegeben 
werden.     Andere  wollen,    dass   unbetheiligte  Könige  oder 


*'^*"»)  Diese  letzte  Ansicht  ist  im  neueren  Völkerrecht 
verlassen.  Es  gilt  jetzt  als  Regel,  dass  jeder  Staat  auch 
ständige  Gesandten  eines  anderen  Staates  nicht  abweisen 
darf,  wenn  nicht  besondere  Ausnahmsfälle  vorliegen,  die 
sich  meist  auf  die  Person  des  Gesandten  beziehen.  Diese 
Regel  ist  die  Folge  des  innigeren  Verkehrs,  in  dem  die 
modernen  Staaten  zu  einander  stehen.  Die  neuen  Erfin- 
dungen für  die  Beschleunigung  des  schriftlichen  Verkehrs, 
insbesondere  die  Telegraphie  haben  dagegen  die  Stellung 
der  Gesandten  wieder  sehr  herabgedrückt,  und  die  stei- 
gende Macht  der  Volksautorität  wirkt  ebenfalls  in  dieser 
Richtung  (B.  XI.  ir>6).  Deshalb  drängen  alle  Parlamente 
auf  Verminderung  der  Gesandten  und  Vermehrung  der 
Konsuln,  die  dem  Handel  und  dem  Volke  dienen.  Dies 
ist  ein  Beispiel  von  der  Veränderlichkeit  des  Rechts  und 
seiner  Abhängigkeit  von  der  Macht  des  Menschen  über 
die  Natur  (B.  XL  192). 
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Völker    darüber    zu    Rathe    gezogen    werden   sollen:    was 
klug  sein  mag,  aber  nicht  in  das  Recht  gehört. 

2.  Die  für  jede  Meinung  angeführten  Gründe  führen 
zu  keinem  bestimmten  Ergebniss,  da  dieses  hier  fragliche 
Recht  nicht  wie  das  Naturrecht  aus  festen  Regeln  mit 
Sicheilieit  sich  ableitet,  sondern  seine  nähere  Bestimmung 
von  dem  Willen  der  Völker  erhält,  welche  für  die  Ge- 
sandten allgemein  oder  nur  unter  gewissen  Ausnahmen 
sorgen  konnten.  Denn  auf  der  einen  Seite  steht  der  Nutzen 
aus  der  Strafe  gegen  die,  welche  sich  schwer  gegen 
die  Gesetze  vergehen ;  auf  der  anderen  der  Nutzen  der 
Gesandtschaften ,  deren  leichte  Benutzung  durch  die  mög- 
licliste  Sicherheit  derselben  liedeutend  erhöht  wird.  Man 
muss  daher  sehen,  wie  die  Völker  sich  Jiier  vereinigt  lia- 
ben;  was  man  aus  blossen  Beispielen  nicht  erweisen  kann, 
da  es  deren  nach  beiden  Richtungen  Jiin  viele  giebt.  Des- 
lialb  muss  man  auf  die  Aussprüche  berühmter  Männer  und 
auf  allgemeine  Grundsätze  zurückgehen.  ^•>^») 

3.  Solcher  Aussprüche  liabe  ich  zwei  berühmte,  einen 

^•**»)  Gr.  zeigt  hier  eine  deutliche  Einsicht  in  die  Quelle 
aller  Kontroversen  im  Rechte  überhaupt.  Der  Widerstreit 
von  Prinzipien,  die  an  sich  beide  gleich  berechtigt  sind, 
nöthigt  zu  einem  Kompromiss,  und  dieses  Kompromiss, 
wenn  es  durch  lange  Hebung  sicli  zur  Regel  gestaltet  und 
in  das  sittliche  Gefühl  übergegangen  ist,  stellt  das  Recht 
dar.  Wie  aber  dieser  Kompromiss  zu  fassen,  ob  dem 
einen  oder  dem  anderen  Prinzip  eine  grössere  Geltung 
liierbei  einzuräumen,  kann  aus  diesen  Prinzipien  selbst  nie 
entschieden  werden,  sondern  hängt  von  anderen  Umstän- 
den ab,  die  siel»  daneben  geltend  machen  und  ebenfalls 
als  Quellen  des  Rechts  auftreten.  In  Zeiten,  wo  der 
staatliche  Verkehr  noch  wenig  entwickelt  ist,  wird  das 
Prinzip  der  Unverletzliclikeit  zu  Gunsten  der  Kriminal- 
reclitspflege  und  eigenen  Staatshoheit  zurücktreten;  in  der 
modernen  Zeit,  wo  der  Verkehr  sein-  rege  und  enge  ge- 
worden, hat  sich  das  Recht  nacli  der  entgegengesetzten 
Richtung  entwickelt.  —  Hätte  Gr.  orkannt,  dass  dies  der 
allgemeine  Ursprung  alles  Rechtes  ist,  so  würde  er  davon 
abgestanden  sein,  ein  Naturrecht  zu  schreiben,  was  ewig 
gelte,  aus  der  Natur  der  Dinge  liervorgehe  und  für  alle 
Zeiten  unveränderlich  bleibe. 


Grotius,  Recht  d.  Kr.  n.  Fr.    II. 
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von  Livius,  den  anderen  von  Sallust.  Livius  sagt 
über  die  Gesandten  des  Tarquinius,  welche  den  Verrath 
in  Rom  veranlasst  hatten:  „Obgleich  sie  so  gehandelt 
haben,  dass  man  sie  als  Feinde  betrachten  muss,  so  liat 
doch  das  Völkerrecht  die  Oberhand  behalten."  Man  sieht 
hier,  dass  das  Völkerrecht  selbst  auf  solche  ausgedehnt 
wird,  die  etwas  Feindliches  verüben.  Der  Ausspruch  des 
Sallust  bezieht  sich  auf  das  Gefolge  der  Gesandtschaft, 
worüber  bald  gesprochen  werden  soll,  nicht  auf  die  Ge- 
sandten selbst.  Indess  ist  die  Folgerung  von  dem  Grösse- 
ren, d.  h.  weniger  Glaubliclien,  auf  das  Geringere,  d.h. 
das  mehr  Glaubliche,  gestattet.  Er  sagt  nun:  „Bomilcar, 
der  Begleiter  dessen,  der  in  öffentlichem  Glauben  nach 
Rom  gekommen  war,  kann  eher  nach  den  Regeln  des 
Billigen  und  Guten  als  nach  dem  Völkerrecht  angeklagt 
werden."  Das  Billige  und  Gute,  d.  li.  das  reine  Natur- 
recht,  gestattet,  dass  man  gegen  den  Verbrecher  die 
Strafe  da  vollzieht,  wo  er  getroffen  wird;  aber  das  Völker- 
recht nimmt  die  Gesandten  und  die,  welche  gleich  ihnen 
im  öffentlichen  Glauben  kommen,  davon  aus.  Die  straf- 
rechtliche Verfolgung  der  Gesandten  ist  deshalb  gegen 
das  Völkerrecht,  welches  Vieles  verbietet,  was  das  Natur- 
recht  gestattet. 

4.  Auch  die  Regeln  der  Auslegung  stehen  dem  zur 
Seite.  Denn  Privilegien  sind  so  auszulegen,  dass  sie 
etwas  über  das  gemeine  Recht  hinaus  gewähren.  Wären 
die  Gesandten  nur  gegen  ungerechte  Gewalt  geschützt, 
so  wäre  dies  nichts  Grosses  und  kein  Vorzug.  Dazu 
kommt,  dass  die  Sicherheit  der  Gesandten  höher  steht 
als  der  Nutzen  der  Strafe.  Denn  gestraft  kann  der  Ge- 
sandte von  seinem  Machtgeber  werden,  wenn  dieser  will, 
und  weigert  er  sich,  so  kann  dies  durch  Krieg  von  ihm 
gefordert  werden,  da  er  sich  sonst  zum  Beschützer  des 
Verbrechens  macht.  Andere  wenden  ein,  es  sei  besser. 
Einen  zu  strafen,  als  durch  Krieg  Viele  in  Gefahr  zu 
bringen.  Wenn  aber  der  Absender  die  Handlung  des  Ge- 
sandten billigt,  so  befreit  uns  die  eigene  Bestrafung  des 
Gesandten  nicht  von  dem  Kriege.  Auf  der  anderen  Seite 
ist  die  Sicherheit  der  Gesandten  sehr  schwankend,  wenn 
sie  über  ihre  Handlungen  sich  gegen  einen  Anderen  als 
ihren  Machtgeber  verantworten  sollen.  Denn  da  die  Mei- 
nungen des  Absenders  und  des  Empfängers  der  Gesandten 
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meist  verschieden  und  oft  entgegengesetzt  sind,  so  wird 
immer  leicht  etwas  gefunden  werden  können,  was  den 
Schein  eines  Vergehens  auf  den  Gesandten  wirft.  Und 
wenn  auch  einzelne  Fälle  so  klar  sein  sollten,  dass  kein 
Streit  darüber  stattfinden  kann,  so  genügt  doch  sclion  für 
die  Billigkeit  und  Nützlichkeit  die  Gefahr  überhaupt,  um 
keine  Ausnahme  von  einem  Gesetze  zu  gestatten. 

5.    Deshalb  bin  ich  der  Meinung,  dass  die  allgemeine 
Sitte,  welche  die  Fremden  den  Landesgesetzen  unterwirft, 
nach  dem  Willen  der  Völker  bei  den  Gesandten  eine  Aus- 
nahme erleidet.     So   wie    sie   nach  einer  Fiktion  die  Per- 
son ihres  Machtgebers  darstellen  („die  Mienen  des  Senates 
und  das  Ansehen   des  Staates  führte  er  mit  sich,"    sagt 
Cicero  von   einem  Gesandten),    so  gelten  sie  nach  einer 
anderen  Fiktion  als  ausserhalb  des  Landes  wohnend;   sie 
sind    deshalb   auch   dem   bürgerlichen  Recht   des   Staates, 
bei  dem  sie  beglaubigt  sind,  nicht  unterworfen.   Begehen  sie 
ein  Vergehen,  was  man  unbeachtet  lassen  kann,  so  muss  man 
es   entweder  verschweigen   oder   den  Gesandten   aus   dem 
Gebiete    ausweisen,    wie    dies    nach  Polybius  mit   dem 
Gesandten  geschah,    der  den  Geissein   zur  Flucht  behülf- 
lich  gewesen  war.     Wenn   deshalb  zu   einer  anderen  Zeit 
der  Gesandte   der  Tarentiner  wegen   desselben  Vergehens 
mit  Ruthen  gezüchtigt  worden  ist,    so   erhellt,    dass  dies 
deshalb    geschehen    ist,    weil    damals   die  Tarentiner  als 
Besiegte  den  Römern  unterthan  waren.    Ist  das  Verbrechen 
schwererer  Natur    und   mit  allgemeinen   Nachtheilen   ver- 
bunden,   so    muss    der    Gesandte    seinem    Herrn    zurück- 
gescliickt    werden,    damit    dieser    ihn   bestrafe   oder    aus- 
liefere.    So  verlangten  die  Gallier,  dass  die  Fabier  ihnen 
ausgeliefert  würden. 

6.  Indess  ist  frülier  schon  bemerkt  worden,  dass  die 
menschlichen  Gesetze  ihrer  Bescljaffenheit  nach  in  der 
äussersten  Noth  nicht  verbinden,  und  so  wird  dies  auch 
von  der  Regel,  dass  die  Gesandten  unverletzlich  seien, 
gelten.  Allein  diese  höchste  Noth  führt  niclit  zur  Voll- 
streckung der  Strafe,  welche  auch  in  anderen  Fällen  nach 
dem  Völkerrecht  wegfällt,  wie  sich  später  bei  den  Wir- 
kungen eines  feierlichen  Krieges  ergeben  wird,  sondern 
nur  zur  Abwendung  des  schwereren  Uebels,  namentlich 
des  allgemeinen.  Um  also  der  drohenden  Gefahr  zu  be- 
gegnen, kann,  wenn  es  keinen  anderen  Ausweg  giebt,  der 

9* 


20 


Buch  II.     Kap.  XAIII. 


Gesandte  festgehalten  und  vernommen  werden.  So  hielten 
die  Römischen  Konsuln  die  Gesandten  des  Tarquinius 
fest  und  hatten  vorzüglich  Obacht,  dass  diese  die  Briefe 
nicht  unterschlügen,  wie  Li v ins  erzählt. 

7.      Bereitet    der    Gesandte    ein    gewaltsames,    durch 
Waffengebrauch    zu    vollziehendes    Unternehmen    vor,    so 
kann   er   selbst  getödtet  werden;    nicht  als   Strafe,    aber 
im  Wege  der  Nothwehr.     So  konnten  die  Fabier,   welche 
Livius    die   Verletzer    des    menschlichen  Rechtes    nennt, 
von   den  Galliern   getödtet  werden.     Deshalb   hindert   bei 
Euripides  der  lleraklide  Demophon  den  von  Eurystheus 
gesandten  Friedenspriester  mit  Gewalt,   als  er  die  Hülfe- 
suchenden mit  Gewalt  wegreissen   wollte,   und   als  dieser 
ausrief:     ,,Du    wagst    einen    hierher    gesandten    Friedens- 
priester zu  tödten?"  antwortete  Demophon:   „Ja,  wenn  er 
seine  Hand  von   der  Gewaltthat  nicht  rein  hält."     Dieser 
Priester  soll  Copreus  gcheissen  haben,  und  er  wurde  we- 
gen dieser  Gewaltthat  von  den  Atheniensern  getödtet,  wie 
Philo stratus  im  Leben  des  Herodes  erzählt.    Mit  einer 
ähnlichen  Untersclieidung  beantwortet  Cicero  die  Frage, 
ob   der   Sohn    seinen    das   Vaterland    verrathenden   Vater 
anklagen    dürfe.     Er    meint    nämlich,    dass   der   Sohn    es 
müsse,  wenn  es  sich  um  Abwendung  einer  drohenden  Ge- 
fahr  handle;    aber   nicht,    wenn   die  Gefahr  schon  vorbei 
sei    und  es  sich  blos  um  die  Strafe  der  Hiat  liandle. 

V.  1.  Das  Verbot  aller  Gewalt  gegen  den  Gesandten 
verpiiichtet  nur  den,  zu  wolcliem  der  Gesandte  geschickt 
worden,  und  nur,  wenn  er  ihn  angenommen  hat;  gleichsam 
als  wenn  von  da  ab  stillschweigend  ein  Vertrag  zwischen 
ihnen  geschlossen  worden  wäre.  Uebrigens  kann  gemel- 
det werden,  und  geschieht  auch,  dass  keine  Gesandten  ge- 
schickt werden  sollen,  weil  sie  sonst  als  Feinde  behandelt 
werden  würden.  So  geschah  es  von  den  Römern  gegen 
die  Aetolier,  und  auch  früher  schon  machten  die  Römer 
den  Vejcntern  bekannt,  dass,  wenn  sie  die  Gesandten 
nicht  aus  Rom  fortholten,  mit  ihnen  das  geschehen  würde, 
was  Lars  Tolumnius  gethan.  «^>')  Auch  die  Samniter  er- 
öffneten den  Römern,  dass,  wenn  sie  ihrer  Versammlung 
in   Samnium    sich    näherten,    sie  nicht   unversehrt  wieder 

!*>')  Dieser  hatte    die   zu   ihm   geschickten   Römischen 
Gesandten  getödtet. 
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fortgehen  würden.  Das  Gesetz  bezieht  sich  aber  nicht 
auf  die,  durch  deren  Gebiet  die  Gesandten  ohne  Erlaub- 
niss  hindurchreisen;  denn  wenn  sie  zu  deren  Feinden 
gehen  oder  von  diesen  kommen  oder  sonst  wo  Feind- 
liches bereiten,  so  können  sie  sogar  getödtet  werden.  So 
thaten  die  Athener  mit  den  Gesandten  zwischen  den  Per- 
sern und  Spartanern,  und  die  Illyrier  mit  den  Gesandten 
zwischen  den  Essiern  und  den  Römern.  Noch  unbedenk- 
licher ist  die  Verhaftung,  die  Xenophon  gegen  Einige  an- 
wandte; ebenso  Alexander  gegen  die  von  Theben  und 
Lacedämon  an  Darius  geschickten  Gesandten,  und  die 
Römer  gegen  die  Gesandten  Philipp's  an  Hannibal,  und 
die  Lateiner  gegen  die  Gesandten  der  Volsker. 

2.  Werden  die  Gesandten,  ohne  dass  so  etwas  vor- 
liegt, schlecht  behandelt,  so  wird  dadurch  zwar  nicht  das 
Völkerrecht,  aber  die  Freundschaft  und  die  Ehre  dessen 
verletzt,  an  den  sie  abgesandt  sind,  oder  dessen,  der  sie 
gesandt  hat.  Justinus  sagt  von  dem  späteren  Philipp, 
König  von  Macedonien:  „Er  schickte  einen  Gesandten  mit 
Briefen  an  Hannibal,  um  ein  Bündniss  zu  schliessen. 
Dieser  wurde  gefangen  und  vor  den  Römischen  Senat 
gebracht,  aber  unverletzt  entlassen,  niclit  aus  Schonung 
der  Eiire  des  Königs,  sondern  um  nicht  den  noch  zweifel- 
haften Feind  zu  einem  unzweifelhaften  zu  machen." 

VI.  Uebrigens  steht  die  einmal  zugelassene  Gesandt- 
schaft bei  den  Feinden,  selbst  während  des  Krieges  unter 
dem  Schutz  des  Völkerrechts.  Diodor  von  Siciiien  sagt, 
dass  für  die  Unterhändler  selbst  im  Kriege  Frieden  sei. 
Als  die  Lacedämonier  die  Friedenspriester  der  Perser 
getödtet  hatten,  hiess  es,  „sie  hätten  das  bei  allen  Völkern 
geltende  Recht  verletzt."  Pomponius  sagt:  „Wer  den 
Gesandten  der  Feinde  scldägt,  verletzt  das  Völkerrecht, 
was  den  Gesandten  für  unverletzlich  erklärt."  Tacitus 
nennt  dies  Recht:  „das  Recht  der  Feinde,  das  Heiligthum 
der  Gesandten  und  den  Glauben  der  Völker."  Cicero 
sagt  in  seiner  ersten  Rede  gegen  Verres:  „Sollen  die  Ge- 
sandten unter  den  Feinden  nicht  unverletzlich  sein?" 
Seneca  sagt  in  seinem  Buche  über  den  Zorn:  „Er  ver- 
letzte die  Gesandten  und  brach  das  Völkerrecht."  Livius 
nennt  es  einen  Mord,  der  das  Völkerrecht  bricht,  ein 
Verbrechen,  eine  nichtswürdige  Tliat,  eine  gottlose  Tödtung, 
bei  Erzählung  der  Geschichte  von  jenen  Gesandten,  welche 
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die  Fidenater  getödtet  hatten.  An  einer  anderen  Stelle 
sagt  er:  „Man  drohte  den  Gesandten  und  gestattete  ihnen 
nicht  einmal  die  Rechte  des  Krieges."  Curtius  sagt: 
„Er  schickte  Unterhändler,  die  sie  zum  Frieden  bestimmen 
sollten;  aber  die  Syrier  tödteten  sie  gegen  das  Völker- 
recht und  warfen  die  Leichname  in  das  Meer."  Der  Aus- 
spruch ist  walir,  denn  im  Kriege  fällt  Vieles  vor,  was 
nur  durch  Gesandte  erledigt  werden  kann,  und  selbst  der 
Frieden  kann  nicht  wohl  anders  zu  Stande  kommen. 

VII.  Man  stellt  auch  die  Frage,  ob  nach  dem  Rechte 
der  Wiedervergeltung  der  Gesandte  dessen  gemisshandelt 
werden  könne,  der  dergleichen  selbst  vorübt  habe.  Aller- 
dings kommen  in  der  Gescliichte  viele  Beispiele  von  sol- 
cher Rache  vor;  denn  die  Geschiclite  berichtet  nicht  blos 
die  guten  Thaten,  sondern  auch  die  schlechten,  welche 
aus  Zorn  und  Ohnmacht  verübt  werden.  Das  Völkerrecht 
sclultzt  nicht  blos  das  Ansehen  des  Absendenden,  sondern 
auch  die  Sicherheit  des  Gesandten  selbst;  deslialb  gilt 
der  stillschweigende  Vertrag  auch  für  diesen.  Es  ge- 
schieht also  ihm  Unrecht,  sollte  es  auch  nicht  seinen 
Maclitgebcr  treffen.  Als  die  Römischen  Gesandten  von 
den  Karthagern  schlecht  behandelt  worden  waren,  und 
später  die  Gesandten  der  Karthager  dem  Scipio  vorge- 
führt wurden,  fragte  man  ihn,  was  mit  ihnen  geschehen 
solle,  und  er  antwortete  grossmüthig  und  dem  Völkerrecht 
gemäss:  „Nichts  von  der  Art,  was  die  Karthager  verübt 
haben."  Nach  Livius  hat  er  noch  hinzugefügt:  „er  werde 
nichts  thun,  was  die  Einrichtungen  des  Römischen  Volkes 
entehre."  Valerius  Maximus  lässt  die  Römischen  Kon- 
suln bei  einer  ähnlichen,  aber  früheren  Gelegenheit  sa- 
gen: „Von  dieser  Furcht,  o  Hanno,  befreit  Dicii  die  Red- 
lichkeit unseres  Staates."  Denn  auch  da  hatten  die  Kar- 
thager dem  Cornelius  Asina  gegen  das  Völkerrecht  Ketten 
angelegt. 

VIII.  1.  Auch  die  Begleiter  und  das  Geräth  der  Ge- 
sandten haben  in  ihrer  Art  diesen  Schutz.  Deshalb  heisst 
es  in  einem  alten  Lied  der  Fecialen:  „König!  machst  Du 
mich  nicht  zu  dem  königlichen  Gesandten  des  Römischen 
Volkes  sammt  meinem  Geräthe  und  meinen  Gefälirten?" 
Nach  dem  Julischen  Gesetz  sind  nicht  blos  die,  welche 
die  Gesandten,  sondern  auch  die,  welche  deren  Begleiter 
mit  Unrecht  gewaltthätig  behandelt  haben,  der  Strafe  ver- 
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fallen.  Diese  geniessen  den  Schutz  indess  nur  mittelbar, 
mithin  soweit  es  der  Gesandte  verlangt.  Haben  die  Be- 
gleiter ein  Verbrechen  begangen,  so  kann  daher  von  dem 
Gesandten  deren  Auslieferung  verlangt  werden;  mit  Gewalt 
dürfen  sie  aber  nicht  gefasst  werden.  Als  die  Achäer 
dies  gegen  einen  Lacedämonier  thaten,  welcher  die  Rö- 
mischen Gesandten  begleitete,  so  beklagten  sich  die  Rö- 
mer über  die  Verletzung  des  Völkerrechts.  Hierher  gehört 
auch  der  früher  erwähute  Ausspruch  Sallust's  über  Bo- 
milcar.  Weigert  der  Gesandte  die  Auslieferung,,  so  ist 
ebenso  wie  oben  bei  dem  Gesandten  selbst  zu  verfahren. 

2.  Ob  aber  der  Gesandte  selbst  die  Gerichtsbarkeit 
gegen  seine  Angehörigen  üben,  und  ob  er  allen  Flücht- 
lingen in  seinem  Hause  ein  Asyl  gewäliren  könne,  hängt 
von  der  Bewilligung  dessen  ab,  bei  dem  er  beglaubigt 
ist;  denn  dies  gehört  nicht  in  das  Völkerrecht. 

IX.  Auch  ist  es  richtig,  dass  das  bewegliche  Vermö- 
gen des  Gesandten,  das  als  Zubehör  der  Person  gilt,  nicht 
abgepfändet,  noch  mit  Exekution  belegt  werden  darf.  Dies 
darf  weder  der  Richter,  noch,  wie  Einige  meinen,  der 
König.  Denn  der  Gesandte  muss  von  allem  Zwange  frei 
bleiben,  sowohl  für  seine  Sachen  wie  für  seine  Person, 
damit  seine  Sicherheit  voll  sei.  Hat  er  Schulden  gemacht, 
und  besitzt  er  in  dem  Lande  keine  Grundstücke,  so  ist  er 
in  Güte  zu  mahnen,  und  wenn  er  sich  weigert,  sein  Macht- 
geber. Zuletzt  treten  hier  dieselben  Maassregeln  ein,  wie 
überhaupt  gegen  Schuldner,  die  sich  ausserhalb  Landes 
befinden. 

X.  1.  Auch  braucht  man  nicht,  wie  Einige  meinen, 
zu  fürcJiten,  dass  durch  solche  Bestimmung  der  Kredit 
der  Gesandten  erschüttert  werden  würde.  Denn  auch  die 
Könige,  gegen  welche  kein  Zwang  zulässig  ist,  finden 
Leute,  die  ihnen  borgen,  und  nach  Nico  laus  von  Da- 
maskus war  es  bei  einigen  Völkern  Sitte,  dass  aus  kredi- 
tirten  Gescliäften  keine  Klage  stattfand,  so  wenig  wie 
gegen  blos  Undankbare.  Die  Leute  waren  deshalb  ge- 
nöthigt,  entweder  auch  ihrerseits  Wort  zu  halten  oder 
sich  mit  dem  blossen  Versprechen  des  Schuldners  zu  be- 
gnügen. Seneca  wünscht  diesen  Zustand  herbei  und 
sagt:  „Könnten  wir  es  doch  erreichen,  dass  das  geborgte 
Geld  nur  freiwillig  zurückgezahlt  würde;  dass  keine  For- 
mel die  Käufer  und  Verkäufer   den  Gerichten  unterwürfe. 
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und  dass  die  Vertrüge  und  Abkommen  keines  Siegels  be- 
dürften! Nur  die  Ehrlichkeit  und  der  Sinn  für  das  Billige 
sollten  ihre  Wächter  sein!"  Nach  Appian  missfiel  es 
auch  den  Persern,  Geld  geborgt  zu  nehmen,  da  dies  die 
Quelle  von  Betrug  und  Lügen  werde. 

2.  Dasselbe  erzählt  Aeli an  von  den  Indern;  Strabo 
stimmt  ihm  mit  den  Worten  bei:  „Die  Gerichte  sollten 
nur  über  Mord  und  Vergehen  urtheilen,  weil  der  Mensch 
sich  dagegen  nicht  schützen  kann;  aber  die  Verträge  liän- 
gen  von  dem  Willen  ab;  deshalb  muss  man  es  ertragen, 
wenn  Jemand  nicht  Wort  hält,  und  lieber  vorher  die  Per- 
son ansehen,  der  man  vertraut,  aber  den  Staat  nicht  mit 
Prozessen  anfüllen."  Auch  Charondas  verordnete.  Niemand 
solle  kreditirtes  Geld  einklagen  können.  Auch  Plato 
stimmt  dem  bei.  Aristoteles  sagt:  „In  einzelnen  Ländern 
kann  deshalb  nicht  geklagt  werden;  man  meint,  die  Leute 
müssten  sich  mit  dem  Versprechen  begnügen,  auf  das  sie 
sich  zu  Anfang  verlassen  haben."  Und  an  einer  anderen 
Stelle:  „Es  giebt  Länder,  wo  die  Gerichte  über  Darlehen 
nicht  erkennen,  indem  die  Sache  privatim  mit  dem  abge- 
macht werden  muss,  mit  dem  man  sich  eingelassen,  und 
dem  man  kreditirt  hat."  ^•^^^)     Was  dagegen  aus  dem  Rö- 

1*«^**)  Diese  hier  dargelegte  Ansicht,  dass  ein  grosser 
Theil  des  Verkehrs  unter  (\t\\  Menschen  auch  ohne  die 
Hülfe  der  Justiz  bestehen  könne,  ist  insofern  von  Inter- 
esse, als  sie  in  neuerer  Zeit  wieder  entschiedener  in  den 
Vordergrund  tritt  und  selbst  einen  praktischen  Eintiuss 
auf  die  Gesetzgebung  gewinnt.  Dahin  gehören  insbeson- 
dere die  Aufhebung  des  Wechselarrestes,  der  Schuldhaft, 
die  Befreiung  des  Arbeitslohnes  von  der  Exekution  und 
Beschlagnahme,  die  sehr  ausgedehnte  Befreiung  des  Mo- 
biliars und  der  Kleidung  von  der  Exekution  u.  s.  w.  Allen 
diesen  Einrichtungen  liegt  der  allgemeine  Gedanke  unter, 
dass  der  gesunde  Kredit  dieser  Mittel  nicht  bedarl',  dass 
vielmehr  nur  der  schlechte  Kredit  nach  solcher  Hülfe  ver- 
lange, während  der  gesunde  durch  die  Redlichkeit  und 
die  kaufmämiische  Ehre  hinreichend  geschützt  sei.  In 
den  vorgeschrittensten  Ländern,  wie  z.  B.  in  der  ameri- 
kanischen Union,  wird  es  immer  mehr  zur  Sitte  unter  den 
Geschäftsleuten,  wegen  ihrer  Forderungen  nicht  gericht- 
lich zu  klagen,  sondern  lieber  die  Forderung  zu  verlieren. 


^ti 


mischen  Recht  beigebracht  wird,  bezieht  sich  nicht  auf 
die  eigentlichen  Gesandten,  sondern  nur  auf  die  Abge- 
sandten der  Provinzen  oder  Städte. 

XI.  Von  den  Kriegen,  die  durch  Misshandlung  der 
Gesandten  veranlasst  worden  sind,  ist  die  Geschichte  voll. 
Auch  in  der  Bibel  wird  ein  solcher  Krieg  erwähnt,  den 
David  deshalb  gegen  die  Ammoniter  führte.  Cicero 
meint,  dass  aus  diesem  Grunde  auch  der  Krieg  gegen 
Mithridates  am  meisten  gerechtfertigt  werde,  i-^^) 

Die  Erfahrung  dort  lehrt,  dass  der  Verkehr  und  das  Ver- 
trauen dadurch  nicht  leiden,  und  dass  die  Verluste  nicht 
grösser,  ja  vielleicht  kleiner  sind  als  in  Ländern,  wo  die 
Hülfe  der  Justiz  fortwährend  in  Anspruch  genommen  wird, 
selbst   wenn  diese  Justiz   musterhaft   verwaltet   wird.     Es 

der 
er- 
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sind    dies   Entwickelungen,    welche    das   Dogma  von 
ünentbehrlichkeit   und    Heiligkeit    der   Justiz    sehr   zu 
schüttern  geeignet  sind. 

l*>-*)  Das  Kapitel  von  dem  Recht  der  Gesandten 
von  Gr.  mit  vieler  Umsicht  behandelt,  und  obgleich  er 
auch  hier  vorwiegend  sich  nur  mit  den  Verhältnissen  der 
alten  Zeit  beschäftigt,  so  sind  doch  die  meisten  seiner 
Sätze  noch  heute  geltendes  Recht,  soweit  nicht  der  innigere 
Verkehr  der  Staaten  die  Entwickelung  weiter  geführt  hat, 
wovon  in  Anmerk.  195  ein  Beispiel  gegeben  worden.  Gr. 
selbst  war  später  10  Jahre  schwedischer  Gesandter  in 
Paris  und  hatte  auch  sclion  früher  in  holländischen  Diensten 
vielfache  Gelegenheit,  dieses  Gebiet  praktisch  kennen  zu 
lernen.  Eine  hierher  gehörende  Institution,  welche  Gr. 
ganz  übergangen  hat,  sind  die  Handelskonsuln,  welche 
erst  im  Mittelalter  sich  zeigen  und  aus  den  städtischen 
Handelskorporationen  Iiervorgegangen  sind.  Sie  dienen 
mehr  dem  Einzelnen  und  dem  Handel,  als  dem  Staat  im 
Ganzen.  Deshalb  nehmen  sie  auch  nur  eine  Mittelstellung 
ein  und  entbehren  vieler,  dem  wirkliclien  Gesandten  zu- 
stehenden Privilegien.  Ihre  Bedeutung  ist  im  Wachsen. 
Man  tlieilt  sie  jetzt  in  Berufskonsuln  und  Geschäftskonsuln. 
In  der  Türkei  und  in  den  asiatischen  Reichen  sind  ihre 
Amtsbefugnisse  grösser,  und  eine  ausgedehnte  Gerichts- 
barkeit darin  mit  enthalten.  In  Preussen  ist  im  Jahre 
1867  ein  umfassendes  Gesetz  zur  Regelung  dieser  schwie- 
rigen  Verhältnisse    und    zur   organischen    Verbindung   der 
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Kapitel  XIX. 
Ueber  das  Recht  des  Begräbnisses.-^*^) 

I.  1.  Auf  dem  aus  dem  Willen  liervorgegangenen 
Vülkerreclit  beruht  auch  die  Pflicht  zum  Begräbniss  der 
Verstorbenen.  Dio  Chrysostomus  führt  unter  den  Ge- 
bräuchen oder  ifi^Yi,  welche  er  den  eyynufpoig,  d.  b.  dem  ge- 
schriebenen Kecht  gegenüberstellt,  hinter  dem  Recht  der 
Gesandten  noch  auf:  „dass  das  Begräbniss  der  Todten 
nicht  verhindert  werden  dürfe."  Auch  der  ältere  Seneca 
rechnet  zu  dem  ungeschriebenen  Reclit,  was  aber  gewisser 
sei  als  alles  geschriebene,  dass  der  Leichnam  mit  Erde 
bedeckt  werden  müsse.  Die  Juden  Philo  undJosephus 
nennen  es  ein  natürliches  Recht,  Isidor  von  Pelusium 
ein  Gesetz  der  Natur,  und  wir  haben  früher  erwähnt,  wie 
man  unter  Naturrecht  auch  die  gemeinsame,  der  natür- 
lichen Vernunft  entsprechende  Sitte  verstehe.  BeiAelian 
heisst  es:  „da  die  gemeinsame  Natur  das  Begraben  der 
Todten  gebietet,"  und  an  einer  anderen  Stelle  nennt  er 
die  Erde  und  das  Begräbniss  „das  allen  Menschen  Gemein- 
same und  Schuldige".    Euripides  nennt  in  seinen  „Scliutz- 

konsularischen  Gerichtsbarkeit  mit  den  einheimischen  hö- 
heren Instanzen  erlassen  worden. 

2«<>)  Das  Begräbniss  der  Todten  liat  in  der  modernen 
Zeit  und  liatte  schon  zu  Gr.'s  Zeit  nicht  mehr  die  Jiohe 
rtligiöse  und  sittliche  Bedeutung,  wie  in  der  antiken  Welt. 
Nur  weil  Gr.  sein  Naturrecht  überwiegend  aus  den 
Vorgängen  und  Sitten  der  antiken  Welt  ableitet,  ist  er 
verleitet  worden,  die  hier  auftretenden  Fragen  in  einem 
besonderen  Kapitel  ausführlich  zu  behandeln.  Wie  sehr 
sich  die  Ansichten  der  Wissenscliaft  in  dieser  Beziehung 
geändert,  erhellt  daraus,  dass  die  neuesten  Handbücher 
des  Völkerrechts  von  lief  ff  er  und  Bluntschli  des  Be- 
gräbnisses gar  nicht  melir  erwähnen.  Doch  bleibt  Gr. 
nicht  bei  dieser  Materie;  in  Folge  seiner  nicht  streng 
systematischen  Ordnung  behandelt  er  bei  dieser  Gelegen- 
heit auch  die  Frage  über  die  Zulässigkeit  des  Selbstmordes 
und  Anderes. 
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flehenden"  die  Gesetze  der  Menschen  „die  Gesetze  der 
Sterblichen".  Aristides  nennt  sie  das  gemeine  Gesetz 
Lucan  die  Gebräuche  der  Menschen,  Papinius  die  Ge- 
setze der  Länder  und  die  Bande  der  Welt,  Tacitus  den 
Verkehr  des  menschlichen  Geschlechts,  und  der  Redner 
Lysias  die  gemeinsame  Hoffnung.  „Wer  das  Begräbniss 
hmdert,  plündert  den  Menschen,"  sagt  Claudian;  „er 
schändet  die  Natur,"  sagt  der  Kaiser  Leo;  „er  ver- 
letzt die  fromme  Sitte,"  sagt  Isidor  von  Pelusium. 

2.  Die  Alten  bezeichneten  die  Götter  als  Urheber  der- 
jenigen Gesetze,  welche  den  wohlgesitteten  Menschen  ge- 
meinsam sind,  um  sie  heiliger  erscheinen  zu  lassen;  wie 
sie  dies  mit  dem  Recht  der  Gesandten  thaten,  so  auch 
hin  und  wieder  mit  diesem  Recht.  Deshalb  heisst  es  in 
der  erwähnten  Tragödie  der  Schutzflehenden  v6uop  &cau6miv, 
das  Gesetz  der  Götter,  und  bei  Sophocle's  antwortet 
Antigene  dem  Creon,  welcher  den  Polynices  zu  begraben 
verboten  hatte,  so  (v.  460  u.  ff.):  „Dieses  Verbot  hat 
weder  der  höchste  Jupiter  noch  das  Recht  der  Todes- 
götter verlangt,  denen  das  Mcnscliengeschlecht  ein  anderes 
Recht  verdankt.  Und  ich  habe  nicht  geglaubt,  dass  Du 
durch  Deine  Gebote  die  ungeschriebenen  Rechte,  welche 
der  Wink  der  Götter  bewilligt  hat,  die  ewigen,  verletzen 
könntest.  Denn  sie  sind  nicht  von  gestern,  sondern  von 
Ewigkeit;  ihr  Ursprung  liegt  im  Dunkeln.  War  es  also 
nicht  Recht,  dass  ich  mit  muthigem  Herzen  ohne  Furcht 
vor  Menschenzorn  den  Willen  der  grossen  Götter  erfüllte?« 

3.  Isoer ates  sngt  bei  Gelegenheit  des  Krieges  des 
Theseus  gegen  Creon:  „Wem  ist  es  unbekannt,  und  wer 
hat  nicht  gehört  oder  in  den  Dionysos-Festen  von  den 
Verfassern  der  Trauerspiele  erfahren,  welches  Unglück 
den  Adrastus  in  Theben  getroffen  hat,  als  er  den  Sohn 
des  Oedipus  zurückfuhren  wollte,  aber  seinen  Schwieger- 
sohn und  die  Mehrzahl  der  Argiver  verlor  und  die  Führer 
selbst  fallen  sah!  Er  allein  war  zur  Schande  übrig.  Da 
er  keinen  Waffenstillstand  zur  Begrabung  der  Todten  er- 
langen konnte,  ging  er  nacli  Athen  und  bat  Theseus,  der 
damals  den  Staat  dort  regierte,  dass  er  es  nicht  als  gleich- 
gültig nehme,  wenn  solche  Männer  ohne  Begräbniss  da 
lägen,  und  dass  er  die  Verletzung  der  alten  Sitte  und  des 
väterlichen  Rechts,  wie  es  bei  allen  Menschen  bestehe, 
nicht  gestatten  möge;    denn   das  Recht  sei  nicht  von  den 
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Menschen  erfunden^  sondern  von  der  göttlichen  Macht  an- 
geordnet. Als  Theseus  dies  vernommen,  sandte  er  ohne 
Autenthalt  einen  Gesandten  nach  Theben."  Derselbe  Iso- 
crates  tadelt  dann  die  Thebaner,  dass  sie  ihre  Staats- 
beschlUsse  über  die  Gesetze  der  Götter  gestellt.  Diese 
Geschichte  erwähnt  er  auch  in  seiner  Lobrede,  in  dem 
Lobe  der  Helena  und  in  seiner  Platäischen  Rede.  Ferner 
gedenken  derselben  Herodot  im  9.  Buch  seiner  Geschichte, 
Diodor  von  Sicilien  im  4.  Buch  seiner  Geschichte,  Xeno- 
phon  im  G.  Buch  seiner  Geschichte  Griechenlands,  und 
Lysias  in  seiner  Rede  zu  Ehren  der  Begräbnisse;  end- 
lich Aristides  in  dem  Panathenaicum,  wo  er  sagt,  dass 
dieser  Krieg  für  die  geraeinsame  Menschenuatur  unter- 
nommen worden  sei. 

4.  Diese  Pflicht  erhält  hin  und  wieder  von  den  er- 
wähnten Schriftstellern  den  Namen  der  besten  Tugenden; 
Cicero  und  Lactantius  nennen  sie:  Menschlichkeit, 
Valerius  Maxiraus:  Menschlichkeit  und  Milde,  Quin- 
tilian:  Erbarmen  und  Religiosität,  Seneca:  Erbarmen 
und  Menschlichkeit,  Philo:  Erbarmen  der  gemeinsamen 
Natur,  Tacitus:  das  Band  des  menschlichen  Geschicks, 
ülpian:  Barmherzigkeit  und  Frömmigkeit,  Modestinus: 
die  Erkenntniss  des  menschlichen  Standes,  Oapitolinus: 
die  Gnade,  Euripides  und  Lactantius,  die  Gerechtig- 
keit, Prüden tius:  ein  wohlthätiges  Werk;  die  Dona- 
tisten,  welche  die  Leichname  der  Katholiken  zu  begraben 
verboten,  beschuldigt  Optatus  der  Gottlosigkeit.  Bei 
Papinius  (Theb.  XII.  1G5)  heisst  es: 

„durch  Krieg  und  Waffen  soll  Creon  zur  Sitte 
und  Menschlichkeit  gezwungen  werden." 
Spartianus  sagt,  dass  solche  Personen  die  Menschlich- 
keit nicht  achteten;  Livius  nennt  es  „eine  Rohheit 
über  menschlichen  Zorn  hinaus;"  Homer  nennt  es  „eine 
unziemliche  That".  Lactantius  nennt  es  eine  gott- 
lose Weisheit,  wenn  man  das  Begräbniss  für  über- 
flüssig halte.  Deshalb  gilt  auch  Eteocles  dem  Papinius 
als  gottlos. 

II.  1.  Man  streitet  über  die  Ursachen,  welche  zur  Sitte, 
die  Leichname  mit  Erde  zu  bedecken,  geführt  liabe,  und 
ob  das  Begraben,  wie  bei  den  Aegyptern,  oder  das  Ver- 
brennen, wie  bei  den  meisten  griechischen  Völkerschaften, 
die  ältere  Sitte  sei.     Cicero  und  nach  ihm  Plinius  be- 


haupten   dies    von    dem  Verbrennen.     Mosch ion    meint 
die   Rohheit  der   Riesen,    welche    die   Menschen   verzehrt 
haben,  hätte  den  Anlass  gegeben,  und  das  Begräbniss  sei 
das  Zeichen,  dass  jenes  aufgegeben  worden;  er  sagt: 

„Damals   wurde   es   durch  Gesetze   geboten,    die 
vom    Tode   Geraubten    der   Erde   zu   übergeben   und 
Staub    über    die    noch    unbestatteten   Leichname   zu 
streuen,    damit    sie    nicht  geschaut   würden   als  die 
scheusslichen  Zeichen  früherer  Mahlzeiten." 
2.    Andere  meinen,  die  Menschen  wollten  damit  gleich- 
sam freiwillig  die  Schuld   abtragen,    die  sonst  die  Natur 
auch  unfreiwillig  von  ihnen  fordere;    denn  der  Menschen- 
körper sei  aus  der  Erde  gekommen  und  sollte  wieder  zur 
Erde  werden;  dies  habe  Gott  nicht  blos  dem  Adam  gesagt 
sondern  werde  auch  von  den  Griechen  und  Römern  aner- 
kannt.    Cicero   erwähnt  die  Worte  aus  des  Euripides 
Ilypsile : 

„Zurückgegeben  ist  der  Erde  die  Erde." 
Den  Ausspruch  des  Salomo,   dass   der  Staub  wieder  zur 
Erde  komme,    was  er  gewesen,    die  Seele   aber   zu  Gott 
der  sie  gegeben  habe,    giebt  Euripides  in   der  Person 
des  Theseus  in  den  „Schutzflehenden"  so  wieder: 

„Nun  gestattet,  dass  die  Todten  in  dem  Busen 
der  Erde  verliüllt  werden;  dahin,  wo  es  seinen  Ur- 
sprung genommen,  kehrt  es  zurück;  die  Seele  zum 
Himmel,  der  Leib  zur  Erde.  Denn  nicjjt  zum  ewi- 
gen Eigenthum,  sondern  nur  zu  kurzem  Gebrauch 
während  des  Lebens  ist  er  gegeben,  und  bald  for- 
dert die  Erde  das  zurück,  was  sie  selbst  ge- 
währt liat."  ^ 

Aehnlich  sagt  Lucrez  (Buch  V.  v.  1260)  von  der  Erde: 
„Die  Alles  Erzeugende  ist  auch  das  gemeinsame 
Grab  aller  Dinge." 
Cicero  führt  aus  Xenophon  in  seinen  „Gesetzen"  Buch  IL 
an:    „Der  Körper   wird   der  Erde  zurückgegeben,    und  in 
dieser  Weise  und  Enge  wird  er  gleichsam  von  dem  Man- 
tel der  Mutter  bedeckt."    Auch  Plinius  sagt:  .,Die  Erde 
empfängt   uns   bei   der  Geburt,    ernährt  uns,    erhält  uns 
nachdem  wir  da  sind;  endlich,  wenn  die  Natur  uns  schoii 
verlässt,   nimmt   sie   uns  wie  eine  Mutter  an  ihren  Busen 
und  deckt  uns  mit  ihrer  Hülle." 

3.     Manche  meinen,    dass   durch   diese  Sitte  die  Hofl*- 
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nung  der  Aufersteluing  von  dem  ersten  Menscliennaare 
den  Naclikommen  angedeutet  worden  sei;  denn  nach  PH 

gerehrt^'r 'Xodten  '^  /'"f"  f '  ''"l"'^'  ''"*  »«"«k' U 
geielirt,  die  Todten  aufziibewalnen,  weil  die  Wiederauf- 
lebung  verheissen  sei.  Die  Christen  beziehen  die  sltte 
eines  ehrlichen  Begräbnisses  oft  auf  diese  Hoffiiung.  Vrn- 
aentuis  sagt:  " 

„Was  nützen  die  ausgehöhlten  Felsen,   was  be- 
deuten   dje    schönen   Denkmäler  Anderes,    als    dass 
man  den  Todten  nicht  für  todt  hält,  sondern  nur  für 
m  Schlaf  versunken?" 
4.    Einfacher  ist  der  Grund,    dass  es  des  Menschen 
der  so  l,och  über  den  Thieren  steht,    nicht   wUrdi'    se°' 
wenn  andere  Thiere  sich  an   seinen  Leichen   weiden-    um 

Q«1nTil?an"'f  ?'  T'   '''  """^''''"''^  erfunden  wo'rden 
J^uint.han   sagt,    dass   aus   menschlichem  Mitleiden  die 

Leichname  gegen  den  Angriff  der  Vögel  und  wilden  Thiere 

geschutz     worden    sind.     Bei  Cicero    heisst  es  Bucfl 

„Ucber  d,e  Erfindung":  „Von  den  wilden  Thieren  um ler^ 

find  Ä-'"-'!'''''''  ^'  ''"Tode  der  gemeinsamen  Ehre." 
Und  bei  Virgil  lesen  wir  (Aeneis  X.  557  u  ff)- 

„Dich  wird   nicht   die  beste  Mutter  in  ihre  Erde 
verhüllen  und  Deine  Glieder  in  der  väterlichen  Grab- 
stelle   bergen;   Du  bleibst  den  Vögeln  und  wilden 
Thieren  zur  Beute." 
Und    bei    den   Propheten    droht   Gott   den   ihn   verhassten 
Königen,      dass  die  Esel  begraben  werden   sollen,    abe? 
dass  die  Hunde  ihr  Blut  lecken  werden."     Ebenso  fasst 
Lactantius  das  Bcgräbniss  auf,    indem   er  sagt:     Denn 
w  werden  es    nicht   zulassen,  dass  die  Gestalt  und  da" 
Werk  Gottes    den    wilden  Thieren    und    den   Vögeln   zur 

edlere  Pl.eht  als  diese,    welche   dem  erwiesen  wird,    der 
s^e   nicht   erwidern  kann;    den  Genossen,    den  die  Natur 

?or  f^n'tird'en'rhrel?""  ^"  '^"  ^'^^"«'"'  =="  -""^-" 
5.  Selbst  wenn  solche  Unbill  nicht  wäre,  würde  eq 
doch  der  Würde  des  Menschen  nicht  entsprechen  dass 
sein  Leichnam  zertreten  und  zerrissen  wird.  Dies  ist  der 
bmn  der  i5tel  e  in  den  Streitfragen  des  Sopater:  „Es 
ziem  sich  die  Todten  zu  begraben;  die  Natur  hat  es 
gleichsam  den  Körpern    bewilligt,    damit    sie    nicht    zum 
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.  Spott  werden,  wenn  sie  nach  dem  Tode  nackt  aus  einander 

.|  fliessen.     Allen   sei  es   genehm,    sov;ohl   den  Göttern  wie 

den    Halbgöttern,    dass    die    des  Lebens    ledigen  Körper 
dieser  Ehre   theilhaltig  werden.     Denn   es   widersteht  der 
Vernunft,    dass   das   Verborgene   der   menschlichen   Natur 
nach   dem   Tode   Allen   vor  Augen   liege;    deshalb    haben 
wir    von  Alters  her  die   Sitte,    die  Körper  zu  begraben 
damit    sie   in   der  Grabstätte    verhüllt    und   fern   von  den 
Blicken  der  Menschen  vertrocknen.'^    Hierher  gehört  auch 
der  Ausspruch    des  Gregor   von    Nissa  in   seinem    Brief 
an  Letoius;    „Damit  der  Sonne   das   nicht  gezeigt  werde 
was  anzublicken   die  menschliche  Natur  sich  schämt.  20i) 
6.     Daher  kommt  es,    dass  man  sagt,    die  Pflicht  des 
Begräbnisses  werde  nicht  sowohl  dem  Menschen,  d.  h.  der 
Person,  als  der  Menschheit,  d.  h.  der  menschlichen  Natur, 

*^«i)  Gr.   hat  hier  in   seiner  Weise   die   Ursachen   ayf- 
gesucht,  welche  zur  Sitte  des  Begräbnisses  geführt  haben. 
Das,    was  er  anführt,    mag    mit  dazu  beigetragen  haben: 
doch    leidet    seine    Darstellung    auch    hier    an    der    ver- 
flachenden und  generalisirenden  Richtung,    welche  seinem 
ganzen  Naturrecht  anliaftet.     Ohne  die  Lebensverhältnisse 
eines  Volkes   in   ihrer  Vollständigkeit  zu   erfassen,    wozu 
auch    Klima,    die   Natur    des    Erdbodens,    der    Holzüber- 
fliiss  oder  Mangel,   die  Erwerbsverhältnisse,   die  Standes- 
unterschiede,  die  Religion  und  der  Kultus  gehören,   lässt 
sich    die    Sitte    und    das    Recht    eines    Volkes    in    Bezug 
auf  die  Behandlung  der  Todten  nicht  verstehen.     In  Hin- 
dostan  soll   z.  B.  die  Verbrennung   stattfinden:    allein   bei 
dem  Mangel  an  Holz  seit  den  letzten  Jahrhunderten  findet 
jetzt  nur  der  Schein  einer  solchen  statt,  und  man  wirft  die  nur 
versengten  Leichname  in  den  Ganges,  wo  sie  zu  Tausen- 
den schwimmen,  ohne  dass  das  Volk  daran  Anstoss  nimmt. 
Je  mehr  ein  Volk  dem  Realen  sich  zuwendet,  und  je  mehr 
das  Ideale  aus  seinen  Gefühlen  und  Begehren  zurücktritt, 
um  so  mehr  werden  die  Ceremonien  des  Begräbnisses  ab- 
nehmen.   Eben  diese  Wirkung  hat  die  Abnahme  des  Glau- 
bens   an    eine    persönliche    Unsterblichkeit    oder  Wieder- 
erweckung der  Todten.    Deshalb  ist  in  der  modernen  Zeit 
das  Begräbniss    sehr  in   seiner  Bedeutung  zurückgetreten, 
und  man   strebt  überall  dahin,   das  Ceremoniell  dabei  zu 
vereinfachen  und  die  Kosten  zu  mindern. 
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geleistet.  Deshalb  nannten  Seneca  und  Quintilian 
diese  Menschlichkeit  eine  öffentliche,  und  Petronius  eine 
hergebrachte.  Die  Folge  ist,  dass  das  Begräbniss  auch 
den  Feinden  weder  im  Frieden  noch  im  Kriege  verweigert 
werden  darf.  Sophocles  giebt  einen  vortrefflichen  Aus- 
spruch des  Ulysses  über  die  Begrabung  des  Ajax,  in  dem 
es  unter  Anderem  heisst: 

„Hüte   Dich,    Menelaus ,    dass  Du    nach   so   viel 

weisen  Reden   nicht  noch  einen  Todten  beleidigst!" 
Den  Grund  giebt  die  Antigone  bei  Euripides  an: 

„Der    Tod    ist    den    Sterblichen    das    Ende    des 

Haders;   kann   man  etwas  Grösseres  dem  Vergessen 

weihen  V" 

und  in  den  „Schutzilehenden": 

„Haben  die  Argiver  Euch  Uebles  gethan,  so  sind 

sie   gefallen;    diese  Rache    ist    selbst  gegen  Feinde 

genügend." 
Und  Virgil: 

„Mit   den  Besiegten   und   des  Aethers   Beraubten 
ist  kein  Streit." 

Der  Verfasser  zu  He  renn  ins  erwähnt  diesen  Aus- 
spruch und  sagt:  „Denn  das  grösste  der  Uebel  hat  diese 
bereits  betroffen."  Papinius  sagt:  „Wir  haben  uns  be- 
kriegt, das  ist  wahr;  aber  der  Hass  ist  verschwunden, 
und  der  Tod  tilgt  den  traurigen  Zorn, ^^  und  dasselbe  sagt 
Optatus  von  Milevi  mit  den  AVorten:  „Wenn  unter  den 
Lebenden  ein  Streit  licstand,  so  wird  Euren  Zorn  des 
Andern  Tod  beruhigen;  schon  atlimet  der  nicht  mehr, 
mit  dem  Du  kämpftest." 

HI.  l.  Deshalb  ist  man  nach  Aller  Meinung  auch  den 
öffentlichen  Kriegsfeinden  das  Begräbniss  schuldig.  Appian 
nennt  dieses  Recht  das  gemeinsame  desKrieges,  Philo:  den 
Verkehr  im  Kriege.  Tacitus  sagt:  „Selbst  die  Feinde 
versagen  nicht  das  Begräbniss."  Dio  Chrysostomus 
sagt,  dass  dieses  Recht  selbst  im  Kriege  beobachtet  werde, 
selbst  wenn  die  Feindschaft  den  äussersten  Grad  erreicht 
habe.  Lucan  nennt  es  einen  Gebrauch  der  Menschen,  den 
man  auch  gegen  Feinde  innehalten  müsse,  und  derselbe 
oben  erwähnte  Sopater  sagt:  „Welcher  Krieg  liat  das 
Menschengeschlecht  dieser  letzten  Ehre  beraubt?  Welche 
Feindschaft  trägt  das  Andenken  der  Uebel  so  nach,  dass 
sie   wagte,   dieses  Gesetz   zu   verletzen?"     Derselbe   eben 


genannte  Dio  Chrysosthomus  sagt  in  seiner  Rede  über 
die  Gesetze:  „Deshalb  erachtet  Niemand  die  Todten  für 
Feinde  und  dehnt  die  Schmach  nicht  auf  deren  Leichname 
aus. "  202) 

2.  Einzelne  Beispiele  dazu  sind  vorhanden.  So  suchte 
Hercules  üach  seinen  gefallenen  Feinden,  um  sie  zu  be- 
graben; ebenso  Alexander  nach  der  Scl.'.icht  am  Issus; 
ebenso  suchte  Hannibal  nach  den  Römein  C.  Flaminius, 
P.  Quinctius,  Tiberius  Gracchus  und  Marceüür-,  um  sie  zu 
begraben.  Bei  Silius  Italiens  heisst  es:  „Glaubst  Du, 
dass  Sidonius  den  Feldherrn  getödtet  habe?"  Ebenso 
wurde  das  Begräbniss  dem  Hanno  von  den  Römern  ge- 
währt; ebenso  dem  Mithridates  von  Pompejus;  Vielen  von 
Demetrius;  dem  Könige  Archelaus  von  Antonius.  In  dem 
Schwüre  der  gegen  die  Perser  dienenden  Griechen  hiess 
es:  „Alle  meine  Bundesgenossen  will  ich  begraben  und 
nach  dem  Siege  auch  die  Feinde."  Ebenso  erwähnen  die 
Geschichtschreiber  öfters,  es  sei  erlaubt  worden,  die 
Todten  wegzuholen.  Bei  Pausanias  findet  sich  ein  solcher 
Fall  in  Attica:  „Die  Athener  sagen,  dass  sie  die  Meder 
begraben  haben,  weil  es  heilige  Pflicht  sei,  jedweden 
Todten  mit  Erde  zu  bedecken." 

3.  Deshalb  gebot  der  Hohepriester,  der  sonst  nach 
der  Auslegung  der  alten  Juden  keinem  Begräbnissakt  bei- 
wohnen durfte,  doch  das  Begräbniss  einer  vorgefundenen 
Leiche.  Die  Christen  nahmen  aber  das  Begräbniss  für 
so  wichtig,  dass  sie  zu  dem  Behufe,  ebenso  wie  zur  Er- 
haltung der  Armen  und  zum  Loskauf  der  Gefangenen,  selbst 


202)  Die  in  Ab.  IL  und  III.  hier  vorgetragenen  An- 
sichten gehören,  wie  überhaupt  das  ganze  Kapitel,  mehr 
in  die  Moral  als  in  das  Recht.  Beide  Gebiete  fallen  bei 
Gr.  oft  in  einander  und  sind  im  Völkerrecht  auch  kaum 
getrennt  zu  halten,  da  das  äussere  Kennzeichen  des 
eigentlichen  Rechts,  die  Verfolgbarkeit  vor  den  Gerichten, 
im  Völkerrecht  nicht  vorhanden  ist.  Moral  und  Recht 
fliessen  deshalb  in  keinem  sittlichen  Gebiet  noch  gegen- 
wärtig so  in  einander,  wie  im  Völkerrecht,  und  die  Ver- 
suche von  Mo  hl  und  Anderen,  den  Inhalt  beider  ge- 
sondert darzustellen,  sind  deshalb  nicht  ausführbar  oder 
ruhen  nur  auf  persönlichen  Ansichten  der  Verfasser. 

Grotius,  Kecht  d.  Kr.  u.  Fr.  II.  o 
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das  Einschmelzen  und  den  Verkauf  der  bereits  geweihten 
Kirchengefässe  für  erlaubt  hielten. 

4.  Es  giebt  auch  Fälle  für  das  Gegentheil,  aber  mit 
allgemeiner  Verurtheilung. 

„Ich  bitte,  schütze  mich  vor  dieser  Wuth,"  heisst  es 
bei  Virgil  (Aeneis  X.  905). 

„Noch  blutig,   entkleidet  er  den  Todten  und  ge- 
währt   den  Gefallenen    die    dünne   Decke   von  Erde 
nicht!" 
heisst  es  bei  Claudian.    Diodor  von  Sicilien  sagt:   „Man 
gliche   den   wilden  Tiiieren,    wenn    man    mit  den  Todten 
des  eigenen  Geschlechts  Krieg  führen  wolle.'' 

IV.  1.  Bei  grossen  Verbrechern  hat  man  dies  bezweifelt. 
Das  göttliche  Gesetz,  w\as  den  Juden  gegeben  worden, 
der  Lehrer  aller  Tugend,  mithin  auch  der  Mensclilichkeit, 
schreibt  vor,  den,  w^elcher  an  der  Thürpfoste  sicli  erhängt 
(was  für  sehr  schmählich  galt,  Num.  XXV.  4,  Deut.  XXI.  22, 
2.  Sam.  XXI.  13),  an  demselben  Tage  noch  zu  begraben. 
Daher  herrscht,  wie  Josephus  sagt,  bei  den  Juden  eine 
solche  Sorge  für  das  Begräbniss,  dass  sie  selbst  die 
Leichname  der  zu  Todesstrafe  Verurthcilten  vor  Sonnen- 
untergang aufheben  und  unter  die  Erde  bringen.  Andere 
jüdische  Ausleger  fügen  hinzu,  diese  Ehrfurcht  w^erde 
dem  Bilde  Gottes  erwiesen,  nach  dem  der  Mensch  ge- 
schaffen sei.  Aegisth,  welcher  zu  dem  Ehebruch  noch 
den  Königsmord  gefügt  hatte,  ist  von  Orest,  dem  Sohne 
des  ermordeten  Königs,  bestattet  worden,  wie  Homer 
im  dritten  Gesänge  der  Odyssee  erwähnt.  Auch  bei  den 
Römern  durften  nach  Ulpian  die  Körper  der  zum  Tode 
Verurthcilten  den  Verwandten  nicht  verweigert  werden, 
und  der  Kcchtsgelehrte  Paulus  sagt  sogar,  dass  man 
sie  Jedem,  der  sich  melde,  übergeben  solle.  Die  Kaiser 
Diocletian  und  Maximian  antworteten  auf  eine  An- 
frage: „Wir  verbieten  nicht,  dass  die  wegen  Verbrechen 
Hingerichteten  zum   Begräbniss    ausgeantwortet    werden." 

2.  Die  Geschichte  bietet  allerdings  auch  Beispiele,  w'o 
die  Leichname  ohne  Begräbniss  weggeworfen  sind;  häutiger 
in  Bürgerkriegen  als  in  Kriegen  mit  Auswärtigen.  Auch 
heutzutage  werden  die  Körper  einzelner  Verbrecher  noch 
lange  dem  öffentlichen  Anblick  biossgestellt.  Indess  zwei- 
feln nicht  bloss  Politiker,  sondern  auch  Theologen,  ob 
dieser  Gebrauch  löblich  sei. 
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hPn^L^"''^^"^^- '^^'■'If"  ""^  geHihmt,  welche  Jene  begra- 
ben Lassen     die  selbst  dies   bei  Anderen  nicht  gestattet 

Är'otlirdir "r  ^  "f  ""r^  •'"  LacedS!« 
pfi       r/,,  •?«'«'«"    die    Aegineten    ihn    aufforderten      der 
Perser  That  gegen  Leonidas  mit  gleicher  That  zu  "ichen 
diesen  Katli    a Is  des  griechischen  Namens  unwitrd  ■    tn 

BegÄsrzÄr^ei'iitr^"  ^^'^^''^"^  ^'^^  ^- 

Aach  d,e  Pharisäer  begruben  Alexander,  den  Jannäischen 

Ivomg,  der  gegen  seine  todten  Landsleute  sehr  schmkhlch 

Ve  iust'TT  '-f-     '\*'""  «^"  ""t""*«--  Eingehe  2 
Verlust  des  Begräbnisses  bestraft  hat,  so  hat  er    der  über 

dem    Gesetz    stellt,   nach    seiner   Macht   gelia,  delt     und 

Seit    "n"  ''",  ^°P'  '''  «^"''"'  ^«"^  Aufteilen     ürUcfc 
ie  achter  uiurtt'  ^^S«g«n  «inen  Ausländer  und  Gottes- 
veracbter  und  unter  einem  Gesetz,    welches  den  Beg-riff 
des  Nächsten  aut  die  Juden  allein  beschränkte  203)     ^ 
,1.     ri'  L     ,    ""^    merkwürdige  Ausnahme    von   der  Re^el 

3e  er   s?Ift"'T'"""f    ^T^    ""    ''«"    J'"^«''    rück  ie  Sic 
deiei    statt,   die  sich  selbst  das  Leben  genommen  hatten 

wie  Josephus  erwähnt.  Es  ist  das  nicht  zu  Xunde^n' 
da  keine  andere  Strafe  gegen  die  vollstreckt  werdln  kann' 
welche  den  Tod  als  solche  nicht  erleiden  könneir  Dadurch 
sind  die  Jungfrauen  Milets  von  dem  Selbstmord  abgehaC 
worden  und  auch  vordem  die  arme  Bevölkerung  in  Rom 
obgleich  l'linius  das  nicht  billigt.     So   liess  "L'pIT 

^chw'!!?!,^,'^''  Entschuldigungsgrunde  für  David  sind  sehr 
leW„\"       ^Widerstreiten  dem  oben  von  Gr.  selbst  ge- 

m  isen      S?/' ■   ^'k"""'    ''•'«  Feinde    begraben    werden 
müssen.    Sie  smd  aber  em  mteressantes  Beispiel  für  die 

fan5t''Tr  '\f">^''\'  -i«  «acMem  das  Gefühl  es  ver 
lÄi  \^-  ^  •?'''  "°''''  "''  ^»"«^r  Ueberzengung  an  die 
heiligt,!  "^f""^  ^'^  Bibel;  jedes  Wort  d.^in  wa.  ihm 
We    dp,  f    ■'   '?   ''''""'''  •''■  f'«'""!'  i"  solchen  Fällen, 

»rechen  Zll'^'"t'  T''^'"^  '^''  J«'='S«n  ^oral  Hohn 
I,?lft>n  V  ,  ""•'  ""'^'''■^  "'«  >""  «o'c'ien  Ausfluchten 
^leS^v'\'Tt'  ^'^"'''   '"'"  Gr.  hier   ebenso 

"röser!nM:.-       '*''"^'"•^'^'    ^'^    '''««    «""''    ''"deren 
Biosseren  Mannern  nach  ihm  ergangen  ist. 
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maus  den  Leichnam  des  Cleomenes,  der  sich  selbst  ge- 
tödtet  hatte,  aufhängen,  und  Aristoteles  sagt,  dass  in 
manchen  Ländern  die  Selbstmörder  mit  Ehrlosigkeit  belegt 
worden,  was  Andronicus  von  Rhodus  dahin  erläutert, 
dass  ihnen  das  Begräbniss  versagt  worden;  wie  unter 
Andern  der  Demonassa,  Königin  von  Cypern  geschah  und 
von  Dio  Chrysosthomus  beifällig  berichtet  wird.  Die- 
sem Gebrauche  steht  auch  nicht  entgegen,  dass  Homer, 
Aeschylos,  Sophocles,  Moschius  und  Andere  sagen, 
die  Todten  liätten  keine  Empfindung,  und  deshalb  rührte 
sie  weder  Schaden  noch  Scham.  Es  genügt,  dass  das, 
was  den  Todten  geschieht,  von  den  Lebenden  gefürchtet 
wird,  und  diese  so  von  der  Sünde  abgehalten  werden. 

2.  Sehr  richtig  behaupten  die  Platoniker  gegen  die 
Stoiker  und  Andere,  welche  den  Selbstmord  gestatteten, 
um  der  Sklaverei  oder  der  Krankheit  zu  entgehen,  oder 
um  Ruhm  damit  zu  gewinnen,  dass  die  Seele  in  dem  Ver- 
schluss des  Körpers  verbleiben  müsse,  und  dass  ohne 
Befehl  dessen,  der  uns  das  Leben  gegeben,  von  demselben 
nicht  geschieden  werden  dürfe;  wie  über  diesen  Gegen- 
stand Vieles  bei  Plotin,  Olympiodor  und  bei  Macro- 
bius  in  seiner  Rede  „Zum  Traume  des  Scipio"  zu  finden 
ist.  Dem  sich  anschliessend  hatte  Brutus  einst  die  That 
Cato's  gemissbilligt,  obgleich  er  später  das  Gleiche  that; 
damals  sagte  er:  „es  sei  weder  fromm  noch  männlich, 
dem  Schicksal  sich  zu  beugen  und  dem  drohenden  Unglück 
zu  entweichen,  anstatt  es  muthig  zu  tragen."  Auch 
Megasthenes  bemerkt,  dass  die  That  des  Calanus  von 
den  jüdischen  Weisen  getadelt  worden '-^o^)  ^  denn  ihre 
Sprüche  billigten  ein  solches  Ende  ungeduldiger  Menschen 
nicht.  Damit  stimmt  die  Ansicht  der  Perser,  deren  König 
Darius  nach  Curtius  sagt:  „Ich  will  lieber  durch  die 
Unthat  eines  Andern  als  durch  die  meinige  sterben." 

3.  Deshalb  nannten  die  Juden  das  Sterben  „Erlöst- 
werden", wie  aus  Luc.  IL  29  und  aus  der  griechischen 
üebersetzung    von    Gen.  XV.   2   und  Num.  XX   am   Ende 

204)  Calanus  war  ein  Gymnosophist  (eine  Klasse  indi- 
scher Philosophen,  welche  nackt  gingen),  der  sich  in  Gegen- 
wart Alexander's  und  seines  Heeres  lebendig  auf  einem 
Scheiterhaufen  verbrennen  Hess,  um  zu  zeigen,  dass  er 
den  Schmerz  verachte  und  keine  Todesfurcht  kenne. 
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erhellt,  welcher  Sprachgebrauch  auch  bei  den  Griechen  üblich 
war.    Themistius  in  seinem  Bericht  über  die  Seele  sagt: 
„Man  sagt,  der  Sterbende  werde  erlöst,  und  nennt  den  Tod 
die  Erlösung."  Bei  Plutarch  in  seiner  „Tröstung"  heisst  es 
in  diesem  Sinne:  „Bis  die  Gottheit  selbst  uns  erlösen  wird.« 
4.    Indess  machen  einige  Juden  von    dem   Verbot  des 
Selbstmordes    eine   Ausnahme    und   nennen    es   gleichsam 
den   „löblichen  Ausgang",  wenn  Jemand  sieht,  er  werde 
zur  Schmach  Gottes  selbst  besiegt    werden,  und  deshalb 
sich    tödtet.      Da    nämlicli    das    Recht    zum  Leben    nicht 
uns,   sondern  Gott  gebühre   (wie  Josephus  die  Seinigen 
richtig  belehrt),    so  kann  nach    ihrer  Ansicht  nur  der  zu 
vermuthende  Wille  Gottes  allein  den  Entschluss  des  Selbst- 
mordes rechtfertigen.     Hierauf  beziehen  sie  den  Fall  mit 
Simson,   welcher  sah,   dass   sein  Körper  zur  Verspottung 
der  Religion  diente,  und  den  Fall  mit  Saul,  welcher  sich 
in  das  Schwert  stürzte,    um  nicht  von   seinen  und  Gottes 
Feinden   verspottet  zu    werden.     Denn   sie   meinen,    dass 
dieser  wieder  von  Gott  zu  Gnaden   angenommen   worden 
sei,    nachdem  der  Schatten  Samuel's  ihm   selbst  den  Tod 
vorhergesagt;  denn  obgleich  er  wusste,  dass  ihn  der  Tod 
treffen  werde,  wenn  er  den  Kampf  beginne,   so  lehnte  er 
doch   die  Schlacht    für    das  Vaterland  und  Gottes  Gesetz 
nicht  ab  und  hat  damit  ewigen  Ruhm  nach  David's  Lob- 
gesang erworben.    Auch  die,   welche  Saul  mit  Ehren  be- 
statteten,   haben    damit    ein    Zeugniss    dafür    abgegeben, 
dass    er    recht    geliandelt.     Der    dritte    Fall    betrifft    den 
Razes,   jüdischen    Senator    während    der   Maccabäer  Zeit. 
Audi  in   der  Geschichte   der  Christen   kommen  Fälle  vor, 
dass  Einzelne  sich  das  Leben  genommen  haben,  um  nicht 
durch  die  Tortur  zur  Abschwörung  der  christlichen  Religion 
gebracht    zu    werden;    ebenso    haben    sich  Jungfrauen    in 
den  Fluss  gestürzt,  um  ihre  Unschuld  zu  bewahren,  welche 
die  Kirche    dann    unter    die  Märtyrer    aufgenommen    hat. 
Es  verlohnt  sich  der  Mühe,  das  nachzulesen,   was  Augu- 
stinus hierüber  meint.  205j 


305)  Wenn  irgend  eine  Frage,  so  ist  es  die  über  die 
Zulässigkeit  des  Sebstmordes,  welche  die  Nichtigkeit 
der  Systeme  zu  zeigen  geignet  ist,  die  aus  der  Vernunft 
oder  aus  der  Natur  der  Sache  eine  Entscheidung  hierüber 
zu  gewinnen  versuchen.    Es  ist  unglaublich,  wie  hohl  die 
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5.  Eine  zweite  Ausnahme  galt  bei  den  Griechen,  welche 
die  Locrer  gegen  die  Phocäer  geltend  mncliten:  „es  sei 
die   gemeinsame  Sitte   aller   Griechen,    dass    die  Tempel- 


räuber ohne  Begräbniss  gelassen  würden."     So  sagt  auch 
Dio  von  Prusa  in   seiner  Geschichte  von  Rhodus,    „dass 


Theorien  sind,  die  bei  den  Stoikern  beginnen  und  sich  in 
den  idealistischen  modernen  Systemen  der  Philosophie  fort- 
setzen.    Nirgends  erhellt  so  deutlich    wie    hier,   dass  nur 
das  Gebot  einer  übergrossen,  erhabenen  Autorität  das  Sitt- 
liche begründen  kann.  Alle  Systeme,  die  das  Sittliche  auf 
die  Lust  oder  den  Trieb  stützen,    sei   es    auch   selbst  der 
gesellige  Trieb,  können  höchstens  die  Unklugheit  oder  die 
Muthlosigkeit    des   Selbstmörders    behaupten,    aber    nicht 
seine     Unsittlichkeit.        Es    ist    die    höhere    Natur     des 
Menschen,    es    unterscheidet    ihn    vom  Thiere,    dass    der 
Trieb   auf  Erhaltung   des  Lebens  nicht  jeden   andern  bei 
ihm  überwiegt,  und  dass  schon   die  Motive  anderer  Lust, 
wie  der  Ehre  und  der  Liebe,  in  ihm   so  mächtig  werden 
können,   dass  er  das  Leben  deshalb  herzugeben  und  sich 
selbst   zu  tödten  vermag.     Auch   die  Motive  der  Achtung 
vor    den    sittlichen   Geboten    können    dahin    führen.     Um- 
gekehrt   kann    auch    das   sittliche   Gebot    sich   gegen    den 
Selbstmord  erklären.     Ob    und    wie    weit  dies   geschehen 
soll,   ist  rein  positiver  Natur   und  wird  durch  das  Wesen 
und  die  Motive  der  Autoritäten  bestimmt,  welche  in  Gott, 
in  den  Fürsten  und  in  dem  Volke  für  die  Einzelnen  vor- 
handen sind.     Ob   der  Selbstmord   erlaubt   sei  oder  nicht, 
hat  der  Einzelne  nur  nach   den  Geboten  seiner  Religion 
und  nach  der  Sittlichkeit  seines  Volkes  zu  prüfen.    Diesen 
Geboten  hat  er  zu  gehorchen,  und  er  kann  sie  mit  keinen 
Sophismen  beseitigen,  die  ja  ohne  Zahl  und  Maass  jedem 
halbwegs  Einsichtigen  zu  Gebote  stehen  und  in  Systemen 
und  Romanen    breit   und   lang   entwickelt  zu  finden  sind. 
Gr.  hatte   hier   den  richtigen  Instinkt,    dass   mit  der  ver- 
nünftigen Natur  der  Sache,  welche  das  Fundament  seines 
Naturrechts    ist,    nicht    fortzukommen    sei;    er    hält    sich 
deshalb    an    das   Gebot   Gottes,    welches    den  Selbstmord 
verbietet.    Allein  die  Frage  ist  damit  nicht  ganz  erledigt, 
weil    die    Bibel    und    die    Kirche  Ausnahmen    von    dieser 
Regel   gestatten,    deren    bestimmte   Fassung    aber    grosse 
Schwierigkeiten  bietet.    Gr.  ist  hier  klug  genug,  die  wei- 
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den  Gottlosen  und  Verruchten  das  Begräbniss  versagt 
werde."  Dasselbe  galt  in  Athen  gegen  die  Landesverräther, 
nach  Plutarch's  Erzählung  im  Antiphon.  Um  jedoch  auf 
meine  Aufgabe  zurückzukommen,  so  sind  die  Alten  "allge- 
mein der  Ansicht,  dass  ein  Krieg  wegen  verweigerten 
Begräbnisses  mit  Recht  begonnen  werden  könne;  dies 
erhellt  auch  aus  dem  Fall  mit  Theseus,  welchen  Euri- 
pides  in  dem  erwähnten  Trauerspiele  „die  Schutzflehenden" 
und  Isoer ates  am  erwähnten  Orte  behandelt. 

VI.  Auch  einige  andere  Einrichtungen  haben  ihren 
Ursprung  im  willkürlichen  Völkerrecht,  wie  die  unvordenk- 
liche Verjährung,  die  Erbfolge,  wenn  kein  Testament  da 
ist,  und  die  Bestimmungen  rücksichtlich  der  Verträge, 
wo  die  Gleichheit  der  gegenseitigen  Leistungen  verletzt 
ist.  200)  Denn  wenn  auch  diese  Dinge  aus  dem  Natur- 
recht zunächst  entspringen,  so  erhalten  sie  doch  erst 
durch  das  menschliche  Gesetz  ihre  Festigkeit,  sowohl 
gegen  schwankende  Vermuthungen,  wie  gegen  gewisse 
Einwendungen,  die  sonst  die  natürliche  Vernunft  darbieten 
würde,  wie  oben  beiläufig  bei  Erörterung  des  Begriffes 
des  Naturrechts  gezeigt  worden  ist. 


Kapitel  XX. 
Ueber  die  Strafen,  sot) 

I.  1.  Bei  Erörterung  der  Ursachen,  aus  denen  ein  Krieg 
begonnen  werden  kann,  haben  wir  früher  gesagt,  dass  sie 
entweder  den  Ersatz  des  Schadens  oder  die  Strafe  be- 


tere  Erörterung  dieser  Ausnahmen  bei  Seite  zu  lassen, 
sie  fallen  ganz  in  das  Gebiet  der  Casuibtik,  deren  geringer 
Werth   für  die  Wissenschaft  in  Anmerk.  3.  S.  226  bereits 

dargelegt  worden  ist. 

206)  Nach  Gr.  muss  dem  Naturrecht  zufolge  jede  Un- 
gleichheit in  solchem  Falle  ausgeglichen  werden;  nach 
dem  Völkerrecht  ist  aber  der  Fall  ausgenommen,  dass  die 
Ungleichheit  nicht  erheblich  ist.    Hierauf  spielt  Gr.  hier  an. 

20T)  Gr.  giebt  in  diesem  Kapitel  eine  ziemlich  voll- 
ständige Theorie  des  Criminalrechts  nach  seinem  allge- 
meinen Theile.     Es  werden  die  Begriffe  des  Verbrechens 
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träfen.  Der  erste  Fall  ist  erledigt,  es  bleibt  der  zweite, 
die  Strafe.  Dieses  Motiv  ist  um  so  sorgfältiger  zu  be- 
handeln, als  die  mangelhafte  Einsicht  in  den  Ursprung 
und  die  Natur  der  Strafe  zu  vielen  Irrthümern  Anlass  ge- 
geben hat.  Die  Strafe  ist  in  ihrer  allgemeinen  Bedeutung 
ein'Uebel,  was  man  erleidet,  weil  man  ein  Uebel  ge- 
than  hat.  Denn  wenn  auch  mitunter  eine  Arbeit  als 
Strafe  auferlegt  wird,  so  bezieht  sich  die  Strafe  doch  nur 
auf  das  Schmerzliche  dieser  Arbeit,  und  sie  gehört  in- 
sofern zu  einem  Leiden.  Wenn  aber  sonst  noch  Uebel 
erlitten  werden,  z.  B.  wenn  man  wegen  ansteckender 
Krankheit  oder  missgestalteten  Körpers  oder  gewisser 
Unreinigkeiten ,  die  das  jüdische  Gesetz  viel  erwähnt,  die 
Versammlungen  nicht  besuchen  darf  oder  kein  Amt  er- 
halten kann,  so  sind  dies  keine  Strafen,  wenn  sie  auch 
einer  gewissen  Aehnlichkeit  wegen  missbräuchlich  so  ge- 
nannt werden.  20») 

und  der  Strafe  untersucht;  es  werden  die  Gründe  und  die 
Zwecke  der  Strafe  erörtert.  Gr.  geht  dann  auf  die  Lehre 
von  dem  Maasse  und  der  Art  der  Strafen,  auf  die  Be- 
gnadigung, auf  die  Strafvollstreckung,  auf  den  Begriff  und 
die  Strafbarkeit  des  Versuches  über.  Nur  die  Theorie  über 
die  Theilnahme  Mehrerer  an  einem  Verbrechen  folgt  erst  in 
dem  folgenden  Kapitel.  Es  ist  von  Interesse,  wie  insbeson- 
dere die  Prinzipien,  welche  in  den  modernen  absoluten  und 
relativen  StraiVechtstheorien  einander  gegenüber  treten, 
hier  schon  ziemlich  vollständig  auftreten,  ja  schon  in 
ihrem  wesentlichen  Inhalte  in  dem  Alterthum  erörtert  wor- 
den sind.  Gr.  bleibt  dann  aber  bei  diesem  Inhalt  nicht 
stehen,  sondern  geht,  der  Richtung  seines  Werkes  ent- 
sprechend, auf  die  Frage  über,  wie  weit  ein  Krieg  zur 
Vollstreckung  von  Strafen  geführt  werden  könne,  und  in 
dem  letzten  Theile  dieses  langen  Kapitels  kommt  er  auf 
die  Vergehen  gegen  Gott,  an  welche  sich  eine  Theorie 
der  natürlichen  Religion  anschliesst,  und  welche  mit  der 
Frage  endigt,  ob  Gewalt  zur  Verbreitung  der  Religion 
angewendet  werden  dürfe,  und  wie  weit  die  Toleranz  gegen 
Andersgläubige  geboten  sei. 

20«)  Gr.  hält  mit  richtigem  Instinkt  fest,  dass  die 
Strafe  ein  Uebel  sein  müsse;  so  natürlich  und  selbst- 
verständlich dies  dem  Unbefangenen  erscheint,  so  ist  doch 


2.  Zu  dem,  was  die  Natur  für  erlaubt  erklärt  und  nicht 
verbietet,  gehört,  dass,  wer  Uebles  gethan,  Uebles  er- 
leiden müsse;  dies  älteste  Recht  nennen  die  Philosophen, 
wie  erwähnt,  auch  das  Recht  des  Rhadamanthus.  Darauf 
bezieht  sich  ein  Ausspruch  Plutarch's  in  seinem  Buche 
über  das  Exil:  „Gottes  Begleiterin  ist  die  Gerechtigkeit, 
die  Bestraferin  derer,  die  das  göttliche  Gesetz  übertreten 
haben,  was  für  alle  Menschen  von  Natur  gegen  alle 
Menschen,  wie  Bürger  gilt."  Plato  sagt:  „Niemand  von 
den  Göttern  und  Menschen  wagt  zu  sagen,  dass  den,  der 
unrecht  handelt,  keine  Strafe  treffen  solle."  Auch  Hierax 
erklärte  diesen  Theil  des  Rechtes  für  den  edelsten,  „sie 
fordern  Busse  von  denen,  die  Unrecht  vorher  geübt"; 
Hierocles  nennt  ihn  „die  Heilung  der  Schlechtigkeit"; 
Laetantius  sagt:  „Die  irren  nicht  wenig,  welche  die 
von  den  Menschen  oder  von  Gott  auferlegten  Bussen  mit 
dem  Namen  der  Härte  und  Bosheit  brandmarken,  indem 
sie  meinen,  dass  der  beschädige,  welcher  den  Beschädiger 
bestrafe." 

3.  Wenn  ich  gesagt,  dass  der  eigentlichen  Strafe 
wesentlich  sei,  dass  sie  für  ein  Vergehen  erfolge,  so  hat 
auch  Augustin  dies  bemerkt;  er  sagt:  „Alle  Strafe, 
wenn  sie  gerecht  ist,  ist  Strafe  einer  Sünde,"  was  sich 
auf  die  von  Gott  auferlegten  Strafen  bezieht,  obgleich 
bei  diesen,  wie  er  sagt,  mitunter  wegen  der  menschlichen 
Unwissenheit,  die  Schuld  verborgen  ist,  wo  die  Strafe  be- 
kannt  ist.  "209) 


diese  Bestimmung  in  den  verschiedenen  Strafrechtstheorien 
sehr  verwischt.  Wenn  Hegel  die  Strafe  nur  zur  Negation 
des  Verbrechens  macht,  oder  wenn  die  Strafe  wesentlich 
als  Besserungsmittel  von  den  modernen  Philanthropen  be- 
handelt wird,  so  tritt  die  Bestimmung  der  Strafe,  dass 
sie  ein  Uebel  sei,  zurück;  ja  sie  kann  dann  leicht  als  ein 
den  Zweck  der  Strafe  hinderliches  Merkmal  erscheinen. 

209)  Gr.  beruft  sich  hier  zur  Begründung  der  Strafe 
als  Folge  einer  unerlaubten  Handlung  auf  die  öffentliche 
Meinung  aller  Zeiten  und  Länder,  wie  sie  in  den  erwähn- 
ten Schriftstellern  hervortritt.  Es  ist  dies  nicht  zu  leugnen; 
allein  es  ist  dies  nur  eine  Thatsache,  aber  keine  Be- 
gründung der  Strafe.  Auch  dreht  sie  sich  insofern  im 
Kreise,    als  der  Begriff  des  Verbrechens  nicht  gegeben, 


42 


Buch  IL     Kap.  XX. 


7 


Ueber  die  Strafen. 


43 


II.  1.  Man  streitet,  ob  die  Strafe  der  vertheiienden 
oder  der  erfüllenden  Gerechtigkeit  angeliöre.  Einige 
rechnen  sie  zur  vertheiienden  Gerechtigkeit,  weil  der, 
welcher  schwerer  gefehlt,  härter,  wer  geringer,  leichter 
gestraft  werde,  und  weil  die  Strafe  vom  Ganzen  einem 
Theile  auferlegt  werde.  Indess  habe  ich  schon  im  Eingange 
dieses  Werkes  gezeigt,  dass  wenn  innerhalb  gewisser 
Grenzen  zwischen  zwei  Dingen  eine  Gleichheit  hergestellt 
wird,  dies  nicht  immer  zur  vertheiienden  Gerechtigkeit 
gehört.  Wenn  ferner  die  schweren  Vergehen  härter,  die 
geringeren  leichter  gestraft  werden,  so  geschieht  dies  nur 
als  Folge,  aber  es  ist  nicht  das  Erste  und  was  an  sich 
gilt.  Denn  zuerst  und  an  sich  kommt  es  auf  die  Gleichheit 
zwischen  Schuld  und  Strafe  an;  worüber  lioraz  sagt 
(1.  Satyren  III,  78):  „Weshalb  gebraucht  die  Vernunft 
nicht  ihre  Gewichte  und  Maasse  wie  in  anderen  Fällen, 
und  weshalb  hindert  sie  also  nicht  durch  Strafen  die 
Vergehen?"  Und  an  einer  anderen  Stelle  (daselbst 
V.  117,  118):  „Es  gelte  eine  Regel,  welche  dem  Vergehen 
eine  angemessene  Strafe  bestimmt;  was  nur  die  Peitsche 
verdient,  das  verfolge  nicht  mit  der  schrecklichen  Geissei. ^^ 
Dasselbe  sagt  das  Gesetz  Gottes  Deuter.  XXV.  und  die 
Novelle  des  Kaisers  Leo. 

2.  Auch  der  andere  Grund,  dass  alle  Strafen  vom 
Ganzen  aus  auf  einen  Theil  treffen,  ist  nicht  richtig,  was 
aus  dem  Späteren  sich  ergeben  wirci.si«)  Auch  ist  bereits 
dargelegt  worden,  dass  das  Wesen  der  vertheiienden 
Gerechtigkeit  nicht  in  einer  solchen  Gleichheit  und  nicht 
in  einem  Uebergang  vom  Ganzen  auf  den  Theil  enthalten 
ist,  sondern  es  liegt  in  der  Beachtung  jener  Geeigentheit, 
weiche  das  volle  Recht  noch  nicht  in  sich  hat,  indem  es 
nur  die  Gelegenheit  für  dasselbe  giebt.  Obgleich  nun  der 
zu  Bestrafende  geeignet  oder  würdig  der  Strafe  sein  muss, 
so  hat  dies  doch  nicht  die  Bedeutung,  dass  ihm  etwas 
hinzutrete,  was  die  vertheilende  Gerechtigkeit  fordert. 
Indess  sind  Jene  nicht  deutlicher,  welche  meinen,  es 
handle  sich  bei  den  Strafen  um  jene  erfüllende  Gerechtig- 

sondern  vorausgesetzt  wird.     Erst  in  dem  Folgenden  ver- 
sucht Gr.  eine  tiefere  Rechtfertigung. 

210)  In  §  7,  wo  dieser  scholastisclie  Ausdruck  seine 
Erläuterung  erhält. 


keit,  welche  man  auch  die  austauschende  nennt.  Sie 
nehmen  es  so,  als  wenn  dem  Beschädiger  etwas  zurück- 
gewährt werde,  wie  es  bei  den  Verträgen  geschieht.  Sie 
werden  durch  den  Sprachgebrauch  getäuscht,  wonach  man 
sagt,  man  schulde  die  Strafe  dem,  der  sich  vergangen 
habe,  was  durchaus  ungültig  ist;  denn  der,  dem  man 
etwas  schuldet,  hat  gegen  den  Andern  ein  Recht.  Sagt 
man  aber,  dass  man  Jemand  die  Strafe  schulde,  so  soll 
es  nur  bedeuten,  dass  seine  Bestrafung  recht  sei. 

3.  Indess  ist  es  richtig,  dass  bei  der  Strafe  zuerst  und 
an  sich  die  erfüllende  Gerechtigkeit  geübt  wird.  Denn 
der  Strafende  muss,  um  recht  zu  strafen,  das  Recht  dazu 
haben,  weiches  Recht  aus  dem  Vergehen  des  Andern  ent- 
springt, liier  ist  ein  Punkt,  der  an  den  Vertrag  erinnert. 
Denn  auch  der  Verkäufer  wird,  ohne  etwas  zu  sagen, 
zu  Allem  verpflichtet,  was  bei  dem  Kauf  gebräuchlich 
ist;  ebenso  scheint  der  Beschädiger  durch  seinen  Willen 
sich  der  Strafe  unterworfen  zu  haben.  Denn  das  Ver- 
brechen kann  nicht  unbestraft  bleiben;  wer  also  jenes 
will,  hat  mittelbar  auch  die  Strafe  gewollt.  In  diesem 
Sinne  sagen  einige  Kaiser:  „Du  selbst  hast  Dich  dieser 
Strafe  unterworfen,''  und  von  denen,  die  einen  bösen  Vor- 
satz fassen,  heisst  es,  sie  sind  schon  in  ihrem  Inneren 
gestraft,  d.  h.  sie  haben  durch  ihr  Wollen  die  Strafe  sich 
verdient.  Tacitus  sagt  von  der  Frau,  welche  einen 
Sklaven  geheirathet,  dass  sie  in  ihre  eigene  Sklaverei 
gewilligt  habe,   weil  diese   Strafe   dafür   angeordnet  war. 

4.  Michael  von  Ephesus  sagt  zum  5.  Buch  der 
Nicomachischen  Ethik  des  Aristoteles:  „Es  findet  hier 
gleichsam  ein  Nelimen  und  Geben  statt,  wie  bei  dem 
Vertragschliessen;  denn  wer  Geld  wegnimmt  oder  etwas 
Anderes  entwendet,  giebt  dafür  die  Busse."  Derselbe  sagt 
später:  „Verträge  nannten  die  Alten  nicht  blos,  was  man 
sich  gegenseitig  freiwillig  zu  thun  verspriclit,  sondern 
auch  die  von   den   Gesetzen   verbotenen  Handlungen." 2ii) 

2^1)  Der  Streit,  ob  die  Strafe  der  vertheiienden  oder 
erfüllenden  Gerechtigkeit  zugehöre,  bewegt  sich  in  scho- 
lastischen Begriffen,  die  nicht  weiterführen.  Es  kommt 
hier  nicht  auf  den  Namen,  sondern  auf  die  Gründe  an, 
auf  welche  die  Strafe  gestützt  wird.  Für  Gr.  ist  der  Satz, 
dass  jedem  Vergehen    eine  Strafe   folgen  müsse,    selbst- 
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III.  1.  Die  Person,  welcher  liierbei  das  Recht  zusteht, 
ist  von  Natur  nicht  bestimmt.  Denn  die  Vernunft  sagt, 
ein  Vergehen  könne  bestraft  werden,  aber  nicht,  wer 
strafen  solle.  Da  nun  die  Natur  dieses  nicht  genügend 
bestimmt,  so  geschieht  es  am  passendsten  von  dem  Höhe- 
ren. Doch  ist  dies  nicht  gerade  nothwendig,  es  miisste 
denn  das  Wort  Höherer  so  aufgefasst  werden ,  dass  der, 
welcher  sich  vergangen,  dadurch  schon  sich  unter  jeden 
Anderen  stellt  und,  gleichsam  aus  der  Menschengattung 
Verstössen,  zu  den  Tiiieren  herabsinke,  die  dem  Menschen 
untertlian  sind;  eine  Ansicht,  welche  einige  Theologen 
aufgestellt  haben.  So  sagt  Demoer it:  „Von  Natur  ge- 
bührt das  Herrschen  dem  Besseren";  auch  Aristoteles 
sagt:  „Das  Schlechtere  sei  zum  Dienst  des  Besseren  ein- 
gerichtet, sowohl  im  Natürlichen,  als  wie  in  dem  von 
Menschen  Gemachten." 

2.  Daraus  folgt,  dass  der  Beschädiger  wenigstens  von 
einem  gleichen  Beschädiger  nicht  gestraft  werden  kann. 
Dahin  gehört  der  Ausspruch  Christi:  „Wer  von  Euch 
ohne  Sünde  ist  (nämlich  einer  solchen),  der  werfe  den 
ersten  Stein."  Joh.  VIII.  7.  Er  sagte  dies,  weil  damals 
die  Sitten  der  Juden  höchst  verdorben  waren;  die,  welche 
sich  den  Schein  von  Heiligen  gaben,  stacken  in  Ehebruch 
und  ähnlichen  Lastern,  wie  die  Stelle  in  Rom.  II.  22  er- 
giebt.  Deshalb  sagt  dasselbe,  wie  Christus,  der  Apostel: 
,Deshalb,   o  Mensch,   kannst  Du   nicht   entschuldigt  wer- 

verständlich;  er  liegt  ihm  in  der  vernünftigen  Natur  des 
Menschen,  und  er  versucht  deshalb  keine  höhere  Ableitung. 
Man  kann  insofern  sagen,  dass  Gr.  der  absoluten  Straf- 
rechtstheorie zustimme.  Allein  er  bleibt  diesem  Satze 
nicht  treu,  indem  er  später  eine  ßeiiie  von  besonderen 
Zwecken  aufführt,  welche  der  Strafe  zu  Grunde  liegen, 
und  daraus  sowohl  das  Eintreten  als  das  Nichteintreten 
der  Strafen  so  wie  deren  Maass  ableitet.  Gr.  ist  hier,  wie 
in  allen  höheren  philosophischen  Fragen,  sich  nicht  klar 
genug,  er  schwankt  hin  und  her,  selbst  die  Begründung 
der  Strafe  durch  den  Willen  des  Verbrechers  wird  hier  nicht 
blos  von  Gr.  erwähnt,  sondern  anscheinend  aucli  gebilligt, 
obgleich  diese  Auffassung  nur  von  äusserlichen  Verhält- 
nissen hergenommen  ist  und  dem  Begriffe  der  Strafe  wider- 
spricht. 
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den,  wenn  Du  einen  Anderen  verdammst.  Denn  dadurch, 
dass  Du  den  Anderen  verdammst,  verdammst  Du  "Dich 
selbst,  weil  Du  dasselbe  thust,  was  Du  an  dem  Anderen 
verdammst."  Und  an  einer  anderen  Stelle:  „Es  wird  uns 
massigen  in  Bezug  auf  das  Unsrige,  wenn  wir  uns  be- 
fragen, ob  wir  nicht  selbst  dergleichen  begangen  haben." 
Ambrosius  sagt  in  der  ,,Vertheidigung  David's":  „Jeder, 
der  über  Andere  richten  will,  richte  erst  über  sich  selbst 
und  verdamme  nicht  die  kleinen  Fehler  bei  Anderen,  da 
er  selbst  doch  grössere  begangen  hat."*i2) 

2^-)  Es  ist  eine  sonderbare  Annahme  von  Gr.,  dass 
die  Vernunft  nur  sage,  das  Vergehen  solle  gestraft  wer- 
den, aber  nicht  von  Wem.  Er  kommt  dadurch  zu  der 
Folgerung,  dass  jeder  Andere  nach  dem  Naturrecht  den 
Verbrecher  strafen  kann,  sofern  er  nicht  selbst  ein  Ver- 
brecher ist.  Dies  Alles  sind  Willkürlichkeiten,  welche 
die  Folge  des  verflachenden  Prinzips  sind,  von  dem  Gr. 
in  seinem  Naturrecht  ausgeht.  In  Wahrheit  kann  die 
Strafe,  wie  jede  andere  Rechtsinstitution,  weder  aus  den 
Trieben  noch  aus  der  Vernunft  als  Recht  begründet 
werden;  der  Trieb  führt  nur  zur  Rache  oder  zur  Ver- 
theidigung  und  Fürsorge  für  die  Zukunft,  welche  Mittel 
nur  der  Klugheit  angehören.  Die  Strafe  als  Recht  kann 
nur  wie  alles  Recht  aus  dem  Gebot  einer  höheren  Auto- 
rität abgeleitet  werden,  welche  einfach  gebietet,  dass 
eine  bestimmte  Handlung  mit  einem  bestimmten  üebel 
belegt  werden  solle.  Damit  ist  sowohl  der  Begriff  des 
Vergehens  wie  der  Strafe  gegeben,  und  für  die  einzelnen 
Menschen  bedarf  es  dann  keiner  weiteren  Begründung; 
sie  schliesst  mit  diesem  Gebote  ab;  dies  Gebot  ist  für 
den  der  Autorität  Untergebenen  die  höchste  und  die 
alleinige  Rechtfertigung  aller  Strafe.  Insofern  ist  die 
absolute  Theorie  die  wahre.  Allein  bei  den  Autoritäten 
bestehen  Beweggründe,  welche  sie  zu  diesen  Strafgeboten 
veranlassen.  Diese  Beweggründe  fallen,  da  die  Autoritäten 
über  dem  Rechte  stehen,  in  das  Gebiet  der  Lust,  und 
es  können  die  mannichfachsten  Zwecke  bei  der  Straf- 
androhung bestanden  haben.  Insofern  diese  Zwecke  der 
Autoritäten  als  der  Anlass  der  Strafgebote  aufgefasst  wer- 
den, sind  die  relativen  Straftheorien  die  wahren.  Beide 
Theorien  sind  deshalb  wahr,  nur  für  verschiedene  Perso- 
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IV.  1.  Eine  andere  Frage  betrifft  den  Zweck  der 
Strafen.  Denn  das  Bisherige  ergiebt  nur,  dass  den  Beschä- 
digern  kein  Unrecht  mit  deren  Bestrafung  geschieht;  aber 
es  folgt  daraus  noch  nicht,  dass  sie  überhaupt  gestraft  wer- 
den müssen;  auch  ist  dies  nicht  walir,  da  Gott  und  die 
Menschen  vielen  Beschädigern  Vieles  verzeihen  und  deshalb 
gelobt  werden.  Berühmt  ist  Plato's  Ausspruch:  „denn 
nicht  wegen  des  Unreclits  erfolgt  die  Strafe*^  und  der  an- 
dere: „Nicht  wegen  der  Unthat  wird  die  Strafe  auferlegt 
(denn  das  Geschehene  kann  niemals  ungeschehen  gemacht 
werden),  sondern  gegen  die  Wiederholung  in  der  späteren 
Zeit.^'  Seneca  sagt:  ,,Man  fügt  dem  Menschen  nicht  Uebles 
zu,  weil  er  gesündigt  hat,  sondern  damit  er  nicht  wieder 
sündige;  die  Strafe  wird  nie  auf  das  Vergangene,  sondern 
auf  die  Zukunft  bezogen.  Man  erzürnt  sich  nicht,  sondern 
sieht  sich  vor."  Bei  Thucydides  sagt  Diodor  über  die 
Mitylener  zu  den  Athenern:  „Wenn  ich  auch  anerkenne, 
dass  sie  sich  schwer  vergangen  haben,  so  will  icli  doch 
nicht  ihren  Tod  verlangen,  wenn  es  nicht  der  Nutzen 
verlangt." 

2.  Dies  ist  allerdings  für  die  strafenden  Menschen 
richtig;  denn  der  Mensch  ist  dem  anderen  so  verwandt- 
schaftlich verbunden,  dass  er  ihm  nur  schaden  darf,  um 
einer  guten  Folge  willen.  Mit  Gott  verhält  es  sich  aber 
anders,  auf  den  Plato  die  erwähnten  Aussprüche  fälsch- 
lich ausdehnt.  Denn  Gottes  Handlungen  können  sich  auf 
das  Recht  der  liöchsten  Herrschaft  stützen,  namentlich 
wenn  ein  besonderer  Grund  bei  den  Menschen  hinzukommt, 
ohne  dass  Gott  ausserdem  einen  Zweck  zu  haben  braucht. 
So  erklären    einige   Juden    den   Ausspruch   Salomo's,    der 

nen:  die  absolute  gilt  für  die  dem  Gesetz  Untergebenen, 
die  relative  für  den  Gesetzgeber  (die  Autoritäten).  Da- 
gegen ist  es  falsch,  wenn  die  neuesten  Lehrbücher  von 
einer  Verbindung  beider  Theorien  als  der  Wahrheit 
sprechen;  solche  Verbindung  ist  unmöglich,  da  sie  sich 
widersprechen.  Zum  Begriff  des  Vergehens  und  der  Strafe 
gehört  daher  nicht  das  Dasein  des  Staates,  aber  wohl 
das  Dasein  einer  Autorität,  welche  auch  bestimmt,  wem 
die  Vollstreckung  der  Strafe  zustehen  solle.  An  sich  ist 
jede  Autorität  auch  ohne  Staat  mächtig  genug,  ihr  Gebot 
zu  verwirklichen.     Das  Nähere  ist  ausgeführt  B.  XL  16.3. 
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hierher  geliört:   „Gott  thut  das  Einzelne  um   dieses  Ein- 
zelnen  willen,    selbst   den  Gottlosen   am  bösen  Tage, 213^ 
d.  h.  auch  dann,   wenn  er    den  Gottlosen   straft,    thut  er 
es  zu  keinem  andern   Zweck,   als   ihn   zu    strafen.      Auch 
wenn  man  einer  neueren  Auslegung  folgt,  bleibt  es  dabei, 
in^em  gesagt  wird,   Gott  habe  Alles  um   seinetwegen  ge- 
than,   d.  h.    vermöge    seiner    höchsten   Freiheit  und  Voll- 
kommenheit,  oline   noch  Etwas   ausser  ihm   zu  verlangen 
oder  zu  scheuen.    So  heisst  Gott  cww^vrjg  (Selbstgeworden), 
weil  er   von   nichts  Anderem  gezeugt  ist.     Allerdings  be- 
zeugt die   heilige  Schrift,   dass   die  Strafen  der  sehr  Ver- 
derbten von  Gott  nicht  um  Anderer  Zwecke  verhängt  wor- 
den,   indem   sie   sagt,    dass  Gott    sich    erfreue    an    ihren 
Schmerzen,  und  dass  Gott  die  Bösen  verspotte  und  verlache. 
Auch  wird   das,   was   ich  gegen  Plato   gesagt,   durch  das 
jüngste  Gericht  bestätigt,  dem  keine  Besserung  nachfolgen 
kann;   ja    selbst    einzelne    unsichtbare  Strafen    in  diesem 
Leben,  wie  die  Herzensverhärtung,  sprechen  dafür. 2i4) 


213)  Es  ist  die  Stelle:  Sprüche  Salomonis  XVL  4. 
Luther  übersetzt:  „Der  Herr  macht  Alles  um  sein  selbst 
willen,  auch  den  Gottlosen  zum  bösen  Tage." 

21-*)  Es  ist  ein  der  Gegenwart  sonderbar  erscheinender 
Gedanke,    dass    Gott    keines  Zweckes    oder  Grundes    zur 
Strafe   bedürfe,   wohl   aber  die  Menschen.     Dennoch  liegt 
eine  Wahrheit  darin,  die  aber  verworren  vorgetragen  ist. 
Gott   gehört  zu   den  Autoritäten;   wenn   diese   eine  Strafe 
gebieten,    so    ist   sie   für   die   Untergebenen   dadurch   von 
selbst   sittlich  gerechtfertigt;    alles  Recht    hat  in   diesem 
Gebot    an   sich   seine   letzte  Grundlage;    insofern  hat  der 
Menscli   nicht  nach   den  Zwecken   des  Gebotes  zu  fragen, 
sondern  nur  das  Gebot   zu   vollziehen.     Allein  neben  Gott 
sind    auch   die  Fürsten   und   das  Volk   in   seiner  Totalität 
eine  Autorität   für  den  Einzelnen,   ihre  Gebote  begründen 
ebenfalls    das  Recht    für    ihn.     Diese   Fürsten    und  diese 
Völker    sind  aber  Menschen,    und   als    solche    kann    man 
sagen,    sie   müssen   einen  Zweck   für  ihr  Gebot  im  Auge 
haben,   denn  die  Strafe  ist  ein  Uebel,  und  als  solches  ist 
es  an   sich   zu  verneinen;    soll  es   dennoch  eintreten,    so 
muss   es   eben   durch   ein   höheres  Gute,    oder  sonst  wie, 
sich  rechtfertigen.     Man  sieht,   dass   dieser  Gesichtspunkt 
die  Frage  de  lege  ferenda  trifft,  welche  nicht  mehr  in  das 
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3.  Wenn  aber  der  Mensch  Seinesleichen  straft,  so 
muss  er  dabei  einen  Zweck  im  Auge  haben.  Dies  ist  es, 
wenn  die  Scholastiker  sagen,  die  Absicht  des  Strafen- 
den dürfe  sich  nicht  mit  dem  Uebel  des  Anderen  begnügen. 
Aber  schon  vor  ihnen  sagt  Plato  im  Gorgias:  „Die,  welche 
Jemand  mit  dem  Tode  oder  Exil  oder  Geld  bestrafen, 
sollen  dies  nicht  anhog  (einfach)  wollen,  sondern  e»'«;^«  ror 
tiya&ov,  um  des  Guten  willen."  Und  Seneca  sagt:  „Man 
müsse  zur  Strafe  schreiten,  nicht  weil  das  Strafen  eine 
Lust  sei,  sondern  weil  es  nützlich  sei."  Auch  Aristo- 
teles sagt  Buch  VIL  Kap.  13  über  den  Staat:  „Einiges 
sei  sittlich  um  seiner  selbst  willen,  Anderes  wegen  einer 
Nothwendigkeit;"  und  zu  letzteren  giebt  er  ein  Beispiel 
von  der  Vollstreckung  der  Strafe. 

V.  1.  Es  stimmt  allerdings  mit  der  Natur,  welche  der 
Mensch  mit  den  Thieren  theilt,  wenn  es  in  dem  Lust- 
spiel heisst: 

„Der  Schmerz  des  Feindes  stillt  den  Schmerz 
des  Verletzten." 
und  wenn  Cicero  sagt:  der  Schmerz  werde  durch  die 
Bestrafung  gemildert,  und  wenn  Plutarch  nach  Simonides 
bemerkt:  „Die  Genugthuung  sei  süss  und  nicht  rauh  für 
das  gleichsam  schmerzende  Gemüth,  sie  sei  Medicin  für 
die  Entzündung."  Der  Zorn  steckt  in  den  Thieren,  wie 
in  den  Menschen,  „das  Brennen  des  Herzblutes,  wegen 
des  Verlangens  nacJi  Wiedervergeltung  des  Schmerzes," 
wie  Eusthatius  es  richtig  bezeichnet.  Dieser  Trieb  ist 
an  sich  so  unvernünftig,  dass  er  sich  oft  selbst  auf  das 
stürtzt,  was  nicht  verletzt  hat,  wie  auf  die  Jungen  des 
Thieres,  was  beschädigt  hat,  oder  auf  das  Leblose,  wie 
der  Hund  auf  die  Steine,  mit  denen  er  geworfen  worden 
ist.  Aber  ein  solcher  Trieb  an  sich  entspricht  nicht  dem 
vernünftigen  Theil,  welcher  dem  Affekte  gebieten  soll,  und 
daher  auch  nicht  dem  Naturrecht,  was  nur  die  Gebote 
der  vernünftigen  und  geselligen  Natur  als  solcher  enthält. 
Die  Vernunft  gebietet  aber,  nichts  vorzunehmen ,  was  dem 
Andern  schade,  wenn  man  nicht  einen  guten  Zweck  dabei 
habe.     In   dem   blossen  Schmerz   des  Feindes  an  sich  be- 


Recht,  sondern  in  die  Politik  d.  h.  in  die  Klugheitslehre 
gehört.  Im  Rechte  hat  dagegen  die  Strafe  nie  einen  an- 
deren Zweck  als  die  Erfüllung  des  Gebotes. 


t 


trachtet  ist  aber  nichts  Gutes,  höchstens  ein  falsches  und 
eingebildetes  Gut,  wie  in  überflüssigem  Reichthum  und 
vielen  andern  ähnlichen  Dingen. 

2.  In  diesem  Sinne  werden  die  von  Menschen  voll- 
streckten Strafen  nicht  blos  von  christlichen  Lehrern  son- 
dern auch  von  Philosophen  gemissbilligt;  auch  Seneca 
sagt:  „Die  Strafe  ist  ein  unmenschliches,  statt  des  Rechtes 
eingeführtes  Wort;  sie  unterscheidet  sich  von  der  Ver- 
leumdung nur  der  Zeitfolge  nach.  Wer  den  Schmerz  mit 
gleichem  Schmerz  vergilt,  sündigt  höchstens  entschuld- 
barer." Ja,  wenn  man  dem  Maximus  von  Tyrus  folgt 
ist  der,  welcher  sich  rächt,  schlechter  als  der,  welcher 
zuerst  verletzt  hat.  Musonius  sagt:  „Wenn  man  nur 
darauf  denkt,  wie  man  den  Beissenden  wieder  beisse  und 
dem  Schädiger  wieder  schade,  so  handelt  man  wie  ein 
wildes  Thier,  nicht  wie  ein  Mensch."  Bei  Plutarch  sagt 
Dion,  welcher  die  Weisheit  Plato's  auf  das  bürgerliche 
Leben  anwendet:  „Die  Rache  scheine  nach  der  Meinung 
des  Gesetzes  gerechter  als  das  erlittene  Unrecht;  aber 
nach  der  Natur  betrachtet,  entspringe  sie  aus  derselben 
Krankheit  der  Seele." 

3.  Es  widerstreitet   also   der  Natur  des  mit  dem  Men- 
schen verkehrenden  Menschen,   sich  an  fremdem  Schmerz, 
als  solchem,  zu  sättigen.    Je  weniger  deshalb  ein  Mensch 
des   Gebrauchs   seiner  Vernunft  mächtig  ist,    desto   mehr 
neigt  er  zur  Rache.    Juvenal  sagt  (Satir.  XIIL  180  u.  f.): 
„Aber  die  Rache  ist  süsser  als  selbst  das  Leben. 
Denn   es   ist   die  Natur   der  Ungebildeten,    dass  ihr 
Herz  bei  dem  geringsten  Anlass  entbrennt.    So  klein 
auch  die  Gelegenheit  ist,  sie  genügt  dem  Zorne.  Chry- 
sippus  wird  nicht  so  sprechen,  auch  nicht  des  Thaies 
sanft  Gemüth  und  der  dem  süssen  Hymettus  anwoh- 
nende Greis  ,215)  der  selbst  in  harten  Fesseln  keinen 
Theil  des  empfangenen  Schierlings  seinem  Ankläger 
reichen  mochte.    Die  beglückende  Weisheit  entfernt 
allmählig  die  meisten  Fehler  und  alle  Irrthümer  und 
lehrt  zuerst  das  Rechte.    Dagegen  ist  die  Rache  das 
Zeichen    eines    kleinen    und   schwachen  Geistes  und 


215)  Es  ist  Sokrates  gemeint,  der  in  Athen  lebte,  in 
dessen  Nähe  der  Berg  Hymettus  sich  erhob,  berühmt 
wegen  des  süssen  Honigs  seiner  wilden  Bienen. 

Grotius,  Rocht  d.  Kr.  u.  Fr.  II.  a 
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die   Freude   einer    niederen  Seele.     Bedenke  immer, 
dass    Niemand    melir    als    das    Weib    sich    an    der 
Rache  erfreut." 
In  diesem  Sinne  sagt  auch  Lactantius:    „Wenn  Un- 
erfahrene   und  Thoren    ein  Unrecht    erleiden,    so  werden 
sie  von  einer  blinden  und  unvernünftigen  Wuth  hingerissen 
und  suchen  denen,    die   sie  verletzt  haben,   mit  Gleichem 

zu  vergelten."  ,,        ,  ,,        i 

4.  Es  erhellt  also,  dass  der  Mensch  vom  Menschen 
nicht  bloss  um  zu  strafen  bestraft  werden  darf,  und  es 
sind    deshalb    die  Voitheilc    zu    untersuchen,    welche  die 

Strafe  begründen. 2i«)  .      ox     r       • 

VI.  1.  Hierher  gehört  die  Eintheilung  der  Strafen  in 
Piato's  Gorgias  und  bei  dem  Philosoph  Taurus  zu  dieser 

2<6)   Gr.  hat,    indem   er   mit   Ab.  IV    auf  die  Zwecke 
der  Strafe  eingeht,  hier   zunächst  die  Kache   als  Zweck 
beseitigt.     Seine  Gründe   sind   indess   sehr  schwach.     Die 
Rache   ist   ein   Trieb     wie  jeder   andere,    und    indem   Gr. 
das    Naturrecht    auf    die    vernünftigen    Triebe     gründet, 
kommt    es    auch    bei   der  Rache  nur  darauf  an,    sie  ver- 
nünftig   zu    machen,    d.  h.    sie    das  rechte  Maass  einhal- 
ten  zu  lassen,    um    die   Gründe    des   Gr.    zu  widerlegen. 
Dafür   lassen    sich    nun    ähnliche    Mittel    finden    wie    bei 
den  anderen  Trieben.     In  dem  Prinzip  der  Wiedervergel- 
tung    ist    die   Rache   enthalten,    und   dieses   Prinzip   wird 
noch   jetzt  von   bedeutenden   Lehrern    als   Grundlage   der 
Strafe'  festgehalten,   ja   als   Prinzip    der   absoluten   Straf- 
theorien behandelt.     Das   vernünftige   Maass   ist    dann 
hier  zunächst  in  der  Gleichheit  der  in  dem  Verbrechen 
und  in  der  Strafe  enthaltenen  Uebel  gegeben.  Dieses  Prinzip 
hat   ofifenbar    auch   den   Anfang   in   der  Entwickelung   der 
Strafe  gemacht;    allein   es  führt,    wie   alle  Triebe,    auch 
wenn  die  Vernunft  regelnd  hinzutritt,  nur  zur  Klugheit, 
nicht   zum   Rechte.     Die  Erhebung    der  Strafe    aus  dem 
Gebiet  der  Klugheit  und  der  Triebe,  als  Rache  und  Wieder- 
vergeltung, in  das  Gebiet  des  Rechts  kann  nur  durch  das 
Gebot  einer  erhabenen  Autortiät   (Gott,   Fürst,   Volk)  ge- 
schehen; die  Rache,  die  Wiedervergeltung  kann  dann  für 
diese  Autorität  das  Motiv   zu   ihrem  Gebote  bilden,    aber 
die  Rechtmässigkeit  oder  Gerechtigkeit  der  Strafe  entspringt 
für  den  Menschen  erst  aus  diesen  Geboten  (B.  XL  53). 


^ 


Stelle,  dessen  Worte  Gellius  Buch  VL  Kap.  14  anführt 
Die   Emtheihing    wird    von    dem   Zweck    der   Strafe    her- 
genommen; Plato  hatte  deren  nur  zwei  angenommen     die 
Besserung  und   das  Beispiel;   Taurus  fügte   einen  dritten 
hinzu,   iS:\^  ri^ioquiv ,  welche  Clemens  von  Alexandrien  so 
erklärt:    die  Vergeltung  des  Bösen,    welche   sich   auf  den 
Nutzen    des   Stral^nden    bezieht.     Aristoteles    lässt  die 
Strato    um    des  Beispiels    willen   bei  Seite,    und  hat  nur 
diesen  Zweck    neben    der  Besserung    und   sagt,   jene  ge- 
schehe   des  Strafenden    wegen,    damit    ihm    Genugthuunff 
geleistet    werde.      Auch    Plutarch    erwähnt    dieser    und 
sagt:  „Die  Strafen,  welche  auf  der  Stelle  dem  Verbrechen 
nachfolgen,  hindern  nicht  nur  die  Dreistigkeit  zu  weiteren 
Vergehen,    sondern    haben   auch   einen  Trost  für  die  Be- 
schädigten in  sich.    „Dies  ist  das  Besondere,  was  Aristo- 
teles   dabei   auf  die   austauschende  Gerechtigkeit     wie  er 
sie  nennt,  bezieht.  ' 

2.  Docli  ist  dies  nocli  genauer  zu  untersuchen.  Ich 
sage  also,  dass  bei  der  Strafe  entweder  der  Nutzen  von 
dem,  der  gesündigt  hat,  oder  von  dem,  in  dessen  Inter- 
esse es  lag,  dass  nicht  gesündigt  werde,  oder  von  irgend 
sonst  Jemand  berücksichtigt  wird.2i7j  '^ 

VII.  1.  Zu  dem  ersten  dieser  drei  Ziele  gehört  die 
Strafe,  welche  die  Philosophen  bald  vov^^ouc  (Ermahnung), 
bald  xokctaig  (Züchtigung),  bald  na^aiveüLg  (Ermunterung) 
nennen.  Paulus,  der  Rechtsgelehrte,  nennt  sie  die  Strafe' 
welclie  der  Besserung  wegen  erfolgt;  bei  Plato  heisst  sie: 
„Der  Mässigung  wegen";  bei  Plutarch:  „Die  Arzenei  der 
oeele  ,    welche   bewirkt,    dass  sie   den  Sünder  durch  die 

21')  Schon  die  Alten  haben  hiernach  dieselben  ver- 
schiedenen Zwecke  für  die  Strafen  aufgestellt,  durch  welche 
sich  die  modernen  relativen  Straftheorien  unterscheiden: 
1)  Besserung  des  Verbrechers,  2)  Abschreckung 
durch  Androhung  der  Strafe,  3)  Prävention  für  die 
t olgezeit  a)  gegen  den  Verbrecher,  b)  gegen  die  Anderen 
durch  öffentliche  Vollstreckung  der  Strafe,  4)  Genug- 
thuung  des  Verletzten,  d.  h.  Wiedervergeltung,  welcher 
der  Trieb  der  Rache  zu  Grunde  liegt.  Die  Eintheilung 
aes  Gr.  ist,  wie  seine  meisten,  nach  scholastischer  Art, 
ü.  Ji.  sie  ist  spitzfindig,  und  geht  von  formalen  Eintheilungs- 
grunde»  aus,  die  dem  betreffenden  Gebiet  äusserlich  sind. 
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Methode  des  Entgegengesetzten  bessert.  Denn  da  jedes 
Handeln,  vorzüglich  wenn  es  absichtlich  und  wiederholt 
geschieht,  eine  Neigung  erweckt,  die,  wenn  sie  stärker 
geworden,  Gewohnheit  genannt  wird,  so  muss  dem  Laster 
so  schnell  als  möglich  der  Anreiz  entzogen  werden,  was 
am  besten  durch  einen  nachfolgenden  Schmerz  geschieht, 
der  den  süssen  Wohlgeschmack  zerstört.  So  sagt  Apu- 
lejus,  der  Platoniker:  „Es  ist  schlimmer  und  härter  als 
alle  Strafe,  wenn  dem  Verbrecher  Straflosigkeit  gestattet 
wird,  und  er  nicht  in  mittelst  von  der  Strafe  der  Menschen  ge- 
troffen wird.^'  Bei  Tacitus  heisst  es:  „Der  Verführte 
sowohl  wie  der  Verführer  sind  krank,  und  die  heftigen 
Begierden  können  nicht  durch  schwächere  Mittel  gehemmt 
werden,  als  die  Lust  ist,  nach  der  sie  verlangen." 

2.  Die  Strafe  zu  diesem  Ende  ist  von  Natur  Jedem 
gestattet,  der  Verstand  hat  und  nicht  an  demselben  oder 
einem  ähnlichen  Fehler  leidet;  dies  erhellt  aus  der  Züehti- 
gnug,  die  in  Worten  geschieht. 

,,Den   Freund,    wie    er    verdient,    wegen    seines 

Unrechts  zu  schelten,  solche  That  ist  zulässig,  wahr 

und  nützlich  in  jetziger  Zeit.-**) 
Für  Schläge  aber  und  andere  einen  Zwang  enthaltende 
Handlungen  ist  von  der  Natur  kein  Unterschied  zwischen 
denen,  die  dazu  berechtigt  sind  oder  nicht  sind,  gemacht 
(denn  sie  konnte  es  nicht,  ausser  dass  die  Vernunft  den  Ge- 
brauch dieses  Rechts  den  Eltern  gegen  die  Kinder  als 
Gegengewicht  der  Zärtlichkeit  besonders  empfiehlt),  aber 
von  den  Gesetzen,  welche  jene  allgemeine  Verwandtschaft 
des  menschlichen  Geschlechts,  um  Streit  zu  vermeiden, 
auf  die  nächsten  Liebesbande  beschränkten,  wie  sich 
dies  aus  dem  Justinianischen  Codex,  im  Titel  von  der 
Besserung  des  Nächsten,  und  auch  sonst  ergiebt.  Hierher 
gehören  die  Worte  Xenophon's  an  seine  Soldaten: 
,,Wenn  ich  Jemand  seiner  Besserung  wegen  züchtige,  so 
habe  ich  das  Recht  geübt,  was  auch  den  Eltern  gegen 
die  Kinder  und  dem  Lehrer  gegen  die  Schüler  zusteht. 
Selbst  die  Aerzte  schneiden  und  brennen  des  Guten 
lialber."  Lactantius  sagt  im  6.  Buche:  ,,Gott  befiehlt, 
dass  wir  unsere  Hände  immer  über  die  Jüngeren  halten, 
d.  h.    dass   wir   sie,    wenn   sie   sündigen,    durch   sofortige 

2*8)  Aus  des  Plautus  Komödie  „Trinumus"  L  1,  1. 
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Schläge  bessern,  damit  sie  nicht  durch  verkehrte  Liebe 
und  Nachsicht  zu  sehr  dem  Bösen  sich  zuwenden  und 
zu  dem  Laster  verleitet  werden." 

3.    Diese  Strafart    kann   aber  nicht   bis  zu  dem  Tode 
ausgedehnt  werden,   ausgenommen   nach   der  sogenannten 
„reduktiven"    Auffassung,    in    welcher    die    Verneinungen 
das  Positive  der  entgegengesetzten  Gattungen  bezeichnen. 
Denn  so  wie  Christus  sagt:  es  wäre  Jenen  besser  gewesen, 
d.  h.,  nicht  so  schlimm,  wenn  sie  gar  nicht  geboren  wor- 
den; so  ist  es  für  unheilbare  Leidenschaften  besser,  d.  h. 
weniger  schlimm,  zu  sterben,  als  zu  leben,   da  sie  durch 
das  Leben   nur   schlechter  werden.     Solche    hat   Seneca 
im  Sinne,   wenn   er   sagt:   Mitunter  liege   es  im  Interesse 
der  Sterbenden,   dass   sie   stürben.     Jamblich ius    sagt: 
„So  wie  es   den  mit  einem  gefährlichen  Geschwür  Beliaf- 
teten  besser  ist,  gebrannt  zu  werden,  als  dass  nichts  ge- 
schehe,   so   ist  es  für  den  Bösen  besser,  zu  sterben,    als 
zu    leben."      Plutarch    sagt    von    einem     solchen:    „Er 
schadet  allerdings   den  Anderen,   aber  sich   am  meisten." 
Auch   Galen  US   sagt,    dass  die  Menschen    mit   dem  Tode 
gestraft  werden  müssen,  einmal,  damit  sie  nicht  im  Leben 
schadeten,    und  dann,   dass  Andere   durch   die  Strafe  von 
Aehnlichem    abgeschreckt    würden;    dann    fügt   er   hinzu: 
„Auch    ist  es   drittens   für  sie   selbst  nützlich,    wenn  mq 
sterben,    da  ihre  Seele   so  verdorben   ist,    dass  sie  nirht 
mehr  geheilt  werden  kann." 

4.  Einige  verstehen  darunter  die,  von  denen  der  Apostel 
Johannes  sagt,  dass  sie  eine  Todsünde  begehen.  Da 
indess  diese  Gründe  trügerisch  sind,  so  fordert  die  Liebe, 
Niemanden  für  so  verderbt  zu  halten;  es  kann  mithin 
diese  Strafe  nur  sehr  selten  Platz  greifen.-*») 

VIII.  1.  Der  Nutzen  dessen,   dem   es  daran  lag,   das- 

***)  Gr.  vermengt  hier  'bei  der  ersten  seiner  drei 
Klassen  der  Strafe,  welche  den  Nutzen  des  Verbrechens 
verfolgt,  die  Ziele  der  moralischen  Besserung  und  der 
Abschreckung,  welche  doch  wesentlich  verschieden  sind 
und  namentlich  zu  ganz  verschiedenen  Arten  von  Strafen 
führen.  Uebrigens  bemerkt  Gr.  richtig,  dass  mit  diesem 
Zweck  die  Todesstrafe  sich  nicht  verträgt.  Was  er  zur 
Beseitigung  dieses  Bedenkens  beibringt,  ist  ein  sophisti- 
sches Spiel  mit  Worten. 
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Methode  des  Entgegengesetzten  bessert.  Denn  da  jedes 
Handeln,  vorzUglicli  wenn  es  absichtlich  und  wiederholt 
geschieht,  eine  Neigung  erweckt,  die,  wenn  sie  stärker 
geworden,  Gewohnheit  genannt  wird,  so  muss  dem  Laster 
80  schnell  als  möglich  der  Anreiz  entzogen  werden,  was 
;im  besten  durch  einen  nachfolgenden  Schmerz  geschieht, 
der  den  süssen  Wohlgeschmack  zerstört.  So  sagt  Apu- 
lejus,  der  Platoniker:  „Es  ist  schlimmer  und  härter  als 
alle  Strafe,  wenn  dem  Verbrecher  Straflosigkeit  gestattet 
wird,  und  er  nicht  in  mittelst  von  der  Strafe  der  Menschen  ge- 
troffen wird.^'  Bei  Tacitus  heisst  es:  „Der  Verführte 
sowohl  wie  der  Verführer  sind  krank,  und  die  heftigen 
Begierden  können  nicht  durch  schwächere  Mittel  gehemmt 
werden,  als  die  Lust  ist,  nach  der  sie  verlangen." 

2.  Die  Strafe  zu  diesem  Ende  ist  von  Natur  Jedem 
gestattet,  der  Verstand  hat  und  nicht  an  demselben  oder 
einem  ähnlichen  Fehler  leidet;  dies  erhellt  aus  der  Züeliti- 
guug,  die  in  Worten  geschieht. 

,,Den   Freund,    wie    er    verdient,    wegen    seines 

Unrechts  zu  schelten,  solche  That  ist  zulässig,  wahr 

und  nützlich  in  Jetziger  Zeit.^i») 
Für  Schläge  aber  und  andere  einen  Zwang  enthaltende 
Handlungen  ist  von  der  Natur  kein  Unterschied  zwischen 
denen,  die  dazu  berechtigt  sind  oder  nicht  sind,  gemacht 
(denn  sie  konnte  es  nicht,  ausser  dass  die  Vernunft  den  Ge- 
brauch dieses  Rechts  den  Eltern  gegen  die  Kinder  als 
Gegengewicht  der  Zärtlichkeit  besonders  empfiehlt),  aber 
von  den  Gesetzen,  welche  jene  allgemeine  Verwandtschaft 
des  menschlichen  Geschlechts,  um  Streit  zu  vermeiden, 
auf  die  nächsten  Liebesbande  beschränkten,  wie  sich 
dies  aus  dem  Justinianischen  Codex,  im  Titel  von  der 
Besserung  des  Nächsten,  und  auch  sonst  ergiebt.  Hierher 
gehören  die  Worte  Xenophon's  an  seine  Soldaten: 
„Wenn  ich  Jemand  seiner  Besserung  wegen  züchtige,  so 
iiabe  ich  das  Recht  geübt,  was  auch  den  Eltern  gegen 
die  Kinder  und  dem  Lehrer  gegen  die  Schüler  zusteht. 
Selbst  die  Aerzte  schneiden  und  brennen  des  Guten 
halber."  Lactantius  sagt  im  6.  Buche:  „Gott  befiehlt, 
dass  wir  unsere  Hände  immer  über  die  Jüngeren  halten, 
d.  h.   dass   wir   sie,    wenn   sie   sündigen,    durch   sofortige 

2*8)  Aus  des  Plautus  Komödie  „Trinumus"  I.  1,  1. 
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Schläge  bessern,  damit  sie  nicht  durch  verkehrte  Liebe 
und  Nachsicht  zu  sehr  dem  Bösen  sich  zuwenden  und 
zu  dem  Laster  verleitet  werden." 

3.  Diese  Strafart  kann  aber  nicht  bis  zu  dem  Tode 
ausgedehnt  werden,  ausgenommen  nach  der  sogenannten 
„reduktiven"  Auffassung,  in  welcher  die  Verneinungen 
das  Positive  der  entgegengesetzten  Gattungen  bezeichnen. 
Denn  so  wie  Christus  sagt:  es  wäre  Jenen  besser  gewesen, 
d.  h.,  nicht  so  schlimm,  wenn  sie  gar  nicht  geboren  wor- 
den; so  ist  es  für  unheilbare  Leidenschaften  besser,  d.  h. 
weniger  schlimm,  zu  sterben,  als  zu  leben,  da  sie  durch 
das  Leben  nur  schlechter  werden.  Solche  hat  Seneca 
im  Sinne,  wenn  er  sagt:  Mitunter  liege  es  im  Interesse 
der  Sterbenden,  dass  sie  stürben.  Jamblich  ins  sagt: 
„So  wie  es  den  mit  einem  gefährlichen  Geschwür  Behaf- 
teten besser  ist,  gebrannt  zu  werden,  als  dass  nichts  ge- 
schehe, so  ist  es  für  den  Bösen  besser,  zu  sterben,  als 
zu  leben."  Plutarch  sagt  von  einem  solchen:  „Er 
schadet  allerdings  den  Anderen,  aber  sich  am  meisten." 
Auch  Galen  US  sagt,  dass  die  Menschen  mit  dem  Tode 
gestraft  werden  müssen,  einmal,  damit  sie  nicht  im  Leben 
schadeten,  und  dann,  dass  Andere  durch  die  Strafe  von 
Aehnlichem  abgeschreckt  würden;  dann  fügt  er  hinzu: 
„Auch  ist  es  drittens  für  sie  selbst  nützlich,  wenn  sie 
sterben,  da  ihre  Seele  so  verdorben  ist,  dass  sie  nicht 
mehr  geheilt  werden  kann." 

4.  Einige  verstehen  darunter  die,  von  denen  der  Apostel 
Johannes  sagt,  dass  sie  eine  Todsünde  begehen.  Da 
indess  diese  Gründe  trügerisch  sind,  so  fordert  die  Liebe, 
Niemanden  für  so  verderbt  zu  halten;  es  kann  mithin 
diese  Strafe  nur  sehr  selten  Platz  greifen. ^i^) 

VIII.  1.  Der  Nutzen  dessen,   dem   es  daran  lag,   dass 

2iö)  Gr.  vermengt  hier  bei  der  ersten  seiner  drei 
Klassen  der  Strafe,  welche  den  Nutzen  des  Verbrechens 
verfolgt,  die  Ziele  der  moralischen  Besserung  und  der 
Abschreckung,  welche  doch  wesentlich  verschieden  sind 
und  namentlich  zu  ganz  verschiedenen  Arten  von  Strafen 
führen.  Uebrigens  bemerkt  Gr.  richtig,  dass  mit  diesem 
Zweck  die  Todesstrafe  sich  nicht  verträgt.  Was  er  zur 
Beseitigung  dieses  Bedenkens  beibringt,  ist  ein  sophisti- 
sches Spiel  mit  Worten. 
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niclit  ijefelilt  werde,  besteht  darin,  dass  er  nicht  nochmals 
dasselbe  von  Diesem  oder  einem  Anderen  erleide.  Gellius 
beschreibt  diese  Art  nach  Taurus  so:  „Da  die  Würde 
und  das  Ansehen  des  Beleidigten  zu  schlitzen  ist,  damit 
nicht  die  Straflosigkeit  zur  Verachtung  seiner  führe  und 
seine  Ehre  schädige."  Was  er  indess  hier  von  dem  An- 
sehen sagt,  gilt  ebenso  von  seiner  Freiheit  oder  einem 
anderen  verletzten  Rechte.  Bei  Tacitus  heisst  es:  „Er 
sorgte  für  die  Sicherheit  durch  gerechte  Bestrafung."  Der 
Zweck,  dass  der  Beschädigte  nicht  wieder  dasselbe  von  Jenem 
erleide,  kann  in  drei  Weisen  erreicht  werden :  erstens,  wenn 
der  Beleidiger  beseitigt  wird;  dann,  wenn  man  ihm  die 
Kraft  zu  schaden  nimmt;  endlich,  wenn  er  durch  ein 
Uebel  belehrt  wird,  nicht  zu  sündigen,  was  dann  mit  der 
bereits  besprochenen  Besserung  zusammenfällt.  Damit 
auch  Andere  die  Beschädigung  nicht  wiederholen,  muss 
die  Strafe  öffentlich  und  sichtbar  sein;  dann  kann  ein 
Beispiel  daran  genommen  werden.  ~2^) 

2.  Wird  zu  diesem  Zwecke  und  innerhalb  billiger 
Grenzen  die  Strafe  vollstreckt,  so  ist  selbst  die  Privat- 
strafe nicht  unerlaubt,  wenn  man  nur  das  reine  Natur- 
recht dabei  beachtet  und  von  den  göttlichen  und  mensch- 
lichen Gesetzen,  so  wie  von  dem  Unwesentlichen  der  Sache 
absieht.  Sowohl  der  Verletzte  wie  jeder  Andere  kann  in 
dieser  Hinsicht  die  Strafe  vollstrecken,  da  es  der  Natur 
entspricht,  dass  ein  Mensch  dem  andern  Beistand  leiste. 
In  diesem  Sinne  kann  man  es  zulassen,  wenn  Cicero  die 
Strafe  als  ein  Beispiel  jenes  Naturrechtes  aufführt,  was 
nicht  auf  der  Meinung,  sondern  auf  der  angeborenen  Kraft 
beruht,  und  sie  der  Gnade  gegenüberstellt.  Und  um  jeden 
Zweifel  über  die  Bedeutung  dieser  Strafe  zu  entfernen, 
definirt  er  sie:  „als  das  Mittel,  wodurch  man  die  Gewalt 
und  die  Schmach  durch  Vertheidigung  und  Zufügung  von 
Uebel n  von  sich  und  den  Seinigen,  die  man  lieb  hat,  fern 
hält,  und  durch  welches  man  die  Vergehen  straft."  Mi- 
thridates  sagt  nach  Justinus,    der   es   aus  Trogus  ent- 

220)  Unter  diese  zweite  Klasse  der  Strafen  fällt  die 
Abschreckung,  die  Prävention  und  die  Rache  oder  Wieder- 
vergeltung nach  dem  heutigen  Sprachgebrauch;  indess 
vermengt  auch  hier  Gr.  diese  an  sich  sehr  verschiedenen 
Zwecke. 
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nommen  hat:  „Gegen  den  Räuber  kann  Jedermann  das 
Schwert  gebrauchen;  ist  es  zur  Rettung  nicht  möglich, 
so  doch  zur  Strafe."  Plutarch  nennt  im  Leben  des 
Aratus  dies  „das  Gesetz  der  Vertheidigung." 

3.  Nach  diesem  natürlichen  Recht  vertheidigte  sich 
Simson  gegen  die  Philister  und  versicherte,  er  werde  sich 
nicht  vergehen,  wenn  er  die  Philister,  welche  ihn  beschä- 
digt, wieder  beschädige.  Nach  vollbrachter  Rache  recht- 
fertigt er  sich  eben  damit  und  sagt,  er  habe  ihnen  nur 
gethan,  was  sie  vorher  ihm  selbst  gethan  hätten.  Die 
Platäer  sagen  bei  Thucydides:  „Mit  Recht  haben  wir 
sie  bestraft  nach  dem  für  Alle  gültigen  Gesetz,  welches 
gestattet,  gegen  den  anrückenden  Feind  sich  zu  verthei- 
digen."  Demosthenes  sagt  in  seiner  Rede  gegen  Aristo- 
krates,  es  sei  ein  allen  Menschen  gemeinsames  Gesetz, 
dass  man  den,  der  uns  das  Unsrige  mit  Gewalt  entreisst, 
dafür  strafen  könne.  Als  Jujurtha  bei  Sallust  erzählt, 
dass  Adherbal  ihm  nach  dem  Leben  getrachtet,  fügt  er 
hinzu:  „das  Römische  Volk  werde  nicht  gut  noch  recht 
handeln,  wenn  es  ihn  an  seiner  völkerrechtlichen  Befug- 
niss  hindere,"  d.h.  an  der  Rache.  Der  Redner  Aristi- 
des  sagt,  dass  alle  Dichter,  alle  Gesetzgeber,  alle  Sprüch- 
wörter, alle  Redner  und  Jedermann  sonst  es  billigen,  „dass 
man  sich  gegen  die  Angreifer  vertheidige."  Ambrosius 
lobt  die  Maccabäer,  dass  sie  selbst  am  Sabbath  den  Tod 
ihrer  unschuldigen  Brüder  gerächt  haben.  Derselbe  spricht 
gegen  die  Juden,  welche  sich  über  den  von  den  Christen 
angezündeten  Tempel  schwer  beklagten,  und  sagt:  „Und 
wenn  ich  nach  dem  Völkerrecht  verfahren  wollte,  würde 
ich  sagen,  wie  viel  Tempel  die  Juden  zu  Kaiser  Julian's 
Zeiten  angezündet  hätten,"  wo  er  unter  Völkerrecht  die 
Wiedervergeltung  mit  Gleichem  versteht.  Ebenso  spricht 
Civilis  bei  Tacitus:  221)  „Ich  habe  einen  vortrefflichen 
Lohn  f\ir  meine  Mühe  erlangt:  den  Tod  meines  Bruders, 
meine  Ketten  und  die  wilden  Stimmen  dieses  Heeres,  die 


221)  Civilis  war,  nachdem  er  gefangen  worden,  auf  so 
grausame  Weise  gemartert  worden,  dass  seine  eigenen 
Soldaten  seinen  Tod  forderten.  Deshalb  verlangt  Civilis 
Rache  dafür  nach  dem  Völkerrecht.  Tacitus  erzählt  den 
den  Vorfall  Histor.  IV.  21. 
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meinen  Tod  verlangen;    möge    sie   dafür  die   Strafe   nach 
dem  Völkerrechte  treffen."  *22) 

4.  Weil  man  jedoch  in  seinen  eigenen  und  der  Seini- 
gen Angelegenheiten  von  der  Leidenschaft  hingerissen 
wird,  so  haben  viele  Familien  in  einem  Lande  sich  ver- 
einigt, Richter  bestellt  und  diesen  allein  das  Recht,  die 
Verletzten  zu  rächen,  zugestanden,  dagegen  den  Uebrigen 
dieses  Recht,  was  die  Natur  ihnen  gewährt,  entzogen. 
Lucrez  sagt  (Buch  V.  v.  1147  u.  ff.): 

„Weil  aber  ein  Jeder  sich  bereitete,  seine  Rache 
weiter  zu  treiben,  als  es  jetzt  nach  billigen  Gesetzen 
gestattet  ist,  deshalb  war  es  den  Menschen  zuwider, 
das  Zeitalter  der  Gewalt  sich  zu  erhalten." 
Demosthenes  sagt  gegen  Conon:  „Es  ist  vorgesehen, 
dass  Alle  ihr  Urtheil  nach  den  Gesetzen  empfangen,  und 
dass  nicht  nach  der  Leidenschaft  und  Willkür  eines  Jeden 
entschieden  werde."  Quintilian  sagt:  „Die  eigene 
Wiedervergeltung  des  Unrechtes  ist  nicht  allein  die  Fein- 
din des  Rechtes,  sondern  auch  des  Friedens;  denn  es 
giebt  ein  Gesetz,  eine  Gerichtsstätte,  einen  Richter;  es 
müsste  denn  Einer  sich  schämen,  nach  dem  Gesetz  sich 
zu  rächen."  Die  Kaiser  Honorius  und  Theodosius 
sagten:  „Deshalb  ist  die  Kraft  der  Gerichte  und  der 
Schutz  des  öffentlichen  Rechts  inmitten  aufgerichtet,  damit 
nicht  Jeder  sich  die  Rache  selbst  gestatte."  König  Theo- 
dor ich  sagt:  „Dies  ist  das  heilige  Ansehen  der  Gesetze, 
dass  nichts  mit  Gewalt,  nichts  nach  eigener  Leidenschaft 
geschehe." 

5.  Die  alte  natürliche  Freiheit  bleibt  aber  da  gültig, 
wo  keine  Gerichte  bestehen,  wie  auf  offener  See.  Hierauf 
kann  man  es  beziehen,  dass  Cajus  Cäsar  als  Privatperson 
die  Seeräuber,  welche  ihn  gefangen  hatten,  mit  einer  auf- 
gerafften Flotte  verfolgte  und  ihre  Schiffe  theils  verjagte, 

222)  Der  Leser  wird  leicht  bemerken,  dass  Gr.  hier 
vielfach  abschweift  und  theils  die  Zwecke  seiner  ersten 
Klasse  wieder  herbeizieht,  theils  die  Nothwehr  mit  der 
Strafe  überhaupt  vermengt.  Es  ist  dies  die  natürliche 
Folge  seines  Uebermaasses  von  Citaten  aus  den  verschie- 
densten profanen  und  christlichen  Schriftstellern,  welche 
noch  mehr,  wie  Gr.,  diese  Zwecke  und  Begriffe  bunt  durch 
einander  werfen. 
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theils  versenkte,  und  dass  er  als  Prokonsul  gegen  die 
gefangenen  Seeräuber  nicht  gerichtlich  verfuhr,  sondern 
auf  das  Meer  zurückkehrte  und  sie  da  kreuzigen  Hess. 
Dasselbe  gilt  für  Wüsten,  oder  wo  Nomaden  leben.  So 
erzählt  Nico  laus  von  Damascus,  dass  bei  den  Umbrikern 
Jeder  sich  selbst  gerächt  habe;  auch  bei  den  Moschern 
geschieht  dies  heutiges  Tages,  wenn  ei«ige  Zeit  seit  An- 
tritt des  Richters  verstrichen  ist.  Auch  die  Duelle  stam- 
men daher,  welche  vor  Einführung  des  Christenthums  bei 
den  deutschen  Stämmen  üblich  waren  und  noch  jetzt  nicht 
genügend  ausser  Uebung  gekommen  sind.  Deshalb  wun- 
dern sich  bei  Vellejus  Paterculus  die  Deutschen  bei 
dem  Anblick  des  Römischen  Gerichtsverfahrens,  dass  das 
Unrecht  durch  die  Gerichte  beseitigt,  und  dass  durch  das 
Recht  beendet  werde,  was  sie  gewohnt  waren,  durch  die 
Waffen  zu  entscheiden. 

6.  Das  jüdische  Gesetz  gestattet  den  Blutsverwandten 
des  Getödteten,  den  Mörder  zu  tödten,  die  Asyle  ausge- 
nommen. Auch  bemerken  die  jüdischen  Ausleger  richtig, 
dass  man  die  Wiedervergeltung  für  den  Getödteten  mit 
der  Hand  vollziehen  könne.  Der  blos  Verwundete  dürfe 
es  aber  für  sich  selbst  nicht,  sondern  nur  der  Richter, 
weil  bei  dem  eigenen  Schmerz  die  Mässigung  schwerer 
sei.  Bei  den  alten  Griechen  hat  die  gleiche  Sitte  der 
Blutrache  bestanden ,  wie  aus  den  Worten  des  Theocly- 
menes  erhellt,  die  sich  im  14.  Gesänge  der  Odyssee  bei 
Homer  befinden.  Die  meisten  Fälle  dieser  Art  finden 
sich  aber  bei  denen,  die  keinen  gemeinsamen  Richter 
über  sich  haben.  Deshalb  werden  nach  dem  Zeugniss 
des  August  in  für  gerechte  Kriege  die  erklärt,  „welche 
das  erlittene  Unrecht  rächen,"  und  Plato  billigt  den 
Kriegsstreit  so  lange,  „bis  die  Schuldigen  genöthigt  sind, 
den  Unschuldigen  für  ihren  Schmerz  die  Strafe  zu  zah- 
len. "  223) 

223)  In  den  modernen  Lehrbüchern  wird  diese  Blut- 
rache, dieses  Fehderecht  und  überhaupt  die  Bestrafung 
durch  den  Verletzten  selbst  nicht  als  Recht,  sondern 
als  reine  Rache  behandelt,  welche  noch  ausserhalb  des 
Rechtszustandes  erfolge.  Allein  wenn  die  Autoritäten  (Ge- 
setzgeber) diese  Art  der  Bestrafung  gestatten,  so  ist  kein 
Grynd  vorhanden,    deren  rechtliche  Natur  zu   bezweifeln; 
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IX.  1.  Der  Nutzen  irgend  welcher  Personen,  welcher 
das  dritte  Ziel  bildete,  ist  ebenso  einziitheilen  wie  der 
Nutzen  des  Verletzten.  Denn  es  soll  entweder  der,  wel- 
cher Jemand  beschädigte,  den  Andern  nicht  schaden,  was 
durch  Beseitigung  seiner  geschieht,  oder  dadurch,  dass 
er  geschwächt  oder  so  festgemacht  wird,  dass  er  nicht 
schaden  kann,  oder  durch  seine  Besserung.  Damit  Andere 
durch  die  Straflosigkeit  Jenes  ihren  Nebenmenschen  nicht 
lästig  werden,  geschieht  die  Strafvollstreckung  öffentlich, 
welche  die  Griechen  naQu^uy^aTa  (Beispiele)  wie  die  La- 
teiner nannten.  Diese  geschehen,  damit  des  Einen  Strafe 
die  Vielen  abschrecke,  oder  wie  die  Gesetze  sagen:  damit 
durch  die  Strafe  überhaupt  die  Anderen  abgeschreckt  wer- 
den können;  oder  wie  Demosthenes  sagt:  „damit  die 
Anderen  sich  vorsehen  und  fürchten." 

2.  Auch  dieses  Recht  steht  naturrechtlich  einem  Jeden 
zu.  So  sagt  Plutarch,  dass  ein  guter  Mann  von  Natur 
zur  Obrigkeit  bestimmt  sei,  und  zwar  für  immer;  denn  wer 
recht  handle,  dem  gebühre  nach  dem  Gesetz  der  Natur 
die  Herrschaft.  So  beweist  Cicero  an  dem  Beispiel  des 
Nasica,  dass  ein  Weiser  niemals  ein  Privatmann  sei;  so 
nennt  Horaz  den  Lollius  Consul  nicht  blos  von  einem 
Jahre,  und  Euripides  sagt  in  der  Iphigenie  in  Aulis: 

„Wer  an  klugem  Sinn  hervorragt,  der  führt  den 
Befehl." 
Für  den  Staat  versteht  sich  dies  jedoch  nur  so  weit,   als 
seine  Gesetze  es  gestatten. 

3.  lieber  dieses  natürliche  Recht  sagt  Demokritos, 
dessen  eigene  Worte  ich  hier  als  bemerkenswerth  anführe, 
und  zwar  zunächst  über  das  Recht,  die  Thiere  zu  tödten: 
„Ueber  das  Tödten  oder  Nichttödten  der  Thiere  verhält 
es  sich  so:  die  Thiere,  welche  Schaden  zufügen  oder  zu- 
fügen wollen,  kann  Jeder  tödten;  er  ist  straflos,  und  es 
ist  sogar  besser,  dies  zu  thun,  als  zu  unterlassen."  Dann 
sagt  er:  „Man  kann  Alles,  was  mit  Macht  uns  schadet, 
und  wegen  Alles  tödten."  Es  ist  wahrscheinlich,  dass 
die  frommen  Menschen  vor  der  Sündfluth  so  gelebt  haben, 

man  kann  höchstens  die  Zweckmässigkeit  dieser  Gesetze, 
aber  nicht  die  Gesetzlichkeit  selbst  in  Zweifel  ziehen. 
Deshalb  behandelt  auch  Gr.  diese  Institute  als  Rechts- 
institute. 
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ehe  Gott  seinen  Willen  offenbart  hatte,  dass  die  übrigen 
Geschöpfe  zur  Nahrung  der  Menschen  dienen  sollen.  Dann 
sagt  Demokritos  weiter:  „Was  ich  aber  über  die  Füchse 
und  über  die  Schlangen  geschrieben  habe,  das  ist  nach 
meiner  Ansicht  auch  gegen  die  Menschen  zu  beobachten." 
Und  fügt  dann  hinzu:  „Wer  einen  Dieb  oder  Räuber  auf 
irgend  eine  Weise  getödtet  hat,  sei  es  mit  der  Hand,  sei 
es  auf  Befehl,  sei  es  durch  Abstimmung,  ist  unschuldig." 
Seneca  scheint  diese  Stellen  im  Auge  gehabt  zu  haben, 
wenn  er  sagt:  „Wenn  ich  dem  Beschädiger  den  Kopf  ab- 
schlagen lasse,  so  thue  ich  es  mit  derselben  Miene  und 
Gesinnung,  als  wenn  ich  die  Schlangen  und  giftigen  Thiere 
tödte,"  Und  an  einer  anderen  Stelle:  „Wir  würden  auch 
die  Schlangen  und  Nattern,  und  was  sonst  durch  Biss 
oder  Stich  schadet,  nicht  tödten,  wenn  man  sie  wie  andere 
Thiere  zähmen,  oder  bewirken  könnte,  dass  sie  uns  und 
Anderen  nicht  schadeten.  Deshalb  wird  man  auch  den 
Menschen  nicht  schädigen,  weil  er  gesündigt  hat,  sondern 
damit  er  nicht  sündige." 

4.  Da  indess  die  Untersuchung  des  Thatbestandes 
viel  Mühe,  und  die  Bestimmung  der  Strafe  viel  Klugheit 
und  Billigkeit  fordert,  damit  nicht  aus  der  Ueberschätzung 
des  eigenen  Schadens,  welcher  die  Anderen  nicht  bei- 
treten. Streit  entstehe,  haben  die  gerechten  Gemeinschaften 
der  Menschen  beschlossen,  dazu  die  Besten  und  Klügsten 
auszuwählen.  So  sagt  Demokritos,  „die  Gesetze  hätten 
es  nicht  gehindert,  dass  Jeder  nach  seinem  Belieben  lebe, 
wenn  nicht  Einer  den  Andern  beleidigte.  Denn  der  Neid 
bereitet  den  Anfang  des  Aufruhrs." 

5.  Wie  indess  bei  der  Selbstrache  eben  gesagt  wor- 
den, so  sind  auch  bei  dieser  Strafe,  welche  der  Abschreckung 
wegen  geschieht,  Spuren  und  Ueberbleibsel  des  alten 
Rechts  in  den  Gegenden  und  unter  den  Menschen  geblie- 
ben, die  keine  festen  Gerichte  haben,  und  ausserdem  in 
einigen  Ausnahmsfällen.  So  konnte  nach  jüdischem  Ge- 
brauch ein  Jude,  der  von  Gott  oder  seinem  Gesetz  abfiel 
oder  zum  Götzendienst  verführte,  sofort  von  Jedem  getödtet 
werden.  Die  Juden  nennen  dies  das  Gericht  des  Eifers, 
was  von  Pliineas  seinen  Anfang  genommen  und  dann  zur 
Sitte  geworden  sei.  So  tödtete  Mathathias  einen  Juden, 
der  sich  durch  den  griechischen  Götzendienst  verunreinigte; 
so    sind    nach    dem   3.  Buch    der    Maccabäer    dreihundert 


60 


Buch  IL     Kap.  XX. 


Juden  von  ihren  Landsleuten  getödtet  worden.  Und  des- 
halb fand  die  Steinigung  gegen  Stephan  und  die  Ver- 
schwörung gegen  Paulus  statt.  Bei  Philo  und  Joseph us 
werden  noch  viele  Fälle  derart  erzählt. 

6.  Ferner  verblieb  bei  vielen  Völkern  das  volle,  bis 
zu  dem  Tode  gehende  Strafrecht  des  Herrn  gegen  den 
Sklaven  und  der  Eltern  gegen  die  Kinder.  So  durften 
die  Ephoren  in  Sparta  einen  Bürger  auch  ohne  Urtheils- 
spruch  tödten.  Aus  dem,  was  ich  hier  angeführt  habe, 
kann  das  ursprüngliche  Naturrecht  in  Bezug  auf  Strafen, 
und  wie  weit  es  sich  erhalten  hat,  abgenommen  werden. 

X.  1.  Jetzt  bleibt  zu  untersuchen,  ob  das  Gesetz  des 
Evangeliums  diese  Freiheit  beschränkt  hat.  An  sich  kann, 
wie  gesagt,  es  nicht  auffallen,  dass  das  göttliche  Gesetz 
manches  nach  dem  Natur-  und  bürgerlichen  Rechte  Er- 
laubte verbietet;  denn  jenes  ist  das  vollkommenste  und 
verheisst  einen  Lohn  über  die  menschliche  Natur  hinaus, 
zu  dessen  Erlangung  billig  Tugenden  gefordert  werden, 
welche  über  die  blossen  Gebote  der  Natur  hinausgehen. 
Züchtigungen,  welche  weder  mit  Ehrlosigkeit,  noch  mit 
einem  bleibenden  Schaden  verknüpft  sind,  und  nach  Ver- 
hältniss  des  Alters  oder  sonst  nöthig  sind,  und  von  denen 
geschehen,  denen  die  menschlichen  Gesetze  dies  gestatten, 
wie  von  den  Eltern,  Vormündern,  Herren,  Lehrern,  wider- 
streiten den  Vorschriften  des  Evangeliums  nicht;  dies  er- 
giebt  die  Natur  der  Sache.  Denn  diese  Heilmittel  der 
Seele  sind  ebenso  unschuldig  wie  die  bittere  Arznei. 

2.  Mit  der  Strafe  verhält  es  sich  aber  anders.  So 
weit  sie  nur  die  Rachbegierde  des  Verletzten  befriedigen 
soll,  ist  sie,  wie  gezeigt  worden,  schon  nach  dem  Natur- 
recht nicht  gestattet;  um  so  weniger  kann  solche  mit  dem 
Evangelium  sich  vertragen.  Das  jüdische  Gesetz  verbietet 
nicht  blos,  den  Hass  dem  Nächsten  nachzutragen,  d.  h. 
dem  Landsmanne,  Levit.  XIX.  17,  sondern  fordert  auch, 
dass  solchen  Feinden  gewisse  gemeinsame  Wohlthaten 
erwiesen  werden;  Exod.  XXIII.  4,  5.  Nachdem  nun  das 
Evangelium  den  Begriff  des  Nächsten  auf  alle  Menschen 
ausgedehnt  hat,  ist  es  offenbar  unsere  Ptiicht,  nicht  allein 
den  Feinden  nicht  zu  schaden,  sondern  auch  ihnen  wohl- 
zuthun,  wie  es  Matthäi  V.  44  bestimmt  verordnet  ist.  Den 
Juden  gestattet  indess  ihr  Gesetz,  scliwereres  Unrecht  zu 
rächen,  zwar  nicht  eigenmächtig,  aber  durch  Anrufen  des 
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Richters.  Aber  Christus  erlaubt  uns  dies  nicht,  wie  aus 
jenem  Gegensatz  erhellt:  „Ihr  habt  gehört,  wie  es  heisst: 
Auge  um  Auge;  ich  aber  sage  Euch."  Denn  wenn  auch 
das,  was  dem  folgt,  eigentlich  nur  von  Abhaltung  des 
Unrechts  handelt  und  auch  diese  Freiheit  etwas  beschränkt, 
so  missbilligt  es  doch  offenbar  die  Rache,  weil  es  die  alte 
Erlaubniss,  welche  der  unvollkommenen  Zeit  entsprach, 
verwirft;  „nicht  weil  die  gerechte  Strafe  ein  Unrecht  ist, 
sondern  weil  die  Geduld  das  Höhere  ist,"  wie  es  in  den 
Konstitutionen  des  Clemens,  Buch  VII.  23,  heisst. 

3.  Tertullian  äussert  sich  hierüber  so:  „Eine  ganz 
neue  Geduld  lehrt  Christus,  indem  er  selbst  die  von  dem 
Schöpfer  gestattete  gleiche  Wiedervergeltung  eines  Un- 
rechts verhindert,  welche  Auge  um  Auge  und  Zahn  um 
Zahn  forderte,  vielmehr  gebietet,  auch  die  andere  Backe 
dem  Streiche  darzureichen  und  über  den  Rock  auch  noch 
den  Mantel  zu  lassen.  Christus  wird  dies  gethan  haben, 
um  die  Disziplin  des  Schöpfers  angemessen  zu  ergänzen. 
Es  ist  also  zunächst  zu  ermitteln,  ob  diese  Lehre  der 
Geduld  auch  von  dem  Schöpfer  gelehrt  werde.  224j  go 
gebietet  er  durch  Zacharias,  dass  Niemand  der  Bosheit 
seines  Bruders  eingedenk  bleibe,  und  auch  nicht  der  seines 
Nächsten.  Auch  sagt  er  nochmals:  Niemand  gedenke  der 
Bosheit  seines  Nächsten.  Wer  aber  das  Vergessen  ge- 
bietet, gebietet  um  so  mehr  das  Ertragen  des  Unrechts. 
Auch  wenn  er  sagt;  Mein  ist  die  Rache,  und  ich  werde 
rächen,  so  lehrt  er  damit  die  Geduld,  welche  die  Rache 
ruhig  erwartet.  So  wie  es  also  offenbar  nicht  gestattet 
ist,  Zahn  um  Zahn,  Auge  um  Auge  als  Wiedervergeltung 
zu  fordern,  wenn  er  nicht  blos  die  Wiedervergeltung,  son- 
dern selbst  die  Strafe  und  die  Erinnerung  und  das  Anden- 
ken an  das  Unrecht  untersagt,  so  wird  auch  uns  eröffnet, 
wie  er  das  „Auge  um  Auge  und  Zahn  um  Zahn"  verstan- 
den hat.  Es  soll  nicht  damit  die  zweite  Beschädigung 
als  Wiedervergeltung  erlaubt  sein,  die  er  ja  durch  die 
verbotene  Rache  gehemmt  hatte,  sondern  er  will  die  erste 
Beleidigung  verhindern,  welcher  er  durch  die  Androhung 
der  Wiedervergeltung  entgegentritt,  damit  Jeder  in  Rück- 
sicht auf  diese  gestattete   zweite  Beleidigung   sich   schon 

224)  D.  ]j.  ob  auch  schon  das  Alte  Testament  dieselbe 
grosse  Geduld  predige,  wie  Christus  in  dem  Neuen. 
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der  ersten  enthalte.  Denn  er  weiss,  dass  die  Gewalttliätig- 
keit  leichter  durch  die  Gestattung  der  Wiedervergeltung 
abgehalten  wird,  als  durch  die  Androhung  der  Strafe. 
Beides  war  aber  nach  der  Natur  und  dem  Glauben  der 
Menschen  anzuordnen;  damit,  wer  Gott  vertraute,  die 
Strafe  von  Gott  erwartete,  und  wer  weniger  vertraute, 
sich  vor  dem  Gesetz  der  Wieder  Vergeltung  sclieute." 

4.     „Diesen  Sinn  des  Gesetzes,  der  nicht  so  leicht  zu 
fassen  war,  hat  Christus,  der  Herr  des  Sabbaths  und  Ge- 
setzes und  aller  väterlichen  Gebote  geoffenbart  und  klar 
gelegt,  indem  er  auch  die  Darreichung  der  anderen  Backe 
gebot,    um    dadurch    um   so   mehr  die  Wiederholung  des 
Unrechts  zu  vertilgen,  welches  das  Gesetz  durch  die  Ver- 
geltung hatte  hindern  wollen,  welche  die  Propheten  offen- 
bar verboten    hatten,    indem    sie   das   Gedenken   des   Un- 
rechts untersagten  und  Gott  die  Rache  überliessen.    Wenn 
daher   Christus   etwas   von   helfenden    und   nicht   von   auf- 
hebenden Geboten  hinzugethan,  so  hat  er  die  Lehren  des 
Schöpfers    nicht    zerstört.      Betrachten     wir    endlich    den 
Grund    dieser    so    vollen   und   vollkommen   gebotenen  Ge- 
duld, so  kann  sie  nicht  bestellen,  wenn  es  nicht  die  Sache 
des  Schöpfers  ist,  die  Rache  zu  verhängen  und  der  Richter 
zu    sein.     Denn    wenn    er    mir    eine    so   grosse  Last  von 
Geduld  auferlegt,  dass  ich  nicht  allein  nicht  wieder  schla- 
gen darf,  sondern  selbst  die  andere  Backe  darbieten  muss, 
und    nicht    allein    nicht    wieder   schimpfen   darf,    sondern 
noch  segnen  soll,    und   nicht   allein   den  Rock   nicht  fest- 
lialten  darf,  sondern  auch  den  Mantel  noch  hingeben  soll, 
und  er  mich  doch  nicht  veitheidigen  will,    so   hat   er  un- 
nützer Weise  die  Geduld   geboten,    da   er   mir  nicht   den 
Lohn  des  Gebotes  gewährt,  ich  meine  die  Frucht  der  Ge- 
duld, welche  die  Rache  bildet,   die  er  mir  hätte  gestatten 
müssen,  wenn  er  sie  selbst  nicht  übernimmt,   oder  die  er 
selbst  vollführen  musste,  wenn  er  mir  sie  nicht  gestattete 
weil  es  zur  Zucht  gehört,    dass  das  Unrecht  seine  Strafe 
erhalte.    Denn  durch  die  Furcht  vor  der  Strafe  wird  jedes 
Unrecht  im  Zaum   gehalten.     Sonst   wird  es,  zur  Freiheit 
losgelassen,   herrschen,   und  bei  der  Sicherheit  der  Straf- 
losigkeit wird  es  beide  Augen  ausschlagen  und  alle  Zähne 
ausbrechen." 

5.     Wir    sehen,    dass   Tertullian   meint,    nicht   blos 
den  Christen  sei  die  Wiedervergeltung  mit  Gleichem  unter- 
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sagt,  sondern  selbst  den  Juden  sei  sie  nicht  als  etwas 
Gerechtes,  sondern  nur  zur  Vermeidung  grösseren  Uebels 
gestattet  gewesen.  Dass  dies  in  Bezug  auf  jene  Vergel- 
tung, welclie  aus  dem  Hasse  kommt,  richtig  ist,  ist  un- 
zweifelhaft, wie  das  Obige  ergiebt.  Auch  erhellt  aus 
Philo,  dass  auch  die  Weisen  unter  den  Juden  so  dach- 
ten, welche  nicht  blos  die  Worte,  sondern  auch  den  Sinn 
des  Gesetzes  befolgten.  Die  Alexandrinischen  Juden  lässt 
Philo  bei  dem  Unglück  des  Flaccus,  welcher  die  Juden 
gepeinigt  hatte,  sagen:  „Wir  freuen  uns  nicht,  o  Herr, 
über  die  Strafe  des  Feindes;  denn  wir  sind  aus  den  hei- 
ligen Büchern  belehrt,  der  Menschen  sich  zu  erbarmen." 
Daher  kommt  es,  dass  Christus  von  uns  unbedingt  ver- 
langt. Allen,  die  sich  gegen  uns  vergangen  haben,  zu  ver- 
zeihen. Matth.  VI.  14,  15,  d.  h.  dass  wir  im  Gefühl  un- 
seres Schmerzes  nicht  auch  Jenen  Uebles  thun  oder  wün- 
schen. Wer  dies  thut,  ist,  um  mit  Claudian  zu  reden, 
„ein  Wilder  und  meint,  dass  die  Rache  des  Gesetzes  ihm 
geleistet  werde."  Deshalb  sagt  Lactautius  von  jenem 
Ausspruch  des  Cicero:  „Die  erste  Aufgabe  der  Gerech- 
tigkeit ist,  dass  man  Niemand  schade,  wenn  man  nicht 
durch  Unrecht  gereizt  worden,"  dass  der  wahre  und  ein- 
fache Gedanke  darin  durch  Beifügung  zweier  Worte  ver- 
dorben worden  sei;  und  Ambrosius  sagt  von  demselben 
Ausspruch  des  Cicero,  dass  er  des  Geistes  des  Evan- 
gelii  entbehre. 

6.  Was  soll  aber  von  der  Strafe  gelten,  soweit  sie 
nicht  die  Vergangenlieit  beachtet,  sondern  die  Zukunft 
sichern  soll.  Sicherlich  will  auch  diese  Christus  erlassen. 
Zuerst  soll  der,  welcher  uns  verletzt  Jiat,  wahre  Zeichen 
seiner  Reue  geben;  Lucae  XVII.  3;  Ephes.  IV.  32;  Co- 
loss.  III.  13,  wo  von  einer  volleren  Vergebung  gehandelt 
wird,  welche  den  Beschädiger  selbst  in  die  alte  Freund- 
schaft wieder  aufnimmt.  Daraus  erhellt,  dass  man  ihm 
keine  Strafe  auferlegen  darf.  Aber  wenn  auch  solche 
Zeichen  der  Reue  fehlen,  so  ist  ein  Schaden,  der  nicht 
zu  schwer  ist,  hin  zu  nehmen,  wie  Christus  durch  die 
Vorschrift  wegen  Ueberlassung  des  Rockes  zeigt.  Ja  selbst 
Plato  sagt,  dass  das  Uebel  nicht  zu  vergelten  sei,  selbst 
wenn  ein  schwereres  Uebel  uns  deshalb  droht;  derselbe 
Gedanke  findet  sich  auch  bei  Maximus  aus  Tyrus.  Mu- 
sonius   sagte,    dass  er  nie  die   „Verfolgung  des  Ueber- 
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muthes",  d.  h.  die  Klage  wegen  erlittener  Schmach  (die 
Christus  mit  dem  Backenstreich  meint),  anstellen  werde 
und  nie  einen  Anderen  dazu  veranlassen  werde;  viel  besser 
wäre  es,  dergleichen  zu  verzeihen. 

7.  Wenn  die  Verstellung  eine  grosse  Gefahr  mit  sich 
führt,  so  müssen  wir  uns  mit  der  Bürgschalt  begnügen, 
die  am  wenigsten  scliadet.  Selbst  bei  den  Juden  war  die 
Wiedervergeltung  mit  Gleichem  nicht  in  Gebrauch,  wie 
Joseph  US  und  andere  jüdische  Gelehrten  sagen,  sondern 
der  Verletzte  pflegte  neben  dem  Ersatz  seine  Kosten,  über 
die  ein  besonderes  Gesetz  vorhanden  ist,  Exod.  XXI.  19 
(dieser  einfache  Ersatz  hat  nichts  von  Strafe  an  sich), 
statt  gleiches  Uebel  zuzufügen,  sich  mit  einer  Geldabfin- 
dung als  Strafe  zu  begnügen.  Auch  bei  den  Römern  ge- 
schah dies,  wie  Favorinus  bei  Gellius  berichtet.  Als 
Josephus,  der  Erzieher  unsers  Herrn  Jesu,  seine  Ehefrau 
des  Ehebruchs  schuldig  glaubte,  wollte  er  sich  lieber 
scheiden,  als  sie  den  Gerichten  übergeben,  und  dies, 
heisät  es,  that  er,  weil  er  gerecht  war,  d.  h.  ein  redlicher 
und  gutmüthiger  Mann.  Ambrosius  bemerkt  hierzu,  ein 
gerechter  Mensch  enthalte  sich  nicht  blos  der  Rohheit  der 
Rache,  sondern  auch  der  Strenge  der  Anklage.  Auch 
Lactantius  hat  oben  gesagt:  „Selbst  wegen  eines  todes- 
würdigen Verbrechens  ist  die  Anklage  nicht  erlaubt." 
Justinus  sagt  bei  Gelegenheit  der  Ankläger  der  Christen: 
„Wir  wollen  die  nicht  strafen,  die  uns  verleumden.  Es 
genügt  für  sie  ihre  Schlechtigkeit  und  die  Unkeuntniss 
der  guten  Dinge." 

8.  Es  bleiben  noch  die  Strafen,  welche  nicht  für  den 
Einzelnen,  sondern  für  Alle  sorgen,  indem  sie  theils  den 
Beschädiger  beseitigen  oder  einschliessen,  damit  er  Nie- 
mand beschädige,  theils  Andere  durch  die  Strenge  der 
Strafe  abschrecken.  Diese  hat  Christus  nicht  aufgeho- 
ben, wie  wir  auf  das  Ueberzeugendste  anderwärts  darge- 
legt haben;  denn  indem  er  seine  Vorschriften  gab,  be- 
zeugte er  zugleich,  dass  er  von  dem  Gesetze  nichts  auf- 
hebe. Das  Gesetz  Mosis,  welches,  so  lange  der  Staat 
bestand,  hierüber  gelten  musste,  gebietet  streng  den  Obrig- 
keiten, die  Mordthaten  und  andere  Verbrechen  zu  strafen. 
Exod.  XXI.  14;  Num.  XXXV.  31;  Deut.  XIX.  13.  Konn- 
ten die  Vorschriften  Christi  mit  dem  Gesetz  Mosis,  so- 
weit es  Todesstrafen  verordnete,  bestehen,  so  können  sie 
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es   auch   mit  den  Gesetzen   der  Menschen,    die   hier  dem 
göttlichen  gefolgt  sind. 

XI.  1.  Man  bezieht  sich  zur  Vertheidigung  der  ent- 
gegengesetzten Ansicht  auf  die  grosse  Milde  Gottes  im 
Neuen  Testamente,  welcher  mithin  auch  die  Menschen  und 
die  Obrigkeiten  als  Gottes  Stellvertreter  nachzufolgen 
hätten.  Dies  ist  wohl  richtig,  aber  nicht  so  weit,  wie 
man  hier  will.  Denn  das  grosse  Erbarmen  Gottes,  was 
im  Neuen  Bunde  kundgethan  ist,  bezieht  sich  vorzüglich 
auf  die  Sünden  gegen  das  ursprüngliche  Gesetz  und  gegen 
die  Uebertretung  von  Mosis  Gesetzen,  ehe  die  Kenntniss 
des  Evangeliums  erlangt  war.  Actor.  XVII.  30;  Rom.  II. 
2o;  Actor.  XIII.  38;  Hebr.  IX.  15.  Denn  spätere  Ver- 
gehen, namentlich  bei  hinzukommender  Hartnäckigkeit, 
werden  mit  einem  viel  strengeren  Gericht  bedroht  als  das 
von  Moses  eingerichtete.  Hebr.  II.  2,  3,  X.  29;  Math.  V. 
21,  22,  28.  Aber  nicht  blos  in  jenem  Leben,  sondern 
schon  in  diesem  straft  Gott  oft  solche  Schuld.  1.  Cor. 
XI.  30.  Und  die  Vergebung  solcher  üebelthaten  wird  nur 
erlangt,  wenn  der  Mensch  sich  selbst  gleichsam  bestraft 
hat;  1.  Cor.  XI.  31;  durch  eine  harte  Reue  und  Busse: 
2.  Cor.  IL  7.  ' 

2.  Man  macht  geltend,  dass  die  Straflosigkeit  wenig- 
stens den  Reuigen  zu  bewilligen  sei.  Allein  abgesehen 
davon,  dass  die  wahre  Reue  kaum  dem  Menschen  erkenn- 
bar ist,  und  Jeder  für  seine  üebelthaten  straflos  bleiben 
wird,  wenn  es  genügt,  sich  irgendwie  schuldig  zu  bekennen, 
so  hat  auch  Gott  selbst  den  Reuigen  nicht  immer  die 
ganze  Strafe  erlassen,  wie  David's  Beispiel  ergiebt.  So 
wie  also  Gott  die  Strafe  des  Gesetzes,  d.  h.  den  gewalt- 
samen oder  sonst  vorzeitigen  Tod  erlassen  und  doch  den 
üebelthäter  mit  einem  erheblichen  Uebel  belegen  konnte 
so  kann  er  auch  jetzt  die  Strafe  des  ewigen  Todes  erlassen 
und  doch  einstweilen  den  üebelthäter  mit  vorzeitigem 
Tode  entweder  selbst  bestrafen  oder  dies  durch  die  Obrig- 
keit geschehen  lassen. 

XII.  1.  Andere  machen  wieder  geltend,  dass  mit  dem 
Leben  auch  die  Zeit  zur  Reue  genommen  werde.  Aber 
es  ist  bekannt,  dass  fromme  Obrigkeiten  hierauf  die  grösste 
Rücksicht  nehmen,  und  dass  sie  Niemand  zum  Richtplatz 
führen,  ohne  ihm  Zeit  zum  Bekenntniss  und  Verwünschung 
seiner  Sünden  gewährt  zu  haben.    Eine  solche  Reue  kann, 

Grotius,  Recht  d.  Kr.  u.  Fr.    II. 
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auch  wenn  ihr  keine  Werke  wegen  des  Todes  nachfolgen, 
Gott  genehm  sein,  wie  der  Fall  des  mit  Christus  gekreu- 
zigten Eäubers  ergiebt.  Wenn  man  sagt,  dass  ein  länge- 
res Leben  für  eine  ernstlichere  Besserung  dienlich  sein 
würde,  so  kann  man  nur  mit  Seneca  antworten:  „Es 
giebt  Leute,  denen  man  mit  Recht  sagen  kann,  das 
einzige  für  Euch  noch  übrige  Gut  ist  die  Beschleunigung 
Eures  Todes."  Ebenso  sagt  Seneca:  „Sie  hören  damit 
in  der  einzigen  möglichen  Weise  auf,  böse  zu  sein."  So 
sagt  auch  der  Philosoph  Eusebius:  „Da  sie  nicht  an- 
ders können,  so  sollen  sie,  auf  diese  Weise  aus  den 
Fesseln  der  Bosheit  befreit,  zur  Flucht  gelangen." 

2.  Dies  mag  neben  dem  im  Eingang  dieses  Werkes 
Gesagten  denen  als  Antwort  dienen,  welche  meinen,  dass 
den  Christen  alle  Todesstrafen  sowohl  für  die  schweren 
Verbrechen,  wie  überhaupt  ohne  Ausnahme  verboten 
seien,  gegen  die  Lehre  des  Apostels,  welcher  in  das 
Königliche  Amt  den  Gebrauch  des  Schwertes  in  Ausübung 
der  göttlichen  Strafe  eingeschlossen  hat  und  sonst  sagt, 
man  solle  beten,  dass  die  Könige  Christen  und  als  Könige 
der  Unschuldigen  Schutz  würden.  Bei  der  Verderbtheit, 
welche  auch  nacli  Verkündung  des  Evangeliums  unter 
vielen  Menschen  herrscht,  ist  dies  nicht  möglich,  wenn 
nicht  die  Frechheit  Einzelner  durch  den  Tod  gehemmt 
wird.  Denn  selbst  bei  so  vielen  Martern  und  Hinrichtun- 
gen Schuldiger  sind  die  Unschuldigen  noch  nicht  genügend 
gesichert.  225) 


22.'»)  Gr.  hat  sicli  hier  wieder  in  die  Auslegung  der 
Bibel  vertieft.  Er  sucht  den  an  sich  vorhandenen  Wider- 
streit der  in  dem  Neuen  Testament  hierüber  enthaltenen 
Aussprüche  dadurch  zu  beseitigen,  dass  er  die  darin  ver- 
botene Wiedervergeltung  nur  auf  die  von  dem  Beschädig- 
ten ausgehende  Wiedergeltung  bezieht,  dagegen  aber  die 
Wiedervergeltung  oder  Strafe  durch  die  Gerichte  daneben 
aufrecht  erhält.  Allein  es  ist  schon  früher  (Anm.  54  S.  119) 
bemerkt  worden,  dass  die  Bibel  dieser  Aushülfen  der 
Wissenschaft  und  Auslegung  nicht  bedarf  und  dazu  über- 
haupt nicht  geeignet  ist.  Jene  Verbote  der  Wiedervergel- 
tung lassen  überhaupt  den  Staat  und  die  zur  Zeit  bestehende 
bürgerliche  Gesellschaft  bei  Seite;  sie  sind  gesteigerte 
Empfehlungen  der  Milde,  der  Barmherzigkeit,  der  Geduld 
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3.  Indess  kann  allerdings  den  christlichen  Herrschern, 
wenigstens  zum  Theil,  das  Beispiel  des  Aegyptischen 
Königs  Sabaco  zur  Nachahmung  empfohlen  werden,  der 
wegen  seiner  Frömmigkeit  berühmt  war,  und  welcher  nach 
Diodor  die  Todesstrafen  in  Straf  arbeit  mit  dem  glück- 
lichsten Erfolge  umwandelte.  Auch  von  einigen  Kauca- 
sischen  Völkern  erzählt  Strabo,  dass  sie  Niemand  tödten, 
,,auch  wenn  er  das  Grösste  verbrochen  habe."  Auch 
Quintilian  sagt:  ,, Niemand  bezweifelt,  dass,  wenn  der 
Sinn  der  Uebelthäter  irgend  wie  zum  Guten  gewendet 
werden  kann,  wie  das  ja  möglich  ist,  es  dem  Staate  nütz- 
licher ist,  sie  am  Leben  zu  erhalten,  als  mit  dem  Tode 
zu  strafen."  Balsamo  bemerkt,  dass  die  Römischen  Ge- 
setze, welche  Todesstrafen  verordneten,  von  den  späteren 
christlichen  Kaisern  meistentheils  in  andere  Strafen  um- 
gewandelt seien,  um  den  Verurtheilten  die  Reue  eindring- 
licher zu  machen,  und  um  durch  die  längere  Strafdauer 
die  Anderen  mehr  abzuschrecken. 

XHI.  1.  Aus  unserer  Aufzählung  der  Strafzwecke  er- 
hellt, dass  der  Philosoph  Taurus  etwas  übersehen  hat, 
indem  er  nach  Gellius  sagt:  ,,Wenn  daher  entweder 
grosse  Hoffnung  vorhanden  ist,  dass  der  Sündigende  auch 
ohne  Strafe  sich  freiwillig  bessern  werde,  oder  eine  solche 
Hoffnung  auf  Besserung  seiner  nicht  besteht,  aber  der 
Verlust  der  Würde,  gegen  die  gesündigt  ist,  nicht  zu  ' 
fürchten  ist,  so  sei  weder  so  gesündigt,  dass  dem  bösen 
Beispiel    sofort    durch  Abschreckung    entgegen    zu  treten 

und  aller  jener  christlichen  Tugenden,  welche  bei  ihrer 
Verwirklichung  nach  der  Meinung  Jesu  und  seiner  Apostel 
den  Staat  und  die  Gerichte  völlig  entbehrlich  machen. 
Da  sich  diese  Hoffnung  aber  später  nicht  verwirklichte, 
so  konnten  jene  Gebote  nicht  in  der  Strenge  innegehalten 
werden,  wie  sie  Jesus  unzweifelhaft  gemeint  hat;  aber 
ihre  Beschränkung  blieb  die  Sache  jedes  Volkes  und  jedes 
Jahrhunderts  nach  den  sonst  bei  der  Rechtsbildung  mit- 
wirkenden Momenten.  Völlig  verkehrt  aber  ist  es,  durch 
eine  künstliche  Auslegung  dieser  Bibelstellen,  schon  aus 
ihnen  allein  ein  System  und  eine  praktisch  anwendbare 
und  geregelte  Moral  herausbringen  zu  wollen.  Gr.  selbst 
ist  in  den  nun  folgenden  Abschnitten  zu  grossen  Modi- 
ficationen  seiner  Regel  genöthigt. 


' 
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wäre,  noch  sei  ein  solches  Vergelien  ein  Ziel,  was  werth 
wäre,  eine  Strafe  aufzulegen."  Denn  er  spricht  so,  als 
wenn  die  Strafe  wegfiele,  wenn  eines  ihrer  Ziele  aus- 
fiele, während  doch  alle  fehlen  müssen,  wenn  sie  nicht 
stattlinden  soll.  Dann  übersieht  er  das  Ziel,  wo  ein 
uuveibessicrlicher  Mensch  des  Lebens  beraubt  wird,  damit 
er  nicht  wieder  und  schwerer  sündige,  und  was  er  von 
dem  Verlust  der  Würde  sagt,  muss  auch  auf  jeden  an- 
deren Schaden,  der  zu  befürchten  ist,  ausgedehnt  werden. 
2.  Richtiger  sagt  Seneca:  „Bei  der  Bestrafung  der 
Vergehen  hat  das  Gesetz  drei  Ziele  vor  Augen,  die  auch 
das  Staatsoberhaupt  beachten  muss;  entweder  soll  der  zu 
Bestrafende  gebessert  werden,  oder  seine  Strafe  soll  die 
Anderen  bessern,  oder  die  Bösen  sollen  beseitigt  werden, 
damit  die  Anderen  Sicherheit  gewinnen.^'  Wenn  man 
hier  unter  den  „Anderen"  nicht  blos  die  Verletzten,  son- 
dern auch  die,  welche  es  werden  können,  versteht,  so 
ist  die  Eintheilung  vollständig,  nur  muss  dem  „beseitigt'^ 
noch  das  „zurückgedrängt"  hinzugefügt  werden.  Denn 
auch  die  Fesseln  und  Alles  was  die  Kräfte  vermindert, 
gehört  hierher.  Weniger  gut  ist  die  Eintheilung,  welche 
Seneca  an  einer  anderen  Stelle  giebt:  „Das  muss  man 
bei  aller  Bestrafung  immer  im  Auge  haben,  dass  sie  an- 
gewandt wird,  entweder  um  zu  bessern  oder  um  zu  be- 
seitigen." Auch  Quintilian's  Ausspruch  ist  unzureichend, 
dass  alle  Strafen  nicht  sowohl  auf  das  Vergehen  sich 
beziehen  als  auf  das  Beispiel,  was  damit  aufgestellt 
werde. 

XIV.  Aus  dem  Bisherigen  ist  zu  entnehmen,  dass  es 
für  einen  christlichen  Privatmann  nicht  rathsam  ist,  sei- 
nes oder  des  öffentlichen  Wohles  wegen  eine  Strafe  gegen 
den  Uebelthäter  zu  verhängen,  insbesondere  die  Todes- 
strafe; obgleich  das  Völkerrecht  dies,  wie  erwähnt,  mit- 
unter gestattet.  Deshalb  ist  die  Sitte  der  Völker  zu 
loben,  wonach  die  Schiffer  durch  einen  Auftrag  der 
Obrigkeit  ermächtigt  werden,  gegen  Seeräuber,  die  sie 
betreffen,  gelegentlich  von  diesem  Rechte  Gebrauch  zu 
machen,  nicht  aus  eigenem  Antriebe,  sondern  auf  amtliche 
Anweisung. 

XV.  Aehnlich  ist  die  Sitte  vieler  Länder,  dass  zur 
Anklage  von  Verbrechen  nicht  Jeder  zugelassen  wird,  dem 
es  beliebt,   sondern  nur  gewisse  dazu  erwählte  Beamte, 
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damit  Niemand,  den  nicht  sein  Amt  nöthigt,  dazu  beitrage, 
dass  fremdes  Blut  vergossen  werde.  Hierauf  bezieht  sich 
die  Regel  des  Elibernischen  Concils:  „Wenn  ein  Gläubiger 
denuncirt  hat  und  in  Folge  dessen  Jemand  des  Landes 
verwiesen  oder  hingerichtet  worden  ist,  so  soll  dem 
Denuncianten  selbst  bei  seinem  Lebensende  das  Abend- 
mahl nicht  gereicht  werden." 

XVI.  Auch  das  ergiebt  sich  aus  dem  Obigen,  dass  es 
für  einen  christlichen  Mann  nicht  rathsam  ist  und  sich 
nicht  geziemt,  öffentliche  Aemter,  wo  über  das  Leben 
gerichtet  wird,  freiwillig  zu  suchen,  oder  zu  meinen  und  zu 
versichern,  dass  es  billig  sei,  ihm,  als  dem  Ausgezeich- 
netsten und  als  einem  Gott  unter  den  Menschen,  dies 
Amt  anzuvertrauen.  Denn  der  Ausspruch  Christi  bezieht 
sich  auch  hierauf,  wonach  es  gefährlich  ist,  über  Andere 
zu  richten,  weil  so,  wie  wir  über  Andere  richten,  Gott 
auch   über  uns  in   gleichem  Falle  richten  werde. 

XVII.  1.     Es  ist  eine  wichtige  Frage,    ob,    wenn    die 
menschlichen   Gesetze    die    Tödtung    eines  Menschen    ge- 
statten,  der  Tödtende  damit  auch  ein  Recht  Gott  gegen- 
über erlange,   oder  blos  Straflosigkeit  bei  den  Menschen. 
Letzteres  behaupteten  Covaruvias  und  Fortunius;  dem 
Ferdinand  Vasquius    missfällt    aber    diese    Meinung   so, 
dass  er  sie  abscheulich  nennt.    Unzweifelhaft  kann,  wie  er- 
wähnt,   das    Gesetz    Beides,   je    nachdem    die   Sache   an- 
gethan  ist,   thun.     Was   aber  die  Absicht  gewesen,    muss 
theils  aus  den  Worten,   theils   aus  dem  Gegenstande  ent- 
nommen werden.     Denn   wenn  das  Gesetz  blos  der  Rach- 
begierde nachgiebt,    so    befreit    es  nur  von   der  mensch- 
lichen Strafe,    aber   nicht   von    der  Sünde,   wie   z.  B.    bei 
dem  Manne,  der  den  Ehebrecher  oder  die  ehebrecherisch« 
Frau  tödtet. 

2.  Berücksichtigt  das  Gesetz  aber  die  Gefahr  künftiger 
Uebel,  wenn  die  Strafe  aufgehoben  wird,  so  gilt  es  als 
ein  Recht;  die  öffentliche  Macht  ist  dann  für  einen  solchen 
Fall  dem  Einzelnen  anvertraut,  so  dass  er  nicht  als  Privat- 
mann hierbei  handelt.  Der  Art  ist  das  Gesetz  in  dem 
Codex  von  Justinian  unter  der  Rubrik:  Wenn  es  erlaubt 
ist,  ohne  Richter  sich  zu  rächen,  und  das  eidliche  Gelöb- 
niss,  womit  der  Staat  Jedem  die  Erlaubniss  ertheilt, 
Deserteure  zu  strafen.  Die  Gründe  dazu  lauten:  „Denn 
??  ist  besser,  bei  Zeiten  vorzusorgen,  als  nach  der  That 
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zu  strafen.  Wir  überlassen  also  Euch  die  Strafe,  und 
wo  die  Strafe  durch  den  Richter  zu  spät  kommt,  da  ver- 
ordnen wir,  dass  Niemand  des  Soldaten  schone,  vielmehr 
soll  er  ihm  mit  der  Waffe  ebenso  wie  dem  Räuber  ent- 
gegentreten.'* Und  das  spätere  Gesetz  über  die  Unter- 
drückung der  Dersertion  sagt:  „Ein  Jeder  wisse,  dass 
ihm  gegen  die  öffentlichen  Strassenräuber  und  gegen  die 
Deserteure  um  der  allgemeinen  Ruhe  willen  das  Recht 
der  Strafvollstreckung  zugetheilt  worden  ist."  Hierzu  ge- 
hören noch  die  Worte  Tertullian's:  „Gegen  die  Majestäts- 
verbrecher und  Feinde  des  Staats  ist  Jedermann  Soldat." 
3.  Darin  unterscheidet  sich  diese  Befugniss,  die  Recht- 
losen, welche  die  „Geächteten"  genannt  werden,  zu  tödten, 
von  jener  Art  Gesetze;  dort  geht  ein  besonderes  Urtheil 
voraus,  hier  nur  eine  allgemeine  Verordnung,  welche, 
wenn  die  Gewissheit  der  That  hinzutritt,  die  Kraft  eines 
erlassenen  Erkenntnisses  hat. 

XVIII.  Es  ist  nun  zu  untersuchen,  ob  jede  fehlerhafte 
Handlung  von  den  Menschen  mit  Strafe  belegt  werden 
kann?  Sicherlich  nicht  jede.  Zuerst  können  rein  inner- 
liche Handlungen,  auch  wenn  sie  durch  Zufall,  etwa  durch 
späteres  Geständniss,  zur  Kenntniss  Anderer  kommen, 
von  den  Menschen  nicht  bestraft  werden,  weil,  wie  er- 
wähnt, es  der  menschlichen  Natur  nicht  gemäss  ist,  dass 
aus  rein  innerlichen  Handlungen  ein  Recht  oder  eine  Ver- 
bindlichkeit unter  den  Menschen  entstehe.  In  diesem 
Sinne  ist  das  Römische  Gesetz  zu  verstehen:  „dass  Nie- 
mand für  seine  Gedanken  straffällig  sei."  Dies  hindert 
jedoch  nicht,  dass  innerliche  Handlungen  berücksichtigt 
werden,  wenn  sie  auf  äussere  Einfluss  haben,  nicht  um 
ihretwillen,  sondern  um  der  letzteren  willen,  welche  da- 
nach ihre  Zurechnung  empfangen. 

XIX.  1.  Zweitens  können  keine  Handlungen  bestraft 
werden,  die  nach  der  menschlichen  Natur  unvermeidlich 
sind.  Denn  wenn  auch  die  Sünde  sich  nur  auf  freie  Hand- 
lungen bezieht,  so  geht  es  doch  über  die  menschliche 
Natur,  sich  von  aller  Sünde  überhaupt  und  immer  frei  zu 
halten.  Deshalb  ist  das  Sündigen  dem  Menschen  ver- 
wandt, wie  unter  den  Philosophen  Sopater,  Hierocles, 
Seneca,  unter  den  Juden  Philo,  unter  den  Geschicht- 
schreiben Thucydides  und  unter  den  Christen  Viele  aus- 
gesprochen  haben.     Seneca  sagt:   „Wenn  Jeder  gestraft 


werden  soll,  der  eine  böse  und  schlechte  Neigung  hat, 
so  trifft  Alle  die  Strafe."  Sopater  sagt:  „Wenn  Jemand 
die  Menschen  straft,  als  wenn  sie  fehlerfrei  sein  müssten, 
so  überschreitet  er  das  Maass  der  Züchtigung,  welches 
der  Natur  entspricht."  Diodor  von  Sicilien  nennt  dies 
„ein  Unrecht  gegen  die  allen  Menschen  gemeinsame 
Schwachheit,"  und  an  einer  anderen  Stelle:  „ein  Verges- 
sen der  gemeinsamen  menschlichen  Schwachheit."  Der 
erwähnte  Sopater  sagt:  „man  müsse  die  kleinen  und 
gleichsam  täglichen  Fehler  nicht  bemerken." 

2.  Man  kann  selbst  zweifeln,  ob  sie  mit  Recht  und 
eigentlich  Sünden  genannt  werden  können,  da  ihnen  die 
Freiheit,  welche  sie  im  Einzelnen  haben,  doch  im  All- 
gemeinen abgeht.  Plutarch  sagt  im  Leben  Solon's: 
„Man  muss  die  Gesetze  nach  dem,  was  erreichbar  ist, 
einrichten,  wenn  man  Wenige  mit  Nutzen,  statt  Viele 
nutzlos  strafen  will."  Manches  ist  unvermeidlich,  nicht 
nach  der  menschlichen  Natur  an  sich,  sondern  nach  der 
Besonderheit  der  Umstände,  wegen  einer  Beschaffenheit 
der  Körper,  die  sich  der  Seele  mittheilt 226)^  oder  wegen 
einer  eingewurzelten  Gewohnheit.  Dergleichen  wird  be- 
straft, nicht  an  sich,  sondern  weil  eine  Schuld  voraus- 
gegangen ist,  indem  die  Mittel  dagegen  verabsäumt  wor- 
den sind,  oder  die  Krankheit  der  Seele  freiwillig  veranlasst 
worden  ist. 

XX.  1.  Drittens  können  die  Sünden  nicht  bestraft 
werden,  welche  weder  unmittelbar,  noch  mittelbar  sich 
auf  die  menschliche  Gemeinschaft  oder  auf  einen  anderen 
einzelnen  Menschen  beziehen.  Denn  es  liegt  hier  kein 
Grund  vor,  weshalb  nicht  diese  Sünden  Gott  zur  Strafe 
überlassen  bleiben  sollen,  welcher  der  Weiseste  ist,  um 
sie  zu  erkennen,  der  Gerechteste,  um  sie  zu  prüfen,  und 
der  Mächtigste,  um  sie  zu  strafen.  Deshalb  würde  eine 
solche  Bestrafung  von  den  Menschen  ganz  nutzlos  und 
deshalb  mit  Unrecht  eingeführt  werden.  Auszunehmen 
sind  die  Strafen  zur  Besserung,  welche  den  Sünder  bessern 
wollen,  selbst  wenn  Andere  kein  Interesse  dabei  haben. 
Auch  die  Handlungen,  welche  das  Gegentheil  der  Tugen- 

226)  Es  sind  die  vier  Temperamente  gemeint,  welche 
nach  der  Ansicht  früherer  Zeiten  ihre  Grundlage  in  der 
Mischung  der  Säfte  des  Körpers  haben  sollten. 
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den  sind,  können  nicht  gestraft  werden,  da  hier  aller 
Zwang  unstatthaft  ist,  wie  bei  den  Tugenden  des  Mit- 
leidens, der  Freigebigkeit,  der  Dankbarkeit. 

2.  Seneca  behandelt  die  Frage,  ob  die  Undankbarkeit 
zu  bestrafen  sei.  Für  die  Verneinung  derselben  bringt  er 
viele  Gründe  herbei;  der  wichtigste,  der  auch  für  Aehn- 
liches  passt,  ist,  „weil  es  höchst  sittlich  ist,  dankbar  zu 
sein,  aber  nicht  sittlich  bleibt,  wenn  es  erzwungen  wird;" 
d.  h.  es  verliert  den  höheren  Grad  von  Moralität,  wie 
das  Folgende  andeutet:  „Denn  Niemand  wird  dann  den 
dankbaren  Menschen  mehr  loben  als  den,  welcher  ohne 
richterliche  Hülfe  eine  zur  Verwahrung  empfangene  Sache 
zurückgiebt  oder  seine  Schuld  bezahlt."  Dann:  „Die 
Dankbarkeit  verdient  kein  Lob,  wenn  die  Undankbarkeit 
gefährlich  wird."  Auf  diese  Art  Fehler  passt  der  Aus- 
spruch des  alten  Seneca:    „Ich  verlange  nicht,  dags  der 

Schuldige  gelobt  werde,  sondern  dass  er  freigesprochen 
werde.  "227) 

22T)  In  Ab.  18  bis  20  versucht  Gr.  den  Begriff  des 
Verbrechens  festzustellen,  nachdem  er  vorher  mit  den 
Strafen  sich  beschäftigt  hat.  Allein  es  ist  dies  eine  Un- 
möglichkeit, so  viel  auch  die  Wissenschaft  sich  bis  in 
die  neueste  Zeit  daran  versucht  hat.  Es  giebt  hier  nur  die 
eine  formale  Definition,  dass  Vergehen  und  Verbrechen  die- 
jenigen Handlungen  sind,  welche  das  Gesetz  mit  einer 
Strafe  belegt.  Auch  hier  ist  das  Gesetz  oder  das  Gebot 
der  Autorität  die  letzte  Grundlage,  über  die  die  Wissen- 
schaft nicht  hinauskann.  Daneben  bleibt  aber  innerhalb 
der  Politik  die  Frage,  welche  Handlungen  die  Autoritäten 
verbieten  sollen?  Diese  Frage  kann  indess  keine  Wissen- 
schaft beantworten,  weil  die  Autoritäten  sicii  vAdht  ge- 
bieten lassen,  und  weil  alle  jene  Momente,  welche 
in  dem  Recht  und  in  der  Moral  eine  fortwährende,  wenn 
auch  allmäh lige  Veränderung  ihres  Inhaltes  herbeiführen, 
sich  gar  nicht  auf  längere  Zeit  hinaus  übersehen  lassen. 
Jedes  Jahrhundert  zeigt,  dass  neue  Arten  von  Verbrechen 
sich  entwickeln  und  alte  Arten  verschwinden.  So  hat  es 
denn  auch  Gr.  hier  nur  zu  einigen  dürftigen  Bestimmungen 
bringen  können,  welche  nur  sagen,  was  nicht  bestraft 
werden  dürfe;  aber  die  positiven  Merkmale  des  Ver- 
brechens ist  er  schuldig  geblieben. 
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XXI.  Es  folgt  die  Frage,  ob  man  das  Unrecht  mit- 
unter übersehen  oder  verzeihen  dürfe?  Die  Stoiker  be- 
streiten dies,  wie  man  aus  einem  Bruchstück  bei  Stobaeus 
unter  dem  Titel:  Die  Obrigkeit,  aus  der  Rede  Cicero's 
für  Murena  und  aus  dem  Schluss  von  Seneca' s  Buch 
über  die  Gnade  ersehen  kann.  Doch  sind  ihre  Gründe 
nicht  bedeutend.  Sie  sagen:  „Die  Verzeihung  ist  der 
Erlass  einer  schuldigen  Strafe;  allein  der  Weise  thut, 
was  er  schuldig  ist."  Die  Täuschung  liegt  hier  in  dem 
Worte  „schuldig".  Denn  wenn  auch  der  Sünder  die  Strafe 
schuldet,  d.  h.  mit  Recht  gestraft  werden  kann,  so  folgt 
doch  nicht,  dass  der,  welcher  nicht  straft,  deshalb  etwas 
thue,  was  er  nicht  soll.  Wenn  man  aber  jenes  Wort  so 
versteht,  dass  der  Weise  zur  Bestrafung  schuldig  sei, 
d.  h.  dass  er  sie  zweifellos  hätte  vollziehen  sollen,  so 
ist  dies  nicht  immer  der  Fall,  und  deshalb  kann  die 
Strafe  in  dieser  Hinsicht  nicht  als  eine  Schuld,  sondern 
nur  als  ein  Recht  betrachtet  werden.  Dies  kann  so- 
wohl vor  Existenz  des  positiven  Strafgesetzes,  als  nach 
demselben  richtig  sein. 

XXII.  1.  Vorher  ist  die  Strafe  unzweifelhaft  zulässig, 
weil  der  Verbrecher  naturrechtlich  mit  Strafe  belegt  wer- 
den kann,  allein  daraus  folgt  nicht,  dass  dies  gescliehen 
müsse,  da  dies  von  dem  Verhältniss  der  Strafzwecke  zur 
Strafe  abhängt.  Sind  diese  Zwecke  nach  moralischer 
Auffassung  nicht  noth wendig,  oder  stehen  ihnen  andere 
nicht  minder  nützliche  oder  nothwendige  entgegen,  oder 
können  jene  auf  andere  Art  erreicht  werden,  so  erhellt, 
dass  nichts  vorhanden  ist,  was  zur  Strafe  nöthigt.  Der 
erste  Fall  tritt  bei  einem  Vergehen  ein,  was  nur  sehr 
Wenigen  bekannt  ist,  dessen  öffentliche  Vorführung  des- 
halb nicht  nöthig,  ja  schädlich  ist.  Hierher  gehört,  was 
Cicero  über  einen  gewissen  Zeuxis  sagt:  „Nachdem  er 
vor  Gericht  gebracht  worden  war,  konnte  er  nicht  ent- 
lassen werden;  aber  es  war  nicht  nöthig,  ihn  dahin  zu 
bringen."  •  Der  zweite  Fall  ist  bei  einem  Uebelthäter 
vorhanden,  der  mit  seinem  oder  seiner  Vorfahren  Ver- 
diensten die  Schuld  ausgleichen  kann;  denn  Seneca  sagt: 
„Eine  hinzukommende  Wohlthat  lässt  das  Unrecht  nicht 
zum  Vorschein  kommen."  Der  dritte  Fall  findet  bei  dem 
statt,  der  mit  Worten  gescholten  ist,  oder  der  dem  Ver- 
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letzten  durch  seine  Worte  Geniigthuung  geleistet  hat:   so 
dass  deshalb  eine  Strafe  nicht  nöthig  ist.  228) 

2.    Dies  ist  ein  Bestandtheil   der  Gnade,    welche  von 
der    Strafe    befreit.     Der  jüdische    Weise    sagt    deshalb: 
„Der    Gerechte    rauss    raenschenliebend    sein."     Denn  da 
jede  Strafe,   insbesondere   die   härtere  etwas  an  sich  hat, 
was  an  sich  zwar  nicht  der  Gerechtigkeit,  aber  der  Liebe 
widerstreitet,    so   gestattet   die  Vernunft   leicht   ihren  Er- 
lass,    wenn    nicht    eine    grössere    und    gerechtere    Liebe 
gleichsam   unverbrüchlich   entgegensteht.     Sopater    sagt 
hierüber:  „Jener  Theil  der  Gerechtigkeit,  welcher  den  Ver- 
kehr auf  das  Billige  ausgleicht,  weist  jede  Art  von  Gnade 
von  sich;   aber  der  Theil,   welcher  mit  dem  Vergehen  zu 
thun  hat,    verweigert    nicht    die    sanfte   und  wohlthuende 
Miene    der   Gnade."     Den   ersten  Theil  dieses  Gedankens 
drückt  Cicero  so  aus:    „Der  Weg  des  Rechts  ist  in  ge- 
wissen Fällen   derart,    dass    für    die   Gnade  keine   Stelle 
ist, ^'   und  den   letzten  Theil  Dio   von  Prusa  in   der  Rede 
an   die  Alexandriner  so:   „Eine  gute  Obrigkeit  verzeiht.^' 
Favorinus:   „Was   bei   den  Menschen   die  Gnade  heisst, 
ist  ein  zeitge^mässes  Nachlassen  vom  höchsten  Recht.*' 

XXIII.  Es  kann  hier  Dreierlei  eintreten;  entweder 
die  Strafe  ist  nöthig,  als  die  stärkste  Abschreckung  von 
Verbrechen;  oder  sie  ist  zu  erlassen,  wenn  das  allgemeine 
Wohl  es  verlangt;  oder  es  ist  Beides  gestattet,  wenn, 
nach  Seneca,  die  Gnade  sich  frei  entscheiden  kann.  Die 
Stoiker  sagen:  „Dann  schont  der  Weise,  aber  er  ver- 
zeiht nicht.*'  Allein  es  ist  gestattet,  mit  dem  gewöhn- 
lichen Sprachgebrauch  das  verzeihen  zu  nennen,  was 
Jene  „schonen"  nennen.  Denn  hier  wie  anderwärts  be- 
wegt sich  ein  grosser  Theil  der  Streitfragen  der  Stoiker 
um  Worte,  wie  Cicero,  Galenus  und  Andere  bemerken, 
und  davor  sollten  ?ich  die  Philosophen  vor  Allem  hüten. 
Denn  der  Ausleger  zu  Herennius  sagt  richtig:  „Es  ist 
fehlerhaft,  einen  Streit  um  blosse  Worte  zu  führen,**  und 


228)  Das  Bedenkliche  dieser  von  Gr.  hier  genannten 
drei  Fälle  wird  jeder  Leser  fühlen.  Gr.  vermischt  hier 
Recht,  Moral  und  Gnade,  was  sich  nur  daraus  erklärt, 
dass  Recht  und  Moral  bei  ihm  noch  nicht  scharf  ab- 
gegrenzte Gebiete  sind. 


lieber  die  Strafen. 
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Aristoteles:    „Man  hat   sich  vor  Wortstreit  in  Acht  zu 
nehmen." 

XXIV.  1.  Schwieriger  scheint  der  Erlass  der  Strafe 
nach  Errichtung  des  Strafgesetzes,  weil  der  Gesetzgeber 
durch  sein  Gesetz  in  gewisser  Weise  verpflichtet  wird. 
Allein  dies  gilt  nur,  insofern  der  Gesetzgeber  als  ein 
Theil  des  Staates  betrachtet  wird,  aber  nicht,  soweit  er 
die  Person  und  das  Ansehen  desselben  vertritt.  Denn 
als  solcher  kann  er  sogar  das  Gesetz  aufheben;  da  es  in 
der  Natur  menschlicher  Gesetze  liegt,  dass  sie  nicht  blos 
nach  ihrem  Entstellen,  sondern  auch  nach  ihrer  Dauer  von 
dem  Willen  der  Menschen  abhängig  sind.  Indess  darf 
der  Gesetzgeber  das  Gesetz  nur  aus  einem  zureichenden 
Grunde  aufheben,  sonst  verstösst  er  gegen  die  Regeln 
der  leitenden  Gerechtigkeit. 

2.  Wenn  er  aber  das  Gesetz  ganz  aufheben  kann,  so 
kann  er  es  auch  für  eine  einzelne  Person  oder  Handlung, 
während  im  Uebrigen  es  gültig  bleibt.  Gott  selbst  ist 
hierfür  das  Beispiel,  der,  nach  Lactantius,  „bei  Erlass 
eines  Gesetzes  sich  nicht  alle  Macht  genommen  hat,  son- 
dern verzeihen  kann."  Augustin  sagt:  „Der  Kaiser 
kann  ein  Urtheil  auflieben,  den  zum  Tode  Verurtheilten 
freisprechen  und  ihm  verzeihen."  Als  Ursache  giebt  er 
an:  „Weil  der  den  Gesetzen  nicht  unterthan  ist,  der  die 
Macht  hat,  sie  zu  geben."  Seneca  will,  dass  Nero  be- 
denke: „Tödten  kann  Niemand,  ohne  gegen  das  Gesetz 
zu  Verstössen;  begnadigen  Niemand   ausser  mir." 

3.  Aber  auch  dies  soll  ohne  zureichende  Gründe  nicht 
geschehen.  Diese  können  allerdings  nicht  bestimmt  be- 
zeichnet werden,  aber  es  ist  doch  festzuhalten,  dass  sie 
nach  dem  Gesetz  erheblicher  sein  müssen  als  vorher, 
weil  das  Ansehen  des  Gesetzes,  welches  erhalten  werden 
rauss,  zu  den  Gründen  für  die  Bestrafung  noch  hin- 
zutritt. 22») 


220)  Gr.  geht  hier  und  in  dem  Folgenden  auf  die 
Lehre  von  der  Begnadigung  näher  ein.  Er  erkennt 
hier  richtig,  dass  sie  ihren  letzten  Grund  darin  hat,  dass 
der  Inhaber  der  höchsten  Staatsgewalt,  als  Autorität,  dem 
Rechte  nicht  unterthan  ist;  er  kann  deshalb  auch  die  in 
seinem  Namen  erkannte  Strafe  aufheben.  Aber  deshalb 
hat   auch   die  Wissenschaft  des  Rechtes  keine  Befugniss, 
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XXV.  Die  Ursachen  für  den  Erlags  der  Strafen  sind 
entweder  innere  oder  äussere;  innere,  wenn  die  Strafe, 
obwohl  nicht  ungerecht,  doch  zu  hart  ist,  in  Vergleich 
zur  That.  '  ^ 

XXVI.  Die   äusseren   gründen   sich   auf  ein  Verdienst 

oder   etwas  Empfehlendes,    oder  auf  eine   spätere  grosse 

Hoffnung,  welche  Ursache  dann  vorzüglich  gelten  wird,  wenn 

der  Grund  des  Strafgesetzes  in  den  einzelnen  vorliegenden 

Fällen  nicht  zutrifft.     Denn   wenn   auch   zur  Wirksamkeit 

des    Gesetzes    gehört,    dass    der    Grund    im    Allgemeinen 

gelte    und    nicht    mit    andern    in    Widerspruch    stehe,    so 

wirkt  doch  der  Wegfall   dieses  Grundes  in  dem  einzelnen 

Fall,    dass    von    dem    Gesetze    hier    leichter    und    ohne 

Schaden  für  sein  Ansehn  abgegangen  werden  kann.    Dies 

ist    vorzüglich    bei    den    Vergehen    gebräuchlich,    welche 

aus    Unwissenheit,     obgleich    nicht    unverschuldet,    oder 

wegen   geistiger  Schwachheit,    die   zwar  besiegbar,    aber 

nur     schwer    ist,     begangen '  werden.       Hierauf    hat    ein 

christlicher    Herrscher    vorzüglich    zu    achten,    damit    er 

Gott    nachahme,    welcher    im    Alten    Testamente    gewollt 

hat,   dass   solche  Vergehen  durch  gewisse  Opfer  gesühnt 

werden,    Levit.   IV.    und   V.     Ebenso    hat    er    im    Neuen 

Testament    durch   Worte   und   Beispiele   gezeigt,    dass    er 

dem  Reuigen  zu  vergeben  geneigt  sei.    Lucae  XXIII.  34; 

Hebr.  IV.  15,   V.  2,  1;  Timoth.  I.  1:5,  Johannes  Chrv- 

sosthomus   erzählt,    Theodosius    sei    durch   jene   Worte 

Christi  bei  Lucas:  „Verzeih  ihnen,  Vater,  denn  sie  wissen 

nicht,  was  sie  thun!"  veranlasst  worden,  den  Antiochiern 
zu  vergeben.  230) 

XXVII.  Hieraus  erhellt,  wie  Unrecht  Ferdinand  Vas- 
quius  hat,  welcher  sagt,  dass  nur  derjenige  Grund  zum 
Erlass,  d.  h.  zur  Ausnahme  vom  Gesetz  genüge,  welchen 
der  Gesetzgeber  selbst,  wenn  er  befragt  würde,  als  einen 
solchen  anerkennen  würde,  dessen  Beobachtung  nicht  von 

die  Grenzen  oder  Bedingungen  dieses  Begnadigungsrechts 
zu  bestimmen.  Gr.  versucht  ebenso,  wie  Spätere,  solche 
Grenzen  zu  ziehen,  allein  die  Autoritäten  haben  sie  nie 
beachtet,  wie  die  Geschichte  lehrt  (B.  XL  53). 

230)  Zonaras  erzählt  diesen  Vorfall  Buch  XHL  cap.  18. 
Auch  Gr.  kommt  auf  denselben  in  Buch  IL  Kap.  24. 
Ab.  3.  dieses  Werkes  zurück. 
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ihm  beabsichtigt  worden.  231)  Er  unterscheidet  hierbei  nicht 
zwischen  der  „Billigkeit",  mit  der  man  das  Gesetz  aus- 
legt, und  zwischen  Nichtanwendung  des  Gesetzes.  Daher 
kommt  auch  sein  Tadel  des  Thomas  und  Scotus, 
welche  die  Gültigkeit  des  Gesetzes  auch  da  behaupten,  wo 
in  einem  einzelnen  Falle  der  Grund  desselben  nicht  passt; 
er  meint,  sie  hätten  das  Gesetz  für  eine  blosse  Schrift 
gehalten,  was  ihnen  nicht  in  den  Sinn  gekommen  ist. 
Die  Nichtanwendung  eines  Gesetzes,  die  frei  geschehen  oder 
unterlassen  werden  kann,  ist  von  der  sogenannten  „Billig- 
keit" völlig  verschieden;  selbst  wenn  jene  aus  Liebe  oder 
aus  leitender  Gerechtigkeit  geschieht,  kann  sie  damit 
nicht  zusammengestellt  werden.  Denn  es  ist  etwas  An- 
deres, ein  Gesetz  aus  einem  erheblichen  oder  nothwendi- 
gen  Grunde  nicht  anwenden,  und  erklären,  dass  eine 
That  von  Anfang  ab  in  dem  Gesetz  nicht  mit  befasst 
worden  ist.  So  viel  über  den  Wegfall  der  Strafe;  es  bleibt 
ihre  Abmessung  zu  untersuchen. 

XXVIII.  Aus  dem  Früheren  erhellt,  dass  bei  der  Strafe 
Zweierlei,  das  „Weshalb"  und  das  „Wozu"  in  Betracht 
kommen.  Das  „Weshalb"  ist  die  Schuld,  das  „Wozu" 
ist  der  Nutzen  aus  der  Strafe.  Niemand  ist  über  seine 
Schuld  hinaus  zu  strafen.  Hierher  gehören  die  früher 
erwähnten  Worte  des  Horaz^ss)  und  der  Ausspruch 
Cicero' s:  „Die  Strafe  hat  ihr  Maass,  wie  andere  Dinge,  und 
eine  gewisse  Mitte."  Deshalb  nennt  Papinian  die  Strafe 
eine  „Abschätzung."  Und  Aristides  sagt  in  der  zweiten 
Leuctrischen  Rede,  es  entspreche  der  menschlichen  Natur, 
dass  in  jedem  Verbrechen  etwas  enthalten  sei,  über  das 
die  Strafe  nicht  hinausgehen  dürfe.  Demostheues  sagt 
in  dem  Briefe  für  Lycurg's  Kinder,  dass  die  Gleichheit 
bei  der  Strafe  nicht  so  zu  nehmen  sei  wie  bei  dem  Messen 
und  Wägen,  sondern  die  Absicht  und  der  Wille  des  Ver- 
brechers sei  zu  berücksichtigen.    Innerhalb  dieses  Maasses 


231)  Dies  ist  dieselbe  Ansicht,  welche  neuerlich  wieder 
Anselm  Feuerbach  aufgestellt  und  vertheidigt  hat.  Sie 
verkennt  völlig  den  Begriff  der  Gnade,  die  über  dem 
Recht  und  Gesetze  steht  und  solcher  Hülfsmittel  nicht 
bedarf. 

232)  In  Ab.  IL  §  1.  dieses  Kapitels. 
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der  Schuld  bestimmt  sich  die  Höhe  der  Strafe  nach  dem 
Nutzen. 

XXIX.  1.  Bei  Abmessung  der  Schuld  kommt  die  Ursache, 
welche  den  Anlass  gegeben,  die  Ursache,  welche  davon 
hätte  zurückhalten  sollen,  und  die  Eigenthümlichkeit  der 
Person  nach  beiden  Richtungen  in  Betracht.  233^  Es  giebt 
Keinen,  der  ohne  Grund  schlecht  ist,  und  wer  sich  an 
der  Bosheit,  als  solcher,  erfreut,  ist  kein  Mensch  mehr. 
Die  Meisten  werden  durch  ihre  Leidenschaften  zur  Sünde 
verführt.  „Die  ausbrechende  Begierde  erzeugt  die  Sünde." 
Unter  Begierde  verstehe  ich  auch  das  Verlangen,  ein 
Uebel  zu  vermeiden,  was  natürlich  ist  und  deshalb  zu 
dem  sittlichen  Begehren  gehört.  Mithin  erscheint  das 
Unrecht,  was  zur  Vermeidung  des  Todes,  der  Gefangen- 
schaft, des  Schmerzes  oder  des  höchsten  Elendes  began- 
gen worden,  am  meisten  entschuldbar. 

2.  Hierher  gehört  der  Ausspruch  des  Demosthenes: 
„Es  ist  billig,  dass  man  über  die  Reichen,  welche  schlecht 
sind,  sich  mehr  erzürnt  als  über  die,  welche  ihr  Elend 
verleitet  hat;  denn  bei  menschlichen  Richtern  mindert 
die  Noth  die  Schuld,  während  die  Ungerechten  inmitten 
ihres  Ueberflusses  keinen  scheinbaren  Vorwand  für  sich 
haben."  So  entschuldigt  Polybius  die  Acarnaner,  als 
sie    wegen   dringender   Gefahr    die   Bedingungen    des   mit 

233^  Gr.  geht  mit  Ab.  28  zur  Frage  über  das  Maass 
und  die  Art  der  Strafe  über.  Diese  Frage  ist  für  die  ab- 
soluten Straftheorien  schwieriger  als  für  die  relativen; 
indem  jene  alle  Zwecke  bei  der  Strafe  ausschliessen,  die 
Art  und  das  Maass  der  Strafe  aber  nur  aus  diesem  Zweck 
abgeleitet  werden  kann,  entbehren  sie  des  Anhaltes  dafür. 
Es  bleibt  ihnen  höchstens  das  Prinzip  der  Talion ;  allein  da 
dies  in  den  meisten  Fällen  nicht  ausführbar  ist,  so  sind  sie 
genöthigt,  bei  dieser  Frage  sich  der  relativen  Theorien 
zu  nähern,  was  freilich  mit  ihrem  Prinzip  sich  schlecht 
verträgt.  Aber  aucli  die  relativen  Theorien  sind  hier  in 
einer  üblen  Lage,  weil  ihre  verschiedenen  Ziele  einander 
widersprechen.  So  ist  ein  Felddiebstahl  leichter  auszu- 
führen, deshalb  fordert  das  Prinzip  der  Abschreckung 
eine  härtere  Strafe;  dagegen  das  Prinzip  der  Besserung 
eine  gelindere  Strafe,  weil  der  Anreiz  so  gross  ist,  dass 
das  Vergehen    von   keiner   verstockten  Gesinnung  zeugt. 
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den  Griechen  gegen  die  Aetoler  geschlossenen  Bündnisses 
nicht  innegehalten  hatten.  Aristoteles  sagt:  „Die 
Uuenthaltsamkeit  hat  mehr  Freiwilligkeit  als  die 
Scheu;  denn  jene  wird  durch  die  Lust,  diese  durch  den 
Schmerz  bestimmt.  Der  Schmerz  bringt  aber  den  Men- 
schen gleichsam  ausser  sich,  indem  er  den  Tod  herbei- 
zieht. Die  Lust  enthält  nichts  davon,  deshalb  ist  sie  frei- 
williger." Aehnlich  lautet  eine  bedeutende  Stelle  bei 
Porphyr  ins  im  3.  Buche  über  das  Nichtessen  von 
Fleischspeisen. 

3.  Die  übrigen  Begierden  streben  nach  etwas  Gutem; 
sei  es  wirklich  oder  nur  eingebildet.  Wahre  Güter  sind 
ausser  den  Tugenden  und  deren  Uebung,  die  nicht  zur 
Sünde  führen  (denn  die  Tugenden  stimmen  unter  einander 
überein),  die  Dinge,  welche  ergötzen,  oder  was  dahin 
führt,  das  Nützliche,  wie  der  Reichthum.    Die  eingebilde- 

Auch  hier  treten  also,  wie  in  den  anderen  Gebieten  des 
Rechts,  verschiedene  Prinzipien  auf,  die  einander  be- 
kämpfen, und  die  Lösung  kann  nicht  aus  einem  angeb- 
lichen ewigen  Naturrecht  entlehnt  werden,  sondern  sie 
bildet  sich  in  jeder  Zeit  und  bei  jedem  Volke  nach  der 
Totalität  seines  Lebens,  nach  seiner  Religion,  seinem 
Verkehr,  seinem  Charakter,  seiner  Geschichte  u.  s.  w. 
Diese  Momente  bestimmen,  welches  von  den  verschiede- 
nen einander  bekämpfenden  Prinzipien  den  Vorrang  er- 
halten und  das  Maass  und  die  Art  der  Strafe  regeln  soll. 
So  werden  bei  einem  noch  rohen  Volke  die  Vergehen 
gegen  das  Eigenthum  meist  härter  gestraft  als  die  gegen 
die  Integrität  des  Körpers,  während  bei  civilisirten  Natio- 
nen sich  dies  umdreht.  So  herrschen  bei  einem  rohen  Volke 
die  grausamen  Strafen  vor,  die  Verstümmelungen  u.  s.  w., 
bei  einem  kultivirten  die  Freiheitsstrafen.  Deshalb  sind, 
was  Gr.  hier  beibringt,  nur  einseitige  Momente,  deren  jedes 
wohl  seine  Bedeutung  hat;  aber  da  ihre  gegenseitige  Be- 
schränkung von  der  Wissenschaft  nicht  bestimmt  angege- 
ben werden  kann,  so  bleibt  das  Ergebniss  so  unbestimmt 
wie  vorher.  Uebrigens  behandelt  Gr.  bei  dieser  Frage 
zugleich  die  Lehre  von  den  Schärfungs-  und  Milderungs- 
gründen, welche  die  neuere  Wissenschaft  davon  getrennt 
hält;  selbst  die  Frage  der  Zurechnung  wird  von  Gr.  hier 
mit  berührt. 
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ten  Güter  sind  keine  wahren  Güter,  insoweit  sie  von  der 
Tugend  und  dem  Nutzen  abführen;  dazu  gehört  die  Rache. 
Je  mehr  sie  der  Natur  widerstreiten,  desto  hässlicher 
sind  sie.  Johannes  nennt  diese  drei  Begehren:  „die 
Begierde  des  Fleisches,  die  Begierde  der  Augen  und  die 
Begierde  des  Prahlens."  Die  erste  umfasst  die  Begierden 
der  Wollust,  die  zweite  die  Begierde  nach  Vermögen, 
die  dritte  das  Jagen  nach  eitlem  Ruhm  und  den  Zorn. 
Philo  sagt  bei  Erläuterung  der  zehn  Gebote,  dass  alle 
Uebel  kommen  „aus  der  Begierde  nach  Geld  oder  Ehre 
oder  Lust."  Lactantius  sagt  im  G.Buche:  „Die  Tugend 
besteht  darin,  dass  man  den  Zorn  bändige,  die  Begierden 
zurückhalte  und  die  Wollust  im  Zaume  halte.  Denn 
alles  Unrecht  und  Gottlose  nehme  von  diesen  Begierden 
seinen  Ursprung."    Dies  wiederholt  er  an  anderen  Stellen. 

XXX.  1.  Der  allgemeine  Grund,  welcher  von  dem 
Vergehen  abhalten  soll,  ist  deren  Ungerechtigkeit.  Denn 
es  handelt  sich  hier  nicht  um  alle  Sünden,  sondern  nur 
um  solche,  welche  sich  über  den  Sündigenden  hinaus 
erstrecken.  Die  Ungerechtigkeit  wächst  mit  dem  den 
Andern  zugefügten  Schaden.  Die  erste  Stelle  nehmen 
deshalb  die  vollbrachten  Vergehen  ein,  die  letzte  Stelle 
die,  welche  zwar  zu  einigem  Handeln,  aber  nicht  bis  zu 
dem  letzten  vorgeschritten  sind.  Sie  werden  um  so 
schwerer,  je  weiter  sie  vorschreiten.  In  beiden  Arten 
ist  die  Ungerechtigkeit  grösser,  welche  die  allgemeine 
Ordnung  stört  und  daher  die  Meisten  beschädigt.  Dann 
folgt  die,  welche  nur  Einzelne  trifft.  Unter  diesen  ist 
die  höchste,  welche  das  Leben  trifft;  die  nächste,  welche 
die  Familie  trifft,  deren  Grundlage  die  Ehre  ist:  die 
letzte  trifft  die  einzelnen  angenehmen  Gegenstände,  indem 
sie  sie  geradezu  wegnimmt  oder  durch  Betrug  den  Schaden 
veranlasst. 

2.  Die  Eiutheilung  kann  noch  weiter  fortgeführt  wer- 
den; aber  die  hier  gewählte  Ordnung  ist  die,  welche  Gott 
bei  den  zehn  Geboten  befolgt  hat.  Denn  unter  dem  Namen 
der  Eltern,  welche  die  natürliche  Obrigkeit  sind,  müssen 
auch  die  anderen  Obrigkeiten  verstanden  werden,  deren 
Ansehen  die  menschliche  Gemeinschaft  zusammenhält. 
Dann  folgt  das  Verbot  zu  tödten,  dann  die  Heiligung  der 
Ehe  mit  dem  Verbot  des  Ehebruchs,  dann  der  Diebstahl  und 
das  falsche  Zeugniss,   zuletzt  die  noch  nicht  vollbrachten 
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Vergehen.  Unter  die  abhaltenden  Beweggründe  gehört 
nicht  blos  das,  was  unmittelbar  erfolgt,  sondern  auch 
das,  was  wahrscheinlich  daraus  hervorgehen  kann;  so 
muss  bei  einer  Feuersbrunst  oder  bei  Durchstechung  der 
Dämme  die  Noth  und  der  Tod  Vieler  mit  in  Betracht 
gezogen  werden. 

3.  Zu  der  allgemeinen  Ungerechtigkeit  tritt  mitunter 
noch  ein  anderer  Fehler  hinzu,  wie  die  Frechheit  gegen 
die  Eltern,  die  Unmenschlichkeit  gegen  Verwandte,  die 
Undankbarkeit  gegen  Wohlthäter;  das  Vergehen  wird  da- 
durch gesteigert.  Ebenso  zeigt  es  von  grösserer  Schlech- 
tigkeit, wenn  das  Vergehen  öfter  begangen  wird,  weil  die 
schlechte  Gewohnheit  schlimmer  ist  als  die  That.  Hier- 
nach kann  man  beurtheilen,  wie  weit  die  Sitte  der  Perser 
der  natürlichen  Billigkeit  entspricht,  wonach  auch  das 
frühere  Leben  bei  dem  Vergehen  mit  in  Betracht  kommt. 
Dies  muss  bei  denen  geschehen,  die  sonst  nicht  böse  sind 
und  nur  durch  die  Süssigkeit  der  Sünde  sich  einmal  haben 
verleiten  lassen;  aber  es  gilt  nicht  bei  denen,  welche 
ihre  ganze  Lebensweise  ins  Schlechte  verändert  haben, 
bei  denen  selbst  Gott  nach  Ezechiel  keine  Rücksicht 
auf  das  frühere  Leben  nimmt.  Dazu  passt,  was  Thucy- 
dides  sagt:  „Doppelte  Strafe  verdienen  die,  welche  aus 
Gutem  böse  geworden  sind."  Anderwärts  sagt  er:  „weil 
es  ihnen  am  wenigsten  geziemt,  zu  sündigen." 

4.  Deshalb  haben  die  alten  Christen  mit  Recht  in 
den  Strafregeln  nicht  das  blosse  Vergehen  betrachtet, 
sondern  auch  das  vorhergegangene  und  nachfolgende  Le- 
ben, wie  die  Synode  von  Ancyra  und  andere  ergeben. 
Auch  wenn  ein  besonderes  Vergelien  durch  ein  ausdrück- 
liches Gesetz  verboten  ist,  erschwert  dies  die  allgemeine 
Schuld,  was  Augustin  so  ausdrückt:  „Das  Verbotsgesetz 
verdoppelt  alle  Vergehen,  denn  es  ist  keine  einfache  Sünde, 
wenn  man  nicht  blos  das  Böse,  sondern  auch  das  Ver- 
botene begeht."  Tacitus  sagt:  „Wenn  Du  begehrst, 
was  noch  nicht  verboten  ist,  so  fürchte,  dass  es  verboten 
werde;  überschreitest  Du  aber  das  Verbotene  straflos,  so 
giebt  es  dann  weder  Furcht  noch  Schaam." 

XXXL  1.  Der  persönliche  Zustand,  so  weit  er  dazu 
beiträgt,  die  abschreckenden  oder  anreizenden  Begierden 
zu  erwecken,  betrifft  die  Beschaffenheit  des  Körpers,  das 
Alter,  das  Geschlecht,  die  Erziehung,   die  Nebenumstände 
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der  That.  Denn  sowohl  die  Unmündigen  wie  die  Frauen 
und  die  Personen  von  schweren  Begriffen  und  die  schlecht 
erzogen  worden,  kennen  den  Unterschied  von  Recht  und 
Unrecht,  von  Erlaubt  und  Unerlaubt  weniger.  Wo  die 
Galle  vorwiegt,  da  ist  Jähzorn;  wo  das  Blut,  da  ist  Wol- 
lust, und  das  Alter  neigt  dorthin  und  die  Jugend  liier- 
hin.  Andronicus  von  Rhodus  sagt:  ;,Es  scheint,  dass 
die  natürliche  Anlage  den  schlechten  Handlungen  eine  ge- 
wisse Entschuldigung  gewährt  und  sie  erträglicher  macht. 
Der  Gedanke  an  ein  gegenwärtiges  Uebel  erweckt  Furcht; 
ein  frischer,  noch  nicht  gelinderter  Schmerz  erweckt  den 
Zorn,  so  dass  die  Vernunft  kaum  gehört  wird.  Die  Ver- 
gehen aus  solchen  Affekten  sind  deshalb  weniger  hässlich 
als  die,  welche  aus  dem  Verlangen  nach  Lust  entstehen, 
was  auch  weniger  heftig  treibt,  so  dass  man  leichter  ver- 
mag, einen  Aufschub  zu  gewinnen  oder  eine  andere  nicht 
unrechte  Thätigkeit  sich  aufzusuchen.  Aristoteles  sagt 
im  7.  Buche  seiner  Nicoraachischen  Ethik:  „Der  Zorn  und 
die  Heftigkeit  ist  natürlicher  als  die  Begierden  nach  dem 
Uebermässigen  und  nicht  Nothwendigen." 

2.  Im  Allgemeinen  ist  festzuhalten,  dass,  je  mehr  das 
Urtlieil  bei  der  Wahl  gehemmt  ist,  und  je  mehr  dies  aus 
natürlichen  Ursachen  geschieht,  um  so  geringer  das  Ver- 
gehen ist.  Aristoteles  sagt  in  dem  erwähnten  Buche: 
„Man  nennt  den  unmässiger,  welcher  ohne  allen  Antrieb 
oder  nur  aus  schwachem  Antrieb  grosse  Lust  sucht  und 
massige  Uebel  flieht,  in  Vergleich  zu  dem,  der  von 
einem  heftigen  Affekt  erfasst  ist.  Denn  was  soll  man 
erst  von  Jenen  erwarten,  wenn  eine  jugendliche  Aufregung 
hinzugekommen  wäre,  oder  ein  härterer  Schmerz  aus 
Mangel  dessen,  was  die  Natur  nur  schmerzlich  entbehrt?" 
Damit  stimmt  der  Spruch  des  Antiphanes: 
„Wenn  Jemand  im  Reichthum  etwas  Böses  thut, 
„Was   müsste   man   da   von  ihm   erwarten,    wenn  er  arm 

wäre?  " 
Es  ist  wie  mit  den  Liebschaften  alter  Männer,  wovon  man 
in  den  Komödien  liest.     Hiernach  ist  also  die  Schuld  ab- 
zumessen, nach  der  die  Strafe  sich  zu  bestimmen  hat. 

XXXII.  1.  Es  ist  aber  festzuhalten,  dass  der  Pyth^ngo- 
räische  Ausspruch:  „die  Gerechtigkeit  sei  Wiedervergel- 
tung," d.h.  die  Strafe  solle  das  gleiche  Uebel  enthalten, 
nicht  so  zu  verstehen  ist,  als  wenn  der,  welcher  absieht- 
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lieh  und  ohne  Milderungsgründe  einen  Andern  beschädigt 
hat,  nur  den  Schaden  zu  ersetzen  liabe  und  nichts  weiter. 
Dass  dem  so  nicht  ist,  ergiebt  das  Gesetz,  welches  das 
vollkommenste  Muster  aller  Gesetze  ist  S'^-*),  indem  es  den 
Diebstahl  mit  dem  Vierfachen  oder  Fünffachen  sühnen 
lässt.  Nach  Attischem  Gesetz  wurde  der  Dieb  neben  dem 
Ersatz  des  Doppelten  noch  einige  Tage  gefesselt  und  ein- 
gesperrt, wie  des  Demosthenes  Rede  gegen  Timokrates 
ergiebt.  Ambrosius  sagt:  „Die  Gesetze  gebieten,  dass 
das,  was  mit  Verletzung  der  Person  oder  der  Sache  selbst 
entwendet  worden,  mit  einem  Ueberschuss  ersetzt  werden 
solle,"  um  den  Dieb  von  dem  Stehlen  durch  die  Strafe 
zurückzuschrecken  oder  ihn  durch  die  Geldstrafe  zu  bessern. 
Aristides  sagt  in  der  zweiten  Leuctrischen  Rede:  „De- 
nen, welche  bei  dem  Richter  das  ihnen  gethane  Unrecht 
verfolgen,  gestatten  die  Gesetze,  ein  Mehreres  als  Strafe 
zu  fordern,  als  sie  selbst  verloren  haben."  Seneca  sagt 
über  das  Gericht  nach  diesem  Leben: 

„Unsere  Verbrechen  werden  in  grösserem  Maass- 
stabe abgeschätzt  werden." 
2.  Bei  den  Indiern  wurde  nach  Strabo's  Erzählung 
dem,  welcher  Jemand  verstümmelt  hatte,  neben  der  Zu- 
fügung  des  gleichen  Uebels  noch  die  Hand  abgehauen. 
In  der  grossen  Ethik,  welche  Aristoteles'  Namen  trägt, 
heisst  es:  „Es  ist  gerecht,  dass,  wenn  Jemand  einem  An- 
deren das  Auge  ausgeschlagen  hat,  er  nicht  blos  dasselbe 
erleide,  sondern  noch  mehr  büsse."  Denn  es  ist  nicht 
billig,  wenn  der  Schaden  des  Unschuldigen  und  des  Schul- 
digen nur  gleich  ist,  wie  Philo  bei  Erörterung  der  Strafe 
des  Todschlags  richtig  darlegt.  Man  kann  dies  auch 
daraus  abnehmen,  dass  einige  noch  nicht  vollbrachte  Ver- 
brechen, die  also  geringer  als  die  vollbrachten  gelten, 
nach  dem  beabsichtigten  Schaden  vergolten  werden,  wie 
im  Jüdischen  Gesetz  gegen  den  falschen  Zeugen  und  im 
Römischen  gegen  den,  der  in  der  Absicht  zu  tödten  mit 
einem  Wurfspiess  umhergeschlichen  ist.  Die  Folge  ist, 
dass  das  vollbrachte  Verbrechen  härter  bestraft  werden 
muss;  aber  da  es  nichts  Härteres  über  den  Tod  giebt, 
dieser  auch  nicht  mehrmals  zugefügt  werden  kann,  wie 
Philo  an  der  erwähnten  Stelle  bemerkt,    so   bleibt  man 


-?-*)  Es  ist  das  Mosaische  Gesetz  gemeint. 
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nothgedrungen  dabei  stehen  und  lässt  nur  eine  besonders 
schmerzliche  Vollstreckung  je  nach  der  Schuld  eintreten. 

XXXIII.  Die  Grösse  der  Strafe  bestimmt  sich  nicht 
blos  nach  sich  allein^  sondern  auch  nach  dem,  der  sie 
erleidet.  Denn  dieselbe  Geldstrafe  drückt  den  Armen, 
aber  belästigt  den  Reichen  nicht,  und  die  Schande  ist 
dem  Ehrlosen  ein  leichtes,  aber  dem  Ehrenmann  ein 
schweres  Uebel.  Die  Römischen  Gesetze  machen  oft  von 
dieser  Art  Unterschied  Gebrauch;  Bodinus  hat  darauf 
seine  verhältnissmässige  Harmonie  erbaut.  In  Wahrheit 
ist  aber  das  Verhältniss  der  Schuld  zur  Strafe  einfach 
und  der  Gleichheit  der  Zahlen  entsprechend,  wie  bei  Ver- 
trägen sich  die  Waare  zum  Preise  verhält,  obgleich  an 
anderen  Orten  diese  Waare  und  ebenso  das  Geld  mehr 
oder  weniger  gilt.  Doch  geschieht  allerdings  in  den  Rö- 
mischen Gesetzen  dies  oft  mit  zu  grosser  Rücksichtnahme 
auf  die  Personen  und  auf  Umstände,  die  nicht  zur  Sache 
gehören,  während  das  Gesetz  Mosis  von  diesem  Fehler 
völlig  frei  ist.    Dies  ist  die  innere  Abmessung  der  Strafe. 

XXXIV.  Innerhalb  des  zulässigen  Spielraums  treibt 
die  Liebe  zu  dem  Bestrafenden  zu  dem  geringsten  Maass, 
wenn  nicht  die  gerechtere  Liebe  der  übrigen  Vielen  wegen 
der  inneren  Bestimmungen  es  anders  fordert,  zu  denen 
die  mitunter  grosse  Gefahr  von  Seiten  des  Verbrechers 
und  meistentheils  die  Nothwendigkeit  eines  abschrecken- 
den Beispiels  gehört.  Diese  pflegt  aus  den  allgemeinen 
Reizen  zur  Sünde  zu  entstehen,  welche  strenge  Gegen- 
mittel zur  Unterdrückung  verlangen.  Die  Verleitung 
kommt  hauptsächlich  von  der  Gewohnheit  und  von  der 
Leichtigkeit  des  Sündigens. 

XXXV.  Wegen  dieser  Leichtigkeit  straft  das  göttliche, 
den  Juden  gegebene  Gesetz  den  Diebstahl  von  der  Weide 
härter  als  den  in  dem  Hause;  Exod.  XXIL  1,  7,  9.  Justi- 
nus  sagt  von  den  Scythen:  „Der  Diebstahl  ist  bei  ihnen 
das  schwerste  Vergehen;  denn  ihr  Vieh  hat  keinen  Stall, 
und  welchen  Schutz  hätten  da  die  Viehbesitzer,  wenn  zu 
stehlen  gestattet  wäre?"  Aehnlich  sagt  Aristoteles  in 
den  Problemen  Abschn.  XXIX.:  „Da  der  Gesetzgeber 
wusste ,  dass  die  Eigenthümer  an  diesen  Orten  235j  [\iyq 
Sachen  nicht  bewahren  können,   so  setzte  er  als  Wächter 

235)  Es    sind   die  öff'entlichen  Bäder  gemeint.     Wenn 
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das  Gesetz."  Die  Gewohnheit  mindert  zwar  die  Schuld 
ein  wenig  (Plinius  sagt:  „Man  hat  nicht  ohne  Grund  die 
That  verziehen,  die  zwar  verboten,  aber  doch  in  Uebung 
war"),  aber  von  der  anderen  Seite  verlangt  sie  eine  Ver- 
schärfung der  Strafe,  weil,  wie  Satu minus  sagt:  „den 
zu  vielen  Uebelthätern  ein  abschreckendes  Beispiel  noth 
thut."  Bei  den  Gerichten  ist  mehr  jener,  bei  der  Gesetz- 
gebung mehr  dieser  Umstand  zu  beachten,  mit  Rücksicht 
auf  die  Zeit,  wo  die  Gesetze  und  Erkenntnisse  erlassen 
werden.  Die  Nützlichkeit  der  Strafe  wird  mehr  nach  all- 
gemeinen Gründen  beurtheilt,  die  zur  Gesetzgebung  ge- 
hören, während  die  grössere  oder  geringere  Schuld  bei 
der  einzelnen  That  hervortritt. 

XXXVI.  1.  Wenn  ich  gesagt,  dass  im  Mangel  bedeu- 
tender und  dringender  Erschwerungsgründe  man  eher  zur 
Minderung  der  Strafe  sich  neigen  solle,  so  besteht  hierin 
der  andere  Theil  der  Gnade;  der  erste  bestand  in  der 
Aufhebung  der  Strafe.  Seneca  sagt:  „Weil  das  schwer 
abzumessen  ist,  dessen  Unbilligkeit  sich  erst  in  der  Zu- 
kunft zeigt,  so  muss  man  der  milderen  Seite  sich  zunei- 
gen." An  einer  anderen  Stelle:  „Wenn  man  es  mit  Sicher- 
heit kann,  wird  man  die  Strafe  erlassen;  wo  nicht,  sie 
mildern."  BeiDiodor  von  Sicilien  wird  ein  Aegyptischer 
König  gelobt,  dass  er  „Strafen  unter  das  verdiente  Maass 
auferlege."  Ueber  M.  Antoninus  sagt  Capitolinus:  „An- 
tonin pflegte  alle  Verbrechen  mit  einer  geringeren  als  der 
gesetzlichen  Strafe  zu  belegen."  Auch  der  Redner  Isäus 
sagt:  „Man  müsse  zwar  harte  Gesetze  geben,  aber  gelin- 
dere Strafen  auferlegen."  Isokrates  erinnert:  „dass 
man  die  Strafen  unter  das  Maass  der  Sünde  auferlege." 

2.  Augustin  ermahnt  Marcellinus,  den  Begleiter 
des  Kaisers,  so  in  Bezug  auf  sein  Amt:  „Ich  bin  sehr  in 
Sorgen,  dass  Deine  Hoheit  meine,  sie  müssten  nach  der 
vollen  Strenge  des  Gesetzes  bestraft  werden,  so  dass  sie 
dasselbe  leiden,  was  sie  verübt  haben.  Deshalb  beschwöre 
ich  Dich  zweimal  bei  Deinem  Glauben  an  Christus  und 
bei  der  Gnade  unseres  Herrn  selbst,  dass  Du  dies  nicht 
thuest  und  auch  Anderen  zu  thun  nicht  gestattest."  Der- 
selbe  sagt  auch:    „So   schreckt   das   kommende    göttliche 

ein  Dieb  hier  eine  Sache  stahl,  die  über  10  Drachmen 
werth  war,  so  wurde  er  in  Athen  mit  dem  Tode  bestraft. 
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Gericht  auch  die  Rächer  der  Verbrechen,  welche  zu  ihrem 
Amte  nicht  durch  eigenen  Zorn  getrieben  werden,  sondern 
nur  dem  Gesetze  dienen  und  nicht  die  Rächer  ihres  Un- 
rechts, sondern  des  zu  untersuclienden  fremden  sind,  über 
das  sie  entscheiden  sollen.  Sie  mögen  daran  denken,  dass 
sie  für  ihre  eigenen  Sünden  die  Gnade  Gottes  brauchen, 
und  sie  mögen  nicht  glauben,  sie  verletzten  ihr  Amt, 
wenn  sie  milde  gegen  die  verführen,  über  deren  Tod  und 
Leben  sie  die  gesetzliche  Macht  haben." 

XXXVII.  Ich  hoffe,  dass  ich  somit  nichts  Erhebliches 
in  dieser  schwierigen  und  dunkelen  Materie  übergangen 
habe;  denn  jene  vier  Umstände,  die  nach  Maimonides 
bei  der  Strafe  vorzüglich  beachtet  werden  sollen,  die 
Grösse  der  Sünde,  d.  h.  des  Schadens,  die  Häufigkeit  sol- 
cher Vergehen,  die  Stärke  der  Begierden  und  die  Leich- 
tigkeit der  Ausführung  sind  an  ihrem  Orte  dargelegt  wor- 
den; ebenso  jene  sieben  Punkte,  welche  Saturnin us  sehr 
verworren  bei  den  Strafen  in  Betracht  nimmt.  Denn  die 
Person,  welche  es  gethan  hat,  gehört  zu  jener  Fähigkeit 
des  Urtheilenden,  und  die  Person,  welche  leidet,  ist  mit- 
unter bei  Abschätzung  der  Schuld  von  Einfluss.  Der  Ort 
des  Vergehens  kann  die  Schuld  etwas  erhöhen  oder  gehört 
zur  Leichtigkeit  der  That.  Die  Zeit,  wenn  sie  die  Tages- 
zeit ist  oder  kurz,  mehrt  oder  mindert  die  Freiheit  des 
Urtheils  und  zeigt  mitunter  die  Schlechtigkeit  des  Cha- 
rakters. Die  Qualität  bezieht  sich  theils  auf  die  Arten 
der  Begierden,  theils  auf  die  Umstände,  die  von  den  Ver- 
brechen hätten  abhalten  sollen.  Auch  die  Quantität  ge- 
hört zu  der  Begierde.  Der  Erfolg  gehört  zu  den  abhal- 
tenden Umständen.  ~'*^^) 

XXXVIII.  Um  Strafen  zu  vollziehen,  pflegen  Kriege 
unternommen  zu  werden,  wie  ich  früher  gezeigt  liabe 
und  die  Geschichte  lehrt.  Meistentheils  wird  damit  der 
Schadenersatz  verbunden,  wenn  ein  und  dieselbe  That 
strafbar  war  und  Schaden  verursacht  hat.  Aus  diesen 
zwei  Umständen   entstehen   zwei  Verbindlichkeiten.     Dass 

236)  Gr.  war  zu  seiner  Zeit  noch  melir  genöthigt,  den 
scholastischen  Spitzfindigkeiten  und  leeren  Beziehungs- 
begriffen entgegenzutreten,  wie  es  gegenwärtig  der  Fall 
ist,  wo  diese  Distinktionen  völlig  vergessen,  ja  kaum  noch 
verständlich  sind. 
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niclit  wegen  jeden  Vergehens  ein  Krieg  zu  beginnen  ist, 
ist  klar;  denn  selbst  die  Gesetze  verhängen  ihre  Strafe, 
die  doch  ohne  Gefahr  und  nur  den  Schuldigen  auferlegt 
wird,  nicht  auf  jedes  Versehen.  Sopater  bemerkt,  wie 
erwähnt,  richtig,  dass  kleine  und  häufige  Vergehen  unbe- 
achtet gelassen  und  nicht  bestraft  werden  müssen. 

XXXIX.  1.  Der  Ausspruch  Cato's  in  seiner  Rede 
für  die  Rhodier,  es  sei  nicht  billig,  dass  Jemand  Strafe 
für  das  erleide,  was  er  angeblich  Böses  gewollt  habe, 
war  zwar  an  seinem  Orte  angemessen,  weil  man  keinen 
Beschluss  des  Volkes  von  Rhodus  beibringen  konnte,  son- 
dern nur  schwankende  Vermuthungen  dafür  vorlagen ;  aber 
allgemein  kann  er  nicht  zugelassen  werden.  Denn  der 
Wille,  welcher  in  äussere  Handlung  ausgebrochen  ist 
(denn  die  inneren  werden,  wie  erwähnt,  von  den  Menschen 
nicht  bestraft),  ist  der  Strafe  unterworfen.  Der  ältere 
Seneca  sagt  in  seinen  Streitfällen:  „Die  Verbrechen  wer- 
den, auch  wenn  sie  nicht  ganz  vollbracht  sind,  bestraft", 
-—  „das  Unrecht,  was  Jemand  begehen  will,  begeht  er 
sclion,"  sagt  der  andere  Seneca.  Cicero  sagt  in  der 
Rode  fürMilo:  „Die  Gesetze  bestrafen  nicht  den  Ausgang 
der  Sache,  sondern  die  Absicht."  Periander  sagte: 
„Strafe  nicht  blos  die,  welche  gefehlt  haben,  sondern 
auch  die,  welche  es  wollen."  So  wollen  die  Römer  den 
Krieg  gegen  Perseus  beginnen,  wenn  er  nicht  Aufklärung 
giebt  über  seine  Absicht,  einen  Krieg  gegen  das  Römische 
Volk  zu  unternehmen;  denn  er  hatte  schon  Waff*en,  Sol- 
daten und  eine  Flotte  angeschafft.  Und  in  der  Rede  der 
Rhodier  bei  Livius  wird  richtig  bemerkt:  „In  keinem 
Staate  bestände  eine  Gerechtigkeit  oder  ein  Gesetz,  dass 
die  blosse  Absicht,  Jemand  zu  verderben,  wenn  noch  nichts 
zur  Ausführung  geschehen  sei,  mit  dem  Tode  bestraft 
werde  " 

2.*  Auch  ist  nicht  jede  Schlechtigkeit  des  Wollens, 
welche  schon  durch  eine  That  kennbar  gemacht  worden, 
strafbar.  Denn  wie  schon  vollbrachte  Vergehen  nicht 
immer  bestraft  werden,  so  können  es  noch  mehr  blos 
beabsichtigte  oder  erst  begonnene.  Bei  Vielen  gilt  der 
Ausspruch  Cicero's:  „Ich  weiss  nicht,  ob  es  nicht  ge- 
nügt, dass  der,  welcher  das  Unrecht  begangen,  seine 
That  bereut."  Das  den  Juden  gegebene  Gesetz  wegen 
versuchter  Vergehen  gegen   die  Religion    und  gegen  das 
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Leben  des  Menschen  hat,  so  weit  es  sich  nicht  um  die 
gerichtliche  Entscheidung  handelt,  nichts  Besonderes  ver- 
ordnet; denn  über  göttliche  Dinge,  die  nicht  wahrnehm- 
bar sind  ist  ein  Irrthum  leicht,  und  der  Affekt  des  Zornes 
ist  der  Verzeihung  nicht  unwürdig. 

3.     üebrigens  konnte  es  da  durchaus  nicht  zugelassen 
werden,  eine  fremde  Ehe  anzutasten,   wo  man  mit  Leich- 
tigkeit   sich    verheirathen    konnte,     oder     bei     einer     so 
billigen   Vertheilung    des   Grundbesitzes  Betrug  zu  üben 
Denn  jenes   Wort:    „Du   sollst'  nicht    begehren",    in   den 
zehn   Geboten    hat  zwar  nach   der  Absicht  des  Gesetzes, 
d    h,   nach   dem   „geistigen  Theile",    einen   weiteren  Sinn 
(denn  das  Gesetz  möchte,  dass  Alle  des  reinsten  Herzens 
wären),  aber  die  äussere  Vorschrift,  „das  fleischliche  Ver- 
bot",  bezieht  sich  auf  die  Begierden,   die  sich  durch  die 
That  offenbaren,  wie  aus  dem  Evangelisten  Marcus  klar 
erhellt,  der  dasselbe  Gebot  ausdrückt:  ^rj  cmoanor.ar,  (Du 
sollst  nicht  rauben),   nachdem  er  schon  gesagt  hatte-   un 
xXenarij;  (I>u  sollst  nicht  stehlen).     In  diesem  Sinne  findet 
sich  das  Hebräische  Wort  bei  Mich.  H.  2  und  anderwärts, 
und  das  Griechische  stimmt  damit. 

4.  Erst  begonnene  Vergehen  sind  deshalb  nicht  mit 
den  Waffen  zu  strafen,  es  wäre  denn  ein  schweres,  oder 
die  Sache  wäre  schon  so  weit  gediehen,  dass  schon  ein 
bestimmtes  Uebel,  wenn  auch  nicht  das  beabsichtigte  ge- 
folgt ist,  oder  eine  sehr  grosse  Gefahr,  so  dass  sich  die 
Bestrafung  mit  der  Bürgschaft  gegen  künftigen  Schaden 
verbündet  (worüber  in  dem  früheren  Kapitel  über  die  Ver- 
theidigung  gehandelt  worden),  oder  sie  die  verletzte  Würde 
schützt  oder  einem  gefährlichen  Beispiele  entgegentritt. 237) 

23')  Diese  mit  Ab.  38  beginnende  Untersuchung,  wie 
weit  em  Krieg  zur  Vollstreckung  einer  Strafe  gerecht- 
fertigt sei,  ist,  wie  der  Leser  leicht  bemerkt,  ohne  allen 
praktischen  Werth.  In  der  modernen  Zeit  ist  überhaupt  die 
Strafe  als  Kriegsursache  völlig  zurückgetreten.  Die  Ver- 
brechen Einzelner  sind  im  Vergleich  zu  den  Gefahren  und 
Uebeln  eines  Krieges  grosser  Nationen  viel  zu  gering  um 
deshalb  schon  nach  den  Regeln  der  Klugheit  einen  Krieg 
anzufangen.  Meistentheils  gewährt  der  fremde  Staat  hier 
die  Rechtshülfe,  oder  es  genügen  geringere  xMittel,  wie  die 
Retorsion  u.  s.  w.    Handelt  es  sich  aber  um  ein  Verbrechen 
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XL.  1.     Die  Könige  und  die  ihnen  gleichen  Inhaber 
der  Staatsgewalt  können  Strafe  nicht  blos  wegen  des  gegen 
sie  und   ihre   Unterthanen    begangenen   Unrechts   fordern, 
sondern  auch  wegen  dessen,  was  sie  nicht  besonders  trifft, 
aber   was   in  einzelnen  Personen  das  Natur-  oder  Völker- 
recht   in    roher    Weise    verletzt.      Denn    das    Recht,    die 
menschliche  Gesellschaft  durch  Strafen  zu  schützen,   was, 
wie    erwähnt,    anfangs   dem  Einzelnen   zustand,    ist  nach 
Einrichtung   der  Staaten   und   der  Gerichte   bei  der  höch- 
sten Staatsgewalt  verblieben,    nicht    insofern  sie  Anderen 
gebieten,    sondern   insofern   sie  Niemand   gehorchen;    den 
Uebrigen   hat   die  Unterwerfung   dieses  Recht  genommen. 
Es  ist  aber  um  so  anständiger,  das  Unrecht,  was  Anderen 
zugefügt  worden,    zu    rügen,   als  das  selbst  erlittene,  je 
mehr  bei  letzterem  zu  fürchten  ist,  dass  der  eigene  Schmerz 
das  rechte  Maass  überschreiten  lässt  oder  wenigstens  die 
Seele  verdirbt. 

2.  Deshalb  ist  von  den  Alten  Herkules  als  der  grösste 
Wohlthäter  der  Menschen  gefeiert  worden;  er  befreite  die 
Erde  von  dem  Antäus,  Busiris,  Diomedes  und  anderen 
Tyrannen,  die  er  nach  Seneca's  Ausdruck  nicht  aus 
Eigennutz,  sondern  um  zu  strafen,  beseitigt  hat;  Lysias 
sagt:  „durch  Bestrafung  des  Unrechts".  Diodor  von  Si- 
cilien  sagt  hierbei:  „Indem  er  die  Gesetzverächter  und 
die  übermüthigen  Könige  tödtete,  machte  er  die  Staaten 
glücklich."  An  einer  anderen  Stelle  sagt  er:  „Er  durch- 
wanderte die  bewohnte  Erde  und  züchtigte  die  Ungerech- 
ten." Dio  von  Prusa  sagt:  „Die  schlechten  Menschen 
strafte  er,  und  den  übermüthigen  Menschen  brach  er  und 
nahm  er  die  Macht."  Aristides  sagt  im  Panathenaeon: 
„Durch  seine  Sorge  für  das  ganze  Menschengeschlecht 
habe  er  seine  Aufnahme  unter  die  Götter  verdient."  Aehn- 
lich   wird  Theseus  gerühmt,    dass   er  die  Räuber  Skiron, 

Vieler,  so  ist  dies  in  der  Regel  schon  der  Anfang  des 
Krieges  selbst.  —  Sehr  bedenklich  ist  das,  was  Gr.  in 
Ab.  40  vorträgt,  wonach  die  Staaten  selbst  Kriege  wegen 
Verbrechen  führen  können,  die  sie  gar  nicht  verletzen. 
Gr,  kann  deshalb  die  Beispiele  dazu  nur  aus  der  Mythen- 
zeit herbeischaffen,  und  schon  zu  seiner  Zeit  war  diese 
Ansicht  gegen  die  Sitte  der  Völker  Europa's,  wie  die 
später  von  ihm  citirten  Schriftsteller  ergeben. 
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Siiiis  und  Prokrustes  beseitigte;    Euripides  lässt   ihn  in 
den  „Schutzflehenden"  so  von  sich  sprechen: 

„Diese   TJiaten    haben    mir    bereits    den    Namen 

unter  den  Griechen   gegeben,    dass  ich   der  Rächer 

der  Verbrechen  genannt  werde." 
Valerius  Maximus  sagt  von  ihm:    „Was   irgendwo  an 
Ungeheuern  und  Verbrechen  sich  fand,  das  verniclitete  er 
durch   die  Tapferkeit  seiner  Seele    und   die  Kraft  seiner 
Rechten." 

3.  Deshalb  sind  offenbar  die  Kriege  gegen  die  ge- 
recht, welche  ihre  Eltern  gottlos  behandeln,  wie  die  Sog- 
dianer,  ehe  Alexander  sie  von  dieser  Rohheit  abbrachte; 
ebenso  gegen  die,  welche  die  Gastfreunde  tödten  oder 
Menschenfleisch  verzehren,  welcher  Sitte  sich  zu  enthal- 
ten Herkules  die  alten  Gallier  nöthigte,  wie  Diodor  er- 
zählt; ebenso  gegen  die  Seeräuber.  Scncca  sagt:  „Wenn 
er  auch  mein  Vaterland  nicht  angreift,  sondern  nur  das 
seine  bedrückt,  und  getrennt  von  meinem  Volke  nur  das 
seinige  stört,  so  hat  doch  eine  so  grosse  Verworfenheit 
der  Seele  ihn  von  mir  abgeschnitten."  Augustin  sagt: 
„Sie  meinen,  dass  man  die  Begehung  von  Verbrechen  be- 
schliessen  könne;  allein  hätte  irgend  ein  irdischer  Staat 
dergleichen  jetzt  oder  früher  beschlossen,  so  müsste  er 
durch  Beschluss  des  menschlichen  Geschlechtes  vernichtet 
werden."  Denn  von  solchen  Barbaren  und  mehr  Thieren 
als  Menschen  kann  mit  Recht  das  gesagt  werden,  was 
Aristoteles  mit  Unrecht  von  den  Persern  sagt,  die  nicht 
schlechter  wie  die  Griechen  waren:  „Der  Krieg  gegen 
sie  sei  natürlich."  Ebenso,  was  Isokratcs  im  Panathe- 
naico  sagt:  „der  gerechteste  Krieg  sei  der  gegen  die 
wilden  Thiere,  der  nächstgerechte  gegen  Menschen,  die 
diesen  gleichen." 

4.  Insoweit  folgen  wir  der  Meinung  des  Innocenz 
und  Anderer,  wonach  die  mit  Krieg  überzogen  werden 
können,  welche  gegen  die  Natur  sündigen.  Anderer  An- 
sicht sind  Victoria,  Vasquius,  Azorius,  Molina  und 
Andere,  welche  zu  einem  gerechten  Krieg  verlangen,  dass 
der,  welcher  ihn  beginnt,  entweder  in  seiner  Person  oder 
seinem  Staate  verletzt  sei,  oder  dass  er  die  Gerichtsbar- 
keit über  den  habe,  den  er  bekriegen  will.  Sie  nehmen 
an,  dass  die  Strafgewalt  eine  Folge  der  bürgerlichen  Ge- 
richtsbarkeit  sei,    während    wir  sie  aus  dem  Naturrecht 


ableiten,  wie  im  Beginn  des  ersten  Buches  angedeutet  wor- 
den ist.  Lässt  man  die  Ansicht  der  Gegner  zu,  so  hat 
der  Feind  kein  Recht,  seine  Gegner  zu  strafen,  selbst 
nachdem  der  Krieg  mit  Recht,  wenn  auch  nicht  als  Strafe 
begonnen  worden  ist,  obgleich  doch  die  Meisten  dieses 
Recht  zugestehen,  und  die  Sitte  aller  Völker  es  bestätigt. 
Es  gilt  nicht  blos  nach  Beendigung  des  Krieges,  sondern 
auch  während  desselben;  es  kommt  nicht  aus  irgend  einer 
Gerichtsbarkeit,  sondern  aus  jenem  natürlichen  Recht,  was 
schon  vor  Einrichtung  der  Staaten  galt,  und  noch  an  den 
Orten  gilt,  wo  die  Menschen  zwar  in  Familien,  aber  nicht 
in  Staaten  verbunden  leben.  238) 

XLL  Doch  sind  hier  einige  Einschränkungen  nöthig. 
Erstlich  darf  man  die  Sitten  der  Geselligkeit  nicht  mit 
dem  Naturrecht  verwechseln,  obgleich  bei  vielen  Völkern 
sich  jene  nicht  willkürlich  gebildet  haben.  Durch  solche 
Sitten  unterschieden  sich  die  Perser  von  den  Griechen, 
wohin  der  Ausspruch  Plutarch's  gehört:  „Die  Civilisi- 
rung  der  Barbaren  sei  nur  der  Vorwand  des  Ehrgeizes." 

XLII.  Zweitens  darf  man  nicht  zu  schnell  anneh- 
men, etwas  sei  von  Natur  verboten,  wenn  es  nicht  klar 
ist,  oder  wenn  es  mehr  durch  ein  willkürliches  Gesetz 
Gottes  verboten  ist;  dahin  gehören  der  Beischlaf  Unver- 
heiratheter,  einige  Arten  der  Blutschande  und  der  Wucher. 

XLIII.  1.  Drittens  muss  man  genau  zwischen  all- 
gemeinen Grundsätzen  unterscheiden,  wie  den:  Sittlich  zu 
leben,  d.h.  nach  der  Vernunft,  einschliesslich  dem,  was 
daraus  zunächst,  aber  offenbar  folgt,  wie,  dass  man  dem 
Anderen  das  Seinige  nicht  nehmen  solle,  und  zwischen 
Folgerungen,  von  denen  einzelne  leicht  übersehbar  sind, 
wie    die   Unzulässigkeit    des  Ehebruchs    nach   Einführung 

238)  Was  hier  Gr.  zur  Widerlegung  jener  Autoritäten 
beibringt,  ist  unzureichend;  überhaupt  ist  der  Krieg  nicht 
eine  Strafe,  und  die  in  seinem  Gefolge  eintretenden  Uebel 
können  nicht  als  Strafe  gelten.  Wenn  der  Besiegte  mehr 
leisten  muss,  als  der  Schaden  und  die  Kriegskosten  des 
Siegers  betragen,  so  ist  dies  keine  Strafe  im  rechtlichen 
Sinne,  sondern  ein  Akt  der  freien,  dem  Recht  überhaupt 
nicht  unterworfenen  Autoritäten.  Nur  so  lassen  sich  die 
Abtretungen  von  Provinzen  u.  s.  w.  verstehen ;  als  Strafen 
wären  sie  gar  nicht  zu  rechtfertigen. 
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der  Ehe,  andere  aber  bedenklicher  sind,  wie  der  Satz, 
dasg  die  Rache,  welche  sich  an  dem  Schmerz  des  Andern 
erfreue,  fehlerhaft  sei.  Es  ist  hier  wie  in  der  Mathematik, 
wo  es  gewisse  Axiome  und  gewisse  Beweise  giebt,  die 
gleich  eingesehen  werden  und  Zustimmung  finden,  und 
andere,  die  zwar  auch  wahr  sind,  aber  nicht  von  Jeder- 
mann eingesehen  werden. 

2.  Wie  man  also  bei  dem  bürgerlichen  Recht  die 
entschuldigt,  welche  die  Kenntniss  oder  das  Verständniss 
des  Gesetzes  nicht  haben,  so  ist  es  auch  billig,  für  das 
Naturrecht  die  zu  entschuldigen,  welchen  die  Schwäche 
ihres  Verstandes  oder  eine  schlechte  Erziehung  hinderlich 
ist.  Denn  so  wie  die  Unkenntniss  des  Gesetzes,  wenn  sie 
unvermeidlich  ist,  die  Sünde  aufhebt;  so  mindert  sie  das 
Vergehen,  wenn  sie  nur  auf  einer  Nachlässigkeit  beruht. 
Deshalb  vergleicht  Aristoteles  die  Barbaren,  die  in 
Folge  schlechter  Erziehung  dergleichen  begehen,  mit 
denen,  deren  Begierden  durch  Krankheit  verdorben  sind. 
Plutarch  sagt:  „Es  gebe  gewisse  Krankheiten  und  Lei- 
den der  Seele,  welche  den  Menschen  dem  natürlichen  Zu- 
stande entrücken. 

3.  Endlich  füge  ich  noch  ein  für  allemal  hinzu,  dass 
die  der  Strafe  wegen  unternommenen  Kriege  den  Verdacht 
der  Ungerechtigkeit  gegen  sich  haben,  wenn  nicht  die 
Verbrechen  offenbar  und  von  der  gröbsten  Art  sind,  oder 
wenn  nicht  noch  eine  andere  Ursache  hinzukommt.  239) 
Mithridates  sagte  von  den  Römern  wohl  nicht  mit  Un- 
recht: „Sie  verfolgen  nicht  die  Verbrechen  der  Könige, 
sondern  die  Vermehrung  ihrer  Macht  und  ihres  Ansehns." 

XLIV.  1.  Wir  kommen  nun  nach  der  gewählten  Ord- 
nung zu  den  Vergehen,  welche  gegen  Gott  begangen 
werden.  Es  fragt  sich,  ob  zu  deren  Bestrafung  ein  Krieg 
unternommen  werden  darf,  worüber  Covaruvias  sich 
ausführlich  verbreitet  hat.  Indem  er  Anderen  folgt,  meint 
er,  die  Strafgewalt  könne  nicht  ohne  eigentliche  Gerichts- 
barkeit vorhanden  sein;  dies  ist  indess  schon  widerlegt 
worden.    Es  folgt  daraus,  dass,  wie  die  Bischöfe  in  kircli- 

23»)  Mit  dieser  völlig  vagen  Ausnahme  hat  Gr.  selbst 
seine  bis  hierher  vertheidigte  Regel  wieder  aufgegeben; 
er  stimmt  in  Wahrheit  mit  den  von  ihm  bekämpften 
Schriftstellern  überein. 
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liehen  Angelegenheiten  gewissermaassen  mit  der  Sorge 
des  Ganzen  betraut  worden  sind,  auch  den  Königen  neben 
der  besonderen  Sorge  für  ihren  Staat  eine  allgemeine 
Sorge  für  das  menschliche  Geschlecht  obliege.  Erheb- 
licher ist  der  Grund  für  die  verneinende  Ansicht  gegen 
die  Gerechtigkeit  dieser  Kriege,  dass  Gott  sich  selbst 
genug  sei,  um  die  gegen  ihn  begangenen  Vergehen  zu 
strafen.  Man  sagt  deshalb:  „Das  den  Göttern  zugefügte 
Unrecht  sei  deren  Sorge,  und  der  Meineid  habe  seine  ge- 
nügenden Richter  an  Gott." 

2.  Allein  dies  kann  auch  von  den  anderen  Vergehen 
gesagt  werden.  Denn  auch  für  deren  Bestrafung  hat  Gott 
die  genügende  Macht,  und  doch  werden  sie,  wie  Niemand 
bestreitet,  mit  Recht  von  den  Menschen  bestraft.  Man 
kann  zwar  einwenden,  dass  dies  nur  geschehe,  so  weit 
andere  Menschen  dadurch  verletzt  werden  oder  in  Gefahr 
kommen.  Allein  die  Menschen  strafen  nicht  blos  solche 
Vergehen,  welche  unmittelbar  Jemand  verletzen,  sondern 
auch  die,  wo  dies  mittelbar  geschieht,  wie  den  Selbst- 
mord, die  mit  Thieren  verübte  Unzucht  und  einige 
andere. 

3.  Die  Religion  zielt  auf  die  Gewinnung  der  Gnade 
Gottes  ab,  aber  sie  hat  doch  auch  grosse  Wirkungen  in 
der  menschlichen  Gesellschaft.  Denn  mit  Recht  nennt 
Plato  die  Religion  die  Schutzwehr  der  Macht  und  der 
Gesetze  und  das  Band  des  sittlichen  Lebens.  Aehnlich 
nennt  Plutarch  sie:  „den  Halt  aller  Gemeinschaft  und 
die  Grundlage  der  Gesetze."  Dem  Philo  ist  sie:  „der 
stärkste  Liebestrank  und  ein  unanflösliches  Band  des  lie- 
benden Wohlwollens,  die  Ehre  des  einigen  Gottes."  Von 
der  Gottlosigkeit  kommt  alles  Entgegengesetzte. 

„Den  kranken  Sterblichen  ist  es  die  erste  Ursache  ihrer 

Verbrechen, 

Dass  sie  die  Natur  Gottes  nicht  kennen." 
Plutarch  nennt  alle  falsche  Meinung  in  göttlichen  Din- 
gen verderblich,  und  am  verderblichsten,  wenn  eine  Auf- 
regung der  Seele  hinzukommt.  Bei  Jamblichus  findet 
sich  ein  Pythagoräischer  Satz:  „Die  Kenntniss  der  Götter 
ist  Tugend,  Weisheit  und  das  vollkommene  Glück."  Des- 
halb nannte  Chrysipp  das  Gesetz  die  Königin  der  gött- 
lichen und  menschlichen  Dinge.  Dem  Aristoteles  ist 
die  Sorge   für  die  Religion   die  erste   Pflicht  des  Staates, 
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und  den  Römern  ist  die  Reclitswissenschaft  die  Kenntniss 
der  göttlichen  und  menschlichen  Dinge.  Dem  Philo  gilt 
die  königliche  Kunst  als  die  Sorge  für  die  privaten  und 
öffentlichen  Angelegenheiten  und  tür  den  Gottesdienst. 

4.  Dies  Alles  ist  aber  nicht  blos  für  einen  Staat  in 
Betracht  zu  ziehen,  wie  Cyrus  bei  Xenophon  sagt,  weil 
die  Unterthanen  ihm  um  so  mehr  zugethan  seien,  je  mehr 
sie  Gott  fürchteten,  sondern  es  gilt  für  die  allgemeine 
Gemeinschaft  des  menschlichen  Geschlechts.  Cicero  sagt: 
„Wenn  die  Frömmigkeit  verschwunden  ist,  so  hört  auch 
die  Treue  und  die  menschliche  Gemeinschaft  und  die  vor- 
trefflichste aller  Tugenden,  die  Gerechtigkeit  auf."  Der- 
selbe sagt  anderwärts:  „Es  hilft  zur  Gerechtigkeit,  wenn 
Du  des  höchsten  Leiters  und  Herrn  Wesen,  Absicht  und 
Willen  erkannt  hast."  Der  überzeugende  Beweis  dafiir 
ist,  dass,  nachdem  Epikur  die  göttliche  Verseilung  besei- 
tigt hatte,  er  auch  von  der  Gerechtigkeit  nichts  als  den 
leeren  Namen  übrig  Hess,  indem  er  sagte,  dass  sie  auf 
der  blossen  Uebereinkunft  beruhe  und  nicht  länger  währe 
als  der  gemeinsame  Vortheil,  und  dass  man  sich  vor  der 
Beschädigung  der  Anderen  nur  aus  Furcht  vor  der  Strafe 
hüte.  Die  eigenen  Worte  Epikur's  hat  Diogenes  von 
Laerte  aufbe-wahrt. 

5.  Auch  Aristoteles  hat  diesen  Zusammenhang  ein- 
gesehen; er  lässt  sich  Buch  V.  Kap.  11  der  Politik  so 
über  den  König  aus:  „Man  wird  weniger  eine  ungesetz- 
liche Behandlung  von  einem  Fürsten  fürchten,  wenn  man 
weiss,  dass  er  gottesfürchtig  ist."  Auch  Galenus  sagt 
im  9.  Buche  über  die  Aussprüche  des  Hippocrates  und 
Plato,  dass  viele  Untersuchungen  über  die  Welt  und  die 
Natur  Gottes  angestellt  würden,  die  keinen  Nutzen  für  die 
Moral  hätten;  dagegen  erkennt  er  die  Lehre  von  der  Vor- 
sehung als  höchst  nützlich  für  die  privaten  und  öffent- 
lichen Tugenden.  Dies  wusste  auch  Homer,  der  im  6.  u. 
8.  Buche  der  Odyssee  den  wilden  und  übermüthigen  Men- 
schen jene  gegenüberstellt,  deren  Sinn  gottesfürchtig  ist. 
So  rühmt  nach  Trogus  Justin,  dass  bei  den  alten  Juden 
die  Gerechtigkeit  und  Religion  nur  Eines  seien,  und 
Strabo  nennt  dieselben  Juden  wahrhaft  gerechte  und 
fromme  Männer.  Lactantius  sagt:  „Wenn  die  Frömmig- 
keit also  die  Erkenntniss  Gottes  ist,  deren  Wesen  in  der 
Verehrung  Gottes  besteht,    so   weiss  der  nichts  von  Ge- 
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rechtigkeit,  der  die  göttliche  Religion  nicht  besitzt.  Denn 
wie  kann  er  diese  kennen,  wenn  er  nicht  weiss,  woher 
sie  kommt."  Derselbe  sagt  anderwärts:  „Die  Gerechtig- 
keit wohnt  in  der  Religion." 

6.  Noch  grösseren  Nutzen  hat  die  Religion  in  jener 
grossen  Gemeinschaft.  Denn  in  der  staatlichen  Gemein- 
schaft wird  sie  zum  Theil  durch  die  Gesetze  ersetzt,  und 
die  Vollstreckung  dieser  ist  leicht;  aber  in  jener  grossen 
Gemeinschaft  ist  diese  Vollstreckung  sehr  schwer  und 
ohne  Waffengewalt  kaum  möglich ;  auch  sind  der  Gesetze 
nur  wenige,  die  ihr  Ansehn  überdem  hauptsächlich  nur 
aus  der  Furcht  vor  der  Gottheit  ableiten.  Wer  deshalb 
das  Völkerrecht  verletzt,  gilt  vielfach  als  ein  Verletzer 
des  göttlichen  Rechts.  Die  Kaiser  sagten  daher  mit 
Recht,  dass  die  Verletzung  der  Religion  ein  Unrecht  gegen 
Alle  enthalte.  2^0) 

XLV.  1.  Um  diese  Materie  vollständig  zu  erschöpfen, 
bemerke  man,  dass  die  wahre,  allen  Zeiten  gemeinsame 
Religion  auf  vier  Sätzen  hauptsächlich  ruht;  der  erste  ist, 
dass  Gott  ist,  und  dass  es  nur  einen  Gott  giebt.  Der 
zweite,  dass  Gott  nichts  Sichtbares  ist,  sondern  ein  geisti- 
ges Wesen;  der  dritte,  dass  Gott  die  menschlichen  Ange- 
legenheiten   leitet    und    nach    Billigkeit    entscheidet;    der 

^^^)  Indem  hier  der  Werth  der  Religion  auf  ihre  Nütz- 
lichkeit für  die  Moral  gestützt  wird,  verliert  sie  ihre  wahre 
liohe  Bedeutung,  die  darin  liegt,  dass  in  Gott  eine  Auto- 
rität anerkannt  wird,  gegen  welche  alles  Andere  zurück- 
tritt. Die  Erkenntniss  Gottes^  seine  Verehrung  und  die 
Annäherung  des  Menschen  zu  ihm,  die  das  Wesen  der 
Religionen  bildet,  ist  deshalb  an  sich  selbst  Zweck  und 
das  höchste  Ziel  des  Menschen.  Es  bedarf  keiner  anderen 
Gründe,  welche  vielmehr  die  Hoheit  der  Religion  herab- 
ziehen. Ist  diese  Hoheit  anerkannt,  so  ist  die  Befolgung 
der  in  ihr  enthaltenen  sittlichen  Anweisungen  die  selbst- 
verständliche Folge,  aber  nicht  der  Zweck  der  Religion. 
—  Eine  andere,  nicht  damit  zu  vermischende  Frage  ist 
die  nach  der  Wahrheit  des  Inhaltes  einer  Religion. 
Diese  Wahrheit  kann  in  der  Regel  von  der  Philosophie 
nicht  anerkannt  werden;  allein  der  Glaube  ist  keine  Er- 
kenntniss und  kann  deshalb  durch  die  Mittel  der  Erkennt- 
hiss  nur  sehr  langsam  und  allmälig  erschüttert  werden. 
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vierte,  dass  Gott  der  Schöpfer  aller  Dinge  ausser  ihm 
selbst  ist.  Diese  vier  Sätze  werden  durch  ebenso  viele 
von  den  zehn  Geboten  erläutert.  24i) 

2.  Denn  im  ersten  Gebote  wird  deutlich  die  Einheit 
Gottes  gelehrt,  im  zweiten  sein  unsichtbares  Wesen,  wes- 
halb die  Bildnisse  von  ihm  verboten  werden;  Deut.  IV.  12. 
Auch  Antisthenes  sagte:  „Er  wird  mit  den  Augen  nicht 
geschaut;  er  gleicht  keinem  Dinge;  deshalb  kann  ihn  auch 
Kiemand  aus  einem  Bilde  erkennen."  Philo  sagt:  „Es 
ist  unheilig,  den  Unsichtbaren  in  Gemälden  oder  Bild- 
säulen abzubilden."  Diodor  von  Sicilien  sagt  über  Moses: 
„Er  gab  ihnen  kein  Bild  von  Gott,  weil  er  ihn  nicht  für 
menschenähnlich  hielt."  Tacitus  sagt:  „Die  Juden  er- 
kennen ihn  nur  im  Geiste  und  nur  einen  einigen  Gott; 
sie  halten  die  für  Heiden,  welche  Bilder  der  Götter  aus 
vergänglichem  Stoffe  nach  Menschengestalt  fertigen."  Plu- 
tarch  giebt   als  Grund,    weshalb  Numa   die  Gottesbilder 

241)  Die  naturrechtliche  Behandlung  des  sittlichen 
Stoffes  führt  Gr.  auch  zu  einer  gleichen  Behandlung  des 
Inhaltes  der  Religionen,  die  er  hier  bietet.  Es  sind  in- 
teressante Anfänge  einer  sogenannten  natürlichen  Religion, 
die  auch  später  mit  Energie,  insbesondere  von  Kant  fort- 
geführt worden  sind  und  auch  in  der  Freimaurerei,  in 
Lessing's  Nathan  dem  Weisen  und  in  den  freireligiösen 
Gemeinden  der  Gegenwart  hervortreten.  Alle  diese  Ver- 
suche verkennen  die  Unmöglichkeit  ihrer  Aufgabe.  Die 
Mittel  der  Erkenntniss,  welche  dem  Menschen  zustehen, 
gehen  nicht  über  das  Wahrnehmbare  hinaus;  der  In- 
halt der  Religion  liegt  aber  jenseit  des  Wahrnehmbaren. 
Er  kann  also  nur  durch  die  Phantasie  mit  Hülfe  der  Ge- 
fühle gebildet  werden,  ist  deshalb  nie  eine  Erkenntniss, 
sondern  kann  sich  nur  auf  den  Glauben  stützen,  und 
dieser  kann  der  Autoritäten  nicht  entbehren  (B.  I.  85). 
Die  sogenannte  natürliche  Religion  der  Gebildeten  ist  nur 
ein  fragmentarischer  Rest  der  positiven  Religion,  wie  er 
der  Aufklärung  des  jedesmaligen  Zeitalters  entspricht. 
Der  Inhalt  dieser  natürlichen  Religion  entbehrt  deshalb  aller 
festen  Grundlage  und  ist  nicht  allein  verschieden  nach 
den  verschiedenen  Zeiten,  sondern  auch  nach  der  Bildungs- 
stufe der  Einzelnen  innerhalb  derselben  Zeit,  ja  er  wech- 
selt   auch   bei  dem  Einzelnen  nach   seinen  Lebensjahren. 
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aus  den  Tempeln  entfernt  hat,  an,  „dass  man  Gott 
nur  durch  den  Geist  erfassen  kann."  Mit  dem  dritten 
Gebot  wird  die  Kenntniss  und  Sorge  Gottes  für  die  mensch- 
lichen Angelegenheiten,  einschliesslich  der  Gedanken  an- 
gezeigt, denn  diese  ist  die  Grundlage  des  Schwurcs.  Denn 
Gott  sielit  auch  das  Herz  und  wird  für  den  Betrug  als 
Rächer  angerufen,  womit  auch  die  Gerechtigkeit  und 
Macht  Gottes  ausgedrückt  ist.  In  dem  vierten  Gebote 
wird  Gott  als  der  Schöpfer  der  ganzen  Welt  bezeichnet, 
zu  dessen  Andenken  einst  der  Sabbath  eingerichtet  und 
mit  besonderer  Gültigkeit  über  die  anderen  Gebräuche 
gestellt  worden  ist.  Denn  wenn  Jemand  gegen  andere 
gefehlt  hatte,  etwa  von  verbotenen  Speisen  genossen  hatte, 
so  war  die  Strafe  eine  willkürliche;  aber  wenn  der  Sabbath 
verletzt  worden  war,  so  folgte  Todesstrafe,  weil  dieser 
vermöge  seiner  Einsetzung  eine  Ableugnung  der  Schöpfung 
der  Welt  durch  Gott  enthielt  Die  Erschaffung  der  Weit 
durch  Gott  zeigt  aber  seine  Güte  und  Weisheit  und  Ewig- 
keit und  Allmacht. 

3.  Aus  diesen  Betrachtungen  ergeben  sich  die  Gebote, 
dass  Gott  zu  ehren,  zu  lieben,  zu  verehren  und  ihm  zu 
gehorchen  ist.  Deshalb  sagt  Aristoteles,  dass  der, 
welcher  Gott  zu  ehren  und  die  Eltern  zu  lieben  sich 
weigert,  nicht  mit  Gründen,  sondern  mit  Strafen  zu  be- 
lehren sei;  und  dass  die  Pflichten  im  Uebrigen  in  den 
einzelnen  Ländern  verschieden,  aber  die  zur  Verehrung 
Gottes  überall  dieselben  seien.  Die  Wahrheit  der  obigen 
Betrachtungen  kann  auch  auf  Gründe,  die  aus  der  Natur 
der  Sache  entlehnt  sind,  gestützt  werden.  Der  stärkste 
derselben  ist,  dass  die  Sinne  uns  lehren,  dass  Dinge 
geschaffen  worden,  die  geschaffenen  Dinge  aber  zuletzt 
zu  etwas  Nichtgeschaffenen  hinführen. 242)  Weil  indess 
nicht  Alle  diese  und  ähnliche  Gründe  zu  fassen  ver- 
mögen, so  genügte,  dass  alle  Menschen  zu  allen 
Zeiten  und  in  allen  Ländern,  nur  wenige  ausgenom- 
men, in  diesen  Ansichten  übereingestimmt  haben;  sowohl 

242)  Weil  sonst  die  Reihe  der  Ursachen  kein  Ende 
nehmen  würde,  und  Gr.  diese  unendliche  Reihe  für  unmög- 
lich hält.  Es  ist  die  dritte  Antinomie  in  Kant's  Kritik 
der  reinen  Vernunft;  ihre  nähere  Erläuterung  siehe  B.  111. 
68  der  ph.  Bibl. 

Orot  ins,  Recht  d.  Kr.  u.  Fr.   U.  n 
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die,   welche  zu  roh  waren,   als  dass   sie  hätten  betrugen 
wollen,  als  die,  welche  zu  klug  waren,  um  sich  betrügen 
zu  lassen.    Diese  üebereinstimmung  bei  so  grosser  sonsti- 
ger Verschiedenheit    der    Gesetze    und    Meinungen    zeigt 
genügend,  dass  diese  Ueberlieferung  von  den  ersten  Men- 
schen auf  uns  gekommen  und  niemals  wahrhaft  widerlegt 
worden  ist.    Dies  allein  genügt,  um  daran  zu  glauben. 243) 
4.    Dio   von   Prusa    hat    das    hier   über  Gott  Gesagte 
zusammengefasst,  indem  er  sagt,  der  Glaube  an  Gott  sei 
uns  theils    natürlich,    soweit    er  aus   Gründen   hergenom- 
men sei,  theils  durch  Ueberlieferung  mitgetheilt.  Plutarch 
nennt  es  den  alten  Glauben;   ein  sichereres  Zeugniss,  als 
dieser  abgebe,    könne    man    nicht  sagen   noch   auffinden; 
er    bilde    die    gemeinsame    Grundlage    der    Gottesfurcht. 
Aristoteles   sagt:    „Alle  Menschen    haben   den   Glauben 
an  die  Götter."    Dasselbe  fiudet  sich  bei  Fiat o  im  zehnten 
Buche  über  die  Gesetze. 

XL  VI.  1.  Deshalb  sind  die  nicht  ohne  Schuld,  welche 
wegen  schwächeren  Verstandes  die  sicheren  Beweise  für 
jene  Sätze  nicht  finden  und  verstehen  können  und  sie 
deshalb  ableugnen,  während  sie  doch  zum  Guten  führen, 
und  das  Gegentheil  auf  keine  Weise  bewiesen  werden 
kann.  Da  wir  indess  hier  von  den  Strafen,  und  zwar 
von  den  menschlichen  Strafen  handeln,  so  ist  noch  zu 
unterscheiden  zwischen  diesen  Sätzen  selbst  und  der  Art, 
sich  von  ihnen  loszusagen.  Diese  Sätze,  dass  ein  Gott  sei 
(ob  einer  oder  mehrere,  lasse  ich  bei  Seite),  und  dass 
er  die  menschlichen  Angelegenheiten  leite,  sind  die  obersten 
und  zur  Begründung  jeder  Religion,    sei    sie    wahr    oder 

2^*3)  Dieser  consenstcs  oniniuyn  wird  schon  von  Cicero 
benutzt  und  ist  eines  der  beliebtesten  populären  Beweis- 
mittel für  die  Wahrheit  der  natürlichen  Religion.  Es 
zerfällt  einfach  schon  dadurch,  dass  die  verschiedenen 
Religionen  bei  näherer  Prüfung  keinen  gemeinsamen  In- 
halt haben,  sondern  vielmehr  jede  der  anderen  wider- 
spricht, wie  schon  Hume  geltend  gemacht  hat.  Auch 
hat  es  viele  Dinge  gegeben,  die  Jahrhunderte  und  Jahr- 
tausende von  allen  bekannten  Völkern  für  wahr  gehalten 
und  dennoch  jetzt  als  Irrthum  anerkannt  worden  sind, 
z.  B.  die  Meinung  über  die  Gestalt  der  Erde  und  die 
Bewegung  der  Sonne. 


Ueber  die  Strafen. 


99 


falsch,  unentbehrlich.     „Wer  sich   zu  Gott  wendet   (d.  h. 

wer  Religion  hat,   denn    bei  den  Juden  wird  die  Religion 

der  Zutritt  zu  Gott  genannt),   muss  glauben,   dass  er  ist, 

und  dass  er  denen,  die  ihn  suchen,  ihren  Lohn  gewähren 
wird."  244) 

2.  Aehnlich  sagt  Cicero:  „Es  giebt  und  es  gab  Philo- 
sophen, welche  leugneten,  dass  Gott  sich  um  die  mensch- 
lichen Angelegenheiten  kümmere.  Wäre  dies  wahr,  wie 
könnte  da  die  Frömmigkeit,  die  Heiligkeit,  die  Religion 
bestehen?  Denn  dies  Alles  kann  rein  und  keusch  dem 
Wesen  der  Götter  zugewendet  werden,  wenn  es  von  diesen 
bemerkt  wird,  und  wenn  die  unsterblichen  Götter  dem 
menschlichen  Geschlecht  etwas  ertheilt  haben."  Epictet 
sagt:  „Das  Wesentliche  in  der  Frömmigkeit  ist  der  rechte 
Glaube,  dass  sie  sind  und  Alles  schön  und  gerecht  ver- 
walten." Aelian  sagt,  dass  kein  Barbar  Gott  leugne; 
Alle  glauben,  dass  er  ist  und  für  uns  sorgt.  Plutarch 
sagt  in  dem  Buche  über  die  gemeinnützigen  Kenntnisse, 
dass  die  Kenntniss  Gottes  verschwinde,  wenn  man  die 
Vorsehung  aufhebe,  denn  man  muss  annehmen  und  sich 
vorstellen,  dass  Gott  nicht  blos  unsterblich  und  selig  ist, 
sondern  auch  die  Menschen  liebt,  für  sie  sorgt  und  ihnen 
nützlich  ist.  Lactantius  sagt:  „Weder  Ehre  kann  Gott 
erwiesen  werden,  wenn  er  dem  Verehrenden  nichts  leistet, 
noch  kann  er  gefürchtet  werden,  wenn  er  dem  Verächter 
nicht  zürnt."  und  in  Wahrheit  ist  es  in  Bezug  auf  die 
moralische  Wirkung  dasselbe,  ob  man  das  Dasein  Gottes 
leugnet,  oder  nur,  dass  Gott  sich  um  das  Handeln  der 
Menschen  nicht  kümmere. 245) 

3.  Deshalb  haben  jene  beiden  Sätze  gleichsam  durch 
die  Macht  der  Nothwendigkeit  bei  beinahe  allen  uns  be- 
kannten Völkern    bereits    seit    so  viel  Jahrhunderten   ge- 

244)  Diese  Stelle  ist  entlehnt  aus  dem  Briefe  an  die 
Hebräer  XL  6. 

245)  Diese  Ansicht  ist  eine  der  traurigsten  Folgen  der 
christlichen  Religion,  von  der  man  sich  nur  in  der  neue- 
sten Zeit  nach  dem  Vorgange  Spinoza's  frei  gemacht  hat. 
Man  hat  endlich  erkannt,  dass  die  Moral  unmöglich  auf 
Lohn  und  Strafe,  sei  es  in  dieser  oder  jener  Welt,  gebaut 
werden  kann,  wenn  sie  ihre  wahre  Natur  nicht  verlie- 
ren soll. 


100 


Buch  II.     Kap.  XX. 


gölten.  Deshalb  rechnet  Pomponius  den  Glauben  an 
Gott  zum  Völkerrecht,  und  beiXenophon  sagt  Socrates: 
Gott  zu  verehren  sei  ein  Gesetz,  was  bei  allen  Menschen 
gelte;  auch  Cicero  bestätigt  dies  im  1.  Buche  über  die 
Götter  und  im  2.  Buche  über  die  Erfindung.  Dio  von 
Prusa  nennt  es  in  der  12.  Rede:  „einen  Glauben  und 
eine  Meinung,  die  dem  ganzen  menschlichen  Geschlecht 
gemeinsam  sei,  den  Griechen  wie  den  Barbaren;  sie  sei 
nothwendig  und  jedem  vernünftigen  Wesen  von  Natur  an- 
geboren." Und  später:  „einen  starken,  durch  alle  Zeiten 
dauernden  Glauben,  der  bei  allen  Völkern  begonnen  habe 
und  aushalte."  Xenophon  sagt  im  Gastmahl:  „Die 
Griechen  und  die  Barbaren  glauben,  dass  die  Götter  das 
Gegenwärtige  und  das  Kommende  kennen." 

4.  Die,  welche  diese  Grundsätze  zuerst  anzugreifen 
beginnen,  können  in  gut  eingerichteten  Staaten  daran  ge- 
hindert werden;  so  erging  es  dem  Diagoras  von  Melos 
und  den  Epikuräern,  die  aus  den  gutgesitteten  Städten 
vertrieben  worden  sind.  Sie  können  aber  auch,  meine 
ich,  im  Namen  der  menschlichen  Gesellschaft  daran  ge- 
hindert werden,  die  sie  ohne  zureichenden  Grund  ver- 
letzen. Der  Sophist  Himerius  sagt  gegen  Epikur:  „Du 
forderst  also  eine  Bestrafung  der  Meinung?  Nein,  son- 
dern der  Gottlosigkeit;  das  Untersuchen  ist  erlaubt,  aber 
Gott  verspotten  nicht." 

XLVII.  1.  Die  übrigen  Sätze  sind  nicht  so  offenbar, 
dass  Gott  nur  Einer  ist;  dass  nichts  Sichtbares  Gott  ist, 
weder  die  Welt,  noch  der  Himmel,  noch  die  Sonne,  noch 
die  Luft;  dass  die  Welt  nicht  von  Ewigkeit  bestehe,  selbst 
nicht  dem  Stoffe  nach,  sondern  von  Gott  geschaffen  sei. 
Deshalb  ist  die  Kenntniss  derselben  im  Lauf  der  Zeit  bei 
vielen  Völkern  vergessen  und  gleichsam  erloschen,  und 
zwar  um  so  leichter,  weil  die  Gesetze  für  diesen  Theil 
des  Glaubens  weniger  sorgten,  da  auch  ohne  ihn  eine 
Religion  bestehen  kann. 

2.  Das  eigene  Gesetz  Gottes,  was  dem  Volke  gegeben 
worden,  welches  die  Propheten  und  die  theils  sichtbaren, 
theils  glaubwürdig  berichteten  Wunder  in  der  klaren  und 
gewissen  Kenntniss  dieser  Dinge  unterrichtet  hatten,  ver- 
flucht zwar  die  Verehrung  falscher  Götter,  aber  straft 
nicht  Alle,  welche  so  gesündigt  haben,  mit  dem  Tode, 
sondern  nur,  deren  Handlungen  besonders  ersehwert  er- 
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scheinen,  wie  die  Rädelsführer,  Deut.  XIII.  1—6;  die 
Stadt,  welche  beginnt,  vorher  imbekannte  Götter  anzu- 
beten, Deut.  XIH.  12-13;  den,  der  die  Sterne  als  das 
ganze  Gesetz  anbetet  und  daher  den  Dienst  des  wahren 
Gottes  aufgiebt,  Deut.  XVII.  2  (was  Paulus  nennt  „dem 
Werke  dienen,  und  nicht  dem  Werkmeister",  denn  das 
Wort  naga  hat  oft  eine  ausschliessende  Bedeutung).  Dies 
war  auch  bei  Esau's  Nachkommen  eine  Zeit  lang  mit 
Strafen  belegt,  wie  sich  aus  Hieb  XXXL  26,  27  ergiebt; 
auch  der,  welcher  seine  Kinder  dem  Moloch,  d.  h.  dem 
Saturn  zugeführt  hat,  Lev.  XX.  2. 

3.  Die  Kananiter  und  ihre  Nachbarn,  die  schon  lange 
dem  Götzendienst  verfallen  waren,  strafte  Gott  nicht  so- 
fort, sondern  nur,  nachdem  sie  andere  Verbrechen  zu 
dieser  Schuld  gehäuft  hatten,  Gen.  XV.  16.  So  Hess  er  auch 
bei  anderen  Völkern  den  Götzendienst  hingehen,  Actor. 
XVIL  30.  Denn  Philo  bemerkt  richtig,  dass  Jedem  seine 
Religion  die  beste  scheine,  da  man  das  nicht  nach  der 
Vernunft,  sondern  nach  dem  Gefühle  beurtheile.  Damit 
stimmt  der  Ausspruch  Cicero' s:  „Niemand  billige  ein 
philosophisches  System,  mit  Ausnahme  seines  eigenen." 
Er  setzt  hinzu:  „Die  Meisten  würden  dafür  eingenommen, 
ehe  sie  das  Bessere  beurtheilen  könnten." 

4.  Deshalb  sind  die  zu  entschuldigen  und  von  den 
Menschen  nicht  zu  strafen,  die  kein  Gesetz  von  Gott  ver- 
kündet erhalten  haben  und  die  Gestirne  oder  die  natür- 
lichen Kräfte  anderer  Dinge  oder  die  Geister  in  Bildern 
oder  in  lebendigen  oder  in  anderen  Dingen  anbeten,  oder 
die  Seele  derer,  welche  durch  Tugend  und  Beglückung 
des  Menschengeschlechts  sich  ausgezeichnet,  oder  unkör- 
perliche Geister,  namentlich  wenn  sie  nicht  selbst  solche 
Verehrung  erfunden  haben,  noch  den  Dienst  des  höch- 
sten Gottes  deshalb  verlassen  haben.  Aber  Jene,  welche 
die  bösen  Geister,  die  sie  erkannt  haben,  oder  die  Namen 
der  Laster  oder  Menschen,  deren  Leben  voll  Verbrechen 
war,  mit  göttlichen  Ehren  zu  feiern  beginnen,  sind  mehr 
den  Bösen   als  den  Irrenden  zuzuzählen. 

5.  Ebenso  die,  welche  Gott  mit  dem  Blute  unschuldi- 
ger Menschen  dienen.  Der  Perser  Darius  und  Gelo,  der 
Sicilische  Tyrann  wurden  gerühmt,  dass  sie  die  Karthager 
gezwungen  hätten,  diese  Sitte  aufzugeben.  Auch  Plutarch 
erzählt,  dass  Barbaren,  die  Gott  mit  Menschenopfern  ge- 


102 


Buch  I[.    Kap.  XX. 


lieber  die  Strafen. 


feiert  hätten,  den  Römern  deshalb  hätten  Strafe  geben 
sollen;  als  sie  sich  mit  dem  Alter  der  Sitte  entschuldigt, 
hätte  man  ihnen  nichts  Uebles  zugefügt,  aber  fiir  die  Zu- 
kunft dergleichen  verboten. 

XLVIII.  1.    Was    soll    ich    von  jenen  Kriegen   sagen, 
die  gegen  Völker  geführt  werden,  weil  sie  die  christliche 
Kehgion  nicht  annehmen  wollen?     Ich  will    nicht  unter- 
suchen,  ob   wirklich   ein   solcher  Grund  in  Wahrheit  vor- 
liegt.    Man    nehme    dies    an,    dann    ist  Zweierlei  zu  be- 
merken.     Erstens    kann    die    Wahrheit    der    christlichen 
Kehgion,   so  weit  sie   der  ersten  und  ursprünglichen  Re- 
ligion Vieles  hinzufügt,  nicht  durch  natürliche  Gründe  be- 
wiesen  werden,    sondern    sie    ruht  auf   der  Auferstehung 
Christi  und  auf  den  von  ihm  und  den  Aposteln  verrichte- 
ten Wundern.     Dies  sind  Thatsachen,    die    zwar  ehedem 
durch  glaubwürdige  Zeugen  bekundet  wurden,    aber  nur 
ehedem,    so   dass  es  auch  hier  sich  jetzt  nur  um  That- 
sachen, und  zwar  um  sehr  alte  handelt.    Deshalb  können 
die,    welche  diese  Lehre  das  erste  Mal   hören,    sie   nicht 
gleich  im  Glauben    annehmen,    wenn  nicht  ein   geheimer 
beistand  Gottes  hinzukommt,  der  Einzelnen  nicht  wegen 
Verdienstes    gewährt    wird;    und    wenn   er    Anderen    ver- 
weigert   oder  in    geringerem    xMaasse    gewährt    wird,    so 
geschieht  dies  zwar  nicht  aus  unbilligen   Gründen,   aber 
sie  sind  uns  meist  unbekannt  und  unterliegen  deshalb  dem 
menschlichen  Strafurtheile  nicht.    Hierauf  bezieht  sich  die 
Regel    des  Concils    zu  Toledo:    „Die    heilige  Synode  hat 
geboten,   dass  Niemand  hinfüro   zum   Glauben  gezwungen 
werde.     Denn  Gott  erbarmt  sich  des  Einen  und   verhärtet 
den  Andern  nach  seinem  Willen."     Denn  es  ist  die  Sitte 
der  heiligen  Bücher,   dass  wenn   ihnen  die  Ursachen  ge- 
wisser Dinge    nicht    bekannt    sind,    sie  sie   in   den  göV 
liehen  Willen  verlegen. 

2.  Das  Zweite  ist,  dass  Christus,  der  Verkünder  des 
neuen  Gesetzes,  nicht  gewollt  hat,  dass  Jemand  zur  An- 
nahme seines  Gesetzes  durch  irdische  Strafen  oder  Furcht 
vor  solchen  bestimmt  werde.  Rom.  VIII.  15,  Hebr  II  15 
Johan  VI.  67,  Luc.  IX.  55,  Matth.  XIIL  29.  Tertuüian 
sagt  deshalb  treffend:  „Das  neue  Gesetz  schützt  sich  nicht 
mit  dem  bch werte  des  Strafrichters."  Mn  dem  alten  Buche, 
betitelt:  Die  Konstitutionen  des  Clemens  über  Christus 
heisst  es:    „Er  Hess   den  Menschen   die  Macht  der  freien 
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EntSchliessung,  indem  er  sie  nicht  mit  zeitlichem  Tode 
strafte,  sondern  sie  in  jene  Welt  zur  Rechenschaft  berief." 
Athanasius  sagt:  „Unser  Herr  zwang  Niemand,  sondern 
Hess  Jedem  seinen  freien  Willen;  er  sagte  Allen:  Wenn 
Jemand  mir  nachfolgen  will;  und  zu  den  Aposteln:  Wollt 
auch  Ihr  mich  verlassen?"  Chrysosthomus  bemerkt 
zu  dieser  Stelle  des  Johannes:  „Er  fragt,  ob  auch  sie 
fortgehen  wollen;  damit  entfernt  er  alle  Gewalt  und  Zwang." 

3.  Dem  steht  die  Parabel  von  der  Hochzeit  nicht  ent- 
gegen, wo  es  heisst:  sie  sollen  zum  Eintritt  gezwungen 
werden,  Luc.  XIV.  23;  denn  so  wie  schon  in  diesem 
Gleichniss  das  Zwingen  nur  das  Anliegen  des  Einladenden 
bezeichnet,  so  wird  auch  in  der  Nutzanwendung  das  Wort 
in  diesem  Sinne  gebraucht,  Luc.  XXIV.  29,  und  ebenso 
Matth.  XIV.  22,  Marc.  VL  45,  Gal.  IL  14.  Procopius 
lehrt  in  einem  Theile  der  geheimen  Geschichte,  dass  der 
Beschluss  Justinian's,  die  Samariter  mit  Gewalt  und  Dro- 
hungen zur  christlichen  Religion  zu  bringen,  von  weisen 
Männern  getadelt  worden  sei;  auch  seien  Nachtheile  da- 
raus entstanden,  die  man  bei  ihm  nachlesen  kann. 

XLIX.  1.  Wenn  also  die  Lehrer  und  Bekenner  des 
Christentliums  solche  Strafen  anwenden,  so  handeln  sie 
gegen  die  Vernunft.  Denn  in  der  christlichen  Lehre  (ich 
nehme  sie  hier  in  ihrer  Reinheit  ohne  falsche  Beimischun- 
gen) ist  nichts,  was  der  menschlichen  Gesellschaft  schadet, 
sondern  nur,  was  ihr  nützt.  Die  Sache  spricht  für  sich, 
und  die  Ungläubigen  müssen  es  anerkennen.  Plinius  er- 
zählt, dass  die  Christen  durch  einen  Eidschwur  sich  ver- 
pflichten, keinen  Diebstahl,  keinen  Strassenraub  und  keinen 
Betrug  zu  begehen.  Ammianus  sagt,  dass  diese  Religion 
nur  Gerechtigkeit  und  Sanftmuth  lehre.  Es  war  ein  Sprich- 
wort: „Cajus  Sejus  ist  ein  braver  Mann,  denn  er  ist  ein 
Christ."  Auch  kann  man  die  Entschuldigungen  nicht  zulas- 
sen, dass  alles  Neue  gefährlich  sei,  insbesondere  Vereine. 
Denn  neue  Glaubenssätze  braucht  man  nicht  zu  fürchten, 
wenn  sie  nur  zu  allem  Guten  und  zum  Gehorsam  gegen 
die  Vorgesetzten  führen,  noch  brauchen  die  Versammlun- 
gen frommer  Leute  gefürchtet  zu  werden,  die  nur  die  Heim- 
lichkeit suchen,  wenn  sie  dazu  gezwungen  werden.  Hier- 
her passt,  was  nach  Philo  August  über  die  Versammlun- 
gen der  Juden  gesagt  hat,  „sie  seien  keine  Schwelgereien 
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oder  Versammlungen  zur  Störung  des  Friedens,   sondern 
Schulen  der  Weisheit." 

2.  Wer  gegen  solche  was  thut,  macht  sich  selbst  straf- 
bar, wie  auch  Thomas  meint.  Und  deshalb  hat  Con- 
stantin  den  Licinius,  und  andere  Kaiser  die  Perser  bekriegt. 
Indess  gehören  diese  Kriege  mehr  zur  Vertheidigung  der 
Unschuldigen,  von  der  später  gehandelt  werden  wird,  als 
zur  Vollstreckung  einer  Strafe. 

L.  1.  Sehr  unrecht  handelt  aber  der,  welcher  mit 
Todesstrafen  gegen  die  wüthet,  welche  Christi  Gesetz  für 
wahr  halten  und  nur  über  Einzelnes  zweifeln  oder  irren, 
was  nicht  im  Gesetz  enthalten  ist  oder  zweideutig  ist 
und  von  den  alten  Christen  nicht  ebenso  aufgefasst  wor- 
den. Dies  erhellt  aus  dem  früher  Gesagten  und  aus  dem 
alten  Beispiel  der  Juden.  Denn  obgleich  diese  ein  Gesetz 
hatten,  was  durch  Todesstrafen  geschützt  wurde,  so  sind 
sie  doch  nie  mit  Strafen  gegen  die  Sadducäer  vorgegangen, 
obgleich  diese  die  Auferstehung  leugneten,  die  zwar  wahr 
ist,  aber  in  dem  Gesetz  nur  dunkel  und  verhüllt  in 
Worten  und  Sachen  angedeutet  ist. 

^  2.  Wie  aber,  wenn  der  Irrthum  schwer  ist,  und  er 
bei  billigen  Richtern  leicht  durch  die  heilige  Autorität 
oder  die  Uebereinstiramung  der  alten  Gläubigen  widerlegt 
werden  kann?  Auch  hier  muss  man  bedenken,  wie  gross 
die  Gewalt  einer  eingewurzelten  Meinung  ist,  und  wie  sehr 
die  Unbefangenheit  des  Urtheils  durch  die  Anhänglichkeit 
an  eine  Sekte  leidet,  ein  Uebel,  was  nach  Galenus 
schlimmer  ist  als  die  Räude.  Origines  sagt  hierüber: 
„Man  lässt  eher  von  jeder  anderen  Gewohnheit  ab,  so 
festgewurzelt  sie  auch  ist,  als  von  dem  gewohnten  Glau- 
ben." Dazu  kommt,  dass  die  Grösse  der  Schuld  hier 
von  dem  Grade  der  Aufklärung  und  anderen  Geisteszu- 
ständen abhängt,  die  der  Mensch  nicht  erkennen  kann. 

3.  Dem  August  in  gilt  nur  der  für  einen  Ketzer,  der 
um  eines  zeitlichen  Vortheils,  hauptsächlich  um  Ehre  und 
Macht  willen,  falsche  oder  neue  Meinungen  aufstellt  oder 
annimmt.  Salvianus  sagt  von  den  Arrianern:  „Sie  sind 
Ketzer,  aber  sie  wissen  es  nicht;  sie  gelten  uns  als 
Ketzer,  aber  nicht  bei  sich;  sie  halten  sich  so  sehr  für 
Katholiken,  dass  sie  uns  selbst  mit  dem  Namen  ketze- 
rischer Schlechtigkeit  schänden.  Was  also  diese  uns  sind, 
das  sind  wir  ihnen.     Wir    sind    überzeugt,    dass    sie  der 
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göttlichen  Erzeugung  Unrecht  thun,  weil  sie  sagen,  der 
Sohn  sei  geringer  als  der  Vater.  Jene  meinen,  dass  wir 
dem  Vater  Unrecht  thun,  weil  wir  sie  für  gleich  halten. 
Die  Wahrheit  ist  bei  uns,  aber  Jene  finden  sie  bei  sich. 
Die  Ehre  Gottes  ist  bei  uns,  aber  jene  halten  das  für  die 
Ehre  Gottes,  was  sie  glauben.  Sie  sind  im  Unrecht,  aber 
für  sie  ist  es  das  höchste  Recht  in  der  Religion.  Sie 
sind  gottlos,  aber  sie  halten  es  für  die  wahre  Gottes- 
furcht. Sie  irren  also,  aber  in  gutem  Glauben,  nicht  aus 
Hass,  sondern  aus  Liebe  zu  Gott;  sie  meinen  Gott  zu 
ehren  und  zu  lieben.  Obgleich  sie  nicht  den  rechten 
Glauben  haben,  so  halten  sie  dies  doch  für  die  vollkom- 
mene Liebe  zu  Gott;  und  ob  sie  für  diesen  Irrthum  ihrer 
falschen  Meinung  am  Tage  des  Gerichts  Strafe  erleiden 
werden,  kann  Niemand  ausser  dem  Richter  wissen.  In- 
mittelst gewährt  ihnen,  wie  mir  scheint,  Gott  Geduld, 
weil  er  sieht,  dass,  wenn  sie  auch  nicht  den  rechten 
Glauben  haben,  sie  doch  aus  Eifer  einer  frommen  Meinung 
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4.  Ueber  die  Manichäer  sagt  August  in,  der  lange  in 
ihrem  groben  Schmutz  gesteckt  hatte:  „Jene  wüthen  gegen 
Euch,  weil  sie  nicht  wissen,  wie  mühsam  die  Wahrheit 
zu  gewinnen  ist,  und  wie  schwer  der  Irrthum  abzuhalten 
ist.  Jene  wüthen  gegen  Euch,  weil  sie  nicht  wissen, 
wie  selten  und  schwer  es  ist,  die  fleischlichen  Gedanken 
durch  die  Heiterkeit  eines  frommen  Gemüths  zu  über- 
winden. Jene  wüthen  gegen  Euch,  weil  sie  nicht  wissen, 
wie  schwer  das  Auge  des  inneren  Menschen  zu  heilen  ist, 
damit  es  in  seine  Sonne  blicken  kann.  Jene  wüthen 
gegen  Euch,  weil  sie  nicht  wissen,  wie  viel  Seufzen  und 
Stöhnen  nöthig  ist*  um  Gott  nur  zu  dem  kleinsten  Theile 
zu  erkennen.  Endlich  wüthen  Jene  gegen  Euch,  weil  sie 
durch  keinen  solchen  Irrthum  getäuscht  sind,  als  sie  ihn 
bei  Euch  sehen.  Ich  aber  kann  gegen  Euch  nicht  wüthen ; 
denn  ich  muss  Euch  so  aufrecht  erhalten,  wie  es  mir  zu 
jener  Zeit  geschehen  ist,  und  so  geduldig  mit  Euch  ver- 
fahren, als  es  mit  mir  meine  Freunde  gethan  haben,  als 
ich  toll  und  blind  an  Eure  Irrthümer  glaubte." 

5.  Athanasius  tadelt  in  einem  Brief  an  die  Einsiedler 
heftig  die  Arrianische  Ketzerei;  erstlich,  weil  sie  die 
richterliche  Gewalt  gegen  die  Widersprechenden  benutzt 
habe,  und  weil  sie  die,  welche  sie  mit  Worten  nicht  ge- 
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winnen  konnte,  mit  Gewalt,  Schlägen  und  Gefangenschaft 
zu  sich  zu  ziehen  versucht  habe  und  so  sich  selbst  als 
gottlos  und  gottvergessen  geoffenbart  habe.  Er  denkt 
dabei,  wenn  ich  nicht  irre,  an  die  Stelle  Galat.  IV.  29. 
Aehnliches  sagt  Hilarius  in  seiner  Rede  an  Constantius. 
In  Gallien  sind  schon  in  alten  Zeiten  die  Bischöfe  von 
der  Kirche  verurtheilt  worden,  welche  es  bewirkt,  dass 
gegen  die  Priscillianisten  mit  dem  Schwerte  verfahren 
wurde,  und  im  Orient  wurde  die  Synode  getadelt,  welche  in 
die  Verbrennung  des  Bogomil  gewilligt  hatte.  Plato  sprach 
weise:  „Die  Strafe  des  Irrenden  ist,  belehrt  zu  werden". 

LI.  1.  Mit  mehr  Recht  werden  die  gestraft,  welche 
ihren  Gott  nicht  verehren  oder  an  ihn  nicht  glauben. 
Dieser  Grund  wurde  neben  anderen  für  den  Peloponnesi- 
schen  Krieg  zwischen  den  Athenern  und  Lacedämoniern 
geltend  gemacht;  ebenso  von  dem  Macedonier  Philipp 
gegen  die  Phocenser.  Justinus  sagte  über  deren  Tempel- 
raub, „dass  er  mit  allen  Kräften  des  Erdkreises  gesühnt 
werden  müsste."  Hieronymus  bemerkt  zu  Daniel  V.: 
„So  lange  die  Gefiisse  bei  den  Götzen  Babylon's  blieben, 
hat  der  Herr  nicht  gezürnt  (denn  sie  schienen  eine  Sache 
Gottes  zwar  einem  falschen  Glauben,  aber  doch  dem  Dienste 
Gottes  geweiht  zu  haben).  Als  sie  aber  diese  geweihten 
Dinge  zu  menschlichen  Zwecken  beflekten,  ist  die  Strafe 
der  Gott(3sschändung  schnell  gefolgt."  Denn  auch  Augu- 
stinus meint,  dass  Gott  das  Römische  Reich  gemehrt 
habe,  weil  die  Religion,  wenn  auch  die  falsche,  ihnen 
am  Herzen  gelegen  habe,  und  wie  Lac  tan  t  ins  sagt,  sie 
als  für  die  höchste  menschliche  Pflicht,  zwar  nicht  der 
Sache,  doch  der  Absicht  nach  vor  Augen  hatten.  24«) 


246)  Die  hier  von  Gr.  vorgetragenen  Lehren  der 
Toleranz  erscheinen  der  Gegenwart  selbstverständlich; 
allein  zu  seiner  Zeit  bedurften  sie  noch  gar  sehr  der 
Unterstützung  der  aufgeklärten  und  angesehenen  Männer, 
um  allmählig  praktische  Bedeutung  zu  gewinnen.  In 
Deutschland  wütliete,  während  Gr.  sein  Werk  schrieb, 
der  dreissigjährige  Krieg  um  der  Religion  willen,  in 
Frankreich  war  eben  ein  grausamer  Feldzug  Ludwig's  XHI. 
gegen  die  Hugenotten  beendet  worden;  in  den  Nieder- 
landen hatte  der  Streit  zwischen  den  Arminianern  und 
Gomarristen    zum    Bürgerkriege,    zur    Hinrichtung  Oldeu- 
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2.  Oben  haben  wir  gesagt,  dass  die  Verletzung  selbst 
der  falschen  Götter  von  dem  wahren  Gott  gestraft  werde. 
Seneca  sagt:  „Er  wird  gestraft,  als  wenn  er  es  gegen 
Gott  verübt  hätte;  seine  Meinung  macht  ihn  strafbar." 
So  verstehe  ich  es  auch,  wenn  Seneca  sagt:  „Die 
Strafe  für  die  Verletzung  der  Religion  ist  nach  den 
Orten  verschieden,  aber  überall  besteht  eine  Strafe." 
Auch  Plato  belegt  die  Verletzer  der  Religion  mit  dem 
Tode. 


Kapitel  XXI. 
Ueber  die  Gemeinschaft  der  Strafe,  s«?) 

I.  1.  Wenn  es  sich  um  die  Gemeinschaft  der  Strafe 
handelt,  so  betriflft  sie  die,  welche  an  dem  Vergehen  theil- 
genommen  haben,  oder  andere  Personen.  Die  Theilnehmer 
werden    nicht    wegen   des   fremden,    sondern   wegen  ihres 

barneveld's,  zur  Gefangenschaft  und  dem  Exil  von  Gr. 
selbst  geführt.  Es  waren  noch  mehr  als  hundert  Jahre 
nöthig,  ehe  die  hier  gepredigten  Grundsätze  allmählig 
Eingang  bei  den  Inhabern  der  Staatsgewalt  fanden. 

247)  J)[q  Ueberschrift:  De  jyoenaruni  cornrnunicationey 
war  nicht  anders  zu  übersetzen.  Die  Unverständlichkeit 
trift't  den  Verfasser,  der  in  scholastischer  Weise  das  Ver- 
schiedenste in  diesem  Kapitel  behandelt,  weil  ein  sehr 
äusserliches  Merkmal  dabei  gemeinsam  ist.  Gr.  handelt 
hier  zunächst  von  der  Theilnahme  an  Verbrechen  Anderer. 
Dann  folgt  die  Lehre  von  der  Auslieferung  fremder  Ver- 
brecher; dann  die  Lehre  vom  Asyl;  dann  die  Lehre  von 
den  Verbrechen  juristischer  Personen  (univer.ntates  juris)  \ 
dann  die  Lehre,  wie  weit  Kinder,  Nachkommen,  Erben 
und  die  einzelnen  Mitglieder  eines  Volkes  für  Verbrechen 
der  Eltern,  Erblasser  und  des  Staatsoberhaupts  Strafe 
zu  leiden  haben.  Dies  Alles  wird  hier  behandelt,"  blos 
weil  bei  allen  die  Frage  eintreten  kann,  ob  die  Strafe 
eines  Verbrechens  auch  auf  Andere  ausgedehnt  werden 
kann. 
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eigenen  Vergehens  gestraft.  Wer  dazu  gehört,  ergiebt  sich 
aus  dem  bei  den  Beschädigungen  Gesagten.  Denn  die 
Theilnahme  an  dem  Vergehen  erfolgt  ziemlich  in  derselben 
Weise  wie  an  der  Beschädigung.  Indess  ist  nicht  überall 
ein  Vergehen  vorhanden,  wo  eine  Beschädigung  Statt  hat, 
sondern  nur,  wenn  eine  besondere  Bosheit  hinzutritt, 
während  zur  Verbindlichkeit  auf  Schadenersatz  oft  schon 
ein  Versehen  hinreicht 

2.  Wer  also  eine  unrechte  Handlung  befiehlt,  wer 
die  erforderliche  Einwilligung  ertheilt,  wer  hilft,  wer  die 
Sachen  verhehlt  oder  sonst  an  dem  Verbrechen  unmittel- 
bar theilnimmt;  ferner  wer  Rath  giebt,  lobt,  beistimmt; 
wer  nicht  verbietet,  was  er  nach  dem  eigentlichen  Recht 
hätte  verbieten  sollen,  oder  nicht  beisteht,  während  er 
nach  demselben  Recht  dem  Beschädigten  hätte  beistehen 
sollen;  wer  nicht  abredet,  da  er  es  doch  sollte;  wer  die 
That  verschweigt,  obgleich  er  sie  anzuzeigen  eine  Ver- 
bindlichkeit hatte;  Alle  diese  können  bestraft  werden, 
wenn  der  böse  Vorsatz  bei  ihnen  in  Gemässheit  des  eben 
Bemerkten  zur  Strafe  hinreicht. 

IL  1.  Beispiele   werden  dies   deutlicher  machen.     Die 
Gemeinschaft,     sowohl    die    staatliche    wie   jede    andere, 
ist    ftir    die    Handlungen    der    Einzelnen    nicht    verhaftet^ 
wenn  sie  nicht  selbst   etwas  gethan  oder  unterlassen  hat. 
Denn    August  in    bemerkt    richtig:     ^Unterschieden    von 
dem  eigenen  Vergehen   des  Einzelnen   aus   dem  Volke  ist 
das  gemeinsame,   was  durcli  den  Willen  und  die  Absicht 
einer    dazu    beschämen  Menge  begangen    wird.      Deshalb 
heisst    es    in    den  Bündnissen:    ^TWenn    mit   allgemeiner 
Absicht  dagegen   gefehlt   worden.-^      Die   Locrer    zeigen 
bei  Livius   dem  Römischen  Senat,    dass  die  Schuld  des 
Abfalls    keinesweges    vom    Volk     beabsichtigt    gewesen. 
Ebenso  erzSblt  Livias,  dass  Zeno  für  die  Magnesier  bei 
T.  Qainctins    und    den    anwesenden    Gesandten    weinend 
gebeten  habe,    sie  sollten    nicht  die  Tollheit  des  Einen 
dem  Staate  aur  Last  legen;  Jeder  sündige  auf  seine  Ge- 
fahr.   Auch  die  Rhodier  trennen  vor  dem  Senate  die  An- 
gelegenheit ihres  Staates  von  der  der  einzelnen  Bürger, 
indem  sie  sagen:    .,Es  gebe  keinen  Staat,   der  nicht  mit- 
unter schlechte  Bürger,    und    der    nicht    immer    eine    un- 
erlahrene   Menge  habe.'^     Ebenso  haftet    der  Vater  nicht 
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für  das  Vergehen  der  Kinder,  der  Herr  nicht  ftir  das  des 
Sklaven;  auch  andere  Vorsteher  nicht,  wenn  sie  nicht 
selbst  etwas  Unrechtes  dabei  begangen  haben. 

2.  L^nter  den  Gründen,  weshalb  die  Leiter  und  Führer 
Anderer  strafbar  werden,  sind  zwei  von  grosser  Anwen- 
dung und  der  näheren  Untersuchung  werth;  die  Zulassung 
und  die  Aufnahme. --t«)  Ueber  die  Zulassung  gilt  die 
Regel:  Wer  von  einem  Vergehen  Kenntniss  hat  und  es 
verhindern  kann,  aber  nicht  thut,  der  handelt  selbst  un- 
recht. Cicero  sagt  in  der  Rede  gegen  Piso:  ^Es  ist 
kein  grosser  Unterschied,  namentlich  bei  einem  Konsul, 
ob  er  selbst  den  Staat  durch  verderbliche  Gesetze  und 
schändliche  Versammlungen  beschädigt  oder  ob  er  bei 
Anderen  dies  zulässt."  Brutus  schreibt  an  Cicero:  „Du 
legst  mir  also,  wirst  Du  sagen,  eine  fremde  Schuld  zur 
Last?  Allerdings,  wenn  man  sagen  konnte,  dass  sie  sonst 
nicht  zu  Stande  kam."  Agapetus  sagt  bei  JuBtlnian: 
„Das  eigene  Vergehen  und  das  Zulassen  fremder  Ver- 
gehen ist  sich  gleich."  Arnobius  sagt:  „Wer  es  gestattet, 
dass  der  üebelthäter  sündigt,  der  giebt  der  Verwegenheit 
Kraft."  Salvianus  sagt:  „Wessen  Hand  es  hindern  kann 
und  nicht  thut,  der  befiehlt,  dass  es  geschehe."  Augu- 
st in  sagt:  „Wer  sich  entgegenstellen  kann  und  es  nicht 
thut,  der  willigt  ein." 

3.  So  gilt  der,  welcher  eine  Sklavin  bei  dem  Verkaufe 
gegen  Verftihrung  schützen  konnte  und  diese  doch  zu- 
lässt,  nach  den  Römischen  Gesetzen  selbst  als  der  Ver- 
führer.**^)    Wenn  ein  Sklave  mit  Vorwissen  seines  Herrn 

-^  Unter  Aufnahme  versteht  Gr.  die  Auftiahme  eines 
flüchtigen  Verbrechers  in  einem  fremden  Staate;  dieser 
Staat  überkommt  dadurch  gewisse  Verpflichtungen,  bei 
deren  Nichtvorstellung  er  selbst  strafbar  wird,  d.  h.  in 
die  Gemeinschaft  der  Strafe  geräth.  Gr.  behandelt  diesen 
Fall  bald  ausführlicher. 

*^  Gr.  hat  den  Fall  des  Corpus  juris  im  Sinne,  wo 
ein  Herr  seine  Sklavin  unter  der  Bedingnog  rerkauft, 
dass  sie  nicht  verf&hrt  werde,  und  dass,  wenn  der  Käufer 
selbst  sie  in  ein  liederliches  Haus  bringen  sollte,  der 
Verkäufer  die  Hand  darauf  legen  könne,  d.  h.  sie  ohne 
Prozess  in  sein  Haus  zurücknehmen  nnd  den  Kaufpreis 
behalten  könne. 


f 


108 


Buch  II.    Kap.  XXI. 


Ueber  die  Gemeinschaft  der  Strafe. 


109 


eigenen  Vergehens  gestraft.  Wer  dazu  gehört,  erg.ebt  sieh 
aus  dem  bei  den  Beschädigungen  Gesagen.  Denn  die 
Theilnarme  an  dem  Vergehen  erfolgt  --  'f '»  f  «^taU 
Weise  -wie  an  der  Beschädigung.  Indess  ist  nicht  überall 
S  Vergehen  vorhanden,  wo  eine  Beschädigung  Satt  ha  , 
Sondern  nur  wenn  eine  besondere  Bosheit  iunzutritt, 
Äend  zur'  Verbindlichkeit  auf  Schadenersatz  oft  schon 

"N'^'wt^lsöline- unrechte  Handlung    befiehlt,    wer 
die  erforderliche  Einwilligung  ^rtheilt    wer  hilft,   wer  d'C 
Sachen  verhehlt  oder  sonst  ^^ ('•^■".^^'^b';«  >en  «nma^^^^ 
bar  theilDimmt;  ferner  wer  Rath  g'^bt,  lobt    beistimmt 
wer  nicht  verbietet,  was  er  »=^«'1  ^em  e.g  ntlich  n  Rech 
l,ätte  verbieten   sollen,    odernichbe.steh       wahrend  er 
nach  demselben  Kocht  dem  Beschädigten  '»'fte  beistellen 
sollen-  wer  nicht  abredet,  da  er  es  doch  sollte,  wei  die 
That  'verschweigt,  obgleich  er  sie  anzuzeigc..  eine  Ver- 
bindlichkeit  hatte;    Alle    diese   k^""^"  J«  '^f^' j^f  ^^ °^ 
wenn  der  böse  Vorsatz  bei  ihnen  in  Gemassheit  ües  eoen 

'^^•"irt"B:r:pi!lr  werE'clfes  deutlicher  machen.    Die 
Ge  "eins-clX  -wohl    die    staatliche   -e  jf  e    -d^re 
i.,t   für    die    Handlungen    der   Einzelnen   nicht   verliaitet, 
wenn  sie  niclelbst^  etwas  gethan  oder  unterlassen  lu  . 
Senn    August  in    bemerkt    richtig:     .Unterschieden    von 
dem  eiK"nen  Vergehen   des  Einzelnen   aus   dem  Volke  ist 
S gemeinsame, 'was  durch  den  Willen  und  die  AbsicM 
eine,    dazu   beschafften  Menge  begangen   ''.'  '^'-    ^^^"^^^^^ 
heisst   es    in    den  Bündnissen:    ":Wennmt  allgemeiner 
Absicht  dagegen  gefehlt  worden."      Die  Locrei    ze.gen 
hpi  I,ivius  dem  Römischen  Senat,    dass  die  öcnuiu 
Abfils    ke'inis'weges    vom    Volk     beabsichtigt     gewesen 
Ebenso  erzählt  Livius,  dass  Zeno  f»J\;^'«  ^^agne^ier  be^ 
T    Oninctius    und    den    anwesenden    Gesandten    weineim 
'Ätbe,    Sic  sollten    nicht  ^^.Z^^^^^:,^^: 
dem  Staate  zur  Last  legen;   Jeder   ^^^^^^^S^^^^^^.f  ^^  An- 
fahr.   Auch  die  Rhodier  trennen   vor  dem  Senate  die  An 
gelegenheit  ihres  Staates  von  der  der  ^^"^^?  "^^^^^^^^^  [ 
indem  sie  sagen:    ,Es   gebe  keinen  ^^'^.^hj^^^^^^ 
unter  schlechte  Bürger,    und    der    nicht    \^™^i^  JJ"\  J^^ 
erfahrene  Menge  habe."     Ebenso  lialtet    der  Vater  niclit 


für  das  Vergehen  der  Kinder,  der  Herr  nicht  für  das  des 
Sklaven;  aueli  andere  Vorsteher  nicht,  wenn  sie  nicht 
selbst  etwas  Unrechtes  dabei  begangen  haben. 

2.  Unter  den  Gründen,  weshalb  die  Leiter  und  Führer 
Anderer  strafbar  werden,  sind  zwei  von  grosser  Anwen- 
dung und  der  näheren  Untersuchung  werth;  die  Zulassung 
und  die  Aufnahme,  s-*»)  Ueber  die  Zulassung  gilt  die 
Regel:  Wer  von  einem  Vergehen  Kenntniss  hat  und  es 
verhindern  kann,  aber  nicht  thut,  der  handelt  selbst  un- 
recht. Cicero  sagt  in  der  Rede  gegen  Piso:  ^Es  ist 
kein  grosser  Unterschied,  namentlich  bei  einem  Konsul, 
ob  er  selbst  den  Staat  durch  verderbliche  Gesetze  und 
schändliche  Versammlungen  beschädigt  oder  ob  er  bei 
Anderen  dies  zulässt."  Brutus  schreibt  an  Cicero:  „Du 
legst  mir  also,  wirst  Du  sagen,  eine  fremde  Schuld  zur 
Last?  Allerdings,  wenn  man  sagen  konnte,  dass  sie  sonst 
nicht  zu  Stande  kam."  Agapetus  sagt  bei  Justinian: 
„Das  eigene  Vergehen  und  das  Zulassen  fremder  Ver- 
gehen ist  sich  gleich."  Arnobius  sagt:  „Wer  es  gestattet, 
dass  der  Uebelthäter  sündigt,  der  giebt  der  Verwegenheit 
Kraft."  Salvianus  sagt:  „Wessen  Hand  es  hindern  kann 
und  nicht  thut,  der  befiehlt,  dass  es  geschehe."  Augu- 
stin sagt:  „Wer  sich  entgegenstellen  kann  und  es  nicht 
thut,  der  willigt  ein." 

3.  So  gilt  der,  welcher  eine  Sklavin  bei  dem  Verkaufe 
gegen  Verführung  schützen  konnte  und  diese  doch  zu- 
lässt, nach  den  Römischen  Gesetzen  selbst  als  der  Ver- 
führer. 24»)     Wenn  ein  Sklave  mit  Vorwissen  seines  Herrn 


24«)  Unter  Aufnahme  versteht  Gr.  die  Aufnahme  eines 
flüchtigen  Verbrechers  in  einem  fremden  Staate;  dieser 
Staat  überkommt  dadurch  gewisse  Verpflichtungen,  bei 
deren  Nichtvorstellung  er  selbst  strafbar  wird,  d.  h.  in 
die  Gemeinschaft  der  Strafe  geräth.  Gr.  behandelt  diesen 
Fall  bald  ausführlicher. 

249)  Gr.  hat  den  Fall  des  Corpus  juris  im  Sinne,  wo 
ein  Herr  seine  Sklavin  unter  der  Bedingung  verkauft, 
dass  sie  nicht  verführt  werde,  und  dass,  wenn  der  Käufer 
selbst  sie  in  ein  liederliches  Haus  bringen  sollte,  der 
Verkäufer  die  Hand  darauf  legen  könne,  d.  h.  sie  ohne 
Prozess  in  sein  Haus  zurücknehmen  und  den  Kaufpreis 
behalten  könne. 
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Jemand  tödtet,  so  haftet  der  Herr  auf  das  Ganze;  denn 
der  Herr  gilt  dann  selbst  als  der  Thäter.  Nach  dem 
Fabischen  Gesetz  wird  gegen  den  Herrn  verfahren,  wenn 
sein  Sklave  mit  Vorwissen  einen  anderen  Sklaven  zur 
Flucht  verleitet  hat.^so) 

4.  Indess  muss  neben  der  Wissenschaft  auch  die  Macht, 
es  zu  hindern,  da  sein.  Wenn  also  die  Gesetze  die  Mit- 
wissenschaft strafen,  so  ist  dies  von  dem  Zulassen  zu 
verstehen,  während  man  die  That  hindern  konnte  und  es 
nicht  gethan  hat.  Auch  ist  die  Mitwissenschaft  gemeint, 
die  den  bösen  Willen  hat,  oder  die  absichtliche  Mitwissen- 
schaft. Deshalb  haftet  der  Herr  nicht,  wenn  der  Sklave 
sich  als  einen  Freien  ausweist,  oder  wenn  er  den  Herrn 
verachtet  hat.  Denn  der  ist  von  Schuld  frei,  welclier  die 
That  zwar  weiss,  aber  nicht  hindern  kann.  So  haften 
die  Eltern  aus  dem  Vergehen  ihrer  Kinder,  aber  nur  dann, 
wenn  sie  in  ihrer  Gewalt  sind.  Umgekehrt  haften  sie 
auch  nicht,  wenn  sie  sie  in  der  Gewalt  haben  und  die 
Macht,  zu  hindern,  aber  keine  Wissenschaft  davon  hatten. 
Denn  damit  Jemand  aus  einer  fremden  Handlung  ver- 
pflichtet werde,  ist  ebensowohl  das  Wissen  wie  das  Nicht- 
hindern  nothwendig.  Alles  dies  gilt  auch  in  Bezug  auf  die 
Unterthanen,  da  es  aus  der  natürlichen  Billigkeit  folgt. 

5.  Proclus  bemerkt  zu  dem  Vers  Hesiod's: 

Oft  büsst  eine  ganze  Stadt  für  einen  schlechten 

Mann.  ,    i     r    j- 

erläuternd:  „Wenn  sie  es  hindern  konnte  und  doch  aie 
Schlechtigkeit  desselben  nicht  gehindert  hat."  So  heisst 
es  mit  Recht  von  dem  Griechischen  Heer,  wo  Agamem- 
non selbst  und  die  anderen  Fürsten  gemeinsam  beriethen: 
„Was    die    Könige    versehen,    das    büssen    die 

Ar'^'iver." 
Denn  die  anderen  hätten  den  Agamemnon  zwingen  sollen, 
die  Tochter    dem  Priester  zurückzugeben,  s-"»^)     So  heisst 
es,  nachdem  ihre  Flotte  verbrannt  ist:  

250)  Das  Fabische  Gesetz  verordnete  Strafen  auf  den 
Raub    und     die    Entführung     von     freien    Menschen    und 

Sklaven.  ,      ^,.    ,  ..... 

251)  Gr.  spielt  auf  den  im  Anfang  der  Hiade  erzählten 
Vorfall  an,  wo  der  Priester  Chryses  seine  Tochter  Chryseis, 
welche  von   den  Griechen  gefangen  worden  und  dem  Aga- 
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„Wegen   eines  Menschen  Schuld  und  weeen  der 
Furien  des  Ajax  Oileus!"  ^ 

Ovid  sagt  darüber  Metam.  XIV.  468: 

„Die  Strafe,   welche   er  allein  für  den  Raub  der 
Jungfrau  verdient  hatte,  brachte  er  über  Alle  '• 
weil  die  Ancl;trn  es  nicht  gehindert  hatten,  dass  diJ  Jung- 
frau dem  Priester  geraubt  wurde.     Bei  Livius  heisst  et 
„Die  Verwandten    des    Königs  Tatius    schlugen    die    Ge- 
sandten der  Laurentcr.     Als   diese  nun  nach  dem  Völker- 
recht verfuhren,   so  überwog  bei  Tatius  die  Liebe  zu  den 
Seinigen  und  deren  Bitten.     Er  richtete   daher  die  Strafe 
derselben    gegen    sich   selbst."     Hierher   geliört   der  Aus- 
spruch   Salvian's:    „Die    grösste    und    höchste    Macht 
welche    das    grösste  Verbrechen    hindern    kann,    gilt    als 
seine  Vollz.elmng  bm^^^        ^enn  sie  wissentlich  dieselbe 
zulasst.*^    Und  bei  Thucydides  heisst  es:  .Wer  es  hin- 
dern konnte,  thut  es  in  Wahrheit  selbst."     So  entschuldi- 
gen  bei   Livius   die  Vejenter    und   Latiner   sich   bei   den 
Romern  wegen   der  von   ihren  Untergebenen  den  Feinden 
dieser  geleisteten  Hülfe  damit,  dass  sie  es  nicht  gewusst 
hatten     Umgekehrt  wurde  die  Entschuldigung  der  Königin 
der  Illyner,   Teuta,    nicht  angenommen,    dfss  nicht  sie 
sondern  ihre  Lnterthanen  die  Seeräuberei  trieben,  denn  sie 
hatte  es  nicht  gehindert.    Einstmals   sind  die  Scyrier  von 
den  Amphik  yonen   verurtheilt  worden,   weil   sie  gelitten 
dass  die  Ihrigen  Seeraub  trieben.  ^^i'iten, 

6.    Die  Mitwissenschaft  wird  vermuthet,    wenn  etwa^ 
offen   und   häufig  geschieht;    Dio   von  Prusa   sagt  in  der 
Rhodischen  Rede:  „Was  von  Vielen  geschieht,  kann  Nie- 
mand unbekannt  bleiben."    Polybius  tadelt  die  Aetolier 
t'l  T  "J,^ht  als  Feinde  des  Philipp   gelten   wollten  und 

int.    A  l^]''^^,^^'i^^''^^^  ^^er  Ihrigen  gestatteten  und  die 
J^ühier  dabei  mit  Ehren  schmückten.  252) 


memnon  als  Sklavin  zugefallen  war,  von  diesem  zurück- 
tordert  Agamemnon  dies  hartnäckig  verweigert  und  da- 
durch den  Apoll  reizt,  die  Pest  über  das  Heer  der 
Griechen  zu  senden. 

252)  Die  wichtige  kriminalrechtliche  Frage  über  die 
Theilnahme  an  den  Verbrechen  Anderer  einschliesslich 
der  Lehre  von  dem  physischen  und  intellektuellen  Urheber, 
den  Rädelsführern,   den  näheren  und  entfernteren  Gehul- 


112 


Buch  II.    Kap.  XXI. 


III.  1.   Wir  kommen   nun  zu  der  zweiten  Frage,   über 
die  Aufnahme   flüchtiger   Verbrecher.     Die   Strafe    kann 
naturrechtlich  Jeder,    der    nichts    Aehnliches    verbrochen 
hat,  wie  erwähnt,  vollstreckt  verlangen;   mit  Einriclitung 
der  Staaten    ist    man  indess  übereingekommen,    dass  die 
Verseilen    der  Einzdnen,    welche    nur   ihre   Gemeinschaft 
angehen,  dieser  und  ihren  Herrschern  zur  Strafe  oder  zur 
Nichtbeachtung  nach  ihrem  Ermessen  überlassen  bleiben. 
2      Aber    kein    so    volles    Recht    ist    ilinen    für    die 
Vergehen   eingeräumt  worden,  welche   in  gewisser  Weise 
die   menschliche  Gesellschaft    überhaupt  angehen.     Diese 
können    auch    andere   Staaten    und    deren  Herrscher  ver- 
folgen    wie  es  ja  auch   in  den  Staaten  Klagen  giebt,   die 
Jeder  'aus    dem  Volke    anstellen    kann.     Noch    viel   mehr 
gilt   dies   für  Vergehen,    wodurch   ein   anderer  Staat  oder 
dessen  Herrscher   insbesondere   verletzt  worden  ist.     Hier 
haben   diese   ihres  Ansehens    und    ihrer  Sicherheit  wegen 
das  Recht,    die  Bestrafung    in    der    vorbemerkten  Art  zu 
verlangen,    und   der   Staat,    in    dem   der   Verbrecher   sich 
.  aufhält,  so  wie  dessen  Herrscher,  darf  diesem  Recht  nicht 

entgegentreten.  .  ,  ^  ... 

IV  1  Da  indess  die  Staaten  es  nicht  zu  gestatten 
pflegen,  dass  der  andere  Staat  bewaffnet  in  sein  Gebiet 
zur  Vollstreckung  solcher  Strafe  einnickt,  dies  auch  be- 
denklich ist,  so  folgt,  dass  der  Staat,  wo  der  Verbrecher 
sich  aufhält,  nach  erlangter  Kenntniss  entweder  selbst 
auf  Verlangen  ihn  angemessen  strafen  oder  ihn  dem  ver- 
letzten Staate  zur  Entscheidung  überlassen  muss.  Dies 
will   die  in   der  Geschichte   oft   vorkommende   Ausliete- 

rung  sagen.  ,.  _       _,. 

2.  So  verlangen  die  anderen  Israeliten  von  dem  Stamme 


fen,  den  Hehlern  und  Begünstigern  des  geschehenen  Ver- 
brechens u.  s.  w.  ist  hier  von  Gr.  nur  sehr  dürftig  be- 
handelt worden.  Anstatt  den  Raum  zu  einer  Menge  werth- 
loser  Citate  zu  verschwenden,  wäre  es  zweckmässiger 
gewesen,  auf  den  reichen  Inhalt  der  Frage  selbst  einzu- 
leben. Man  kann  Gr.  nur  damit  entschuldigen  dass  er 
auch  hier  vorwiegend  die  Frage  nur  nach  dem  Gesichts- 
punkt des  Völkerrechts  behandelt,  wo  allerdings  Vieles 
nicht  die  praktische  Bedeutung  hat  wie  bei  den  Ver- 
brechen Einzelner. 
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Benjamin's,  dass  sie  die  Verbrecher  ausliefern.     Jud.  XX 
Ebenso  die  Philister  von  den  Juden,  dass  sie  Simson,  ^Is 
einen  Uebelthäter,  ihnen  überliefern.  Jud.  XV.  So  überzogen 
die  Lacedämonier  die  Messenier  mit  Krieg,  weil  sie  den 
der  einen  Lacedämonier  getödtet  hatte,  nicht  auslieferten! 
und  ein  andermal,  weil  sie  die  niclit  auslieferten,  welche 
den    zu    den    Opfern    gesandten    Jungfrauen    Gewalt    an- 
gethan  hatten.     So  wollte  Cato  den  Cäsar  den  Deutschen 
ausliefern,    weil   er  mit  Unrecht  Krieg   gegen   sie  geführt 
Jiabe.    So  veilangten  die  Gallier  die  Uebeigabe  der  Fabier, 
weil  sie  gegen  sie  gekämpft  hätten.    Die  Römer  verlangten^ 
dass  die  Hernicer  ihnen  die  auslieferten,  welche  ihre  Aecker 
verwüstet  hätten,  und  von  den  Puniern  verlangten  sie  den 
Hamilcar,  niclit  jenen  vornehmen  Feldherrn,  sondern  einen 
anderen,    der    die    Gallier    zum    Abfall    anreizte.      Später 
forderten   sie    den   Hannibal;    ebenso    den    Jugurtha    von 
Bochus,  und  zwar,   nach  Sallust,   mit  den  Worten:    „Da- 
mit  Du   uns   die   bittere  Notbwendigkeit   ersparest,    Dich 
wegen    Deines    Irrthums    und    Jenen    wegen    seiner    Ver- 
brechen   zu    verfolgen."      Von    den    Römern    selbst    sind 
die    ausgeliefert    worden,    welche    an    die   Gesandten  der 
Karthager  und  der  Apollonier  Hand  angelegt  hatten.    Die 
Achäer  forderten  von  den  Lacedämoniern  die  Auslieferung 
derer,  die  den  Flecken  Lan  belagert  hatten,  und  bemerk- 
ten,  dass,    wenn   sie   sie  nicht  auslieferten,   das   Bündniss 
verletzt    sei.     So    machten  die  Athener  durch  den  Herold 
bekannt,  dass,  wenn  Jemand  dem  Philipp  nachgestellt  habe 
und    nach    Athen  geflüchtet    sei,    er  der  Auslieferung  ge- 
wärtig   sein    müsse.     Die    Böoter    erlangten    es    von    den 
Hippotensern,     dass    sie    die    Mörder    des    Phocus    aus- 
lieferten. 

3.  Dies  Alles  ist  indess  so  zu  verstehen,  dass  das 
Volk  oder  der  König  nicht  unbedingt  zur  Auslieferung 
verpflichtet  ist,  sondern,  wie  erwähnt,  entweder  zur  Aus- 
lieferung oder  zur  Bestrafung.  So  haben  die  Eleer  die 
Lacedämonier  bekriegt,  weil  diese  gegen  die,  welche 
die  Eleer  verletzt  hatten,  keine  Strafe  verhängten,  d.  h. 
weder  dies  thaten  noch  sie  auslieferten;  denn  zwischen 
diesen  Verbindlichkeiten   kann  gewählt  werden. 

4.  Mitunter  wird  denen,  welche  den  Schuldigen  fordern, 
die  Wahl  gelassen,  um  die  Genugthuung  vollständiger  zu 
machen.     Die  Ceriten    sagen    bei   Livius    den    Römern: 

Grotius,  Kecht  d.  Kr.  u.  Fr.  II,  q 
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Die  Tarquinier  hätten  mit  einem  feindlichen  Heere  ihr 
Set  durchzogen  und  ausser  ^^  Duf  .ug  n.cljts^  ve. 
lnn(/t  aber  einige  Personen  vom  Lande  zu  veiDieciien 
veranlasst  welch?  die  Römer  angingen;  sie  wären  bereit, 
lie  auszuliefern,  wenn  sie  dies  verlangten,  oder  selbst  sie 

'"  5"*ln1em  zweiten  Bündniss  der  Karthager  und  Rö- 
mer  was  Po  Ivb  ins  mittheilt,  beöndet  sich  eine  a  lerdings 
versurmmelte  Stelle:    „Wenn 'es  nicht  geschähe  (w.as  ge- 
meTnt  Ts?  kann  man  nicht  einsehen,  weil  das  Vorgehende 
S,  so  soll  Jeder  sein  Recht  für  sich  verfolgen     Thut 
er  dies     bo   soll  es  als  ein  Staatsvergehen  gelten"  (nam- 
Ueh  wenn  kein  Recht  gewährt  werde),   /eschines  er- 
zählt in  seiner  Antwort  auf  die  Anklage  des  Demosthenes 
übe     die    schlecht    ausgeführte    Gesandtschaf  :    .Ph.HpP 
habe  bei  der  Verhandlung  über  den  Frieden  mit  Griechen- 
land   gesagt,    es  sei  billig,    dass  wegen  der  begangenen 
Veibvfchen  die  Strafe  gebüsst  werde   nicht  von  den  Staa^ 
tpn     sondern  von  denen,   die  es  gethan  hatten,   und  den 
Ate"" sX   nichts   geschehen     -f \^f^ J^tt- 
auslieferten."    Quintilian  sagt  m  d«'' .2.>5.  peklamation 
„Wer  einen  Flüchtling  aufnimmt,  der  gilt  mir  als  ein  Ge- 

--g«  tu'tr liebeln,  welche  aus  der  Uneinigkeit  der 
Staaten  hervorgehen,  ;echnet  Die  Chrysosthomus  m 
seiner  Rede  an  die  Nicomedier  auch,  .dass  es  denen, 
wekllc  den  einen  Staat  verletzt  haben,   gestattet  ist,   m 

ftinen  anderen  sich  zu  flüchten."  ,  ,    :,.     tt.       ^     ^u 

7  lieber  solche  Ausgelieferte  entsteht  die  Frage,  ob 
sie  wenn  sie  von  ihrem  Staate  ausgeliefert,  aber  von  den 
'.nir"iicht  .angenommen  werden,  Bürger  jenes  b^e^en  ? 
Publ.  Mutius  Scävola  verneinte  es,  „y«-'/^' '  J/t^f,'^^ 
„in  Vnlk  ausliefert,  wie  aus  seinem  Staate  ausgesiosseii 
zu  be"  aehten  e  ähnlich  dem  Fall,  dass  ihm  Wasser 
und  Feuer  untersagt  worden. «•■>»)  Brutus  -^  »-''^^J- 
Cicero  vertheidigen  die  gegentheilige  Ansicht,  welche 
Sie  iehtigere  ist,%war  nici.t  deshalb  wei,  wie  C.cm 
sagt,  die  Auslieferung  so  wenig  wie  die  Schenkung  ohne 

253)  Es  ist  dies  der  technische  Ausdruck  für  das  Exil, 
welches  über  den  verhängt  wurde,  der  sich  dem  Richtei 
nicht  stellte. 


• 
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Annahme  Seitens  des  Anderen  gelte,  denn  die  Schenkung 
wird   erst   durch   das   Einverständniss   beider  Theile  voll- 
ständig;   vielmehr  ist   die   Auslieferung,    um   die   es   sich 
hier  handelt,   nur  eine  Ueberlieferung  des  Bürgers  in  die 
Gewalt  eines  anderen  Volkes,   um  über   ihn   iVach  seinem 
Ermessen    zu    entscheiden.     Diese    Erlaubniss    giebt    und 
nimmt   kein   Recht,    sondern   beseitigt  nur  ein   Hemmnis« 
der  Vollstreckung.     Macht    daher    das    andere  Volk    von 
seinem  Rechte  keinen  Gebrauch,  so  befindet  sich  der  Aus- 
gelieferte  in   der  Lage,    dass   sein  Volk  ihn   strafen   (wie 
dies    mit    den    den    Korsikanern    ausgelieferten    und    von 
ihnen    nicht    angenommenen   Clodius  geschah)    oder    auch 
nicht  strafen  kann,  da  es  viele  Vergehen  giebt,  wo  Beides 
zulässig    ist.     Das    Staatsbürgerrecht    aber,    so    wie    die 
Rechte  und  sonstigen  Güter  gehen   durch  die  That  selbst 
nicht  verloren,    sondern   nur   durch    einen  Beschluss   oder 
ein  Urtheil;   es   müsste   denn  ein  Gesetz  die  That  selbst 
dem  Urtheil  gleichstellen,    worüber  hier  nichts  zu  sagen 
ist.      Deshalb    bleibt    auch    das    ausgelieferte    Vermögen, 
wenn    es    nicht   angenommen  wird,    dem  früheren  Eigen- 
thümer.    Ist  aber  die  Auslieferung  angenommen,  und  kehrt 
der  Ausgelieferte  später  zufällig  zurück,    so   gilt  er  nicht 
als  Bürger,    wenn   ihm   dieses  Recht  nicht   besonders  be- 
willigt wird.     In   diesem   Sinne  ist  die  Antwort  des  Mo- 
de stinus  über  die  Ausgelieferten  richtig. 

8.  Alles  hier  über  Auslieferung  oder  Bestrafung  der 
Verbrecher  Gesagte  gilt  nicht  nur  für  die,  welche  immer 
Unterthanen  des  Staates  waren,  wo  sie  angetroffen  wer- 
den, sondern  auch  für  die,  welche  erst  nach  vollbrachtem 
Vergehen  dahin  geflüchtet  sind.  254) 


254)  Qy.  vertheidigt  hier  noch  das  unbedingte  Aus- 
Heferungsrecht.  Allein  sehr  bald  nach  ihm  erhoben  sich 
gewichtige  Stimmen  dagegen,  insbesondere  Puffendorf, 
welche  die  Strafgewalt  als  territorial  und  nicht  als  inter- 
national gelten  lassen  wollten.  Der  Streit  währt  nocJi 
gegenwärtig  fort;  für  Gr.  sind  Vattel,  Kant  und  Andere; 
lür  Puffendorf  Martens,  Story  und  Andere.  Indess  wer- 
den jetzt  von  Allen  doch  zwei  Grundsätze  anerkannt:  1) 
dass  die  Auslieferung  der  eigenen  Bürger  des  requirirten 
Staates,  und  2)  die  Auslieferung  politischer  Verbrecher 
nicht  verlangt  werden  kann.    Die  gestiegene  Humanität  hat 
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V  1  Dem  stehen  auch  die  sogenannten  Rcdite  der 
Schutzflehenden  und  die  Privilegien  der  Asyle  nicht  ent- 
™'  Denn  diese  kommen  nur  denen  zu  gut,  we  che 
mU  Unrecht  verfolgt  werden,  nicht  aber  denen,  welche 
4ch  gegen  die  menschliche 'Gesellschaft  oder  Em.elne 
verKansen  haben.  Der  Lakonier  Gylippus  sagt  bei  dem 
Sschen  Diodor  über  dieses  Recht  der  Sehutzflehenden : 
^D  0  Ä  zuerst  diese  Hechte  eintuhrten  wollten  da- 
mit den  Unglücklichen  Erbarmen  gewähreii,  aber  die  l  ebe - 
Säter  «sollten  da  ihre  Strafe  erwarten."  Dann  fahrt  er 
Srt  Wer  durch  seine  bösen  Pläne  und  durch  Begierde 
nach  fremdem  Gute  in  das  Unglück  gerathen,  mag  das 
Schick  al  nicht  anklagen  und  sich  nicht  den  Namen  eines 

rcSehenden  gebe,?;  dieser  f ^»^J;^'  ^a  -nil-  ab" 
Sinn  schuldlos  ist,  und  denen  das  Scliicksal  ziiint,  aber 
d^  Leben  Jenes  ist  voll  von  Uebelthaten  und  lasst  dm» 
kefne  Stelle  frei,  die  sich  dem  Mitleiden  und  dem  Ent- 
Si^en    öffnete."'   Men ander    unterscheidet    richtig    dies 

Beides:  das  Schicksal  und  das  Unfc^'t;  iTnolUck 

„Das  Unrecht  unterscheide    sich    vom  Jjngluck, 
dass  dies  der  Zufall,  jenes  der  Wille  schaffe. 

Damit  stimmt  der  Ausspruch  des  D«'"»'**''^"'^'',,^:; 
eher  nach  Cicero's  Uebersetzung  im  2.  Buche  „Leber 
die  Erfindung"  lautet:  „Man  muss  Erbarmen  haben  mit 
denen  die  durch  das  Schicksal  und  nicht  durch  eigene 
Bosheit   in    das   Elend    gei.then."      Ant.ph.ane^    sag  : 

„Was  nicht  freiwillig  ge««'''^''*'  '«*  ?."=*'''':,1' /.."^fft  eTn 
williB-  ist  Absicht."  Lysias  sagt:  „Niemanden  tutlt  ein 
uSck  frciwül  g."  Deshalb  standen  nach  dem  weisesten 
Gesetee  die  Asylf  denen  offen,  die  aus  Versehen  mit  dem 
WiSess  einen  Menschen  getödtet  1'.;'"«" i  «"«J  /'; 
Sklaven  fanden  da  Schutz,  aber  die  vorsatzhchen  Mo.der 
die  Hochverräther  schUtzt  selbst  der  heiligste  Alt^. Gottes 
nicht.  Pili  10  sagt  bei  Erklärung  "dieses  Gesetzes.  „Den 
Unheiligen  könne  das  Heiligthum  nicht  als  Asyl  dienen 
Dies  war  auch  die  Ansicht  der  alten  Griechen.    Die  Chal- 


liier  das  Recht  wesentlich  geändert.  Indem  der  St_aat  in 
der  modernen  Zeit  nicht  mehr  wie  im  Alter  humSelbs^ 
7weck  ist  sondern  nur  als  Mittel  für  das  Wohl  und  Recht 
dl  Einzeinen  gtlt,  war  diese  Milderung  des  Auslieferungs- 
rechts  die  natürliche  Folge. 
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cidenser  wollten  den  Nauplius  den  Argivern  nicht  aus- 
liefern^ weil  er  sich  von  dem  Vorwurf,  den  ihm  die  Ar- 
giver  machten,  genügend  gereinigt  hatte,  ^s») 

2.  Bei  den  Athenern  gab  es  einen  Altar  des  Mitlei- 
dens, den  Cicero,  Pausanias,  Servius  und  auch  Theophilus 
in  den  Institutionen  erwähnen  und  welchen  Papinius 
ausführlich  im  12.  Buche  der  Thebais  beschreibt.  Aber 
wem  stand  er  offen?  Man  höre:  Unglückliche  errichteten 
das  Heiligthum,  und  bald  trafen  dort  zusammen 

„die  im  Kriege  Besiegten,  die  aus  ihrer  Heimath 
Verjagten,  die  Hülflosen  aller  Länder."     (v.  507.) 
Aristides   sagt,    es   gereiche   den   Athenern   zum   beson- 
deren Lobe:    „die  Aufnahme   und  Tröstung  der  von  allen 
Seiten  kommenden  Unglücklichen."    Und  an  einer  anderen 
Stelle:    „Die,  welche  überall  unglücklich  sind,  haben  ein 
Glück  gemeinsam,    die  Milde   des  Staates  Athen,    der  sie 
des  Heiles  theilhaftig  macht,"     Bei  Xenophon   sagt  Pa- 
trokles  von  Phtia  in  der  zu  Athen  gehaltenen  Rede:  „Ich 
rühmte  diese  Stadt,  weil  ich  hörte,   dass  sie  Allen,  denen 
Unrecht  geschehen  war,   oder  denen  es  drohte,  Hülfe  ge- 
währte, wenn  sie  dorthin  sich  flüchteten."    Dasselbe  sagt 
Demosthenes   in    seinem  Briefe  für  die  Kinder  des  Ly- 
kurg.    So  ruft  Oedipus  aus,  als  er  nach  Colones  geflohen 
war,  in  der  Tragödie  gleichen  Namens  von  Sophokles: 
„0  Cecropide,  viel  Uebel  habe  ich  erlitten,  aber 
auch   nur   erlitten;    denn  Gott   ist   mein   Zeuge;    ich 
selbst  habe  nichts  verbrochen." 
Theseus  antwortet  daselbst  v.  558  u.  ff. : 

„Es  reut  mich  nicht,   einen  Gastfreund,   wie  ich 
in  Dir,  Oedipus,  sehe,  zu  jeder  Zeit  zu  beherbergen. 
Ich  weiss,  dass  ich  ein  Mensch  bin." 
Aehnlich    sagt  Demo p hon,    der  Sohn   des  Theseus,    als 
die  Nachkommen  des  Herkules  nach  Athen  flohen: 

„Unser  Vaterland  pflegt  immer  die  Schwachen, 
aber  auf  ihr  Recht  sich  Stützendon  durch  seine 
Macht  zu  schützen.  Schon  vordem  hat  es  die  Tau- 
sende von  Gefahren  nicht  gescheut,  um  den  Freun- 

25.5J  Nauplius  war  der  Vater  des  Palamedes:  er 
hatte  die  von  Troja  rückkehrende  Flotte  der  Griechen 
während  eines  Sturmes  durch  eine  angezündete  Fackel  in 
die  Klippen  verlockt,  indem  sie  einen  Hafen  suchte. 
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den    zu    helfen;    und    dasselbe    steht   jetzt   wieder 

bevor." 
Und  es  ist  geschehen,  was  Callisthenes  vorzüglich  von 
den  Athenern  rühmt:  „denn  sie  haben  für  die  Kinder  des 
Herkules  den  Krieg  gegen  Eurystheus  begonnen,    als  er 
ganz  Griechenland  damals  als  Tyrann  beherrschte." 

3.     Dagegen  heisst  es  in  derselben  Tragödie  von  den 

Uebelthätern: 

„Den,  welcher  im  Bewusstsein  seiner  Unthaten 
und  die  Gesetze  fürchtend  zu  dem  Altar  mit  Flehen 
an  die  Götter  sich  stürzt,  hindert  auch  keine  Reli- 
gion, vor  das  Gericht  zu  ziehen.  Denn  es  ist  billig, 
dass  den  das  Uebel  treffe,  der  das  üebel  verübt." 
Und  lone  sagt  daselbst  v.  1315  u.  ff.: 

„Denn  man  darf  die  Götter  nicht  mit  unreinen 
Händen  berühren;  aber  Recht  ist  es,  dass  die  Tem- 
pel den  Frommen  gegen  das  Unrecht  geöffnet  sind." 
Der  Redner  Lykurgus  erzählt,  ein  gewisser  Callistratus, 
welcher  ein  todeswürdiges  Verbrechen  begangen  gehabt, 
habe  von  dem  befragten  Orakel  die  Antwort  erhalten, 
„dass,  wenn  er  nach  Athen  ginge,  er,  was  Recht  sei,  em- 
pfangen werde."  Jener  sei  deshalb  zu  dem  heiligsten 
Altar  in  Athen  voll  Vertrauen  auf  Straflosigkeit  geeilt; 
aber  dennoch  sei  er  von  diesem  Staate  getödtet  worden, 
der  seine  Religion  so  streng  beobachte,  und  so  sei  der 
Spruch  des  Orakels  erfüllt  worden.  Auch  Tacitus  tadelt 
die  in  seiner  Zeit  herrschende  Sitte,  wonach  die  Ver- 
brechen der  Menschen  wie  ein  Dienst  der  Götter  in  den 
griechischen  Städten  geschützt  würden.  Er  sagt:  „Die 
Fürsten  seien  zwar  das  Ebenbild  der  Götter,  aber  selbst 
von  den  Göttern  würden  nur  gerechte  Bitten  erhört." 

4.  Solche  Personen  sind  also  entweder  zu  strafen  oder 
auszuliefern  oder  zu  vertreiben.  So  erzählt  Herodot, 
dass  die  Kymäer  dem  Perser  Pactyes  aus  Mitylene  sich 
zu  entfernen  gestatteten,  weil  sie  ihn  weder  ausliefern 
wollten  noch  zu  behalten  wagten.  Die  Römer  forderten 
den  im  Kriege  besiegten  Demetrius  von  Pharos  vom  mace- 
donischen  König  Philipp,  zu  dem  er  sich  geflüchtet  hatte. 
Perseus,  der  König  der  Mucedonier,  sagt  in  seiner  Ver- 
theidigung  zu  Martins  über  die,  welche  dem  Eumenes 
nachgestellt  hatten:  „Sobald  ich  von  Euch  erfuhr,  dass 
sie    in  Macedonien   wären,    verlangte    ich,    dass   sie   das 
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Reich  verlassen  sollten,  und  verbot  ihnen  für  immer  mein 
Gebiet."  Die  Samothracer  forderten  den  Evander,  wel- 
cher dem  Eumenes  nachgestellt  hatte,  auf,  dass  er  den 
Tempel  von  der  Sühne  befreie. 

5.  Uebrigens  wird  das  Recht  auf  Auslieferung  der 
Flüchtlinge  zur  Bestrafung  in  diesem  Jahrhunderte,  wie 
auch  schon  früher,  von  den  meisten  Ländern  nur  bei  Ver- 
brechen geltend  gemacht,  die  den  Staat  betreffen  oder  von 
besonders  schwerer  Natur  sind.  Die  geringeren  Vergehen 
werden  gegenseitig  zugewiesen,  wenn  nicht  durch  Verträge 
etwas  Besonderes  ausgemacht  ist.  Uebrigens  werden 
Strassen-  und  Seeräuber,  wenn  sie  so  mächtig  geworden 
sind,  dass  man  sie  fürchten  muss,  mit  Recht  zu  den  Asylen 
verstattet  und  mit  Strafe  verschont,  weil  es  dem  mensch- 
lichen Geschlechte  daran  liegt,  dass  sie,  wenn  es  nicht 
anders  möglich  ist,  durch  das  Vertrauen  auf  Straflosigkeit 
von  ihren  Uebelthaten  abgebracht  werden,  und  dies  kann 
jedes  Volk  und  jedes  Staatsoberhaupt  vornehmen. 

VI.  1.  Uebrigens  bleiben  die  Schutzflehenden  während 
der  Untersuchung  geschützt.  So  sagt  Demop hon  zu  dem 
Gesandten  des  Eurystheus: 

„Wenn  Du  Dich   an  Jenen  vergehst,   die  gleich- 
sam   das   Gastrecht   geniessen,    so   wirst  Du   Deine 
Strafe  erhalten!    Mit  Gewalt  sollst  Du  ihn  von  hier 
nicht  wegreissen." 
In  einer  anderen  Tragödie  sagt  Theseus  zu  Creon: 

„Du  hast  eine  That  gewagt,  Creon,  die  Deiner, 
Deines  Thebens  und  Deiner  Vorfahren  unwürdig  ist; 
Du  hast  die  Stadt  betreten,  welche  auf  Recht  und 
Frömmigkeit  hält  und  Alles  nach  dem  Gebot  des 
Gesetzes  vollzieht,  und  unternimmst,  was  Dir  ge- 
fällt, unter  Missachtung  unserer  Sitte,  und  meinst. 
Du  könntest  Alles  thun.  Ist  denn  die  Stadt  Dir  so 
menschenleer  erschienen  und  ich  so  nichtsbedeu- 
tend? Dich  hat  nicht  die  Stadt  des  Amphion  unter- 
richtet; denn  sie  pflegt  keine  Wilden  zu  erziehen, 
und  sie  wird  es  nicht  billigen,  wenn  sie  hört,  dass 
Du  der  Götter  Wohnungen  und  die  meinen  durch- 
wanderst und  von  der  fremden  Stelle  die  unglück- 
lichen Schutzflehenden  rauben  willst.  Hätte  ich  den 
Fuss  in  die  Labdacäische  Stadt  gesetzt,  so  hätte 
ich  gegen  Keinen  Gewalt  gewagt,   wäre   auch  mein 
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Recht    noch    so   sicher  und   unzweifelhaft   gewesen; 
nur  mit  Bewilligung  des  Landesherrschers  hätte  ich 
gehandelt,    eingedenk   dessen,    was  dem  Gastfreund 
in    der    fremden   Stadt  obliegt.     Du  befleckst  Dein 
Vaterland    mit   Schuld    und   Schande,    die    es   nicht 
verdient.     Das  Alter  hat  Dich  wohl   zum  Greis  ge- 
macht,  aber  auch  Deiner  Sinne  bist  Du  nicht  mehr 
mächtig." 
2.    Ist  die  Handlung,  deren  die  Flüchtlinge  beschuldigt 
werden,  nach  dem  Natur-  und  Völkerrecht  nicht  verboten, 
so  rauss  der  Fall  nach  dem  besonderen  Recht  des  Staates 
entschieden   werden,    aus   dem   sie  kommen.     Am   besten 
zeigt  dies  Aeschylus   in   den   Schutzflehenden,    wo   der 
König  von  Argos  die  aus  Aegypten  kommenden  Danaiden 

so  anredet: 

„Wenn  die  Kinder  Aegyptens  Dich  erfassen  und 
sagen,  dass  sie  nach  dem  Gesetz  der  Stadt  die 
nächsten  Verwandten  seien,  wer  wollte  ihnen  da 
entgegentreten?  Du  hast  nach  Deinen  heimathlichen 
Gesetzen  zu  zeigen,  dass  sie  kein  Recht  an  Dich 
haben."  25«) 


256)  Gr.  fasst  den  Begriff*  des  Asyls  in  alten  Zeiten 
zu  eng,  wenn  er  es  nur  für  die  ungerecht  und  schuldlos 
Verfolgten  anerkennt;  auch  der  wirklich  Schuldige  durfte 
auf  dem  Boden  des  Asyls  nicht  ergriff"en  oder  getödtet 
werden.  Wer  sollte  überhaupt  hier  die  Frage  der  Schuld 
entscheiden?  Das  Asylrecht  steht  mit  der  Begnadigung 
auf  demselben  Grunde;  es  ist  ein  Auf^fluss  der  über  dem 
Recht  erhobenen  Autoritäten;  so  wie  diese  einzelne  Ver- 
brechen nach  Belieben  verzeihen,  einzelne  Strafen  erlassen 
können,  so  können  sie  auch  die  ihnen  besonders  geweihten 
Orte  so  über  das  gemeine  Recht  erheben,  dass  hier  die 
Verfolgung  auf'liört  (B.  XL  153).  In  diesem  Sinne  ging 
das  Asyl  den  Tempel  später  auf  die  Bildsäulen  und  Pa- 
läste der  Römischen  Kaiser  (als  Autoritäten)  über;  später 
auf  die  Altäre  in  den  christlichen  Kirchen  (als  den  Stätten 
Gottes)  und  auf  besonders  heilige  Orte.  Mit  der  strafferen 
EntWickelung  des  Staates  ist  das  Asylrecht  schwer  ver- 
einbar; deshalb  wurde  es  schon  von  dem  Kaiser  Tiberius 
sehr  beschränkt,  und  noch  mehr  von  Antoninus  Pius.  Im 
Mittelalter,  wo  der  Staat  schwach  war,    nahm  das  kirch- 
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VII.  1.  Wir  haben  gesehen,  wie  von  den  Unterthanen, 
den  alten  wie  den  neuen,  die  Schuld  auf  die  Herrscher 
tibergeht.  Umgekehrt  wird  die  Schuld  von  der  höchsten 
Staatsgewalt  auf  die  Unterthanen  übergehen,  wenn  sie  in 
das  Verbrechen  gewilligt  oder  auf  Befehl  oder  Zureden 
des  Herrschers  etwas  gethan  haben,  was  ein  Verbrechen 
war.  Es  wird  dies  besser  später  bei  den  verschiedenen 
Klassen  der  Unterthanen  abgehandelt  werden.  Auch 
zwischen  der  Gesammtheit  und  den  Einzelnen  kann  eine 
Gemeinschaft  des  Vergehens  stattfinden,  weil,  wie  Augu- 
st in  an  der  oben  erwähnten  Stelle  sagt:  „Wo  eine  Ge- 
meinschaft ist,  da  sind  auch  Einzelne;  jene  kann  nur  aus 
diesen  gebildet  werden;  denn  jede  Versammlung  von  Ein- 
zelnen und  jede  Anzahl  derselben  macht  eine  Gemein- 
schaft aus." 

2.  Schuldig  sind  von  den  Einzelnen  die,  welche  ein- 
gewilligt haben,  aber  nicht  die  blos  Ueberstimmten;  denn 
die  Strafe  der  Einzelnen  und  der  Gemeinschaft  ist  ver- 
schieden. So  wie  die  Strafe  der  Einzelnen  mitunter  der 
Tod  ist,  so  ist  der  Tod  des  Staates  die  staatliche  Auf- 
lösung, wenn  die  bürgerliche  Verbindung  sich  trennt, 
worüber  anderwärts  das  Nähere  gesagt  worden  ist.  257) 
In  einem  solchen  Falle  liört  der  Niessbrauch  auf,  wie  Mo- 
destin us  richtig  bemerkt.  Die  Einzelnen  fallen  zur  Strafe 
in  die  Sklaverei,  wie  die  Tliebaner  unter  Alexander  von 
Macedonien,  wo  nur  die  ausgenommen  wurden,  welche 
dem  Beschluss  für  den  Abfall  der  Stadt  widersprochen 
hatten.     Ebenso  erleidet   der  Staat  aucli  eine  bürgerliche 


liehe  Asyl  selir  überhand,  und  erst  seit  der  Entwickelung 
des  modernen  Staates  ist  es  wieder  zurückgedrängt.  Jetzt 
versteht  man  unter  Asylreclit  etwas  Anderes;  so  den  ge- 
meinsamen Schutz  der  Kranken  innerhalb  der  Lazarethe  im 
Kriege;  so  die  Aufnahme  verfolgter  Truppen  in  einen 
neutralen  Staat,  der  ihnen  menschliche  Hülfe  gewähren 
kann.  Aehnliches  gilt  für  verfolgte  Schiffe,  die  sich  in 
einen  neutralen  Hafen  flüchten.  Gr.  leidet  hier  wie  ander- 
wärts an  dem  Fehler,  dass  er  mehr  das  Völkerrecht  der 
antiken  Welt  schildert  als  das  seiner  Zeit,  während  doch 
gerade  das  Völkerreclit  mehr  wie  das  andere  Recht  sich 
wesentlich  verändert  hatte. 
257)  In  Buch  IL  Kap.  9. 
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Sklaverei,  wenn  er  in  eine  Provinz  umgewandelt  wird. 
Die  Einzelnen  verlieren  ihr  Vermögen  durch  Konfiskation ; 
ebenso  wird  dem  Staat  das  gemeinsame  Vermögen  an 
Mauern,  Schiffswerften,  Kriegsscliiffen,  Waffen,  Elephanten, 
baarem  Gelde  und  öffentlichen  Ländereien  genommen 

3  Aber  ungerecht  ist  es,  wenn  wegen  eines  Ver- 
gehens der  Gemeinschaft,  wo  der  Einzelne  nicht  einge- 
willigt hat,  er  sein  eigenes  Vermögen  verlieren  soll.  Li- 
banius  hat  dies  bei  dem  Antiochischen  Autstande  dar- 
irele-t  Auch  das  Benehmen  des  Kaisers  Theodosius  zeigt 
dies!  'der  das  Vergehen  der  Gemeinde  mit  Untersagung 
des  Theaters,  der  Bäder  und  mit  Verlust  des  Titels  der 
Hauptstadt  bestrafte.  /.       u 

VIII    1      Es  tritt  hier  die   bedeutende  Frage   aut,    ob 
weeren   'des    Vergehens    einer    Gemeinschaft    immer    eine 
Strafe   vollzogen  werden  könne?     So    lange    die  Gemein- 
schaft besteht,   ist  dies  zu  bejahen,  weil  der  ganze  Kor- 
per  bleibt,    wenn   auch   die  Theile   wechseln     wie   früher 
gezeigt  worden  ist.    Dagegen  ist  aber  geltend  zu  machen, 
dass  Manches  der  Gemeinschaft  als  solcher  gebührt,   wie 
eine  Steuerverwaltung,   Gesetze  und  Aehniches;    Anderes 
besitzt   sie   nur  mittelbar  durch  die  Einzelnen.     So  nennt 
man  eine  Gemeinschaft  gelehrt  oder  tapfer,   welche  viele 
solcher  Mitglieder  besitzt.    Dazu  gehört  auch  die  Schuld, 
denn  sie  geht  von  den  Einzelnen  aus,   welche  allein  eine 
Seele  haben,  während  die  Gemeinschaft  solche  nicht  hat. 
Sind  also  diejenigen  nicht  mehr    durch  deren  Schuld  das 
Vergehen  der  Gemeinschaft  geschehen  ist,  so  ist  auch  die 
SchSld    dieser    erloschen,    und    mithin    auch    die    Strafe 
welche   ohne  Schuld  nicht  statthaft  ist      Libanius  sagt 
in  der  erwähnten  Rede:  „Ich  bin  der  Meinung     es  müsse 
Dir   als  Strafe   genügen,    dass   Niemand   von   denen,    die 
sich  vergangen  haben,  übrig  ist."  ^ 

2  Es  ist  deshalb  die  Ansicht  des  Aman  zu  billi- 
gen 'der  die  Rache  des  Alexander  gegen  die  Perser  ver- 
dämmt,  weil  die,  welche  sich  gegen  Griechenland  vergan- 
gen gehabt,  längst  nicht  mehr  gelebt  hätten  Ueber  die 
Vertilgung  der  Branchiden,  welche  von  demselben  Alexan- 
der geschehen  ist,  urtheilt  Curtius:  Wäre  die  Strafe 
ce-en  die  Urheber  des  Verraths  gerichtet  gewesen,  so 
wa're  sie  gerecht  und  keine  Grausamkeit  gewesen.  Jetzt 
müssen  aber  die  Nachkommen  lür  die  Schuld  ihrer  Vor- 
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fahren  büssen,  obgleich  sie  Milet  nicht  gesehen  haben 
und  also  auch  an  Xerxes  nicht  verrathen  konnten."  Aehn- 
lich  lautet  Ar  ri  an 's  Urtheil  über  den  Brand  von  Perse- 
polis,  um  damit  das  zu  rächen,  was  die  Perser  gegen 
Athen  verübt  hatten.  Er  sagt:  „Mir  scheint  Alexander 
hier  nicht  klug  gehandelt  zu  haben;  denn  das  war  keine 
Rache  gegen  jene  Perser,  die  längst  verstorben  waren." 

3.  Deshalb  wird  Jeder  die  Antwort  des  Agathokles 
belächeln,  der  die  Klagen  der  Ithacenser  über  erlittene 
Beschädigungen  damit  abwies,  dass  die  Sicilianer  einst 
noch  schlechter  von  Ulysses  behandelt  worden.  258)  Auch 
Plutarch  sagt  in  seinem  Buche  gegen  Herodot,  es  stimme 
nicht  mit  der  Wahrheit,  dass  die  Korinther  das  von  den 
Samiern  erlittene  Unrecht  hätten  rächen  wollen  „nach 
drei  Generationen".  Auch  die  Vertheidigung  passt  nicht 
für  diese  und  ähnliche  Thaten,  welche  bei  Plutarch  aus 
der  von  Gott  erst  spät  erfolgenden  Bestrafung  hergenommen 
wird.  Denn  Gottes  Recht  ist  nicht  der  Menschen  Recht, 
wie  bald  deutlicher  werden  wird.  Und  wenn  es  billig 
ist,  dass  die  Nachkommen  Ehre  und  Lohn  für  die  Ver- 
dienste ihrer  Vorfahren  empfangen,  so  ist  es  doch  nicht 
billig,  sie  wegen  Missethaten  Jener  zu  strafen.  Denn  die 
Wohlthat  kann  ohne  Unrecht  Jedem  zugewendet  werden, 
aber  nicht  so  die  Strafe.  ^^^) 

IX.  Bis  hierher  sind  die  Fälle  besprochen  worden, 
wo  die  Gemeinschaft  der  Strafe  aus  der  Gemeinschaft  der 


258)  Ulysses  war  König  von  Ithaka  während  des 
Trojanischen  Krieges,  lebte  also  an  900  Jahre  vor  den 
Unbilden,  welche  die  Sicilianer  gegen  Ithaka  zu  Agathokles' 
Zeit  verübten. 

259)  Die  wichtige  Streitfrage,  ob  überhaupt  eine  ju- 
ristische Person  (imiversitas  juris)  ein  Verbrechen  begehen 
könne,  lässt  Gr.  unerörtert.  Er  setzt  ihre  Bejahung 
voraus,  aber  bleibt  doch  in  dieser  Ansicht  nicht  konse- 
quent. Bekanntlich  wird  die  Verneinung  der  Frage  darauf 
gestützt,  dass  eine  juristische  Person  oder  eine  Korpo- 
ration, welche  ihre  Statuten  und  Regeln  überschreite,  nicht 
mehr  als  Korporation  handle,  sondern  nur  noch  eine  un- 
gesetzliche Mehrheit  Einzelner  ausserhalb  der  Kompetenz 
jener  darstelle.    Diese  Ansicht  übersieht  die  wahre,  leben- 
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Schuld  folgt;  es  bleibt  die  Frage,  ob  ohne  Gemeinschaft 
der  Schuld  eine  Gemeinschaft  der  Strafe  eintreten  kann. 
Zum  besseren  Verständniss  und  zur  Vermeidung  von  Miss- 
verständnissen ist,  weil  verschiedene  Dinge  den  gleichen 
Namen  führen.  Einiges  vorauszuschicken. 

X.  1.  Zunächst  ist  der  unmittelbare  Schade  von  dem 
mittelbaren  zu  unterscheiden.  Unmittelbar  ist  ein  Schaden, 
wenn  Jemandem  das  genommen  wird,  worauf  er  ein  wirk- 
liches Recht  hat;  mittelbar,  wenn  Jemand  das  nicht  hat, 
was  er  ohnedem  gehabt  haben  würde,  indem  die  Bedingung 
wegfällt,  auf  der  sein  Recht  beruhte,  ülpian  giebt  als  Bei- 
spiel, wenn  ich  auf  meinem  Grund  einen  Brunnen  grabe,  wo- 
durch die  zu  dem  Grundstück  eines  An  lern  sich  hinziehenden 
Wasseradern  durchschnitten  werden;  er  bestreitet,  dass 
durch  einen  Fehler  meinerseits  ein  Schaden  in  diesem 
Falle  geschehen  sei,  wo  ich  nur  mein  Recht  geübt  habe. 
Auch  sonst,  sagt  er,  sei  es  ein  Unterschied,  ob  Jemand 
beschädige  oder  durch  seine  Handlung  nur  einen  Vortheil 
hindere.  Auch  der  Rechtsgelehrte  Paulus  sagt:  „es  sei 
voreilig,  wenn  man  sich  für  bereichert  halte,  ehe  man 
noch  erworben  habe." 

2.  So  leiden  die  Kinder  durch  die  Konfiskation  des 
Vermögens  der  Eltern;  aber  es  ist  für  sie  keine  Strafe, 
weil  jenes  Vermögen  nur  dann  ihr  Eigenthum  werden 
kann,  wenn  die  Eltern  es  bis  an  ihr  Lebensende  sich  be- 
wahrt haben.  Alphenus  bemerkt  dies  richtig,  wenn  er 
sagt,    dass    durch    die    Strafe   des  Vaters    die  Kinder   das 

dige  Natur  vieler  Korporationen,  wie  z.  B.  der  Städte, 
der  Kirchengemeinden  u.  s.  w.,  deren  Wirksamkeit  sich  gar 
nicht  durch  Statuten  und  Kompetenzbestimmungen  regeln 
lässt,  weil  das  sie  einende  P>and  ein  dauerndes  und  dabei 
den  mannigfachen  Veränderungen  unterworfenes  ist,  was 
zugleicli  in  gewisser  Beziehung  über  dem  Staate  steht,  da 
dieser  sich  erst  aus  diesen  Korporationen  zu>ammensetzt. 
Die  Frage  gestattet  überhaupt  keine  einfache  Antwort; 
sie  ist,  wie  andere  Fragen  des  ötfentlichen  Rechts,  von 
der  Totalität  der  das  Recht  erzeugenden  Momente  ab- 
hängig; insbesondere  aber  gestattet  selbst  die  bejahende 
Antwort  eine  mannigfache  Beschränkung  darin,  wie  weit 
die  Strafe  der  Korporation  auch  die  einzelnen  Mitglieder 
treffen  kann  oder  nicht. 
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verlieren,  was  einmal  an  sie  gelangt  sein  würde  ;  was  sie 
aber  nicht  vom  Vater,  sondern  anderwärts  in  natürlicher 
Weise  erlangt  haben,  das  bleibe  ihnen  unversehrt.  So 
sagt  Cicero,  die  Kinder  des  Themistokles  hätten  gedarbt 
und  er  findet  es  nicht  unrecht,  wenn  die  Kinder  des  Le- 
pidus  dasselbe  leiden  sollten;  er  sagt,  dies  sei  altes  Her- 
kommen bei  allen  Völkern;  indess  haben  die  späteren 
Römischen  Gesetze  hier  manche  Milderung  eingeführt.  So 
leiden  zwar  die  einzelnen  unschuldigen  Mitglieder,  wenn 
durch  ein  Vergehen  der  Mehrheit,  welche,  wie  früher  er- 
wähnt, die  Person  eine  Gemeinschaft  darstellt,  diese  in 
Schuld  geräth  und  deshalb  die  bürgerliche  Freiheit,  die 
Stadtbefestiguug  und  andere  Vortheile  einbüsst;  doch  trifft 
Jene  der  Schaden  nur  in  Dingen,  an  denen  sie  nur  durch 
die  Gemeinschaft  Theil  hatten. 

XI.  1.  Auch  wird  manchmal  Jemand  etwas  üebles 
aufgelegt  oder  etwas  Gutes  entzogen,  zwar  in  Anlass 
eines  fremden  Vergehens,  aber  nicht  so,  dass  dieses  Ver- 
gehen die  nächste  Ursache  jener  Handlung,  dem  Rechte 
nach  betrachtet,  ist.  So  leidet  der,  welcher  sich  für  eine 
fremde  Schuld  verbürgt,  nach  dem  Sprüchwort:  „Das 
Freiwillige  ist  nahe  bei  dem  Schädlichen";  aber  die  un- 
mittelbare Ursache  des  Schadens  ist  das  Versprechen,  zu 
bürgen.  Wer  für  einen  Käufer  sich  verbürgt,  haftet  nicht 
aus  dem  Kaufe,  sondern  aus  seinem  Versprechen;  ebenso 
wer  für  einen  Verbrecher  es  gethan,  nicht  aus  dem  Ver- 
brechen, sondern  aus  seiner  Erklärung.  Deshalb  erhält 
das  ihn  treffende  Uebel  sein  Maass  nicht  nach  dem  Ver- 
gehen des  Anderen,  sondern  nach  dem  Entschluss,  vermöge 
dessen  er  die  Bürgschaft  übernimmt. 

2.  Deshalb  kann  nach  der  richtigeren  Meinung  Nie- 
mand seiner  Bürgschaft  wegen  das  Leben  verlieren;  denn 
Niemand  hat  ein  solches  Recht  über  sein  Leben,  dass  er 
es  sich  nehmen,  oder  eine  Verbindlichkeit,  es  sich  zu 
nehmen,  eingehen  könnte.  Die  alten  Griechen  und  Römer 
dachten  indess  hierüber  anders  und  hielten  deshalb  auch 
solche  Bürgschaften,  wo  das  Leben  eingesetzt  wurde,  für 
zulässig,  wie  ein  Vers  des  Ausonius  ergiebt  und  die  be- 
kannte Erzählung  von  Dämon  und  Pythias  zeigt.  Auch 
Geissein  sind  deshalb,  wie  erwähnt,  oft  zu  Tode  geführt 
worden.  Das  hier  von  dem  Leben  Gesagte  gilt  auch  von 
den  Gliedmaassen    des  Körpers,    denn    auch    über   diese 
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kann  der  Mensch  nur  zur  Erhaltung  seines  Körpers  ver- 

^"^'3'    Hat  man  sich  verpflichtet,   in   das  Exil  zu  gehen 
oder 'eine  Summe  Geldes  zu  zahlen,  im  ialle  dass  ein  An- 
derer 1  Vergehen  begeht,  und  diese  B^f  g^^-rd  d«rch 
dessen   Schuld    erfüllt,    so   muss   der   I*."  f  ^ '«"  .^ä^-^-j,«" 
tragen,    der  jedoch  genau  genommen  nicht  a  s  Strate  bei 
hm   angesehen   werclen    kann.     Etwas   Aehnliches  kommt 
beT  dem  Rechte  vor,  was  von  eines  Anderen  W.Uen  ab- 
hängig ist,  wie  das  bittweise  Recht  m  Beziehung  auf  das 
Eigfnthum  an  der  Sache  und  das  Recht  der  l  "terthanen 
rücksiehtlich  des  Obereigenthums,  was  der  Staat  des  all- 
gemeinen Besten  wegen  hat.     Denn  wenn  dergleichen  Je- 
Sem  in  Folge  des  Vergehens  einem  Anderen  en  zogen 
wird,   so  ist  dies  keine  Strafe,    sondern  nur  die  Geltend- 
maclung   des   früheren  Rechts,   was  '\em  zusteht,    der  es 
Thm  entzieht.     Da  Thiere   kein  Unrecht  begehen   können, 
so  ist  es  auch  keine  wirkliche  Strafe,    sondern  nur  eine 
Ausübung  des  menschlichen  Rechtes  über  die  Thiere,  wenn 
es  nach  Mosaischem  Recht  wegen  Missbrauchs  zu  einem 
fleischlichen  Verbrechen  mit  einem  Menschen  getonte'  w^'^f^ 
XII.    Dieses  vorausgeschickt,  gilt  der  Satz,   dass  kein 
Unbetheiligter  wegen  des  Vergehens  f '"«l  anderen  f  straft 
werden  kann.     Der   Grund   ist   nicht,    '".«  1' * " ^ »/^„^''^^*' 
weil    die   Strafen   auf  die  Besserung   abseien ;    denn    ein 
Exempel  kann  auch  neben   dem  Verbrecher  »n  dem  auf- 
gestellt werden,    der,    wie  gleich  e^^^. '"»  weraen^>ra; 
mit  Jenem   verbunden   ist;    sondern   weil   die   Strate   sich 
Zf  die  Schuld  gründet,  und  die  Schuld  etwas  Persönliches 
ist,  was  aus  dem  Willen  kommt,  der  ^«^«e'- ..E'g^«»f ««  '^*' 
weshalb  ihn  die  Griechen  „„r«o..<«.  (W.llkur)  n™- 

XIII  1.  Hieronymus  sagt:  „Weder  die  Tugenden 
noch  die  Fehler  der  Eltern  werden  den  Kmdern  zuge- 
rechnet," und  Augustin  sagt:  „Gott  selbst  wäre  unge- 
recht wenn  er  einen  Unschuldigen  verdamm  e."  Dio 
Chrysosthomus  sagt  in  seiner  letzten  Re.k  dass  durch 
einen  Zusatz  der  Athener  zu  den  Gesetzen  des  Solon 
audr  die  Nachkommen  für  die  Vergehen  ihrer  E  fern  ver- 
haftet worden  und  fügt  dem  über  das  Gesetz  Gottes  hinzu: 
DlTaf  nicht  wie' .jenes  die  Kinder  und  Nachkommen 
des  Uebelthäters;  sondern  Jeder  hat  nur  ^^^ne  eig  ne. 
Thaten  zu  vertreten."    Daher  das  Spruchwort:  „Die  Strale 
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folgt  dem  Haupte  nach."  260^  Die  christlichen  Kaiser 
sagen:  „Wir  verordnen,  dass  da  die  Strafe  sei,  wo  die 
Beschädigung  ist;"  und:  „Die  Vergehen  sollen  von  ihren 
Urhebern  gebüsst  werden,  und  das  üebel  soll  nicht  weiter 
gehen,  als  das  Vergehen  sich  erstreckt." 

2.  Philo  sagt:  „Es  ist  billig,  dass  Jene  die  Strafe 
leiden,  welche  gefehlt  liaben,"  und  er  tadelt  die  Gewohn- 
lieit  einiger  Völker,  welche  die  unschuldigen  Kinder  des 
Tyrannen  oder  Verräthers  mit  dem  Tode  bestraften.  Auch 
Dionys  von  Halicarnass  tadelt  es  und  zeigt  die  Unbillig- 
keit des  dafür  geltend  gemachten  Grundes,  dass  die  Kin- 
der wie  die  Eltern  werden  würden;  denn  dies  sei  unge- 
gewiss,  und  eine  solche  ungewisse  Besorgniss  genüge  nicht 
zur  Todesstrafe.  Ich  weiss  nicht,  wer  dem  christlichen 
Kaiser  Arcadius  zu  sagen  wagte,  dass  des  Vaters  Ver- 
brechen auch  die  Kinder  mit  treffen  müsse,  da  man  an 
ihnen  das  Beispiel  des  Vaters  zu  fürchten  habe,  und  Am- 
mian  erzählt,  selbst  die  kleine  Nachkommenschaft  sei 
getödtet  worden,  damit  sie  nicht  heranwachse  und  dem 
Beispiel  des  Vaters  folge.  Auch  die  Furcht  vor  der  Rache 
der  Kinder  rechtfertigt  dies  nicht,  wie  das  Griechische 
Sprtichwort  lautet:  „Ein  Thor,  der  den  Vater  tödtet  und 
die  Kinder  am  Leben  lässt. 

3.  Aber  Seneca  sagt:  „Nichts  ist  ungerechter,  als 
wenn  Jemand  den  Ilass  gegen  seinen  Vater  mit  als  Erb- 
schaft überkommen  solle."  Pausanias  Hess  es  als  Feld- 
herr der  Griechen  die  Kinder  des  Attaginus  nicht  ent- 
gelten, dass  ihr  Vater  die  Thebaner  zum  Abfall  an  die 
Perser  verleitet  hatte,  indem  er  sagte,  dass  die  Kinder 
an  dieser  Parteinahme  für  die  Meder  keine  Mitschuld 
hätten.  Marc  Antonin  schreibt  in  einem  Briefe  an  den 
Senat:  „Weshalb  wollt  Ihr  den  Söhnen  und  den  Schwieger- 
söhnen und  der  Frau  des  Avidius  Cassius  (er  hatte  sich 
gegen  ihn  verschworen)  Verzeihung  angedeihen  lassen? 
und  was  sage  ich:  Verzeihung,  da  sie  nichts  verbrochen 
haben!" 

XIV.  1.  Allerdings  droht  Gott  in  dem  den  Juden  ge- 
gebenen Gesetz,  dass  er  die  Bosheit  des  Vaters  an  seinen 
Kindern    rächen    werde;    allein   Gott    hat   auch   das  voll- 

260)  Aus  den  Pandekten  entnommen;  Lex  43  de  noxal. 
action. 
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kommenste  Recht  auf  unser  Yermögen  wie  auf  unser 
Leben  als  seinem  Geschenk;  er  kann  es  jedem  Beliebigen 
zu  jeder  Zeit  auch  ohne  Grund  wieder  nehmen.  Wenn 
er  daher  durch  einen  frühzeitigen  und  gewaltsamen  Tod 
die  Kinder  des  Acancs,  des  Saul,  des  Jerobeam,  des  Acha- 
bes  hibwegnimmt,  so  übt  er  nur  sein  Eigenthumsrecht 
und  straft  nicht;  aber  eben  damit  straft  er  um  so  schwe- 
rer die  Eltern.  Denn  wenn  sie  noch  leben,  was  das  Ge- 
setz zunächst  voraussetzt,  und  weslialb  es  die  Drohung 
nicht  über  die  Urenkel  hinaus  ausdeJmt,  Exod.  XX.  5,  da 
das  menL^chliche  Alter  deren  Anblick  noch  erleben  kann, 
so  werden  offenbar  die  Eltern  durcli  einen  solchen  Anblick 
gestraft;  denn  sie  leiden  dadurch  schwerer  als  durch  ihre 
eigene  Strafe.  Chrysosthomus  bemerkt  das,  und  Plu- 
tarch  stimmt  dem  bei,  indem  er  sagt:  „Keine  Strafe  ist 
härter,  als  zu  sehen,  wie  die  Kinder  wegen  des  Vaters 
Schuld  leiden  müssen."  Leben  aber  die  Eltern  nicht 
mehr,  so  ist  es  docli  schon  eine  schwere  Strafe,  mit  dieser 
Furcht  aus  dem  Leben  zu  scheiden.  TertuUian  siigt: 
„Die  Herzensverhärtung  des  Volkes  hatte  zu  solchen 
Mitteln  geführt,  damit  sie  wenigstens  in  Rücksicht  auf 
ihre  Nachkommen  dem  göttlichen  Gesetze  gehoreliten." 

2.  Indess  wendet  Gott  diese  schwerere  Strafe  nur  bei 
Verbrechen  an,  die  unmittelbar  zu  seiner  Schmähung  be- 
gangen sind,  wie  Götzendienst,  Meineid,  Kirclienraub. 
Auch  bei  den  Griechen  galt  dieser  Glaube,  denn  alle  Ver- 
brechen, die  auch  die  Nachkommen  mit  treffen,  und  die 
sie  ayrj  (der  Sühne  bedürftige  Verbrechen)  nennen,  sind 
solcher  Art.  Plutarch  behandelt  dies  ausführlich  in 
seinem  Buche  über  die  späten  Strafen  der  Gottheit.  Aelian 
erwähnt  ein  Delphisches  Orakel: 

„Aber  das  göttliche  Recht  verfolgt  die  Quellen  der  Verbrechen, 
Man  kann   ihm  nicht   ausweichen,    auch   wenn   man  von  Jupiter 

abstammt. 
Es  droht  ihrem  Haupte  und  denen,  die  von  ihnen  abstammen; 
Und  ein  Unglück  im  Hause  zieht  das  andere  nach  sich." 

Es  handelt  sich  da  um  einen  Tempelraub,  wie  auch  die 
Geschichte  mit  dem  Tholosanischen  Golde  bei  Strabo 
und  Gellius  bestätigt.  2«i)    Uebrigens  macht  Gott,  wenn 

2Ö1)  Die  Geschichte  ist  ausftihrlich  erzählt  bei  Justi- 
nus  32.  3, 


er  es  auch  angedroht  hat,  von  seinem  Rechte  nicht  immer 
Gebrauch,  besonders  wenn  die  Kinder  sich  durch  Tugend 
auszeichnen;    dies    ergiebt   Ezech.    XVIII.    und    bestätigt 
Plutarch  am  angeführten  Orte  durch  mehrere  Beispiele 
3.  Obgleich  im  Neuen  Testament  die  Strafen,  welche  die 
Gottlosen  in  jener  Welt  erwarten,   bestimmter  als  früher 
bezeichnet  sind,  so  findet  sich  doch  keine  Strafe,  die  über 
die  Person  des  Sünders  hinausginge.    Hierauf  bezieht  sich 
schon  die  erwähnte  Rede  des  Ezechiel,  obgleich  nicht  so 
offenbar,  und  nur  so,  wie  es  bei  Weissagungen  Sitte  ist. 
Die  Menschen   dürfen   aber  hierin  Gott  nicht  nachfolgen: 
es   hegt  nicht  der  gleiche  Grund  vor,    da  Gott,    wie  er' 
wahnt    auch  abgesehen  von  aller  Schuld,  ein  Recht  über 
das  Leben  hat,  die  Menschen  aber  nur,  wenn  eine  schwere 
Schuld  vorliegt,    und  nur  gegen  die  Person,    welche  ge- 
sundigt hat.  '  ^ 

4.     Deshalb  verbietet  dasselbe  göttliche  Gesetz,    die 
Eltern  nicht  statt  der  Kinder,    und  die  Kinder  nicht  für 
die  Thaten    der  Eltern   mit   der  Todesstrafe    zu  belegen 
Dieses  Gesetz  haben  fromme  Könige   selbst  bei  Hochver- 
rathern befolgt,    und  Josephus  und  Philo  rühmen   es 
und  Isocrates  ein  ähnliches  in  Aegypten,   und  Dionys 
von  Hahcarnass  ein  gleiches  in  Rom.    Plato  sagt:  „dass 
die  Schmach  und  Strafe  des  Vaters    keines  seiner  Kinder 
mittreffe."     Der  Rechtsgelehrte  Callistratus    fügt    den 
Grund  hinzu:   „Denn  Jeder  wird  nach  seinen  Thaten  beur- 
theilt  und  ist  nicht  der  Erbe  eines  fremden  Verbrechens  " 
Cicero  sagt:   „Würde  wohl  ein  Staat  es  gestatten,   dass 
man  ein  Gesetz  vorschlage,  welches  den  Sohn  oder  Enkel 
verurtheilt,  wenn  der  Vater  oder  Grossvater  gefehlt  hat^" 
Daher  kommt  es    dass  es  nach  Aegyptischen,  Griechischen 
und  Romischen  Gesetzen  verboten  war,   eine  schwangere 
Frau  hinzurichten.  ^ 

XV.  Wenn  schon  die  menschlichen  Gesetze  ungerecht 
sind  we  che  die  Kinder  wegen  der  Verbrechen  der  Väter 
sterben  lassen,  so  ist  doch  das  Gesetz  der  Perser  und 
Macedonier  noch  schlechter,  welches  auch  die  Verwandten 
dem  Tode  weiht,  damit,  wie  Curtius  sagt,  die,  welche 
sich  gegen  den  König  vergangen  haben,  desto  unglück- 
licher stürben.  Ammianus  Marcellinus  sagt,  dass 
dieses  Gesetz  alle  anderen  an  Rohheit  übertreffe. 

AVI.    Wenn  jedoch  die  Kinder  der  Hochverräther  Ver- 

Orotins,  Recht  d.  Kr.  n.  Fr.  II. 
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mögen  besitzen  oder  erwarten,  so  kann  es  ihnen  durch 
die  Art  von  Obereigenthum  genommen  werden,  welche 
dem  Volke  oder  Könige  überhaupt  zusteht;  damit  werden 
zugleich  die  gestraft,  welche  gesündigt  haben.  Hierher 
gehört  es,  wenn  nach  Plutarch  die  Kinder  des  Ver- 
räthers Antiphanes  „als  ehrlos  eingeschrieben  worden 
sind",  d.  h.  von  allen  Aeratern  ausgeschlossen  worden 
sind,  wie  dies  auch  mit  den  Kindern  der  von  Sylla  in 
Rom  Geächteten  geschah.  Deshalb  enthält  das  erwähnte 
Gesetz  des  Acadius  die  zulässige  Bestimmung  gegen  die 
Kinder,  „dass  sie  zu  keinen  Aemtern  und  auch  nicht  zum 
Kriegsdienst  zugelassen  werden."  Wie  weit  aber  die 
Sklaverei  auf  die  Kinder  ohne  Ungerechtigkeit  sich  mit 
erstrecken  kann,  ist  bereits  von  uns  dargelegt  worden.  ^63) 
XVII.  1.  Was  hier  über  die  Zulässigkeit  von  Strafen 
gegen  die  Kinder  wegen  der  Vergehen  ihrer  Eltern  gesagt 
worden  ist,~63)  g[\t  auch  von  einem  gänzlich  unterwor- 
fenen Volke  (denn  wo  keine  volle  Unterwerfung  des  Vol- 
kes stattfindet,  da  kann  es,  wie  erwähnt,  gestraft  werden, 
weil  es  selbst  schuld  ist,  d.  h.  wegen  seiner  Nachlässig- 
keit) bei  der  Frage:  ob  ein  solches  Volk  wegen  der  Un- 
thaten  seines  Königs  oder  Herrschers  gestraft  werden  könne? 
Es  wird  dabei  die  Einstimmung  des  Volkes  oder  eine 
andere,  an  sich  strafbare  Handlung  bei  Seite  gelassen; 
es  handelt  sich  nur  um  die  Verbindung  aus  der  Natur 
des  Körpers,  dessen  Haupt  der  König  und  dessen  Glieder 
die  Unterthanen  sind.  Gott  hat  allerdings  wegen  der 
Sünde  David's  das  Volk   mit   der  Pest  gestraft,    und   das 

2«2)  In  Buch  II.  Kap.  5  Ab.  29. 

263J  Das  Rechtsgefühl  der  Gegenwart  wird  in  dieser 
Frage  den  von  Gr.  entwickelten  Grundsätzen  nicht  nur 
beistimmen,  sondern  es  geht  noch  darüber  hinaus.  Des- 
halb wird  die  Konfiskation  des  Vermögens  jetzt  immer 
mehr  als  Strafe  beseitigt;  deshalb  besteht  kein  Gesetz 
mehr,  dass  die  Kinder  der  Verbrecher  ehrlos  oder  zu 
Aemtern  unfähig  sein  sollen,  was  dem  Gr.  noch  zulässig 
erscheint.  Allein  man  darf  deshalb  nicht  behaupten,  dass 
dieser  Grundsatz  der  modernen  Zeit  moralisch  höher  stehe 
als  der  der  antiken  Zeit.  Die  Moral  verschiedener  Zeiten 
und  Völker  kann  in  dieser  Weise  nicht  verglichen  und 
gegen    einander    abgeschätzt    werden    (B.  XI.  194).     Am 


Volk  war  dabei  nach  David's  Meinung  unschuldig;   allein 
Gott  hatte  an  sich  ein  volles  Recht  über  deren  Leben. 

2.  Indess  war  dies  nicht  eine  Strafe  des  Volkes,  son- 
dern des  David;  denn,  wie  der  christliche  Schriftsteller 
sagt:  „Die  härteste  Strafe  der  Könige,  welche  gesündigt 
liaben,  ist  die,  welche  dem  Volke  auferlegt  wird."  Denn 
dies  ist  ebenso,  sagt  er,  als  wenn  Jemand,  der  mit  der 
Hand  gesündigt  hat,  auf  den  Rücken  geschlagen  wird. 
Aehnlich  sagt  Plutarch:  „Es  sei,  als  wenn  ein  Arzt  den 
Daumen  brenne,  um  die  Hüfte  zu  heilen."  Weshalb  die 
Menschen  dies  nicht  dürfen,  ist  schon  oben  erklärt. 

^  Xyill.  Dasselbe  gilt  von  den  Einzelnen,  die  nicht 
mit  eingewilligt  haben,  wenn  sie  an  ihrem  eigenen  Ver- 
mögen wegen  der  Vergehen  der  Gemeinschaft  gestraft 
werden  sollen. 

XIX.  Der  Erbe  haftet  zwar  für  die  übrigen  Schulden, 
aber  nicht  für  die  Strafe;  der  Rechtsgelehrte  Paulus 
sagt:  „Wenn  Jemandem  eine  Strafe  auferlegt  ist,  so  gilt 
es  nach  einem  gemeinsamen  Recht,  dass  der  Erbe  nicht 
dafür  haftet."  Die  wahre  Ursache  dafür  ist,  dass  der 
Erbe  die  Person  des  Erblassers  nicht  im  Moralischen, 
was  rein  persönlicli  ist,  sondern  im  Vermögen  vertritt; 
dazu  gehört  auch  das,  was  man  Jemand  schuldet,  nach- 
dem das  Eigenthum  eingeführt  worden  ist,  und  damit  die 
allgemeine  Gleichheit  aufgehört  hat.  Dio  von  Prusa  sagt 
in  seiner  Rhodischen  Rede:  „Was  die  Eltern  schuldig 
waren,  sind  es  auch  die  Kinder;  denn  Ihr  könnet  nicht 
sagen,  dass  Ihr  die  Erbschaft  ausgeschlagen  habt." 

XX.  Wenn  daher  neben  der  Schuld  noch  ein  anderer 


sonderbarsten  ist  die  Weise,  wie  Gr.  das  Verfahren  Gottes 
aus  seinem  Obereigenthum  über  alle  Menschen  zu  recht- 
fertigen sucht.  Selbst  wenn  ein  solches  Recht  bestände, 
wird  doch  hier  das  Verfahren  gegen  die  Kinder  von  der 
Bibel  als  Strafe  Gottes  dargestellt.  Es  ist  also  klar, 
dass  selbst  Gott  in  alten  Zeiten  die  Bestrafung  der  Kin- 
der für  die  Verbrechen  der  Eltern  für  gerecht  erachtet 
hat.  Dies  Alles  erklärt  sich  einfach,  wenn  die  Erzählung 
der  Bibel  als  Mythe  aufgefasst  wird;  gilt  sie  dagegen  als 
die  höchste  inspirirte  Wahrheit,  so  ist  der  Widerspruch 
unlöslich,  und  der  Ausweg,  den  Gr.  versucht,  ist  durchaus 
sophistisch. 
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Grund  für  die  Verbindlichkeit  besteht,  so  kann  der  Erbe 
für  die  Strafe,  wenn  auch  eigentlich  nicht  als  Strafe,  ver- 
haftet sein.  So  muss  der  Erbe  die  Geldstrafe  entrichten, 
wenn  bereits  darauf  erkannt  worden  oder,  an  anderen  Or- 
ten, wenn  die  Klage  darauf  bereits  behändigt  worden; 
indem  diese  Umstände  eine  kontraktliche  Verbindlichkeit 
erzeugen.  Dasselbe  gilt  für  die  Konventionalstrafen ;  denn 
es  ist  ein  neuer  Grund  für  die  Schuld  hinzugekommen. 


Kapitel  XXII. 
Ton  ungerechten  Ursachen  zum  Kriege.  ^^^) 

1.  1.  Beim  Beginn  dieser  Lehre  haben  wir  gesagt, 
dass  die  Rechtsgründe  entweder  wahre  oder  nur  schein- 
bare wären.  Polybius,  der  diesen  Unterschied  zuerst 
hervorhebt,  nennt  letztere  „Vorwände",  weil  sie  öffent- 
lich erklärt  zu  werden  pflegen  (Livius  nennt  sie  manch- 
mal „Titel")  und  jene  „Ursachen". 

2.  So  war  bei  dem  Feldzuge  Alexander's  gegen  Darius 
die  Rache  für  das  Unrecht,  was  die  Perser  den  Griechen 
zugefügt,  der  „Vorwand",  und  die  „Ursache"  die  Begierde 
nach  Ruhm,  Macht  und  Reichthum  neben  der  Hoffnung 
der  leichten  Ausführbarkeit  nach  den  Zügen  Xenophon's 
und  Agesilaus'  zu  schliessen.  So  war  der  Vorwand  zu 
dem  zweiten  punischen  Krieg  der  Streit  über  Sagunt,  und 
die  Ursache  die  Erbitterung   der  Karthager  über  die  Ver- 

264)  Mit  diesem  Kapitel  kehrt  Gr.  zu  der  Darstellung 
des  Völkerrechts  zurück,  das  er  mit  dem  Beginn  des 
zweiten  Buches  verlassen  hatte,  um  den  naturrechtlichen 
Inhalt  des  Privat-  und  Kriminalrechts  darzustellen.  Ver- 
mittelst der  Kategorie  von  den  gerechten  Ursachen  zum 
Kriege  hatte  sich  Gr.  einen  Platz  für  das  ganze  Privat- 
und  Kriminalrecht  verschafft;  jetzt  geht  er  in  derselben 
freien  und  ziemlich  systemlosen  Weise  zu  den  unge- 
rechten Ursachen  des  Krieges  über,  wo  natürlich  bei 
einem  so  äusserlichen  Merkmal  das  Verschiedenste  neben 
einander  behandelt  wird. 
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träge,  welche  die  Römer  in  harten  Zeiten  von  ihnen  er- 
presst  hatten,  so  wie  der  durch  das  Glück  in  Spanien 
gestiegene  Muth,  wie  Polybius  erzählt.  Aehnlich  sagt 
Thucydides:  „Die  wahre  Ursache  des  Peloponnesischen 
Krieges  sei  die  wachsende  Macht  der  Athener  gewesen, 
welche  den  Argwohn  der  Lacedämonier  erweckt  habe; 
der  Vorwand  aber  sei  der  Streit  um  Corcyra,  Potidäa 
und  Anderes  gewesen.  Thucydides  verwechselt  indess 
hier  die  Namen  der  Ursachen  und  Vorwände.  Denselben 
Unterschied  machen  die  Campaner  in  ihrer  Rede  an  die 
Römer,  wenn  sie  sagen,  dass  sie  gegen  die  Samniter  ge- 
kämpft hätten,  den  Worten  nach  für  die  Sidiciner,  der 
Sache  nach  für  sich  selbst,  weil  sie  erkannt,  dass  nacli 
Verbrennung  der  Sidiciner  der  Brand  auf  sie  sich  aus- 
breiten werde.  Auch  von  Antiochus  erzählt  Livius,  er 
habe  die  Kriege  gegen  Rom  unternommen,  vorgeblich 
wegen  der  Ermordung  des  Barcillas  und  Anderem;  in  Wahr- 
heit, weil  er  aus  der  sinkenden  Mannszucht  bei  den 
Römern  grosse  Hoffnungen  geschöpft  habe.  So  sagt  Plu- 
tarch,  Cicero  habe  nur  zum  Schein  dem  Antonius  vor- 
geworfen, dass  er  die  Ursache  des  Bürgerkrieges  sei,  da 
Cäsar  fest  dazu  entschlossen  gewesen  sei  und  nur  von 
dem  Antonius  den  Vorwand  dazu  hergenommen  habe.  265j 
II.  Manche  werden  durch  keinen  dieser  Gründe  zu 
dem  Kriege  veranlasst,  indem  sie,  wie  Tacitus  sagt,  die 
Gefahr  um  ihrer  selbst  willen  begehren.  Deren  Schlech- 
tigkeit überschreitet  das  menschliche  Maass;  Aristoteles 
nennt  es  Wildheit.  Seneca  sagt  über  solche:  „Es  ist 
nicht  Grausamkeit,  sondern  Wildheit  zu  nennen^  wenn  das 
Wüthen  zur  Lust  wird;  man  kann  es  auch  Wahnsinn 
nennen,  denn  es  hat  verschiedene  Arten,  und  keines  ver- 

265)  Qy.  zeigt  hier  eine  sehr  realistische  Auffassung 
der  Geschichte,  während  er  sonst  nur  zu  geneigt  ist,  alle 
Redensarten  im  öffentlichen  Leben  für  Ernst  zu  nehmen 
und  die  Verhältnisse  überall  mit  dem  Maasse  des  stren- 
gen Rechts  zu  messen,  selbst  da,  wo  der  Stoff  in  keiner 
Weise  sich  dem  fügen  will.  Es  ist  zu  bedauern,  dass 
Gr.  diese  hier  versuchte  nüchterne  Auffassung  nicht  stren- 
ger und  dauernder  festgehalten  hat;  er  würde  dann  sich 
von  vielen  Täuschungen  über  die  Ausdehnung  und  Bedeu- 
tung des  Rechts  in  öffentlichen  Angelegenheiten  und  ins- 
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dient  diesen  Namen  mehr,  als  was  bis  zu  dem  Morde 
und  der  Zerfieischung  der  Menschen  vorschreitet."  Ganz 
ähnlich  ist  es,  was  Aristoteles  im  letzten  Buche  seiner 
Nicomachischen  Ethik  sagt:  „Denn  der  muss  als  ganz 
grausam  gelten,  welcher  aus  Freunden  Feinde  macht,  nur 
aus  Lust  am  Kampf  und  Blutvergiessen."  Dio  von  Prusa 
sagt:  „Was  Anderes  ist  es,  wenn  Krieg  und  Kampf  ohne 
Grund  begonnen  wird,  als  reine  Tollheit,  und  deshalb  ein 
Begehren  nach  Bösem.'*  Seneca  sagt  im  14.  Briefe: 
„Niemand  oder  nur  sehr  Wenige  vergiessen  Menschenblut 
um  des  Blutes  willen." 

III.  1.  Die  Meisten,  welche  Krieg  führen,  haben  vor- 
gegebene Gründe  dazu,  und  ausserdem  entweder  noch 
rechtfertigende  Gründe  oder  nicht.  Manche  kümmern  sich 
um  die  letzteren  nicht;  man  kann  von  ihnen  das  sagen, 
was  ein  Römischer  Rechtsgelehrter  bemerkte:  „Der  sei 
ein  Räuber,  der,  um  seinen  Besitztitel  befragt,  keinen  an- 
deren als  seinen  Besitz  vorgebe."  Aristoteles  sagt  von 
diesen,  welche  nur  einen  Vorwand  zum  Kriege  haben: 
„Ist  es  nicht  unrecht,  die  ruhigen  Nachbarn  und  Jene  zu 
Sklaven  zu  machen,  welche  keinen  Schaden  thun,  ja  nicht 
einmal  dies  im  Sinne  haben?" 

2.  Dahin  gehört  Brennus,  welcher  sagte,  dass  Alles 
dem  Stärkeren  gehöre;  für  einen  solchen  gilt  dem  Silius 
Hannibal,  welchem  „das  Schwert  statt  Bündnisses  und  statt 
Gerechtigkeit  gilt;"  ein  Solcher  ist  Attila,  der  ähnlich  wie 

Andere  sa**t : 

„Es*  kommt  auf  das  Ende  des  Krieges,  nicht  auf 

seine  Ursache  an." 

Und:  ^    . 

„Diese  Schlachtordnung  wird  den  Besiegten  auch 

zum  Beschädiger  machen." 

besondere  im  Völkerverkehr  frei  gehalten  haben.  Die 
meisten  Belege,  welche  Gr.  in  den  früheren  Kapiteln  für 
seine  Rechtsauffassung  beigebracht  hat,  sind  in  Wahrheit 
nichts  als  Vorwände,  welche  nur  dazu  dienen  sollen,  die 
eigentlichen  Ursachen  der  geschichtlichen  Bewegung  der 
Völker,  d.  h.  ihre  Leidenschaften,  zu  verhüllen.  Vor  Allem 
war  der  Römische  Senat  ein  Meister  in  dieser  Politik, 
welche  nicht  wenig  dazu  beigetragen  hat,  die  Römer  zu 
den  Herren  der  Welt  zu  machen. 


Und: 


„Im  höchsten  Glück  ist  das  Stärkere  auch  das 
Gerechtere." 
Dazu  passt  der  Ausspruch  Augustin's:  „Die  Nachbarn 
mit  Krieg  überziehen,  und  von  da  weiter  gehen  und  ruhige 
Völker  nur  aus  Herrschsucht  zertreten  und  unterjochen, 
was  ist  es  anders  als  Strassenraub  im  Grossen?"  VeL 
lejus  sagt  von  solchen  Kriegen:  „Man  begann  die  Kriege 
nicht  aus  Ursachen,  sondern  aus  Hoffnung  auf  Gewinn." 
Bei  Cicero  heisst  es  im  1.  Buche  über  die  Pflichten: 
„Jene  geistige  Kraft,  die  sich  in  Gefahren  und  Anstren- 
gungen zeigt,  wo  keine  gerechte  Sache  vorliegt,  gehört 
nicht  zur  Tugend,  sondern  zu  der  Wildheit,  welche  aller 
Menschlichkeit  fern  steht;"  und  Andronikus  von  Rhodus 
sagt:  „Die,  welche  um  grossen  Gewinnes  willen  da  neh- 
men, wo  sie  nicht  sollen,  sind  schlecht  und  gottlos 
und  ungerecht;  so  die  Tyrannen  und  die  Verwüster  der 
Städte."  2«6) 

IV.  Mitunter  werden  scheinbare  Rechtfertigungsgründe 
angeführt,  die  bei  genauer  Prüfung  sich  als  ungerecht 
ausweisen,  die,  wie  Li v ins  sagt,  nicht  den  Kampf  des 
Rechts,  sondern  die  Gewalt  suchen.    Plutarch  sagt,  dass 

26«)  Der  friedliebende  und  moralische  Sinn  des  Gr. 
lässt  ihn  hier  die  reine  Lust  am  Kampf  und  Krieg  härter 
beurtheilen,  als  sie  es  verdient.  Diese  Lust  bildet  einen 
wesentlichen  Zug  in  dem  Charakter  der  indogermanischen 
Race  bis  in  ihre  kultivirten  Zeiten  hinein.  Sowohl  die 
Griechen  wie  die  Italischen  und  Germanischen  Völker- 
schaften sind  von  dieser  Leidenschaft  erfüllt,  und  dennoch 
sind  sie  die  Träger  der  Kultur  geworden.  So  wenig  wie 
der  Einzelne  in  ewigem  Frieden  sich  bewegen  kann,  so 
gut,  wie  in  diesem  zu  Zeiten  die  Lust  am  Kampf  in  irgend 
einer  Richtung  ausbricht,  um  seiner  Kraft  sich  bewusst 
zu  werden  und  sie  zu  erproben,  so  ist  dies  auch  mit  den 
Völkern,  namentlich  in  ihren  roheren  Zeiten  der  Fall,  und 
es  dürfte  sehr  zweifelhaft  sein,  ob  die  Völker  einen  ewi- 
gen Frieden  ertragen  können;  ja  ob  ihnen  der  Krieg  nicht 
eine  wesentliche  Bedingung  ihrer  geschichtlichen  Existenz 
ist.  Das  Ideal  des  ewigen  Völkerfriedens  dürfte,  wie  man- 
ches andere  Ideal,  wenn  verwirklicht,  in  ein  widerliches 
Gegenstück  sich  verkehren. 


136 


Buch  II.     Kap.  XXn. 


die  meisten  Könige  den  Krieg  und  Frieden  wie  zwei  Geld- 
stücke benutzen,  wie  es  ilineri  nützt,  nicht  wie  es  gerecht 
ist."  Welche  Gründe  ungerecht  sind,  kann  aus  den  ge- 
rechten einigermaassen  entnommen  werden,  die  bisher 
erläutert  worden  sind.  Denn  das  Gerade  ist  das  Maass 
des  Schiefen.  Indess  wollen  wir  zur  grösseren  Deutlich- 
keit die  wichtigsten  Arten  angeben. 

V.  1.  Dass  die  Furcht  vor  der  Macht  des  Nachbars 
nicht  zureicht,  ist  oben  bemerkt  worden.  Denn  damit  die 
Vertheidigung  gerecht  sei,  muss  sie  nothwendig  sein,  und 
dies  ist  sie  nur,  wenn  nicht  blos  die  Macht,  sondern  auch 
die  Absicht  jenes,  und  zwar  so  feststeht,  wie  es  im  Mora- 
lischen überhaupt  möglich  ist. 

2.  Deshalb  ist  es  keine  gerechte  Ursache  zum  Krieg, 
wenn  der  Nachbar,  den  kein  Vertrag  hindert,  auf  seinem 
Gebiet  eine  Festung  oder  andere  Schutzwehr  anlegt,  die 
schädlich  werden  kann.  Denn  gegen  solche  Gefahr  sind 
Gegenbefestigungen  und  ähnliche  Mittel  anzuwenden,  aber 
nicht  die  Kriegsgewalt.  Die  Kriege  der  Römer  gegen 
Philipp  waren  deshalb  ungerecht,  so  wie  die  des  Lysi- 
machus  gegen  Demetrius,  wenn  nicht  noch  andere  Gründe 
vorlagen.  Tacitus'  Ausspruch  über  die  Chatten  gefällt 
mir  sehr:  „Sie  sind  der  mächtigste  Stamm  unter  den 
Deutschen  und  schützen  ihre  Grösse  durch  Gerechtigkeit, 
nicht  durch  Herrschsucht  und  Uebermuth;  sie  sind  ruhig 
und  still;  sie  fangen  keinen  Krieg  an,  verwüsten  nicht 
durch  Raub  und  Diebstahl.  Das  beste  Zeugniss  für  ihre 
Tugend  und  Kraft  ist,  dass  sie  ihre  Oberherrschaft  nicht 
auf  das  Unrecht  stützen.  Trotzdem  sind  ihre  Waffen  und 
ihr  Heer  bereit,  wo  es  verlangt  wird;  ihre  Zahl  an  Sol- 
daten und  Pferden  ist  die  grösste,  und  dies  gilt  auch  von 
ihnen  im  Frieden."  267) 

267)  Mit  diesen  Phrasen  aus  Tacitus  ist  keine  Be- 
stimmtheit hier  zu  gewinnen.  Wenn  irgend  ein  Punkt, 
so  ist  es  dieser,  welcher  unter  gar  keinen  solchen  Rechts- 
begriff gebracht  werden  kann,  dass  danach  die  Rechtmässig- 
keit eines  Krieges  wegen  drohender  Gefahr  von  Seiten 
des  Nachbarn  beurtheilt  werden  könnte.  Schon  die  unend- 
liche Verschiedenheit  der  einzelnen  Fälle  schliesst  hier 
jede  Rechtsbildung  aus.  Die  Geschichte  lehrt,  dass  in  der 
Regel  die  Kriege  gerade  dadurch  unglücklich  ausgehen,  dass 
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VI.  Der  Nutzen  giebt  nicht  gleiches  Recht  mit  der 
Nothwendigkeit. 

VII.  Deshalb  kann  da,  wo  Gelegenheit  genug  zum 
Heirathen  vorhanden  ist,  die  Verweigerung  der  Ehe  nicht 
den  Grund  zum  Kriege  abgeben,  wie  dies  von  Herkules 
gegen  Eurytus  und  von  Darius  gegen  die  Scythen  geschah. 

VIII.  Ebensowenig  reicht  dazu  die  Lust  hin,  den 
Wohnsitz  zu  wechseln,  um  ein  fruchtbares  Land  mit 
Sümpfen  und  Einöden  zu  vertauschen,  weshalb  die  Deut- 
schen nach  Tacitus  ihre  Kriege  begannen. 

IX.  Ebenso  ungerecht  ist  es,  unter  dem  Vorwand  der 
Entdeckung  sich  fremdes  Gebiet  anzumaassen,  selbst  wenn 
der  Inhaber  schlecht,  dem  Götzendienst  ergeben  oder 
stumpfen  Geistes  ist.  Denn  entdecken  kann  man  nur  das, 
was  Niemandem  gehört.  26») 

X.  1.  Zur  Gültigkeit  des  Eigenthums  gehört  auch 
nicht  moralische  Tugend  oder  eine  religiöse  oder  geistige 
Vollkommenheit.  Höchstens  könnte  man  dies  bei  Völkern 
geltend  machen,  die  des  Vernunftgebrauchs  ganz  entbeh- 
ren, so  dass  sie  kein  Eigenthum  haben,  sondern  man  ihnen 
nur  aus  christlicher  Liebe  das  zum  Leben  Nothwendige 
zu  gewähren  hat.  Denn  das  früher  Gesagte  rücksichtlich 
des  von  dem  Völkerrecht  eingeführten  Schutzes  des  Eigen- 
thums von  Kindern  und  Blödsinnigen  bezieht  sich  nur  auf 
Völker,  mit  denen  man  im  Verkehr  steht;  dazu  gehören 
aber  jene  ganz  blödsinnigen  Völkerschaften  nicht,  wenn 
es  deren  geben  sollte,  was  ich  sehr  bezweifle.  269) 

der  gefährliche  Nachbar  zu  spät  angegriffen  wird.  Man 
denke  an  die  Kriege  Oesterreichs  und  Preussens  gegen 
Napoleon  I.  Umgekehrt  verdankt  Preussen  seinen  Sieg 
1866  nur  der  Kühnheit  seines  Vorgehens,  was  nach  Gr.'s 
Maass  gemessen,  durchaus  nicht  zu  rechtfertigen  wäre. 

268)  Gr.  denkt  hierbei  an  die  zu  seiner  Zeit  noch  neue 
Besitznahme  von  Westindien  und  Mittelamerika  durch  die 
Spanier  auf  Grund  der  ihnen  durch  päpstliche  Bullen  ge- 
währten Rechte  und  Pflicht,  die  Indianer  zum  Christen- 
thum  zu  bekehren.  Gr.  wagt  indess  in  seiner  vorsichtigen 
Weise  es  nicht,  diese  Dinge  näher  zu  bezeichnen  und  mit 
dem  rechten  Namen  zu  nennen. 

269)  Mit  diesem  Grunde  wurden  schon  zu  Gr.'s  Zeit 
die  Besitznahmen  der  von  den  Negern  in  Afrika  und  von 


138 


Buch  II.    Kap.  XXn. 


Ueber  ungerechte  Ursachen  zum  Kriege. 


139 


1 


2.  Die  Griechen  nannten  daher  die  Barbaren  mit  Un- 
recht ihre  natürlichen  Feinde,  weil  die  Sitten  verschieden 
waren,  und  sie  vielleicht  auch  geistig  auf  einer  tieferen 
Stufe  standen.  Wie  weit  aber  wegen  schwerer  Verbrechen, 
welche  die  menschliche  Natur  und  Gesellschaft  verletzten, 
das  Eigenthum  genommen  werden  könne,  ist  eine  andere 
Frage,    die    bei  Gelegenheit    der  Strafen  bereits  erörtert 

worden  ist. 

XI.  Auch  die  Freiheit  Einzelner  oder  der  Staaten,  d.  h. 
die  Autonomie,  die  von  Natur  und  für  immer  Jemand 
zusteht,  kann  kein  Recht  zum  Kriege  geben.  Denn  wenn 
es  heisst,  dass  die  Freiheit  den  Menschen  oder  Völkern 
von  Natur  zustehe,  so  gilt  dies  von  dem  Naturrecht, 
was  den  menschlichen  Einrichtungen  vorausgeht,  und  von 
der  Freiheit  im  negativen  Sinne,  nicht  von  der  im  kon- 
trären Sinne,  d.  h.  es  giebt  von  Natur  keine  Sklaven; 
aber  daraus  folgt  nicht,  dass  die  Sklaverei  niemals  sein 
dürfe;  denn  in  diesem  Sinne  ist  Niemand  frei.  Hierher 
gehört  der  Ausspruch  des  Albutius:  „Niemand  sei  als 
Freier  und  Niemand  als  Sklave  geboren;  erst  das  Schicksal 
habe  später  diesen  Namen  den  Einzelnen  aufgelegt." 
Aristoteles  sagt:  „Vermöge  des  Gesetzes  sei  der  Eine 
Sklave,  der  Andere  frei."  Wer  also  in  gerechter  Weise 
in  die  persönliche  oder  bürgerliche  Unterthänigkeit  ge- 
rathen  ist,  muss  sich  dabei  zufrieden  geben.    Der  Apostel 

den  Indianern  in  Nordamerika  bewohnten  Landstriche  durch 
die  Europäer  gerechtfertigt.  Gr.  hat  gewiss  Recht,  dass 
dies  nur  ein  leerer  Vorwand  war,  aber  er  hat  Unrecht, 
dass  er  diese  Frage  überhaupt  dem  Recht  unterwerfen 
will.  Diese  Besitznahmen  gehören  zu  dem  freien  Handeln 
der  Autoritäten  (Fürsten,  Völker)  welche  dem  Rechte  nicht 
untergeben  sind.  Deshalb  setzt  sich  diese,  rechtlich  nicht 
zu  rechtfertigende  Occupation  auch  heut  zu  Tage  sowohl 
in  Australien  und  Afrika,  wie  in  der  so  streng  sittlichen 
Nordamerikanischen  Union  fort,  wo  die  Indianer  trotz 
aller  Deklamationen  ihrer  Freunde  von  Jahr  zu  Jahr  mit 
Gewalt  weiter  zurückgedrängt  werden  und  unaufhaltsam 
ihrem  Untergang  entgegengehen.  Dies  sind  Naturvorgänge, 
Aktionen  der  Autoritäten,  wo  das  Recht  nicht  hinreicht 
(B.  XL  145  u.  f.),  und  die  selbst  die  öffentliche  Meinung 
als  solche  anerkennt. 


I 


Paulus  lehrt:   „Du  bist  zum  Sklaven  bestimmt,  aber  sei 
deshalb  ohne  Sorgen." 

XII.  Ebenso  ungerecht  ist  es,  wenn  man  durch  Waffen- 
gewalt Menschen  unterwerfen  will,  weil  sie  zum  Sklaven 
passen;  die  Philosophen  nennen  dies  die  natürliche 
Sklaverei.  Denn  selbst  wenn  etwas  einem  Andern  nütz- 
lich ist,  so  darf  es  ihm  doch  nicht  mit  Gewalt  aufge- 
nöthiget  werden.  Die  vernünftigen  Geschöpfe  müssen 
vielmehr  selbst  zwischen  Nützlichem  und  Schädlichem 
wählen,  soweit  nicht  Andere  ein  Recht  über  sie  erworben 
haben.  Bei  den  Kindern  verhält  es  sich  anders,  da  die 
Natur  hier  deren  Leitung  dem  gestattet,  der  sich  ihrer 
annimmt  und  dazu  geeignet  ist,  weil  sie  selbst  nicht 
das  Recht  zum  eignen  Handeln  und  Entscheiden  haben. 

XHL  1.  Kaum  bedürfte  es  noch  der  Erwähnung,  wie 
verkehrt  das  Recht  sei,  was  Manche  dem  Römischen 
Kaiser  auf  die  Staatsgewalt  selbst  über  die  fernsten  und 
unbekannten  Völker  zusprechen,  wenn  nicht  der,  lange  Zeit 
als  der  Erste  der  Rechtsgelehrten  gefeierte  Bartolus 
Jeden  für  einen  Ketzer  erklärt  hatte,  der  dies  bestreite. 
Es  nenne  sich  nämlich  der  Kaiser  selbst  mitunter  den  Herrn 
der  Welt,  und  in  heiligen  Schriften  werde  jene  Herr- 
schaft, welche  spätere  Schriftsteller  die  Romanische  nen- 
nen, als  die  rrig  oixoviueprjgj  d.  h.  als  die  über  die  bewohnte 
Welt  bezeichnet.     Hierher  gehört  auch  der  Ausspruch: 

„Schon  hat  der  Römische  Sieger  den  ganzen 
Erdkreis  inne." 
und  viele  andere,  die  auf  einer  Unbestimmtheit  der 
Worte  oder  auf  einer  Uebertreibung  beruhen.  So  wird 
in  denselben  Schriften  Judäa  oft  die  bewohnte  Erde  ge- 
nannt. Man  muss  dies  in  dem  Sinne  der  alten  Juden 
auffassen,  nach  denen  Jerusalem  in  der  Mitte  des 
Erdkreises  lag,  d.  h.  in  der  Mitte  von  Judäa.  Ebenso 
wurde  Delphi  der  Nabel  der  Erde  genannt,  weil  es  in 
der  Mitte  Griechenlands  lag.  Auch  werden  die  Gründe 
von  Dante  Niemand  überzeugen,  welcher  dem  Kaiser 
dies  Recht  zuspricht,  weil  es  dem  menschlichen  Geschlecht 
nützlich  sei;  denn  die  Vortheile  gleichen  sich  dabei  mit 
den  Nachtheilen  aus.  Schon  ein  Schiff  kann  so  gross 
werden,  dass  man  es  nicht  mehr  zu  leiten  vermag;  so 
kann    auch    die  Zahl    der  Menschen    und    die  Entfernung 
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der  Orte  so   gross  werden,    dass  eine  Regierung  nicht 
mehr  ausführbar  ist. 

2.  Aber  selbst  wenn  man  den  Nutzen  zugeben  wollte, 
folgt  daraus  noch  nicht  das  Recht  auf  die  Herrschaft, 
welches  nur  durch  Einwilligung  oder  als  Strafe  ent- 
stehen kann.  Auch  hat  der  jetzige  Römische  Kaiser 
nicht  mehr  die  Herrschaft  über  Alle,  die  sonst  zum 
Römischen  Reiche  gehört  haben;  vieles  durch  Krieg 
Gewonnene  ist  durch  Krieg  wieder  verloren  gegangen; 
Anderes  ist  durch  Verträge  und  durch  freiwillige  Aufgabe 
unter  die  Herrschaft  anderer  Völker  oder  Könige  ge- 
kommen. Denn  einzelne  Staaten  waren  früher  ganz  unter- 
than,  nachher  nur  zum  Theil,  oder  sie  standen  nur  in 
einem  ungleichen  Bündniss.  Denn  alle  diese  Wege,  auf 
denen  das  Recht  verloren  oder  geändert  werden  kann, 
gelten  ebenso  gegen  die  Römischen  Kaiser  wie  gegen 
jeden  Andern.  2^**) 

XIV.  1.  Auch  für  die  Kirche  ist  das  Recht  über  alle 
Völker  in  den  noch  unbekannten  Theilen  der  Erde  be- 
hauptet worden,  obgleich  doch  der  Apostel  Paulus  deut- 
lich sagt,  dass  ihm  kein  Recht  über  die  zukomme,  die 
ausserhalb  der  Christenheit  ständen;  „denn  wie  kann  ich 
über  die  Auswärtigen  richten?"  1.  Cor.  V.  12.  Und  dabei 
war  das  apostolische  Recht  der  Entscheidung,  wenn  es 
auch  in  seiner  Weise  sich  auf  irdische  Dinge  bezog,  doch 
nicht  irdischer,  sondern  ich  möchte  sagen,  himmlischer 
Natur,   indem  es  nicht  durch  Waffen   und  Geissein  geübt 

270)  In  Ab.  13  behandelt  Gr.  ausnahmsweise  eine 
Frage  seiner  Zeit  oder  wenigstens  eine  Frage  des  Mittel- 
alters, während  in  der  Regel  seine  Beobachtungen  nicht 
über  die  antike  Welt  hinausgehen.  Die  Frage  ist  von 
Gr.  viel  zu  leicht  genommen ;  Savigny  und  Eichhorn  haben 
ihre  hohe  geschichtliche  Bedeutung  für  das  Mittelalter 
hervorgehoben.  Gr.  ist  den  Deutschen  überhaupt  als 
Niederländer  nicht  gewogen;  der  Kampf  der  Niederlande 
mit  Spanien,  was  damals  von  Habsburgischen  Fürsten  be- 
herrscht wurde,  mag  bei  ihm  diese  Abneigung  verstärkt 
haben,  und  so  war  ihm  diese  Frage  eine  willkommene 
Gelegenheit,  seinem  Herzen  Luft  zu  machen,  üebrigens 
ist  eine  nah  verwandte  Frage  von  Gr.  bereits  Kap.  IX. 
Ab.  U  (S.  375)  behandelt  worden. 


Ueber  ungerechte  Ursachen  zum  Kriege. 
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wurde,  sondern  durch  das  Wort  Gottes  in  seiner  Allgemein- 
heit und  in  seiner  Anwendung  auf  die  besonderen  Um- 
stände und  durch  Gewährung  oder  Verweigerung  der 
göttlichen  Sakramente,  je  nachdem  es  Jedem  zuträglich 
war,  im  äussersten  Falle  durch  eine  übernatürliche 
Strafe,  die  daher  von  Gott  kam,  wie  es  bei  den  Ananias, 
Elyma,  Hymenäus  und  Anderen  der  Fall  gewesen. 

2.  Christus  selbst,  von  dem  alle  Gewalt  der  Kirche 
gekommen  ist,  und  dessen  Leben  der  Kirche  zum  Muster 
dient,  leugnete,  dass  sein  Reich  von  dieser  Welt  sei,  d.  h. 
von  der  Art,  wie  die  übrigen  Reiche,  indem  er  hinzufügte, 
dass  er  sonst  nach  der  Art  der  anderen  Könige  sich  der 
Soldaten  bedient  haben  würde.  Selbst  wenn  er  Legionen  ver- 
langen wollte,  verlangte  er  sie  nicht  von  Menschen,  son- 
dern von  Engeln.  Matth.  XXVI.  53.  Und  was  er  für  seine 
Macht  that,  that  er  nicht  mit  menschlicher,  sondern  gött- 
licher Tugend,  selbst  da,  wo  er  die  Wechsler  aus  dem 
Tempel  verjagte.  Denn  die  Geissei  war  damals  nur  das 
Symbol,  aber  nicht  das  Werkzeug  des  göttlichen  Zornes, 
w*^ie  anderwärts  der  Speichel  und  das  Oel  das  Symbol  des 
Heilens  war,  aber  nicht  das  Heilmittel.  Augustin  sagt 
zu  dieser  Stelle  von  Johannes:  „Hört  es  also,  Ihr  Juden 
und  Heiden,  hört  es,  Ihr  Beschnittenen  und  Unbeschnittenen, 
hört  es,  alle  Herrscher  der  Erde!  Ich  hindere  Eure  Herr- 
schaft in  dieser  Welt  nicht;  mein  Reich  ist  nicht  von 
dieser  Welt.  Fürchtet  Euch  nicht  mit  der  eitlen  Furcht, 
mit  der  der  ältere  Herodes  erschrak,  als  ihm  die  Geburt 
Christi  gemeldet  wurde,  und  er  so  viel  Kinder  tödten 
Hess,  damit  auch  Christus  darunter  falle,  eine  Grausam- 
keit, die  mehr  aus  Furcht  als  aus  Zorn  geschah.  Mein 
Reich,  spricht  er,  ist  nicht  von  dieser  Welt.  Was  wollt 
Ihr  mehr?  Kommt  zu  dem  Reiche,  das  nicht  von  dieser 
Welt  ist;   kommt   im  Glauben   und  wüthet  nicht  in  Eurer 

Furcht!" 

.3.  Einem  Vorsteher  verbietet  Paulus  unter  Anderem 
das  Züchtigen;  1.  Tim.  III.  2.  „Die  Herrschaft  durch  Ge- 
walt, d.  h.  die  aus  menschlicher  Gewalt,  sei  die  der 
Könige,  nicht  der  Bischöfe,"  sagt  Chrysosthomus,  und 
an  einer  anderen  Stelle:  „Uns  ist  nicht  die  Macht  ge- 
geben, dass  wir  durch  das  Ansehen  eines  Richterspruches 
(d.  h.  eines  solchen,  der  durch  die  Hand  des  Königs  oder 
der  Soldaten  vollstreckt   wird    oder   die  Beraubung  eines 
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Rechtes  in  sicli  schliesst)  die  Menschen  von  den  Misse- 
thaten  abhalten."  Und  von  einem  Bischof  sagt  er,  dass  er 
sein  Amt  nicht  mit  Gewalt,  sondern  durch  seine  Ermahnun- 
gen verwalte.  Daraus  ergiebt  sich  zur  Genüge,  dass  die 
Bischöfe  als  solche  kein  Recht  haben,  über  die  Menschen 
in  weltlicher  Weise  zu  herrschen.  Hieron ymus  sagt 
bei  Vergleichung  eines  Bischofes  mit  einem  König:  „Dieser 
herrscht  über  die,  welche  nicht  wollen,  der  Bischof  über 
die,  welche  wollen." 

4.  Ob  aber  die  Könige  selbst  die,  welche  die  christ- 
liche Religion  zurückweisen,  mit  Krieg  zur  Strafe  über- 
ziehen können,  ist  oben  in  dem  Kapitel  über  die  Strafen 
so  weit  als  nöthig  erörtert  worden.  37i) 

XV.  Auch  will  ich  hier  bemerken,  was,  wenn  ich  die 
Gegenwart  mit  dem  Alterthura  vergleiche,  zu  grossen  üebeln 
führen  kann,  nämlich  dass  es  kein  Recht  zum  Kriege  giebt, 
weil  irgend  eine  Auslegung  einer  göttlichen  Weissagung 
Grosses  davon  erhoffen  lässt.  Denn  ohne  prophetischen  Geist 
kann  der  Sinn  noch  nicht  erfüllter  Orakel  kaum  sicher  erfasst 


271)  Trotz  dieser  Aussprüche  Christi,  der  Apostel  und 
Kirchenväter  ist  bekanntlich  das  Mittelalter  bis  tief  in 
das  17.  Jahrhundert  mit  Religionskriegen  erfüllt.  Auch 
der  Islam  ist  auf  diese  Weise  verbreitet  worden.  Es  liegt 
darin  eine  tiefe  und  beachtenswerthe  Konsequenz  des 
Enthusiasmus  und  der  schwärmerischen  Ueberzeugungen, 
welche  jede  Religion  in  dem  Beginn  ihrer  Entwickelung 
erfüllen  und  zur  Gewalt  treiben,  so  wie  sie  zur  Macht  ge- 
langt. Wenn  die  Religion  in  diesen  Zeiten  das  Höchste  ist, 
was  der  Mensch  besitzen  kann,  wenn  die  äussere  Gewalt 
sehr  wohl  geeignet  ist,  die  Religion  zu  verbreiten,  wie  die 
Kriege  Karl's  des  Grossen  gegen  die  Sachsen,  die  Kriege 
Ludwig's  XIV.  gegen  die  Hugenotten  und  der  dreissig- 
jährige  Krieg  in  Deutschland  beweisen,  so  ist  es  durch- 
aus natürlich,  dass  jede  junge  Religion  sich  mit  Gewalt 
auszubreiten  sucht  und  'selbst  den  Krieg  nicht  scheut, 
der  ihr  das  kleinere  Uebel  ist  gegen  das  zu  vertilgende 
Heidenthum.  Die  Zeiten  der  Toleranz  sind  nur  die  Zeiten, 
wo  die  Religion  alt  und  hinfällig  wird.  Von  einem  Recht 
kann  hier  nicht  die  Rede  sein,  weil  die  Kirche  zu  den 
Autoritäten    gehört  (B.  XI.  168). 


V 


werden,  und  selbst  von  den  sicheren  Dingen  bleibt  die 
Zeit  ihres  Eintritts  verborgen.  Endlich  giebt  eine  Prophe- 
zeiung ohne  ausdrückliche  Anweisung  Gottes  kein  Recht; 
denn  Gott  lässt  es  oft  zu,  dass  seine  Prophezeiungen  durch 
gottlose  Menschen  oder  durch  schlechte  Handlungen  zur 
Verwirklichung  gelangen.  272) 

XVI.  Ebenso  kann  das,  was  Einer  nicht  aus  einem 
Rechtsgrunde  schuldet,  sondern  nur  aus  einer  Pflicht  der 
Freigebigkeit,  Dankbarkeit,  Barmherzigkeit,  Liebe,  nicht 
mit  Waffengewalt  gefordert  werden,  so  wie  es  auch  nicht 
gerichtlich  gefordert  werden  kann.  Denn  zu  beiden  ge- 
nügt nicht  die  moralische  Verbindlichkeit,  sondern  es  ist 
dazu  ein  besonderes  Recht  erforderlich.  Mitunter  geben 
die  göttlichen  oder  menschlichen  Gesetze  ein  solches  Recht 
auch  für  Tugendpflichten;  dann  tritt  aber  ein  neuer  Grund 
für  die  Schuld  hinzu,  welcher  zum  Rechte  gehört.  Fehlt 
dieser  Grund,  so  ist  der  deshalb  begonnene  Krieg  un- 
gerecht, wie  der  der  Römer  gegen  den  König  von  Cypern 
wegen  Undankbarkeit.  Denn  auch  die  Dankbarkeit  ist  für 
die  Wohlthäter  kein  Recht,  sonst  wäre  es  ein  Vertrag 
und  keine  Wolilthat. 

}^I[.  1.  Oft  ist  auch  eine  gerechte  Ursache  für  den 
Krieg  vorhanden,  aber  durch  die  Absicht  des  Handelnden 
wird  die  Handlung  fehlerhaft.  Dies  geschieht,  1)  wenn 
ein  anderes  Motiv  als  das  Recht  den  Entschluss  bestimmt, 
selbst  wenn  es  an  sich  nicht  unerlaubt  ist,  z.  B.  Ehrgeiz 
oder  ein  privater  oder  Öffentlicher  Vortheil,  der  von  dem 
Kriege,  auch  abgesehen  von  seiner  gerechten  Ursache, 
erwartet  wird;  2)  wenn  die  Absicht  unerlaubt  ist,  z.  B. 
Schadenfreude,  ohne  auf  das  Gute  Rücksicht  zu  nehmen. 
So  sagt  Aristides  über  die  Gesellschaft,  dass  die  Pho- 
censer  mit  Recht  untergegangen  seien,  aber  Philipp  habe 
doch    dabei    nicht   recht  gehandelt,    da    er  sie  nicht  aus 


2*2)  G-r.  denkt  wohl  hier  zunächst  an  die  Weissagungen 
von  der  Wiederherstellung  des  jüdischen  Reichs.  Aber  auch 
im  Mittelalter  sind  viele  Kriege  dadurch  veranlasst  wor- 
den. So  wurde  Karl  VIII.  von  Frankreich  zu  seinem 
Zuge  gegen  Neapel  durch  eine  Weissagung  veranlasst, 
welche  ihm  die  Weltherrschaft  davon  versprach. 
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Sorge  für  die  Religion,    sondern    um   seine  Macht  auszu- 
dehnen zu  Tode  gebracht  habe. 273) 

2.  Sallust  sagt:  „Es  giebt  nur  eine  und  zwar  alte 
Ursache  des  Krieges;  es  ist  die  heftige  Begierde  nach 
Macht  und  Reichthum."  Tacitus  sagt:  „Gold  und  Macht 
sind    die   vornehmsten  Ursachen  der  Kriege" ;  und  in  der 

Tragödie  heisst  es: 

„Das  BUndniss  zu  brechen,  ist  gottlose  Gewinn- 
sucht und  überschätzender  Zorn." 
Augustin  sagt:  „Die  Schadenfreude,  die  Rachbegierde, 
die  Un Versöhnlichkeit,  die  rohe  Widerspenstigkeit,  die 
Herrschsucht  und  Aehnliches  sind  es,  die  im  Kriege  mit 
Recht  getadelt  werden." 

3.  Alles  dies  führt  wohl  zur  Sünde,  aber  macht  doch 
den  Krieg  selbst  nicht  zu  einem  ungerechten,  wenn  an 
sich  ein  gerechter  Grund  dafür  besteht;  deshalb  kann 
auch  bei  solchem  Kriege  keine  Wiedereinsetzuug  in  den 
vorigen  Stand  gefordert  werden. 


Kapitel  XXIII. 
Ueber  zweifelhafte  Kriegsursacheii. 

I.  Aristoteles  hat  ganz  Recht,  wenn  er  sagt,  dass  in 
der  Moral  nicht  die  gleiche  Sicherheit  wie  in  der  Mathe- 
matik bestehe,  weil  die  mathematischen  Wissenschaften 
die  Form  von  allem  Inhalt  trennen,  und  die  Formen  meist 
derart  sind,  dass  sie  nichts  zwischen  sich  haben;  so 
giebt  es  zwischen  dem  Geraden  und  dem  Krummen  kein 
Mittleres.  In  der  Moral  ändern  aber  die  kleinsten  Um- 
stände die  Sache,  und  die  Formen,  um  die  es  sich  handelt, 
haben  etwas  Dazwischenliegendes  von  einer  gewissen 
Breite,  so  dass  es  bald  diesem  bald  jenem  Aeussersten  sich 
nähert.  So  ist  zwischen  dem  Gebotenen  und  zwischen 
dem  Verbotenen  das  Erlaubte  als  ein  Mittleres,  was  bald 

2^3)  Die  Phocenser  hatten  einen  Tempelraub  begangen; 
aber  Philipp  benutzte  dies  nur  als  Vorwand  zum  Kriege 
gegen  sie. 


i 


diesem,  bald  jenem  näher  steht,  woraus  eine  Zweifelhaftig- 
keit  entspringt,  wie  bei  der  Dämmerung  oder  bei  lauem 
Wasser.  Dies  ist  es,  wie  Aristoteles  sagt,  „weshalb  es 
manchmal  schwer  ist  zu  entscheiden,  ob  dieses  oder  jenes 
vorzuziehen  sei.«  Andronicus  von  Rhodus  sagt:  „Das 
wahrhaft  Gerechte  ist  schwer  von  dem  gerecht  Scheinen- 
den zu  unterscheiden.  274^ 


-'■*)  Die  Gründe,  womit  hier  Aristoteles  den  Unterschied 
der  Gewissheit  in  der  Mathematik  und  Moral  erklären  will 
sind  nicht  die  wahren.     Form   und  Inhalt  sind  leere  Be- 
ziehungsbegriffe,  die  ihre  Rollen  vertauschen  können  und 
hier  nicht  weiter  führen.    Indem  die  Geometrie  die  Form 
(vielmehr  die  Gestalt)  zu  ihrem  Gegenstande  nimmt,  wird 
diese  damit  von  selbst  ihr  Inhalt.    Kant  hat  den  Grund 
des  Unterschieds  in  der  Konstruktion  der  mathematischen 
Begriffe  gesucht;  auch  dies  ist  nicht  richtig.     Der  Grund 
liegt    1)    in    der  elementaren  Natur   der  mathematischen 
Begriffe,  welche  jede  Zweideutigkeit  der  Sprache  und  Be- 
zeichnung   ausschliessen,    2)    in    der  Anschaulichkeit    der 
Subsumtion  des  Einzelnen  unter  den  mathematischen  Be- 
griff und    3)   in  der  nur  in  der  Mathematik  vorhandenen 
Möglichkeit,    die  unendliche  Zahl   der  unter  einem  Gesetz 
(Lehrsatz)   enthaltenen  einzelnen  Fälle  zu  übersehen  und 
so  die  wahre  Allgemeinheit  ihrer  Gesetze  durch  Anschau- 
ung   festzustellen.      Das    Nähere    ist   B.  III.    S.  91    aus- 
geführt.    Daraus  erklärt  sich,  dass  die  Naturwissenschaft 
nicht    die   gleiche    Gewissheit   erreichen   kann.     Aber   die 
Wissenschaft    des  Rechts    und   der  Moral   schwankt  noch 
mehr,  als  die  Naturwissenschaft.     Die  Gründe  dafür  sind 
bereits    in    Anmerk.  3    zu   Buch  IL    (S.  226)    angegeben. 
Sie  liegen  1)  darin,  dass  die  Gesetze  hier  positiver  Natur 
sind,  und  die  zu  ihrer  Bezeichnung  benutzte  Sprache  nicht 
die  volle  Bestimmtheit  hat,   so  dass  die  Unsicherheit  der 
Auslegung  unvermeidlich  ist,  2)  dass  man  von  der  Rechts- 
wissenschaft das  Unmögliche  fordert.    Sie  kann  nur  Regeln 
geben;    diese    beschränken    sich    aber   vielfach    einander; 
wie  weit  nun  in  jedem  Falle  die  eine  Regel  der  anderen 
zu    weichen    habe    oder    nicht,    kann    aus    diesen  Regeln 
selbst  nicht  abgenommen  werden,   denn  an   sich  gilt  eine 
so  viel,    als  die  andere.     Diese  gegenseitige  Begrenzung, 
wodurch  doch  die  Bestimmtheit  einer  rechtlichen  Gestal- 

Grotius,  Recht  d.  Kr.  ti.  Fr.    n.  jq 
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n  1.  Zuerst  ist  festzuhalten,  dass,  wenn  auch  etwas 
an  sich  gerecht  ist,  die  Handlung  doch  mangelhaft  ist, 
wenn  sie  von  Jemand  geschieht,  der,  Alles  erwogen,  sm 
fllr  ungerecht  hält.  Dies  ist  es,  wenn  Paulus,  der 
Apostel!  sagt:  „Alles  sei  SUnde,  was  nicht  im  Glauben 
fficle."  Der  Glaube  bezeichnet  hier  das  innere  Urthe.l 
über  die  Sache.  Denn  Gott  hat  die  Urthe.lskraft  den 
menschlichen  Handlungen  zum  Führer  gegeben,  und  die 
Seele  verdummt,  wenn  dieser  verachtet  wird. 

2     Oft    führt    aber  das  ürtheil  nicht  zur  Gewissheit, 
sondern  schwankt.    Kann  dieses  Schwanken  durch  genaue 
Erwägung  nicht  beseitigt  werden,  so  ist  der  Regel  Cicero  s 
zu  folgen,  „nichts  zuthun,  wenn  man  zweifelt,  ob  es  recht 
ist  odir  linrecht."    Die  jüdischen  Lehrer  sagen:  „Enthalte 
Dich  der  zweifelhaften  Dinge";   dies  ist  jedoch  da  nicht 
anwendbar,  wo  eins  von  beiden  geschehen  mnss,  und  man 
über    die  Gerechtigkeit   von   beiden  schwankt.     Dann  ist 
es  gestattet,   das  zu  thun,   was  am  wenigsten  unrecht  er- 
scheint.    Denn  überall,   wo  gewählt  werden  muss,  nimmt 
das  geringere  Uebel  die  Natur  des  Guten  an.    Aristote- 
les   sagtf    „Das    kleinste    der    Uebel    ist    zu    wählen"; 
Cicero:    „Von   den  Uebeln  das  kleinste;«   Quintilian: 
„Unter  verschiedenen  Uebeln  ist  das  geringere  das  gu  e 

HI.  Meistentheils  bleibt  aber  in  zweifelhaften  Fallen 
nach  der  Prüfung  das  Urtheil  nicht  schwankend  sondern 
wird  durch  sachliche  Gründe  oder  durch  die  Achtung  vor 
Anderen ,  die  ihre  Ansicht  darüber  aussprechen ,  so  oder 
80  bestimmt.     Denn    der  Ausspruch  Hesiod  s    gilt    auch 

tmiK  allein  gewonnen  wird,   kann   deshalb  nur  zuletzt  die 
Anschauung  oder  das  Leben  oder  di^«  Sitte  geben.    Diese 
ist   aber    für  alle   seltneren  Fälle   (Kasuistik)    nicht  ent- 
wickelt   und    ausgebildet.     Indem    also    d'fser    Halt    hier 
fehlt,  wird  der  Richter  auf  sein  persönliches  GelulU  zur 
Begrenzung  jener  Regeln  verwiesen,  und  dieses  ist  in  dem 
Einzelnen   hiichst  verschieden;   daher  die  Verschiedenheit 
der  ürtheile  in  allen  den  Fällen,  wo  die  Gesetze  und  das 
Leben  die  Frage  nicht  bereits   entschieden  haben.    Uebri- 
gens    ist    dieser   Mangel    des    Rechts    weder    durch    die 
Wissenschaft  noch  durch  die  Gesetzgebung  zu  beseitigen ; 
er  ist  unvertilgbar,  und  jede  Deklaration  einer  Kontroverse 
trägt  in  sich  die  Quelle  zu  neuen  Kontroversen. 
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wf.'  ,l^\  '^*  ?t^  ^*^'^'  ««"'S'  etwas  einzusehen-  das 
Nächstbeste  sich  von  fremder  Hand  leiten  zu  lassen  " 
Die  sachlichen  GrUnde  beziehen  sich  auf  die  Ursachen 
auf  die  Wirkungen  und  auf  Nebenverhältnisse.  ''''*"'^''' 
^  c^V  .  "■  '"''"'gen  Beurtheilung  ist  indess  hier  Uebune- 
und  Erfahrung  erforderlich;  wenn  diese  fehlen,  um  seB 
thatig  ein  Urthe.l  zu  fällen,  so  sind  klnge  Leute  um  Rath 

fs"t   ZTA^iTJr  "f ""''""'"  ^'''  fwahrscheMi?he" 
ist   nach  Aristoteles  das,  was  Allen  oder  den  Meisten 

oder  mindestens  den  Klugen  so  scheint,  und  unter  Letzte 

ren  wieder,  was  allen  Klugen  oder  den  meisten  oder  den 

vorzhglicheien    derselben    so    scheint.     Diesen    Weg   de" 

Entscheidung    benutzen    vorzüglich    die    Könige,    welche 

keine  Zeit  haben    selbst  das  Entscheidende  in  den  Künsten 

und  Wissenschaften  zu  erlernen  und  zu  erwägen 

...    "J^'^  ^^"S^  «^es  Weisen,  die  den  König  begleitet 
lässt  ihn  weise  sein.s^S)      '  ^  "cgieuet, 

Aristides  sagt  über  die  Eintracht  zu  den  Rhodiern 
dass  bei  Thatfragen  das  für  wahr  gelte,  wofür  die  meist  "n 

,"m  üri?  -i"  ^r^'".  r'-l'»"'^«''  «ind;  ebenso  müsse  man 
im  Urtheilen  dem  folgen,    was   sich   auf  die  meisten  und 

ke  nen  ^"^°''"l!«"  ^"j*^"-  «o  "egannen  die  alten  Römer 
l7oZ^n-  "^-^  ß^^g""?  des  Kollegiums  der  Fecialen, 
welches  d.irur  eingesetzt  war,  und  die  christlichen  Kaise^ 
nicht  leicht  ohne  Befragung  der  Bischöfe,  um,  wenn  Be- 
denken Seitens  der  Religion  vorhanden  ^aren  daran  er- 
innert zu  werden.  ' 

V.  1.  Es  kann  aber  in  vielen  zweifelhaften  Fällen 
kommen,  dass  auf  beiden  Seiten  gleich  annehmbare  Gründe 
bestehen,  seien  es  inneriiche  oder  auf  dem  Ansehen  An- 
derer beruhende.  In  solchen  Fällen  ist,  wenn  die  Sache 
mch  erheblich,  die  Wahl  gestattet,  mag  sie  da  oder  dort 
hin  sich  wenden.  In  wichtigen  Fällen,  z.  B.  bei  Todes- 
strafen ist  dagegen  schon  wegen  des  grossen  ünterschie- 
zfehen"  ^"   ^^'''^'"'^"    ^er    sicherere    Theil    vorzn- 

„Nach  jener  Seite  lieber,    selbst   wenn  es  Un- 
recht wäre." 


AttiriL^^TC"  Vf  ^'v^fr  Spruchwort,  was  Gellius  in  seinen 
Attischen  Nachten  XIII.  18  erwähnt. 
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Deshalb    ist   es    besser,    den   Beschädiger    freizusprechen, 
als  den  Unschuldigen  zu  verdammen. 

2.  Der  Verfasser  der  Probleme  welche  den  Namen 
des  Aristoteles  führen,  sagt:  „Jeder  von  uns  wird  lieber 
einen  Schuldigen  freisprechen,  als  einen  Unschuldigen 
verurtheilen."  Und  als  Grund  giebt  er  ebenso  an:  „Denn 
in  zweifelhaften  Fällen  ist  das  zu  wählen,  bei  dem  der 
Fehler  der  kleinere  ist."  Antiphon  sagt:  „Wenn  man 
fehlen  soll,  so  ist  mit  Unrecht  Freisprechen  besser,  als 
mit  Unrecht  Verurtheilen ;  jenes  ist  ein  Irrthura,  aber  den 
Unschuldigen  zu  tödten  ist  eine  Gottlosigkeit." 

VI.  Von  der  grössten  Bedeutung  ist  aber  der  Krieg, 
da  bei  ihm  auch  die  Unschuldigen  von  vielen  Uebeln  be- 
troffen werden.  Sind  daher  hier  die  Ansichten  zweifelhaft, 
so  soll  man  sich   zum  Frieden  neigen.     Silius  Italiens 

lobt  den  Fabius: 

„Mit   Vorsicht    das    Kommende    erspähend,    und 

nicht  bereit,   wegen  kleiner  und  zweifelhafter  Dinge 

den  Kriegsgott  zu  versuchen." 
Es  glebt  nun  drei  Wege,  auf  denen  man  vermeiden  kann, 
dass  Streitigkeiten  in  Kriege  ausbrechen. 

VII.  1.  Der  erste  ist  die  Besprechung.  Cicero 
sagt:  „Es  giebt  zwei  Arten  zu  streiten,  die  eine  mit  Grün- 
den, die  andere  mit  Gewalt;  jene  ist  den  Menschen,  diese 
den  wilden  Thieren  eigen;  man  muss  daher  diese  nur  er- 
greifen, wenn  jene  zu  benutzen  nicht  möglich  ist." 
Terenz  sagt: 

„Dem  Weisen  ziemt,  alles  Andere   eher  zu  ver- 
suchen,  als  die  Waffen,     Woher  willst  Du  wissen, 
dass    er    das,    was    ich   verlange,    nicht   auch   ohne 
Zwitng  thun  wird?" 
ApoUonius  von  Rhodus  sagt:  „Man   soll  es  nicht  gleich 
mit  der  Gewalt  vor  den  Worten  versuchen."    Und  Euri- 

pides: 

„Mit  Worten  will  icli's  versuchen;  hilft  dies  nicht, 

dann  mit  Gewalt." 
Derselbe    tadelt    in    den    „Schutzflehenden"    die    Staaten, 
welche  diesen  Weg  verabsäumen  (v.  748): 

„Auch    ihr  Städte,    meine    ich,    solltet    eher  mit 

Worten    verhandeln,    ehe    ihr    zum    Morden    Euch 

wendet." 
Achilles  sagt  in  der  Iphigenie  in  Aulis: 
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meine   Hülfe   n.cht;    hierin   findet   Ihr   schon   Euer 
Heil     Ich  werde  zugleich  den  Dank  des  PreunZ 

Z  l"Z"^''  ^'""'T'  ""-^  ^''   ganze  Heer   wM  es 
mir  weniger  zur  Last  legen,  dass  ich  mit  oTtoden 

In  dPn  Ph--  ■  ^.«'^«''  <!'«  Sache  geführt  habe.«  ' 

In  den  Phönizierinnen  heisst  es  bei  Euripides- 

f.-  "av^"  ;^"^^  '"■"''='''  «^'e  Rede,   was  sonst  das 
feindliche  Erz  vollbrächte." 

In  stärkerer  Weise  sagt  dies  Phäneas  bei  Livius-     Um 

frdwS'  2  leTI'"'  ^7"!'^^?  '''  Menschen  Vie\e" 
ireiwiiiig     zu    dem    sie    sich    durch    Krieg    und   Waffen 

SLrt  iXT  .'^^^^"    ""'<^«"-''     Ma"rdonS''b" 

st  i  fel^Sprachf  st'cher"^':*."!^  ^"^•^^^"^    "^'^ 
/liirni,    u^   ^/^P^^^ue    sprechen,    so    hatten    sie   vielmehr 

verlangt,  sondern  nur  das  Seinige  fordert  und  nur  Kriece 
beginnt,  wenn  dies  nicht  erreicht  wird."  Der  S^ 
Tulhus  sagt  bei  demselben  Schriftsteller:  „ Wal  mit  Wor! 

n°sch?iden'"'' Vor''  "^'•^-,\-"»  ^as  mOgen  dirÄn 
entscneiden.       Vologeses  sagt  be    Tacitus-      Ich   wnllto 

aÄiSta^e^';"  als  du}ch  Blut,  lieb^r^durSfaS 
erhXpn  «     if ^  ^  ^^^.y°?  ''en  Vorfahren  Erworbene  mir 
ist  es  nützliS  dffw'^ff"'^  Theodorich  sagt:   „Nur  dann 
tiekelt  hPi  nin'  r    ^'''^T  ?"  «^^■•«fen,  ^enn  die  Gerech- 
V  II    1    rV  ^«Snern  keine  Stelle  finden  kann." 

denen    die  k^in'.n"""'  -^"^  'st  der  Kompromiss  unter 
Schiedortfl,"    !     '  Vjitecht,   gegen  den,    der  sich  dem 

MrLt  Z^A  l-  ®°  unterwarfen  sich  nach  Di  od  er 
über  die  »"i^T"'  '!"'"  Schiedsspruch  des  Eriphyles 
renaer  whMf'^-^^"r  '"  ^'^''^-  ^'"^  Athener  und  Mega- 
Sa°amis  r1-"t'{."^^T1^'"°°'^^  ^"  Schiedsrichtern  über 
Pn-i^l  '•  Thucydides    melden    die   Corcyräer    den 

S  cWhin'^I  "f '■^"  ^''''''>  ^"^  Streit  vor  d^en^nigen 
einigen  whH  Staaten  auszutragen.  Über  die  sie  sich  ver- 
Ser  ZT'  "»'1.  Pe'-'kles  wird  von  Aristides  gelobt, 
dass  er,  um  den  Krieg  zu  vermeiden,  den  Streit  Schieds- 
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richtern  zu  übergeben  bereit   sei.     Auch  Isocrates  lobt 
in  der  Rede  gegen  Ktesiphon  den  Macedonischen  Philipp, 
dass    er    seine    Streitigkeiten    mit    den    Athenern     „einer 
Stadt  zur  Entscheidung  Übergeben  will,  die  ihnen  gleich  sei." 
2.    So    überliessen   ehedem    die  Ardeaten  und  Aricier 
und    später    die  Neapolitaner  und  Nolaner  ihre   Streitig- 
keiten   der    schiedsrichterlichen    Entscheidung    des   Römi- 
schen Volkes.      Auch    die    Samniten    verlangten    in    dem 
Streite  mit  den  Römern  den  Ausspruch  der  gemeinsamen 
Freunde.     Cyrus   schlägt  für  sich  und   den   Assyrier  den 
Indischen  König    als  Schiedsrichter    vor.     Die  Karthager 
unterwerfen  sich  in  ihrem   Streit  mit  Masinissa   zur  Ver- 
meidung   des    Krieges    dem    schiedsrichterlichen    Urtheil. 
Die  Römer  selbst  wenden  sich  bei  Livius  in  ihrem  Streit 
mit  den  Samnitern  an  die  beiderseitigen  Bundesgenossen. 
König  Philipp    sagt    in    seinem  Streit  mit  den   Griechen, 
er    werde    sich    dem    Schiedsgericht     derjenigen     Völker 
unterwerfen,    mit  denen    sie  Beide   Frieden   hätten.     Den 
Parthern   gab  Pompejus  auf  ihr  Verlangen  Schiedsrichter 
zur  Regelung  der  Grenze.     Pinta rch   sagt,   das  Amt  der 
Fecialen  habe  bei  den  Römern  vorzüglich  darin  bestanden, 
„dass  sie  es  nicht  zum  Kriege  kommen  Hessen,    als  bis 
alle  Hoffnung  auf  richterliche  Entscheidung  abgeschnitten 
war."     Strabo    berichtet    von    den  Druiden    der  Gallier, 
„sie  waren  auch  Schiedsrichter  im  Kriege  und  besänftigten 
oft  auch  die,    welche   schon   gegen   einander   aufmarschirt 
waren."     Auch   in  Iberien   haben  die  Priester  dieses  Amt 
gehabt,  wie  er  erzählt. 

3.  Vorzugsweise  sind  aber  die  christlichen  Könige  und 
Staaten  verbunden,  diesen  Weg  zur  Vermeidung  des  Krie- 
ges zu  beschreiten.  Denn  wie  schon  die  heidnischen 
Gerichte  von  der  wahren  Religion  vermieden  wurden,  und 
Juden  und  Christen  sich  lieber  Schiedsrichtern  unterwarfen, 
und  Paulus  dies  geboten  hat,  so  ist  um  so  viel  mehr 
dies  zu  thun,  wo  es  sich  um  die  Vermeidung  eines  viel 
grösseren  Uebels,  nämlich  des  Krieges,  handelt.  So  führt 
Tertullian  einmal  aus:  „Dass  ein  Christ  nicht  in  den 
Krieg  ziehen  solle,  da  er  ja  nicht  einmal  processiren 
dürfe,"  was  indess,  wie  früher  gezeigt  worden,  nur  in 
beschränktem  Sinne  zu  verstehen  ist. 

4.  Es  wäre  daher  aus  diesen  und  anderen  Gründen 
zweckmässig,   ja    gewissermassen    nothwendig,    dass    die 
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christlichen  Mächte  Kongresse  abhielten,  wo  durch  Unbe 
theiligte  d,e  Streitigkeiten  der  Anderen  entschieden  würden" 
und  Regeln  vereinbart  würden,  um  die  Parteien  z^zwin^ 
gen,  dass  sie  einem  billigen^  Frieden  sich  unterwürfen" 
Dies  haben  sonst  die  Druiden  bei  den  Galli"  rn  Tethan* 
wie  Diodor  und  Strabo  berichten  Anoh  ZJ  ' 
dass  die  Fränkischen  Könige  dTSeil  tr Vo S^ 
bei  Theilung  des  Reiches  angehört  haben.       '"^^""^^^^^^ 

hierzu*  Sie    cT^'  ^fF    ''^  ^«^  des  Looses,    welches 
nierzu    Dio    Chrysosthomus    in    seiner    zweiten    Rt^al 

FrZ.  tviltlT'  '"''''^''    "'^^    ''''  fr^^iJoto 
X.    1.    Dem    Loose   verwandt    ist   der   Zweikamnf 
dessen  Anwendung  nicht  ganz  verwerflich  erscLint   Zn 

auszufechten,  der  ohnedem  ganze  Völker  in  das  schwerste 
Unguck    verwickeln    kann.      So    geschah    es    eTnsrvon 
Hy  lus  und  Echarmus  über  den  Peloponnes,  von  HvDer 
ochus  und  Phemius  über  das  Land  am  Inachus    von  dem 

von  clh^'"*"'."V"'  '^*"°  ^P'''  Degmenus  über  El  s^ 
von    Corbis    und    Orsua    über   Iba.      Solcher    Zweikamnf 

SrRecrerfoL.'"f  /"".  'T  K-pfenden  seXst  niZ 
mit  Keclit  erfolgt,  doch  als  das  geringere  üebel  von  den 
Staaten  angenommen  werden.  Bei  Livius  redet  Metin^ 
den  Tullus  so  an:  „Wählen  wir  einen  Weg  auf  den 
olme    grosses   Unheil,    ohne    vieles  Blutvergießen   beide? 

GrL).!  sagt    dies  sei  eine  alte  Gewohnheit   der 

Griechen  gewesen    und  bei  Virgil  heisst  es,  Aeneas  habe 

Turnus  auf  diese  Art  zur  Entscheidung  gebracht  habe 

der  fllfpi't      f^  '°  ^^'"^"  «'■^'«'>  ßu^he  diese  Sitte 

Worfi     •  J    "w"   vorzugsweise  vor  den  Anderen:   seine 
Worte  sind:  „Wenn  Streitigkeiten  unter  den  Königen  ent 
stehen,  so  stellen  sich  Alle  in  Schlachtordnung    als  wol- 

cheMen    ?^H  ""r"  ""''  ^''  ««•="«  ""  den  «„"n  . 
IZl  r'  K  "f  ^TT*"   ^^  einander  entgegen.     Sobald  sich 

fahren     w/'."'"  ^'T  "^^''^''''   '">  '^«^«°   "«  den  Zorn 
.tl    '■  ^^^^^  "^'^der  einig  und  veranlassen  die  Köniee 

wenn  T.  i"^  ^''^'t  '""  ^'^^  R«<=''te°^  ausmachenT  ole^ 

kuZZ\f7,^'''l^  r"'°'  ^^''  «'«  beide  mit  einander 
kämpfen  und  die  Sache  auf  ihre  Gefahr  allein  zum  Aus- 


» 
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trag  bringen.  Denn  es  vertrage  sich  weder  mit  Recht 
und  Billigkeit,  noch  mit  den  althergebrachten  Einrichtun- 
gen, dass  die  Könige  wegen  ihrer  persönlichen  Streitig- 
keiten das  öffentliche  Wohl  gefährden  oder  zerstören. 
Sie  entlassen  deshalb  sofort  die  Heere  und  verkehren, 
nach  Beseitigung  der  Ursachen  des  Streites  und  wieder- 
hergestelltem Frieden,  in  Sicherheit  mit  einander.  So  gross 
ist  bei  den  Unterthanen  die  Sorge  für  die  Gerechtigkeit 
und  die  Liebe  zum  Vaterlande,  und  so  versöhnlich  und 
so  nachgiebig  ist  der  Sinn  der  Könige." 

XI.  Obgleich  in  zweifelhaften  Fällen  beide  Theile  nach 
Mitteln  zur  Vermeidung  des  Krieges  zu  suchen  verpflichtet 
sind,  so  gilt  dies  doch  noch  mehr  von  dem,  der  etwas 
verlangt,  als  von  dem,  der  besitzt.  Denn  nicht  blos  nach 
bürgerlichem,  sondern  auch  nach  natürlicliem  Recht  hat 
unter  gleichen  Umständen  der  Besitzende  den  Vorzug, 
wovon  wir  den  Grund  anderwärts  aus  den  sogenannten 
Problemen  des  Aristoteles  angeführt  haben.  Man  kann 
auch  hier  noch  dafür  anführen,  dass  der,  welcher  sich  für 
berechtigt  hält,  aber  keine  genügenden  Urkunden  besitzt, 
um  den  Besitzer  von  seinem  Unrecht  zu  überzeugen,  den 
Krieg  nicht  mit  Recht  beginnen  kann;  denn  er  hat  kein 
Recht,  den  Anderen  zur  Aufgabe  des  Besitzes  zu  zwin- 
gen. 276) 

XII.  Wenn  das  Recht  zweifelliaft  und  Keiner  von  Bei- 
den   im  Besitz    ist,    oder  Beide   zu  gleichen   Theilen,    so 

276)  Dies  ganze  Kapitel  bewegt  sich  bis  hier  nur  in 
moralischen  Ermahnungen  und  Rathschlägen  zur  Vermei- 
dung des  Unrechtes  und  des  Krieges.  Insofern  gehören 
diese  Eröterungen  nicht  in  die  Wissenschaft  des  Rechts, 
sondern  vielmehr  auf  die  Kanzel  und  in  die  Erwägungen 
der  Kabinette.  Ueberdem  ist  das  Loos  und  der  Zwei- 
kampf für  die  modernen  Völkerverhältnisse  kein  Mittel 
mehr,  den  Krieg  zu  verhindern.  Die  Interessen,  welche 
dabei  auf  dem  Spiele  stehen,  sind  jetzt  zu  gross,  als  dass 
sie  auf  diese  Weise  dem  Zufall  preisgegeben  werden  könn- 
ten. Dagegen  sind  die  beiden  ersten  Mittel,  die  Be- 
sprechung und  das  Kompromiss,  noch  heut  zu  Tage  ein 
wichtiges  Mittel,  Kriegen  zuvorzukommen,  insofern  unter 
Besprechung  der  diplomatische  Verkehr  überhaupt  ver- 
standen wird. 


A 
i^ 


handelt  der  unrecht,  welcher  die  angebotene  Theilung  des 
streitigen  Gegenstandes  ablehnt. 

XIII.  1.  Hiernach  lässt  sich  die  von  Vielen  behandelte 
Frage  beantworten,    ob  ein  Krieg,    in  Beziehung  auf  die 
vornehmsten  Urheber  desselben,  von  beiden  Seiten  gerecht 
sein  könne.     Das  Wort  gerecht  hat  verschiedene  Bedeu- 
tungen, bald  nach  der  Ursache,  bald  nach  der  Wirkung 
Nach  der  Ursache  wieder  in  dem  engeren  Sinn  von  Recht 
oder   in  dem  allgemeinen  des    überhaupt  Angemessenen 
In  engerem  Sinne  unterscheidet  es  sich  wieder  nach  dem 
Werke  und  nach  dem  Handelnden;  jenes  kann  die  posi- 
tive, dieses  die  negative  Bedeutung  genannt  werden.  Denn 
von   dem  Handelnden   sagt  man   mitunter,    dass   er  recht 
handelt,    wenn    er    nur   nicht    unrecht   handelt,    obwohl 
das,    was  er  thut,    nicht  recht  ist.    Schon  Aristoteles 
unterscheidet    richtig    unrecht    handeln    und    etwas    thun 
was  unrecht  ist.  ' 

2.  In  der  engeren  und  auf  die  Sache  selbst  bezogenen 
Bedeutung  kann  ein  Krieg  nicht  von  beiden  Seiten  gerecht 
sein,  weil  die  moralische  Macht  zu  Entgegengesetztem, 
z.  B.  zum  Handeln  und  zum  Verhindern,  aus  der  Natur 
der  Sache  nicht  folgen  kann.  Aber  wohl  kann  es  kom- 
men, dass  keiner  der  Kriegführenden  unrecht  handelt; 
denn  unrecht  handelt  Niemand,  der  nicht  auch  weiss,  dass 
er  eine  ungerechte  Sache  betreibt,  und  Viele  wissen  dies 
nicht.  Deshalb  kann  von  beiden  Seiten  mit  Recht,  d.  h. 
in  gutem  Glauben  gekämpft  werden;  denn  Vieles  entgeht 
dem  Menschen,  rechtlich  wie  thatsächlich,  wovon  das 
Recht  abhängt. 

3.  Im  allgemeinen  Sinne  heisst  recht  das,  wo  der 
Handelnde  von  aller  Schuld  frei  ist.  Allein  Vieles  ge- 
schieht ohne  Recht  und  doch  ohne  Schuld,  wegen  unver- 
meidlicher Unwissenheit.  Ein  Beispiel  sind  die,  welche 
ein  Gesetz  nicht  befolgen,  was  sie  ohne  Schuld  nicht 
kennen,  obgleich  es  bekannt  gemacht  worden  und  auch 
die  nöthige  Frist  zur  Kenntnissnahme  desselben  verflossen 
ist.  So  kann  es  auch  in  Processen  vorkommen,  dass  beide 
Theile  nicht  allein  nicht  unrecht,  sondern  überhaupt  fehler- 
frei handeln;  vorzüglich,  wenn  beide  Theile  oder  einer  nicht 
m  seinem  Namen  handelt,  z.  B.  als  Vormund;  denn  dieser 
darf  auch  ein  ungewisses  Recht  nicht  aufgeben.  So  ist  nach 
Aristoteles   in  Streitigkeiten  über  zweifelhafte   Rechts- 
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fragen  kein  Theil  schlecht,  was  er  mit  novriQog  bezeichnet. 
Damit  stimmt  Quintilian,  wenn  er  sagt,  dass  von  bei- 
den Seiten  möglicherweise  ein  Redner,  d.  h.  ein  rechtlicher 
Mann,  die  Sache  führen  könne.  Selbst  das  rechte  Ent- 
scheiden des  Richters  ist  nach  Aristoteles  zweideutig; 
denn  es  bedeutet  bald  ein  Entscheiden,  wie  es  sich  ge- 
hört, ohne  alle  Unwissenheit,  oder  nach  dem,  was  er  von 
der  Sache  kennt.  Und  an  einer  anderen  Stelle  sagt  er: 
„Wenn  er  in  Unkenntniss  erkennt,  so  handelt  er  nicht 
unrecht. " 

4.  Bei  dem  Kriege  ist  es  indess  selten,  dass  gar  keine 
Verwegenheit  und  keine  Vorliebe  dabei  sich  einmische; 
denn  die  Sache  ist  zu  bedeutend,  um  sich  mit  Wahr- 
scheinlichkeiten zu  begnügen  und  nicht  die  stärksten  Be- 
weise zu  fordern. 

5.  Bezieht  man  das  „gerechte"  auf  die  Rechtswirkungen, 
so  kann  offenbar  ein  Krieg  von  beiden  Seiten  in  diesem 
Sinne  gerecht  sein,  wie  aus  dem  später  über  den  feier- 
lichen Krieg  Folgenden  erhellen  wird.  Denn  in  diesem 
Sinne  hat  auch  ein  unrechter  Richterspruch  und  ein  un- 
rechter Besitz  doch  gewisse  rechtliche  Wirkungen.  277) 

277)  Die  in  Ab.  13  berührten  Fragen  behandeln  schola- 
stische Spitzfindigkeiten,  von  denen  zu  Gr.  Zeit  die  Wissen- 
schaft sich  noch  nicht  ganz  hatte  befreien  können.  Alle 
jene  Distinktionen  in  §  1  enthalten  Begriffe,  die  an  sich 
höchst  einfach  und  verständlich,  nur  durch  die  Art  der 
Benennung  und  der  unnatürlichen  Zusammenstellung  dun- 
kel und  unverständlich  werden.  Die  §§  2  und  3  und  4 
ergeben,  dass  es  sich  wesentlich  um  den  Begriff  der  bona 
fides  handelt,  welcher  unter  diesem  Namen  sofort  Jed- 
wedem verständlich  ist.  Ebenso  ist  es  richtig,  dass  selbst 
der  ungerechte  Krieg,  als  Tliatsache,  als  gegenseitiger 
Kampf,  gewisse  neue  Rechtsverhältnisse  unter  den  Käm- 
pfenden begründet,  z.  B.  gewisse  Schranken  im  Gebrauche 
tödtlicher  Waffen,  gewisse  Pflichten  in  Behandlung  der 
Verwundeten  und  Gefangenen.  Allein  es  ist  verkehrt,  dies 
als  einen  gerechten  Krieg  „den  Wirkungen  nach"  zu  be- 
zeichnen. Durch  diese  sehwerrälligen,  den  Scholastikern 
entlehnten  Namen  wird  die  Sache  erst  dunkel  und  unver- 
ständlich. 
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Auch  aus  gerechten  Ursachen  darf  ein  Kriej?  nicht 
vorschnell  begonnen  werden. 

tt/k.^'^^^I^^'?^  ?"  ^^"^™  Unternehmen,  was  den  Titel- 
sÄ  ''  ^^'^'  des  Krieges"  führt,  nicht  das  z^gehören 
scheint,    was  die  übrigen  Tugenden    für  den  Kriervnr 

tln  m  tl ''''  ?''r^  ''  ""' ^  ^^^^  beiläufig'' del  I  r 
thum  entgegengetreten  werden,  als  müsse  man  wenn  da« 
Recht  genügend  feststeht,  sofort  zum  Kriege'  Tchreiten 
und  als  müsse  er  dann^mmer  erlaubt  sefn  DeZel 
kommt  vor  dass  es  sittlicher  und  besser  ist  von  sekem 
Rechte  nachzugeben.  278)  £3  ^.^  bereits  früher  an  se  nem 
Orte,  gesagt  worden,   dass  es  Pflicht  ist,  die  Sorge T 

ew^e'^en''  -"^'''a  r^^»^^ben,  um  für  das  Leb  f  und 
ewige  Heil  eines  Anderen  nach  Kräften  zu  sorgen  Vor 
AI  em  kommt  dies  den  Christen  zu,  welche  &  da. 
vollkommenste  Beispiel  Christi  nachahmln  da  d  eser  für 
uns  trotz  unserer  Gottlosigkeit  und  Feindseligkeit  in  den 

278)  Wie  die  Ueberschrift  dieses  Kapitels  und  dieser 
Anfang  zeigt  handelt  es  sich  hier  nicht  um  das  Recht 
sondern  um  die  Moral;  und  selbst  innerhalb  dieses  Ge^ 
bietes  bewegt  sich  das  Nachfolgende  in  Ermahnungen  der 
nvialsten  Art,  wie  man  kaum  in  einer  Predigt  sie^  zu  er 
tragen  vermag.  Gr.  hielt  es  für  seine  Pflicht  gelen  die 
Kriege  seiner  Zeit  anzukämpfen  und  Frieden    uSgJn 

m  t   der'^r  :  ^7  f  ^'^'.  ""'  ^^^  ^"^^^^  ^''^  Wissenschaft,* 
^.T,    /•  ^?i   ^""f   ^"^*°  ^"   *^^«u   hatte:    er  verkannte 

dLtn  EinT:'" tf  ""'  .^^^^"^""^  ^^«  Schriftste'erJ 
dessen  Einfluss  auf  den  Geist  seiner  Zeit  lange  nicht  so 

KuTtur^i  V  ^l^f  #7^^^»^^^^  glaubt.     Der   FortschHt    d  r 
Kultui  ist  nicht  Folge  moralischer  Ermahnungen,  sondern 

Sen^Ä"  M^'^'''^^  der  Massen,  der  gröfserW  Wohl 
fn.^-h'i    ^^'^^^T'J"  ""^  ^''  ^^^"^^h  veränderten  Rich- 
tung ihrer  Leidenschaften  und  der  gestiegenen  Empfänglich- 

F^hril  r  ''""^Z'  ¥^'"'     ^^^   kleinste  Erfindung  in   der 

mehr  aHolohf/'"^  ^'"^^^"  ^''^'''  ^^^  Civilisation 
wfp  «i.  P  ^  '  ^^rommen  und  erbaulichen  Ermahnungen, 
wie  sie  Gr.  dem  Leser  in  diesem  Kapitel  bietet.  ' 
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Tod  gegangen  ist;  Rom.  V.  6.  Dies  erinnert  uns  um  so 
mehr  unser  Recht  und  unsere  Forderungen  nicht  mittelst 
der  grossen  Nachtheile  Anderer  zu  verfolgen,  welche  die 
Kriege  mit  sich  fuhren. 

2.  Auch  Aristoteles  und  Polybius  mahnen,  nicht 
wegen  jeder  Ursache  einen  Krieg  zu  beginnen.  Auch  ist 
Hercules  von  den  Alten  nicht  gelobt  worden,  als  er  den 
Laomedon  und  Augias  wegen  nicht  bezahlten  Lohnes  seiner 
Arbeit  mit  Krieg  überzogen  hat.  Dion  von  Prusa  sagt 
in  seiner  Rede  über  Krieg  und  Frieden:  Man  solle  nicht 
bloss  fragen,  ob  man  von  denen  beleidigt  sei,  gegen  die 
man  Krieg  beginnen  wolle,  sondern  auch,  wie  viel  das 
Vorgefallene  werth  sei. 

II.  1.  Vieles  ermahnt  uns  aber,  die  Strafen  nicht  ein- 
treten zu  lassen.  Man  bedenke,  wie  Vieles  die  Väter  bei 
den  Söhnen  ungerügt  lassen.  Hierüber  findet  sich  eine 
Ausführung  Cicero's  beiDioCassius.  Seneca  sagt: 
„Der  Vater  wird  nicht  zur  Enterbung  des  Sohnes  schreiten, 
wenn  seine  Geduld  nicht  durch  vieles  und  schweres  Un- 
recht erschöpft  worden  ist;  wenn  er  das  Kommende  nicht 
mehr  fürchtet,  als  er  das  Geschehene  verurtheilt."  Damit 
stimmt  ziemlich  der  Ausspruch  des  Phineus,  welchen 
Diodor  von  Sicilien  erwähnt:  „Kein  Vater  entschliesst 
sich  zu  einer  Strafe  für  seinen  Sohn,  wenn  nicht  die 
Grösse  der  Vergehen  die  natürliche  Elternliebe  übertriflft." 
Andronicus  von  Rhodus  sagt:  „Kein  Vater  verstösst 
seinen  Sohn,  wenn  er  nicht  durchaus  schlecht  ist." 

2.  Wer  es  unternimmt,  Jemand  zu  strafen,  der  über- 
nimmt gleichsam  die  Stelle  eines  Führers,  d.  h.  eines  Vaters; 
deshalb  sagt  August  in  zu  dem  Hofbeamten  Marcellinus: 
„Verwalte,  christlicher  Richter,  das  Amt  eines  redlichen 
Vaters."  Der  Kaiser  Julian  rühmt  den  Ausspruch  des 
Pittacus,  welcher  die  Verzeihung  über  die  Strafe  stellte. 
Libanius  sagt  in  der  Rede  über  den  Aufstand  in  An- 
tiochien:  „V^er  Gott  ähnlich  werden  will,  der  erfreue  sich 
mehr  an  dem  Erlasse  als  an  der  Vollstreckung  der  Strafe." 

3.  Mitunter  liegt  die  Sache  so,  dass  der  Nichtgebrauch 
seines  Rechtes  nicht  blos  löblich,  sondern  selbst  Pflicht 
ist,  nach  der  Liebe,  die  man  auch  seinen  Feinden  schuldet, 
sowohl  als  solche,  wie  nach  der  Forderung  des  heiligen 
Gesetzes  des  Evangeliums.  So  giebt  es,  wie  erwähnt, 
Personen,    für  die   wir,    selbst    wenn    sie    uns    angreifen, 
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I       unser  eigenes  Leben  hingeben   müssen,   weil  wir  wissen 

?       dass   sie   der  menschlichen  Gesellschaft  nothwendi^  oder 

^        sehr   nützlich    sind.     Wenn   Christus   schon    um   Processe 

I       zu  vermeiden,  die  Hingabe  von  Sachen  fordert,  so  ist  um 

'        so   mehr  anzunehmen,    dass   er  auch   die  Entsagung  von 

Grosserem  gewollt    habe,    um    den  Krieg    zu   vermeiden. 

der  ja  so  viel  schädlicher  ist  als  ein  Process 

4.   Ambrosius   sagt:    „Es  ist  nicht   bloss  anständig, 
sondern  meist  auch  zweckmässig  für  den  rechtlichen  Mann 
wenn  er  etwas  von  seinem  Rechte  nachlässt."    Aristides 
rieth  seinen  Mitbürgern   „zu  bewilligen  und  zu  schenken 
so  lange  es  nicht  übermässig  werde."    Als  Grund  fügt  er 
bei:  „Denn  man  lobt  auch  den  einzelnen  Mann,  der  bereit 
ist,  lieber  einigen  Schaden  zu  tragen,  als  zu  processiren." 
Xenophon    sagt    im   6.  Buche    seiner    Griechischen    Ge- 
schichte:   „Denn   es   ist  weise,   den  Krieg  zu  unterlassen, 
selbst  wenn  der  Streitgegenstand  nicht  unbedeutend  ist." 
Und  Apollonius  sagt  bei  Philostratus:  „Man  solle  selbst 
wegen   wichtiger  Ursachen  nicht  zum  Kriege   schreiten  " 
ofl-  i;  ^'  ^^^  ^^®  Strafen  anlangt,  so  ist  es  unsere  erste 
FHicht,  wenn  auch  nicht  als  Menschen,  doch  als  Christen 
dass  wir  denen,  die  sich  gegen  uns  vergangen,  leicht  und 
gern    verzeihen,    so   wie   Gott    uns    in   Christus    verzeiht; 
ii^phes.  IV.   32.     Josephus    sagt:    „Sich    von    Zorn    frei 
halten    da  wo  der  Beschädiger  die  Strafe  des  Todes  ver- 
dient hat,  ist  der  Gottheit  ähnlich." 

2.  Seneca  sagt  über  den  Fürsten:  ^Er  soll  weit  eher 
sich  erbitten  lassen,  wenn  es  das  ihm  selbst  gethane  Un- 
recht betrifft,  als   fremdes.     Denn   so   wie  es  nicht  gross- 
raüthig  ist,    wenn   man   nur  von   fremdem  Gute  austheilt 
sondern  nur,  wenn  man  sich  selbst  das  abzieht,  was  man 
dem  Anderen  zuwendet,  so  nenne  ich  nur  den  barmherzige, 
der   nicht    bei  fremdem  Schmerz    milde    ist,    sondern   der 
sich  massigt,    auch    wenn  der  Stachel   der  eigenen   Ver- 
letzung ihn   treibt,  und   der  erkennt,   dass  es  grossherzig 
ist,  in  der  höchsten  Macht  das  Unrecht  zu   ertragen,   und 
dass    es    nichts    Ruhmvolleres    giebt    als    einen    Fürsten 
der  für  das  ihm  angethane  Unrecht  nicht  straft."    Quin' 
tUian    sagt:     „Ich    rathe    dem     Fürsten,     lieber     nach 
dem    Ruhm     der     Menschlichkeit     als     nach     der    Lust 
der  Kache    zu    verlangen."     Cicero    lobte    besonders  an 
^-asar,  dass  er  nichts  vergässe,  ausser  das   erlittene  Un- 
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v.f     Rpi  Dio  säet  die  Livia  zum  August:   „Man  meint, 
recht.    BeiUio  sagi  uic  sollen     was   gegen   das 

dass    die  Herrscher    das    «^/^^ff  ,~  be- 

gemeine Beste  g-f  eht  ab  ^^^^  ^-^  ^^,,,,,,.  ^ex 
merken  sollen,  was  gegen  sie  ^  .  ^'^ja-g^als  hat  es 
Philosoph  Anton.n  sag    zu  ^^m  Jen^    „N.em^^^^^    ^^ 

gefallen,  wenn  ein  '^*'8"., '*'°„.„,,f  ^^r,  so  schien  es 
?ächt  hat;  denn  ^«n°  .^f/"«^8ireinem  Briefe  an  Theo- 
r""  '"du  hÄ°n"Änti    Her"  däTgegen  Dich  began- 

felben  Theodosius    .m   Senat       Em   S»^^[  '^^ J,      „„^ 

t^t^,'^"^  n.rnia  S  üebles  zWige, 
Srn  aadu/ch    dass  e.  ihnen  woh Uhu.  ^       ^^^  ^^^  ^^ 

„Nichts  !iff  «'"«^'"„S^^^^rde''    Ausgellml  Beispiele 
als  Versöhnlichkeit  und  MiWe.      aus«  ^  ;    j^^^^ 

dieser  schönen  Tugend  bietet  uns  d,|he.l.gebc^ 

'''%.  Ts%febt  t'Kri^  d^  Ke'rnd'strafe    und 

l>eleidigt  l'*t,««'".^"'^;f*^*^rd    dafür  halten,    dass   Viele 
Weise    verzeiht   viel,    er    ^uQ    u*  ^  ^^^ 

zwar   wenig    vernünftig  S«J,»^ff  ^,.;S:%ich  des  Krieges 
Besserung  fth.g  seien.    -  "  f  ^  'f'"'^  ^e    die   man  selbst 
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IV.  1.  Oft  geschieht  es  um  unser  und  der  Unsrigen  wil- 

lf.t  frr  I'"  V"  ^r  T'^""  gegriffen  wird.    Pluta^ch 
sagt  .m  Leben  Numa's,  dass  er,  auch  wenn  die  Feciale«  er 
klärt,  dass  der  Krieg  mit  Recht  begonnen  werden  könne 
doch  den  Senat  befragt  habe,    ob    es    auch  rathsam  sei' 
In  einem  Gleichniss   Christi  heisst  es:    dass,    wenn  ein 

er  zunächst  im  Sitzen,  wie  es  bei  dem  sorgfältigen  üeber! 

Soldaten  habe,  sich  mit  einem  Feinde  messen  könne    der 
doppelt  so  viel  habe;   sieht  er,   dass  er  ihm  nicl^t  gleS 
ist,  so  solle  er  Gesandte  zur  Friedensunterhand  un|  Tb 
senden    dass  nicht  Jener  in  das  Land  komme.  ° 

A,Jh  a"  •'!;^^"Sten  die  Tusculaner  von  den  Eömern  da- 
durch den  Frieden,  dass  sie  Alles  ertrugen  und  nichts 
verweigerten.  Tacitus  sagt:  „Man  suchte  vergeblich  nach 
enem  Grunde  zu  dem  Kriege  gegen  die  Aeduer.  Als  man 
die  Abheferung  der  Gelder  und  Waffen  verlangte,  brachten 
sie  freiwillig  noch  «berdem  Proviant."  So  erklärte  die 
Königin  Amalasunta  den  Gesandten  Justinian's  dass  sie 
mit  den  Waffen  nicht  kämpfen  werde.  ' 

=!o  Lfuf"'«*"  K '^''^''  "T^  *'"•*  Beschränkung  eintreten. 
So  erzahlt  Strabo,  dass  Syrmus,  der  König  der  Triballer 

^!lHi?'"'K^'"  ^T  n^"  ^^S*"S  ^"  "^^  I"^el  Peuce  nicht 
gestattet     aber  mit   Gesandten   ihn  geehrt  habe,    um   zu 

zeigen,  dass  dies  nicht  aus  Hass  oder  Verachtung,  sondern 
aus  gerechter  Vorsorge  geschehe.  Das,  was  Eilripides 
Inderen"  ^"'''''"'''^^"  ^'^^'^n  »agt,    passt  auch  für  alle 

„Sobald  über  den  Krieg  verhandelt  wird  denkt 
Keiner,  dass  auch  ihm  der  Tod  dann  droht;  sondern 
nur  den  Gegnern  wird  das  Unheil  zugedacht.  Wären 
in    der  Volksversammlung    die  Leichen    vor  Augen 


einzelnen  Fall  gar  keinen  verständigen  Gebrauch  machen. 
Was  hatte  aus  der  Reformation  werden  sollen,  wenn  die 
Uentschen  Fürsten  diesen  Rath  befolgt !  Wie  hätte  Frank- 
reich die  Tyrannei  des  absoluten  Königthums  brechen 
Können,  wenn  der  Konvent  diesen  Rath  befolgt!  Was  wäre 
fo?t  h'-'t^^*"   geworden,  wenn  es  diesen  Rath  1866  be- 
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gewesen,   so  wäre  das  wUthencle  Griechenland  nicht 

durch  den  Krieg  untergegangen." 
Li  vi  US  sagt:  „Wenn  Du  Deine  Macht  erwägst,  so  denke 
auch  an  die  Macht  des  Glücks  und  an  den  Kriegsgott, 
der  für  Alle  sorgt."  Und  bei  Thucydides  heisst  es: 
„Ueberlege,  was  Alles  unerwartet  in  einem  Kriege  sich 
ereignen  kann,  ehe  Du  ihn  beginnst." 

V.  1.  Bei  den  Berathungen  werden  bald  die  Ziele 
erwogen,  wenn  auch  nur  die  nächsten,  nicht  die  letzten, 
bald  die  Mittel,  welche  dahin  führen.  Das  Ziel  ist  immer 
ein  Gut  oder  mindestens  die  Abwendung  eines  Uebels  an 
Stelle  eines  Guts.  Die  Mittel  dagegen  werden  nicht  um 
ihrer  selbst  willen  begehrt,  sondern  nur  ihrer  Wirkung 
wegen;  deshalb  sind  bei  den  Berathungen  die  Ziele  unter 
sich  und  die  Mittel  nach  ihrer  wirksamen  Kraft,  um  jene 
zu  erreichen,  gegen  einander  abzuwägen.  Denn  Aristo- 
teles bemerkt  richtig  über  die  Bewegung  der  Thiere: 
„Die  Vorsätze,  welche  zur  Ausführung  veranlassen,  sind 
zweierlei  Art;  die  einen  sind  das  Gute,  die  anderen  das 
Mögliche."  —  Die  Vergleichung  hat  drei  Regeln  zu  be- 
folgen. 

2.  Die  erste  ist:  Hat  der  betreffende  Gegenstand  nach 
moralischer  Schätzung  gleiche  Wirksamkeit  für  das  Gute 
und  für  das  Schlechte,  so  darf  man  sich  nur  dafür  ent- 
scheiden, wenn  das  Gute  etwas  grösser  im  Guten  als  das 
Schlechte  im  Schlechten  ist.  Aristides  drückt  dies  so 
aus:  „Wenn  das  Gute  geringer  ist  im  Verhältniss  zu  der 
Schwierigkeit,  so  ist  es  besser,  sich  zu  vergleichen."  An- 
dronicus  aus  Rhodus  sagt  bei  Beschreibung  eines  gross- 
müthigen  Menschen,  „dass  er  sich  nicht  wegen  jedweden 
Anlass  in  Gefahr  begebe,  sondern  nur  aus  wichtigen 
Gründen." 

3.  Die  zweite  Regel  ist,  wenn  das  Gute  und  das 
Schlimme,  was  aus  einer  Sache  hervorgehen  kann,  sich 
gleich  steht,  die  Sache  nur  dann  zu  wählen,  wenn  ihre 
Wirksamkeit  für  das  Gute  stärker  ist  als  für  das  Schlimme. 
Die  dritte  Regel  ist  bei  Ungleichheit  des  Guten  und 
Schlimmen  und  bei  ungleicher  Wirksamkeit  für  Beides 
die  Sache  nur  dann  zu  wählen,  wenn  die  Wirksamkeit 
für  das  Gute  im  Vergleich  zu  der  für  das  Schlimme  grösser 
ist,  als  das  Schlimme  selbst  im  Vergleich  zu  dem  Guten; 
oder    wenn    das   Gute    im   Vergleich    zu    dem   Schlimmen 
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grösser  ist  als  die  Wirkisamiroif  «■-  j      c  , ,. 

gleieh  zu  der  fUr  das  Gute  '  Schl.mme  im  Ver- 

einfachet  WeL"  S  cff:'°   '"]  ''V'  ^«^«""8;    '» 

langt,  dasB  man  „ichf  ohne  Nothtf^h'-'VTf  ^■-  ^"- 
was  thörioht  sei  DesLlh  =»:  .  •  ,*'•''."  ^^'^ä'""  begebe, 
nachzuahmen,  welche  die  l  .u"'''^  "'^  ^'"«  der  Aerzte 
Mitteln  heilen  und  nur  h.'  I'°  ^'^''^^''  ""''  laichten 
^u  gei^ährlichen  Ün3  zweifei  a^He-r  f  T'^heiten  sich 
lassen:  deshalb  sei  e«  will»  ^''7*'''^*'"'^" ''«stimmen 

vorzus^rgen    zumal  wenn  m.^' I'^l°r<''"' ^'"™  beizeiten 
an   Gutem  gewinnen     ai,^n    l'"^  Entschlossenheit  mehr 
.     an  üebel  vfrme.den  'kann  ^"'"'''  """^  Schwanken 

nichts  G^tes'gtrnS  Zehn  "r  l  "^  ''"^'">  '^'-'^ 
Heren  kann,  wozu  so^f  ^an  »\^^'"''''.^''''' <5'"«««««  ^e'" 
Dio    von   Prusa    satt  .-^  ?    ^"^  ^-^  '"  *^*''"'''"-  begeben?« 
»Es  ist  ha  t  un'l .  n1  r  cht    aber"'"   ""t^'  ^«°  Tarsus: 
geschieht,    so   s  nd   wir  dtu  Vk    ^T  "^""^^  Ungerechtes 
Kampfese  fer  uns  der  r.ffh"'  "o""!  ""''^'  ^«''"''äig,    im 
Und  sDäter       S«  JT      ^    '"  ,*"°^*  Schadens  auszusetzen  « 
die  so'^:  hwer"  dKiXn"";,r"""   ^^'  ^''^*''"   abzuwerfei, 
>>cn;  aber  beTeinem  miJf.     -   "^"^  "^  "''"'*  '"•"•*?«''  kön- 
Üingen,    die   ertH^i^h    =  T"«^"^'"'"''^  ""''  bei  solchen 
schwer  r  wUrden  ^Se ''"f^   '"'''.   '."'^*  ^«°»  «'«  "och 
möglichst    leiehrerSen  "     ZTrf'''"'    ^'''  ^'^  «■'« 
zweiten   SIcili.ehen  Rede       Wenn   1    t^'    '.^^'    ''"    ««'""^ 
die   HoffnunfT   ist      ift   e,"  do    „"  K*   '^  f "'''''"   ^'°^'^'  »'« 
sehen?"  SfloJ"        '    '^'  ^^  ^^  "'«ht   geboten,    sich   vorzu- 
nehmen^'wa^naifVf  •/'''.•  *'"  ^"'^P'«'  «"  dem   zu 
then      ÖbTlie%         T^'*".'   ^'^  S'««ten  Galliens  bcrie- 

schuldigen' kinn  ^"'*^  '^''^'  dergleichen  ent- 

Grotius,  Recht  d.  Kr.  n.  Fr     II 
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mentlich  da,  wo  kein  Bürger  von  den  Aemtern  ausge- 
schlossen ist.  Unter  Frieden  ist  vielmehr  hier  ein  solcher 
gemeint,  welcher  einen  Krieg  auf  Tod  und  Leben  besei- 
tigt d  h  wie  Cicero  dies  anderwärts  ausdrückt:  „wenn 
der' Staat' deshalb  nach  seiner  ganzen  Existenz  m  Gefahr 
käme-"  also  da,  wo  eine  richtige  Abschätzung  des  Kom- 
menden nur  den  Untergang  des  ganzen  Volkes  erwarten 
lässt  wie  bei  Jerusalem  während  der  Belagerung  durch 
Titus.  Jeder  weiss,  was  hier  Cato  sagen  würde,  welcher 
lieber  sterben  als  Einem  gehorchen  wollte.  Hierher  ge- 
hört auch  der  Vers:  n^  a  a^  gm« 
„Als  sei  es  nicht  eine  schwere  lugend,  der  bkla- 
vere"i  durch  Selbstmord  zu  entfliehen." 
Aehnlich  lauten  viele  andere  Aussprüche.  ^  ,,^    , 

2  Aber  die  Vernunft  gebietet  anders;  sie  stellt  das 
Leben  als  die  Grundlage  aller  zeitlichen  Güter  und  als 
die  Gelegenheit  zu  den  ewigen  höher  als  die  Freiheit, 
sowohl  für  den  einzelnen  Menschen  wie  für  ein  ganzes 
Volk  Deshalb  rechnet  es  Gott  selbst  als  eme  Wohlthat, 
dass  er  den  Menschen  nicht  verdirbt,  sondern  zum  Sk  aven 
macht.  Auch  anderwärts  räth  er  durch  die  Propheten 
den  Juden ,  dass  sie  sich  in  die  Sklaverei  der  Babylonier 
begeben  möchten,  damit  sie  nicht  durch  Hunger  und  Pest 
umkämen.     Deshalb  ist  jene  That, 

„welche  das  von   den  Knrthagern   belagerte  ba- 

gunt  that,"  381)  .,,.  ^     , 

trotz  des  Lobes   der  Alten  nicht  zu  billigen,  und   eben- 
sowenig, was  dahin  führt. 

3  Denn  die  Ermordung  eines  Volkes  muss  unter  sol- 
chen'Verhältnissen  als  das  grösste  Uebel  angesehen  wer- 
den.  Cicero  giebt  in  seinem  zweiten  Buche  über  die 
Erfindung  das  folgende  Beispiel  von  der  Nothwendigkeit: 
„Es  war  nothwendig,  dass  die  Casilinenser  sich  dem 
Hannibal  Übergaben,    obgleich    diese   Nothwendigkeit  die 

28n  Sagunt,  eine  Stadt  im  tarraconensischen  Spanien, 
wurde  von  Hannibal  belagert.  In  der  höchsten  Noth 
schleppten  die  Belagerten  ihr  Gold  und  Silber  aus  dem 
öffentlichen  und  privaten  Besitz  auf  den  Markt,  warfen 
es  auf  einen  da  errichteten  Scheiterhaufen  und  stürzten 
sich  dann  selbst  mit  ihren  Weibern  und  Kindern  m  die 
Gluthen. 
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Maassregel  enthielt:    wenn   sie  nicht  vor  Huneer  umkom 
men   wollten."     üeber  die  Thebaner  zur  ZeU  A^xanS«" 
des  Grossen   ist  ein  Ausspruch   des  Diodor  vnn^f.  . 
vorhanden:  „indem  sie  me'hr  der  TaptLirairder'^^^^^ 
äerben."^    "'    '''''''"   '''   '^^  ^-^'   VaterlandLs  Ver- 

4.  Ueber    den    erwähnten   Cato    und    Scioio     welrhp 

Schuld,    dass   vil";uSi;e^^ir>l^;-/XX"ht 
liybien  umkamen."  28a\  °  """  ■""^''  m 

5.  Was   ich   hier  von  der  Freiheit  gesagt  habe     y,H 
auch   von   anderen  wUnschenswerthen  DiS     wenn'   fll 

lfeT'::rT\'    f^T?    ^^"«^    ebenso^wahrrcheinUch 
oaei    noch    wahrscheinlicher    ist.     Denn    wie    Aristidp^ 

werfen  der'wf   "'"  rf''  -'f  "^  ^»"'    <^""  "  «^      Bo  d 
werfen  ^ei   Waaren,  aber  nicht  der  Menschen  zu  retten. 

weise  zu  belh^i     !{''"°^   der  Strafen    ist  auch   vorzugs- 

Jegen  LI  '"V'^''''  l"^"  •^««'^'''b  "Jemals  einen  Krieg 
gegen  einen  gleich  starken  Gegner  unternehmen  dll? 
Denn  wer  durch  die  Waffen  dil  Unthateü  s tiefen  wi  ' 
muss  ebenso  wie  das  Gericht  viel  stärker  sein  als  Jener' 
Und  hier  fordert  nicht  blos  die  Klugheit  uTd  d  Sorge 
tur  die  Seinigen,  dass  man  sich  eines  gefährlichen  Krieg!« 
en  halte,  sondern  oft  auch  die  Gerechtigkeit,  nämUch  die 

0  eT«r'zurw'    r\'*';.^'"'"'-  J««^^^-   Herrschät    t 
t'beien  zui  borge   lur  die  Untergebenen,    wie  diese  zum 

Gehorsam  gegen  Jene  verpflichtet.    Daraus  folgt    wie  dfe 

Theologen  richtig  bemerkt  haben,  dass  ein  Kön^'  welcher 

um  geringer  Ursachen   oder  behufs  einer  nicbf'nothwen- 

oo-  ^%  ^[*^.^  '''."'  gebotene  Lehre,  wonach  ein  Volk  selbst 
1  hlT  ah"''''*  '*•'!;  '•P^*"-"  ^°"-  '»'^  Krieg  beginnen    Ih 
über  Alles,    was  dem  Ehrgefühl  und  pftriotlsmus  'eines 
Volkes  geboten  werden  kann.     Dann  hätten  aucT  die  Be 
neiungskriege  von  1813-1815  nicht  geful   t  werdeT dS" 
fen     und  ebenso  wenig  die  Kriege,    durch  welche  Italien 
hat     Soi^.  *'*''""''"'  r"'  ^'"'-''   "'"1  f-'-eire  ien  ungen 

dLvfilkl%K  "/'''■  ^"^«''"'"•al  auf  die  Verhältnisse 
lieh  H^!^Jk^"  n'''"!""'  ""'*  ^'e  schwach  und  bedenk- 
lich deshalb  die  Grundlagen  des  Völkerrechts  sind. 
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digen  und  viele  Gefahren  mit  sich  führenden  Strafe  einen 
Krieg  unternimmt,  seinen  Unterthanen  zum  Ersatz  der 
daraus  entstandenen  Schäden  verhaftet  ist.  Denn  er  be- 
geht damit  zwar  nicht  gegen  die  Feinde,  aber  gegen  die 
Seinigen  ein  Unrecht,  weil  er  sie  solcher  Ursachen  wegen 
in  so  schwere  Uebel  verwickelt.  Livius  sagt:  „Nur  der 
noth wendige  Krieg  sei  ein  gerechter,  und  gottgefällige 
Schlachten  seien  nur  die,  wo  kein  anderer  Ausweg  übrig 
bleibe."    Ovid  ersehnt  diesen  Zustand  im  1.  Buch  seiner 

Fasten  v.  T15i 

„Der  Soldat  greife  nur  zu  den  Waffen,    um   den 

Waffen  entgegenzutreten." 

VIII.  Es  wird  daher  selten  ein  Fall  vorkommen,  wo 
der  Krieg  nicht  unterlassen  werden  kann  oder  soll.  Eine 
Ausnahme  tritt  etwa  nur  dann  ein,  wenn,  wie  Florus 
sagt,  „der  Friedensstand  schlimmer  ist  als  der  Krieg." 
Seneca  sagt:  „Man  solle  sich  in  die  Gefahr  stürzen, 
wenn  dem  Ruhigbleibenden  dasselbe  drohe  oder  noch 
Schlimmeres."  Aristides  erklärt  das  so:  „Dann  muss 
man  auch  die  unbekannte  und  erst  kommende  Gefahr  er- 
wählen, wenn  das  Ruhigbleiben  offenbar  noch  schlimmer 
ist."  Tacitus  sagt:  „ein  Krieg  statt  eines  elenden 
Friedensstandes  sei  ein  guter  Tausch;"  nämlich  wenn, 
wie  er  sagt:  „dem  glücklichen  Wagniss  die  Freiheit  folgt, 
oder  die  Niederlage  es  nicht  schlimmer  macht,"  oder  wenn, 
wie  Livius  sagt:  „der  Friede  den  Unterworfenen  härter 
ist  als  der  Krieg  den  Freien;"  aber  nicht,  wie  Cicero 
bemerkt,  „wenn  die  Zukunft  sich  so  gestaltet,  dass  man 
als  Besiegter  in  die  Acht  gethan  wird  und  als  Sieger 
dennoch  in   die  Sklaverei  geräth.  283) 

IX.  Die  andere  Bedingung  zum  Kriege  ist,  dass  nach 
richtiger  Schätzung  dem  Rechte,  was  die  Hauptursache 
ist,  auch  die  gleiche  Macht  zur  Seite  stehe.  Deshalb  ist 
nach  August  ein  Krieg  nur  zu  begiunen,  wenn  die  Hoff- 

283)  Diese  Bemerkung  bezieht  sich  auf  die  Bürger- 
kriege Rom's  zu  Cicero's  Zeit;  Cicero  folgte  dem  Pom- 
pejus  und  kam  dadurch  in  die  Acht;  hätte  er  sich  dem 
Cäsar  angeschlossen,  so  hätte  er  zwar  mit  gesiegt,  aber 
hätte  damit  auch  die  Freiheit  Rom's  vernichten  helfen. 
Gr.  macht  in  Ab.  8  das  für  den  Krieg  sprechende  Prinzip 
geltend,   nachdem  er  vorher  das  für  den  Frieden  verthei- 
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nung  des  Gewinnes  arrösser  ist  als  <iio  v.,-  n   ^ 
iustes.    Auch  passt  hierher     was  sSin Tf  •    ^''  ^^'- 
L.  A e  m  i  1  i u s  P  a u  1  u 8    von    <W  ihlllf  "^'^^T"»«  «"d 
solle  Dicht  kämpfen     wenn  nlht' dt  hall 'f^v";.''T" 
Sr^r-^^.^/'^"^'*  dazu  völnt,  t  ?^t'Vetf[ 

d7;«e  th  Ä '^dT  Si;t-^- '^^^ 

eigenen  Ruhm  ohne  Gefahr  eÄgeJ'assef  wer"d"e     wie 
Dio  solchen  Rath    bei  der  Befreiung  von  Sy^kus' .Tk 
In  den  Briefen  des  Plinius  heisst  es-     nnL^\i      u,  ^ 

sttn""'^^^'""*^ ''  Bein:'t;n\-r;^drsct^j;:rt 

SrnnigfaratdXL 

Rede   kein   Fnl '  nT.       "''  cf-'  ''"'"'  ^'ermöchte,  die  lange 
t^hrt  gerecht^  iP.!     ?•     ^"   ''«'"=    ^^'^  «'"   Weisl- 

Sngstlfchen   Na^nt  ^  J-  t  '  ''f""  ^\"''^'^'  «'"gedenk  seiner 
Hngsticlitn   Natur,    viel   mehr  sich   betrüben   wird     daa<! 

■lim  die  Nothwendigkeit  gerechter  Kriege  eekZmenitt' 

denn  wären  sie  nicht  gericht,    so  wU  de  efsie  nTcht  S' 

ührt  haben     und   dann  gäbe  es   für  den  Weisen  keinen 

Kneg     Die  Ungerechtigkeit  des  Gegners  g  eb    dem  Wei 

sen  Anlass    zum    gerechten   Krieg,   ja    zwingt    «r  daz^ 

Diese  Ungerechtigkeit  ist  ihm  abl^  ichmeT-  ifch     weil    i"e 

vo"  Mensehen  ausgeht,  auch  wenn  deshalb  ein  Krier  nicht 

sam7Ä  rr"-  .^'"<""'  Sros^e,   schändlich   i^d^at 
same  Uebel  betrachtet  deshalb  Jeder  mit  Schmerz   und  er 

d  es^'o^r/^'h  '  "'''  ^''  ^""^  '^'"  Elend  ist  ''^erabe 
mansch    Ifr''  •"'*  '"'^'''''"  "^'^  »^«denken  kann,  der 
ZA  u    '  T**  '^*""  ^'  glücklich  ist,  für  noch  viel  elen 
In    Ü"'  "1""  ''t'  «"««  menschliche  Gcfül    verloren" 
An  einer  anderen  Stelle  sagt  er:    „Das  Kriegführen  "r- 

riSel't'' lie  J' IpH-1- T  !''"5*  '^'^  das  Andere;  alle  Schwie- 
kIm!        ^    lediglich  in   der  richtigen  Abmessune  dieser 

S'i^^\^'"«"de'-  entgegenstehenden  Prinzipien    u"d%erade 
nutzen  *"''"'"    ^''"'''P^   "'«=''*    ^as   Mindeste 
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c;cheint  dem  Bösen  als  eine  Lust,  dem  Guten  als  eine 
Nothwendigkeit."  Maximus  von  Tyrus  sagt:  „Auch  wenn 
Du  von  dem  Kriege  die  Ungerechtigkeit  wegnimmst  so 
ist  doch  schon  seine  Noth wendigkeit  zu  beklagen."  Der- 
selbe sagt:  „Den  Gerechten  erscheint  der  Krieg  als  ein 
nothwcndiges  Uebel,  den  Ungerechten  als  em  liebes 

2  Dem  ist  der  Ausspruch  Seneca's  beizufügen: 
Der  Mensch  darf  sich  des  Menschen  nicht  verschwende- 
i'Wh  bedienen."  Philiskus  erinnerte  Alexander  „er 
möge  nach  Ruhm  streben,  aber  so,  ^ass  er  sich  keine 
Pestilenz  oder  schwere  Krankheit  bereite."  Er  halt  die 
Ermordung  der  Völker,  die  Verwüstung  der  Städte  für 
das  Werk  der  Pestilenz.  „Aber  nichts  sei  königlicher,  als 
für  Aller  Heil    zu   sorgen,    was    in   dem   Frieden   enthal- 

3.  Wenn  nach  jüdischem  Rechte  auch  der  unfreiwillige 
Todt'schläger  flüchten  musste;  wenn  Gott  von  Davi^»  ^^\ 
viele  fromme  Kriege  geführt  hatte,  deshalb  keinen  lempel 
gebaut  haben  wollte,  weil  er  viel  Blut  vergossen  habe; 
wenn  bei  den  alten  Griechen  auch  Diejenigen  emer  SUhne 
bedurften,  welche  ohne  Schuld  ihre  Hände  mit  Blut  be- 
fleckt  hatten;  wer  sieht  da  nicht,  vorzüglich  welcher 
Christ,  das«  der  Krieg  ein  unglückliches  Ding  und  von 
schlimmen  Vorbedeutungen  ist,  und  dass  er  sehr  zu  fliehen 
ist';^  Sicher  ist  bei  den  zum  Christenthum  bekehrten 
Griechen  lange  die  kirchliche  Regel  beobachtet  worden, 
dass  di«,  welche  einen  Feind  in  irgend  einem  Kriege  ge- 
tödtet  hatten,  eine  Zeit  lang  von  den  Sakramenten  lern 
gehalten  wurden. 


Kapitel  XXV. 

Ueber  die  Ursachen,  weshalb  für  Andere  ein  Krieg 

geführt  werden  kann.  ^»4) 

I    1      Früher,    bei  Erörterung   der  Personen,    Reiche 
Krieg  führen  können,  ist  von  uns  gezeigt,  dass  nach  dem 

~284)  7ai  den  „Anderen",   für  welche  ein  Krieg  geführt 
wird,  rechnet  hier  Gr.  zunächst  die   eigenen  Unterthanen 
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Naturrecht  ein  Jeder  nicht  nur  sein  eigenes  Recht  geltend 
machen  kann  sondern  auch  das  fremde;  wenn  also  Je- 
mand für  sich  selbst  gerechte  Sache  hat,  so  haben  es 
auch  die,  welche  ihm  dabei  behülflich  sind 

TT    ?'    .Y'^    ^''^^^    "'^'^    nothwendigste  Sorge    ist  auf  die 
Unterthanen  zu  verwenden,  gleichviel  ob  sie  einer  pa- 
triarchalischen   oder    staatlichen    Herrschaft    unterworfen 
smd,-^  denn  sie  sind  in  beiden  Fällen  gleichsam  ein  Theil 
des  Herrschers    wie  wir  früher  gezeigt  haben.     So  ergriff 
das  Jüdische  Volk   unter  Führung   des  Josua  die  Waffen 
iur    die    Gabaoniten,    die    sich    ihm    unterworfen    hatten 
Cicero  sagt  zu  dem  Römischen  Volke:  „Unsere  Vorfahren 
haben  oft  Krieg  geführt,  weil  unsere  Kaufleute  und  Schiffer 
unrechthch   behandelt  worden   waren.«     Und   anderwärts: 
„Wie  viele  Kriege   haben  nicht  unsere  Vorfahren  deshalb 
unternommen,  weil  Römi^sche  Bürger  Unrecht  erlitten  hatten, 
Schiffer  festgehalten  und  Kautieute  beraubt  worden  waren  " 
Dieselben  Römer,  für  welche  die  Bundesgenossen  nicht  in 
den   Krieg  ziehen   mochten,    haben    es  für  diese   gethan, 
nachdem   sie   sich   ihnen   ergeben   hatten   und   ihre  Unter- 
thanen  geworden    waren.     Die  Campaner   sagen   den   Rö- 
"^Ttt  -^^}^''.  ^^«  <^ebiet  als  das  unsrige  gegen  Gewalt 
und  Unrecht  nicht   mit  gerechter   Gewalt  schützen   wollt 
so  werdet  Ihr  es  wenigstens  als  das  Eurige  vertheidigen  " 
t  lorus  erzählte,  dass  die  Campaner  das  frühere  Bündniss 
dadurch   fester  gemacht,    dass   sie   sich   sämmtlich  in  die 
Gewalt  der  Römer  begeben  hätten.     Livius   sagt:   „Die 
Ireue  forderte  nunmehr,  dass  man  die  nicht  verrathe,  die 
sich  ergeben  hatten.«  ' 

II.  Indess  verpflichtet  nicht  jeder  gerechte  Grund  bei 
den  Unterthanen  die  Herrscher  zu  dem  Beginn  des  Krie- 
ges;   vielmehr  nur  dann,    wenn   dies  ohne  Nachtheil  der 


des  kriegführenden  Staates.  Dies  ist  ein  Sprachgebrauch, 
welcher  jetzt  kaum  verständlich  ist,  da  die  Bürger  eines 
Staates  ihm  keine  Anderen,  sondern  seine  eigenen  wesent- 
lichen G  leder  sind.  Die  Auffassung  des  Gr.  hängt  theils 
mit  scholastischen  Eintheilungsweisen,  theils  mit  dem  Be- 
griff des  Patrimonialstaats  zusammen,  wo  der  Herrscher 
als  wahrer  Eigenthümer  des  Staats  gilt  und  Kriege  in 
seinem  Interesse  führt,  bei  denen  die  Unterthanen  als 
l^remde  erscheinen. 
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Unterthanen  oder  mindestens  der  Mehrheit  derselben  ge- 
schehen kann.  Denn  das  Amt  des  Herrschers  hat  mehr 
das  Ganze  als  den  Theil  im  Auge,  und  je  grösser  der 
Theil  ist,  desto  mehr  nähert  er  sich  dem  Ganzen. 

III.  1.  Wenn  daher  das  Leben  eines  einzelnen  Bur- 
gers, obgleich  er  unschuldig  ist,  von  dem  Feinde  gefor- 
dert wird,  so  kann  er  unzweifelhaft  ausgeliefert  werden, 
wenn  der  Staat  den  Kräften  des  Feindes  nicht  gewachsen 
ist.  2«5)  Ferdinand  Vasquius  bestreitet  dies;  sieht  man 
aber  weniger  auf  seine  Worte  als  auf  seine  Absicht,  so 
geht  letztere  nur  dahin,  dass  man  einen  Bürger  nicht  vor- 
schnell verlassen  soll,  wenn  noch  eine  Hoffnung  zu  seinem 
Schutz  vorhanden  ist.  Denn  er  bezieht  sich  auf  den  Fall 
mit  dem  Italischen  Fussvolk,  welches  den  Pompejus  ver- 
liess,  noch  ehe  die  Sachen  verzweifelt  standen,  nach- 
dem es  über  die  Mittel,  sich  zu  retten,  von  Cäsar  ver- 
gewissert worden  war.  Dies  missbilligt  Vasquius  mit 
Recht. 

2.  Ob  aber  ein  unschuldiger  Bürger  den  Händen  der 
Feinde  ausgeliefert  werden  dürfe,  um  das  dem  Staate 
drohende  Verderben  abzuwenden,  darüber  ist  jetzt  und 
früher  gestritten  worden,  als  Demosthenes  jene  Fabel 
von  den  Hunden  vortrug,  deren  Auslieferng  die  Wölfe  von 
den    Schafen    als    Friedensbedingung    verlangten.      Nicht 

2**'»)  Dieser  Satz  widerstreitet  der  Ehre  und  der  Selbst- 
ständigkeit des  Staats  so,  dass  kein  neuerer  Staatsrechts- 
lehrer ihn  noch  vertheidigt,  und  selbst  zu  Gr.'s  Zeit  wurde 
schon,  wie  er  anführt,  die  gegentheilige  Ansicht  aufgestellt. 
Es  ist  jetzt  der  Stolz  jedes  Engländers  und  Amerikaners  im 
Auslande,  dass  er  weiss,  die  ganze  Macht  seines  Staates 
stehe  hinter  ihm  bereit,  ihn  gegen  alle  Ungerechtigkeit 
selbst  mittelst  des  Krieges  zu  schützen.  Vor  einem  Jahr- 
zehnt drohte  nur  aus  solchem  Anlass  ein  Krieg  zwischen 
Amerika  und  England  auszubrechen,  wo  die  öffentliche  Mei- 
nung und  das  Rechtsgefühl  ganz  den  Amerikanern  sich  zu- 
wendete. Gr.  stützt  seine  Ansicht  auf  den  Nutzen  und  dem- 
nächst auf  die  Liebespflicht.  Beides  führt  nicht  zu  dem 
Recht.  Dies  gewinnt  Gr.  nur  dadurch,  dass  er  den  nicht 
minder  bedenklichen  Satz  aufstellt:  die  Obrigkeit  könne 
den  Unterthan  auch  zur  Erfüllung  seiner  Tugendpflichten 
zwingen. 
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blos  Vasquius  bestreitet  es,   sondern  auch  Sotus     von 
dessen  Ansicht  Vasquius  zeigt    wie  nahe  sie  an  dfe  Cu 
losigkeit  grenzt      Sotus  nimmt  aber  an,    dass  in  einem 
solchen  Falle   der  Einzelne   schuldig   sei     sich   den  Fpi^ 

w^l  r  '^'^4''r'.  '"^'^  Vasquiu^s  leugnet  auch  d  s" 
weil  dies  der  Na  ur  der  Gemeinschaft  widerspreche,  welche 
Jeder  seines  Nutzens  wegen  eingegangen  sei.        ' 

6.     Daraus    folgt    indess  nur,    dass   der  Bürger  nach 
dem  strengen  Recht  dazu  nicht  Verbunden  ist   ^b er  nicht 

e^gie'bVvSe  pf  ht"  ^^-"-^- ^-^e  rechttt  S 
es  giebt  viele  Pflichten  zwar  nicht   des  Rechts,   aber  der 
Liebe,    deren  Erfüllung  nicht  blos  löblich   ist,^  wie  Vas 
quius  anerkennt    sondern  die  auch  ohne  Schuld  i ich   unter- 
lassen  werden   können.     Ein   solcher  Fall  liegt  h  er  vor- 
ei  se^ntriTb'en  ^TT  ^''^  ""!?.^^^l^iger  Menschen  ha^ 
L  Sth;.  ?.  f      ^T   ^J,"^«  Ei^^ife^en   voranzustellen. 
L»ie  iiaxithea  sagt  in  dem  Erechtheus  desEuripides- 
„Denn  wenn  man  die  Zahlen  kennt,  was  grösser 
und  kleiner  ist,    dann  überwiegt  das  Unglück  eines 

Scht'gleich  "  "^^^  '^''  ^^"''"  ^^""^^  """^  '^^  "^°^  ^"^^^ 
Deshalb  hielt  auch  Phocion  dem  Demosthenes  und  An 
deren  das  Beispi^el  der  Töchter  des  Leios  und  d  r  Hya- 
cinthiden  vor  und  verlangte,  sie  sollten  lieber  in  den  Tod 
gehen  als  gestatten,  dass  das  Vaterland  einen  unersetz 
liehen  Schaden  erleide.  ^«6)  cicero  sagt  in  einer  Rede 
fui  P.  Sextius:  „Wenn  es  mir  auf  einer  Reise  zu  Wasser 
mi    meinen  Freunden  begegnete,  dass  viele  Seei  mJ^^ 

in  dercnin/h^i"  ^^''"  ^^'"^^-'^"^   '''  ^"^^^^"  ^-'  Schiff 
n  den  Grund  bohren,  wenn  sie  mich  Einzigen  nicht  aus- 

unÄ  ""'^•/'""  ^^'  Schiff-sführer  sich  dessen  we  gerten 

l^  A'   \   A    ^""'^^  ''^'   "'^^^^  «^^^st  in  das  Meer  stürzen 

Zh    l  '   """^  "t'^'*  '^"'°^  gewissen  Tode,  doch  auch 

nicht  einer  grossen  Lebensgefahr  auszusetzen."  287)    Der- 

Ath!r^.r^^' a'^^-  7"  Ä^acedonien  verlangte  nämlich  von 
Athen  die  Auslieferung  des  Demosthenel  und  drohte  im 
Weigerungsfälle  mit  dem  Kriege 

dunkel?  ifnd'M-'if'ir?/  '^'^  ^''''  ^"  kasuistischen  Erfin- 
üungen  und  Möglichkeiten,   deren  geringer  Werth  für  die 
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selbe  sagt  im  3.  Buche  über  die  Zwecke:  „Ein  guter  und 
weiser  Mann,  der  den  Gesetzen  gehorcht  und  seine  Pflicht 
als  Bürger  kennt,  sorgt  mehr  für  den  Nutzen  Aller,  als 
Eines  oder  seiner  selbst."  Bei  Livius  findet  sich  der 
Ausspruch  über  die  Molosser:  „Ich  habe  wohl  oft  von  Sol- 
chen erzählen  hören,  die  für  das  Vaterland  sich  den  Tod 
gegeben  haben;  aber  das  sind  die  Ersten,  die  es  für  recht 
halten,  dass  das  Vaterland  sich  für  sie  opfere." 

4.  Es  bleibt  aber,  auch  wenn  man  dies  zugiebt,  noch 
die  Frage,  ob  der  Betreffende  dazu  gezwungen  werden 
kann.  Sotus  bestreitet  dies  und  stützt  sich  auf  das  Bei- 
spiel des  Reichen,  welcher  dem  Armen  nach  der  Vorschrift 
der  Barmherzigkeit  mit  Holz  aushelfen  muss,  aber  nicht 
dazu  genöthigt  werden  kann.  Indess  ist  das  Verhältniss 
zwischen  Privatpersonen  ein  anderes  als  zwischen  Vor- 
gesetzten und  Untergebenen.  Der  Gleiche  kann  dem 
Gleichen  nur  zu  dem  zwingen,  was  er  ihm  nach  dem 
strengen  Rechte  schuldet.  Der  Vorgesetzte  kann  aber 
auch  zu  dem  zwingen,  was  die  anderen  Tugenden  vor- 
Wissenschaft schon  früher  (B.  1. 226  Anm.  3)  dargelegt  worden 
ist.  Solche  ausserordentliche  Fälle,  wo  gleich  wichtigePflich- 
ten  kollidiren,  treten  zu  selten  und  zu  verschiedenartig 
ein,  als  dass  eine  Sitte  oder  Regel  für  ihre  Entscheidung 
sich  bilden  könnte.  Die  Moral  mit  ihren  blossen  einzelnen 
Pflichten  ist  deshalb  nicht  im  Stande,  die  Kollision  aus 
diesen  zu  entnehmen;  die  eine  Pflicht  ist  an  sich  so 
wichtig  wie  die  andere;  welche  von  ihnen  weichen  soll, 
könnte  daher  nur  aus  der  Sitte  entlehnt  werden,  die  aber 
hier  sich  nicht  gebildet  hat.  Deshalb  bleiben  solche  Fälle 
der  Entscheidung  des  Einzelnen  überlassen;  man  lobt  ihn, 
wenn  er  das  fremde  Wohl  über  das  eigene  stellt;  aber 
man  verdammt  ihn  auch  nicht,  wenn  er  anders  handelt. 
Dies  zeigt,  dass  bis  hierher  die  Moral  sich  nicht  erstreckt. 
Die  rigorosen  Lehrer  und  Prediger  der  Moral  lieben  es 
zwar,  das  fremde  Wohl  als  das  höhere  hinzustellen,  aber 
offenbar  doch  nur  deshalb,  weil  sie  auf  weichem  Polster 
am  sicheren  Schreibtisch  sitzen,  wo  sich  leicht  moralisiren 
lässt.  Cicero  selbst  hat  in  den  letzten  Tagen  seines  Le- 
bens sich  sehr  rauthlos  und  rathlos  bewiesen  und  nirgends 
die  hohen  Lehren  selbst  bethätigt,  die  er  in  seinem  Buche 
über  die  Pflichten  so  glänzend  entwickelt. 


üeber  den  Krieg  für  Andere. 


171 


schreiben,  da  dies  in  dem  besonderen  Recht  des  Vor- 
gesetzten als  solchem  enthalten  ist.  So  können  bei 
Hungersnoth  die  Bürger  genöthigt  werden,  ihr  Getreide 
tur  Alle  auszuliefern;  deshalb  kann  auch  in  diesem  Falle 
der  emzelne  Bürger  zu  dem,  was  die  Liebe  gebietet  ge- 
zwungen werden.  Deshalb  sagte  Phocion,  indem  er  auf 
seinen  besten  Freund  Nikokles  zeigte,  es  sei  so  weit  ge- 
kommen, dass  er,  wenn  Alexander  es  verlangte,  auch 
diesen  ausliefern  würde. 

IV.    Nächst  den  Unterthanen,  ja  in  gleicher  Linie  mit 
ihnen,  müssen  die  Bundesgenossen  vertheidigt  werden 
wenn  dies  ausgemacht  ist,    oder  sie   sich   zum  Schutz   in 
die    Gewalt    eines    Anderen    begeben    haben,    oder   wenn 
gegenseitige  Hülfe  ausbedungen  worden  ist.    Ambrosius 
siigt:  „Wer  das  Unrecht  von  einem  Bundesgenossen  nicht 
abhält,  wenn  er  es  kann,  ist  ebenso  im  Unrecht  wie  der 
welcher  es  begeht."    Dass  aber  solche  Verträge  nicht  auf 
ungerechte  Kriege  ausgedehnt  werden  können,   ist  früher 
bemerkt   worden.     Deshalb    befragten   die    Lacedäraonier 
ehe  sie  den  Krieg  mit  den  Athenern  begannen,  alle  Bundes- 
genossen über  die  Gerechtigkeit  des  Unternehmens;  ebenso 
die   Romer    die   Griechen    bei    dem    Kriege   gegen  Nabis. 
Aber  der  Genosse  ist  auch  dann  nicht  verpflichtet,   wenn 
kein   guter  Ausgang    erwartet  werden    kann.     Denn    das 
Bundniss   ist  des  Vortheils,    nicht  des  Nachtheils   wegen 
eingegangen.  28«)  -  Der  Genosse  ist  auch  gegen  den  Ge- 
nossen zu  schützen,   wenn  nicht  in  dem  ersten  Bündnisse 
eine  besondere  Ausnahme  gemacht  worden  ist.     So  konn- 
ten die  Athener  die  Korcyräer,  wenn  deren  Sache  gerecht 
war,  auch  gegen  die  Korinther  vertheidigen,  obgleich  diese 
ihre  älteren  Bundesgenossen  waren. 

y  Der  dritte  Fall  betrifft  die  Freunde,  denen  zwar 
die  Hülfe  nicht  versprochen  ist,  aber  doch  der  Freund- 
schaft wegen  geschuldet  wird,  wenn  sie  leicht  und  ohne 
^achtheil  gewährt  werden  kann.  So  griff  Abraham  für 
seinen  Verwandten  Loth  zu  den  Waffen;  so  verboten  die 
Romer  den  Antibern  die  Seeräuberei  gegen  die  Griechen, 

2«8)  Auch  dieser  Satz   ist  höchst  bedenklich  und  läuft 
gegen  die  Regeln  der  Ehre  und  Vertragstreue,  wenn  man 
emmal    die  Autoritäten    dem  Sittlichen    unterwerfen  will 
wie  Gr.  doch  überall  thut.  ' 
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als  den  Stammesgenossen  der  Italiker.  Diese  haben  nicht 
blos  für  die  Bundesgenossen,  denen  sie  es  nach  dem  Bünd- 
niss  schuldeten,  sondern  auch  für  Freunde  Krieg  begonnen 
oder  damit  gedroht. 

VI.  Den  letzten  und  weitesten  Fall  bildet  die  mensch- 
liche Gemeinschaft  überhaupt,  die  allein  schon  zur 
Hülfeleistung  verpflichtet.  Seneca  sagt:  „Die  Menschen 
sind  zur  gegenseitigen  Hülfeleistung  geschaffen."  Euri- 
pides  sagt  in  den  Schutzflehenden: 

„Eine  Zuflucht  gewähren   die  Felsen  den  wilden 

Thieren,  die  Altäre  den  Dienern,  und  die  Städte  den 

von  Unglück  verfolgten  Städten." 

Nach  Ambrosius  ist  die  Tapferkeit,  welche  die  Schwachen 

vertheidigt,    die    volle   Gerechtigkeit.      Dieser   Punkt    ist 

früher  erörtert  worden.  2»«) 

VII.  1.  Es  Iragt  sich  liier,  ob  auch  ein  Mensch  einen 
Menschen  und  ein  Volk  ein  anderes  vor  Unrecht  zu  schützen 
verpflichtet  ist.  Flato  will  den  bestrafen,  der  dem  An- 
dern bei  drohender  Gewalt  nicht  hilft;  auch  die  Aegyp- 
tischen  Gesetze  verordneten  dies.  Allein  erstlich  ist  dann 
keine  Verbindlichkeit  vorhanden,  wenn  die  Gefahr  offen- 
bar ist;  denn  man  kann  sein  Leben  und  sein  Vermögen 
dem  fremdem  vorziehen.  So  ist  es  zu  verstehen,  wenn 
Cicero  sagt:  „Wor  nicht  hilft  und  dem  Unrecht  entgegen- 
tritt, wenn  er  kann,  ist  ebenso  im  Unrecht,  als  wenn  er 
die  Eltern  oder  das  Vaterland  oder  die  Genossen  im  Stich 
lässt."  Das  „kann"  heisst  hier:  „ohne  Nachtheil  kann"; 
denn  Cicero  sagt  anderwärts:  „Mituner  kann  auch  die 
Vertheidigung  ohne  Tadel  unterlassen  werden."  Sallust 
sagt  in  seiner  Geschichte:  „Alle,  welche  unter  günstigen 
Verhältnissen  um  die  Theilnahme  an  dem  Krieg  gebeten 
werden,  müssen  bedenken,  ob  es  nicht  erlaubt  sei,  in 
Frieden  zu  bleiben;  dann,  ob  das  Erbetene  auch  recht, 
sicher  und  ehrenvoll  sei,  oder  ob  es  unanständig  sei. 

2.  Auch  Seneca' s  Ausspruch  ist  hier  zu  beachten: 
„Dem  Bedrohten  werde  ich  helfen,  wenn  ich  selbst  nicht 
in  Gefahr  komme,  es  müsste  sich  denn  darum  handeln, 
dass  ich  mich  einem  grossen  Manne  oder  einer  grossen 
Sache    zum   Opfer  brächte."     Aber  auch   dann   ist  keine 


28y)   Man   sehe 
Kap.  20  Ab.  40. 
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Verbmdl,chke.t   vorhanden,    wenn   der   Unterdrückte   nur 
durch  den    Tod  des  Angreifenden  gerettet  werden  kann 
Denn    wenn    der  Angegriffene  sein  Leben    dem    des  C 
greifenden  naclistellen  kann,  wie  früher  dargelegt  worden 
.8t,  so  fehlt  der  nicht,  der  dies  bei  dem  Angfgriffenln  vor 
aussetzt   oder  wünscht,    dass  er  dies  wolle,    vorzüglLh 
wenn   von  Seiten   des  Angreifenden   die  Gefahr  gros!  "st 
und  der  Schaden  unersetzlich  und  ewig.  ^  ' 

VIII    1      Auch  das  ist  streitig,   ob  für  fremde  Unter 
thanen  em  Krieg  mit  Recht  begonnen  werden  kann    um 

W  ^.'^r  '^'J  ^T'^\  '^'''  Obrigkeit  zu  schützen!    Offen 
bar  haben  d,e  Herrscher  durch  die  Errichtung  der  Ge- 
meinschaften   bestimmte  Rechte  gegen  die  Unterffehenon 

und  U4):'"  '''  ^^"'P'«^««  Herallfden  heisst  es ^v    143 
«t  aT^^'u  ^^   '''®'  ^"'  innerhalb  der  Mauern  dieser 

zulolÄen""  ''""^'"'  ""■  ''"'^'  ""^^^«  L^'-t"«"« 
Auch  gehört  hierher: 

Kri"f^i'-'"^J'^^  ^?^''*^'  ^^^  ^^^  zugefallen;   uns  ge- 
bührt  die  Sorge  für  Mycenae!«  ^ 

tlT  rl'^'if  ^'f  ^'  '?'^'"'*  ""  ^^"  Kennzeichen  der  höch- 
sten   Gewalt    „das    eigene    Rechtsprechen    nicht    weniger 

Be JtPn  '^^FK    ^''fT!'']'    ""^    ^''    ^^^^"^   Wahl   der 
Beamten."     Ebenso  lautet  der  Dichterspruch: 

„Nicht  Jenem    sondern  mir  hat  das  'Schicksal  die 
Herrschaft  über  das  Meer  und  die  Gewalt  des  Drei- 
zacks gegeben." 
Ebenso  der  Spruch: 

„Niemals  ist  es  den  Göttern  gestattet,  die  Tha- 
ten  der  tiötter  wieder  aufzuheben." 
lind  der  Spruch  bei  Euripides: 

„Sitte   ist   es   bei   den  Göttern,    dass  dem,    was 
dürfet'"'  '    ^'^  '^'''^^''"  ''^'^'*  entgegen   sein 

^^^"^^  f"^^}""^'^  ^"^'^^^^^  erklärt,  „nicht  durch  die 

feorge  um  fremde  Angelegenheiten  sie  in  Krieg  mit  ein- 
ander gerathen."  Bei  Thucydides  erklären  die^K^i^üher 
es  tui   billig,   „dass  Jeder  das  Strafrecht  gegen  die  Seini- 

beT^fr  '^'•;  ^"^^  ^^^'^^"^  "-'^-^  ^^I^-  ^-  Rede 
tlnn  •  V""'^  ^^''  "^^^  er  den  Dolopern  geleistet,  hier  zu 
timn,   indem  er  sagt:    .Dort  habe  ich  aus  meinem  Recht 
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gehandelt;  denn  sie  gehörten  zu  meinem  Keiche  und  ua- 
ren  mir  untergeben."  Indess  findet  dies  Alles  nur  statt, 
wenn  die  Unterthanen  sich  wirklich  vergangen  haben,  oder 
wo  die  Sache  wenigstens  zweifelhaft  ist.  Denn  dazu  ist 
die  leitende  Gewalt  der  Herrscher  eingerichtet  worden. 

2  Wenn  aber  das  unrecht  so  klar  ist,  wie  es  von 
Busiris,  Phalaris,  dem  Thracier  Diomedes  gegen  ihre  Unter- 
thanen verübt  worden,  und  kein  gerechter  Mann  es  billigt, 
so  ist  das  Recht  der  menschlichen  Gesellschaft  nicht  ge- 
hemmt 290)  So  griffen  Constantin  gegen  Maxantius  und 
Licinius,  und  andere  Kaiser  gegen  die  Perser  zu  den 
Walfen,  oder  drohten  damit,  um  sie  von  Gewaltthaten 
ffegen  die  Christen  abzuhalten.  ..  .    ., 

3  Selbst  wenn  man  zugiebt,  dass  die  Unterthanen 
selbst  bei  dem  höchsten  Druck  die  Waffen  gegen  ihr 
Staatsoberhaupt  nicht  ergreifen  dürfen  (worüber  selbst  die 
Vertheidiger  der  königlichen  Gewalt  zweifelhaft  sind),  so 
folgt  daraus  noch  nicht,  dass  auch  kein  Anderer  für  sie 
die  Waffen  ergreifen  dürfe.  Denn  wenn  einer  Handlung 
nur  ein  persönliches  und  kein  sachliches  Hinderniss  ent- 
gegensteht, so  kann  dem  Einen  erlaubt  sein,  was  dem 
Andern  es  nicht  ist,  sobald  nur  die  Sache  so  beschaffen 
ist    dass  der  Eine  dem  Andern  nützen  kann,    bo  tritt  tur 

2«0)  Auch  dieser  Satz  des  Gr.  wird  von  dem  modernen 
Völkerrecht  nicht  anerkannt.  Die  erste  Regel  ist  jetzt 
die  Selbstständigkeit  der  einzelnen  Staaten;  kein  Staat 
hat  zu  interveniren  wegen  innerer  Vorfalle  m  den 
Nachbarstaaten.  Die  moderne  Zeit  drängt  immer  mehr 
zur  völligen  Beseitigung  des  sogenannten  Interventions- 
rechts. Indess  ist  es  eine  Täuschung,  wenn  die  neuesten 
Lehrbücher  dasselbe  als  wirkliches  Recht  hinstellen.  Auch 
hier  kann  von  einem  wahren  Recht  nicht  die  Rede  sein; 
die  Beziehungen  der  einzelnen  Staaten  sind  so  mannig- 
fach, dass  keiner  die  inneren  Vorgänge  in  dem  anderen, 
insbesondere  auch  seine  Vergrösserung,  mit  völliger  Gleich- 
gültigkeit unbeachtet  lassen  kann.  Aber  die  Grenze,  wo 
und  wie  eine  Intervention  in  dem  einzelnen  Falle  begrün- 
det ist  weder  durch  Regeln  der  Klugheit  (Politik)  noch 
des  Rechts  festzustellen.  Diese  Frage  bestätigt  von  Neuem 
das^  das  freie  Handeln  der  Staaten  und  Autoritäten  durch 
kein  Recht  geregelt  werden  kann  (B.  XI.  14o). 
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den  Mündel  der  nicht  vor  Gericlit  erscheinen  kann,  der 
Vormund  oder  ein  Anderer  auf,  und  ebenso  für  einen  Ab 
wesenden  ein  Vertheidiger  auch  ohne  Auftrag.  Das  Hinder- 
niss welches  dem  Widerstand  des  Untergebenen  enfgegen- 
steht,  kommt  aber  au.  einem  Umstand,  der  für  den  Unter- 
gebenen und  den  Nichtuntergebenen  «icht  gleich  ist  er 
beruht  auf  einer  persönlichen  Eigenschaft,  die  auf 'den 
Andern  nicht  übergeht.  '  ^ 

4.     Seneca  ist  daher  der  Ansicht,   dass  ich  den  mit 
Krieg  überziehen  kann,   der,  getrennt  von  meinem  Volke 
das    seinige    misshandelt,    wie   wir  auch   bei   Gelegenheit 
der  verlangten  Bestrafung   gesngt   haben,   welche   oft  m 
der  Vertheid.gung  von  Unschuldigen   verbunden   ist     Aus 
der  alten  und  neueren  Geschichte  ist  allerdings   bekannt 
dass  die  Begierde   nach  fremdem  Besitz  dies   oft  nur  als 
Vorwand  benutzt  hat;    doch  hört  ein  Recht  nicht  desha  b 
auf     dass   es    von   Schlechten   gemissbraucht   wird;    denn 

sTdi  dt  ETsen?"  '^'""  ^"^  '^'^  ""^  ''''  ^'^^^  b^^^-- 

c-  I\  ••      ?^T    ^'^    ^^^^    ^'^    Kriegsbündnisse  unerlaubt 

smd,  bei  welchen  zu  jedem  Kriege  ohne  Unterschied  Hülfe 

versprochen  wird,  so  ist  auch  keine  Lebensweise  verwerf 

rcher  als  die  Jener,  welche  ohne  Rücksicht  auf  die  Sache 

t\räJi^:'X '"""  '"'^'^''^"^'^  '^'^*^"'  ""^  •''^ 

„Dort    ist    das    Recht,    wo    der  Sold    am    hoch- 
sten  ist," 

welchen  Plato  mm  dem  Tyrtäus  anflilirt.  Dies  war  es 
was  Plnhpp  den  Aetolicrn  und  Dionys  von  Milet  den  Ar 
kad.ern  vorhielt  m.t  den  Worten:  „Sie  bringen  den  Krieg 
auf  den  Jahrmarkt,  und  das  Elend  Griechenlands  gilt  den 
Arkad.ern  als  Geldvcrdienst.  Ohne  Rücksicht  auf  die 
Sache  b.eten  sie  ihre  Waffen  bald  hier,  bald  dort  an.« 
i-ine  erbärmliche  Sache,  wie  Antiphanes  sagt 

,Ein  Soldat,  der  um  des  Lebens  willen  'sieli  todt- 
schlagen  ISsst." 

Dio  von  P.nsa  sagt:  „Was  ist  uns  nöthiger  oder  werth- 
vo Her  als  das  Leben?  Und  selbst  dieses^erlieren  V  elc 
aus  Begierde  nach  Geld.« 

2.     Es  wäre  nicht  so  schlimm,   wenn   sie  nur  ihr  Le- 

dadnroh  !  ^•""''.r'';'  '*"*'''  ''^^  ''""«^«'-  Unschuldiger: 
dadurch  smd  sie  schlechter  als  der  Henker;  denn  es  ist 
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schlechter,  ohne  Recht  als  mit  Recht  tödten.  Schon  An- 
tisthenes  sagte:  „Die  Henker  seien  besser  als  die 
Tyrannen,  da  jene  nur  die  Schuldigen,  diese  aber  die  Un- 
schuldigen tödteten."  Der  ältere  Philipp  von  Macedonien 
sagte:  „Dieser  Art  Leuten,  die  von  dem  Söldnerdienst 
lebten,  sei  der  Krieg  ihr  Frieden  und  der  Frieden  ihr 
Krieg." 

3.  Der  Kriegsdienst  gehört  nicht  zu  den  Handwerken ; 
es  ist  vielmehr  eine  so  abscheuliche  Sache,  dass  nur  die 
höchste  Noth  oder  die  wahre  Liebe  ihn  ehrlich  machen 
kann,  wie  aus  dem  in  den  früheren  Kapiteln  Gesagten 
erhellt.  Nach  August  in  ist  „der  Kriegsdienst  kein  Ver- 
gehen; aber  der  Beute  wegen  dienen,  ist  Sünde." 

X.  Dies  gilt  selbst,  wenn  es  nur  oder  hauptsächlich 
um  der  Löhnung  willen  geschieht,  während  sonst  die  An- 
nahme der  Löhnung  erlaubt  ist.  „Wer  würde  auf  seine 
eigenen  Kosten  im  Kriege  dienen?"  sagt  der  Apostel 
Paulus.  291) 

291)  Dieser  Angriff  des  Gr.  gegen  das  Söldnerwesen 
erklärt  sich  aus  den  geschichtlichen  Zuständen  seiner  Zeit 
und  des  vorgegangenen  Jahrhunderts,  wo  allerdings  Gene- 
rale mit  ihren  Regimentern  sich  an  Jeden  verkauften,  der 
ihre  Dienste  gut  bezahlte.  Allein  damit  kann  das  Prinzip 
an  sich  nicht  widerlegt  werden.  Friedrich  der  Grosse  hat 
seine  Kriege  zum  grösstcn  Theil  mit  Miethstruppen  ge- 
führt und  konnte  in  seiner  Zeit  die  Grösse  seines  Landes 
und  Deutschlands  nicht  anders  begründen.  Die  Frage  der 
allgemeinen  Wehrpflicht  oder  des  freiwilligen  Kriegsdien- 
stes kann  weder  nach  der  Moral  noch  nach  dem  Natur- 
recht  in  solcher  Abstraktion  entschieden  werden  und  er- 
hält nur  aus  dem  ganzen  sittlichen  und  wirthschaftlichen 
Zustande  eines  Volkes  und  aus  der  Art  der  Kriegführung 
in  jeder  Zeit  ihre  rechtliche  Entscheidung;  so,  dass  zu 
verschiedenen  Zeiten  hier,  wie  in  vielen  anderen  Punkten, 
das  Entgegengesetzte  sittlich  sein  kann  und  gewesen  ist. 


Ueber  d.  gerechten  Kriege  fremder  Gewalt  Untergeb 
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Kapitel  XXVI. 

Ueber  die  gerechten  Kriege  derer,  welche  fremder 
Gewalt  unterthaii  sind.  292) 

...  \.  ^'«^7  '^}  ^on  Denen  gehandelt  worden,  die  selbst- 

buÄ   ''^^^^tr'   ^^"^^   ^"^^^^"    ^^"™  Gehorsam   ver- 
bunden, wie  die  Söhne  in  väterlicher  Gewalt,  die  Sklaven 

Krieg  für  sich  oder  Andere  beginnen. 

.  "'•  >:     Wenn   ihnen   aber  wie  gewöhnlich   aufgegeben 
wird,  sich  zum  Kriege  einzufinden f  so  müssen  sie^,  wen" 

ä92)  Die  Ueberschrift  dieses  Kapitels  lässt  schwer  er- 
kennen was  darin  behandelt  wird  Gr.  untersucht  hier 
die  schwierige  Frage,  inwieweit  ein  an  sich  zum  ftf 
horsam  Verpflichteter  seinen  Gehorsam  verweigern  kann" 
wenn  der  Befehl  etwas  Unrechtes  oder  Unerl.ubfrfoSert' 
Es  handelt  sich  also  hier  um  die  Kollision  der  Pflicht  des 
Gehorsams  mit  der  Pflicht,  kein  Unrecht  zu  tliun     Natm' 

7nm    Th.Ti       ,'    '''^«.e.I^o"'«'on   =^«   entscheiden;    sie  ist 

welcCs  Je  ±''"  •"■.'""^";■ '"  ''"''  ^'^'"''  d^'-  Kasuistik, 
Reiches    dei    moralischen    Wissenschaft  unzugänglich   ist 

Gr.  is    in   seinem   starken   sittlichen,    aber  unpraktischen 

Se  n"da?6eh^of' '"'';  ti  "'"'  ''^"^»"'^  ''^  eehorsams, 
wer   hat  «h^'''^    unerlaubt   ist.     Allein   die  Hauptsache 

Zp  "  .  ''','"'  ^'^^^  ''««  Unerlaubten  zu  entschei- 
3^8e  FrlT  ""'""'.'^  ^"^  ^'•■'^"<^''«  Leben  zeigt,  da^s 
verschildefl  7".  "•"?""'  ^-^g«'""^  ^"'«^^t.  sondern 
der  Vorir  f  «'•''"«t  J-rd,  nach  Verschiedenheit  der  Stellung 

Zl,^:ZTl  Z^  "•'"''  ^''  ^''''''  "«»  Dienstverhält^ 
n.sses     was  bald  strengeren,    bald  gelinderen  Gehorsam 

Grotia«,  Recht  d.  Kr.  n.  Fr    II 
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die  Ungerechtigkeit  des  Krieges  feststellt,  ?ich  dessen  ent- 
halten Nicht  blof^  die  Apostel,  sondern  auch  Sokrates 
haben  gc-^agt,  dass  man  Gott  mehr  gehorchen  müsse  als 
den  Menschen,  und  auch  die  jüdischen  Lehrer  haben 
einen  Spruch,   da^s  man  einem  Könige,  der  etwas  gegen 

verlangt.    Deshalb  überwiegt  bei  den  Soldaten  das  Prinzip 
des  Gehorsams,  während  bei  dem  häuslichen  Gesinde  die 
Pflicht    der   SelbstprUfung    Überwiegt.     In    der   Mitte   von 
Beiden,  aber  mit  mannigfachen  Maassgaben  stehen  die  Be- 
amten zu  iliren  Vorgesetzten,    die   Schüler  zu  ihren  Leh- 
rern,   die    Kinder    zu   ihren   Erziehern.     Allein   auch   hier 
kann    das   Gesetz    nur    die   Durphschnittsregel    aufstellen; 
überall    kann   die   Kasuistik  Fälle    ausdenken,    welche   es 
zweifelhMft  machen,  ob  nicht  in  solchen  das  andere  Prinzip 
überwiegen    nmss.  —    Die  Frage   ist   deshalb   heute  noch 
ebenso    streitig    wie    im    Mittelalter    und    in    der   antiken 
Zeit.     Die  heutzutage   so   viel  besprochenen   Fragen   über 
die  Vereidigung  des  Heeres  auf  die  Verfassung,    über  die 
Vf^rantwortliehkeit   der  Unterbeamten    für    das   von    ihnen 
auf  Befehl   Gethane,    über    die   unmittelbare   Zulässigkeit 
des  Keclitsweges  gegen  Beamte  aus  ihren  Amtshandlungen, 
über  den  Gehorsam  der  Geistlichen  gegen  die  Gebote  und 
Gesetze  des  Staates  sind  alles  nur  besondere  Gestaltungen 
der  hier   vorliegenden  Hauptfrage.     Auch   hier  hängt   die 
Rechtsentwickelung  von  der  Totalität  der  Verhältnisse  emer 
Nation  ab.     In  Zweiten,   wo  man  vor  Allem  nach  Ordnung 
und  Ruhe  verlangt,  in  Staaten  mit  absoluten  Vcrtassungs- 
formeu  überwiegt   das  Prinzip    des  Gehorsams;   in  Zeiten, 
wo  man  nach  langem  Druck  in  die  Freiheit  tritt,   und  m 
sogenannten  Verfassungsstaaten  überwiegt  das  Prinzip  der 
Selbstprüfung.     In   sich   ist   Eines  so  berechtigt  wie   das 
Andere,  und  deshalb  kann'das  sogenannte  Natiirrecht  hier 
nicht  über  die  Phrase  hinauskommen,    wo   bahi  ^^s  eine, 
bald    das    andere   Prinzip   hervorgehoben    und   das   Gctulil 
dafür  wachgerufen  wird.  —  Hiernach  wird  der  Leser  den 
Werth  dieses  Kapitels   leicht   selbst  erwägen  können.     Er 
ist  um    so   geringer,    als   auch    hier  Gr.    sich   nur   in    den 
Verhältnissen  der  antiken  Welt  und  in  den  ersten  Zeiten 
des  Christenthums  bewegt,    wo   dasselbe  noch  ausserhalb 
der  8t:\atlichen  Verbindung  stand  und  deshalb  das  Prinzip 
des  bürgerlichen  Gehorsams  leicht  unterschätzen  konnte. 


Ueber  d.  gerechten  Kriege  fremder  Gewalt  Untergebener.   1 79 

Gottes  Gesetz  befiehlt,  nicht  gehorchen  dürfe.    Es  ist  ein 
Ausspruch  des  Polykarp  auf  seinem  Todtenbett  vorhan 
den:  „\V,r  sind  gehdut  worden,  den  Herrschern  und  Obrig- 
keiten    die  von  Gott  eingesetzt  sind,  die  Ehre  zu  geben 
so  weit  es  Recht  ist  und  unser  Heil  nicht  verletzt'^    Und 
der  Apostel  Paulus  sagt:    „Ihr  Ki.der   gehorcht  den  E 
ern  in  dem  Herrn;    denn   das   ist  recht."     Hiei^nTmus 
bemerkt  dazu:  „Die  Kinder  sündigen,  wenn  sie  den  ElTern 
nich    gehorchen,  und  da  die  Eltern  auch  etwas  Verkehrte 
befehlen    konnten,    h.t  er  zugefügt:    „„in   dem   Herrn- 
Er  fug     dann   über   die  Sklaven    hinzu:    „Wenn  dei   Herr 
desi  eisches  etwas  gegen  den  Herrn  des  Geistes  bfiehlt 
.0    ist   nicht  zu  gehorchen."     Derselbe  sagt  anderwär  s' 
„Die,   welche  den  Herren  oder  Elfern  unteHhan  sind    ha-* 
ben    ihnen    nur  in    dem  zu  gehorchen,    was   nicl     ^eien 
Gottes  Gebot   ist."     Denn   derselbe  Apa^tel  ha  te  ™t 
Jeder  werde  den  Lolui  seiner  That  empfangen      ei  er  ein 
Freier  oder  ein  Sklave.     Tertullian  sng  f  „Es    st  deut 
lieh  verordnet,    dass  wir  nach  der  Apostel  Anordnung  in 
allem  Gehorsam  den  Obrigkeiten,    Fürsten   und  GewaUe 
nnjer  han    sein    sollen,    aber    innerhalb   der  Grenzerde 
S    "     i"       /"J:-.^^^,-^y-^ buche    sagt    der    MäHyre" 
öilvanus.   „Die  Romischen  Gesetze  verachten  wir    damit 
wir  d.e  göttlichen  Gesetze  beobachten."    Be    Euripides 
sagt  Kreon:  -L-un^iues 

„Gebietet  nicht  das  Recht,    dem   Befehl  zu  ge- 

lind  Antigonn  antwortet: 

„Was   das   RecLt   «icLt  befiehlt,    hat   man    kein 
Reolit  zu  vollstrecken. " 
Musonius  sagt:  „Wer  einem  Vater  oder  einer  Obrigkeit 

bneldt'":!e    "•■'"/    'Z  ^'J-.'"''"'''^'"-   -'-■  Unrechte 
>eliellt,   nclit  gehorelit,    der  ist  nieiit  nngeliorsam     tljut 
kein  Uiireclit  und  keine  Sünde  "  ' 

desVttt'""'  '.'^'«t'-f'f«'  <^P  S,üz,  dass  jedem  Befehle 
er  d^fvp..";h°"°'''r?  T-.^'  '"St:  „Denn  wie,  wenn 
M„.i  ,"'"'  /'*'  Vatt-i-landes,  die  Ermordung  Deiner 
Mutter  oder  anderes  Böse   und  Schlechte   bpfieWt'«     ml 

S^nn  """'1   '''  '''''''!'   '''  ''"'""■•'  "■"'  die  bessere 
0.1SS  man  einzelnem   zu  gehorchen,   anderem  nicht  zu  fol- 

fe  den  i,;  P"  ?""'f  ^'"''''  ^«S*=  "^icht  allen  Bo- 
teiden    ist   zu   gehorchen.«      Quintilian:    „Die   Kinder 
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brauchen  nicht  Alles    zu   thun,    was    ^«>-  J-''*"^  ^J^;"*; 
Vieles    darf   nicht    geschehen.     Wenn  Du  dem  Sohne   be- 
fiehlst, einen  Richterspruch  gegen  seine  Ueberzeugung  zu 
thun,  oder  über  eine  ihm  unbekannte  Sache  Zeugn.ss  ab- 
zulesen- wenn  Du  ihm  seine  Abstimmung  im  Senate  vor- 
schrffbst      wenn   Du    mich   hei.st   das  Kapitol   anzUnden 
eine   Fes  ung   anzulegen,    so   kann   ich    sagen:    d.es    dar 
n  cht  geschehen."    Seneca  sagt:  .Wir  können  aber  mcht 
Alles  befehlen,    und  die  Sklaven  brauchen  nicht  '"  Allem 
zu  gehorchen.     Einen  gegen  den  Staat  gerichteten  Befe  d 
werden   sie  nicht   erfüllen   und  zu  keinem  Verbrechen  die 
Hand   reichen."     Sopater   sagt:    „Man   m'>ss   dem  Vater 
gehorchen     wenn    er    innerhalb  des   Kechts    bleibt;    aber 
nSr  we'nn   er  darüber  hinaufgeht."     Stratokies  ist  ver- 
lacht worden,  als  er  in  Athen  den  Gesetzvorschlag  machte, 
dass  Alles,  was  dem  Doraetrius  belieben  ^M,  als  fromm 
bei    den   Göttern    und  gerecht    bei   den   Menschen    ge  te^n 
solle      Plinius   sagt,    er  habe   in   einer   Schr.lt  nachge- 
wiesen, dass  der  GdiOTsame  zu  einem  Verbrecher  werden 

""^"s"'  Selbst  die  Gesetze  der  einzelnen  Staaten,  welche 
den  entschuldbaren  Vergehen  gern  Verzeihung  angedeihen 
lassen  begünstigen  zwar  die,  welche  Gehorsam  zu  leis  en 
liX":  aber  do'ch  nicht  überall;  sie  -->-" . ^e;  - hen 
Unthaten  und  Verbrechen  eine  Ausnahme,  die  m  sich 
selbst  schlecht  und  nichtswürdig  sind  wie  C'«;/'! ''I^ ,' 
bei  Unthaten,  die  von  selbst,  nicht  '''"%"•''«''  •'f.\'^"''";" 
run-  der  Kechtsgelehrten,  sondern  nach  natürlicher  Auf- 
fassme  zu  fliehen  sind,  wie  Asconius  es  erklart. 

T  Hecataeus  hat  nach  Joseph  us  berichtet,  dass  die 
unter  Alexander  dem  Grossen  dienenden  Juden  weder 
:Ü:I.  könierliche  Züchtigung  n-\ ''r  ^  ^i'^^::;! 
dazu  gebricht  werden  konnten,  mit  den  übrigen  Soldaten 
Erdreich  zur  Herstellung  des  Belustempels  m  Babylo 
anzufahren.  Ein  näher  liegendes  Beispiel  haben  wir  an 
der  T^Xnischen  Legion,  welches  ich  früher  erzählt  habe, 
und  an  den  Soldaten  des  Julian,  von  denen  Ambrosius 
säet-  Obgleich  der  Kaiser  Julian  ein  Abtrünniger  war, 
so  hatte  er  doch  christliche  Soldaten  in  seinem  Heere. 
Wenn  er  ihnen  sagte:  geht  in  die  Schlacht  zur  Vertho.di- 
gung  des  Staates,  so  gehorchten  sie;  als  er  ihnen  aber 
sagte:  richtet  Eure  Waffen  gegen  die  Christen,  da  gaben 
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sie  dem  Herrscher  des  Himmels  die  Ehre."  So  liest  man 
auch,  dass  die  zur  Hinrichtung  benutzten  Soldaten,  welche 
sich  zu  dem  Christeuthum  bekehrt  hatten,  lieber  den  eig- 
nen Tod  wäldten,  als  dass  sie  zur  Vollstreckung  der  Ver- 
ordnungen und  Urtheile  gegen  die  Christen  die  Hand  ge- 
boten  hatteij.  ^ 

^•1  ^i'rf^?.^"^  ^"'^.  ^^  ^^'"^  we»n  Jemand  das  Befohlene 
falscJdich  lur  unerlaubt  hält.  Denn  lur  diesen  ist  die 
bache  so  lange  unerlaubt,  als  er  seine  Ansicht  nicht  än- 
dern kann;  wie  aus  dem  Früheren  erhellt.  293) 

IV.  1.     Wie   aber,    wenn  er  schwankt*,    ob   die  Sache 
erlaubt  sei  oder  nicht;  soll  er  gehorchen  oder  nicht?    Die 
Meis  en    sind    für    den    Gehorsam;    der    Satz:    thue    das 
Zweiielhatte  nicht     soll   dem   nicht  entgegenstehen,    denn 
wer  in  der  Betrachtung  zweifelt,  brauche  in  dem  Handeln 
nicht    zu    zweiien;    er    könne   nämlich   glauben,    dass   in 
zweiteihaften  I^^iien   dem  Vorgesetzten  zu  gehorchen  sei. 
Allerdiiigs  ist  diese  Unterscheidung  zwischen  Betrachtung 
und  liandiung  in  vielen  Fällen  statthaft;  die  bürgerlichen 
bese  ze    der  Kömer   und    vieler   anderer  Völker  gewähren 
in  solchen  Fällen  den  Gehorchenden  nicht  blos  Straflosiic- 
keit,    sondern   schützen  ihn  auch  vor  der  Civilklage-    sie 
sagen:  der    welcher  befielilt,  ist  der  Beschädiger;  dagegen 
tragt    der    keine    Schuld,    weicher    gehorchen    muss;    die 
Uebermacht  der  Obrigkeit  und  Aehnliches  entschuldigt. 

^.  Selbst  Aristoteles  rechnet  im  5.  Buche  seiner 
JNicomachischen  Ethik  zu  denen,  die  zwar  ein  unrechtes 
aber  nicht  mit  Unrecht  thun,  auch  den  Sklaven,  dem  der 
Herr  es  behehlt.  Unrecht  handle  nur  der,  von  dem  die 
Handlung  ausgehe;  in  dem  Sklaven  sei  keine  volle  über- 
legende Kraft,  wie  das  Spruch  wort  sagt: 
^        „Das  Sklavenjoch  nimmt  die  Hälfte  der  Tugend." 

„Jupiter  nehme  denen,  die  ein  Sklavenleben  füh- 
ren sollen,  die  eine  Hälfte  der  Seele." 


->3)  Es  ist  auffallend,  dass  Gr.  nicht  bemerkt,  wie  ein 
solcher  Grundsatz  zur  völligen  Auflösung  des  Staates  füh- 
ren muss.  Wäre  dies  186G  in  Preussen  bei  Einziehung 
der  Landwehr  und  Ausschreibung  der  Kriegslasten  erlaubt 
J,e\\esen,  so  wäre  Preussen  und  Deutschland  von  der 
Landkarte  verschwunden. 
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und  jener  Spruch,  den  Philo  benutzt:  ,      ,    • 

„Du  bist  als  Sklave  geboren  und  hast  daher  kerne 

Verantwortung." 
und  jener  Ausspruch  von  Tacitus: 

„Den  Fürsten  geben  die  Götter  das  entscheidende 
Urtheil;   den  Unterthanen   bleibt  der  Kulim  des  Ge- 
horsams." 
Derselbe   Schriftsteller    erzählt,    dass   Tibenus   den   bohn 
des  Piso  von  dem  Verbrechen   des  Bürgerkrieges  frei  ge- 
sprochen habe,  „weil  der  Sohn  dem  Befehle  seines  \  aters 
den  Gehorsam  nicht  habe  verweigern   können."     Seneca 
sagt:    „Der    Sklave    ist    nicht    der    Censor,    sondern    der 
Diener  seiner  Herrschaft."  . 

3.     Was  insbesondere  das  militärische  Verhältniss  an- 
langt, so  ging  Augiistin's  Meinung  hierüber  dahin:   „Also 
kann  ein  rechtlicher  Mann,   wenn  er  zufällig  unter  einem 
kirchenräuberischen  Könige   dient,    auf  dessen  Befehl  ge- 
trost in  den  Krieg  gehen,  wenn  er,  der  bürgerlichen  Ord- 
nung sich  fügend,  sicher  ist,  dass  das  von  ihm  Verlangte 
nicht    gegen    Gottes    Gebot    geht,    oder    dies    wenigstens 
zweifelhaft  ist.     Vielleicht  macht  deshalb  die  Unbilligkeit 
des  Befehls  den  König  schuldig,   aber   die  Dienstordnung 
zeigt  Jenen  als  einen  schuldlosen  Soldaten."     Und  an  einer 
anderen  Stelle:  „Wenn  ein  Soldat,  der  Macht  gehorclieiUi, 
unter  die  er  gesetzlich  gestellt  ist,  einen  Menschen  toutet, 
so  ibt  er  nach  dem  Gesetz  seines  St:iates  kein  Todtschla- 
ger;   vielmehr  wäre  er,   wenn  er  es  nicht  thäte,  des  Un- 
gehorsams   und    der    Missachtung    des    Befehls    schuldig. 
Hat  er   es   aber  von   selbst    auf  seine  Gefahr  gethan,    so 
hat   er  Menschenblut   strafbar   vergossen."     Wie    er   also, 
wenn  er  es  ohne  Befehl  thut,    strafbar  wird,    so  wird  er 
(  s  auch,  wenn  er  trotz  des  Befehls  es  nicht  thut.     Ualier 
kommt  die  Meinung,  dass  es  in  Bezug  auf  die  Unterthanen 
einen  Krieg  gebe,  der  auf  beiden  Seiten  gerecht  ist,  d.  li. 
frei  von  Unreclit.     Deshalb  heisst  es: 

„Wer  mit  Recht  die  Waffen  ergreife,  ist  unrecht 

zu  fragen." 
4.  Es  h^'at  dies  jedoch  seine  Schwierigkeiten.  Unser 
Hadrian,  der  letzte  Papst  von  dieser  Seite  der  Alpen,  ist 
der  anderen  Ansicht.  Sie  lässt  sich  zwar  nicht  aut  den 
von  ihm  angeführten  Grund  stützen,  aber  darauf,  dass, 
wer    in    der   Beurtheilung    schwankt,    bei    der    That    den 


sicheren  Tlieil  zu  wählen  hat;  und  dieser  ist  die  Enthal- 
tung vom  Kriege.  Die  Essener  werden  gelobt,  dass  sie 
unter  Anderem  schwuren,  sie  würden  Niemand  beschädi- 
gen, selbst  wenn  es  ihnen  befohlen  würde.  Ihnen  ahmten 
I  die  Pythagoiäer  nach,  welche  nach  Jamblichus  Zeugniss 

des  Krieges  sich  enthielten,  weil  der  Krieg  zu  der  Tödtun-' 
führt,  ja  sie  gebietet.  ° 

5.    Auch  ändert  es  nichts,  dass  von  der  andeien  Seite 
die  Gefahr  des  Ungehorsams  vorliegt.    Denn  wenn  Beides 
ungewiss    ist    (denn   wenn   der  Krieg   wirklich    ungerecht 
ist,  so  ist  diese  Vermeidung  kein  Ungehorsam),  so  ist  das 
Mindere  von  Beiden  ohne  Sünde.    Ungehorsam  in  solchen 
Dingen    ist    aber    seiner  Natur  nacli   gegen    die   Tödtung 
das  geringere  Uebcl,    vorzüglich    wenn   letztere  viele  Un^ 
schuldige    trifft.  2»-*)      Dje   Alten    erzählen,    dass   Merkur 
wegen  der  Tödtung  des  Argus  sich  mit  dem  Befehl  Jupi- 
ter's   entschuldigt  hätte,   aber  dass  die  Götter  doch  nicht 
gewagt,  ihn  freizusprechen.    Auch  Martial  wagt  dies  bei 
Pothinus,  dem  Diener  des  Ptolemäus,  nicht;  denn  er  sagt: 
„Doch  ist  die  Sache  des  Antonius  schlimmer  als 
die  des  Pothinus;   dieser   that   es    für   seinen  Herrn, 
Jener  für  sich."  295)  ' 

Auch  dur  von  Einigen  angeführte  Grund,  dass  der  Staat 
dadurcJi  gefährdet  werde,  ist  nicht  erheblich;  man  sagt, 
es  sei  in  der  Kegel  unzweckmässig,  dem  Volke  die  Gründe 
der  Staatsbesclilüsse  mitzutheilen.  Allein  wenn  dies  auch 
von  den  Nützlichkeitsgründen  eines  Krieges  gelten  könnte, 
so  ist  es  doch  für  die  Rechtsgründe  nicht  riclitig;  diese 
müssen  klar  und  überzeugend  und  also  derart  sein,  dass 
man  sie  öffentlich  aussprechen  kann  und  muss.  296) 

204)  Gl-,  übersieht  ganz,  dass  die  Gefahr  aus  dem  un- 
begründeten Zweifel  viel  grösser  für  das  eigene  Vaterland 
werden  kann,  wenn  dadurch  die  Vertheidigung  desselben 
gegen  einen  einbrechenden  Feind  gehemmt  und  ffe- 
schwäclit  wird.  ^ 

295)  Pothinus  tödtete  auf  Befehl  seines  Herrn,  des 
Königs  Ptolemaeus  von  Aegypten,  den  Pompejus,  welcher 
damals  als  Castfreund  und  nicht  als  Feind  zu  Ptolemäus 
gekommen  war. 

20«)  Die  Nalvetät  des  Gr.  übersteigt  hier  alle  Grenzen. 
In  den  meisten  Fällen  laufen   die  Rechts-   und  die  Nütz- 
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6.  Was  TertuUian  von  den  Gesetzen  überhaupt  in 
zu  starker  Weise  sagt,  gilt  wenigstens  ganz  für  die  Ge- 
setze oder  Gebote  über  Führung  des  Krieges.  Er  sagt: 
Kein  Bürger  gehorcht  wahrhaft  dem  Gesetz,  wenn  er 
nicht  weiss,  was  das  ist,  was  das  Gesetz  verfolgt.  Kein 
Gesetz  ist  nur  sich  allein  das  Bewusstsein  seiner  Gerech- 
tigkeit schuldig,  sondern  auch  denen,  von  denen  es  den 
Gehorsam  erwartet.  Uebrigens  ist  ein  Gesetz,  was  sich 
nicht  rechtfertigen  mag,  verdächtig  und  gottlos,  wenn  es 
trotzdem,  dass  es  als  unrecht  erwiesen  worden,  die  Herr- 
schaft führt."  Bei  Papinius  sagt  Achill  zu  Ulysses,  der 
ihm  zum  Kriege  zuredet  (Achilleis  IL  v.  332): 

„Sage,  was  war  für  die  Danaer  der  Anfang  eines 
so    gr^^sen  Krieges?     Gleich    von    da    möchte    ich 
meinen  gerechten  Zorn  ableiten." 
Bei  demselben  sagt  Theseus  (Theb.  XIL  648): 

„Geht  munter  voran  und  vertraut,   ich  bitte,    so 
grosser  Sache." 
Propertius  sagt  (4.  Eleg.  YL  v.  51,  52): 

„Die  Sache  bricht   und   hebt   die  Kratt   des   Sol- 
daten; ist  sie  keine  gerechte,  so  schlägt  die  Scham 
die  Waffen  aus  der  Hand." 
Ebenso  sagt  der  Panegyrist:   „So  sehr  macht  sich  selbst 
in  dem  Kriege  das  gute  Gewissen  geltend,  dass  der  Sieg 


lichkeitsgründe  für  den  Beginn  eines  Krieges  so  m  einander, 
dass  sie  nicht  zu  trennen  sind,  und  selbst  wenn  die  Kechts- 
gründe  für  sich  darzulegen  wären,  so  bleiben  hier  theils 
die  Thatsachen  bestritten,  theils  stehen  den  rechtlichen 
Auffassungen  andere  gleich  berechtigte  Ansichten  gegen- 
über, so  dass  in  der  Kegel  jedes  der  kriegführenden  Lander 
das  Recht  auf  seiner  Seite  zu  haben  glaubt.  So  hatte  bei 
den  letzten  Krieu^n  in  Italien  Oe^^terreich  das  Recht  aus 
den  Verträgen  von  1815  für  sich,  Italien  die  nationale 
Idee  der  Einheit  und  Selbstständigkeit;  ähnlich  verhielt  es 
sich  1866  zwischen  Preussen,  Oesterreich  und  den  Deut- 
schen xMittelstaaten.  Wer  kann  es  wagen,  hier  über  das 
Recht  zu  Gericht  zu  sitzen?  Wohin  sollte  also  es  fuhren, 
wenn  jeder  Bürger  in  solchem  Falle  das  Recht  hätte, 
seinen  Gehorsam  von  seiner  Ueberzeugung  über  die  Recht- 
mässigkeit des  Krieges  abhängig  zu  machen? 
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weniger  der  Tapferkeit  als  der  Rechtlichkeit  zufällt."  Und 
so  legen  gelehrte  Männer  das  Hebräische  Wort  Jarek 
(Gen  XIV.  14)  aus  nämlich  so,  dass  es  also  bedeute, 
die  Diener  Abraham's  seien  vor  der  Sehlacht  vollständig 
von  ihm  über  die  Gerechtigkeit  seiner  Sache  belehrt 
worden. 

7.  Und  allerdings  pflegten  die  Kriegsankündigungen, 
wie  spater  gezeigt  werden  wird,  öffentlich  und  ausführ- 
lich zu  geschehen  damit  gleichsam  das  ganze  Menschen- 
geschlecht über  die  Gerechtigkeit  der  Sache  urtheilen 
könne  Die  K  ugheit  ist  nämlich  nach  Aristoteles 
eme  dem  Befehlenden  eigenthümliche  Tugend:  die  Ge- 
rechtigkeit aber  ist  die  Tugend  eines  jeden  Menschen 
als  solchen. 

8.  Ueberhaupt  ist  der  erwähnte  Aussprucli  Hadrian's 
zu  befolgen,  sobald  der  Untergebene  nicht  blos  zweifelt 
sondern  aus  berechtigten  Gründen  mehr  dafür  ist,  dass 
der  Krieg  ein  ungerechter  ist,  namentlich  wenn  es  sich 
dabei  um  einen  Angriff  gegen  Andere  und  nicht  um  den 
Schutz  der  Seinigen  handelt. 

9.  Man  kann  sogar  annehmen,  dass  selbst  der  Scharf- 
richter, we  eher  einen  Veurtheilten  hinrichten  soll,  ent- 
weder durch  seine  Gegenwart  bei  der  Verhandlung  oder 
durch  das  Geständniss  das  Wesentliche  des  Falles  kennt, 
damit  er  sicher  ist,  der  Tod  sei  deshalb  verdient.  297) 
So  wird  es  auch  an  manchen  Orten  gehalten,  und  das- 
selbe hat  das  Jüdische  Gesetz  vor  Augen,  wenn  es  ver- 
langt, dass  Zeugen  dem  Volke  bei  einem  zur  Steini-un^ 
Verurtheilten  vorausgehen  sollen. 

y.  1  Knnn  durch  Auseinandersetzung  des  Falles  die 
genugende  Ueberzeugung  bei  dem  Unterthanen  nicht  be- 
wirkt werden  80  soll  eine  gute  Obrigkeit  lieber  ausser- 
ordentliche Steuern  einfordern,  als  Soldaten  einziehen, 
besonders  wenn  Andere  zu  dem  Kriegsdienst  bereit  sind 
denn  ein  gerechter  König  kann  sich  ihrer  bedienen,  mö- 
gen sie  in  gutem  oder  in  schlechtem  Glauben  sein:  wie 
ja   auch   Gott   die  Werke   des  Teufeis   und   der   Gottlosen 


^  ^-^O  Man  sieht  an  diesem  Satz,  wohin  die  Konsequenz 
>n  l^esthaltung  eines  einseitigen  Prinzips  selbst  einen  in 
^taatsgeschäften  erfahrenen  Mann,  wie  Gr.,  führen  kann. 
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benutzt,    und   wie   der  ohne  Schuldist,    der  in  der  Noth 
das  Geld  von  einem  gottlosen  Wucherer  boiyt.  s»«) 
'"2^    Aber   wenn    a'uch    die   ßechtliehkeit      es   Kr^es 
unzweifelhaft   ist,    so   ist  es  doch  nicht  recht,    Clmsten 
wider  ihren  Willen  zum  Kriegsdienst  zu  zwngeu    da  d.e 
Enthaltung   davon    selbst   be.   dem     "f f«";,.  f' ,  "J'"^," 
orliubt  ist     von   höherer  Heiligkeit  zeugt.     Mau    lat  üie, 
'ante  be    Geistlichen   und  BUssenden  verlangt     allen  An- 
de  fn   aber  vieltach   empfohlen.     Als  Celsus   die  Cliristen 
wegen  Verweigerung   des  Kriegsdienstes   tadelte,   aiitwo - 
Tetf  hm  Origenes:    „Wir  wollen  denen,  die  im  Unglau- 
S  un"  befelLn,   fUr"den  Staat  in   den  KvjegJ.«  zieh  n 
i.nd  Menschen  zu  tödten,  sagen:  die  Priester  burei  bolzen 
bi  dei    und  Gütter   und   die,    welche  Ihr  Klammes   nennt 
Sic«    sieh   reine   Uände   für  die   Opfer,    um   sie   m. 
unbhiti-cn    und    durch    keinen    Mord    befleckten    llandeu 
Eure    "v  rmeinten   Göttern   darzubringen     und   wenn    ein 
Kr  es  entsteht,   werden  die  Priester  nicht  m.    eingestellt 
W   m  des  mit  Grund  gesehieht,  um  wie  viel  mehr  sind 
dann,  wählend  die  üebrigen  in  den  Krieg  ^'«l"^"'  "^  «  J'" 
dem   Dienst    in    ihrer   Weise    als    Pncäter    und    Veiel  lu 
GoTtcs    zu  verstatten,    die   zwar   il,re  Hände   -"  ^-J 
aber  mit  Gebeten  zu  Gott   für   die   kamplen,      '^   'j-ch  «^^^ 
Kriegsdienst    leisten,    und    ftir    den,    der   recht  legiert.-' 
Unter  Western   versteht   er   hier   die  fLnsten  überhaupt, 
nacli    dem    Beispiel    der    heiligen    Schritt.     Apoc.  1.    b, 

^'  Vl''l"'  Selba  in  einem  nicht  blos  zweifelhaften,  son- 
dern ofl-enbar  ungerechten  Kriege  kann  dennoch  eine  ge- 
Ichte  Ver  heidigung  von  Seiten  der  Unterthanen  N^^r- 
LtmmemK'da^er  Feind  selbst  i'-iri-  r  ihn 
L-ereehten  Kriege  kein  wahres  und  inneres  I.eclit  hat,  aie 
unschu  dh^en  und  von  dem  Kriege  entfeinten  In  ertlianen 
"üSen"  aufgenommen  der  nothwcndigen  Vertheidigung 
we<'en  oder  in  blosser  Folge  und  ohne  Absicht  (.lenn 
Jene  lüiben  keine  Strafe  verdient),  so  fo'gt,  dass  wenn 
es    gewiss    ist,    der   Feind    komme    m   der  Absicht,    das 


■s 

I 
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298)  Diese  Wendungen  und  Ausfliiclite,  womit  Gr.  seine 
Ansicl.  zu  vertheidigen  sucht,  stehen  der  jesui  ischcn 
Lelire    d.iss  der  Zweck  die  Mittel  lieilige,  ganz  nahe. 


Ueber  d.  gerechten  Kriege  fremder  Gewalt  rntergebener.     187 

Leben    der    gegnerisclien   Untertlianen    nicht  zu   schonen 
obgleich   er  es   könnte,    die   Untertlianen   sich   nacJi   dem 
Naturrecht  gegen  ihn  vertheidigen  können,  und  aucli  das 
Völkerrecht  Iiat  sie  hierin  nicht  beschränkt. 

2.  Aber  auch  dann  kann  man  nicht  .=agen,  dass  der 
Krieg  auf  beiden  Seiten  gerecJit  sei;  denn  es  handelt 
sich  dann  um  keinen  Krieg,  sondern  nur  um  eine  ein- 
zelne bestimmte  Handlung.  Da  diese  Handlung  des  Fein- 
des ungerecht  ist,  wenngleich  er  sonst  zum  Kriege 
berechtigt  sein  mag,  so  ist  die  Vertheidiguni.^  dagegen 
mit  Recht  gestattet.  ^ 


i 


Was  im  Kriege  ertaubt  ist. 
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Kapitel  I. 

Allgemeine  uaturrechtliche  Kegeln  über  das,  was 
im  Kriege  erlaubt  Ist;  insbesondere  über  IJst  und 

Betrug. 

I  Die  Personen,  welche  Krieg  führen,  und  die  Gründe, 
aus  denen  der  Krieg  erlaubt  ist,  sind  bisher  erörtert  woi^ 
den.     Es  bleibt  noch  zu  untersuchen,   was  in  dem  Kriege 

M  In  diesem  dritten  Buche  behandelt  Gr.  das  eigent- 
liche Kriegsrecht,   d.  h.  die  Regeln,   welche  über  die  Art 
der  Führung  des  Kriegs   und    demnächst    über  seine  Be- 
eiulun"   dmch    den  Frledensschluss    sich  gebildet  haben. 
Es  ist%on  hohem  Interesse  die  Entwickelungen  zu  verfol- 
gen,   welche  die  Kollisionen  entgegenge^setzter  Pnn^.p.e'i 
neväde  hier  genommen  haben,   wo  der  Gegensatz  starker 
fst  als   in  irgend  einem  andern  Gebiete     Das  eine  Prinz.p 
geht  auf  Niederwerfung  des  Feindes,  und  indem  d'e  ^«^j' 
Zm   hier  offen   gestattet  ist,   wird   damit  von   selbst  das 
in   dem   friedlichen  Verkelir  herrschende   Prinzip   der  Ge- 
selli'-kcit  und  Menschenliebe  ausgeschlossen.    Allem  neben 
den  "Leidenschaften    der  Macht,    des  Ehrgeizes  oder  der 
Kache,    welche    zu  dem  Kriege  führen    bleiben  auch  die 
Triebe    der  Liebe    und  Milde  in  dem  Menschen  macbtig, 
sie  treten  der  Brutalität  in  der  Art  der  Kriegführung  ent- 
gegen,   und    aus    dem  Kompromiss    dief//e.'-f ''«'l*"'f" 
Mächte    in   der  Brust  der  Menschen    bildet   sich  das   so- 
genannte  Kriegsrecht,    was    der    rohen   Gewalt    un^   L  s 
selbst   da    Schranken  setzt,    wo   diese  Machte    puv  legirt 
sind      Es    erhellt,    dass    hier    von    einem    ^aturrecht    so 


erlaubt  ist,  und  m  welchem  Maasse  und  in  welcher  Weise- 
entweder  an  sich  oder  nach  vorgehendem  Verl-ech  n' 
Das  an  sich  Erlaubte  ist  zunächst  nach  dem  x\aturrechte' 
dann  nach  dem  Völkerrechte  zu  erwägen.  H  ernach 
wird  das  an  sich  naturrechtlich  Erlaubte  zuerst 
ortern  sein. 


zu  er- 


wenig   wie   von    einer   natürlichen  Moral    die  Rede  sein 
kann;   ans  jenen   sich   bekämpfenden  Prinzipien   kann  die 
Grenze  ihrer  gegenseitigen  Beschränkung  nicht  abgeltet 
werden,  vielmehr  bestimmt  die  Totalitä?  der  Natur    und 
Lebensverhaltnisse  eines  Volkes  und  einer  Zeit,   wie  weit 
das  eme  Prinzip   dem   andern  zu  weichen  hat  Öde.  niX 
Die  Geschichte  lehrt,   dass,  je   roher  die  Völker  nnd  die 
die  Zeit   ist,    um    so    mehr  das   Prinzip   der  Gewalt  und 
List  ijberragt;  je   mehr  dagegen  die  Kultur  fS  eitet' 
um    80    mehr    gelangt  das  Prinzip   der  Milde     der  T  \lhl 
und  der  Ehrlichkeit   selbst  in   die'em  Gebete' der  Gewalt 
zur  Geltung  und  zieht  dem   ersten   Prinzip   immer  enJere 
Grenzen.    Das  Sittliche  ist  daher  hier  so  dmchans  positiv  r 
Natur  wie  in  jedem  anderen  Gebiete.    Es  giebt  hier  nich?, 
Ewiges,    nicht,   a  priori   Vernünftiges.     Auch   können   de 
verschiedenen  Zeiten   im  Grade   der  Sittlichkeit  nicht  mit 
einander    verglichen    und    die   eine   Zeit   über   die    a„d"e 
geste  It    werden    (B.  XI.  194).     Uebrigens    hat    auch    das 
Prinzip     der    Liebe    sein    üebermass%-n    sich,    "^durch 

Milde 'und  S'r",  I'l'f    '^';!'^''"-      E'"«    «bertriebene 
Milde  und  Rechtlichkeit  kann  die  Kräfte  so  lähmen,  dass 

die  Kr  ege  viel  langwieriger  und  damit  blutiger  und  ver' 
derbhcher  werden.     Deshalb  sinkt  mit  der  Gerährlichkeit 
und  Tödtlichkeit  der  Waffen  die  Zahl  der  im  K  i^e  g  . 
hhehtnen   und  Verwundeten.     Deshalb   wirken  die  Krieee 
in   diesem  Jahrhundert    trotz    i),rer    ungeheuren  Kraftont- 
wickelung    doch  nicht  so  verderblich   wie   die  Krieee  des 
16.  und  17.  Jahrhunderts.  Uebrigens  gestaltet  sich  der  Lm 
prom.ss  zwischen  beiden  Prinzipien  nicht  bloss  nach  dem 
Kulturzusfand  überhaupt,  sondern  auch  nach  den  besonder'^ 
Arten  de^s  Krieges  verschieden.   Im  Seekriege  gelten  z  B 
iur  den  Schutz  des  Privateigenthums  nnd  für  dln  Verkeh; 
OS  ht^M        '-r^'iV^T  Brandsätze  wie  im  Landkriege,  und 
der  man   HirP       -'    °^  '"'■  •''"^«''liche  Humanitit     mit 
der  man  die  Prinzipien   des   letzteren   auch   auf  den  See- 
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TT    1     niP    Mittel  zu  einem  Zwecke    empfangen,    wie 
II.  1.    Die    3iiuei   zu   üi  ^^^alischen  Fragen    ihr 

früher    erwähnt    worden    ^f/^^V™^^?^ 

Ziehung  auf  die  menschliche  Gcmeinscnatt. 

i-ri..„aeh„en    strebt     "^^^«.tg.fun^'tevoiur- 
schiesst      Kbenso   gelten'"  B»^^«"^^;';^-  ;„   ^en  äusseren 
neu   nicht   genau  dieselben   Kegeln    wie    u 
Kric-en      Auch   ändern   sieh   diese  Regeln   ""'""" 
j\.rit„tu.    ^  In  Kn.^t'en    wo  es  sich  um  die  Existenz 

des  Kampfpiewes.  \V^  '^,»*"'  vpvzwciflunKskämpfe  einer 
eines  Staates,  um  die  j«*^'^"  ^^^'"'^"""flilde  und  Men- 
Natlon  handelt,  treten  die  .»'""^'P'^^"  j^'Jj  Nothwehr  zu- 
schenliebu  gegen  das  Prinz.p  ^^^^^^^fl^tX  nur  einen 
rück.    Dies  Alles  '"^n>^'' ,^,f ',;]    „„j  dass  nicht  Alles,  was 

ebenso  bilden  konnte  wie  in  ueu  der  Wissen- 

lichen Verkehrs  und  der  Famihe.    Der  Mann  aei 

schalt  findet  deshalb  hier  ''^'l^^^  "f^^"  Se„  PH„- 
Anhalt  f«'-  t  .^"i^f  ;^  ""zleSlch"  Si  t  ZirSrt,  so 
zipien,  welcher  ihn  •^'*^^'''.'"''uf  eigenen  Füssen  stehen 
lange  er  es  nicht  »"  ™"L  der  're"nen  Vernunft  die 
^VÄng^er  äXt"Kjen  Fra^^^^^^^^^^  -1.-. 

Pr     Ut    zwar    von    dieser  Ansicht    eituiit,    auein    * 

der  Jahrhunderte  grösser  gewesen  ist  wie  m  ir^ena 
anderen  Gebiete  des  (3flfenthchen  Lebens. 


]ialb  mein  Leben  auf  andere  Weise  nicht  erhalten  so 
kann  ich  den  Angreifenden  auf  jede  Weise  von  mir  ab- 
kehren, selbst  wenn  sein  Angriff  niclit  unrechtlich  ist, 
wie  ich  früher  gezeigt  habe;  denn  dieses  Recht  entwingt 
nicht  erst  aus  dem  Fehler  des  Anderen,  sondern  aus  mei- 
nem natürlir-hcn  Rechte  an  sich. 

2.  Ich  kann  deshalb  selbst  eine  fremde  Sache,  aus  der 
mir  eine  unzweifelhafte  Gefahr  droht,  in  Besitz  nehmen, 
ohne  dass  die  Schuld  eines  Anderen  dazu  nöthi«-  ist  Ich 
werde  aber  dadurch  nicht  Eigenthümer  (denn  dessen  be- 
darf es  für  meinen  Zweck  nicht),  sondern  ich  erlan-e 
nur  den  Gewahrsam,  bis  die  Gefahr  beseitigt  ht  Auch 
dies  ist  schon  früher  erörtert.  So  kann  ich  nach  dem 
Isatnrrecht  meine  Hand,  die  ein  Anderer  festhält  weg- 
ziehen, und  wenn  dies  scliwierig  wird,  kann  ich  au'ch  An- 
deres thun,  was  dazu  nöthig  ist.  Dasselbe  gilt  für  die 
l^rlangung  meiner  Forderung;  auch  das  Eigenthum  kann 
dai-aus  entstehen,  wenn  die  verletzte  Gleichheit  sich  in 
anderer  Weise  nicht  herstellen  lässt. 

3.  So  ist  da,  w^o  eine  Strafe  begründet  ist,  auch  alle 
Gewalt  berechtigt,  ohne  welche  die  Strafe  nicht  vollstreckt 
werden  kann;  ebenso  Alles,  was  einen  Ti.eil  der  Strafe 
ausmacht,  wie  die  Anzündung  von  Gebäuden  und  Anderes 
imierhalb  des  rechten,  dem  Vergehen  entsprechenden 
Maasses.  ^) 


^       -)    Der  Leser,   welcher  den  bisherigen   Ausführungen 
in    den  Anmerkungrn   gefolgt  ist,    wird  das   völlig  Leere 
Mcser  in  Ab.  2  vorgetragenen,   angeblich  naturrechtlichen 
(Grundsätze  leicht  erkennen.     Die  meisten    sind  voller  Ge- 
tahren:  so  der,  dass  das  Recht  auch  zu  allen  Mitteln  für 
«eine  Verwirklichung  berechtige;   soll   dies  mehr  als  eine 
blosse  1  hrase  sein,   so   folgt   daraus,   dass  der  Zweck  die 
Mittel  heilige.     Auch   hier  kollidirt  das  eigene  Recht  mit 
remdem  Recht;  wie  weit  das  eine  dem  anderen  zu  weichen 
habe,   kann   nicht   aus    diesen  Prinzipien   entnommen  wer- 
den,  sondern   gestaltet  sich  nach  dem  Charakter  und  den 
Lebensverhältnissen   eines  Volkes   in   der  verschiedensten 
u  eise,  wie  die  Lehre  von  der  Nothwehr,  von  der  Selbst- 
hulte,    von    den    possessorischen  Rechtsmitteln,    von   dem 
itechte   der  Nachbarn,    von   den   Servituten   der  nachbar- 
lichen Grundstücke  und  von  vielem  Andern  ergiebt.    Audi 


,^»  ■— Sa 
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III    Zweitens  ist  unser  Recht  nicht  bloss  nach  dem 
Reffinn  des  KrieL'es  zu  beurtheilen,  sondern  auch  nach  don 
Sr    eintreten'den   Umständen.     Aucl.    in   Prozessen    er- 
wirbt eine  Partei  nach  eingeleitetem  Prozess  oft  nocli  ein 
Tpips    Reclit      Wenn    sich    daher    meine    Bundesgenossen 
oder'ünterthanen    mit   einem  Anderen   zum  Angriff  gegen 
™ ich  verbinden,   so  geben  sie  mir  damit  auch  das  Recht 
m  ch   gegen   sie   zu   vertheidigen.     So   mu.s  der,    welcher 
an    einem  Kriege  Theil   nimmt,    namentUcli   wenn  er  dies 
w^en  Tonnte  ^de    sollte,   die  Unkosten  und  Schäden  er- 
re'zen    weil   sie   durch   seine  Schuld  mit  entstanden  sind. 
So  machen  sich  auch  die  strafbar,  welche  an  einem  ohne 
Sn^gend^n   Grund  unternommenen  Kriege  Theil   nehmen, 
und   zwar   nach  VerhäUniss    der    ihrer    eigenen  Handlung 
Sewolinen^len    Ungerechtigkeit.      So    billigt    Plato    den 
Sribi"  die  Schuldigen  gezwungen  sind,  dem  unschuldig 
Resch'ädVten  gerecht  zu  werden."  „    ,x 

TV    1     Drittens    verbindet    sich    mit    dem  Recht  zu 
handeln  Vieles  mittelbar  und  ohne  Absicht  des  Handelnden, 
zu  dem  man   an   sich   "-^»t  berechtiget  sein  würde.  ^^^W^^ 
dies  bei  der  Vertheidigung  seiner  selbst  eintritt,  i.^t  fiuhei 
emu  ert  worden.    So  kann  man  in  Verfolgung  des  Seinigen 
Ipbr   annThroen     wenn    man    das  Gleiche   nicht   erlangen 
katn     mus     aber   den   Ueberschuss   des   Werthes  heraus- 
llll      So  kann  ein  Schiff  voll  Seeräuber  oder  ein  Haus 
voll  Diebe  zertrümmert  werden,  wenn  auch  kleine  Kinder 
Weiber    und    andere  Unschuldige    sich    in    diesem   Schiffe 
oder    Hause    befinden,    die    dadurch    in   Gefahr    gerathen 
Augus  in  sagt:  „De'r  hat  den  Tod  eines  Andei^n  nicht  zu 
verantworten,    welcher    seine   Besitzung    mit   Mauern   um- 
hieb"   wenn  'Jemand   durch    lockere   Steine    derselben   ge- 
troffen  wird  und  dadurch  seinen  Tod  findet. 

2  Allein  das,  was  das  strenge  Recht  gestattet  ist 
deshalb,  wie  schon  mehrfach  bemerkt  worden  nicht  in 
?der  Beziehung  erlaubt;  denn  oft  gostattet  die  Liebe  des 
Nächsten  nicht"  dass  man  von  seinem  Rech  e  vollen  Ge- 
Sch  mache.  Deshalb  muss  man  auch  in  Bezug  auf 
S  was  ausserhalb  der  Absicht  geschieht  oder  geschehen 

die  bereits  beliandelte  Lehre  von  den  An- und  Zuwüchsen, 
von  der  Alluvion,  den  Inseln  u.  s.  w.  giebt  dazu  einen 
belehrenden  Beitrag. 


könnte,    sich    vorsehen,    wenn    niclit    das   Gute,    was    die 
eigene  Handlung   bezweckt,    das    gefürchtete  Uebel   weit 
tibersteigt,  oder  wenn  nicht  bei  der  Gleichheit  von  diesem 
Gutem    und    üebeln    der    Eintritt    des   Guten    viel    wahr- 
scheinlicher   ist    als    der   des   Uebels,    was    die  Klugheit 
entscheiden  muss.    Dabei  muss  man  aber  im  zweifelhaften 
^alle  immer  mehr  für  den   Andern    als  für   sich   sorgen 
da  dies  das  Sicherere  ist.    „Lasst  das  Unkraut  wachsen  " 
sagt  unser  bester  Lehrer  (Matth.  XIIL  28),  „damit  Ihr  nicht 
bei    dem    Ausreissen    auch    den    Weizen    mit    ausreisst " 
Seneca   sagt:    „Viele  ohne  Unterschied  tödten,   thut  nur 
die  Gewalt    der  Feuersbrunst    und   des  Einsturzes."     Die 
Geschichte   lehrt,    wie    schwer  Theodosius    trotz    der  Er- 
mahnung  des  Ambrosius    das   Uebermaass   solcher  Rache 
gebüsst  hat.  3) 

3.  Audi  kann,  wenn  Gott  mitunter  so  etwas  thut,  das 
von  uns  nicht  als  Beispiel  benutzt  werden;  denn  Gott 
hat  das  vollste  Eigentliumsrecht  über  uns,  aber  wir  nicht 
über  unsere  Mitmenschen,  wie  anderwärts  gesagt  worden 
ist.  Und  selbst  Gott,  der  nach  seinem  Recht  der  Herr 
über  die  Menschen  ist,  pflegt  wegen  weniger  Guten  eine 
grosse  Masse  Schuldiger  zu  verschonen  und  zeigt  damit 
die  Billigkeit  seines  Richteramtes,  wie  das  Gespräch  Gottes 
mit  Abraham  über  die  Sodomiter  klar  ergiebt.  Aus  die- 
sen allgemeinen  Regeln  kann  man  abnehmen,  wie  viel 
nach  dem  Naturreclit  gegen  die  Feinde  erlaubt  ist. 

V.  1.  Es  entstellt  aber  hier  die  Frage,  was  gegen  Jene 
erlaubt  ist,  die  weder  Feinde  sind,  noch  so  genannt  sein 
wollen,  aber  doch  dem  Feinde  einzelne  Gegenstände  zu- 
luhren.  Sonst  und  jetzt  ist  diese  Frage  eifrig  verhandelt 
worden,  indem  die  Einen  die  Strenge  des  Krieges  die 
Anderen  die  Freiheit  des  Handels  voranstellten.  4)    ' 


3)  Theodosius  hatte  im  Jalire  390   bei  einem  Aufruhr 

Ita^'^^^^^®^^^^'^^^    ^"^'^^^    ^^"^^    liingesandten    Soldaten    an 
7000  der  Einwohner  hinschlachten  lassen. 

^)  Gr.  kommt  hier  auf  das  Recht  der  Neutralen, 
was  mit  dem  steigenden  internationalen  Verkehr  in  der 
modernen  Zeit  immer  grössere  Wichtigkeit  gewinnt.  Gr.  er- 
schöpft es  hier  nicht,  da  es  für  seine  Zeit  erst  anfing,  seine 
grössere  Bedeutung  zu  entwickeln.  Insbesondere  über- 
sieht   Gr.    den    grossen    Unterschied,    der   hier    zwisclien 

<>rotiu8,  Rocht  d.  Kr.  u.  Fr.  II.  ^o 
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2     Zuerst    muss    unter    den  Gegenständen    selbst    ein 
Unte^sclüed  gemacht  werden.    Einzelne  sind  nur  m  Kriege 

dienen   nur   zum  Lebensgenuss;   andere  Gegenstande  kön- 
nen Towo"l  im  Kriege  als  ausserhalb  desselben  gebraucht 
werden     wie  Geld,  Proviant,  Schiffe  mit  ihrem  Zubehör 
Für  die'erste  Gattung  gilt  der  Ausspruch  der  Amalsiuntha 
Tu  Justinen,   dlss  'mtn   selbst  zum  Feinde   werde,    wenn 
man  dem  Feinde  den  Kriegsbedarf  verschaffe.   Die  zweite 
GaUunKkar  keinen  Anlass  zur  Klage  geben.     So   sagt 
Seneca     dass    er    gegen    einen  Tyrannen    dankbar    sein 
lerde    soweit  der  Dan\  dessen  Kräfte  nicht  ^"«n  Verder- 
ben Aller  vermehrt,  noch  die  Kraft,  welche  er  schon  hat, 
erhält     d    h.   was  ihm   ohne   Verderben   für  die   Gemein- 
schaft  Kegeben  werden   kann.     Erläuternd   fUgt  er  hinzu: 
Geld      wls    er    zur    Lösung    seiner    Söldner    verwenden 
kann     werde   ich   ihm   nicht   geben;    verlangt  er  Marmor 
oder    Klei^der      so    wird    diese    Steigerung    seines    Luxus 
Ni  maSm'schaden  bringe.;  Soldaten  --^'l^^^rZtr 
ich   ihm  nicht  zuführen.     Verlangt   er  Schauspieler   oaer 

Ss  e'wäs  was  seine  Wildheit  ™|W-"  ."^-"r  f^Hel 
ich  es  geben.  Den  Königen,  welchen  ich  kerne  Kuegs 
und  mit  Erz  beschlagene  Schiffe  senden  kann,  werde  ich 
Fahrzeuge  senden  zSm  Spiel,  zur  Ruhe  und  zu  anderem 
Zeitvertreib  auf  dem  Meere."  Auch  nach  des  Ambro- 
sfus  Ausspruch  ist  die  Freigebigkeit  nicht  zu  billigen, 
weihe   dem   schenkt,    der  sich  gegen  das  Vaterland  ver- 

''^'3"'ln  dem  dritten  Falle  zweifelhafter  Natur  kommt  es 
auf  den  Stand  des  Krieges  an.  Wenn  ch  mich  nur  durch 
die  Beschlagnahme  der  Waaren  vertheidigen  kann  so 
eiebt  mir,  wie  früher  gezeigt  worden  ist,  die  Noth  e  n 
Recht  nur  muss  ich  später  Ersatz  leisten,  wenn  nicht 
nocl  'andere  Umstände  die  Lage  verändern.  Wenn  die 
Zufuhi  der  Waaren  die  Vollstreckung  memes  Rechtes 
hindert  und  der  Waarenfllhrer  dies  wissen  konnte,  z.  15. 
wenn  bei  einer  Belagerung  oder  bei  der  Blockirung  eines 
Hafens  die  Uebergabe  oder  der  Frieden  schon  nahe  be- 
vorstand     so    haftet   mir    der    Waarenführer    wegen    des 

See-    und  Landkriegen    besteht.     Im    Ganzen    giebt    aber 
Gr.  die  richtigen  Grundsätze  über  Konterbande. 
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^f^tuT'h.f^-^^  .''"".;   '*''  ^""^  Schuldner   aus  dem   Ge- 

Intfr  lUtzt  hat      P,''  t''''"  ^!,"'=''*'  "■"  ""«''  ^"  "etrüge^, 
unieisiutzt   iiat.     hs    können    dann   auch   die  Waaren  miJ 

w:."  ^Ist'dfrsfr'"  ^T'  '''  Schadens'^v^Trend 
weiden     Ist  der  Schade  nur  beabsichtigt,  aber  noch  nicht 

geschehe«  so  kann  Jener  durch  die  Bescldagnahme  zur  Bl^r^ 

tt'weTden'^'  I^f"''"  "f'  "''^''^  '"^-  -»^t  a^gehal- 
ten    werden.      Ist    ausserdem    das    Unrecht   des    Feindes 

gegen  mich  offenbar,   und  bestärkt   ihn  Jener  in   dem  un 

gerecl,ten  Krieg,  so  haftet  er  nicht  blos  für  den  Schaden 

Wn'v  "k  'T''  '!l"^''"-'  ^''^''=''  ^'^'  welcher  den  o£ 

entzTelJ  m"^T  '''".  ^'"='''''''  ^''  '^n  verhaften  will, 
cn  zieht.  Man  kann  dann  gegen  ihn  eine  dem  Vergehen 
entsprechende  Strafe  nach   dem  Kapitel  über  die  sfiafen 

KrTihm  "f  '"""■'■""'  ''"'''  m'''««««  kann  auchte 
waare  ilim  abgenommen  werden. 

•       4.  Um  dieser  Dinge  willen  pflegt  der  Krieg  den  übrieen 
Nationen  von  Staats  wegen  bekannt  gemacht  zu  3n 

uf  :.wiicW  nr''frf^  ^''T''  ^''""^  "■"  «^'^  Au^sicSt 

am  glückliche  Durclifuhrung  desselben  darzulegen 

o.  Icli  habe  diese  Frage  nach  dem  Naturreclit  erörtert 
weil   ich   aus  der  Geschichte  nicht  habe   entnehmen  kön- 

timmt^^Dlrir"""'''"''?  .^'^"^^"•^^''*  '"«^""er  eXas  be- 
stimmt.    Die   Romer,   welclie   den   Feinden  der  Karthasi- 

nie  ^er  Lebensmittel    zugeführt  hatten,    wurden   von  dln 

Karthaginiensern    mitunter    festgehalten,    aber    doch    den 

uTAttf."/  'T"  ^''•■'"'.f^"  zurückgegeben.     Als  Deme 
trius  Attica  mit   seinem  Heere  besiegt  hatte,    und  er  die 
benachbarten  Orte,   Eleusis  und  Rhamnuntes,'  beieits  Sn- 
genommen    hatte    und   Athen    durch    Hunge^   zui   Ueber- 
gabe zwingen  wollte,    Hess    er   den   Kapitän   und   Steuer- 

ZZ::r  ^l'""*^^-  ^^^  ""•«"  P'°^'^°'  ^"«»hren  weil  e, 
aufhangen,  und  indem  so  die  Anderen  abgeschreckt  wur- 
den, eroberte  er  die  Stadt.  5) 

walt^Lli  ^'■''  o*f  ^f '■«'"•«"  an'«ngt,  so  gehört  die  6e- 
''alt    und    der    Schrecken    zur    Natur    des    Krieges.      Ob 

seine?  Z^eit'''nr'^''lr".'''  .^^'^^'-  ^''^'  ^"^ '^'^  Verhältnisse 
seiner  Zeit,    namentlich    für  den    Seekrieg    nicht  einffeht 

wesentiÄ"/  ,  '^'i^  Meere  publicirt  hatte,  welche  sich 
wesentlich  mit  dem  Rechte  der  Neutralen  beschäftigt. 

13* 


f.  *  *    *'i^(.(i*«ira'w*<'^«#, 
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sagt  --jj^J-  »^CtoS  orurGewalt,  heimlich  oder 

ü„d  P-^^-^-t  ^wlT^'^usrmafden  Feind  verderben." 

Auch  Vi>-gil^-^g^-^^  ^^  ^.^  j^.^^  g,g,„  den  Feiud  auch 

erlaubt  sei?"    •      ^   ^      ,,  ^.      Tjinhpus    einer   der  ge- 
und  diesem  Spruche  folgt  seht   „K^heu^,   ^^^^^^^ 

rechtesten    unter    <i«"  ,  l^X'"Au,.ch  seine  Weisheit  be- 
beobachtete."    Von  bolon    der  um  .^^^^  ^^^^ 

rühmt  ist,  he  sst  es,   ''^«J'  J';\7„  /,,bius  Maximus: 
Silius  sagt  in  seiner  ™r^.Sj74„,i  jer  Betrug." 

„Von  da  ab  ffif-^«'  -"S^rMuster  eines  reifen 
2    Bei  Homer   ist  Ulysse»    "f"  .,        en  die  Feinde. 
Mannes  und  dabei  doch  überall  voll  Lis^e.en^  ^^.^^  ^^_ 
Davon  nimmt  Luc  an  d.eRe^gel,da^«,  ^^    ^^.    ^.^j.^^ 

kriegt,  zu  loben  sei.  ^« "»?''?"  „^d'  ßrasidas  sagt 
„Utzlidier  im  K"^S^./'^h  gsliJ^^^  gew^n-e  den  höchsten 
bei  Thucyd.des  die  W'-t^  i,  ^ass  es  recht 
Euhm.  Auch  bei  Pl^'^^/f''  ^^^  hintergehen.  Polybius 
und  erlaubt  sei,  den  t^'f^^"'  "Vollführte  sei  nicht 
«agt,  das  im  Kriege  ^'^  f  ^^f,  Z<^h  List  nach  Zeit 
so  hoch  zu  stellen  =\ls  »<^^' J.*'  iVihrt  deshalb  den 
und    Gelegenheit    geschehe.      Silius 

Corvinus  -^^^^^-J.trdeTKrieg  z«  fuhren;  wo  nur  die 
Gewalt  herrscht    ist  ''«"'Sf^  f^^^J  „eurtheilt,    wie 

Selbst   di^e    «t'-|-^^:r"durÄt  stau  durch  offene 
Plutarch  bemerkt      .Wer  ™r*:i  ^^^    ^..^^^^.^    g,„ 

Gewalt   etwas   vo  Ibracht   1«"^,    ";\  ,^^t  er  den  Lysan- 
grösseres  Dankopter  gebracht.      Auch  i  ^  ^^^^_ 

lev,    weil    er    das   ™«'f «^'»erp'^opömen    zum    Ruhm, 
bracht.      Auch    rechnet    ei     es    t^       P  ^-^  ei„fache 

dass  er,  in   die  S'««/«^  ,  ^^f '^„'"Xcn,    mit   List   und 
und    edelmüthige    A  t     Kueg    zu    1  ,  ^U^,,  die 

Täuschung    gemischt    habe.     ^1  ^^  ^,„4^^- 

GlUcklichen,  ohne  f'''?P  f"  J^S^  .elobt  werden  mUssen." 
scheiden,  ^^S«^'f  «^ '^.Si  Äen  es  einen  erlaubten 
Bctfügf  ^er':?g"gt'r  F^ind    verUbt   wurde,    und 


anderwärts  sagen  sie,  dass  es  gleich  sei,  ob  Jemand 
durcli  Gewalt  oder  List  seinen  Feinden  entwische.  „Ein 
Betrug,  der  nicht  zu  tadeln,  da  er  im  Kriege  geschehe,** 
bemerkt  Eusthatius  zum  8.  Gesang  der  Iliade.  Augu- 
stin sagt  mit  den  Theologen:  „Wenn  ein  gerechter  Krieg 
unternommen  wird,  so  ist  es  dann  gleich,  ob  Jemand  mit 
offener  Gewalt  oder  durch  Hinterlist  den  Kampf  betreibt." 
Chrysosthomus  bemerkt,  dass  jene  Kaiser  am  meisten 
gefeiert  worden,  welche  durch  List  den  Sieg  gewonnen 
hätten. 

4.  Doch  wird  auch  die  entgegengesetzte  Ansicht  ver- 
fochten, wie  später  angeführt  werden  wird.  Die  Ent- 
scheidung der  Frage  hängt  davon  ab:  ob  die  List  im 
Allgemeinen  zu  dem  Schlechten  gehört,  was  auch  um  des 
guten  Erfolges  willen  nicht  gethan  werden  darf,  oder  zu 
dem,  was  nicht  durch  seine  Natur  schon  fehlerhaft  ist, 
sondern  durch  die  Umstände  auch  zu  einem  Guten  wer- 
den kann.  <») 


^>)  Gr.  geht  hier  nunmehr  auf  die  allgemeine  Frage 
ein,  ob  unter  Umständen  und  wie  weit  die  Lüge  erlaubt 
sei.  Erst  später  kommt  er  auf  die  List  im  Kriege  zurück. 
Er  bewegt  sich  mithin  in  diesem  Kapitel  wesentlich  in 
der  Erörterung  einer  Frage  der  Moral.  So  bereitwillig 
von  allen  Seiten  die  Pflicht  zur  Wahrheit  anerkannt 
wird,  so  hat  doch  diese  Pflicht  nicht  den  gleich  natür- 
lichen Grund  wie  die  andern,  welche  auf  die  Güter 
des  Lebens  für  sich  selbst  oder  für  Andere  abzielen; 
denn  das  Wissen  einer  Thatsache  oder  eines  Allgemeinen 
kann  nicht,  wie  die  Gesundheit,  das  Leben,  die  Ehre, 
die  Macht,  der  Reichthum,  als  ein  unmittelbares,  Genuss 
gewährendes  Gut  angesehen  werden,  und  die  Pflicht  zur 
Wahrheit,  wenn  sie  aus  dem  Wohle  des  Menschen  ab- 
geleitet wird,  verlangt  deshalb  eine  andere  Begründung. 
Diese  ist  aber  schwer  zu  finden,  wenn  man  von  den  Ge- 
boten der  Autoritäten  absieht;  bleibt  man  aber  bei  diesen, 
als  der  wahren  Quelle  des  Sittlichen,  so  sind  die  Vor- 
schriften hier  schwankend,  voller  Ausnahmen,  und  ein 
Schriftsteller,  der  dessen  ungeachtet  Konsequenz  und  All- 
gemehiheit  in  seine  Darstellung  bringen  will,  bleibt  auf 
sein  persönliches  Gefühl  angewiesen,  was  natürlich,  je 
nach  Erziehung  und  Erfahrungen,   zu    sehr   verschiedenen 
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VII  Die  List  besteht  entweder  in  einem  Nichthandeln 
oder  in  einem  wirklichen  Handeln.  Ich  dehne  die  List 
nach  Labeo's  Vorgang  auch  auf  das  aus,  was  er  zur  List 
und  nicht  zum  Schlechten  rechnet,   nämlich  wenn  Jemand 

Ergebnissen  führt.  Meist  herrscht  in  den  Lehrbüchern 
der  Moral  hier  ein  Rigorismus,  der  mit  dem  wirklichen 
Handeln  und  Leben  stark  kontrastirt.  Die  Schwierig- 
keiten entspringen  auch  hier  aus  der  Kollision  der  ver- 
schiedenen Pflichten,  und  diese  Kollision  ist  hier  um  so 
grösser,  da,  wie  gesagt,  die  Wahrheit  in  vielen  t  allen 
nicht  als  ein  Gut  für  den  Betreffenden  angesehen  werden 
kann,  mithin  die  darauf  gerichtete  Pflicht  viel  leichter  in 
Kollisionsfällen  zurückgestellt  werden  kann  als  bei  ande- 
ren Pflichten,  welche  unmittelbar  auf  den  Schutz  oder  die 
Erlangung  eines  Gutes  gerichtet  sind.  rj  -,       a 

Hieraus   erklärt   es   sich,    weshalb   zu  keiner  Zeit  una 
bei  keinem  Volke  das  Sagen  der  Wahrheit  als  unbedingte 
und    ausnahmslose    Pflicht    gegolten    hat.      Ueberall    hat 
selbst    nach    der    Ansicht    des    sittlichsten    Tlieiles    emes 
Volkes   diese  Pflicht    die    mannigfachsten   Au>^nahmen   er- 
litten.    Dahin   gehören    insbesondere   1)   die   Unwahrheit, 
welche   die   Künste    (Dichtung,    Schauspiel,    Malerei)    zur 
Illusion  benutzen;   2)  der  Scherz,   wo  die  Unwahrheit  zur 
spielenden  Täuschung  Anderer  geübt  wird;    3)  das  Spiel, 
wo   vielfach  Täuschungen    gelten    und    das   Interesse   des 
Spieles    meist    darauf   beruht,    wie   bei  dem   Schachspiel; 
4)  die  Höflichkeit,  welche  einem  Manne  unwahre  Formen 
gestattet;  5)  die  Unwahrheit  zum  Besten  des  zu  Täuschen- 
den  selbst,    wie  bei  Kranken,    bei  Kindern   in  Bezug  auf 
geschlechtliche    Fragen;    6)    die   Unwahrheit    zum   Schutz 
seiner   selbst  und  Anderer,   wohin   die  Fälle  gehören,   wo 
ein  Zorniger    dadurch    in    seiner  Verfolgung  irre  getuhrt 
wird  u.  s.  w.;  7)  endlich  die  Unwahrheit  im  Kriege.   Auch 
in  diesem  Gebiete  der  Moral  kann  durchaus  nicht  a  priori 
ausgemacht  werden,   wie   weit   diese  Ausnahmen  und  an- 
dere gehen    sollen  und  wie  weit  nicht.     Es  kommt  hier 
lediglich    auf   die    Gebote    der    Autoritäten    an,    und    zu 
diesen  gehört  hier  nächst  den  Urkunden  der  Religion  das 
Volk    selbst    in    seiner    Einheit    und    sittlich    schaftenden 
Kraft    (B.  VI  54).      Indem    hierbei    ebenso    wie    bei    an- 
deren Fragen   die   ganzen  Natur-  und  Lebensverhältnisse 


durch  Täuschung  sein  oder  Anderer  Vermögen  schützt. 
Es  ist  eine  zu  plumpe  Behauptung,  wenn  Cicero  sagt: 
„Die  Täuschung  und  Verstellung  sei  aus  dem  Leben  ganz 
zu  verbannen."    Denn  man  braucht  nicht  Alles,  was  man 

eines  Volkes  einwirken,   so  erhellt,   dass   aucli  die  Pflicht 
zur  Wahrheit    sich    nach    Zeiten   und   Völkern   sehr    ver- 
schieden   gestaltet,    und   dass    diese  Gestaltung,    die   aus 
der  Regelung  der  Kollisionen  sich   entwickelt,  hier  mehr 
wie    anderwärts    Raum    zu    kasuistischen    Zweifeln    lässt, 
weil  die  Wahrheit  nur   in   den   seltensten  Fällen   als   un- 
mittelbares Gut  angesehen   und   deshalb   leichter  geopfert 
werden  kann.     Um   die  oben  angedeuteten  Ausnahmen  zu 
rechtfertigen,  bedarf  es  ferner  keines  besonderen  Beweises 
neben  der  Sitte  des  Landes;   denn   die  Pflicht  zur  Wahr- 
heit ist  von  Anfang  ab  keine  allgemeine,  sondern  in  dieser 
Form    nur    das    Produkt    wissenschaftlicher    Abstraktion, 
die  in  sich  nicht  die  Bedeutung  einer  Autorität  hat.    Dies 
wird  in  den   meisten  Systemen   übersehen,   und  auch  Gr. 
hat  sich  dadurch  seine  Darstellung  erschwert.     Sie  leidet 
überdem  an  dem  Fehler,  dass  er  meint,  auch  hier  aus  der 
vernünftigen  Natur  der  Sache  die  Regeln  und  ihre  gegen- 
seitige Begrenzung  ableiten    zu  können.     Im  Allgemeinen 
bewahrt  aber  Gr.'s  gesunder  Sinn   ihn   vor   den   zahllosen 
kasuistischen  Untersuchungen,  die  in  der  Zeit  der  Schola- 
stiker   und    später    der  Jesuiten    ein    Lieblingsthema   der 
Morallehrer  bildeten.    Es  ist  hier  leichter  wie  anderwärts, 
die  Kollisionen   durch  Erfindung  von    künstlichen  Neben- 
umständen  so   zu  verwickeln   und  zu    steigern,    dass   die 
Sitte,   welche  nur  für  das  Gewöhnliche  sich  bilden  kann, 
nicht    mehr  zureicht,    und    nun   die  Prinzipien   allein   mit 
einander   die  Sache   austragen  sollen.     Da  dies  unmöglich 
ist,   so  fällt  die  Entscheidung  den  persönlichen  Gefühlen 
und  Werthschätzungen  der  Einzelnen  zu,  welche  natürlich 
zu  den  verschiedensten  Antworten  führen,  und  ebenso  für 
die  Wissenschaft  ohne  Werth,    wie    für  das  Leben  ohne 
Einfluss    sind,    weil    kein  Fall    dieser    Art  dem    anderen 
gleicht,  und  daher  keiner  einen  Anhalt  für  Späteres  bietet. 
Hiernach   wird   der  Leser  die  Schwächen  und  Lücken 
in  Gr.'s  Darstellung  leicht  erkennen;  mitunter  geräth  Gr. 
auch    tief   in    die   Scholastik    und  zu  Resultaten,    welche 
schon  in  seiner  Zeit  keine  Geltung  gehabt  haben. 


«W^^St^*W<«»iäSi*^!(*'W»«fe**^^ 
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•<.=,  nHflr  will    den  Anderen  mitzutheilen,   mithin  ist  es 
"?  l.    r,^  Finzelnen  gegen  Einzelne  sich  zu  verstellen, 

slin  sagt,   n^^  *°"  '  i.^11,,««.  -711  vprbereren.      oelust 

mittelst  einer  gewissen  VersteUung  ^«  ^^f  nöthwendig 
Cicero   gesteht   an  vielen  0.  en    ^^««  f  ^'^^„^^   einen 

andere,  ^^nn  auch  nicl.t  falsche  U.sacne  ^^^^^^ 

angiebt  Auch  f ''-,»'-  '-'•'..tuigtn  Sprachgebrauch 
Ine^S  Verwandt?  nennt,  inde^  er  die  Ehe  ver- 
heimlichte wirklichen  Handeln  bestehende 

töne,    wie   bei   dem  Schmerz     welche   '"^e^^.  f '^^,  *  ^^J^ 

Sit  rS  ^  ^^^^  r  Na^ ^4«  v| 
del  Tlnoien   unterscheiden,    dass   sie   ihre   Gedanken   An- 

Äienauclf  durch  Winken  und  Zeichen  wie  be 
^n  S  ummen,  mag  deren  Bedeutung  «7«  ""^^'^^J^^ 
künstliche  sein.  Dem  stehen  jene  j;^jf!^^^^J^'''Z 
gleich,  welche  keine  gesprochenen  W^rte  bedeuten  w  e 
der  Recht'5-elehrte  Paulus  sich  ausdruckt,  sondern  uie 
Sache  selbst  sei  es  nach  einer  gewissen  Aehnhchkeit, 
wie  berdml'meroglyphen,   sei   es   nach  blosser  Willkür, 

wie  bei  den  Schriftzeichen  der  Chinesen. 

wie  Dei  ue  Unterscheidung  nothig, 

wie  lefdem  Namen   des   Völkerrechts.     Das  Völkerrecht 
bezeichnet    wie  früher  bemerkt,  bald  das,  was  die  einzel- 


nen  Völker  ohne  gegenseitige  Verbindlichkeit  beschlossen 
haben,  bald  das,  was  eine  solche  Verbindlichkeit  enthält. 
Die  Worte,  die  Winke  und  anderen  erwähnten  Zeichen 
sind  mit  gegenseitiger  Verbindlichkeit  erfunden  worden; 
xarce  avp^r^xr^y  (nach  üebereinkommen),  wie  Aristoteles 
sagt;  das  Andere  aber  nicht.  Deshalb  kann  man  sich 
bei  Letzterem  anderer  Zeichen  bedienen,  selbst  wenn  man 
voraussielit,  dass  der  Andere  es  missverstehen  wird.  Ich 
spreche  hier  von  dem  Innerlichen,  nicht  von  dem,  was 
sich  äusserlich  zuträgt.  Man  muss  deshalb  das  Beispiel 
so  nehmen,  dass  kein  Schaden  daraus  entsteht,  oder  nur 
ein  solcher,  der,  auch  abgesehen  von  dem  Betrüge,  er- 
laubt ist.  7)  ^  ' 

3.    Ein    Beispiel    der    ersten   Art    giebt    Christus,    der 
gegen   die  Begleiter  aus  Emmaus   so   that,   als   wollte   er 
weiter  gehen,    d.  h.   er  nahm   den  Schein  dazu  an,    wenn 
wir  nicht  lieber   annehmen  wollen,   dass   er   dies  wirklich 
gewollt    habe,    im   Fall    er    nicht    mit  Heftigkeit    zurück- 
gehalten  werden    sollte;    so    wie    man  ja  auch   von    Gott 
sagt,    dass   er  Vieles   wolle,    was   nicht'  geschieht.     Auch 
an  einer  anderen  Stelle   heisst   es,    Christus  habe  den  zu 
Schiffe   gehenden   Aposteln   vorbeigehen    wollen,    nämlich, 
wenn   sie   ihn  nicht  dringend   bäten,   das  Schiff  zu  bestei- 
gen.   Ein  anderes  Beispiel  ist  Paulus,  welcher  den  Tirao- 
theus  beschnitt,   obgleich   er  wusste,    dass  die  Juden  dies 
so  verstehen  würden,    als   wenn   das  Gebot   Her  Beschnei- 
dung, was  in  Wahrheit  schon  aufgehoben  war,   die  Nach- 
kommen Israel's  noch  verbände,  und  als  wenn  Paulus  und 
Timotheus    selbst    dieser  Ansicht    wären;    während    doch 
Paulus    dies    nicht    wollte,    sondern    nur    damit    sich   und 
dem   Timotheus   die    Gelegenheit   verschaffen    wollte,     mit 
den  Juden  vertrauter   zu   verkehren.     Denn  die  Beschnei- 
dung,    die     nach     Aufhebung     des    göttlichen    Gesetzes 
absichtlich     geschah,      bezeichnete     weder     eine     solche 
Nothwendigkeit,     noch    war    das     daraus    hervorgehende 

^)  Diese  Unterscheidung,  wonach  die  Pflicht  der 
Wahrheit  sich  nur  auf  das  Sprechen,  aber  nicht  auf 
Handlungen  beziehen  soll,  gehört  der  Scholastik  an.  Gr. 
stützt  sie  auf  eine  Uebereinkunft  der  Menschen,  die  nur 
für  die  Sprache  getroffen  sein  soll;  allein  dies  ist  eine 
Fiktion,  die  aller  Wahrheit  entbehrt. 
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Uebel  eines  zeitweiligen  und  später  d-'-c^  B«l«'''-"p"f„,^„^, 
aXeil:    E'iue  solche  Täusch..^  nennen  d.e  G   e^h.sch 

Rome.  Brod  vom  Kapitol  unter  d>e  Femde    damit  diese 

Senn   der  daraus   folgende  ^'-M'-'.'   '^j\  Jf '^elt:     bt 

der  Fe  nd  sie  als  ein  Zeichen  des  Sehreckens  auffasst. 
Davor  braucht  sieh  der  Andere  nicht  zu  hüten;  er  ge- 
braucht nur  seine  Freiheit,  hier-  oder  dor  hin  zu  ^elien 
diP.1  schneller  oder  langsamer  zu  thun,  und  mit  üiesen 
oder  iene"i  M  enen  und  Benehmen.  Hierher  gel'oren  auch 
A-  v-nt  wo  die  Waffen  die  Feldzeichen  und  Kleider 
il  VÄde    zuf Vahunung     und    Verkleidung    benutzt 

"^""'f  "nenn  dieses  Alles  ist  derart,  dass  es  von  Jedem  be- 
lieb?^  un  auch  gegen  die  Gewohnheit  gebraucht  werden 
kann^-  denn  die  Gewohnheit  selbst  ist  nach  dem  Belieben 
£  Einzelnen  und  nicht  durch  gemeinsame  Ueberemkunft 
efngelWnt,  und  eine  solche  Gewohnheit  verpflichtet  Nie- 

""&.'l  Schwieriger  ist  die  Frage  in  Bezug  auf  die 
Zeichen,   welche,   so  zu   sagen,   sich   in   dem  Verkelir  aer 

Menschen  befinden;  durch  diese  ^'-'i^^^'f "  'f /'"en  jie 
vollzogen.    Die  heilige  Schritt  hat  viele  btellen  gegen  üie 

«)  Das  falsche  in  Anmerk.  6  besprochene  Prinzip 
„öthiitGr.  zu  bedenklichen  Folgerungen,  die  l"«'  h^'V''' 
treten  Viel  natürlicher  ist  es,  das  Benehmen  Jesu  zu 
den  erlaubten  Ausnahmen  des  Scherzes,  ^f«'"  ."£'k;,^ 
und  der  Belehrung  zu  rechnen,  wo  die  Unwahiheit  von 
Anfang  ab  keine  Sunde  ist. 


;ro°v  txX "    '^T'-'''f  r'.  ''-  Vn"HBet    W^ör"^."^ 
V    7*     R  ,-*'•    "^.^  ^"'^*  ^'ß  Lügner  verderben."   Psalm 

luJ;  AuStTnTt  r-'''T'''  ""''*•"    C«'«^«-  "19 

TV.-  ,^^^^"   *^^  "*®*'^"  streng,   und  auch  Philosonhpn 

und  Dichter  stimmen  mit  ihm  überein.    VrHom^^^^^^ 

die  Verse  bekannt  (llias  IX.  312,  313):  ^^^^r  sind 

„Der    ist    mir    verhasst'    wie  '  der    Schlund    de^ 

^eSdet!"""  '^^'^  ^"'''^^  '"^''  ^'^  <^'"  Zunt 
Sophokles  sagt: 

.  „Falsches  zu  sagen,  schickt  niemals  sich  Wenn 
indess  d.e  Wahrheit  sicheres  Unheil  bring  so  S 
man^ihm  verzeilien,  wenn  er  thut,  was' sich  nicht 

Cleobulus  sagt: 

„Die  Lüge  hasst,  wer  von  Herzen  weise  ist  « 
Aristoteles  sagt:   „An   sich   ist   die   Lüge   schlecht  und 
tadelnswerth,  die  Wahrheit  aber  schön  un'd  löblich." 

-••  Uoch  giebt  es  auch  Aussprüche  für  das  Gegentheil 
lierher  gehören  zunächst  die  Beispiele  von  frommen 
Mannern    m    der    heiligen  Schrift,    die    deshalb  nidiTTe 

£  OiS"'  vr  ''"  ;^»««P^"'^''e  der  alten  Chr Ltfn, 
ues    Uugmes,    Clemens,    Tertullian,    Laetaiitius     Chrvso 

Z^'a  ""'r^'""''   Cassianus,  ja'beinah  AlL;,  so  Jass 

n  kennt,  dass,  wie  seine  Worte  sind,  „hier  eine  irro«^ 
irage,  eine  dunkle  Verhandlung  und  ein  schwankender 
btreit  unter  den  Gelehrten"  vorliegt.  »)  «<="^anl£ender 

sichten '^.fi^™"''.''''  '"f*""  S™^^«^"  Gegensatz  der  An- 
schten    und    zu    den    zahllosen    Kontroversen    in    dieter 

r^^lreVl"''"?"''^/,''^'-^^'*'«'-  Da  die  Ausnahmen 
Seer  al  dir"lt "'!''  *'';-'t^««'"i«'>  ^'^  Leben  vielleicht 
Xlfipi.«  AV  !  u!?"'  ^<"''om"ei.  so  kann  die  wissen- 
de laltliche  Abstraktion  entweder  die  Wahrheit  oder  die 
Luge  zur  Kegel   u„d   die   andere  zur  Ausnahme   machen; 

s  ärken    rT'^-,"   '"''^'=    ""''   '^^^   «"''«'■«;   ''aher   diese 
vSn     ^'«'"''*'''  ""te--  'len  Philosoplien  'und  Kirchen- 


t 

i   r 
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Seite  Sokvates  und  sc.  e  S»  Pl^«*^^^  ^^^  ^.,J        ,, 
auch  hier  und  da  Cicero,  ui.  Stoiker,   welche 

und  Quintilian  g -ben    f,  7^  '^«.^Hes' Weisen 

das  Lügen  zur  ^««"'te"  /«'^  ^.J^^  .^„  einzelnen  Stellen 

rechnen.    Auch  Aristoteles  stimme 

hiermit    Uberein.     Sein    oben    er«almtes    „^n   s,c, 

verstanden  werden:   "gef'""'S'"='',  ,„,  '' i^j  u      Sein    Aus- 
ohne    die    Nebenumstände    betrachte     w.rd      Jem  ^    ^^. 

leger,    Andron.cus,    «*gtj^^^/  t, hlf  aber  er  ist  kein 
&Sn/&"-  OÄ:   .Denr.  seine  Absic. 

-f&iSiÄ^Ä5>ro^'s 

SiÄ  ;i^/:ö.^r r  dV;''^^.Ä  selbst,  .s . 

dem  l^-eK^^run^dj^  Diphüus^^sag  .^^^^^^^^^^  ^^^^  ^^^, 

meiner  Ansicht  nicht  strafbar  sein." 
Als  bTi  Sophokles  Neoptolemus  (Ph.loktet  v.  107) 

^'y""  'llheint  Dir  das  Falschreden  nicht  schlecht? 

antwortet  ^^'^^  ,^^  Heil  aus  der  Lüge  entspringt  " 

Aehn.icheÄ^"pi-nder    und    EuH,u^^^^^^ 

-Tr  ZS^I^  ^TernL^tÄrechende,, 
X.    1.     vieiieii^iit    »*^  .r.A  T  iUrp  in  enem  weite- 

Ansichten  vereinigen,  wenn  '"'?"  ^''^^''f,,  "  'üenn  unter 
,en  und  in  einem  ^f^^-^"  5m  ,t  nicht  'lieuuabsicht- 
LUge  verstehen  wir  '"«'•  "^^  fi',,e4heidet  das  Lügen 
liehe  Unwahrheit;  s«\o"  ^«'l'' ^'\"'  [Indle  es  sich  hier 
und  das  Sagen  einer  ^^f «;,,  ^f "  J;  ^t  Ja  -"  ^^^ichen, 
um  die  I'«Se,  welche  absichtlich  gesc.ie^u  .^^^^ 

welche   mit   ^en  Gedanken   oder   du^Ms^^^    ^^^^ 

Ä Torie  S-edSt  wird     «inJ.J^^.Stn^-J,  t- 
T::^  tl.t:'t;r^S;VeS"S  wahres   sagt, 


was   er   für   falsch   hält.     Die  Falschheit   der  Zeichen  ge- 
hört   also    zu   dem    gemeinen   Begriff  der  Lüge.     Daraus 
folgt,   dass,   wenn   ein  Wort   oder   ein  Satz  vieldeutig  ist, 
sei    es    nach    dem   gemeinen    Sprachgebraucli    oder  nach 
der  besonderen    Kunst   oder   nach   einer  entfernteren   Be- 
ziehung,   dann    keine    Lüge     angenommen    werden    kann, 
wenn    der   Gedanke    mit    einer   dieser   Bedeutungen   über- 
einstimmt,   sollte    man    auch   glauben,    dass    der  Andere, 
der  es  hört,  es  in  einem  anderen  Sinne  auffassen  werde,  i«) 
2.   Allerdings   kann  die  Benutzung  solcher  Zweideutig- 
keiten nicht  leichthin  gebilligt  werden;   doch  können  vor- 
gehende Umstände    sie  rechtfertigen,    z.  B.   wenn   es  zur 
Belehrung  dessen  dient,  der  unserer  Sorge  anvertraut  ist, 
oder  um  einer  unpassenden  Frage  zu  entgehen.    Ein  Bei- 
spiel  der  ersten  Art   hat  Christus  selbst  gegeben,    als  er 
sagte:  „Unser  Freund  Lazarus   schläft,"   was   die  Apostel 
von  dem  Schlaf  mit  Träumen  verstanden.    Ebenso  wusste 
er,   dass  das,   was   er  über  Einweihung  des  Tempels   ge- 
sagt und  auf  seine  eigene  Person  bezogen  hatte,   von  den 
Juden   auf   den   wirklichen   Tempel    bezogen  wurde.     Als 
er    den    Aposteln    zwölf    vornehme    Sitze    nach    Art    der 
Stammesältesten    bei   den    Juden   versprach,    am   nächsten 
dem   Könige,    und    an   einer   anderen   Stelle   das   Trinken 
des    neuen   Weines    in    dem    väterlichen    Reich,    scheint 
Christus   auch   da   gewusst   zu   haben,   dass   es  von  ihnen 
nur   auf  ein   Reich   dieser   Welt   bezogen   werde,    das   sie 
zu  der  Zeit,  wo  Christus  gen  Himmel  fahren  werde,  gleich 
erwarteten.     Ebenso   redet   er  zu    dem  Volke  durch  zwei- 
deutige Gleichnisse,  welche  die  Hörer  nur  verstehen  konn- 
ten,   wenn   sie   so  viel   Gelehrigkeit  und  Aufmerksamkeit 
mitbrachten,   als  sich  gehörte,  ii)     Ein  Beispiel  der  ande- 

1«)  Auch  hier  ist  wohl  Gr.  in  seinem  Bestreben  nach 
wissenschaftlicher  Ordnung  und  Begründung  seines  Stoffes 
zu  weit  gegangen  und  in  Irrthum  gerathen. 

ii)  Diese  Beispiele  Jesu  beweisen  nicht,  dass  Zwei- 
deutigkeiten immer  erlaubt  sind,  sondern  dass  die  Wahr- 
heit von  Anfang  ab  keine  allgemeine  Pflicht  ist,  und  mehr- 
fache Ausnahmen  in  den  zu  Amerk.  6  erwähnten  Richtun- 
gen von  Anfang  ab  bestanden  haben,  von  denen  auch 
Jesus,  wie  jeder  Andere,  Gebrauch  machte,  ohne  dass 
seine  Umgebung  daran  Anstoss  nahm. 


w^i 
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ren  Art  aus  der  weltlichen  Geschichte  giebt  L.  Vitellius, 
welclier  den  Narciss  bat,  die  Zweideutigkeiten  zu  erklären 
und  die  Wahrheit  zu  sagen;  aber  es  gelang  ihm  nicht, 
Jener  blieb  bei  unbestimmten  und  zweideutigen  Antwor- 
ten 12)  Hierher  gehört  das  Spruch  wort  der  Juden:  „Wer 
zweidcnitig  zu  reden  versteht,  mag  es  thun;  wo  nicht,  so 

schweige  er."  , 

3     Eine   solche  Redeweise   kann   aber  auch  unloblich, 
ja  unrecht  sein;   namentlich,   wenn  die  Ehre  Gottes    oder 
die    Liebe    des    Nächsten    oder    die    Ehrerbietung    gegen 
Vorgesetzte   oder   die  Natur  der  vorliegenden  Angelegen- 
heit fordert,   dass   das,   was   man   meint,   völlig  klar  aus- 
gedrückt werde.  13)     So   habe   ich   gesagt,   dass   bei  Kon- 
trakten das  angezeigt  werden  müsse,  was  nach  der  Natur 
des  Vertrages   erwartet   werden  könne.     In   diesem  bmne 
ist  der  Ausspruch  Cicero's  zu  verstehen:   „Bei  Vertrags- 
verhandlungen sei  jede  Lüge  fern  zu  halten."     Es  ist  aus 
dem  alten  Attischen  Gesetze  entlehnt,   dass  man  aut  dem 
Markte  nicht  lügen   solle.     Hier   ist  der  Sinn  des  Wortes 
„lügen"  so  weit  genommen,  dass  es  auch  das  zweideutige 
Reden   einschliesst,   während   wir   dasselbe   von   der  Lüge 
im  eigentlichen  Sinne  unterschieden  haben. 

XL  1.  Zum  Begriff  der  Lüge  in  dem  gewöhnlichen 
Sinne  gehört  also,  dass  das,  was  man  sagt,  schreibt, 
durch  Zeichen  oder  Winke  andeutet,  anders  verstanden 
werden  muss,  als  man  im  Sinne  hat.  Von  diesem  weite^ 
ren  Begriffe  unterscheidet  sich  aber  ein  engerer  Begrift 
der  Lüge,   wonach   sie  von  Natur  unerlaubt  ist,   dadurch, 

12)  Der  Fall,  auf  den  Gr.  hier  anspielt,  ist  von  Tacitus 
in  seinen  Annalen  XI.  cap.  34  erzählt. 

13)  Damit  hebt  Gr.  selbst  seine  Regel  wieder  aut,  und 
man  sieht,  wie  schwer  es  hier  der  Wissenschaft  wird, 
die  Sitte  des  Lebens  und  die  vereinzelten  und  lücken- 
haften Gebote  der  Autoritäten  auf  feste  Begriffe  und  Ge- 
setze zu  bringen.  Darin  liegt  alle  Schwierigkeit  der 
moralischen  Wissenschaften  gegenüber  den  Naturwissen- 
schaften, wo  an  sich  feste  und  ausnahmslose  Gesetze  be- 
stehen, und  es  nun  darauf  ankommt,  sie  zu  entziffern, 
während  dort  diese  Gesetze  überhaupt  nicht  bestehen, 
und  jedes  wissenschaftliche  Bemühen  darum  deshalb  so 
leicht  auf  Abwege  führt. 


dass  noch  eine  Bedingung  hinzukommt,   die  nach  der  all 
gememen  Ansicht   darin  besteht,   dass  ^die  Lte   das  vor" 
handene  Recht    dessen    verletzt     an    den    dÄde    ode; 
die  Zeichen   gerichtet   sind.     Denn  es  ist  klar    dass  Nie 

Unter  Recht  verstehe   ich  aber  nicht  Jedwedes    was  mii 
der  Sache    n  cht    in   Verbindung    ist,    sond^^  waldam  t 
verwandt  und  ihr  elgenthümlich  ist;'und  dieses  Recht 7s 
die  Freiheit  des  Urtheiis,  welches  Jeder  dem    welchen  er 

sc'ufdei  ^^^!:^^^^^,^"^^^'    ^-^«  stiUschweigendln  Ertrag 
schuldet.    Dies  ist  die  gegenseitige  Verbindlichkeit    welche 
die  Menschen    haben    einführen    wollen     als   si^   den  Pp 
braucli  der  Rede   und  ähnlicher  Zeichen   einführten     denn" 

ii:tets?;^ir"^''^^^  ^"^ ''-  ^--  Sch?s 

aber  aufgehoben  oder  durch  ein  anderes   hinzfkornt^^^^^^^ 
Recht  beseitigt  worden  ist,  z.  B.  eine  Sclmld  durcTi  Er^ass 
oder  Eintritt  einer  auflösenden  Bedingung,     p"    mu 
das  Recht   dem   zustehen,   an   den   die  Rede   -eHchterist 
und   nicht   einem   Andern.     (Auch    bei  Verti-ägeren?steh 
das   Unrecht,    wenn   das    Recht    der    vertragschLs^S 
Personen    verletzt    wird.)     Deshalb    rechnet^?  iTo^ach 
Simomdes    die    Pflicht    der    Wahrheit    zur    Gerechti^kei 
und  deshalb   umschreibt   die   heilige  Schrift  dfe  vertte 

mff  r\"^'\'^'.''  ^^"^°^««"  ^^'r  nNacl.rede  gelTden 

S'deT  Lü?e^'"!;f  ;T^'"^*  ^"^^^«^i«    zuTmBe 
wüf  die  pÄ     '    w''f  i^  .'"  betrügen.     Auch   Cicero 
Id  en    5)^  '"'  ^^^'^''^  ^"'  ^''  Gerechtigkeit  ab- 


14)    Auch    hier    hilft   sich   Gr.    mit    der  Fiktion    eine. 

ÄftJfr"'-"    ^![^"^^^'    ^'^    ""^    ^-«    Bei    ben    d 
Schriitstellers    in    andere   Worte    kleidet.     Es    lie^t    dazu 

J^reiüeit  des  Urthe.ls  ein   schiefer  Betriff-  ist    auf  den  Cr 
nur  durch  falsche  Auffassung  der  ganze'n  Frage^ geführt  wiS 
'V  Dies  Scliwanken   über   die  BeKrUndunsr  der  Pfll^hf 
™- Wahrheit  hängt  mit  der  zweideut  Jen  Natur  der  Wahr 

le  derr"""'  ^T"  "f"  '">■"«'•  ^^'^  «'»  Gut  angeTehea 
weiden  kann,  wie  Anmerk.  6  dargelegt  worden  ist 
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o      T  VaoM    kann    durch    die    ausdrückliche  Ein- 

3.    Jenes    «ecM   kann    üurc  beseitigt  wer- 

wiUigung  dessen,  mit  dem  man  ven  '^.  ^g^de 

den;  auch  dadurch,  dass  _f '^•"  \Xre  dies  gestattet; 
etw^s  Falsches  sagen,  und  ^ "  ™*;X  Abkommen 
ebenso  durch  ein  dergleichen  «'  ''^'^H.  was  nach 
oder  durch  die  Wirkung  eines  «"^«''"ß'Jf'  ,|,tigev    Auf- 

SsÄ:^Ä;Ä£^--g^^^^^ 

S'  sÄr  Se    reir;Ä   augemeine. 
Sitte  der  Me->-;iriei:Ä^  Alter  der  Knaben 

zum  Besten  habe."  irin^lpm-      Zu    iürem 

Auch    Q-«*i}'-,ff,Viret''%  r'Äteiund  da- 
Besten  wird  Manches  erdichtet       ^  Urtheilsvermö- 

''""vni    1     'Zweitens  ist  es  keine  Lüge,  wenn  der,   an 

„,it  ihrem  Vorwissen  eine  tabc  ^'^f  ^^^^ertreibungen 
die  in  figürlicher  1^«'^«:  "^'^I^Xu.en  „ach  Senec.  durch 
gesprochen  wird    ;^«'f/''^J"^7^"„<i  welche  von  Quinti- 

die  Lüge  zur  .W^';!'^.^"/^;^,,^  genannt  werden.  Ebenso 
Handle  auflallende  Uebertieiüung«  ^^^ 

wird  mit  dem,  ^^^  «''f  , ^,\,^f  !.egen  diesen  keine  Ver- 
handelt, und  ««,t'«f' '*  ^,\'  ,,  effich  und  nicht  einem 
bindlichkeit,    vielmehr  muss  er  es  s.cn  ^^^  ^.^^^^ 

Anderen  /"s<=l'':«'ben,Ye»  besagt  worden,  eine  falsche 
ihm,  Bondein  einem  Anderen     esa(,t      ^.^  ^,^^^  .^ 

?r  kie  "iSe,  tnS'  etL  Sache  von  beliebiger  Be- 
deutung.i^») 


kann. 
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Fei.,d:fist^^-"'Lrel"^i,i,:!;  „iLs'SrwoS.  £ 

daraus  hervorgegangene  Schaden  ist  ein  äusscrHclm-'  den 
Jene  an  sieh  wünschen  und  bewirken  durften     So  festen 

de^  ld'nthume%f*s:h  "z"uneiL   "'s-'   ''"'"'   -^S^^  ^'• 
Se  Tn'd'   r--''<^-  =   di^r  nS^^erfÄ 

Ä  dtit^r'■Äe^^.S1f- ^^^^ 

UnS^ni"  'h  "".''. f^^,-"'   der  es  will,  geschieht  kein 

Hn.  7^^"°^V    "   ^"  ^"^^^   kommen   würden:   nach  Ahrpi^P 
schiff^n""'"'^"    '--    er   rasch  die  Truppe'n  Äer^^s! 

18)  Es  war  dies  nicht  wahr,  allein  die  Feinde    welche 
)   Patus   war  krank   und   fragte  nach   dem  Zustande 

Grotias,  Recht  d.  Kr.  u.  Fr.  U. 

14 
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dem  in  der  Sclilaclit  Schwankenden  durch  falsche  Nach- 
richten wieder  Mutli  macht  und  so  ihm  zum  Siege  und  zur 
Rettung  verhilft  und  vor  der  Gefangenschaft  durch  den 
Betrug" schützt,  wie  Lucrez  sagt. 

2       Demokritos    sagt:     „man    solle    überhaupt    die 
Wahrheit  sagen,    wenn   dies   nützlich   sei."     Xonophon: 
Man  kann  die  Freunde  zu  ihrem  Besten  täuschen.';    Und 
Clemens   von  Alexandrien   gestattet,    sich   der  Lüge  als 
Heilmittel  zu  bedienen."    Maximus  von  Syrns  sagt:  „Uer 
Arzt  täuscht   den  Kranken,    der  Feldherr   das  Heer     der 
Schiffskapitän  die  Passagiere,  und   es  ist  dies  nichts  Un- 
rechtes."    Als   Grund    giebt  Proklus    in    semen   Bemer- 
kungen  zu  IMato   an:    „Denn   das  Gute  ist  besser  als  die 
Wahrheit  "  ««)    Derart  ist  bei  Xenophon  die  Versicherung, 
dass    die    Bundesgenossen    bald    erscheinen    werden;    bei 
TuUus  Hostilius ,    dass  auf  seinen   Befehl   das  Albanische 
Heer  herumgetührt  werde;  bei  dem  Konsul  Quinctms  die, 
wie  die  Geschichtschreiber  sagen,  wohlthätige  Luge,  dass 
die  Feinde   auf  dem   anderen  Flügel   die   Flucht  ergriffen 
hätten,  und  .indere  ähnliche  Fälle  in  der  Ge=^chichte.    Die 
Verletzung  der  Urtheilsfreiheit  ist  bei  dieser  Art  von  Lu- 
gen um  so  geringer,    weil   sie   beinahe   nur  einen  Augen- 
blick dauert,  und  gleich  darauf  die  Wahrheit  bekannt  wird 
XV    1      Viertens;    dem    vorigen  Fall    verwandt    ist 
der,    wo  Jemand    das    alle    anderen   Rechte    überragende 
höchste   Recht    hat    und    sich   dessen    zu   seinem   oder   zu 
des  allgemeinen  Besten  bedient.     Diesen  i al    hat  Plato 
im    Aule,    wenn    er    den   Inhabern    der   Staatsgewal     die 
Unwahrheit  zu  sagen  gestattet.    Bei  den  Aerzten  gestattet 
es  Plato  bald,  und  bald  wieder  nicht,  was  sich  so  erklärt, 
dass   er  das  Erste   nur  Aerzten,    die  öffentlich   angestellt 
sind,    gestattet;    aber    nicht  denen,    die   privatim   heilen. 

^nes  Sohnes,  den   er  auch  krank  wusste.    Die  Ania  ver_ 
schwieg  ihm,   dass   dieser  bereits  gestorben  sei,   und  gab 
vor,  dass  er  gut  geschlafen  und  Speise  zu  sich  genommen 

"  201  Die  Schwäche  dieser  Gründe  wird  jeder  Leser  be- 
merket; sie  hängen  mit  der  in  Anmerk.  6  ^"rgel engten 
Natur  der  Wahrheit  als  solcher  zusammen;  deshalb  ist 
die  Pflicht  zu  derselben  weit  schwerer  als  bei  anderen 
offenbaren  Gütern  zu  begründen. 


Dagegen  erkennt  Plato  richtig  an,  dass  die  Lüge  sich 
iThi  ^-  iS'*'"  /«'•'■•«gt'  obgleich  er  das  höchste  Recht 
über  die  Menschen  hat.  weil  es  Schwäche  anzeige  wenn 
m.an  zu  Dergleichen  seine  Zuflucht  nehmen  müssÜ' 
l„o»„  I-  P  ,  l'®""  ^'elleicht  das  Beispiel  einer  schuld- 
losen Lnwahiheit,  wie  auch  Philo  anerkennt  w.nn  er 
als  Stellvertreter  des  Königs  die  Brüder  zuerst' dlsSnio 
nirens  und  nachher  des  Diebstahls  beschuldig  ,obgS 

aer  von  Gott  ihm  verliehenen  Weisheit  eab     als   er   flan 
«m  das  Kind  sich   streitenden  Frauen   erkluteei  wolle 

das    Kind"'  n?'"''"''  ''  "^f  '''''  ''»^°"  «"t^-"*  ^"l 
das    Kmd    nur    semer    wahren    Mutter    zuwenden    wollte 

Hehl  WM-r.  ":"'/''"«'=  .Mitunter  erfordert  es  die  öS 
hche  Wohlfahrt    dass  auch  das  Falsche  vertheidigt  werde" 

TTn  Ym-  ^"  ^^""^  ^•■*"  '«^  «"'  ^«nn  das  Leben  eines 
Unschuldigen    oder   etwas    derart   nicht    .inders  erhalten 
und  der  Andere  von  der  Vollziehung  einer  vS^cheS  £ 
That  nicht  anders  abgehalten  werden  kann;  wie  die  Ti" 
der  Hypermnestra    welche  deshalb  gerUhmt'wiJd  als 

alle  Zeft""  «)   ™  ^^"^*"  ""'^  ^'""^  ^'^'*  J""?"-''»  «ir 

XVIL  1.    Weiter  als  das  Bisherige  gehen  Die    welche 

behaupten,    dass  gegen  den  Feind  jede  Luge  eiunbt  sei 

So  machen  Plato,  Xenophon,  Philo  unter  den  Juden 

Chrysosthomus  unter  den  Christen  von  dem  Verbot  de^ 

Luge  nur  die  eine  Ausnahme,  dass  es  gegen  die  Kiieffs 

feinde  gestattet  sei.     Hierher  gehört  vielleicht  die  in  d^er 

Heiligen  Schrift  erwähnte  Lüge  der  Jabesiden  bei  der  Be- 

agerung     und   die  ähnliche  Ti.at   de.  Propheten  EUsäus 

und  die  Rede  des  Valerius  Laevinus,  welcher  sich  r     m?e' 

den  Pyrrhus  getödtet  zu  haben,  asj  runrnte, 

M.an!!^  ^j!n' r"^"""?'  "^^^^^  versprochen,   dass  sie  ihren 
Mann     den  Bruder  Jenes,    tödten  wolle,    und   rettete  ihn 

2^'",.    ?:'"  '/"'■'"*  *'•'"  F«"  '»  den' Heroiden  U 
^')  Nachdem  die  Einwohner  von  Jabes  erfuhren,  dass 

zug    Zi'^TJj^''^  "r'  r  ^^"*^*'*-"=-  ^^^  Stadt  i'm  An! 
zuge  sei    sagten  sie  den  Ammonitern,   die  sie  zur  Ueber- 

St   Bn^';'"'l1f    "^r''""    ^^'"'"    ^■'■-  -  Euch   liina.   , 

AI.  10.)    Der  Fall  mit  dem   Propheten   Elisa  ist  erzählt 

14* 
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2      Zu  den.  dritten,  vierten  und  fünften  oben  erwähn- 
ten  Fall   gebort    die  Bemerkung    des  Eustratius     b.rz- 
bischofs  von  Nicaca,    zum   6.  Buche   der  N.comach.scben 
E:    „Wer    puten   Kath   giebt,    sagt   n.e ht    '»»er    d.e 
Wahrheit:    denn   es  kann  kommen,    dass  der  gute  Bath- 
Ser  das  überlegt,   wie   er   abBichtlich  IV^e«  ko""«     um 
damit   den  Feind   zu   betrügen   oder   den  P  reund   vor  Un 
M  zu  bewahren,    wie  die  Geschiebte  lUr  Beides  Bei- 
fZl    genug    enthält."      Und   Quintilian   sagt:      b.nen 
^Shenden  'durch    eine   Lüge    von   einem   Mord   abhalten 
oder    einen  Kriegsfeind    dadurch   zum  Besten   des  Vatei- 
£des   zu   täuschen,    was   man   sonst   bei  Sklaven  tadeln 
würde,  das  ist  an  einem  Weisen  zu    oben. 

3     Die  Schulen  der  vergangenen  Jahrhunderte -»)  billi 
gen  dies  zwar  nicht;  sie  halten  sich  an  den  einen  Augustm 
lor   Allen    und    folgen   diesem   beinahe    m   allen   Stucken. 
Aber  dieselben  Scholastiker  erlauben   sich   so  ganz  unge- 
wöhnliche Auslegungen,    dass  »»"  z^eiteln  kann,    ob  es 
nicht  sicl.erer  ist,    wider   ihre  Ansicht   die  Lnwahrheit  m 
den  ei"  ahnten  uAd  ähnlichen  Fällen  (denn   ich  mag  hrer 
nicht  Alles  scharf  bestimmen)   zuzulassen,    als    so   unbe- 
dingt das  falsche  Reden  zu  verbieten.     So  sagen  sie,  das 
Wort  „Ich  weiss  nicht"  könne  auch  bedeuten:  „ich  weiss 
nicht     ob  ich   es  sagen  soll."     Das  Wort:    „ich  habe  es 
^c    "  ktine  bedeutJ'n:   „ich  habe  es  Dir  nicht  zu  geben" 
und  Aehnlichcs,  was  dem  natürlichen  Verstand  widersteh  . 
Denn  wollte  man  Dergleichen  zulassen,  so  käme  man  da- 
hin, dass  der  Bejahende  als  ein  Solcher  angesehen  werden 
mUsste,  der  verneint,  oder  umgekehrt.       .   ,      _    ,    .^^ 
4     Denn  es  ist  durchaus  wahr,  dass  jedes  Wort  einen 
doppelten   Sinn   gestattet;    alle   enthalten    »»«««^//;  B^" 
zeidi.nung  der  sogenannten  ersten  Begriffe  n»<;l' ^le  der  Be- 
jrriffe  zweiter  Ordnung,  welche  verschieden  sind  nach  Ve.- 
schiedenheit  der  Künste,  nach  der  Beziehung  und  anderen 
Redefi.'uren.    Auch  der  Ansicht  kann  ich  nicht  beitreten, 
die  dal,  was  mit  den  ernsthaftesten  Mienen  und  Tone  ge- 

2  Köniae  VI  18.  Valerius  Laevinus  hatte  in  der  Schlacht 
einen  ^ihrer  getödtet,  hielt  dann  das  blutige  Schwert  m 
die  Höhe  und  machte  dem  Heere  auf  beiden  Seiten  glau- 
ben, dass  er  den  König  Pyrrhus  getödtet  habe. 

88)  Es  sind  die  Scholastiker  des  Mittelalters  gemeint. 
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sprochen  wird,  Scherz  nennen,  als  wenn  sie  nur  das  Wort 
aber  nicht  die  Sache  verabscheuten.  24)  ^°'^'' 

XVIII     Alles  bisher  über  die  Unwahrheit  Gesagte  be- 
zieht sich  nur  auf  die  behauptende  Rede  und  eine  solche 
weche  nur  dem  öffentlichen  Feinde   schadet,    .aber  nich 

Irlju'^l-"^'"^^'^'''-     ^f""    ^"^    dem 'versprechen 
erwiibt     wie  wir  bereits  angedeutet  haben,   der,    dem  es 

geleistet  wird,  ein  besonderes  und  neues  Recht.  Dies 
gilt  selbst  gegen  Knegsfeinde  und  selbst  bei  ausgebroche- 
len  feindseligkeiten;  auch  gilt  es  nicht  blos  für  ausdrück- 
liche sondern  auch  für  stillschweigende  Versprechen,  wie 
wir    bei    dem   Verlangen    des   Feindes    nach   einer   Unter 

2l""l„''!,'^™0''t^?*'"'^'^^""  ''''■  =="  'J'^'"  Punkt  über  die 
dem  Feinde  schuldige  Treue  gekommen  sein  werden. 

^:.Au  ,       i'  '"  ^^^"S  '''"''  <'^"  Eid  ist  das  Frühere  zu 
wiederholen,  dass  er  sowohl  als  blosser  Behauptungs-  wie 
als  Versprechungseid  jeden  Einwand  ausschliesst,  der  aus 
der  Person,  mit  der  verhandelt  wird,   hergenommen  wer- 
den   konnte;    denn    man    verhandelt  dabei  nicht  blos  mit 
vT^l'Z'-  •l«"/«'-.'' /»<=''   »it  Gott,    dem   man  durcli  den 
tid  verpflichtet  wird,   selbst  wenn  für  die  Menschen  kein 
Recht  daraus  entstehen  kann.     Dort  liaben  wir  auch  aus- 
geführt, dass  beim  Eide  nicht,  wie  bei  anderen  Reden    jede 
nicht   ganz    ungebräuchliche  Auslegung   der  Worte    zuge- 
lassen werden  könne,    um   die  Lüge  zu  besritigen;    viel- 
mehr verlange  die  Wahrlieit,  dass  die  Eide  so  gelten,  wie 
der  Hörende  in  gutem  Glauben  sie  verstehen  musste.    Des- 
hab    ist    die   Gottlosigkeit  derer  zu  verdammen,  wehlie 
behaupten,    dass  man  Männer  ebenso  mit  Eiden  täuschen 
könne,  wie  Knaben  mit  Würfeln. 

f.  ^?'  V-  ^"^  '!'  "'■■  'gekannt,  dass  einige  von  den  Ar- 
ten der  Luge,  die  wir  für  naturrechtlich  erlaubt  erklärt 
haben,  von  manchen  Völkern  und  Menschen  dennocli  ver- 
mieden  werden;   dies  geschieht  indess  nicht,   weil  sie  sie 

24)  Aus  diesen  hier  von  Gr.  erwähnten  Beispielen  kann 
man  abnehmen,  zu  welchen  Hülfsmitteln  die  Scholastiker 
m  der  wissenschaftlichen  Behandlung  dieser  Materie  sich 
verstiegen  haben,  und  wie  die  Aufgabe  der  Wissenschaft 
mer  in  ihr  gerades  Gegentlieil  verkehrt  worden  ist;  statt 
eine  Moral  der  Wahrheit  ist  sie  in  eine  Moral  der  Lüge 
in  der  widerwärtigsten  Art.  umgewandelt  worden. 
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für  Unrecht  halten,  Bondern  aus  einer  tesonjeren  Gdstes- 
i.rö«,se    und    mitunter    aus   Vertrauen    auf   ihre    M.iatt.   j 
ie     an  erwälint  einen  Ausspruch  des  Pythagoras,  ^vonad. 
Ir  Mensch  durch  Zweierlei  sich  Gott  am  meisten  nähere, 
SmS   wenn   e     immer   die  Wahrheit  spricht  und  wenn 
er  Anderen  wohlthut.    Auch  J  a  m  b  1  i  c  h  u  s  nennt  die  Wahr- 
haffierdTe  Führerin  zu  allen  göttlichen  und  mensch- 
chen Güter^     Aristoteles  sagt:  „Der  Grossherz.ge  ist 
Sr'unTo*^"«."    P.utarch:     Das  Lügen  '^t^-  Sklaven 
^iiphp  "     Arriaii   sagt   von  Ptoleraaus:    „Uas  Lugen  war 
?hm      auch   als   er  Klnig   war     widerwärtigev  w.e  .jedem 
Anderen."      Bei    demselben   sagt  Alexander:    „Em   König 
dürfe  zu  seinen  ünterthanen  nur  die  Wahrheit  sprechen. 
Mamertinus   sagt  von   Julian:  „Wunderbar   ist  bei  un- 
fe^erFüisten   di!   üebereinstimmimg   der  Gedanken    mit 
seinen  Worten      Er  weiss,   dass   die  Luge  nicht  blos  dei 
VMev  einer  niedrigen  und  kleinlichen  Seele,  sondern  ein 
Eh  isdier  Fehle?  ist.     In  Wahrheit   -acht  di^  Aroiuth 
oder  die  Furcht  die  Menschen   zu  Lugnern;    deshalb  ver 
kennt  ehi  Kaiser,  welcher  lügt,  die  Grösse  seiner  Stellung." 
Plutarch  rühmt  von  Aristides:   „die  Natur,  welche,  stark 
fm  Sittlichen,  an  dem  Rechte  festhielt  und  ^;e  L^^^^^^^^ 
im   Scherze   vermied."     Probus    sagt   von  Epammondas. 
Er  war  so   seh.  der  Wahrheit  zugethan     dass  er  nicht 
einmal  im  Scherze  die  Unwahrheit  sprach 

2.  Dies  gilt  um  so  mehr  auch  lur  d  e  Cl>u^  en,  al. 
ihnen  nicht  blos  die  Einfalt  geboten,  Mat  1.  X_  16  son- 
dern auch  das  eitle  Geschwätz  verboten  ist ;  Matth.  XU.  6b. 

Es  isHmen  Der  als  Beispiel  ^-S.-.^^^J'  -.   X\'\^^^^^^^ 
nie   ein  Betrug   erfunden  worden   ist      Lactantius  sagt 
Deshalb    wird    der   wahrhaftige   und   gerechte   Wanderei 
nicht  dem  Spruch  des  Lucilius  beistimmen: 

Meinen  Freund  und  Vertrauten  belüge  ich  nicht." 
Er  wird  vielmehr  auch  .einen  Feind  und  den  Lnbekannten 
Sei"  belügen,  und  er  wird  es  sich  nie  erlauben,  dass  die 

25)  Gr    benutzt   hier,   wie  öfter,  den  Begriff  eines   be- 
sonders verdienstlichen  sittlichen  Handelns,  um  den  Gegen- 
tand wissenschaftlich   zu  erschöpfen      Dieser  Begrr^^^^^^^ 

auch  seine   volle  Berechtigung,   und   ^^^^^^^^J^^.^^fX  ist 
ist  B.  XL  136  dargelegt;   a  priori,   aus  der  Vernuntt,  ist 

er  aber  nicht  zu  begründen. 


Was  im  Kriege  erlaubt  ist. 
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Zunge,  die  Dolmetscherin  der  Seele,  mit  den  Gedanken 
nicht  übereinstimmt.  Derart  ist  Neoptolemus  in  dem  Phi- 
loktet  des  Sophokles  „ausgezeichnet  durch  Einfachheit 
und  Edelmutli",  wie  Dio  von  Prusa  richtig  bemerkt;  er 
antwortet  dem  Ulysses,  der  ihm  zu  dem  Betrüge  zuredet 
(Philoktet  V.  85  u.  ff.): 

„Was  mich  schon,  wenn  ich  es  höre,  schmerzt, 
oLaertes!  das  hasse  ich  noch  mehr  durch  die  That 
zu  vollführen;  denn  ich  mag  von  Natur  den  Betrug 
nicht,  wie  auch  mein  Vater  ihn  nicht  mochte,  nach 
dem,  was  sie  erzählen;  aber  ich  bin  bereit,  mit 
offener  Gewalt  den  Raub  zu  vollführen,  nur  nicht 
durcli  Betiug." 
Euripides  sagt  von  Rhesus: 

„Der  edle  Mann  mochte  den  Feinden  nicht  heim- 
lich den  Tod  bringen." 
3.  So  sagte  Alexander,  „er  möge  keinen  Sieg  durch 
List  gewinnen."  Auch  die  Achäer  liaben  nach  Polybius 
allen  Betrug  gegen  die  Feinde  verabscheut;  sie  hielten  nur 
den  Sieg  über  ihre  Feinde  für  sicher,  um  die  Worte  Clau- 
dian's  zu  gebrauchen: 

„Der  auch  den  Geist  der  Feinde  zum  Eingeständ- 
niss  sich  unterwirft." 
So  handelten  die  Römer  bis  beinahe  zum  Ende  des  zwei- 
ten Punischen  Krieges.     Aelian   sagt:    „Die  Römer   ver- 
stehen tapfer  zu  sein  und  kämpfen  mit  ihren  Feinden  nicht 
durcli  List  und  Hinterhalt."    Als  daher  Perseus,  der  König 
der  Macedonier,  durch  die  Hoffnung  auf  Frieden  getäuscht 
worden   war,    bestritten    die    älteren    Senatoren,    dass   die 
Römer    solche    Künste    zulassen    dürften.     Die   Vorfahren 
hätten  sicli  nie  gerühmt,  die  Kriege  mehr  durch  List  als 
durch  Tapferkeit  geführt   zu   Jiaben;    nicht  mit  Punischer 
Zweideutigkeit,    nicht   mit   Griechischer   List    sei    es    ge- 
schehen;   nur   dort   sei    es   rühmlichrr,    den  Feind  zu  be- 
trügen,   als   mit  Gewalt  zu  überwinden.     Sie  fügten  dann 
hinzu:    „Mitunter  nützt  wohl  für  die  nächste  Zeit  der  Be- 
trug  mehr   als   die  Tapferkeit;    aber  nur  Der  werde   sich 
für  immer  besiegt  halten,  welcher  eingestehen  müsse,  dass 
er  nicht  durch  List,  nicht  durch  Zufall,   sondern  im  wirk- 
lichen  Kampfe,    Mann    gegen   Mann    in    einem   gerechten 
und  gottgefälligen  Kriege  überwunden  worden  sei."    Auch 
später  liest  man  bei  Tacitus:  „Das  Römische  Volk  strafe 
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seine  Feinde  nicht  durch  List  und  nicht  heimlich,  sondern 
offen  und  mit  Waffen."  Derart  waren  auch  die  Tiba- 
rener,  die  sogar  Ort  und  Zeit  der  Schlacht  dem  Feinde 
kund  thaten.  Auch  Mardonius  sagt  bei  Herodot  dasselbe 
von  den  Grieclien. 

XXI.  Es  ist  auch  Pflicht,  dass  man  zu  dem,  was  man 
einem  Anderen  nicht  thun  darf,  ihn  auch  nicht  veranlassen 
oder  anreizen  darf.  Beispiele  dazu  sind:  Ein  ünterthan 
darf  seinen  König  nicht  tödten,  Städte  ohne  Volksbeschluss 
nicht  überliefern  und  die  Bürger  nicht  berauben.  Deshalb 
darf  man  auch  einen  ünterthan,  der  solcher  bleibt,  zu  Der- 
gleichen nicht  verleiten.  Denn  wer  einen  Anderen  zur 
Sünde  veranlasst,  sündigt  immer  selbst.  Man  darf  auch 
nicht  entgegnen,  dass  Dem,  der  zu  einer  solchen  Hand- 
lung anreizt,  dies  erlaubt  sei,  z.  B.  die  Tödtung  eines 
Feindes.  Denn  wenn  es  ihm  erlaubt  ist,  so  ist  es  ihm 
doch  nicht  auf  diese  Art  erlaubt.  Augustinus  sagt 
richtig:  „Es  ist  kein  Unterschied,  ob  Du  ein  Verbrechen 
selbst  begehst,  oder  willst,  dass  ein  Anderer  es  Deinet- 
wegen begehe." 

XXII.  Etwas  Anderes  ist  es,  wenn  Jemand  zu  einer 
ihm  erlaubten  Handlung  einen  Anderen  benutzt,  und  dieser 
seine  Hülfe  freiwillig  gewahrt,  und  ohne  dass  Jener  ihn 
zum  Unrecht  verleitet.  Dies  ist  früher  als  zulässig  aus 
Gottes  eigenem  Beispiel  erwiesen  worden.  Celsus  sagt: 
„Einen  Ueberläufer  kann  man  nach  Kriegsrecht  aufneh- 
men," d.  h.  es  ist  nicht  gegen  das  Kriegsrecht,  dass  man 
Den  annimmt,  der  die  Partei  der  Feinde  verlässt  und  die 
unsere  wählt. -^) 

26)  Gr.  geht  hier  über  die  schwierige  Frage  der  Spione, 
der  Kundschafter,  des  Verrathes  und  der  Bestechung  im 
Kriege  zu  leicht  hinweg;  überdem  ist  sein  Unterschied, 
ob  der  Andere  es  freiwillig  thut  oder  nicht,  sophistisch 
und  ungenügend.  Da  hier  Alles  heimlich  geschieht,  so  hat 
die  Kollision  verschiedener  Prinzipien  durch  die  Sitte  hier 
weniger  als  sonst  geregelt  werden  können ;  deshalb  schwankt 
die  Praxis  und  die  Theorie  in  dieser  Materie  sehr.  Man 
sehe  Hefter,  Völkerrecht  S.  430,  und  Bluntschli,  Völker- 
recht S.  341;  Letzterer  behandelt  mehr  das  Strafrecht  gegen 
gefangene  Spione;  viel  schwieriger  ist  aber  die  Frage,  wie 
weit  ein  Staat  überhaupt  sich  solcher  unmoralischen  Mittel 
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Wie  (las  Terniögeii  der  Unterthanen  für  die  Schul- 
den  der  Herrscher  verhaftet  ist,  insbesondere 

über  Repressalien. 

I.  1.  Wir  kommen  nun  zu  dem,  was  das  VöikerrPohf 
vorschreibt;  es  bezieht  sich  entweder  auf  den  Kriefüber 
haupt  oder  auf  besondere  Arten  desselben  Mt^enem 
wollen  wir  beginnen.  Nach  dem  blossen  Natu  echt  is^ 
Niemand  aus  einer  fremden  Handlung  verhaftet  wenn  er 
nicht  in  dessen  Vermögen  nachfolgt;  denn  S  beTEin 
fuhrung   des  Eigenthums   ist   bestimmt  worden     das     Z 

Der  KaTse^?"  ""'  f'  '^^^"^^^'^  ^^  Lastn'übergel"^ 
Der  Kaiser  Zeno  sagt,  „es  widerspreche  der  natüWichen 
Bil.gkei  dass  man  für  fremde  Schulden  belästigt  wer^ 
Daher  rühren  im  Corpus  juris  die  Ueberscl  riüen  •  Dass 
die  l^rau  nicht  für  den  Mann,  und  der  Mann  nicht  für  diP 

Je7\;Sl?'lif  ;^^?^  ^''''^  ''''  ^^"  Vat?td"da 
wenden  können  "  "''"    "'''    '''    '^^   ^^^^   '^'^-^^ 

2.     Auch   schulden   die  Einzelnen   das  nicht     was   die 
Gesamn^theit   schuldet,    wie  ülpian   treffend   sU^d    h 

JenTztr^^iTchHlsF^  "^T'^T  ^"^'  ^^"^^  soifst'haften 
'chaft     Spnl^  i^inzdne,  aber  als  Theile  der  Gemein- 

Geld  hol?  ''"  ''^V  ".^^^°"  J^"^^»d  meinem  Vaterlande 
i^eld    boigt     so   werde   ich   mich   nicht  seinen   Schuldner 

Trr^mr  n  Thei^  -eine  Schuld  gelten  lassen  ;abeM:h 
Tr  ^esaT.  Ä,?'-  ^»^  Abzahlung  geben."  Votier  hatte 
er  gesagt.    „Als   ein  Einzelner  im  Volke   zahle  ich  niobt 

find ""oie^fe, """"•';  fl"'^"^---  '«'d-  V,a:2 
una.    „uie  Einzelnen   scliulden   es  nicht  als  ilnp  <i.nh,M 

sondern  als   einen   Tl.eil   der  öffentlichen  tlmld %     Pej 

im  Kriege  bedienen  darf,  und  wie  weit  die  eigenen  Unter 
lianen  zu  d.esen  Diensten  verpflichtet  sind  ^D.'ese  Ve 
„hT"!    T'"'^"'    «'<'''    "'«    »ber    die    Kasuistik    erheben 

ud  deshalb  von  der  Wissenschaft  nicht  geregelt  w    den 
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halb  ist  im  Römischen  Recht   die  besondere  Bestimmung, 
da  s    kein    Einwohner    eines  Fleckens    für    die    Schulden 
efnes  Anderen  verbindlich  sei;  und  anderwärts  wird  kerne 
Exekution  wegen  fremder  Schulden  zugelassen    auch  wenn 
S  fr  die  Gesammtheit  gemacht  worden  sind.     In  einer 
Nov  111  Justinian's    wird    die   Ptandung    ^^^  Fremde  v 
boten     weil   es   unzulässig  sei,   dass  Einer  der  Schuldner 
sei    und  ein  Anderer  es  bezahlen  solle;    dergleichen  Exe- 
kutionen  werden    deshalb    misstallig   genannt.     Auch   der 
SrTheodorich  nennt  bei  Gas siodor  es  ein  hassliches 
Rech?  einen  Anderen  für  eine  fremde  Schuld  auszuptanden 
II    1.     Obgleich   dies   richtig   ist,    so  konnte    und    ist 
doch  'durch   das   willkürliche  Völkerrecht  eingetuhrt   wor- 
den   dass  für  die  Schulden  einer  staatlichen  Gemeinschaft 
oder  fi^  die  Schulden  des  Oberhauptes,   mag   dabei  seine 
Verhaftung  in  erster  oder  nur  in  zweiter  Stelle  ausgemacht 
sei^  auch  der  ganze  körperliche  und  unkörperliche  Besitz 
de  eV  m     vt^^i^^^^^      i«t,  welche  solcher  Gemeinschatt  oder 
deren   Oberhaupte    unterthan    sind.     Eine    gewisse   ^oth- 
Sgkeit  hat  hierzu  gedrängt,  weil  sonst  ^^^s^e^^^ 
zufÜKungen  zulässig   geworden   waren,    da  die  Gutei    der 
Scher  oft  nicht"  so  leicht  -eicht  jrden    können  w 
die  der  Unterthanen,    deren  Viele   smd.     Dieser  batz  ge 
hört  also  zu  denen,  von  denen  Justinian  sagt    dass  die 
Shweiuligkeit    und    die   Verhältnisse    des   Verkehrs  der 
Menschen  die  Völker  dazu  veranlasst  haben. 

2  Dieser  Satz  widerstreitet  auch  nicht  so  dem  Isatui 
recht  dass  er  nicht  durch  Uebung  oder  stillscliwe.gende 
üebe^einkunft  hätte  eingeführt  werden  können;  haften  ja 
S'uch  die  Bürgen  rein  auf  Grund  ihi^r  Kirnvd  igung. 
Auch  ist  es  viel  wahrscheinlicher,  dass  die  Glieder  einei 
Gemeinschaft  sich  gegenseitig  zu  ihrem  /^-hte  verl.e^^^^^^ 
und  für  ihre  Entschädigung  sorgen  werden,  als  fremde 
auf  die  an  den  meisten  Orten  wenig  gegeben  wird.  Auch 
kommt  d  r  Vortheil  aus  einer  solchen  Einrichtung  allen 
»in  zu  gut,  und  das  Volk,  was  heute  darunter  leidet, 
hat  zu  einer  anderen  Zeit  den  Vortheil  davon. 

3      dTcsc  Sitte   gilt  zunächst  bei  dem  vollen  Kriege 
welchen  ein  Volk  gegen  das  andere  f  »^'t     Was  hier^  gilt, 
lehren  die  Formeln  der  Kriegsankundigung:   nD^«  Volkei 
chXn    der    alten  Lateiner   und   den    alten  Lateinis^^^^^^^^ 
Männern  verkünde  und  bringe  ich  den  Krieg."     Dasselbe 
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erhellt  aus  der  Frage:  „Ob  sie  wollten  und  beföhlen,  dass 
dem  Konig  Philipp  und  den   unter  seiner  Herrschaft  ste- 
henden Macedoniern  der  Krieg  angekündigt  werden  sollet" 
und  aus  dem  Beschlüsse  selbst:  „Das  Römische  Volk  hat 
den  Krieg    beschlossen  gegen    das  Hermundulische   Volk 
und  ^e^en   die  Hermundulischen  Männer,"  was   aus  Cin- 
cius   Buch  über  den  Kriegsdienst  entnommen  ist.    Ander- 
wärts heisst  es:    „Ein  Kriegsfeind  sei  Jener    und  Alles 
was  innerhalb  seines  Schutzes   sei."     Aber   auch   da     wo' 
man  noch  nicht  zu  diesem  vollen  Krieg  gelangt  ist,'  und 
wo  nur  ein  Recht  mit  Gewalt  zur  Vollstreckung  gebracht 
wird    d.  h    in  dem  unvollkommenen  Kriege,  ist  es  nöthig, 
auf    denselben    Gebrauch    zurückzukommen.      Agesilaus 
sagte   ernst  zu  Pharnabazus,   dem  Unterthan   des   Königs 
von   Persien:    „Als  wir    mit  dem   König  in  Freundschaft 
"^f ^"'   /^\^^"   ^ir  auch  gegen   das   Seinige   uns    freund- 
schaftlich benommen;  jetzt,  wo  wir  Feinde  sind,  verhalten 
wir  uns  feindlich.    Da  wir  nun  sehen,  dass  auch  Du  dem 
Konige  angehören  willst,    so   beschädigen   wir  mit  Recht 
Jenen  durch  Dich."  2*) 

III.  1.  Eine  Art  dieser  erwähnten  Exekution  war  das 
was  die  Athener  „die  Menschenergreifung"  nannten,  wor- 
über das  Attische  Gesetz  sagt:  „Wenn  Jemand  gewaltsam 
getodtet  worden  ist,  so  können  seine  Verwandten  und 
Angehörigen  Menschen  gewaltsam  festnehmen,  bis  ent- 
weder die  Strafe  dafür  vollstreckt  worden  oder  die  Todt- 
schlager  ausgeliefert  worden  sind.  Es  ist  aber  nur  ge- 
stattet, drei  Menschen  und  nicht  mehr  zu  ergreifen  "  Hier 
sehen  wir,  wie  für  die  Verbindlichkeit  des  Staates,  seine 
Angehörigen,  die  Anderen  geschadet  haben,  zu  strafen, 
ein  gleiclisam  unkörperliches  Recht  der  Unterthanen  ver- 
haftet ist,  nämlich  ihre  Freiheit,  zu  gehen,  wohin,  und 
zu  thun,  was  sie  wollen;   so  dass  sie  mittlerweile  in  Ge- 

27)  Gr.  vergisst  über  diese  Darstellung  der  antiken 
^eit  zu  erwähnen,  dass  schon  zu  seiner  Zeit  sich  die  Sitte 
wesentlich  geändert,  und  nicht  mehr  die  Privatpersonen 
sondern  nur  der  Staat  und  seine  militärische  Macht  als 
begner  im  Kriege  behandelt  wurden.  Es  ist  dies  eine 
Veränderung  von  den  weitgehendsten  Folgen,  welche  die 
iSachtheile  des  Krieges  mehr  gemildert  hat  als  irgend 
eine  andere  Sitte.  ^ 
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faneenscliaft  bleiben,  bis  der  Staat  seine  Schuldigkeit  den 
Verbrecher  zu  «trafen,  erfüllt  hat.  Die  Aegypter  bestritten 
zwir  nach  Diodor  von  Sicilien,  dass  man  seinen  Korper 
X  "eine  Freiheit  für  eine  Schuld  als  Pfand  einsetzen 
könne  allein  es  ist  dies  nichts  Unnatürliches  und  nach 
5en  Gewohnheiten  der  Griechen  und  anderer  Völker  .st 

*"'V"AH?okrates,  der  Zeitgenosse  des  Demosthenes,  be- 
antrlgte  ein  Ge.etz,   dass   man  den  Mörder  des  Char  de- 
musfn  jedwedem  Orte   festhalten,   und   wenn   er  Wider- 
stand  leite     als  Kriegsfeind  behandeln   könne.     Demos- 
thenL  tadelte  vtel  dabei;  erstlich,  dass  er  nicht  zwischen 
eSr  gerec  ten  „nd  ungei-'echten  Tödtung  einen  Unterschied 
gemacht  habe;  denn  auch  eine  gerechte  ««'  ^ler  mog  ich^ 
Ldann     dass   er  nicht  zuerst  die  Sache  vor  die  Geuchte 
weise    'endlch,  dass  er  nicht  Die,  bei  denen  die  Tödtung 
S  ,   Bonder'n  Die,  welche  den  MiJrder  «»f«!«''»«"';;; 
»fliehte      Die  Worte   des  Demosthenes    sind:    „Wenn 
Äenen  ein  Mord  geschehen  ist,   die  weder  nach   dem 
Rechte   die   Strafe   vollziehen,    noch   die   Schuldigen   aus 

liefern  wollen,  so  gestattet  das  »««.'''^'„''f^riTtokrate 
ihrer  Männer  ergreifen  kann.  Aber  hier  lasst  Aristokraten 
diese  nnberiilut  und  erwähnt  sie  nicht  einmal;  dagegen 
iil  er  Die,  welche  den  durch  die  Flucht  entkommenen 
7Ler  (so  nehme  ich  den  Fall  nach  menschlichem  Recht 
was  dies  gestattet)  aufgenommen  haben,  [""•/"'„"de  «^ 
Wären,  wen«  sie  den  Flüchtling  nicht  ausliefern  «  Zum 
Vierten  tadelt  er  den  Aristokrates ,  dass  er  dic^  Sache 
IleTch  zum  vollständigen  Krieg  bringe ,  während  das  Ge- 
fetz   sich    doch  mit  Ergreifung  jener  drei  Menschen  be- 

^"T   Der    erste,    zweite   und  vierte   Einwand   des   De- 
mosthenes  ist  nicht  ohne  Grund.     Der  dritte  dagegen  is 
es  nur  dmn     wenn   er   auf  eine  zutallige  oder  aus  Koth 
welu  erfi  Igt;  Tödtung  bescliränkt  wird.    Er  scheint  mehr 
Tu     Au's-Luckung  "der  Rede   und   der  Beweise   benutzt 
zu  sein,  als  an  sich  richtig  und  berechtigt  ^"  ^em^    De™ 
das  Recht    Flüchtlinge  aufzunehmen  und  zu  schützen,  be- 
SrS'kt  das  Völkerrecht     wie   früher  darge^gt   worden 
auf  die,  welche  das  Schicksal  verfolgt,  und  die  kein  Ve. 

'"t^UeSe^sS-sich  Die,  wo  das  Verbrechen  be- 
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gangen  worden  ist,  und  Die,  welche  den  SchuldiVen  nicht 
strafen   noch   ausliefern   wollen,    im  Rechte   gleich      Des- 
halb  hat   das   von   Demosthenes    angezogene   Gesetz    all- 
malig  die  von  mir  gegebene  Auslegung  erhalten,   oder  es 
ist  gegen  solclien  Vorwurf  später  bestimmter  gefasst  wor- 
den     Dass  Eines  von  Jieiden  geschehen,    erhellt  aus  der 
Stel  e  des  Ju  ius  Pollux:  „Die  Menschenergreifung  findet 
statt,  wenn  der  Mörder  von  Denen,  zu  welchen  er  geflohen 
ist,  auf  Erfordern  nicht  ausgeliefert  wird.    Das  Recht  ee- 
stattet   dann  drei  Mensehen   gegen   die,    welche   die   Aus- 
lieferung   verweigern,    zu    ergreifen."      Und    ebenso    sagt 
Harpokration:    „Das  Menschenergreifungsrecht  ist  das 
Kecht,    Einige   aus   einer   Stadt  zu   rauben.     Denn    cremen 
den   Staat     welcher    den   Mörder    aufgenommen    und    zur 
btrate  nicht  herausgab,    bedienten    sie   sich  dieser  Pfän- 
dung." 

5.  Dem  ähnlich  können  Bürger  eines  Staates  festge- 
halten werden,  um  einen  auf  frischer  That  betroffenen 
Angehörigen  zu  erlangen,  wenn  die  That  bei  ihnen  Ge- 
schehen ist.  So  hinderten  Einige  in  Karthago  die  Fest- 
haltung des  Tyrer  Aristo,  indem  sie  sagten:  „weil  sonst 
dasselbe  mit  den  Karthaginiensern  in  Tyrus  und  anderen 
von  ihnen  besuchten  Häfen  geschehen  würde.  8») 

T,J^\  ^'"^  ^"^^^^  ^^*  gewaltsamer  Rechtshülfe  ist  die 
rtandung  unter  verschiedenen  Völkern,  welche  die  neuen 
Kechtsgelehrten  das  Recht  zu  Repressalien  nennen.  29) 

^  2«)  Auch  hier  verweilt  Gr.  mit  grosser  Ausführlichkeit 
bei  einer  Institution  des  alten  Griechenlands,  welche  schon 
m  dem  Römischen  Reiche  unter  den  Kaisern  verschwun- 
den ^war  und  für  Gr.'s  Zeit  gar  keinen  praktischen  Werth 

,  29)  Gr  behandelt  hier  die  Repressalien  nur  aus 
emem  beschränkten  Gesichtspunkte,  weil  sie  im  Alterthum 
nur  eine  geringere  Bedeutung  hatten,  und  deshalb  die  an- 
tike Zeit  Ihm  wenig  Stoff  bot.  Hätte  Gr.  mehr  auf  seine 
Zeit  Rucksicht  genommen,  so  hätte  er  die  Lücken  seiner 
Darstellung  leicnt  bemerken  müssen.  Je  schwerer  die 
moderne  Zeit  sich  zu  einem  wirklichen  Kriege  entschliefst 
um  so  mehr  ist  das  System  der  Repressalien  ausgebildet 
worden,  welche  eine  gelindere  Art  der  Selbsthülfe,  als  der 
Jirieg,  darstellen,   um  den  gegnerischen  Staat  durch  den 
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reen'w'rdr   bf '''^Sel'  tritt, wie  Je  Recht.lehrer 

Spruch  V^r  den  ^<^^^:t:S^S^^'^ 
der  entsprechenden  Fr  st   .^^^^^^^^^^  ' 

dem  auch  wenn  in  einer  5,anz  un^J^"  „„eifeH.aften  Fällen 
das  klare  Hecht  erkannt  wird  ^If"'"^,^;,'^  erteilten  Ge- 
spricht die  Vermutumg  '"'•,;i'^p"Seiil  nicht  ebenso 
richte);  denn  <^-  ansehen  der  6eehtegil^^n^_^      ^^^^^^ 

rechtlich  Schuldner,    und  v^enn    luic    o^inc  un^ 

Vermögens,  2)  die  »fscma  Uommung  des 

zelnen  Bürger   des  Hemden  S,  ;,'f "'.  ;^^s",,ifft-..hrt,    4^   die 
Handels-    und  Postverkehrs    und    "«^.^'"''"'■'"'  i:. 'pegt. 
Ausweisung   der  fremden  Staatsangehörigen ,   r.)  <l'e  te^t 
Ausweisung   ut>  ofanta-inffehörigen,  insbesondere  ho- 

haltung  von  ^'^^f "  f  ^''.'^^Ä        'solcher   Personen, 

so  lange  eintreten  lässt,  bis  er  es  abstellt. 
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gerechten  Urtels  mit  Gewalt  niclit  hindern  oder  ihr  Recht 
dagegen  mit  Gewalt  nicht  geltend  machen  können,  wegen 
der  Wirksamkeit  der  Staatsgewalt.  Auswärtige  haben 
aber  das  Recht  zum  Zwange,  von  dem  sie  aber  nur  dann 
Gebrauch  machen  dürfen,  wenn  bei  dem  Richter  kein 
Recht  zu  erlangen  ist. 

2.     In  einem  solchen  Falle    können  Personen   und   be- 
wegliclie   Sachen   des   Staats,    der   das   Recht  verweigert 
ergriffen   werden.     Dieses  Recht   ist   zwar   nicht  von   der 
Natur  begründet,  aber  durcli  Gebrauch  angenommen.    Das 
älteste  Beispiel   davon   hat  Homer   im    11.  Gesänge   der 
Iliade,  wo  Nestor  erzählt,   dass  sie  die  Schwoine  und  die 
Rinder  der  Einwohner  von  Elis   eingefangen  hätten,   weil 
diese  seinem  Vater  Pferde  genommen  hätten.    „Zum  Pfand 
genommen",    sagt  der  Dichter,    und  Eustathius  erklärt 
dies,    „es    sei   abgepfändet    für   das   weggetriebene   Vieh 
und  weggenommen  für  dns  frülier  von  ihnen  Genommene." 
Er  erzählt  dann  weiter,  dass  er  durcli  ein  Aufgebot  Alle 
denen  die  Einwohner  von  Elis  etwas  schuldeten,  zur  Ver- 
folgung ihres  Rechtes  zusammenberufen  habe, 

„damit  Niemand   seines  gerechten  Antheiles  ent- 
behre." 

Ein  anderes  Beispiel  bietet  die  Römische  Geschichte  in 
den  Schiffen  der  Römer,  welche  Aristodemus,  der  Erbe 
der  Tarquinier,  in  Cumae  als  Pfand  für  die  Güter  der 
Tarquinier  zurückhielt.  Der  Halicarnasser  sagt:  „Die 
Sklaven,  das  Zugvieh,  das  baare  Geld  ist  zurückbehalten 
worden."  Auch  bei  Aristoteles  wird  in  dem  zweiten 
Buche  seiner  Oeconomica  ein  Beschluss  der  Karthager 
erwähnt,  die  Schiffe  der  Fremden  zu  kapern  für  den  Fall, 
dass  Jemand  das  Recht  der  Erbeutung  hätte. 

VI.  Bei  einigen  Völkern  galt  auch  das  Leben  un- 
schuldiger ünterthanen  aus  solchem  Grunde  für  verhaftet, 
weil  jedem  Menschen  ein  volles  Recht  über  sein  Leben 
zustehe,  und  er  dies  auf  den  Staat  habe  übertragen  können. 
Allein  dies  ist  weder  wahrscheinlich,  noch  entspricht  es 
der  gesunden  Theologie,  wie  anderwärts  gezeigt  worden 
ist.  3«)  Doch  kann  es  kommen,  dass  Die,  welche  die 
Geltendmachung  des  Rechts  mit  Gewalt  hindern  wollen, 
zwar  niclit  absichtlich,  aber  zufällig  getödtet  werden.    Ist 


30 


)  In  Buch  IL  Kap.  15,  16  und  Kap.  21  u.  11. 
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dies  vorauszusehen,  so  soll  man  lieber  aus  ehmtlicher 
Tiebe  (He  Geltemlmachung  unterlassen,  weil  insbesondere 
ien  C  iBten  das  Leben"  eines  Menschen  höher  stehen 
luss    als    seine   Saehe,    wie    anderwärts    dargelegt    wor- 

'^""vil."  1.  Uebrigens  muss  man  sich  hier  wie  anderwärts 
vorsehen,  dass  man  nicht  die  Bestimmungen  des  Volker- 
rechls  mit  denen  vermengt,  welche  aus  dem  besonderen 
Staatsrecht  oder  aus  Verträgen  hervorgehen 

2      Nach   dem    Vijlkerrecht    unterliegen   der  Pfändung 
alle  Unterthanen  des  widerspenstigen  »'«'ifs     so  weit   sie 
e,  -ins  einem  dauernden  Grunde   sind;    mögen   sie  Linge- 
boren^  od"^  /..gezogene  sein;  aber  nicht  di«.  -'^J«^  nur 
den  Staat   durchreisen   oder   einen   kurzen   Autenthalt  da 
selbst  nehmen  wollen.    Denn  diese  Pfändungen  sind  nach 
dem  Muster  der  Steuern  eingeführt,  welche  zur  Bezahlung 
von  Staatssehul.len  auferlegt  werden,  und  davon  sin     Die 
frei    welche   nur   vorübergehend  den  Ortsgesetzen   unter- 
worfen   sind.     Auch    von    den  Unterthanen   sind  die  Ge- 
ra. 1  en    «nci    ihre    Sachen    nach    dem    Völkerrecht    aus- 
genommen,    sofern    sie    nicht    zu    unseren    lemden    ge 

'"'"? ^Nlehdem  besonderen  Staatsrecht  sind  meist  Frauen 
und  Kinder  ausgenommen ;    ebenso  die  Ge'ehvten  und  dje 
fremden    Kaufleute    nebst    ihrem    Vermögen,      ^ach    dem 
Vö^errecht   kann   der  Einzelne   die  Pfändung  vornehmen, 
ii     in  Athen  bei  der  Ergreifung  von  Me.schen;   dagegen 
muss  nach  dem  besonderen  Recht  vieler  »  ««te"  ^le  P  a 
düng  entweder  bei  der  Staatsgewalt  oder  bei  dem  Gericht 
„achgesucht    werden.      Nach    dem   Völkerrecht   geM    das 
Eigenthum    der   ergriffenen   »^^^en   durch   die  blosse   t-r 
ereifun-    bis    zur   Höhe    der  schuldigen   Summe    und   der 
Unkosten  über;  der  Ueberschuss  muss  zurückgegeben  wer- 
den      Nach   d;m   besonderen   Staatsrecht  werden   die  In- 
tere'ssenten  vorgeladen,  um  die  Sachen  unter  der  Leitung 
d'er   ObHgkeit  "anszubieten    und    den   Interessemer.    z«zu^ 
schla-en     Das  Nähere  hierüber  ist  bei  den  Schrittsteliern 
über   da     besondere  Staatsrecht  nachzusehen,    namenthch 
beiBartolus,  der  über  die  Repressalien  geschrieben  hat 
4     Ich  wil    hier  noch  hinzufügen,  da  es  zur  Milderung 
dieses    an   sich   harten   Rechtes   dient,    dass  Die,    welche 
S  Ntchtzahlung  ihrer  Schuld,  oder  durch  Verweigerung 
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«ml  ^It^^l^  Pföndung  veranlasst  haben,  nach  göttlichem 
und  natürlichem  Recht  denen,  welchen  dadurch  etwas  Ih- 
handen  gekommen  ist,  ihren  Schaden  ersetzen  müssen 


Kapitel  III. 

Ueber  den  gerechten  und  feierlichen  Krieg  nach 

dem  Völkerrecht;   insbesondere  über  die 

Kriegsrerkündung. 

L  1      Schon   früher   haben  wir  angedeutet,    dass    ein 
Krieg  bei  rechtlichen  Schriftstellern  nicht  weg^n  der  Ur 
Sache,  aus  der  er  entsprungen  ist,  gerecht  genannt  wird, 
nnfvlr^T    T'^   ^o°st  wohl   wegen    der  Grösse   der  voU- 
luniten    1  baten,    sondern    wegen    besonderer   rechtlicher 
Wirkungen.  3.)     Welcher  Krieg  ein  gerechter  ist,  e,! 
am    besten    aus  der  Definition  der  Kriegsfeinde  bei  den 
Römischen  Rechtsgelehrten.     Pomponius  sagt:  „Kriegs" 
femde  sind  Die,  welche  gegen  uns,  oder  gegen  welche  wir 
einen   Krieg    öffentlich   beschlies^en.     Alle  ^Anderen    sM 
Strassenrauber    und    Diebe."     Ebenso  Ulpian:    „Kriegs- 
feinde sind  Die,  gegen  welche  das  Römische  Volk  öffent- 
lich den  Krieg  beschlossen  hat,   oder   die  dies  gegen  uns 
gethan   haben;    die  üebrigen   heissen   Strassenrälber  und 
Plünderer.     \V er  daher  von  Räubern  gefangen   wird,    ist 
nicht  ihr  Sklave    und    bedarf  nicht  des  Eückkehrrechts; 
nL  %  ^,,^'■  ''*'"   Kriegsfeinden,    wie  von  den   Deutschen 
oder  1  arthern,  gefangen,  so  ist  er  ihr  Sklave  und  erlangt 
nur    durch    das    RUckkebrrecht    seinen    früheren   Rechts- 
zustand wieder.";     Paulus  sagt:   „Die,  welche  von  See- 
oder Strassenraubem  gefangen-  werden,  bleiben  freie  Men- 
schen.       Hierzu  kommt,  was  Ulpian  sagt:    „Bei  inneren 

»»)  Dieser  Sprachgebrauch  ist  niclit  empfehlenswerth 
und  auch  jetzt  nicht  mehr  üblich:  denn  Wirkungen  in 
Beziehung  auf  Rechte  und  Verbindlichkeiten  haben  selbst 
verbrechen,  die  man  deshalb  doch  nicht  in  gerechte  und 
ungerechte  eintheilen  kann.  6      i-  ne  una 

Orotias,  Recht  d.  Kr.  n.  Fr.   IL  ,- 
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Unruhen  leidet  der  Staat  -a-"  '.b-  -- S'/jAt 
nicht,  um  den  Staat  zu  Jf;"~^ei„d^e,  für  welche  das 
den  Seiten  gelten  "'«'''  ^„^rf:^  Rückkehr  besteht.»*) 
Recht  der  Gef»"S«"*^;''"f"nKer  verkauft  und  dann  frei- 
ist daher  dabei  Jemand  ge  ''np".  \l     ^^^  Kaiser  nicht 

^^•'''^"FrereuTiih'.iedeTt  e'biUen,  denn  er  hat  sie 
rd  ErGefäe-chaft  e^n^f  Volke  gesagt  ist, 
2.  Was  hier  /»^^^'^JuTe  Gewalt  in  einem  Staate 
gilt  von  Jedem,  der  d^  ^^'^'^j^'?  SV  sagt  Cicero, 
inne  hat.  „Nur  der  S'^.^'^^J'^fne  Schatzkammer,  die 
der  einen  Staat,  ein  R»*"''^     ' „„"    flpr  Büreer   besitzt, 

von  See-  oder  Strassenraubern  wird  kem  b       ,^  ^^^^^^  ^.^^ 
auch  ein  Recht  unter  B.ch  beobachten  ohn  .^^.^^^^  ^-^^^ 

Bande  nicht  bestehen  ^"""- .  j""^^*^  Oenuss  des  Rechts 
zu  Verbrechen;   jene  aber  sind  zumj^en       ^_^  ^^^^^^^ 

zusammengetreten,    wenn   s  e   auch  ^^^^^^^ 

begehen;    sie  erkennen  au^^^^^^^^^^^^  be. 

wenn  auch  nicht  "Serail  nac  j^^jj   gerathen  ist 

vielen  Völkern   zum  Theil   m  yerg  Verträgen    und  nach 

aber   doch  nach  ^'^^^^^^f^^^^J'll  ^Scholiast   des 
dem   Gewohnheitsrecht      So   bemer                         ^^ 
Thucydides,    dass    die   Gueclmi                ^^^^^  ^_^^  ^^^ 
seeraub  für  -laubt  galt,    s^  J   ^och^^^^^^  ^^^  ^^^^^^.^^^ 
Verwüstung  des  ^actlt^,  sowi ^ _ ^ 

— ;;~;;~.er  Satz   gilt   "''^i'^r^^äe'lt  krie^gÄhrtmle 
Uchen  Bürgerkriegen  S^''^  ^g^J  S^t  in  Bezug  auf 

Macht,    und   es  »^«^  «"  f,f,„'^"ae;  ß«"*«  "•  «•  ^-  ''"' 
Behandlung  <>er  befangenen     der  Be  ^^^,^„  gtaats- 

gleich    in    der  Regel  die  Paite    des  d  ^^^^ 

Lstandes  dies  nie  ,t  ^"f  b«°  ^S;rdepunkt    Nordamenka;« 
heute    einen    7'« '^'''-^.tTwert  "ich ,    dass  England  die 

rend  sie  nur  Rebellen  gewesen  seien. 


2. 
dend. 
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dt':orR!;sr-,ebfer''u'i'"?'%j'"''''''^*  -» ^0'««™, 

erwählt  hatten    und  doch  1    ^-       T  ''""^  '"  "«™a" 

Auf  solche  bezieht  sich  d  e  sJ.ri»  f "  u^"^  gestatteten. 
14.  Gesa„g  v.  85  u  7.  "'  bei  Homer,   Odyssee 

von  und  rieften  die  Segel  seewS  T"  '"'"^?  "'- 
die^Götter,    weiche  dls^'SSlfrulirTc^T 

Si'ce';rbemI:r\/''-t''"  '""  Moralischen  entschei- 
Zwecke       Na.^,   ZZ         ™^''^   ""  ^-  Buche   über   die 

unTtci,  "am  ieit'^n^r^tr fckt'^'^-'r,™^"  ■^"^"^'"'' 

Cicero  1^  3    ßu  ,,:%^rr  dent''/"f P"'"".''  *^^^««"'«» 
König  „ngerecht,":5:r  dfe^Vothm^ ^d  r^das^^W^LÄ 

^ernuIfttr^^ertndtr^-^^eT^^^^^^^^^^^ 

£  taTk"  Ktt  "h^."hf  ""■"^^"^^*  verbinde? w:Ä 

Staat  Srei![=tt  ^rTuch^rchSr^^e^^aS  iS" 

d  n    u^''  ie"Ä„ilr  ''•^'"■^•t  "^'"'  wodurchdfe  Fr^^: 
•en    una    die  Angehörigen    ihr  Recht   verfolgen    können 

K,n    a       .""^"^"    Können.     Aristoteles    säet    Buch  V 

de?vl'""''   ^'?'''*''-"    -^«n"   <Jie  Gewalt  Einige     odl; 
des  Volkes  zu  weit  ausgedehnt  werde,  so  werde  de^  Staat 

15' 
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anfangs  krank  und  zuletzt  gehe  er  unter."     Wir  werden 
dies  durch  Beispiele  erläutern  ^ 

'■:rarsrr;r«b'»fÄ 

Su™    der  Seeräuber  nicht  that.    So  gross  ist  de;  U"ter- 

::it:sF:;r4;Är?.;ii~:"vS;"'ä: 

SubS  aSlcuten  'relhtliche  FUrsten  geworden  sind,  .on- 
der?  « In  >  die  Gemeinschaften,  die,  wenn  s.e  d.e  Rau- 
Wi  ufeeben  und  eine  andere  Lebenswe.se  ergre.fen, 
ein  Staat  S„  können.  Augustinus  ffStbe.  Geleger. 
l,"it  der  Strassenräuber:  „Wenn  d.es  ^«^^«1  ''''^,"^;/^^^ 
ij:L„fritt  verzweifelter  Mensehen  so  anwachst,  dass  sie 
LänSen  besitz  "feste  Wohnsitze  wählen,  Staaten  be- 
wogen und  Völker'  unterjochen,  so  nehmen  s.e  den  Na- 

men  eines  Reiches  an."  t,!-.„i,„tp  Sfaats- 

IV.    Früher  ist  dargelegt,   wein    die   höchste  btaats 

gewalt  zukommt.    Daraus  erhellt,  dass  »«^, '  .»'^  ^f '^^ 

L  nur  zum  Theil  besitzen,  "»<='>  '''f«"',]^  'tut  die"  t4 
rechten  Krieg  fuhren  können.  Noch  mehr  g.lt  thes  im 
üTe  welche  nicht  Unterthanen  sind,  sondern  nur  Bundes- 
^en;sTen  mit  niederer  Stellung.  So  erhellt  aus  der  Ge- 
fcbichte  dass  zwischen  den  Römern  und  ihren,  wenngleich 
nSeen  Bundesgenossen,  wie  den  Volskern ,  Lafnern, 
Spaniern,  Karthagern  all^  Formen  eines  gerechten  K.ie- 
ges  beobachtet  worden  sind. 
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V.     Damit  indess  ein  Krieg  in   diesem  Sinne  ein  ge- 
rechter   sei     genügt    nicht,    dass   er   beiderseits   von   der 
höchsten  Staatsgewalt  geführt  werde,  sondern  dass  er,  wie 
erwähnt,  auch  öffentlich  beschlossen  sei,  und  zvvar  so,  dass 
die  Anzeige   davon   durch   den   einen   Theil   dem  anderen 
geschieht      Deshalb  nennt  Ennius  es:    „die   bekannt  ge- 
machten Schlachten.«    Cicero  sagt  im  I.Buche  der  Pflich- 
ten:    Die  Gerechtigkeit  des  Krieges  ist  auf  das  strengste 
durch    das    Fecialrecht    des    Römischen   Volkes    geregelt- 
man   kann   daraus  entnehmen,    dass   der  Krieg  nur  dann 
gerecht  ist,  wenn  er  um  Wiedererlangung  von  Sachen  ge- 
luhr.t  wird,  oder  vorher  gemeldet  und  angesagt  worden  ist  « 
Weniger  vollständig   sagt   ein  alter  Schriftsteller  bei  Is'i- 
dor:  „Ein  gerechter  Krieg  ist  es,  wenn  er  auf  Ansage  zur 
Wiedererlangung  von  Sachen  oder  Abwehr  von  Menschen 
getuhrt  wird."    Ebenso  sagtLivius  bei  Beschreibung  des 
gerechten  Krieges,  dass  er  offen  und  auf  Ankündigung  ge- 
fuhrt werde.    Nachdem  er  erzählt  hat,  dass  die  Akarnaner 
das  Attische  Gebiet  verheert  hatten,  sagt  er:  „Zuerst  war 
es  nur  gegenseitige  Erbitterung;  später  wurde  es  ein  rich- 
tiger Krieg,  der  aufBeschluss  und  nach  Ansage  der  Staa- 
ten unternommen  war."  33) 

1 «  y^'  ^*  .,  ^^  ^^®^®  ""^^  andere  Stellen  über  die  Ver- 
kündung des  Krieges  zu  verstehen,  muss  man  streng 
zwischen  dem  unterscheiden,  was  das  Naturrecht  bestimmt 
was  danach  zwar  nicht  vorgeschrieben  ist,  aber  sich  geziemt' 
was  nach  dem  Volkerrecht  für  seine  Wirksamkeit  erfor- 
derlich ist,  und  was  sonst  auf  besonderen  Einrichtungen 
einzelner  Völker  beruht.  Das  Naturrecht  verlangt  keine 
Kriegsankündigung,  wo  eine  angedrohte  Gewalt  abgehalten 

33)  Die  Kriegserklärung  spielt  im  Alterthum  und  Mittel- 
alter eine  bedeutende  Rolle  und  war  mit  mehr  Feierlich- 
keiten umgeben  als  in  der  neueren  Zeit,  wo  ihre  recht- 
liche Nothwendigkeit  überhaupt  bezweifelt  wird.  Heffter 
sagt  m  seinem  Europäischen  Völkerrecht  (5.  Ausgabe 
ö.  213):  „Die  Gewohnheit  feierlicher  Kriegserklärung 
„^."^r*^,b^s  ''"  "^^^  ^^-  Jahrhundert.  Seit  der  zweiten 
Wallte  desselben  hat  man  sich  von  bestimmten  Formen 
mehr  und  mehr  entbunden."  Bekanntlich  ist  auch  1866 
m  dem  Kriege  zwischen  Preussen  und  Oestreich  keine 
solche  Kriegserklärung  erfolgt. 
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oder  von  einem  Bescliädiger  eine  Strafe  eingetrieben  wer- 
oaer  von  eii  Ephore  Sthenelaidas  beiThucy- 

^  •".  !l       Die   buchen  nfcht  mit  Worten    und   Gründen 

selbst     wenn   man   de,,  Kn  g  ^«^  A^we^^  kj  ^.^^  ^.^^ 

Sr :  „D?e1Scn"Kriege  beginnen  d^^^e  A.^kündigung/' 
Seshalb  tadelt  Livius  den  Men.ppus    Prafekten  von  An 
tiochien     dass   er  schon  Römer  getodtet  habe,    obgieicn 

eiSe  Ans.ge  nöll.ig,  ••™  <!«■  F..|;e"ll"»"   »"'   "'»• 

ftftolio  wieder  in  Besitz  nimmt.  , 

2      Sobad  aber  für  die  eine  Sache  eine  andere,  oder 
für  eine  Schuld   d^  VermögcnsstUcke   des   Schuldners   er- 
Sffn     oder   sobald   das  Vermögen   der  «--1-"  Unt- 
thanen'  in  Besitz  genommen  werden  soll ,. st  <!■«  A°s^ge 
des  Krieges  noth wendig,    aus  ^^'•''««y,^^«,  ''"'  V,   !'  ^^ 
auf  keine  andere  Weise  zu  seinen  Sachen  ode    zu  dem, 
was  der  Gegner  schuldet,  gelangen  könne.    Denn  ein  so 
TeBRcht  ist  kein   ursprüngliches,   Bondern   e,„  abgch^. 
tetes     was    an   die  Stelle   für  Anderes  getreten   ist     wie 

frülfe'r  gezeigt  worden.     Ebenso  ■-- '  .«^^  weg^^n '  S 
dpr  Staatscewalt    wegen    seiner   Schuld    oiler  wegen   uls 
Wiens  e'n 's  seiner  Unterthanen  angegriffen  wird,  eine 

SganMndigung    vorhergehen,    -'^^.'^./'gf -^.^ "j 
dass   er   den  Schaden   zu  ersetzen   schuldig   ist,    wenn  ei 
Jfcl  t  selbst  des  Vergehens  schuldig  erachtet  werden  sol. 
S      Aber   auch   da,    wo   das  Naturrecht   keine  Kuegs 
ankfindigung   vorsehreibt,    ist  es   löblich    ""d   Se^'cnie-id 
wenn  sif  gfschieht,    damit  allenfalls  von  der  Je  eidigimg 
abgestanden  oder  das  Vergehen  durch  Reue  ""J  G«n^S 
thuung   gesühnt  werden   kann,    wie    ^ei   den   Mitteln   zui 
Vermeidung   des  Krieges   dargelegt   worden   ist.     So  sagt 
auch  der  Dichter: 
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„Das  Aeusserste  hat  Niemand  zuerst  versucht '"  s^n 
und  so  gebietet  Gott  den  Juden,  dass  sie  vor  Beginn  des 
Krieges  zum  Frieden  einladen  s'oilen;  ein  Gebot    was  7„ 
dieses  Volk  besonders  erlassen  ist  und  deshalb  .T^t  TT? 
recht  von  Einigen  zum  Völkerrechte  gezS^d    wird      dSih 
es  handelte  sich  dabei  gar  nicht  um  einen  Frieden  über 
haupt,  sondern  nur  um  einen  mit  ünterwerfunc-  und  Tr^h,^ 
Zahlung.     Als  Cyrus  in   das  Gebiet  der  ArmeCr  Jelä  "  i 
war,  so  schickte  er  vor  jeder  Beschädigung  Oeln'dte  an 

t,  f-^^W'-ir  '^'"  °^''''  dem  BUndniss°schuldigen  Tribut 
und  die  Hulfsmannschaften  zu  verlangen,    „indem  er  dies 

wliterlö^r  =*  w  :te  '"V  '^'^  T""  ^^^  i"  ""-" 
rusdrUrkt  'ii..r.'  ^^'".°P''on  S'ch  bei  dieser  Erzählung 
ausdruckt.  Uebrigens  ist  nach  dem  Völkerrecht  7iir  Rp 
grundung  der  besonderen  rechtlichen  Wirku  igen  in  alfen 
1  al  en  die  KriegsankUndigung  zwar  nicht  von  beiden  aS 
doch  von  einer  Seite  nothwendig.  "«'«en,  aoer 

yil.  I.  Diese  Ankündigung  kann  bedingt  oder  unhe 
dingt  sem;  erstens,  wenn  sie  mit  der  RUckforderu„rde; 
Sachen  verbunden  wird.  35)  Unter  dem  Namen  dieser 
Ruckforderung  befasst  das  Fecialrecht  nicht  birdie  Rück 
lorderung  des  Eigenthums,  sondern  auch  die  vtfoK 
dessen,  was  aus  einem  civilrechtlichen  oder  krimineUef 
Grunde  zu  leisten  ist,  wie  Servius  richtig  bemerk      nl 

eiste'"'"  be'n'    '"w'""  f^^^''.'^    "^^^^'^^^^^erS^ 
.^i.f',^e       '     ^0  unter  „geben",    wie  früher  bemerkt 

g  n  nidi't  :e;bft^?'"f' ""  !f''   ^'""  «^  den  SeZld ! 
gen  niclit  selbst  bestrafen   wo   en.     Plinius   s'i"-f     H^== 

diese  Rückforderung    „die  Klarstellung"    S.^vÄ    se 

finSe    srehtei  ,'• '••     ''•'"^  ""'^'"^"^    Kri^saÄUg 
tindet  sich  bei  Li  vi  us  in  den  Worten:   „Sie  würden  daf 

Unrecht,    wenn   die  Urheber   es  nicht  sdbst  w"ede"  S 

machten,  mit  aller  Gewalt  von  sich  entfeinen-  und  xf 

citus   sagt:    „Wenn    sie    nicht   die   Bestrafung  der   Ver- 

gtn  n'T"^'?/    'l  ^''^'  "«'•  gegenseitige ^Kampfbe- 
ginnen.      Ein  altes  Beispiel  enthalten  die  ^Schutzflehen- 


Senecl,?nt„Immi^'  '"'  Agamemnon,  einer  Tragödie  von 

von'pre^ill"  '"'"""if  Kriegserklärungen  geschahen  1866 
von  Preussen  gegen  Hannover,  Kurhessen  und  Sachsen. 
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den"  von  Euripides,  wo  Theseus  dem  Unted.^^^^^^^  M; 

lÄlr  Erechthiden  Dir  ^W  -d  ^t'  '^^^ 
Ä-  wTaSreSn:?::;  t'^st  Df"  Zweite 
Rede'  ^ass  sie  bald  die  Waffen  meiner  Mannschaft 

Bei  PaJ/^'us  TefsTt  "es  bei  dieser  Erzählung   (Thebais 

"^^  '"'^lEntweder  verkünde  den  Danaern  die  Scheiter- 
hanfen  oder  ^en  Theb^nern  d.e  ScWa^^^^^^^^  ^^^^_^ 

Polybins  nennt  es:  r,^^^^}^-^^^  ^^Ä-«).     Die  ein- 
Römer  nannten   es   "^f  ^"""'*',"  »,,\„„e  und  Verordnung 
fache  Ankündigung,  welche  «»«''  A'mg«,Xo„   ^en  Krie| 
heisst,    findet   statt,    ^en°/^.'\\An'?«re    scio 
begonnen  hat  (das  nennt  I^idoi  emen  Kr.e,  zu 
de?   Menschen)    oder    etwas    begangen   nai, 

^^t"^itunter  folgt  -h  der  bedingten  Kg^s.^^^^^^^^^ 
dann  eine  unbedingte,  obgleich  dies  "'«h^"°^'^f '  j^,, 
überflüssig  ist.     Daher  die   Fo"?el.    .1«''   ^ez     ^     ^.^^  , 

jenes  Volk  -S«««'VelnieSr  Sa  he^  Streitigkeiten 
Und  eine  andere:   „Wegen  weiciicr  o  ,       ^j.    j    , 

und  Gründe  der  Vorsteher  der  I^f 'f^^^^Xs  und  den 
Volkes  dem  Fecialen    des    ff  .^^atme  volk  s   un   ^.^^^^ 

alten  Latinern  angekündigt     a^,  -J^^«' J*=°^,,,e„^  ,„  geben, 

:l';;r;s1^^  am'chl  en"r"inr  und  fromrien  Kampf 
ZU  thun  ist,  eb  ^"*r"  ,  ^.  ,  ,+  einstimme  und  glaube.'' 
zu  erringen  ist,  wie  ich  dafui  1^^*«;^^"^;  ^  Latinischen 
Ein  dritter  Gesang    lautet:    n^^^^\^'^J:^{:^.^^^  Volk    so 

Volk   der  Quinten    den   1^"«?^  S«''''"        ^   ^^   Quirlten 
beschlossen  hat    und   '^^r,^Z'^:JrtLt%J  Krieg 
I^-Ten  l'en^Läülrein  beginne,   deshalb  ve^-künde... 
1      •  'r.\.    iiti/i    rl-iQ   Römische  Volk    den   Arieg   ^,«-5^" 

S:f '"Vdk    der    itel    lS.«      Dass    in    diesem    Falle, 
S:  erwähnt!  die  Kriegserklärung   nicht   durchaus   noth- 
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wendig  ist,  erhellt  auch  daraus,  dass  sie  in  diesem  Falle 
schon  der  nächsten  Besatzung  geschehen  kann,  wie  die 
Fecialen  auf  Befragen  in  dem  Kriege  mit  dem  Macedoni- 
schen  Philipp  und  später  mit  Antiochus  erklärten,  wäh- 
rend die  erste  Kriegserklärung  dem  selbst  geschehen 
muss,  gegen  den  der  Krieg  begonnen  wird.  In  dem  Kriege 
gegen  Pyrrhus  ist  die  Erklärung  einem  einzelnen  Soldaten 
des  Pyrrhus  geschehen,  und  zwar  im  Flaminischen  Cirkus, 
wo  dieser  Soldat,  wie  Servius  zum  neunten  Buche  der 
Aeneide  bemerkt,  genöthigt  wurde,  sich  einen  Platz  dem 
Scheine  nach  zu  erkaufen,  welcher  dann  als  feindliches 
Gebiet  angesehen  wurde. 

3.  Es  bedarf  kaum  der  Bemerkung,  dass  der  Krieg 
oft  von  beiden  Seiten  erklärt  wird,  wie  der  Pelopon- 
nesische  von  den  Korcyräern,  den  Korinthern,  und  um- 
gekehrt,  während   die  Erklärung  von   einer  Seite  genügt. 

VIII.  Dagegen  gehören  nicht  zu  dem  Völkerrecht,  son- 
dern zu  den  Sitten  und  Einrichtungen  einzelner  Völker: 
die  Unterhändler  bei  den  Griechen,  die  mit  der  Erde  aus- 
gerissenen Grashalme  und  die  blutige  Lanze  erst  bei  den 
Aequicolern  und  nach  deren  Beispiel  bei  den  Römern; 
die  Aufkündigung  der  Freundschaft  und  Gemeinschaft, 
wenn  solclie  Statt  gehabt;  die  feierliche  Frist  von  30 
Tagen  nach  Zurückforderung  der  Sachen;  das  abermalige 
Werfen  der  Lanze  und  Anderes  dergleichen,  was  mit  den 
Bestimmungen  des  eigentlichen  Völkerrechts  nicht  ver- 
wechselt werden  darf.  Denn  Arnobius  berichtet,  dass 
ein  grosser  Theil  von  diesen  Dingen  zu  seiner  Zeit  nicht 
mehr  in  Gebrauch  gewesen  sei,  und  schon  zu  Varro's 
Zeiten  Hess  man  Manches  weg.  Der  dritte  Punische  Krieg 
wurde  gleichzeitig  erklärt  und  begonnen.  Mäcenas  sagt 
bei  Dio,  dass  Einzelnes  davon  Eigenthümlichkeiten  seien, 
die  nur  bei  Republiken  Statt  hätten. 

IX.  Die  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt  geschehene 
Kriegserklärung  gilt  auch  gegen  Alle  als  geschehen,  die 
ihm  unterthan  sind  und  die  sich  ihm  als  Bundes- 
genossen anschliessen  werden,  da  sie  das  Zubehör  des- 
selben sind;  deshalb  sagen  die  neueren  Rechtsgelehrten: 
mit  der  Verkündigung  an  den  Fürsten  sei  auch  die  an 
seinen  Anhang  geschehen.  Denn  sie  nennen  die  Kriegs- 
erklärung Ankündigung  {diffidare),  was  sich  auf  den 
Krieg  bezieht,   der  unmittelbar  gegen  Den  geführt  wird, 
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dem  die  Erklärung  geschehen  ist.  Deshalb  geschah  neben 
der  Erklärung  an  den  Antiochus  nicht  noch  eine  beson- 
dere an  die  Aetolier,  weil  sie  sich  öffentlich  dem  An- 
tiochus angeschlossen  hatten.  Die  Fecialen  antworteten: 
„die  Aetolier  hätten  sich  selbst  den  Krieg  verkündet. 

X    Wenn   aber  wegen   solcher   Hülfeleistung  ein  Volk 
oder    ein  König  besonders    mit  Krieg    überzogen  werden 
soll     so  bedarf  es  für  diesen  besonderen  Krieg,    damit  er 
die'  völkerrechtlichen    Wirkungen    erlange,    einer   neuen 
Kriegserklärung.      Denn    dann   gilt   er  nicht   als   ein   Zu- 
behör,    sondern    als    ein    Krieg    für    sich.     Deshalb    war 
allerdings  der  Krieg  des  Manlius  gegen  die  Ga  lo-Griechen 
und  des  Cäsar  gegen  Ariovist   dem  Völkerrecht  zuwider; 
denn   sie   wurden   nicht  als  Hülfsmächte,   sondern   als  be- 
sondere  selbstständige   Feinde    angegriffen;    deshalb    war 
nach    dem    Völkerrecht    eine    Kriegserklärung    und    nach 
dem  Römischen  Recht  ein  neuer  Beschluss  des  Romischen 
Volkes  nothwendig.     Denn   wenn   es   in   dem  Antrage  aut 
Krieg  gegen  Antiochus  heisst:    „Sie  möchten  wollen  und 
befehlen,    mit  dem    König  Antiochus    und  Denen,    welche 
seiner  Partei  gefolgt  seien,   den  Krieg  zu  beginnen,     wie 
auch   der  Kriegsbeschluss   gegen   den   König  Perseus  lau- 
tete,  so   kann  dies  nur  für  die  Zeit  des  Krieges  mit  dem 
Antiochus  oder  Perseus  gelten,  und  nur  gegen  Die,  welche 
thätlich  an  diesem  Kriege  Theil  nahmen. 

XI     Der   Grund,    weshalb    die  Völker    zu   einem   nach 
dem  Völkerrecht  gerechten  Kriege   die  Ankündigung  ver- 
langt haben,    ist  nicht,    wie   Einige   meinen,    dass  nichts 
heimlich    oder    hinterlistig    geschehe,    denn    dies    bezieht 
sich  mehr  auf  die  grössere  Tapferkeit  als  aul  das  Recht 
wie  ja  einzelne  Völker  selbst  Ort  und  Stunde  der  Schlacht 
angesagt  haben  sollen;   sondern  damit  feststehe,  dass  der 
Krieg  nicht  auf  Gefahr  Einzelner,   sondern   auf  Beschluss 
beider    Völker    oder    deren    Oberhäupter    geführt    werde. 
Denn    davon    sind    die    besonderen  Rechtswirkungen    des 
Krieges  abhängig,  welche  weder  bei  einem  Kriege  gegen 
die  Strassenräuber,  noch  bei  dem  Krieg  gegen  die  eigenen 
Unterthanen  Platz  greifen.    Deshalb  unterscheidet  Seneca 
scharf:     „Die   den  Nachbarn   angekündigten   und  die   mit 
den  Bürgern  geführten  Kriege.«  -,   ,      ,    r.  •     -.i. 

XII    Denn  wenn  Einige  bemerken  und  durch  Beispiele 
belegen,    dass    auch    in    solchen  Kriegen   die  Gefangenen 
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dem  Sieger  zufallen,  so  ist  dies  zwar  richtig,  aber  nur 
zumTheil,  nämlich  nach  dem  Naturrecht:  aber  nicht  nach 
dem  willkürlichen  Völkerrecht,  was  nur  ^ufTölker  S 
Sicht  nimmt,  aber  nicht  auf  die,  welche  nur  ein  Theil 
desselben  sind  oder  zu  gar  keinem  Volke  gehören.  Sie 
irren  auch  insofern,  als  sie  meinen,  es  bedürfe  bei  einem 
Kriege,  der  nur  zum  Schutze  der  Person  und  des  Ver- 
mögens geführt  werde,  keine  Kriegserklärung.  Diese  ist 
allerdings  nothig,  zwar  nicht  an  sich,  aber  der  Rechts- 
wirkungen wegen,  die  bereits  erwähnt  und  gleich  näher 
dargelegt  werden  sollen. 

XIII.    Auch    ist    es    unrichtig,    dass    der    Krieg    nicht 
sofort  nach   der  Erklärung   begonnen   werden    dürfe,    was 
Cyrus  gegen  die  Armenier,  und  die  Römer,   wie   erwähnt, 
gegen  die  Karthager  thaten.    Die  Kriegserklärung  fordert 
nach  dem  Völkerrecht   keine  Frist   hinter  sich.36^)     Doch 
kann  nach  dem  Naturrecht  nach  Beschaffenheit  des  Falles 
eine   gewisse   Frist  nöthig   werden,   so,   wenn   die  Sachen 
zurückverlangt    oder    die    Bestrafung    des    Verletzers    ge- 
ordeH  worden  sind,   und  dies  nicht  abgeschlagen  worden 
St.     Dann  ist  so   viel  Zeit  zu  gestatten,    als   zur  Erfül- 
lung des  Verlangten  billiger  Weise  erforderlich  ist. 

AI V.  Selbst  wenn  das  Recht  des  Gesandten  verletzt 
worden  ist,  darf  die  Kriegserklärung  nicht  unterbleiben, 
wenn  der  Krieg  die  vollen  Rechtswirkungen  haben  soll 
doch  genügt  hier  eine  solche  Form,  die  sich  mit  der 
Sicherheit  verträgt,  etwa  durch  ein  Schreiben,  wie  man 
m  unsicheren  Gegenden  auch  Vorladungen  und  Ankündi- 
gungen zu  bewirken  pflegt. 


ci  ool  ^^""tschh  (Das  moderne  Völkerrecht,  1868)  sagt 
ö.  jyi:  „Die  gleichzeitige  Kriegserklärung  und  Eröffnung 
des  Krieges  verstösst  nicht  allein  gegen  die  Interessen 
aer  Humanität,  sondern  auch  gegen  die  rechtliche  Natur 
des  Krieges;  aber  es  genügt  unter  Umständen  eine  ganz 
kurze  Frist. 
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Kapitel  IV. 

Ueber  das  Recht,  in  einem  feierlichen  Kriege  die 
Feinde  zS  tödten  und  sonstige  Gewalt  gegen  die 

Person  zu  üben.  »0 

^-  '"  X.y^:Te^&et,    in    Hass    sich    zu   be- 

.e.eÄrvi"u"^?r„o^1rurr.r:^^^^^^^ 

S  rre  iakecIL   von  Ancus  Mavtius   und   we.ter  von  den 
Aequicolern  abgeleitet  hat:  „Wenn  Menschen  oder_Unere 

371  N„„i,  den  Sitten  der  antilsen  Zeit  war  gegen  den 
Kriegsfe^nd  AUes  erlaubt,  und  zu  den  Feinden  gehörten 
SblÖs  die  an  dem  Kriege  thätig  theanehmenden  Sol- 
daten mit  ihren  Führern,  sondern  alle  Emwolinei  aes 
fefnd  ichen  Staates  ohne  unterschied,  einschl. esshch  dei 
FäenuTd  Kinder.  Deshalb  hatte  der  Sieger  d.e  Wahl,  die- 
selben Tütödten  oder  zu  Sklaven  zu  machen  oder  sonstige 

Bedingungen  ihnen  aufzulegen.  Ebenso  fiel  alles  E.ge,.- 
BeümBungeii  »  ^^^^^   ^        ^^  ab, 

JaTdi  Einwfl  er'beSteu  sollten.  Bekanntlieh  wurde 
Tden  K^-en  während  der  Völkerwanderung  den  alten 
rvundbes  zern  mei.t  ein  Antheil,  die  Hallte  oder  em 
nnuM  ihres  BesTtzes,  gelassen,  das  Andere  erhielten  die 
SolSen  der  D  utsche^n  Fürsten  zur  Vertheilnng  unter 
=^^h  Mit  der  fortschreitenden  Kultur  haben  s.d.  diese 

HSler^Sildert     d  e  schrankenlose  Macht  des  Siegers 
St  llmir  beg.enzt   worden,   theils   in  der  Art  der  Aus- 
ttbunisiner   Macht,    theils  'in   Rücksicht   der   l  ersonen 
ee"en  welche  sie  geübt  wird.    I..  diesem  Kap.tel  bandelt 
fs^Tch  nur  um  da'  Recht  gegen  das  Leben  der  Besiegten 
lind    einice    ihnen    gleichstehende   Guter.     Gr.   entwickelt 
Se  SeSen,   welche  darüber  sich  f  «n  in  der  ant.ken 
7pit  allmälie  gebildet  haben.    Allem  es  bleibt  liocnst  am 
faTlend    das!  er  die  Fortschritte,   welche  in  dieser  M.lde- 
tw"  der  Kriege     ehon   weit  über  die  antike  Zeit  hinaus 
rieiner   Zeit"  von   den   europäischen   ^^'tionen   semaclU 
waren,   ganz   ignorirt   und  sich   aut  ^«^ ^%"'';^.  ^/,f g^^', 
schränkt    Insbesondere  galt  schon  zu  Gr.  s  Zeit  dei  batz, 
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von    einer    Völkerschaft    dem    Römischen    Volke    geraubt 
worden  waren,  so  gingen  die  Fecialen,  d.  h.  die  Priester 
welche    dem   Abschlüsse    der    Bündnisse    vorstanden,    mit 
ihrem  pater  patratus  an  die  Grenze,  und  da  sprach  dieser 
mit  lauter  Stimme  die  Ursache  des  Krieges  aus.    Wollten 
Jene    dann   die  Sachen   nicht  zurückgeben,    noch   die   Ur- 
heber   des   Schadens    ausliefern,    so    warf   er  eine  Lanze 
in  ihr  Gebiet,  und  dies   war  der  Anfang  der  Feindselig- 
keiten, und  es  war  nun  gestattet,  die  Sachen  nach  Kriegs- 
recht   zu    rauben."     Vorher   hatte   er   bemerkt:    die  Alten 
nannten  das  Verletzen  von  Sachen  „Rauben",   wenn  auch 
das  Rauben    nicht    strafbar   ist;    ebenso   nannten   sie   das 
Genugthun    für    die    genommenen    Sachen    das    „Zurück- 
geben."    Es    erhellt    hieraus,    dass    die  Kriege  zwischen 
zwei  Völkern  oder  ihren  Oberhäuptern  gewisse  besondere 
Wirkungen  haben,   die  aus  dem  Kriege  an  sich  nicht  fol- 
gen.    Dies   stimmt   mit   dem,   was   oben  von  Aussprüchen 
Römischer  Rechtsgelehrten  beigebracht  worden  ist. 

II.  1.  Wenn  Virgil  aber  oben  sagt:  „Es  ist  gestattet," 
so  fragt  es  sich  um  dessen  nähere  Bedeutung.  Mitunter 
sagt  man  es  von  dem,  was  in  jeder  Beziehung  recht  und 
sittlich  ist,  wenn  auch  noch  etwas  Löblicheres  gethan 
werden  könnte.  So  sagt  der  Apostel  Paulus:  „Alles 
(nämlich  Alles  derart,  was  er  zu  besprechen  angefangen 
hatte)  ist  mir  gestattet,  aber  nicht  Alles  ist  zuträglich." 
So  ist  es  gestattet,  eine  Ehe  einzugehen;  aber  die  keusche 
Ehelosigkeit  in  frommer  Absicht  ist  löblicher,  wie  Augu- 
st in  aus  den  Aussprüchen  desselben  Apostels  gegen  Pol- 
lentius  ausführt.  So  ist  es  gestattet,  eine  zweite  Ehe 
einzugehen;  aber  es  ist  löblicher,  mit  der  ersten  sich  zu 
begnügen,  wie  diese  Frage  von  Clemens  aus  Alexandrien 

dass  friedliche  Einwohner  des  feindlichen  Landes  weder 
getödtct  noch  zu  Gefangenen  gemacht  werden  dürfen. 
Freilich  war  die  Sitte  darüber  erst  im  Entstehen;  noch 
mangelte  das  klare  Bewusstsein;  im  Gegentheil,  die  Ueber- 
schätzung  des  Römischen  Rechts  führte  die  öffentliche 
Meinung  irre,  und  so  lässt  sich  allenfalls  das  Schweigen 
des  Gr.  erklären.  Die  schwankende  Natur,  welche  dem 
Völkerrecht  überhaupt  anhaftet,  liess  den  Gr.  die  beginnenden 
Keime  milderer  Sitten  noch  nicht  als  Rechtsbestimmungen 
ansehen. 
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richtig  behandelt  wird.  Ein  christlicher  Ehegatte  kann 
nach  Au  gu  st  in  seinen  heidnischen  Gatten  verlassen 
Junter  wefchen  Umständen  dies  richtig  ist  kann  h.er  mcht 
untersucht  werden);  aber  er  kann  auch  bei  ihm  bleiben. 
ÄXu^t  Jener'  hinzu:  „Beides  ist  deshalb  nach  der 
Gerechtigkeit,  die  vor  Gott  gilt,  gestattet.  Deshalb  hin_ 
ScrtGtf Keines  von  Beiden,  aber  Beides  ist  nicht  gleich 
rathsam"  So  sagt  Ulpian  von  einem  Verkäufer  dem 
'na  h  Tblauf  der  Frist  gestattet  war  den  Wein  aus  aufen 
zu  lassen:  „Wenn  er  es  aber  nicht  gethan,  obgleich  er 
es  durfte,  so  ist  er  vielmehr  zu  loben.  „p^t-ttet 

2.    In   anderen  Fällen   sagt  man,    etwas   sei  gestattet 
nicht,  weil  es  ohne  Verletzung   der  Frömmigkeit   und  der 
Regen    der  Moral   geschehen   kann,    sondern   wei    es   bei 
den^  Menschen  nicht  bestraft  wird.    So  ist  be.  vielen  Ter„ 
kern   die  Hurerei   gestattet     ""d  bei   den   Lacedamon  ern 
und  Aegvptern  war  es  auch  der  Diebstahl.     QuintiUan 
^a^t       Manches   ist  zwar  nicht  löblich,   aber   im   Rechte 
SattetTso  konnten  nach  -ien  zwölf  Tafeln  die  Gläubiger 
den    Körper    des  Schuldners    unter    sich    theilen."     Diese 
Bedeutung   von    „gestattet   sein"    ist  weniger  üblich,    wie 
Cicero  richtig  in  der  fünften  seiner  Tusculanischen  Ab- 
Ldlungen  u;'r  Cinna  sagt:    „Mir  scheint  er  m^'t  b  033 
deshalb  ^lend,   weil   er  es  gethan     ^^^^^'^^^'''^'Jl^'l 
sich  so  betragen  hat,  dass  es  zu  thun  ihm  gestattet  war. 
AUerd'ngs   ist  es  Niemand   gestattet,   zu   sUndigen    allein 
das  Wort  ist   zweideutig,   denn   man   sagt,    dass  das   ge- 
stattet sei     was    man    bei  Jedem   zulässt.     Indess   wurde 
das  Wort  dol  auch  in  diesem  Sinne  gebraucht.    Derselbe 
Cicero  spricht  fUr  den  Rabirius  Posthumus  zu  de"  K'^l»- 
tern:    „Ihr    müsst    bedenken,    was    sich    »ur  Euch    z  emt, 
nicht  ;as  Euch   gestattet  ist.     Denn  wenn  Ih/   b'of  da- 
nach  fragt,   was  Euch   gestattet   ist,   so  konntet  Ihr  Jed- 
weden im  Staate  beseitigen."     So  heisst  es,   den  Konigen 
sei  Alles  gestattet,  weil  sie  „unverantwortlich     oder  „trei 
von   menschlicher  Strafe"    sind,    wie   frUher  gf'f' g*  jof" 
den  ist.    Aber  Claudian  belehrt  den  Konig  oder  Kaiser 

'^*  „Nicht  an  Das  denke,  was  Dir  gestattet  ist,  son- 
dern was  gethan  zu  haben  sich  für  Dich  ziemen 
wird." 


Und  Mensonius  züchtigt  die  Könige,  welche  zu  sagen 
pflegen:  Das  ist  mir  gestattet-  nicht:  „Das  ziemt  sich 
lur  mich." 

3.    In    diesem  Sinne   wird   oft  das,    was   gestattet  ist, 
dem    was  Pflicht  ist,   gegenüber  gestellt,    wie   dies   öfter 
bei  dem  alteren  Seneca  geschieht.    Ammianus  Marcel- 
linus    sagt:    „Manches    darf   man    nicht    thun,    wenn    es 
auch  gestattet  ist.«    Plinius  sagt  in  einem  seiner  Briefe • 
„Man  muss  das  Unsittliche  vermeiden,   wenn   es  auch  ge- 
stattet ist,    da  es    doch    unziemlich    ist."     Cicero   selbst 
sagt   m    seiner  Rede   für  Baibus:    „Es    giebt   Dinge,    die 
man    nicht    thun    soll,    selbst    wenn    sie    gestattet    sind." 
Derselbe   bezieht   in   der  Rede   für  Milo    das   „Rechtsein" 
auf  die  Natur,  das  „Gestattetsein"  auf  die  Gesetze.    Auch 
in   der  Deklamation   des    älteren   Quintilian    heisst  es: 
„Em  Anderes  sei  es,    das  Recht  innehalten,   ein  Anderes, 
die  (jerechtigkeit.38)  ' 

III.  In  diesem  Sinne  ist  es  also  gestattet,  den  Kriegs- 
eind   in   seiner  Person   und   in   seinem  Vermögen   zu  ver- 
letzen   und   zwar   ist  dies   auf  beiden  Seiten   ohne  Unter- 
schied  gestattet,   und   nicht   blos   für  den,   der  den  Krieg 
aus  einem  gerechten  Grunde  führt   und  nur  innerhalb  der 
Schranke  schädigt,  die  aus  der  Natur  folgt,  wie  im  Beginn 
dieses  Buches    dargelegt    worden    ist.     Es    kann    deshalb 
Kemer  von  ihnen  als  Mörder   oder  Dieb  bestraft  werden 
wenn  er  in   einem  anderen  Gebiet  zufällig  betroff"en  wird' 
noch  darf  deshalb  von  einem  Anderen   unter   diesem  Vor- 
wande    ein    Krieg    begonnen    werden.      In    diesem    Sinne 
sind   die  Worte  des   Sallust    zu  verstehen:    „Dem  nach 
dem    Gesetz    des    Krieges    bei    seinem    Siege    Alles    ge- 
stattet war."  ^ 

r^J^A'  S'!  y^!^^^  ^^^^°  ^'^^  ^^^^'^^b  angenommen, 
weil  die  Entscheidung  über  die  Rechtlichkeit  eines  Krieges 

TT  Z**^  ,^^^^^  ^^"^^  ""^  ^^^^^®  Auseinandersetzung  des 
Unterschiedes  von  Recht  und  Moral  darf  dem  Gr.  nicht 
zu  streng  angerechnet  werden,  da  zu  seiner  Zeit  die 
öegriffe  beider  in  der  Wissenschaft  noch  nicht  streng  ge- 
schieden und  durch  verschiedene  Ausdrücke  bestimmt  be- 
zeichnet waren.  Man  begegnet  deshalb  bei  Gr.  wieder- 
holt diesen  Erörterungen,  welche  für  die  Gegenwart  selbst- 
verständliche und  allbekannte  Unterschiede  betrefi'en 


Il 


240 


Bach  in.    Kap.  IV. 


zwischen  zwei  Staaten  für  andere  Staaten  gefährlich  war. 
Sie  konnten   dadurch   selbst  in   den  Krieg  mit  verwickelt 
werden;    deshalb    sagten    die  Massilier   bei    dem  Kampte 
zwischen  Cäsar  und  Pompejus,  dass  sie  weder  das  Recht 
noch   die  Macht  hätten,   «m   zu   entscheiden,   auf  welchei 
Seite  das  Recht  sei.    Auch  kann  selbst  bei  einem  gerech 
ten    Kriege    aus    äusseren    Umständen    kaum    entnommen 
werden,  welches  die  rechte  Art  sei,  sich  zu  scnützen,  das 
Seine  Nieder  zu  erlangen  oder  Strafen   zu  vollstrecken; 
deshalb  hat  die  Ansicht  die  Oberhand  behalten    dass  dies 
dem    Gewissen    der    kriegführenden    Parteien    überlassen 
bleiben    müsse     und     von    keinem    Dritten    entschieden 
werden    dürfe. s»)       Die    Achäer    sagen    bei    LiJ'"«    m 
ihrer  Rede   vor  dem  Senat:    „Wie  kann   das   m  den  Mei- 
nungsstreit hereingezogen  werden,  was  nach  dem  Kriegs- 
rechte geschehen   ist?"     Neben  dieser  Wirkung  des  Ge- 
stattetseins oder  der  Straflosigkeit  besteht  noch  eine  an- 
dere in  Bezug  auf  das  Eigenthum,   wovon   spater  zu  han- 

^  "v'\'  Diese  Erlaubniss,  zu  verletzen,  welche  zuerst 
zu  erörtern  ist,  geht  zunächst  gegen  die  Person,  wie 
viele  Zeugnisse  rechtlicher  Schrittsteller  bestätigen.  In 
einem  Trauerspiel  des  Euripides  wird  das  Griechische 
Spruchwort  erwähnt:  „Rein  ist  Jeder,  der  Knegsfe.nde 
tödtet "  Daher  war  es  nach  alter  Griechischer  Sitte 
nicht  zulässig,  mit  Denen,  welche  ausserhalb  eines  Krieges 
Menschen  getödtet  hatten,  sich  zu  baden,  zu  trinken  zu 
essen,  und  noch  weniger,  zu  opfern;  aber  ^^ohl  mit  Denen 
die  es  im  Kriege  gethan.  Mitunter  wird  das  Todten  das 
Recht  des  Krieges  genannt.     MarccUus  sagt  bei  Livius: 

Was  ich  gegen  die  Feinde  verübt,  schützt  das  Knegs- 
?echt  "    Bei  demselben   sagt  Alorcus  zu  den  Saguntinern: 

Dies  ist,  meine  ich,  eher  zu  ertragen,  als  wenn  Euer 
Leib  zerhauen  wird,  und  wenn  vor  Euren  Augen  Eure 
Frauen  und  Kinder  nach  Kriegsrecht  geraubt  und  tort- 
gerissen werden."     An    einer    anderen   Stelle    erzahlt    er, 

»«)  Der  Grund  liegt  weniger  in  der  klugen  Bercclinung 
des  Nützlichen,  wie  Gr.  meint,  als  in  der  Selbststä-iidigkeit 
der  einzelnen  Staaten  und  Völker,  wonach  sich  Niemand 
zum  Richter  darUber  aufwerfen  kann,  ob  ihr  Handeln 
und  ihre  Meinung  richtig  ist  oder  nicht. 
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dass  die  Astapenser  getödtet  worden,   und  bemerkt    dass 
dies  nach  Knegsreclit  geschehen  sei.    Cicero  sajt  in  sei 
ner  Rede  für  den  Dejotaurus :  „  Weshalb  sÖue  er  Defn  Fe  nd 

Sef  wm'"''."  ""^  "'"  "*•"'  Kriegsrecht  hitte  töd  eJ 
können  wahrend  er  wusste,  dass  Du  ihn  und  seinen  Sohn 
zum  Konig  gemad.t  hast?"  und  in  einer  Rede  für  Ma" 
cellus  sagt  er:    „Denn   da  wir  Alle  nach  dem  Rechte  des 

ITLSZ'dT:'^'^'''  ^""°«"'  sind  wTlfe'h 
aen   ^usspruch   Deiner  Gnade    erha  ten    worden  "     Cäsar 

bedeutet  die  Häduer:   „Durch  sein  Wohlwollen  seien  sie 

tö  tirkrn'eir-'  "?f  "r  ^^'^^^'•«<='''  i-tteVrirAn 

Kriege-  Fs,;f  /.'^•'"P''"?  ^^^t  in  seinem  jüdischen 
naeh^den."  r.  f  '?,''""',''?  '''""  Kriege  zu  sterben,  aber 
nach  dem  Gesetz  des  Krieges,  d.  h.  von  dem  Sieeer " 
Papinius  sagt  (Thebais.  XII.  552):  ^ 

■  *  "/""'i,  beklagen  wir  die  Getödteten  nicht-    das 

Waffe'n'"         "    '''  ^"'^'^    ""«^    ^''   ^'^^^^^  ^ 

2.  Wenn  diese  Schriftsteller  es  das  Recht  des  Krieees 

nennen,    so  erhellt  aus  anderen  Stellen,    dass  sie  dami? 

».cht   eine   ganz    schuldfreie   Handlung 'meinen,    sondwn 

nur,    wie   erwähnt,    eine    straflose,    xlcitus  sagt       ^ 

•rieden  prüft  man  die  Ursachen  und  die  Schuld  ;^wo  de^ 

Krieg  losbricht,    da   fallen  die  Unschuldigen   nebeT  den 

Schuldigen;"    und    an    einer   anderen    SteL      „Und    da" 

Recht  der  Menschen  erlaubte  ihnen  nicht,   diese  Tödtung 

zu  ehren    noch  das  Kriegsrecht,  sie  zu  rächen.  "40)   Auch 

.st  das  .Knegsreclit  gemeint,    dessen    sich    nach  Livius 

tu  wiT'  ^•^'"  ^T""'  ""''  A»'«°o''  deshalb  enthiel- 
ten wei  sie  immer  fUr  den  Frieden  geredet.  Seneca 
sagt  m  der  Tragödie  der  Trojaner  (v.  335) 

es  ih^e'^fS""  '"  "'""  ''''''^'''  ^^'  S'^S-^^  «t^"d 
Si°i'i"-^f*'"""\  ''^^''  '''™"''''  begangen,  mit  dem 
CS  die  Leute  im  Feldherrnmantel  gethan  haben;"  und 
Cyprian  sagt:  Wenn  Einzelne  einen  Menschen  tödten 
!  "ff 'h'T  V^^-bree-en;  eine  tapfere  That  heisst  es,  wenn 
es  öffentlich  geschieht.    Die  Verbrechen  werden  sti-rflos" 

SeitHlof  fI^"^''"']?   '''''i   ™   '^'^  Tödtung   eines   auf  der 
öeite  der  leinde  dienenden  Bruders  durch  seinen  Bruder 

Grotius,  Recht  d.  Kr.  n.  Fr.    II. 
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li«    Römer    mit    Recht    Schaden    zugefugt    hatten,    uia 
äenfo  Tagt   Lucan:    „Das    Verbrechen    ist    zum    Recht 

^'"vl*^  Dil' Recht  hat  einen  weiten  Umfang;  es  gilt  nicht 
„,.rp:e;en  Die  welche  thätsächlich  die  Waffen  fuhren 
Zr  EtlSn^n  des  kriegführenden  Staates  sind,  s^,„dern 
ee-en  Alle,  die  in  seinem  Gebiet  sich  ^u/^!*"«"'.  J'^^X 
der  Forme  bei  Livius  erhellt:  „Als  Knegsfe  nd  ge  te 
Jeder  der  innerhalb  der  Schutzwehren  Jenes  sich  befinde 
nenn  auch  von  diesen  ist  Schade  zu  besorgen,  und  dies 
Senilst  in  einem  dauernden  und  allgemeinen  Krieg,  damit 
fenes  e  wähn  e  Recht  eintrete.  Es  ist  dies  »»«1«;^  «  ^ 
hei  Pfändun'-en,  welche,  wie  erwähnt,  nach  dem  Muster 
von  Steuern  zu  Abtragung  von  Staatsschulden  emgefUlirt 
von  Steuern  iui  f  ,°,u      ;  iit  zu  verwundern,   dass, 

rj'^aTdus  tm  rkt  t  "^Kriege  grössere  Willkür 
he  rscht  als  bei  der  Pfändung.  Bei  Fremden  Je  nach 
aussebrochenem  und  bekannt  gewordenem  Kriege  m  das 
feindliche  Gebiet  kommen,  hat  dies  keinen  Zweilel. 

V  1   Dagegen  werden  Die,  welche  vorher  hingegangen 
waren    nach  dem  Völkerrecht  nur  nach  einer  angemesse- 
nen Frist     innerhalb  welcher  sie   sich  entfernen  konnten 
2  Kr  egsfe  nde  behandelt.    So  verkündeten  die  Koreyraer 
bei  S  Begbn  der  Belagerung  von  Epidamnu.  den  Frem- 

411  Diese  Citate,  denen  Gr.  beistimmt,  zeigen     dass 
Cr    hiei  Recht  und  Moral  unterscheidet  und  das  Recht,  im 
Kriege  zu  tödten,  nicht  als  moralisch   zulässig  anerkennt 
A  lein  er  hütet  sich,  diesen  Gedanken  näher  zu  entwickeln 
Jinn  innerhalb  der' Schlacht  selbst  wird  Gr.  die  Moralita 
es  Tödtcns  der  Feinde  schwerlich  bestreiten  wollen;  es 
war  mi  1  in   hier  eine  Grenze   zu  ziehen,   und   diese   giebt 
cf  T\t\u      Es    ist    dies    die    bequeme   Manier    v.e  er 
S:,raU      er;  sie  setzen  das  eine  Prinzip  und  lassen  seine 
Beü^rezung' durch  andere  gleichberechtigte  P,""^;P'en  "' " 
erörtert     obgleich    doch    erst  dadurch   die  Moral  Gestalt 
und  Anwendbarkeit  erhält. 
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den    denen  sie  sich  zu  entfernen  erlaubten,  dass  sie  sonst 
als  Jbeinde  behandelt  werden  würden. 

..  .  y/ "u  ^'c^^^  wirkliehen,  dauernden  ünterthanen  des 
temdlichen  Staates  können  jedoch  in  Beziehung  auf  ihre 
I  erson  nach  dem  Völkerrecht  überall  angegriffen  werden 
Denn  wenn  einem  Staate  der  Krieg  erklärt  wird,  so  ge- 
schieht es  auch  gegen  seine  einzelnen  Angehörigen,  wie 
aus  der  oben  erwähnten  Formel  erhellt.  So  heisst  es 
auch  in  dem  Beschlüsse:  „Sie  wollten  und  beföhlen,  dass 
dem  Konig  Philipp  und  seinen  Macedonischen  ünterthanen 
der  Krieg  erklärt  werde."  Ein  Kriegsfeind  kann  aber 
nach  dem  Völkerrecht  überall  angegriffen  werden.  Euri- 
pides  sagt: 

„Das  Recht  gestattet,  dass  man  den  Feind  tödten 

kann,  wo  er  auch  gefangen  worden." 
Der  Rechtsgelehrte  Marc ian  sagt:  „Man'kann  die  Ueber- 
lauter  überall,  wo  man  sie  trifft,  wie  Kriegsfeinde  tödten." 
2.  Die  Tödtung  derselben  ist  also  gestattet  im  eigenen 
Gebiet,  in  Feindes  Gebiet  und  in  Keines  Gebiet,  auf  dem 
Meere.  Wenn  sie  dagegen  auf  neutralem  Gebiete  nicht 
getodtet  oder  verletzt  werden  dürfen,  so  beruht  dies  nicht 
aui  ihrer  Person,  sondern  auf  dem  Rechte  dessen,  der  die 
Staatsgewalt  hat.  Denn  die  Staaten  konnten  festsetzen 
dass  gegen  alle  in  ihrem  Gebiet  befindlichen  Personen 
nicht  gewaltsam,  sondern  nur  durch  die  Gerichte  vor- 
geschritten werden  dürfe.  Aus  Euripides  haben  wir 
bereits  die  Stelle  erwähnt: 

„Kannst  Du  ein  Verbrechen  diesen  Gastfreunden 

zur  Last  legen,   so   sollst  Du  Dein  Recht  erlangen- 

aber    mit  Gewalt    darfst  Du    sie    nicht    von    hinnen 

nehmen." 

Wo  die  Gerichte  in  Wirksamkeit  sind,  da  wird  Jeder 
nach  Verdienst  behandelt,  und  jenes  blinde  Recht  zu  be- 
schädigen, wie  es  unter  Kriegsfeinden  besteht,  hört  auf 
bo  erzahlt  Livius,  dass  sieben  Kriegsschiffe  der  Kartha- 
ger sich  in  einem  Hafen  des  von  Syphax  beherrschten 
Gebietes  befunden  hätten,  welcher  damals  mit  den  Kartha- 
gern und  Römern  in  P>ieden  lebte;  nun  sei  Scipio  mit 
zwei  Kriegsschiffen  dahin  gekommen,  und  er  hätte  von 
den  Karthagern  vor  dem  Hafen  überwältigt  werden  kön- 
nen; aber  mit  Hülfe  des  starken  Windes  seien  sie  in  den 
Hafen    gelangt,    ehe    die   Karthager    die   Anker    gelichtet 

16* 
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hätten,  und  nun  Latten  die  Karthager  in  dem  königlichen 
Hafen  nichts  mehr  gegen  sie  gewagt.  ..  ,     , 

ix  1   Wie  weit  iibHgens,  um  auf  die  Sache  zurückzukom- 
men, dieses  Recht  geht,  erhellt  daraus,  dass  auch  Kinder 
und  Frauen  ungestraft  getödtet  werden  können,  und  dies  in 
Sem  Recht  enthalten  ist.    Ich  will  nicht  erwähnen,  dass 
die  "uden  die  Frauen  und  Kinder  der  Ilesboniter  erschlu- 
gen, und  dass  ihnen  dasselbe  gegen  die  K--}'- -^.J^^^" 
Anhang  geheissen    war;    denn    dies    sind  11'f«"   f^^f^' 
dessen  Recht   Über   die  Menschen   weiter   geht,    als   das 
JrMenschen  über  die  wilden  Thiere    -i« /-'-'•  Q 
worden   ist.     Dagegen  bekundet   es   eher  einen  Geb.  auch 
des  Völkerrechts,  wenn  in  dem  Psalm  Derjenige  für  selig 
erklärt    wird,    welcher    die    Kinder    der    Babylonier    an 
den  Felsln  zerschmettert.     Aehnlich  sagt  Homer  (lUas 
XXII.  63):         ^  ^^^    j^.^^^^,    ^  aen 

Boden    geschleudert,     wenn    der    wilde    Kriegsgott 

Alles  schüttelt."  .        .     .        ., 

2.  Thucydides  erzählt,  dass  die  Thracier  emst  nach 
Eroberung  von  Mykalessus  die  Frauen  und_  Kinder  getödtet 
haben  Dasselbe^  erzählt  Arrian  von  den  Maccdon.crn 
S£  der  Einnahme  von  Theben.  Appian  -g  von  den 
Römern  nach  Einnahme  der  ^P^n'^cben  Stadt  lluigos 
wörtlich:  „Sie  tödteten  ohne  Unterschied  Frauen  nna 
Knaben  "  Tacitus  erzählt,  dass  Cäsar  German.cus  die 
Flecken  der  Marsen  (eines  Deutschen  Volksstammes)  m. 
Feuei  und  Schwert '  verwüstet  habe,  "nV"f"  S 
Weder  Geschlecht  noch  Alter  wurde  verschont.  Iitus 
Hess  auch  die  Frauen  und  Kinder  der  Juden  bei  den 
Thier- "fechten  von  den  wilden  Thieren  zen;eissen.42) 
Dennoch  gelten  Beide  nicht  als  grausame  Manner;  so 
?eh"  war  also  die  Grausamkeit  zur  allgemeinen  Sitte  ge- 


42)  Es  ist  dies  nicht  richtig,  wie  Berbeyrac  nach- 
gewiesen hat.  Josephus  enthält  nichts  davon  sondern 
berichte"  nur,  dass  Titus  alle  Kinder  unter  17  Jahren 
S  der  Eroberung  Jerusalems  habe  verkaufen  lassen 
Gr!  ist  durch  eine  falsche  Notiz  des  Albencus  Gentilis  zu 
dieser  Behauptung  verleitet  worden. 
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worden.    Man  darf  sich  daher  nicht  wundern,  wenn  auch 
Greise  getödtet  worden,  wie  Priamus  von  Pyrrhus.«) 

X.  1.  Auch  die  Gefangenen  sind  gegen  dies  Recht 
nicht  geschützt.  Von  Pyrrhus  heisst  es  in  der  Tragödie 
des  Seneca  nacli  damaliger  Sitte: 

„Kein  Gesetz  schützt  den  Gefangenen  und  hin- 


dert 


seine  Bestrafung." 


In  den  Virgilianen  von  Cirus  wird  dasselbe  auch  gegen 
die  Frauen  als  Kriegsrecht  behauptet.  Denn  Scylla 
sagt  da:  "^ 

„Aber   nach   Kriegsrecht  wenigstens  hattest  Du 
die  Gefangenen  getödtet!" 
Auch    in   jener  Stelle    bei  Seneca    handelt    es  sich  um 
Tödtung    einer   Frau,    nämlich    der    Polyxena.      Deshalb 
heisst  es  bei  Horaz: 

„Da  Du  die  Gefangene  verkaufen  konntest,  so 
mochte  ich  sie  nicht  tödten." 
Er  nimmt  also  an,  dass  dies  erlaubt  sei.  Auch  Donatus 
sagt,  die  Sklaven  führten  ihren  Namen  von  dem  Erhalten 
(sei^n,  üervare)j  „da  nach  dem  Kriegsrecht  sie  vielmehr 
getödtet  werden  müssten."  Dies  „müssen"  scheint  hier 
nicht  ganz  passend  für  „erlaubt  sein"  gesetzt  zu  sein. 
So  smd  die  in  Epidamnus  gemachten  Gefangenen  von 
den  Korcyräern  nach  Thucydides  getödtet  worden.  So 
hat  Ilannibal  5000  Gefangene  tödten  lassen,  und  M.  Brutus 
auch  eine  grosse  Zahl.  In  Hirtius'  afrikanischen  Kriege 
redet  der  Hauptmann  Cäsarianus  den  Scipio  so  an:  „Ich 
danke  Dir,  dass  Du  mir,  der  ich  nach  Kriegsrecht  "ge- 
fangen genommen  worden,  mein  Leben  und  meine  Glie- 
der lässt." 

2.  Auch  erlischt  dies  Recht,  solche  Sklaven,  die  im 
Kriege  gefangen  worden,  zu  tödten,  nach  dem  Völker- 
recht durch  keinen  Zeitablauf;  nach  dem  Recht  der  ein- 
zelnen Staaten  wird  es  jedoch  bald  mehr,  bald  weniger 
beschränkt.  ° 

XI.  Es  kommen  auch  Beispiele  vor,  dass  Solche,  die 
sich  freiwillig  mit  Wegwerfung  der  Waffen  als  Gefangene 
übergaben,  getödtet  worden  sind;  so  von  Achill  bei 
Homer;  so  geschah  es  dem  Magus  und  Turnus  bei 
Virgil.     Beide    erzählen   es   als  eine  nach   dem  Kriegs- 

43)  Wie  Virgil  in  der  Aeneide  IL  550  erzählt. 


i  f 
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recht  erlaubte  Hanaiung.  Selbst  Augustinus  lobt  die 
fiothen  dass  sie  die  Feinde  verschonten,  welche  sich 
freiiiUig  üb  vi  Lten  und  in  die  Tempel  flüchteten ;  er 
Sr  Sie  halten  für  sich  selbst  nicht  erlaubt,  was 
nach  d"em  Kriegsrecht  erlaubt  war."  Auch  werden  d.e, 
weiche  sTch  übergeben  wollen,  nicht  immer  angenommen 
r  d  e  bei  den  Persern  dienenden  Griechen  in  der  Schlacht 
am  Granicus-4)  ,o  bei  Tacitus  die  Uspenser  ^g  ^r 
um  ihr  nacktes  Leben  baten;  er  Bagt-  jWe.l  ^.^  S.egei 
vorzogen,  sie  nach  Kriegsrecht  zu  todten."  Auch  hier 
wird  das  Kriegsrecht  genannt. 

XII.   Man  liest  auch,    dass  Die,  ".«^f «  «"^J.  °''"f,3?e„ 
dinsung  ergaben,  gctödtet  worden  sind;    so  die  Kirsten 
der  Pomet  er    von   den  R-ömern,    die   Samniter   von  Sulla, 
die   Numidier  von   Cäsar.     Es   war   sogar  stehender  Ge- 
brauchTei  den  Römern,  dass  die  feindlichen  Anführer,  moch- 
ten s"e  gefangen  worden  oder  sich  freiwillig  ergeben  haben, 
im  Triu'mplt!ge  getödtet  wurden,  wie  a-  Ci cero's  f.mf  er 
Rede  eeeen  Venes  und  aus  Livius'  Geschichte  an  men 
SnSn,    insbesondere    aus  dem  26.  Buche,    ebenso 
aus  Tacitu^'  Annalen   Buch  12    ^nd    a«!,  ^^^l^"  .^^f^; 
ren   Schnftstellern  erhellt,     derselbe  Tacitus  berichtet 
dass   Galba  den   zehnten  Mann   von   denen,    die   sich   aut 
Gnade  e  geben  hatten,  tödten  Hess;  ebenso  hess  Caecina 
nachdem   Aventicum    sich    ergeben    hatte     von    den   Vor- 
nehmsten den  Julius  Alpinus,    als  ^^n^  Anstifter  des  Kr  e^ 
P-ps     hinrichten;    bei    den  Anderen    uberliess    er    es    dem 
Vi?dlhis,  ob  er'  ihnen  verzeihen  oder  das  Leben  nehmen 

''''^Xill.  1.  Mitunter  rechtfertigen  die  Geschichtschreiber 
diP«;e  Tödtunir  der  Kriegsfeinde,  insbesondere  der  be  an- 
tuen und  dfrer,  die  sidi  freiwillig  überliefern,  aus  dem 
Recht  der  Wiedervergeltung  oder  aus  der  Ha.^tjiäckigk^^^^^ 
des  Widerstandes.  Allein  diese  Gründe  erk  aren  nm  d  e 
That  aber  rechtfertigen  sie  nicht,  wie  ich  anderwärts 
unterschieden    habe.      Denn    die    Wiedervergeltung    kann 

44)  Auch  hier  bemerkt  Berbeyrac,  dass  Gr.  sich 
geirrt  haben  werde.  Kein  alter  Schriftsteller  erw'iihnt 
dessen,  vielmehr  sagt  Arrian  ausdinickUch  ^ass  diese 
Griechen  von  Alexander  gefesselt  nach  Macedonien  in  die 
Arbeitshäuser  gesandt  worden. 


nur  gegen  dieselbe  Person  geübt  werden,  welche  verletzt 
hat,  wie  aus  dem  früheren  Kapitel  über  die  Gemeinschaft 
der  Strafen  erhellt.  Dagegen  trifft  bei  dieser  Wieder- 
vergeltung, wie  sie  im  Kriege  geübt  wird,  das  Uebel  in 
der  Regel  Solche,  welche  an  dem  Unrecht  keine  Schuld 
haben.  Diodor  von  Sicilien  sagt  so:  „Denn  sie  waren 
durch  die  Erfahrung  belehrt,  dass  bei  dem  schwankenden 
Kriegsglück  ihnen,  wenn  sie  ihre  Sache  schlecht  führten, 
dasselbe  bev-orstand,  was  sie  jetzt  gegen  die  Besiegten 
thaten."  Bei  demselben  sagt  Philomelus,  der  Feldherr 
der  Phocenser:  „Indem  er  dieselbe  Strafe  gegen  die  Feinde 
vollstreckte,  erreichte  er  es,  dass  sie  in  diesen  über- 
müthigen  und  frechen  Strafen  sich  mässigten." 

2.  Das  treue  Festhalten  bei  derselben  Partei  wird 
aber  von  Niemand  für  ein  todeswürdiges  Vergehen  an- 
gesehen, wie  die  Neapolitaner  dem  Belisar  nach  Procop 
erwiderten;  dies  gilt  namentlich  dann,  wenn  die  Partei- 
nahme natürlich  war  oder  durch  gute  Gründe  gerechtfertigt 
worden  ist.  Es  ist  dies  so  wenig  ein  Verbrechen,  dass  es 
vielmehr  als  Verbrechen  gilt,  wenn  Jemand  eine  Festung 
verlässt;  besonders  nach  dem  alten  Römischen  Recht, 
welches  beinah  nie  den  Einwand  der  Furcht  und  zu 
grosser  Gefahr  gestattet.  Livius  sagt:  „Das  Verlassen 
der  Schutzwehr  wird  bei  den  Römern  mit  dem  Tode  be- 
straft." Jeder  verfährt  also  seines  Nutzens  wegen  mit 
der  höchsten  Strenge,  wie  gezeigt  worden,  und  diese 
Strenge  wird  bei  den  Menschen  durch  das  Völkerrecht 
gerechtfertigt,  was  wir  jetzt  behandeln. 

XIV.  Dasselbe  Recht  ist  auch  gegen  die  Geis  sein 
geübt  worden,  und  nicht  bloss  gegen  die,  welche  sich 
selbst,  gleichsam  vertragsmässig,  gestellt  hatten,  sondern 
auch  gegen  die,  welche  von  Anderen  überliefert  waren. 
Die  Thessalier  haben  einst  250  getödtet,  die  Römer  300 
Volkkcr  von  Auruncus.  Uebrigens  wurden  auch  Knaben 
als  Geissein  gegeben,  wie  bei  den  Parthern,  und  wie  mit 
Simon,  dem  einen  Bruder  der  Maccabäer,  geschah;  auch 
Frauen  gaben  die  Römer  zu  Porsenna's  Zeit,  und  die 
Deutschen,  wie  Tacitus  erzählt. 

XV.  1.  So  wie  das  Völkerrecht  Vieles  in  der  früher 
erwähnten  Weise  gestattet,  was  das  Naturrecht  verbietet, 
so  verbietet  es  auch  Manches,  was  das  Naturreeht  ge- 
stattet.    Denn   wenn  man  Jemand  tödten   darf,   so  ist  es 
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nach  dem  Naturreclit  gleich,  ob  man  dies  durch  das 
Schwert  oder  durch  Gift  bewirkt;  ich  sage,  nach  dem 
Naturrecht,  denn  edelmiithiger  ist  es,  ihn  so  zu  tödten,  dass 
er  sich  dagegen  vertheidigen  kann ;  allein  man  ist  dies 
Niemand  schuldig,  der  das  Leben  verwirkt  hat.  Aber 
nach  dem  Völkerrecht,  wenigstens  bei  den  besseren  Völ- 
kern, ist  es  schon  lange  nicht  gestattet,  den  Feind  durch 
Gift  zu  tödten.  Diese  Sitte  hat  sich  aus  der  gemein- 
samen Nützlichkeit  gebildet;  die  Gefahren  sollten,  als 
die  Kriege  häufiger  wurden,  nicht  noch  vermehrt  werden. 
Wahrscheinlich  ist  es  von  den  Königen  ausgegangen, 
deren  Leben  vorzugsweise  gegen  Waffen  geschlitzt  ist, 
aber  gegen  Gift  weniger,  wie  das  Leben  Anderer  ge- 
sichert ist;  deshalb  hat  man  noch  den  Schutz  der  Religion 
und  die  Scheu  vor  der  Ehrlosigkeit  hinzugenommen.  •*•"») 

2.  Livius  nennt  es  bei  Gelegenheit  des  Perseus: 
„heimliche  Verbrechen";  Claudianus  „Gottlosigkeif"  bei 
Gelegenheit  der  Nachstellungen  gegen  Pyrrhus,  welche 
Fabricius  abwies,  und  Cicero  „Verbrechen"  bei  Erwäh- 
nung desselben  Falles.  Es  liege  in  dem  gemeinsamen 
Interesse,  dass  dergleichen  nicht  verübt  werde,  schrieben 
die  Römischen  Konsuln  in  einem  Briefe  an  Pyrrhus,  den 
Gellius  aus  Cl.  Quadrigarius  anzieht.  Bei  Valerius 
Maximus  heisst  es:  „Die  Kriege  werden  mit  Waffen, 
aber  nicht  mit  Gift  geführt."  Und  nach  Tacitus  verwarf 
Tiberius  das  Anerbieten  eines  Fürsten  der  Katten,  den 
Arminius  durch  Gift  zu  beseitigen,  und  stellte  sich  damit 
auf  die  gleiche  Stufe  mit  jenem  alten  berühmten  Feld- 
herrn. Wer  also  meint,  wie  Baldus  nach  Vegetius,  dass 
man  den  Feind  durch  Gift   beseitigen  könne,   hat  nur  das 

4*>)  Der  Grund,  weshalb  die  Tödtung  durch  Gift  als 
unzulässig  behandelt  worden,  liegt  nicht  in  solcher  klugen 
Berechnung,  die  immer  trügerisch  ist,  sondern  ist  Folge 
des  Charakters  der  in  Europa  auftretenden  indisch-germa- 
nischen Völker,  bei  denen  Tapferkeit,  Muth  und  Mann- 
haftigkeit so  hoch  geehrte  Tugenden  waren,  dass  Gift, 
als  das  Mittel  der  Feigheit,  von  selbst  verachtet  und 
ausgeschlossen  blieb.  Deshalb  hat  sich  der  Gebrauch  des 
Giftes  bei  den  tieferstehenden  Menschenracen  erhalten; 
wäre  die  Nützlichkeit  der  Grund,  so  hätte  es  auch  bei 
diesen  aufhören  müssen. 
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Vmkerre^^^^^     '"^    ^'"""^     """^     übersieht    das    willkürliche 

XVI.  1  Etwas  verschieden  von  solcher  Vergiftung  und 
der  Gewalt  näher  stehend  ist  die  Vergiftung  der  Wurf- 
spiesse,  um  die  Ursachen  des  Todes  zu  verdoppeln.  Dies 
berichten  Ovid  von  den  Geten,  Lucan  von  den  Parthern, 
feilius  von  Afrikanischen  Völkerschaften,  und  Claudian 
besonders  von  den  Aethiopiern.  Auch  dies  ist  gegen  das 
Völkerrecht  wenigstens  der  Völker  in  Europa  und  der 
m  Kultur  ihnen  verwandten  Völker.  Der  Salisberienser 
hat  dies  richtig  bemerkt  und  sagt:  „Auch  finde  ich  nicht, 
dass  der  Gebrauch  des  Giftes  irgendwo  gestattet  gewesen- 
nur  die  Ungläubigen  haben  es  mitunter  benutzt."  Silius 
sagt  deshalb:  „Das  Eisen  werde  durch  das  Gift  entehrt  " 

2.  Ebenso  ist  die  Vergiftung  der  Brunnen,  die  gar  nicht 
oder  nicht  lange  zu  verheimlichen  ist,  wie  F 1  o  r  u  s  sagt,  nicht 
bloss  gegen  die  Sitte  der  Vorfahren,   sondern  auch  gegen 
das  Recht  der  Götter.     Die  Schriftsteller  pflegen  nämlich 
wie  ich  anderwärts  bemerkt,  das  Völkerrecht  auf  die  An- 
ordnungen   der    Götter    zurückzuführen.      Es    kann    nicht 
auffallen,    dass    zur  Minderung   der  Gefahren   dergleichen 
stillschweigende    Abkommen     unter     den     kriegführenden 
Volkern   sicli   bilden;    hatten    doch    die   Chalcidenser  und 
Eretrienser    einmal    während    des    Krieges     ausgemacht, 
dass  keine  Wurfgeschosse  gebraucht  werden  sollten. 
1,       n-A  ^^^l.  "'^^'*  dasselbe  gilt  für  solche  Mittel,   die 
ohne  Gift  die  Brunnen  so  verderben,  dass  man  das  Wasser 
nicht  trinken   kann;   Solon   und  die  Amphictyonen   haben 
dies  gegen  die  Barbaren  für  zulässig  erklärt    und  Oppian 
sagt   m   seinem  Buche   über  die  Fischerei,  '  dass    dies  im 
vierten    ebenso  wie  in  seinem  Jahrhundert,  üblich  gewesen 
sei     Man  sieht  dies  so  an,  als  wenn  ein  Fluss  abgeleitet 
wird,    oder    die   Zuflüsse    einer   Quelle    verstopft  werden 
was  nach  dem  Natur-  und  Völkerrecht  erlaubt  ist.  ' 

XVIII.  1.  Ob  man  aber  einen  Kriegsfeind  durch  einen 
gedungenen  Mörder  nach  dem  Völkerrecht  tödten  darf  ist 
streitig  Man  muss  unterscheiden,  ob  der  Mörder  dirch 
seine  That  eine  ausdrücklich  oder  stillschweigend  gelobte 
Treue  verletzen  würde,  wie  Unterthanen  gegen  ihren 
iionig  Vasallen  gegen  ihren  Lehnsherrn,  Soldaten  gegen 
Ihren  Feldherrn,  Flüchtlinge,  Bittende,  Ankömmlinge  und 
Ueberläufer  gegen  Die,    welche  sie  aufgenommen  haben 
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Ueber  die  Tödtung  im  Kriege. 
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oder  ob  der  Mörder  nicht  so  verpflichtet  ist  -*«)  So  hat 
Pil  der  Vater  Karl's  des  Grossen,  durch  Einen  aus 
sefnem  Gefolge,  der  über  den  Rhein  ging,   den  Femd  au 

einem  Nachtlager  tödten  lassen.  Nach  Polybius  hat 
der  Aetoler  Theodosius  dasselbe  gegen  Ptolemaus,  den 
König  von  Aegypten  versucht,  und  Polybius  nennt  dies  ein 
nich tunmännliches  Unternehmen."  Aehnlich  ist  die  That, 
we  he  unter  Lobpreisung  der  Geschichtschreiber  QMucms 
Scävola   versuchte,    und   die   er   selbst   so   rechtfertigt.«) 

Als    Feind    habe^ch    auch    den   Feind    tödten    wollen." 
Selbst  Porsenna  sah  in  dem  Unternehmen  nur  T^P/erkeit 
Valerius   Maximus  nennt  es  ein  frommes  und  tapferes 
Unternehmen,   und   auch  Cicero  lobt  es  in   semer  Rede 

für  Publius  Sextius.  ,    , 

2.   Nämlich   einen  Feind  kann   man    sowohl  nach  dem 
Naturrecht     wie     nach    dem    Völkerrecht,    wie    erwähnt, 

4«)    In    der    antiken  Zeit  wurde   selbst   dieser  Unter- 
schied vielfältig  nicht  anerkannt.     Umgekehrt  ist  die  mo- 
derne  Zeit    über    diesen   Unterschied    in   der  Art   hinaus 
dass  jeder  Meuchelmord  überhaupt  im  Kriege  mcht  mehr 
gestattet  ist,  mag  der  Mörder  sein    welcher  «r  wolle     Als 
Dolmetsche/  der    modernen  Sitte   kann   ^Vr^^^ro '.'n  ' 
gelten,  welcher  sagt  (Das  moderne  Völkerrecht  1868,  ^"^}^)' 
Die  Tödtung  im  Kampfe  ist  erlaubt,  der  Mord  ausserhalb 
des  Kampfes   ist  unehrlich   und   verboten,   auch   wenn  er, 
wie  die  Ermordung  des  feindlichen  Feldherrn  oder  Fürsten, 
für  die  eigene  Kriegführung  nützlich  ist.    Selbst  im  Kampfe 
st   alles  ^unnöthige  Tödten    der  Feinde  verwerflidi."     In 
Verwirklichung  dieses  letzten  Satzes  hess  der  Konig  von 
Preussen  bei  Sadowa  im  Juli  1866  das  verheerende  iw 
der  Pieussischen  Artillerie  gegen  den  in  wilder  Unordnung 
und  in  dichten  Haufen  fliehenden  Feind  einstellen      1813 
handelten   die  Russen   noch  nicht   so   gegen   die   über  die 
Bereczyna  fliehenden  Franzosen. 

4T)  M  Scävola  schlich  sich  in  das  Lager  des  Porsenna, 
welcher  Rom  belagerte,  um  den  Porsenna  mittelst  emes 
in  seinem  Mantel  verborgenen  Dolches  zu  ermorden,  und 
so  Rom,  welches  in  grosser  Gefahr  war,  zu  befreien  E 
gelangte  in  das  Lager,  aber  erstach  aus  Unkenntniss  dei 
Person  den  Zahlmeister  des  Porsenna,  welchen  er  für 
diesen  hielt.     Man  sehe  das  Nähere  bei  Livius  11.  U. 


überall  tödten,   und  es  kommt  dabei  auf  die  Zahl  Derer 
die  es  thun  oder  erleiden,  nicht  an.     Die  600  Lacedämo- 
nier,    welche   mit  Leonidas   in   das   feindliche  Lager  ein- 
gedrungen waren,  eilten  geradezu  auf  das  Zelt  des  Königs 
los.     Auch    Wenigen    wäre    dies    erlaubt    gewesen.      Nur 
Wenige  waren  es,  welche  den  Konsul  xMarcellus,   welcher 
durch    Hinterhalt    eingeschlossen    worden    war,    tödteten 
und  die  den  Petilis  Cerialis  beinah  auf  seinem  Lager  er' 
stochen   hätten.  48)     Ambro sius   lobt  den  Eleazar,   dass 
er   einen   vor   den   anderen   durch   Grösse  hervorragenden 
Elephanten  angegriffen  habe,  weil  er  geglaubt,  der  König 
befinde  sich  auf  demselben.    Niclit   bloss  die  Thäter    son- 
dern auch   die  Anstifter   von  dergleichen   sind   nach   dem 
Völkerrecht  schuldlos.    Scävola  wurde  zu  seinem  Wagniss 
durch   die   alten   Römisclien   Senatoren   veranlasst,    die  in 
Kriegen  so  streng  auf  das  Recht  hielten. 

3.   Auch   darf  es  nicht  irre  machen,   dass   die  Thäter 
wenn  sie  ergriffen  werden,  mit  ausgesuchten  Martern  hin- 
gericlitet   zu   werden   pflegen ;    dies   geschieht  nicht,    weil 
sie  das  Völkerrecht  verletzt,  sondern  weil  nach  demselben 
Völkerrecht    gegen    den    Kriegsfeind    Alles    erlaubt    ist; 
Jeder  straft  härter  oder  gelinder,  wie  er  es  für  sich  dien- 
lich   CTachtet.     Denn    seihst    die    Kundschafter,    die    man 
nach  dem  Völkerrecht    aussenden    kann,    die  Moses    aus- 
sandte, und  zu  denen  Josua  selbst  gehörte,  werden,  wenn 
sie  gefangen  werden,  auf  das  Härteste  behandelt;  (Appian 
sagt:    „Es   ist   Sitte,    die  Kundschafter    zu   tödten")     und 
zwar  mit  Recht  von   denen,   die   einen  offenbar  gerechten 
brund  zum  Kriege  haben,  und  von  den  Anderen  nach  der 
li^rlaubniss,   welche   das  Kriegsrecht  ertheilt.     Wenn  mit- 
unter dergleichen  Anerbieten  zurückgewiesen  worden  sind 
so  zeigt  dies  von  Seelengrösse  und  Vertrauen  in  die  offen 
entfaltete  Macht,   aber  entscheidet  nicht  die  Frage  über 
Recht  und  Unrecht. 


^«)  Gr.  geräth  liier  auf  einen  bedenklichen  Weg-  ge- 
rade m  der  Zahl,  die  zugleich  die  Offenheit  des  Verfahrens 
bedingt,  liegt  der  wesentliche  Unterschied  des  Meuchel- 
mordes gegen  den  Kampf  in  der  Schlacht.  Es  sind  dies 
Keste  der  scholastischen  Dialektik,  welche  Bestimmungen 
die  im  Natürlichen  als  gleichgültig  erscheinen,  damit 
auch  für  das  Sittliche  als  solche  geltend  macht 
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4.  Anders   verhält   es   sich   mit   den  gedungenen  Mör- 
dern    die   nicht  ohne  Treubrucli  die  That  vollführen  kön- 
nen.' Nicht  bloss  Diese  selbst  handeln  gegen  das  Völker- 
recht, sondern  auch  Jene,  welche  sie  benutzen.    Allerdings 
gilt   sonst  die  Benutzung   schlechter  Menschen  gegen  den 
Kriegsfeind  zwar  als  eine  Sünde  gegen  Gott,  aber  bei  den 
Menschen  nicht  als  Unrecht;  dies  ist  einmal  vom  Völker- 
recht so  bestimmt,  welches  hier  „die  Sitten  durch  Gesetze 
sich    unterworfen    hat,"    und   weil,    wie    Plinius    sagt: 
„Betrügen  nach  der  Sitte   der  Zeit  Klugheit  ist."     Allein 
für  das  Recht  zu  tödten  hat  sich  dennoch  dieser  Gebrauch 
festgesetzt,   und  wer  hierbei   eines  Anderen  Treulosigkeit 
benutzt,   gilt  für   einen   Verletzer  nicht  bloss   des  Natur- 
rechts, sondern  auch  des  Völkerrechts.     Dies  ergeben  die 
Worte  Alexander's  an  Darius:    „Einen   ungerechten  Krieg 
habt  Ihr  begonnen,  und  jetzt,  wo  er  im  Gange  ist,  setzet 
Ihr  Geldpreise  auf  die  Köpfe  Eurer  Feinde."     Und  dann: 
„Du  hast   nicht   einmal   das  Kriegsrecht   gegen  mich  ein- 
gehalten."    Und  anderswo:    „Ich   muss  ihn  bis  zum  Tode 
verfolgen,   nicht  als   einen  Kriegsfeind,   sondern  als  einen 
gedungenen   Giftmischer."     Hierher  'gehört  der  Ausspruch 
über  Perseus:  „dass  er  nicht  mit  königlichem  Sinne  einen 
rechten  Krieg  vorbereite,  sondern  nur  die  heimlichen  Ver- 
brechen   aller   Strassenräuber  und   Giftmischer  versuche." 
Marcius   Philippus    sagt    über    denselben    Perseus:     „Wie 
verhasst  diese  Thaten  selbst  den  Göttern  gewesen,  werde 
er  am  Ausgange  seines  Unternehmens  erkennen."   Hierher 
gehört    auch    der   Ausspruch    des   Valerius    Maximus: 
„Den   Mord   des   Viriates   trifft  eine   doppelte   Schuld  der 
Treulosigkeit;  einmal  ist  er  durch  die  Hand  seiner  Freunde 
umgebracht,  und  dann  hat  der  Konsul  Q.  Servilius  Cäpio 
dem   Verüber  des  Verbrechens    Straflosigkeit    zugesichert 
und  somit  den  Sieg  nicht  verdient,   sondern  erkauft."       ^ 

5.  Der  Grund,  weshalb  die  Sitte  sich  hier  anders  wie 
sonst  entwickelt  hat,  ist  derselbe,  wie  oben  bei  dem  Gift; 
es  sollten  die  Gefahren  namentlich  für  die  Führer  nicht 
zu    gross    gemacht    werden.  -*»)      Eumenes    sagte:    „Er 


49)  Diese  Künstlichkeiten  in  Erklärung  dieser  Be- 
stimmung sind  nur  die  falsche  Folge  des  früher  von  Gr. 
aufgestellten  Satzes,  dass  man  sich  wissentlich  der  Ver- 
brechen   Anderer    zu    seinem    eigenen    Vortheil    bedienen 
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;laube  nicht,  dass  ein  Feldherr  in  der  Weise  den  Siee- 
jewinncn  wolle,  dass  er  damit  zugleich  das  schlimmste 
Beispiel  gegen  sich  selbst  gebe."  Derselbe  sagt  über  Er- 
mordung des  Darius  durch  Bessus,  „es  sei  dies  eine  Sache 
und  em  Beispiel,  was  alle  Könige  in  gleicher  Weise  an- 
gehe und  Oedipus  sagt  bei  Sophokles,  indem  er  den 
Mord  des  Königs  Lajus  rächen  will: 

„Indem    ich   Jenem  ^genugthue,    nütze    ich    mir 
selbst. 

haltes-^'  Seneca  heisst  es  in  der  Tragödie  desselben  In- 

^..    "r  ^"  .^^"^^  ^"  schützen,    ist    das  grösste  Heil 
lur  ciie  Konige." 

Die  Römischen  Konsuln  schrieben  in  dem  Briefe  an  Pvr- 
riius:  Um  des  gemeinsamen  Beispieles  und  der  Treue 
willen  haben  wir  beschlossen.  Dich  nicht  zu  verletzen." 

6.  In  einem  feierlichen  Kriege  und  zwischen  Solchen, 
die  das  Recht  haben,  sich  solche  Kriege  zu  erklären 
ist  dies  nicht  gestattet;  ausserhalb  des  feierlichen  Krieges 
gilt  es  aber  für  erlaubt,  und  zwar  nach  demselben  Völker- 
recht So  bestreitet  Tacitus,  dass  die  gegen  den  ab- 
getallenen  Ganascus  unternommenen  Nachstellungen  dieser 
Art  unedel  gewesen.  Curtius  sagt,  die  Treulosigkeit  des 
bpitamenes  sei  weniger  schlecht  gewesen,  weil  gegen  Bes- 
sus, als  den  Mörder  seines  Königs,  Alles  erlaubt  gewesen 
bo  ist  dergleichen  gegen  See-  und  Strassenräuber  zwar 
nicht  moralisch  zu  billigen,  aber  bleibt  nach  dem  Völker- 
recht aus  Ha  ss  gegen  die,  welche  es  trifft,  unbestraft. 

ÄIÄ.  Gewaltthätige  Angriffe  gegen  die  Unschuld  der 
i:  rauen  werden  im  Kriege  bald  gestattet,  bald  nicht.  Wer 
es  gestattet,  sieht  nur  auf  die  Verletzung  des  Körpers 
eines  Anderen  und  hält  dafür,  dass  bei  den  Kriegsfeinden 
dies  mit  dem  Waffenrecht  sich  vertrage.  Richtiger  haben 
Andere  nicht  bloss  die  That  als  eine  solche  Beschädigung 
angesehen,  sondern  als  die  einer  zügellosen  Begierde!  die 
weder  mit  der  Sicherheit,  noch  mit  der  Strafe  eine  Ver- 
bmdung   habe    und    deshalb   im  Kriege    wie    im    Frieden 

könne.  (Anmerk.  297  S.  186.)  Da  dieser  letzte  Satz  in  dieser 
lassung  unrichtig  ist,  so  bedarf  es  auch  keiner  besonde- 
ren Rechtfertigung  der  hier  besprochenen  Sitte,  die  dann 
keine  Ausnahme  ist. 
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nicht  straflos  bleiben  könne.    Diese  Ansicht  ist  auch  m 
das  Völkerrecht,    wenigstens  bei   den  besseren  Nationen 
llbergegangen.     So   hat  Marcellus   vor  der  Einnahme  von 
lyralu^s  s'orge  getragen    dass  .^- Unschuld  bei  den  Fein- 
den  nicht  verletzt  werde.     Scipio    sagt   bei  Livius,    es 
sei  sein  und  des  Römischen  Volkes  Intei-esse  „dass  nichts, 
was  i  gendwie  heilig  sei,  von  ihnen  verletzt  werde.     Das 
rirjendwie"  beziehtlich  auf  die  gesitteten  Völker.  Diodor 
von  Sicilicn  sagt  von  den  Soldaten  des  Agathokles:     Selbst 
Tegen  Frauen  enthielten  sie  sich  nicht  der  abscheulichsten 
Gewaltthaten."      Aelian    erzählt,    dass    die    Sieger jj 
Sicyon  die  Unschuld  der  Pellenäischen  Frauen  und  Jung- 
frauen   verletzt,    und  ruft  dann   aus:    „Rohe  Thaten     Ihr 
GöUeT  Griechenlands,  die  selbst,  so  weit  meine  Erfahrung 
reicht,  von  den  Barbaren  verabscheut  werden! 

2  Es  ist  billig,  dass  dies  auch  unter  Christen  beob- 
achtet werde,  nicht  bloss  als.eine  Bestimmung  der  m^^^^^^ 
tärischen  Zucht,  sondern  als  eine  Bestimmung  des  Volker- 
recht ^"^^^^^  wer  die  Unschuld  geschändet  hat  selbst 
[m  K  iVge  seine' Strafe  erhalte.  Denn  selbs  nach  jüdischem 
Gesetze  hätte  dies  nicht  straffrei  geschehen  können,  wie 
aus  den  Bestimmungen  über  Abführung  und  Nichtverkauf  der 
werblichen  Gefangenen  erhellt.  Der  Rabbiner  Be che ibe- 
merk  erzu:  „GoU  wollte,  dass  dieKriegslager  der  Israeliten 
rein  seien,  und  nicht  wie  die  Lager  der  He  den  mit  Hurerei 
und  anderen  Scheusslichkeiten  beflekt."  Arrian  erzah.t, 
dass  Alexander  von  Liebe   zur  Roxanc   ergriffen   worden 

aber  er  habe  sie  nicht  wie  eine  Gefangene  nur  zur  Wol- 
uS'm'sSchen  wollen,  sondern  durch  die  Ehe  zu  E  ren 
brin-en  "  Plutarch  sagt  über  dieselbe  That:  „Er  that 
ihr  keine  Gewalt  an,  sondern  heirathete  sie  in  philosophi- 
scher Gesinnung."  Nach  Plutarch  wurde  em  gewisser 
Torquatus,  weil  er  einer  feindlichen  Jungtrau  Gewalt  aii- 
gethan  hatte,  auf  Beschluss  der  Römer  nach  Korsika  ver- 
bannt. 
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Kapitel  V. 
lieber  Zerstörung  und  Wegnahme  von  Sachen,  »o) 

I.  Cicero  sagt,  es  sei  nicht  unnatürlich,  den  zu  be- 
rauben den  man  tödten  dürfe.  Es  ist  deshalb  nicht  zu 
verwundern,  dass  das  Völkerrecht  die  Zerstörung  und  We^- 
nanme  der  Sachen  der  Feinde  gestattet,  deren  Tödtuno- 
es  sogar  gestattet.  Polybius  sagt  deshalb  im  5.  Buche 
seiner  Geschichte,  es  gehöre  zum  Völkerrecht,  die  feind- 
lichen Befestigungen,  Häfen,  Städte,  Männer,  Früchte  und 
Aehnliches  entweder  fortzunehmen  oder  zu  zerstören  " 
Und  Livius  sagt:  „Es  gebe  Manches  im  Kriege,  was 
ebenso  zu  thun  wie  zu  erleiden  recht  sei;  die  Feidfrüchte 
verbrennen,  die  Wohnungen  zerstören,  Menschen  und  Vieh 
als  Beute   wegführen."    Auf  jeder  Seite   erzählen   die   Ge- 

^0)   Heffter    sagt    in    seinem    „Europäischen  Völker- 
recht"   (5    Ausgabe  233):    „Nach   dem   Geist   des   älteren 
Kriegsrechts   war  jeder  Krieg  ein  Vernichtungskrieg,   und 
jeder  leind  rechtlos.    Alles  feindliche  Eigenthum  fiel  des- 
halb dem  Sieger  anheim.     Ja   man   hielt  das  dem  Feinde 
abgenommene  Gut  für  das  sicherste  und  gerechteste  Eigen- 
thum.    Was   man   nicht  behalten  wollte,    wurde   zerstört 
Verwüstung  des  feindlichen  Landes,  der  Städte  und  Tem- 
pel war  die  Regel;    noch  in  der  Römisch-christlichen  Zeit 
wurden  Grabmäler  mit  Leichen  nicht  als  unverletzbar  ge- 
halten   —  Ein   ganz   anderes   Recht   musste   sich    aus  der 
Idee   des  neueren  Kriegsrcchtes   ergeben,    nach   welchem 
der  Krieg    wesentlich    nur    gegen    die    feindliche    Staats- 
gewalt und   gegen   dessen  Angehörige  nur  insoweit  statt- 
hndet,    als   die  Nothwendigkeit  dazu  treibt.     Seit  Grotius 
tritt  diese  Idee  immer  entschiedener  hervor,  und  sie  kann 
gegenwärtig  alle  Schüchternheit  ablegen   und  findet  ihren 
Nachhall   bei   allen  gesitteten  Völkern  Europa's.     Danach 
linden  gegen  Privatpersonen  höchstens  noch  Kontributionen 
statt;    doch  findet  im  Seekriege  noch  ein  strengeres,    das 
I  rivateigenthum  weniger  achtendes  System  statt,    und  im 
Landkriege  ist  noch  das  Recht  der  Kriegsbeute  innedialb 
gewisser  Grenzen  beibehalten." 
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schichtschreiber  von  der  Zerstörung  ganzer  Städte,  von 
Mauern,  die  der  Erde  gleich  gemacht  worden,  von  Ver- 
wüstungen der  Felder,  von  Brandstiftungen.  Dies  ist  selbst 
gegen  Solche  erlaubt,  die  sich  freiwillig  ergeben  ra- 
citus  sagt:  „Die  Oppidaner  öffneten  freiwillig  die  Thore 
und  übergaben  den  Römern  das  Ihrige;  dies  rettete  sie 
von  dem  Verderben;  aber  gegen  die  Artaxater  wurde 
Feuer  und  Brand  angelegt." 

II.  1  Das  reine  Völkerrecht,  abgesehen  von  anderen 
Pflichten,  über  die  später  gehandelt  werden  wird,  nimmt 
auch  die  Heiligthümer,  d.  h.  die  Gott  oder  den  Gottern 
geweihten  Gegenstände  davon  nicht  aus.  „Wenn  em>>i't 
von  den  Feinden  erobert  ist,  so  hören  alle  Heiligthümer 
auf"  sagt  der  Rechtsgelehrte  Pomp  oni  US.  Cicero  sagt 
in  der  vierten  seiner  Reden  gegen  Verres:  „Der  Sieg  hatte 
die  Heiligthümer  der  Syrakusaner  ihrer  Heiligkeit  ent- 
kleidet." Der  Grund  ist,  dass  diese  heiligen  Gegenstände 
nicht  damit  dem  Gebrauch  der  Menschen  entzogen,  son- 
dern nur  öffentliche  werden ;  sie  heissen  nur  Heiligthümer 
von  dem  Zwecke,  zu  dem  sie  bestimmt  sind.  Das  Zeichen 
dafür  ist,  dass,  wenn  ein  Volk  einem  anderen  Volke  oder 
Könige  sich  ergiebt,  auch  das,  was  zum  Gottesdienst  ge- 
hört, mit  übergeben  wird,  wie  die  aus  Livius  Iruher  ent- 
lehnte Formel  ergiebt.  Damit  stimmt  der  Vers  im  Am- 
phitruo  des  Plautus  (I.  1.  V.  71):     ^      ^      .  ..      .. 

„Sie  hatten  die  Stadt,  die  Ländereien,  die  Al- 
täre, die  liäuslichen  Ileerde  und  sich  selbst  zum 
Dienst  übergeben." 

Und  v.  102:  .       „         ..^^..  , 

„Und    sie  überliesscn    sich   mit  allen   göttlichen 

.     und  menschlichen  Dingen,"  ^ 

2  Deshalb  erstreckt  sich  nach  Ulpian  das  oöent- 
liche  Recht  auch  auf  die  Heiligthümer.  Pausanias  sagt 
in  den  Arkadischen  Geschichten,  dass  es  gemeinsame  Sitte 
bei  den  Griechen  und  Barbaren  gewesen  sei,  dass  die 
Heiligthümer  dem  Sieger  bei  Eroberung  der  Städte  zu- 
fielen. So  wurde  das  Standbild  des  Jupiter  Hercäus  bei 
Troia's  Eroberung  dem  Sthcnelos  zugetheilt,  und  er  er- 
wähnt noch  viele  andere  Fälle  solcher  Art.  Thucydides 
sagt  im  4.  Buche:  „Bei  den  Griechen  gelte  als  Recht, 
dass  der,  welcher  die  Gewalt  über  einen  Landstrich  gcj 
winne,  sei  er  gross  oder  klein,  auch  die  Tempel  erhalte." 
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Damit  stimmt  die  Stelle  hpi  TonW««       j  ,,     _ 

ist;    und    doch   hindert  Niemand     dass   d«.   Vnil^ 

S  Pli.  V-  '^^'  ^^^f  ^^?^ch   machen."     Hierher  gehört  die 
Melle  Virgil's  (Aeneis  XIL  778): 

„Ich  habe  immer  Eure  Heiligthümer  geehrt  die 
im  Kriege  gegen  die  Abkömmlinge  des  Aeneai  Ihr 
verweltlicht  habt."  ^  Aeneas  Ihr 

rpJ!.hrJ^'    bemerkt,    dass    die    den   Göttern    geweihten 

Sn    und  P^'"  ^'"  ^^'^^^^  mitgenommen  zu  wefdrn  pfle 
gen,  und  Cicero  nennt  es  Kriegsgesetz,   wenn  er  von  P 

TZtTnl?.''''    "''"  «,ötterbildfr'und   den  Schmurdf; 
lempel  nahm   er  aus   den   durch   Gewalt   und  TanferW 

oracüte,  „er  sei  durch  Kriegsrecht  erworben  "     C    vi^rLT 
UM  aas  Andere,  was  aus  eroberten  Städten  mitgenommen 

Grotius,  Recht  d.  Kr.  n.  Fr    II 
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wird  "  Auch  Fulvius  nennt  in  seiner  Rede  dies  das  Krifgs- 
7echi  Wenn  Cäsar  bei  Sallust  die  Unfälle  der  Beleg- 
ten au  fzälflt,  so  nennt  er  dabei  auch  d.e  Beraubung  der 
Tempel.^^1)  ^^^      ^^^^  ^^^^^  ^^ 

ben  in  Snem  Götterbild  das  göttliche  Wesen  «elbst  wohnt 
CS  von  denen,  die  gleichen  Glaubens  sind     nicht  verletzt 
es  von  *^^"^"'       ,  °   ^    (•     Deshalb   werden  mitunter  die 
d^rÄsk^t  und   des  Bruches  des  Völkerrechts  an- 
glaTdieÄs  derart  begangen  '-b-,  wob-  -n  ^- 

r  ^"  Ä"b:ri:f  Xnde7  ichf  "bShf  so  llt  es 
Je"  Jud^i  Seht  blos  gestattet,  sondern  geboten  die  Götzen- 
Jldert  zerstören,  Snd  wenn  es  {''-n  verboten  wnd 
flr  sich   ZU  behalten,    so  geschieht  es,    damit  sie  üesto 
|Ur   e„  Aber,UuJ.n  u  Y 
;:rbo;er°wi?d;  „rr'wef  sie  ^dle    fremde  HeiligthUmer 

M)  Diese  Sitte  der  «"tik«"  ^elt  in  Bezug  auf  die  den 
ftmtern  -eweihten  Gegenstände  erklart  sich  einfach  aai 
S«  däss  aUe  Religionen  Landesreligionen  waren  und  die 
aus,  dass  »''e  ^«^  ^  ^.  ^^^einsame  Religion  verbun- 
r„":ren  Wenn  auch  die  ^Vissenscliaft  in  diesen  Reli- 
•  IZ'^r.  Ziemlich  Kleichen  Inhalt  aufzeigen  kann,   so 

gionen  einen  ^'«"/'P;'  ^  f/'' 5^,,^  ;„  j^s  Bewusstsein  dieser 

^mker"tinSun%t  d  ett  Ut  der  Römischen  Kaiser- 
Volker  emnearuiig     '         ,  j^  heidnischen  Religionen 

?'"  -n'e'n  Kultus  zu  ve  chue  ze„  und  damit  ihrem  Unter- 
in  einen  Kultus  ^"  _:""^°.  ,  .  ,,f  gj^h  das  Verhältniss, 
gang  entgegenzugehen^   Andeis    teilte  s^^_^^^   ^^^^^^^   ^^^ 

Äk';;  ä;?wu^?Hierniit\esann   allerdings   eine 

Be  chränkung    des  Kriegsrechts    gegen   d-e   K.    Jen    und 

roH.  eeweihten  Gegenstände,    selbst   in  teindeslana.     t.s 

ft  auSnd    dass  Gr.  diese  Entwickelung  gar  nicht  be- 

Uhrt      AHerd  ngs  liess  man  sich  im  Mittela  ter  und  noch 

In  .einer  Zeit  nicht  abhalten,  trotz  aller  Frömmigkeit  im 

VallTer  Noth  "elbst   die  Kii^hen   des  eigenen  Landes  zu 

plUi  d  rn   «n?  die  goldenen   und  silbernen  Gefasse  ein^u- 

Irhmelzen;    allein   die  Sitte   war   dagegen,    und   dies  Mo 

meiTist  in  anderen  Materien  für  Gr.  genügend,   um   das 

Völkerrecht  darauf  zu  errichten. 
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•schonen  sollten,  wie  Josephus  es  den  Römern  offenbar 
aus  Schmeichelei  erklärt.  Ebenso  verfährt  "r  bei  ErklS- 
rnng  des  zweiten  Gebotes,  die  heidnischen  Gö-fter  nicht 
zu  nennen,  was  er  so  erklärt,  als  wenn  ihre  BescbinmfÜDS 

St  :^ll"d'''    "'!"''^?    '"   ^''•"•'■«'t  das  Tes  "fnuf 

werden     nenn  ^"V."  ^'"■'"  """^  "^"^  absehen  genannt 

Sehern;,  r  '•  •'•'^"'  ^"''''"  '''"•«''  <^o«e«  ^ste  Ver- 
sicherung    dass   in  jenen   Götzenbildern    nicht  der   Geist 

Go  tes    oder    gute  Engel    oder    eine  Macht    der  Gesiirne 

woline     wie   jene   getäuschten  Völker  glaubten     sondern 

böse,    den   Menschen    feindliche   Geisten     Tacitus    sagt 

daher  be,  Beschreibung  der  Jüdischen  Einrichtu  gen  r  ch- 

f "de'il.h'  -Tf  ""'  '■"'"^  '^''  '^t  ihnen  unheilig.«  Es 
ist  deshalb  nicht  zu  verwundern,  dass  die  Tempel  von  den 
Maccabaern  mehr  als  einmal  angezündet  worden  sind  So 
handelte  auch  Xerxes,  als  er  die  Götterbilder  der  Griechen 

ehS  n''Schrftfr"  ^,- V«'ke-recht,  obgleich  äi^^ 
einsehen    Scl.nftste  ler   dies    aus    Hass    sehr   übertrieben 

?ond"  n  ro?T  '"«'*«"  -^i«««  Bilder  für  keine  Götter 
sondern  Gott  war  nach  ihnen  die  Sonne,  und  ein  Thei 
derselben    das    Feuer      Nach    Jüdischem   Gesetz    durften 

Trmp';reil?r:teT"  ''''""'''''    ""■•  '''  OP^--"-^-   '»  '^i« 

schrtihe^Men^T«"'-'?  '""u  5*'''  •'«^"selben  Geschicht- 
scnreiber    den  Tempel    nach   dem  Recht  des  Siegers  be- 

l.u'  "'"■'  r^'^-S"''""  «^  «r^ählt,  nicht  mifd  r  A„- 

Ser8''"Erhil.Tlf'"'."^?'""  '"''''''"  ^««ht  eines 
r'S:  ^  fiandelte  gut,  dass  er  des  Tempels  und  des 
Gerat  es   dann   schonte,    obgleich   es,    wie   Cicero   au,- 

tlf,t/^''\r''\^'\  ^'^"e-"   -«gen,    sondern   aus 

Zt  K  ?°?  ..  '^^rT^'^''*'  "''"  "'<=''*  Sat,  dass  er  den  Tem- 
pel betrat,  namlich  in  Verachtung  des  wahren  Gottes,  was 

S  el'tolZ  '"  •''  '^r  '^'i»'*'''"-»  ^°''"«'"^"-  Deshalb 
gl  t  es  auch  als  eine  besondere  That  der  göttlichen  Vor- 

Tüfe.'^T  ^"r  ^""PfJ"^  ^''"'''•-■»  i™  Angesicht  von 
wurde  All'-""  ^'^JP*'"-^''^  Vorgebirge  Casiuf  ermordet 
wurde.  Allem  nach  Römischer  Auffassung  enthielt  die 
Handlnng  keine  Verletzung  des  Völkerrechts     So  zerstör  e 

„nach  dem  Gesetze  des  Krieges"  erzählt. 

111.    Das  über  die  HciligthUmer  hier  Gesagte  gilt  auch 
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f     A\.  PrAhRtätten-    denn   auch   diese   gehören  nicht  den 

recht  besteht  ^^^^_  ^.^^^,  ^^_^       „_    ^  , 

dem  Volk  rreiht  dem  Feinde  sein  Eigenthum  mch    b  os 
S Gewalt   genommen   --^^.'i- .^T.{J'J^\SosX^t^^l 

£  ^ä  ^dtr 'feS  ri?::uÄr  tzfbenutzt 

Ärkani    D^  Vmkcrrecht  hat  nämUch  ^^^^^^^^^ 
ir  aarbSSe^rmif  SVÄTd'  aem 
Wucher  gethan  hat. 


Kapitel  VI. 

TJeber  den  Erwerb  des  Eigentliums  an  den  im 
Kriege  erlangten  Sachen.  "2) 

T  1  Neben  der  Straflosigkeit  gewisser  Handlungen, 
worübe;  o?en  gehandelt  worden,  hat  der  feievlicho  Ivn  g 
Zi;  dem  Völkerrecht  noch  eine  andere  e.genthumliche  \\  .r- 

53)  Gr.    behandelt   in    diesem  Kapitel    die   eivUrecht^ 
liehen    be    der  Beute  und  TlUnderung  auftretenden  F.  agen 
S  gi  Ausführliel.keit    D^^e  PVagen     atten      r    a 
Alterthum  grössere  Wichtigkeit   als  flu    "'/..^f^^T;-^ 
da  das  Beuterecht  durch  die  Beschränkung  auf  die  der  fcmd 
Sien  Kriegsmacht  zugel.örenden  Sachen  etzt  wesentlich  an 
Bedeutung  verloren  hat.  Die  langen  Ausfuhrungen  t-i-  ^  "be': 
dies  St  Im  Alterthum  haben  deshalb  nur  noch  ein  rechts- 


i 
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kung.    Nach  dem  Naturrecht  erwirbt  man,  wie  früher  ge- 
zeigt worden,    durch  einen   gerechten  Krieg  so  viel  glei- 
chen Wertbes,  als  die  eigene  Forderung  beträgt,  die  mau 
damit   verfolgt,    oder  wodurch   dem  Anderen   ein  Schaden 
zugeAlgt    wird,    welcher    der  verdienten   Strafe    ungefähr 
entspricht.     Nach   diesem   Rechte   gab   Abraham   von    der 
den    fünf    Königen    abgenommenen    Beute    den    Zehnten 
an  Gott,    wie  diese,    in  Gen.  XIV.  enthaltene  Geschichte 
der  göttliche  Briefschreiber  an  die  Hebräer  VII.  4  erläu- 
tert.    In   dieser  Weise  brachten  auch   die  Griechen,    die 
Karthager  und  die  Römer  ihren  Göttern,  wie  dem  Apollo 
Herkules,   Jupiter  Feretrius,   den  Zehnten  von   der  Beute 
zum   Weihgeschenk.     Als   Jacob    den  Joseph   vor    dessen 
Brüdern  mit  einem  Legat  bedachte,  sagte  er:   „Ich  gebe 
Dir  einen  Theil  mehr  als  Deinen  Brüdern,  den  ich  durch 
mein  Schwert  und  meinen  Bogen  der  Hand  des  Amorhäus 
entrissen  habe."     Gen.  XLVHI.  22.     Das   „entrissen"  hat 
hier  den  prophetischen  Sinn  von  „gewiss  erobern  werde" 
und  das  „dem  Jacob  geben"  den  Sinn,   dass  seine  Nach- 
kommen dies  ausfuhren  würden,  als  wäre  der  Urvater  und 
seine  Abkömmlinge  nur  eine  Person.     Dies   ist   richtiger 
als  wenn  man  mit  den  Juden  die  Worte  nur  auf  die  Plün- 
derung der   Sicimer  bezieht,    die   schon   von   den  Söhnen 
Jacob's  geschehen  war;    denn  diese  hat  Jacob   in   seinem 
frommen   Sinne  immer  gemissbilligt,    w^eil   sie   mit  Treu- 
losigkeit vollführt  worden  war,  wie  die  Stellen  Gen.  XXXIV 
30  und  XLIX.  G  ergeben. 

2.  Auch  andere  Stellen  zeigen,  dass  Gott  das  Beute- 
recht innerhalb  dieser  natürlichen  Grenzen  gebilligt  hat. 
So  spricht  Gott  in  seinem  Gesetz  über  den  Staat,  der 
nach   abgelehntem  Frieden   erobert  worden   ist:    „All  sei- 


histonsches  Interesse.  Am  Schluss  des  Kapitels  erwähnt 
auch  Gr.  selbst,  dass  diese  Bestimmungen  für  seine  Zeit  ziem- 
lich antiquirt  seien.  Dies  gilt  in  noch  höherem  Grade  für 
die  Gegenwart,  wo  einzelne  Lehrer,  wie  Heffter,  schon 
so  weit  gehen,  das  Beutemachen  gar  nicht  mehr  als  eine 
Erwerbsart  des  Eigenthums  anzuerkennen,  sondern  es  nur 
als  eine  blosse  Suspension  des  Eigenthums  für  die  Dauer  des 
Krieges  ansehen;  während  z.  B.  das  Preuss.  Allg.  Land- 
recht von  1794  die  Beute  noch  zu  den  unmittelbaren  Er 
werbsarten  des  Eigenthums  rechnet. 
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nen  Besitz  wirst  Du  Dir  zueignen  und  der  femdlicheD 
Beute  Dich  erfreuen,  die  Gott  Dir  gegeben  hat.  Die 
Rubeniten,  Gaditen  und  ein  Theil  der  Manasser  besiegen 
die  Ituräer  und  deren  Nachbarn  und  nehmen  viele  Beute 
von  ihnen  mit;  dieses  wird  erzählt  mit  dem  Zusatz,  „weil 
sie  Gott  im  Kriege  angerufen  hätten  und  Gott  sie  gnadig 
erhört  habe."  Ebenso  wird  berichtet,  dass  der  Konig  Asa 
nach  Anrufung  Gottes  die  Aethiopier  die  ihn  mit  unge- 
rechtem Krieg  belästigt  hatten,  besiegt  und  viele  Beute 
heimgebracht  habe.  Dies  ist  um  so  erheblicher,  als  die- 
ser Krieg  nicht  auf  besonderen  Befehl  Gottes,  sondern 
nach  gemeinem  Rechte  geführt  worden  ist. 

3      Josua  folgte  jenen  erwähnten  Rubeniten,   Gaditen 
und  dem  Theil  der  Manasser    mit   guten  Prophezeihungen 
und  sprach:    „Ihr   sollt   mit   Euren   Brüdern  Theil  haben 
an  der  feindlichen  Beute."    Als  David  dem  Judischen  Rath 
die  von  den  Amalakitern  eroberte  Beute  sandte,  schmückte 
er  das  Geschenk  mit  den  Worten:  „Sehet,  dies  Geschenk 
sei  Euer  von   der  Beute  der  Feinde  Gottes  "     Denn,   wie 
Seneca  bemerkt,    ziert  es   den   kriegerischen  Mann,    Je- 
mand mit  dem  feindlichen  Raube  zu  bereichern.    Es  giebt 
auch  göttliche  Gesetze  über  Vertheilung  der  Beute.    Num. 
XXXI    27      Und   Philo   rechnet  zu    den    grausamen   Be- 
stimmungen   des   Gesetzes,    dass    das   Getreide    auf   dem 
Halme  von  den  Feinden  abgemäht  wird;  woher  das  Spruch^ 
wort:  „Hunger  den  Freunden  und  Ueberfluss  den  teinden 

H  1  Uebrigens  wird  nach  dem  Völkerrecht  nicht 
nur  der  *  welcher  aus  einer  gerechten  Ursache  den  Krieg 
führt  sondern  Jedweder  in  einem  feierlichen  Kriege  und 
ohneMaass  und  Schranke  Eigenthümer  von  dem  was  er 
dem  Feinde  abnimmt,  in  dem  Sinne,  dass  von  allen  Vol- 
kern er  und  seine  Rechtsnachfolger  in  dem  Besitz  dieser 
Sachen  geschützt  werden;  deshalb  kann  dieses  Recht  nach 
diesen  äusserlichen  Wirkungen  Eigcnthum  genannt  wer- 
den. Cyrus  sagt  beiXenophon:  „Es  ist  em  ewiges  Ge- 
setz bei  allen  Menschen,  dass,  wenn  im  Kriege  eine  btadt 
erobert  wird,  die  Sachen  den  Eroberern  gehören.  Flato 
sagt:  „Alle  Güter  der  Besiegten  fallen  den  Siegern  zu. 
Auch  anderwärts  rechnet  er  zu  den  natürlichen  Erwerbs- 
quellen die  durch  Krieg,  zu  welchen  er  auch  die  „durch  bee- 
läuberei",  „durch  Ringkampf"  und  „durch  taustkampf 
rechnet     Xenophon  stimmt  ihm  hierin  bei;  er  lässt  den 
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Sokrates  den  Euthydemus  im  Gespräch  dahin  bringen, 
dass  er  einräumt,  das  Beutemachen  sei  nicht  immer  un- 
gerecht, nämlich  wenn  es  gegen  den  Feind  geübt  wird. 

2.  Auch  Aristoteles  sagt:  „Das  Gesetz  ist  gleich- 
sam ein  Uebereinkommen,  wonach  das  in  dem  Kriege  Ge- 
nommene dem  Ergreifer  gehört."  Dahin  zielt  auch  der 
Ausspruch  des  Antiphanes:  „Es  ist  zu  wünschen,  dass 
die  Feinde  Güter  haben  und  keine  Tapferkeit;  denn  dann 
gehören  jene  nicht  denen,  die  sie  haben,  sondern  denen, 
die  sie  ergreifen."  Plutarch  sagt  im  Leben  Alexander's: 
„Das,  was  dem  Besiegten  gehört,  fällt  nach  dem  Recht 
und  nach  dem  Namen  dem  Sieger  anheim,"  und  an  einer 
anderen  Stelle:  „Die  Güter  der  in  der  Schlacht  Besiegten 
fallen  als  Kampfpreis  den  Siegern  zu,"  welche  Worte  aus 
dem  2.  Buche  von  Xenophon's  Cyropädie  entnommen  sind. 
Philipp  schreibt  in  einem  Briefe  den  Athenern:  „Wir 
Alle  bewohnen  Städte,  welche  uns  die  Vorfahren  hinter- 
lassen haben,  oder  deren  Herren  wir  durch  den  Krieg  ge- 
worden sind."  Aeschines  sagt:  „Wenn  Du  in  dem 
gegen  uns  begonnenen  Krieg  die  Stadt  erobert  hast,  so 
besitzt  Du  sie  nach  dem  Kriegsgesetz  zum  Eigen thum." 

3.  Marcellus  sagt  bei  Livius,  dass  er  das,  was  er 
den  Syrakusanern  genommen,  nach  Kriegsrecht  genommen 
habe.  Die  Römischen  Gesandten  sagten  Philipp  in  Bezug 
auf  die  Thrazischen  und  anderen  Städte,  dass,  wenn  Phi- 
lipp sie  im  Kriege  erobert  habe,  er  sie  als  Siegeslohn 
nach  Kriegsrecht  besitze;  und  Masinissa  sagte  von  dem 
Gebiet,  was  sein  Vater  von  den  Karthagern  erobert  hatte, 
dass  er  es  nach  Völkerrecht  besitze.  So  sagt  auch  Mi- 
thridates  bei  Justin:  „Er  habe  nicht  ein  Kind  aus 
Kappadocien  weggeführt,  obgleich  er  es  als  Sieger  nach 
dem  Völkerrecht  erworben  habe.  Cicero  sagt,  dass  die 
Mitylener  nach  dem  Gesetz  des  Krieges  und  dem  Recht 
des  Sieges  dem  Römischen  Volke  zugefallen  seien.  Der- 
selbe sagt,  dass  die  Sachen  in  das  Privateigenthum  über- 
gehen, entweder  durch  die  Besitznahme,  wenn  sie  herren- 
los sind,  oder  durch  den  Krieg,  nämlich  bei  dem,  dessen 
die  Sieger  sich  bemächtigt  haben.  Dio  Cassius  sagt, 
„dass  die  Sachen  der  Geschlagenen  den  Siegern  zufallen." 
Auch  Clemens  von  Alexandrien  sagt,  dass  man  nach 
dem  Kriegsrecht  das  Gut  der  Feinde  wegnehmen  und  er- 
werben könne. 


memmmsumi''''»'-- 
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4.  „Was  den  Feinden  abgenommen  wird,  Tällt  nach 
dem  Völkerrecht  sofort  dem  Nehmer  zu,"  sagt  der  Rechts- 
gelehrte Gajus.s»)  Theophilus  nennt  sie  in  seinen 
Griechischen  Institutionen  eine  natürliche  Erweibsart;  auch 
Aristoteles  hatte  gesagt:  „dass  das  Kriegsgeschäft  von 
Natur  erwerbender  Natur  sei."  Es  kommt  nänolich  hier 
nicht  auf  einen  Rechtsgrund  an,  sondern  nur  aut  die  nackte 
Thatsache;  aus  dieser  entsteht  das  Recht.  Auch  der  jün- 
gere Nerva  hat  nach  Angabe  des  Rechtsgelehrten  Paulus 
gesagt,  dass  das  Eigenthum  seinen  natürlichen  Anfang  an 
dem  Besitz  gehabt,  und  ein  Ueberbleibsel  davon  zeige 
sich  an  dem  Thierfang  auf  dem  Lande,  im  Meere  und  in 
der  Luft;  ebenso  an  der  Kriegsbeute,  welche  sofort  denen 
gehöre,  welche  sich  derselben  bemächtigen. 

5  Auch  das,  was  man  den  Untertliatien  der  Feinde 
wegnimmt,  gilt  als  dem  Feinde  selbst  genommen.  Dies 
führt  Dercyllides  bei  Xenophon  aus;  Pharnabazus  war 
mit  den  Lacedämoniern  im  Kriege,  und  Mama  war  dem 
Pharnabazus  unterthan;  deshalb,  sagte  er,  könnten  die 
Güter  des  Mania  von  Jenem  nach  Kriegsrecht  in  liesitz 

genommen  werden.  •^^)  ^^     t>      ^ 

III  1.  Uebrigens  hat  sich  bei  dieser  Frage  die  Regel 
gebildet,  dass  der,  welcher  die  Sache  so  innehat,  dass 
der  Andere  die  Hoffnung,  sie  wiederzuerlangen  autgiebt, 
als  der  gilt,  der  die  Sache  erworben  hat;  oder  die  Sache 

53)  In  seinen  neuerlich  aufgefundenen  Institutionen  sagt 
Gajus  (IV.  16):  ^Omnmm  niaxime  sna  esse  credehant 
(die  Vorfahren)  quae  ex  hostibus  cepissent.  Unde  in  cen- 
timwiralibus  judiciis  hasta  proponitur.  (Sie  hielten  von 
allen  Erwerbsarten  die  Kriegsbeute  für  die  sicherste;  des- 
halb wurde  auch  bei  den  gerichtlichen  Verkäufen  eine 
Lanze  in  die  Erde  vorgesteckt.)"    Davon  rührt  der  Name: 

Subhastation.  .  ,    j       ir  • 

54)  In  diesem  wichtigen  Punkte  hat  sich  das  Kriegs- 
recht geändert;    das  Allg.  Preuss.  Landrecht  sagt   z.  B.: 

Das  Eigenthum  feindlicher  Unterthanen,  die  weder  zur 
Armee  gehören  noch  derselben  folgen,  kann  nur  zur  Beute 
gemacht  werden,  wenn  der  Befehlshaber  der  Truppen  die 
ausdrückliche  Erlaubniss  gegeben  hat."  Diese  Erlaubniss 
bezieht  sich  auf  die  Plünderung,  und  auch  diese  wird 
immer  seltener. 
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muss  aus  der  Verfolgung  heraus  sein,  wie  Pomponius 
in  einem  ähnlichen  Falle  sich  ausdrückt.  Dies  Letzte  ist 
bei  beweglichen  Sachen  dann  der  Fall,  wenn  sie  inner- 
halb der  Besatzungslinie  des  eigenen  Heeres  gebracht 
sind.  Denn  die  Sachen  gehen  auf  dieselbe  Weise  ver- 
loren, wie  sie  durch  das  Rückkehrsrecht  wieder  erlangt 
werden.  Dies  geschieht,  wenn  sie  in  das  Staatsgebiet 
ihres  älteren  Eigenthümers  zurückgelangen,  d.  h.  in  das 
durch  die  Militärmacht  seines  Staates  besetzte  Gebiet. 
Paulus  sagt  ausdrücklich,  dass  ein  Sklave  verloren  gehe, 
wenn  er  die  Grenze  des  Landes  überschritten  habe,  und 
Pomponius  erklärt  den  für  kriegsgefangen,  den  die  Feinde 
von  den  ünsrigen  weggenommen  und  in  das  von  ihnen 
besetzte  Gebiet  gebracht  liaben;  bevor  dieses  geschehen 
sei,  bleibe  er  ein  freier  Bürger.  ^5) 

2.  Mit  den  Sachen  verhält  es  sich  hierbei,  wie  mit 
den  Menschen.  Wenn  es  deshalb  anderwärts  lieisst:  das 
Ergriffene  werde  Eigenthum  des  Ergreifers,  so  ist  dies 
mit  der  Bedingung  zu  verstehen,  dass  der  Besitz  bis  da- 
hin fortdauere.  Dem  entspricht,  dass  auf  dem  Meere 
Schiffe  und  andere  Sachen  erst  dann  als  erbeutet  gelten, 
wenn  sie  nach  der  Rhede  oder  nach  dem  Hafen  oder  nach 
dem  Standort  der  ganzen  Flotte  gebracht  sind;  erst  dann 
ist  die  Wiedererlangung  aufgegeben.  Nach  dem  neueren 
europäischen  Völkerrecht  gelten  diese  Saclien  nur  dann 
als  erbeutet,  wenn  sie  sich  24  Stunden  in  der  Gewalt  des 
Feindes  befunden  haben. 

IV.  1.  Ein  Gebietstheil  gilt  aber  nicht  dann  gleich 
als  erobert,  wenn  Truppen  eingerückt  sind;  denn  wenn 
auch  bei  einer  starken  Heeresmacht  ein  solcher  einst- 
weiliger Besitz  nach  Celsus  stattfindet,  so  genügt  doch 
für  die  hier  besprochene  Rechtswirkung  nicht  jedweder, 
sondern  nur  ein  fester  Besitz.    Deshalb  hielten  die  Römer 


SS)  Das  Allg,  Preuss.  Landrecht  sagt  I.  Tit.  9.  §.  201 
und  202:  „Die  Beute  ist  erst  alsdann  für  erobert  zu  ach- 
ten, wenn  sie  von  den  Truppen,  welche  sie  gemacht  ha- 
ben, bis  in  ihr  Lager,  Nachtquartier  oder  sonst  in  völlige 
Sicherheit  gebracht  worden.  So  lange  der  Feind  noch 
verfolgt  wird,  bleibt  dem  vorigen  Eigenthümer  der  ihm 
wieder  abgenommenen  Sachen  sein  Recht  darauf  vor- 
behalten." 


j  • 
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II 


^iA  T  Sndereien  um  Rom  nicht  für  verloren,  obgleich  Han- 
Jbal^  sefn  L  Serda  aufgeschlagen  hatte,  und  sie  wurden 
damair  ebenso  tbeuer  bezahlt  wie  vorher.  Deshalb  g  It 
Srdas  Gebiet  für  erobert,  was  -n  bleibende"  ^^S; 
sungen  so  eingeschlossen  worden  ist,  dass  dei  andere 
Theü  vor  deren  Eroberung  keinen  offenen  Zutritt  hat. 

2  Deshalb  ist  die  Ableitung  des  Namens  t^.'räanu^ 
von  der  Abschreckung  der  Feinde  (terrendo)  die  dei  bi- 
cilier  Fl  accus  macht,  ebenso  wahrscheinUch  wie  die  des 
Varro  von  toWo  (betreten),  oder  des  Front. nus  von 
Irm(Erde),  oder  des  Rechtsgelehrten  Pomp  on.us  von 

dem  Recht, ^'abzuhalten  (te^-rendi),  ,^*«  ^'«  0^"ef,f  .f^^ 
So  satrtXenophon  in  seinem  Buche  über  die  Zolle,  lass 
fn  Kdeieüen  der  Besitz  der  Aecker  durch  Schutzwehren 
erbauen  werde,    die  er   selbst  als   „Mauern  und  Graben" 

bezeichnet.  „„zweifelhaft,  dass  zu  diesem  Erwerb 

nochnb^liglt    dass  die  Sache  dem  Feinde  geljö-^t  ''»^e? 
denn  das    was  nur  in  den  Städten  oder  innerhalb  der  ße- 
satzunsen   der  Feinde   sich   befindet,    aber   dessen  E.gen- 
?£«  weder  Unterthanen  des  Feindes  sind ,  noch  feind- 
SVsfchten  haben,   kann  durch.  Krieg  nicht  e.wo^^en 
werden     Aeschines  zeigt  dies,  wie  erwähnt    an  Amphi 
bolis     welche  Stadt  den  Athenern  gehörte  und  durch  den 
Sg  dTs  Philipp  gegen  Amphibo.is  "'cht  E.geutlmm     es 
selben    werden    konnte.     Denn    der   Grund    des  ^^esetzes 
fä  It     ier  fort,  und  diese  Erwerbsart  ist  so  gehass.g,  dass 
das  Recht  nicht  ausdehnend  behandelt  werden  kann 

VI.  Wenn  man  daher  sagt,  dass  die  in  teindlichei 
Schiffen  gefundenen  Sachen  als  feindliche  gelten,  so  ist 
dies  nicht  eh,  bestimmter  Satz  des  Völkerrechts,  sondern 
nur  eine  Vermuthung,  welche  durch  stärkere  Gegengrunde 
beseitigt  werden  kann.  So  ist  in  unserem  Holland  schon 
vordem  1331  in  dem  hanseatischen  Kriege  wiederholt  von 
dem  Senat  erkannt  worden,  und  dies  demgemäss  zum  Ge- 
setz geworden,  wie  mir  mitgetheilt  worden  ist. 

VII  1  Aber  unzweifelhaft  kann  nach  dem  Volkei- 
rccht  das'  dem  Feind  von  uns  Abgenommene  nicht  von 
denen  in  Anspruch  genommen  werden ,  ^l\^-J^'fl 
besessen  und  durch  Krieg  an  diese  unsere  Feinde  vei 
Wen  hätten-  denn  das  Völkerrecht  hatte  unsere  Feinde 
zunäeliBt  äußerlich  zu  Eigenthümern  der  Sachen  und  dann 


lieber  den  Erwerb  des  Eigenthums  der  Kriegsbeute.      267 

uns  dazu  gemacht.  In  dieser  Weise  schützt  sich  Jephthes 
gegen  die  Ammoniter,  weil  die  Länderei,  welche  diese 
beanspruchten,  durch  das  Kriegsrecht,  wie  ein  anderer 
Theil  von  den  Moabitern,  an  die  Amoräer  und  von  diesen 
erst  an  die  Juden  gelangt  war.  So  betrachtet  auch  David 
das,  was  er  den  Amalekitern,  und  diese  zuvor  den  Phi- 
listern abgenommen  hatten,  als  das  Seinige  und  ver- 
theilt  es. 

2.     Titus  Largius  erklärte  nach  Dionys  von  Halicar- 
nass  im  Römischen  Senat,  als  die  Volsker  ihre  alten  Län- 
dereien zurückverlangten:    „Wir  Römer  halten  das  durch 
Kriegsrecht  eroberte  Land  für  den  ehrlichsten  und  gerech- 
testen Besitz,  und  wir  lassen  uns  nicht  verleiten,  mit  thö- 
richtem  Leichtsinn  die  Andenken  unserer  Tapferkeit  zu  ver- 
nichten, indem  wir  sie  denen  zurückgeben,  die  sie  einmal 
verloren  gehabt  haben.    Vielmehr  ist  solcher  Besitz  nicht 
allein  von  den  jetzt  lebenden  Bürgern  zu  benutzen,    son- 
dern  auch    auf  die  Nachkommen   zu  vererben.     Wir  sind 
weit    entfernt,    durch   Aufgabe   des   Eroberten   gegen   uns 
selbst  das  zu  thun,    was   gegen  die  Feinde  zu  geschehen 
ptiegt."      In    der   Antwort    der    Römer    an    die    Aurunker 
heisst    es:    „Wir    Römer    halten    dafür,    dass    das    durch 
Tapferkeit  von  dem  Feind  Erbeutete  mit  dem  besten  Recht 
als  unser  eigen  auf  die  Nachkommen  übergeht."    In  einer 
anderen  Antwort  an  die  Volsker  sagen  die  Römer:    „Wir 
halten   das  in   dem  Krieg  Erbeutete   und   Gewonnene  für 
die  beste  Art  des  Besitzes.     Da  das  Recht  nicht  von  uns 
gemacht  worden   ist,    sondern   mehr  von  den  Göttern  als 
von  den  Menschen  ausgegangen  ist,    und   durch   die  Sitte 
aller  Völker,  der  Griechen  wie  der  Barbaren,  gebilligt  ist, 
so  bewilligen  wir  auch  aus  Feigheit  nichts  und  geben  das 
durch  Krieg  Erworbene   nicht   auf.     Es   wäre   die   grösste 
Schande,  das  durch  Tapferkeit  und  Kraft  Gewonnene  durch 
Furcht  und  Schrecken  wieder  einzubüssen."    So  heisst  es 
auch  in   der  Antwort   der  Samniten:  „Wir  haben   es   mit 
den  Waffen  genommen,  und  dies  ist  die  gerechteste  Weise 
des  Erwerbs." 

3.     Livius    erzählt,    dass    die  Ländereien  bei  Luna 
von  den  Römern   getheilt  worden,   und   beschreibt  sie  so: 
„Dieses  Gebiet  ist  von  den  Ligurern  erobert  worden;  vor 
her  gehörte  es  den  Etruskern."    Auf  Grund  dieses  Rechts 
behielten  die  Römer  Syrien,   wie  Appian  berichtet,   und 
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gaben   es   an  Antioclms   dem  Frommen   z.urUok     welchem 
es  Tigranea,  der  Feind  der  Römer,  entrissen  hatte.   Justi- 
„us  lässt  nach  Trojus  den  Pompejus  dem  Ant.ochua  ant- 
worten:   „Das  Reich   sei  nicht   ihm  abgenommen  worden, 
Tch  werde  er  es  ihm,    der  es  dem  Tigranes  abgetreten 
zurückgeben,    da   er  es  nicht   za  verthe.d.gen   vermöge  " 
Auch   die  Theile    von   Gallien,    welche   d.e^C.mbern   den 
Galliern  abgenommen  hatten,  behielten  die  Romer  für  sich. 
VlTl.      Schwieriger    ist    die    Frage,     wer    bei    einem 
öffentlichen    und    feierlichen  Kriege    die   feindliche  Sache 
erwerbe?    ob   das  Volk   oder  die  Einzelnen  »ber  oder  in 
dem  Volke?    Die  Neueren  schwanken  hier  sehr  -»b)     Ua 
die  Meisten  in  dem  Römischem  Recht  gelesen  hatten,  dass 
die  Beute  dem  Ergreifer  gehöre,    nach  dem  Kanonischen 
Recht   aber  die  Beute   nach  dem  Beschluss  der  Obrigkeit 
verthcilt  werden   .olle,    so  sprach     wie   es  zu  Se^ch«hen 
nfleet    Einer  dem  Andern  nach,   dass  zunächst  und  durch 
die  That  selbst   die  Beute   dem  Einzelnen  gehöre;    allein 
dann  müsse  sie  dem  Feldherrn  übergeben  werden    um  sie 
unter  die  Soldaten  zu  vertheilen.    Diese  Ansicht  ist  ebojiso 
verbreitet  wie  falsch,  und  hier  um  so  sorgfältiger  zu  wider- 
legen    da  sie  ein  Beispiel  abgiebt,   wie   wenig   in   diesen 
Efragen    man    sich    auf   solche   Autoritäten    verlassen 
d^f     Unzweifelliaft   konnten    die    Völker   Beiderlei    aus- 
machen,   dass   die  Beute  dem   kriegführenden  Volke  ode 
dem   einzelnen  Ergreifer  gehören   sollte.     Aber  es  kommt 
darauf  an,    was  wirklich  festgesetzt  worden  ist,   und  da- 
nach   gelten    die  Sachen   des  Feindes   mir  wie  herrenlose 
Sachen,  was  wir  schon  oben  aus  dem  Ausspruch  des  jun- 
eeren  Nerva  dargethan  haben. 

IX.  1.    Nun    fallen    die    herrenlosen  Sachen  dem  Er- 


4 


56)  Das  Allg.  Preuss.  Landrecht  sagt  II.  Tit.  9  §.  193 
u.  ff.:  „Das  Recht,  im  Kriege  Beute  zu  machen,  kann  nur 
mit  Genehmigung  des  Staats  erlangt  werden  ^em  der 
Staat  dies  Recht  ertheilt,  der  erwirbt  durch  clie  blo  se 
Besitzergreifung  das  Eigenthum  der  erbeuteten  Sache 
Kriegs-  und  Mundvorrätho  muss  er  zum  Gebrauche  des 
Staates  abliefern.  Unbewegliches  Eigenthum  is  niemals 
ein  Gegenstand  der  Beute."  Damit  ist  natürlich  die  Ei- 
oberung  des  Landes  durch  den  siegenden  Staat  nicht  aus- 
geschlossen. 
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greifenden  zu,  und  zwar  ebenso  denen,   welche  durch  An- 
dere,   als    denen,    welche    selbst   sie   ergreifen.     Deshalb 
erwerben   nicht   blos  Sklaven  und   Kinder,    sondern   auch 
freie  Menschen,  welche  für  das  Fischen,  Vogelstellen,  Ja- 
gen   und  Perlensuchen   ihre  Arbeit  an  Andere   vermiethet 
haben,    das,    was  sie  erfassen,    sofort  denen,   für  die  sie 
arbeiten.     Der  Rechtsgelehrte  Modestinus   sagt   richtig: 
„Was  auf  natürliche  Weise  wie  der  Besitz  erworben  wird, 
kann  durch  Jedweden,    den   man  will,    für  uns  erworben 
werden,"    und  Paulus   sagt  in   seinen  geltenden  Rechts- 
sätzen:   „Den  Besitz   erwirbt   man   durch  den  Willen  und 
die    körperliche   Handlung;    der  Wille   muss    der    unsrige 
sein;    die  Handlung  kann   durch  uns  oder  einen  Anderen 
geschehen,"     Derselbe   sagt  zu  dem  Edikt:    „Man  erwirbt 
den  Besitz   durch   einen  Bevollmächtigten,   Vormund   oder 
Kurator,"    d.  h.  wenn  diese  es  in  der  Absicht  thun,   ihre 
Thätigkeit   Tür  uns   zu   verwenden.     So  erwarben  bei  den 
Griechen   die  Kämpfer  bei   den  Olympischen   Spielen   die 
Preise  denen,    welche    sie  geschickt  hatten.     Der  Grund 
ist,  weil  natürlicherweise  ein  Mensch  den  anderen,   wenn 
Beide  wollen,    als  Instrument   benutzen  kann,    wie  ander- 
wärts bemerkt  worden.  57^ 

2.  Soweit  also  bei  dem  Eigenthumserwerb  ein  Unter- 
schied zwischen  Freien  und  Sklaven  gemacht  wird,  kommt 
dies  aus  dem  besonderen  Recht  des  Staates  und  bezieht 
sich  auf  die  dahin  gehörenden  Erwerbsarten,  wie  die  er- 
wähnte Stelle  bei  Mo  de  st  in  ergiebt.  Auch  diese  sind 
später  von  dem  Kaiser  Severus  dem  Natürlichen  an- 
genähert worden,  nicht  blos  des  Nutzens  wegen,  wie  er 
sagt,  sondern  auch  der  Rechtswissenschaft  wegen.  Ab- 
gesehen von  diesem  besonderen  Recht  gilt,  wie  gesagt, 
die  Regel,  dass  man  das,  was  man  selbst  thut,  ebenso 
gut  auch  durch  einen  Anderen  thun  lassen  kann,  und  dass 
es  gleich  ist,  ob  es  durch  mich  oder  durch  einen  Anderen 
geschieht. 

X.  Man  muss  also  bei  der  hier  vorliegenden  Frage 
zwischen  wahrhaft  öffentlichen  Kriegshandlungen  und  zwi- 
schen Privathandlungen,  die  bei  Gelegenheit  des  Krieges 
geschehen,  unterscheiden.     Durch  letztere  wird  die  Sache 


5^)  In  Buch  I.  Kap.  5  Ab.  3. 
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von  dem  Einzelnen  zuerst  «"^  unmittelbar  erworben;  durch 
erstere  aber  dem  Volke.  Ueber  diese  Bestimmung  des 
Volk    recMs  verhandelt  Scipio  mit  Masinissa  be.  L.vius: 

!stpl.ax  ist  ^"-f  j,"^Sr,rit  weit  "^in  Ä 

Td  nicht  dem  Ptolemäus  gehöre,  -f  .Sele«c.j^B  den  Kr^g 
geführt  habe,  und  Ptolemäus  ihm  dabei  nur  Hülfe  ple^^^^^^^^ 
habe.     Polybius  erzählt    den    Fall    im  5.  Buch    seiner 

^' xf  r'ber  Grund  und  Boden  wird  nur  durch  öffentliche 
Aktt  ■  durch  Einmarsch  des  Heeres  und  eingelegte  Be- 
satzungen erlangt;  deshalb,  sagt  Pomponius,  .^"^J^J 

S"Äuf::Sht'ÄTi;  Be„te  im  strengen  Sinne^Salomo 
Lr  Befehlshaber  der  Leibwache,   sagt  bei  Prokop.    „t-s 
S  Jeine  Ur  ache,  dass  die  Menschen  und  andere  beweg- 
liche Din^-e  als  Beute  gelten  (er  meint,   es  geschehe  mit 
S'B?:iU-:g.mg  des  sftes);  aber  der  Grund  und  Boden 

«i,j;^f  riam  Kiiqpr  und  dcm  Römischen  Keicn. 
«^'^/' SiS  w"rde"n  bei  den  Juden  und  Lacedämoniern 
die  eroberten  Ländeieien  durch  das  Loos  yer  heilt.    Ebenso 
wurde   bei  den  Römern   das   eroberte  Ackerland  entweder 
vernrchte      nämlich   an   den   alten  Besitzer  Ehren  halber 
zu   einem   biUigen  Preise,    oder  verkauft,    oder  an  Kolo- 
n^ten  ausgetheilt,   oder  als  Zinsgut  ausgegeben,  worüber 
sich  "n  den  Gesetzen,  Geschichtsbüchern  und  in  den  Ver- 
^essnn-sregistern    Zeugnisse   -finden.      Appian    sagt    im 
rBThe   sllnes   Bürgerkrieges:    ,Als  .  die   Römer  Ual^n 
sich    unterworfen    hatten,    behielten    sie    einen  Theil  des 
ArkerirndeT"    und    im   2.   Buche:    „Auch    den    besiegten 
Ä!.:  nali'men  sie  nicht  das  ganze  Land    -n  «r^  thed- 
ten   mit   ihnen. "     Cicero  bemerkt  m   der  Rede Jur  s^^.n 
Hans     dass    der  Feldherr   mitunter  die  von  den  Feinden 
frobel  ten    Ländereien    den    Priestern    als    Weihgeschenk 

üherteben  hätte,  aber  auf  Befehl  des  Volkes. 

ubeigeben  Hat  e,  g^^,,^„  „„^  ^hiere  werden 

entweder   in   Ausführung  eines  öffentlichen  Unternehmens 
oderausserhalb  eines  solchen  erbeutet.    Ist  das  Letzteie, 
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so  fallen  sie  dem  Ergreifer  zu.     Hierauf  bezieht  es  sich 
wenn  Celsus  sagt:  „Die  feindlichen  Sachen  bei  uns  fallen 
nicht    dem    Staat,    sondern    dem   Ergreifenden  zu."     Das 
„bei  uns"  heisst  „derer,  die  unter  uns  bei  dem  Ausbruch 
des   Krieges    betroffen   werden."     Dasselbe   gilt   auch   für 
Menschen,    so   lange   diese  hierbei  der  Beute  zugerechnet 
wurden.     Wichtig   ist    hier   folgende   Stelle  bei  Trypho- 
nius:  „Die,  welche  während  des  Friedens  in  ein  anderes 
Land  gegangen  sind,   werden,   wenn  plötzlich  Krieg  aus- 
bricht,  Sklaven  derer,   bei  denen  sie  durch  ihr  Schicksal 
[suo  fato  muss   es   heissen,   nicht  suo  facto   (durch   ihre 
That)  oder  ,mo  pacto  (durch  ihren  Vertrag),  wie  die  Stelle 
in  den  Ausgaben  lautet]  als  Feinde  erfasst  werden."    Der 
Rechtsgelehrte  nennt  es  hier  Schicksal,  weil  sie  ohne  ihre 
Schuld  in  die  Sklaverei  gerathen;   dergleichen  pflegt  man 
dem   Schicksal   zuzuschreiben.     So   sagt   Nerva:    „Durch 
das   Schicksal   sind   die  Meteller  die   Konsuln   von  "Rom  " 
d.  h.  ohne  ihr  Verdienst.  ' 

^    2.    Eben  davon  kommt  es,  dass  das,  was  die  Soldaten 
nicht  im   Dienst  oder  nicht  in   unmittelbarer  Ausführung 
von   Befehlen,    sondern    aus    allgemeinem   Recht    oder  in 
blosser  Erlaubniss  erlangen,  sie  sofort  für  sich  selbst  erwer- 
ben;   den.i   sie   erbeuten   es   nicht   im  Dienst.     Dahin  ge- 
hören die  Rüstung  des  Feindes  im  Zweikampf;  dahin  das 
was  sie  getrennt  von  dem  Heere  (10,000  Schritt  davon, 58) 
sagten  die  Römer,  wie  wir  bald  sehen  werden)  auf  Streif- 
zügen   erlangen,    die   sie   ohne  Befehl   aus  freien  Stücken 
unternehmen.     Diese  Art  Beute   nennen   die  heutigen  Ita- 
liener   „Correria"    und   unterscheiden   sie   von   der   eigent- 
lichen Beute. 

Xm.  Wenn  der  Einzelne  dergleichen  Sachen  nach 
dem  Völkerrecht  erwirbt,  so  kann  doch  jedes  Volk  dies 
anders  bestimmen  und  das  Eigenthum  der  Einzelnen  auf- 
heben, wie  ja  an  vielen  Orten  dies  auch  mit  den  wilden 
Phieren  und  Vögeln  geschehen  ist.  Durch  ein  solches 
C^esetz  kann  auch  bestimmt  werden,  dass  die  bei  den 
Einzelnen  innerhalb  Landes  befindlichen  feindlichen  Sachen 
dem  Staate  zufallen  sollen. 

XIV.  1.  Für  das,  was  Jemand  durch  eine  militärische 
That  erbeutet,    liegt   die   Sache   anders.     Da   stellt   jeder 

58)  Ziemlich  eine  deutsche  Meile. 


tusjHurma 
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Einzelne  den  Staat  vor,  handelt  «V^'lT"f,*'„1;hrfnderB 
Jialh  firlinat  wenn  das  beäonderc  Gesetz  es  nicht  anueis 
vfor  ncT,' irstaat  sowohl  den  Besitz  w  e  das  E^en 
thum  und  kann  dies  auf  Jeden  wen  er  ^^^hj^^'^^^^^: 
Da  dies  indess  nicht  mit  der  allgemeinen  Meinung  stimmt, 
so  miss  ich  die  Beweise  etwas  weitläufiger  wie  gewohn- 
ich  aus  dem  Verfahren  der  kultiyirtenVmker  entnehmen 
2  Ich  beginne  mit  den  Griechen,  deren  Sitten  Homer 
an  vielen  ^^^^^l^^;  l^t^.n  Städten 

Bei  Stn-'tgTlchiUes  in  Bezug  auf  die  von  ihm 
eroberten  ^^^^^^J^^^^^te  zahlreiche  und 
werthvoUe,  durch  meine  Hand  erbeutete  Gu  habe 
Tch  als  steger  dem  Atridcn  als  Ki5nig  gebracht,  der 
be  d  n  Bclmell  segelnden  Schiffen  weilend  nur  W^ 
niges  unter  die  Anderen  vertheilte  und  das  Meiste 

A.amemnoir' sllt"S"  zum  Theil  als  der  Fürst  von  ganz 
G?iechen"and  und  vertritt  so  die  Stelle  dieses  Volkes,  aus 

J   :?"Recht  er  mit  Zuziehung  '^^  ,J  f '--^^73^ 
die  Beute  vertheilte;  zum  anderen  Theil  gil    er  »1«  ^eiu 
hprr     als  welcher  er  von  der  gemeinsamen  Beute  einen 
grös^eien  Antheil  davonträgt.    Diesen  Agamemnon  redet 
datn  Achilles  so  an  (I.  v.  163,  164): 

Ich  erhalte  nicht  den  gleichen  Iheil  m  t  D u 
an  der  Beute ,  wenn  die  Achäer  die  wohlgeschützte 
Stadt  der  Troer  erstürmen.«  «„f  „omein- 

Und  anderwärts  bietet  Agamemnon  «3 em  Achill  »"f  g<-me'n 

habe.    Nach  Eroberung  Troja's,  erzahlt  Virgil. 

bewachten  Phönix  und  der  wilde  Ulysses  als 
gewählte  Wächter  die  Beute.  Hierher  wurden  von 
fllln  Seiten  der  Trojanische  Schatz,  der  aus  den 
brennend  n  Kammern  herausgeholt  worden,  und  die 
Sie  der  Götter  und  die  ganz  goldenen  Misch- 
gefösse    und   die    erbeuteten   Kleider    zusammenge- 

So  bewahrt^in  späteren  Zeiten  Aristides  die  Beute  von 
Marathon.   Nach  der  Schlacht  bei  Platäa  erging  ein  streng 
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Verbot,  dass  Niemand  von  der  Beute  etwas  für  sich  ent- 
nehme; dann  wurde  die  Beute  nach  dem  Verdienst  der 
Stamme  verthellt.  Als  später  Athen  besiegt  wurde  über- 
gab Lysander  die  Beute  dem  Staat,  und  bei  den  Sparta- 
uZel  '"  ""'""*''  """'''^  die'verkänfer  derTeufe 
3.    Wenden  wir  uns  nach  Asien,  so  pflegten  die  Tro- 

T/Vm  ^"■^"  •'.'■^'''"'  '^'^  ß<^"t^  ^»  verlosen,  wie  bei 
der  Theilung  gemeinsamen  Eigenthums  seschieht  mT 
unter  gescJiah  die  Vertheilung  Lreh  den  FeSe'rn  Auf 
Grund  dieses  Rechts  verspricht  Hektor  dem  dX  auf 
sein  Verlangen  die  Pferde  des  Achill;  man  s^eMhieraus 

Srtf  Zu  T  "^'^7^-%  ^-  Eigent'hum  n'ch  ni^ht  ge-' 
wahrte.  Zu  Cyrus,  dem  Sieger  von  Asien  ebenso  «nSfpr 
zu  Ah^xander  wurde  die  Beute  gebracht  l'n  Afrika  finden 
wir  dasselbe.  Die  Beute  aus  Agrigent,  aus  der  Schlacht 
von  Cannä  und  sonst  ist  nach  Karthago  gesandt  worden 
Bei  den  alten  Franken  wurde  die  Beute  durch  daTLoos 
HCtL  T-  ""1  t''^'"  -T  '^°"^«'  Gesehichte  erhem; 
zuwies.  ^^  "'    *  ""'•"■'   ^''  "^"'  ^^'  L008 

Ho  ^'  J-l  ""'■"■  ^'^  ^°'"^'"  '"  Kriegssaehen  über  die  an- 
deren Volker  hervorragen,  desto  bedeutender  ist  das,  Z 
bei  Ihnen  hier  beobachtet  worden.  Dionys  von  Halirar- 
nass  der  sorgfältigste  Beobachter  Römischer  Sitte  sagt 
darüber:  „Alle  Beute,  welche  durch  Tapferkeit  dem  Fefnde 

weder,rp-  ^T'^'"'  ^i'''^  "'"'''  "'^•^'»  Kecht  dem  Staate; 
weder  die  Einze  nen  noch  der  Feldherr  erlangen  das  Eigen 

ntnvt'?"'  ^•ie>"'f"-  erhält  sie  der  Sehatzbeamte  Tnd 
überliefert  nach  Verkauf  derselben   das  Geld  dem  Staat  « 

tenM'd  «v"-'^"'",*\''T'''  "^'<"'^  •^«°  Coriolan  verfo^ 
cingeStet!  "  ^'"^^^  """"^  ""''"  entsprechend 

n.«^'  p^^!'"  ''^  r*""  "*''*'g'  <^"^«  ^«r  Staat  EigenthU- 
mer  der  Beute  wurde;  aber  ebenso  richtig,  dass  die  Feld- 
herren in  der  Zeit  der  Republik  davon  nach  ihrem  Er- 
messen Ausnahmen  machen  konnten,  worüber  sie  dem 
Volke  Rechenschaft  ablegen  mussten!  L.  Aemilius  sag^ 
tl  ^.'';'"^=  »'<^':  '"«be  die  Städte,  welche  erobert  wor- 
den smd  nicht  die,  welche  sich  ergeben  haben,  geplün- 
S  ""«^^  "darüber  entscheidet  der  Feldherr  und  nicht  die 
Soldaten.      Diese  Entscheidung,  die  den  Feldherren  nach 

Grotius,  Rocht  d.  Kr.  u.  Fr.  IL 
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dem  Gebrauche  zukam,  traten  sie,  '«»  .f]!«".  Y^^^^.f 3;^,^ 
entirehen    mitunter  dem  Senat  ab;  so  Cam.llug     Wo  dies 
•^flllWal      haben   sie  von  diesem  Recht  bald  für  die 
Migifn!   bald   mr   i".ren  Ruhm,    bald   für   ihren  Ehrgeiz 
Gebrauch  geniacht.^^^^  am  gewissenhaftesten  verfulj>-en 
„der  den  Schein  davon  annehmen  wollten,    r'.hrtcn   l.bei^ 
hauntd^  Beute  nicht   an,    sondern   Hessen  das  Geld  von 
en  Rümischen   Schatzbeamten  in   Empfang   nehmen    und 
as  Uebdge    durch   diese   öffentlich   vers  e.gern;    deshalb 
fess  dieses  gel<5ste  Geld  manubiari.. ,  wie  Favor.nus  bei 
GeTliuTbemcrkt.     Dieses  Geld  wurde  von  den  Beamten 
fnmVschat'kammer  gelegt,  vorher  aber  be.  dem  Tnumph^ 
mit  hormn''efiihrt.     Livius    sagt  im  4.  Buche  von   aem 
Konsul  Övaerius:    „Nachdem  die  Beute  aus  den  vielen 
Sugcn  an  einen  «-heren  OH  zusammengeb..^^^^ 
-Ipn  war    wurde  der  ganze  erhebliche  Von  atli  versteigen, 
ind  deTkon  uT  liess  es  durch  die  Beamten  in  die  Schatz- 
kammer brhiVcn."     Dasselbe  that  Pompejus;    die   Worte 
des  VC lleuf  lauten:   „Das  baare,  von  Tigranes  erbeutete 
Geld    wurde,    wie  l'ompejus    gewohnt    war,    den   Scha  z- 
heamterubergebcn  und  in  Urkunden   genau  verzeichnet. 
So  verTulr  aifch  M.  TuUius  Cicero,   welcher  darüber  an 

sVuft    schr'eibt:     „Von    meiner    «-'«.  J^^V^ke    K 
Sehatzbeamten,    d.  h.  ausser  dem  Römischen  Volke,  JNie 
mand  das  Geringste  nur  angerlihrt,  noch  anrühren  wollen.« 
Sfes  war  di'e  aUgemeine  Sitte   in  den  alten  und  besseren 

Zpitpn    worüber  Plautiis  sagt:  _     .      i        c?  i    *„ 

Zeiten,  wonme  ^^^^^   .^^^  ^.^^^  ^^^^^  ^^^^^  ^^^  g^,,^^,. 

meister  bringen." 

lind  ebenso  von  den  Gefangenen: 

unü  eoenso^^^  ^^^^^  ^.^  ^^^  ^^^   Schatzmeistern  aus  der 

2  ^Xndere'' Äluften  ohne  Zuziehung  der  Beamten 
die  Beute  und  sandten  den  Erlös  in  die  Schatskammer 
las  noch  aus  den  folgenden  Worten  ^«s  Dionys  von 
Ilalioarnass  ZU  entnehmen  ist.  So  hat  Konig  larquinius 
sSnTn  alter  Zeit  die  den  besiegten  Sabinern  abgenom- 
mne  Beute  und  Gefangenen  nach  Rom  gescl^kt^^^^^^^ 
verkauften  die  Konsuln  Rom.hus  «nd  J«  ur  u.  d'«  ^«"t«. 
,i„  Mo  Staatskasse  in  Noth  war,  obgleich  das  lieer  aar 
jLJunwfmf  wurde     Da  es  öft^r  erwähnt  wird,  wie  viel 
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man    bestimmt  fUrsiedaseTölr.nP""''  k""^'-  '"''' 

XVII.  1      Die  Beute  den  Soldaten  zu  überlassen    o-^u 
et  St^f  "dJ'sZ  f  'L--chsUcl,tig;"ShaI",'iS 

gefliielitet  ^ar     hah^ -1      R  ''l'^"'""'''    ^^'  "^'=''  ^abiae 
gtn. eiltet  wai     iiabe    die  Beute  unter  die  Soldaten   ver 

ais   etwas  Neues,    Verscliwenderjsches   und   UnbedichtP, 
t^ieilt       ,  ^","f' '".  bewilligte  Beute   wurde    en  wedei    'e' 

die  BeSte  verteilt  J      ^'"  ""«^  ''"^^^'^  "^PPi-'   Claudius 
erUwtP T»M    •     J    "^i'l*"'  S'"Se  dies  nicht,  so  solle  das 

setebt  Pol.K-    '"Z'^"*"  S<"^S*  ^«^'-^l«"-     dagegen  be 
rt^r  n.,.f      ^^'"'  f"*"  Sanze  Verfahren   bei  Vcrtheilunl 
der  Beute.     Es   wurde  nämlich   auf  einige  Ta-e  oder  auf 

davon  wurde  es  Gesetz)   und  die  Kranken    m^f^L-'   T 

""5"  Mittt?'"^"/'^-^^"'-  -"ScksLi^gt  "  "" 
2.    Mitunter  wurden  nicht  die  erbeuteten  Sirl.pn    c^« 

de7soIdatr"  'f't  ""''''  n--ttlfrei'THum'pIeT 
den  Soldaten  geschenkt.     Das   Verhältniss  war     wie   .VI,' 

gefunden    dass  der  Fusssoldat  einen  Thell,   de,'  Ce  tnr  o 

ZV  V\'^?  ^''"'^'"  ^'^'  T'>«i'e  e>-l>iet.  In  anderen 
Fallen  erhielt  der  Fusssoldat  einen  Theil  der  r^ntn^n 
und  Tribun  zwei  Theile  und  der  Reiter  vS  rtile.Tch 

18* 
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«    r.fi   Miif  die    Verdienste  Rücksicht;    so   wurde 
t"Z,t  sler  TaIfe\eU  von  Posthu.ius  aus  der 

^T'tLte^^nL;«  roSeVschehen,  wie  sie  wollte, 

^TZkt- LT  ^^^^Ir-^  ibfer  Tapferkeit  willen  zu- 
?e"ta„den!  Euvipides  sagt  in  den  Trojanermnen,  v.  33, 
über  die  voinelimen  Frauen  der  Trojaner. 

„Die  Fürsten  des  Heeres  hatten  für  sich  unter 

ihnen  ausgewählt," 
und  von  ^-^AnJ--tl£e''niW   sich   der   Sohn    des 

Ascanfuf  sSt   von    den.  Pferd   bei  Virgi.    (Aeneis  IX. 
y.  270,  271)j^  B^„^t^,,,i,a  und  die  roth  glänzenden  Feder- 

bUsche  nehme  ich  von  der  Verloosung  aus 
Herodot  erzählt,  dass  nach  der  Schlacht  ^ei  1 'ataea  üem 
Pausanias  das  Beste   der  Beute   an  F^^'^.^^^nvriS^s  erhielt 
Kameelen  gegeben  worden  seu    l>-„^-^„\'"^'V:t':i: 
rUA  Oppri«iia  aus  Conucula  als  l^iirtuj^esLiiciiis.  lui 
Fabricius  sagt  bei  dem  Halicarnasser  in  semer  Rede 

Äriri  von  die^n^^^^^^^^^ 
ro^A^-^e-^^er^ShiÄ/^Uolda^^^^^^^^^^ 
Beute  wird  -^»2:^ 'r/dt^Se    e   ^  S^ 
:r:r''"Tan       iüs   r;  ZL    .m.    nach    LivUs 
lieh  selbst  bere  ehern   und  zugleich   durch   d.e  Be^'e   den 
^fnn  des  Volkes  verderben.     Servius  sagte  in  e  ner  Rede 
?a"L    Paulus'   dass   dieser    sich    durch   Verthe.lung    der 
Rennte    hatte   bereichern   können.     Manche,    wie  Ascanius 
?edanus    wollen  unter  dem  Worte  „mann/nares'  vielmehr 
Een  Vörai^theil  des  Feldherrn  an  der  Beute  verstanden 

'''T' Lobenswerther  handelten  die,  welche  ihr  Recht 
„iclft  .reitend  achten  und  nichts  von  der  0«"*«  »'^1'™^°- 
n«  in'^ehört  der  erwähnte  Fabricius,  der  „auch  den  recht- 
Sä  ig  zu  e  webenden  Reichthum  um  des  Ruhmes  w.llen 
veTachtete«  Er  selbst  sagte,  dass  er  hierbei  dem  Bei- 
Ip iel  des  Valerius  Publicola^nd  einiger  Anderen  nachfolge. 
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Auch  M.  Porcius  Cato  ahmte  ihnen  in  dem  Spanischen  Kriege 
nach,  indem  er  behauptete,  er  habe  nichts  von  der  Beute 
sich  angeeignet,  ausser  zum  Essen  und  Trinken  Er  wolle 
damit  nicht  die  Feldherren  tadeln,  die  den  zulässigen  Vor- 
theil  sich  aneigneten;  indess  wolle  er  lieber  in  der  Tu- 
gend mit  dem  Besten,  als  im  Gelde  mit  dem  Reichsten 
wetteifern.  Nach  Diesen  verdienen  Jene  Lob,  welche  nur 
einen  massigen  Antheil  von  der  Beute  nehmen,  weshalb 
bei  Lucan  Pompejus  von  Cato  gelobt  wird,  „welcher 
mehr  ablieferte,  als  er  zurückbehalten  hatte." 

5.  Bei  der  Vertheilung  wird  auch  mitunter  auf  die 
Abwesenden  Rücksicht  genommen;  so  sorgte  Fabius  Am- 
bustus  auch  für  den  gefangenen  Anxur;  mitunter  werden 
selbst  Gegenwärtige  übergangen,  wie  das  Heer  des  Mi- 
nutian  von  dem  Diktator  Cincinatus.  5») 

6.  Dieses  Recht  der  Feldherren  in  der  Zeit  der  Re- 
publik ging  später  auf  die  kaiserlichen  Befehlshaber  über 
wie  sich  aus  Justinian's  Codex  ergiebt,  wo  von  der  ur- 
kundlichen Aufzeichnung  die  Schenkungen  von  Sachen  aus- 
genommen werden,  welche  diese  Befehlshaber  den  Sol- 
daten aus  der  feindlichen  Beute  gewähren,  mochten  sie 
unmittelbar  an  dem  Kriege  theilgenommen  oder  an  ent- 
fernteren Orten  sich  aufgehalten  haben. 

Jil  .  ^;^  Theilung  der  Beute  hat  oft  zu  Missbräuchen 
gefuhrt,  indem  die  Führer  damit  für  ihre  Person  die  Ge- 
müther gewinnen  wollten.  Dies  wurde  dem  Servilius 
Coriolan,  Camillus  vorgeworfen;  sie  hätten  die  Freunde 
und  Klienten  aus  dem  Staatsvermögen  beschenkt.  Jene 
vertheidigten  sich  dagegen  mit  dem  allgemeinen  Wohle- 
„Wenn  Die,  welche  an  der  Arbeit  mit  geholfen,  auch  an 
deren  Früchten  theilnähmen,  so  würden  sie  zu  neuen  Unter- 
nehmen desto  bereiter  sein,"  wie  der  Halicarnasser 
sie  sprechen  lässt. 

XyiH.  1.  Ich  komme  nun  zur  Plünderung.  Sie  ist 
dem  Soldaten  gestattet  entweder  bei  einer  Verwüstung 
des  Landes  oder  nach  der  Schlacht  oder  Eroberung  einer 
btadt,  wo  auf  ein  gegebenes  Zeichen  sie  beginnen  konnte. 

^»)  Minutian  hafte  sich  mit  seinem  Heere  von  den 
Hemden  einschliessen  lassen;  Cinoinatus  hatte  ihn  be- 
treit aber  legte  ihm  für  seine  schlechte  Führung  diese 
ibtrafe  auf.  ^ 
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In  älteren  Zeiten  kam  dies  seltener  vor;  doch  finden  sich 
einzelne  Fälle.  So  Uberliess  Tarquinius  Suessa  den  Sol- 
daten zur  riünderung,  der  Diktator  G.  Servilius  das  La- 
ger der  Aequer,  Camillus  die  Stadt  Veji,  der  Konsul  Ser- 
vilius das  Lager  der  Volsker.  L.  Valerius  gestattete^  auch 
die  Plünderung  in  dem  Gebiete  der  Aequer;  G.  Fabius 
ebenso,  nachdem  er  die  Volsker  geschlagen  und  Ecetra 
eingenommen  hatte;  und  später  geschah  es  oft.  Nach  der 
Besiegung  des  Perseus  gestattete  der  Konsul  Paulus  dem 
Fussvolke  die  Plünderung  der  Geräthschaften  des  geschla- 
genen Heeres,  und  der  Reiterei  die  des  umliegenden  Ge- 
bietes. Derselbe  uberliess  nach  einem  Senatsbeschluss 
die  Städte  von  Epirus  den  Soldaten  zur  Plünderung.  Lu- 
cullus  hielt  nach  Besiegung  des  Tigranes  die  Soldaten 
lange  von  Einsammlung  der  Beute  zurück;  als  indess  der 
Sieg  sich  als  sicher  herausstellte,  gestattete  er  die  Plün- 
derung des  Feindes.  Cicero  rechnet  im  1.  Buche  über 
die  Erfindung  zu  den  Erwerbsarten  des  Eigenthums  das, 
was  dem  Feinde  abgenommen  und  nicht  als  Beute  behan- 
delt und  abgeliefert  worden  ist. 

2.  Die  Tadlcr  dieses  Gebrauchs  sagen,  dass  dadurch 
die  auf  die  Plünderung  begierigen  Hände  den  tapferen 
Kämpfern  den  Lohn  wegnähmen,  da  gewöhnlich  der  Trä- 
gere zu  plündern  beginne,  während  der  Tapfere  den  schwer- 
sten Theil  der  Arbeit  und  Gefahr  aufsuche,  wie  Appius  bei 
Livius  sich  ausdrückt,  womit  auch  die  Worte  des  Cyrus 
bei  Xenophon  übereinstimmen:  „Bei  der  Plünderung 
weiss  ich  wohl,  dass  die  Feigen  den  grössten  Theil  er- 
langen." Dagegen  erwidert  man,  es  sei  angenehmer  und 
erfreulicher,  wenn  Jeder  das  selbst  Erbeutete  nach  Hause 
bringen  könne,  als  wenn  er  nur  seinen  Theil  nach  frem- 
dem Ermessen  bekomme. 

3.  Manchmal  ist  die  Plünderung  auch  gestattet  wor- 
den, weil  man  sie  nicht  hindern  konnte.  Bei  der  Erobe- 
rung von  Cortuosa,  einer  Etruskischen  Stadt,  erzählt  Li- 
vius, „wollten  die  Obristen  die  Beute  dem  Schatz  vor- 
behalten:   allein   die  Absicht  war  besser   als  die  Ausfüh- 


rung ;    die  Soldaten  hatten  schon  die  Beute  in  Uiren  liän 


er 
O 


den,  und  sie  ihnen  zu  nehmen,  hätte  grosse  Erbitterun 
verursacht."  So  wurde  auch  das  Lager  der  Griechischen 
Gallier  von  dem  Heer  des  C.  Helvius  gegen  den  Willen 
des  Feldherrn  geplündert. 
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XIX.  Wenn  ich  gesagt,  dass  mitunter  Andere  als  die 
Soldaten  die  Beute  oder  das  daraus  gelöste  Geld  erhalten 
haben,  so  trifft  das  meist  die,  welche  Tribut  zum  Kriege 
beigesteuert  hatten;  er  wurde  ihnen  damit  erstattet.  Mit- 
unter sind  auch  aus  diesem  Gelde  öffentliche  Spiele  aus- 
gerichtet worden. 

XX.  1.  Mit  der  Beute  ist  es  nicht  nur  in  verschiedenen 
Kriegen  verschieden  gehalten  worden,  sondern  oft  ist  auch 
in  demselben  Kriege   die  gleiche  Beute   zu  verschiedenen 
Zwecken    verwendet    worden;    entweder    nach    Antheilen 
oder  nach  Unterschied  der  Gegenstände.    So  gab  Camillus 
den  zehnten  Theil  der  Beute  dem  Pythischen  Apoll,  nach 
dem  Beispiel  der  Griechen;  aber  eigentlich  stammte  dieser 
Gebrauch   von   den  Juden.     Zu   dieser  Zeit  gehörten   nach 
dem  Ausspruch   der  Priester    zum    gelobten  Zehnten  der 
Beute  nicht  bloss   die  beweglichen  Sachen,   sondern  auch 
die  Städte  und  die  Ländereien.    Derselbe  siegreiche  Feld- 
herr gab   von  der  Beute   der  Falisker  den  grössten  Theil 
den   Schatzbeamten   und   wenig  den   Soldaten.     So   stellte 
nach  Livius'  Worten  L.  Manlius  „die  Beute  zum  Verkauf 
und  gab  das  Geld  in  den  Schatz  oder  vertheilte  die  Beute 
mit  der  sorfältigsten  Gleichheit  unter  die  Soldaten." 

2.   Die  Beute  besteht  aus  folgenden  Arten  von  Gegen- 
ständen:  Gefangene,   Wagen   mit  Zugvieh,   Heerden;   dies 
nennen  die  Griechen  die  eigentliche  Beute   ßeucy)]   ferner 
Geld  und  andere   bewegliche  Sachen   von  kostbarem  oder 
minderem   Werth.     G.   Fabius    Hess    nach   Besiegung   der 
Volsker  die  Xecai^  und  die  eroberten  Waffen  durch  die  Be- 
amten   versteigern;    das    Silber    brachte    er    selbst    zum 
Triumphe   heim.     Derselbe  schenkte  nach   Besiegung   der 
Volsker  und  Aequer  die   Gefangenen  mit  Ausnahme  der 
Tuskulaner  den  Soldaten,  und  das  Gebiet  von  Ecetra  uber- 
liess er  zur  Plünderung  von  Menschen  und  Vieh.    L.  Cor- 
nelius  überlieferte    nach   der  Einnahme    von   Antium   das 
Gold,   Silber  und  Erz  an   den  Staat,   die  Gefangenen  und 
die  Beute   Hess   er  durch   die   Schatzbeamten   versteigern, 
und  den  Soldaten  uberliess  er  den  Proviant  und  die  Klei- 
dung.    Aehnlich    verfuhr  Cincinatus;   nach  Eroberung  von 
Corbio,    einer   Stadt  der  Aequer,    sandte    er    das   Werth- 
vollere  der  Beute  nach  Rom,  das  Uebrige  theilte  er  nach 
Hauptmannschaften.    Camillus  lieferte  nach  der  Einnahme 
von  Veji  nur  den  Erlös  aus  den   verkauften  Gefangenen 
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an  die  Schatzkammer.    Nach  Besiegung  der  Etrusker  liess 
er  die  Gefangenen  verkaufen  und  aus  dem  Erlöse  das  von 
den  Frauen  Lm  Kriege  geschenkte  Geld  denselben  zurück^ 
erstatten,  und  drei  goldene  Opferschalen  gab  er  auf  da8 
Kaüitol      Unter  dem  Diktator  Cossus    ist   die  ganze   den 
VoTskeni   abgenommene  Beute,   mit  Ausnahme   der  Gefan- 
eenen,  den  Soldaten  überlassen  worden. 
^3  'Nach  Besiegung  der  Lucaner,  Bruttier  undSamniter 
beschenkte   Fabriciu.    die   Soldaten    reic^h     ersta te      j  „ 
Bürgern  die  Kriegssteuern  und  lieferte  40  Talente  in  uen 
Sz     Q  Fulvius  und  Appius  Claudius  verkauften  nach 
Eroberunof  des  Lagers  vo^Hanno   die   Beute,   vertheilten 
IfS  und  beschenkten  die,  welche  sich  ausgezeichnet 
hatten      Scipio   übcrliess   nach   Eroberung  Karthago  s  die 
StaU    den   Soldaten    zur  Plünderung    und   na^im    nur   das 
Gold    S  Iber  und  die  Weihgeschenke  in  den  Tempeln  aus 
Acilius    Hess  nach   der  Einnahme    von  Lamia  die   Beute 
SsverTl  eilen,  theils  verkaufen.    Cn.  Manlius  liess  nach 
Sgung  der  Griechischen  Gallier  die  feindlichen  Waffen 
in  Folge   eines  Aberglaubens   der  Kömer  verbrennen;   die 
übrige  Beute  liess  er  zusammenbringen  und  verkautte  sie 
zum^Theil    mit  Ablieferung    des   ^^Ides    an    den   Scha^^^^^ 
tlieils  vertheilte  er  sie  mit  strenger  Gleichheit  unter  die 

^'^XXL  1.  Aus  dem  Gesagten  erhellt  dass  die  Beute 
sowohl  bei  den  Römern  wie  bei  den  anderen  Volkern  dem 
Staate  zufiel,  der  Feldherr  aber  davon  m  einzelnen  1  alen 
Ausnahn^en  machen  konnte,  aber  so,  ^aBS  er  wie  erwähnt 
darüber  sich  rechtfertigen  musste.  Dies  beweist  unter 
Anderem  der  Fall  mit  L.  Scipio,  welcher  von  dem  Gericht 
wegen  Unterschleifes  verurtheilt  wurde,  wie  Valer  us 
Tla^imus  erzählt,  weil  er  480  Pfund  ^über  mehr  sol  te 
empfangen  als  in  die  Schatzkammer  abgeliefert  haben. 
Andere  Fälle  sind  früher  erwähnt  worden. 

2.   M.  Cato   beklagt  sich   in   der  über   die  Beute   yer- 
fassten  Abhandlung  mit  starken  und  ^g^^f  "^^^  ^^^^^^^^ 
wie   Gellius    sagt,    über    die    herrschende    Straflosigkeit 
der  Unterschleife  und  Ausgelassenheit-  es  ist  d^von  noch 
ein  Bruchstück  übrig,    wo   er  sagt:    „Die  ^lebe     w^^^^^^^^^ 

Privateigenthum  gestohlen  haben,  °^"«!.^^"  .^,  ^'Ärn 
und  in  Ketten  leben;  die  Diebe  von  öffentlichen  Geldern 
leben  aber  in  Gold  und  Purpur,"  und  derselbe  hatte  ander- 
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wärts  gesagt:  „er  staune,  dass  es  Jemand  wage,  die 
in  dem  Kriege  erbeuteten  Bildsäulen  und  Gemälde  in 
seinem  Hause  als  sein  Eigenthum  aufzustellen."  So  häuft 
auch  Cicero  gegen  Verres  noch  dem  Vorwurf  des  ünter- 
schieifs,  weil  er  eine  Bildsäule  heimlich  fortgeführt  die 
als  Beute  den  Feinden  abgenommen  worden.  ' 

3.  Nicht  bloss  die  Feldherren,   sondern   auch  die  SoI- 
daten    wurden    wegen   Unterschleifes    der  Beute   strafbar 
wenn  sie  dieselbe  nicht  öffentlich   herbeigebracht  hatten- 
sie  wurden  Alle,   wie  Polybius   erzählt,   vereidet,    „dass 
sie  von  der  Beute   niclits  unterschlagen,   sondern,   wie  sie 
schwuren.  Alles  getreulich  abliefern  wollten."    Hierauf  be- 
zieht sich  vielleicht  die  Eidesformel  bei  Gellius,  wonach 
dem  Soldaten   auferlegt  wird,   im  Lager  und  zehntausend 
bchritt  im   Umkreise  desselben  nichts  über  einen  Silber- 
groschen  (sestertius)   an  Wertli  zu  nehmen,    oder  es   dem 
Konsul  innerhalb  der  nächsten  3  Tage  zu  bringen.  Daraus 
ergiebt  sich,  was  Modest inus  meint:    „Der,  welcher  die 
dem  I^einde    abgenommene  Beute    an    sich    belialten   hat 
ist  des  Unterschleifes  schuldig."     Dies  Eine  genügte  ihm' 
um  die  Ausleger   der  Gesetze  zu  erinnern,   dass  sie  nicht 
glauben  sollten,  die  Beute  gehöre  den  Soldaten,   weil  der 
Lntersch  eif  sich   nur   auf  Staatseigenthum,   Tempel-  und 
Graberschmuck   bezieht.     Aus  Alledem   erhellt,    dass     ab- 
geselien  von   den   besonderen   Staatsgesetzen,    die  Kriegs- 
beute,   wie  erwähnt,    unmittelbar    dem    Volke    oder    dem 
Könige  zufällt,  welche  den  Krieg  führen. 

XXII.  1.  Ich  habe  gesagt:   abgesehen   von  den  beson- 
deren Gesetzen  und  unmittelbar;  das  Erstere  deshalb    weil 
das  Gesetz  über   die  nocli   nicht  erworbenen  Sachen  zum 
allgemeinen  Wohl  Bestimmungen  treffen  kann,  und  dieses 
Gesetz  kann  vom  Volke,   wie   bei   den   Römern,   oder  von 
dem  Konige,    wie  bei  den  Juden   und  Anderen,    ausgehen 
Auch  verstehe   ich   hier  unter  Gesetz    auch  eine  wahrhaft 
geltende  Gewolinheit.   Das  „unmittelbar"  habe  ich  zugefügt 
weil  mir  bekannt  ist,  dass  das  Volk  die  Beute  ebenso  wie 
andere  Sachen  Anderen  bewilligen  kann,  und  nicht  bloss  nach- 
dem sie  gemacht  worden,  sondern  auch  schon  vorher;   so 
das'^,  wenn  die  Ergreifung  hinzugekommen,  die  Handlungen 
kurzer  Hand  sich  verbinden,  wie  die  Juristen  sagen.   Diese 
H^mwilligung  kann   auf  eine  Person  gehen   oder  auf  eine 
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Klasse;  so  ist  in  den  Zeiten  der  Maccabäer  em  Theil  der 
Beute  den  Wittwen,  Greisen  und  den  armen  verwaisten 
Kindern  gegeben  worden,  nacl.  Art  der  von  den  Römischen 
Konsuln  ausgeworfenen  Geldmiinzen,  welche  dem  Lrgreifer 

^"^2'^"Äuch  ist  eine  solche  Rechtsübertragung,  welche 
eesetzlich  oder  durch  Bewilligung  erfolgt,  nicht  immer 
fine  reine  Schenkung,  vielmehr  oft  ein  Kontrakt  oder  d^ 
Zahlung  einer  Schuld  oder  Schadensersatz  für  den  Aul- 
wand zum  Kriege  an  Geld  und  Leistungen,  wenn  die 
Bundesgenossen  und  Unterthanen  ohne  Löhnung  oder  Ui 
eine  zu  geringe  dienen.  Deshalb  ist  oft  die  ganze  odei 
ein  Theil  der  Beute  bewilligt  worden.  ,    rr  u     „ 

XXIII    Dies  Letztere  ist  durch  stillschweigende  Lebung 
beinahe  iiberall  Sitte  geworden,  wie  unsere  f echtsgelehr- 
ten  bemerken;  die  Bundesgenossen  und   Unterthanen  be- 
halten die  Beute   als  ihr  Eigenthum    wenn  sie  ohne  Loh- 
nung auf  ihre  Kosten  und  Gefahr  den  Krieg  fuhren.     Bei 
den  Bundesgenossen   ist  der  Grund   davon  klar,   denn  sie 
sind  einandf r  zum  Ersatz  des  Schadens  bei  <>««>  ge^em^ 
samen   oder   Staatsunternehmen    verpflichtet.      Auch   wiid 
kaum    eine   Arbeit   umsonst    geleistet.     „Deshalb    werden 
die  Aerzte,"  sagt  Seneca,  „für  das,  was  sie  gethan,  be- 
zählf  denn   sie   sind   von   ihrer  Arbeit  für  uns   abgerufen 
wordenTQuintilian  nimmt  dasselbe  für  die  Advokaten 
In,  weil  die  auf  den  Auftrag  verwendete  Mühe  und  Zeit 
die    Gelegenheit,    etwas  Anderes  zu  verdienen,    benehme. 
Tacitus  sagt:    „Wer  fremde  Geschäfte  übernimmt,  kann 
Sr  sc  neFl'^iilie"  nicht  sorgen."    Es  ist  deshalb  „atur  ich, 
dass,  wo  nicht  ein  anderer  Grund,  wie  reine  Dienstiert  g- 
ke  t 'oder  ein  vorgängiger  Kontrakt,  vorliegt    'l»« /"«f  Jf- 
bei  dem  Feinde  etwas  zu  gewinnen,  den  Schaden  und  dio 

Mühe  ausgleicht.  ^   ,.        .  ,  ,     „„m 

XXIV.  1.  Bei  den  Unterthanen  passt  dies  nicht,  weil 
sie  ihre  Arbeit  dem  Staate  schulden.  Wenn  aber  nich 
alle  sondern  nur  ein  Theil  dient,  so  ist  der  Saat  ihnen 
ä'e'  EDtschUdigung  für  ihren  Mehraufwand  -  Avbe.  um 
Geld  schuldig  und  noch  mehr  den  Ersatz  des  eil.ttenen 
Schadens  und  anstatt  einer  festen  Entschädigung  tiitt 
hier  nTcht  ohne  Grund  die  Aussicht  auf  die  ganze  oder 
einen  Theil  der  Beute  ein.     So  sagt  der  Dichter: 
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2.  In  Bezug  auf  die  Bundesgenossen  haben  wir  ein 
Beispiel  an  dem  ßUndniss  der  Römer,  wonach  sie  die 
w»r-i  ''"  ^T""  ^''''"!""'  'r^'«"*'  bei  der  Beute  in  den 
eihielten  in  dem  Kriege,  welchen  die  Aetoler  mit  Beistand 

RLfr  TI  P  r""'  "''"'  '^i"  ^'^'^^^^  "°'J  Ländereien,  die 
Romer  die  Gefangenen  und  die  bewegliche  Habe     Nach 

iZ.^7'  tr  ^'"'^""'"^  ^^b  ^'"^^'^^^  einen  Tiieif  der 
Beute   den  Athenern.    Ambrosius  zeigt  bei  Gelegenheit 

der  Geschichte  Abraham'«  die  Billigkeit  dieser  SUte^Ge 

Then  der"  v"',1  "^''''"'r?  '''  ^°'"'  ""•«••  Arbdt  einen 
Ilieil  der  Vortheiie,  welche  bei  deren  Erlangung  als  Ge- 
nossen mit  geholfen  haben."  ^  ^ 

3    Ueber  die  Unterthanen   findet  sich  ein  Beisoiel  bei 
den  Juden.     Hier  fiel  die  Hälfte  der  Beute  denerzu    dfe 

h^LT^T''^^  ^'V;'"-  ^"""^  ^'^  SoW^'ten  Alexander's 
behielten  das  den  Privatpersonen  Abgenommene  flir  sich 
und  nur  besondere  Kostbarkeiten  wurden  dem  Könie  ab- 
gegeben; so  wurden  die  Verschwörer  bei  Arbela  angeklagt, 
dass  sie  die  ganze  Beute  hätten  für  sich  behalten  uld 
nichts  m  den  Schatz  abliefern  wollen 

4.  Das  Eigenthum  des  feindlichen  Staates  oder  Königs 
war  aber  davon  ausgenommen.  So  wird  berichtet,  dass 
d^  Macedonier  nach  Eroberung  des  Lagers  des  Darius 
am  Fyramus  eine  grosse  Masse  von  Gold  und  Silber  ge- 
plündert und  nur  das  Zelt  des  Königs  unberührt  gelassen 
aben;    wie   Curtius    sagt:    „Weil   es  hergebracht   war, 

n?mit  ?.'*/.'•'•  c'r^l'"  Königs  den  Sieger  aufnehme." 
Damit  stimmt  die  Sitte  der  Juden,  welche  die  Krone  des 
besiegten  Königs  dem  siegreichen  Könige  aufsetzten  und 
Ihm  den  königlichen  Hansrath  überlieferten  (wie  in  den 
Talmudischen  Büchern  zu  lesen  ist).  Auch  von  Karl  dem 
Grossen  wird  berichtet,  dass  er  nach  dem  Siege  über  die 
Ungarn  die  Sachen  der  Einzelnen  den  Soldaten,  die  des 
Königs    dem    Schatze    zugewiesen    habe.     Auch    bei    den 


das, 


rr.;^^i         r  1        "7 —    -"öv.wivo^ii    iiauii.      AUCH    oei 
(^riechen   fielen   die   ;.«^.^«,   wie  erwähnt,   dem  Staat 
üie  oxvAa  den  Einzelnen.    Unter  axvXa  verstanden   sie  uas, 
was   wahrend   der  Schlacht   dem  Feinde  genommen   wird, 

^^)  Ein  Vers  aus  Properz  III,  Elegien  3.  21. 
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Bnd  >«^.e«  das  später  Genommene.    D  eser  Unterschied 
findet  sich  auch  bei  einigen  anderen  Volkern 

5  Auch  bei  den  Römern  gehörte  die  Beute  in  den 
Zeiten  der  alten  Republik  nicht  den  Soldaten  wie  oben 
nachgewiesen  worden  ist.  Mehr  schon  ge««!^^'»,^^^ '" 
den  BUro-erkriegen.  So  wurde  Aequulanum  von  den  Sol- 
faL'^d^rtllf  geplündert.  Auch  Cäsar  übeH.ess  nach 
der  Schlacht  bei  Pharsalu.  das  Lager  ^es  Pomp^,us  den 
Snldatcn  zur  Plünderung,  nach  Lucan  mit  den  Worten. 
Soldaten  ^«'•^^^'"^^^,j  ^ S' ^olm  für  das  Blut;  das  ist  meine 

Sache;    ich    kann    es  nicht   schenken   nennen,    was 

Jeder  sich  selbst  geben  wird." 
Die  Soldaten  des  Octavian  und  Antonius  P'  '"3«'^*«"  ."f; 
Lager  von  Brutus  und  Cassius.  In  «'"«"  ,''"^'«^«"  ^'''^!'- 
krieee  beeilten  sich  die  Soldaten  des  Flavius  bei  ihrer 
Äft  vor  Ciemona,  obgleich  die  Nacht  anbrach  die 
reiche  Kolonialstadt  zu  erstürmen,  wei  sie  ^eso.  gten  dass 
die  Reichthümer  der  Einwohner  sonst  in  die  Tasche  der 
Generale  gelangen  möchten,  eingedenk  wie  TacUus  sagt, 
dass  die  Beute  einer  eroberten  Stadt  den  Soldaten,  aber 
die   einer    freiwillig    sich    ergebenden    dem  Feldherrn  ge- 

^"■"e"  Als   die  Mannszucht   erschlaifte,   gestand  man  dies 
den  Soldaten  um  so  lieber  zu,  weil   sonst  schon  wah  cnd 
der  Gefahr  der  Feind  über   die   Beute   vergessen  worden 
wäre,  was  viele  Siege  verhindert  hätte.     Als  Corbula  die 
Festün-   Volandum    in    Armenien    erobert    hatte,    wurden 
Lch  f acitus- Eizählimg  die  schwächlic^.en  Leute  fent- 
lich  versteigert,   das  Uebrige   aber  den  Siegern  as  Beute 
Überlassen. '   Bei  demselben  Schriftsteller  ermahn    Sueton 
in    einer    Schlacht    die    Seinigen,    fass    sie   nicht  an  die 
Beute   denken,    sondern    in    der  Schlacht    bleiben    sollen 
nach   gewonnenem   Siege    falle  ja    ihnen    dies  Alles   von 
selbst  zu      Aohnliches   findet  man   noch   anderwärts,   und 
a!,s   Procop    ist   schon   oben    ein   Fall    angeführt  worden. 
7     Sehe   Gegenstände    der   Beute    sind    >ndess    von 
80  geringem  Werth,   dass   ihre  Ablieferung   an   den  Staat 
^ieKr  Mühe  loh^t.     Diese   fallen  "- '   '  er  Er Uu bn  s 
des  Staates  überall  dem  zu,  der  sie  erbeutet     Dazu  rech 
neto  man   in   der   alten   Römischen   Zeit   den   Wurtspiess, 
die  Lanze,  das  Holz,  das  Futter,  den  Schlauch    den  Gcd 
sack  und  kleinere  SilbermUnzen;  denn  nach  Gellius  wur 
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den  bei  dem  Soldateneide  diese  Sachen  ausgenommen. 
Eine  ähnliche  Bewilligung  wurde  den  um  Lohn  dienenden 
Soldater,  gemacht  Die  Gallier  nannten  es  DespoUatio 
oder  Pila,jmm  und  rechneten  dazu  die  Kleider  und  Gold 
und  Silber  bis  zu  zehn  Thalern  Werth.  An  anderen 
Orten  erhielten  die  Soldaten   einen  Theii   der  Beute,   w'e 

Zfl^Z\  ^''''  "It"  f""''*«".  bald  den  dritten  Theil,'  mit- 
unter blieb  dem  König  die  Hälfte,  und  dem  Feldherrn 
der  siebente  oder  zehnte  Theil,  das  Uebrige  behielt  Jeder, 

tZ,  J't'V-^'"''^'  ^^'"''^'^  nur  die  Kriegsschiffe  fielen 
ganz  an  den  Kon  ig. 

8.  Mitunter  wird  bei  der  Vertheilung  auf  die  Arbeit 
Gefahr  und  Aufwand  Rücksicht  genommen;   so   erhält  bei 

den  driH!fn"Tf  f'!'  ^'Sf«'«'"«'-  ^es  siegenden  Schiffes 
I.!Ln  r  If  ff  gefangenen  Schiffes;  ebenso  viel  er- 
halten die  Befrachter  des  Schiffes,  und  ebenso  viel  die, 
welche  den  Kampf  geführt  haben.  Es  kommt  auch  be 
den  auf  eigene  Gefalir  unternommenen  Fehden  vor,  dass 
die  Beute  den  streitenden  Theilen  nicht  ganz  verbleibt,  son- 
dern ein  rheil  an  den  Staat  oder  den,  welchem  der  Staat 
sein  Recht  abgetreten,  abgeliefert  werden  muss.   So  müssen 

R»nr^"'°J^^!^*"''.''^''  der  Kaperschiffe  einen  Theil  der 
Beute  dem  Konig,  einen  anderen  dem  Seepräfekten  geben. 
Bei    den  Franzosen    und    Holländern    erhält    der  Marine- 

eT  F«nf.ol  V''."''\J''!"'  '"  H""^""  wird  aber  zuvor 
ein  Fünftel  für  den  Staat  vorweggenommen.  Bei  Land- 
en- 1  ^'  •'^'^*.  ^'f  gebräuchlich,  dass  bei  Schlachten 
Ä  r''""!.'"-*?"  S'ädte  Jeder  das  von  ihm  Erbeutete 
beialt.  Bei  fetreifzugen  gehört  die  Beute  allen  Theil- 
nehmern   und   wird   nach   dem  Range   der  Einzelnen   ver- 

i,».i5^-^;  ^Z""-  H'''  ^'"®'"  ^""'^'  ^as  am  Kriege  nicht 
bethe.l.gt  ist,  ein  Streit  über  solche  Beute  entsteht,  so  is 
die  Sache  nach  den  Gesetzen  des  Volkes  zu  entscheiden, 
von  dem  sie  erobert  worden  ist;  in  Ermangelung  solche^ 
ist  die  Sache  nach  dem  Völkerrecht  dem  Volke  selbst  zu- 
zusprechen, sobald  sie  nur  im  wirklichen  Kriege  erbeutet 
worden  ist.  Denn  aus  dem  früher  Erwähnten  erhellt,  dass 
Uuintihan  nicht  ganz  Recht  hat,  wenn  er  für  die  The- 
baner  geltend  macht,  dass  das  Kriegsrecht  bei  den  Ge- 
richten niemals  eme  Geltung  haben  könne,  vielmehr  müsse 
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das  durch  Krieg  Verlorene  durch  Krieg  wieder  gewonnen 

^^^XXVI  1.  Fremdes  Eigenthum,  was  bei  den  Feinden  nur 
vorgefunden  wird,  fällt  dem  Ergreifer  nicht  zu;  denn  weder 
das  Nnturrecht  führt  dahin,  noch  ist  es  vom  Volkerrecht 
eingeführt.  So  sagen  die  Römer  dem  Prusias:  „Wenn 
dies  Gebiet  dem  Antiochus  nicht  gehört  ]iat,  so  ist  es 
auch  nicht  auf  die  Römer  übergegangen. '•  Hat  jedoch  der 
Feind  an  solchen  Sachen  ein  Recht  gehabt,  z.  B.  ein 
Pfandrecht,   ein  Retentionsrecht,    ein    Servitut,    so  gehört 

das  zur  Beute.                                              ,     _      ^     .        14. 
2   Man  stellt  hier  auch  die  Frage,  ob   das  Beuterecbt 
über'das  Gebiet  der  Kriegführenden   hinaus  gelte?     Man 
streitet  hier  sowohl  in  Bezug  auf  Sachen,   wie  auf  Perso- 
nen     Nach    dem    blossen   Völkerrecht    kommt  es  hierbei 
auf 'den  Ort  an;  deshalb  kann,  wie  erwähnt,  ein  Kriegs- 
feind   aucli    überall    getödtet  werden.     Allein   die   Staats- 
cewalt  eines  solchen  neutralen  Gebietes  kann  dergleichen 
verbieten    und    für  Uebcrtretungen  Rechenschaft    fordern. 
In  ähnlicher  Weise  sagt  man,  dass  das  auf  einem  fremden 
Grundstück  erlegte  Wild  dem  Jäger  zufalle,  aber  der  Eigen- 
thümer  könne  den  Zutritt  verbieten.                      „    *    •  * 
XXVII.  Diese  äusserliche  Erwerbungsart  der  Beute  ist 
eine   EigenthUmlichkeit  des  feierlichen  Krieges   und    hat 
nach  dem  Völkerrecht  bei  anderen  Kriegen  keine  Gültig- 
keit     Bei    diesen    anderen    Kriegen    unter   verschiedenen 
Völkern  geschieht  der  Eigenthumserwcrb  nicht  durch  den 
Krieg  selbst,  sondern  durch  Aufrechmnig  gegen  die  Schuld 
wenn  Sic  auf  andere  Art  nicht  beigetrieben  werden  kann.«») 
Dagegen   erfolgt  in   Bürgerkriegen,    seien   sie   gross   oder 
klefn,    ein  Wechsel   des  Eigenthums   nur  durch  Richter- 
spruch.  

61)  Dieser  Satz  ist  dunkel;  wahrscheinlich  hat  Gr. 
die  Kriege  im  Sinne,  welche  niedere  Obrigkeiten  m  ge- 
wissen Fällen  beginnen  können,  und  von  denen  er  Buch  1. 
Kan  -^  (B  I.  S.  139)  gesprochen  hat;  er  rechnet  da  auch  den 
Fall'  zum  Krk-g,  wo  die  gewöhnliche  Obrigkeit  du.ch  ihre 
Diener  wenige  Ungehorsame  mit  Gewalt  zur  Befolgung 
ihrer  Anordnungen  nothigt.  Es  ist  klar,  dass  hier  ein 
Beuterecht  nicht  eintreten  kann. 
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Kapitel  VII. 
Ueber  da.s  Recht  gegen  die  Gefangenen,  es) 

1    i,^'  ■*■   Sf''^'^"  ^'*'''  «^'   '«''«  'cl'  anderwärts  auseefühi-t 
habe    von  N.atui-^  d.  h.  abgesehen  von  mensehl  ch  Xt 

ili  ?,:  I    *''''    ''''"    "■■sprunglichen    Naturzustand    nicht- 
leshalb  kann  man  in  diesem  Sinne  den  Rechtslehrern  be  ' 
treten    welche  sagen,  dass  die  Sklaverei  gegen  de  Natur 
sei.     Allein   es  widerstreitet,   wie   früher  Sst  worden 
dem  Naturrecht  nicht,  dass  die  Sklaverei  durch  di^S 

Weiif  bildet'"!,.?''' h'"''''^'-  ''^f ,  <^'"  Gegenstand  dieses 
weikes  bildet,  hat  mdess  die  Sklaverei  eine  etwas  wei 
tere  Ausdehnung  sowohl  in  Bezug  auf   die  PersoTen    wie 
;Tcl,t  n  ^^  "■'^■"".S«"-    In  Be-ug  auf  die   Personen  werden 
nicht  bloss  diejenigen  zu  Sklaven,  welche   sich  freiwillig 
übergeben  oder  vertragsmässig  es  thun,  sondern  übeiW 
alle   solche,    die   in   einem   öffentliche.^   feierlichen  KiS 
gefangen  worden  sind,   und   zwar  von   dem  Zeitnunk    al 
wo   sie   zum   Heere   gebracht  sind,    wie  PomiS     saS' 
Es  ist  dazu  kein  Vergehen  nöthig,' sondern  Ale  trifft  da, 
gleiche  Schicksal,  selbst  die,  welche  wie  erwähnt  zuf'u  iget 
7-"f,- '',"  <^"™  plötzlichen  Ausbruch  eines  Kriege    in  dem 
feindlichen  Gebiet  angetroffen  werden  ^ 

<sii'    I',<'.'y'''"s    sagt   im    2.  Buche   seiner   Geschichte- 
„Sollen  diese  unschuldig  Strafe  erleiden?   Vielleicht  mei^i 

«-•)  Auch   der  Inhalt  dieses  Kapitels  hat  nur  rechts- 

J  ne"Tcht"in%'t!'"-  ^- '""  f  "".'''  ^«''  fi«'  ''-•  Geft 
lleffterlLt    rT'"'  'n /er  jetzigen  Zeit  besteht,  wie 

sachl  eleu  Besdirankung  der  natürlichen  Freiheit,  um  die 
Ruckkehr  und  Theilnahme  des  Gefangenen  an  dem  Kriege 
zu  hindern.  Gefangenen  Offleieren  wird  gegen  Ehrenwort 
Tl.Tl  ^'rV:'  ^'■'""'''   §««''»"«*•    Nu'r  die  GelX- 

suxte^i„rStr^u^'Tei.jL^^^ 

Stü„;"m:?.rhatt"  ^"'- '''  ^"^^^^'^«'-  «*^^'-'^« 
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^,n  di.^^  sie  erst  nach  gewonnenem  Siege  mit  Frau  und 
Kinde?nvekauTwerden  dürfen;  allein  auch  d.e,  welche 
Ss  velbroehen  haben,  mUssen  sieh  diesem  Kr-pge 

'"'TDro'tn  Prusa  sagt  bei  Aufzählung  der  Arten  des 
Eigtnt?ulerwerbs:  „Eine  dritte  Erwerbsart  J  wen„ 
Jemand  im  Kriege  einen  Gf"^"genen  macM  und  In  als 
Sklaven  besitzt. "So  nennt  Oppian  über  'l\e  * '^'''Vf '''  "• 
V    sie  das  Mitnehmen   der  im  Kriege  ergriffenen  Knaben 

""if  Srill"    sie    selbst    werden   Sklaven,    sonda.n 

s;•rin:rtklfvrL^v;i^^^^^^^ 

Hegt  der   Sklaverei,"    sagt  Tacitus  bei   der   Irau    emcs 
Deut^hen  Heerljl.re.-s>3)     dieses   Rechtes    Vdnnen   nicht 
einzeln   aufgezäMt   werden.     Der   ältere  Seneca  sagt  des- 
halb    „DemSlerrn  sei  gegen  ^f%|klaven  Alles  eHa^^^^^^ 
F«    (riebt    kein    Leiden,    was    diesen   Sklaven    au  zuiegeu 
»fchf  er  aubt    wäre;    keine   Handlung,    zu    der    sie   nicht 
ede  zeU  genkhigt  und  mit  Gewalt  gebracht  werden  koim- 
fen     se  bs?  die  Misshandlung    seiner  Person    ist   straflos 
soweit    nicht    die    besonderen   Gesetze    eines    Staates   en 
Mrass  fui  Misshandlungen  und  Strafen  .-.nordnen      Cajus 
V.^t       däss    bei    allen    Völkern    gleicherweise    der    Heir 

nin-Sklaven'be.trafen   könne   und  Ge-U  Ue^^^^^^^^^^^ 
T    1  \    \^^  i.oKn  "    Hinn  Hiebt  er  uie  liesciiranKuii^i-u 

T^^t^^^^^^^^^  ^ür    da.   f-ische   Gebiet 
vorgescbrieben  babe.    Desbalb  sagt  Donatus  bei  Ter enz 
7#as  wäre  dem  Herrn  gegen  ^en  Sklaven  meU-^^^^^^^^^^^ 
"     2.  Aucb  alle  mit  der  Person  ^l^'^^'^^^''^^^^^^^^ 
der  Herr.    Der  Sklave  selb.t,  sagt  Justinian,  kann  kern 

^^^IV^'ram'if  :merle.t  oder  besebränkt  sieb  die  Bebaup- 

63^   Fq  ist    die  Frau    des  Arminius    und  Tocbter  des 
Segeif  gemeint    welebe  wäbrend  ibrer  |cbwang^^^^^^^ 
in  die  Gewalt  der  Römer  fiel.     Tacitus,  Annal.  I.  oy. 


tung,  dass  durch  Kriegsrecht  unkörperliche  Gegenstände 
nicht  erworben  werden  können.  Denn  sie  werden  nicht 
unmittelbar  und  für  sich  erworben,  aber  vermittelst  der 
Person,  welcher  sie  zustehen.  Eine  Ausnahme  machen 
nur  die  aus  einer  persönlichen  Eigenschaft  abfliessenden 
Rechte,  die  deshalb  unveräu?!serlich  sind,  wie  die  väter- 
liche Gewalt;  denn  diese  bleiben  der  Person,  soweit  es 
angeht,  im  Uebrigen  erlöschen  sie. 

V.  1.  Alles  dies  hat  das  Völkerrecht  nur  eingeführt 
damit  wegen  dieser  vielen  Vortheile  die  Beutemacher  sich 
freiwillig  der  vollen  Strenge  enthalten,  wonach  sie  die 
Gefangenen  sofort  oder  später,  wie  erwähnt,  tödten  konn- 
ten. Pomponius  sagt:  „Der  Name  der  Sklaven  (servt) 
kommt  daher,  dass  die  Feldhenn  die  Gefangenen  zu  ver- 
steigern und  dadurch  zu  erhalten  (servare)  und  nicht  zu 
tödten  pflegen."  Ich  sage:  „Damit  sie  freiwillig  es  thun:« 
denn  es  besteht  nach  dem  Völkerrecht  kein  Vertrag,  dass 
sie  es  thun  mUssten;  man  will  sie  nur  zu  dem  Nützliche- 
ren bestimmen. 

2.   Aus   demselben  Grunde   kann   dies   Recht,   wie   das 
Eigenthum  an  Sachen,  auch  auf  Andere  übertragen  werden. 
Es   erstreckt  sich  auch  auf  die  Kinder,   weil   diese  sonst' 
wenn  der  Sieger  sein  volles  Recht  gebraucht  hätte,  nicht 
einmal  zum   Leben   gekommen   wären.     Deshalb   sind  die 
vor   der  Gefangennehmung  geborenen  Kinder  keine  Skla- 
ven^   soweit   sie  nicht  selbst  gefangen   worden  sind.     Die 
Kinder   folgten  der  Mutter,   weil  die  geschlechtlichen  Bei- 
wohnungen unter  den  Sklaven  weder  durch  das  Gesetz,  noch 
durch  eine  Aufsicht  geregelt  waren,   und   man   daher  kei- 
nen Anhalt  für  die  Vaterschaft  hatte.     So   ist  es  zu  ver- 
stehen, wennUlpian  sagt:  „Es  ist  ein  Gesetz  der  Natur, 
dass    die    ausserhalb    einer    gesetzlichen    Ehe    geborenen 
Kinder  der  Mutter  folgen."     D.  h.  es  ist  ein  allgemeines 
Gewohnheitsrecht,  was  seinen  natürlichen   Grund  hat,   in 
welchem    Sinne    das   Wort    in    Naturrecht    missbräuchlich 
mitunter  gebraucht  wird.  64) 


ö'*)  ülpian  war  offenbar  hier  selbst  nach  des  Gr. 
Definition  des  Naturrechts  berechtigt,  diese  Bestimmung 
zu  dem  Naturrecht  zu  zählen,  denn  sie  hatte  einen  natür- 
lichen Grund,  wie  Gr.  selbst  anerkennt,  d.  h.  sie  ging 
aus  der  vernünftigen  Natur  der  menschlichen  Gemeinschaft 

Grotius,  Kecht  d.  Kr.  n.  Fr.  II.  -.  q 
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3  Diese  Bestimmungen  des  Völkerrechts  sind  nicht 
ohne' ErfolK,  wie  die  lUirgcrkriege  zeigen,  bei  denen  die 
Gefangenen  meist  getödtet  wurden,  weil  sie  nicht  zu  Skla- 
venTma  ht  worden  durften.  Schon  Plutarch  bemerkt 
dies    'ndem  Leben  von  Otho,  und  Tacitus  im  zweiten 

Riipli  seiner  Geschiclite.  ^       ,        i       i 

4  Ob  Übrigens  die  Gefangenen  dem  Staate  oder  dem, 
der  sie  gefangennimmt,  zufallen,  regelt  sicli  ebenso,  wie 
hl\  der  Beute;  denn  die  Menschen  stehen  in  dieser  Be- 
SiehunK  nach  dem  Völkerrecht  den  Sachen  gleich  Der 
ReSekhr  e  Cajus  sagt  im  2.  Buche  seiner  täglichen 
Vo  kommnisse :  „Ebenso  wird  das  von  den  Femden  Erbeu^  te 
Bofort  Eigenthum  des  Ergre.fers,  so  dass  selb  t  d>e  f.eien 
Menschen  durch  die  Gelangennehmung   in    die  Sklaverei 

^'^^  vi"  1    Wenn  jedoch  manche  Theologen  behaupten,  dass 
die  in'  einem  ungerechten  Kriege  Gefangenen  und  ihre  Kin^ 
der  nicht  entweichen  dürfen,  ausgenommen  wenn  sie  zu  den 
Ihrigen  fliehen,  so  haben  sie  offenbar  Unrecht.    Allerdmgs 
Seht  der  Unterschied,   dass,   wenn   sie   zu   den  Ihngen 
entweichen    sie  nach  dem  Rückkehrrecht  die  Freiheit  er- 
^".^  eT   wenn   sie   aber  zu  Anderen   und   selbst  nach  ge- 
8chlo"enera  Frieden  zu  den  Ihrigen  entwichen  sind,  so 
m»  sie  zwar  dem  Eigenthümer  auf  Erfordern   heraus- 
gegeben werden  ;   allein   dies   will   nicht  sagen,    dass   die 
lefangenrn  innerlich,    durch  die  Religion,    so  verpflichtet 
s^^d     denn  viele  Rechte  beziehen  sich  nur  auf  die  äussere 
HaJdhabung,    und    dazu    gehören   die   jetzt    ye,  ad,, 
Krieiisrechte.     Auch  kann  man  mir  nicht  entgegnen,  dass 
au    "dem  Wesen  des  Eigenthums  eine.so  che  innere  Pfl.ch 
sich   ergebe.     Denn    ich   sage,    es   giebt   viele   Arten   des 
E  genthums,  und  folglich  kann  es  auch  ein  ««ehes  geben 
was   nur    vor    den   Gerichten    gilt  und    nur     so  weit   der 
Iwans  >cicht,  wie  dies  ja  auch  bei  anderen  Rechtsverhalt- 

"'^'1°  sTtrungerähr  ein  solches  Recht  das  auf  UngUltig- 

CFinli-itunfi:  §  6    S.  24)  hervor,  welche  nach  Gr.  das  Fun- 
atnt    les^  Katurre/hts    bildet.      Hieraus    erhell^    w^ 
schwer  es  ist,  die  Grenze  zwischen  Natur-  und   Volker 
?eclTt  im  Sinn;  Gr.'s  festzuhalten,  und  wie  Gr.  deshalb  zu 
den  mannigfachsten  Ausflüchten  gcnöthigt  ist. 
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keitserkläiung  eines  Testaments  wegen  irgend  einer  dabei 
verletzten  positiven  Formalität.    Es  hat  hie.  die  Meinunt 

Te"ntrtici?  zl  r;  ,'"  ?-*'r  ""^-  einL  soS 
lestaments  niclit  zu  befolgen  braucht,  olme  sein  Gewissen 

zu  verlefzen;  wenigstens  so  lange  sich  kein  Widerspruch 

erhebt    Aehnlichkeit  hat  auch  das  Eigenthum  dessen    dpr 

es  nach  positivem  Gesetz    trotz  bösfn  Glaubens     d'uJch 

S"T^p-"'^'?.''''"   '"**'   ''"''''   <''«««•'   schützen 'die  Ge 
lichte  as  Eigenthümer.    Damit  löst  sich  der  Knoten    den 

Ä     fV°  ';'^"?'';  "^^P:  ^  "Ueber  scherzhaTe  Reden" 

nige  liabe?     Aber  das,  was  der  Richter  nach  seiner  Mei 
nnng  als  Recht  erkannt  hat,  gilt  nach  dem  Gese  z    selb 

ungeUt."   '  ''''"'  '^''  ^°  '^'  ''''''''  gerecht  u/idS 
3.    In   unserem  Falle   kann  es  den  Völkern  nur   anf 
dieses  äussere  Recht  angekommen   sein;   denn   das  Recht 

scTne  SaXV,"„'"''°'""''  -. --g-/ja  zu  birde.  2 
be     de,    rln       ^^?"  '"  ""'"'^"'  ««»"S'«'   damit  ihnen 

Wenn  abe?d;/1;""    """"^    f'*'   ^'^''^   S^'^«««»    '^"•de- 
vyenn  abei   die  Sieger  so  roh  waren,  dass  der  Vortheil 

rTn  p'fl '  bM"'*--'"'  •^^/'"'^^  ^"'=''  der  Zusatz     nerinne 
ren  Pflicht  hierin  nichts  geändert  haben.    Uebeniem  konn- 

ten  sie    wenn    sie   es  für  nötliig  hielten,   ein  Versprechen 
oder  einen  Eid  von  ihnen  fordern  vtisprecnen 

nillf^kpr/^l'nf  ^"""^  "'""  *^.'''*^'   ^^«  "'«'■'   «»8   natürlicher 
Billigkeit    entsprungen    ist,    sondern    nur    ein    grösseres 

Lebel  abwenden  soll,  nicht  vorschnell  so  ausgelegt  wer 
den  dass  die  danach  gestattete  Handlung  doch  Ifne 
Sunde  bleibt  Der  Rechtsgelehrte  Flor entinus  sagt- 
iS  ob  ef e'T'"*-''  ^'•'i  '^"'  G^f-r,seno  zurückgekomm?» 
L  st  LV."f' '"  '!?'■''""'  '"^''  "^  «r  durch  Gewalt  oder 
List  den  Feinden  entkommen  ist."  Dies  Recht  auf  den 
Gefangenen  ist  nämlich  ein  solches  Recht,  was  in  andere? 
Bezieiiung  meist  ein  Unrecht  ist;  auch  der  Rechtsgelehrte 

Sei    TfV  '?   1?  'V^^''^'  "'"=''   gewissfn  W  r 
km  gen    „und    als    ein   Unrecht  nach  dem  inneren  Sach- 

in'dfe  r''-",/V""2.  '^'  ''"  '"'^''''  e"'«°  »ngerechten  Sieg 
des  Diebst'Ib  ,  •"■  *.einde  Gerathener  frei  von  der  Schuld 
des  Diebstahls  m  semem  Gewissen,  wenn  er  seine  Sachen 

duicJi  die  Ernährung  ausgeglichen  ist.    Denn  er  ist  weder 

19* 


1  5  ' 

;;  t> 


r 


V.    :„    ^P«.   Staates  Namen   dem  Herrn   und 
in  seinem    noch    m    des  Staates  ^  ^^^ 

dem,  der  sein  Recht  von  '•'^«^'".f p,^^,  t   „„a  Mitnahme 

Auch   ist   une'-l'fbl'«»''   ''f«,;°.!'^„/rd'     Denn  ^-^^  „^j 

bei  der  Entdeclcung  hart  best.alt  w.rd  Ucn  ^^ 
vieles  Andere    geschieht    aus    der   Macnt, 

billig  i.t,  sondern  des  Nutzens  wege^  ^^^^^^^ 

5.   Wenn   aber  e'«'?«   «''"*"  ^^  cutziehen, 

verboten,   sich   des   D'cns  es   seme     Herren  .^  ^^     , 

so  sind  diese  in  Bezug  a"'/'*',^'''.*'^.""!  „  Vertrag  in  die 
von  gesetzlichen  Strafen  oder  durch  J^«  ^,,  J^^^j;;«  ;„  ße- 
Sklaverei  gerathen  sind,  Gebote  der  bercc     g  ^^ 

.ug  auf  die  in  «'"«■'^  ""S^'^t;t,eweTst.n^diese  Verbote 
fangenen   und  deren  Kinder  -^ber  beweis 

„ur'  dass  die  Chnsten  e.nand  ^^^'^^  sollen,  was, 
auld  sein   sollen,    und   clabs   sie  nie  Ungläubigen 

wenn  auch  erlaubt,  doch  ^^^  ^«™7^,,„'^feh  mUssen  die 
und   Schwachen   verletzen   '^«'^'%.,^;,„';e, standen  wer- 

Verletzung  der  Pflicht  der  ^«r«'-  |^e    ,  ^  j         paU  igt 

darf.  Denn  f,-?<=^«"  nte'rschied  J  n"s  tLre  Uecht, 
''"  t  s',':äostleit  des  Handelns  und  den  Schutz  der 
r'vf'te  nmS  wü  de  ohne  Bedeutung  sein,  wenn  dem 
Gericlite  ud^^*^^^^>,  ,  „..  i  ^,f„„,ip«,  bliebe  Denn  wenn 
Anderen  das  Recht  des  W'der»tandes  b  lebe.    u 

setzen,  während  doch  die  Öbr.gkejt  nach  dem  vo 

\^f^'":or"Di:se"'rclS1'cich?afsrrm?  welches 
X^^der^'^'ioclSrersLsgeJ.lt   von   u  s^^^"?e.p.^^^^ 

Tnd  "zuleisS  Te^terdoXifhf  dini::^l  entspricht. 
lÜlb  hrttügustin  Beides  verbünd-  /dem  er  sagt. 

^d^nlS  rr Xgen^S    da"ss  sie  mit  Aus- 
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Übung    der   Geduld    das   Weltliche   aufrecht   erhalten   und 
das  Ewige  erhoffen." 

VIII.  Uebrigens  haben  diese  völkerrechtlichen  Bestim- 
mungen über  die  Gefangenen  nicht  immer  und  nicht  bei 
allen  Völkern  gegolten,  wenn  auch  die  Römischen  Rechts- 
gelehrten sich  allgemein  ausdrücken,  indem  sie  mit  dem 
Namen  des  Ganzen  nur  den  bekannten  Theil  andeuten. 
So  war  bei  den  Juden,  die  durch  ihre  besonderen  Ein- 
richtungen von  der  Gemeinschaft  mit  anderen  Völkern  ge- 
trennt waren,  den  Sklaven  das  Entlaufen  gestattet,  d.  h. 
wie  die  Ausleger  richtig  bemerken,  denjenigen,  die  ohne 
ihre  Schuld  in  dieses  Elend  gerathen  waren.  Daraus  mag 
das  Recht  entstanden  sein,  wonach  die  den  französischen 
Boden  betretenden  Sklaven  ihre  Freiheit  beanspruchen 
können,  obgleich  dies  Recht  jetzt  nicht  blos  den  Kriegs- 
gefangenen, sondern  jeder  Art  von  Sklaven  eingeräumt 
wird.  ^•^) 

IX.  1.  Ucberhaupt  ist  es  unter  den  Christen  nie  eine 
Rechtsregel  geworden,  dass  die  Gefangenen  aus  ihren 
Kriegen  miteinander  Sklaven  werden,  dass  man  sie  des- 
halb verkaufen,  zur  Arbeit  zwingen  und  Alles  mit  ihnen 
vornehmen  könne,  was  gegen  Sklaven  zulässig  ist.  Es 
ist  dies  mit  Recht  so  geschehen,  denn  sie  sind  von  dem 
Prediger  aller  Liebe  besser  unterrichtet  worden  oder  soll- 
ten es  doch  sein;  deshalb  bedarf  es,  um  sie  von  der 
Tödtung  unglücklicher  Menschen  abzuhalten,  nicht  der 
Bewilligung  eines  geringern  Uebels,  was  immer  noch  eine 
Grausamkeit  enthält.  Dieser  Gebrauch  ist  von  den  Vor- 
fahren längst  auf  die  Nachkommen  bei  denen  übergegan- 
gen, die  e  i  n  e  n  Glauben  bekennen.  So  schreibt  Gregoras ;  ®^) 
auch  beschränkte  dieser  Gebrauch  sich  nicht  auf  die  ünter- 
thanen  des  Römischen  Reiches,  sondern  bestand  auch  bei 
den    Thessaliern,     Illyriern,     Triballiern     und    Bulgaren. 


®^)  Gr.  übersieht  in  seiner  historischen  Belesenheit 
ganz  die  allgemeine  Wirkung  der  vorgeschrittenen  Kultur 
unter  den  Völkern  Europa's  zu  seiner  Zeit,  aus  der  diese 
Bestimmung  sich  entwickelt  hat. 

**^)  Gregoras  war  ein  gelehrter  Grieche,  welcher  unter 
dem  Kaiser  Michael  Paläologus  um  das  Jahr  1260  in 
Konstantinopel    lebte.     Im    Abendlande    hatte    schon    das 
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Wenigstens  bei  diesem,  wenn  auch  geringeren  Punkte 
Hranl  die  Achtung  vor  dem  christlichen  Gesetz  durch, 
Snd'sotalL'der  dasselbe  Mher  von  de„  Griechen 
verlanete    es  nicht  hatte  erreichen  können."") 

2  Auch  die  Mahomedaner  beobachten  unter  einander 
dies  Gesetz  Doch  erhielt  sich  unter  den  Christen  die 
Stte  die  Gefangenen- so  lange  festzuhalten,  bis  das  Lose- 
gSd  bethU  wa?,  dessen  Holte  der  Sieger  bestimmte  wenn 
man  sich  anders  nicht  vereinigen  konnte.  Dies  Festhalten 
Tr  Gefangenen  wird  den  Einzelnen  gestattet  die  sie  in 
hreGet alt  bekommen  haben;  nur  Personen  hohen  Ean- 
re«  sinT  aus.^ennmmen,  da  das  Recht  auf  diese  nach  den 
lewohnluen  Ser  meisten  Völker  nur  dem  Staate  oder 
dessen  Oberhaupte  zusteht. 


Kapitel  VIII. 
Ton  der  Staatsgewalt  über  die  Besiegten.  ««) 

I    1    Wenn  Jemand  Einzelne  als  Sklaven  unter  seiner 
Herrschaft  bringen  kann,  so  darf  man  sich  n|cht  w-lf  ern 
wenn  er  die  gesammte  Einwohnerschalt  eines  Staates  oder 

Latevanisehe   Concil    unter  Alexander  III.    IJ^^   ;[«^boten, 
Christen  zu  Sklaven  zu  machen  und  zu  verkauten. 

67)  Di  "se  Völker  waren  zur  Zeit,  als  Gregoras  schrieb 
unabhän4    und     der   Römisch  -  Griechischen    Herrschaft 
nSt  mehf   unterthan.     Die  Bulgaren   'ebten   m  dem  n.  - 
deren  Mösien    wo  sie  die  Unterthanen  der  Romei  veitrie 
Jen  hatten     Aber  alle  diese  Völkerschaften  hatten  schon 
die  christliche  Religion  angenommen. 

6«  Gr.  behandelt  hier  die  Erwerbung  der  Staats- 
irewalt  durch  die  blosse  Eroberung.  Flir  ihn  hatte  diese 
Se  noch  keine  Schwierigkeit;  er  hält  diese  Folge  für 
naturrechtlich.  Anders  die  Neueren  ^on  denen  die  Leh- 
von  dp«  Privatrechts  und  der  Privatmoral  iminei  starKer 
auf  dt  Ve  lüütnite  der  Staaten  zu  einander  übertragen 
werden.  Sobald  dies  mit  voller  K-.eHuenz  ge.^^^^ 
kann  das  Recht  der  Eroberung   und   die  Usurpation  der 
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Theiles  desselben  sich  unterwirft,  sei  es  als  blosse  Unter- 
thanen oder  als  Sklaven  oder  als  Mischung  von  beiden. 
Diesen  Beweisgrund  braucht  Jemand   bei  Seneca  in  Be- 


Staatsgewalt nicht  mehr  bestehen  bleiben.  Heffter  nimmt 
noch  wenig  Anstoss  daran,  er  hilft  sich  mit  dem  Satze: 
„Unzweifelhaft  haben  die  Akte  des  Usurpators  für  die  ihm 
Unterworfenen  die  gleiche  Kraft,  wie  die  Akte  einer  legi- 
timen Staatsgewalt,  denn  ein  Staat,  wie  er  auch  be- 
stehen mag,  hat  in  sich  die  Fülle  der  ganzen 
Machtvollkommenheit  oder  ganzen  Regierungs- 
gewalt." Damit  ist  die  in  B.  XI.  150  vertheidigte  Stel- 
lung der  Autoritäten  über  dem  Rechte  hier  von  Heffter 
anerkannt;  denn  sein  Grund  bezeichnet  nur  eine  Gewalt, 
aus  der,  wenn  es  nach  dem  Rechte  geht,  nie  ein  Recht 
für  den  Gewaltigem  entspringen  kann.  Allein  man  scheut 
sich,  dies  reine  Prinzip  der  Autorität  offen  anzuerkennen, 
und  sucht  es  durch  Phrasen  in  die  Rechtssphäre  hinein- 
zuziehen. Bluntschli  sagt  (Völkerrecht,  1868,  S.  171): 
„Von  Alters  her  wird  die  Eroberung  als  Begründung 
einer  neuen  Staatshoheit  über  das  eroberte  Gebiet  be- 
trachtet; man  beruft  sich  dabei  auf  den  Consensus  gen- 
tium. Trotzdem  sträubt  sich  das  feiner  empfindende 
Rechtsgefühl  der  heutigen  Menschheit  gegen  diese  An- 
nahme, denn  die  Eroberung  ist  Gewaltakt,  nicht 
Rechtsakt.  Die  Gewalt  ist  keine  natürliche  Rechts- 
quelle, sondern  das  Recht  Iiat  umgekehrt  die  Aufgabe, 
der  Gewalt  Schranken  zu  setzen.  Damit  also  die  Erobe- 
rung Recht  bildend  wirke,  muss  zur  thatsächlichen  Ueber- 
legenheit  des  Siegers  noch  ein  rechtliches  Moment  hinzu- 
kommen, d.  h.  die  Noth wendigkeit  der  Umgestaltung. 
Daraus  ergiebt  sich,  dass  die  Gewalt  keine  rohe  war, 
sondern  eine  Macht  der  natürlichen  Verhältnisse 
und  ihrer  Entwicklung,  in  welcher  Macht  der  stärkste 
Trieb  zur  staatlichen  Rechtsbildung  zu  erkennen  ist."  Es 
bedarf  wohl  auch  hier  keines  Wortes,  um  darzulegen,  dass 
dies  nur  Phrasen  sind,  und  dass  es  von  der  Gewalt  in  die- 
sem Sinne  durchaus  keine  Brücke  zum  Rechte  giebt,  mag 
man  sich  drehen  und  wenden,  wie  man  will.  Die  Wissen- 
schaft kann  hier  nur  weiter  kommen,  wenn  sie  von  der  Mei- 
nung ablässt,  dass  das  Recht  keine  Grenze  habe;  wenn  sie 
anerkennt,  dass  alles  Recht  nur  von  den  Autoritäten  aus- 
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gewonnen   hat.     D'««   P''^^^  ^  gewonnenes    Gebiet   aut 

Ariovist  sagt  bei  Casar:    „CjS  isi  i\iiCoSi»-^     'i,„,,,„i,*.a 
twi    über  die  Besiegten  nach  seinem  Beheben  herrscht, 
äenso      Das  Römische  Volk  pflege  dem  Besiegten  nicht 
nacheines  Anderen  Vorschrift,    sondern  nach  seinem  Be- 

"'Y   j"uftt«s";rzählt  nachTroguB,  dass  bei  den  Krie- 

gen^o^Äs-  zeit  ^i.^;^ ^J'^^t^Sl^:^^^ 
dem  nur  nacli  dem  Kulim   veuanoi  i«   ^„t\,^\L„    habe" 
«,it    flpm    Sieee      sich    der    Herrschaft    enthalten    ua"e- 
SL?  s^ll  Ä  die  Grenzen   seines  Reiches  ausgedehnt 
und   andere  Völker   durch  Krieg   sieh  unterworfen  haben; 

fliesst,  für  den  f -^«'J.SSnie'^ÄrHS^selSsi 
rrdeÄc-il^'e  stTenÄhalb  ihr  Hand J  nicht 
nach  dem  Rechte  beurtheilt  werden  kann;  «>."  fa^z  dei 
Slinntlich   auch   von  je^em    grossen  Oe-h.cht.ch.e,ber 

^^tdu?trAu\Sra;'/e.Äner  Macht  nur  die.er 
Macht  und  diese  Macht  wird  als  solche  für  die  Lnter- 
Senen  zur  Quelle  des  Rechts,  glejclmel,  -^l'^  ^  J 
ftanden  ist.     Das  Weitere  ist  ausgeführt  B.  X  .  53     l.r^ 

lieh  wäre. 
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dann  sei  es  allmälig  zur  Sitte  geworden.  Bochus  sagt  bei 
Sallust:  „zum  Schutz  seines  Reiches  habe  er  zu  den 
Waffen  gegriffen ;  denn  der  Theil  von  Numidien,  aus  dem 
er  den  Jugurtha  verjagt  habe,  sei  durch  Kriegsrecht  sein 
eigen  geworden." 

3.  Die  Staatsgewalt  kann  durch  Sieg  derart  erlangt 
werden,  wie  sie  ein  König  oder  anderer  Herrscher  besitzt; 
dann  tritt  nur  eine  Nachfolge  in  dessen  Recht  ein  und 
nichts  mehr;  aber  sie  kann  auch  so  erlangt  werden,  wie 
sie  in  dem  Volke  ruht;  dann  kann  der  Sieger  die  Herr- 
schaft auch  veräussern,  wie  es  das  Volk  selbst  konnte. 
So  ist  es  gekommen,  dass  manche  Reiche  zu  Eigenthum 
besessen  werden,  wie  ich  früher  erwähnt  habe. 

II.  1.  Es  kann  aber  auch  mehr  geschehen;  der  be- 
siegte Staat  kann  als  solcher  ganz  aufhören  und  entweder 
Zubehör  eines  anderen  Staates  werden,  wie  dies  bei  den 
Provinzen  der  Römer  der  Fall  war,  oder  er  wird  keinem 
Staate  zugelegt;  z.  B.  wenn  ein  König  mit  seinen  eigenen 
Mitteln  den  Krieg  führt  und  ein  Volk  so  unterjocht,  dass 
er  es  mehr  zu  seinem  eigenen  als  zu  des  Volkes  Nutzen 
beherrscht.  Dies  ist  dann  nicht  eine  staatsbürgerliche 
Gewalt,  sondern  die  des  Herrn  über  seine  Sklaven.  Aris- 
toteles sagt  im  7.  Buche  seines  Staates:  „Die  eine  Herr- 
schaft besteht  zu  Gunsten  des  Herrschers,  die  andere  zu 
Gunsten  des  Beherrschten;  jene  heisst  die  des  Herrn  über 
die  Sklaven,  diese  findet  unter  Freien  statt."  Das  einer 
solchen  Herrschaft  unterliegende  Volk  ist  kein  Staat  mehr, 
sondern  die  Sklavenfamilie  eines  grossen  Herrn.  Der 
Anaxandride  sagt  richtig: 

„0  Mann!  kein  Staat  kann  Sklave  sein." 
2.  Auch  Tacitus  stellt  Beides  so  einander  gegen- 
über: „Er  dachte  nicht  an  die  Herrschaft  eines  Herrn 
über  Sklaven,  sondern  an  die  Regierung  von  Bürgern." 
lieber  Agesilaus  sagt  Xenophon:  „Alle  Staaten,  welche 
er  sich  unterwarf,  Hess  er  frei  von  den  Leistungen,  wie 
sie  der  Sklave  seinem  Herrn  gewähren  muss,  und  gab 
ihnen  nur  die  Ordnung,  nach  welcher  freie  Männer  ihrer 
Obrigkeit  gehorchen." 

III.  Hieraus  kann  man  die  Natur  der  erwähnten  ge- 
mischten Herrschaft  abnehmen,  wo  die  Sklaverei  mit 
etwas  bürgerlicher  Freiheit  versetzt  ist.  So  wurden  man- 
chen  Völkern   die    Waffen   genommen,  und   der  Gebrauch 
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des  Eisens    ihnen    nur  zum  Ackerbau  gestattet.     Andere 
wurden    gezwungen,    ihre    Sprache   und    Lebensweise    zu 

ändern.  ®'M 

IV.*  1.     Sowie    nach    dem  Kriegsrecht  das  Eigenthum 
Einzelner  dem  zufällt,   der  sie  in  seine  Gewalt  bekommt, 
so  fällt  auch  das  Staatsvermögen,  wenn  er  will,  dem  zu, 
welcher  sich  den  Staat  unterworfen  hat.    Denn  wenn  Li- 
vius  von  denen,   die  sich  freiwillig  ergeben  haben,  sagt: 
„Wenn  dem  Stärkeren  in  den  Waffen  Alle  sich  überliefert 
haben,  so  hängt  es  von  seinem  Belieben  ab,  und  er  darf 
als  Sieger  ihnen  nehmen,    was   er  will,    und  Geldstrafen 
auflegen,   wie  er  will,"  so  gilt  die^  auch  für  die,  welche 
in   einem   feierlichen  Kriege   besiegt   worden   sind.     Denn 
die  Uebergabe  gewährt  dasselbe  freiwillig,  was  sonst  die 
Gewalt  sich   genommen   haben   würde.     Scaptiiis  sagt  bei 
Livius:  „Die  Länderei,  worüber  man  streite,  habe  sonst 
den  Coriolanern   gehört  und  sei  nach  Eroberung  von  Co- 
rioli    dem    Römischen    Volke    als    Staatsgut    zugefallen." 
Hannibal    sagt  bei   demselben   in   einer  Rede   an   seine 
Soldaten:    „Alles,   was  die  Römer  mit  so  viel  Triumphen 
gewonnen  und  zusammengebracht  haben,  wird  Alles  sammt 
den  Eigenthümern  uns  zufallen."    Antiochus  sagt  bei  dem- 
selben: „Alles,  was  Seleucus  nach  Kriegsrecht  von  seinen 
Besiegten  erbeutet  und  innegehabt,  dies  gehöre  jetzt  ihm 
an."     So   gab   Pompejus   die   Länder,    welche  Mithridates 
durch  Krieg   seinem  Reiche   zugewoinien   hatte,    dem  Rö- 
mischen Volke. 

2.  Daher  fallen  auch  die  unkörperlichen  Rechte  der 
Staatsgeraeinschaft  dem  Sieger  zu.  So  nahmen  nach  Be- 
siegung von  Alba  die  Römer  die  früheren  Rechte  dersel- 
ben in  Anspruch.  Daher  wurden  die  Thessalier  von  den 
100  Talenten  frei,  welche  sie  den  Thebanern  schuldeten, 
und  welche  Alexander  der  Grosse,  nachdem  er  Herr  von 

69)  Dies  geschah  nicht  blos  im  Alterthum,  sondern 
wiederholt  sich  jetzt  in  dem  Verfahren  Russlands  gegen 
seine  polnischen  Länder  und  gegen  seine  deutschen  Pro- 
vinzen. Sprache  und  Religion  werden  mit  raffinirter  Grau- 
samkeit ausgerottet,  und  wo  dies  nicht  gelingt,  die  Be- 
völkerung selbst  vertrieben  und  durch  Russen  ersetzt. 
Kein  Staat,  kein  Parlament  Europa's  lässt  eine  Rüge  des- 
halb erschallen.     Wo  bleibt  da  das  Völkerrecht! 
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Theben  geworden  war,  nach  Siegesrecht  ihnen  erlassen 
hatte;  es  ist  falsch,  wenn  bei  Quintilian  für  die  The- 
baner  geltend  gemacht  wird,  „dass  nur  das  mit  der  Hand 
Ergriffene  dem  Sieger  zufalle,  und  bei  einem  Rechte  als 
unkörperlich,  dies  nicht  möglich  sei;  der  Sieger  stehe  dem 
Erben  nicht  gleich;  denn  auf  diesen  gehe  das  Recht,  auf 
jenen  nur  die  Sache  über."  —  Denn  wer  Eigentliümer  der 
Person  ist,  wird  es  auch  von  all  ihren  Sachen  und  all 
ihren  Rechten.  Wer  besessen  wird,  besitzt  nicht  für  sich, 
und  wer  in  fremder  Gewalt  ist,  kann  nicht  selbst  etwas 
in  seiner  Gewalt  haben. 

3.  Selbst  wenn  dem  besiegten  Volke  der  Staatsverband 
gelassen  wird,  kann  der  Sieger  einzelne  Rechte  sich  her- 
ausnehmen; denn  er  bestimmt,  wie  weit  seine  Wohlthat 
sich  erstrecken  soll.  Cäsar  folgte  dem  Beispiel  Alexan- 
der's  und  erliess  den  Dyrrhachiern  die  Sclmld,  welche  sie 
an  einen  seiner  Gegner  schuldig  waren.  Doch  hätte  da 
eingewendet  werden  können,  dass  der  von  Cäsar  geführte 
Krieg  kein  solcher  gewesen  sei,  wofür  das  Völkerrecht 
dies  bestimmt  habe.  '^^) 


'^^)  Es  geschali  nämlich  von  Cäsar  in  dem  Bürger- 
kriege zwischen  ihm  und  Pompejus,  für  welchen  Gr.  diese 
Wirkungen  niclit  zulässt.  Indess  ist  auch  hier  die  Natur 
der  Autorität  zuletzt  durchschlagend;  auch  im  Innern  hat 
der  Sieger,  wenn  er  die  volle  Staatsgewalt  gewonnen  hat, 
damit  die  Natur  einer  erhabenen  Autorität  mit  den  daraus 
für  die  Untergebenen  abfliessenden  Folgen  gewonnen.  Aber 
es  ist  dabei  nicht  zu  übersehen,  dass  dieser  Autorität 
des  Usurpaters  die  Autorität  des  Volkes  und  der  Kirche 
gegenübersteht,  und  dass  kein  vorübergehender  Staats- 
streich die  in  der  modernen  Zeit  anwachsende  Uebermacht 
der  Autorität  des  Volkes  auf  die  Länge  niederhalten  kann, 
wie  die  Geschichte  Napoleon's  III.  in  ihrem  Fortgange 
lehren  wird  (B.  XI.  157). 
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Kapitel  IX. 
Von  dem  Rückkehrsrecht  (Postliininiuni^')- 

1  1  So  wenig,  wie  Über  die  Beute,  sind  auch  Über 
da.  RUckkehrsrecht  gesunde  Ansicl.ten  von  den  RechU- 
celehrten  in  früheren  Jahrhunderten  aufgestelU  worden. 
!,t  äften  Römer  haben  den  Gegenstand  sorgfa.gerbe 
handelt  aber  oft  verworren,  so  daas  der  Le»er  scliwei 
inS-eiden  kann,  was  sie  dabei  zum  Völke,recht  und 
was  zum  besonderen  Römischen  Rechte  '•;^  '"«"^         ^^s 

2  Ueber  den  Namen  Postliminmm  (Ruckkelirsrecm; 
ist  die  Meinung  des  Servius  unrichtig,  welcher  den  bei- 
den letzten  Silben  keine  Bedeutung  zugesteht,  man  kann 
nur  dem  Scävola  beitreten,  nach  welchem  das  Wo  t  eme 
Verbindung  von  post,  was  die  Rückkehr  andeutet,  und 
von  /"m««  (Schw'elle)  ist.  Die  Worte  hmen  und  l.rn^'< 
lind  zwaT  in  der  Endung  und  Beugung  verschieden    aber 

m  Ur  prunge  und  in  der  ersten  Bedeutung  gleich  s.e 
kommen  von  dem  alten  Wort  Umo,  was  das  Schiefe  und 
ScS  bezeichnet).    Aehnlich  verhält  es  sich  mit  mae^na 

(Ansteckung)  und  oontaf/tes,  mit  ciwumis  (G"  ,k«)  ""'*  ^!" 
mmes     Späterhin  hat  man  limen  mehr  von  l>nvathausein, 
W^meh?  von  öffentlichen  Gebäuden  gebraucht     So  nann- 
tet dirate.i  Römer  es  elüninare,  wenn  Jemand  aus  dem 
Staatsgebiet    entfernt    wurde,    und    das   Exil  nannten    sie 

elindnium.  j^j^^^  j^^  ,,,„  ein  Recht,  was  aus 

der  Rückkehr  über  die  Schwelle,  d.  h.  aus  der  Ruckkehr 

Ti)  Auch  das  Recht,   von  dem  dieses  Kapitel  handelt 
halte  im  Alterthum  bei  der  Häufigkeit  der  Knege  ""'1  be 
den    viel    eingreifenderen   Wirkungen   derselben  ene  v.e 
grössere  Bedeutung,  als  in  der  neueren  Zeit.    Gi   ist  auci, 
hier    nur    durch    seine    Liebhaberei    flir    gelehre    Lntei- 
süchunlen    zu    einer    sehr    ausführlichen   Darstellung   des 
PoXrinn  in  der  antiken  Welt  verleitet  worden    die  Uber^ 
dem    manchem   Bedenken   unterliegt.     In   Bezug    auf   das 
heutige  Recht  sagt  Ileffter  (Völkerrecht  5.  Ausg.  S.  340). 
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in  die  Heimath  entsteht.  So  nennt  Pomponius  einen 
Menschen  durch  Postlimininm  zurückgekehrt,  der  innerhalb 
der  Römischen  Besatzungen  sich  eingefunden  hat,  und 
Paulus  den,  der  in  Kömisclies  Gebiet  zurückgekehrt  ist. 
Die  Gleichheit  des  Grundes  führte  indess  die  Völker  da- 
hin, dass  das  Postliminiura  auch  eintrat^  wenn  ein  Mensch 
oder  eine  von  den  Sachen,  auf  welche  dieses  Recht  ange- 
wendet wurde,  zu  unseren  Freunden  gelangt  war,  wie 
Pomponius  sich  ausdrückt,  oder  zu  einem  verbündeten 
König  oder  Freund,  welches  Beispiel  Paulus  nennt.  Als 
Freunde  und  Genossen  gelten  hierbei  nicht  blos  die  Neu- 
tralen, sondern  auch  die  in  dem  Kriege  mit  den  Römern 
Verbündeten.  Wer  zu  diesen  gelangt,  ist  nach  Paulus  im 
Namen  des  Staats  gesichert;  denn  es  ist  kein  Unterschied, 
ob  der  Mensch  oder  die  Sache  zu  diesen  oder  zu  den 
Seinigen  gelangt. 

2.  Sind  es  blos  Freunde,  aber  keine  Kriegsgenossen, 
so  verändert  sich  der  Reehtszustand  der  Gefangenen  nicht, 
wenn  nicht  ein  besonderer  Vertrag  vorliegt.  So  war  in 
dem  zweiten  Bündniss  zwischen  Rom  und  Karthago  aus- 
gemacht, dass,  wenn  die  Gefangenen,  welche  die  Kartha- 
ger unter  den  den  Römern  befreundeten  Völkern  gemacht 
hätten,  in  Häfen  gelangten,  welche  den  Römern  unterthan 
wären,  so  sollten  sie  frei  sein,  und  dasselbe  sollte  für  die 
Freunde  der  Karthager  gelten.  Als  daher  Gefangene, 
welche  die  Karthager  im  zweiten  Punifchen  Kriege  ge- 
macht hatten,  im  Handel  nach  Griechenland  gelangten, 
so  trat  das  Rückkehrsrecht  für  sie  nicht  ein,  weil  die 
Griechen  in  diesem  Kriege  neutral  geblieben  waren  5  des- 
halb raus&fen  sie  losgekauft  werden,  um  wieder  frei  zu 
sein.  Selbst  bei  Homer  werden  an  mehreren  Stellen  die 
Kriegsgefangene  nach  Ländern,  die  bei  dem  Kriege  nicht 

„Da  nach  dem  heutigen  Kriegsrecht  die  Kriegsgefangen- 
schaft blos  in  einer  thatsächlichen  Suspension  der  Freiheit 
besteht,  so  kann  auch  nur  eine  Suspension  der  Ausübung 
bürgerlicher  Rechte  im  Vaterlande  damit  verbunden  sein; 
die  Rechtsverhältnisse  selbst  werden  dadurch  nicht  beein- 
trächtigt." Damit  fallen  die  Fiktionen,  auf  denen  das  Rö- 
mische Recht  in  dieser  Beziehung  beruht,  sammt  der 
grossen  Zahl  von  Ausnahmen  und  künstlichen  Bettimmun- 
gen, wie  sie  in  diesem  Kapitel  von  Gr.  dargestellt  werden. 
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betheiligl   waren,   verkauft;    so   der  Lycaon  in  der  Iliade 
und  die  Eurymedusa  in  der  Odyssee. 

III.  Die  alte  Redeweise  der  Römer  nannte  die  Rück- 
gekehrten auch  Freie.  Gallus  Aelius  sagt  im  I.Buche 
seiner  Erklärung  der  Rechtsausdrücke,  „dass  ein  Rück- 
gekehrter derjenige  sei,  welcher  als  Freier  aus  einem  Staat 
in  einen  anderen  abgegangen  war,  und  dann  nach  jenem 
in  Folge  des  Rechts  für  die  Rückgekehrten  zurückkommt. 
Ebenso  kommt  ein  Sklave,  der  als  solcher  in  Feindes  Ge- 
walt gekommen  ist,  bei  seiner  Rückkehr  wieder  in  die 
Gewalt  seines  früheren  Herrn  nach  Rückkehrsrecht.  Ebenso 
wird  es  mit  den  Pferden,  Mauleseln  und  Schiflfen  gehalten. 
Wie  dies  für  unsere  Sachen  gilt,  so  gilt  es  auch  für 
Feindessachen,  wenn  sie  in  ihr  Land  zurückgelangen."  Die 
späteren  Römischen  Rechtsgelehrten  unterscheiden  indess 
hierfür  zwei  Arten  des  Rückkehrsrechts;  das  eine  für  die 
Personen,  das  andere  für  die  Saclicn. 

IV.  1.     Man   muss  auch  den  Ausspruch  des  Trypho- 
nius   festhalten,    wonach   das  Rückkehrsrecht   sowohl  im 
Kriege  wie  im  Frieden  Platz  greift;   er  versteht  es  dabei 
in  etwas  anderem  Sinne  als  Pomponius.    Das  Friedens- 
Rückkehisrecht  gilt,  wenn  nicht  etwas  Anderes  ausgemacht 
ist,  für  die,  welche  nicht  in  dem  Kriege  überwunden,  son- 
dern zufällig  festgenommen  worden  sind,  weil  sie  bei  dem 
plötzlichen  Ausbruch  des  Krieges  sich  in  Feindesland  be- 
fanden.   Für  andere  Gefangenen  giebt  es  aber  ein  solches 
Friedensrecht  nicht,    wenn   es  nicht  ausgemacht   ist,    wie 
der    gelehrte   Peter   Faber    mit   Billigung   von   Cujavius 
diese  Stelle  des  Tryphonius  verbessert  hat;    denn   sowohl 
der  Grund  wie  der  Gegensatz  erfordern  die^e  Textverbesse- 
rung.    Zonaras    sagt:    „Er   schloss  Frieden  und  entliess 
die  Gefangenen;    denn    so    war    man    übereingekommen." 
Und  Pomponius  sagt:    „Wenn  ein  Gefangener,   welcher 
nach    den    Friedensbedingungen    hätte    frei    zurückkehren 
können,    freiwillig   bei  den  Feinden  bleibt,    so  gilt  später 
das  Rückkehrsreclit  bei  ihm  nicht."    Paulus  sagt:  „Wenn 
ein  Kriegsgefangener  nach   dem  Frieden  nach  Hause  ent- 
flieht,   so    gelangt  er   nach   dem  Rüekkehrsrecht   an  den, 
der    ihn    in    einem    früheren    Kriege    gefangen    hatte;    es 
müsste    denn   im  Frieden   ausgemacht  sein,    dass   die  Ge- 
fangenen zurückgegeben  werden  sollen." 

2.    Als  Grund,  weshalb  dies  für  die  durch  kriegerische 


Tapferkeit    gemachten  Gefangenen    bestimmt  worden    ist 
giebt   Tryphonius   an,    die  Römer  hätten   die  Hoffnung 
der  Rückkehr  mehr  den  Bürgern  gewähren  wollen,  welche 
sich   durch   Tapferkeit  im  Kriege   als  im   Frieden   ausge- 
zeichnet, obgleich,  wie  Livius  bemerkt,  dieser  Staat  von 
Alters    her   gegen   die   Gefangenen    durchaus  nicht   nach- 
sichtig war.     Diese  besonderen  Verhältnisse  bei  den  Rö- 
mern konnten  indess  kein  Völkerrecht  begründen;  dagegen 
konnten  sie  die  Römer  wohl  bestimmen,  dies  bei  anderen 
Völkern  geltende  Recht  auch   selbst  anzunehmen.     Rich- 
tiger  ist   der   Grund,    dass  jeder  König  und  jedes  Volk, 
was  Krieg  beginnt,  sich  dazu  für  berechtigt  hält  und  den 
Gegnern    das   Unrecht   zuschreibt.     Da  nun  beide  Theile 
dies  thun,  und  es  für  die  Friedensfreunde  bedenklich  war, 
sich  in  diesen  Streit  zu  mischen,  so  konnten  die  neutralen 
Staaten    nicht    besser  thun,    als   das,    was  geschah,    für 
Recht   zu  nehmen    und   deshalb   bei   dem  Widerstand  Ge- 
fangene so  zu  behandeln,  als  wären  sie  in  gerechter  Weise 
zu  Gefangenen  gemacht. 

3.     Dies  konnte  aber  von  denen  nicht  behauptet  wer- 
den, welche  bei  Ausbruch  des  Krieges  festgenommen  wur- 
den; denn   bei   diesen   konnte  man  keine  Absicht,  zu  ver- 
letzen, annehmen.     Dennoch  schien  es  zulässig,  sie  wäh- 
rend des  Krieges  zur  Schwächung   des  Feindes  zurückzu- 
halten;   nach    dessen   Beendigung    lag    aber    kein    Grund 
vor,  sie  nicht  freizulassen.     Deshalb  gab  man  diesen  bei 
dem  Frieden  immer  die  Freiheit,  als  beiderseits  anerkann- 
ten schuldlosen  Personen;  gegen  die  Uebrigen  konnte  aber 
Jeder  verfahren,   wie  er  wollte,    soweit  nicht  in  den  Ver- 
trägen   etwas    darüber    bestimmt    war.     Deshalb    werden 
weder   Sklaven   noch   Sachen  nach   dem  Frieden    zurück- 
gegeben, wenn  es  nicht  ausgemacht  ist;  denn  der  Sieger 
behauptet,    er    habe    ein   Recht  gehabt,    so    zu    handeln. 
Wollte    man    dem    sich    entgegenstellen,    so    hiesse    dies 
Krieg  mit  Kriegen  säen.     Deshalb   wird  bei  Quintilian 
mehr  scharfsinnig  als  wahr  für  die  Thebaner  geltend  ge- 
macht, dass  die  in  ihr  Vaterland  zurückkehrenden  Gefan- 
genen deshalb  frei  seien,    weil  das  im  Kriege  Erworbene 
nur  mit  Gewalt  erhalten  werden  könne.    So  viel  über  den 
Frieden. 

4.    Im  Kriege  gcniessen  das  Rückkehrsrecht  die,  welche 
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vor  ihrer  Gefangennehmung  frei  waren;  ebenso  die  Sklaven 

""•"v '"lin  Ä'geniesst  dieses  Recht  nur,  wenn  er  in 
der  AbsiS  zurückkehrt,  um  bei  den  Seinigen  ^uble'ben 
wieTrvphonius  bemerkt;  denn  dam.t  er  als  Sklave  Ire 
wLr,lV  muss  er  sich  gleichsam  selbst  erwerben,  was  nm 
X'  ^.n"em  WUen    g'eschehen    kann.     Uebrig^ns  .es, 
xvie  Floren ti DU s  bemerkt,   gleich,   ob  er  d»ich  Kriegs 
Gewalt  den  Feinden   wieder  abgenommen  ^'r-^'    ?^",^? 

L  Kr'iS  ^i»n  li«"»-  Er  fast  ■>«»«'>  »•>,.  »"''; 

frei   sein   sollten,    üie»    neihsc,^  T.otztere  ist 

werden,  oder  sie  wären  von  selbst  frei.    Das  letztere 

•^"VT'f  ^Wenn  ein  Freier  zu  den  Seinigen  zurückkehrt 
,o  Irwirbt  er  nicht  blos  sich  selbst,    sondern   auch   al  e 
l'^r  Ä'en^und  „nk-örperlichen  GegensUliid^     die     r    n 

frberÄm^'oSgSx^ttsS^ 

nommen  und  müssen  es  also,  wenn  sie  J^de"  IJ  «  '  g  eich 
e    E  ge"tlmm;  denn  es  konnte  auch  gegen  «einen  Willen 

"-'•'"'••  rzirref"D?rlieTv:;uf^:"fo^ 

:;i:deXnsrwfe7en  Srnsdien  selbst,    dessen  Zubehör 

''"  ^"nat  aber  der  Herr  die  Gegenstände  verüHssert,  so 
fraet"  es  s  ch  ob  nach  dem  Völkerrecht  der  geschützt  i, 
wefeher  sein  Recht  von  dem  ableitet,   der  zu   d-es"  Zeit 


Von  dem  Rückkehrsrecht.  oqr 

J^'^^^r^^  '-^^  --"-kten  Sachen  und 
KeeS-wifdt  eSt^  ^^ ,Z  "^t^^  ^ 

Ausr;Le,'':d"as  'd-r  iziirt  ^ri" '  •"■«  -"i«" 

messen.       Denn    nach    dem   Völkerrecht   Reiten    die   Ah 

eelte  für  «i«  niM.f     ""'  .^  ,'""*•.   »das   Ruckkehrsrecht 

ren  "  Deshalb  titf.!"  V^  T"""  ^'^  gebunden  wä- 
icii.       L>esiiaiö    tritt   es    auch    während    des   WaffpncHir 

Standes  .„cht  ein,  wie  Paulus  richtig  beme  kt  hat  ni" 
gegen  können  nach  Modestinus  die,\elche  dem  PeMe" 
ohne  Verfrag  ausgeliefert  worden  sind  von  dem  vZT 
kehrsrecht  Gebrauch  machen.  '  '"*'''' 

woiSn  \il7Zl!'lv    7''  ^'"  einzelnen  Personen  gesagt 
w;  i  1    1*^      •  "^."  ^^'^  '''^  ganzen  Völker;  waren  sie  frei 
so  erhalten  sie  ihre  Freiheit  wieder,  wenn  dfe  Macht  der 

Säf s?f  X'dV  V°"  f  ^  '^'"'"'^"«°  Herrtha^t  befrei" 

dete     aif^elö,f     «n  l"'"''"""^°«"'''^''''='"'  «ä«"  S*«'"^*  bil- 

Volk   src^tfn      ,'„,1   -^^T'"   ?■'  "'■*'''*  "'«'"•  «'«  dasselbe 

recht  nicl  t^l,n  "  w    I  ^'S«"""'™   «"«  "adi  dem  Völker- 
recnt  nicht  ohne  Weiteres   an   s  e  zurück     weil  ein  VnlV 

ebenso  w,e  ein  Schiff  durch  die  Trennung  de^T, ei  e  Janz 
andiort    indem  sein  Wesen  eben  nur  in  dieser  dauernden 

erS^T  äff  *^''^i     ^f^'^  -'  ''-  «»«  "agt?  n    h 

d  e  er  Fkck  Frd/^ ;  •' 'J' *  ^^^''"   '^«"   "'*«"  Ei"wohner„ 
uie..er  i'ltcki.rdo  zurückgegeben  wurde;  auch  Theben  ht 

nicht   erstanden,    da   Alexander  die   Thebaner  bereits  zu 

de     Thef^^r  '  n'*r  •    '^.l'l^"^  '''''''''  "^'^  «^'^  "«^u  d 
uei     1 1  essaher    an    die    Thebaner    nicht    vermittekf;    <?p« 

Ruckkehrsrechts  an  die  Theb,-,ner  zurlickge  al™n    s      denn 

er  ^""  r  "!r^  ^''"^'  "»'^  Alexander  h!e  zur  Ze^tw" 
e     als  E.genthUmer   dies  konnte,    das  Recht  veräussert 
Auch    gehören   Forderungen  nicht   zu  den  Gegenständen 
auf  d.e  das  Rückkehrsrecht  sich  erstreck"  *^'°'"^*=*'"'«''' 
2     Dem  ähnlich,  was  bei  dem  Staate  gilt,  lebte  nach 

«rotius,  Rocht  d.  Kr.  n    Fr    II 

20  • 
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ae™    alten    fr^^^'^J^^i:,::^^  eL  nie"  S£ 
:rioSn    ^  ™u.?;'r  Beider    Einwn.i,«n.    neu 

l.ei  freien  Menschen  ^^^'^^tl^^J'l^^^'Z^tä^^  einzelnen 
Indess  können  "^.«^l',  f  ™„^,',  Ä"  etenen  Volkes  Be- 
Staateä  diesem  Kech  "'""'^''f 'V.f  „a'ef  "ucl.  es  auf  wei- 
dingungen  orter  Ausnahmen  l'^-gefugt,  oc^er  ^_,^. 

'7  ^Ä?UeS-  voT d^m  RUckkeinsreeht  ausge- 

rclrJnf'Äs.sm.ne^^^^^^^^^^^^^^ 

mein  eigenthümliche  vaerl.che  Gewalt  da  im c 

aufgehoben  werden   «ollen.  '•      g  ':*  f;,^^'  J^„  Römischen 
nur  daher  gekommen,  ^ass  d.e  Kuefeszucm  i 

Eltern  «her  die  I'-^^.^li.ff.^'.fTurr  seinen  ScLmer^ 

f!^.S\?r  UeÄ  MÄ^^  «her  die  Ka- 

tur  und  väterliche  I^'«^'«  j;;Sun^    des   RUckkehrsrecht., 

2.     Eine    andere    ß''«'=':7"\™''^o„   ^en  Römern  Uber- 

welche  aus  den  GeBet.en  Att.ka  s  von   d^e  ^^.^^^^_^  ^^^^^_ 

rarVm"tnüfe:^^'J:^:.ae™K^:-^ 

~  721  Diese  Annahme  stutzt  sich  auf  L.14  §•!  ""dl..  8  D. 
in  diL?m  ^Titel.  Allein  ^e  ^^^^^'^^Z^ 
zweifelhaft,   und  man  lolgert   das  Lregenint 

''  ?«)\s  sind  hier  nur  solche  ^^^f^i^t 
zugleich   Ueberläufer    waren,      bie  J^^  'oren    u 

Bürgerrecht,  c-^W'^^/'^  Ä^rb  ec C  ^er^  o^^^^  bUr- 
SSente:hte"^duth'"di^Sk£   nicht  wieder   er- 

^^"li;- Manilas  Hess,  wie  Livius  im  «^«-'-,^,^1 

„er  Römischen  .0-;^''^:;,  er  gegonseTnen  Befehl  den 
des  Beiles   hmrichten,    weil   er  ges<" 
Kampf  mit  dem  Feinde  begonnen  hatte. 


zuerhaien  nicht,  so  wUrden  die  Meisten  den  Feinden  über- 
lassen bleiben.  Auch  ist  diese  Art  Sklaverei  nach  den 
Romischen  Gesetzen  mannigfach  gemildert,  und  nach  dem 
letzten  Gesetz  von  Just  in  i  an   dauert  sie 'nicht  über  fü^f 

Sliecut  St  '"''f '  'r  '""'  "^^  Losgekaufen 
„i?i  ,  8»f  Erstattung  des  Lösegeldes:  ebenso  gilt  es 
als  erlassen     wenn  Beide   sich   ehelichen     auch  gfht  es 

söLt  V" '■'■'"'^    "'■"    '"^^«kauften    Mädchens    v!rlore„ 
Solcher    Bestimmungen    hat    das    Kömische    Recht    S 
mehrere  zu  Gunsten  der  Loskaufenden  und  zur  Strafe  der 
Verwandten,  welche  die  Ihrigen  im  Stich  lassen. 

rf.    Dagegen  ist  das  RUckkehrsrecht  durch  das  büreer- 

nach  dem  Völkerrecht  ihm  unterliegenden,    sondern  alle 

den    irl-J^i^'l  ^''^-'"^  «"  ^"•"""'^'t  wei'den     as  wenn 
der    Ruc^kehre^de    niemals    in   Feindes   Gewa  t    gewesen 

rfno-l.  ;'"  n-'"    ''••"„Attisches   Recht.     Denn^In   der 
,1»;  r  if-  *'*'^  ^'?  ^on  Pf'sa  behauptet  Jemand,  der  Sohn 
des  Kalhas  zu  sein,  und  gab  vor,  dass  er  in  der  SchS 
bei  Akanthus  gefangen  worden  und  in  Thracien  als  Skfave 
gewesen;  als  er  nun  nach  Athen  zurückgekehrt,   habe  er 
die  Herausgabe  der  Erbschaft  des  Kallias  von  den  Inha- 
bern verlangt,  und  die  Richter  hätten  nur  untersuch      ob 
seine  Angabe,    dass  er  des  Kallias  Sohn  sei     wal    \ei 
Derselbe  Dio  erzähft  von  den  Messeniern,  dass  sie  nach 
langer  Sklaverei  endlieh  ihre  Freiheit  nnd  ihr  Land  wieder- 
erlangt liätten.     Selbst   das  durch  Verjährung  oder  Erfa  , 
aus  dem  Vermögen  Abgegangene  kann  durch  die  Weder! 
herstellung.klage  zurückverlangt  werden,    da  die  Verord- 
nung über  die  Restitution  Grossjähriger  auch   die  in  des 
Feinde^  Gewalt  befindlichen  Gefangenen  mit  befa  st     Dies 
stammt  aus  dem  alten  Römischen  Recht 
p.i  *■    P'"*^  Cornelische  Gesetz  sorgte  aber  auch  flu-  die 
Erben  der  bei   dem  Feinde  verstorbenen  Gefangenen     es 
schützte  sein  Vermögen  durch  die  Annahme,   dass,   wenn 

V  rstorben"'-f  "^nf'  ''■  "'"  ='""•  '''''  ^'^^  Gefangennahme 
^e.storben  gilt.  Ohne  eme  solche  Bestimmung  würde  un- 
zweifelhaft das  Vermögen  eines  Gefangenen  von  Jedem  °n 
iiesitz  genommen  werden  können,  wie  der  von  den  Fein- 
en Gefangene  für  nicht  existirend  gilt.  Kommt  er  des- 
halb zurück  so  bekomme  er  dann  nur  das  zurück,  was 
das  V  olkerrecht  bestimmt.    Dagegen  ist  es  dem  Römischen 

20" 
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Recht  eigenthümlich,  dass  der  Nachlass  ^^  .fj^^^^f  ^JfJI 
in  Ermani^elung  von  Erben  dem  Fiskus  zufallt.  So  viel 
über   die   Rückkehrenden;    wir  wenden    uns    nun    zu  den 

zurückfallenden  Sachen.  . 

XI    1.     Dazu  gehören  zuerst  Sklaven  und  Sklavinnen, 
selbst' wenn  sie  veräii.sert   oder  von  dem  Feinde  in  Frei- 
heit gesetzt  worden  sind;  denn  eine  solche  Handlung  der 
Feincle  konnte  dem  Bürger  und  Eigenthümer  des  Sklaven 
nicht  schaden,  wie  Tryphonius  richtig  bemerkt.    Damit 
aber  ein  solcher  Sklave  seinem  alten  Herrn  wieder  zufalle 
ist  erforderlich,    dass   dieser  ihn  wieder  in   seinen  Besitz 
bekomme,    oder    doch    leicht    in   Besitz  l>ekommen   kann. 
Bei  anderen  Gegenständen  genügt,  dass  sie  in  das  Staats- 
gebiet zurückgelangen;    aber  bei  dem  Sklaven  muss  noch 
seine  Erkennung  als  solcher  hinzukommen.    Wenn  er  z.B. 
in  Rom  sich  versteckt  aufhält,    so   ist  das  Recht  aut  ihn 
nach  Paulus   noch   nicht  wieder   aufgelebt.     So   wie   ein 
Sklave  sich  dadurch  von  den  leblosen  Gegenstanden  unter- 
scheidet,   80   von  den  Freien   dadurch,    dass  bei  ihm  die 
Absicht,  zu  den  Seinigen  zurückzukehren,  nicht  vorhanden 
zu  sein  braucht.     Denn   diese  Absicht   ist  nur   da  nothig, 
wo  Jemand  sich  selbst  wieder  erhalten  will,   mebt  wo  er 
von  einem  Anderen   wiedererlangt  wird.    So  schreibt  Sa- 
binus:    „Ueber    sein   Staatsbürgerrecht    kann   Jeder    frei 
bestimmen,  aber  nicht  über  das  Recht  des  Eigenthumers.« 
2     Auch  Sklaven  als  Ueberläufer  sind  nach  Romischem 
Recht   dem   Rückfallsrecht   unterworfen;    auch    an    diesen 
erlane:t    der  Herr   sein   altes  Recht  wieder,    wie  Paulus 
sagt:    denn   die  entgegengesetzte  Bestimmung  würde  dem 
Sklaven,  der  immer  Sklave  bleibt,  nichts  schaden  und  nur 
seinem   Herrn    nachtheilig  sein.     Die  Kaiser  haben   über 
Sklaven,  welche  durch  die  Tapferkeit  der  Soldaten  wieder- 
erlangt sind,  allgemein  verordnet,  dass  man  sie  als  Ruck- 
gekehrte   und  nicht   als  Gefangene  betrachten   solle;    den 
Soldaten  zieme  es,  ihre  Vertheidiger  und  nicht  ihre  Herren 
zu  sein.    Wenn  diese  Bestimmung  auf  andere  Sachen  aus- 
gedehnt wird,  so  ist  dies  unrichtig. 

3  Die  von  den  Feinden  losgekauften  Sklaven  werden 
nach  Römischem  Recht  sofort  Eigenthum  des  Kaufers; 
aber  durch  Erstattung  des  Preises  fallen  sie  unter  das 
Rückkehrsrecht.  Indess  gehört  die  weitere  Ausidlirung 
hierüber  in  das  bürgerliche  Recht;    die  späteren  Gesetze 
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haben  hier  Manches  abgeändert;  auch  wurde  den  Sklaven 
die  verstummelt  worden  waren,    die  Freiheit  zugesichert' 
um  sie  zur  Rückkehr  zu  veranlassen;  die  üebric-en  erhiel' 
ten   sie   nach   fünf  Jahren,    wie   mar!   dies  Ailef  aus   den 
von  Rufus  gesammelten  Kriegsgesetzen  ersehen  kann. 

XII.  Mher  hegt  hier  die  Frage,  ob  Völker,  die  einer 
iremden  Staatsgewalt  unterthan  waren,  in  ihren  alten  Zu- 
stand wieder  eintreten.  Man  kann  darüber  streiten,  wenn 
niclit  der,  dem  die  Herrschaft  zustand,  sondern  ein  Bundes- 
genosse sie  dem  Feinde  wieder  entrissen  hat.  Ich  meine 
es  gilt  hier  dasselbe,  was  für  die  Sklaven  oben  bemerkt 
worden    wenn  nicht  Bündnisse  es  anders  bestimmen 

XHI.  1.     Unter   den  Sachen   sind   es   zuerst  die  Län- 
dereien,   auf  welche  das  Rückkehrsrecht    sich  erstreckt 
Pomponius  sagt:  „Es  ist  richtig,  dass,  wenn  die  Feinde' 
von  den  Landereien  vertrieben  sind,  die  sie  besetzt  hatten, 
das  Eigen  hum  derselben  an  die  früheren  Besitzer  zurück- 
kehrt.      Als  vertrieben    sind  aber  die  Feinde  dann  anzu- 
sehen,   wenn   sie   offen   diese  Ländereien   nicht   mehr  be- 
treten können,  wie  früher  dargelegt  worden  ist.    So  gaben 
die  Lacedämonier  die  den  Athenern  entrissene  Insel  Aedna 
ihren  alten  Eigenthümern  zunick.    Justin i an  und  andere 
Kaiser  gaben   die  von   den  Gothen   und  Vandalen  wieder 
eroberten  Ländereien  den  Erben  der  alten  Besitzer  zurück 
und   gestatteten   dagegen  keine  Verjährung,    wie   die  Rö- 
mischen Gesetze  sie  eingeführt  hatten 

2.     Was  von  den  Ländereien  gilt, 'gilt  auch  von  allen 
Ihnen    anhaftenden    Rechten.     Auch    die   Grabstellen    und 
i  empelplätze,  welche  der  Feind  besetzt  hatte,  fallen  nach 
I^omponius,    wenn   sie   von   diesem  Elend   befreit   sind 
gleichsam  nach  einer  Art  Rückkehrsrecht  in  ihren  alten 
>Custaod   zurück.     Damit   stimmt,    was  Cicero   in   seiner 
Rede  gegen  Verres   über  die  Götterbilder  von  der  Dian-i 
von  Segestum   sagt:    „Durch   die  Tapferkeit  des   P   Afri- 
canus   gewann   sie   mit   der  Stelle   zugleich   die  Heiiigkeit 
wieder.«     Und  Marcian  vergleicht   mit   dem  Rückkehrs- 
recht jenes  Recht,    wonach   der  von   einem  Gebäude  ein- 
genommene Grund  und  Boden  mit  dessen  Zusammensturz 
wieder    als   Meeresküste    gelte.     Deshalb    lebt    auch    der 
^lessbrauch  an  einem  unter  das  Rückkehrsrecht  gehören- 
den Grundstücke  nach  Pomponius  wieder  auf,  nach  Ana- 
logie des  überschwemmten  Ackers.    So  ist  nach  dem  Spa- 
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nischen  Gesetz  bestimmt,  dass  die  Grafschaften  und  an- 
dererileri  Schäften  dem  Kückkehrsrecht  unterliegen  und 
S  de  g^^^^^^  ^'^  kleineren    wenn  sie 

Lnerl^^^b  vier  Jahren  von  dem  Ilüekfall  zurlickgetordert 
werden  Die  in  dem  Kriege  verlorenen  Festungen  können 
Tedoel' «u^ -^^  den  König  zurückfallen,  ohne  Rücksicht  aut 
die  Art    wie  sie  wieder  erlangt  worden  sind. 

XIV  T  Von  den  beweglichen  Sachen  gilt  dagegen 
-ik  Keiner  dass  sie  von  dem  Rückkehrsrecht  nicht  be- 
loff^iwk'den  sondern  zur  Beute  gehören,  wie  Lab eo 
dieses  Tusdrückt.  Deshalb  bleibt  auch  die  in  den  \  er- 
kehr gekommene  Sache  ohne  Unterschied  des  Or  es  dein^ 
de  sie  erkauft  hat,  und  der  alte  Eigenthümer  kann  sie 
auch  bei  den  Neutralen  oder  innerhalb  semes  Va  erlandes 
,^^01 1  zurückfordern.    Davon  sind  nur  Kriegsutensilien  aus- 

Sanken,   die  Menschen  bereitwilliger  zu  deren  Ankauf 
Xme     Denn  die  Staatseinrichtungen  hatten  ehedem  vor 
AlZ  den  Krieg  im  Auge,  und  deshalb  bildete  sich  hier 
fS  e"e   gll^^'che  Sittc^   'aIs  Kriegsutensilien  muss  das 
leiten     was  wir  oben  aus  Gallus  Aelius  angeführt  ha- 
be i^nd  was  Cicero  in  seiner  Topik  austuhrhcher  au - 
mhA    md  auch  bei  Mo  de  st  in  US  erwähnt  wird,  nam  ich 
KrieV  und  Transportschitre,    aber  nicht   solche,    welche 
Ju    'z^im  Vergnügen   und   zum  Rudern   ^^^te»;    Maiüese 
mit  Lastkörben,   zugerittene   Hengste  und   btu  en.     Die^e 
S  genstä^^^e    kannten    deshalb,    auch   wenn    sie    noch   in 
Fei'idesgewalt  waren,    nach   Römischem   Rech     vermacht 
und  deif  Miterben  auf  ihr  Erbtheil  angerechnet  werden 

2      Walfen  und  Kleidung  werden   zwar  im  Kriege  ge- 
hraucht   aber  unterliegen  nicht  dem  Rückkehrsrecht;  denn 
de     wdct   im   Kriege    ihre   Waffen    und  Kleidung    ein- 
büsseiT     verdienen   keine  Begünstigung,    und  man  sah  es 
deshalb,  wie  einzelne   Stellen  bei  den  Gescluchtschreibem 
erg  ben    als  eine  Art  Strafe  an.    Für  ^^^  l^«-^^.)^^  .  ^J 
d.fsselbe  wie  für  die  Waffen,  weil  jenes  ohne  Schuld  des 
Sis    s7ch    losreissen    konnte.     ^'^-^\^^^'',r\^'^\\^ 
den    beweglichen   Sachen   scheinen  im   Abendlande   se  bs 
iL    den^Gothen    bis  zu  Boethius;  ^^eiten    beob^^^^^^^^^^^ 
worden   zu   sein;    denn   dieser   spricht   bei   Erklärung   de 
Topik  des  Cicei-o  über  dieses  Recht  so,    als  wenn   es  zu 
seiner  Zeit  noch  in  voller  Geltung  wäre. 
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XV.  Allein  in  späteren  Zeiten,  wenn  nicht  schon  früher, 
scheinen  diese  Unterschiede  aufgehoben  worden  zu  sein; 
denn  die  Gesetzkundigen  berichten,  dass  bewegliche  Sachen 
durch  das  Rückkebrsrecht  nicht  wieder  erlangt  werden, 
und  dies  gilt  an  vielen  Orten  aucli  für  die  Schiffe. 

XVI.  So  lange  die  von  dem  Feinde  ergriffenen  Sachen 
noch  nicht  bis  zu  dem  festen  Lager  gelangt  sind,  bedarf 
es  für  sie  dieses  Rückkehrsrechtes  nicht,  weil  dann  nach 
dem  Völkerrecht  das  Eigentlium  noch  nicht  verloren  wor- 
den. Auch  bedarf  es  dieses  Rechtes  nicht  für  die  von 
den  Strassen-  und  Seeräubern  genommenen  Saclien,  wie 
Ulpian  und  Javolenus  entscheiden;  denn  das  Völker- 
recht giebt  ihnen  nicht  die  Macht,  das  Eigenthum  auf- 
heben zu  können.  Darauf  stützten  sich  die  Athener,  als 
Philipp  den  Ilalonesus,  welchen  die  Seeräuber  ihnen  ge- 
nommen hatten,  und  welchen  Pliilipp  diesen  wieder  ab- 
genommen hatte,  ihnen  zurückgab;  sie  wollten  dies  nur 
als  eine  Schuldigkeit,  aber  nicht  als  ein  Geschenk  gelten 
lassen.  Deshalb  können  die  geraubten  Sachen  überall 
zurückgeiordert  werden;  nur  muss  nach  dem  Naturrecht 
dem,  der  sie  auf  seine  Kosten  erworben  hat,  von  dem 
Eigenthümer  so  viel  ersetzt  werden,  als  die  Wiedererlan- 
gung der  Sache  dem  Eigenthümer  selbst  gekostet  haben 
würde. 

XVIL  Doch  kann  das  besondere  Recht  des  einzelnen 
Staates  dies  anders  bestimmen.  So  fallen  nach  Spanischen 
Gesetzen  die  von  den  Piraten  genommenen  Schiffe  dem 
zu,  der  sie  ihnen  wieder  entreisst;  es  ist  auch  nicht  un- 
billig, dass  hier,  wo  die  AViedererlangung  so  schwer  ist, 
das  Privatrecht  dem  öffentlichen  Interesse  geopfert  wird. 
Docli  steht  dieses  Gesetz  Ausländern  bei  Rückforderung 
des  Ihrigen  nicht  entgegen. 

XVlli.  Sonderbarer  ist  es,  dass  nach  Römischen  Ge- 
setzen das  Rückkehrsrecht  nicht  blos  zwischen  Kriegsfein- 
den galt,  sondern  auch  zwisclien  dem  Römischen  und  frem- 
den Völkern.  Es  sind  dies  Ueberbleibsel  aus  den  Zeiten, 
wo  die  V^ölker  noch  keine  festen  Wohnsitze  liatten,  und 
wo  die  Sitten  den  uatürliclien  Geseiligkeitstrieb  zwischen 
den  Menschen  verdunkelt  liatten.  Deshalb  bestand  unter 
den  Völkern,  auch  wenn  sie  keinen  öffentlichen  Krieg 
mit  einander  führten,  die  den  Sitten  anhaftende  Ausgelasseu- 
lieit   gegenseitiger  Behandlung.     Um   diese  nicht  bis  zur 
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Tödtung  ausarten  zu  lassen,  galten  die  Rechte  der  Ge- 
fangenschaft und  demzufolge  auch  das  RUckkehrsrecht  im 
Gegensatz  zu  den  Strassen-  und  Seeräubern,  da  hier  die 
Gewaltthätigkeit  zu  billigen  Verträgen  führte,  welche  die 
Räuber  zu  verachten  pflegen. 

2.  Früher  scheint  es  streitig  gewesen  zu  sein,  ob  die- 
jenigen Sklaven,  welche  einem  ihnen  verbündeten  Volke 
angehören,  bei  ilirer  Rückkehr  nach  Hause  das  Rückkehrs- 
recht in  Anspruch  nehmen  können.  So  stellt  namlich 
Cicero  diese  Frage  in  dem  1.  Buche  über  den  Redner. 
Und  Gallius  Aelius  sagt  daselbst:  „Bei  freien  Völkern, 
bei  Bundesgenossen  und  bei  Königreichen  gilt  das  Ruck- 
kehrsrecht  für  uns  ebenso  wie  bei  Kriegsteinden."  Da- 
gegen sagt  Proculus:  „Ich  gebe  zu,  dass  die  Bundes- 
genossen und  Freistaaten  fremde  Völker  sind,  und  dass 
das  Rückkehrsrecht  in  Bezug  auf  sie  nicht  stattfindet."  ^ 

3.  Ich  meine,    dass  man  unterscheiden  mu^^s,   ob  ein 
Bündniss    nur    zur   Ausgleichung    oder    Vorbeugung   eines 
Krieges    geschlossen    ist;    dann   ist  weder    die   Gefangen- 
schaft noch  das  Rückkehrsrecht   dadurch   gehemmt;    oder 
ob   das  Bündniss    im  Namen   des  Staates  denen,    die  von 
einem  Theile  zu  dem  anderen  ziehen,  Sicherheit  verheisst; 
dann  tritt  keine  Gefangenschaft  und  auch  kein  Rückkehrs- 
recht ein.     Dies  scheint  die  Ansicht  des  Pomponius  zu 
sein,    welcher   sagt:    „Wenn   wir  mit  einem  Volke  weder 
in  Freundschaft,  noch  in  Gastfreundschaft,  noch  in  einem 
Freundesbündniss  stehen,  so  ist  es  zwar  kein  Kriegsfeind, 
aber  dennoch  fallt  Alles,   was  von  uns  zu  ihnen  gelangt, 
ihnen  zu;    so  dass  ein  Freier  von  uns,  der  von  ihnen  er- 
griffen wird,  ihr  Sklave  wird.    Dasselbe  gilt,  wenn  etwas 
von  .Jenen   zu   uns   gelangt,    und  deshalb   findet   auch  für 
diese  Verhältnisse  das  Rückkehrsrecht  statt."    Wenn  Pom- 
ponius hier  von  Freundschaftsbündnissen  spricht,   so  er- 
giebt  sich  daraus,   dass   es  auch  andere  Bündnisse  giebt, 
denen  dieses  Freundschafts-  und  Gastrecht  nicht  innewohnt. 
Auch  Proculus  versteht  unter  verbündeten  Völkern  solche, 
welche  Freundschaft  oder  ein  sicheres  Gastrecht  zugesagt 
haben.     Dies  ergeben  seine  Worte:    „Denn   wozu  bedarf 
es  zwischen  Solchen  und  uns  des  Rückkehrsrechts,  da  Jene 
bei  uns   ihre   Freiheit   und    ihr  Eigenthum   ebenso   wie  in 
ihrer  lleimath  bewahrt  erhalten,  und  dasselbe  uns  bei  ihnen 
geschieht.'^      Wenn    deshalb    bei    Gallus    Aelius    folgt: 
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„Mit  Völkern,  die  in  unserer  Gewalt  sind,  besteht  kein 
Rückkehrsrecht  (wie  Cujacius  den  Text  berichtigt  hat), 
so  ist  dies  mit  dem  Zusatz  zu  verstehen:  „Auch  nicht  mit 
solchen,  mit  denen  wir  ein  Freundschaftsbündniss  ge- 
schlossen haben." 

XIX.  In  unseren  Zeiten'  ist  nicht  blos  zwischen  christ- 
lichen Völkern,  sondern  auch  zwischen  den  meisten  mu- 
hamedanischen  Völkern  ausserhalb  des  Krieges  die  Ge- 
fangennehmung und  das  Rückkehrsrecht  ausser  Gebrauch 
gekommen.  Nachdem  die  Bande  der  Verwandtschaft,  welche 
von  Natur  unter  den  Menschen  bestehen,  wieder  hergestellt 
worden  sind,  bedarf  es  dessen  nicht  mehr. 

2.  Indess  kann  Beides  noch  Platz  greifen,  wenn  es 
sich  um  ein  so  rohes  Volk  handelt,  dass  es  bei  ihm  Rech- 
tens ist,  auch  ohne  Ansage  oder  Ursache  alle  Fremden 
und  deren  Eigenthum  feindlich  zu  behandeln.  So  ist,  wäh- 
rend ich  dies  schreibe,  von  dem  höchsten  Pariser  Gerichts- 
liofe  unter  dem  Vorsitz  des  Nicole  Verdun  erkannt  wor- 
den. Eigenthum  französischer  Bürger  war  von  Algeriern, 
einem  der  Seeräuberei  gegen  alle  anderen  Staaten  erge- 
benen Volke,  geplündert  worden;  der  Gerichtshof  hat  dar- 
über erkannt,  dass  es  dadurch  seinen  Eigenthümer  nacli 
Kriegsrecht  gewechselt  habe,  und  als  später  Andere  es 
wieder  erbeuteten,  dass  es  denen  bleibe,  die  es  erbeutet 
haben.  In  demselben  Falle  ist  auch  von  dem  Gerichts- 
hofe der  früher  erwähnte  Satz  anerkannt  worden,  dass 
heutzutage  Schiffe  von  dem  Rückkehrsrechte  nicht  be- 
troffen werden. 


Kapitel  X. 
Ueber  das^  was  im  Kriege  mit  Unrecht  gescliieht.'^'^) 

I.  Ich  muss  nun  auf  Früheres  zurückkommen  und 
den  kriegführenden  Staaten  beinahe  Alles  das  wieder  ent- 
ziehen, was  ich  ihnen  bisher  scheinbar,  aber  nicht  wirk- 

''**)  Gr.  beginnt  mit  diesem  und  den  folgenden  Kapiteln 
die  Entwickelung  des  Gegensatzes  von  Recht  und  Moral 
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lieh  zugestanden  habe.  Denn  im  Eingange  dieser  Materie 
liabe  ich  schon  gesagt,  dass  man  oft  vom  Rechten  und 
vom  Erlaubten  spricht,  nur  weil  keine  Strafe  darauf  steht, 


innerhalb  des  Völker-  und  Kriegsrechts.  In  allgemeiner 
Weise  ist  dieser  Gegensatz  schon  von  ihm  im 3.  Buch  Kap.  4 
behandelt  worden,  und  in  diesem  Kapitel  kehrt  diese  all- 
gemeine Frage  noch  einmal  wieder.  Was  er  dort  „innere 
und  äussere  Gerechtigkeit"  nennt,  bezeichnet  er  hier  mit 
„Schaam  und  Recht".     Es   ist  unzweifelhaft,    dass   dieser 


früher  dargelegt  worden  (Anmerk.  13  B.  I.  S.  38),  dass  von 
einem  Rechte  im  strengen  Sinne  im  Völkerrechte  nicht 
gesprochen  werden  kann;  nicht  weil  der  gericlitliche  Zwang 
fehlt,  sondern  weil  für  die  Völker  und  Fürsten  die  höhere 
Autorität  fehlt,  deren  Gebote  sie  mit  Achtung  erfüllen  könnten. 
Deshalb  steht  das  freie  Handeln  dieser  Autoritäten  über 
dem  Recht.  Es  kommt  weiter  hinzu,  dass  für  die  wich- 
tigsten Verhältnisse,  wie  die  Fragen  des  Krieges,  der  Re- 
volution, des  Staatsstreiches,  der  Bundesgenossenschaft 
u.  8.  w.,  sich  bei  der  grossen  Verschiedenheit  der  Staaten 
und  ihrer  Verhältnisse  keine  Regel  für  gleichmässig  wieder- 
kehrende Fälle,  mithin  auch  keine  Sitte  und  kein  Recht 
bilden  kann.  Wenn  dessenungeachtet  die  ötientliche  Mei- 
nung und  die  Wissenschaft  hier  an  einem  Rechte  festhält, 
so  kommt  dies  nur  aus  der  Täuschung,  dass  man  die 
allgemeinen  Grundsätze  des  Privatreclits  allmälig  als  selbst- 
ständige Prinzipien  behandelt  hat,  deren  Wirksamkeit  un- 
beschränkt sei,  und  die  deshalb  auch  für  das  Handeln  der 
Staaten  gelten  müssten,  und  dass  auch  Verhältnisse  inner- 
halb des  Völkerrechts  vorkommen,  wo  es  sich  nur  um  die 
Rechte  Einzelner  handelt,  wie  z.  B.  das  Recht  der  Ge- 
sandten, der  Konsuln,  der  Gefangenen,  der  Verwundeten 
u.  8.  w.  Hier  war  die  Ausbildung  eines  wirklichen  Rechts 
an  seiner  Stelle,  da  es  sich  eben  um  Verhältnisse  der 
dem  Recht  an  sich  unterworfenen  Einzelnen  und  nicht  der 
Autoritäten  handelte.  Wenn  aber  trotzdem  die  ölfentliche 
Meinung  und  die  Wissenschaft  den  Begriff  des  Rechts  in 
grösserer,  ja  unbeschränkter  Ausdehnung  auf  die  Verhält- 
nisse der  Staaten  und  Völker  zu  einander  übertragen  hat, 
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oder  auch  weil  die  Gerichte  ihre  Zwangsgewalt  zu  solchen 
Ansprüchen  hergeben,  obgleich  sie  die  Regeln  der  Gerech- 
tigkeit überschreiten,  die  auf  dem  Rechte  im  engern  Sinne 

so  erhellt,   dass   eine   solche  Lehre  zum  grösseren  Theile 
niciits     Anderes    ist,     als    eine    Ausdehnung    der     Moral 
und    der  Tugendpflichten    auf   das    Handeln    der    Staaten 
gegen   einander.     Es  ist   deshalb    nicht  wohl    ausführbar, 
innerhalb  einer  solchen  auf  moralischen  Grundlagen  ruhen- 
den Lehre  noch  einmal  Recht  und  Moral  von  einander  zu 
unterscheiden,  wie  Gr.  hier  will.   Soweit  wie  hier  irgend  von 
Recht  gesprochen  werden  kann,  ist  es   eben  nur  eine  aus 
moralischen  Grundsätzen  sich  allmälig  aufbauende  Befug- 
niss,   wo  Alles  noch   schwankt,    und  insbesondere  die  Be- 
stimmtheit wirklicher  Rechtsverhältnisse  noch  fehlt.    Dazu 
kommt,   dass   auch  das  Kennzeichen  der  Klagbarkeit  und 
richterlichen  Entscheidung  hier  wegfällt,  welche  sonst  zur 
Unterscheidung  von  Moral   und  Recht  benutzt  wird.     Aus 
diesen   Gründen    haben    die    meisten   Lehrer    des   Völker- 
rechts einen  solchen  Unterschied  von  Moral  und  Recht  in 
ihre  Darstellung  nicht  aufgenommen,    sondern  beide  Fun- 
damente  werden   gemeinsam   und   durch  einander  zur  Be- 
gründung  der  Von   ihnen   aufgestellten  Sätze   des  Völker- 
rechts   benutzt.      Insbesondere    sind    auch    Heffter    und 
Bluntschli  so  verfahren.     Wenn  Gr.  hier  den  entgegen- 
gesetzten Weg  einschlägt,  so  kann  ihm  dies  nur  insoweit 
gelingen,    als   er   unter  Völkerrecht   meist  das  antike 
versteht.    Dieses  steht  allerdings  mit  der  christlichen  Moral, 
namentlich    der  Moral   seiner  Zeit   in  Widerspruch;   allein 
dieses  antike  Völkerrecht  bestand  zu  Gr.'s  Zeit  überhaupt 
nicht  mehr,  und  damit  fehlte  der  Gegensatz,   den  Gr.  sei- 
ner Darstellung  zu  Grunde  legt.    Vielmehr  ist  zum  gröss- 
ten  Theil  das,   was  Gr.  in  diesem  und  den  folgenden  Ka- 
piteln  vorträgt,    das   zu   seiner   Zeit   bestehende   moderne 
Völkerrecht  selbst,  wie  es  durch  den  Einfluss  der  Kul- 
tur und  der   christlichen   Moral   das   antike   allmälig  ver- 
drängt hat.     So   weit   aber   Gr.   noch   darüber  hinausgeht 
und  die  christlichen  Tugenden   der  Liebe,    der  Selbstauf- 
opferung und  der  Geduld   auch   in  diese   öffentlichen  Ver- 
hältnisse   in    der    überwiegenden   Geltung    einführen   will, 
wie   sie   von  den  Begründern   der  christlichen  Religion  in 
ihrem   schwärmerischen,    dem   irdischen   Leben   abgewen- 
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oder  auf  irgend  einer  anderen  Tugend  beruht,  und  obgleich 
es  besser  und  löblicher  ist,  dergleichen  niclit  zu  thun. 
2.     In  Seneca's  Troaden  sagt  Pyrrhus: 

deten  und  nur  dem  Himmel  und  jenem  Leben  zugewen- 
deten Eifer  aufgestellt  worden  sind,  insoweit  geräth  Gr. 
hier  nicht  allein  ganz  über  die  wissenschaftliclien  Grenzen 
seiner  Aufgabe  hinaus,  sondern  seine  Sätze  werden  auch 
völlig  unpraktisch  und  fallen  unter  die  Kategorie  der  Er- 
mahnungen, wie  man  sie  von  der  Kanzel  hört,  wo  deren 
Einseitigkeit  nur  deshalb  nicht  bemerkt  wird ,  weil  man 
innerhalb  der  Kirche  der  Welt  sich  entrückt  fühlt.  Dies 
tritt  gleich  in  diesem  Kapitel  bei  der  EntschUdigungs- 
pflicht  aus  ungerechten  Kriegen  hervor.  In  der  Theorie 
sind  gerechte  und  ungerechte  Kriege  leicht  einander  gegen- 
übergestellt; aber  wer  vermag  für  die  bei  weitem  grösste 
Anzahl  der  Kriege,  von  denen  die  Geschichte  berichtet, 
zu  entscheiden,  ob  sie  gerecht  waren  oder  nicht?  Nament- 
lich da  Gr.  selbst  B.  II.  Kap.  1  Ab.  16  anerkennt,  dass 
Kriege  auch  gerechtfertigt  sind,  um  drohenden  Gefah- 
ren zuvorzukommen.  Man  sehe  Anmerk.  2  zu  B.  IL 
Deshalb  bewegen  sich  auch  alle  Deünitionen  des  gerech- 
ten Krieges,  welche  die  Systeme  bieten,  nur' in  Tautologien. 
Heffter  sagt:  „Der  Krieg  ist  nur  gerecht,  soweit  die 
Selbsthülfe  gerecht  ist."  Aber  in  §.  106,  auf  welchen 
Heffter  dabei  verweist,  wird  nur  vom  Dasein  einer  „ge- 
rechten Selbsthülfe"  gesprochen,  ihre  Bedingungen  werden 
aber  nicht  angegeben.  Bluntschli  sagt  (Völkerrecht,  1868, 
S.  290):  „Als  rechtmassige  Ursache  zum  Krieg  gilt  eine 
ernste  Rechtsverletzung  oder  gewaltsame  Besitzstörung, 
welche  dem  Staate  widerfahren,  oder  womit  er  in  ge- 
fährlicher Weise  bedroht  ist,  oder  eine  schwere 
Verletzung  der  allgemeinen  Weltordnung,  ins- 
besondere auch  die  ungerechtfertigte  Behinderung 
der  noth  wendigen  neuen  Rechtsbildung  und 
Rechtsentwickelung."  —  Welcher  Krieg  Hesse  sich 
nicht  aus  einem  dieser  unbestimmten  und  umfassenden, 
dem  Zeitgeist  wie  Wachs  nachgebenden  Begriffe  recht- 
fertigen? Selbst  Friedrich  der  Grosse  rechnet  in  sei- 
nem Antiraacchiavell  zu  den  rechtmässigen  Ursachen  des 
Krieges  „(/aranttr  la  liberte  de  runivers'^;  eine  Phrase, 
welche  bekanntlich  Napoleon  I.  ausgenutzt  hat.     Rechnet 
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„Kein  Gesetz  schützt  den  Gefangenen  oder  hemmt 

seine  Strafe." 
und  Agamemnon  antwortet: 

„Was   das  Gesetz  nicht  verbietet,   das   verbietet 

doch  zu  thun  die  Schaam." 
In  dieser  Stelle  bezeichnet  Schaam  nicht  die  Schaam  vor 
Menschen  und  die  Rücksicht  auf  den  Ruf,  sondern  die  auf 
das  Billige  und  Gute  und  das,  was  von  Mehrerem  das 
Billigere  und  Bessere  ist.  So  heisst  es  in  den  Institutio- 
nen Justinian's:  „sie  wurden  Fideikommisse  (dem  red- 
lichen Willen  anvertraute  Verordnungen)  genannt,  weil  sie 
durch  keine  Rechtsverbindlichkeit,  sondern  nur  durch  die 
Schaam  der  darum  Ersuchten  gesichert  waren."  Der 
ältere  Quintilian  sagt:  „Der  Gläubiger  hält  sich,  wenn 
er  die  Schaam  nicht  verletzen  will,  nicht  eher  an  den 
Bürgen,  als  bis  er  sein  Geld  von  dem  Schuldner  nicht 
erlangen  kann."  In  diesem  Sinne  werden  oft  Gerechtig- 
keit und  Schaam  gemeinsam  ausgesagt: 

„Noch   hatte   das   menschliche  Handeln  von   der 

Gerechtigkeit  sich  nicht  entfernt;  als  die  letzte  aller 

Götter  veriiess   sie  die  Erde.     Statt  der  Furcht  und 

Gewalt  leitete  die  Scham  das  Volk.  «6) 
Hesiod  sagt: 

„Die  Gerechtigkeit  und  die  Schaam  ist  nirgends 

mehr    zu    finden.     Der  Böse   verletzt    den   besseren 

Mann." 
Plato  sagt  im  12.  Buche  seiner  Gesetze:  „Die  Gerechtig- 
keit heisst  mit  Recht  die  Begleiterin  der  Schaam."    Auch 
an  einer  anderen  Stelle   sagt  Plato:    „Gott  fürchtete  für 
das   menschliche  Geschlecht,    es   möchte   ganz  verderben; 

man  nun  liinzu,  dass  die  einzelnen  Bürger  die  th at säch- 
lich en  Verhältnisse,  welche  die  Regierung  zu  dem  Kriege 
bestimmen,  beinahe  niemals  voll  übersehen  können,  ja, 
dass  die  Regierung  in  den  meisten  Fällen  vor  und  wäh- 
rend des  Krieges  diese  Umstände  nicht  sämmtlich  bekannt 
machen  kann,  so  wird  man  anerkennen,  dass  auch  von 
dem  rein  moralischen  Standpunkte  aus  die  hier  von  Gr. 
vorgetragene  Lehre  der  Entschädigungspflicht  durchaus 
unzulässig  ist  und,  praktisch  verwirklicht,  nur  zur  Auf- 
lösung aller  staatlichen  Ordnung  führen  kann. 

'^<5)  Es  sind  Verse  aus  Ovid's  Fasten  L  248  u.  f. 
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deshalb  gab  er  ihm  die  Schaam  und  die  Gerechtigkeit, 
dass  sie  der  Schmuck  der  Staaten  und  die  Bande  der 
Freundschaft  seien."  Aehnlich  nennt  Plutarch  die  Ge- 
rechtigkeit „die  Genossin  der  Schaam",  und  verbindet 
das  Naturrecht  und  die  Schaam.  Cicero  setzt  den  unter- 
schied zwischen  Gerechtigkeit  und  Schaam  daliin  fest, 
dass  die  Gerechtigkeit  bestimme,  die  Menschen  nicht  zu 
verletzen,    und   die  Schaam   bestimme,    ihnen   nicht  wehe 

zu  thun.  Tx  X.       i. 

3.  Mit  dem  aus  Seneca  angezogenen  verse  stimmt 
der  Ausspruch  in  seinen  philosophischen  Scliriften:  „Wie 
eng  wird  die  Schuldlosigkeit  gefasst,  wenn  damit  nur  ge- 
sagt wird,  dass  sie  die  Gesetze  befolgt!  Wie  viel  weiter 
gehen  die  Pflichten  als  die  Regel  des  Rechts!  Wie  Vieles 
fordert  nicht  die  Frömmigkeit,  die  Menschlichheit,  die 
Freigebigkeit,  die  Gerechtigkeit,  die  Treue!  Von  alledein 
steht  in  den  Gesetzestafeln  nichts."  Hier  wird  das  Recht 
von  der  Gerechtigkeit  unterschieden,  und  das  Recht  be- 
deutet hier  nur  das,  was  bei  den  Gerichten  gilt.  Er  er- 
läutert dies  anderwärts  sehön  durch  das  Beispiel  des 
Rechts  des  Herrn  gegen  seine  Sklaven.  „Bei  dem  Sklaven 
ist  nicht  an  das  zu  denken,  was  Du  ihm  ungestraft  an- 
thun  darfst,  sondern  was  Dir  die  Regel  des  Billigen  und 
Guten  gestattet,  und  diese  gebietet,  auch  der  Gefangenen 
und  Erkauften  zu  schonen."  Dann:  „Wenn  auch  gegen 
die  Sklaven  Alles  gestattet  ist,  so  setzt  doch  das  gemein- 
same Recht  der  lebenden  Wesen  dem  Schranken."  Auch 
hier  hat  das  Wort  „gestatten"  einen  zweifachen  Sinn, 
einen  weiteren  und  einen  engeren. 

IL  1.  In  demselben  Sinne  unterscheidet  Marcellus 
im  Römischen  Senate:  „Es  kommt  nicht  auf  das  an,  was 
ich  gethan  habe,  denn  das  ist  bei  dem  Feind  durch  das 
Kriegsrecht  geschützt,  sondern  auf  das,  was  Jene  zu  leiden 
schuldig  waren,"  nämlich  nach  Recht  und  Billigkeit.  Auf 
denselben  Unterschied  deutet  Aristoteles  bei  der  Frage, 
ob  die  im  Kriege  enstandene  Sklaverei  eine  gerechte  ge- 
nannt werden  könne?  „üie,  welche  unter  gerecht  nur 
ein  gewisses  Recht  verstehen  (denn  auch  das  Gesetz  ist 
etwas  Gerechtes),  erklären  diese  Kriegssklaverei  für  ge- 
recht; aber  wird  das  „gerecht"  im  vollen  Sinne  genom- 
men, so  ist  es  zu  verneinen,  da  es  kommen  kann,  dass 
der  Krieg   ein  ungerechter  ist."     Aehnlich   sagt  Thucy- 
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dides  in  der  Rede  der  Thebaner:  „Wir  klagen  nicht  über 
die,  welche  Ihr  im  Kampfe  getödtet  habt,  denn  sie  haben 
es  nach  einem  gewissen  Gesetz  erlitten." 

2.  So  stellen  selbst  die  Römischen  Rechtsgelehrten 
das  Gefangenenrecht  oft  der  natürlichen  Billigkeit  gegen- 
über und  nennen  es  ein  Unrecht,  und  Seneca  sagt,  dass 
der  Name  „Sklave"  aus  dem  Unrecht  entsprungen  sei, 
wobei  er  nur  die  häufigeren  Fälle  im  Auge  hat.  Auch 
bei  Li  vi  US  wird  von  den  Italikern,  welche  das,  was  sie 
den  Syrakusanern  im  Kriege  abgenommen,  nicht  wieder 
herausgeben  wollten,  gesagt,  sie  hätten  hartnäckig  am 
Unrecht  festgehalten.  Dio  von  Prusa  sagt,  dass  die  Ge- 
fangenen mit  der  Rückkehr  zu  den  Ihrigen  die  Freiheit 
wieder  erlangen,  und  fügt  hinzu:  „da  sie  mit  Unrecht  sich 
in  der  Sklaverei  befanden."  Lactantius  sagt  von  den 
Philosophen:  „Wenn  sie  die  Pflichten  in  Kriegsverhält- 
nissen abhandeln,  so  nehmen  sie  weder  auf  die  Gerechtig- 
keit noch  auf  die  wahre  Tugend  Rücksicht,  sondern  nur 
auf  dieses  irdische  Leben  und  die  bürgerliche  Sitte." 
Bald  darauf  spricht  er  von  dem  durch  die  Römer  gesetz- 
lich zugefügten  Unrecht. 

IlL  Zuerst  sind  also  bei  dem  Kriege,  dessen  Ursache 
ungerecht  ist,  trotz  seiner  feierlichen  V^erkündigung  alle 
daraus  folgenden  Handlungen  vor  der  inneren  Gerechtig- 
keit ungerecht.  Daher  können  Alle,  welche  wissentlich 
liier  handeln  oder  Hülfe  leisten,  ohne  Reue  nicht  in  das 
Himmelreich  kommen.  Die  wahre  Reue  verlangt  aber, 
wenn  die  Zeit  und  Gelegenheit  hinreicht,  dass  man  das 
wieder  gut  maclit,  was  man  durch  Tödtung  oder  Zerstö- 
rung oder  Beutemachen  an  Schaden  angerichtet  hat.  Des- 
halb sagt  Gott,  dass  ihm  die  Opfer  derer  nicht  angenehm 
seien,  welche  die  mit  Unrecht  zu  Gefangenen  Gemachten 
festhielten;  und  der  König  gebietet  den  Einwohnern  von 
Judäa  bei  Verkündung  der  Feiertage,  sie  sollen  ihre  Hände 
von  jedem  Raube  reinigen.  Das  natürliche  Gefühl  sagte 
ihm,  dass  ohne  solchen  Ersatz  die  Reue  nur  Schein  und 
unwirksam  sein  werde.  So  findet  sich  diese  Meinung  nicht 
blos  bei  den  Juden  und  Christen,  sondern  auch  bei  den 
Muhamedanern. 

IV.  Nach  den  früher  dargelegten  Grundsätzen  sind 
die  Urheber  des  Krieges  zum  Ersatz  verbunden,  mögen 
.sie  durch  ihre  Amtsgewalt  oder  durch  ihren  Rath  dazu  mit- 
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gewirkt  haben,  und  zwar  für  Alles,  was  bei  dem  Kriege 
zu  geschehen  pflegt;  selbst  für  das  Ungewöhnliche,  wenn 
sie  es  befohlen  oder  empfohlen  oder  nicht  gehindert  ha- 
ben, obgleich  sie  es  konnten.  Deshalb  sind  auch  die 
Führer  für  das,  was  unter  ihrer  Führung  geschehen  ist, 
verantwortlich,  und  die  Soldaten  haften  sämratlich  Einer 
für  Alle,  und  Alle  für  Einen,  wenn  sie  gemeinsam  eine 
That,  z.B.  die  Anzündung  einer  Stadt,  begangen  haben. 
Bei  theilbaren  Handlungen  haftet  Jeder  für  das,  was  er 
gethan  oder  mitgethan  hat. 

V.  I.  Auch  ist  der  von  Manchen  vorgebrachte  Einwand 
unzulässig,  wonach  ein  Gehülfe  nur  verhaftet  sein  soll, 
wenn  er  absichtlich  böse  gehandelt  hat;  denn  für  sein^e 
Verpflichtung  genügt  auch  schon  die  Fahrlässigkeit.'''*) 
Manche  sind  der  Ansicht,  dass  auch  bei  einem  urgerech- 
ten Kriege  die  erbeuteten  Sachen  nicht  zurückgegeben 
werden  brauchen,  weil  man  annimmt,  die  kriegführenden 
Parteien  hätten  sie  einander  bei  dem  Beginn  des  Krieges 
gegenseitig  als  Geschenk  zugesichert.  Allein  man  kann 
nicht  vermuthen,  dass  Jemand  das  Seinige  leichtsinnig 
opfert,  und  der  Krieg  hat  durchaus  nichts  von  der  Natur 
eines  Vertrages.  Um  indess  den  Neutralen  einen  sicheren 
Anhalt  zu  bieten,  damit  sie  nicht  in  den  Krieg  verwickelt 
werden,  genügte  die  Einführung  des  früher  erwähnten 
äusscrlichen  Eigenthums,  was  mit  der  inneren  Ersatz- 
pflicht bestehen  kann.  Dies  scheinen  auch  die  Gegner 
bei  dem  Gefangenenrecht  in  Bezug  auf  die  Personen  an- 
zunehmen. Deshalb  sagen  bei  Li v ins  die  Saraniten: 
„Wir  haben  das  feindliche  erbeutete  Gut,  wn^  nach  Kriegs- 
recht uns  zu  gehören  schien,  zurückgeschickt."  „Schien" 
sagtLivius,  weil  es  ein  ungerechter  Krieg  war,  wie  die 
Samniten  selbst  anerkannt  hatten. 

2.  Aehnlich  ist  der  Fall  mit  einem  ohne  Betrug  ge- 
schlossenen  Vertrag,    wo   keine  Gleichheit   besteht;    nach 

7T)  Der  Text  ist  hier  bei  Gr.  verdorben,  und  die 
Uebersetzung  ist  deshalb  der  Konjektur  gefolgt,  welche 
Berbeyrac  gemacht  hat,  wonach  das  dolose  (absicht- 
liche) eingeschoben  wird.  Uebrigens  missversteht  hier 
Gr.  den  bekannten  Satz  des  Kriminalrechts,  wonach  es 
keine  fahrlässige  Theilnahme  an  einer  unerlaubten  Hand- 
lung giebt. 
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dem  Völkerrecht  entspringt  daraus  das  Zwangsrecht  auf 
Erfüllung  des  Vertrages;  nichtsdestoweniger  bleibt  der, 
welcher  zu  viel  erhält,  als  ein  frommer  und  rechtlicher 
Mann  verpflichtet,  die  Sache  auszugleichen. 

VI.  1.  Auch  wenn  Jemand  nicht  selbst  beschädigt 
hat,  oder  mindestens  von  aller  Schuld  dabei  frei  ist,  aber 
eine  von  einem  Anderen  in  einem  ungerechten  Kriege  er- 
beutete Sache  hinter  sich  hat,  ist  er  zu  deren  Rückgabe 
verpflichtet,  denn  es  fehlt  an  jedem  Grunde,  weshalb  der 
Andere  sie  entbehren  soll ;  es  fehlt  an  seiner  Einwilligung 
und  an  seiner  Schuld,  und  auch  eine  Aufrechnung  ist 
liier  nicht  mehr  vorhanden.  Hierher  gehört  der  von  Va- 
lerius  maximus  erzählte  Fall.  Er  sagt:  „Als  unter 
P.  Claudius'  Führung  und  Aufsicht  die  gefangenen  Came- 
riner  versteigert  worden  waren,  liess  das  Römische  Volk 
trotz  der  Bereicherung  der  Schatzkammer  und  der  Ver- 
grösserung  des  Gebietes  mit  aller  Sorgfalt  die  Verkauften 
wieder  loskaufen,  weil  die  Redlichkeit  des  Feldherrn  hier- 
bei zw^eifelhaft  erschien,  und  wies  ihnen  einen  Platz  auf 
dem  Aventinischen  Hügel  zur  Wohnung  an,  gab  ihnen 
auch  ihre  Ländereien  zurück."  So  wurden  nach  einem  Be- 
schluss  des  Römischen  Volkes  den  Phocensern  die  Frei- 
heit und  staatliche  Selbstständigkeit  zurückgewährt  und 
die  genommenen  Aecker  zurückgegeben.  Auch  die  Ligurer, 
welche  M.  Popillius  verkauft  hatte,  wurden  durch  Erstat- 
tung des  Kaufpreises  wieder  freigemacht  und  ihr  Vermö- 
gen ihnen  zurückgegeben.  Dasselbe  oeschloss  der  Senat 
für  die  Abderiten  mit  der  Bemerkung,  dass  mit  Unrecht 
Krieg  gegen  sie  geführt  worden  sei. 

2.  Wenn  jedoch  der  Inhaber  der  Sache  Mühe  oder 
Kosten  zu  deren  Erlangung  aufgewendet  hat,  so  kann  er 
so  viel,  als  die  Erlangung  der  Sache  dem  Eigenthümer 
gekostet  haben  würde,  davon  innebehalten,  wie  früher 
dargelegt  worden  ist.  Hat  der  Inhaber  ohne  Schuld  sie 
verzehrt  oder  veräussert,  so  haftet  er  nur  soweit,  als  er 
sich  dadurch  bereichert  hat. 


Grotius,  Recht  d.  Kr.  a.  Fr.    II. 
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Beschiiinkungen  des  Eeclits  zu  tödten. 
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Kapitel  XL 

Beschriiiikiiiigen  in  Betreif  des  Reclits   zu  tödten 
bei  einem  gerechten  Kriege. 

1.  1.     Selbst  in  einem  gerechten  Kriege  gilt  der  Satz 

nicht: 

„Alles  ist  gegen  den  gestattet,    der  das  Recht 

verweigert."  ^^) 
Besser  sagt  Cicero:  „Selbst  gegen  die,  welche  unser 
Recht  verletzen,  bleiben  Pflichten  für  uns  bestehen;  denn 
man  muss  in  der  Rache  und  Strafe  Maass  lialten."  Ci- 
cero lobt  auch  die  alten  Zeiten  der  Römer,  wo  die  Kriege 
ein  gelindes  oder  nothwendiges  Ende  nahmen.  Seneca 
nennt  die  grausam,  „welche  zwar  strafen  dürfen,  aber 
das  Maass  überschreiten."  Aristides  sagt  in  seiner 
ersten  Leuctrischen  Rede:  „Auch  die,  welche  sich  rächen, 
können  ungerecht  werden,  wenn  sie  das  Maass  überschrei- 
ten. Wer  bei  der  Strafe  es  so  weit  treibt,  dass  sie  un- 
billig wird,  begeht  ein  zweites  unrecht."  So  urtheilt 
Ovid  von  einem  König: 

„Indem  er  durch  die  Ermordung  der  Beschädiger 
die  Rache  zu  weit  trieb,  wurde  er  selbst  ein  Be- 
schädiger." 

2.  Die  Platäer  beklagen  sich  in  der  Rede  des  Iso- 
krates:  „Ob  es  recht  sei,  wegen  so  kleiner  Vergehen  so 
schwere  und  harte  Strafen  zu  verhängen!"  Derselbe 
Aristides  sagt  in  seiner  zweiten  Rede  für  den  Frieden: 
„Denkt  nicht  blos  daran,  weshalb  Ihr  die  Strafe  verhän- 
gen wollt,  sondern  auch  wer  die  sind,  die  Ihr  strafen  wollt, 
und  wer  Ihr  selbst  seid,  und  an  das  gerechte  Maass  der 
Strafe."    Propertius  lobt  den  Minos  (3.  Eleg.  XVII.  28): 

„Obgleich  er  Sieger  war,  blieb  er  gerecht  gegen 
den  Feind." 
Und  Ovid  sagt  von  ihm  (Metamorph.  VIII.  101): 

„Den  gefangenen  Feinden  legte  er  nur  gerechte 
Bedingungen  auf." 

78)  Ein  Vers  aus  Luc  an 's  Pharsalica  I.  349. 


II.  VS^ann  aber  nach  der  inneren  Gerechtigkeit  die 
Tödtung  (denn  mit  dieser  müssen  wir  beginnen)  in  einem 
gerechten  Kriege  erlaubt  ist  und  wann  nicht,  ergiebt  sich 
aus  den  im  ersten  Kapitel  dieses  Buches  dargelegten 
Grundsätzen. ''9)  Die  Tödtung  kann  absichtlich  oder  un- 
absichtlich geschehen.  Eine  absichtliche  ist  nur  recht 
zur  Vollstreckung  einer  gerechten  Strafe,  oder  wenn  wir 
unser  Leben  und  Eigenthum  nicht  anders  schützen  kön- 
nen; obgleich  selbst  die  Tödtung  eines  Menschen  wegen 
hinfälliger  Dinge,  wenn  sie  auch  gegen  die  strenge  Ge- 
rechtigkeit nicht  verstösst,  dennoch  gegen  das  Gesetz  der 
Liebe  verstösst.  Zu  einer  gerechten  Strafe  gehört,  dass 
der  zu  Tödtende  etwas  verbrochen  habe,  wofür  ein  ge 
rechter  Richter  ihn  mit  dem  Tode  bestrafen  würde.  Eine 
weitere  Auseinandersetzung  hierüber  ist  nicht  nöthig,  weil 
alles  dahin  Gehörende  in  dem  Kapitel  über  die  Strafen 
gesagt  worden  ist. 

III.  1.  Bei  der  Erörterung  der  Vorhältnisse  der  Schutz- 
flehenden (deren  es  im  Kriege  wie  im  Frieden  giebt) 
haben  wir  früher  zwischen  Unglück  und  Unrecht  unter- 
schieden. Gylippus  stellt  bei  der  früher  erwähnten 
Stelle  des  Diodor  aus  Sicilien  die  Frage,  ob  die  Athener 
zur  Klasse  der  Unglücklichen  oder  Ungerechten  gehör- 
ten, ß**)  Er  bestreitet,  dass  sie  zu  den  Unglücklichen  zu 
rechnen  seien,  weil  sie  die  Syrakusaner  ohne  alle  vor- 
gängige Beleidigung  mit  Krieg  überzogen  hätten;  deshalb, 
schliesst  er,  müssen  sie  auch  die  üblen  Folgen  eines  will- 
kürlich begonnenen  Krieges  ertragen.  Ein  Beispiel  rein 
Unglücklicher    sind    die,    welche    ohne  feindliche  Absicht 

''®)  Die  dort  entwickelten  Sätze  beziehen  sich  nur  auf 
die  Selbsthülfe  und  die  Nothwehr,  soweit  sie  unter  Bür- 
gern eines  Staats  in  Friedenszeiten  erlaubt  ist.  Diese 
Regeln  können  off*enbar  auf  den  Krieg  und  das  in  ihm 
geltende  Recht  zu  tödten  keine  Anwendung  finden ;  selbst 
die  Moral  kann  hier  nicht  die  gleichen  Regeln  geltend 
machen. 

^^)  Es  ist  der  Feldzug  der  Athener  gegen  Sicilien 
unter  Alcibiades  im  Peloponnesischen  Kriege  gemeint,  der 
für  Athen  ein  höchst  unglückliches  Ende  nahm,  und  in 
dem  die  gefangenen  Athener  von  den  Syrakusanern  grau- 
sam behandelt  wurden. 

21* 
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bei  den  Feinden  sich  befinden,  wie  die  Athener  zur  Zeit 
des  Mithridates,  von  denen  Ve  11  ejus  Paterculus  sagt: 
„Wenn  Jemand  diese  Zeit  des  Aufruhrs,  in  welcher  die 
Athener  von  Sulla  belagert  worden  sind,  den  Athenern 
zur  Last  legt,  so  verkennt  er  die  Wahrheit  und  die  Ver- 
gangenheit. Denn  die  Treue  der  Athener  gegen  die  Römer 
war  so  fest,  dass  die  Römer  von  Allen,  was  in  Treue 
überhaupt  und  irgendwann  geschah,  sagten,  es  sei  mit 
Attischer  Treue  geschehen,  üebrigens  waren  diese  von 
dem  Heere  des  Mithridates  unterjochten  Leute  in  der 
traurigsten  Lage,  denn  die  Feinde  hatten  sie  in  ihrer  Ge- 
walt, die  Freunde  belagerten  sie,  ihr  Sinn  war  ausserhalb 
der  Mauern;  ihre  Leiber  waren,  der  Nothwendigkcit  ge- 
horchend, innerhalb  der  Mauern."  Dieser  letzte  Satz 
scheint  aus  Livius  genommen,  bei  dem  der  Spanier 
Indibilis  sagt,  er  sei  nur  mit  seinem  Leibe  bei  den  Kar- 
thagern, aber  mit  der  Seele  bei  den  Römern  gewesen. 

2.  Cicero  sagt:  „Nämlich  Alle,  deren  Leben  in  eines 
Anderen  Hand  liegt,  denken  mehr  an  das»,  was  der,  in 
dessen  Gewalt  und  Macht  sie  sich  befinden,  kann,  als 
an  das,  was  er  darf  und  soll."  Auch  sagt  Cicero  in 
seiner  Rede  für  Ligarius:  „Die  dritte  Zeit  ist  die,  wo  er 
nach  Varus'  Ankunft  in  Afrika  Widerstand  leistete;  wenn 
dies  ein  Verbrechen  war,  so  war  es  mehr  eins  aus  Noth- 
wendigkeit,  als  aus  freiem  Willen."  Dem  folgte  Julianus 
in  dem  Aquilojischen  Fall,  wie  Ammian  berichtet, 
welcher  erzählt,  dass  Einige  mit  dem  Tode  bestraft  wur- 
den, und  hinzusetzt:  „Alle  Anderen  gingen  frei  ans,  da 
sie  in  der  Wuth  des  Kampfes  mehr  der  Nothwendigkeit 
als  dem  Willen  gehorcht  haben."  Ein  alter  Erklärer  des 
Thucydides  bemerkt  zu  der  Stelle  über  die  verkauften 
Corcyräischen  Gefangenen:  „Es  zeigt  dies  eine  Milde, 
welche  dem  Griechischen  Geiste  entspricht;  denn  es  ist 
grausam,  wenn  nach  der  Schlacht  die  Gefangenen,  vor- 
züglich die  Sklaven,  getödtet  werden,  da  sie  den  Krieg 
nicht  freiwillig  führen."  Die  Platäcr  sagen  in  der  erwähn- 
ten Rede  bei  Isokrates:  „Wir  haben  Jenen  (den  Lace- 
dämoniern)  nicht  freiwillig,  sondern  aus  Zwang  gedient." 
Derselbe  sagt  von  anderen  Griechen:  „Sie  wurden  ge- 
zwungen, mit  ihrem  Körper  der  Partei  Jener  (der  Lace- 
dämonier)  sich  anzuschliessen;  mit  ihrer  Seele  waren  sie 
bei  Euch."     Herodot    sagt    von    den   Phocensern:    „Sie 
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schlössen   sich   den  Modern   nicht   freiwillig,    sondern   aus 
Nothwendigkeit  an."    Alexander  schonte,   wie  Arrian  er- 
zählt, der  Zebiten,    „weil   sie  mit  Gewalt  zu  dem  Kriegs- 
dienst bei   den  Barbaren  genöthigt  worden  waren."     Der 
Syrakuser  Nikolaus  sagt  bei  Diodor   in   seiner  Rede  für 
die  Gefangenen:  „Die  Bundesgenossen  sind  von  dem  Feld- 
herrn mit  Gewalt    zum  Kriegsdienst    gezwungen  worden. 
So  wie  es  nun  billig  ist,   dass  der  Strafe  leidet,   welcher 
aus   freien   Stücken  Unrecht   thut,    so   ist   es   billig,    dass 
denen  verziehen  werde,  welche  wider  ihren  Willen  sündi- 
gen."    So    sagen    auch    bei  Livius    die   Syrakusaner  zu 
ihrer  Entschuldigung   den   Römern:    „Es   sei  ihnen  durch 
Drohung  und  List  der  Friede  aufgedrungen  worden."  Des- 
halb sagte  Antigonus,  „er  habe  nicht  mit  Kleomenes,  son- 
dern mit  den  Spartanern  Krieg  geführt." 

IV.  1.  Zwischen  dem  reinen  Unrecht  und  dem  reinen 
Unglück  giebt  es  oft  noch  ein  Mittleres,  aus  beiden  ge- 
mischt, so  dass  man  von  der  Handlung  weder  sagen  kann, 
sie  sei  beabsichtigt  und  gewollt,  noch  sie  sei  unbewusst 
und  wider  Willen  geschehen.«!) 

2.  Aristoteles  giebt  ihr  den  Namen  auagTr^ua,  was 
man  mit  Fahrlässigkeit  übersetzen  kann.  Im  fünften  Buche 
seiner  Ethik  sagt  er:  „Von  den  freiwilligen  Handlungen 
geschelien  welche  mit  Ueberlegung,  andere  ohne  solche; 
erstere,  wene  eine  Erwägung  innerhalb  der  Seele  vorher- 
geht; letztere,  wo  diese  fehlt.  Da  sonach  die  Beschädi- 
gung unter  Menschen  auf  dreifache  Art  erfolgen  kann,  so 
heisst  die  unbewusste  Beschädigung  Unglück;  so,  wenn 
Jemand  nicht  gegen  diese  Person,  oder  nicht  diesen  Er- 
folg, oder  nicht  diese  Art,  oder  nicht  dieses  Ziel  bei  sei- 
nem Handeln  gewollt  hat.  Z.  B.  wenn  Jemand  nicht 
glaubte,    dass    er    mit    diesem    Instrumente,    oder    diesen 

«!)  Es  folgt  hier  eine  Episode,  in  welcher  Gr.  die 
Lehre  von  dem  überlegten  Vorsatz,  von  dem  Affekt,  von 
der  Fahrlässigkeit  und  von  dem  Zufall  beim  Handeln  er- 
örtert. Die  Untersuchung  ist  breit  und  mangelhaft,  in 
Vergleich  zu  dem,  was  die  neuere  Kriminalrechtswissen- 
schaft darüber  bietet.  Viele  feineren  Unterschiede  im  dolus 
und  in  der  cylpa  bleiben  unberührt.  Indess  mag  diese  Dar- 
stellung für  die  Zeit  von  Gr.  ihren  Werth  gehabt  haben. 
Im  Ganzen  gehört  sie  nur  uneigentlich  an  diese  Stelle. 
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Menschen  oder  dieser  Dinge  wegen  schlage,  sondern  der 
Erfolg  gegen  seine  Absicht  eintrat;  er  wollte  ihn  nur 
kneipen,  nicht  verwunden,  oder  nicht  diesen  Menschen, 
oder  nicht  in  dieser  Weise.  Wenn  also  ein  Schade  wider 
Erwarten  eintritt,  so  nennt  man  es  ein  Unglück.  Konnte 
er  aber  erwartet  und  vorausgesehen  werden,  aber  er  ist 
ohne  böse  Absicht  geschehen,  so  ist  eine  Schuld  (Fahr- 
lässigkeit) vorhanden;  denn  darunter  fällt  der,  welcher 
die  Ursache  des  Gescliehens  ist;  ein  Anderer  ist  bloss 
unglücklich.  Wenn  aber  etwas  wissentlich,  wenn  auch 
nicht  überlegt  geschieht,  so  ist  offenbar  ein  Unrecht  vor- 
handen; so  bei  dem,  was  die  Menschen  aus  Zorn  oder 
aus  ähnlichen  Affekten  thun,  seien  sie  natürlich  oder  durch 
die  Umstände  veranlasst.  Denn  wer  in  dem  Zorn  Jemand 
beschädigt,  ist  nicht  frei  von  Unrecht,  aber  man  kann 
ihn  nicht  schlecht  nnd  gottlos  nennen;  thut  er  es  aber 
mit  Vorsatz,  so  gilt  er  mit  Recht  für  schlecht  und 
gottlos." 

3.  „Mit  Recht  gilt  das  im  Zorn  Gethane  nicht  als 
vorausgesehen;  denn  nicht  der  Zornige  fängt  an,  sondern 
der,  welcher  ihn  gereizt  hat.  Deshalb  wird  bei  der  ge- 
richtlichen Entscheidung  solcher  Fälle  oft  weniger  nach 
der  That,  als  nach  dem  Rechte  gefragt,  denn  der  Zorn 
kommt  davon,  dass  man  sich  für  verletzt  hält.  Man 
streitet  sich  daher  nicht,  wie  bei  Verträgen,  darüber,  ob 
etwas  geschehen  ist;  denn  da  ist,  abgesehen  von  dem 
Fall  des  Vergessens,  der  Theil,  der  das  Versprochene  nicht 
leistet,  im  Unrecht;  sondern  man  will  ermitteln,  ob  das 
Gethane  mit  Recht  gethan  worden  ist.  Wer  zuerst  Nach- 
stellungen bereitet,  handelt  nicht  unwissentlich;  es  ist 
deshalb  nicht  zu  verwundern,  dass  hier  der  Andere  sich 
für  verletzt  hält,  während  er  bei  Verträgen  dies  nicht 
behauptet.  Indessen  müssen  auch  Verletzungen  aus  die- 
sen Ursachen  als  Unrecht  angesehen  werden,  wenn  sie 
das  Maass  der  Gleichheit  oder  des  Verhältnisses  zum 
Vorgegangenen  überschreiten.  So  ist  der  gerecht,  welcher 
mit  Ueberlegung  recht  handelt;  sonst  kann  auch  Jemand 
ohne  Ueberlegung,  aber  doch  freiwillig  recht  handeln." 

4.  „Von  den  unfreiwilligen  Handlungen  sind  einzelne 
der  Verzeihung  würdig,  andere  nicht.  Ersteres,  wenn  die 
Handlung  nicht  bloss  von  Unwissenden,  sondern  auch 
wegen  Unwissenheit  geschieht.  Geschieht  etwas  zwar  von 
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Unwissenden,  aber  doch  nicht  aus  Unwissenheit,  sondern  in 
einem  die  gewöhnlichen  Verhältnisse  der  menschlichen  Natur 
überschreitenden  krankhaften  Zustande  des  Geistes,  so  ist 
es  der  Verzeihung  nicht  unwürdig."  Diese  vortreffliche  Stelle, 
welche  so  oft  Anwendung  findet,  habe  ich  in  eigener  Ueber- 
setzung  gegeben,  weil  sie  meist  mangelhaft  übersetzt  und 
deshalb  auch  nicht  richtig  verstanden  zu  werden  pflegt.  »2) 
5.    Michael    von  Ephesus    giebt    bei    der  Auslegung 
dieser  Stelle  als  Beispiel  zu  dem,   was   sich  nicht  erwar- 
ten   Hess,     dass    Jemand    die    Thüre    aufmacht   und    den 
Vater    verletzt,    oder    sich    an    einem    einsamen   Orte    im 
Wurfspiesswerfen  übt  und  Jemand    verwundet.     Als  Bei- 
spiel dessen,   was   sich  voraussehen  liess,   wenn  Jemand 
auf   einem    gebahnten   Wege    den   Wurfspiess    wirft;    als 
Beispiel   der  Nothwendigkeit,   wenn  Jemand  im  höchsten 
Hunger  oder  Durst  etwas  thut;  als  Beispiel  der  Gemüths- 
erschütterungen  die  Liebe,  den  Schmerz,  die  Furcht.  Aus 
Unwissenheit  geschehe  es,  wenn  die  Thatsache  nicht  ge- 
kannt werde;    so,    wenn  Jemand    nicht  weiss,    dass  eine 
Frau    verheirathet    ist.      Von    einem    Unwissenden,    aber 
nicht    aus    Unwissenheit    geschehe    etwas,    wenn    er    das 
Recht  nicht  kennt.    Die  Unkenntniss  des  Rechts  ist  manch- 
mal entschuldbar,  manclimal  nicht.    Dies  stimmt  vollstän- 
dig mit  den  Aussprüchen  der  Rechtsgelehrten.    Eine  ähn- 
liche Stelle   hat  Aristoteles   in   seinem  Buche  über  die 
Redekunst,    wo    er    sagt:    „Die  Billigkeit  verlangt,    dass 
man  nicht  das  Unrecht  mit  der  Fahrlässigkeit,   und  diese 
nicht  mit  dem  blossen  Unglück  gleichstelle.     Unglück  ist 
es,  wenn  man  es  nicht  vorhersehen  konnte  und  nicht  mit 
böser  Absicht  gethan  hat;   fahrlässig   geschieht  das,   was 

82)  Aristoteles  erhält  hier  von  Gr.  ein  Lob,  was  er  nicht 
verdient.  Der  Vortrag  des  Aristoteles  ist  schwerfällig  und 
breit,  und  in  der  Sache  besteht  ein  fortwährendes  Schwan- 
ken, ob  das  Handeln  im  Affekt  zur  culjm  oder  zum  dolus  zu 
rechnen  ist.  Ebenso  dürftig  ist  die  von  Michael  hier  gege- 
bene, in  §  5  folgende  Erläuterung  mit  Beispielen.  Die  Kom- 
mentare zu  den  neuen  Kriminalgesetzbüchern,  wie  z.  B.  der 
von  Oppenhoff  zu  dem  Preussischen  Strafgesetzbuch  von 
1851,  geben  eine  weit  reichere  Auswahl  höchst  interessan- 
ter und  dem  Leben  entlehnter  Beispiele,  gegen  welche  die 
Dürftigkeit  dieser  erfundenen  Beispiele  kläglich  absticht. 
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vorausge^elien  werden  konnte,  aber  nicht  in  böser  Ab- 
sicht geschieht.  Unrecht  ist,  was  mit  Absicht  und  mit 
bösem  Willen  geschieht."  Diese  drei  Fälle  haben  die 
Alten  auch  in  dem  Homerischen  Verse  über  Achill  in 
der  Ihade  hervorgehoben: 

„Denn    es   war    ihm   nicht  unbekannt,    auch   ge- 
schah  es  nicht  unvorsichtig,  noch  in  böser  Absicht." 
b.  Aehnhch  ist  die  Eintheilung  bei  M.ircian.   Er  sngt: 
„Man   vergeht   sich   entweder  absichtlich,    oder  im  Affekt 
oder  aus   Zufall.     Absichtlich   vergehen   sich   die   Räuber! 
welche  eine  Rinde   bilden;   im   Affekt,   wenn   man   in  der 
Irunkenheit  Jemand  schlägt  oder  mit  den  Waffen  verletzt, 
aus  Zufall,   wenn   man  auf  der  Jagd  mit  dem  nach  einem 
Wilde  geworfenen  Wurfspiesse   einen  Menschen   trifft  und 
todtet"    Cicero  unterscheidet  die  Absichtlichkeit  und  den 
Affekt  so:    „Bei  allem  Unrecht   macht   es  viel  aus,   ob  es 
m   einer  starken   GeraUthsbewegung   geschieht,    die   meist 
nur  kurz  ist  und  keine  Dauer  hat,  oder  ob  es  mit  Ueber- 
legung  und  Absiciit  geschieht.     Das,   was   im  Affekt  ge- 
schieht, ist  gelinder  zu  beurtheilen,  als  was  überlegt  und 
vorbereitet  erfolgt."     Philo   sagt   bei  Erklärung   der  ein- 
zelnen Gesetze:     „Die   Handlung   gilt   nur  als  eine  halbe, 
wenn  ihr  keine  lange  Ueberlegung  vorausgegangen  ist." 

7.   Derart  ist  vorzüglich  das,    was  die  Nothwendi^keit 
zwar  nicht  schuldlos  macht,  aber  doch  entschuldigt.   Denn 
Demosthenes   sagt  in  seiner  Rede  gegen  Aristokrates: 
„Der  Druck   der  Nothwendigkeit  nimmt   das  Urtheil  über 
das,  was  geschehen  soll  oder  nicht;  deshalb  wird  ein  bil- 
liger Richter    dergleichen    nicht  zu   strenge   beurtheilen." 
Derselbe  Gedanken   wird   von   ihm   in   der  Rede  über  fal- 
s^'^,^?/e"gniss  gegen  Stephaiius  weiter  ausgeführt.  Thu- 
cydides  sagt  im  vierten  Buche  seiner  Geschichte:   .,Es  ist 
wahrscheinlich,   dass   auch   bei   Gott  eine   Verzeihung  für 
diejenigen    bereit    liegt,    welche    im    Drange    der   Kriegs- 
oder anderen  Noth  etwas  versehen;  denn  auch  die  Altäre 
der  Gotter  bilden  eine  Zufluchtsstätte  für  die,  welche  nicht 
m  böser  Absicht  sich   vergangen  haben.     Die  Ungerech- 
tigkeit treffe  die,  welche  freiwillig  schlecht  sind,  nicht  die, 
welche   die   äusserste  Nothwendigkeit  zu  einem  Vergehen 
treibt.       Die    Cäriten    sagen    b^i    Livius    den    Römern: 
„bie  sollten  das  nicht  Absicht  nennen,   wozu  nur  die  Ge- 
walt  und  Noth    getrieben."     Justinus    sagt:    „Obgleich 
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alle  Phocenser  wegen  des  Tempelraubes  verwünscht  wur- 
den   so  brachte  ihre  That  doch  den  Thebanern,  von  denen 
sie  dazu  genöthigt   worden   waren,   mehr  Hass,   als  ihnen 
selbst.       So   hat   nach   dem  Urtheil   des   Isokrates   der 
we  eher   aus  Noth   auf  Beute   ausgeht,    „an   der  Nothwen- 
digkeit eme   Hülle    für    sein   Unrecht."     Aristides    sa-t 
m  seiner  zweiten  Leuktrischen  Rede:  „Die  schweren  Zel- 
ten gereichen  den  Abtrünnigen  zu  einiger  Entschuldigun-  " 
T  eber   die   Messenier,    welche   die  aus   Athen   Verbfmnt'en 
nicht  aufgenommen  hatten,  sagt  Philostratus:  „Sie  ver- 
dienen   Entschuldigung,    da  Alexander  dagegen   war,   den 
sie  furchten  mussten,  da  alle  Länder  Griechenlands  schon 
seine  Macht  kennen  gelernt  hatten."    Ebenso  sagt  Aristo- 
teles: „Er  ist  nur  halb  schlecht,   aber  nicht  ganz,   denn 
er  hat  es   nicht   mit  Ueberlegung   gethan."     Die   hier   er- 
torderlichen  Unterscheidungen  entwickelt  Themistius  in 
seiner  Lobrede   auf  den  Kaiser  Valens  folgendermaassen: 
.Du  hast   zwischen  Unrecht,   Fahrlässigkeit   und  Unglück 
unterschieden.      Obgleich    Du    Plato's    Aussprüche    nicht 
kennst  und  den  Aristoteles  nicht  studirst,    so  befolgst  Du 
doch    ihre  Aussprüche    durch    die   That.     Denn   Du    hast 
nicht    die    gleiche  Strafe    für  die  bestimmt,    die   zu  dem 
Kriege  gerathen  haben,  und  für  die,   welche  später  durch 
(Ue  Hitze  des  Kampfes  fortgerissen  worden   sind,   und  für 
die,    die  nur  dem  nachgaben,    der  schon  die  Gewalt  er- 
langt zu  haben  schien.    Die  Ersten  hast  Du  bestraft,   die 
Anderen   gezüchtigt,  der  Letzten  hast  Du  Dich  erbarmt." 
8.    Derselbe   will  ein   ander  Mal   einen  jungen   Kaiser 
belehren,  wie  sich  Unglück,  Versehen  und  Unrecht  unter- 
scheiden, und  wie  es  dem  Herrscher  gezieme,  „Jenes  sich 
zu  erbarmen,  Diesen  zu  bessern,  und  nur  den  Letzten  mit 
der  Strafe  zu  belegen."  So  straft  bei  Josephus  der  Kai- 
ser  litus  „den  Rädelsführer  nach  seiner  That,  die  Menge 
b  OS  mit  tadelnder  Rede."   Reines  Unglück  verdient  keine 
btrafe  und  verbindet  nicht  zum  Ersatz  des  Schadens,  aber 
absichtliclie  Ungerechtigkeit  zu  Beidem.     Die  Fahrlässig- 
keit steht  m   der  Mitte;   sie   muss   den  Schaden  ersetzen, 
aber  bleibt   oft  von  Strafe   frei,   namentlich   wenn   es   die 
lodesstrale  ist.    Hierauf  bezieht  sich  der  Vers  des  Vale- 
rius  Flaccus  (HL  Buch  v.  391  u.  f.): 

„Aber  Jene,    deren    Rechte    wider   ihren   Willen 
mit  Blut  sich  netzte,  und  die  Unglücklichen,  welche 


330 


Buch  ni.     Kap.  XI. 


das  harte  Schicksal  drückt^  aber  nahe  der  SchuUl, 
die  drückt  ihr  Gewissen  in  verschiedener  Art,  und 
jede  That  verfolgt  ihren  Mann." 

V.  Wenn  Theraistius  sagt,  dass  man  zwischen  den 
Urhebern  eines  Krieges  und  denen,  die  nur  Anderen  ge- 
folgt sind,  unterscheiden  müsse,  so  giebt  es  davon  viele 
Beispiele  in  der  Geschichte.  So  erzählt  Herodot,  dass 
die  Griechen  diejenigen  bestraft  haben,  welche  die  The- 
baner  zum  Abfall  an  die  Meder  verleitet  hatten.  So  sind 
die  Anstifter  der  Verschwörung  in  Ardea  nach  Livius 
mit  dem  Beile  hingerichtet  worden.  Nach  demselben  Hess 
Valerius  Lävinus  „nach  Eroberung  von  Agrigent  die 
Rädelsführer  mit  Ruthen  peitschen  und  dann  mit  dem 
Beile  hinrichten;  die  Anderen  nebst  der  Beute  verkaufte 
er."  Derselbe  sagt  anderwärts:  „Nachdem  Atella  und 
Celesia  sich  ergeben  hatten,  wurde  auch  gegen  die  Rädeis- 
fuhrer  mit  Strafe  vorgegangen."  Dann  anderswo:  „Nach- 
dem die  Anstifter  des  Abfalls  die  verdiente  Strafe  von 
den  unsterblichen  Göttern  und  von  Euch,  versammelte 
Väter,  empfangen  haben,  was  beschliesst  Ihr  da  über 
die  schuldlose  Menge?"  Man  hat  ihnen  verziehen  und 
das  Bürgerrecht  ertheilt,  damit,  wie  Livius  anderwärts 
sagt,  „die  Strafe  sich  auf  den  beschränke,  der  die  Schuld 
trage."  Bei  Euripides  wird  der  Argiver  Eteokles  ge- 
rühmt, weil: 

„wenn  er  zu  Gericht  sass,  die  Strafe  immer  den 

wahren    Schuldigen    traf    und    nicht    die    väterliche 

Stadt,    welche    oft    für    einen   schlechten   Herrscher 

die  Verantwortung  tragen  soll." 

Auch   die  Athener  gereute,   nach   Thucydides,    ihr  Be- 

schluss  gegen  die  Mitylener,  wonach  die  ganze  Stadt  und 

nicht  bloss   die  Urheber  des  Abfalles  mit  dem  Untergang 

belegt  worden  waren.    Auch  Demetrius  hat  nach  Diodor 

bei  der  Einnahme  von  Theben  nur  die  zehn  Anstifter  des 

Abfalls  hinrichten  lassen. 

VI.  1.  Aber  auch  bei  den  Urhebern  des  Krieges  muss 
noch  unterschieden  werden;  denn  mitunter  ist  die  Ursache 
des  Krieges  nicht  gerecht,  aber  doch  derart,  dass  sie 
selbst  einen  rechtlichen  Mann  irre  ftihren  kann.  Der  Ver- 
fasser der  Bemerkungen  zu  He  renn  ins  stellt  als  den 
günstigsten  Fall  den,  wo  der  Fehlende  nicht  aus  Hass 
oder  Grausamkeit,   sondern  aus  Pflicht  und  Rechtsgefühl 
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gehandelt  hat.  Nach  Seneca  „wird  der  Weise  die  Feinde 
unversehrt,   ja  mitunter  selbst  mit  Lob  entlassen,    wenn 
sie    aus    rechtlichen   Beweggründen,    um    der  Treue,    des 
Bündnisses,  der  Freiheit  willen,   sich  zu  dem  Kriege  ent- 
schlossen  haben."      Bei  Livius    bitten    die    Cäriten    um 
Verzeihung  ihres  Irrthums;    sie   hätten  den  Blutsverwand- 
ten   helfen    wollen.     Den  Phocensern,    Chalcidensern    und 
Anderen,   welche  in  Folge  des  Bündnisses  dem  Antiochus 
beigestanden   hatten,   wurde   von   den  Römern  Verzeihung 
gewährt.    Aristides  sagt  in  seiner  zweiten  Leuktrischen 
Rede  von  den  Thebanern,   welche   unter  der  Führung  der 
Lacedämonier  gegen  die  Athener  ausgezogen  waren,  „dass 
sie  zwar    an   einer  unrechten  Handlung   Theil  genommen 
hatten     aber   dafür   die   Entschuldigung    hätten,    dass   sie 
durch^das  Bündniss  mit  Jenen  dazu  verpflichtet  gewesen 
seien. 

2.  Cicero  sagt  im  ersten  Buche  seiner  Pflichten,  „dass 
mau  derer  schonen  müsse,  welche  in  dem  Kriege  nicht 
unmenschlich  und  grausam  gewesen;  dann  würden  die 
Kriege,  bei  denen  es  auf  den  Ruhm  der  Herrschaft  ab- 
gesehen sei,  weniger  hart  geführt  werden."  'So  deutet 
Ptolemaus  dem  König  Demetrius  an:  „sie  kämpften  nicht 
um  Alles,  sondern  nur  um  die  Herrschaft  und  den  Ruhm 
gegen  einander."  Severus  sagt  bei  Herodian:  „Als  wir 
den  Krieg  gegen  Niger  führten,  so  lagen  keine  zureichen- 
den Ursachen  für  die  Feindschaft  vor;  als  Kampfpreis 
galt  die  Herrschaft,  und  da  diese  noch  bestritten  wurde 
so  wollte  Jeder  von  uns  sie  mit  gleichem  Ehrgeiz  an  sich 
reissen."  ° 

3.  Oft  gilt,  was  Cicero  von  dem  Kriege  zwischen 
Pompejus  und  Cäsar  sagt:  „Die  Sache  war  zweifelhaft: 
der  Kampf  wurde  von  den  berühmtesten  Männern  geführt- 
Viele  schwankten,  was  das  Beste  sei."  Und  an  einer  an- 
deren Stelle  sagt  er:  „Wenn  wir  auch  eines  menschlichen 
Irrthums  schuldig  sind,  so  sind  wir  doch  frei  von  jedem 
Verbrechen."  Ebenso  bezeichnet  Thucydides  als  ver- 
zeihungswürdig, was  „nicht  aus  Bosheit,  sondern  aus  Man- 
gel an  Einsicht  geschieht."  Derselbe  Cicero  sagt  von 
Dejotaurus:  „Er  ging  nicht  aus  Hass  gegen  Dich  vor, 
Rondern  er  hat  aus  einem  gemeinsamen  Irrthum  gefehlt  " 
feallust  sagt  in  seiner  Geschichte:  „Die  grosse  Masse 
loigte  mehr  der  Art  des  gemeinen  Volkes  als  ihrem  Ui theil; 
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Einer  folgte  dem  Anderen,  als  dem  KlUgern."  Was  Brutus 
über  die  Bürgerkriege  sagt,  gilt  auch  nach  meiner  An- 
sicht von  den  meisten  anderen  Kriegen:  „Man  soll  eifriger 
in  deren  Verhütung  sein,  als  in  Ergiessung  des  Zornes 
gegen  die  Besiegten." 

VII.  1.  Selbst  da,  wo  die  Gerechtigkeit  dies  nicht  ver- 
langt, entspricht  es  doch  der  Müde,  der  Bescheidenheit, 
der  Seelengrösse.  Sallust  sagt:  „Durch  Verzeihen  habe 
das  Römische  Volk  seine  Grösse  erhöht."  Tacitus  sagt: 
„So  gross,  wie  der  Scharfsinn  gegen  den  Feind,  so  gross 
muss  die  Nachsicht  gegen  die  Bittenden  sein."  Und 
Seneca  sagt:  „Das  Beissen  und  Drängen  der  Verlorenen 
sei  die  Art  der  wilden  Thiere,  und  nicht  einmal  der  Besse- 
ren von  denselben;  Elephanten  und  Löwen  gingen  denen, 
die  sie  geschlagen  hätten,  vorbei."  Oft  ist  das  zeitgemäss, 
was  Virgil  sagt  (Aeneis  X.  528): 

„Nicht  hier  wird  der  Sieg  der  Teukrer  entschie- 
den, und  ein  Leben  allein  wird  nicht  io  grosse  Fol- 
gen haben." 
2.  Eine  ausgezeichnete  Stelle  hierüber  befindet  sich 
im  vierten  Buche  zu  Ilerennius:  „Unsere  Vorfahren 
haben  es  gut  eingerichtet,  dass  sie  keinem  im  Kriege  ge- 
fangenen König  das  Leben  nehmen.  Weshalb?  Weil  es 
unbillig  wäre,  die  Macht,  welche  das  Schicksal  uns  ge- 
gegeben, zur  Hinrichtung  derer  zu  verwenden,  die  dasselbe 
Schicksal  kurz  vorher  in  den  glänzendsten  Stand  gehoben 
hatte.  Etwa,  weil  sie  ein  Heer  gegen  uns  geführt  haben? 
Dessen  erinnere  ich  mich  nicht  mehr.  Weshalb  also? 
Weil  ein  tapferer  Mann  den  Gegner  im  Kampfe  um  den 
Sieg  für  seinen  Feind  hält,  in  dem  Besiegten  aber  nur 
den  Menschen  sieht,  so  dass  die  Tapferkeit  den  Krieg 
vermeiden,  die  Menschlichkeit  den  Frieden  erhöhen  kann. 
Aber  würde  Jener,  wenn  er  gesiegt,  ebenso  handeln?  Wo 
nicht,  so  wäre  dies  nicht  weise  gehandelt.  Weshalb 
schonst  Du  also  seiner?  Weil  ich  solche  Thorheit  zu  ver- 
achten, aber  nicht  nachzuahmen  liebe."  Wenn  dies  auf 
die  Römer  zu  bezielien  ist,  denn  es  ist  zweifelhaft,  da 
der  Schriftsteller  auch  fremde  und  erfundene  Fälle  herbei- 
bringt, so  steht  es  im  geraden  Widerspruch  mit  dem, 
was  in  der  Lobrede  auf  Konstanthius,  den  Sohn  von  Kon- 
stantins gesagt  wird:  „Klüger  ist  es,  die  Besiegten  durch 
Verzeihung  zu  Genossen  zu  machen;   aber  kräftiger  han- 
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delt,    wer    den  Zürnenden    schlägt.     Du    hast,    o    Kaiser 
die   alte  Zuverlässigkeit  des  Römischen  Reiches  erneuert^ 
welche    die    gefangenen    feindlichen   Heerführer    mit  dem' 
Tode  bestrafte;  denn  damals  wurden  die  gefangenen  Könio^e 
nachdem   sie  den  Triumphwagen  vom  Thore  bis  zu  dem' 
Marktplatz    geschmückt    hatten,    bei    dem    Einlenken    des 
Feldherrn    mit   seinem  Wagen   nach   dem  Kapitel,   in  das 
Gefängniss  geschleppt   und  getödtet;   nur   der  König  Per- 
seus,   flir  den  der  Feldherr  Paulus,    dem   er  sich  ergeben 
hatte,  sicli  verwendete,   entging  diesem  harten  Gebrauch: 
die  Uebrigen  wurden  in  Ketten  geschlagen  und  geblendet 
und  gaben  so  den  anderen  Königen  ein  Beispiel,  dass  sie 
lieber  die  Freundschaft  der  Römer  suchen,  als  die  Strenge 
der    Gerechtigkeit    herausfordern    sollen."       Allein    diele 
Rede    geht    in    der  Schmeichelei    zu   weit. «3)     Allerdings 
erwähnt  auch  Josephus  der  Grausamkeit  der  Römer  bei 
der  Ermordung   des  Simon   Barjoras;    indess    handelte   es 
sich   da  nur  um   Feldherren,    wie   den    Samniter  Pontius, 
aber    nicht   um    wirkliche   Könige.     Der   Sinn   der   Worte 
ist  in  der  Uebersetzung  folgender:   „Der  Triumphzug  war 
zu  Ende,  wenn  er  an  dem  Tempel  des  Jupiter  Kapitolinus 
angelangt  war;    dort    mussten    die   Feldherrn    nach    alter 
väterlicher  Sitte  warten,   bis   die  Nachsicht  von  der  Töd- 
tung  des  feindlichen  Feldherren   erging.    Dies  war  Simon 
der  Sohn  des  Joras,    der   in    dem  Triumphzug  mit  herum- 
geführt worden  war.     Er   wurde  dann  an  einem  umgeleg- 
ten Strick    auf   den  Marktplatz    geschleppt,    während   die 
Wächter  ihn  geisselten;    denn    da   pflegen   die  Römer   die 
zu  Tode  Verurtheilten    liinzurichten.     Als    nun    sein  Tod 
gemeldet  worden  war,  folgten  gute  Vorzeichen  und  später 
die    Opfer."      Ziemlich    dasselbe    sagt    Cicero    über    die 
Hinrichtungen  in  seiner  Rede  gegen  Verres. 

3.  Von  Feldherren  finden  sich  einige  solche  Fälle;  von 
Königen  nur  wenige,  wie  von  Aristonicus,  Jugurtha,  Arta- 
basdus;  dennoch  entgingen,  mit  Ausnahme  des  Perseus, 
Syphax,    Gentius,    Juba,    und    zur  Kaiserzeit   Caractacus 

«3)  Konstantin  hatte  nämlich  zwei  Fränkische  Könige 
den  wilden  Thieren  vorwerfen  lassen;  damals  galten  die 
Franken  noch  als  rohe  Barbaren.  Der  Redner  will  diese 
Grausamkeit  durch  die  angebliche  Grausamkeit  früherer 
Zeiten  beschönigen. 
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und  Andere  der  Hinricbtung,  woraus  erhellt,  dass  die 
Römer  auf  die  Ursache  des  Krieges  und  die  Art,  wie  er 
geführt  worden  war,  Rücksicht  nahmen.  Indess  erkennt 
Cicero  mit  Anderen  an,  dass  die  Römer  im  Siege  härter 
als  billig  verfahren  seien.  Deshalb  ermahnt  M.  Aemilius 
Paulus  bei  Diodor  von  Sicilien  die  Römischen  Senatoren 
in  der  Sache  des  Königs  Perseus  treffend:  „Wenn  sie  auch 
vor  den  Menschen  sich  nicht  fürchteten,  so  sollten  sie 
doch  die  Rache  der  Götter  scheuen,  die  denen  drohe, 
welche  ihren  Sieg  missbrauchten."  Auch  Pluturch  be- 
richtet, dass  bei  den  Kriegen  unter  den  Griechen  selbst 
die  Feinde  aus  Scheu  vor  der  Würde  keine  Hand  an  die 
Lacedämonischen  Könige  gelegt  haben. 

4.  Ein  Feind,  der  sonach  nicht  bloss  das  beachtet, 
was  die  menschlichen  Gesetze  gestatten,  sondern  was  seine 
Pflicht,  was  sittlich  und  fromm  ist,  der  wird  des  feind- 
lichen Blutes  schonen,  und  wird  keinen  mit  dem  Tode  be- 
strafen, ausgenommen  zum  Schutz  des  eigenen  Lebens 
und  der  gleich  werthen  Güter,  oder  wenn  der  Mensch  solche 
Verbrechen  verübt  hat,  welche  den  Tod  verdienen.  Aber 
selbst  diesem  wird  er  hin  und  wieder  aus  Menschlichkeit 
oder  anderen  triftigen  Gründen  entweder  alle  Strafe  oder 
wenigstens  die  Todesstrafe  erlassen.  Vortrefflich  sagt 
hier  Diodor  von  Sicilien:  „Die  Eroberung  der  Städte, 
der  Sieg  in  den  Schlachten  und  andere  Glücksfälle  des 
Krieges  dankt  man  oft  mehr  dem  Glück  als  der  Tapfer- 
keit. Aber  es  ist  eine  That  der  blossen  Klugheit,  wenn 
man  auf  dem  Gipfel  der  Macht  den  Besiegten  Barmherzig- 
keit zeigt."  Bei  Austin  heisst  es:  „Obgleich  Alexander 
den  Anstiftern  des  Krieges  mit  Recht  zürnen  konnte,  so 
hat  er  doch  Allen  Verzeihung  angedeihen  lassen." 

VIII.  lieber  die  Tödtung  derer,  welche  durch  Zufall 
ohne  Absicht  getödtet  werden,  gilt  das  früher  Gesagte; 
es  darf,  wenn  nicht  um  der  Gerechtigkeit,  doch  um  des 
Mitleids  willen,  nur  aus  wichtigen  Gründen,  von  denen 
das  Wohl  Vieler  abhängt,  dergleichen  unternommen  wer- 
den, woraus  für  viele  Unschuldige  Verderben  entstehen 
kann.  Dieselbe  Ansicht  theilt  Polybius,  welcher  im  fünf- 
ten Buche  seiner  Geschichte  sagt:  „Rechtliche  Männer  füh- 
ren auch  mit  schlechten  Leuten  keinen  Krieg  auf  völlige 
Vernichtung,  sondern  nur,  damit  das  Unrecht  ausgeglichen 
und  vergütet  werde;   sie   verhängen   auch   nicht  über  Un- 
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schuldige  und  Schuldige  dieselbe  Strafe,   sondern  schonen 
der  Unschuldigen  wegen  selbst  die  Schuldigen.  "»4) 

IX.  1.  Nach   diesen  Grundsätzen   werden   sich   die  be- 
sonderen Fälle   leicht  entscheiden   lassen.     Seneca  sagt 
in  seinem  Buche,   worin  er  gegen  den  Zorn  eifert:   „Den 
Knaben  entschuldigt  sein  Alter,  die  Frau  ihr  Geschlecht." 
Selbst  Gott  wollte,  dass  die  Juden  in  ihren  Kriegen,  wenn 
auch    der    angebotene    Frieden    zurückgewiesen    worden 
der    Frauen    und    Kinder    schonten;    nur    wenige    Völker 
waren   davon   ausgenommen,    gegen    die   der  Krieg  nicht 
em  Krieg  der  Menschen,   sondern  Gottes  Krieg   war  und 
80  genannt  wurde.     Als   er  die  Weiber  der  Madianitiden 
wegen  ihrer  besonderen  Verbrechen  getödtet  haben  wollte, 
nn  im    er    doch    die   unschuldigen    Jungfrauen    davon   aus. 
feelbst    als    er    den   Einwohnern    von   Ninive   wegen   ihrer 
schweren  Sünden   den  Tod   in   strengen  Worten    angekün- 
digt hatte,   hess   er  sich   davon  wieder   durch  das  Erbar- 
men    abbringen,    welches    er   mit    den    vielen   Tausenden 

»4)  Diese  Ausführungen  des  Gr.  bestätigen  das  in  der 
Anmerk.  80  Gesagte.   Gr.  bekämpft  in  diesem  Kapitel  das 
antike  Kriegsrecht  in  Bezug  auf  Tödtung  der  Feinde  mit  den 
Grundsätzen  der  christlichen  Moral,  oder  vielmehr  mit  den 
Cjrundsätzen,  zu  denen  die  Kultur  zu  seiner  Zeit  in  Bezug 
aut  diese  Fragen  des  Völkerrechts  in  Europa  vorgeschrit 
teil  war.  Das,  was  Gr.  hier  geltend  macht,  ist  kein  Gegen- 
satz   von  Moral    und  Recht,    wie    er  meint,    sondern  von 
modernem  und  antikem  Kriegsrecht.     Interessant  ist,   wie 
diese   Milderung  schon   in   der  Zeit   der  Römer  begonnen 
hatte.  Auch  da  war  in  der  Zeit  der  spätem  Republik  und 
des  Kaiserthums    schon    die  Sitte  viel    milder    geworden 
und  so  findet   sich   schon  da  der  gleiche  Gegensatz.     Die 
Schriftsteller  smd  aber  in  den  Ausdrücken  nachlässig  und 
bezeichnen  beide  Zustände,   je  nachdem   es  ihnen  passt, 
mit  „Volkerrecht",   was   bei  ihrer  widersprechenden  Natur 
nicht  für  dieselbe  Zeit  möglich  ist.  Allein  gerade  diese  Zwei- 
deutigkeit lässt  die  zweideutige  Natur  des  ganzen  Völker- 
rechts erkennen,  was  zu  jeder  Zeit  sich  wesentlich  auf  die 
Moral  stützt,    deshalb    über    seine   eigene  erst   werdende 
Natur  noch  im  Unklaren  ist  und  nur  das  schon  Veraltete 
tur  wahres  Recht  hält.    Hiernach  sind  die  aus  den  alten 
Autoren  nun  folgenden  Stellen  aufzufassen. 
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liatte,  deren  Alter  sie  noch  den  Unterscliied  von  Gut  und 
Sclilecht  nicht  erkennen  Hess.  Aehnlich  lautet  der  Aus- 
spruch des  Seneca:  „Wer  will  über  die  Knaben  zürnen, 
deren  Alter  noch  nicht  den  Unterschied  der  Dinge  kennt." 
Auch  Luc  an  sagt: 

„Mit  welchem  Verbrechen  konnten  die  Kleinen 
den  Tod  verdionen." 
Wenn  dies  Gott  gethan  hat,  welcher  die  Menschen  jedes 
Alters  und  Geschlechts,  als  der  Geber  des  Lebens  und  als 
der  Herr,  ohne  Unrecht  tödten  kann,  wie  kann  sich  da 
der  Mensch  mehr  herausnehmen,  denen  Gott  über  die  An- 
deren nur  so  viel  Recht  gegeben  hat,  als  zum  Wohle  der 
Menschen  und  der  Gemeinschaft  notli wendig  ist? 

2.  Dies  wird  in  Bezug  auf  Kinder  durch  die  Ansicht 
der  Völker  und  Zeiten  bestätigt,  wo  das  Recht  am  meisten 
gegolten  hat.  Camillus  sagt  bei  Livius:  „Wir  führen 
die  Waffen  nicht  gegen  das  Alter,  das  man  auch  naoh 
der  Eroberung  der  Stadt  verschont,  sondern  gegen  die 
Bewaffneten."  Er  fügte  hinzu,  das  gehöre  zu  dem  Kriegs- 
recht, nämlich  dem  natürlichen.  Piutarchus  sagt  über 
denselben  Gegenstand:  „Bei  den  Guten  giebt  es  auch  Ge- 
setze für  den  Krieg."  Man  bemerke  hier  das  Wort:  „Bei 
den  Guten",  und  vermische  dies  Recht  nicht  mit  dem, 
was  nur  die  Sitte  ohne  Strafe  zulässt.  So  sagt  Florus: 
Es  habe  ohne  Verletzung  der  Reclitliclikeit  nicht  anders 
geschehen  können.  Livius  sagt  an  einer  Stelle:  „Welches 
Alter  selbst  die  Feinde  in  ihrem  Zorn  verschonen,"  und: 
„der  grausame  Zorn  verschonte  selbst  das  Leben  der 
Kinder  nicht." 

3.  Was  bei  den  Kindern  wegen  Mangels  an  Verstand 
immer  gilt,  dies  gilt  bei  den  Frauen  meistentheils,  d.  h. 
wenn  sie  nicht  besonders  etwas  Strafbares  begangen  oder 
selbst  die  Geschäfte  der  Männer  geführt  haben.  Denn 
Statius  sagt:  „Das  Geschlecht  ist  ungeübt  und  kennt  den 
Gebrauch  des  Eisens  nicht."  Als  Nero  in  der  Tragödie 
die  Octavia  eine  Feindin  nennt,  erwidert  der  Präfekt 
(V.  864): 

„Einer  Frau  giebst  Du  diesen  Namen?" 
Alexander    sagt   bei   Curtius:    „Ich    führe    keinen   Krieg 
mit  Gefangenen   und   Frauen;    die   Bewaffneten   hasse  ich, 
wenn    es   sein  muss."     Gryphus   sagt  bei  Justin:    „Von 
keinem  seiner  Vorfahren  sei  trotz  der  vielen  inneren  und 
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äusseren  Kriege,   nach   dem  Siege  ^ejren   die   Fr.n^n 
wüthet  worden;   ihr  Gesclüecht^schl^e   sie   vor   den  ^t 
ahren   des  Krieges    und    vor    der   Wildheit   der  sfc^er  "" 
Bei  lacitus  sagt  ein  Anderer:  „Nicht  gegen  dL  Frau eii 

mSTr  ITege.^  ^"  ''^"^"  ''^  ^^^  EnfgegeÄdTn^ 
That^n^D-"'?   "l'   '1'^'  ^^^^^^^^^^^^^^ 

Aehnhch  IS   der  Ausspruch  des  Papinius  übe^d  e  £se- 
.    „Der  Haufen  der  Greise,    welcher  durch  WafTen 
nicht  verletzt  werden  darf." 
X.  1.     Dasselbe    muss  für  die  Männer  gelten     derpn 

wai  es  bei  allen  Völkern  Sitte,  dass  diese  sich  des  Waffen 
gebiauc.s  enthielten,  und  deshalb  wnrdeTuch  legen  sie 
keine    Gewa  t   gebraucht.     So    thaten    die   Ph  lifte,     de 

lieS.^T-'-.^""'  '^'™  ^'""^S'"'"  «ä«'-  Prophet  „zu  Gaba 
nichts  zu  Leide,    wie  aus   1.  Sara.  X.  5    10  zu  er<!P^Pn 

.St.     Und  so  floh  David  mit  Samuel   nac1    ehiem  aüdeS 

Ort     wo    ein  ähnliches  Kollegium,    gesichert  Te/r  alle 

z^ihf"'d'r'!5i't""''.'-  '^^-  ^'^^«-     P'"t"chl! 
zahlt,    dass  die  Einwohner  von  Kreta  bei  ihren  inneren 

„Sen'if'h"'"'  Bf^'^digung  der  Priester  und  derer 
wen  nannten'  ""n  "'f  ,f '  '"^  ^i""^*''''"  ''««  Begräbniss- 
wo.  t  Ni^hf  !  ■  ^'f'-"'.^  '''«*  ^""^  Griechische  Spriieh- 
verschon^  "  sf"?'  ''«^^f  »"«^e''  «'"s  Opferfeuers  Vurde 
iVnf  •  i;  .  Strabo  erzählt,  dass  selbst  als  ganz  Griechen- 
land in  Krieg  entbrannt  sei,  doch  die  Bleef,  als  die  dem 

Grotins,  Recht  d.  Kr.  u.  Fr    II 
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Jupiter  Geweihten,  und  deren  Gastfreunde  in  tiefem  Frie- 
den gelebt  hätten. 

2.  Den  Priestern  werden  hier  mit  Recht  Die  gleich- 
gestellt, welche  eine  ähnliche  Lebensweise  erwählt  haben, 
wie  die  Mönche  und  die  Novizen,  d.  h.  die  Büssenden; 
die  Kirchenregeln,  welche  der  natürlichen  Billigkeit  gefolgt 
sind,  wollen  deshalb,  dass  man  diesen  dieselbe  Schonung 
wie  den  Priestern  angedeihen  lasse.  Zu  ihnen  sind  noch 
Die  zu  rechnen,  welche  den  edlen  und  dem  menschlichen 
Geschlecht  nützlichen  Wissenschaften  ihren  Eifer  und  ihre 
Arbeit  zuwenden. 

XI.  Dann  gehören  auch  die  Landbauer  hierher,  wie 
dies  auch  die  Kirchenregeln  verordnen.  Diodor  von  Si- 
ciiien  berichtet  lobend  von  den  Indiern:  „Beide  kriegfüh- 
rende Parteien  tödten  einander  in  den  Schlachten,  aber 
die  Landbauer  werden  von  Niemand  verletzt,  da  sie  die 
gemeinsamen  Wohlthäter  Aller  sind."  Plutarch  erzählt 
von  den  alten  Korinthern  und  Megarensern:  „Den  Land- 
bauern thut  Niemand  etwas  zu  Leide."  Cyrus  liess  dem 
König  der  Assyrer  sagen:  „er  sei  bereit,  die  Landbebauer 
zu  schonen  und  ihnen  kein  Unrecht  zuzufügen."  Suidas 
erzählt  von  Belisar:  „Für  die  Landleute  sorgte  er  und 
schonte  ihrer  dermaassen,  dass  unter  seiner  Führung  nie- 
mals einem  derselben  Gewalt  geschehen  ist." 

XII.  Die  Kirchenregel  rechnet  aucli  die  Kaufleute 
hierher,  und  dies  gilt  nicht  blos  von  denen,  die  zeitweise 
im  Feindesgebiet  sich  aufhalten,  sondern  auch  von  den 
dauernden  Unterthanen;  denn  auch  ihre  Lebensweise  ist 
den  Waffen  abgewendet.  Auch  gehören  zu  ihnen  die  Hand- 
werker und  Künstler,  deren  Erwerb  Frieden  und  nicht 
den  Krieg  verlangt.  ^'^) 

XIII.  1.  Wenn  wir  nun  zu  denen  kommen,  welche 
die  Waffen  getragen  haben,  so  ist  schon  oben  ein  Aus- 
spruch des  Pyrrhus  aus  Seneca  erwähnt  worden,  wonach 
die  Schaam,    d.  h.  die  Rücksicht  auf  die  Billigkeit,    uns 

Ö5J  Wenn  man  diese  von  Gr.  vertheidigten  Ausnahmen 
zusammenrechnet,  so  gelangt  man  eben  zu  dem  Völker- 
recht, wie  es  zu  seiner  Zeit  bestand  und  noch  jetzt  be- 
steht, wonach  das  Recht  der  Tödtung  nur  im  Waffenkampf 
gegen  die  feindlichen  Soldaten  und  deren  Begleiter  geübt 
werden  darf. 
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verbie  et,  den  Gefangenen  das  Leben  zu  nehmen.  Auch 
von  Alexander  ist  bereits  ein  ähnlicher  Ausspruch  ange- 
führt worden,  welclier  sich  auf  Frauen  und  Gefangene  be- 

de'n   FefnT^^-^^V'  was  Augustinus  sagt:  „Den  kämpfen- 
den   Feind    todtet    die  Nothwendigkeit,    nicht    der  Wille 
fvwTu    ^^.^  ^^™^  Streiter   und   dem  Widerstehenden   die 
Gewalt  zuruckgiebt,    so   ist   man  dem  Besiegten  und  Ge- 
gangenen Erbarmen  schuldig,   namentlich  bei  solchen,  wo 
keine    Friedensstörung    zu    befürchten    ist."     Xenophon 
sagt  vom  Agesilaus:    „Er  ermahnte  die  Soldaten,  die  Ge- 
fangenen  nicht  wie  Schuldige  zu  strafen,  sondern  wie  Men- 
schen zu  bewachen  "    Bei  Diodor  von  Sicilien  heisst  es: 
„Alle  stellen  sicJi  denen,  die  sich  widersetzen,  mit  Gewalt 
entgegen;    aber  sie   sciionen   der  Ueberwundenen."     Der- 
selbe urtheilt  über  die  Macedonier  unter  dem  Befehle  des 
Alexander:  „dass  sie  härter  mit  den  Thebanern  verfahren 
seien,  als  es  das  Kriogsrecht  gestatte." 

2.     Sallust    sagt    in    der    Geschichte    des    Jugurtha 
dass  es   gegen   das  Kriegsrecht  gescliehen  sei,    als  man 
nach  derüebergabe  die  Jünglinge  getödtet  habe:  d.h.  es 
sei  gegen  die  natürliche  Billigkeit  und  die  Sitte  gebildeter 
Volker      Bei  Lactantius    heisst    es:    „Man   schont    der 
Besiegten     und  unter  den  Waffen  ist  noch  eine  Stelle  für 
die    Gnade."      Tacitus    lobt    den   Antonius   Primus    und 
Varus     die  Flavianischen  Feldherren,    dass  sie  Niemand 
ausserhalb    der    Schlacht    getödtet    hätten.      Aristides 
sagt:    „Nach    meiner  Ansicht    entspricht    es  der  mensch- 
lichen   Natur,    die  Widerspenstigen    mit    den  Waffen    zu 
zwingen     aber  die  Besiegten   mild  zu  behandeln."     Der 
Irophet  Elias  spricht  über  die  Gefangenen  zu  dem  Köm> 
von  Samanen:„ Willst  Du  die  weggeführten  Gefangenen 
mit  Deinem   Schwerte    oder  mit   Deinem  Bogen  tödten^" 
Wenn  bei  Euripides  in  den  Herakliden  der  Bote  klagt- 

...^."^n^^    ^^^'^iet^t    Euer    Gesetz,    die   Feinde    zu 
tödten?" 

so  antwortet  der  Chor: 

„Soweit  der  Kriegsgott  ihn  in  der  Schlacht  er- 
halten hat." 

Daselbst  sagt  der  Gefangene  Eurystheus: 

„Nicht  rein  werden  die  Hände  sein,  welche  mich 
tödten  wollen." 

Bei  Diodor  von  Sicilien  werden  die  Byzantiner  und  Chal- 
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cedonier  wegen  ilirer  Ermordung  vieler  Gefangenen  so 
beurtheilt:  „Sie  begingen  Thaten  voll  der  liöchsten  Grau- 
samkeit." Derselbe  nennt  anderwärts  die  Schonung  der 
Gefangenen  „das  gemeinsame  Kecht;  wer  anders  handelt, 
sündigt",  sagt  er,  „unzweifelhaft".  Der  Gefangenen  zu 
schonen,  gebietet  die  Natur  des  Guten  und  Billigen,  wie  wir 
eben  aus  den  philosophischen  Schriften  des  Seneca  vernom- 
men haben.  Ebenso  linden  wir  in  der  Geschichte  die  ge- 
lobt, welche,  wenn  die  zu  grosse  Zahl  der  Gefangeneu 
Last  und  Gefahr  brachte,  sie  lieber  freiliessen  als  tödteten. 

XIV.  1.  Aus  demselben  Grunde  ist  eine  Uebergabe  in 
der  Schlacht  oder  bei  der  Belagerung,  wobei  die  Schonung 
des  Lebens  ausbedungen  wird,  nicht  zurückzuweisen.  Des- 
halb sagt  Arrian,  die  Medermetzelung,  welche  die  The- 
baner  gegen  die,  welche  sich  übergeben  hatten,  vornah- 
men, sei  gegen  die  Griechische  Sitte  gewesen.  Aehnlich 
sagt  Thucydides  im  3.  Buche  seiner  Geschichte:  „Die 
sich  ergeben  wollten  und  die  Hände  ausstreckten,  habt 
Ihr  aufgenommen;  denn  es  ist  die  Sitte  der  Griechen, 
solche  nicht  zu  tödten."  Und  bei  Diodor  von  Sicilien 
sagen  die  SenatoFen  von  Syrakus:  „Den  Bittenden  zu  er- 
halten, ist  Sache  der  Grossmuth."  Sopater  sagt:  „Es 
ist  ein  Gesetz,  die,  welche  im  Kriege  sich  ergeben,  mit 
dem  Tode  zu  verschonen." 

2.  Bei  Belagerungen  geschah  dies  von  den  Hörnern, 
wenn  der  Widder  noch  nicht  die  Mauer  getroffen  hatte. 
Cäsar  meldete  den  Aduatikern,  „dass  er  ihres  Staates  scho- 
nen wolle,  wenn  sie  sich  ergäben,  ehe  der  Widder  die 
Mauer  berührt  habe."  Noch  jetzt  wird  diese  Sitte  bei 
schwachen  Plätzen  beobachtet,  ehe  die  Zündgeschosse  zer- 
platzen, und  bei  Festungen,  ehe  die  Mauern  gestürmt  wer- 
den. Cicero,  der  mehr  auf  das,  was  die  Billigkeit  ver- 
langt, sieht,  als  auf  das,  was  geschieht,  sagt  indess: 
„für  die  mit  Gewalt  Besiegten  muss  man  Sorge  tragen, 
und  ebenso  muss  man  die,  welche  die  Waffen  niederlegen 
und  sich  auf  die  Gnade  des  Feldherren  verlassen,  auf- 
nehmen, selbst  wenn  der  Widder  schon  die  Mauer  er- 
schüttert haben  sollte."  Die  Jüdischen  Ausleger  bemerk- 
ten, dass  die  Vorfahren  die  Sitte  gehabt,  eine  belagerte 
Stadt  nicht  ringsum  einzuschliessen,  sondern  eine  Stelle 
offen  zu  lassen,  wo  die,  welche  wollten,  entfliehen  konn- 
ten, damit  die  Sache  weniger  blutig  verlaufe. 


XV.     Dieselbe  Billigkeit  gebietet,    derer    zu  schonen, 
welche  sich   ohne  Bedingung   ergeben  oder  als  Flehende 
sich  melden.    Tacitus  meint,  es  sei  grausam,  die,  welche 
sich  ergeben,  niederzumetzeln.    Sallust  erzählt,  dass  die 
Campaner  sich  dem  Marius  ergeben  hätten,  und  dass  alle 
Erwachsenen   getödtet   worden;    er  nennt  dies   eine  That 
gegen  das  Völkerrecht,  d.  h.  gegen  das  natürliche.     Der- 
selbe   sagt    anderwärts:    „Sie   sind   nicht   in   den  Waffen 
noch  m  der  Schlacht  nach  Kriegsrecht,    sondern   nachhe; 
als  Flehende  getmet  worden."     Auch  Livius  sagt    wie 
erwähnt:    „Das   Kriegsrecht  geht  gegen   die   Bewaffneten 
und  die  sich  mit  Gewalt  wehrten,"  und  an  einer  anderen 
Stelle:    „welcher  denen,    die  sich  ergeben   hatten,    sesen 
Recht  und  Billigkeit  den  Krieg  brachte."     Man  mufsTo 
gar  dahin  wirken,  dass  sie  sich  eher  aus  Furcht  zur  Ueber- 
gabe  entschliessen,    als   dass   es  zu  der  Niedermetzehmg 
kommt.     Es  wird  am  Brutus  gelobt,  dass  „er  die  Gegner 
nicht  mit  Gewalt  überfallen,    sondern   durch  Reiterei  um- 
zmgeln  liess;  dann  hiess  er  ihrer  schonen,  da  sie  bald  die 
Ihrigen  sein  würden."  «6) 

XVI.  1.    Von  diesen  Regeln  des  Rechts  und  der  BilliV- 
kei    pflegt  man  Ausnahmen   zu  behaupten,    die  sich  nicht 
rechtfertigen  lassen;  nämlich  wenn  es  auf  Vergeltung  von 
Gleichem  mit  Gleichem  ankomme;  wenn  ein  abschrecken- 
des   Beispiel    nothwendig    sei;    wenn    der  Widerstand  zu 
hartnackig  gewesen.     Allein  Jeder,  welcher  der  oben  ge- 
gebenen  Regeln  über  zulässige  Tödtungen  sich   erinnert 
wird  erkennen,   dass  diese  Gründe  dazu  nicht  hinreichen' 
\  on  Gefangenen  und  Solchen,  die  sich  ergeben  haben  oder 
wollen,  droht  keine  Gefahr;  um  sie  zu  tödten,  muss  des- 
halb e,n  Vergehen,   und  zwar  ein  solches  vorliegen,   was 
ein  billiger  Richter  mit  dem  Tode   bestraft.     So   ist  mit- 
unter gegen  Gefangene  und  Solche,  die  sich  ergeben  hatten 
gewuthet  worden,   oder  es  ist  das  Leben  denen,  die  sich 
ergeben  wollten,    nicht  zugesichert  worden,   weil   sie  den 
Krieg  fortgesetzt  hätten,   obgleich   sie  von  der  Ungerech- 
tigkeit   desselben    überzeugt  worden,    oder    weil    sie    mit 
den  gröbsten  Verleumdungen   die  Ehre   der  Gegner  ange- 


««)  Auch  diese  Sätze  in  Ab.  L3-15  bilden  jetzt  d 
wirkliche  und  alleinige  Völkerrecht,  neben  dem  nicht  no 
ein  anderes  und  härteres  besteht,  wie  Gr.  meint 
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griffen  hätten,  oder  weil  sie  das  gegebene  Wort  oder  eine 
andere  Pflicht  des  Völkerrechts  gel)rochen  hätten,  oder 
weil  sie  zu  den  Ueberläufern  gehörten. 

2.  Die  Natur  der  Sache  gestattet  die  Vergeltung  mit 
gleichem  Uebel  nur  gegen  den,  der  in  seiner  Person  das- 
selbe gethan  hat,  und  es  ist  unzulässig,  die  Feinde  wegen 
eines  Einzelnen  unter  ihnen  als  einen  Körper  zu  behan- 
deln; dies  erhellt  aus  dem,  was  oben  über  die  Gemein- 
schaft der  Strafe  gesagt  worden  ist.  Bei  Aristides  heisst 
es:  „Ist  es  nicht  verkehrt,  das,  was  man  anklagt  und  für 
schlecht  erklärt,  als  das  Rechte  nachzuahmen?"  Deshalb 
beschuldigt  Plutarch  die  Syrakusaner,  dass  sie  die  Frauen 
und  Kinder  des  Hicetas  getödtet  hätten,  blos  weil  Hicetas 
die  Frau,  die  Schwester  und  den  Sohn  des  Dio  getödtet 
hatte. 

3.  Auch  der  Vortheil,  der  aus  einem  abschreckenden 
Beispiel  für  die  Zukunft  erwartet  wird,  gehört  nicht  zu 
den  gerechten  Ursachen  der  Tödtung;  nur  wenn  das  Recht 
dazu  an  sich  schon  besteht,  kann  dies  ein  Grund  sein, 
dass  man  dieselbe  nicht  erlassen  darf. 

4.  Die  hartnäckige  Veitheidigung  verdient,  sobald  die- 
selbe überhaupt  nur  nicht  eine  unzulässige  gewesen  ist, 
den  Tod  nicht.  Dies  machen  die  Neapolitaner  bei  Pro- 
kop  geltend.  „Solle  eine  Strafe  eintreten,  so  dürfe  es 
wenigstens  nicht  die  Todesstrafe  sein,  und  kein  gerechter 
Richter  würde  so  erkennen."  Als  Alexander  alle  Erwachse- 
nen einer  Stadt,  weil  sie  sich  zu  heftig  gewehrt  hatte, 
tödten  Hess,  meinten  die  Indier,  er  führe  Krieg  nacli  Art 
der  Strassenräuber;  aus  Scheu  vor  dieser  Schmach  begann 
dieser  König  später  von  seinen  Siegen  einen  milderen  Ge- 
brauch zu  machen.  Er  handelte  besser,  als  er  einiger 
Milesier  verschonte,  „weil  er  ihren  Edelmuth  und  ihre 
Treue  sah,"  wie  die  Worte  Ar  ri  an 's  lauten.  Phyto,  der 
Vorstand  der  Reginer,  wurde  wegen  der  hartnäckigen  Ver- 
theidigung  der  Stadt  von  Dionys  zur  Kreuzigung  und 
zum  Tode  geschleppt;  dabei  rief  er  aus,  dass  er  getödtet 
werde,  weil  er  die  Stadt  nicht  habe  verrathen  wollen; 
aber  Gott  werde  bald  Rache  deshalb  nehmen.  Diodor 
von  Sicilien  nennt  solche  Strafen  ungerechte.  Das  Ui  theil 
bei  Luc  an  gefällt  mir  sehr:  „Es  möge  siegen,  wer  es 
nicht  für  nöthig  hält,  gegen  die  Besiegten  das  wilde  Eisen 


I 


zu  brauchen,  und  welcher  seine  Mitbürger  deshalb,  weil 
sie  auf  des  Gegners  Seite  gekämpft  haben,  nicht  des  Ver- 
brechens beschuldigt."  Unter  Bürger  muss  man  aber  hier 
nicht  blos  die  Landsleute  dieses  oder  jenes  Landstriches 
verstehen,  sondern  Alle,  welche  als  Menschen  durch  ihre 
gemeinsame  Natur  Mitbürger  sind. 

5.  Noch  weniger  rechtfertigt  der  Schmerz  aus  einer 
empfangenen  Niederlage  die  Tödtung,  wie  dies  von  Achilles, 
Aeneas,  Alexander  geschehen,  welche  ihren  Freunden  mit 
dem  Blute  der  Gefangenen  und  derer,  die  sich  ergeben 
hatten,  ein  Todtenopfer  gebracht  haben.  Deshalb  deutet 
Homer  mit  Recht  dies  an: 

„Und  böse  Thaten  hatte  er  in  seinem  Sinne." 
XVII.  Aber  selbst  wenn  die  Vergehen  als  todeswür- 
dige anzusehen  sind,  fordert  die  Mildherzigkeit,  dass  we- 
gen der  Menge  der  Uebelthäter  an  dem  strengen  Recht 
etwas  nachgelassen  werde.  Gott  selbst  hat  davon  ein 
Beispiel  gegeben,  indem  er  verlangte,  dass  den  Kananitern 
und  ihren  Nachbarn  trotz  ihrer  groben  Sünden  ein  Frie- 
den angeboten  werden  solle,  wonach  ihnen  das  Leben 
gegen  Zahlung  eines  Tributs  gelassen  wurde.  Auch  der 
Ausspruch  Seneca's  gehört  hierher:  „Gegen  Einzelne 
i9acht  sich  die  Strenge  des  Kaisers  geltend;  aber  Ver- 
zeihung wird  nothwendig,  wenn  das  ganze  Heer  abgefallen 
ist.  Was  hebt  den  Zorn  des  Weisen?  Die  Menge  der 
Sünder."     Auch  Lucan  sagt: 

„So    viele    Jünglinge    der    feindlichen    Unterwelt 
zuzuführen,    hat    wohl    manchmal    die   Hungersnoth 
bewirkt,  oder  die  Wuth  des  Meeres,  oder  ein  plötz- 
licher Einsturz,  oder  eine  Seuche  des  Himmels  oder 
der  Erde,   oder  die  Metzelei  der  Schlacht,  aber  als 
Strafe  ist  es  nie  geschehen." 
Cicero  sagt:   „Man  hat  das  Loos  eingeführt,  damit  die 
Strafe  nicht  gegen  zu  Viele  vollstreckt  werde."     Sallust 
sagt    zu    Cäsar:    „Niemand    fordert    Dich    zu    grausamen 
Strafen  oder  zu  Jiarten  Strafurtheilen  auf;    denn   dadurch 
wird  der  Staat  mehr  verwüstet  als  gebessert." 

XVm.  1.  Wie  gegen  die  Geissein  nach  dem  Natur- 
recht zu  verfahren  ist,  erhellt  aus  dem  früher  von  uns 
Gesagten.  Als  man  noch  glaubte,  dass  Jeder  über  sein 
Leben  dasselbe  Recht  wie  über  sein  Eigenthum  habe, 
und   dass   dieses  Recht  durch   stillschweigende  oder  aus- 
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drlickliche  Uebereinkiinft  von  den  Einzelnen  dem  Staat 
übertragen  worden,  ist  es  weniger  zu  verwundern,  wenn 
die  für  ihre  Person  unschuldigen  Geissein  wegen  der  Ver- 
gehen des  Staates  mit  dem  Tode  belegt  wurden;  man 
setzte  voraus,  dass  sie  besonders  eingewilligt,  oder  der 
Staat  es  gethan,  in  dessen  Einwilligung  die  ihrige  ent- 
halten sei.  Allein  nachdem  die  bessere  Weisheit  uns  be- 
lehrt hat,  dass  Gott  uns  das  Kecht  über  unser  Leben  ge- 
nommen habe,  so  erhellt,  dass  Niemand  durch  seine  Ein- 
willigung einem  Anderen  ein  Recht  über  sein  oder  seiner 
Bürger  Leben  gewähren  kann.  Deshalb  erschien  es  nach 
dem  Bericht  des  Agathias  dem  guten  Feldherrn  Narses 
als  eine  wilde  That,  an  unschuldigen  Geissein  die  Todes- 
strafe zu  vollstrecken.  Andere  erzählen  ähnliche  Fälle. 
Auch  Scipio  kann  als  Beispiel  gelten,  welcher  sagt:  „Er 
werde  nicht  gegen  die  unschuldigen  Geissein,  sondern 
gegen  die  Abtrünnigen  selbst  mit  Strenge  verfahren,  und 
er  werde  mit  der  Strafe  nicht  gegen  den  Wehrlosen,  son- 
dern gegen  den  bewaffneten  Feind  vorschreiten." 

2.  Wenn  aber  bedeutende  neue  Rechtslehrer  die  Gül- 
tigkeit solcher  Uebereinkommen  behaupten,  soweit  sie  mit 
der  Sitte  übereinstimmen,  so  lasse  ich  dies  mir  gefallen, 
insofern  hier  unter  Recht  nur  die  Stratiosigkeit  verstanden 
wird,  wie  man  dieses  Wort  oft  in  diesem  Sinne  bei  dieser 
Frage  gebraucht;  wollen  sie  aber  damit  die  Sündlosigkeit 
solcher  vertragsmässigen  Lebensberaubung  behaupten,  so 
fürchte  ich,  dass  sie  sich  selbst  täuschen  und  durch  ihr 
gefährliches  Ansehen  auch  Andere  täuschen.  Wenn  einer 
der  Geissein  entweder  vorher  unter  denen  gewesen  ist, 
welche  sich  schwer  vergangen  haben  oder  nachher  das 
auf  ihn  gesetzte  Vertrauen  in  einer  groben  Weise  getäuscht 
hat,  dann  kann  es  allerdings  kommen,  dass  seine  Bestra- 
fung vollkommen  gerecht  ist. 

3.  Als  die  Clölia  8«)  nicht  freiwillig,   sondern  auf  Be- 

**')  Clölia  war  eine  Jungfrau  aus  einem  patrizischen 
Geschlecht  in  Rom  und  wurde  in  dem  Kriege  mit  Por- 
senna  diesem  mit  anderen  Jungfrauen  als  Geissei  ausge- 
liefert. Sie  entfloh,  schwamm  durch  die  Tiber  und  kehrte 
nach  Rom  zurück.  Aber  der  Senat  Hess  sie  wieder  dem 
Porsenna  zuführen,  worauf  dieser  in  Bewunderung  ihres 
Muthes   und   hohen  Sinnes   ihr   die  Freiheit  schenkte   und 
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fcl.l   ihres  Staates    als  Geissei  gestellt  worden  war   und 
mittelst  purchschwiramung  der  Tiber  entflohen   war       so 
war  sie  be.  dem  Etruskischen  König  nicht  nur  sicher'  son 
dcrn   wegen   ihrer  Tugend   auch   geehrt."    wie  die  Worte 
des  Livius  bei  dieser  Erzählung  lauten 

XIX.  Noch  ist  zu  erwähnen,  dass  alle  Herausforde- 
rungen zum  Zweikampf,  um  sein'  Recht  zu  erlangen  oder 
den  Krieg  zu  beenden,  ohne  Nutzen  sind  und  nur  eine 
eitle  Prahlerei  der  Kraft  enthalten,  d.  h.  wie  die  Gr  eehen 
sagen:  mehr  ein  Prahlen  mit  der  Kraft  als  ein  Kampf 
gegen    die  Feinde  «     Solches    streitet    mit   den  PflS 

keir  Die  Sfa.f"""  'ff  f^  1^"  '^•'S«'"  <'«'•  Menschlich 
keit.    Die  Staatsgewalt  hat  deshalb  dies  ernstlich  zu  ver- 
bieten    indem  sie  Rechenschaft  für  das  vergossene  Blut 
dem  ablegen    muss,    an   dessen    Stelle    sie  das    Schwer 

vo!  d<^n  Ki?ff  •  ^"^  davontragen,  undTacitus  sagt 
ITnV-V  !  '  ^'"J^"  '^^S^"  ^«'"«''  Tapferkeit  bekann- 
ten Volkerstamm:  „Die  regellosen  Raubzuge  und  die  zu- 
falligen  Kampfe  waren  bei  ihnen  selten."«») 

fl-l!r^''"f"?'  ■?'*  ?"<'/'•«"  von  ihr  auszuwählenden  Jung- 

de  Zweikampfe  als  xM.ttel,  den  Krieg  zu  vermeiden  oder 
zu  beenden    zurück  und  lässt  da  dieselben  zu  diesem  Be- 

wl  T    n      1^"^*''  ''f '"'■''''   ""'  «'<="'    in   Widerspruch. 
Was  das  Duell  ausserhalb   des  Krieges   .nnlangt,    so   is 
be,  der  weichen  Gemüthsart  des  Gr.  es  begreiflich,    dass 
er  als  sein  Gegner  auftritt.    Allein  hier,  wie  überall    kann 
aus  der  Natur  der  Sache  nichts  abgelei'tet  weiden     ^sent 

Ä  v'.t^'^'n  '•"  A"f«fit=*t«n-  Z"  diesen  gehört 
auch  das  Volk  als  Ganzes,  als  eine  Recht  und  Sitte  er- 
zeugende Macht.    Wenn  dieses  das  Duell  billigt,  ja  unter 

rtJ!!!"",''"'"  S*^""?"^''   ^0  i^t  ««  si't'iel'.     Wird  e^-'von  an' 
deren  daneben  bestehenden  Auteriläten  (der  Kirche)   be- 

,w  h  ;   %"  J'"*"^'.'  '"''  Entscheidung  von  der  Uebermacht 

le,   betreffenden  Autorität  ab  (B.  XI.  70).     Deshalb  sind 

wül      1    m'"]  '^fdukfionen  gegen  das  Duell  nicht  blos 

Fffir"«''» ''f''  "''"''  ^^'^'"''  ^«"''«"-n  «»e''  praktisch  ohne 
f^ifekt.    Selbst  wenn  man  sich  auf  den  blossen  Standpunkt 
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Kapitel  XIL 

Bescliriiiikuiigeii  rücksiclitlich  der  Yerwüstung 

iiiul  Aehnliclieiii. 

1.  1.  Um  die  Sache  eines  Anderen  mit  Recht  ver- 
nichten zu  können,  muss  Eines  von  den  Dreien  vorher- 
gehen: 1)  entweder  eine  solche  Noth,  welche  bei  der 
ersten  Einftihrung  des  Eigenthums  als  Ausnahme  aner- 
kannt worden  ist;  z.  B.  wenn  Jemand  das  Schwert  eines 
Dritten,  was  ein  Wlitliender  ergreifen  will,  zu  seiner  Ret- 
tung in  den  Fluss  wirft;  aber  selbst  in  einem  solchen 
Falle  bleibt  nach  der  richtigen  Ansicht  die  Verbindlich- 
keit zum  Schadensersatz;  oder  2)  eine  Schuld,  die  aus 
einer  Ungleichheit  hervorgeht,  so  dass  die  vernichtete 
Sache  auf  diese  Schuld  als  empfangen  angerechnet  wird, 
denn  sonst  wäre  es  kein  Recht;  oder  3)  eine  strafbare 
Schuld,  deren  Strafe  der  vernichteten  Sache  entspricht 
oder  deren  Werth  sie  nicht  übersteigt.  Denn  eine  ver- 
ständiger Theolog  bemerkt  richtig,  dass  es  keine  Gleich- 
heit ist,  wenn  wegen  fortgetriebener  Schweine  oder  An- 
zündung  einiger  Häuser  ein  ganzes  Reich  verwüstet  wird. 
Auch  Pol yb ins  hat  dies  erkannt  und  will,  dass  im  Kriege 
die  Strafe  nicht  ohne  Maass  fortgehe,  sondern  sich  in  der 
Schranke  einer  Sühne  für  das  begangene  Vergehen  halte. 
Nur  aus  diesen  Gründen  und  nur  innerhalb  dieser  Schran- 
ken kann  ohne  Unrecht  eine  fremde  Sache  vernichtet 
werden. 

2.  Uebrigens  ist  es  thöricht,  wenn  kein  Interesse  vor- 
liegt, ohne  allen  Nutzen  Jemand  zu  schaden.     Der  Kluge 

des  Nutzens  stellt,  bleibt  die  Sache  zweifelhaft.  Denn 
das  Duell  ist  ein  vorzüglicher  Schutz  gegen  die  Roh- 
heit der  Sitte  und  gegen  die  Feigheit,  die  sich  hinter 
dem  Richter  verkriecht.  Auch  hier  wird  über  einzelne 
unglückliche  oder  übertriebene  Fälle  der  unendliche  Nutzen 
übersehen,  der  aus  dem  blossen  Dasein  dieser  Sitte,  für 
ehrenhaftes  und  anständiges  Benehmen  unter  Männern  her- 
vorgeht. 
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bestinimt  sich  also  hierbei  nach  seinem  Vortheil,  und  der 
erbeb  ichste  hierbei  ist,  wie  Onosander  sagt: ', das  Ge- 
biet der  Feinde  zu  verwüsten,  zu  verbrennen,  zu  entvöl- 
kern Denn  der  Mangel  an  Geld  und  Vorrath  mindert 
den  Krieg  sowie  der  üebeifluss  daran  ilin  ernährt.''  Da- 
mit stimmt  Proklus,  indem  er  sagt:  „Es  ist  das  Zeichen 
eines  guten  Feldherrn,   wenn  er  die  Vorräthe  der  Feinde 

'nl^v-lt^''"'"  ?fn'«''t<^f''    Ueber  Darius  sagt  Curtius: 
„Die   \oker     welclie  nichts   haben   und   nur   vom   Raube 

zu  künnS!"         ""   "■"   '''''^''   ''"'■"•'   ^^^^"^''  ""te'-^e>-'en 
3      Auch    ist   eine    solche  Verwüstung   zu    gestatten 
welche   den  Fe  „d   in    kurzer  Zeit   zum  l^icdef  zw  1  g  ! 
Diese  Art  der  Kriegführung  gebrauchte   Halyattes   gegen 
e  Mdesier,    ebenso   die  Thracier  gegen  die  Byzantiner, 
die  Romer  gegen  die  Campaner,    Capenater,   Spanier,  Li- 
^ZZ'  f^*"'«'V.Menfpiei-.     Allein  erwägt  man  die  Sache 
eenau    so  geschieht  dergleichen  meist  aus  Hass  und  nicht 
aus  kluger  Berechnung.     Gewöhnlich   fehlt  es  an  solchen 
hinreichenden   Gründen,    oder    es    stehen    ihnen    stärkere 
urunde  entgegen. 

.v,J}'  \-,^'«s  ist  .'zunächst   der   Fall,    wenn    wir   selbst 
die  fruchtbaren  Ländereien  in  Besitz  haben,  und  der  Feind 
davon  keinen  Mizen  ziehen  kann.    Deshalb  verlangt  das 
göttliche  Gesetz,    dass   zu  Wällen   und  anderen  Kriegs- 
arbeiten    nur   wilde   Bäume    verwendet    werden,    und    die 
irucht    tragenden    zur  Nahrung    geschont  werden:    weil 
wie  es  sagt    die  Bäume  nicht  wie  die  Menschen  sich  gegen 
uns   zur  Schlacht   erheben  können.     Philo  wendet  dies 
aus  der  Gleichheit  des  Grundes  auch  auf  Fruchtäcker  an, 
ndem   er   dem  Gesetze  die  Worte  leiht:    „Weshalb  willst 
Uu  gegen  leblose  Dinge  wüthen,  die  sanft  sind  und  sanfte 
fruchte   tragen?     Geben    etwa  die  Bäume  nach  Art  der 
eindlichen   Menschen    ein   Zeichen   ihrer   Feindschaft,    so 

1  v^  "■[  '•"''  """^  ^'"^  ^l^""  o'Jer  zu  thun  drohen,  mit 
uer  VVuizel  ausgerissen  werden  müssteu?  Sie  nützen 
vielmehr  den  Siegern,  gewähren  Vorrath  für  das  BedUrf- 

^r.'J*  M  '^.  m""  '^^^  Vergnügen.  Nicht  blos  die  Men- 
schen zahlen  Tnbut,  sondern  auch  die  Bäume,  die  zu 
Ihrer  Jahreszeit  noch  einen  besseren  zaiilen,  und  einen 
solchen  ohne  den  man  nicht  leben  kann."  Josephus 
bemerkt  zu  derselben  Stelle,  „die  Bäume  würden  schreien 
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wenn  sie  könnten,  dass  man  sie,  die  den  Krieg  nicht  ver- 
ursacht, mit  Unrecht  dafür  bestrafe."  Daher  hat,  wenn 
ich  nicht  irre,  der  Pythagoräisehe  Spruch  beiJamblichus 
seinen  Ursprung:  „Einen  gepflegton  und  Frucht  tragenden 
Baum  darf  man  nicht  verletzen,  noch  ausrotten." 

2.  Porphyr  ins  dehnt  bei  Beschreibung  der  Sitten 
der  Juden  im  vierten  Buche  seines  Werl^es  gegen  das 
Essen  von  Flei^cli  dieses  Gesetz  in  Uebereinstimraung  mit 
der  Sitte  auch  auf  die  zum  FeUIbau  gebrauchten  Thiere 
aus;  er  sagt,  Moses  habe  befohlen,  dass  auch  diese  in 
dem  Kriege  verschont  würden.  Die  Talmudischen  Schrif- 
ten und  die  Jüdischen  Ausleger  fügen  hinzu,  dass  dieses 
Gesetz  von  Allem  gelte,  was  nutzlos  zerstört  werde,  so, 
wenn  Gebäude  verbrannt,  Esswaaren  und  Getränke  ver- 
dorben werden.  Mit  diesem  Gebote  stimmt  die  kluge 
Mässigung  des  Athenischen  Feldherrn  Timotheus,  welcher 
nach  dem  Bericht  des  Polyänus  „nicht  litt,  dass  ein 
Haus  oder  Landhaus  zerstört  oder  ein  Fruchtbaum  umge- 
hauen wurde."  Auch  von  Plato  ist  in  seinem  fünften 
Buche  der  Gesetze  eines  vorhanden,  „dass  weder  der  Acker 
verwüstet,  noch  die  Wohnungen  verbrannt  werden  sollen.^ 

3.  Noch  vielmehr  gilt  dies,  nachdem  der  volle  Sieg 
gewonnen  worden.  Cicero  billigt  die  Zerstörung  Ko- 
rinth's  nicht,  obgleich  die  Römischen  Gesandten  dort  ab- 
scheulich behandelt  worden  waren;  derselbe  nennt  es 
anderwärts  einen  abscheulichen,  gottlosen,  von  Ilass  er- 
füllten Krieg,  weil  er  gegen  die  Wände,  Decken,  gegen 
die  Säulen  und  Pfosten  sich  richte.  Livius  lobt  die  Milde 
der  Römer  nach  der  Besiegung  von  Capua,  wo  man  nicht 
mit  Feuer  und  Aexten  gegen  wehrlose  Dächer  und  Mauern 
gewüthet  habe.     Agamemnon  sagt  bei  Seneca: 

„Denn  ich  gestehe  (denn  in  Deinem  Argivischen 
Lande  kann  ich  in  Frieden  dies  sagen),  ich  wollte 
die  Phrygier  bedrängen  und  besiegen;  aber  auch 
ich  liätte  es  nicht  gestattet,  dass  man  die  Stadt 
verwüstet  und  dem  Boden  gleichgemacht." 

4.  Allerdings  sagt  die  heilige  Schrift,  dass  einige 
Städte  von  Gott  zum  Untergange  verurtheilt  worden,  und 
dass  er  gegen  die  allgemeinen  Regeln  geboten  habe,  die 
Bäume  der  Moabiter  umzuhauen.  Dies  geschah  aber  nicht 
in  feindlicher  Absicht,  sondern  in  gerechtem  Abscheu  vor 
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den  Schandthaten,  welche  entweder  bekannt  geworden  wa- 
ren   oder  von  Gott  80  abgescliätzt  worden  ^N^ren. 

m.  1.  Em  zweiter  Fall  derart  ist  selbst  bei  dem 
schwankenden  Besitz  eines  Gebietes  dann  vorhanden,  wenn 
em  schneller  Sieg  sicher  erwartet  werden  kann,  dmen 
Lohn  dann  dies  Gebiet  mit  seinen  Früchten  bietet  So 
verbot  Alexander  seinen  Soldaten  die  Verwüstung  von  Klein 
asien    wie  Justin  erzählt;  „denn  man  solle  seine  eigenen 

werSe"  'iTl^^  )1  ''l^'''  vernicliten,  was  man  befitzen 
werde.       So  ermahnte  Quintius,  während  Pliilipp  Thessa- 

TutTrcH'^^^^^^^^  ^^"'^^"^^^  '''-'  Sold'aten,  wfe 

1  lutaich  erzahlt,  sie  sollten  marschiren  wie  durch  Freun- 
des   oder    das    eigene    Land.     Krösus    rieth    dem   Cyiu 
Lydien  von  den  Soldaten  nicht  verwüsten  zu  lassen      n  d  t 
meme  Stadt     nicht  mein  Eigenthum   wirst  Du  plündern  • 

sr^rKng"^^^^^^  "^''"^  ""'^  ^^^  -^  -^  ^'-  -- 

2.  Wer  anders  liandelt,  auf  den  passen  die  Worte 
der  Joeaste  an  Polynices  in  der  Thebais  des  Seneca 
{v.  üoo  u.  i.j : 

...  "'"dfm  Du  «ach  dem  Vaterland  verlangst,    zer- 
störst Du  es;   damit  es  Dein  werde,   willst  Du,  es 
soll  gar  nicht  sein.     Deiner  eigenen  Sache  schkdet 
es,  dass  Du  mit  feindliclicn  Waften  das  Land  ver- 
brennst,   die  wachsende  Saat  vernichtest   und  alle 
Menschen   aus   dem  Lande   verjagst.     Niemand   ver- 
wüstet so  sein  Ligenthum.     Was  Du  mit  Feuer  zu 
verwüsten,  mit  dem  Schwerte  zu  zerhauen  befiehlst. 
Haltst  Du  für  Iremdes  Eigenthum  " 
Denselben  Sinn   haben    die  Worte  bei' Curtius:    „Denn 
was  sie  nich     verwüstet  haben   wUrden,    das  wurde   den 
binden  zufallen.'-    Darauf  bezieht  es  sidi,  wenn  Cicero 
n  emem  Briefe  an  Atticus  es  bespricht,   dass  gegen  den 
iath  des  Pompejus  das  Vaterland  durch  Hunger  zu  tödte" 
sei.    Deshalb  beschuldigt  Alexander  Isius  im   17   Buche 

r.-Lf'"^'';!"^/''"  i'''"'PPi  Livius  gicbt  die  AVorte  so 
«leder:  „Philipp  vermeide  das  feindliche  Zusammentreffen 
auf  ebenem  leide  und  mit  entfaltetem  Kriegszeichen-  er 
weiche  zurück,  zünde  und  plündere  die  Städte  und  'zer- 
störe die  Lebensmittel,  den  Lohn  des  Siegers.    Die  alten 

bchlachtfelde  gekämpft;  sie  hätten  der  Städte  nach  Mog- 
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lichkeit  geschont,  um  ihr  Land  reich  zu  erhalten.  Denn 
wenn  man  das  Land  verwüste,  um  dessen  Besitz  man 
kämpfe,  so  bleibe  nach  dem  Kriege  nichts  übrig;  was  sei 
dies  für  Klugheit?" 

IV.  1.  Der  dritte  Fall  ist,  wenn  der  Feind  von 
anderwärts  her  seinen  Unterhalt  beziehen  kann;  insbeson- 
dere wenn  ihm  das  Meer  oder  andere  Länder  otfen  stehen. 
Archidamus  räth  bei  Thucydides  in  einer  Rede  den  La- 
cedämoniern  von  dem  Kriege  gegen  die  Athener  ab  und 
fragt,  was  sie  damit  erreichen  wollten.  Ob  sie  glaubten, 
durch  ihre  Uebermacht  an  Soldaten  das  Attische  Land 
leicht  verwüsten  zu  können?  „Allein  Jene",  sagt  er, 
„haben  noch  andere  ihnen  unterworfene  Länder  (er  meint 
Thracien  und  lonien)  und  können  zur  See  das  Erforder- 
liche sich  verschaften."  In  solchen  Fällen  ist  es  das 
Beste,  auch  in  dem  besetzten  Gebiete  den  Ackerbau  un- 
gestört zu  lassen,  wie  es  in  dem  Belgisch-Deutschen  Kriege 
kürzlich  geschehen  ist,  wo  dafür  ;m  beide  Theile  ein  Tri- 
but gezahlt  worden  ist.  ^ö) 

2.  Es  stimmt  dies  auch  mit  den  alten  Sitten  der  In- 
dier,  bei  denen  nach  Diodor  von  Sicilien  „die  Landbaucr 
heilig  und  unverletzt  bleiben,  in  der  Nähe  den  Acker  be- 
arbeiten und  von  den  Gefahren  des  Krieges  nicht  be- 
rührt werden."  Er  setzt  hinzu:  „Das  Gebiet  der  Feinde 
wird  nicht  versengt,  und  die  Bäume  werden  nicht  umge- 
hauen." Dann:  „Kein  Soldat  fügt  dem  Landbauer  Ucbles 
zu,  vielmehr  wird  diese  Klasse,  als  Allen  nutzbringend, 
vor  jedem  Unrecht  geschützt." 

3.  Auch  Cyrus  und  der  Assyrische  König  kamen  nach 
Xenophon  überein,  „dass  mit  den  Landbauern  Friede, 
mit  den  Bewaffneten  Krieg  sein  solle."  So  verpaclitete 
nach  des  Polyänus  Bericiit  Timotheus  die  fruchtbarsten 
Ländereien  an  Kolonisten;  ja  er  verkaufte  nach  Aristo- 
teles die  Früchte  selbst  an  die  Feinde  und  bezahlte  da- 
von seinen  Soldaten  den  Sold.  Dasselbe  geschah  nach 
Appian  von -Viriaticus  in  Spanien,  und  ebenso  ist  es  in 
dem  erwähnten  Deutsch-Belgischen  Kriege  in  vernünftiger 


«9)  Gr.  meint  das  Bündniss  des  Deutschen  Reiches  mit 
den  Niederlanden  gegen  Spanien,  wo  ein  solches  Abkommen 
zwischen  Spanien  und  Belgien  getroffen  worden  war. 
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und  nützlicher  Weise  zum  Verwundern  der  anderen  Natio- 
nen gehalten  worden. 

4      Diese  Sitte  stellen  die  Lehrer  der  Menschlichkeit, 
die  Kirchenregeln  allen  Christen,  zum  Muster  hin    welche 
zu  grösserer  Milde   wie   Andere   verpflichtet   und  berufen 
smd.     Nach  diesen  sollen  nicht  blos  die  Landbauer    son- 
dern auch  ihr  Zugvieh   und  das  für  den  Acker  bestimmte 
Saatgetreide    den   Kriegsgefahren    niclit    unterliegen:    aus 
demselben  Grunde,    aus   dem   das  bürgerliche  Gesetz  das 
Ackergeräth    m   Pfand  zu  geben   verbietet,    und  bei   den 
PJirygiern  und  Cypriern  und  später  auch  bei  den  Athenern 
und  Römern  ein  Arbeitsochse  nicht  getödtet  werden  durfte 
,.    Y;  .  Viertens  kommt  es  vor,  dass  manche  Din-e  für 
die  Kriegtührung  ohne  Werth   sind;    dergleichen  gebietet 
die\ernunft  auch  während  des  Krieges  zu  schonen.    Hier- 
auf bezieht  sich  die  Rede,  welche  die  Rhodier  an  Deme- 
rms,    dem  Städteeroberer,    für  ein  Gemälde   des  Jalysus 
hielten      Gellius   übersetzt   sie   so:    „Welches  Uebel  be- 
stimmt Dich,    dass   Du   dieses   Bild   sammt  den   Häusern 
durch  Brand  vernicliten  willst?     Denn  wenn  Du  uns  Alle 
überwunden   und   die   ganze  Stadt  eingenommen  hast,    so 
gewinnst  Du   durch    den  Sieg   auch   dieses  Bild  ganz  und 
unverletzt;  kannst  Du  aber  uns  nicht  überwinden    so  be- 
denke, ob  es  Dir  nicht  schlecht  ansteht,  weil  Du  die  Rho- 
dier nicht  hast  besiegen  können,  mit  dem  todten  Protogenes 
Krieg   geführt    zu  haben."     Polybius   sagt:    „Es  zeiee 
ein  rasendes  Gemüth,  wenn  man  das  vernichte,  was  doch 
den  I^eind  nicht  schwächt,  noch  dem  Zerstörer  nützt-  wie 
lempel,  Triumphbogen,  Bildsäulen  und  Aehnliches.    Mar- 
cel Ins  sagt  unter  Beistimmung  Cicero's:  „Er  verschonte 
alle  Gebäude  in  Syrakus,  sowohl  die  öffentlichen  wie  die 
privaten,  die  heiligen  wie  die  weltlichen,  so,  als  wenn  er 
mit  dem  Heere  zu  deren  Schutz  und  nicht  zur  Eroberung 
gekommen   wäre."     Derselbe   sagt  später:    „Unsere   Vor- 
tahren  beliessen  den  Besiegten,  was  ihnen  angenehm  und 
uns  geringfügig  erschien." 

VI.  1.  Wenn  dies  aus  den  erwähnten  Gründen  schon 
bei  anderen  Zierrathen  gilt,  so  kommt  bei  den  geweihten 
Heiligthümern  noch  ein  besonderer  Grund  hinzu.  Denn 
dergleichen  hat  zwar  eine  öffentliche  Natur  und  kann 
deshalb  nach  dem  Völkerrecht  ungestraft  zerstört  werden- 
allem  wenn  keine  Gefahr  droht,  so  gebietet  die  Ehrfurcht 
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vor  geweihten  Gegenständen,  die  Kirclien  und  ihr  Zubehör 
zu  schonen;  v^orziiglicli,  wenn  die  Kriegführenden  den- 
selben Gott  nach  gleichem  Gesetz  verehren,  sollten  sie 
auch  in  einzelnen  Lehrsätzen  oder  Gebräuchen  von  ein- 
ander abweiclien. 

2.  Thucydides  nennt  es  das  Recht  unter  den 
Griechen  zu  seiner  Zeit,  „dass  die  auf  einander  anrücken- 
den Heere  sich  von  den  dazwisclien  liegenden  heiligen 
Orten  fern  liielten."  Livius  sagt,  dass  bei  der  Zerstörung 
Alba's  die  Tempel  der  Götter  verschont  wurden.  Von 
den  Römern  sagt  Silius  bei  der  Eroberung  von  Capua 
(Xlll.  Buch,  V.  316  u.  f.): 

„Siehe,    eine    plötzliche    Scheu    durchdringt    mit 
stillem  Gefüljl  die  Brust  und  zähmt  durch  die  Gott- 
heit die  wilden  Gemüther,   dass   sie   die  Fackel  und 
Flammen  entfernen  und  die  Tempel  nicht  in  einem 
Scheiterhaufen  zu  Asche  verbrennen." 
Livius   erzählt,   dass  man   dem   Censor  Q.  Fulvius  vor- 
gehalten, „er  verpflichte  durch  die  Religion  das  Römische 
Volk,   aus   zerstörten  Tempeln  neue  Tempel   aufzurichten, 
als  wenn  nicht  überall  dieselben  unsterblichen  Götter  be- 
ständen,  sondern   durch   die  Beute   andere  Götter  verehrt 
und  geschmückt  werden  müssten."  Dagegen  Hess  Marcius 
Philippus,  als  er  nach  Dius  gekommen  war,  das  Tempel- 
gebiet abstecken,   damit   an   dem  heiligen  Orte  nichts  be- 
schädigt   würde.     Strabo    erzählt    von    den    Tectosagen, 
welche  mit  Anderem  auch  die  Schätze  zu  Delphi  geraubt 
hatten,  dass  sie  zur  Versöhnung  des  Gottes  zu  Hause  die 
Beute  mit  Zusatz  geweiht  hätten. 

3.  Um  auf  die  Christen  zu  kommen,  so  erwähnt  Aga- 
thias,  dass  die  Franken  der  Kirchen  geschont  haben, 
weil  sie  mit  den  Griechen  eine  Religion  hätten.  Ja  selbst 
die  Menschen  sind  der  Kirchen  wegen  verschont  worden, 
yras,  um  nicht  Beispiele  von  heidnischen  Völkern  anzufüh- 
ren, deren  es  viele  giebt,  da  die  Schriftsteller  es  die 
Sitte  nach  den  Hellenischen  Gebräuchen  nennen,  Augu- 
st in  bei  der  Eroberung  Roms  durch  die  Gothen  mit  den 
Worten  erwähnt:  „Dies  bezeugen  die  Plätze  der  Märtyrer 
und  der  apostolischen  Kirchen,  wohin  bei  jener  Verwüstung 
die  besiegten  Gläubigen  und  Fremden  sich  flüchteten.  Bis 
an  diese  wüthete  der  blutige  Feind;  da  fand  die  Wuth 
des  Mordens   ihre  Grenze.     Dahin   wurden    von   den   mit- 


leidigen  Feinden  die,  welche  auch  ausserhalb  verschont 
worden  waren,  gebracht,  damit  sie  nicht  solchen  In  2 
Hände  fielen,  welche  kein  solches  Mitleid  fühlten  Aber 
selbst  diese,  die  sonst  nach  Feindes  Art  wüthe  en  lielsen 
m  Ihrer  unmenschlichen  Wuth  nach,  und  ihre  BeS  de 
nach  Gelungenen  erlosch,  als  sie  zu 'diesen  Orten  gflane 

r:chtTes?aTte[?"'"  ^^''  ^^  -^-^^'^^  ^-  ^S 
VII.  1  Das  von  den  Heiligthümern  Gesajrte  trUt  «noh 
von  den  Grabstätten,  selbst  Ion  den  nur  zur  Ihre  S 
Verstorbenen  errichteten  Denkmälern.  Denn  wenn  aueh 
das  Volkerrecht  es  gestattet,   straflos  seine  wItheeS 

ixruna  sei.    Aus  den  Troaden  desEuripides  ist  ein  V^ra 
h£n'  (t"  ^Tf^'  ^■•^•'^*^"-'    ^' '  H:i?igtrer^- 
,Ein  ifensch     der  die  Städte  und  die  heiligen 
Si  ze  der  unterirdischen  Götter  und  die  Tempe    zer 

Apollonius  von  Tyana  erklärt  die  Fabel  von  d^r  Wim 
melserstUrmung  der  Titanen  dahin:  „Sie  hatten  den  tZ" 
peln  und  Sitzen  der  Götter  Gewalt  angethan  "     S tali^s" 
nennt   den  Hannibal    einen  Tempelräube       „weil   er   die 
Altare  der  Götter  mit  der  Fackel  anzUndete." 

^.    Mach    der   Eroberung    von    Karthago    beschenkte 
Scip.o    seme    Soldaten,    mit   Ausnahme   de^er      dS  sich 

IZun  iJr'c-  '''  ^P-"'"  vergangen  hattt,  wie 
tiU-A  ^^\  *^'*^^'"  ^''Ste  nach  Dio  nicht,  das  von 
Mithridates  erbaute  Siegesdenkmal  zu  zerstören  da  e« 
den  Knegsgöttern  geweiht  sei.  Cicero  sagt  ik  seiner 
vierten  Rede  gegen  Verres,  dass  Ma"  us  Marcdlus  d  e 
Hei  igthumer,  obgleich  der  Sieg  sie  entheiligt  habe    den- 

ftinzu  dass  die  Feinde  mitunter  im  Kriege  die  Recht 
d^-  Grabstätten  und  die  Gebräuche  beaciteten  Ander- 
wärts  nennt    er    die    von   Brennus   dem   Tempel  Apollo's 

aeii  Kaub  der  Schatze  der  Proserpina  durch  Pyrrhus  eine 
scheusshche  und  gotteslästerliche  That.    Aeh?Heh   neTnt 

Grotius,  Rocht  d.  Kr.  u.  Fr.  IL 
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Diodor  die  That  von  Himilco  „gottlos  und  eine  Sünde 
gegen  die  Götter".  Livius  nennt  den  Krieg  des  Philipp 
nichtswürdig,  weil  er  ihn  gleichsam  gegen  die  oberen 
und  unteren  Götter  geführt  habe;  auch  eine  Wuth  und 
ein  Verbrechen  nennt  er  ihn.  Florus  sagt  von  demselben: 
„Philipp  wüthete  über  das  Siegesrecht  hinaus  gegen  Tem- 
pel, Altäre  und  Grabmäler."  Ueber  denselben  Fall  äussert 
sich  Polybius:  „Wenn  das  zerstört  wird,  was  uns  weder 
nützen,  noch  den  Feinden  schaden  kann,  insbesondere  die 
Tempel  und  die  darin  befindlichen  Bildsäulen  und  Zier- 
rathen,  ist  solches  nicht  die  That  einer  bösen  Seele  und 
eines  wüthenden  Zornes?"  Auch  den  Einwand  der  Wieder- 
vergeltung lässt  l*olybius  hier  nicht  zu. 

VIII.  1.  Obgleich  es  nun  nicht  zu  meiner  Aufgabe  ge- 
hört, das  Nützliche  zu  ermitteln,  sondern  nur  die  aus- 
gelassene Kriegsweise  in  die  von  Natur  gezogenen  Gren- 
zen zurückzubringen  und  auf  das  Bessere  innerhalb  dieser 
Grenzen  hinzuweisen,  so  wird  doch  die  in  diesem  Jahr- 
hundert verachtete  Tugend  mir  verzeihen,  wenn  ich  auch 
den  Nutzen  für  sie  geltend  mache,  da  sie  für  sich  allein 
verachtet  wird.  Denn  zunächst  nimmt  das  Maasshalten 
in  Zerstörung  der  Sachen,  welche  für  den  Krieg  keine 
Bedeutung  haben,  dem  Feinde  eine  bedeutende  Waffe, 
nämlich  die  Verzweiflung.  Archidamus  sagt  bei  Thucy- 
dides:  „Betraclitet  das  feindliche  Land  nur  wie  eine 
Geissei,  die  um  so  werthvoUer  ist,  je  mehr  sie  angebaut 
ist;  deshalb  ist  es  vor  Allem  zu  schonen,  damit  die  Ver- 
zweiflung die  Feinde  nicht  unüberwindlich  mache."  Ebenso 
rieth  Agesilaus  gegen  die  Meinung  der  Achäer  den  Akar- 
naniern  das  Besäen  der  Felder  zu  gestatten,  da  sie,  je 
mehr  sie  gesäet  hätten,  desto  begieriger  nach  dem  Frie- 
den verlangen  würden.  Deshalb  sagt  die  Satyre:  „Den 
Beraubten  bleiben  noch  die  Waffen."  Livius  sagt  von 
einer  durch  die  Gallier  eroberten  Stadt:  „Die  Fürsten 
der  Gallier  beschlossen,  nicht  alle  Gebäude  zu  verbrennen, 
sondern  ein  Stück  der  Stadt  übrig  zu  lassen,  was  als 
Pfand  für  die  Umstimmung  des  feindlichen  Sinnes  behal- 
ten werden  könne." 

2.  Dazu  kommt,  dass  ein  solches  Verhalten  während 
des  Krieges  von  grosser  Siegesgewissheit  zeugt,  und  dass 
die  Milde  geeignet  ist,  die  Gemüther  zu  beugen  und 
zu  versöhnen.    Hannibal  beschädigte  nach  Livius  in  dem 
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Tarentiner  Gebiet  nichts,    „es   geschah  nicht  sowohl  an. 

jneiinanme    der    larentiner   zu    ffewinnpn  "      äho    «• 
ähnlichen  Grunde  enthielt  sich  CäCÄu.nsfu.,  in  P       "^ 
nicn  der  Plünderung.  Dio  giebt  den  Grun'd'a^      Er  hX 
Sie    ohne    Gewa  t    zu    unterwerfen  «      T;.^^fT       "  ' 

durch  die  oben  erwähnte"  pSg"«  nebT  "ai.^'rch 
die  Herzen  der  Feinde.«  Plntarch  sagt  nach  ErzähC^ 
des  oben  Über  Quintus  und  ihrer  Gefihrten  eSc/ 
„Sie  erhielten    h.er   bald   den  Lohn   solcher   MäW„n^' 

sriltn"är''Df ""''  "  ^':^^'="'^"  -blossen  difsS 
sicn  innen  an.    Da  gingen   selbst  die  innerhalb  der  Ther 

mopylen  wohnenden   Griechen  den  Quintus   mit  dringen 

den  Bi    en   an    und   die   Achäer  gaben    die  FreunSft 

ßomern.  Uei  Staat  der  Lingonen  war  in  dem  Kriege 
welcher  unter  Anführung  des  Cerealis  unter  ™er  S 
schaft    des    Domitian  gegen    den   Bataver  Civilis    geilhrt 

Z    'Jä^^T  .l'^'^'^rJ''  P'^-J^r-ng  verschont  wo 
den     und   deshalb,   sagt  Frontinns,    „da  sie  wider  Ei- 

Sta'.f".„  "0/°^'''''''='  ''^'"'"'«°  '"'"«°'  kehrt'e  der 
btaat  zum  Gehorsam  zurück  und  führte  ihm  70  000  Be- 
waHnete  zu."  ' 

3.  Das  entgegengesetzte  Verfahren  zeigt  auch  die  ent- 
gegengesetzten  Folgen.     Livius   giebt   ein   Beisp  el    an 

iTlL  "^^  f «''  '"■"  «^'==  ""<^  ^'"^  Grausamkeft; 
deshalb  verwüstete  er,  was  er  nicht  behalten  konnte,  um 
dem  Feinde  nur  ein  wüstes  Land  zurückzulassen.  Diese 
böse  Gesinnung  herrschte  bei   ihm  im  Anfang  und  führte 

I„wh"h-  '"  t%  ^«'•''«'•''«"-  Denn  "icht  bloss  die,  welche 
Unwürdiges  leiden  mussten,    sondern  auch  die  Üebrigen 

ZTf"  ;'!""  /''r°dig,  denn  das  Beispiel  wirkte  weifer" 
als  das  Elend  sich  erstreckte."  ' 

4.    Unzweifelhaft   ist   es,    wie    auch   einige  Theologen 
meinen,    die    Pflicht    der    Staatsgewalt    und    der   pfld 
iti'^"'!.  ■  .gewaltsame     Plünderung     der    Stadt    und 

Aehnhches  nicht  zu  gestatten.  Denn  dergleichen  k.ann 
nicht  ohne  das  schwerste  Unglück  vieler  Unschuldigen 
abgehen  und  nützt  doch  oft  nur  wenig  für  den  Krieg- 
weshalb  dabei  die  christliche  Liebe  immer,  und  selbst 
me  Gerechtigkeit  meistentheils  nicht  vorhanden  ist.  Das 
aie  Christen  unter  einander  verbindende  Band  ist  stärker, 
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als  sonst  bei  den  Griechen,  und  doch  war  es  bei  ihnen 
durch  die  Amphyktionen  verboten,  in  iliren  Kriegen  eine 
Griechische  Stadt  zu  zerstören.  Und  von  dem  Macedoni- 
schen  Alexander  erzählen  die  Alten,  dass  er  keine  Hand- 
lung so  bereut  habe,  als  die  Zerstörung  Thebens.»») 


Kapitel  XIII. 

Bescliräiikungen  rücksichtlieh  der  erbeuteten 

Gegenstände. 

1.  1.  Die  Erbeutung  feindlicher  Sachen  in  einem  ge- 
rechten Kriege  darf  nicht  für  sündlos  oder  frei  von  der 
Pflicht  der  Erstattung  gehalten  werden.  Wenn  man  auf 
das  sittlich  Erlaubte  achtet,  so  darf  nicht  mehr  genom- 
men oder  zurückbehalten  werden,  als  der  Feind  wirklich 
schuldet;  nur  zur  Sicherheit  können  auch  Sachen  darüber 
hinaus  zurückbehalten  werden,  aber  bei  dem  Aufhören 
der  Gefahr  müssen  sie  oder  ihr  Werth  nach  den  Buch  IL 
Kap.  11  dargelegten  Grundsätzen  zurückgegeben  werden. 
Denn  das,  was  gegen  die  Sachen  der  Neutralen  gestattet 
ist,  ist  es  noch  mehr  gegen  die  der  Feinde.  Es  giebt 
also  ein  Recht,  Einzelnes  zu  ergreifen,  aber  Eigenthum 
wird  dadurch  nicht  erworben. 

2.  Eine  Forderung  können  wir  erlangen,  entweder  aus 
der  Ungleichheit  der  Gegenstände  oder  aus  einer  Strafe; 
daher  kann  auch  aus  beiderlei  Gründen  feindliches  Eigen- 
thum erworben  werden,  doch  mit  Unterschied.   Denn  oben 

90)  In  Bezug  auf  die  in  diesem  Kapitel  behandelte 
Materie  kann  die  Anmerk.  75  wiederholt  werden.  Was  Gr. 
als  Moralgebot  dem  Völkerrecht  entgegenstellt,  ist  be- 
reits das  zu  seiner  Zeit  geltende  Völkerrecht  gegenüber 
dem  obsolet  gewordenen  Völkerrecht  der  alten  Zeit;  und 
schon  in  dieser  alten  Zeit  beginnt  diese  Milderung,  wes- 
halb schon  die  alten  Autoren  sich  zweideutig  über  das 
damals  geltende  Völkerrecht  aussprachen. 
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ist    dargelegt  worden,    dass  aus    der  Schuld  des   Staats 

£ tÄrth   nen'"^  .'T'^  l'''^'^'^^    SOndLn 'rull 
aas  der  Lnteithanen  nach   dem   bestehenden  Völkerrecht 
gleichsam  nach  Art  einer  Bürgschaft,  verhaftet  ist    Dieses 
Vokerrecht  ist  anderer  Art  als  das,  was  nur  Straflosigkeit 
und  die  Klagbarkeit  bei  den  Gerichten  begriindet      £ 

nichTblo  s":  n  ""^'^'r  T'''  ?--i'lig«'g  der  Andere 
nicht  bloss  ein  ausserliches,  sondern  auch  ein  innerliches 
Recht  auf  unser  Vermögen  erlangt,  so  gesch ich tTes  auch 
Snf  derF^'"f  "^'T  Einwillig^iig,  welche  diVEinS 
welfhem  ^'""^'^T  ^n  ^^'^^^  "^^^  ^"  '''^  ^"^hält,  in 
rbkommen"    1'      '^    ^^f  ^^^^ein    gemeinsames    Staats- 

uieser  Alt  von   Geschäften   um   so   eher   vereinigt  haben 
^jlTl'elTl  Bestimmung  des  Völkenecir '^LÄ 

i^z  rSI  vire??e"ur"" ''"''  '^'^"  ''«^^-  - 

II.   Bei  der  anderen  Art   von  Forderungen     die   sich 

itecnt  auf  das  Vermögen  der  Untertlianen  durch  üeber- 
einstimmung  der  Völker  begründet  worden  zu  se  n  denn 
und  SIT  ,h  ■■  'lf -^^  ^'-derungen  is"t  Z  "elV  lUstig 

"L^edehnf  wi  1  ""^i'  r'.*''"'  ^'^  ''«^  Geschäft  besagt, 
ausgedehn  werden.  Auch  .st  die  Nlitzlielikeit  bei  dieser 
Art  von  Forderungen  nicht  die  gleiche  wie  dort-  denn 
bei  jener  handelt  es  sich  um  Mein  und  Dein,  hier  ni'eht  9«) 
weshalb  d,e  Verfolgung  ohne  Schaden  unterb leTben  kann 

merJte  nt  t''"!  "'''  '''?  ^'"''  "^«^  attische  Recht  Be 
merkte  nicht  entgegen;  denn  dort  entsprang  die  Verbind 

l.chkeit  der  Einzelnen  nicht  aus  der  Strafe,  die  der  Saa 

zu    eisten   l,atte,    sondern   sie   hatten  nur   to   Staat  zur 

Erfüllung    seiner    Pflicht    anzuhalten,     d.   h.    das    ürthei 

gegen  den  Schuldigen  zu  fällen,  und  diese  Pflicht  gehör 

Gattun"'"  De?"'  •^''"f  T   -•.-«"-  '-r  behLdetn 
^^attung.    Denn    em  Anderes  ist  die  Verbindlichkeit,   zu 

wpnn\vP°r    I"'r®    '""^    *'*'^^'    «"'    «"einera    VermöglT 
wenn  ,ch  die  Forderung  nicht  einziehe;   denn  sie   ist  aus 
der  Hingabe  eines  Theils  meines  eigenen  Vermögens  ent 
Sprüngen;  hier  handelt  es  sich  nu,"  um  eine  Stfafe     dL 
«^ssen    werden    kann,    ohne    dass   man   dadurch    arm  r 


358 


Buch  III.    Kap.  Xm. 


strafen,  ein  Anderes  die,  gestraft  zu  werden.  Allerdings 
entsteht  letztere  aus  der  unterlassenen  Erfüllung  der  ersten, 
aber  der  Grund  zu  jener  und  dieser  Wirkung  bleiben  unter- 
schieden Deshalb  können  der  Strafe  wegen  die  Sachen 
der  feindlichen  Unterthanen  nicht  eigenthümlich  erworben 
werden;  dies  geschieht  nur,  wenn  sie  selbst  etwas  ver- 
brochen haben,  wozu  auch  die  Obrigkeiten  gehören,  welche 
die  Vergehen  nicht  bestrafen. 

III.  Uebrigens  können  die  Sachen  der  Unterthanen 
genommen  und  erworben  werden,  nicht  blos  zur  Erlangung 
einer  Forderung  der  ersten  Art,  aus  welcher  der  Krieg 
entstanden  ist,  sondern  auch  wegen  der  weiteren,  daraus 
folgenden  Ansprüche,  wie  im  Beginn  dieses  Buches  dar- 
gelegt worden  ist.  So  ist  der  Ausspruch  mancher  Theo- 
logen zu  verstehen,  dass  die  Kriegsbeute  nicht  mit  der 
Hauptforderung  ausgeglichen  werden  könne ;  dies  gilt  näm- 
lich so  lange,  als  nicht  der  durch  den  Krieg  selbst  verur- 
sachte Schaden  nach  billigem  Richterspruch  ersetzt  wor- 
den ist.  So  verlangten  die  Römer  in  ihrem  Streit  mit 
Antiochus  nach  Livius'  Erzählung,  dass  der  König  die 
ganzen  Kriegskosten  bezahle,  da  der  Krieg  durch  seine 
Schuld  veranlasst  worden  sei.  Bei  Justinus  heisst  es: 
„Er  werde  nach  dem  gerechten  Gesetz  die  Kriegskosten 
übernehmen."  Bei  Thucydides  werden  die  Samier  ver- 
urtheilt:  „die  beschädigten  Gegenstände  zu  ersetzen." 
Aehnlich  lauten  viele  andere  Stellen.  Was  man  aber  den 
Besiegten  mit  Recht  auferlegen  darf,  dies  darf  man  auch 
mit  Recht  durch  Krieg  erzwingen. 

IV.  1.  Uebrigens  gehen,  wie  schon  anderwärts  er- 
innert worden,  die  Pilichten  der  Liebe  weiter  als  die  Re- 
geln des  Rechts.  Wer  im  Reichthum  lebt,  gilt  als  unbarm- 
herzig, wenn  er  seine  hülf losen  Schuldner  auspfänden 
lässt,  um  den  letzten  Groschen  zu  erlangen;  noch  mehr, 
wenn  der  Schuldner  durch  seine  eigene  Güte  in  die  Schuld 
gekommen  ist,  etwa  weil  er  sich  für  einen  Freund  ver- 
bürgt hat,  und  er  nichts  dafür  bekommen  hat.  Denn  der 
ältere  Quintilian  sagt:  „Die  Gefahr  des  Bürgen  ist  zu 
beklagen."  Dennoch  handelt  ein  solcher  hartherziger 
Gläubiger  nicht  gegen  das  strenge  Recht. 

2.  Deshalb  fordert  die  Menschlichkeit,  dass  man  denen, 
die  den  Krieg  nicht  verschuldet  haben  und  nur  als  Bür- 
gen verhaftet  sind,   die  Sachen  lasse,   welche    man    eher 
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als  sie  entbehren  kann,  namentlich  wenn  erhellt,  dass  sie 
das  so  Verlorene  von  ihrem  Staate   nicht  ersetzt  erhalfpn 
werden.    Hierher  gehört  das,  was  Cyrurnach  der  Erole 
rung  von  Babylon  seinen  Soldaten  sagte:  „Ih    we  det  das 
was  Ihr  nehmt,    nicht   mit  Unrecht  ^besitzen;    aleb 

SaLti?  ^^'  "'"'^''  '^'  ''  ""'''''  "^^"^"'  s^ndernihnen 
3.  Auch  ist  zu  beachten,  dass  dieses  Recht  an  das 
eSS  ?T  "-i-'^'^-.  Unterthanen  nur  zur  AushS 
eingeluhrt  ist;  so  lange  wir  also  noch  mit  Leichtigkeit 
dieses  Recht  gegen  die  ursprünglichen  Sclmklner  3^ 

™'  '^V'^^'^'m.^'"'  ^'^'^'  ^"^'^^  "^^^  RechtsverweT 
gerung   sich  freiwillig  zu  Schuldnern  gemacht  haben     ist 

es  zwar  nicht  gegen   das   strenge  Recht,    aber  gegen^  dfe 

Gebote  der  Menschenliebe,    sich   an  die  Unschuldigen  zu 

die  Röm^riP^p'  '?^' w'  Menschlichkeit  bietet  namentlich 
die  Römische  Geschichte;  da  sind  den  Besiegten  ihre  Län- 

e^irZ  ""VT  ß^^^"-,^-««  Bie  in  den  Römischen  Staat 
entreten,  überlassen  worden,  d.  h.  dass  sie  den  besiegten 
Staat  verhessen;  oder  den  alten  Besitzern  wurde  der  Ehre 

sfsLZoi^^^^^^^  ^"^  überlassen 

bo  smd  nach  Livius  die  Vejenter  von  den  Römern  nur 
nnt  dem  Verlust  eines  Theiles  ihrer  Ländereien  als  Strafe 

SnT'^?"-.  /'.^'^  ^''^'''^''  ^«"  Macedonien  den 
Lxiern  ihre  Landereien  gegen  einen  Zins  zurück.    So  liest 

Zrt'^n'j  ^^^  ^^ä^t«^^el«J^e  sich  ergaben,  nicht  geplün- 
dert worden  sind;  auch  ist  bereits  erwähnt  worden ,  dass 

hl  mhlinhr' w"'"  "'^^^  ''^^'^  ^'«  ^^^-äthes  der  Landbauer 
Kirlh.  1^'^'',""^  "^"^  ^^'  ^'^^^^^  Vorschrift  der 

Kirchenregeln   geschont   und  höchstens  einen  Tribut  ver- 

TAv  tTl'   '^"^"   ''^^'^^'"  ^^^^^»t  pflegt  auch  für 

die  Waaren  Schutz  im  Kriege  bewilligt  zu  werden.  92) 

p  Auch   für  den  Inhalt  dieses  Kapitels  wird  auf  das 

WasTrh  '^  rf  ^?^^'  Ausgeführte  Bezug  genommen. 
V\as  Gl.  hier  als  Moral  darstellt,  ist  zum  Theil  das  Völker- 
lecht  seinerzeit;  was  darüber  hinausgeht,  ist  auch  mo- 
ralisch  unverbindlich;    denn   wie   soll  der  einzelne  Soldat 

Z)^!T^"f  ^T'^  ^^"^^  ^'^  ^^"  ^''  ^"er  gezogenen  Unter- 
schiede übersehen  und  beachten  können.  Selbst  der  Feld- 
herr kann  es  in  der  Regel  nicht. 
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Kapitel  XIV. 
Beschräiikungen  rück  sichtlich  der  Oefaugenen. 

1.  1.  In  den  Ländern,  wo  die  Gefangenschaft  und  die 
Sklaverei  der  Mensclien  üblich  ist,  rauss  sie,  wenn  man 
die  innere  Gerechtigkeit  mit  in  Betraclit  zieht,  nach  der 
Art  wie  bei  Sachen  beschränkt  werden,  nämlich  dahin,  dass 
ein  solches  Herrenrecht  nur  soweit  zulässig  ist,  als  die 
Höhe  der  ursprünglichen  Forderung  und  der  spätere  Zu- 
wachs es  verlangen;  ausgenommen,  die  Gefangenen  hätten 
selbst  etwas  verbrochen,  was  die  Billigkeit  mit  der  Skla- 
verei zu  bestrafen  gestattet.  Soweit  hat  also  der,  welcher 
nicht  über  das  Gerechte  hinaus  Krieg  führt,  ein  Hecht 
auf  die  gefangenen  Unterthanen  des  Feindes  und  kann 
dasselbe  gültig  auf  Andere  übertragen. 

2.  Die  Pflichten  der  Billigkeit  und  Liebe  verlangen 
aber  auch  hier  dieselben  Unterscheidungen,  die  früher 
bei   der  Tödtung   der  Feinde   aufgestellt  worden   sind.  ^3) 

93)  Es  ist  auffallend,  dass  Gr.  in  Bezug  auf  die  Skla- 
verei, selbst  nach  der  moralischen  Auffassung,  nicht  so 
weit  geht,  als  die  öffentliche  Meinung  seiner  Zeit  in 
Frankreich  und  Holland.  Dort  kannte  man  innerhalb  des 
Staatsgebietes  keine  Sklaverei  mehr,  und  selbst  ein  von 
Aussen  kommender  Sklave  wurde  mit  seinem  Eintritt  in  das 
Land  frei.  Gr.  erkennt  dagegen  noch  eine  selbst  nach  der 
christlichen  Moral  zulässige  Sklaverei  an;  er  begnügt  sich, 
die  Ausübung  derselben  zu  mildern  und  dem  Sklaven  ein 
Eigenthum  und  die  Aussicht  auf  Freilassung  bei  guter 
Führung  zu  sichern,  ^ach  modernen  Begriffen  kann  aber 
diese  Milde  die  Sklaverei  an  sich  nicht  ändern,  und  des- 
halb verlangt  die  Gegenwart  mit  solcher  Energie  die  Be- 
seitigung der  Sklaverei  an  sich  und  begnügt  sich  nicht 
mit  der  blossen  Milde  der  Behandlung,  in  Bezug  aufweiche 
allerdings  vielfach  die  Sklaven  im  Süden  es  besser  liaben 
mögen  als  die  freien  Lohnarbeiter  im  Norden.  —  Diese 
Auffassung  des  Gr.  ist  ein  interessanter  Beitrag  für  die 
Natur  der  Entwickelung  allen  Rechtes  und  aller  Moral 
überhaupt.     Selbst  ein  so  feingebildeter  und  milder  Mann 
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Demosthenes  lobt  in  seinem  Briefe  für  die  Kinder  des 
Lykurg  den  Macedonischen  Philipp,  dass  er  nicht  Alle  die 
sich  unter  den  Feinden  befunden  hätten,  zu  Sklaven  ge- 
macht, „denn  er  hielt  nicht  gegen  Alle  ein  und  dasselbe 
für  recht  und  erlaubt,  sondern  erwog  die  Sache  nach  der 
Schuld  jedes  Einzelnen,  und  handelte  auch  liier  wie  ein 
Richter." 

II.  1.  Zunächst  muss  aber  erinnert  werden,  dass 
dieses  Recht,  was  gleichsam  auf  der  Bürgschaft  für  den 
Staat  beruht,  keineswegs  so  weit  geht,  als  das  aus  Ver- 
gehen entspringende  Recht,  wonach  die  Sklaverei  als 
deren  Strafe  eintritt.  Deshalb  nannte  ein  Spartaner  sich 
nicht  den  Sklaven,  sondern  den  Gefangenen.  Denn  genau 
betrachtet,  gleicht  dieses  allgemeine  Recht  ^egen  die  Ge- 
fangenen bei  einem  gerechten  Kriege  dem  Recht  der  Herren 


wie  Gr.  nahm  vor  250  Jahren    an   dem  Institut  der  Skla- 
verei noch  keinen  Anstoss;    wie   kann   man   sich  da  wun- 
dern,  dass  Aristoteles  1800  Jahre   vor  ihm  die  Sklaverei 
noch   philosopjiisch   als   ein   naturgemässes   und   sittliches 
Institut    begründet    hat.     Dies   zeigt,    wie   alles   Sittliche 
immer  nur  positiver  Natur  ist;  wie  keine  Zeit  ein  Recht  hat, 
ihre  Moral  und  ihr  Reclit  über  das  einer  anderen  Zeit  zu 
stellen,    und  wie   der  Inhalt  des  Sittlichen   sich   in   einer 
fortwälirenden    allmäligen    Veränderung    befindet,    welche 
nach  Jahrhunderten  und  Jalirtausenden  auch  das  trifft,  was 
man  für  das  Heiligste  und  für  das  Ewige  gehalten  hat. 
Das  Weitere  ist  ausgeführt  B.  XI.  19L    Nach  den  von  Gr. 
beigebrachten    Citaten   unterschied   man    schon    im    Alter- 
thum  und  vor  Christus  das  Recht  und  die  Moral  in  Bezug 
auf  die   Behandlung  des   Sklaven;    das  Christenthum   hat 
hierin  nichts  geändert;  der  Satz:  dass  alle  Menschen  Brü- 
der sind,  blieb  ein  todter  Buchstabe,  bis  die  Germanischen 
Nationen,    welche    die   Sklaverei    in    diesem   Sinne    nicht 
kannten,    das  Römische  Reich   zerstörten    und   ihre  Sitten 
allmälig  zur  Geltung   kamen.   —  Die  weiteren  Unterschei- 
dungen des  Gr.  je  nacli  dem  Grunde,   aus   dem  die  Skla- 
verei  in   dem   einzelnen  Falle  entstanden   ist,    haben  nur 
ein  historisches  Interesse,    aber  zeigen,    wie  tief  bei  ihm 
noch  die  Ueberzeugung  sass,    dass  die  Sklaverei  an  sich 
zulässig  sei. 


362 


Buch  lU.    Kap.  XIV. 


Beschränkungen  rücksichtlich  der  Gefangenen.  363 


5iir*^ 


♦'I 


gegen  die,  welche  sich  aus  Noth  in  die  Sklaverei  verkauft 
haben;  wobei  man  noch  davon  absieht,  dass  die  Lage 
Jener  trauriger  ist,  weil  sie  nicht  durch  ihre  Thaten,  son- 
dern durch  die  Schuld  der  Staatsgewalt  in  diese  Lage 
gekommen  sind.  „Es  ist  das  Härteste,  nach  Kriegsrecht 
Sklave  zu  werden,"  sagt  Isokrates. 

2.  Diese  Sklaverei  ist  also  nur  eine  dauernde  Ver- 
bindliclikeit  zur  Arbeit  für  den  ebenso  dauernden  Unter- 
halt. Dieser  Art  von  Sklaverei  entspricht  die  Definition 
des  Clirysippus,  welcher  sagt:  „Der  Sklave  ist  ein 
dauernder  Lohnarbeiter."  Auch  das  jüdische  Gesetz  ver- 
gleicht den,  der  sich  aus  Noth  verkauft  hat,  ausdrücklich 
mit  dem  Lohnarbeiter;  Deut.  XV.  18,  40,  53;  es  will, 
dass  ihm  bei  seinem  Loskauf  seine  Arbeit  ebenso  ange- 
rechnet werde,  wie  die  aus  einem  Acker  gezogenen 
Früchte  dem  alten  Eigenthümer  zugerechnet  werden; 
Deut.  XVIIL  50. 

3.  Dennoch  ist  das,  was  nach  dem  Völkerrecht  straf- 
los gegen  die  Sklaven  geschehen  kann,  sehr  verschieden 
von  dem,  was  die  natürliche  Vernunft  gestattet.  Aus  Se 
neca  ist  schon  angeführt  worden:  „Wenn  gegen  die  Skla- 
ven Alles  erlaubt  ist,  so  giebt  es  doch  Etwas,  was  das 
gemeinsame  Recht  der  lebenden  Geschöpfe  dem  Menschen 
anzuthun  verbietet."  Dahin  gehört  auch  der  Ausspruch 
des  Philemon: 

„Jeder,  o  Herr,  ist  als  Mensch  geboren,  und  ob- 
gleich er  als  Sklave  dient,  hört  er  nicht  auf,  ein 
Mensch  zu  sein." 
Anderwärts  sagt  derselbe  Seneca:  „Sie  sind  Sklaven, 
aber  auch  Menschen;  sie  sind  Sklaven,  aber  auch  Haus- 
genossen; sie  sind  Sklaven,  aber  auch  bescheidene  Freunde; 
sie  sind  Sklaven,  aber  auch  Genossen  in  der  Sklaverei." 
Auch  beiMacrobius  finden  sich  Gedanken,  die  ganz  mit 
dem  Ausspruch  des  Apostels  Paulus  stimmen:  „Ihr  Herren, 
gewährt  den  Sklaven,  was  recht  und  billig  ist,  eingedenk, 
dass  auch  Ihr  einen  Herrn  im  Himmel  habt."  Auch  ander- 
wärts verlangt  er,  dass  die  Herren  nicht  hart  mit  den 
Sklaven  verfahren,  aus  dem  erwähnten  Grunde,  weil  auch 
sie  einen  Herrn  im  Himmel  haben,  der  auf  dergleichen 
Unterschiede  nicht  achtet.  In  den  Konstitutionen,  welche 
dem  Clemens  Romanus  zugeschrieben  werden,  heisst  es: 
„Hüte  Dich,  Deinem  Sklaven  oder  Deiner  Magd  mit  har- 


tem Smn  etwas  zu  befehlen."  Clemens  von  Alexandrien 
verlangt,  dass  man  die  Sklaven  wie  Seinesgleichen  behan- 
deln solle,  da  sie  so  gut  Menschen  seien  wie  Andere,  in- 
dem er  dem  Ausspruch  des  weisen  Juden  folgt:  „Wenn 
Du  einen  Sklaven  hast,  so  beliandle  ihn  wie  Deinen  Bru- 
der, denn  er  hat  eine  Seele  wie  Du." 

III.    Das  sogenannte  Recht  über  Leben  und  Tod  gegen 
den  Sklaven  giebt  dem  Herrn   die   häusliche  Gerichtsbar- 
keit, die  aber  ebenso  gewissenhaft  auszuüben,  ist  wie  die 
öffentliche.    Dies  wollte  Seneca,  als  er  sagte:  „Bei  einem 
Sklaven  ist  nicht  blos  daran  zu  denken,   wie   viel  er  von 
Dir,    ohne   dass  Dich   eine    Strafe  trifl't,    ertragen    muss 
sondern    wie   viel  Dir  Recht  und  Billigkeit  gestatten,   die 
auch   die   Schonung    der  Gefangenen   und   Erkauften  ver- 
langen."   Derselbe  sagt  anderwärts:  „Was  kommt  es  auf 
die  Art  der  Herrschaft  an,  unter  der  sich  Jemand  befindet, 
da  wir  doch  Alle  einen  höchsten  Herren  haben."    Er  ver- 
gleicht da  die  Unterthanen  mit  den  Sklaven  und  sagt,  es 
sei  gegen  Beide  dasselbe,  wenn  aus  verschiedenen  Rechts- 
gründen erlaubt,  was  unzweifelhaft  bei  der  Frage,  ob  ihm 
das  Leben  genommen  werden  kann,  und  Aehnlichem  wahr 
ist.     Derselbe   Seneca   sagt:    „Unsere   Vorfahren   hielten 
ihr  Haus   für  einen   Staat   im  Kleinen."     Plinius    sagt: 
„Für  die  Sklaven  ist  das  Haus  gleichsam  das  öffentliche 
Wesen    und    der    Staat."     Der  Censor  Cato   strafte  nach 
Plutarch    einen    Sklaven,    der    ein    todeswürdiges    Ver- 
brechen begangen  hatte,  nicht  eher,  als  bis  er  durch  den 
Richterspruch   seiner  Mitsklaven   verurtheilt   worden   war 
Damit    sind  die  Stellen  in  Hiob  XXXL  13  u.  f.  zu  ver- 
gleichen. 

IV.  Aber  selbst  bei  geringeren  Strafen,  wie  körper- 
liche Züchtigungen,  ist  mit  Billigkeit,  ja  mit  Nachsicht 
gegen  die  Sklaven  zu  verfahren.  „Du  wirst  ihn  nicht 
unterdrücken;  Du  sollst  kein  harter  Herr  für  ihn  sein," 
sagt  das  göttliche  Gesetz  über  den  Jüdischen  Sklaven. 
Dies  muss  jetzt,  wo  Alle  einander  die  Nächsten  sind,  von 
allen  Sklaven  gelten.  Deut.  XV.  17,  45,  53.  Philo  be- 
merkt zu  dieser  Stelle:  „Das  Schicksal  hat  zwar  die  Sklaven 
unter  den  Herrn  gestellt;  von  Natur  sind  sie  aber  dem  Herrn 
gleich,  und  nach  dem  göttlichen  Gesetz  bestimmt  sich  die 
Regel  des  Rechts  nicht  nach  dem,  was  dem  Schicksal, 
sondern   was   der  Natur   entspricht.      Deshalb    sollen    die 
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Herren  ihre  Gewalt  gegen  die  Sklaven  nicht  missbrauchen 
und  sie  nicht  als  einen  Gegenstnnd  betrachten,  an  dem 
sie  ihren  Stolz,  ihre  Unverschämtheit  und  ihre  wilde  Roh- 
heit auslassen  können.  Denn  das  sind  die  Zeichen  nicht 
eines  milden,  sondern  eines  verhärteten  Gemüthes,  was 
gegen  die  Untergebenen  in  tyrannischer  Herrschsucht  wli- 
thet."  Seneca  sagt:  „Verträgt  es  sich  mit  der  Gerech- 
tigkeit, dass  die  Herrschaft  über  einen  Menschen  härter 
und  drückender  geübt  werde,  als  über  die  stummen  Thiere? 
Wird  nicht  ein  erfahrener  Reiter  sich  hüten,  sein  Pferd 
durch  fortwährende  Züchtigung  scheu  zu  machen?  Denn 
es  wird  furchtsam  und  widerspenstig,  wenn  man  es  nicht 
mit  schmeichelnder  Hand  besänftigt."  Und  bald  darauf 
fährt  er  fort:  „Was  ist  thörichter,  als  sich  zu  schämen, 
gegen  Zugthiere  und  Hunde  den  Zorn  auszulassen,  aber 
den  Menschen  unter  die  härteste  Gewalt  eines  anderen 
Menschen  zu  stellen?"  Deshalb  musste  nach  Jüdischem 
Gesetz  ein  Sklave  oder  Sklavin  freigelassen  werden,  wenn 
ihnen  absichtlich  ein  Auge  oder  auch  nur  ein  Zahn  aus- 
geschlagen worden  war. 

V.  1.  Auch  die  Arbeit  ist  mit  Mäs:>^igung  aufzulegen,  und 
die  Kräfte  der  Sklaven  sind  dabei  mit  Menschlichkeit  zu 
berücksichtigen.  Auch  dies  ist  bei  der  Einrichtung  des 
Jüdischen  Sabbaths  mit  bezweckt;  es  soll  auch  für  deren 
Arbeit  eine  Erholung  statttinden.  Ein  Brief  des  C.  Pli- 
nius  an  Paulinus  beginnt  so:  „Ich  sehe,  wie  mild  Du 
Deine  Leute  behandelst,  und  ich  kann  Dir  deshalb  um 
so  offener  die  Nachsicht  gestehen,  mit  der  ich  gegen  die 
meinigen  verfahre.  Ich  denke  immer  an  die  Worte  im 
Homer:  „Der  Schwiegervater  war  zu  mir  wie  ein  gütiger 
Vater,  *->^)  und  das  will  unser  „Paterfamilias"  sagen." 

2.  Auch  Seneca  findet  in  diesem  Worte  die  Mensch- 
lichkeit früherer  Zeiten:  „Seht  Ihr  nicht,  wie  unsere  Vor- 
fahren alles  Gehässige  von  dem  Herrn  und  alle  Schmach 
von  dem  Sklaven  genommen  haben?  Sie  nannten  den 
Herrn  Familienvater  und  die  Sklaven  Familienglieder." 
Dio  von  Prusa  sagt  bei  Schilderung  eines  guten  Königs: 

9-*)  Es  sind  die  Worte  der  Helena  aus  dem  letzten 
Gesänge  der  Iliade,  v.  775,  wo  sie  sagt,  dass  ihre  ande- 
ren Verwandten  ihr  oft  Vorwürfe  gemacht,  aber  niemals 
Hektor  und  ihr  Schwiegervater  Priamus. 
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„Seinen  Namen  des  Herrn  macht  er  so  wenig  gegen  die 
Freien  geltend,  dass  er  ihn  nicht  einmal  gegen  die  Skia 
ven  gebraucht."  Ulysses  sagt  bei  Homer  den  treu  er- 
fundenen Sklaven,  dass  sie  bei  ihm  künftig  wie  Brüder 
semes  Sohnes  Telemach  behandelt  werden  sollten  Ter 
tuUian  sagt:  „Wohlgefälliger  lautet  der  Name  der  Milde 
(pietatis)  als  der  Macht  (potestatis) -,  sie  werden  auch  mehr 
Familienvater  als  Herr  genannt."  Hieronymus  oder 
lauhnus  sagt  zur  Celantia:  „Stelle  Dich  und  re^re 
so  in  Deinem  Hause,  dass  man  sieht,  Du  willst  mehr  die 

}     l\^Ä  ^'^  ^^^''''^"  ^^'^^^  ^^"^^  sein ;  nöthige  sie  mehr 
•durch  Milde  als  durch  Strenge  zur  Ehrfurcht."    Augustin 
sagt:  „Gerechte  Väter  haben  sonst  ihr  Haus  so  in  Frieden 
eingerichtet,  dass  bei  den  zeitlichen  Gütern  das  Vermögen 
der  Söhne   von   der  Sklaven  Besitzstand  getrennt  wurde- 
aber  zur  Verehrung  Gottes  zogen  sie  alle  Glieder  ihres 
Hauses    mit    gleicher  Liebe    herbei.     Dies    ist    so  natur- 
gemass,  dass  sie  deshalb  Hausväter  genannt  worden  sind 
und  dieses  Wort  gilt  so  allgemein,  dass  auch  die  Herren 
sich  gerne  so  nennen  hören.    Wer  aber  ein  wahrer  Haus- 
vater ist,  der  sorgt,  dass  Alle  in  seinem  Hause  gleich  Kin- 
dern Gott  verehren  und  sich  Verdienst  erwerben." 

3.     S  er  vi  US  macht  auf  eine  ähnliche  Milde  aufmerk- 
sam,   indem  die  Sklaven  auch  Knaben  genannt  würden- 
so  sagtVirgil:  „Verschliesst  die  Wasserrinnen,  Ihr  Kna- 
ben      Aehnhch  nannten  die  Herakleoten  ihre  Mariandy- 
iiischen   Sklaven   doyQocpoQovg ,  d.h.   Beschenkte,  95)    indem 
sie  dem  Sklavennamen  die  Bitterkeit  nahmen,  wie  ein  al- 
ter Ausleger,    Callistratus,    zu  Aristophanes    bemerkt, 
lacitus  lobt  die  Deutschen,    dass   sie  die  Sklaven  wie 
Landbauer  hielten.     Theono  sagt  in  einem  Briefe-     Der 
rechte   Gebrauch    der    Sklaven    erfordert,    dass  sie    nicht 
durch   übermässige  Arbeit  erschöpft  werden,    noch  durch 
Mangel  die  Kräfte  verlieren." 

VL  1.  Für  seine  Arbeit  ist  der  Sklave  zu  ernähren 
Cicero   sagt:    „Man   hat  nicht  Unrecht,    wenn  man  ver- 

9S)  Gr  ist  hier  im  Irrthum.  Das  Wort  ^coQo^ooog  hat 
aktive  Bedeutung  und  bezeichnet  den  Sklaven,  welcher 
Geschenke  trägt  oder  bringt,  oder  welcher  den  von  ihm 
verdienten  Lohn  seinem  Herrn  abliefert.  Man  sehe  Te- 
renz  im  Phormio,  L  1,  6. 
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langt,  clas9  die  Sklaven  wie  Lohnarbeiter  behandelt  wer- 
den sollen;  man  kann  Arbeit  von  ihnen  fordern,  aber  muss 
ihnen,  was  Recht  ist,  gewähren."  Aristoteles  sagt: 
„Der  Unterhalt  ist  der  Lohn  des  Sklaven."  Cato  sagt: 
"Sorgt,  dass  das  Hausgesinde  es  gut  habe;  dass  es  nicht 
friere  und  nicht  hungere."  Seneca  sagt:  „Auch  der  Herr 
ist  dem  Sklaven  Einiges  schuldig,  wie  Essen  und  Klei- 
dung." Auf  den  Unterlialt  wurden  monatlich  vier  Maass 
Weizen  gerechnet,  wie  Donatus  als  den  Sklaven  gelie- 
fert, angiebt.  Der  Rechtsgelehrte  Marcian  sagt,  dass 
der  Herr  seinen  Sklaven  Einiges  gewähren  müsse,  wie 
den  Rock  und  Aehnliches.  Die  Geschichtschreiber  ver- 
dammen die  Grausamkeit  der  Sicilianer,  welche  die  ge- 
fangenen Athener  verhungern  Hessen. 

2.  Ueberdem  zeigt  Seneca  an  der  erwähnten  Stelle, 
dass  der  Sklave  in  Manchem  frei  sei  und  sich  dankbar 
beweisen  könne,  wenn  er  etwas  über  das  Maaas  der 
Sklavendicnste  hinaus  thut,  was  dann  nicht  auf  Befehl, 
sondern  freiwillig  geschieht,  und  wo  der  Diener  sich  m 
einen  Freund  umwandelt,  wie  er  weitläufig  auseinander- 
setzt. Dem  entspricht,  dass  ein  Sklave  etwas  für  sich 
erwirbt,  wenn  er  wie  bei  Terenz  durch  Pfiffigkeit  sich 
etwas  verdient.  Theophilus  bezeichnet  richtig  das  Pe- 
culium  (Sklavenvermögen)  als  ein  natürliches  Eigenthum, 
wie  man  auch  es  eine  natürliche  Ehe  nennen  kann,  wenn 
Mann  und  Frau  zusammenwohnen.  Auch  Ulpian  nennt 
das  Peculium  ein  kleines  Eigenthum.  Es  macht  auch 
nichts  aus,  dass  der  Herr  dieses  Peculium  wegnehmen  oder 
schmälern  kann;  denn  er  handelt  nicht  nach  Billigkeit, 
wenn  er  dies  ohne  Grund  thut.  Als  einen  solchen  Grund 
sehe  ich  nicht  blos  die  Strafe  an,  sondern  auch  das  Be- 
dürfniss  des  Herrn;  denn  der  Vortheil  des  Sklaven  ist 
dem  des  Herrn  untergeordnet,  und  zwar  noch  mehr,  wie 
der  der  Bürger  dem  des  Staates.  Passend  sagt  Seneca: 
„Nicht  deshalb  hat  der  Sklave  nichts,  weil  er  dazu  nicht 
fähig  ist,  sondern  weil  der  Herr  es  nicht  gewollt  hat." 

3.  Deshalb  kann  der  Herr  die  Zahlung  nicht  zurück- 
fordern, die  er  für  eine  während  der  Sklavenzeit  entstan- 
dene Schuld  dem  Sklaven  nach  seiner  Freilassung  leistet, 
weil,  wie  Tryphonius  sagt,  es  bei  dieser  Rückforderung 
nur  auf  die  natürliche  Verbindlichkeit  ankommt  und  dazu 
der   Herr    dem    Sklaven    gegenüber    fähig    ist.     Deshalb, 
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liest  man    dass  nicht  blos  Klienten  zum  Nutzen  ihrer  Pa- 
trone, und  Lnterthanen  zum  Nutzen  ihrer  Könige,  sondern 
auch  Sklaven  zum  Nutzen  ihrer  Herren  beigesteuert-  z  B 
zur  Ausstattung  einer  Tocliter,  zum  Loskauf  eines  Sohnes 
aus  der  Gefangenschaft  und  zu  ähnlichen  Zwecken     Pli- 
Rrüf/f^"!^,!^'   seinen   Sklaven   sogar,    wie  er  in 'einem 
Briefe  erzahlt,  eine  Art  Testament  zu  machen,  d.  h.  ihren 
Nachlass  unter  den  Hausgenossen  zu  vertheilen,    zu  ver- 
schenken und  zu  vermachen.     Bei   einigen  Völkern  haben 
die   Sklaven   sogar  ein   grösseres   Recht  auf  Eigenthums- 
erwerb  gehabt    wie  es  denn  mancherlei  Grade  der  Dienst- 
barkeit giebt,  die  früher  dargelegt  worden  sind 
1.    f:  P^'W^^^"  Völkern  haben  die  Gesetze  dieses  äussere 
Recht  der  Herren  auf  jene  innere  oben  dargelegte  Gerech- 
tigkeit eingeschränkt.     Denn   aucli   bei  den  Griechen  war 
es   dem   zu  hart   behandelten  Sklaven  gestattet,    „zu  ver- 

iTZl'r-^H  r-?.^'^^''I  verkaufe."  In  Rom  konnten  sie 
zu  den  Gotterbildsaulen  flüchten  oder  die  Hülfe  der  Obrig- 
keit wegen  Rohheiten,  wegen  verweigerten  Unterhalt  oder 
unerträglicher  Misshandlungen  in  Anspruch  nelimen.  Dies 
ruht  aber  nicht  auf  dem  strengen  Recht,  sondern  auf  der 
xMenschhchkeit  und  Milde,  und  diese  kann  nach  langem 
Dienst  oder  sehr  grossen  Leistungen  selbst  die  Frei- 
lassung des  Sklaven  zur  Pflicht  erheben. 

1  ^V•,F^P'^"  ^^^^>  ^^^^^>  nachdem  die  Sklaverei  durch 
das  Volkerrecht  eingeführt  worden,  sei  als  Wohlthat  die 
iM-eilassung  nachgefolgt.  Als  Beispiel  kann  man  die  Verse 
des  Terenz  anführen: 

„Icli  habe  Dich  aus  einem  Sklaven  zu  einem  Frei- 
gelassenen gemacht,  weil  Du  mir  ehrlich  gedient 
Jiast."  " 

Salvianus   erwähnt  es   als   eine   allgemeine    Sitte,    dass 
Sklaven,   die  sicli,  wenn  auch  nicht  ausgezeichnet,   doch 
ohrlich  und  fleissig  betragen  haben,   mit  der  Freiheit  be- 
schenkt werden     und  fügt  hinzu:    „dass  sie  das,   was  sie 
wahrend  der  Sklaverei  sich  erspart  hätten,  auch  aus  dem 
iiause  mit  sich  nehmen  durften."    In  den  Märtyrerbüchern 
kommen  viele  Beispiele  der  Art  vor.    Deshalb  ist  auch  die 
^lUde  des  Jüdischen  Gesetzes  zu  rühmen,  wonach  ein  Jü- 
discher Sklave   nach   Ablauf  einer  bestimmten   Dienstzeit 
reigelassen  werden  musste,  und  zwar  nicht  ohne  Geschenk. 
Uie  Propheten  klagen   viel  über  die  Missachtung   dieses 
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Gesetzes.  Plutarcli  tadelt  den  älteren  Cato,  weil  er  die 
altersschwach  gewordenen  Sklaven  verkauft  habe  und  der 
sremeinsamen  Menschennatur  nicht  eingedenk  gewesen  sei. 
VII.  Es  fragt  sich  hier,  ob  einem  kriegsgefangenen 
Sklaven  zu  entfliehen  erlaubt  ist.  Ich  meine  dabei  nicht 
einen  solchen,  der  durch  seine  eigenen  Vergehen  die  Skla- 
verei verdient  hat,  sondern  der  durch  die  Staatsverhalt- 
nisse in  diesen  Zustand  gerathen  ist.  Richtiger  ist  es, 
dass  es  nicht  erlaubt  ist,  weil  er  nach  der  gemeinsamen 
Uebereinkunft  der  Völker,  wie  erwähnt,  für  semen  Staat 
zur  Arbeit  verpflichtet  ist;  so  lange  nämlich  nicht  eme 
unerträgliche  Härte  ihn  zur  Flucht  nöthigt.  Man  kann 
hierüber  den  IG.  Ausspruch  des  Gregor  von  Nicaea  nach- 

■  popp 

VIII  1.  Ich  habe  schon  früher  die  Frage  berührt,  ob 
und  inwieweit  die  Kinder  des  Sklaven  nach  innerem  Recht 
dem  Herrn  verpflichtet  sind ;  sie  kann  hier  wegen  der  Be- 
ziehung auf  die  Kriegsgefangenen  nicht  übergangen  wer- 
den. Hatten  die  Eltern  wegen  ihrer  Verbrechen  den  Tod 
verdient,  so  können  auch  ihre  späteren  Kinder  in  der 
Sklaverei  behalten  werden,  denn  es  ist  dadurch  ihnen  selbst 
das  Leben  gewährt  worden,  da  sie  ohnedem  gar  nicht  zur 
Welt  gekommen  sein  würden.  »«)  Auch  bei  Hungersnoth 
kann   des  Unterhaltes   wegen   die   Nachkommenschaft  von 


96)  Auch  diese  Argumentation  ist  noch  ein  merkwür- 
diges Beispiel  von  der  mechanischen  oder  sachlichen  Auf- 
fassung des  ganzen  Sklavenverhältnisses,  wie  sie  bei 
Gr  vorherrscht.  Nur  ein  Jurist  kann  in  seinem  Be- 
streben, Alles  zu  deduciren,  auf  ein  solches  Argument 
gerathen,  was  die  persönliche  und  selbstständige  Wurde 
des  Menschen  völlig  verkennt.  Die  lange  Beschäftigung 
mit  den  alten  Schriftstellern  und  ihrem  Rechte  hatten  bei 
Gr.  das  sittliche  Gefühl,  wie  es  schon  zu  seiner  Zeit  sich 
entwickelt  hatte,  hier  nicht  hervortreten  lassen.  In  jenen 
Autoren  und  im  Corpus  juris  kann  man  keine  Seite  lesen, 
ohne  mitten  in  eine  Welt  voll  Herren  und  Sklaven  einzu- 
treten; allmälig  gewöhnt  man  sich  daran,  und  die  Insti- 
tution ist  dabei  so  kunstvoll  und  fein  von  den  alten  Ju- 
risten entwickelt,  dass  man  sich  zuletzt  damit  aussöhnt. 
So  ist  selbst  der  milde  Gr.  hier  hinter  seiner  eigenen  Zeit 
zurückgeblieben. 
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den  Eltern  in  die  Sklaverei  verkauft  werden,  wie  früher 
bemerkt  worden  ist.  Dieses  Recht  gestattete  Gott  den 
Juden  gegen  die  Nachkommenschaft  der  Kananiter 

2.     Für  die  Schuld  eines  Staates  konnten  nur  die  be- 
reits vorhandenen  Kinder,    die  ja  zum  Staate  mit  gehör- 
ten, ebenso  wie  ihre  Eltern  verpflichtet  werden:  dagegen 
genügt   dieser   Grund  bei   den   damals  noch  üngeborenen 
nicht     sondern   es   ist  ein  anderer  nöthig:    entweder  weil 
die  Eltern  ausdrücklich  eingewilligt,  um  die  Kinder  nicht 
umkommen  zu  lassen,  und  es  kann  dies  selbst  ohne  Frist 
geschehen,    oder  weil  der  Unterhalt  selbst  das  Recht  be- 
gründet  jedoch  nur  auf  so  lange,  bis  die  Auslagen  durch 
ihre  Arbeit  abverdient  sind.    Wenn  dem  Herrn  noch  mehr 
Rechte  darüber  hinaus  zustehen,    so   beruht  dies  auf  den 
besonderen  Gesetzen  des  Staates,  die  den  Herrn  reichlicher 
bedenken  können. 

IX.  1.     Bei  den  Völkern,    wo  diese  Sklaverei  aus  der 
Kriegsgetangenschaft  nicht  besteht,  ist  es  das  Beste,  die 
Gefangenen  auszuwechseln  oder  mindestens  sie  gegen  ein 
billiges    Lösegeld    zu    entlassen.      Die     Grösse    desselben 
asst  sich  nicht  genau  bestimmen;  die  Menschlichkeit  ver- 
langt,   dass    dadurch   der  Gefangene   nicht  in  Mangel  an 
dem    Nothwendigsten    gerathe.     Denn    selbst    denen,    die 
durch  ibre  eigenen  Handlungen  in  Schulden  gerathen,  ge- 
stat  en  dies  häufig  die   besonderen  Staatsgesetze.     Ander- 
wärts bestimmt   sich   die  Höhe  des  Lösegeldes  nach  Ver- 
tragen oder  Herkommen;  bei  den  Griechen  betrug  es  vor- 
dem eine  Mine   97)  jetzt  beträgt  es  für  gemeine  Soldaten 
emen  Monatssold.     Plutarch  erzählt,  dass  zwischen  den 
Korinthern  und  Megarensern   sonst   die  Kriege  „mild  und 
wie  es  Verwandten  gebührt"  geführt  worden.    Die  Gefan- 
genen seien  wie  Gastfreunde  behandelt  worden  und  gegen 
Burgschatt  für  das  Lösegeld   nach  Hause   entlassen  wor- 
den.    Daher    rühre   der   Name    der   ödf^wh^coy    (der  Gast- 
treunde  in  Rüstung). 

2.     Grossherziger   ist  der  von  Cicero  gerühmte  Aus- 
spruch des  Pyrrhus: 

„Ich  verlange  kein  Gold  für  mich;  ich  mag  Eure 
Zahlung  nicht;  mit  dem  Eisen,  nicht  mit  dem  Golde 

97)   Die    Mine    hatte    ungefähr    den   Werth    von    22  V, 
1  haiern.  '* 

Grotias,  Recht  d.  Kr.  u.  Fr.  II.  ^, 
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wollen  wir  um  das  Leben  kämpfen.  Die  Tapferen, 
welche  das  Schicksal  des  Krieges  verschont  hat, 
deren  Freiheit  soll  sicherlich  auch  von  mir  geschont 

werden." 
Unzweifelhaft  hielt  Pyrrhus  seinen  Krieg  für  einen  ge- 
rechten: dennoch  wollte  er  die  Freiheit  derer  schonen, 
die  ohne  ihre  Schuld  in  den  Krieg  verwickelt  worden  wa- 
ren. Xenophon  rühmt  eine  ähnliche  That  von  Cyrus, 
Polybius  von  dem  Macedonischen  Philipp  nach  der 
Schlacht  von  Chäronea,  Curtius  von  Alexander  gegen 
die  Scythen,  Plutarch  von  den  Königen  Ptolemäus  und 
Demetrius,  die  nicht  blos  im  Kriege,  sondern  auch  in  der 
Milde  gegen  die  Gefangenen  einander  zu  überbieten  such- 
ten. Lysimachus  wurde  von  dem  König  der  Geten,  Dro- 
michates,  im  Kriege  gefangen  und  zu  seinem  Gastfreund 
angenommen;  er  machte  ihn  damit  zum  Zeugen  Getischer 
Anmuth  und  Milde,  damit  er  vorzöge,  sie  zu  Freunden 
statt  zu  Feinden  zu  haben.  ^^) 


Kapitel  XV. 

Beschränkuiigeu  rücksichtlich  der  Erwerbung  der 

Staatsgewalt.  ^^) 

I.  Was  schon  gegen  den  Einzelnen  billig  und  mensch- 
lich löblich  ist,  ist  es  um  so  mehr,  wenn  es  gegen  Völker 
oder  Theile  von  solchen  geschieht,  da  Unrecht  und  Wohl- 


98)  Die  Fälle  dieses  §.  2  gehören  zu  den  grossherzigeii 
oder  edlen  Thaten,  welche  selbst  über  das,  was  die  Moral 
fordert,  hinausgehen  und  deshalb  für  die  Erkenntniss  des 
allgemeinen  Sittlichen  keinen  Anhalt  bieten.  Gr.  macht 
selbst  dies  öfter  geltend.     (Man  sehe  B.  XL   13G.) 

DD)  In  diesem  Kapitel  handelt  Gr.  weniger  von  dem 
Recht  und  der  Moral  als  von  der  Politik.  Er  bespricht 
die  gegen  die  besiegten  Staaten  zu  ergreifenden  Maass- 
regeln aus  dem  Gesichtspunkt  der  Klugheit.  Es  ist  dies 
erklärlich,  weil  die  Moral  darüber  im  Stich  lässt,  da  sie 
sich  nur  für  Privatverhältnisse  gebildet  hat.    Wo  Gr.  hier 
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thaten    mit    der   Zahl    der  Betheiligten    wachsen.     Durch 
einen    gerediten    Krieg    kann    neben    Anderem    auch    die 
königliche  Gewalt  über   ein  Volk  oder  die   Staatsgewalt, 
die  ein  Volk  über  sich  selbst  hat,  erlangt  werden,  soweit 
dies  namhch  die  Strato  für  ein  Vergehen  oder  das  Maass 
einer  anderen  Schuld  mit  sich  bringt.     Dazu  gehört  auch 
der  Fall     wo   es  sich  um  Beseitigung  einer  höchsten  Ge- 
fahr handelt.    Dieser  Grund  wird  jedoch  häufig  mit  ande- 
ren vermengt,  obgleich  er  doch  beim  Abschluss  des  Frie- 
dens  und   Ausnutzung   des   Sieges   vor  Allem  zu    berück- 
sichtigen  ist.     Alles  Andere   kann   aus  Mitleiden   nachge- 
sehen werden ;    aber  das  zu  unterlassen ,   was  die  Sicher- 
heit des  Staates  erfordert,  ist  das  Gegentheil  von  Mitleiden 
Isokrates    sagt   gegen   Philipp:    „Die  Barbaren  müssen 
insoweit  unterjocht  werden,    als   es  die  Sicherheit  Deines 
eigenen  Landes  erfordert." 

II.  1.  Crispus  Sallustius  sagt  von  den  alten  Rö- 
mern: Unsere  Vorfahren  waren  die  gewissenhaftesten 
Sterblichen,    die    den   Besiegten   nichts  nahmen,    als    die 

dennoch  die  Moral  hereinzieht,  oder  die  alten  Autoren  es 
thun     lauft  es   deshalb   auf  leere  Phrasen,    wo  nicht  auf 
unwahre  Satze  hinaus.     Insofern  hiernach  die  Politik  den 
Hauptgegenstand  dieses  Kapitels  bildet,  erhellt,  dass  die 
Rathschläge   des   Gr.   nicht   viel   sagen   wollen:    denn    die 
Verhaltnisse  und  Beziehungen  der  Völker  zu  einander  ha- 
ben sicli  seitdem  wesentlich  geändert,    und  ausserdem  ist 
jeder  Fall    so    eigenthümlicher  Art,    dass  Analogien   aus 
irulieren   Zeiten    hier    selten    zulässig   erscheinen.     Selbst 
<lie  Milde,  welche  Gr.  hier  immer  voranstellt,  kann  fehler- 
halt  werden.     Die   erste  Französische  Revolution  konnte 
mir  durch  die  Strenge  des  Konvents  über  ihre  zahlreichen 
und  mächtigen  Gegner  siegen.    Nachdem  einmal  die  Thei- 
lung  Polens  eine  vollzogene,  nicht  rückgängig  zu  machende 
Ihatsache  geworden  war,  hat  die  Strenge  der  betreffenden 
Kegierungen  gegen   die  nationale  Opposition  ihre  Berech- 
tigung.   Die  Sklaverei  in  der  Amerikanischen  Union  konnte 
nur    durch    Gewalt    und    Bürgerkrieg    gebrochen    werden 
Lnter  der   zu   grossen  Milde  Preussens   gegen  die  kleinen 
iJeutschen   Fürsten    in    dem    Frieden   von    1866    und    dem 
spateren    Norddeutschen    Bunde    wird   Deutschland    noch 
h-iiige  zu  leiden  haben. 
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Macht  zu  verletzen;"  ein  Ausspruch,  der  eines  Christen 
würdig  ist.  Damit  stimmt  ein  anderer  desselben  Schrift- 
stellers: „Die  Weisen  führen  den  Krieg  um  des  Friedens 
willen  und  übernehmen  die  Mühe  in  Hoffnung  der  Ruhe." 
Aristoteles  sagt  wiederholt:  „der  Krieg  werde  des  Frie- 
dens wegen  unternommen,  und  ein  Geschäft  der  Müsse 
wegen."  Dasselbe  verlangt  Cicero,  dessen  bester  Spruch 
des  Rechts  so  lautet:  „der  Krieg  werde  so  begonnen,  dass 
nur  der  Frieden  als  sein  Zweck  erscheine."  Aehnlich 
lautet  ein  anderer  Ausspruch  desselben:  „Man  darf  die 
Kriege  nur  deshalb  beginnen,  damit  man  ohne  Störung 
in  Frieden  leben  kann." 

2.  Damit  stimmen  die  Lehrer  der  wahren  Religion 
tiberein,  die  sagen,  „dass  der  Zweck  des  Krieges  sei, 
die  Störungen  des  Friedens  zu  beseitigen."  Vor  des  Ni- 
nus  Zeit  sorgte  man,  wie  früher  aus  Trogus  erwähnt 
worden  ist,  mehr  für  die  Sicherheit  der  Grenzen  des  Reichs 
als  für  deren  Ausdehnung.  Jedes  Herrschaft  endete  mit 
seinem  Vaterlande.  „Die  Könige  verlangten  nicht  nach 
grösserer  Herrschaft,  sondern  nach  Ruhm  für  ihre  Völker 
und  entsagten  der  Herrschaft,  indem  sie  mit  dem  Sieg 
sich  begnügten."  Das  Entgegengesetzte  hat  Augustin 
im  Sinne,  indem  er  sagt:  „Sie  mögen  sich  vorsehen  und 
zu  den  Eigenschaften  eines  guten  Mannes  nicht  rechnen, 
dass  er  sich  über  die  Ausdehnung  seiner  Herrschaft  er- 
freue." Er  fügt  auch  hinzu:  „Es  ist  ein  grösseres  Glück, 
mit  einem  guten  Nachbar  in  Eintracht  zu  leben,  als  einen 
bösen  durch  Krieg  zu  unterjochen."  Selbst  bei  den  Am- 
monitern  tadelt  der  Prophet  Amosus  streng  diesen  Ehr- 
geiz auf  Erweiterung  des  Gebietes  durch  Krieg. 

HI.  Am  nächsten  steht  diesen  Beispielen  früherer  Un- 
schuld die  kluge  Mässigung  der  alten  Römer.  ^®^)  Se- 
neca  sagt:  „Wo  wäre  heute  unser  Reich,  wenn  nicht 
heilsame  Vorsicht  die  Besiegten  mit  dem  Sieger  verbunden 
gehabt  hätte."  Claudius  sagt  bei  Tacitus:  „Unser  Stamm- 
vater Romulus  war  so  gross  in  Weisheit,  dass  er  die  mei- 

^^^)  Es  gehört  die  ganze  gutmüthige  und  naive  Auf- 
fassung der  Römischen  Geschichte,  wie  sie  bei  Gr.  be- 
steht, dazu,  um  die  Römer  als  Muster  einer  massigen  Be- 
nutzung ihrer  Siege  hinzustellen.  Freilich  gebrauchten  sie 
nicht    immer    rohe  Gewalt,    aber  alle  ihre  Verträge   und 
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sten   Völker    an    einem   Tage   aus   Feinden    zu  Bürgern 
machte.       Er  fugt  hinzu,  „es  sei  das  Verderben  der  La- 
cedamonier  und  Athener  gewesen,  dass  sie  die  Besiegten 
wie  Feinde  von  sich  ferngehalten  hätten."     Livius  sagt, 
das  Romische  Staatswesen  sei  gewachsen  durch  Aufnahme 
der  Feinde  in  das  Staatsbürgerrecht.    Die  Geschichte  der 
Sabiner,  der  Albaner,  Latiner  und  anderer  Italischer  Völker- 
schaften liefert  dazu  die  Beispiele;  bis  zuletzt  „Cäsar  die 
Ga  her  im  Tnumphzuge  mit  sich  führte  und  dann  in  das 
Ratld.aus  geleitete."      Cerialis   sagt  in   seiner  Rede   an 
die  Gallier,  die  bei  Tacitus  steht:    „Ihr  selbst  befehligt 
viele  unserer  Legionen;    Ihr   selbst   regiert  diese  und  an- 
dere Provinzen;  wir  haben  gegen  Euch  nichts  Besonderes, 
nichts,  was  Euch  verwehrt  wäre."     Und  dann:   „Deshalb 
hebt  und  sorgt  für  den  Frieden  und  das  Leben,  was  wir 
als  Besiegte  und  Sieger  unter  gleichem  Rechte  gewinnen." 
Zuletzt  wurden,  was  am  merkwürdigsten  ist,  alle  Einwoh- 
ner des  grossen  Römischen  Reichs  durch  die  Verordnung 
des  Kaisers   Antonin    „zu  Römischen   Bürgern    gemacht," 
wie  Ulpian   wörtlich   sagt.     Seitdem   ist  Rom,    wie  Mo- 
destinus  sagt,  das  gemeinsame  Vaterland.    Claudianus 
sagt  hierüber:      Den  friedfertigen  Gesinnungen   desselben 
verdanken  wir  Alle  es,  dass  wir  nur  ein  Volk  ausmachen." 
IV.   1.    Ein  anderer  massiger  Gebrauch  des  Sieges  lässt 
den  besiegten  Königen  oder  Völkern  ihre  bisherige  Herr- 
schaft.    So  wurde  Herkules: 

„durch   die  Thränen   des  schwachen  Feindes  be- 
siegt.    Nimm,    sagte  er,    die  Zügel   als  Herrscher, 
hoch    auf   dem   Sitze    auf  väterlichem   Boden;    aber 
halte  das  Scepter  mit  mehr  Treue  als  bisher'" 
Derselbe  überliess  nach  Besiegung  des  Neleus  die  Ilerr- 
scliaft  dessen  Sohne  Nestor.     Auch   die  Könige  von  Per-  * 
Sien  behessen  den  besiegten  Königen  ihre  Reiche;  ebenso 
tyrus    dem    Könige    von    Armenien;    so    Alexander    dem 
i^orus.    Seneca  rühmt  es,  „wenn  man  bei  dem  besiegten 
Konige  sich  mit  dem  Ruhme  begnügt."     Auch  Polybius 

Konzessionen  zeigen  unter  dem  Schein  von  milden  Worten 
ein  tief  bedachtes  und  konsequent  durchgeführtes  politi- 
sclies  System  und  das  eine  Ziel,  sich  selbst  zum  Herrn 
aer  Welt  zu  machen;  womit  aber  kein  Tadel  hierüber 
ausgesprochen  sein  soll. 
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rühmt  die  Milde  des  Antigonus,  welcher  Sparta  in  seiner 
Gewalt  hatte,  aber  den  Einwohnern  „den  Staat  ihrer  Vor- 
fahren und  die  Freiheit"  beliess;  eine  That,  die  ihm  in 
ganz  Griechenland  nachgerühmt  wurde,  wie  Polybius 
berichtet. 

2.  So  gestatteten  die  Römer  den  Cappadociern  die 
Wahl  der  Regierungsform,  und  vielen  Völkern  Hessen  sie 
nach  dem  Kriege  die  Freiheit.  „Karthago  ist  frei  unter 
seinen  eigenen  Gesetzen,"  sagten  die  Rhodier  nach  dem 
zweiten  Punischen  Kriege,  den  Römern.  Appian  sagt: 
Pompejus  beliess  mehreren  der  besiegten  Völker  die  Frei- 
heit. Und  als  die  Aetolier  sagten,  dass  der  Frieden  nicht 
erhalten  werden  könne,  so  lange  Philipp  in  Macedonien 
herrsche,  erwiderte  ihnen  Quintiiis,  sie  hätten  dabei  nicht 
bedacht,  wie  die  Römische  Sitte  die  Besiegten  verschone; 
er  fügte  hinzu:  „dass  er  gegen  Besiegte  so  sanft  und  ge- 
linde als  möglich  verfahre."  Tacitus  sagt:  „Dem  be- 
siegten Zorsinus  ist  nichts  genommen  worden." 

V.  Mitunter  wird  bei  solcher  Bewilligung  der  Herr- 
schaft für  die  Sicherheit  der  Sieger  gesorgt.  So  bestimmte 
Quintius:  Korinth  solle  den  Achäern  zurückgegeben  wer- 
den, aber  in  der  Burg  solle  eine  Besatzung  bleiben;  Chalcis 
und  Demetrias  solle  so  lange  besetzt  bleiben,  bis  die  Ge- 
fahr von  Seiten  des  Antiochus  beseitigt  sein  werde. 

VI.  Selbst  die  Auferlegung  eines  Tributs  erfolgt  nicht 
immer  zum  Ersatz  der  aufgewandten  Kosten,  sondern  zur 
Sicherheit  des  Siegers  und  Besiegten  für  die  spätere  Zeit. 
Cicero  sagt  von  den  Griechen:  „Klein -Asien  möge  be- 
denken, dass  es  weder  von  dem  Elend  auswärtiger  Kriege, 
Doch  innerer  Zwistigkeiten  verschont  bleiben  werde,  wenn 
es  nicht  unter  diese  Herrschaft  sich  begebe;  da  aber  diese 
Herrschaft  ohne  Zölle  nicht  aufrecht  erhalten  werden  könne, 
80  möge  es  sich  nur  darein  finden  und  mit  einem  Theil 
seiner  Einkünfte  sich  für  immer  Frieden  und  Ruhe  er- 
kaufen." Petilius  Cerialis  verwendet  sich  nach  Tacitus 
bei  den  Lingonen  und  anderen  Galliern  für  die  Römer 
mit  den  Worten:  „Obgleich  wir  so  oft  gereizt  worden 
sind,  so  haben  wir  nach  Siegersrecht  Euch  doch  nur  auf- 
erlegt, was  zum  Schutz  des  Friedens  nöthig  ist.  Denn 
die  Völker  können  keine  Ruhe  erlangen  ohne  Schutz  des 
Heeres,  und  das  Heer  kann  nicht  ohne  Löhnung,  und  die 
Löhnung  kann  nicht  ohne  Steuern  erlangt  werden."    Dahin 
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gehört  auch  Anderes,  was  bei  den  ungleichen  Bündnissen 
von  uns  beigebracht  worden  ist,  wie  die  üebergabe  der 
Waffen,  der  Flotte,  der  Elephanten,  die  Schleifung  aller 
Festungen  und  die  Entlassung  des  Heeres. 

VH.  1.     Den  Besiegten  ihre    staatliche    Selbstständig- 
keit zu  lassen,    räth    oft  nicht    blos    die  Menschlichkeit 
sondern  auch  die  Klugheit.    Unter  den  Einrichtungen  Nu- 
ma's  wird  die  gerühmt,  dass  bei  der  Verehrung  des  Grenz- 
gottes kein  Blut  vergossen  werden  dürfe;  indem  er  damit 
angedeutet,    dass    für    die   Ruhe    und    die  Festigkeit    des 
Friedens    nichts    besser    sei,    als    sich    innerhalb    seiner 
Grenzen  zu  halten.  Florus  sagt  treffend:  „Es  ist  schwerer, 
die  Provinzen  zu  erhalten,    als    zu  gewinnen ;  mit  Gewalt 
werden    sie    gewonnen,  mit  dem  Rechte  erhalten."    Aehn- 
hch  sagt.  Livius:  „Es  ist  leichter.  Einzelnes  auszuführen, 
als  das   Ganze  zu  erhalten."  BeiPhitarch  sagt  August: 
„Schwerer  als  eine  grosse  Herrschaft  zu  gewinnen,  ist  die 
erworbene    sich    zu    bewahren."      Die     Abgesandten    des 
Königs    Darms    sagten   Alexander:    „die   Herrschaft    über 
ein  fremdes  Land  ist  voll  Gefahren,  und  schwer  ist  das  zu 
bewahren,  was  man  leicht  gewinnen  kann.    Es  ist  leicliter 
emzelne   Siege    zu    gewinnen,  als    ein  Reich   sich    zu   er' 
halten;  des  Menschen  Hände  sind  waJirhaftig  geschickter 
es  an  sich  zu  reissen,  als  es  sich  zu  bewahren."  ' 

2.  Der  Indier  Calanus  und  vor  ihm  Oebarus,  der 
Freund  des  Cyrus  verglichen  es  mit  der  Haut,  welche  an 
emer  andern  Stelle  sich  erhebt,  so  wie  sie  an  dieser  Stelle 
mit  dem  Fusse  getreten  wird.  J.  Quintius  nimmt  bei 
Liyius  die  Schildkröte  als  Gleichniss,  welche  gegen  den 
Stich  innerhalb  ihres  Daches  gesichert  ist,  aber  verwund- 
bar und  schwach,  sobald  sie  mit  einem  Gliede  darüber 
hinauskommt.  Plato  benutzt  im  siebenten  Buche  seiner 
Geschichte  den  Spruch  des  Hesiod:  „Die  Hälfte  ist  mehr 
als  das  Ganze."  Auch  Oppian  bemerkt,  dass  die  Römer 
viele  Völker,  die  sich  unter  ihre  Herrschaft  begeben 
wollten,  zurückgewiesen  hätten,  und  dass  sie  anderen 
Konige  gegeben  hätten.  Nach  dem  Urtheil  des  Scipio 
Africanus  war  schon  zu  seiner  Zeit  der  Besitz  der  Römer 
so  gross,  dass  nur  die  Eifersucht  sie  nach  Mehrerem  ver- 
langen lassen  könne;  sie  wären  vollkommen  glücklich,  wenn 
sie  nichts  von  dem  verlören,  was  sie  besässen.  Deshalb 
berichtigte  er  auch  den  Gesang  bei  Ablauf  des  fünQährigen 
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Zeitraums,  in  welchem  die  Götter  um  Verbesserung  und 
Vergrösserung  des  Römischen  Staates  gebeten  wurden, 
in  die  Bitte,  ihn  immer  unverletzt  zu  erhalten. 

VIII.  Die  Lacedämonier  maassten  sich,  wie  im  An- 
fange auch  die  Athener,  über  die  eroberten  Staaten  keine 
Herrschaft  an.  Sie  verlangten  nur,  dass  sie  eine  der  ihrigen 
entsprechende  Staatsform  einrichteten;  die  Lacedämonier 
verlangten  eine  Regierung  der  Mächtigeren,  die  Athener 
eine  entscheidende  Volksversammlung,  wie  Thucydides, 
Isokrates  und  Demosthenes  berichten,  und  selbst  Aris- 
toteles Buch  IV^,  c.  11  und  Buch  V.,  c.  7  über  den 
Staat.  Dies  beschreibt  lleniochus,  eia  Schriftsteller 
jener  Zeit,  in  dem  Lustspiele  so: 

„Dann  traten  zwei  Weiber  an  sie  heran,  welche 

Alles   in  Verwirrung  brachten;   Optimatin   hiess   die 

eine,  Demokratin  die  andere.  Deren  Zureden  brachten 

sie  sehr  in  Sehrecken". 
Aehnlich  ist  das,  was  nach  Tacitus  Artabanus  in 
Seleucia  gethan  hat:  „Er  überlieferte  die  Masse  des 
Volkes  den  Vornehmen  in  seinem  Interesse;  denn  die  Herr- 
schaft des  Volkes  neigt  zur  Freiheit,  die  Herrschaft  von 
Wenigen  steht  aber  der  willkürlichen  Macht  der  Könige 
näher".  Ob  indess  dergleichen  Verfassungsveränderungen 
wahrhaft  zur  Sicherheit  des  Siegers  beitragen,  ist  nicht 
unsere  Aufgabe  zu  untersuchen. 

IX.  Wenn  den  Besiegten  ihre  Selbstständigkeit  zu 
belassen  gefährlich  ist,  so  ist  es  doch  möglichst  so  ein- 
zurichten, dass  denselben  oder  iliren  Königen  ein  Stück 
Selbstregierung  verbleibe.  Tacitus  bezeichnet  es  als 
eine  Sitte  der  Römer,  dass  sie  auch  Könige  als  Mittel 
„für  die  Unterjochung  benutzen".  Derselbe  nennt  den 
Antioclius  den  reichsten  von  den  gehorchenden  Königen, 
und  in  den  Kommentarien  des  Musonius  werden  „die^len 
Römern  unterthänigen  Könige"  erwiihnt;  ebenso  bei  Strabo 
am  Ende  des  G.  Buches.   Lucanus  sagt: 

„Und   all   der  Purpur,   welcher  dem  lateinischen 

Eisen  gehorcht." 
So  blieb  bei  den  Juden  das  Scepter  im  Synedrium, 
auch  nachdem  das  Königthum  mit  Archelaus"^  beseitigt 
worden  war.  Evagoras,  der  König  von  Cypern  sagte, 
wie  Diodor  erwähnt,  er  wolle  den  Persern  gehorchen,  aber 
wie   ein  König    dem  Könige.     Auch    nach  Besiegung    des 
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Darius  trug    Alexander   ihm    einige    M^Ip    oT^    u.a- 

an  dass  er  ihn,   den.  Alexander,  XcE  abt  de    aS 

w.e  den  alten  Besiegten  ein  Theil  ihrer  Se^et' 
verlfeVen    lo^iT'""   •  "  ^'T^''"  "'«  Staatsgewalt  ganz 

öffentlichen   Verhältnisse  y.lenJrdln       Sn   1    h"""" 
dt  C:e^?'f  ^'T  P7''->'%^en  "e  ^.^LS. 

S.:n:  ;t'die  tietÄ"  s^^ 

bSuen^'sV'l'  ^'?^t"  l''^  B^-teTin^'iCn'srat 
oenaiten       So  konnte   durch    die  Bewilli^un-    des  T  hpiiII 

Ebent  1  e  sTn^t  r  ^tl  ""  ^"T  ««"'«  «^-tze' beÄ 

nicÄ  "ih^n^oll^'^^ntdr   ^^  Tes'Ä'^ 
sjegten  von  grossen,   Werthe    und  >ür   den    Sieger   olme" 

V}ul^%\'^r'  ^«"PP^  '"  einer  Rede  von  CaLd°e 
Pi  ilo  be.  Schilderung  «einer  Gesandtschaft  erwähn      Und 

K  iir  T-f ''".'    ''^'*'"    ^°^°'''   Jo^ephus    selbr  we    dej 
Kaiser   fifus  den  aufrührerischen  Juden  in  Jerusalem  vnr 


i:;^£i^i:'&^:zJi  &n-eit,  ^z-z 
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XII.  1.  Endlich  ist  selbst  da,  wo  die  vollste  und 
gleichsam  erbliche  Herrschaft  über  die  Besiegten  einge- 
richtet wird,  wenigstens  zu  sorgen,  dass  sie  mild  behan- 
delt werden,  und  dass  ihre  Interessen  sich  mit  denen  der 
Siegenden  verbinden.  Cyrus  hiess  die  Assyrer,  guten 
Muthes  sein;  ihre  Lage  solle  dieselbe  wie  früher  bleiben, 
nur  der  König  habe  gewechselt;  es  sollten  ihnen  ihre 
Häuser,  ihre  Läudereien,  ihre  Frauen  und  ihre  Kinder 
bleiben  wie  bisher,  und  wenn  Jemand  ihnen  Unrecht  thäte, 
werde  er  und  die  Seinigen  sie  vertheidigen.  Bei  Sallust 
heisst  es:  „Das  Römische  Volk  erachtete  es  für  besser, 
sich  Freunde  statt  Sklaven  zu  verschaffen,  und  es  sei 
sicherer,  wenn  sie  freiwillig  als  gezwungen  gehorchten." 
Die  Briten  leisteten  zu  Tacitus'  Zeiten  den  Kriegsdienst, 
die  Steuern  und  die  sonstigen  öffentlichen  Arbeiten  gern, 
wenn  ihnen  sonst  kein  Unrecht  geschah;  sie  ertrugen  das 
bereitwillig;  sie  hatten  sich  unterworfen,  um  zu  gehorchen, 
nicht  um  Sklavendienste  zu  leisten. 

2.  Als  Privernas  im  Römischen  Senate  gefragt  wurde, 
welchen  Frieden  die  Römer  von  ihnen  zu  erwarten  hätten, 
sagte  er:  Wenn  Ihr  einen  guten  Frieden  schliesst,  so  soll 
er  treu  und  ewig  gehalten  werden;  wenn  er  schlecht  ist, 
wird  er  aber  nur  kurz  dauern."  Als  Grund  gab  er  an: 
„Glaubet  nicht,  dass  ein  Volk,  und  selbst  ein  Einzelner 
in  einer  ihn  drückenden  Lage  länger  bleiben  wird,  als  die 
Noth wendigkeit  es  ihm  gebietet."  So  sagte  Camillus: 
„Das  festeste  Regiment  sei  das,  wo  der  Gehorsam  Freude 
sei."  DieScythen  sagten  Alexander:  „Zwischen  dem  Sklaven 
und  Herrn  giebt  es  keine  Freundschaft;  selbst  im  Frieden 
werden  da  nur  die  Kriegsrechte  beobachtet."  Hermokrates 
sagt  bei  Diodor:  „Schöner  als  Siegen  ist,  den  Sieg 
menschlich  zu  benutzen."  Beachtenswerth  für  die  Be- 
nutzung des  Sieges  ist  der  Aussprach  des  Tacitus:  „Das 
beste  Ende  des  Krieges  ist,  wenn  die  Verzeihung  den 
Frieden  vermittelt."  In  einem  Briefe  des  Diktator  Cäsar 
heisst  es:  „Es  soll  die  neue  Art  zu  siegen  werden,  dass 
wir  mit  Nachsicht  und  Mitleiden  uns  waffnen." 


die  Sorge,  bei  Ludwig  XHL,  seinem  Beschützer,  nicht  an- 
zustossen    haben  Gr.  daran  verhindert. 
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Kapitel  XVI. 

Beschränkungen  in  Bezug  auf  die  Beute,  bei 
welcher  das  Rückkehrsrecht  nicht  gilt,  los) 

Kn»L  ^'  J^\^  ^^'*  "'  ^"'^^^  gerechten  Kriege  die  er- 
beuteten Sachen  erworben  werden,  ist  früher  dar^ele^t 
worden.  Davon  sind  die  Sachen'  auszunehmen  welche 
vermöge  des  Rückkehrsrechts  dem  alten  ELentTiümer 
wieder  zufallen;  diese  gelten  für  nicht  erbeuttt.^  D^^^^^^^^ 
mussAIles,  was  in  einem  ungerechten  Kriege  erlangtworden 
zurückgegeben  werden,  sowohl  von  denen,  die  es  zuerst 
ergriffen  haben,  als  von  denen,   die  es   von  ihnen  erlan't 

S.npl.V-  ^^'^'  '^-T  ^'^  Kömischen  Juristen;  was 
er  nicht  l^J"'' n'  ausdrückt:  „Niemand  kann  geben,  was 
e    nich    hat."     Das  innere  Eigenthum  hat  der  nicht    der 

T^ohft  ^""^'t  S?"^^"^^"  i^at;  deshalb  hat  es  auch  der 

dritte  Besitzer  hat  also  nur  das  äussere  Eigenthum,  wie 
wir  es   hier  nennen  wollen,    erlangt,    d.  h     den    Vortheil 

atinten^n""'''-  ''^^-  '''?''  '''  ^igenthümer  sSS:  ! 
dl  S«r.      .7\f ^"  ^'^^^"^hum  gegen  den  gebraucht,  dem 

ernfcS'sitUich''""^''  ^""""^'^  ^'^'^^  '^'^   -  ^-^^^^ 
2.     Wenn  die  bedeutendsten  Juristen  aussprechen,  dass 

.oh '7J  ^""a^'  1^1  ^^''^™  ^^P'^^^  behandelt  Gr.  nur  Vor- 
schriften der  Moral,  und  darüber  hinaus  die  seltenen 
I^alle  besonderer  Hochherzigkeit  und  Edelmuthes,  welche 
jndess  bei  näherer  Kenntniss  aller  einschlagend  n 
Umstände  sich  meist  als  Handlungen  darstellen  zu 
denen  die  Politik  und  der  eigene  /utzen  geratE^^t 
Se  bst  für  die  Moral  geht  Gr.  hier  in  vielen  Fällen  zu 
weit  namentlich  wo  er  auch  den  dritten  Erwerber  in  gutem 

S:%in'/  -f  ^'"'^  f''  '''''''  verpflichtet,  lein^ 
Kegeln  sind  übrigens  schon  deshalb  unpraktisch,  weil 
sie  nur  für  den  ungerechten  Krieg  gelten  sollen,  und  diese 
Bedingung  bekanntlich  gar  nicht  festzustellen  ^ist.  (Man 
vergleiche  Anmerkung  75  B.  H.  S.  313) 
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ein  Sklave,  der  von  den  Räubern  gefangen  und  dann  zu  den 
Feinden  gelangt  ist,  ein  geraubter  bleiben,  und  dass  die 
Bestimmungen  über  Beute  und  das  Rlickkehrsrecht  auf 
ihn  keine  Anwendung  finden,'  so  muss  nach  dem  Natur- 
recht  dies  auch  von  dem  gelten,  der  in  einem  ungerechten 
Kriege  gefangen  genommen  und  erst  dann  durch  einen 
gerechten  Krieg  oder  auf  andere  Art  in  eine  andere  Ge- 
walt gelangt  ist;  denn  vor  dem  Innern  Recht  ist  ein  un- 
gerechter Krieg  von  Strassenraub  nicht  verschieden.  So 
entschied  Gregor  von  Nicaea,  als  der  Fall  ilim  vorge- 
legt wurde,  wo  einige  Einwohner  von  Pontus  die  von  den 
Barbaren  erbeuteten  Sachen  ihrer  Bürger  wiedererlangt 
hatten. 

II.  1.  Diese  Sachen  müssen  also  dem  zurückgegeben 
werden,  dem  sie  geraubt  worden  sind,  und  so  ist  es  auch 
oft  geschehen.  Livius  erzählt,  dass  L.  Lucretius  am 
Tricipitinus  die  Volsker  und  Aeqner  besiegt  gehabt  und 
dann  die  Beute  auf  dem  Marsfelde  ausgebreitet  habe, 
damit  innerhalb  dreier  Tage  Jeder  das  Seinige  wieder- 
nehmen könne.  Derselbe  sngt  bei  Gelegenheit  des  Sieges 
des  Diktators  Posthumus  über  die  Volsker:  „Den  Theil  der 
Beute,  welchen  die  Latiner  und  Herniker  als  ihr  Eigen- 
thum  erkannten,  gab  er  diesen  zurück,  dass  Uebrige  Hess 
er  versteigern."  Anderwärts  wurde  den  Eigenthümern 
zur  Aufsuchung  ihrer  Sachen  eine  zweitägige  Frist  ge- 
stattet. Bei  Gelegenheit  des  Sieges  der  Samniter  über 
die  Carapaner  sagt  Livius:  „Was  die  Sieger  am  meisten 
erfreute,  war,  dass  sie  7400  Gefangene  wieder  befreiten. 
Die  Beute  der  Bundesgenossen  war  ungeheuer  gross,  und 
die  EigenthUmcr  wurden  öffentlich  aufgefordert,  innerhalb 
einer  Frist  ihre  Sachen  auszusuchen  und  mitzunehmen." 
Dann  erzählte  er  von  den  Römern:  „Die  Samniten  ver- 
suchten die  Römische  Kolonie  Interemna  einzunehmen, 
konnten  aber  die  Stadt  niclit  gewinnen.  Als  sie  nun  nach 
Verwüstung  der  Ländoreien  mit  der  Beute  sammt  dem 
geraubten  Vieh,  den  Sklaven  und  Gefangenen  fortzogen, 
stiessen  sie  auf  den  von  Lucenia  zurückkehrenden  Sieger 
und  verloren  nicht  nur  die  Beute,  sondern  wurden  selbst 
bei  der  Unordnung  ihres  langen  und  schwerfälligen  Zuges 
niedergemacht.  Der  Consul  berief  dann  die  Einwohner 
von  Interemna,  um  ihr  Eigcnthum  herauszusuchen  und 
mitzunehmen,   liess  das  Heer  bei  ihnen  zurück  und  reiste 
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der  Volksversammlung  weeen  nach  Rom  "  a  • 
Stelle  spricht  er  von  der  Benft  f  .  il  ^°  ^'»^^  ^«^^ern 
bei  Slipa,  einer  sLdt  T  n.J^  ^  ^^'^^  Cornelius  Scipio 
sagt:  „Vie  Se  Beute  ^^^^^^^^^^^  TeTtV^'''^  ^^ 
und  man  gestattete  den  Eigenthümern  Silf'  ""t^^^^^*' 
zusuchen,  das  Uebrige  verkaX  fi?'  q\  Pf  ^^  *'^'^"8- 
der  Erlö^  wurde  untef  dL"sÄen"veftS  "s^^^ 
liesa  T.  Grachus  nach  der  &eh\«o),tLiu  ^^^  ^'^^'^• 

Beute  mit  Ausnahme  der  GeflninP»  ^p""«?    ^"^  S"»^« 
Vieh   wurde   indess   den   pt3  ^^^  ^«''laten.     Das 

fern    sie    innerl.a  b'  30  T^e    s^r"""  >  T"'"'''''^"*'''   '"««" 
Livius  erzählt.  ^       "''^    '°^''^^"    ^""-d«",    wie 

po.ybiu:':%^;tS''g^;b'Tr  S^J7  ^"-'  -^' 

Auch  Scipio    that  das    wfe    «r  de«  Geplünderten  zurUck.« 

richten,  als    er   bei   der  Fmhi       "''  ""''  ^PP'^"    *>e- 

Weihg^schcnke  fand  "weiS'dL'  KaTth'"'"'"'^''  ''"''' 
Sicilien  und  andern     Statin  Kaithagimenser    aus 

Cicero  s.sttZjrtTe  ZlTTZT^t  l'^".^"" 
richtspflege  in  Sicilien-  n.«  k  ,,  •  *  "''^'^  *^'«  be- 
erst die  Stadt  Himerr  erobert  1^^'°'*"'"'  '''■'"«"  ^"■ 
werke  in  Sicilien  Shmtn.?^'       "*    "T"  ''"■«'•  Kunst- 

Jielt  es  für  Eht^nSfl'i^Jt'^derR'o^lXrSes^^en'Bf 

e7rdrgewieS"'^St&  "'^  ^  <^"  '""- 
liess  nach  Vberu^g  Ä 'oT  a'L"  s"?^^  "?'' 
dort  gefundenes  Eigenthum  so  weit  il«  „^.  "  'f «™  »"• 
stellen."     Denselben  nl  „•?.      k  ,.  ,      ™og'"ch  zurUck- 

seiner    Rede    JegeT  Verrfs  ^Ibe,  '.r  "'/^?"^''"'"•"''''  '" 
Die  Rhodier  efben  vilr  A.t    '1''^'.''*=    Kostbarkeiten.  103) 

MacedonierefbeutethVen  ?'','''"  ®'=''"^«'  ^'''«''«  dii 
den  Athenern  zuSk  So 'hielt  .^''■f  ^""'r''--"'^"''^ 
«ir  billig,  dass  denttolt'  as  was'ltr^'tnfK''"*^' 
besessen  zurückgegeben  werde ; 'a^ch  bTstntt  T  O^in'r^' 
.tV:iT'die'"AS  Z'/'!-  '"^  ^-ge^r "ertÄ"  ;:; 

t«.g'7asSt^^BSL;rn  'SLlldf  t'^ ''   T''  J--^' 
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alten  Güter   in  Epliesus,   welche   die   Könige   ^n« ich  ge- 
nommen hatten,  Hessen   die  Römer  m   ihren   alten   Stand 

zurückstellen.  ,   t^     i»       t««,««/^ 

III  1  Wenn  eine  solche  Sache  durch  Kauf  an  Jemand 
p-elangt  ist,  kann  er  dann  dem,  welchem  die  Sache  ge- 
raubt worden,  den  v(m  ihm  gezahlten  Kaufpreis  anrechnen? 
Dies  ist  in  Geraässheit  des  früher  Bemerkten  auf  Hohe 
dessen  zu  bejahen,  was  dem  Beraubten  selbst  die  Wieder- 
erlangung   seiner   Sache    gekostet    haben    wurde.      Wenn 

dieser  Aufwand  ersetzt  verlangt  ^e^^^"  ..^^""^/^"V  Jr 
rieht  auch  Ent^^chädigung  für  die  Muhe  und  Gefahr 
verlangt  werden  können,  gleich  dem,  welcher  eine  m  das 
Meer  versunkene  Sache  durcli  Taucher  wieder  heraus- 
bringt? Hierher  gehört  auch  der  Fall  mit  Abraham  als 
er  nacli  Besiegung  der  fünf  Könige  nach  Sodom  zurück- 
kehrte. Moses  sagt:  „Er  brachte  alle  seine  Sachen  wieder 
zurück,"  worunter  er  die  von  den  Königen  vorher  ge- 
raubten Sachen  versteht. 

2.  Auch  lautete  die  von  dem  Könige  von  Sodom  dem 
Abraham  angebotene  Bedingung  nur  dahin,  dass  er  die 
Gefangenen  zurückgeben,  das  Uebrige  aber  lur  seine  Muhe 
und  Gefahr  behalten  solle.  Allein  Abraham  ein  nicht 
blos  frommer,  sondern  auch  grossherziger  Mann,  wollte 
nichts  für  sich  nehmen,  sondern  gab  von  der  wiederge- 
wonnenen Beute  (denn  auf  diese  bezieht  sich  die  Erzäh- 
lung) den  zehnten  Theil  an  Gott,  als  ihm  gebührend,  zog 
die  nothwendigen  AusIngen  ab  und  verlangte  nur  einen 
Theil  der  Beute  für  seine  Bundesgenossen. 

IV     So  wie  nun  die  Sachen  dem  Eigenthümer  wieder 
zuzust'ellen  sind,  so  ist  auch  die  Herrschaft  über  die  Völker 
oder  Theile    derselben    denen,    die    die  Staat^^gewalt    vor 
der  ungerechten   Gewalt   hatten,   oder   dem  Volke   selbst 
wenn  es  selbstständig  war,   zurückzugeben.     So   berichtet 
Li  vi  US,   dass  Sutrium   zu  des   Camillus  Zeit  nach  seiner 
Wiedereroberung   den  Bundesgenossen   wieder  überlassen 
worden      Die   Lacedäroonier    setzten    die    Aegineten    und 
Malier  wieder  in   die  Gewalt  über   ihre   Städte   ein.     Die 
griechischen    Staaten,    welche    die  Macedonier    unterjocht 
hatten,  erhielten  von  Flaminius  ihre  Freiheit  zurück.  Der- 
selbe hielt   es   in    einer  Unterredung    mit    den   Gesandten 
des  Antiochus  für    billig,  dass  die  Griechischen  Städte  m 
Kleinasien  frei  würden,  welche   der  Urgrossvater  des  An- 


I 


tiochus,  Seleucus,  erobert,  und  nach  deren  Verlust  Antiochus 
wieder  gewonnen  hatte;  er  sagte:  „Die  Colonisten  sind 
nicht  nach  Aeolis  und  lonien  in  die  üntertlianenschaft 
des  Königs  gesandt  worden,  sondern  um  die  Nation  aus- 
zubreiteii  und  dies  edle  Volk  über  den  ganzen  Erdboden 
zu  vertheilen." 

V.     Man    pflogt    auch  nach    der  Frist   zu  fragen,   mit 
deren   Ablauf   die    innere   Pflicht    zur  Rückgabe    erlischt. 
Allem    zwischen   Unterthanen   eines   Staates   muss   diese 
1^  rage  nach  dessen  besonderen  Gesetzen  entschieden  werden 
(sofern  nur  diese  ein  inneres  Recht  kennen  und  sich  nicht 
blos  mit    dem    äussern  Recht   beschäftigen,   was   aus   den 
Worten  und  der  Absicht  der  Gesetze  mit  Vorsicht  zu  er- 
mitteln ist)     Zwischen  Unterthanen  verschiedener  Staaten 
aber  muss  die  Sache  nach  den  Regeln  über  die  Entsagung 
von  Rechten  erledigt  werden,  worüber  das  Nöthige  früher 
dargelegt  worden  ist.io-*)  ^ 

,  Jl\  ^^^n  <^ie  Berechtigung  zum  Kriege  sehr  zweifel- 
haft ist,  so  ist  es  am  besten,  den  Rath  des  Aratus  von 
bicyon  zu  folgen,  welcher  theils  den  neuen  Besitzern  zu- 
redete, lieber  das  Geld  zu  nehmen  und  den  Besitz  aufzu- 
geben; theils  den  alten  Besitzern  rieth,  sich  mit  Empfang 
des  Werths  des  Grundstücke  in  Geldc  zu  begnügen,  statt 
auf  die  Grundstücke  selbst  zu  bestehen 


Kapitel  XVII. 
lieber  die  Neutralen  im  Krieije.  i<>5) 

I.     Es  könnte  überflüssig  scheinen,  dass   wir  über  die 
verliandeln,  welche  ausserhalb  des  Krieges  stehen,  da  es 

1«^)  Da  die  Moral  keine  Verjährung  kennt,  so  war  die 
von  Gr  hier  gestellte  Frage  nicht  zweifelhaft.  Sie  wird 
es  nur  deshalb  für  Gr.,  weil  er  die  Verjährung  aus  einer 
vermutheten  Einwilligung  und  Aufgabe  des  Eigenthums 
von  beitcn  des  früheren  Besitzers  ableitet.  Nur  wenn  dies 
richtig  wäre,  würde  auch  die  Moral  sie  anerkennen  müssen 
allem  es  ist  schon  früher  (B.  I.  S.  280)  gezeigt  worden! 
dass  diese  Auffassung  des  Gr.  falsch  ist. 

^^^)  Gr.  behandelt  diese  Materie  viel  zu  kurz  und  frag- 
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klar  ist,  dass  gegen  diese  kein  Kriegsrecht  besteht.  Allein 
da  unter  dem  Vorwand  der  Nothwendigkeit  bei  Gelegen- 
heit  eines    Krieges    mancherlei    gegen    diese,    namentlich 

mentarisch;  offenbar  weil  diese  Verhältnisse  im  Alterthum 
noch  nicht  bestanden,  und  deshalb  die  alten  Autoren  hier- 
über  nur  wenig    enthalten.     Allein    schon    die  Zeiten   vor 
Gr    hatten  wichtige   neue  Fragen  angeregt,    und  es  wäre 
die  Pflicht    von   Gr.   gewesen,    darauf   näher   einzugehen. 
Seit  jener  Zeit  ist  die  Wichtigkeit  dieser  Fragen  fortwäh- 
rend gewachsen,  und  die  Lehre  von  dem  Rechte  der  Neu- 
tralen   bildet  jetzt    einen   bedeutenden   Theil    des    ganzen 
Völkerrechts.     So   ist  man  jetzt   darüber   einig,    dass   ein 
neutraler  Staat  den  kriegführenden  Mächten  keinen  freien 
Durchgang  gestatten  darf;   schon  Moser  macht  dies  gel- 
tend* ebensowenig  darf  er    denselben  Anleihen   oder  Con- 
trahirung    von    Lieferungen    in    seinem  Lande    gestatten; 
dagegen    kann    der    neutrale    Staat   die   auf    sein    Gebiet 
übertretenden  Heerestheile  aufnehmen,  aber  ihre  Entwaff- 
nung  verlangen.     Zweifelhaft    ist   das  jus  anganae,  d.  h. 
das  Recht,  neutrale  Schiffe  mit  Beschlag  zu   belegen  und 
zu  Kriegszwecken  Seitens   der  kriegführenden  Mächte   zu 
verwenden;   eher  gestatte  man   das   Recht  des   Verkauts. 
Am   schwierigsten  sind   die  Fragen  über   den  Handelsver- 
kehr der  Neutralen  unter  sich  und  mit  den  kriegtührcnden 
Mächten.    Die  Französische  Ordonnanz  von  1681   hat  hier 
die  ersten  Grundlagen  gelegt;  1780  begründete  Katharina 
von  Russland  das  System  der  bewaffneten  Neutralität;  em 
.weiterer   Fortschritt    erfolgte    1853   und  54    während    des 
Krimmkrieges,    und    in    der  Pariser  Conferenz  vom  April 
1856  wurden  die  wichtigsten  Grundsätze   von    den  Haupt- 
mächten Europa's  vereinbart,  die  indess  von  Amerika  noch 
nicht  anerkannt  worden  sind.    Es  sind  dadurch  die  Streit- 
fragen  über   die   Bedingungen   einer  Blokade,   den  Begritt 
der  Kontrebande   und   die  Sicherheit   des  Eigenthums  der 
Neutralen  selbst  in  feindlichen  Schiffen  festgestellt  worden. 
Die  EntWickelung  auf  dem  Continent   drängt  jetzt  dahin, 
dem   Privateigenthume,    selbst    der    feindlichen   Untertha- 
uen     im   Seekriege   denselben   Schutz   wie    im  Landkriege 
angedeihen  zu  lassen.    Die  Ausführbarkeit  dieses  Prinzips 
hat  jedoch  seine  Bedenken,  und  mit  dem  abstrakten  Prinzip 
der  Menschlichkeit    allein    ist   hier    nicht    fortzukommen. 
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wenn  sie  Nachbarn  sind    veriihf  whvi    o.^  •  *  1  • 

iVUl,er  Ausgeführte  zü';i:  Solln   'dass  d\-  1^  No?."  ''' 

J.  ...  wo  Je  Beta^u  /',\:£  %&r  Olb^t eh  t'^! 

We,t),es  eintreten  "'""   """^^  ^''  ^''^^^  des 

•  "■  ^\r  ,-^'^    •''^    ''öcliste   Noth    den  Moses    tnVh     mif 

selbst  d-w  ^r„        ^'^   und   Weinberge   auszubiegen  und 
flnn-fn  1    """k"  ^"   b<"2ahlen,   soweit    sie    dessen    he 

spicicnen   die  Griechen   unter  Klearch   den   Persern     ä^l^ 

ITmffn    ^-  ^"««''''««st-      Ditse  Andeutungen    werden   den 
»Jmfang    dieser    Materie   erkennen    lassen  I  li  ^- 

Soffen  „Jt'S"'d/"T"    '"   kriegruhrenden   MäcM 
ni  onen  mit  Geid  oder  Truppen  zu  unterstützen. 

Orotius,  KccW  i.  Kr.  u.  Fr    U 
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Peloponnesus,  der  ohne  Schaden,  mit  Milde  und  beinahe 
ohne  Geräusch  erfolgte."  Von  Sulla  sagt  Vellejus: 
„Man  könnte  glauben,  er  sei  nicht  als  Riicher  im  Kriege, 
sondern  als  Stifter  des  Friedens  nach  Italien  gekommen; 
in  solcher  Ruhe  führte  er  das  Heer  durch  Calabrien  und 
Apulien  nach  Campaiiien;  für  die  Früchte,  die  Aecker, 
die  Stcädte,  die  Menschen  wurde  die  grösste  Sorgfalt  ge- 
tragen." lieber  Pompejus  den  Grossen  sagt  Cicero: 
„Seine  Legionen  zogen  in  der  Art  durch  Kleinasien,  dass 
weder  die  Hände  eines  so  grossen  Heeres,  noch  der  Mensch 
irgend  einem  feindlichen  Lande  Schaden  verursachte."  Ueber 
Domitian  sagt  Frontinus:  „Als  er  in  dem  Gebiete  der 
Ubier  Befestigungen  anlegte,  Hess  er  für  die  Benutzung 
der  Plätze,  welche  eingeschlossen  wurden,  Entschädigungen 
zahlen  und  „befestigte  durch  solchen  Ruhm  der  Gerechtig- 
keit die  Treue  Aller  zu  sich."  Ueber  den  Feldzug  von 
Alexander  Sever  gegen  die  Parther  sagt  Lampridius: 
„Seine  Mannszucht  war  so  streng,  sein  Ansehen  so  gross, 
dass  man  sagte,  nicht  Soldaten,  sondern  Senatoren  wären 
auf  dem  Marsch.  Wohin  auch  das  Heer  sich  wendete,  die 
Christen  waren  überall  in  voller  Rüstung,  die  Hauptleute 
rücksichtsvoll,  und  die  Soldaten  freundlich;  er  selbst  aber 
wurde  wegen  so  vieler  und  so  grosser  Güte  von  den  Ein- 
wohnern der  Provinzen  wie  ein  Gott  empfangen."  Ueber 
die  Gothen,  Hunnen  und  Alanen,  welche  unter  Theodosius 
dienten,  s.igt  dessen  Lobredner:  „Unter  ihnen  gab  es  keinen 
Auflauf,  keine  Verwirrung,  keine  Plünderung,  wie  bei  den 
Barbaren;  selbst  wenn  mitunter  der  Proviant  knapp  wurde, 
ertrugen  sie  den  Mangel  geduldig,  und  der  Getreidevor- 
rath,  der  durch  die  Menge  zu  knapp  wurde,  wurde  durch 
Sparsamkeit  wieder  zureichend."  Claudianus  rühmt  das- 
selbe von  Stilico: 

„Solche  Ruhe,  solche  Scheu  vor  dem  Recht  war, 
o  Schützer  der  Sitte,  unter  Deiner  Leitung,  dass  der 
Weinberg    durch   keinen   Diebstahl   und   kein   Acker 
durch  die  entwendete  Ernte  den  Landmann  betrog." 
Dasselbe  sagt  Suidas  von  Belisar. 

3.  Dies  bewirkt  die  strenge  Sorgfalt  für  hinreichenden 
Proviant  und  die  pünktliche  Zahlung  des  Soldes  und  die 
Kraft  der  Mannszucht,  von  welcher  Ammian  sagt:  „es 
durfte  das  Gebiet  der  im  Kriege  nicht  Betheiligten  nicht 
mit   einem  Tritt  berührt  werden."     Und  Vopiscus  sagt: 
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Keiner  stiehlt  ein  fremdes  Huhn,  Niemand  rührt  ein 
Scliaf  an  Niemand  trägt  eine  W^eintraube  fort,  Nie- 
mand tritt  auf  en.  Saatfeld,  Niemand  erpresst  Gel,  Sah 
oder  Holz^"  So  heisst  es  auch  bei  Cassiodor:'  „ S  e 
leben  mit  den  Einwohnern  nach  den  bürgerlichen  Gesetzen 
und  der  Soldat  m  Waffen  ist  niciit  übermüthig,  denn  das' 
Schild  unseres  Heeres  soll  den  Völkern  Ruhe  gewähren  " 
Auch  Xenophon  sagt  im  VI.  Buche  seines  Rückzuges  aus 
Asien:  Einer  befreundeten  Stadt  ist  keine  Gewalt  anzu- 
thun  und  ihr  nichts  gegen  ihren  Willen  zu  nehmen" 

4.  Diese  Aussprüche  sind  die  beste  Auslegung  zu  dem 
was  unser  grosser  Prophet,  der  vielmehr  über  alle  Pro- 
pheten steht  sagt:  „Thut  Niemand  Gewalt  an,  verleumdet 
Niemand  und  seid  zufrieden  mit  Eurer  Löhning.«  Dem 
ähnlich  sagt  Aemilian  bei  Vopiscus  an  der  erwähnten 
btel  e.  „Der  Soldat  sei  mit  seiner  Ration  und  Löhnung  zu- 
frieden; er  soll  von  der  feindlichen  Beute  leben,  aber  nicht 

IZ  ^''     1  '^"'"  u^''   Provinzen."     Man    darf   dies  nicht 
blos  für  schone,  aber  unausführbare  W^orte  nehmen,  denn 
unser  göttlicher  Meister  würde  nicht   daran  erinnern,  und 
die    weisen    Gesetzgeber    würden    es    nicht    vorschreiben 
wenn   sie  es  für   unausführbar  hielten.     Auch    kann    man' 
das    was  wirklich   geschieht,   nicht  für  unmöglich  halten. 
Deshalb   haben   wir   die   Beispiele   beigebracht,    zu   denen 
noch  das  interessante  von  Frontinus  aus  Scaurus  entlehnte 
zugefügt  werden   kann,  wonach   ein  Fruchtbaum,   der   bei 
der  Absteckung  des  Lagers  mit  in  dasselbe  hineingerathen 
war,  am  andern  Tage  bei  dem  Abmarsch  des  Heeres  noch 
all  seine  Früchte  unversehrt  hatte. 

5.     Li  vi  US  erzählt,   dass  die  'Römischen  Soldaten   in 
dem   Lager    von    Sulla   ausgelassen   sieh    benommen,   und 
Einzelne  des  Nachts   in   die  befreundeten  Landstriche  auf 
Beute  ausgegangen  seien;  dabei  fügt  er  hinzu:  „dass  dies 
A  les  nur  aus  üebermuth  und  Ausgelassenheit  der  Soldaten 
und^nicht  auf  Befehl  oder  in  militärischer  Zucht  geschehen 
''ni'.Tw'l,  'T'/"'^r"    wichtigen    Stelle    sagt    derselbe 
Schriftsteller  bei  Beschreibung  des  Marsches  vonPhilippus 
durch   das  Gebiet  der  Denthelater:    „Sie    waren  Bundes- 
genossen   allein   die  Noth   trieb   die  Macedonier  zur  Ver- 
wüstung ihres  Gebiets,  als  wenn  es  feindlich  gewesen  wäre, 
iiei  ihren  Raubzügen  verwüsteten  sie  erst  einzelne  Häuser 
spater  auch  ganze  Dörfer.     Der  König  war   sehr  darüber 
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betreten,  bei  diesen  Klagen  seiner  Bundesgenossen,  welche 
vergeblich  Gott  und  die  Bundesgeuo^Jsenschaft  und  seinen 
Namen  zu  Hülle  rieten."  Bei  Tacitus  wird  Peligims 
hart  getadelt,  dass  er  mehr  die  Bundesgenossen  als  die 
Feinde  geplUndert  habe.  Auch  die  Soldaten  des  Vitellius 
tadelt  er,  dass  sie  müssig  durch  ganz  Italien  in  den 
Städten  sich  herumgetrieben  und  nur  den  Gastfreunden 
ein  Schrecken  gewesen  seien.  Cicero  sagt  in  der  Rede 
über  die  städtische  Prätur  dem  Verres:  „Auf  Deinen  An- 
trieb sind  die  friedlichen  Städte  der  Bundesgenossen  und 
Freunde  geplündert  und  belästigt  worden." 

6.  Ich  muss  hier  auch  den  ganz  richtigen  Ausspruch 
der  Theologen  erwähnen,  wonach  ein  König,  der  seinen 
Soldaten  keinen  Sold  zahlt,  nicht  blos  diesen  für  allen 
Schaden  haftet,  sondern  auch  seinen  Unterthanen  und 
Nachbarn,  welche  von  den  Soldaten  in  ihrer  Noth  miss- 
handelt worden  sind. 

III.  1.  Von  der  andern  Seite  ist  es  die  Pflicht  der 
am  Kriege  Unbetheiligten,  nichts  zu  thun,  was  den  Ver- 
theidiger  der  schlechten  Sache  stärken  könnte,  oder  was 
das  Unternehmen  dessen,  der  die  gerechte  Sache  führt, 
hindern  könnte;  wie  dies  früher  auseinandergesetzt  wor- 
den ist.  In  zweifelhaften  Fällen  müssen  beide  Theile 
gleich  behandelt  werden,  sowohl  in  Bezug  auf  den  Durch- 
marsch, wie  in  Gewährung  des  Unterhaltes  für  die  Truppen 
und  in  Enthaltung  jeder  Unterstützung  der  Belagerten. 
Die  Corcyrenser  sagten  bei  Thucydides  den  Athenern, 
es  sei  ihre  Pflicht,  wenn  sie  neutral  bleiben  wollten,  die 
Korinther  von  der  Anwerbung  der  Söldner  auf  Attischem 
Gebiet  abzuhalten,  oder  auch  ihnen  es  zu  gestatten.  Dem 
König  Philipp  von  Macedonien  hielten  die  Römer  vor,  dass 
er  das  Bündni^^a  zwiefach  gebrochen  habe,  weil  er  die 
Bundesgenossen  der  Römer  verletzt  und  ihre  Feinde  mit 
Geld  und  Mannschaft  unterstützt  habe.  Dasselbe  rügt 
J.  Quintius  in  seiner  Unterredung  mit  Nabis:  „Du  er- 
kennst an,  d.iss  ich  der  Freundschalt  und  Genossenschaft 
mit  Euch  nicht  zuwidergehandelt  habe.  Aber  soll  icli 
Dir  zeigen,  wie  oft  Du  so  gehandelt  hast?  Ich  erwähne 
nicht  Alles,  nur  die  Hauptsache.  Wodurch  wird  nun  ein 
Freund  verletzt?  Gewiss  am  meisten  dadurch,  dass  Du 
meine  Bundesgenossen  wie  Feinde  behandelst,  und  dass 
Du  Dich  mit  meinen  Feinden  verbindest." 
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2.     Bei  Agathias    heisst  es-       Pin   i?„-  j 
etwas  thue,  was  den  Feinden  angenehm  sei  ",^.  p''    ""' 
sagt:  derjenige   werde  zum   fSe"  ^n  H^.      "^  ^''r'^P 
weicher  denselben  die  zn  der  Kwilft  i  '^  Sereohnet, 

Gegenstände  verschaffe  DLolttT,  '''Yf^^^'^^ 
sagt:  „Wer  etwas  thnt  und  "  nric  tot  tn  l  f"""^?  ^"- 
fangen  werden  kann,  der  ftihrl  Seg^iri'ioir'a.'t 
S  a^g^l  t"  "i'.rr  P'^r   "'"^    """   "-Bogt 

gewahrten,  werde  er  rIp  qJc  v^-  ^     .    ,  ^^^  Gleiche 

Cäsar  A,  gustug  ist  dp ''if '"*''  ^^andeln.  Auch  von 
Stadt  verliere  de  Rechte  der  «ff ""''  ^"•"'''»"den:  „Eine 
den  Feind  beitclf^Seh™?"""'''^^''""'^^^"^''-"'  -^'""e 

Mäd;te„'"ei.!fn  Zi:f':f'.jf  '"'''"  '^"•«^'^'-enden 
«leren  Bewilligung  sieh  an  ^  '  T'"'  ''""'"^'  «>'''"  ^» 
und  jedemSTdA  Lt-,^""",^""'^'  "''^''*  hetheiligt 
pHic  t  er"  J/er^'!^  S  ETv     ^.^^r'es""  fr/--",-" 

mischen."^  Asl'reli'iamns^K-"-''''  '"  ^'^  ^"«^  "'cht 
die  Eleer  auf  die  Seite  der  'Ä^^J^  von  Sparta  sah,  dass 
er  ihnen  einen  Brief  deJmr  dt  w  "f'^  "^i"**^"'  "'^"<^^ 
ist  die  Kühe  "  '  ''"'  ^"'"^  ^""''«'t:  »Schön 
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Heber  die  Handlungen  der  Trivatpersonen 
bei  einem  öffentlidien  Kriege. 

weldj-  im^^KHegf Äe'rst  F^S.  "f  "'■^""  ^f '•'"^^"' 
-eiche  die  Gebote  dieLr  toi  ^  ^  '  :'""'|:rÄ  1" 
^rage,  was  der  Einzelne   im  Kriege'S^^n   d^  f, '       'zwt 
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nach   dem  Natur-,    nach    dem  göttlichen    und    «ach    dem 
VölLR^cht.    Cicero  erzählt  im  I.Buch  über  die  Pflich- 
ten     da.8  in    des  Feldherrn    Pompilius    Heere  der    Sohn 
des'Cato  Censorius  gedient  habe;  indess   sei  die  Legion, 
bei   der  er  gedient,  später  entlassen  worden;  allein  Jener 
sei^   aus    Lilbe    zum    Kriege    bei    dem    Heere    geblieben. 
Darauf    habe     Cato     an     Pompilius     geschrieben,     dass, 
wenn    er    ihn    bei    dem    Heer    behalten    wolle,     er    ihm 
noch  einmal   den  Soldateneid   abnehmen    möge,   denn   der 
erste    Eid    habe   seine   Geltung  verloren,    und    sein  Sohn 
könne  daher  ohne  den  mit  den  Feinden  nicht  nach  Kriegs- 
recht kämpfen.     Cicero  führt  auch   die  Worte   des  Cato 
in  seinem  Briefe  an  den  Sohn  selbst  an,  worin  er  ihn  vor 
der  Theilnahme  an  dem  Kampfe  verwarnt;  denn  wer  nicht 
Soldat  sei,  dürfe  mit  dem  Feinde  nicht  kämpfen.   So  wird 
auch   von   Chrysanthas  in   dem  Heer   des  Cyrus   gerühmt, 
dass  er  mitten    im  Kampfe    das  Schwert    in    die   Scheide 
steckte,  als  er  die  Trompete   zum  Rückzug  blasen   horte. 
Auch  Seneca  sagt:    „Der  Soldat  taugt  nichts,    wenn  er 
das  Zeichen  zum  Rückzug  nicht  beachtet." 

2  Allein  dies  kommt  nicht  von  dem  äussern  Volker- 
recht: denn  nach  diesem  kann  ja  Jeder  schon  des  Feindes 
Sachen  an  sich  nehmen  und  Feinde  tödten,  wie  früher 
dargelegt  worden  ist,  da  nach  diesem  Rechte  die  l  einde 
gar  nichts  gelten.  Was  Cato  forderte,  beruhte  also  auf 
der  Römischen  Heeresdisciplin,  nach  welcher,  wie  Mo- 
destin bemerkt,  jede  Ueberschreitung  eines  Befehles,  auch 
wenn  die  Sache  gut  ausging,  mit  dem  Tode  bestraft  wurde 
Zu  diesen  Ueberschreitungen  rechnete  man  auch  den  Kampt 
mit  den  Feinden  ausserhalb  der  militärischen  Ordnung 
und  ohne  Befehl  des  Anführers,  wie  der  Richterspruch  des 
Manlius  uns  belehrt.l««)  Wäre  dies  gestattet,  so  würden 
die  Posten  verlassen  werden,  und  bei  dem  Vorrucken  des 
Heeres  könnten  einzelne  Theile  desselben  in  bedenkliche 
Kämpfe  verwickelt  werden;  was  Alles  verhütet  werden 
muss.  Deshalb  sagt  Sallust  bei  Schilderung  der  Romi- 
schen  Mannszucht:     „Oft   sind   während   des   Krieges   die 

106)  Der  Konsul  T.  Manlius  Torquatus  Hess  seinen 
Sohn,  welcher  gegen  seinen  Befehl  die  Feinde  angegriffen 
hatte,  mit  dem  Beile  hinrichten,  obgleich  er  die  Feinde 
besiegt  hatte. 
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bestraft  worden,  welche  den  Kampf  mit  dem  Feinde  ohn(^ 
Befehl  begonnen  hatten  oder  den  Befehl  zum  Rückzug  zu 
spät  befolgt  hatten."  Ein  Spartaner  hielt  bei  seinem 
Kampfe  mit  dem  Feinde,  als  er  das  Zeichen  des  Rück- 
zuges vernahm,  mit  dem  Hieb  inne,  „weil  es  besser  sei, 
dem  Vorgesetzten  zu  gehorchen,  als  den  Feind  zu  tödten." 
Auch  Plutarch  giebt  als  Grund,  weshalb  ein  entlassener 
Soldat  den  Feind  nicht  tödten  darf,  an,  dass  er  den  Kriegs- 
gesetzen nicht  unterworfen  sei,  wie  dies  für  die  Kämpfen- 
den der  Fall  sein  müsse.  Auch  Epiktet  sagt  zu  Arrian 
bei  Erzählung  der  erwähnten  That  des  Chrysanthas:  „So 
viel  wichtiger  war  für  ihn,  den  Willen  seines  Feldherrn, 
und  nicht  seinen  eigenen  zu  befolgen.  I07j 

3.  Das  Naturrecht,  selbst  das  innere,  gestattet  in 
einem  gerechten  Kriege  Jedem,  das  zu  thun,  was  als  nütz- 
lich für  den  unschuldigen  Theil  erachtet  wird  und  sich 
innerhalb  der  Grenzen  der  zulässigen  Kriegführung  hält. 
Aber  die  genommenen  Sachen  darf  sich  ein  solcher  nicht 
aneignen,  weil  er  nichts  zu  fordern  hat;  er  müsste  denn 
eine  Bestrafung  nach  gemeinsamem  menschlichem  Rechte 
fordern  können.  Auch  dieses  letztere  Recht  ist  durch  das 
Geset?  des  Evangeliums,  wie  früher  bemerkt,  beschränkt 
worden.  1^8) 

4.  Der  Befehl  kann  ein  allgemeiner  oder  besonderer 
sein.  Ein  allgemeiner  war  es,  wenn  bei  den  Römern  im 
Fall  eines  Aufruhrs  der  Konsul  ausrief:  „Wer  das  Wohl 
des  Staates  will,  der  folge  mir."  Selbst  einzelnen  ünter- 
thanen  wird  mitunter,  wo  das  Staatsinteresse  es  verlangt, 
das  Recht,  Feinde  zu  tödten,  auch  da  eingeräumt,  wo  es 
sich  nicht  um  ihre  Vertlieidigung  Jiandelt. 

!<>')  Gr.  hat  bereits  selbst  oben  angedeutet,  dass  die 
hier  von  ihm  behandelte  Frage  gar  nicht  das  Völkerrecht, 
sondern  die  innere  Disciplin  der  Armee  betrifft,  also  in 
das  innere  Staatsrecht  gehört. 

1®^)  Es  ist  bereits  früher  bemerkt  worden,  dass  dieses 
angebliche  Naturrecht  sehr  zweifelhaft  ist,  und  dass  jeden- 
falls nach  dem  modernen  Völkerrecht  sich  kein  nicht  zu 
der  Armee  gehöriger  Bürger  eines  der  kriegführenden  Staa- 
ten an  dem  Kampfe  thätlich  betheiligen  darf.  Dafür  richtet 
der  Feind  seinen  Kampf  auch  nicht  gegen  diese  fried- 
lichen ünterthanen. 
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IL  1.  Eine  besondere  Ermäclitigung  können  nicht 
blos  diejenigen  erhalten,  welche  im  Solde  stehen,  sondern 
auch  die,  welche  auf  ihre  Kosten  den  Krieg  mitnaachen, 
Schiffe  ausrüsten  und  diese  auf  ihre  Kosten  unterhalten. 
Statt  Soldes  pflegt  Solchen  das  Eigenthum  an  dem,  was 
sie  erbeuten,  eingeräumt  zu  werden,  wie  früher  bemerkt 
worden.  ^^*'*)  Indess  ist  es  die  Frage,  ob  dies  ohne  Ver- 
letzung der  inneren  Gerechtigkeit  und  der  Menschenliebe 
geschehen  darf? 

2.  Diese  Gerechtigkeit  bezieht  sich  entweder  auf  den 
Feind  oder  auf  den  eigenen  Staat,  mit  dem  man  sich  ab- 
zufinden hat.  Dem  Feinde  kann,  wie  erwähnt,  der  Sicher- 
heit wegen  der  Besitz  aller  Sachen  entzogen  werden, 
welche  zur  Kriegführung  benutzt  werden  können,  aber 
mit  dem  Beding,  sie  später  zurückzugeben.  Das  Eigen- 
tlium  an  den  Sachen  kann  nur  bis  zur  Höhe  der  Summe 
beansprucht  werden,  welche  der  den  gerechten  Krieg  füh- 
rende Staat  bei  dem  Beginn  des  Krieges  oder  in  dessen 
Fortgang  zu  fordern  hat.  Es  ist  dabei  gleich,  ob  die 
Sachen  dem  Staate  oder  einzelnen  Unschuldigen  gehören; 
das  Vermögen  der  Schuldigen  kann  sogar  zur  Strafe  ge- 
nommen werden  und  dem  anderen  Theile  eigenthümlich 
zufallen.  Die,  welche  an  einem  Krieg  auf  ihre  Kosten 
theilnehmen,  erwerben  mithin  die  feindlichen  Sachen  in 
Bezug  auf  die  Feinde  soweit,  als  das  früher  bezeichn'ite 
Maass  dabei  nicht  überschritten  wird,  was  nach  billigem 
Ermessen  festzustellen  ist. 

III.  Gegen  den  eigenen  Staat  gestattet  die  innere 
Gerechtigkeit  den  Erwerb  soweit,  als  dabei  die  vertrags- 
mässige  Gleichheit  gewahrt  bleibt;  also  wenn  die  Beute 
nur  die  Unkosten  und  Gefahren  deckt.  Ist  es  aber  mehr, 
so  ist  der  Ueberschuss  dem  Staate  auszuhändigen,  ebenso, 
als  wenn  Jemand  einen  bedeutenden,  zwar  nicht  ganz  ge- 
wissen, aber  doch  sehr  wahrscheinlichen  und  leicht  zu 
realisirenden  Anspruch    für   einen  niedrigen  Preis  erlangt. 

IV.  Uebrigens  kann,  auch  wenn  die  strenge  Gerech- 
tigkeit nicht  verletzt  wird,  doch  gegen  die  Pflicht  der 
Nächstenliebe  gesündigt  werden,  wie  sie  insbesondere  das 

^^^)  Auch  diese  Art  der  Kriegführung  ist  antiquirt; 
man  müsste  denn  die  Freischaaren  dazu  rechnen,  welche 
in  den  neuesten  Kriegen  unterstützend  aufgetreten  sind. 
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christliche  Gesetz  vorschreibt,  wenn  erhellt,  dass  solche 
Plünderung  weniger  den  feindlichen  Staat  oder  König  oder 
die  unmittelbaren  Schuldigen  trifft,  als  Unschuldige,  die 
dadurch  m  das  grösste  Unglück  gebracht  werden,  wie  es 
selbst  gegen  Pi  ivatschuldner  das  Mitleid  zu  verfahren  ver- 
bietet. Kommt  dazu,  dass  eine  solche  Plünderung  zur 
liTtf  ^.""f  uy\  ^''T'  ""^  ""^'  Schwächung  des  Feindes 

namentlich  christlichen  Mannes  unwürdig  und  ein  Erwerb 
der  sich  nur  das  Unglück  der  Zeiten  zu  Nutze  macht       ' 
V.     Mitunter  entspringt   aus   einem   öffentlichen  Krieg 
em  privater.     So   wenn  Jemand   unter  die  Feinde  geräth 
und  sein  Leben  und  seine  Sachen  dadurch  in  Gefahr  kom- 
men    Hier  gilt  das,  was  früher  über  die  Nothwehr  gesagt 
worden   ist.     Mitunter  verbindet  sich   da.   öffentliche  und 
das  Privatinteresse;    so  wenn  Jemand,  der  grossen  Scha- 
den durch  den  Feind  erlitten  liat,  das  Recht  erlangt,  skfh 
für  semen  Schaden   an   des  Feindes  Gut  schadlos   zu  hal- 
ten.    Die^ses  Recht  hat  dieselben  Grenzen,    welche   oben 
bei  der  Pfändung  angegeben  sind. 

VL     Wenn    aber    ein   Soldat  oder  Anderer   auch    bei 
einem   gerechten   Kriege   Gebäude   ansteckt,    Aecker  ver- 
wüstet und  dergleichen  Schaden  thut,    ohne   dass   es  ihm 
befohlen  worden,  oder  die  Notli  ihn  dazu  zwingt,  oder  ein 
Lecht  dazu  da  , s  ,  so  muss  er  den  Schaden  ersetzen,  wie 
mit  Reclit   die^  Theologen   behaupten.     Ich   habe   absicht- 
lich hier  zugefügt:    „oder  kein  Recht  dazu  da  ist,"    was 
Andere  übersehen   haben.     Denn   in   diesem   Falle    bleibt 
er  vielleicht  seinem  eigenen  Staate  verantwortlich,  dessen 
Gesetze   er   verletzt   hat,    aber  nicht  dem  Feinde     da   er 
diesem  kein  Lnrecl.t  gethan.    In  diesem  Sinne  antwortete 
(in  Karthaginienser  den  Römern,  welche  die  Auslieferung 
llannibals  forderten:  „Es  kommt  nicht  darauf  an,  ob  Sa 
Kunt    von    dem  Staat   oder   von   einem    Privatmann   ange- 
giiffen  worden  ist,  sondern  ob  es  mit  Recht  oder  Unrecht 
geschehen  isL    Denn  das  ist  unsere  Sache,  und  wir  haben 
j:;egen  unseren  Bürger  zu  entscheiden,  ob  er  es  auf  unseren 
>etehl  oder  aus  eigenem  Belieben   gethan  hat;   mit  Euch 
laben   wir  nur  darüber  zu   verhandeln,    ob   es  überhaupt 
nach  dem  Bündniss  gestattet  war." 
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Kapitel  XIX. 

Heber  Treue  und  Glauben,  welche  man  dem  Feinde 

schuldig  ist. 

I.  1.  Bisher  ist  dargelegt  worden  was  und  wie  viel 
im  Kriege  erlaubt  ist,  sowohl  an  sich  als  mit  Rücksicht 
auf  vör-e-an-enc  Ve  sprechen.  Es  bleibt  nun  noch  die 
ünte  s  chSng"  üler  die%reue,  welche  ^^ein^«  --f" 
schulden.  Der  RiJmische  Konsul  sagt  bei  Sihus  Ita- 
Hcus  vortrefflich:^  ^^^^^  ^^^  ^^^^^^^^  .^^  e,    vor/Uem 

auch  im  Kriege  dem  Feinde  Wort  zu  halten. 
Xenophon  sagt  in  seiner  Rede   «ber  Agesi  aus      Es  ist 
für  Alle  eine  schöne  und  grosse  Sache,    seme  Treue  zu 
bewahren  und  sein  Wort  zu  l-Uen;    vor  Allem  aber  gl 
dies   von    dem    Feldherin."     Aristides    sagt   in    seiner 
rLeuktrichen  Rede:  „In  der  Innehaltung  e.nes  Friedens 
Vertrages   und    anderer    Staatsvert.äge    zeigt    s  ch    vo, 
II  em^der  rechtliche  Sinn."    Und  Cicero  bemerk    richtig 
irn   5    Buche  über   die   Zwecke:    „Jedermann    billigt    und 
"bt  die  Gesinnung,  welche  -cht  blos  auf  den  Nutzen  be- 
dacht ist,  sondern  selbst  gegen  den  eigenen  Nutzen  Wort 

hält  "  t  r\      ' 

2     Die  öffentliche  Treue  macht,  wie  der  ältere  Quin- 
tilian  sagt,   unter  bewaffneten  Feinden  den  Waffenstill- 
ind   und' bewahrt    den   »t-ten     die    sich    ergeben     ihr 
PJppht      Derselbe    sagt    anderwärts:    „Die  Treue   ist  aas 
El  sie  BanTder  oieLchliehen  Verhaltnisse;  se^^^^^ 
Feinden  wird  die  Treue  gelobt  und  heilig  gehalten        So 
s-iKt  Ambrosius:  „Es  ist  klar,  dass  auch  im  Kriege  die 
Trfuf  und  die  Gerechtigkeit  innegehalten  wenlen  mu^^s 
Und  Augustinus   sagt:    „Die   versprochene  Treu^^^ 
auch  dem  Feinde,  gegen  ^en  mnn  kämpft    gehalten  w 
den  "    Denn  der  Feind  liört  deshalb  nicht  auf,  ein  Mensch 
zu  'sein,  und  alle  erwachsenen  Menschen  »können  sich  durch 
Versprechen    verpflichten.      Camillus    sagt    ^ei    Livius. 
„zwischen    ihm    und   den  Faliskern    bestehe   J;e   Gemein- 
schaft, welche  auf  der  angeborenen  Natur  beruhe.    i^O) 

110)  Es   ist   merkwürdig,    wie    die   Gelehrten   im    sitt- 
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3.  Aus  dieser  Gemeinschaft  der  Vernunft  und  der 
Sprache  entspringt  die  hier  behandelte  Verbindlichkeit  der 
Versprechen.  Wenn  es  auch  nach  allgemeiner  Ansicht 
erlaubt  ist  und   nicht  als  Verbrechen   gilt,    den  Feind  zu 

liehen   und  Rechtsgebiet   überall   uacli  Gründen   verlangen 
und  doch  sich  dann  mit  solchen  beruhigen,  die  nichts  als 
Phrasen  sind  und  den  zu  beweisenden  Satz   nur   in  ande- 
ren   Worten    oder    anderer    Ausschmückung    wiederholen. 
Dies  ergeben  aucli  hier  die  in  §.  1  u.  2  enthaltenen  Aus- 
sprüche.    Anstatt    sich   einfach   bei  dem  Willen  und   den 
Geboten  der  Autoritäten  (Gottes,  des  Fürsten,  des  Volkes) 
zu    beruhigen    und    diese   Gebote    als    die  letzte  sittliche 
Grundlage  zu  nehmen,  über  die  hinaus  man  nur  aus  dem 
Gebot   des  Sittlichen    in   das  der  Klugheit  gerathen  kann, 
verlangt    man    nach   dem  Unmöglichen.     Weder  die  Ver- 
nunft noch  der  Nutzen  kann  hier   weiterführen;    denn   die 
Vernunft    hat    als   Denken    keinen   Inhalt   in    sich   selbst, 
und  der  Nutzen  führt  nur  zur  Klugheit,  aber  nicht  in  das 
Heiligthum    des   Rechts.     Es   ist   deshalb   auch    ganz  un- 
möglich,  für  die  Rechtsgültigkeit  der  Verträge  überhaupt 
einen    anderen   Grund   beizubringen,    als    eben   das  Gebot 
der  Autoritäten,  und  deshalb  erstreckt  sich  auch  diese  Gül- 
tigkeit nicht  weiter  als  diese  Gebote,  und  umgekehrt  sind 
selbst  einseitige  Erklärungen  (Gelübde),  also  mangelhafte 
Verträge,  gültig,  wenn  und  soweit  es  die  Autoritäten  ge- 
bieten.     Selbst    Heffter    bietet    in    seinem    Völkerrecht 
(5.  Ausg.  S.  156)  noch  ein  merkwürdiges  Beispiel,  wie  man 
erst  durchaus  einen  Grund  für  nötliig  hält  und  doch  nach- 
her mit  der  blossen  Phrase  sich  begnügt.    Er  sagt:  „Noch 
immer  hat  man  sich  nicht  verständigt,  ob  und  warum  ein 
Vertrag  ein  „Etwas  sei",  d.  h.  durch  sich  selbst  verpflichte. 
Schwerlich   wird   man   darüber   eine    andere   Ansicht  ver- 
theidigen  können,   als  die,    dass   ein  Vertrag  an  sich  nur 
durch   die  Einheit  des  Willens    ein   Recht   setzt,    folglich 
auch    nur   so   lange    diese  Einheit  dauert,    und    dass    im 
Falle  der  Willensänderung   eines  Theiles   der   andere  "nur 
berechtigt  ist,  die  Wiederherstellung  des  vorigen  Zustan- 
des  zu  fordern,  mit  Einschluss  des  Scliadens,  den  er  durch 
redliches  Eingehen  in  den  Willen  eines  Anderen  erlitten." 
—  Eine  solche  Begründung  ist  nicht  allein  keine,  sondern 
dient   durch   ihre   halb  philosophische  Färbung  nur  dazu, 
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täuschen,  so  folgt  darauf?  noch  nicht,  dass  das  gegebene 
Versprechen  gebrochen  werden  darf;  denn  die  Pflicht  zur 
Wahrheit  ist  älter  als  der  Krieg  und  kann  durch  diesen 
wohl  beschränkt  weiden;    aber   das  Versprechen  gewährt 

die  einfache  Sachlage  und  Frage  noch  mehr  zu  verwirren; 
sie  ist  wie  gemacht,  um  den  Schüler  daran  zu  gewöhnen, 
sich  statt  der  Gedanken  mit  Worten  abfinden  zu  lassen.  — 
Die  allgemeine  Frage  der  Gültigkeit  der  Verträge  ist  be- 
reits früher  von  Gr.  behandelt,  und  dort  ist  das  Nöthige 
darüber  bemerkt  worden  (B.  I.  389).  Hier  tritt  noch  das 
Besondere  ein,  dass  die  Verträge  selbst  für  Persönlich- 
keiten gelten  sollen,  welche  an  sich  kein  Recht  zwischen 
sich  anerkennen,  sondern  als  Feinde  mit  allen  Mitteln  der 
Gewalt  und  List  einander  7U  vernichten  streben.  Dennoch 
hat  sich  die  Sitte  seit  den  ältesten  Zeiten  gebildet,  dass 
eine  Reihe  von  Verträgen  hier  als  verbindlich  anerkannt 
wird.  Alle,  welche  von  untergeordneten  Gewalten,  wie 
Generälen,  Feldherren  u.  s.  w.,  geschlossen  werden,  machen 
keine  Schwierigkeit;  sie  gelten,  weil  die  Autoritäten  (der 
Fürst,  das  Volk,  die  Gottheit)  es  so  als  Recht  eingeführt 
liaben.  Was  dagegen  die  llauptverträge  unter  den  ver- 
schiedenen Autoritäten,  Staaten  und  Kirchen  selbst  an- 
langt, so  ist  hier  nur  für  die  christlichen  Völker  in  der 
Autorität  Gottes  eine  sittliche  Basis  vorhanden;  allein  sie 
ist  durch  den  Hinzutritt  vieler  fremden  Umstände  ausser- 
ordentlich schwacli,  und  die  Wissenschaft  kann  deshalb 
eine  rechtsverbindliche  Kraft  solcher  Verträge  nicht  aner- 
kennen; es  sind  vielinehr  nur  thatsächliche  Regulirungen 
des  Besitzstandes,  die  so  lange  befolgt  werden,  als  das 
Interesse  und  die  Macht,  sie  zu  brechen,  auf  einer  oder 
der  anderen  Seite  fehlt  (B.  XI.  155,  172).  Die  Lehrer  des 
Völkerrechts  drehen  die  Sache  um;  sie  setzen  die  Rechts- 
gUltigkeit  derselben  als  Regel,  aber  sie  lassen  dann  so 
viel  Ausnahmen  folgen,  (selbst  Heffter  S.  181  und  185 
a.  a.  0.),  dass  im  Grunde  sie  mit  der  hier  vertheidigten 
Lehre  sachlich  zusammentreffen  und  nur  des  Decorum's 
wegen  sich  als  Gegner  geberden.  Gr.  liat  den  ersten  An- 
stoss  zu  diesen  Untersucliungen  gegeben;  er  selbst  befindet 
sich  noch  in  dem  naiven  Zustand,  dem  die  tieferen  Auf- 
fassungen und  Schwierigkeiten  unbekannt  sind,  und  er 
kommt  deshalb  über  die  Zweifel  leicht  hinweg. 
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ein  besonderes  Recht.    Aristoteles  erkannte  diesen  Unter- 
schied, indem  er  bei  Gelegenheit  der  Wahrhafti4eit  sa 't- 
„Ich  spreche  nicht  von  denen,  die  bei  Vertr^Ä  w!  i 
zu  hal  en  haben;    dies   gehört   zur  Gerechtigkd    und  Un 
gerechtigkeit  und  bezieht  sich  auf  eine  andere  Tu4nd" 

4.     Pausanias    sagt   in   seiner  Arkadischen  Betrach- 
tung über  den  Macedonischen  Philipp:  „Kein  vLünftter 
kann  ihn  einen  guten  Feldherrn  nennen    denn  er  tra    den 
geleisteten   Schwur   mit  Füssen,    brach 'jedweden  VertS 
und  verach  c^c  mehr  wie  Jeder  die  Treue  und  darHalten  des 
Ü^TJ^T-"    Valerius  Maximus  sagt  von  IW 
;     i.-V     I      '?r    ^^«^"   ^^^   ""^  i^alicn   führte   er  ^e- 
standhch   ohne  Treue   und   Glauben;    er   erfreute   sich  ^an 
Lugen   und  Betrug   als   erhabenen  Künsten.     Dadu  ch   i^ 
es  gekommen,    dass   sein  Andenken  zwar  lange  zJit  sich 
erhalten  wird,  aber  man  wird  schwanken,  ob  er  me Ir  e  n 
grosser  oder  mehr  ein  schlechter  Mann  gewesen  iTt  "    Bd 

?eSn'aT%rN'r   ^'^^^^    von^hrem"  otJei 
gcnieben,  an:  ,VVir  haben  die  iic    gen  Bündnisse  nn<l  <]ip 

besel,wo>ene   IVeue    gebrochen    nnd^kämpen  gegen   dl 
gegen  welche  das  Recht  es  nicht  gestattet  -  ' 

C\c.rn''J,fT  ''"'*1  ''•*''''  '"''  bemerkt,  dass  die  Ansicht 
Cicero  s  nicht  zugelassen  werden  kann,   „dass   man  mit 
Tyrannen  kerne  Gemeinschalt  habe,  sondern  vielmehr  den 
liocisten  Gegensatz. "    Er  sagt  auch:  „Der  Seeräuber  ge 
hört  nicht  zur  Zahl  der  Kriegsieinde;  denn  gegen  ihn  gUt 
keine  Treue  und  kein  Schwur."     Audi  Senlcli  sag?  von 
Tyrannen:    „Was    mich    noch   mit  ihm   verband     das   iTt 
durch  die  abgelöste  Gemeinschaft  des  menschlich;n  Kech  s 
zerrissen  worden."    Aus  «lieser  Quelle  ist  der  Irrthum  des 
äe7T'^^'f'r^  I-ervorgegangen,  welcher  zu  dem.i^Buche 

könne  kl^rFhl""  f  *  k '  ""'''  '''"  ""''  ^''^  «'"«^  '^V^""«" 
Könne  kcn  Lhebruch  begangen  werden.     Aus  einem  elei- 

chen  Irrthum   behaupteten   die  Jüdischen  Lehre!  dies  von 

e'rlnnT  wS;»:'""  "''^"  ^'^  ^"'^"^  '^'  '""^  "-''*  - 

,1  \  •*!!'"!"  ?"•  Pomppjus  beendete  zum  grossen  Theil 
en  Seerauberkrieg  dnreh  Abkommen,  in  denen  er  den 
Raubern  ihr  Leben  und  ein  Land  zusicherte,  wo  sie  ohne 
R  üb  bestehen  konnten.  Auch  Tyrannen  haben  dem  Staate 
.«■tunter  die  Freiheit  gegen  Bewilligung  ihrer  Straflosig 
ke,t  zurückgegeben.     Cäsar  erzählt  im  3.  Buche   seines 
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Bürgerkrieges,    dass   die  Römischen  Führer  mit  den  Räu- 
bern  und   Flüchtigen   in   dem   Pyrenä.sclien  Gebirge  über 
die  Ausgleichung  verhandelt  haben.     Wer  wollte  behaup- 
ten,    dass    aus    solchen   Abkommen   keine  Verbindlichkeit 
entstehe?     Sie   haben  zwar  nicht  jene  besondere  Gültig- 
keit  wie  sie  das  Völkerrecht  zwischen  Feinden  bei  einem 
feierlichen  und  vollständigen  Kriege  anerkennt;    aber   die 
Gegner  sind  immer  Menschen,    und   es  bleibt  das  Natur- 
recht  für  sie  gültig,  wie  Porphyrius  im  7.  Buche  über 
die  Unzulässigkeit  von  Fleischspeisen  richtig  darlegt    und 
daraus  folgt  auch,   dass    die  Verträge  mit  ihnen  geh.nltcn 
werden   müssen.     So   erwähnt  Diodor,   dass   Lucul     sein 
Wort  dem  Führer  der  Flüchtlinge,    Apollonius     gehalten 
habe,  undDio  erzählt,  dass  Augustus,  um  sein  Wort  nicht 
zu  brechen ,    dem  Strassenräuber  Crocotas  den  auf  seinen 
Kopf  gesetzten  Preis  Labe  zahlen  lassen,  als  er  sich  selbst 
gestellt  hatte.  1")  ^ 

111)  Gr    behandelt  hier  ausführlich  die  Frage,  ob  man 
auch  Räubern   und  Aufruhrern   das  gegebene  Wort  halten 
müsse-  ob  also  die  Treue,  wie  sie  zwischen  regelmassigen 
Kriegsfeinden  besteht,  auch  auf  solche  extreme  und  ausser- 
ordentliche Fälle  Anwendung  finde.    Gr.  gerUth  hier  in  den 
Gegensatz  zu  Cicero  und  Seneca  und  wohl  zu  der  Mehr- 
zahl der  alten  Autoren.     Man  bemerkt  bald     dass   diese 
fTL  in  die  Kasuistik  gehört,  wo  die  Sitte  die  Ko  l.s.on 
entgegenstehender  Prinzipien   nicht    fest    abgegrenzt    ha, 
und    deshalb    die   Gelehrten   ein   freies  Feld    haben     bald 
d"eses     bald   jenes   Prinzip    (bald   die   Pflicht  der  Treue, 
bald  die  Ptlicht,  ein  Verbrechen  zu  strafen)  je  nach  ihren 
persönlichen  Neigungen   und  Gefühlen   als   d.e   wiclitigere 
und  entscheidende  hinstellen.    Die  Wissenschaft  kann  ans 
diesem  Spiel  gelehrter  Zweikämpfe  keinen  Vortheil  ziehen ; 
sie   hat   hier   einfach  anzuerkennen,    dass  für  d'e  me'sten 
Fälle  dieser  Art   sich  kein  Recht   und  keine  sittliche  Ge- 
staltung so  fest  gebildet  hat,  dass  sie  als  ein  Objekt  tir 
ihre  Darstellung  gelten  könnte.    Die  meisten  dieser  Falle 
stehen  deshalb  ausserhalb  des  Rechts  und  der  Moral,  und 
sie  erledigen  sich  thatsächlich  bald  so,  bald  anders,  ohne 
dass  das  sittliche  Gefühl  des  Volkes  daran  «•"««  An^t»?; 
nimmt.     Für  jede  Art  der  Erledigung  sind  Gnmde  beieit, 
und  da  eine  fest  ausgebildete  Sitte  fehlt,  so  ist  die  offent- 
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III.  1.    Wir  wollen  aber  sehen,  ob  nicht  etwas  Besseres 
als    Cicero    anführt,     beigebracht    werden     kann.      Das 
Erste    ist,    dass    die    schweren    Missethäter,    die    keinem 
Staate  angehören,    nach  dem  Naturrecht  von  jedom  Men- 
schen gestraft  werden  können,  wie  früher  dargelegt  wor- 
den ist.     Wer  aber  am  Leben  gestraft  werden  kann,  dem 
durfte    auch    sein   Eigenthum    und   sein   Recht  genommen 
werden  können,  und  Cicero  selbst  sagt:    „Es  geht  nicht 
gegeii  die  Natur,  den  zu  berauben,  den  man  tödten  darf" 
Zu    den   Rechten    gehört    nun    auch   das   aus    der   Zusage 
Erlangte;    es  kann  ihm  also  auch  dies  zur  Strafe  genom- 
men  werden.     Darauf  antworte   ich,    dass    dies  anginge 
wenn    nicht   mit   ihm   als   üebelthäter   verhandelt   worden 
wäre       Wenn    mit    einem   Solchen    in    dieser  Eigenschaft 
cm  Abkommen   getroffen   worden    ist,    so   ist   damit   auch 
das  Recht,    davon    als  Strafe  wieder  abgehen  zu  können 
aufgehoben    worden.      Denn     wie    früher    erwähnt,    muss 
immer    eine    solche    Auslegung    gewählt    werden,    welche 
einen  Vertrag  nicht  ganz  ungültig  werden  lässt. 

2.    Nicht  übel  antwortete  bei  Li  vi  us  Nabis  dem  Quin- 
tius  Flaminius,    als   dieser  ihm   seine  Tyrannei   vorhielt: 
„In  Betreff  dieses  Wortes  kann  ich  antworten,    dass  ich* 
wer  ich  auch  bin,  derselbe  geblieben  bin,   der  ich  früher 
gewesen,  als  Du,  T.  Quintius  selbst  mit  mir  das  Bündniss 
geschlossen  hast."     Und  dann:    „Was   es   auch  sein  mag 
ich  hatte  es  schon  gethan,    als  Du  Dich   mit  mir  verban- 
dest."    Dann  fügt  er  hinzu:   „Habe  ich  mich  geändert,  so 
habe   ich   über   meine  Unbeständigkeit   nur   mir,    wie  Ihr 
weiin  Ihr  Euch    ändert,    über  Eure  Euch  Rechenschaft  zu 
geben.«    Aehnlich  ist  die  Stelle  in  der  Rede  des  Perikles 
an  seine  Mitbürger  bei  Thucydides:    „Die   verbündeten 
btadte  haben   wir    in   ihrer  Freiheit  nicht  gestört,    wenn 

liehe  Meinung  immer  bereit,  sich  damit  zufrieden  zu  ge- 
ben und  die  Gegengründe  für  diesen  Fall  nicht  in  Betracht 
zu  ziehen.  Hiernach  darf  die  Bedeutung  der  nun  folgen- 
den Argumentationen  nicht  zu  hoch  angeschlagen  werden- 
sie  gelten  vielmehr  als  ein  interessantes  Beispiel,  wie  im' 
Sittliclien  Alles  durch  Gründe  (Prinzipien)  sich  rechtfer- 
tigen lässt,  so  lange  nicht  das  betreffende  Verhältniss 
«lurch  die  Autoritäten  eine  feste  Gestalt  mit  bestimmter 
Abgrenzung  der  kollidirenden  Prinzipien  erhalten  hat. 
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sie  eine  solche  überhaupt  zur  Zeit  des  Bündnisses  gehabt 

haben  " 

IV.  Dann  kann  entgegnet  werden,  dass  der,  welcher 
durch*  Drohung  ein  Versprechen  veranlasst,  den  Ver- 
sprechenden zu  entlassen  scliuldig  sei,  weil  er  mit  Unrecht 
Schaden  zugefügt  hat  durch  eine  Handlung,  welche  der 
natürlii  heu  menschlichen  Freiheit  und  ebenso  dem  Begritt 
einer  Willenserklärung  widerspricht,  welche  frei  sein  muss. 
Indess  wenn  dies  auch  mitunter  gegen  Räuber  gilt,  so 
kann  es  doch  nicht  auf  alle  einem  Räuber  gemachten  Ver- 
sprechen bezogen  werden.  Denn  damit  Jemand  verpflichtet 
sei  den  Ver^^prechenden  seines  Wortes  zu  entlassen,  ist 
erfordeilich,  dass  er  selbst  durch  Drohung  mit  Unrecht 
das  Versprechen  veranlasst  habe.  Wenn  also  Jemand  zur 
Befreiung  seines  Freundes  ein  Lösegeld  versprochen  hat, 
ist  er  dazu  verpflichtet;  denn  dem,  der  sich  hierzu  frei- 
willig erboten  hat,  ist  keine  Gewalt  angethan  worden."-) 

V.  üeberdem  kann  selbst  der  mit  unrechter  Gewalt 
zu  einem  Versprechen  Genöthigte  durch  den  Hinzutritt 
eines  Eides  verpflichtet  werden;  denn  damit  wird,  wie 
flüher  dargelegt  worden  ist,  der  Mensch  nicht  einem  Men- 
schen, sondern  Gott  vcrpfliclitet,  gegen  den  man  den  Ein- 
wand der  Drohung  nicht  erheben  kann.  Indess  geht  diese 
Verbindlichkeit  aus  dem  Eid  nicht  auf  die  Erben  über, 
da  auf  diese  nur  das  im  menschlichen  Verkehr  Beflnd- 
liche  nach  dem  alten  Gesetz  des  Eigenthums  übergeht, 
und    dazu    gehört    nicht    dies    besondere     für    Gott    ent- 


112)  Gr.  umgeht  hier  die  eigentliche  Frage.  Er  giebt 
nur  eine  Antwort  für  den,  welcher,  selbst  in  Freiheit,  ein 
Lösegeld  für  einen  in  Gefangenschaft  Befindlichen  den 
Räubern  versprochen  hat.  Allein  die  gestellte  Frage  geht 
dahin:  Ob  das  von  den  Gefangenen  selbst  gegebene  Ver- 
sprechen ihn  verbindet?  Hierüber  scheint  Gr.  selbst  keine 
Entscheidung  zu  wagen;  er  lässt  die  Frage  ofi"en  und  geht 
in  Ab.  5  gleich  darauf  über,  dass  die  Pflicht,  wenn  sie 
auch  nicht  bestände,  durch  einen  Eid  herbeigeführt  wer- 
den könne.  Auch  dies  wird  das  moderne  Rechtsgefühl 
schwerlich  gelten  lassen.  Schon  Heffter  (a.  a.  0.  S.  180) 
erklärt  den  Eid  für  etwas  Subjektives,  woraus  dem  Pro- 
missor kein  grösseres  Recht  erwächst,  als  ihm  vorher  zu- 
stand. 
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standene  Recht  als   solches.     Ebenso   ist  zu  wiederholen 
dass  wenn  Jemand  sein  dem  Räuber  gegebenes  Versprechen' 
sei  es  beschworen  oder  nicht,  bricht,  er  deshalb  bei  ke' 
nem  Volke  bestraft  wird,    weil   es  den  Völkern  aus  Hass 
gegen  die  Rauber  gefallen  hat,   selbst  das   gegen  sie  be 
gangene  Unrecht  nicht  zu  beachten 

^eJn^'ihrPny"^!'"  T  ^^'' -^'^  ^'''^'  '^''  ünterthanen 
gegen  ihren  Konig  oder  sonstiges  StaatsoberJiaupt  sagend 
Wir  haben  früher  gezeigt,  dass,  wenn  ihnen  an  sichfuch 
ein  gerechter  Grund  zur  Seite  steht,    sie   doch   nicht  Ge 

rfVA'^".'^''"    "^/"'^r-     ^"'^^   ^^""   "^^^"«t^»'  der  Anlass 
fj^Ljf  ei-        w-w^'*  i^"',  '^  ungerecht,  oder  die  Schlech- 
tigkeit seines  Widerstandes  so  gross  sein,    dass   er  harte 
Strafe  verdient.     Wenn  indess  gleichsam  mit  Deserteuren 
oder  Anfuhrern   verhandelt  worden,    so   kann   ein   solches 
Versprechen  zur  Strafe  nicht  aufgehoben  werden,  wie  eben 
darge  egt  worden.     Denn   selbst   dem  Sklaven  muss  Wort 
gehalten  werden;    dies   zeigen  die  Lacedämonier,    welche 
den    göttlichen   Zorn    erfuhren,    weil    sie    die  Tänarenser 
Sklaven    gegen    ihr  Verspreclien    gemtet    liatten.     Auch 
Diodor  erzäh  t  von  den  Sicilianern,   dass  das  den  Skla- 
ven  in   dem   Heiligthum   der  Zwillingsbrüder    des   Jupiter 
gegebene  Versprechen   von  keinem  Herrn   gebrochen  wor- 
den sei     Der  Einwand  der  Drohung  kann  auch  hier  durch 
den  Schwur  beseitigt  werden.    So  erfüllte  der  Volkstribun 
M.  Pomponius  in  Folge  seines  geleisteten  Eides  das  Ver- 
sprechen,   was  L.  Manlius   durch  Drohungen   von  ihm  er- 
presst  iiatte. 

VH.  Eine  besondere  Schwierigkeit  erliebt  sich  aber 
hier  aus  der  gesetzgebenden  Gewalt  und  dem  höch.4en 
Obereigenthum  an  den  Sachen  der  Ünterthanen,  was  von 
dem  Staate  und  in  dessen  Namen  von  dem  Inhaber  der 
höchsten  Staatsgewalt  ausgeübt  wird.  Denn  wenn  dieses 
Recht  sich  auf  alles  Vermögen  der  Ünterthanen  erstreckt 
so  umfasst  es  auch  seine  Rechte  aus  dem  im  Kriege  ihm 
gegebenen   Versprechen,  n«)     Wenn    man    dies  einräumt, 

"3)  Gr.  meint  die  Versprechen,  welche  die  Staats- 
gewalt ihren  rebellirenden  Ünterthanen  zur  Beschwichti- 
gung des  Aufruhrs  gegeben  hat.  Das  spätere  Wort  „Krieg« 
ist  daher  nur  von  solchen  inneren  oder  Bürgerkriegen  zu 
versienen« 

Grotius,  Recht  d.  Kr.  u.  Fr.   11 
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,0  sind  alle  solche,  Verträge  nutzlos,  und  die  Kriege  kön- 
nen dann  nur  durch  die  Gewalt  des  Sieges  beendet  wer- 
den A  lein  e.  ist  zu  entgegnen ,  dass  jenes  Obereigen- 
thüm    nclt  ohne  Unterschied   Platz   greift,    sondern   nur 

ow"t  es  der  Nut.en  der  Obrigkeit  f-  Staates  oder  des 
Köni-s  orfordert.  In  der  Regel  ist  aber  die  l>rful  i  ng 
soktrVetSge  nützlich,  wie  aus  dem  erhe  It,  was  früher 
übe  "lie  Erhaltung  des  bestehenden  öffentlichen  Zustandes 
geig  worden  ist.  Aber  selbst  wo  ein  Nu  zen  für  die 
le  tfndmachung    dieses    Obereigenthums    vorlianden    sein 

sollte,    tritt  eine  Ausgleichung   nach  dem   spater  Folgen- 

"^^"vin  1  Uebrigens  können  die  Verträge  durch  einen 
Eid  nicht  blos  von  dem  Könige  oder  Senat,  sondern  auch 
von  den  säramtlichen  Bürgern  verstärkt  werden.  So  liess 
Lvkurg  alle  Bürger  die  Festhaltung  seiner  Gesetze  be- 
schwöfen;  ebenso  Solon  in  Athen,  und  damit  der  Wechsel 
der  Personen  den  Eid  nicht  entkräftete,  wurde  er  alle 
Jahre  von  Neuem  geleistet.  Geschieht  dies,  so  kann  nicht 
efnm'.l  aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohles  von  dem  Ver 

sprechen  zurückgetreten  werden;  •^«""  .^^"^''  ?'\i;*  „ 
kann  von  dem  Seinigen  abgehen,  und  die  \\or  e  können 
so  deutlich  sein,  dass  kein  Einwand  möglich  ist.  Vale- 
ius  Maximus' spricht  so  zu  Athen:  »Ljes  das  Gesetz, 
welches  durch  einen  Eid  Dich  gebunden  halt."  Die  Rö- 
mer nennen  diese  Art  Gesetze  heilige,  und  das  Römische 
Volk  wurde  dadurch  in  religiöser  Weise  verpflichtet,  wie 
Cicero  in  seiner  Rede  für  Balkis  darlegt. 

2      Li  vi  US    behandelt  diese   Frage   in   dem   3.  Huclic 
seiner  Römischen   Geschichte   in   etwas   sciiwer   vers  and- 
Heher  Weise,  indem  er  der  Meinung  vie  er  Rechtsgelehrten 
erwähnt,  wonach  die  Volkstribunen  auch  religiös  geheiligt 
und  geschützt  sind,  während  die  Schatzbeamten,  die  Rich- 
ter,   die   Zehnmänner   es   nicht   sind,    obgleich   auch   ihre 
Verletzung   widerrechtlich   ist.     Der  Grund   dieses   Lnter- 
schiedes  Ing  darin,  dass  die  Sehatzbeamten  und  Uebrigen 
nur    durch   das   Gesetz   allein  geschützt  waren,    und   das 
Volk  dieses  Gesetz  abändern  konnte.    So  lange  dies  nicht 
geschah,  durfte  allerdings  Niemand  dagegen  handeln;  aber 
die    Tribunen    waren    durch    den    religiösen   Glauben   des 
Römischen   Volkes   geschützt;    es  kam   ihneji   ein   Eid  zu 
Statten,   der  von  dem  Schwörenden  ohne  Verletzung  der 
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Religion   nicht   aufgehoben  werden   konnte.     Dionvs  von 
Ha  icarna^s  s-igt  im  6.  Buche  seiner  Geschichte  ^Brutus 
rief  das  Volk  zusammen  und  veranlasste  die  Bü/ger    dass 
sie  diese  Beamten   nicht  blos   dnrch  ein  Gesetz, ^sonde^ 
auch  durch  einen  Eid  für  unverletzlich  erklärten'  und  AI  e 
stimmten    dem    bei."     Deshalb    heisst    dieses   Gesetz   ein 
heiliges.    Deshalb  missbilligfen  die  rechtliehen  Leute  deS 
Antrag  des  Tiberius  Gracchus,  durch  welchen  dem  Octl 
vms   das   Tribunat  genommen 'werden   sollte,    und   wobei 
dieser    sagte:      dieses   Amt    habe    seine    Heiligkeit    vom 
Volke,    aber  nicht  gegen  das  Volk  empfangen."     dIw 
kann   sowohl   ein  Staat,   wie   ein  König  selbft  den  Unter- 

IX    'T:fY'  '^"""''  ^r!"^"  ^'^  -5'fliehtet  werden 
lA.     Aueh   für   einen  Dritten ,    von    dem    die  Drohnn? 
nicht  ansgegangen  ist,  bleibt  das  Versprechen  ffUltiff    nnd 
es   kommt   dabei   nicht  auf  sein  Interesse  oder  df  Höhe 

Sen'VedU  "V'"'  "'""^'"  Spitzfindigkeiten  defS 
miscnen   Rechts.     Denn   von   Natur  haben   alle  Menschen 

em  Interesse  für  das  Wohl   der  Anderen.     So  wurde  dem 

Is  Recht"    di^  ""'  t"   ''^'°r  S««<=h'ossenen  Frieden 

strlfStenolmen!"    """   ''^^''"'^"^"  ^'^''«^"--  ^  ''- 

X      Indess  bestehen,   wie  frfiher  gezeigt  worden    auch 

mitunter  schwankende  Zustände.     So  wie  man  durch  Ver 

fL^n  T""  Y''''T''''  ^"«*«"''  ■■"  ^'"'^°  «nderen  be- 
stimmten  übergehen   kann,    so  kann   man   auch   in   einen 

chwankenden   übergehen.     So  können  die,   welche  früher 
unbedingt  der  königlichen  Gewalt  unterwo'rfen  waren     an 
der  höchsten  Gewalt  einen  Antheil  bekommen,   selbst' mi" 
dem  Rechte    diesen  Antheil  mit  Gewalt  zu  ve'rtheidije" 
hehlen  <*:•*„"  '^^/'■'""''"  Krieg,  d.  h.  ein  öffentlicher  auf 

n ,       w- ','"  ""'^  angesagt,  hat  neben  seinen  eigenthUm- 

W  künr"^'l""^H-  t,  '^''"  «-"«^""ichen  Recht  foch  dTe 
Wnkung,  dass  die  Abkommen  während  desselben  und  be- 
hufs Beendigung  desselben   mit  dem  Einwände   einer  nn- 

7^^Trt'r'' -ir  Pr''"'^  «''"^  Einwilligung  des  Z 
•leien  Theiles  nicht  nickgiingig  gemacht  werden   können. 

?.T.  '^"'  r'f'l^  ^•"'^'■^  '"■^'^*  Fehlerfreie  durch  das  Völker- 
C,.hr'  11  gedacht  werden  kann,  so  auch  hier  die 
weni     '  nT      r   T   "°''''"""  ^"''S  auf  beiden   Seiten  er- 

eTAL=?nfr-''v-', '""''"  '"'  ''^"fi««"  Kriegen  weder 
ein  Maass  noch  em  Ziel  gesetzt  werden  können,  was  doch 

26* 


404 


Buch  III.    Kap.  XIX. 


der  Nutzen  der  menschlichen  Gesellschaft  so  sehr  verlangt. 
Hieraus  ergiebt  sich,  was  unter  dem  Kr.egsrecht  zu  ver- 
stehe« ist  das  nach  Cicero  auch  gegen  den  te.nd  e,„- 
zümÜci  i  t.  Auch  anderwärts  sagt  er  dass  dem  Feinde 
to  KH  ge  gewisse  Rechte  bleiben,  und  zwar  n>cht  blos 
natuVlicire,  sondern  auch  solche,  die  aus  dem  Leberem- 
kommen  der  Völker  herrlihren. '") 

2  Doch  folgt  daraus  noch  nicht,  dass  der,  welcher 
etwas  durch  einen  ungerechten  Krieg  dem  fmleren  abge- 
nötlii"-t  hat,  CS  ohne  Verletzung  der  Moral  und  dei  IHich 
?en  etnes  rechtlichen  Mannes  behalten  könne,  und  dass  er 
den  Anderen  zwingen  könne,  die  beschworenen  oder  n>ch 
JeschwoJenen  Verträge  zu  erfüllen.  Denn  mnerl.ch  und 
„ach  Xr  Natur   der  Sache   bleibt   dergleichen   ungerecht, 

114)  Dass  der  besiegte  Theil  gegen  Friedens-  und  Ab- 
♦rpt„n;!sverträee    den   Einwand   der  Gewalt  und   Drohung 
StfSn  darf  erscheint  dem  natürlichen  Geftihl  selbst- 
ver    ändlich;    dennoch    hat    die   Wisse.schaf     Muhe     die 
Unzulässigkeit    dieses   Einwandes   zu  begründen,    der    an 
Rieh  HUS  der  Natur  jedes  Vertrages  von  selbst  sich  recht- 
fertig     Heffter  (a.  a.  O.  S.  163)   will   den  Einwand  des 
Zwanges  wie  bei  den  Privatverträgen  gestatten,  setzt  ab  r 
bU^zir      Nur  wird   ein    schon   vorher  vorhandener   recht- 
iiL    ger"  Zustlnd   des   Zwanges   oder   der  ITnfreiheit   den 
m    Beseitigung    desselben    geschlossenen    Vertrag    nicht 
•iure.'   z.  B.  c^ne  rechtmässige  Kriegsgef^genschaft  oder 
die  bereits  erfolgte  Eroberung  des  ganzen  Staates.      Allein 
wenn    der  Krieg    auch   Gewalt    gestattet,    so    folgt    dool, 
Tcht    dass  die  durch  diese  Gewalt  erzwungenen  W.llens- 
eiklärunEen  gültig  seien,   da   die  Gewalt  wohl  das  Recht 
S  beichten,    aber    kein   Recht    begründen    kann.     Es 
?rag    sich   eben,    wie  weit  geht  das  Hecht  des  Zwanges 
und  Heffter  so  wenig  wie  Gr.  kommen   über   die   blosse 
Behauptung  hinaus,    dass   der  Zwang   hier   die  Gult.gke  t 
des  Vertrages  nicht  aufhebe.  -  Dies  zeigt,  wie  leer  d    - 
gleichen  Argumentationen  sind,  und  dass  d'c  Wissenseha 
V  e    besser  thut,    einfach    zu  sagen:    die  Autoritäten  odoi 
die  Sitte   hat   di'es   so   festgesetzt.  -  Wenn  Gr.   die   mo- 
ralisch e  Unverbindlichkeit  solcher  Staatsvertrage  in  Ab.Xl. 
behauptet,    so    wird    schwerlich    das  sittliche   Getuhl  der 
Gegenwart  ihm  beistimmen. 
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und  diese  innerliche  Unrechtlichkeit  des  Abkommens  kann 
nur  durch  einen  neuen,  durchaus  freiwilligen  Vertrag  ee- 
heut  werden.  &  e'^ 

XII.  Wenn  ich  übrigens  die  in  einem  feierlichen  Kriege 
geübte  Drohung  für  gesetzlich  erklärt  habe,  so  gilt  dies 
nur  soweit,  als  das  Völkerrecht  sie  zulässt.  Wenn  z  B 
etwas  unter  Androhung  der  Nothzucht  erpresst  worden 
ist,  oder  durch  einen  anderen  Schrecken,  welcher  gegen 
die  gewährte  Treue  verstösst,  so  bleibt  es  bei  dem  Natur- 
rech ;  denn  das  Völkerrecht  dehnt  seine  legalisirende 
Kraft  auf  eine  solche  Gewalt  nicht  aus. 

XIII.  1.  Die  Treue  muss  auch  den  Ungläubigen  gewahrt 
werden.  Dies  habe  ich  oben  bei  den  allgemeinen  Grund- 
sätzen dargelegt,  und  dies  lehrt  Ambrosius.  Dasselbe 
gilt  auch  gegen  eidbrüchige  Feinde,  wie  es  die  Kartha- 
ginicnser  waren,  denen  dennoch  die  Römer  die  Vertrags- 
treue streng  bewahrten.  Valerius  Maximus  sagt  hier- 
bei: Der  Senat  sah  dabei  nur  auf  sich  selbst,  nicht  auf 
die  denen  die  Erfüllung  zu  leisten  war."  Und  Sallust 
sagt:  „Obgleich  die  Karthaginienser  in  allen  Punischen 
Kriegen  aucli  während  des  Waffenstillstandes  und  selbst 
im  t  rieden  viele  abscheuliche  Tliaten  begingen  so  ver- 
galten doch  die  Römer  dies  niemals  mit  Gleichem  " 

2  Appian  sagt  von  den  wortbrüchigen  Lusitanern, 
welche  Sergius  Galba  hatte  niedermetzeln  lassen,  weil  sie 
ilm  von  ^euem  bei  einem  Abkommen  betrogen  hatten: 
„fc-r  rächte  sich  für  die  Treulosigkeit  durch  Treulosigkeit 
und  ahmte  den  Barbaren  nach,  gegen  die  Römische  Strenge  " 
DeTselbe  Galba  wurde  später  deshalb  von  dem  Volkstribun 
Libo  verfogt,  und  Valerius  Maximus  sagt  bei  dieser 
(xelegenheit:  „Die  Sache  wurde  aus  Mitleiden  und  nicht 
nach  dem  Rechte  beigelegt;  seine  Freisprechung,  welche 
auf  seine  Unschuld  nicht  gestützt  werden  konnte,  erfolgte 
mit  Rücksicht  auf  seine  Kinder.«  Cato  hatte  sich  darüber 
(lainn  geäussert,  „dass  er  ihn  bestraft  haben  würde,  wenn 
nicht  die  Kinder  und  die  Tliränen  gewesen  wären." 

XIV.  Indess  kann  aus  zwei  Gründen  die  Erfüllung 
eines  V^ersprcchens  unterlassen  werden,  ohne  wortbrUchi»- 
zu  sein,  nämlicli  wenn  die  gestellte  Bedingung  nicht  ein° 
tritt,  und  in  Folge  der  Aufrechnung.  Im  ersten  Falle  wird 
iler  Versprechende  eigentlich  nicht  befreit,  sondern  der 
l^ilolg  ergiebt  nur,    dass   überhaupt  keine  Verbindlichkeit 
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besteht,  da  sie  eben  nur  auf  die  Bedingung  gestellt  war. 
Hierher  gehört  der  Fall,  wenn  der  Andere  nicht  das  vor- 
her erfüllt,  was  er  seinerseits  zu  leisten  schuldig  ist.  Denn 
bei  demselben  Vertrage  können  einzelne  Punkte  so  zu 
verstehen  sein,  als  wenn  gleichsam  ausbedungen  wäre, 
dass  man  das  nur  thun  solle,  wenn  zuvor  der  Andere  das 
Seinige  geleistet  habe.  Deshalb  antwortete  Tullus  den 
Albanern:  „Er  rufe  die  Götter  zu  Zeugen  darüber,  wel- 
ches von  beiden  Völkern  zuerst  die  Gesandten,  welche 
die  genommenen  Sachen  zurückverlangten,  mit  Verachtung 
zurückgewiesen  habe,  damit  auf  dieses  alles  Unheil  des 
Krieges  einbreche."  Ulpian  sagt:  „Der  ist  nicht  mehr 
als  Gesellschafter  anzusehen,  welcher  deshalb  ausgeschie- 
den ist,  weil  eine  dem  Vertrag  beigefügte  Bedingung  nicht 
eingehalten  worden  ist."  Soll  dessenungeachtet  diese  Wir- 
kung nicht  eintreten,  so  muss  ausdrücklich  gesagt  wer- 
den, dass,  wenn  auch  etwas  gegen  diesen  oder  jenen  Punkt 
geschehe,  das  Uebrige  doch  gültig  bleiben  solle. 

XV.  Den  Ursprung  der  Aufrechnung  ^i'"*)  (compen- 
satio) haben  wir  früher  dargelegt.  Wenn  wir  unser  Eigen- 
thum  oder  unsere  Forderung  von  unserem  Schuldner  nicht 
anders  erlangen  können,  so  kann  auf  Höhe  derselben  eine 
Sache  desselben  angenommen  werden;  daher  können  wir 
noch  um  so  eher  einen  bei  uns  befindlichen  Gegenstand 
unseres  Schuldners,  sei  er  körperlich  oder  unkörperlicli, 
deshalb  zurückbehalten.     Deshalb    braucht   man    auch   ein 


115)  Die  nun  folgende  Lehre  über  die  gegenseitige  Auf- 
rechnung der  Forderungen  (Kompensation)  steht  der  Aus- 
bildung dieses  Instituts  durch  die  Römischen  Juristen  sehr 
nach  und  entbehrt  all  der  Schärfe  und  Bestimmtheit,  welche 
der  letzteren  einen  so  hohen  wissenschaftlichen  Werth  ver- 
leiht. Insbesondere  fehlt  Gr.  darin,  dass  er  auch  die  Kom- 
pensation bei  ungleichartigen  Forderungen  (Sachen  gegen 
Handlungen,  Geld  gegen  Sachen)  zulässt,  und  dass  er  bei 
gleichartigen  Forderungen,  insbesondere  bei  Geldforderuu- 
gen,  übersieht,  dass  die  Kompensation  ipso  jure  enitritt. 
Auch  vermischt  Gr.  das  Retentionsrecht  mit  der  Kompen- 
sation. Hätte  Gr.  sich  mehr  an  die  scharfen  Begriffe  der 
Römischen  klassischen  Juristen  als  an  die  faden  unju- 
ristischen  Aussprüche  des  Seneca  gehalten,  so  würde  er 
von  diesen  Fehlern  freigeblieben  sein. 
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Versprechen  nicht  zu  erfüllen,  wenn  es  nicht  mehr  beträgt 
als  unser  Eigenthum,  das  bei  einem  Anderen  sich  befindet' 
Seneca  sagt  im  6.  Buche  über  die  W^ohlthaten:  „So  wird 
oft  der  Gläubiger  zur  Zahlung  an  seinen  Schuldner  ver- 
urtheilt,  wenn  er  aus  einem  anderen  Geschäft  ihm  mehr 
entzogen  hat,  als  er  aus  seinem  Darlehn  zu  fordern  hat. 
Der  Richter  sitzt  nicht  blos  zwischen  Gläubiger  und  Schuld- 
ner, um  zu  sagen:  Du  hast  Geld  geborgt;  was  weiter^. 
Er  fährt  vielmehr  fort:  „Du,  Gläubiger,  hast  ein  Acker- 
stuck des  Schuldners,  was  Du  nicht  gekauft  hast;  also 
Du,  der  Du  als  Gläubiger  gekommen  bist,  gehe  als  Schuld- 
ner davon ! " 

XVI.  Dasselbe  gilt,  wenn  der  Gegner  aus  einem  an- 
deren Geschäfte  mehr  oder  ebensoviel  mir  schuldet,  und 
ich  es  auf  andere  Weise  nicht  erlangen  kann.  Bei  dem 
Gericht  werden  allerdings,  wie  Seneca  sagt,  die  Klagen 
aus  beiden  Geschäften  gesondert,  und  die  Anträge  nicht 
vermengt.  Indess  ist  dies  in  jenen  oben  angeführten  Bei- 
spielen durch  besondere  Gesetze  vorgeschrieben,  die  be- 
folgt werden  müssen.  Wenn  es  heisst:  die  eine  Bestim- 
mung soll  mit  der  anderen  nicht  vermengt  werden,  so 
muss  dem  Folge  geleistet  werden;  aber  das  Völkerrecht 
kennt  diese  Unterschiede  nicht,  sobald  man  auf  keinem 
anderen  W^ege  zu  seinem  Rechte  kommen  kann. 

XVII.  Dasselbe  gilt,  wenn  der,  welcher  das  Ver- 
sprechen erfüllt,  verlangt,  zwar  aus  dem  Kontrakte  nichts 
schuldet,  aber  sonst  dem  Anderen  Schaden  gethan  hat. 
Seneca  sagt  an  der  erwähnten  Stelle:  „Der  Eigenthümer 
kann  seinen  Zinsmann  nicht  belangen,  wenngleich  der  Kon- 
trakt es  besagt,  wenn  er  dessen  Saaten  zertreten  oder 
seine  Bäume  umgehauen  hat;  nicht  deshalb,  weil  er  den 
versprochenen  Zins  erhalten  hat,  sondern  weil  er  daran 
Scliuld  ist,  dass  ihn  Jener  nicht  verdienen  konnte."  Dann 
führt  er  noch  andere  Beispiele  an:  „dass  er  das  Vieh 
weggetrieben,  seine  Sklaven  getödtet  habe."  Dann  fährt 
er  fort:  „Ich  darf  das,  was  mir  Jemand  an  Schaden  zuge- 
gefügt,  mit  dem,  was  er  mir  A'ortheil  gewährt  hat,  auf- 
rechnen und  danach  aussprechen,  ob  ich  etwas  zu  bekom- 
men oder  zu  bezahlen  habe." 

XVHL  Audi  das,  was  man  als  Strafe  zu  fordern  hat, 
kann  in  dieser  Weise  mit  aufgerechnet  werden.  Seneca 
setzt  dies  an  jener  Stelle   weiter   aus  einander  und  sagt: 
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„Für  die  Wohlthat  ist  man  Dank  sclmldig,  und  für  das 
Unrecht  kann  man  Strafe  fordern;  dann  bin  ich  weder 
Dank,  noch  Jener  mir  Strafe  schukli^;  Einer  wird  durch 
den  Anderen  frei."  Dann:  „Zwischen  der  Wohlthat  und 
dem  Unrecht  muss  die  Vergleicliung  angestellt  werden, 
und  dann  wird  sich  ergeben,  wer  etwas  zu  zahlen  hat." 

XIX.  1.  Allein  sowie  die  Abkommen,  die  erst  nach  Ein- 
leitung des  Prozesses  geschlossen  worden  sind,  während 
des  Prozesses  dem  Versprechen  nicht  entgegengestellt 
werden  dürfen,  und  dies  auch  mit  den  Schäden  und  Un- 
kosten des  Prozesses  nicht  zulässig  ist,  so  kann  auch 
während  des  Krieges  das  nicht  zur  Aufrechnung  benutzt 
werden,  aus  dem  der  Krieg  seinen  Anfang  genommen  hat, 
mit  dem,  was  während  des  Krieges  nach  dem  Völkerrecht 
geschehen  ist.  Denn  die  Natur  dieser  Aufrechnung  und 
Ausgleichung  der  gegenseitigen  Forderungen  erfordert, 
dass  auf  die  Kriegsforderungen  dabei  keine  Rücksicht  ge- 
nommen werden  darf.  Sonst  könnte  jeder  Vertrag  auf 
diese  Weise  umgangen  werden.  Es  kann  hier  passend 
noch  eine  Stelle  aus  Seneca  erwähnt  werden:  „Unsere 
Vorfahren  Hessen  keine  Entschuldigung  zu,  damit  die  Men- 
schen einsähen,  dass  man  sein  Wort  halten  müsse.  Denn 
es  war  zv/eckmässiger,  in  einzelnen  Fällen  selbst  einen 
begründeten  Einwand  nicht  zuzulassen,  als  Jedem  die  Ge- 
legenheit zum  Wortbruch  zu  verschaffen." 

2.  Was  kann  also  mit  einer  versprochenen  Leistung 
aufgerechnet  werden?  1)  Das,  was  der  Andere  schuldet, 
wenn  auch  aus  einem  anderen,  während  des  Krieges  ge- 
schlossenen Vertrage;  2)  der  Schaden,  welchen  er  wäh- 
rend des  Waffenstillstandes  zugefügt  hat;  3)  wenn  er  die 
Gesandten  verletzt  hat  oder  sonst  etwas  gethan,  was  das 
Völkerrecht  unter  Feinden  nicht  gestattet. 

3.  Die  Aufrechnung  muss  aber  unter  denselben  Per- 
sonen geschelicn,  und  die  Rechte  Dritter  dürfen  dadurch 
nicht  verletzt  werden;  docli  gelten,  wie  erwähnt,  die  Gü- 
ter der  Untertlianen  für  die  Schuld  des  Staates  nach  dem 
Völkerrecht  verhaftet. 

4.  Auch  zeigt  es  von  Edelmuth,  wenn  man  trotz  des 
erlittenen  Unrechts  bei  dem  Bündniss  stehen  bleibt.  Der 
Indier  Jarchas  lobte  den  König,  weil  er,  obgleich  sein 
Nachbar  ihn  verletzt  hatte,  „doch  von  dem  mit  ihm  ge- 
schlossenen   und   beschworenen   Bündniss   nicht  zurückge- 
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treten  sei  und  gesagt  habe,  er  fühle  sich  so  streng  ge- 
bunden, dass  er  dem  Anderen,  auch  nachdem  er  ihm  Un- 
recht gethan,  niclit  schaden  könne." 

5.  Beinahe  alle  über  die  dem  Feinde  gegebenen  Zu- 
sagen entstandenen  Streitfragen  lassen  sich  erledigen, 
wenn  dabei  die  Regeln  beachtet  werden,  welche  oben  über 
die  Kraft  der  Versprechen,  des  Eides  und  der  Bundes- 
verträge, sowie  über  das  Recht  und  die  Pflichten  der  Kö- 
nige und  über  die  Auslegung  zweifelhafter  Willenserklä- 
rungen aufgestellt  worden  sind.  Um  indess  den  Sinn  dieser 
Regeln  noch  klarer  zu  machen  und  etwaige  Streitfälle  zu 
erledigen,  sollen  noch  einzelne  der  häufigeren  und  wich- 
tigeren Fälle  näher  betrachtet  werden. 


Kapitel  XX. 

lieber  die  öffentlichen  Verträge,  welche  den  Krieg 
beenden;  desgleichen  über  Friedensschlüsse,  über 
das   Loos,    über   den   Zweikampf,    über   Schieds- 
richter, über  die  Ausliefernng  von  Geissein 

und  Pfändern. 

I.  Die  Uebereinkommen  zwischen  Feinden  beruhen 
entweder  auf  ausdrückliclien  oder  stillschweigenden  Er- 
klärungen. Ersteres  geschieht  entweder  öffentlich  oder 
privatim.  Die  öffentliche  Erklärung  geht  entweder  von 
dem  Staatsoberhaupt  aus  oder  von  der  niederen  Obrigkeit; 
jene  setzt  entweder  dem  Krieg  ein  Ende  oder  bestimmt 
etwas,  was  während  desselben  gelten  soll.  Die  den  Krieg 
beendenden  Erklärungen  zerfallen  in  die  Hanptbestimmun- 
gen  und  in  Nebensächliches.  Die  Hauptbestimmung  endet 
den  Krieg  durch  sich  selbst,  wie  die  Friedensverträge, 
oder  durch  die  gemeinsame  Beziehung  auf  etwas  anderes, 
wie  auf  das  Loos,  den  Ausgang  eines  Kampfes,  den  Aus- 
spruch eines  Schiedsrichters.  Jene  Umstände  sind  rein 
zufällig;  diese  letzten  beiden  beschränken  den  Zufall  durch 
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Eintritt  von  Kräften  des  Geistes  oder  Körpers  oder  durch 
das  Urtheil  eines  Richters. 

II.  Verträge,  weiclie  den  Krieg  beenden,  zu  schliessen, 
ist  Sache  der  kriegführenden  Mächte;  denn  Jeder  ist  Herr 
über  seine  Angelegenheiten*^^).  In  einem  von  beiden 
Seiten  öffentlichen  Kriege  ist  dies  daher  Sache  der  höchsten 
Staatsgewalt;  also  des  Königs  in  wirklichen  Königreichen, 
soweit  dieses  Recht  dem  Könige  niclit  beschränkt  ist. 

III.  1.  Denn  ein  König,  dem  wegen  seiner  Jugend 
noch  das  reife  Urtheil  fehlt  (das  betreffende  Alter  ist  in 
einzelnen  Königreichen  durch  das  Gesetz  festgestellt;  wo 
nicht,  so  muss  man  nach  zuverlässigen  Anzeichen  die 
Sache  entscheiden),  oder  der  verstandesschwach  ist,  kann 
keinen  Frieden  schliessen.  Dasselbe  gilt  bei  einem  König, 
der  sich  in  Gefangenschaft  befindet,  sobald  seine  Herr- 
schaft auf  der  Uebertragung  durch  das  Volk  beruht;  denn 
es  ist  nicht  glaublich,  dass  das  Volk  diese  in  der  Art 
übertragen  habe,  dass  sie  auch  von  einem  nicht  freien 
Könige  geübt  werden  dürfe.  Also  wird  auch  in  diesem 
Falle  zwar  nicht  das  ganze  Recht,  aber  seine  Ausübung 
und  gleichsam  die  Vormundschaft  bei  dem  Volke  oder  bei 
dem  von  diesem  Beauftragten  sein. 

2.  Bei  Königreichen,  die  dagegen  dem  Könige  zu 
eigen  angehören,  gilt  auch  das,  was  der  König  in  der 
Gefangenschaft  ausgemacht  hat,  nach  Analogie  des  bei 
Privatverträgen  von  uns  Dargelegten.  Wie  steht  es  aber 
mit  einem  des  Landes  verwiesenen  König?  Kann  er 
Frieden  schliessen?  Allerdings,  wenn  feststeht,  dass  er 
nicht  in  eines  Anderen  Gewalt  gclialten  wird;  denn  die 
Bewachung  kann  oft  nachsichtig  geübt  werden.  Regulus 
wollte  seine  Stimme  in  dem  Senat  nicht  abgeben,  weil,  so 


*16)  Die  Lehre  von  den  Friedensschlüssen  ist  zum 
grossen  Theil  nur  die  Wiederholung  der  allgemeinen  Lehre 
von  Staatsverträgen  in  Anwendung  auf  den  besonderen 
Fall  des  Krieges.  Schon  Heffter  bemerkt  (Völkerrecht 
5.  Ausg.  S.  323):  „Was  bei  Vattel  und  anderen  Schrift- 
stellern über  Friedenssclilüsse  gesagt  ist,  beruht  in  der 
That  nur  auf  eine  Anwendung  der  allgemeinen  Vertrags- 
lehre." Dies  ergiebt  auch  der  Inhalt  des  vorliegenden 
Kapitels. 


lange   er  durch  einen   dem  Feinde  geleisteten  Schwur  ge- 
bunden sei,  er  kein  Senator  sei. 

IV.  Bei  einer  aristokratischen  oder  Volksregierung 
entscheidet  die  Mehrheit  über  den  Frieden;  und  zwar  dort 
die  Mehrheit  des  Raths,  hier  die  Mehrheit  der  zum  Stim- 
men berechtigten  Bürger,  wie  anderwärts  erklärt  worden 
ist.  Solche  Verträge  binden  dann  auch  die,  welche  da- 
gegen gestimmt  haben.  Livius  sagt:  „Ist  einmal  der 
Beschluss  gefasst,  so  müssen  es  Alle  und  auch  die,  welche 
dagegen  gestimmt  haben,  als  ein  gutes  und  nüt-liches 
Bündniss  vertheidigen."  Dionys  von  Halicarnass  sagt: 
„Man  muss  darin  sich  fügen,  was  die  Mehrheit  beschlossen 
hat."  Appian  sagt:  „Die  Beschlüsse  müssen  Alle  ohne 
Ausrede  befolgen."  Plinius  sagt:  „Was  die  Mehrheit 
beschlossen,  müssen  Alle  halten."  Aber  so  wie  der  Friede 
Alle  verpflichtet,  so  kommt  er  auch  Allen  zu  Statten. 

V.  1.  Jetzt  sind  nun  die  Gegenstände  des  Vertrags 
zu  prüfen.  Die  ganze  Staatsgewalt  oder  einen  Theil  davon 
können  die  Könige,  wie  sie  jetzt  meist  sind,  welche  ihre 
Staatsgewalt  nicht  im  Eigenthume,  sondern  nur  als  Niess- 
braucher  innehaben,  durch  Verträge  nicht  veräussern. 
Ueberhaupt  kann  vor  der  Einrichtung  ihrer  Gewalt,  wenn 
dem  Volke  selbst  noch  die  höchste  Gewalt  zusteht,  durch 
ein  Staatsgrundgesetz  dergleichen  Akt  im  Voraus  für  null 
und  nichtig  erklärt  werden,  so  dass  daraus  nicht  einmal 
ein  Recht  auf  das  Interesse  gegründet  werden  kann.  Man 
muss  dies  immer  als  die  Absicht  des  Volkes  annehmen, 
damit  nicht,  wenn  der  andere  Kontrahent  immer  sein  In- 
teresse einklagen  könnte,  das  Vermögen  der  Unterthanen 
lür  solche  Verpfliclitungen  des  Königs  angegriffen  werden 
könnte  und  so  die  Vorsichtsmaussregel  gegen  die  Veräusse- 
rung  der  Staatsgewalt  umgangen  werden  könnten. 

2.  Soll  also  die  volle  Staatshoheit  gültig  übertragen 
werden,  so  muss  das  ganze  Volk  seine  Einwilligung  dazu 
geben,  was  durch  Gesandte  der  Provinzen,  welche  Stände 
genannt  werden,  geschehen  kann.  Soll  die  Staatslioheit 
nur  über  einen  Theil  des  Reichs  abgetreten  werden,  so 
ist  eine  doppelte  Einwilligung  erforderlich;  nämlich  von 
dem  Ganzen  und  von  dem  Theile,  den  es  betrifft,  und  der 
ohne  seinen  Willen  von  dem  Staatskörper,  mit  dem  er 
verwachsen  ist,  nicht  abgerissen  werden  kann.  Doch  wird 
die  Einwilligung  des  betreffenden  Gebiets  allein  genügen, 
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wenn  die  höchste  und  unvermeidliche  Noth  dazu  treibt, 
da  man  diesen  Fall  bei  Eingehung  der  Staatsgemeinschaft 
als  ausgenommen  ansehen  muss. 

3.  In  Reichen,  welche  als  reines  Eigenthum  besessen 
werden,  hindert  den  König  nichts  an  der  Veräusserung 
seiner  Herrschaft.  Doch  kann  auch  ein  solcher  König 
einen  Theil  des  Reiches  nicht  veräussern,  wenn  er  das 
Eigenthum  an  dem  Reich  nur  unter  der  Bedingung,  es 
ungetheilt  zu  erhalten,  erworben  hat.  Das  sogenannte 
Staatsvermögen  kann  auf  zweierlei  Art  in  das  Eigenthum 
des  Königs  kommen;  entweder  für  sich  oder  untrennbar 
mit  der  Staatsgewalt.  Im  letzten  Fall  kann  es  nur  mit 
dem  Reiche  selbst  veräussert  werden;  im  ersteren  da- 
gegen auch  für  sich   allein. 

4.  Bei  Königen,  die  ihre  Herrschaft  nicht  zu  eigen 
besitzen,  kann  kaum  angenommen  werden,  dass  sie  Staats- 
vermögen veräussern  dürfen,  wenn  es  nicht  klar  aus  dem 
ersten  Vertrage  oder  aus  früheren  Fällen,  in  denen  kein 
Widerspruch  erhoben  worden  ist,   erhellt. 

VI.  Wie  weit  die  Versprechen  eines  Königs  das  Volk 
und  seine  Nachfolger  verpflichten,  habe  ich  früher  aus- 
einandergesetzt, nämlich  soweit  die  Macht  zu  verpflichten 
in  seinem  Rechte  enthalten  ist.  Dies  kann  man  weder 
in  das  Unbegrenzte  ausdehnen,  noch  zu  sehr  beschränken, 
sondern  man  muss  es  so  auffassen,  dass  das  gilt,  was 
sich  halbwegs  rechtfertigen  lässt.  Der  Fall  ist  anders, 
wenn  der  König  zugleich  der  Eigenthümer  der  Unterthanen 
ist,  und  seine  Herrschaft  nicht  sowohl  eine  staatliche,  son- 
dern eine  Herrschaft  über  Sklaven  ist.  So,  wenn  die  Be- 
siegten in  die  Sklaverei  gestellt  werden,  oder  wenn  sein 
Eigenthum  sich  zwar  nicht  auf  die  Menschen,  aber  auf 
die  Güter  erstreckt,  wie  Pharao  das  Land  in  Aegypten 
gekauft  hatte,  und  Andere,  welche  die  Ankömmlinge  in  ihr 
Besitzthum  aufgenommen  haben.  Denn  wenn  dies  Recht 
neben  dem  königlichen  besteht,  so  kann  Vieles  rechtlich 
geschehen,  was  aus  der  königlichen  Gewalt  allein  nicht 
abgeleitet  werden  kann,  i^') 

11')  Die  meisten  der  hier  v.  Gr.  aufgestellten  Unter- 
scliiede  sind  theils  veraltet,  theils  unpraktisch.  Der  Sie- 
ger schliesst  mit  dem  Inhaber  der  höchsten  Exekutivgewalt 
des  Staats  den  Friedensvertrag   und    überlässt  diesem  die 
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VII.  1.  Man  pflegt  auch  über  das  zu  streiten,  was  die 
Könige  in  Bezug  auf  das  Vermögen  der  Einzelnen  des 
Friedens  wegen  bestimmen  können,  und  ob  sie  hier  über 
das  Eigenthum  der  Unterthanen  nur  die  staatlichen  Rechte 
geltend  machen  können.  Früher  Jiabe  ich  bemerkt,  dass 
das  höchste  Obereigenthum  sich  über  die  Sachen  der 
Unterthanen  erstrecke,  mithin  der  Staat  oder  dessen  Ver- 
treter diese  Sachen  gebrauchen,  ja  selbst  zerstören  oder 
veräussern  können,  und  zwar  nicht  blos  im  Fall  der  höch- 
sten Noth,  welche  auch  den  Privatpersonen  ein  entspre- 
chendes Reclit  ertheilt,  sondern  auch  um  des  allgemeinen 
Wohles  willen,  indem  man  annehmen  muss,  dass  inso- 
weit die,  welche  sich  zu  einem  Staat  vereinigt  haben,  von 
ihrem  Rechte  nachgelassen  haben. 

2.  Wenn  dieser  Fall  eintritt,  so  ist  indess  der  Staat 
scliuldig,  den  Schaden  aus  öff'entlichen  Mitteln  zu  ersetzen 
und  dazu  muss  auch  der  Beschädigte,  soweit  als  nöthig 
mit  beitragen.  Auch  wird  der  Staat  von  dieser  Verbind- 
lichkeit durcli  sein  zeitliches  Unvermögen  nicht  befreit, 
sondern  die  bis  daliin  ruhende  Verbindlichkeit  lebt  wieder 
auf,  sobald  die  nöthigen  Mittel  dazu  vorhanden  sind. 

VIII.     Auch  kann  ich  dem  Ferdinand  Vasquius  nicht 
beitreten,  insofern  nach  ihm  der  Staat  den  Schaden  nicht 

Auseinandersetzung  mit  den  übrigen  Innern  Körperschaften 
und  Berechtigten,  welche  an  der  Staatsgewalt  Antheil  neh- 
men.    Die  Landesvertretungen  sind  schon  durch  die  Natur 
des  Krieges  und  der  in  ihm  liegenden  zwingenden  Gewalt 
zur  Anerkennung  des  Vertrages  genöthigt.    Was  die  Rechte 
anderer  Prätendenten    anlangt,    so    ist   diese   Frage   unter 
den  Juristen   höchst  bestritten.     Der  neueste  Fall   dieser 
Art   fand   Statt   bei   den  Schleswig -llolsteinschen   Herzog- 
thümern  in  Beziehung  auf  die  Rechte  des  AugustenburgerHau- 
ses  nach  deren  Occupation  durch  Preussen  und  Oesterreich. 
In    dem    Gutachten   der  preussischen   Kronsyndici   ist   die 
Frage   gegen   den   Prätendenten    entschieden    worden.     In 
Wahrheit  handelt   es   sich    liier  um   die    Verhältnisse   der 
Autoritäten,  an  welche  das  Recht  nicht  heranreicht;   des- 
halb  entscheidet   liier  die  Macht,  und  sie  wirkt  auch  das 
Recht  für  die  Einzelnen,  d.  h.  die  Bürger  des  Staats  haben 
die  aus  dem  Kriege  thatsäclilich  hervorgegangenen  Staats- 
gewalten rechtlich  ihrerseits  anzuerkennen. 
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zu  ersetzen  brniiclit,  der  im  Kriege  entstanclen  ist,  weil 
das  Kriegsreclit  dergleichen  gestatte.  Denn  dieses  Kriegs- 
recht bezieht  sich  auf  die  fremden  Völker,  wie  ich  früher 
erklärt  habe,  oder  auf  Personen,  die  einander  als  Feinde 
gegenüber  stehen,  nicht  auf  die  Bürger  unter  sich,  die 
als  Genossen  billig  den  durch  diese  Gemeinschaft  veran- 
lassten Schaden  auch  gemeinsam  tragen  müssen.  Indess 
kann  allerdings  durch  die  besondern  Gesetze  eines  Staats 
bestimmt  werden,  dass  Kriegsschulden  gegen  den  eigenen 
Staat  nicht  eingeklagt  werden  können,  damit  Jeder  sich 
desto  eifriger  veitheidige.  ^^^) 

IX.  Manche  machen  einen  grossen  Unterschied  zwi- 
schen dem,  was  den  Bürgern  nach  dem  Völkerrecht,  und 
dem,  was  ihnen  nach  dem  besondern  Recht  ihres  Staats 
gehört;  auf  Utzteres  soll  das  Recht  des  Königs  weiter  bis 
zur  Wegnahme  und  Aufrechnung  gehen,  als  auf  ersteres. 
Es  ist  dies  falsch.  Denn  wie  auch  das  Eigenthum  ent- 
standen sein  mag,  immer  hat  es  die  Richtung,  dass  es 
dem  Eigenthümer  aus  Gründen  entzogen  werden  kann,  die 
in  dessen  eigener  Natur  enthalten  sind  oder  aus  einer 
Handlung  des  Eigenthümers  entspringen. 

X.  Aber  diese  Bestimmung,  dass  nur  um  des  öffent- 
lichen Wohles  willen  das  Privateigenthum  angegriffen 
werden  darf,  trifft  sowohl  den  König  wie  die  Unterthanen, 
ebenso  wie  die  Pflicht  des  Schadenersatzes  den  Staat  und 


iiß)  Auch  hier  führt  die  Macht  der  thatsächlichen  Ver- 
hältnisse in  der  Regel  zu  einem  andern  Abschluss.  In 
Preussen  bilden  ein  Bei^^piel  zu  dieser  Frage  die  Kriegs- 
schulden einzelner  Städte,  wie  Königsberg,  welche  von 
dem  Feinde  als  Kontributionen  auferlegt  worden  sind  und 
zum  Theil  die  Natur  einer  nützlichen  Verwendung  für  die 
Provinz  oder  den  Staat  haben.  Allein  die  Unmöglichkeit, 
allen  Schaden  des  Einzelnen,  den  er  durch  den  Krieg  er- 
leidet, zu  ersetzen,  und  die  Weitläufigkeiten  und  Kosten 
einer  solchen  Ermittelung,  die,  wenn  sie  gerecht  sein  soll, 
oft  dem  Schaden  gleich  kommen  würden,  haben  in  den 
meisten  Fällen  dahin  geführt,  dass  der  Kriegsschaden  des 
Einzelnen  und  der  Kommunen  von  ihnen  selbst  getragen 
werden  mu^s,  und  dass  höchstens  der  Staat  den  Kommunen 
eine  Beihülfe  leistet,  die  aber  nach  Rechtsregeln  sich  gar 
nicht  bestimmen  lässt. 
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de  Einzelnen   trifft.     Den  Dritten  gegenüber,  welche  mit 
dem  König  den  Vertrag  schliessen,   genügt  die  Handluiic^ 

der  wS\T^''  p'^  '''  Vermuthung,  'welche  sich  aul 
dei   Würde   seiner  Person   ergiebt,    sondern   vermöge   des 
Volkerrechts,  wonach  das  Vermögen  der  Unterthanen  durch 
d,e  Handlungen  de^  Königs  verschuldet  werden  kann 
onni   l\^"^j^.«'c]^tJjch  der  Auslegung  der  Friedensbedin- 

allefpünTr     '"  /^"':rV\"^^^^*^"^^^  I^^g^J"  ^u  beachten; 
alles  Gunstige  ist  möglichst  weit,  alles  Lästige  möglichs 

streng  auszulegen.  110)  Nach  dem  blossen  NSturrecl.t  i 
vor  Allem  zu  sagen,  dass  Jeder  das  Seine  erhalte,  was  die 
Griechen  nennen:  e.aaroy  l^a.  ra  iccvrov.  Deshalb  ist  das 
Zweideutige  so  zu  nehmen,  dass  der,  welcher  den  ge- 
rechten Krieg  gefühlt  hat,  das  erhalte,  weshalb  er  den 
Krieg  begonnen,  sammt  den  Unkosten  und  Schäden:  aber 
das  gilt  nicht  auch  für  die  Strafe,  da  diese  schon  ge' 
nassig  ist.  ^ 

2  Indess  da  bei  dem  Frieden  selten  ein  Theil  sein 
bnreeht  anerkennt,  so  sind  bei  der  Auslegung  beide  Theile 
mogl.chst  gleich  zu  behandeln.  Dies  gefchfeht  eigentlich 
.u  zwe.crie,  Art:  1)  bei  Sachen,  deren  Besitz  durch  den 
Kr  eg  zerstört  worden  .st'  nach  der  Formel,  dass  Jeder 
das  w.eder  bekommt,  was  er  vor  dem  Kriege  gehabt  hat 
(so  spricht  Menippus  m  seiner  Rede,  wo  er  über  die  Arten 
•ier  Bundn.sse  handelt),  2)  oder  dass  Alles  in  dem  gegen 
wart.gen  Zustand  verbleibe,  was  die  Griechen  nennen: 
exo^ng  et  eyovüL    {statiis  quo). 

XII.  1.     Von  diesen  beiden  Wegen  ist  im  Zweifel  der 
letztere  vorzuzielien,   weil  er  leichter  ist  und  keine  Ver- 

110)  Diese  Regel  klingt  schöner,  als  sie  in  der  Anwen- 
dung sich  bewährt;  denn  da  es  sich  um  zwei  Parteien 
handelt,  so  ist  jedes  Günstige  auch  allemal  für  den  Gegner 
ein  Lastiges,  und  umgekehrt;  diese  Kategorien  sind  des- 
halb zweideutig  Im  Allgemeinen  gelten  bei  den  Friedens- 
veitragen  dieselben  Regeln  der  Auslegung  wie  bei  Ver- 
tragen überhaupt  Die  besondern  Regeln,  welche  hier 
i^r.  bietet,  bedürfen  einer  höchst  vorsichtigen  Anwendung- 
es  wird  vor  Allem  und  immer  auf  die  Worte  des  Ver- 
trages und  die  besondern  begleitenden  Umstände  ankom- 
men; diese  werden  in  der  Regel  zureichen  und  sicherer 
luhren  als  die  hier  gebotenen  abstrakten  Regeln 
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änderung  nötliig  macht.  Daher  kommt  der  Ausspruch  des 
Tryphoiüus,  dass  das  RUckkehrsrecht  im  Frieden  nur 
ftir  die  Gefangenen  gilt,  für  die  es  ausbedungen  ist  (so 
liat  nämlich  Faber  den  Text  dieser  Stelle  richtig  vor- 
bessert, wie  wir  oben  erwiesen  liaben).  Deshalb  werden 
auch  üeberläufer  nicht  ausgeliefert,  wenn  es  nicht  aus- 
bedungen ist.  Denn  üeberläufer  werden  nacli  Kriegsrecht 
zugelassen,  d.  h.  das  Kriegsrecht  gestattet  uns,  diejenigen 
aufzunehmen  und  zu  den  Unsrigen  zu  rechnen,  welche  den 
Gegner  wechseln.  Alles  Uebrig<i  bleibt  bei  einem  solchen 
Abkommen  in  den  Händen  dessen,  der  es  besitzt. 

2.  Dieses  „Besitzen"  ist  aber  hier  nicht  in  dem  recht- 
lichen, sondern  in  dem  natürlichen  Sinne  zu  nehmen ;  denn 
im  Kriege  genügt  das  thatsächliche  Innehaben,  und  etwas 
Weiteres  wird  nicht  verlangt.  Ländereien  gelten  als  be- 
sessen, wenn  sie  von  gewissen  Befestigungen  eingeschlossen 
sind;  dagegen  wird  ein  blos  zeitweiliger  Besitz,  wie  bei 
einem  Lager  auf  dem  Marsche,  nicht  liierher  gerechnet. 
Demosthenes  sagt  in  seiner  Rede  für  Ktesiphon:  „Phi- 
lipp habe  in  der  Eile  so  viel  als  möglich  Städte  besetzt, 
indem  er  gewusst,  dass  die  Sache  bei  dem  Frieden  so 
geregelt  werden  würde,  dass  er  das,  was  er  besitze,  be- 
lialten  werde."  Unkörperliche  Sachen  können  nur  durch 
die  körperlichen  besessen  werden,  denen  sie  anhaften,  wie 
die  Servituten  bei  Grundstücken,  oder  durch  die  Perso- 
nen, denen  sie  zugehören;  nur  dürfen  sie  nicht  von  dem, 
den  Feinden  gehörenden  Grund  und  Boden  ausgeübt 
werden. 

XIIL  Bei  der  andern  Art  der  Friedensschliessung,  wo 
der  im  Kriege  gestörte  Besitz  zurückgegeben  wird,  kommt 
es  auf  den  letzten  Besitzstand  vor  dem  Kriege  an;  jedoch 
unbeschadet  der  possessorischen  Rechtsmittel  und  Eigen- 
thumsklagen,  welche  der  gestörte  Privatmann  bei  dem 
Richter  anbringen  kann. 

XIV.  Wenn  sich  eines  der  kriegführenden  Völker  dem 
andern  unterwirft,  so  findet  da  diese  Wiedereinsetzung 
nicht  statt,  da  sie  sich  nur  auf  das  bezieht,  was  aus 
Furcht,  Gewalt  oder  einem  nur  im  Kriege  gestatteten  Be- 
trug gescliehen  ist.  So  behielten  die  Thebaner  bei  dem 
Frieden  zwischen  den  Griechen  Platäa  zurück,  indem  sie 
sagten,  sie  besässen  diesen  Ort  nicht  auf  Grund  der  Ge- 
walt oder  des  Verrathes,  sondern  nach  einem  Abkommen 
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mit  den  Einwohnern.  Aus  gleichem  Grunde  behielten  die 
Athener  Nicaa.  Auch  J.  Quintius  bediente  sich  dieses 
Linwandes  gegen  die  Aetoler;  er  sagte:  „Das  Abkommen 
8  t  nur  für  die  eroberten  Städte;  aber  die  thessalischen 
Städte  haben  sich  freiwillig  in  unsere  Gewalt  begeben  " 
•  A  \?  •  ,  °  ".'""^'^^  Anderes  ausgemacht  ist,  su  gilt  bei 
jedem  frieden,  dass  wegen  der  Kriegsschulden  kfin  An- 
spruch erhoben  werden  kann;  dies  gilt  selbst  für  den,  den 
Lmzelnen  betreffenden  Schaden;  denn  auch  dieser  gehör" 
zu  den  Folgen  des  Krieges.  Im  Zweifel  muss  man  fmmer 
annehmen,  keiner  der  kriegführenden  Theile  wolle  sich 
als  den  ungerechten  Theil  bekennen. 

XVI.     Privatforderungen  sind  dagegen  durch  den  Krieg 
nicht  als  erlassen  anzusehen;  denn  sie  sind  nicht  aus  dem 
Kriegsrecht  entstanden,  sondern  der  Krieg  hat  nur  deren 
Einziehung  gehemmt;  also  erhalten  sie  mit  Beseitigung  des 
Hemmnisses  ihre  Rechtskraft  zurück.    Wenn  auch  die  vor 
dem  Kriege  bestandenen  Rechte  durch  diesen  nicht  leicht 
Jemand  verloren  gehn   (denn  die  Staaten  sind,  wie  Cicero 
sagt,  hauptsächlich  errichtet,  damit  Jeder  das  Seine  behalte) 
so  ist  dies  doch  nur  von  dem  Recht  zu  verstehn,  was  aus 
emer  Ungleichheit  der  gegenseitigen  Leistungen  entspringt. 
XVH.     Aber  bei  den  Strafen  gilt  dies  nicht.     Strafen 
müssen,   soweit   sie  Könige  oder  Völker  treffen,    als  er- 
lassen   gelten,    weil    der  Friede    keine    Sicherheit   haben 
wurde,    wenn  die  alten  Ursachen  des  Krieges  eültiff  blie- 
ben.    Deshalb  wird  selbst  das  unbekannt  Gebliebene^nter 
dem  allgemeinen  Abkommen  mit   verstanden.     So   erzählt 
Appian,    dass   auch    die  Römischen   Kaufleute    mit    ein- 
bezogen  worden   seien,    von   denen   die  Römer   nicht  ge- 
wusst, dass  die  Karthaginienser  sie  ertränkt  hatten.    Dio- 
nys  von  Halicarnass  sagt:  „Die  besten  Verträge  sind  die 
welche  den  Hass  und  das  Andenken  an  das  erlittene  ün- 

Pp1/m  f "•"  ^r^'^^''^  '^-^  ^°  seiner  Platäischen 
Kede  Nach  geschlossenem  Frieden  geziemt  es  sich  nicht, 
(las  truher  Geschehene  nachzutragen." 

XyiH  Dagegen  kann  dieser  Grund  nicht  für  den  Er- 
ass  der  I  rivatstrafen  geltend  gemacht  werden,  denn  diese 
hissen  sich  auch  ohne  Krieg  durch  die  Gerichte  erledigen.' 
Da  indess  dieses  Recht  nicht  so  unser  eigen  ist  wie  das 
aus  der  Ungleichheit  entstandene,  und  die  Strafen  immer 
etwas  Gehässiges  haben,  so  genügt  ein  halbwegs  hierher 

Grotius,  Recht  d.  Kr.  u.  Fr.    II. 
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zu  beziehender  Ausdruck,  um  auch  diese  Privatstiafen  als 
erlassen  anzunehmen. 

XIX.  Die  Regel,  dass  man  nicht  vorschnell  Rechte,  die 
schon  vor  dem  Kriege  bestanden  haben,  dadurch  für  aufgeho- 
ben erachte,  ist  vorzüglich  für  die  Rechte  der  Einzelnen 
streng  zu  beachten.  Dagegen  kann  ein  Erlass  bei  Rechten  der 
Könige  oder  Völker  eher  angenommen  werden,  wenn  die 
Worte  oder  die  Umstände  es  an  die  Hand  geben;  insbeson- 
dere, wenn  das  fragliche  Recht  nicht  klar,  sondern  bestrit- 
ten war.  Denn  es  ist  heilsam,  anzunehmen,  dass  durch  das 
Abkommen  aller  Anlass  zum  Kriege  aufgehoben  sein  soll. 
Der  oben  erwähnte  Dionys  von  Halicarnass  sagt:  „Man 
muss  nicht  blos  daran  denken,  dass  die  Feindschaft  für 
die  Gegenwart  beendet  werde,  sondern  dass  man  auch 
nicht  in  neue  Kriege  verwickelt  werde;  denn  man  ver- 
einigt sich  nicht,  um  die  Uebel  zu  verschieben,  sondern 
um  sie  zu  beseitigen."  Dieser  letzte  Satz  ist  beinahe 
wörtlich    aus    des    Isokrates    Rede    über    den    Frieden 

entlehnt. 

XX.  Was  erst  nach  abgeschlossenem  Frieden  gewon- 
nen worden  ist,  muss  offenbar  zurückgegeben  werden; 
denn  das  Kriegsrecht  war  schon  aufgehoben. 

XXI.  Die  Bestimmungen  über  Rückgabe  des  im  Kriege 
Erbeuteten  sind,  wenn  sie  gegenseitig  stattfindet,  im  wei- 
tern Sinne  zu  verstehen,  als  wenn  die  Rückgabe  nur  von 
einer  Seite  stattfindet.  Demnächst  verdienen  die  Be- 
stimmungen eine  günstigere  Auslegung,  welche  die  Men- 
schen und  nicht  die  Sachen  betreffen;  und  bei  letztern 
haben  die  über  Grundstücke  den  Vorzug  vor  denen  über 
bewegliche  Sachen ;  unter  letztern  die  zum  Staatsvermögen 
gehörenden  gegen  das  Privateigenthum;  unter  letzterem 
die,  welche  das  ohne  Gegenleistung  Erworbene  zurück- 
geben lassen,  mehr  als  die,  welche  das  durch  lästigen 
Vertrag,  wie  durch  Kauf  oder  als  Heirathsgut,  Erworbene 
betreffen. 

XXII.  Wer  im  Frieden  die  Sachen  erhält,  bekommt 
auch  die  Früchte  vom  Tage  des  Abkommens,  aber  nicht 
aus  früherer  Zeit.  Cäsar  Augustus  machte  das  mit  Recht 
gegen  Sextus  Pompejus  geltend,  welcher  aus  der  Ueber- 
lassung  des  Peloponnes  auch  Ansprüche  auf  die  aus  frü- 
herer Zeit  noch  rückständigen  Steuern  erhob. 

XXIII.  Die  Bezeichnung   der    einzelnen    Gebiete    des 
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Landes  ist  nach  dem  gegenwärtigen  Gebrauch  zu  ver- 
stehen;  aber  nicht  nach  dem  Sprachgebrauch  des  gemei- 
nen Volkes,  sondern  der  erfahrenen  Leute;  denn  von  die- 
sen  werden  dergleichen  Verträge  vorbereitet. 

XXIV.  Audi  die  Regeln  kommen  häufig  zur  Anwen- 
dung, dass  Beziehungen  auf  frühere  oder  alte  Verträo-e 
von  allen  Eigenschaften  und  Bedingungen  des  früheren 
Vertrages  zu  verstehen  sind;  ebenso  dass  für  geschehen 
gilt,  was  zu  t  lun  beabsichtigt  war,  wenn  der  Andere,  mit 
dem  der  Streit  ist,  die  Ausführung  gehindert  hat. 

XXV.  Wenn  aber  Einige  annehmen,  dass  ein  Verzug  für 
eme  kurze  Zeit  unschädlich  sei,  so  kann  dies  nur  für  Fälle 
zugelassen   werden,    wo   eine   unvorhergesehene  Nothwen- 
digkeit  es  gehindert  hat.     Wenn   einzelne  Kirchenregeln 
eme  solche  Reinigung  von  der  Schuld  unterstützen,  so  darf 
dies  nicht  wundern,   da  es  ihre  Aufgabe  ist,  die  Christen 
zur  Nächstenliebe  anzuleiten.    Allein  bei  Auslegung  dieser 
Vertrage  kommt  es  nicht  auf  das  moralische  Bessere  an 
nicht  auf  das,  was  die  Religion  und  P>ömmigkeit  verlan- 
gen, sondern  was  durch  Zwang  durchgesetzt  werden  kann 
also  auf  das  Recht  allein,  was  als  das  äussere  bezeichnet 
worden  ist. 

XXVI.  Im  Zweifel  ist  die  Auslegung  gegen  den  zu 
wählen  der  Bedingungen  aufgestellt  hat,  da  dies  in  der 
Kegel  der  Stärkere  ist  (Hannibal  sagt:  „Der,  welcher  be- 
willigt, nicht  der,  welcher  nachsucht,  bestimmt  die  Be- 
dmgungen  des  Friedens"),  wie  ja  auch  die  Auslegung  gegen 
üie  Verkäufer  erfolgt.  Denn  ihn  trifft  die  Schuld,  dass  er 
nicht  deutlicher  gesprochen  hat,  während  der  Andere  das 
i^weideutige  in  dem  ihm  vortheilhaftesten  Sinne  aufzufessen 
berechtigt  war.  Daher  passt  hier  der  Ausspruch  des  Ari- 
stoteles: „Wenn  die  Freundschaft  sich  nur  auf  den  Nutzen 
erstreckt,  bildet  das  Interesse  dessen,  der  leidet  den 
Maassstab."  ' 

XXVIL  Sehr  oft  entsteht  die  Frage,  ob  der  Friede 
als  gebrochen  anzusehn?  Die  Griechen  nennen  dies  na- 
QC((j7ioydr,fia.  Denn  es  ist  nicht  dasselbe,  einen  neuen  An- 
lass zum  Kriege  geben  und  den  Frieden  brechen;  es  ist 
da  ein  grosser  Unterschied,  theils  in  Bezug  auf  die  Strafe 
des  Verbrechers,  theils  in  Bezug  auf  die  Befreiung  des 
iregners  von  seinen  Verbindlichkeiten.  Ein  Friede  wird 
auf  dreifache  Art  gebrochen ;  entweder  handelt  man  gegen 
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das,  was  sich  bei  jedem  Frieden  von  selbst  versteht,  oder 
gegen  das,  was  klar  in  demselben  ausgemacht  ist,  oder 
gegen  das,    was   danach  als  zugehörig  angesehen  werden 


muss. 


XXVIII.  Der  erste  Fall  tritt  ein,  wenn  Waffengewalt 
geübt  wird,  ohne  dass  ein  neuer  Grund  dazu  vorhanden 
ist;  kann  ein  solcher  leidlich  annehmbarer  beigebracht 
werden,  so  muss  man  eher  an  ein  Unrecht  ohne  Treu- 
losigkeit, als  mit  solcher  glauben.  Ich  brauche  kaum  hier 
an  die  Worte  des  Thucydides  zu  erinnern:  „Den  Frieden 
brechen  nicht  die,  welche  Gewalt  mit  Gewalt  abwehren, 
sondern  die,  welche  zuerst  Gewalt  brauchen."  Hiernach 
kommt  es  darauf  an,  von  wem  und  gegen  wen  der  Ge- 
brauch der  Waffen  den  Frieden  bricht. 

XXIX.  Manohe  nehmen  an,  das-^  auch,  wenn  nur  Bun- 
desgenossen dergleichen  thun,  der  Friede  gebrochen  werde. 
Ich  bestreite  nicht,  dass  man  das  ausmachen  kann;  es  wird 
dann  nicht  eigentlich  Jemand  aus  einer  fremden  Handlung 
straffällig,  sondern  der  Frieden  ist  dann  über  eine  Bedin- 
gung geschlossen,  die  theils  von  dem  Willen  abhängt,  theils 
vom  Zufall.  Indess  ist,  wo  die  Worte  nicht  klar  sind, 
dies  nicht  anzunehmen;  denn  es  ist  etwas  Ausserordent- 
liches, was  der  Absicht  der  Friedenschliessenden  wider- 
spricht. Deshalb  haben  nur  die  den  Frieden  gebrochen, 
und  nur  Diese  und  nicht  Andere  können  mit  Krieg  über- 
zogen werden,  welche  die  Gewalt  gebraucht  haben,  und 
denen  Niemand  beigestanden  hat.  Das  Gegentheil  be- 
haupteten einst  die  Thebaner  gegen  die  Bundesgenossen 
der  Lacedämonier. 

XXX.  Geht  die  Waffengewalt  nur  von  Unterthanen 
ohne  staatliche  Anweisung  aus,  so  kommt  es  darauf  an, 
ob  der  Staat  dieses  Privatunternehmen  billigt.  Dazu  ge 
hört  Dreierlei-;  die  Kenntniss  der  Sache,  die  Macht,  zu 
strafen,  und  die  Verabsäumung  dessen,  wie  aus  dem  Früheren 
leicht  eingesehen  werden  kann.  Die  Kenntniss  geben  ent 
weder  die  offenbaren  Handlungen  oder  die  Anzeigen  davon. 
Die  Macht  wird  vorausgesetzt,  so  lange  kein  Abfall  statt- 
gefunden hat.  Die  Verabsäumung  zeigt  der  abgelaufene 
Zeitraum,  wie  er  in  dem  betreffenden  Staate  zur  Bestra- 
fung der  Vergehen  erforderlich  ist.  Eine  solche  Verabsäu- 
mung gilt  wie  ein  Beschluss  und  ist  so  zu  verstehen,  wie 
Agrippa  bei  Josephus   sagt,   er   werde   annehmen,   dass 
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der  Partherkönig  den  Frieden  breche,   wenn   seine  Unter- 
thanen  in  Waffen  gegen  die  Römer  vorgehen  sollten. 

XXXI.     Es  fragt  sich,   ob    dies   auch    da  gilt,   wo    die 
Unterthanen  nicht  für  sich  zu  den  Waffen  greifen,  sondern 
bei  Anderen,  die  Krieg  führen,  in  den  Dienst  treten.    Bei 
Livius    entschuldigen    sich    wenigstens   die    Ceriten    und 
sagen,   dass   die  Ihrigen   ohne   Genehmigung   des   Staates 
in  Dienst  getreten  seien.     Auch  die  Rhodier  vertheidigten 
sich  so.     Auch  ist  es  richtig,   dass   selbst  dies  nicht  ge- 
stattet ist,   wenn   nicht  aus   den  Umständen   eine    andere 
Absicht  erhellt,   wie  das   auch    heutzutage   mitunter   nach 
Art   der  alten  Aetolier  zu  geschehen  pflegt,   bei  denen  es 
zulässig  war,    „aus  jeder  Beute   neue  Beute   zu  machen". 
Polybius  giebt  näher  darüber  an:  „Auch  wenn  sie  nicht 
selbst  Krieg  führen,  sondern  nur  ihre  Freunde  oder  Bun- 
desgenossen dies  thun,    so  ist  bei   den  Aetolern  doch  ge- 
stattet,   auch  ohne  Erlaubniss    des  Staats  bei   einer  der 
kriegführenden   Mächte    in   den  Dienst   zu   treten  und  auf 
jeder   Seite  Beute   zu   machen."     Livius   sagt  über   sie: 
„Sie  lassen  ihre  Jugend  selbst  gegen  ihre  Bundesgenossen 
Kriegsdienste  thun,   nur   mischt  sich  der  Staat  nicht  ein; 
oft  haben   die   Heere   auf   beiden   Seiten   ätolische   Hülfs- 
truppen."     Die   Etrusker   schlugen   einmal    den   Vejentern 
die  Hülfe  ab;  aber  sie  hatten  nichts  dagegen,  wenn  Frei- 
willige   aus    ihren  jungen   Leuten    an    dem   Kriege   Theil 
nähmen. 

XXXII.  1.  Der  Friede  muss  auch  als  gebrochen  gel- 
ten, wenn  zwar  nicht  gegen  den  Staat,  aber  gegen  Unter- 
thanen Waffengewalt  geübt  wird,  so  lange  kein  besonderer 
neuer  Grund  dafür  vorliegt.  Denn  der  Friede  wird  ge- 
schlossen, damit  alle  Unterthanen  sicher  seien;  der  Friede 
des  Staats  aber  gilt  für  das  Ganze  und  die  Theile.  Selbst 
wenn  ein  neuer  Grund  vorliegt,  kann  man  sich  und  das 
Seinige  trotz  des  Friedens  vertheidigen.  Denn  es  ist  ein 
Naturrecht,  sagt  Cassius,  den  Waffen  mit  den  Waffen 
entgegenzutreten,  und  man  kann  nicht  wohl  annehmen,  dass 
unter  Gleichen  diesem  Rechte  entsagt  worden  sei.  Da- 
gegen ist  die  Rache  oder  gewaltsame  Zurücknahme  des 
Geraubten  nur  erst  gestattet,  wenn  die  Rechtshülfe  ver- 
weigert worden  ist.  Denn  diese  Angelegenheit  verträgt 
den  Aufschub;   aber  jene  nicht. 

2.     Wenn  aber  die  Uebelthaten  einzelner  Unterthanen 
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so  anhaltend  und  dem  Naturrecht  zuwider  sind,  dass  deren 
Missbilligung  durch  ihre  Obrigkeit  sicher  vorausgesehen 
werden  kann,  und  doch  auch  ilire  gerichtliche  Verfolgung 
nicht  verlangt  werden  kann,  wie  dies  bei  Seeräubern  der 
Fall  ist,  so  kann  gegen  solche,  wie  gegen  die,  welche 
sich  ergeben  haben,  das  Gewonnene  wiedergeholt  und 
die  Strafe  volhtrcekt  werden.  Dagegen  wäre  es  gegen 
den  Frieden,  wenn  gegen  andere  Unschuldige  deshalb  mit 
Waffengewalt  vorgegangen  würde. 

XXXIII.  1.  Auch  wenn  die  Bundesgenossen  mit  Waffen- 
gewalt überfallen  werden,  ist  es  ein  Friedensbruch;  doch 
gilt  dies  nur  für  die  in  den  Frieden  eingeschlossenen  Bun- 
desgenossen, wie  bei  Gelegenheit  des  Saguntischen  Streit- 
falles dargelegt  worden  ist.  Dies  machen  die  Korinther 
in  der  Rede  geltend,  die  sich  im  6.  Buche  von  Xenophon's 
Geschichte  befindet:  „Wir  Alle  haben  Euch  Allen  den  Schwur 
geleistet."  Auch  wenn  die  Genossen  dies  nicht  selbst, 
sondern  Andere  für  sie  es  ausbedungen  haben,  gilt  dasselbe, 
sobald  erhellt,  dass  die  Bundesgenossen  damit  einverstan- 
den sind;  so  lange  aber  dies  noch  ungewiss  ist,  gelten 
sie  nocli  als  Freunde. 

2.  Bei  andern  Bundesgenossen,  so  wie  bei  den  Ver- 
wandten und  Verschwägerten,  die  keine  ünterthanen  sind 
und  in  den  Frieden  nicht  aufgenommen  sind,  ist  dies  eine 
Sache  für  sich,  und  es  kann  daraus  kein  Friedensbrueh 
abgeleitet  werden.  Aber  es  folgt  auch  nicht,  wie  bereits 
oben  bemerkt  worden,  dass  deshalb  kein  Krieg  unternom- 
men werden  dürfte;  es  ist  nur  ein  Krieg  aus  einem  neuen 
Grunde. 

XXXIV.  Der  Friede  wird  auch,  wie  gesagt,  dann  ge- 
brochen, wenn  gegen  seine  Bestimmungen  gehandelt  wird, 
und  das  Handeln  umfasst  hier  auch  das  Unterlassen  dessen, 
was  oder  wenn  es  geschehen  soll. 

XXXV.  Ich  kann  hier  auch  keinen  Unterschied  zwi- 
schen Haupt-  und  Nebenbestimmungen  des  Friedens  an- 
erkennen. Denn  alles  im  Frieden  Enthaltene  ist  wichtig 
genug,  um  gehalten  zu  werden.  Die  Liebe,  insbesondere 
die  christliche,  wird  indess  eine  leichtere  Schuld,  nament- 
lich bei  hinzutretender  Reue  eher  verzeihen,  damit  das 
gelte: 

„Wer  sein  Unrecht  bereut,  ist  beinahe  unschuldig." 
Je  mehr  man  für  den  Frieden  besorgt  ist,  desto  rathsamer 
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ist  es,  bei  Nebenpunkten  ausdrücklich  zu  bemerken,  dass 
ihre  Verletzung  nicht  als  Friedensbruch  angesehen  werden 
solle,  oder  dass  vor  Beginn  des  Krieges  die  Sache  erst 
Schiedsrichtern  vorgelegt  werden  solle;  wie  dies  nach 
Thucydides  in  dem  Peloponnesischen  Bündniss  aus- 
gemacht war. 

XXXVI.  Diese  ist  offenbar  dann  so  gemeint,  wenn 
eine  besondere  Strafe  dabei  ausgemacht  ist.  Allerdings 
kann  das  Abkommen  so  geschehen,  dass  dem  Verletzten 
die  Wahl  bleibt  zwischen  der  Strafe  oder  dem  Rücktritt 
vom  Vertrage;  allein  hier  führt  die  besondere  Natur  des 
Geschäfts  darauf.  Das  ist  wenigstens  unzweifelhaft,  wie 
früher  bemerkt  und  durch  die  Geschichte  bekräftigt  wor- 
den, dass  derjenige  den  Frieden  nicht  bricht,  welcher  die 
einfachen  Bestimmungen  desselben  nicht  mehr  befolgt, 
weil  der  Andere  seinerseits  sie  nichterfüllt;  denn  er  haftete 
nur  unter  dieser  Bedingung. 

XXXVII.  Ist  die  Befolgung  eines  Versprechens  un- 
möglich geworden,  weil  die  Sache  untergegangen  oder 
abhanden  gekommen  ist,  oder  weil  ein  späterer  Umstand 
die  Handlung  unmöglich  gemacht  hat,  so  wird  zwar  der 
Friede  dadurch  nicht  gebrochen;  denn  dies  tritt,  wie  er- 
wähnt, bei  der  Nichterfüllung  rein  zufälliger  Bedingungen 
nicht  ein;  aber  der  Andere  hat  die  Wahl,  ob  er  auf  eine 
vielleicht  später  mögliche  Erfüllung  warten  oder  eine  Ent- 
schädigung verlangen  oder  von  dem  Gegenversprechen  in 
Bezug  auf  diesen  Punkt  nach  Verhältniss  des  Werthes 
befreit  sein  will. 

XXXVIII.  Selbst  nach  gebrochener  Treue  kann  der 
Unschuldige  bei  dem  Frieden  stehen  bleiben,  wie  Scipio 
that,  als  die  Karthager  vielfach  treulos  gehandelt  hatten; 
denn  durch  Zuwiderhandeln  kann  sich  Niemand  von  seiner 
Verbindlichkeit  befreien.  Selbst  wenn  ausgemacht  ist,  dass 
eine  solche  That  als  Friedensbruch  gelten  solle,  so  gilt 
dies  zum  Vortheil  des  Unschuldigen  nur,  wenn  er  davon 
Gebrauch  machen  will. 

XXXIX.  Endlich  wird  der  Friede  aufgelöst,  wenn 
etwas  gethan  wird,  was  seiner  besondern  Natur  w^ider- 
spricht. 

XL.  I.  So  brechen  Verstösse  gegen  die  Freundschaft 
einen  Frieden,  der  unter  dieser  Bedingung  geschlossen 
ist;   denn  was  bei  Andern   die  blosse  Pflicht   der  Freund- 
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Schaft  verlangt,  das  ist  hier  durch  den  Vertrag  noch  be- 
sonders ausgemacht.  Hierauf  und  niclit  auf  jeden  Frie- 
den (denn  es  giebt  nach  Pomponius  Bündnisse,  wo  es 
sich  nicht  um  Freundschaft  liandelt)  beziehe  ich  Vieles, 
was  hier  die  Rechtsgelehrten  über  Verleumdungen  und 
Unrecht,  das  nicht  durch  Waffen  zugefügt  worden,  aus- 
führen, und  auch  das,  was  Cicero  sagt:  „Wenn,  nach- 
dem man  sich  ausgesöhnt  hat,  etwas  gegen  das  Abkom- 
men begangen  worden,  so  ist  das  nicht  als  Nachlässig- 
keit, sondern  als  absichtliche  Verletzung  zu  beliandeln 
und  nicht  der  Unvorsichtigkeit,  sondern  der  Untreue  zu- 
zuschreiben." Selbst  hier  ist  das  Gehässige  so  viel  als 
möglich  von  der  Handlung  fern  zu  halten. 

2.  Deshalb  gilt  ein  dem  Verwandten  oder  Unterthanen 
zugefügtes  Unrecht  nicht  als  dem  zugefügt,  mit  dem  der 
Friede  geschlossen  worden,  wenn  es  nicht  offenbar  zu 
seiner  Verhöhnung  geschehen  ist.  Diese  billige  Regel 
schreiben  die  Römischen  Gesetze  bei  schwer  verletzten 
Sklaven  vor;  selbst  ein  Ehebruch  oder  eine  Nothzucht 
wird  mehr  der  sinnliclien  Leidenschaft  als  der  Feindschaft 
zugerechnet,  und  ein  Einfall  in  fremdes  Gebiet  mehr  dem 
Ehrgeiz  als  der  Treulosigkeit. 

3.  Grobe  Droliungen,  ohne  neuen  Anlass,  vertragen 
sich  allerdings  nicht  mit  der  Freundschaft.  Dahin  rechne 
ich  den  Fall,  dass  Festungen  an  der  Grenze  angelegt 
werden,  nicht  in  Absicht  der  Abwehr,  sondern  des  An- 
griffs; ebenso  die  Ansammlung  einer  starken  Truppen- 
macht, wenn  erhellt,  dass  sie  nur  gegen  den,  der  den 
Frieden  geschlossen  hat,  gerichtet  ist. 

XLI.  1.  Die  Aufnahme  von  Unterthanen,  die  aus 
einem  Gebiet  in  das  andere  überziehen  wollen,  verletzt 
die  Freundschaft  nicht.  Dies  entspricht  nicht  nur  der 
natürlichen  Freiheit,  sondern  ist  auch  nützlich,  wie  ich 
früher  dargelegt  habe.  Dasselbe  gilt  für  einen,  dem  Aus- 
gewiesenen gestatteten  Aufenthalt.  Denn  gegen  Ausgewie- 
sene hat,  wie  früher  aus  Euripides  nachgewiesen  worden, 
der  ausweisende  Staat  kein  Recht  mehr.  Perseus  sagt 
bei  Livius:  „Was  hilft  Jemand  die  Landesverweisung, 
wenn  nirgend  ihm  ein  Ort  zum  Aufenthalt  gestattet  wird?" 
Aristides  sagt  in  der  2.  Leuktrisclien  Rede:  „Die  Ver- 
triebenen aufzunehmen,  steht  jedem  Menschen  frei." 

2.     Allerdings   darf  dies   nicht  auf  Städte   und   grosse 
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Menschenmassen  ausgedehnt  werden,  wie  früher  bemerkt 
worden:  auch  nicht  auf  die,  welche  durch  Eid  oder  sonst 
zu  einem  Dienst  oder  zur  Sklaverei  verpflichtet  sind.  Dies 
gilt  selbst  für  Kriegsgefangene  bei  einigen  Völkern  nach 
dem  Volkerrecht,  wie  früher  gezeigt  worden  ist.  Ueber 
die  Auslieferung  derer,  die,  ohne  verbannt  zu  sein,  nur 
der  gerechten  Strafe  sich  entziehen,  ist  oben  gehandelt 
worden.  ° 

XLIL     Vom    Loose    den    Ausgang    des    Krieges    ab- 
hangig zu   machen,    ist  nur   dann   erlaubt,   wenn   es   sich 
um   einen  Gegenstand   handelt,   über  den   man   das   volle 
Ligenthum    besitzt.     Denn   zum    Schutz   des   Lebens     der 
Lnschuld   und   anderer  Güter   seiner  Unterthanen   ist   der 
Staat,  und  zum  Schutz  des  Staates  ist  der  König  so  stark 
verpflichtet,    dass    er    die    Rücksichten    nicht    unbeachtet 
lassen  darf,   von   welchen   das  Wohl  Seiner  und   der  Sei- 
nigen   natürlicherweise    abhängt.     Ist    jedoch    der  un^^e- 
rechterweise  mit  Krieg  Ueberzogene  nach  wahrer  Schätzu^ng 
zu  schwach,    um   mit  einigem  Erfolge  Widerstand   leisten 
zu  können,  so  mag  er  zu  dem  Loose   schreiten,   um   eine 
gewisse  Gefahr  mit  einer  ungewissen  auszutauschen;  denn 
das  ist  dann  das  kleinste  von  den  Uebeln.  i^O) 

XLIH.  1.  Es  folgt  nun  die  viel  besprochene  Frage 
über  den  Zweikampf  zwischen  einer  bestimmten  Zahl 
von  Kämpfenden,  womit  der  Krieg  beendet  werden  soll 
bolcher  Kampf  kann  zwischen  Einem  auf  jeder  Seite  Statt 
haben;  so  zwischen  Aeneas  und  Turnus;  Menelaus  und 
Paris;  auch  zwischen  Zweien  auf  jeder  Seite,  wie  zwi- 
schen denAetoIern  undEleern;  zu  je  Drei  auf  jeder  Seite, 
wie  zwischen  den  Römischen  Horatiern  und  den  Albani- 
schen Curiatiern;  zu  je  300  auf  jeder  Seite,  wie  zwischen 
den  Lacedämoniern  und  Argivern. 

^  2.  Geht  man  blos  nach  dem  äussern  Völkerrecht  so 
sind  dergleichen  Kämpfe  unzweifelhaft  erlaubt;  denn  die 
gestattet  die  Tödtung  der  Feinde  ohne  Unterschied.  Wäre 
die  Ansicht  der  alten  Griechen,   Römer  und  anderer  Völ- 

120)  Die  von  Gr.  hier  angeführten  Gründe  lassen  aller- 
dings die  Anwendung  des  Looses  für  die  grossen,  durch 
die  modernen  Kriege  zu  entscheidenden  Fragen  als  völlig 
unzulässig  erscheinen,  und  es  wird  auch  da  von  diesem 
Mittel  kein  Gebrauch  gemacht. 
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ker  richtig,  dass  Jeder  der  unbedingte  Herr  Über  sein 
Leben  sei,  so  würde  auch  die  innere  Gerechtigkeit  sol- 
chen Kämpfen  nicht  entgegen  sein.  Allein  es  ist  sclion 
mehrfach  bemerkt,  dass  diese  Ansicht  der  wahren  Ver- 
nunft und  den  Geboten  Gottes  widerstreite.  Aus  der  Ver- 
nunft und  aus  dem  Ansehen  heiliger  Offenbarungen  habe 
ich  anderwärts  nachgewiesen,  dass  man  gegen  die  Näch- 
stenliebe sündigt,  wenn  man  in  Vertheidigung  entbehrlicher 
Dinge  einen  Menschen  tödtet. 

3.  Es  kommt  hinzu,  dass  man  gegen  sich  selbst  und 
gegen  Gott  sich  versündigt,  wenn  man  sein  Leben  so  ge- 
ring achtet,  was  doch  Gott  als  eine  grosse  Wohlthat 
gewährt  liat.  Ist  der  Gegenstand  des  Krieges  werth,  wie 
das  Wohl  vieler  Unschuldigen,  so  muss  dafür  mit  allen 
Kräften  gekämpft  werden;  aber  es  ist  eitel,  den  Zwei- 
kampf als  ein  Erkennungsmittel  des  göttlichen  Willens  an- 
zusehen, und  es  widerspricht  der  wahren  Frömmigkeit.  ^21) 

4.  Nur  Eines  kann  solchen  Kampf  gerecht  und  sittlich 
für  den  einen  Theil  machen,  nämlich  wenn  sonst  der  unge- 
rechte Gegner  sicher  als  Sieger  sich  geltend  machen  und 
das  Leben  vieler  Unschuldigen  opfern  würde;  dann  trifft 
Jenen  keine  Schuld,  wenn  er  unter  diesen  Umständen  den 
Zweikampf  wählt,  welcher  ilim  noch  eine  grössere  Hoff- 
nung eröffnet.  Denn  es  ist  richtig,  dass  manches  als  sol- 
ches von  Andern  anerkannte  Unrecht  doch  zu  gestatten  ist, 
um  schwere  Uebel  zu  vermeiden,  denen  man  sonst  nicht 
entgehen  kann.  So  werden  an  vielen  Orten  deshalb  die 
Wuclierer  und  die  öffentlichen  Dirnen  geduldet. 

121)  Die  Gründe,  weshalb  die  Streitlalle  grosser  Na- 
tionen, welche  zu  Kriegen  führen,  durch  das  Loos  nicht 
erledigt  werden  können,  gelten  auch  für  deren  Erledigung 
durch  Zweikampf.  Die  grossen  Interessen,  welche  hier 
auf  dem  Spiele  stehen,  können  nur  durch  die  Kraft  und 
Anstrengung  des  gnnzen  Staates  in  entsclieidender  Weise 
gewahrt  werden.  Die  Beispiele,  welche  Gr.  beibringt,  be- 
ziehen sich  meist  auf  die  mythische  Zeit  der  Heroen,  und 
der  Rest  auf  Streitfälle,  wo  eben  nicht  die  Interessen  des 
Volkes,  sondern  nur  Einzelner  in  Frage  standen.  Dagegen 
wollen  die  von  Gr.  beigebrachten  Gründe  gegen  den  Zwei- 
kampf wenig  sagen  und  umgehen  zum  Theil  die  eigent- 
liche Frnge. 
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5.  Das  früher  bei  den  Vorbeugungsmitteln  des  Krie- 
ges Gesagte,  wonach,  wenn  Zwei,  die  über  die  Herrschaft 
streiten,  es  durch  Zweikampf  unter  sich  ausmachen  wol- 
len, das  Volk  dies  zur  Vermeidung  drohenden  grössern 
Unglücks  gestatten  kann,  gilt  deshalb  auch  hier,  wo  es 
sich  um  die  Beendigung  des  Krieges  handelt.  So  fordert 
Cyrus  den  assyrischen  König  zum  Zweikampf  heraus,  und 
bei  Dionys  von  Halicarnass  sagt  Mutius,  es  sei  nicht 
unbillig,  dass  die  Fürsten  der  Völker  selbst  mit  einander 
kämpften,  wenn  es  sich  nur  um  ihre  und  nicht  um  der 
Volker  Macht  und  Ansehen  handele.  So  hat  auch  der 
Kaiser  Heraclius  mit  Cosroe,  dem  Sohne  des  persischen 
Königs,  im  Zweikampf  gekämpft. 

XLIV.  Wenn  der  Streit  auf  den  Ausgang  eines  sol- 
chen Kampfes  gestellt  wird,  so  kann  damit  der,  welcher 
einwilligt,  seines  Rechtes  sich  begeben,  aber  dem  Andern 
der  dieses  Recht  nicht  hat,  kann  er  es  nicht  gewähren' 
ausgenommen  bei  Reichen,  welche  in  vollem  Eigenthum 
sind.  Soll  also  das  Uebereinkommen  gelten,  so  muss  das 
Volk  und  der  vorhandene  Thronerbe  einwilligen,  und  bei 
Lehen,  die  nicht  zu  den  freien  gehören,  auch  der  Lehns- 
herr oder  Senior. 

XLV.  1.  Oft  entsteht  bei  solchen  Kämpfen  Streit,  wer 
als  Sieger  gelten  soll.  Besiegt  kann  nur  die  Seite  gel- 
ten, wo  entweder  Alle  niedergemacht  oder  in  die  Flucht 
geschlagen  sind.  So  ist  es  bei  Livius  ein  Zeichen  des 
Sieges,  wenn  die  Gegenpartei  sich  in  ihr  Gebiet  oder  in 
ihre  Stadt  zurückzieht. 

2.  Bei  den  bedeutenden  Geschichtschreibern,  bei  He- 
rodot,  Thucydides  und  Polybius,  werden  drei  Streit- 
fragen über  den  Sieg  verhandelt,  von  denen  sich  die  erste 
auf  den  ausgemachten  Zweikampf  bezieht.  Allein  genau  ge- 
nommen, ergiebt  sich,  dass  alle  diese  Kämpfe  ohne  einen 
wahrhaften  Sieg  endigten.  Denn  die  Argiver  waren  von 
dem  Othryades  nicht  in  die  Flucht  geschlagen,  sondern 
zogen  sich  bei  einbrechender  Nacht  zurück,  wobei  sie 
sich  für  die  Sieger  hielten  und  dies  den  Ihrigen  verkün- 
deten. Auch  die  Corcyräer  schlugen  die  Korinther  nicht 
m  die  Flucht,  sondern  die  Korinther,  welche  mit  Glück 
gekämpft  hatten,  wichen  bei  dem  Anblick  der  starken 
Athenischen  Flotte  zurück,  da  der  Vertrag  sich  nicht  mit 
auf  die  Kräfte   der  Athener  erstreckte.     Philipp   von  Ma- 
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cedonien  nalim  zwar  das  von  den  Seinigen  verlassene 
Schiff  des  Attalus,  aber  die  Flotte  selbst  hatte  er  nichts 
weniger  als  in  die  Flucht  geschlagen.  Deshalb  benahm 
er  sich  mehr  wie  ein  Sieger,  als  dass  er  sich  dafür  ge- 
halten hätte,  wie  Polybius  bemerkt. 

3.  Aber  jene  Ausdrücke:  „die  Waffen  zusammenlesen"  ; 
„die  Leichen  zur  Beerdigung  überlassen"  ;  „wieder  zur 
Schlacht  herausfordern",  was  man  an  den  erwähnten  Stellen 
und  auch  bei  Livius  oft  als  Zeichen  des  Sieges  erwähnt 
findet,  beweisen  an  sich  nichts,  wenn  nicht  noch  andere 
Umstände  hinzukommen,  welche  die  Flucht  der  Feinde 
darlegen.  Sicherlich  muss  der,  welcher  das  Feld  aufgiebt, 
im  Zweifel  eher  als  Flüchtiger  angesehen  werden;  wo 
aber  die  sichern  Zeichen  eines  Sieges  fehlen,  bleibt  die 
Sache  trotzdem  in  derselben  Lage  wie  vor  dem  Kampfe, 
und  man  muss  entweder  sich  zum  Kriege  oder  zu  neuen 
Verhandlungen  entschliessen. 

XLVL  1.  Von  Schiedsrichtern  giebt  es  nach  Pro- 
culus  zwei  Arten;  der  einen  muss  man  gehorchen,  mag 
der  Spruch  gerecht  sein  oder  nicht;  dies  ist  der  Fall, 
wenn  man  einen  Streitfall  Schiedsrichtern  übergiebt;  die 
andere  ist  die,  wo  die  Entscheidung  eines  rechtlichen 
Mannes  verlangt  wird.  ^22)     Davon  haben  wir  ein  Beispiel 

122)  Die  Unterschiede,  welche  Gr.  hier  zieht,  gehen 
über  die  Sache  hinaus.  Der  zweite  Fall  ist  gar  kein  hier- 
her gehörender;  er  ist  eine  in  Worten  versteckte  Unter- 
werfung des  Besiegten  unter  die  Milde  des  Siegers,  wie 
später  Gr.  selbst  zeigt  und  weiter  entwickelt.  Was  sonst 
Gr.  hier  über  Schiedsgerichte  beibringt,  ist  zunächst  von 
dem  Wortlaut  des  Kompromisses  abhängig.  Davon  hängt 
hier  Alles  ab,  und  auch  hier  haben  deshalb  die  von 
Gr.  aufgestellten  Regeln  nur  einen  sehr  untergeordneten 
Werth.  Uebrigens  macht  auch  hier  zuletzt  die  Natur  der 
Autoritäten  sich  geltend,  vermöge  deren  sie  über  dem 
Recht  stelin.  Deshalb  entschliesst  sich  in  der  Regel  kein 
Staat  zu  diesem  Wege,  wenn  es  sich  um  die  grossen  In- 
teressen seines  Volkes  und  seiner  Zukunft  handelt,  und 
selbst  wo  es  geschehen  ist,  bleibt  der  Staat  immer  der 
Herr,  und  es  kann  kommen,  dass  er  den  Schiedsspruch 
nicht  anerkennt,  sondern  doch  zu  den  Waffen  greift.  Die 
Juristen  werden  dann  immer  im  Stande  sein,  irgend  einen 
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in   der  Antwort   des   Celsus,   welcher   sagt:    „Wenn   ein 
Freigelassener  schwört,    dass  er  das   leisten   ^olle     was 
der  Patron  feststelle,  so  gilt  dieser  Ausspruch  des  Pati^n 
nur,  wenn  er  der  Billigkeit  entspricht.«     ObgleLh  indess 
die  Romischen  Gesetze  eine  solche  Auslegun|  des  Schwu 
res  einführen  konnten,  so  entspricht  sie  doch  an  sich  nilht 
der  Em  achheit  der  Worte.     Doch  bleibt  es  rieht  g     da ss 
man  auf  beide  Weise  einen  Schiedsrichter  nehmen 'kann 
entweder  blos  als  Versöhner,  wie  es  die  Athener  zwischen 
den  Rhodiern  und  Demetrius  waren,  oder  so    dass  des  en 

StT  v^dr'^'^T'    ^"    ^^^^'^^'^    ^«*-    'Letzlr    "st 
die  Alt,  von  der  wir  hier  sprechen  und  über  die  bei  den 

S tr""'^''""''"  des  Krieges  Einiges  angefühH    wo' 

2.  Auch  von  solchen  Schiedsrichtern,  auf  deren  Aus- 
spruch man  sich  verglichen  hat,  kann  dasTesondere 
Staatsrecht  bestimmen  und   hat   beWmmt,  dass   man   von 

ktn"  a'lIein"\."t-^'5^  ""'  '!^""  Unreeht'sich  be"  W  n 
stattfinden  Dp  Konigen  und  Völkern  kann  dies  nicht 
statthnden  Denn  hier  giebt  es  keine  höhere  Macht 
welche  die  Verbindlichkeit  der  Uebereinkunfrhemmen 
oder  losen  könnte.  Es  muss  also  in  jedem  Falle  bei  dTm 
Ausspruch    sein   Bewenden    behalten,    mag   er   billig  seS 

was  ilinius  sagt:  „Jeder  macht  den,  welchen  er  aus- 
wählt, zum  höchsten  Richter  seiner  Sache."  Denn  eTne 
andere  Frage  ,st  die  nach  der  Pflicht  des  Schieds, "^6^ 

chen/en'   "''"   '"  ""''''  ''''  ^«'^^^*  '''  ^Ich^^^ 

P^  ilr^/'  ^'     ^u'  ^'"^  ^"^^^   ^^«  Schiedsrichters  kommt 

oder   m       ;•"'    "^    '"  f'!    ^^^"^   ^''   ^'"'^'^''^   ^^'^'^hlt   is 
odei    mit   einer   ausgedehnteren  Gewalt,   welche   Seneca 
als   Ihm   eigenthümlich   bezeichnet,    wenn   er   sagf:      Für 
eine  gute  Sache   ist  es  vortheilharter,   wenn    sie   vor  den 
Richter,  statt  vor  den  Scliiedsrichter  gebracht  wird     denn 

S^;''-f'S'^^./'H^^T^''^'^^^  ^'^  '"^  setlt  ihm'fS" 
nicht  zu  überschreitende  Grenzen;  bei  diesem  kann  sein 
freies  und  durch  Nichts   beschränktes  redliches  Ermessen 

Mangel  an  dem  schiedsrichterlichen  Verfahren  herauszu- 
^nden,   welche   solchen   Widerstand  mit  dem  Seh. 
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etwas  abnehmcD  oder  zufügen,  und  er  kann  seinen  Ausspruch 
nicht  nach  dem  Gesetz  und  der  Gerechtigkeit,  sondern  nach 
der  Milde  und  Menschenliebe  bestimmen."  Auch  Aristote- 
les sagt:  „Ein  billiger  und  bequemer  Mann  will  lieber  zum 
Schiedsrichter,  als  vor  das  Gericht  gehn,  denn  jener  ur- 
theilt  blos  nach  der  Billigkeit,  dieser  aber  nach  dem  Ge- 
setz, und  der  Schiedsrichter  ist  gerade  dazu  gewählt,  da- 
mit die  Billigkeit  zur  Geltung  komme."      .  ,  ^      .  , 

2  Mit  „Billigkeit"  wird  in  dieser  Stelle  nicht,  wie  sonst, 
der  Theil  der  Gerechtigkeit  bezeichnet,  welcher  den  unbe- 
stimmten Sinn  des  Gesetzes  nach  der  Absicht  des  Ge- 
setzgebers genauer  bestimmt  (denn  dies  ist  Sache  des 
Richters),  sondern  Alles,  was  besser  geschieht,  als  nicht 
geschieht  in  dem  Gebiet,  wo  die  Regeln  der  eigentlichen 
Gerechtigkeit  nicht  hinreichen.  Wenngleich  dergleichen 
Schiedsrichter  unter  Privatpersonen  und  Bürgern  eines 
Staats  häufig  vorkommen  und  den  Christen  insbesondere 
von  dem  Apostel  Paulus  1  Corinth.  VI  empfohlen  werden, 
80  darf  doch  im  Zweifel  ihr  Recht  nicht  in  dieser  Aus- 
dehnung verstanden  werden;  denn  m  Zweifelsfallen  lolgt 
man  dem  Geringsten.  Vorzüglich  gilt  dies  unter  Personen, 
welche  die  höchste  Staatsgewalt  innehaben;  da  diese  keine 
gemeinsamen  Richter  haben,  so  muss  man  annehmen  dass 
sie  die  Schiedsrichter  in  die  Schranken  gestellt  haben, 
welche  für  den  Richter  gelten.  .    ,     i .- 

XLVIII  Die  von  den  Völkern  oder  Staatsoberhaup- 
tern gewäiilten  Schiedsrichter  müssen  über  die  Sache 
selbst  und  nicht  blos  über  die  Besitzfrage  entscheiden; 
denn  die  Besitzklagen  gehören  in  das  positive  Recht  wah- 
rend nach  dem  Völkerrecht  das  Recht  zum  Besitz  dem 
Eigenthumsrechte  folgt.  Deshalb  darf  während  der  Lnter- 
ßuchung  nichts  verändert  werden,  damit  nicht  ein  Iheii 
dadurch  in  Vortheil  komme,  und  weil  die  Wiedererlangung 
schwierig  ist.  Bei  Erzählung  der  Streitigkeiten  zwischen 
den  Karthagern  und  Masinissa  sagt  Livius:  «Die  be- 
sandten haben  das  Recht  des  Besitzes  nicht  geändert. 

XLIX  1  Anderer  Art  ist  die  Annahme  eines  Schieds- 
richters, wenn  Jemand  dem  Feinde  selbst  die  schiedsrich- 
terliche Entscheidung  überlässt.  Hier  ist  eine  reine  Un- 
terwerfung vorhanden,  die  ihn  zum  Unterthan  macht  und 
dem  Andern  die  Staatsgewalt  einräumt.  Die  Griechen 
nennen  es  „die  Gewalt  über  das  Seinige  einräumen.      bo 
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haben  die  Aetoler  in  dem  Senate  gebeten,  man  mö^e  die 
Entscheidung  über  sie  dem  Römischen  Volke  anheim  geben 

den  R  th  ir  K  ^^Ü  ^^'''^''  ^^''  ^'''^  Angelegenheit 
den  Rath.  „Die  Karthager  mögen  sich  unserem  Ermessen 
unterwerfen,  wie  dies  die  Besiegten  zu  thun  pflegen  und 
\iele  früher  gethan  haben.  Wir  werden  dann  sehen  und 
wenn  wir  freigebig  sind,  so  werden  sie  uns  Dank  wissen 
Denn  sie  können  von  dem  Bündniss  nicht  mehr  sprechen' 

Ve'räVe  'mTihne''"^","'"'   f'-^^   ^^"^^   wirTnf  au[ 
In  «tf  •  .  '^  einlassen,  damit  sie  sie  brechen,  wer- 

den  sie  immer  etwas  vorbringen,  als  wären  sie  gPgen  eine 
Bestimmung    des   Vertrages    verletzt    worden.     Da  Vie  es 
verschieden  ausgelegt  werden  kann,  so  ist  immer  Stoff  zu 
Verwickelungen  da.     Wenn  wir  ihnen  dagegen,   nachdem 
sie  sich  ergeben  haben,  die  Waffen  genommen  und  sie  in 
unsere  Gewalt  bekommen  haben,  so  werden  sie  dann  end 
hch  einsehen,   dass   sie  nichts  Eigenes  haben,    ihr  Muth 
wird  sinken,   und  sie  werden  das,  was  sie  von  uns  bekom 
men    gern  und  willig  als  ein  Gesehenk  annehmen  " 

f     A"ch  hier  ist  indess  zu  unterscheiden,  was'der  Be- 
siegte leiden  muss,  und  was  der  Sieger  nach  dem  Rechte 
was  rndhv[  --«Verletzung  seiner  /flicht  thun  darf,  und 
was  endlich  ihm   am   meisten  ziemt.     Der  Besiegte   muss 
nach  seiner  Ergebung  sicli  Alles  gefallen  lassen  ;^  denn  L 
ist  Lnterthan  geworden,  und  nach  dem  äussern  Krie^srecht 
so  sehr     dass   ihm  Alles  genommen  werden  kfnn'^se  bs 
das  Leben  und  die  persönliche  Freiheit  und  unzweife  haf 
auch   das  Vermögen,   nicht   blos   das  öffentliche,   sondern 
auch   das   der  Einzelnen      Livius   sagt   an   einer  andern 

W  in    f-     ?w    ''%  '\'^'    ^'^    ^'''''^    Ermessen    ergeben 
hatten,  fürchteten  die  Aetoler  selbst  für  ihr  Leben  "    Eine 

andere,  früher  erwähnte  Stelle  lautet:    „Wenn  AlTes  dem 

.eben    '^Jv^'f ''''''''   '1'  ^^^^^^^^  ^^^-^^^'     ^^e- 
SiP.Pr«  i  ?^  ''  ^""^  '^'^  ^'^^^'^  ^^^  Ermessen  des 

er  !nfp,]f'  ""'''-nf  ^^l^'^^  riehmen,  und  welche  Strafe 
er  aufe  legen  wilh"  Auch  die  andere  Stelle  des  Livius 
gehört  hierher:  „Es  war  eine  alte  Römische  Sitte,  dass 
Volkerschaften,  mit  denen  sie  kein  Bündniss  odei-  glei- 
hes  Recht  als  Freundschaftsband  verknüpfte,  nicht  Iher 
b  L  .if  "3'f'  Herrschaft  genommen  wurden,  als 
Ois  sie  alle  göttlichen  und  menschlichen  Dinge  überliefert, 
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Geissein  gegeben,  die  Waffen  abgeliefert  hatten,  und  Be- 
satzungen in  die  Städte  gelegt  waren."  Selbst  die  Tödtung 
derer,  die  sich  ergeben,  ist,  wie  wir  gezeigt  haben,  mit- 
unter gestattet.  ,    .     tt        u^  u 

L.  1.  Damit  aber  der  Sieger  hier  kein  Unrecht  be- 
gehe, darf  er  zuer.-t  Niemand  tödten,  der  es  nicht  durch 
seine  That  verdient,  wie  er  auch  Niemand  mit  Recht  et- 
was nehmen  kann,  als  der  Strafe  halber.  Innerhalb  die- 
ses Maasses  ist  es  immer  anständig,  Milde  und  Nachsicht 
zu  üben,  soweit  es  sich  mit  der  Sicherheit  verträgt;  ja 
dies  kann  unter  Umständen   selbst  von  der  Sitte   geboten 

werden. 

2.  Es  ist  schon  gesagt  worden,  dass  es  das  beste  Ende 
der  Kriege  sei,  wenn  die  Verzeihung  zu  dem  Frieden 
führe.  Nicolaus  von  Syrakus  sagt  bei  Diodor:  „Sie 
haben  sich  mit  den  Waffen  ergeben  und  auf  die  Milde 
der  Sieger  vertraut;  es  ziemt  sich  deshalb  nicht,  dass  sie 
rucksichtlich  unserer  Menschlichkeit  getäuscht  werden. 
Denn  welcher  Grieche  hat  je  verlangt,  dass  die,  welche 
sich  der  Gnade  des  Siegers  überlieferten,  mit  der  nicht 
wieder  gut  zu  machenden  Todesstrafe  belegt  werden  müss- 
ten?"  Audi  Cäsar  Octavian  redet  bei  Appian  den  L. 
Antonius,  der  sich  zu  ergeben  kommt,  so  an:  „Wärst  Du 
gekommen,  um  ein  BUndniss  zu  schliessen,  so  würdest  Du 
mich  als  Sieger  und  Beleidigten  erkannt  haben;  jetzt, 
wo  Du  Dich  und  Deine  Freunde  und  Dein  Heer  unserem 
Gutdünken  überlieferst,  nimmst  Du  mir  den  Zorn  und  die 
Macht,  die  Du  bei  dem  BUndniss  mir  hättest  einräumen 
müssen.  Denn  neben  dem,  was  Ihr  zu  leiden  verdient, 
ist  auch  das  Andere  zu  erwägen,  was  zu  thun  sich  iür 
mich  goziemt;  Letzteres  werde  ich  vorziehen." 

3.  in  der  Römischen  Geschichte  kommt  oft  der  Aus- 
druck vor:  „sich  auf  Glauben  ergeben;  sich  auf  Glauben 
und  Gnade  ergeben".  So  im  37.  Buche  des  Livius:  „Er 
hörte  die  Gesandten  freundlich  an,  welche  ihre  benach- 
barten Staaten  auf  Glauben  überlieferten."  Im  40.  Buche: 
„Indem  Paulus  verlangte,  dass  er  sich  und  all  das  Sei- 
nige dem  Glauben  und  der  Gnade  des  Römischen  Volkes 
überantworte,"  was  sich  auf  den  König  Perseus  bezieht. 
Mit  diesen  Worten  wird  indess  nur  die  reine  Unterwerfung 
bezeichnet,  und  das  Wort  „Glauben"  bedeutet  hier  nur  die 
Rechtlichkeit  des  Siegers,   dem  sich  der  Besiegte  ergiebt. 
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4.  LiviiiR  und  Polybins  geben  eine  erhebende  Er- 
zählung von  Phaneas,  dem  Gesandten  der  Aetoler  %e! 
cl,er  ,n  seiner  Rede  an  den  Konsul  so  weit  gw'  dass 
er  sagte,  wie  Livius  es  übersetzt:  „er  liberlielre  ,tb 
nnd  alles  Seinige  den,  Glauben  des  Römischen  Volkes  " 
Als  der  Konsul  noch  zögerte,  wiederholte  er  es,  und  d;r 
Konsul  verlangte  nun,  dass  die  Anstifter  des  K  ieges  un- 

<iarauf.  „Nicht  in  die  Sklaverei,  sondern  in  Treue  und 
Glauben  überliefern  wir  uns,"  und  was  de  Konsul  ver 
ange,  sei  nicht  Griechische  Sitte.  Darauf  antwor  e te  der 
Konsul:  „Er  kümmere  sich  nicht  um  Griechische  Sitte 
..ach  Römischer  Sitte  habe  er  die  Macht  irerdfeweSe 
sich  ergeben  hätten,  nach  seinem  Belieben;"  und  er'liess  die 
Gesandten  in  Ketten  legen.  Bei  dem  Griechischen  Autor 
heisst  e^s  wörtlich:    „Ihr  wollt  noch  über  die  Pflicht    und 

e?/ebl'„  hX""'  T''""'  l^?^■  ^""-^  *'"«''  «»'■  G'^«ben 
v£  Ai  ■        f'"''"'^  ^'■''^"*'  '^»''  A"««  «Je«-»   dem  ein 

.Is  V^J'  «'•Sf^^"  »'='tte  ungestraft  und  ohne  Verletzung 
des  Völkerrechts  thun  konnte.  Indessen  machte  der  Rö- 
mische Konsul  von  dieser  Macht  keinen  Gebrauch  son- 
dern enthess  später  die  Gesandten  und  gestattete  dass 
dicAetoIer  in  der  Volksversammlung  von  ^luem  die' Sache 
berathen  konnten.  So  antwortete  das  Römische  Volk  den 
Faliskern:  Es  habe  erfahren,  dass  die  Falisker  sich  nicht 
der  Gewalt,  sondern  der  Treue  der  Römer  ergeben  ha- 
ben; und  von  den  Camp.-^nern  lesen  wir,  dass  sie  nicht 
durch  Vertrag,  sondern  durch  üeberg.ibe  sich  in  die  Treue 
gegeben  haben. 

5  Auf  die  Pflichten  dessen,  an  den  die  üebereabe 
geschehen  ist,  bezieht  sich,  was  Seneca  sagt:  „Die  Gnade 
ist  in  Ihrem  Ermessen  frei;  sie  urtheilt  nicht  nach  der 
Klageformel,  sondern  nach  der  Billigkeit  nnd  dem  Guten- 
sie  kann  freisprechen  und  den  Werth  des  Streites  nach 
Beheben  anschlagen."  Auch  kommt  es  nicht  auf  die 
Worte  an  dass  der  sich  Ergebende  sage,  er  ergebe  sich 
der  Weisheit  oder  der  Mässigung  oder  dem  Erbarmen 
des  Anderen;  denn  dies  Alles  sind  Schmeicheleien,  welche 
die  Sache  nicht  ändern,  dass  der  Sieger  alleiniger  Schieds- 
richter bleibt. 

LI.    Doch  giebt  es  auch  bedingte  Unterwerfungen    die 
entweder   für  Einzelne   sorgen,    deren  Leben   und  körper- 


Grotins,  Rcrht  d.  Kr.  n.  Fr.  II. 
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liehe  Freiheit  oder  Vermögen  gesichert  werden  soll,  oder 
für  den  Staat,  so  dass  selbst  eine  gemischte  Staatsgewalt 
dadurch  begründet  werden  kann,  wie  sie  früher  dargestellt 
worden  ist. 

LH.  Zubeliör  der  Verträge  sind  die  Geissein  und  die 
PfäiiJcr.  Die  Geissein  gestellen  sich  entweder  freiwillig 
oder  auf  Befehl  der  Staatsgewalt;  denn  diese  enthält 
ebenso  das  Recht  auf  Handlungen  der  Unterthanen,  wie 
auf  ihr  Vermögen.  Doch  muss  der  Staat  oder  dessen 
Oberhaupt  allen  Nachtheil  ihnen  selbst  odei»  ihren  An- 
gehörigen ersetzen.  Sollen  Mehrere  als  Geissein  gestellt 
werden,  und  ist  es  dem  Staate  gleich,  welche,  so  ist  die 
Sache  am  besten  durch  Loos  zu  entscheiden.  Gegen  den 
Vasallen  hat  der  Lehnsherr  dieses  Recht  nicht,  wenn  jener 
nicht  zugleich  Unterthan  ist;  denn  weder  die  Ehrfurcht 
noch  der  schuldige  Gehorsam  gehen  so  weit.  ^23) 

LIII.  Die  Geissein  können  zwar  getödtet  werden,  aber 
nur  nach  dem  äusseren  Völkerrecht,  nicht  nach  dem  inne- 
ren, wenn  nicht  eine  angemessene  Schuld  hinzukommt. 
Sie  werden  auch  keine  Sklaven,  können  vielmehr  nach 
dem  Völkerrecht  Vermögen  besitzen  und  vererben ;  ob- 
gleich nach  Römischem  Recht  ihr  Vermögen  dem  Fiskus 
anheimfiel. 

LIV.  Es  fragt  sich,  ob  die  Geissein  entfliehen  können? 
Es  muss  verneint  werden,  wenn  sie  anfangs  oder  später, 
um  nicht  zu  streng  gehalten  zu  werden,  ihr  Wort  gegeben 


123)  Die  Lehre  von  den  Geissein  hatte  schon  zu  Gr.'s 
Zeit  nicht  mehr  die  Bedeutung,  die  er  ihr  beilegt.  Jetzt 
ist  sie  ganz  veraltet.  Heffter  sagt  (Völkerrecht,  5.  Ausg. 
S.  181):  „Der  Gebrauch  der  Geissein  hat  sich  allgemein 
seit  dem  16.  Jahrhundert  verloren.  Zuletzt  findet  man  ihn 
noch  in  dem  Aachener  Frieden  von  1718.  Nur  im  Kriege 
kommen  meist  noch  gezwungene  Geissein  vor."  Wo  dies 
geschieht,  ist  auch  das  Rechtsverhäitniss  derselben  jetzt 
viel  g<»mildert;  der  Gläubiger  hat  nur  ein  Recht,  ihre  kör- 
perliche Freiheit  bis  zu  dem  Zeitpunkt  der  Erfüllung  sei- 
ner Forderung  zu  beschränken;  andere  Rechte  an  ihr  Le- 
ben oder  ihre  Person  hat  er  nicht;  deshalb  sind  die  mei- 
sten der  von  Gr.  hier  behandelten  Streitfragen  jetzt  nicht 
mehr  praktisch. 
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haben.  Sonst  scheint  der  Wille  des  Staats  nicht  dahin 
zu  gehen,  dem  Bürger  auch  das  Recht  zur  Flucht  zu  neh- 
men; der  Feind  sollte  nur  zu  jeder  Art  von  Bewachung 
berechtigt  sein.  So  kann  die  That  der  Clölia  gerecht 
fertigt  werden;  sie  selbst  hatte  nicht  gefehlt,  aber  der 
Staat  durfte  sie  als  Geissei  nicht  aufnehmen  und  behalten 
Deshalb  sagt  Porsenna:  „Wenn  die  Geissei  nicht  zurück- 
gegeben werde,  werde  er  das  Bündniss  als  gebrochen  an- 
sehen." Darauf:  „Die  Römer  stellten  ihm  das  Pfand  des 
Friedens  dem  Bündniss  gemäss  zurück." ^24) 

LV.  Die  Verbindlichkeit  der  Geissein  ht  aber  ver- 
liasst,  weil  sie  der  Freiheit  entgegen  ist  und  nicht  aus 
eigenem  Entschluss  hervorgeht.  Deshalb  findet  hier  die 
strenge  Auslegung  statt;  deshalb  können  die  für  einen 
Fall  gegebenen  Geissein  nicht  wegen  eines  anderen  Falles 
zurückbehalten  werden,  wo  etwas  ohne  Zugabe  von  Geissein 
versprochen  worden  ist.  Ist  aber  in  diesem  Falle  schon 
die  Treue  oder  die  Vertragspflicht  gebrochen,  so  kann 
die  Geissei  zwar  zurückbehalten  werden,  aber  nicht  als 
solche,  sondern  nach  dem  Völkerrecht,  wonach  die  Unter- 
thanen auch  wegen  der  Handlungen  ihres  Staatsoberhaup- 
tes festgehalten  werden  können;  xar  \cydQ(oXr,ipiay  (nach 
dem  Recht  der  Menschenwegnahme).  Doch  kann  ausge- 
macht werden,  dass  diese  nicht  eintrete,  wenn  die  Geissein 
nacli  Erfüllung  dessen,  wofür  sie  gegeben  werden,  zurück- 
gegeben werden  sollen. 

LVI.  Wenn  Jemand  nur  als  Geissei  für  den  Loskauf 
eines  anderen  Gefangenen  oder  als  Geissei  Gegebenen 
ausgeantwortet  ist,  so  wird  er  durch  des  Letzteren  Tod 
frei.  Denn  das  Pfandrecht  an  den  Gestorbenen  ist  mit 
dessen  Tod  erleschen,  wie  Ulpian  bei  einem  losgekauf- 
ten Gefangenen  sagt.  So  wie  deshalb  in  dem  Fall  ül- 
P'ian's  die  Summe  nicht  gezahlt  zu  werden  braucht,  was 
an  die  Stelle  der  Person  getreten  ist,  so  bleibt  auch 
hier  die  Person  nicht  verhaftet,  da  sie  nur  eine  andere 
Person  hat  vertreten  sollen.  Deshalb  verlangte  Deme- 
trius  mit  Recht  seine  Entlassung  von  dem  Römischen 
Senat,    weil  er,    wie  Appian  sagt,    „zwar  an  Stelle  des 


124)  Der  Fall  mit  der  Clölia  ist  in  Anmerk.  87  S.  344 
B.  II.  erzählt. 
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Antioclms  eingeliefert  worden ,  aber  Antiochus  nun  ge- 
storben sei."  Justinus  sagt  nach  Trogus:  „Als  Deme- 
trius,  der  sich  als  Geissei  in  Rom  befand,  den  Tod  seines 
Bruders  Antiochus  erfuhr,  ging  er  den  Senat  an  und 
sagte:  Er  sei  als  Geissei  für  seinen  lebenden  Bruder  ge- 
kommen; nachdem  dieser  gestorben,  wisse  er  nicht,  für 
wen  er  als  Geissei  noch  gelten  solle!" 

LVII.  Ob  aber  nach  dem  Tode  des  Königs,  der  das 
BUndniss  geschlossen  hat,  die  Geissein  noch  verhaftet 
bleiben,  hängt,  wie  bereits  erwähnt^  davon  ab,  ob  der 
Vertrag  als  Real-  oder  Personal  vertrag  anzusehen  ist; 
denn  Nebenbestimmungen  können  nicht  bewirken,  dass  bei 
Auslegung  der  Hauptsache  von  den  Regeln  abgegangen 
werde;  sie  folgen  vielmehr  der  Natur  der  Hauptsache. 

LVHI.  Mitunter  sind  die  Geissein  indess  kein  blosser 
Nebenpunkt  des  Vertrages,  sondern  die  Hauptsache,  So 
wenn  Jemand  in  einem  Vertrag  eine  fremde  Handlung 
verspricht  und  für  das  Interesse,  im  Fall  sie  nicht  ge- 
leistet wird.  Geissein  stellt.  Dies  scheint  die  Absicht  bei 
der  Caudinischen  Bürgschaft  gewesen  zu  sein,  wie  früher 
bemerkt  worden  ist.  Die  Meinung  derer,  welche  die 
Geissein  auch  ohne  ihre  Einwilligung  aus  der  Handlung 
eines  Dritten  verbindlich  werden  lässt,  ist  nicht  blos  hart, 
sondern  auch  unrichtig. 

LIX.  Die  Pfänder  haben  Manches  mit  den  Geissein 
gemein,  und  manches  Eigenthümliche.  Ersteres  insofern, 
als  sie  auch  für  eine  andere  Forderung  zurückbehalten 
werden  können,  wenn  es  nicht  anders  ausgemacht  ist; 
Letzteres  insofern,  als  das  Abkommen  bei  den  Pfändern 
nicht  so  streng  genommen  wird  als  bei  den  Geissein ;  denn 
es  ist  nicht  so  verhasst.  Denn  die  Sachen  sind  wohl  zum 
Besessenwerden  da,  aber  nicht  die  Menschen. 

LX.  Auch  das  habe  ich  schon  früher  gesagt,  dass 
durcli  keinen  Zeitablauf  die  Einlösung  des  Pfandes  ver- 
loren gehen  kann,  wenn  das  geleistet  wird,  wofür  das 
Pfand  gegeben  worden.  Denn  einem  Geschäfte  mit  einem 
alten  und  bekannten  Rechtsgrund  kann  kein  neuer  unter- 
geschoben werden.  Deshalb  ist  die  Nachsicht  des  Schuld- 
ners im  Sinne  des  alten  Kontrakts  zu  verstehen,  aber 
nicht  als  Aufgabe  des  Eigenthums  zu  nehmen,  wenn  nicht 
bestimmte  Umstände   eine   andere  Annahme  rechtfertigen; 
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z.  B.  wenn  er  hätte  einlösen  wollen,  und  er  auf  die  Ver- 
weigerung so  lange  stillgeschwiegen  hätte,  wie  zur  An- 
nahme seiner  Einwilligung  erforderlich  erscheint.  125) 


Kapitel  XXL 

Ueber  Verträge  während  des  Krieges,  insbesondere 

über  Waltenstillstände,  Zufuhren  und  über 

loskauf  der  Geftmgenen. 

I.  1.     Auch  während  des  Krieges  pflegt  zwischen  den 
Inhabern    der   Staatsgewalt    ein   gewisser   Verkehr  einzu- 
treten, um  mit  Virgil  und  Tacitus  zu  sprechen.     Homer 
nennt    es    awrifxoavyta    (Vereinigungen).      Dahin    gehören 
Waffenstillstände,    Verträge    über  Proviant    und    Loskauf 
der   Gefangenen.      Der   Waffenstillstand    ist    ein    Vertrag, 
wonach   während    des  Krieges   eine  Zeit  lang  die  kriege- 
rische  Thätigkeit    ruhen   soll.     Ich    sage:    „während   des 
Krieges";    denn   Cicero   sagt  in   seiner  8.   Philippischen 
Rede  richtig,    dass   es  zwischen  Krieg  und  Frieden  kein 
Mittleres  gebe,  und  der  Kriegszustand  ist  ein  Name,   der 
sein  kann,  auch  wenn  die  dazu  gehörende  Thätigkeit  nicht 
geschieht.    Aristoteles  sagt:  „Es  kann  Jemand  die  Tu- 
gend besitzen,  aber  warten  oder  schlafen  oder  durch  Ge- 
walt an   der  Ausübung   derselben   gehindert  sein."     Der- 
selbe sagt  an  einer  anderen  Stelle:  „Die  Entfernung   löst 
die  Freundschaft  nicht  auf,  sondern  hemmt  nur  ihre  Aeusse- 
rung."     Andronicus  von  Rhodus  sagt:    „Er  kann  einen 
Stand    annehmen,     wo    nichts    geschieht."      Eustratius 
sagt  zum  4.  Buche  der  Nicomachischen  Ethik:  „Ein  Zustand, 

125)  Auch  die  Bestellung  von  Pfändern  in  der  hier  von 
Gr.  vorgetragenen  Weise  ist  jetzt  ausser  Gebrauch.  Der 
Sieger  hält  jetzt  in  der  Regel  einzelne  Theile  des  feind- 
lichen Landes  so  lange  besetzt,  bis  die  Bedingungen  des 
Friedens  genügend  erfüllt  oder  sonst  erledigt  sind;  dieser 
Besitz  hat  aber  nicht  die  Natur  eines  Pfandbesitzes. 
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einfach  auf  die  Aeusserung  bezogen,  heisst  „Entelechie"; 
aber  in  Bezieliung  auf  die  Thätigkeit  und  das  Handeln 
„Kraft",  wie  die  Messkunst  in  dem  schlafenden  Feld- 
messer." 

„Und   wenn    auch    Ilermogenes    schweigt,    bleibt 

er  doch  der  beste  Sänger  und  Musiker,  und  der 
schlaue  Alphenes  bleibt  ein  Schuster,  auch  wenn  er 
sein  Handwerkszeug  bei  Seite  wirft  und  die  Werk- 
statt schliesst."  i'*^) 

2.  So  ist  also,  wie  Gellius  sagt,  „der  Waffenstill- 
stand kein  Frieden;  denn  der  Krieg  bleibt,  nur  die  Schlacht 
hört  auf."  In  der  Lobrede  auf  Latinus  Pacetus  hei^^st 
es:  „Der  Waifenstillstand  hemmte  den  Krieg."  Ich  sage 
dies,  um  zu  zeigen,  dass  die  für  den  Krieg  getroffenen 
Abkommen  auch  während  des  Waffenstillstandes  gültig 
bleiben,  wenn  es  nicht  offenbar  blos  auf  einzelne  Hand- 
lungen ankommt,  sondern  auf  den  ganzen  Kriegszustand. 
Umgekehrt  gelten  die  für  den  Frieden  getroffenen  Bestim- 
mungen nicht  auch  für  die  Waffenstillstandszeit,  obgleich 
Virgil  ihn  „einen  in  Verwahr  gegebenen  Frieden''  nennt, 
und  Servius:  „einen  zeitweiligen  Frieden";  der  Scho- 
last  des  Thucydides:  „einen  Frieden  auf  Zeit,  welcher 
den  Krieg  gebiert;"  Varro:  „den  Frieden  der  Läger,  von 
wenig  Tagen";  was  alles  keine  Definitionen,  sondern  bild- 
liche Umschreibungen  sind.  So  konnte  auch  Varro  den 
Waffenstillstand  statt  „die  Kriegsferien"  den  „Kriegs- 
schlaf" nennen.  So  nennt  auch  Papinius  die  Gerichts- 
ferien den  Frieden,  und  Aristoteles  den  Schlaf  die  Fessel 
der  Sinne;  danach  kann  der  Waffenstillstand  auch  die 
Fessel  des  Krieges  genannt  werden. 

3.  In  des  M.  Varro  Erklärung,  der  auch  Donatus 
folgt,  tadelt  Gellius  mit  Recht,  dass  er  die  „einige  Tage" 
zugesetzt  habe,  indem  er  zeigt,  dass  man  auch  auf  Stun- 

I2ß)  Verse  aus  Horaz,  1.  Satyr.  III.  v.  129  u.  f.  Diese 
kleinen  Abschweifungen  in  das  Gebiet  der  Philosophie 
liebt  Gr.  In  der  Regel  bildet  sich  Jeder  auf  seine  Lei- 
stungen in  den  Gebieten,  wozu  er  am  wenigsten  geeignet 
ist,  am  meisten  ein.  Gr.  hat  einen  vortrefflichen  natür- 
lichen Verstand  und  Scharfsinn ;  aber  in  Bezug  auf  höhere 
philosophische  Untersuchungen  geht  es  ihm  wie  Cicero; 
er  kommt  nicht  Über  den  Anfang   und   die  Phrase  hinaus. 
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den  Waffenstillstand  schliessen  könne,  und  auch,  wie  ich 
hinzufügen  will,  auf  Jahre,  auf  20,  30,  ja  auf  100  Jahre, 
wovon  Li V ins  Beispiele  giebt;  damit  wird  die  Definition 
des  Rechtsgelehrten  Paulus  widerlegt,  „dass  der  Waffen- 
stillstand ein  Abkommen  ist,  wo  auf  eine  kurze  gegen- 
wärtige Zeit  die  Feindseligkeiten  eingestellt  werden." 

4.  Wenn  jedoch  erhellt,  dass  bei  einem  Uebereinkom- 
men  die  alleinige  Absieht  und  die  Veranlassung  gewesen, 
die  Feindseligkeiten  völlig  einzustellen,  so  gilt  das  für 
den  Frieden  Gesagte  auch  für  einen  solchen  Waffenstill- 
stand; nicht  des  Wortes  wegen,  sondern  weil  die  Absicht 
darauf  gerichtet  gewesen  ist,  wie  früher  dargelegt  worden. 

II.  Der  lateinische  Name  des  Waffenstillstandes  indu- 
ciae  kommt  nicht,  wie  Gellius  meint,  von  den  Worten: 
inde  uti  jam  (dann  wie  schon),  auch  nicht  von  endoitu^ 
d.h.  von  Eintritt,  wie  Opilius  meint,  sondern  weil  inde 
(von  da  ab),  d.  h.  von  einem  bestimmten  Zeitpunkt  ab, 
oikim  (Ruhe)  ist;  deshalb  sagen  die  Griechen  tx^x^igiav 
(Zurückhaltung  der  Hand).  Aus  Gellius  und  Opilius 
erhellt,  dass  die  Alten  das  Wort  induciae  nicht  mit  dem 
c,  sondern  statt  dessen  mit  dem  t  geschrieben  haben,  was 
jetzt  nur  in  der  Mehrzahl  gebraucht  wird,  aber  früher 
sicher  auch  in  der  Einzahl.  Die  alte  Schreibart  war 
indoitia;  denn  otiimi  sprach  man  damals  oitiinn  von  dem 
Zeitwort  oiti,  statt  dessen  man  jetzt  uti  sagt,  wie  aus 
poina  die  punio  (jetzt  poena)^  und  aus  Poinus  der  Puni- 
eii.'i  (jetzt  Poemis)  geworden  ist.  So  wie  nun  aus  dem, 
was  Ostia  war,  der  Gebrauch  der  ostioruni  sich  gebildet, 
so  sind  auch  aus  Ostia  die  Ostiae  geworden;  ebenso  aus 
indoitia  die  der  indoitiornm;  aus  indoitia  auch  indoitiae 
und  zuletzt  indutiay  dessen  Mehrzahl  jetzt  allein  im  Ge- 
brauch ist.  Ehedem  wurde  es,  wie  Gellius  bemerkt, 
auch  in  der  Einzahl  gebraucht.  Donatus  ist  nicht  weit 
von  der  Wahrheit,  wenn  er  die  induciae  davon  ableitet, 
dass  sie  in  dies  otiimi  (auf  eine  gewisse  Zeit  Ruhe)  ge- 
währen. Der  Waffenstillstand  ist  also  eine  Pause  im 
Kriege,  kein  Frieden.  Deshalb  sagen  die  Geschichtschrei- 
ber richtig,  dass  der  Friede  abgeschlagen,  aber  die  Waffen- 
ruhe bewilligt  worden  sei. 

III.  Es  bedarf  deshalb  keiner  neuen  Kriegserklärung; 
denn  mit  Wegfall  des  Hindernisses  erhebt  sich  der  Kriegs- 
zustand von  selbst  wieder;  er  war  nicht  todt,  sondern  nur 


h 


440 


Buch  m.    Kap.  XXI. 


eingeschläfert,  wie  das  Eigenthum  und  die  väterliche  Ge- 
walt bei  Einem,  der  von  dem  Wahnsinn  befallen  gewesen 
ist.  Li  vi  US  erzählt  allerdings,  dass  nach  der  Meinung 
der  Fecialen  nach  Ablauf  des  Waffenstillstandes  der  Krieg 
angesagt  worden;  indess  haben  die  Römer  mit  solchen 
nicht  nöthigen  Vorsichtsmaassregeln  nur  zeigen  wollen, 
wie  sehr  sie  den  Frieden  lieben  und  nur  aus  gerechten 
Gründen  zu  dem  Krieg  gebracht  werden.  -Livius  selbst 
deutet  dies  an:  „Sie  hatten  kürzlich  mit  den  Vejentern 
bei  Nomentum  und  Fidenä  gekämpft;  dann  war  Waffen- 
stillstand, kein  Frieden,  geschlossen  worden.  Nach  dessen 
Ablauf,  ja  schon  vorher,  hatten  die  Feindseligkeiten  wieder 
begonnen.  Doch  sandte  man  Fecialen  ab;  als  diese,  nacli 
der  Väter  Weise  vereidet,  das  genommene  Gut  zurück- 
forderten, hat  man  sie  nicht  einmal  angehört."  ^27) 

IV.  1.  Die  Frist  des  Waffenstillstandes  wird  entweder 
nach  Tagen  berechnet,  etwa  auf  100  Tage,  oder  es  wird 
ein  Endtermin  bestimmt,  wie:  bis  zu  dem  1.  März.  Im 
ersten  Falle  muss  man  von  Stunde  zu  Stunde  rechnen, 
denn  dies  ist  natürlich;  die  sogenannte  bürgerliche  Zeit- 
rechnung beruht  auf  besonderen  Gesetzen  oder  Sitten  der 
einzelnen  Völker.  12«)  Im  anderen  Falle  kann  man  zwei- 
feln, ob  das  bis  zu  diesem  Tage  oder  Monat  oder  Jahr 
so  zu  verstehen  sei,  dass  der  Waffenstillstand  auch  noch 
während  dieses  Tages,  Monats  oder  Jahres  besteht. 

2.  Bei  natürlichen  Dingen  giebt  es  allerdings  zwei 
Arten  von  Grenzen;  die  eine,  die  zur  Sache  gehört,  wie 
die  Haut  zum  Körper,  und  eine  ausserhalb,  wie  der  Fluss 
die  Grenze  des  Landes  bildet.  Auch  bei  Willenserklärun- 
gen kann  jede  dieser  Grenzarten  benutzt  werden.  Indess 
scheint  es  natürlicher,  die  Grenze  als  zur  Sache  gehörend 

^27)  ßei   längeren  Waffenstillständen   pflegt   auch  jetzt 
die    Wiedereröffnung    der    Feindseligkeiten    angezeigt    zu 
werden.    Puffendorf,  Jus  naturae  VIII.  7,  G.    Heffter 
Völkerrecht,  5.  Ausg.  S.  257.  ' 

128)  Das  Umgekehrte  dürfte  dss  Natürliche  sein;  we- 
nigstens rechnen  alle  Völker,  und  alle  Sprachen  folgen 
hierin  so,  dass  man  bei  Fristen  von  mehr  als  einen  Tag 
nicht  von  der  Stunde  des  Abschlusses  bis  zur  gleichen 
Stunde  des  letzten  Tages  rechnet,  sondern  den  ganzen 
letzten  Tag  hineinzieht. 


1 


lieber  Verträge  während  des  Krieges.  44^ 

zu  nehmen.  Aristoteles  sagt:  „Die  Grenze  ist  das 
Aeusserste  emer  Sache."  Auch  widersteht  dem  nicht  der 
Sprachgebrauch.  In  den  Pandekten  heisst  es:  „Wenn  Je- 
mand verordnet,  dass  etwas  bis  zu  seinem  Todestage  ire- 
schehen  solle,  so  wird  auch  der  Todestag  selbst  noch 
mitgerechnet."  Spurina  hatte  dem  Cäsar  die  Gefahr  vor- 
ausgesagt, die  bis  zu  den  Idus  des  März  ihm  drohe.  An 
den  Idus  des  März  wurde  ihm  dies  vorgehalten;  er  ant- 
worte^te:  die  Idus  seien  gekommen,  aber  noch  nicht  vor- 
über Deshalb  ist  diese  Auslegung  da  vorzuziehen,  wo 
die  Verlängerung  der  Frist  zu  begünstigen  ist,  wie  bei 
dem  Waffenstilstand,  welcher  das  Blutvergiessen  mässigt 

«.iwi*  f-m  ^?f,^^S^g«^  von  dem  ab  die  Frist  gerechnet 
wiKt  täUt  nicht  innerhalb  derselben;  denn  hier  ist  die 
Absicht  nur  zu  trennen,  aber  nicht  zu  verbinden. 

V.     Der   Waffenstillstand   und   ähnliche    Verträge   ver- 
ptlicliten    die   Vertragschliessenden    sofort    mit    dem   Zeit- 
punkt    wo    der   Vertrag  zu  Stande   gekommen   ist.     Die 
Unterthanen   werden   dadurch   aber  erst  von   der  Zeit  ab 
verpflichtet    wo  der  Waffenstillstand  die  gesetzliche  Form 
bekommen  hat,  wozu  eine  äussere  Bekanntmachung  gehört 
Mit  dieser  beginnt  sofort  seine  verbindliche  Kraft  für  die 
Unterthanen;  ist  jedoch  die  Bekanntmachung  nur  an  einem 
Orte  geschehen,   so  beginnt  die  Gültigkeit  für  das  ganze 
Keich   nicht   mit   demselben  Zeitpunkt,    sondern  nacli  Ab- 
laut  der  I  rist     die   die  üeberbringung  der   Nachricht  an 
die  einzelnen  Orte  erfordert.    Ist  daher  inmittelst  von  den 
Unterthanen  etwas  gegen  den  Waffenstillstand  geschehen, 
so  smd   diese  zwar  nicht  straffällig,   aber  die  Kontrahen- 
ten selbst  müssen  danach  den  Schaden  vei guten. 

VI.  1.  Was  bei  einem  Waffenstillstand  erlaubt  ist 
und  nicht  erlaubt  ist,  muss  aus  seinem  Begriff  entnommen 
werden.  Unerlaubt  sind  alle  Feindseligkeiten  gesren  Per- 
sonen und  Sachen,  d.  h.  alle  Gewalt  gegen  den  Feind- 
denn  das  Alles  geschieht  während  des  Waffenstillstandes 
gegen  das  Völkerrecht  wie  L.  Aemilius  bei  Livius  in 
seiner  Rede  an  die  Soldaten  sagt.  129) 


\-9)  Die  Frage,  wie  weit  ein  Waffenstillstand  die  vor- 
bereitenden Handlungen  und  Schutzmaassregeln  zum  Kriege 
hindert,  ist  sehr  schwierig  und  streitig.  Man  hat  deshalb 
schon   vielfach   nach   einer  scharfen  Formel  zur  Bezeich- 
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2.  Selbst  wenn  feindliche  Sachen  während  des  Waffen- 
stillstandes zufällig  zu  uns  gelangen,  müssen  sie  zurück- 
gegeben werden,  auch  wenn  sie  unser  Eigenthum  sind; 
denn  nach  dem  äusseren  Recht,  was  hier  entscheidet,  sind 
sie  jenem  zugefallen.  Deshalb  sagt  der  Kechtsgelehrte 
Paulus,  dass  während  des  Waffenstillstandes  das  Rück- 
kehrsrecht nicht  gelte,  weil  dazu  gehöre,  dass  das  Kriegs- 
beuterecht vorher  gegolten  habe,  was  während  des  Waffen- 
stillstandes nicht  der  Fall  sei. 

3.  Während  des  Waffenstillstandes  kann  hin  und  her 
marschirt  werden,  aber  in  solcher  Ausrüstung,  dass  keine 
Gefahr  darin  liegt.  Servius  bemerkt  dies  zu  den  Wor- 
ten Virgil's:  „Und  die  Latiner  mengten  sich  ungestraft 
unter  sie,"  und  erzählt:  „Während  der  Belagerung  Rora's 
durch  Tarquinius  sei  zwischen  Porsenna  und  den  Römern 
Waffenstillstand  geschlossen  worden,  und  die  feindlichen 
Führer  seien  zur  Feier  der  Circensischen  Spiele  in  die 
Stadt  gekommen,  hätten  sich  bei  den  Kampfspielen  be- 
theiligt und  Kränze  als  Sieger  davongetragen." 

VII.  Ein  Zurückziehen  mit  dem  Heere  nach  Innen, 
wie  Philipp  nach  Livius  that,  widerspricht  dem  Waffen- 
stillstand nicht;  auch  nicht  das  Wiederherstellen  der 
Mauern  und  die  Einberufung  der  Mannschaft;  es  müsste 
denn  das  Gegentheil  ausgemacht  sein. 

VIII.  1.  Dagegen  ist  es  offenbar  gegen  den  Waffen- 
stillstand, wenn  feindliche  Besatzungen  bestochen  und  deren 
Plätze   eingenommen   werden.     Denn   dergleichen   ist   nur 

nung  des  Wesentlichen  in  diesem  Vertrage  gesucht.  Pin- 
heiro-Ferreira  schlägt  die  Formel  vor:  „de  ne  men 
faire  de  ce  qne  Vemieml  aurait  ete  intresse  d'empecher, 
et  que  sans  la  treve,  il  aurait  probablement  empeche.^ 
Heffter  sagt  (Völkerrecht  S.  257):  „In  der  Natur  des 
Waffenstillstandes  liegt  die  Erhaltung  des  Status  quo  in 
Bezug  auf  die  gegenseitige  Stellung,  ohne  weitere  Aus- 
dehnung derselben  zum  Schaden  des  Gegners.  Zur  Be- 
festigung und  Sicherung  des  Bisherigen  kann  jeder  Theil 
thun,  was  ihm  gut  dünkt."  Besonders  streitig  ist,  ob  der 
Belagerte  während  des  Waffenstillstandes  die  Mauern 
wiederherstellen  und  neue  Vertheidigungsbarrieren  auf- 
führen darf.  Gr.  gestattet  es,  auch  Pufendorf;  Cocceji 
leugnet  es;  Heffter  gestattet  es. 
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im  Kriege  erlaubt.  Dasselbe  gilt  für  die  Desertion  von 
Unterthanen  zu  dem  Feind.  Ein  Beispiel  hierzu  hat  Li- 
vius im  42.  Buche:  „Die  Coroneer  und  Haliartier  hatten 
aus  Zuneigung  für  den  König  Gesandte  nach  Macedonien 
gesandt  und  um  Besatzungen  gebeten,  damit  sie  sich  gegen 
den  machtlosen  üebermuth  der  Thebaner  schützen  könn- 
ten. Der  König  antwortete  den  Gesandten,  dass  er  wegen 
des  mit  den  Römern  geschlossenen  Waffenstillstandes  ihnen 
keine  Besatzungen  schicken  könne."  Im  4.  Buche  von 
Thucydides  besetzt  Brasidas  während  des  Waffenstill- 
standes die  Stadt  Menda  wieder,  welche  von  den  Athe- 
nern zu  den  Lacedämoniern  abfiel,  aber  er  entschuldigte 
sich  damit,  dass  die  Athener  bereits  auch  ihrerseits  glei- 
ches Unrecht  begangen  hätten. 

2.    Verlassene  Orte  können  allerdings  besetzt  werden, 
wenn  sie  es  wirklich  sind,  d.  h.  dass  der  Eigenthümer  sie 
nicht  mehr  behalten  will;    dies  gilt  also  nicht  bei  Orten, 
die  blos  nicht  besetzt  sind,  oder  die  vor  dem  Waffenstill- 
stand besetzt  waren,   oder  wo  es  nur  wegen  des  Waffen- 
stillstandes  unterblieben  ist.     Denn   so   lange   das  Eigen- 
thum   bleibt,    ist   die   Besatzung   durch   den   Anderen   un- 
recht.    Damit  widerlegt  sich  der  Spott  des  Belisar  gegen 
die  Gallier,   welcher  unter  diesem   Vor  wand  die  unbesetz- 
ten Orte  während  des  Waffenstillstandes  überfallen  hatte. 
IX.  1.     Es  fragt  sich,  ob,   wenn  Jemand  durch  Natur- 
ereignisse   an   dem  Rückzug   gehindert   und    deslialb  nach 
Ablauf   des   Waffenstillstandes    innerhalb    des    feindlichen 
Gebietes  betroffen  wird,  er  das  Recht  auf  Rückkehr  habe? 
Nach    dem    äusseren   Völkerrecht    steht    er    offenbar   dem 
gleich,  der  während  des  Friedens  gekommen  ist  und,  bei 
dem  plötzlichen  Ausbruch   des  Krieges  vom  Schicksal  be- 
troffen,   bis  zum    Frieden   in   der   Gefangenschaft   bleiben 
muss;    auch   die   innere  Gerechtigkeit  fehlt  nicht,    da  das 
Vermögen  und  die  Arbeitskraft  der  Feinde  für  die  Schul- 
den ihres  Staates  verhaftet  sind  und  an  Zahlungsstatt  an- 
genommen  werden   können;    Jener  kann   sich,   nicht   mehr 
wie   so   viele    andere    Unschuldige   beklagen,    welche   von 
den  Uebeln  des  Krieges  betroffen  werden. 

2.  Auch  kann  nicht  geltend  gemacht  werden,  dass 
Waaren  bei  Ueberschreitung  gewisser  Anordnungen  der 
Konfiskation  verfallen;  auch  nicht  der  Fall,  den  Cicero 
im  2.  Buche  über  die  Erfindung  erwähnt,  wo  ein  Schnabel- 
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schiff  durch  den  Sturm  in  den  Hafen  getrieben  worden 
war,  und  der  Beamte  dem  Gesetz  gemäss  es  in  Beschlag 
nehmen  und  verkauten  wollte.  Denn  in  diesem  Fall  befreit 
die  Naturgewalt  von  der  Strafe;  hier  dagegen  handelt  es 
sich  nicht  eigentlich  um  eine  Strafe,  sondern  um  ein 
Recht,  was  nur  eine  Zeitlang  geruht  hat.  Indess  ist  es 
unzweifelhaft,  dass  dergleichen  zu  erlassen  der  Milde,  ja 
dem  Edelmuth  entspricht. 

X.  Manches  ist  auch  bei  dem  Waffenstillstand  nach 
der  Natur  des  besonderen  Abkommens  unerlaubt.  Wenn 
der  Waffenstillstand  nur  zur  Begrabung  der  Gefallenen 
bewilligt  ist,  so  darf  sonst  nichts  verändert  werden;  wenn 
den  Belagerten  nur  ein  Stillstand  in  der  Belagerung  be- 
willigt worden,  so  dürfen  sie  keine  Hülfstiuppen  und  keine 
Lebensmittel  beziehen;  denn  da  diese  Waffenstillstände 
nur  dem  einen  Theil  nützen,  so  dürfen  sie  die  Lage  des 
Anderen,  der  sie  bewilligt,  nicht  verschlimmern.  Mitunter 
wird  auch  ausbedungen,  dass  die  Verproviantirung  ver- 
boten sein  soll.  Mitunter  werden  nur  die  Personen  ge- 
schützt, nicht  die  Sachen;  wenn  in  solchem  Falle  Menschen 
bei  Vertheidigung  der  Sachen  verletzt  werden,  so  ist  dies 
kein  Bruch  des  Waffenstillstandes;  denn  da  die  Verthei- 
digung der  Sachen  erlaubt  ist,  so  ist  die  Sicherheit  der 
Personen  nur  auf  diese  an  sich  zu  beziehen,  aber  nicht 
auf  Fälle,  wo  sie  in  Folge  anderer  Verhältnisse  in  Frage 
kommt. 

XL  Wenn  der  Waffenstillstand  von  der  einen  Seite 
gebrochen  wird,  so  kann  unzweifelhaft  der  Verletzte  ohne 
vorgängige  Ankündigung  zu  den  Waffen  greifen.  Denn 
der  wesentliche  Inhalt  eines  Vertrages  gilt  bei  demselben 
als  Bedingung,  wie  früher  gezeigt  worden.  Man  findet 
zwar  in  der  Geschichte  Beispiele,  dass  der  Waffenstill- 
stand in  solchem  Falle  bis  zu  Ende  ausgehalten  worden 
ist.  Aber  man  liest  auch,  dass  die  Etrusker  und  Andere 
wegen  Verletzung  des  Waffenstillstandes  bekriegt  worden 
sind.  Diese  Verschiedenheit  beweist,  dass  das  Recht  so 
ist,  wie  ich  gesagt  habe,  wobei  es  aber  dem  Verletzten 
überlassen  bleibt,  ob  er  von  diesem  Rechte  Gebrauch 
machen  will  oder  nicht. 

XIL  Das  steht  fest,  dass,  wenn  die  ausgemachte 
Strafe  verlangt  und  von  dem  Verletzer  gezalilt  worden  ist, 
der  Krieg  dann  nicht  wieder  begonnen  werden  darf;  denn 
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frlf '"^  T'^^  '^^'^'^^^  ^^^^^'^^^    ^a°^it  es  bei  dem  Ver 
trage    verbleibe.      Wird    umgekelirt    zu    dem   Krierüber 

fuSg";::: '''  '^"'^  '^  '''^'^  ^"^^^^^^  --"^^^  ä 

XIII     Handlungen   Einzelner   brechen   den  Waffenstill 
stand  n,cl,t    wenn  nicl.t  öffentliche  Handlungen  hSom 

z;  :s  s  dirnn'*^*"""^"  ^"^^  ^^""^"-s'  -''"-'^" 

iiii »  u  .  1  ,  ""  angenommen ,  wenn  die  Ucbertreter 
nicht  bostraft  oder  ausgeliefert  w;rden ;  oder  wenn  die 
Sachen  nicht  zurückgegeben  werden. 

i„.K   1      £"1^**'''*  '^''^  sicheren  Geleites  «30)  ausser- 
ha  b  des  Waffenstillstandes  ist  eine  Art  Privilegium    de,, 
halb  smd  bei  seiner  Auslegung  die   hierfür  geltenden  Re 
geln   zu   befolgen.     Indess   ist  dieses  Vorrecht   wede"  £ 
cnen  ür.tten  schädlich,    noch  für  den,    der  es   bewillig 
ehr    w,cht,g.     Deshalb    k.-.nn    der   WÖrtsinn   eher  we  te^ 
•IS  enger  genommen  werden,  und  zwar  um  so  mehr    wenn 
cl.eses  Recht  nicht  auf  Verlangen,    sondern  L"wllig  an 
geboten  worden  ist;  noch  mehr,  ^enn  neben  dem  PHvat- 
nteresse   e,n   öffentliches   bei   dm-  Angelegenheit   vor  S 
De    strenge  Auslegung   findet    deshalb  IWer   nicht      att 

etwas    nn'"   '"■  '?''^'"?   «'^   S*-^*«««''    ««   ™«"    e  denn' 
etwas    Unsinniges    herauskommen,    oder    was    ge-en    die 

wahrschein  iche  Absicht  geht.    Umgekehrt  isfeine^weite  e 
Auslegung  „her  den  Wortsinn  hinaus   zulässig,    um   eine^ 

;t'"d;äre..Äer^„" ''""''''"'  "^-  -""  ^-  ^^^ 

„  •,?y-  P;'s''|»lb  können  die  den  Soldaten  bewilligten  Lebens- 

iTöe  In 'offi''-"'  'u''"  '"'"'^■•^"'  «"""«■•''  a-ich  auf  dfe 
höchsten  Offiziere  bezogen  werden;  denn  die  Worte  ge- 
habe," t't-^f'"'!""^',  «^gleich '  sie  auch  eine  engfre 
er  Bischof  Zh  ""'7  1""  ^'^ ''"  '^''  Geistlichen  auch 
mU  .utf^  *  verstanden.  Auch  das  Schiffsvolk  gilt 
mit  als  Soldaten,  so  wie  Alle,  welche  den  Eid  geschworen 


brief!"'    ^v'    "«"<=>;?  „Sprachgebrauch    nennt    es    „Schutz- 
briefe  ,  „^am^ffarde",  „sah-a  ffuardia".    Die  mildere  Art 

HZltTT  '^"'■^«{•"•»"S  '>«t  diese  Mittel  ziemlich  ausser 
Gebrauch    kommen    lassen;    nur    bei    einzelnen   Offizieren 
nmittelbar  zur  Einleitung  von  Unterhandlungen  pflegt  noch 
dergleichen,  aber  ohne  Förmlichkeiten  vorzukommen 
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XVI.  1.  Die  für  die  Heise  bewilligte  Siclierbeit  gilt  aucli 
für  die  RUckreise;  nicht  nach  dem  Wortsinn,  sondern 
weil  es  unsinnig  wäre,  da  sonst  das  Recht  werthlos  wäre. 
Unter  sicherem  Abzug  ist  ein  solcher  bis  zu  der  Entfer- 
nung zu  verstehen,  wo  der  Abziehende  sicher  ist.  Des- 
halb wurde  Alexander  des  Treubruchs  beschuldigt,  als 
er  die,  welchen  er  den  Abzug  bewilligt  hatte,  auf  dem 
Marsch  tödten  liess. 

2.  Aber  der,  welchem  der  Abzug  bewilligt  ist,  dart 
nicht  wiederkehren;  auch  kann  der,  dem  zu  kommen  ge- 
stattet ist,  nicht  einen  Anderen  statt  seiner  schicken,  und 
umgekehrt.  Denn  dies  sind  verschiedene  Dinge,  und  die 
Umstände  verlangen  keine  Ausdehnung  über  den  Wort- 
sinn: doch  befreit  der  Irrthum  von  der  etwa  gesetzten 
Strafe,  wenngleich  er  kein  Recht  giebt.  Auch  darf  der, 
welchem  der  Zutritt  gestattet  worden,  nur  einmal  kommen 
und  nicht  wiederholt;  es  müsste  denn  die  Beifügung  einer 
Frist  eine  andere  Annahme  rechtfertigen. 

XVII.  Der  Sohn  folgt  nicht  dem  Vater,  und  die  Frau 
nicht  dem  Manne  anders  als  bei  dem  Rechte  des  Auf- 
enthaltes. Denn  zu  wohnen  pflegt  man  mit  der  Familie 
und  zu  reisen  ohne  sie.  Ein  oder  zwei  Diener  werden 
jedoch  zugelassen,  auch  wenn  es  nicht  ausdrucklich  aus- 
gemacht ist,  da  es  gegen  die  Standessitte  wäre,  ohne 
solche  Begleitung  zu  reisen,  und  da,  wer  etwas  bewilligt, 
auch  die  noth wendigen  Folgen  bewilligt,  wobei  das  Noth- 
wendige  hier  als  moralisch  nothwendig  zu  nehmen  ist. 

XVIII.  Ebensowenig  sind  dann  Sachen  aller  Art  ein- 
begriffen, sondern  nur  die  gewöhnlichen  Reisebedürfnisse. 

XIX.  Unter  dem  Namen  von  Begleitern  sind  die  nicht 
zu  verstehen,  deren  Person  verhasster  ist  als  die,  für 
welche  gesorgt  wird.  Dahin  gehören  See-  und  Strassen- 
räuber,  Ueberläufer,  Deserteure.  Wenn  die  Begleiter  nach 
dem  Namen  des  Volkes  bezeichnet  werden,  so  erhellt  da- 
mit, dass  Andere  nicht  zugelai^sen  zu  werden  brauchen. 

XX.  Das  freie  Geleite  beruht  auf  der  Staatshoheit  und 
erlischt  deshalb  im  Zweifel  nicht  durch  den  Tod  dessen, 
der  es  bewilligt  hat,  den  früher  aufgestellten  Regeln  über 
die   wohlthätigen   Handlungen   der   Könige  und   Herrscher 

gemäss. 

XXI.  Man  pflegt  über  den  Sinn  der  Worte:  „so  lange 
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ich    es  bewilligen   werde",  I3i)  zu  streiten.     Die  Meinung 
ist    die    richtigere,    wonach    die    Zuwendung    fortdauert 
wenn  auch  kein  neuer  Willensakt  hinzukommt,  weil  keine 
Veränderung    bei  Reclitswirkungen   vermuthet   wird.     Da 
gegen    gilt    dies    nicht,    wo    die    bewilligende   Person    zu 
wollen  aufgehört  hat;  also  wenn  er  stirbt.    Mit  d  m  Au^ 
hören  der  Person  fällt  auch  jene  Annalime  der  Fortdauer 
wie  das  Accidenz  mit  der  Substanz  untergeht  ' 

XXn.     Die   Sicherlieit    des    freien   Geleites  kann  "der 
dem  es  ertheilt  worden,  auch  ausserlialb  des  Gebietes  des 
Ertheilenden  verlangen;    denn   es  wird  zum  Schutz  ^e^cn 
das   Knegsrecht    gewährt    und    bleibt    deshalb    nicht   auf 
jenes  Gebiet  beschränkt,  wie  früher  ausgeführt  worden  ist. 
ÄÄHl.     Der    Loskauf   der    Gefangenen  iss)    wird 
begünstigt,  namentlich  bei  den  Christen,   denen  das  gött- 
liche Gesetz  diese  Art  des  Erbarmens  besonders  empfiehlt 
Lactantius  sagt:  „Der  Loskauf  der  Gefangenen  ist  eine 
grosse  und  ruhmwürdige  Pflicht  der  Gerechtigkeit."    Am- 
brosius   nennt  das  Loskaufen   der  Gefongenen,    nament- 
lich von  einem  barbarischen  Feinde,   eine  ausgezeichnete 
und  bedeutende  Wohlthat.    Derselbe'  vertheidigt  seine  und 
der  Kirche  That     wonach   sie  die  Kirchengefässe,    selbst 
die  schon  geweihten  zusammengesclilagen  habe,  um  damit 
Gefangene  loszukaufen      Er  sagt:  „Es  ist  eine  Zierde  der 
heiligen  Gefasse,  die  Gefangenen  einzulösen,"  und  Anderes 
dergleichen. 

.  ^^^^;  .!;.    ^^^^    ^''^^^   deshalb  nicht  unbedingt  die  Ge- 
setze  zu  billigen,    welche,    wie   bei   den  Römern,    diesen 

^3>)  Diese  Worte  Ojuam  diu  roluero)  kamen  sonst  bei 
solchen  Geleitsbriefen  vor  und  bezeichneten  eine  Art  vre- 
carinm  wie  es  im  Privatrecht  bei  der  Leihe  vorkommt. 
Es  sollte  damit  kein  festes  Recht  bewilligt  sein;  die  Aus- 
legung des  Gr.  ist  deslialb  bedenklich. 

132)  Jetzt  sind  an  Stelle  dieser  Einzelverträge  die  Los- 
lassungs-  oder  sogenannten  Ranzionirungsverträge  bei  der 
beekaperei  und  die  Auswechslungsverträge  über  Gefangene 
im  Landkriege  getreten,  welche  letztere  erst  nach  Gr.'s 
Zeit  seit  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  in  Gebrauch  ge- 
kommen sind  In  Folge  dessen  haben  die  Kontroversen 
welche  Gr.  hier  mit  grosser  Ausführlichkeit  behandelt 
keinen  praktischen  Werth  mehr. 
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Loskauf  verbieten.  Im  Senate  sagte  einmal  Jemand:  „Kein 
Staat  sorgt  so  wenig  für  die  Gefangenen  wie  wir."  Livius 
bemerkt,  dass  dieser  Staat  sclion  von  Alters  her  keine 
Nachsicht  für  die  Gefangenen  geübt  habe.  Bekannt  ist 
die  hierher  gehörende  Ode  des  Iloraz,  wo  er  das  Los- 
kaufen der  Gefangenen  ein  schlechtes  Verfahren  und  ein 
verderbliclies  Beispiel  nennt;  es  füge  zu  dem  Verbrechen 
noch  Schaden.  133)  Was  indess  Aristoteles  an  den  Ein- 
richtungen der  Spartaner  tadelt,  kann  auch  den  Römischen 
zur  Last  gelegt  werden,  nämlich  die  übertriebene  Rück- 
sicht auf  den  Krieg,  als  wenn  darin  allein  das  Heil  des 
Staates  bestände,  ^^-i)  Urtheilt  man  aber  nach  dem  Ge- 
setz der  Menschlichkeit,  so  wäre  es  oft  besser,  das  durch 
Krieg  verfolgte  Recht  aufzugeben,  als  so  viele  Menschen, 
und  zwar  Verwandte  und  Landsleute  in  liartem  Elend  zu 
lassen. 

2.  Ein  solches  Gesetz  kann  deshalb  nicht  als  gerecht 
gelten,  es  müsste  denn  eine  solche  Härte  nöthig  sein,  um 
grössere  und  moralisch  unvermeidliche  Uebel  zu  ver- 
hindern. Denn  in  einem  solchen  Nothfalle,  wo  die  Ge- 
fangenen selbst  ihr  Schicksal  nach  dem  Gesetz  der  Liebe 
mit  Geduld   ertragen   müssen,    kann    dies   ihnen   auferlegt 

133)  Die  Ode  ist  bei  Horaz  III.  Oden  5  enthalten. 

134)  Wrs  ein  Volk  sich  als  Ziel  seiner  Macht  und 
Thätigkeit  zu  setzen  habe,  kann  nie  durch  eine  sittliche 
Regel  oder  aus  der  Vernunft  a  priori  bestimmt  und  vor- 
geschrieben werden.  Die  Völker  gehören  zu  den  Autori- 
täten, welche  über  dem  Rechte  stehen.  Die  Moral  hat 
nicht  einmal  Regeln,  welche  auf  ihr  freies  Handeln  an- 
wendbar wären.  Deshalb  geht  auch  die  Geschichte  nicht 
nach  den  Regeln  der  Moral,  sondern  nach  Naturgesetzen, 
und  kein  grosser  Geschichtschreiber  unternimmt  es,  die 
grossen  geschichtlichen  Thaten  der  Völker  und  Fürsten 
nach  der  Moral  zu  beurtheilen.  Deshalb  kann  ein  Volk 
sich  ebensowohl  den  Krieg  wie  den  Frieden  zum  Ziel  sei- 
nes Handelns  setzen;  doch  ist  solcher  Ausdruck  ungenau, 
weil  die  Bestimmung  hierüber  mehr  ein  Vorgang  nach 
Naturgesetzen  ist  als  ein  Akt  der  sogenannten  Willkür 
und  tleberlegung.  Es  ist  deshalb  eine  Schwäche  des 
Aristoteles,  wenn  er  die  Spartaner  wegen  ihrer  Richtung 
auf  Krieg  tadelt  (B.  XI.  195). 
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werden,   und  selbst  Anderen  kann  sich  danach  zu  richten 
geboten  werden;  nach  den  Grundsätzen,  welche  über  Aus 
lieferung  von  Bürgern  im  Interesse  des  allgemeinen  Wohles 
dargelegt  worden  sind.  ^  vvomes 

XXV.  ^  Nach  unseren  Sitten  werden  die  Krie-s^refan- 
genen  keine  Sklaven;  doch  kann  unzweifelhaft  daVüecht 
auf  das  Loskaufsgeld  für  den  Gefangenen  von  dessen  Be- 
sitzer an  einen  Anderen  abgetreten  werden.  Denn  der 
Natur  nach  sind  aucli  unkörpe.Iiche  Sachen  vcräusserlich. 

ÄXVI.    Auch  kann  derselbe  Preis  Mehreren  geschuldet 

demLnen  losgelassen  wird,  und  ein  Anderer  ihn  ergreift: 
denn  dies  sind  dann  verschiedene  Verbindliclikeiten  aus 
verscliiedenen  Gründen. 

XXyil  Die  üebereinkunft  über  den  Preis  kann  des- 
halb nicht  widerrufen  werden,  weil  sich  findet,  dass  der 
Gefangene  reicher  ist,  als  der  Andere  glaubte;  denn  nach 
dem  äusseren  Volkerrecht,  wor.uf  es  hierbei  ankommt, 
ist  Niemand  schuldig,  etwas  nachzuzahlen,  wenn  der  An- 
dere etwas  lür  einen  billigeren  Preis  versprochen  hat,  so 
ange  kein  Betrug  vorkommt,  wie  aus  dem  früher  über 
Kontrakte  Gesagten  sich  ergiebt. 

^^J}^}'    P'^  ^'^    Gefeingenen   keine   Sklaven   werden, 
so  tritt  hier  jener  allgemeine  Erwerb   nicht  ein,    welcher 
früher    als  Zubehör    des   Eigenthums   an   einen  Menschen 
erwähnt  worden  ist.     Der  Ergreifer  erwirbt  also  nur  das, 
was   er  besonders   erfasst;    hat   der   Gefangene    etwas  in 
Geheini  bei  sich,   so  erwirbt  dies  Jener  nicht,   weil  er  es 
nicht    besitzt.     So    erklärte    der    Rechtsgelehrte    Paulus 
gegen  Brutus  und  Älanlius,  dass  der,  welcher  ein  Grund- 
stück 111  Besitz  genommen  habe,  den  Schatz  nicht  erlangt 
habe     dessen  Dasein   in   dem  Grundstück   ihm   unbekannt 
sei;  denn  wer  nichts  davon  wisse,  könne  ihn  nicht  besitzen. 
Deshalb   kann   ein   solcher  geheim  gehaltener  Gegenstand 
zum  Losegeld  benutzt  werden,   indem  das  Eigentlium  da- 
von bei  dem  Gefangenen  geblieben  ist. 

XXIX.  1.  Man  fragt  auch,  ob  das  verabredete  Löse- 
geld, wenn  der  Gefangene  vor  der  Zahlung  stirbt,  von 
dem  Erben  bezahlt  werden  müsse.  Die  Antwort  scheint 
mir  bei  einem  im  Gefängniss  Gestorbenen  unzweifelhaft; 
er  braucht  es  nicht  zu  zahlen.  Denn  dem  Versprechen 
Haltete   die  Bedingung  an:    wenn  er  freigelassen  werde; 

Grotius,  Hecht  d.  Kr.  u.  Fr.  II.  "        ^jq 
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ein  Todter  kann  dies  aber  niclit.  Ist  er  dagegen  erst 
nach  seiner  Freilassung  gestorben,  so  ist  das  Lösegeld 
zu  zalilen;  denn  er  hat  schon  das  erlialten,  wofür  es 
versproclien  worden  ist. 

2.  Allerdings  kann  auch  so  kontrahirt  werden,  dass 
das  Lösegeld  gleich  mit  dem  Abi^chluss  des  Vertrages 
zahlbar  ist,  und  der  Gefangene  nicht  in  Folge  des  Kriegs- 
rechtes, sondern  als  Pfand  einstweilen  zurückbleibt;  und 
umgekehrt  kann  der  Vertrag  so  geschlossen  werden,  dass 
das  Geld  erst  zahlbar  ist,  wenn  der  Gefangene  einen  be- 
stimmten Tag  in  Froiheit  erlebt.  Dergleichen  kann  jedoch 
nicht  vermuthet  werden,  sondern  verlangt  eine  ausdrück- 
liche Erklärung. 

XXX.  Man  stellt  auch  die  Frage,  ob  der  in  die  Ge- 
fangenschaft zurückkehren  müsse,  welcher  unter  der  Be- 
dingung freigegeben  worden  ist,  dass  er  die  Freigebung 
eines  Anderen  bewirke,  der  aber  vorher  gestorben  ist. 
Ich  habe  früher  gezeigt,  da^is  das  in  freigebiger  Absicht 
erfolgte  Versprechen  einer  fremden  Handlung  erfüllt  wird, 
wenn  von  Seiten  des  Versprechenden  nichts  verabsäumt 
wird;  ist  es  aber  in  einem  lästigen  Vertrage  geschehen, 
so  i^t  der  Versprechende  zu  einer  Leistung  gleichen  Wer- 
thes  verpfliciitet.  Deshalb  ist  in  dem  vorgelegten  Falle 
der  Versprechende  zwar  nicht  schuldig,  in  die  Gefangen- 
schaft zurückzukehren;  denn  dies  ist  weder  ausgemacht, 
noch  kann  es  in  Fürsorge  für  die  Freiheit  als  stillschwei- 
gend gcscliehen  angenommen  werden;  aber  er  darf  seine 
Freiheit  nicht  ohne  Entschädigung  geniessen  und  muss 
daher  den  Werth  dessen  gewähren,  was  ihm  zu  thun  nicht 
mehr  möglich  ist.  Dies  stimmt  mehr  mit  der  natürlichen 
Einfachheit,  als  was  die  Römischen  Kechtslehrer  in  den 
Klagen  mit  besonderen  Formeln  und  in  den  Klagen  auf 
Rückgabe  des  Gegebenen,  weil  die  Gegenleistung  nicht 
erfolgt  ist,  lehren. 


lieber  Verträge  niederer  Gewalten. 
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Kapitel  XXII. 

Ueber  die  Tertriige  der  uiedeni  Staatsgewalten 

im  Kriege. 

I.  Ulpian  rechnet  zu  den  Staatsverträgen  als  eine 
besondere  Art  die  Abkommen,  welche  die  Feldherren  wäh- 
rend des  Krieges  mit  einander  treffen.  Ich  habe  gesagt, 
dass  ich  nach  den  Verträgen  der  Staatsoberhäupter  auch 
über  die  handeln  will,  welche  niedere  Staatsgewalten  un- 
ter sich  oder  mit  Andern  abschliessen.  Diese  stehen  ent- 
weder dem  Staatsoberhaupt  am  nächsten,  wie  die  Feld- 
lierren  oder  Führer  im  eigentlichen  Sinne,  welche  Livius 
meint,  wenn  er  sagt:  „Ich  kenne  keinen  Führer,  wenn 
nicht  unter  seiner  Leitung  der  Krieg  geführt  wird;" 
oder  es  sind  niedere  Beamte,  welche  Cäsar  so  unter- 
scheidet: „Gewisse  Geschäfte  gehören  nur  den  Unterfeld- 
herren, andere  nur  den  Oberfeldherren.  Jener  muss  nach 
dem  Befehle  handeln,  dieser  kann  sich  frei  nach  Lage 
der  Dinge  ent^chliessen." 

II.  Bei  den  Verträgen  Jener  ist  Zweierlei  zu  beachten; 
es  fragt  sich  einmal,  ob  sie  die  höchste  Staatsgewalt  ver- 
pflichten, und  dann,  ob  sie  für  ihre  Person  haftbar  werden. 
Die  erste  Frage  bestimmt  sich  nach  dem,  was  über  die 
Verbindlichkeit  gesagt  worden,  die  entsteht,  wenn  ein 
Dritter  in  unserem  Auftrage  für  uns  handelt;  mag  die  Hand- 
lung besonders  genannt  sein  oder  aus  der  Natur  des  Auf- 
trages sich  ergeben.  Denn  wer  einen  Auftrag  giebt,  er- 
mächtigt auch  zu  den  dafür  nöthigen  Handlungen,  was 
in  moralischen  Dingen  nur  in  moralischer  Weise  zu  ver- 
stehen ist.  Untergeordnete  Beamte  verpflichten  mithin 
das  Staatsoberhaupt  durch  ihre  Handlung  auf  zweierlei 
Art;  einmal,  indem  sie  das  thun,  was  innerhalb  ihres 
Amtes  liegt,  oder  wenn  sie  zwar  darüber  hinaus,  aber  in 
besonderem  Auftrage  handeln,  welcher  öffentlich  bekannt 
gemacht  oder  wenigstens  denen  bekannt  ist,  die  es  an- 
geht. 135) 

135)  Gr.  lässt  nun  eine  ausführliche  Erörterung  des 
Mandatsvertrages  folgen,  welche  in  das  Privatrecht  gehört. 

29* 
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III.     Es  giebt  auch  nocli  andere  Arten,  wie  das  Staats- 
oberhaupt  durch  vorgängige  Handlungen   seiner  Beamten 
verpfliclitct  wird;   aber   dann  ist  die  Handlung  nicht   der 
eigentliche  Grund  der  Verpfliclitung,  sondern  nur  der  An- 
lass  dazu;  und  zwar  in  zweierlei  Weise,   entweder  durch 
Einwilligung  oder   durch   die  Sache   selbst.     Dio  Einwilli- 
gung liegt  in   der   Genehmigung,    die    ausdrücklich    oder 
schweigend  erfolgen  kann;  letzteres,  wenn  das  Staatsober- 
haupt die  Handlung  kannte  und  sie  zuliess,  und  dies  nicht 
wohl   auf   ein   anderes   Geschäft   bezogen   werden   konnte. 
Wie   weit   solche  Annahme  zulässig   ist,    habe   ich    frliher 
auseinandergesetzt.     Durch  die  Saclie   selbst  wird   er  so- 
weit  verpflichtet,    als   er   dadurch   mit    fremdem    Schaden 
reicher  geworden   ist;    er  muss  dann   entweder  den  Ver- 
trag erfüllen,  dessen  Vortheile  er  sieh  aneignen  will,  oder 
diese    Vortheile    fahren    lassen.      Auch    dieser    Punkt    ist 
früher  schon  erörtert  worden.    Bis  hierher  und  nicht  wei- 
ter gilt   die  sogenannte   nützliche  Verwendung.     Dagegen 
handelt  er  unrecht,  wenn  er  den  Vertrag   missbilligt   und 
dennoch    behält,    was    ohne    den    Vertrag    nicht    behalten 
werden    darf,    wie    der  Römische   Senat  nach   Va  1er ins 
Maximus  that,  w^elcher  die  That  des  Cn.  Domitius  nicht 
billigen    und    auch    den    Vertrag    nicht    aufheben    wollte. 
Dergleichen  Fälle  kommen  in  der  Geschichte  viel  vor. 

IV.  1.  Auch  muss  ich  aus  dem  Früheren  wiederliolen, 
dass  der  Machtgeber  auch  verpflichtet  wird,  selbst  wenn 
der  Bevollmächtigte  gegen  die  geheime  Instruktion  gehan- 
delt hat,  sobald  er  nur  innerhalb  der  Grenzen  seines 
öffentlichen  Auftrages  geblieben  ist.  Diesen  Grundsatz 
der  Billigkeit  hat  der  Römische  Prätor  in  der  Klage  gegen 
den  Handelsherrn  befolgt;  denn  nicht  Alles,  was  mit  dem 
Geschäftsführer  verhandelt  wird,  verbindet  den  Herrn, 
sondern  nur,  was  sich  auf  die  Geschäfte  bezieht,  die  ihm 
aufgetragen  sind.  Sind  öffentlich  davon  Ausnalimen  ge- 
macht, so  wird  hier  der  Herr  nicht  verpflichtet;  ist  aber 
die  Ausnahme  nicht    bekannt,   so   haftet  der  Herr.     Auch 

Im  Ganzen  hält  er  sich  innerhalb  der  Bestimmungen  des 
Römischen  Rechts,  welche  hier  mit  dem  Naturrechte 
des  Gr.  zusammentreffen,  da  das  Mandat  bei  den  Römern 
sich  frei  von  bestimmten  Formen  und  Volkseigenthüm- 
lichkeiten  entwickelt  hat. 


Ueber  Verträge  niederer  Gewalten. 


453 


die  Bedingungen  der  Anstellung  müssen  beachtet  werden; 
hat  der  Herr  bestimmt,  dass  nur  unter  bestimmten  Formen 
oder  mit  Zuziehung  einer  andern  Person  der  Vertrag  ge- 
schlossen werden  solle,  so  muss  der  Geschäftsführer  dies 
genau  beachten. 

2.  Daher  können  manche  Könige  und  Völker  mehr, 
manche  weniger  aus  den  Verträgen  der  Heerführer  ver- 
pflichtet werden,  wenn  ihre  Gesetze  und  Einrichtungen 
genügend  bekannt  sind.  Ist  dieses  nicht  der  Fall,  so  muss 
man  nach  dem  Wahrscheinlichsten  sich  richten  und  den 
Auftrag  so  weitgehend  erachten,  als  es  zur  bequemen 
Ausführung  des  Geschäftes  erforderlich  ist. 

3.  Wenn  der  Beamte  die  Grenzen  seines  Auftrags 
überscliritten  hat,  ist  er  selbst,  wenn  er  das  Versprochene 
nicht  leisten  kann,  zum  Schadenersatz  verpflichtet;  es 
müsste  denn  ein  genügend  bekanntes  Gesetz  dies  verbie- 
ten. Hat  er  betrügerisch  gehandelt,  d.  h.  hat  er  sein 
Recht  für  grösser  ausgegeben,  als  es  wirklich  war,  so 
haftet  er  auch  für  den  Schaden  aus  Fahrlässigkeit  und 
aus  dem  Vergehen  für  die  entsprechende  Strafe,  Das 
erstere  Recht  kann  gegen  das  Vermögen  und,  in  dessen 
Ermangelung,  gegen  die  Person  und  Arbeitskraft  geltend 
gemacht  werden;  das  Letztere  trifft  nach  der  Natur  der 
Strafe  die  Person  oder  das  Vermögen.  Liegt  ein  Betrug 
vor,  so  tritt  dies  selbst  dann  ein,  wenn  er  ausdrücklich 
sich  gegen  seine  eigene  Verpflichtung  verwahrt  hat,  weil 
der  Schadenersatz  und  die  Bestrafung  mit  dem  Vergehen 
nicht  willkürlich,  sondern  nach  der  Natur  der  Sache  ver- 
bunden sind. 

V.  Da  sonach  immer  entweder  das  Staatsoberhaupt 
oder  seine  Beamten  verpflichtet  werden,  so  wird  auch  der 
andere  Theil  verpflichtet,  und  der  Kontrakt  kann  nicht  als 
ein  hinkender  bezeiclmet  werden.  Ueber  die  Fälle  ge- 
mischter Natur  ist  früher  das  Nöthige  beigebracht  worden. 

VI.  Es  fragt  sich  noch,  wie  weit  die  Gewalt  der 
Beamten  geht,  ünzweifelliaft  verpflichtet  ein  Heerführer 
die  Soldaten,  und  die  städtischen  Obrigkeiten  verpflichten 
die  Einwohner  innerhalb  der  gewöhnlich  von  ihnen  be- 
sorgten Geschäfte;  darüber  hinaus  ist  die  Einwilligung 
nötiiig.  Umgekehrt  nützt  der  Vertrag  des  Heerführers 
oder  der  Obrigkeit  dem  Niederen  unbedingt  in  nützlichen 
Dingen;   denn   dies   liegt  in   deren  Amte.     In  Fällen,  wo 
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eine  Gegenleistung  stattfinden  rauss,  gilt  dies  unbedingt 
da,  wo  das  Geschäft  innerhalb  der  Kompetenz  jener  Be- 
amten enthalten  ist;  im  anderen  Falle  nur,  wenn  es  ge- 
nehmigt worden.  Dies  stimmt  mit  dem,  was  früher  über 
den  Vertrag  für  einen  Dritten  aus  dem  Naturrecht  abge- 
leitet worden  ist.  Diese  aligemeinen  Sätze  werden  durch 
die  folgenden  Beispiele  deutlicher  werden. 

VII.     Der  Feldherr  kann  nicht  über  die  Ursachen  des 
Krieges  und  deren  Folgen  Verträge   schliessen;   denn   die 
Beendigung   des   Krieges   gehört   niclit  zur  Kriegführung: 
dies  gilt   selbst   für  die   Fälle,   wo   der  Feldherr  mit   den 
ausgedehntesten   Vollmachten   versehen   worden   ist.    Age- 
silaus  antwortete  den  Persern:   „Ueber  den  Frieden  könne 
nur  Athen  entscheiden."     Sallust  erzählt,  „dass  der  Rö- 
mische Senat  den  von  A.  Albinus  mit  dem  König  Jugurtha 
ohne    Auftrag    abgeschlossenen    Frieden    nicht    anerkannt 
habe."     Livius  sagt:   „Wie  kann  man  sich  auf  den  Frie- 
den verlassen,    wenn  er  weder  mit  der  Genehmigung  des 
Römischen   Senats,    noch    auf  Anordnung   des   Römischen 
Volkes  abgeschlossen  worden  ist."     So  verpflichtete  weder 
das  Caudinische  noch    das  Numantinische  Abkommen  das 
Römische  Volk,   wie  früher  gezeigt  worden.     Insoweit  ist 
der  Ausspruch  des  Posthumius  wahr:   „Könnte  das  Volk 
überhaupt  in  einem  Punkte  verpflichtet  werden,  so  könnte 
es  auch  in  allen  geschehen,"  d.  h.  in  dem,  was  nicht  zur 
Kriegführung  gehört.    Dies  erhellt  aus  den  früheren  Unter- 
suchungen über  die  Uebergabe,  über  das  Abkommen,  dass 
eme    Stadt    verlassen    oder   verbrannt   werden   solle,    und 
über  die  Aufgabe  der  Selbstständigkeit. 

VIII.  Die  Bewilligung  eines  Waff'enstillstandes  kommt 
dem  Führer  zu,  und  nicht  blos  dem  obersten,  sondern 
auch  den  niederen,  wenn  sie  eine  Belagerung  oder  Ein- 
schliessung  leiten,  für  sich  und  ihre  Truppen.  Dagegen 
verpflichten  sie  damit  andere  Heerführer  gleichen  Ranges 
nicht,  wie  die  Fälle  mit  Fabius  und  Marcellus  bei  Li- 
vius zeigen. 

^  IX.  1.  Auch  können  die  Heerführer  keinen  Menschen, 
kerne  Herrschaften,  Ländercien,  und  was  sonst  im  Kriege  ge- 
wonnen worden,  abtreten.  Deshalb  wurde  Syrien  dem  Tigra- 
nes  wieder  genommen,  obgleich  Lucullus  es  ihm  gegeben 
hatte.  So  sagt  Scipio,  die  Entscheidung  über  die  im 
Kriege  gefangene  Sophonisbe  komme  dem  Senat  und  Rö- 
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mischen  Volke  zu;  deshalb  konnte  ihr  Masinissa,  der  sie 
gefangen  genommen  hatte,  die  Freiheit  nicht  geben.  Ueber 
andere  erbeutete  Sachen  wird  den  Heerführern  ein  gewisses 
Recht  eingeräumt,  aber  weniger  vermöge  ihres  Amtes,  als 
nach  dem  Herkommen  jeden  Volkes.  Darüber  habe  ich 
früher  mich  genügend  ausgesprochen. 

2      Dagegen    können    die    Heerführer    Bewilligungen 
machen,    wo    es    sich    noch    nicht  um   erworbene   Rechte 
handelt;  denn  die  meisten  Städte   und  viele  Personen   er- 
geben sich  im  Kriege  unter  der  Bedingung,   dass  wv  Le- 
ben oder  ihre  Freiheit  oder  ihr  Vermögen  gesichert  werde, 
und   in   der  Regel   gestatten   die   Umstände   nicht,   vorher 
das   Staatsoberhaupt    darüber    zu   befragen.     Aus    diesem 
Grunde  steht  dieses  Recht   auch  den  niederen  Feldherren 
innerhalb  des  ihnen  aufgetragenen  Geschältes  zu.    Maliar- 
bal   hatte   einigen  Römern,    die    bei   dem  Trasiraenischen 
See  dem  Tode  entgangen  waren,  während  der  langen  Ab- 
wesenheit  des  Hannibal  versprochen,    dass   er  nicht   nur 
das  Leben  ihnen  lassen,  sondern  auch  sie  mit^ihren  Klei- 
dern abziehen  lassen  wolle,  wenn  sie  die  Waffen  zuruck- 
liessen.     Allein  Hannibal  hielt  sie  fest,  indem  er  vorgab, 
„dass  Maharbal  nicht  befugt  gewesen  sei,   ohne  seine  Ge- 
nehmigung den  sich  Ergebenden  zu  versprechen,  dass  sie 
mit  dem  Leben  und  ihren  Gütern   davonkommen   sollten  . 
Livius  urtheilt  darüber:  „In  punischer  Weise  und  Treue 
liat  Hannibal  Wort  gehalten."  . 

.3  Deshalb  miiss  man  im  Cicero  bei  seiner  Rede 
für  Rabirius  mehr  den  Redner  als  den  Richter  suchen. 
Er  behauptet,  Rabirius  habe  den  Saturnius  mit  Recht  ge- 
tödtet  obgleich  der  Konsul  Marius  ihm  freies  Geleite  aus 
dem  Capitol  zugesagt  hatte.  Er  sagt:  „Wie  )^onnte_^  er 
dies  ohne  den  Senat  bewilligen?"  und  er  nimmt  den  Fall 
so,  als  wenn  Marius  allein  dadurch  verpflichtet  worden 
sei  Allein  C.  Marius  hatte  von  dem  Senat  die  Vollmacht 
erhalten,  die  Herrschart  des  Römischen  Volkes  und  seine 
Majestät  zu  schützen.  Bei  einem  solchen  Auttrage  dem 
weitesten  nach  Römischem  Herkommen,  war  er  oflTenbar 
auch  berechtigt,  Straflo>igkcit  zu  bewilligen,  wenn  er  da- 
durch die  Gefahr  vom  Staate  abwenden  konnte 

X  Uebrigens  müssen  solche  Verträge  der  Heerfuhrei, 
die  sie  über  fremdes  Eigenthum  abschliessen  streng  aus- 
gelegt werden,   damit  das  Staatsoberhaupt  dadurch  nicht 
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ubei-   seine  Absiclit  verpflichtet  werde,    «nd  sie   selbst   in 
Befolg«,,;^  .Ines  Amtes  keinen  Schaden  leiden 

XI.    Nimmt  daher  der  FiiJirer  die  ErKebiin' •  eines  An 
dern  emiaeh   an,   so   steht   die   weitere  Bestimmu  l  d7m 
siegenden  Volke  oder  Könige  zu.     Beispiele    hidGcntiu" 
der  Konig  der  Illyrier,  und  Perseus,   der  König   deiMa' 

pSüre'rgXifrte'^"^'-  ^'^"  "•""^'"^-'  ^'-^  ^- 

är '"„Sit 'S'r^'  "ri  ^v^'  -""  -i'"- "en  ui' 

gun„   nicht   euolgt,   auch   der  Feldherr  zu  nichts  verbnn 
den    ausgenommen,  wenn  er  sich  bereichert  Imt 

sprochen  h  ^*'"«„   r"""*^   ''*f-  ^ebergabe   einer  Stadt  ver- 
spiociien  Ji.it,   so   k.inn   er  die  Uesatzung  vorljcr  frei    -h 
ziehen  lassen,  wie  die  Locrer  thaten.  ''" 


Kapitel  XXIII. 
Ueber  Piivatvertriigc  im  Kriogo. 

dem^We^Ä"^'',*^'';^^^'''-'  "^"o''  ''^'  «'"^elne  in 

rechte  besitzen     iil,n,.7        ■     "'«',1 '"'vatiiersonen   Privat- 
Feinde  an  sieh  .'er   t    •.-         '.'^  ^«''^"8"'   können,    und   die 

dies   nicht  annimmt    t..  ^''^"'^r""'  ''»«S-  ^e»"  man 
wird    denn  o  f  1        '  '   "^'   G'=f'"ige"schart   vermehrt 

noch'  .£   Ge    „g     scS  eTr'","  '"'  ^^''•^"  «'«''  «"""'» 
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IL 

wenn  sie 


Dergleiclien    Privatverträge    gelten    nicht    blos, 
le  mit  dem  Kriegs-Feinde  geschlossen  worden  sind, 


wie  überall,  aus  dem  Gegensatz  der  in  diesem  Verhältniss 
auf  einander  stossenden  Prinzipien.     Auf  der   einen  Seite 
spricht    für    die    Gültigkeit    dieser    V^erträge    der    grosse 
Nutzen,  den  sie  gewäliren  können,  die  Menschlichkeit,  und 
wenn  der  Eid  hinzukommt,   die   religiöse   Gesinnung:   auf 
der  andern  Seite   gilt   der  Feind  als  rechtlos,   gegen   den 
alle  Gewalt  und  List  gestattet  ist,  und  ausserdem  kann  aus 
dergleichen    Verträgen   dem   eignen   Staate  grosse   Gefahr 
entstejjen.     Es  würde  den  Juristen  nicht  möglich  sein,    in 
diesen   Widerstreit  von   Prinzipien,    deren    jedes    an   sich 
gleich   berechtigt   ist,   zu   einem   festen   Ergebniss  zu   ge- 
langen, wenn  niclit  die  Häufigkeit  dieser  Verträge  in   den 
meisten  Verhältnissen  es  möglich  gemacht  hätte,  dass  eine 
dem  Charakter  des  Volkes  entsprechende  Sitte  sich  hier  hat 
bilden  können,  welche  dem  Juristen  zeigt,  wie  diese  Prin- 
zipien  gegen  einander  zu  begrenzen,  und   wie   eine  feste 
Institution    in    dieser    Materie    sich    herausgebildet    hat. 
Auf  dieser  Sitte   und  üebung   fusst   daher   auch   die  Dar- 
stellung Gr.'s.     Es  erhellt  hieraus,    dass    von    einem    ewi- 
gen   unveränderlichen   Naturrecht  liier   so    wenig    wie   in 
in   einem   andern  Gebiete  die   Rede   sein  kann;    vielmehr 
hat  jede  Nation  und  jede  Zeit  hier  die  kollidirenden  Prin- 
zipien ihrem  Ciiarakter  gemäss   in  anderer  Weise   ausge- 
glichen, und  deshalb  stimmt  auch  insbesondere  die  moderne 
Stte  nicht  genau  mit  dem,  was  darüber  im  Alterthum  ge- 
golten   hat.     Namentlich    gehört    hierher    auch    der  Ver- 
kehr der  Neutralen  mit  den  bürgerlichen  Einwohnern  des 
feindlichen  Staates,  worüber  bereits  frülier  gehandelt  wor- 
den ist,  und  welcher  zeigt,  wie  biegsam  hier,  wie  in  jeder 
andern  Materie,  das  sogenannte  Naturrecht  ist,  und  wie  es 
insbesondere    als  Ausdruck    des  Willens    der  Nation,    als 
Autorität,  wcsentlicli  den  Veränderungen  sich  anschmiegt, 
welche  in  der  Bildung,  den  Kenntnissen  und  der  Empfäng- 
lichkeit   für   die   verschiedenen  Arten    der  Lust    innerhalb 
des  Laufes  der  Jahrhunderte   bei   jedem  Volke   sich   voll- 
ziehen.    Die   Besonderheiten,    welche   Gr.   behandelt,    na- 
mentlich  die  Auslegungsregeln,    sind    mit    Scharfsinn    be- 
liandelt,  ein  Vorzug,   der  bei  ihm  überall  in   den  Detail- 
fragen hervortritt. 
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sondern  auch,  wenn  es  mit  Strassen-  oder  Seeräubern  ge- 
schehen, ebenso  wie  es  bei  den  Staatsvertiägen  oben  dar- 
gelegt worden  ist.  Nur  der  Unterschied  bestellt  liier,  dass, 
wenn  durch  unberechtigte  Drohungen  das  Versprechen  er- 
presst  worden,  der  Versprechende  Wiedereinsetzung  in 
den  vorigen  Stand  nachsuchen  oder  auch  sich  selbst  ge- 
wahren kann,  was  aber  für  die  Furcht,  die  ein  öffent- 
licher Krieg  erweckt,  nach  dem  Völkerrecht  nicht  gilt. 
Ist  ein  Eid  hinzugekommen,  so  muss  allerdings  das  Be- 
schworene geleistet  werden,  wenn  man  keinen  Meineid  auf 
sich  laden  will.  Wird  ein  solcher  Meineid  gegen  den 
Kriegsft'ind  begangen,  so  wird  er  von  den  Menschen  be- 
straft, dagegen  wird  er  bei  Strassen-  und  Seeräubern  aus 
Hass  gegen  diese  nicht  verfolgt. 

III.  Selbst  für  Minderjährige  findet  bei  solchen  Privat- 
verträgen keine  Ausnahme  statt,  sobald  sie  nur  die  Bedeu- 
tung ihrer  Handlung  eingesehen  haben.  Denn  die  Kechts- 
W^ohlthatcn,  welche  den  Minderjährigen  zustellen,  beruhen 
auf  den  besonderen  Rechten  der  einzelnen  Staaten,  wäh- 
rend wir  hier  es  nur  mit  dem  Völkerrecht  zu  thun  haben. 

IV.  In  Bezug  auf  den  Irrthum  gilt  das  Frühere,  wo- 
nach man  dann  von  dem  Vertrage  zurücktreten  kann,  wenn 
das  uns  trotzdem  Bewilligte  in  der  Meinung  des  Erklä- 
renden die  Natur  einer  Bedingung  hat. 

V.  1.  Schwieriger  ist  die  Frage,  wie  weit  sich  das 
Recht  der  Vertragschliessung  bei  Privatpersonen  erstreckt. 
Dass  Staatseigenthum  von  dem  Privatmanne  nicht  ver- 
äussert werden  kann,  ist  sicher;  denn  wenn  die  Feld- 
herren nach  dem  Obigen  dies  nicht  können,  so  können  es 
Privatpersonen  noch  weniger.  Aber  auch  rücksichtlich 
ihrer  eignen  Sachen  und  Handlungen  scheint  es  zweifel- 
haft, weil  Bewilligungen  darüber  an  den  Feind  ohne  Nach- 
theil für  einen  Theil  nicht  geschehen  können.  Deshalb  er- 
scheinen solche  Verträge  den  Bürgern  wegen  des  staatlichen 
Obereigcnthums  und  den  gemietheten  Soldaten  wegen  des 
Eides  nicht  erlaubt. 

2.  Indess  müssen  dergleichen  Verträge,  wenn  sie  ein 
grösseres  oder  gewisseres  Üebel  abwenden,  mehr  als  nütz- 
lich wie  als  schädlich  selbst  von  Staatswegen  angesehen 
werden;  denn  das  geringere  Uebel  nimmt  den  Charakter 
des  Guten  an;  „Man  muss  von  den  Uebeln  das  geringste 
wählen,"    sagt  Jemand  bei  Appian.     Indess  kann  weder 
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das  blosse  Abkommen,  sofern  dadurch  nurNiemand  die  Gewalt 
über  sich  und  das  Seinige  verliert,  noch  der  blosse  Staats- 
nutzen, wenn  nicht  ein  Gesetz  hinzukommt,  die  Handlung 
ungültig  und  nichtig  machen,  wenngleich  sie  gegen  die 
gute  Sitte  Verstössen  mag. 

3.  Dagegen  kann  ein  Gesetz  allerdings  den  dauern- 
den und  zeitlichen  Unterthanen  diese  Macht  nehmen;  allein 
das  Gesetz  thut  dies  nicht  immer,  es  schont  vielmehr  die 
Bürger;  auch  kann  es  dies  nicht  immer  thun,  denn  die 
menschlichen  Gesetze  verbinden,  wie  früher  gezeigt  wor- 
den, nur  dann,  wenn  sie  nach  menschlichem  Maasse  ab- 
gefasst  sind,  aber  nicht,  wenn  sie  etwas  durchaus  Unver- 
nünftiges und  Unnatürliches  auferlegen.  Deshalb  können 
solche  Gesetze  oder  Specialbefehle  nicht  für  Gesetze  er- 
achtet werden;  allgemeine  Verordnungen  sind  aber  durch 
eine  milde  Auslegung  so  zu  deuten,  dass  die  Fälle  der 
höchsten  Noth  ausgeschlossen  bleiben. 

4.  Konnte  jedoch  die  Handlung  eines  Privatmannes 
nach  Recht  und  Billigkeit  verboten  werden,  und  ist  dies 
geschehen,  so  ist  dieselbe  ungültig,  und  er  kann  bestraft 
werden,  weil  er  etwas  versprochen  hat,  was  er  nicht  sollte, 
namentlich   wenn  er  dabei  geschworen  hat. 

VI.  Das  Versprechen  eines  Gefangenen,  in  die  Ge- 
fangenschaft zurückzukehren,  wird  mit  Recht  zugelassen; 
denn  es  verschlimmert  seine  Lage  nicht.  M.  Attilius  Re- 
gulus  handelte  daher  nicht  edelmüthig,  wie  gewöhn- 
lich angenommen  wird,  sondern  that  nur  seine  Schuldig- 
keit. Cicero  sagt:  „Regulus  durfte  die  Kriegs-Bedin- 
gungen und  Abkommen  mit  dem  Feinde  nicht  durch  einen 
Meineid  stören."     Auch  steht  nicht  entgegen, 

„dass  er  wusste,  welche  Martern  der  Barbar  für  ihn 

bereitete". 
Denn  auch  dies  konnte  er  bei  seinem  Versprechen  voraus- 
sehen. So  antworteten  von  zehn  Gefangenen,  wie  Gel- 
lius  nach  alten  Schriftstellein  erzählt,  „acht,  dass  sie  das 
Rückkehrsrecht  nicht  in  Anspruch  nehmen  könnten,  weil 
sie  durch  einen  Schwur  sich  gebunden  hätten". 

VII.  1.  Mitunter  wird  auch  versprochen,  nicht  an 
einen  bestimmten  Ort  zu  gehen  oder  gegen  den,  in  dessen 
Gewalt  man  ist,  keine  Kriegsdienste  zu  leisten.  Von 
ersterem  giebt  Thucydides  ein  Beispiel,  wo  die  Itho- 
menser  den  Lacedämoniern  versprachen,   sie   wollten  den 
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Peloponnes  verlassen  und  niemals  wiederkehren.  Der 
andere  Fall  ist  jetzt  sehr  gewöhnlich.  Ein  altes  Beispiel 
hat  Polybius,  wo  Ilamilcar  die  Numidier  mit  dem  Be- 
ding entlässt,  „dass  sie  niemals  die  Waffen  gegen  die 
Seinigen  brauchen  wollten".  Ein  ähnliches  Abkommen 
erwähnt  Procop  in  seiner  Geschichte  der  Gothen. 

2.  Einzelne  erklären  solche  Versprechen  für  ungültig, 
weil  sie  die  Pflichten  gegen  das  Vaterland  verletzten.  In- 
dess  ist  nicht  jedes  Unsittliche  auch  schon  ungültig,  wie 
ich  früher  gezeigt  habe;  aucli  ist  es  nicht  gegen  die  Pflicht, 
sich  die  Preilieit  durch  Gewährung  dessen  zu  verschafl'en, 
was  der  Feind  schon  in  seiner  Hand  hat.  üenn  die  Lage 
des  Vaterlandes  wird  dadurch  nicht  verschlimmert,  da  der 
Gefangene,  wenn  er  nicht  freikommt,  als  todt  anzu- 
sehen ist. 

VIII.  Auch  das  Versprechen,  nicht  zu  entfliehen,  kommt 
vor.  Es  ist  gültig,  selbst  wenn  es  in  Fesseln  gegeben 
ist,  was  Manche  bestreiten.  Denn  auch  dadurch  wird 
entweder  das  Leben  erhalten  oder  die  Gefangenschaft  ge- 
mildert. Ist  aber  das  Versprechen  gegeben,  um  den  Fes- 
seln zu  entgehen,  und  werden  diese  dann  doch  angelegt, 
so  ist  man  seines  Versprechens  ledig. 

IX.  Sehr  nutzlos  ist  die  Frage,  ob  ein  Gefangener 
sich  einem  Andern  ergeben  könne.  Denn  es  ist  klar,  dass 
Niemand  einem  Andern  sein  wohlerworbenes  Recht  durch 
Vertrag  entziehen  kann,  und  das  Recht  des  Herrn  ist  ein 
wohlerworbenes,  entweder  rein  nach  Kriegsrecht  oder 
zum  Theil  nach  Kriegsrecht,  zum  Theil  in  Folge  Bewil- 
ligung des  Kriegführenden,   wie  ich  früher  gezeigt  habe. 

X.  In  l^ezug  auf  die  Wirkungen  solcher  V^erträge  ist  es 
eine  spitzfindige  Frage,  ob  die  in  Erfüllung  'hrer  Obliegen- 
heiten säumigen  Privatpersonen  durch  ihre  eigene  Obrigkeit 
dazu  angehalten  werden  müssen.  Die  Frage  ist  nur  für  den 
feierlichen  Krieg  zu  bejahen;  denn  da  muss  jeder  Krieg- 
führende nach  dem  Völkerrecht  dem  andern  Theil  sein 
Recht  gewähren,  selbst  was  die  Handlungen  der  Privat- 
personen anlangt,  z.  B.  wenn  die  Gesandten  von  solchen 
verletzt  worden  sind.  So  liat  Cornelius  Nepos  nach  dem, 
was  GeUius  erzählt,  gesagt,  es  habe  viel  Beifall  in  dem 
Senate  gefunden,  dass  jene  von  den  zehn  Gefangenen,  welche 
nicht  zu  Hannibal  zurückkehren  wollten,  unter  Begleitung 
von  Wächtern  dahin  zurückgebracht  worden  seien. 
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XL  In  Bezug  auf  Auslegung  gelten  die  früher  er- 
wähnten Regeln.  Es  darf  von  dem  Sinne  der  Worte  niclit 
abgegangen  werden,  wenn  nicht  ein  Unsinn  herauskommt 
oder  sonst  die  Umstände  es  genügend  erfordern.  Auch 
sind  im  Zweifel  die  Worte  mehr  gegen  den  auszulegen, 
der  die  Bedingung  gemacht  hat. 

XII.  Wer  sich  das  Leben  ausbedungen  hat,  kann  nicht 
auch  die  Freiheit  fordern.  Unter  den  Kleidern  werden 
die  Wafl*en  nicht  mit  verstanden,  denn  sie  sind  nicht  das- 
selbe. Die  Ankunft  von  Hülfstruppen  gilt  als  erfolgt,  wenn 
sie  erblickt  werden,  auch  wenn  sie  sich  noch  ruhig  ver- 
halten; schon  die  Anwesenheit  hat  ihre  Wirkung. 

XIII.  Eine  Rückkehr  zum  Feinde  ist  es  nicht,  wenn 
sie  heimlich  geschieht,  um  gleich  wieder  davonzugehen: 
unter  Rückkehr  ist  eine  Rückkehr  in  die  Gewalt  des 
Feindes  gemeint.  Jene  Auslegung  nennt  Cicero  schlau, 
dumm -pfiffig,  weil  sie  betrügerisch  und  meineidig  sei. 
Diese  betrügerische  List  ist  nach  Gell  ins  von  den  Cen- 
soren  mit  ^Ehrlosigkeit  bestraft  worden,  und  diese  Personen 
konnten  kein  Testammt  machen  und  waren  verachtet. 

XIV.  Wenn  in  dem  Uebergabevertrag  gesagt  ist,  dass 
er  nicht  gelten  solle,  wenn  rechte  Hülfe  kommen  sollte, 
so  gilt  das  nur  von  solcher  Mannschaft,  welche  die  Ge- 
fahr abwenden  kann. 

XV.  Ist  über  die  Art  der  Erfüllung  etwas  ausgemacht, 
so  macht  dies  den  Vertrag  nicht  zu  einem  bedingten;  z.  B. 
wenn  die  Zahlung  an  einem  bestimmten  Orte  versprochen 
worden,  und  dieser  Ort  nachher  seinen  Herrn  gewechselt  hnt. 

XVI.  Von  den  Geissein  gilt  das  früher  Gesagte;  sie 
gelten  in  der  Regel  als  ein  Zubehör  des  Ilauptvertrages; 
doch  kann  auch  das  Abkommen  über  sie  besonders  und 
getrennt  gehalten  werden,  so  dass  entweder  etwas  geleistet 
wird,  oder  die  Geissein  zurückbehalten  werden.  In  der 
Regel  ist  aber  bei  dem  natürlichen  Verhältniss  stehen  zu 
bleiben,  wonach  sie  nur  als  Zubehör  behandelt  werden. 
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Kapitel  XXIV. 
Uebor  stillsclnveigende  Abkoinnioii.  ^3*) 

I.  Javoleniis  sngt  treffend,  dass  aiicli  flurcli  Schweigen 
ein  Vertrag  zu  Stande  kommen  könne;  und  es  ist  dies 
in  Staatsverträgen  wie  in  Privatvertiägen  und  gemiscliten 
gebräuelilich  geworden.  Der  Grund  ist,  dass  die  Einwil- 
ligung Reclite  überträgt,  ohne  Rücksicht  auf  die  Art,  wie 
sie  erklärt  und  angenommen  worden  ist.  Es  giebt  aber 
neben  dem  Wort  und  der  Schrift  noch  nndere  Zeichen  des 
Willens,  wie  ich  schon  melirmals  bemerkt  habe.  Manches 
versteht  sich  bei  einer  Handlung  von  selbst. 

II.  Ein  Beispiel  hat  man  an  dem,  der  von  den  Fein- 
den oder  von  Andern  lierübcrkoramt  und  sich  auf  Treu 
und  Glauben  dem  Volke  oder  Könige  ergiebt.  Denn  offen- 
bar verpllichtet  sich  dieser  stillschweigend,  nichts  gegen 
den  Staat  zu  unternehmen,  dessen  Schutz  er  nachsucht. 
Deshalb  kann  man  denen  nicht  beistimmen,  welche  die 
Handlung  des  Zopyrus  nicht  tadelnswerth  finden;  denn 
die  Treue  gegen  seinen  König  ent-chuldigt  niclit  seine 
Treulosigkeit  gegen  die,   zu  denen  er  gefluchtet  war.  i^) 

i'^*')  Dieser  für  den  Nichtjuristen  sonderbar  klingende 
Ausdruck  bezeichnet  in  Wahrheit  nur  einen  Theil  der 
Auslegungsregeln  über  Willenserklärungen  und  Handlun- 
gen, einschliesslich  der  Unterlassungen.  Man  nennt  diese 
Erklärungen  im  technischen  Ausdruck  stillschweigend,  weil 
sie  nicht  mit  .*iusdrücklichen,  die  bestimmte  Absicht  be- 
zeichnenden Worten  erfolgen.  Es  fehlt  das  Sprechen; 
deshalb  wird  jede  andere  Art,  seinen  Willen  zu  äussern, 
dem  gegenüber  als  ein  Schweigen  bezeichnet.  Was  Gr. 
in  diesem  Kapitel  beibringt,  sind  deshalb  keine  zusammeu- 
Iiängende  Materie,  sondern  vereinzelte  Fälle  der  ver- 
schiedensten Art. 

13^)  Zopyrus  war  nach  Ilerodot  ein  vornehmer  Perser, 
welcher  bei  der  Belagerung  von  Babylon  durch  Darius 
die  Uebergabe  der  Stadt  dadurch  herbeiführte,  dass  er 
sich  selbst  verstümmelte  und  unter  dem  Vorgeben,  von 
Darius  grausam  misshandelt  zu   sein,   sich   nach  Babylon 
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Dasselbe  gilt  von  Sextus,  dem  Sohne  des  Tarqninius,  der 
sich  zu  den  Gabiern  begab,    lieber  den  Sino  sagt  Virgil: 
„Empfange  nun  die  Nachstellungon  der  Danaer  und 
erkenne  an  einem  Verbrechen   alle  andern."  ^39) 

III.  Ebenso  verspricht  der,  welcher  eine  Unterredung 
verlangt  oder  bewilligt,  stillschweigend,  dass  dabei  dem 
Sprechenden  kein  Schaden  geschehen  solle.  Livius  sagt, 
es  sei  gegen  das  Völkerrecht,  den  Feinden  unter  dem 
Vorwand  einer  Unterredung  Schaden  zuzufügen;  er  nennt 
es  eine  treulos  verletzte  Unterredung.  Das  2>^^?'  fidem  be- 
zeichnet liier  das  Lügnerische.  Cnejus  Domitius  lockte 
durch  den  Vorwand  einer  Unterredung  den  Bituitus,  König 
der  Averner,  an  sich,  uud  nachdem  er  ihn  gastlich  auf- 
genommen hat^e,  Hess  er  ihn  in  Fesseln  legen;  Valerius 
Maxim  US  nrtheilt  darüber:  „Die  zu  heftige  Ehrbegierde 
Hess  ihn  zum  Meineidigen  werden."  Es  ist  deshalb  auf- 
fallend, dass  der  Verfasser  des  8.  Buches  über  den  Gal- 
lischen Krieg  Cäsar's,  mag  dies  Hirtius  oder  Oppius  sein, 
bei  Erwähnung  einer  ähnliehen  That  von  Labienus  sagt: 
„Er  meinte,  dass  er  die  Untreue  desselben  (nämlich  des 
Comius)  oline  alle  Treulosigkeit  von  seiner  Seite  ver- 
liindern  könne."  Doch  giebt  der  Verfasser  hier  vielleicht 
mehr  die  Meinung    des  Labienus  als  seine  eigene. 

IV.  Indess  darf  diese  stillschweigende  Erklärung  nicht 
weiter  ausgedehnt  werden,  als  ich  gesagt  habe.  Denn 
wenn  unter  dem  Schein  der  Unterredung  dem  Feinde  der 
Kriegsplan  verhüllt  und  dabei  der  eigene  Zweck  eifrig 
gefördert  wird,  den  Unterredenden  aber  kein  Schaden  zu- 
gefügt wird,  so  ist  dies  keine  Treulosigkeit,  sondern  ge- 
hört zu  den  erlaubten  Kriegslisten.  Wenn  deshalb  der 
Vorwurf  erhoben  wurde,  Ferseus  sei  durch  die  Hoffnung 
auf  Frieden  getäuscht  worden,  so  nimmt  man  dabei  nicht 
auf  das  Reclit  und  das  Verhandelte  Rücksicht,  sondern 
urtheilt  nur  nach  den  Regeln  der  Grossmuth  und  des 
Kriegsruhms,  wie  aus  dem,   was  ich  früher  über  Kriegs- 


begab,  wo  er  das  Vertrauen  der  Einwohner  erwarb,  aber 
dann  die  Thore  dem  Darius  Öffnete.  Zum  Dank  erhielt 
er  von  Darius  die  lebenslängliche  Statthalterschaft  über 
Babylon. 

139)  Die  Stelle  ist  Aeneis  II  v.  65  enthalten. 
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list  gesa-t  habe,  erhellt.  Aehnhcher  Art  war  d.o  L.st, 
mittelst  der  IIas(lrub:il  sein  Heer  aus  clcm  As.tanischen  Ge- 
birge rettete,  und  wodurch  Seipio  Afncanus  der  Aeltere 
das  Lager  des  Syphax  erspHhte.  Beides  erzählt  Livius. 
L  Sylla  folgte  ihrem  Beispiel  in  dorn  Bnndesgenossenkriege 
bei  Escmia,  wie  Frontinus  berichtet. 

V  Es  giebt  auch  Zeichen  ohne  Worte,  denen  die  bc- 
wohniieit  die  Bedeutung  gegeben  hat,  z.  15.  ehedem  die 
mit  Binden  umwundenen  Olivenzwcige;  bei  den  Macedo- 
niern  die  Aufrichtung  der  Wurfspiesse;  bei  den  Lomein 
die  über  den  Kopf  gehaltenen  Schilde.  Dies  waren  deichen 
wodurch  man  die  Uebergabe  andeutete,  und  die  deshalb 
zur  Niederlegung  der  W^afren  verpflichteten.  Wenn  dei 
Andere  andeutet,  dass  er  die  Uebergabe  annehmen  wolle 
so  muss  aus  dem  Früheren  entnotnmen  werden,  ob  und 
wie  weit  er  dadurch  verpflichtet  wird.  Heutzutage  haben 
weisse  gescliwcnkte  TUcher  die  Bedeutung,  dass  man  um 
eine" Unterredung  bittet;  sie  veipflicliten  also  ebenso,  als 
wenn  es  mit  Worten  geschehen  wäre. 

VI  Wie  weit  ein  zwischen  dem  Feldherrn  getroffenes 
Abkommen  von  dem  Volke  oder  vom  Könige  aU  stillschwei- 
gend genehmigt  angesehen  werden  kann,  ist  auch  bereits 
früher  dargelegt;  nämlich  dann,  wenn  die  Verhandlung  be- 
kannt wa.-rund  sonst  etwas  geschehen  oder  nicht  geschehen 
ist"  was  man  nur  als  eine  Genehmigung   des  Abkommens 

anseli«!  l^^^p^^.i^^g  ^^^^  gj,._^fj,  j,.,„„  injess  aus  der  blossen 
Verstel'luuK  nicht  abgeleitet  werden;  dazu  gehört  eine 
Iirndlun-  die  entweder  in  sich  die  Freundschalt  andeu  et, 
wfe  i^^Freumlschaftsbündniss;  oder  eine  Meinung  Über 
Tine  solche  Tugend,  der  "»  Ueeht  das  früher  Gesd^^^ 
verziehen  werden  mu,^s,  mag  dabei  diese  iMemuig  mit 
wörlen  "mlgesprochen  öder  durcli  Handlungen  gleicher 
Bedeutung  ausgedrückt  sein. 


Kapitel  XXV. 


Scliluss,  nebst  einer  Ernialmung  zur  Treu« 

und  zum  Frieden. 

T  1  Hier  werde  ich  schliessen  können,  nicht  weil 
AuJ;  sesag  worden,  was  gesagt  werden  konnte,  sondern 
we\£  Bisherige  zur  Legung  'l-"  ^unjamen  e  ^.nugt^ 
AüWi^n  Andere  darauf  ein  schöneres  Weik  crucnitn,  n-u 
t ei^e  <ksha  b  nicht  neidisch  werden,  ja,  ich  werde  ihnen 
^fif,  n.nk  wissen  So  wie  ich  indess  vor  der  Abhand- 
tii?eVn  Krieg  Einiges  über  die  Mittel,  ihn  zu  ver- 
SeUlJ^IrvorTusgescIickt  Lbe,   so   r.egüe   le  ,  auch  „un 

ä^iägrnÄhlr^Heg^^'Ä 

und   d^  Fl  edens   dienen  kann;   insbesondere  der  Tiene, 

nicht  lange  nützen  und  ist  selbst  Gott  veiJiasst. 

Grotins,  Uccht  i.  Kr.  il.  Fr.    II.  30 
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Krle "  zu  fli  >V.n    sonacrn  man  fUl.rt  Krieg    um  den  Fr.o^ 
acü  zu  Eow  nn.n."     Selbst  Aristoteles  tadelt  wiederho  t 
fene  Vöfker    \'elel,e   die  kriegeri.ehe  Thätigke.t  sich  aU 
i?ztel  Lebensziel  setze...    l^ne  /bierisch  w.lde  Kraft^j^ 
<.=     .lip   Im  Ki-ieeo   am  .neistcii  hervortritt;    um   so   mcm 
?,t\fe  dreh  Menschlicbkeit  zu  milderu,    damit  über  d.e 
N  eh'hlul  äer'rhiere  „iel.t  ^er  Menseh  ve.der„    w^^^^^^^ 
TIT      Kann  man  also  einen  sicheren  Fneden  ei  hingen, 
.0  geziemt  es  sieh,  die  Uebelthaten  -d  ^ie  Be^ehad^^^^^^ 
gen   und   den   Aufwand    zu    vergeben    und   ^u  veiges.en 
faLntlich  für  Christen      denen  Gott   «^^--jf^-^rnng" 
macht  hat      Der   beste  Ausleger   seines  TN  ilens  vei  ain,i, 
rsslrmit  Allen  Frieden   halten,    so   viel   als  möglich 
tt  ^rd  voTuns  geschehen  kann.    Ein  guter  Mann  beginnt 
den  Krieg   ungern   und   führt  ihn  nur  gezwungen  zu  dem 
AeLtist^n  fort,  wie  Sallust  sich  ausdrückt.  . 

IV      Dies  Eine  sollte  genügen,   und  nchon  der  eigene 
Vor  üi;il  ^eibt  dazu,  nam^tlich  ^ie  .ch^^^h.ren^S^aa^e^^ 
npnn    der   lan<"e  Kampf  mit   einem  Machtigen   ist  guani 
Hcrund  wie  bei  dem  Schiffe  ist  es  besser    den  grosseren 
VelulTmH  einem  geringeren  Schaden  abzukauU.1,  ind^m 
der   Zorn    und   die   Hoffnung   als   t"igerische  Kelter     wie 
T.ivius   richtiL^  sagt,    fallen    gelassen   werden.     A\\sto 
LlerVückt  dies  so  aus:  „E.  ist  rathsamer,  dem  Mach- 
tig .^4  et  Sl  von  dem  Seinigen  zu  überlassen,    als,    im 
Kriege  besiegt,  mit  Allem  unterzugehen.  ^^'') 

140)  Solche  Lehren  gleichen  einem  zweischneidigen 
Schwerte:  sie  können  ebenso  oft  schaden  a^f  ""t^f^- 
Nacr  di  Jser  Lehre  hätten  ^^<^,^^^'^'l^ZTl^^^ 
^egen  Xerxes  nicht  wagen  dürfen;  die  Freiheit  C^rieclien 
lands  wäre  vor  ihrer  Hlüthe  wieder  Untergängen,  ^ach 
dieser  Lehre  hätten  die  Germanen  den  I  <;"^'s;^^^"  ^e^J^. 
nen  den  Frieden  durch  Unterwerfung  abkau  en  naissen 
"ach  dieser  Lehre  hätten  die  protestantischen  Pursten 
den  Kampf  gegen  den  allmächtigen  Kaiser  Karl  V.  nicht 
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V.  Aber  es  gilt  aucli  für  die,  welche  die  Stärkeren 
sind,  weil  bei  ihren  günstigen  Verhältnissen,  wie  Livius 
nicht  minder  wahr  bemerkt,  der  Frieden,  den  sie  bewilli- 
gen, für  sie  ein  glänzender  und  schöner  ist  und  besser 
als  der  Sieg,  den  sie  erhoffen.  Denn  es  ist  zu  bedenken, 
dass  der  Kriegsgott  Mars  für  beide  Theile  besteht.  Aris- 
toteles sagt:  „Es  sind  die  Wechselfälle  des  Krieges  zu 
bedenken,  die  vielfach  und  wider  Erwarten  eintreten."  In 
einer  Rede  für  den  Frieden  bei  Diodor  werden  die  ge- 
tadelt, „welche  die  Grösse  ihrer  Thaten  geltend  machen, 
als  wenn  es  nicht  die  Sitte  des  Kriegsglückes  wäre,  den 
Vortheil  bald  nach  dieser,  bald  nach  jener  Seite  auszu- 
theilen."  Am  meisten  ist  die  Kühnheit  der  Verzweifeln- 
den zu  fürchten,  sowie  ja  die  Bisse  der  sterbenden  Raub- 
thierc  die  heftigsten  sind. 

VI.  Wenn  sich  Beide  einander  für  gleich  stark  hal- 
ten, so  ist  dies  nach  Cäsar's  Ausspruch  die  beste  Zeit, 
den  Frieden  zu  verhandeln,  wo  Jeder  auf  sich  vertraut. 

VII.  Ist  aber  der  Frieden  nach  irgend  welchen  Be- 
dingungen geschlossen,  so  ist  er  mit  der  erwähnten  heili- 
gen Treue  zu  halten  und  sorgfältig  jede  Treulosigkeit, 
oder  was  sonst  die  Gemüther  erbittert,  fern  zu  halten. 
Denn  was  Cicero  von  den  Privatfreundschaften  sagt,  passt 
auch  für  die  zwischen  den  Staaten;  alle  sind  gewissenhaft 
und  treu  zu  bewahren,  aber  am  meisten  die,  welche  nach 
Austilgung  der  Feindschatt  wieder  in  Liebe  geschlossen 
sind. 


wagen  dürfen;  die  Reformation  wäre  in  ihrem  Entstehen 
erstickt  worden.  Nach  dieser  Lehre  musste  der  Konvent 
1793  sich  der  Koalition  der  Fürsten  gegen  die  Revolution 
ergeben;  nach  dieser  Lehre  durfte  Preussen  1813  die  Er- 
hebung gegen  Napoleon  nicht  wagen.  Diese  Beispiele 
werden  genügen,  um  zu  zeigen,  wie  leer  dergleichen  Re- 
geln, wie  gefährlich  dergleichen  Ermahnungen  sind.  Das 
freie  Handeln  der  Völker  und  Staaten,  insbesondere  der 
Entschluss  zum  Kriege  ist  in  jedem  Falle  so  eigenthüm- 
lich,  dass  es  unmöglich  ist,  ihn  durch  Regeln  im  Voraus 
bestimmen  zu  wollen,  da  deren  immer  die  entgegen- 
gesetzten dabei  gegen  einander  auftreten,  und  die  letzte 
Entscheidung  nicht  aus  ihnen  in  der  Abstraktion,  wie  sie 
hier  auftreten,  entnommen  werden  kann  (B.  XL  167). 

30* 


— .-   -        1^ 


4ßg  Buch  111.    Kap.  XXV. 

VllI      Gott  rder  allein  dies  vermag)  möge  dies  in  die 
llemn   derer   einsel,reibe„,    in   ^'e-","""''-.  ""^if ^^J 

die    CIni.tcnlu-it    gegeben    ut     und    '''i:«"  <;",■  e  .  ^es  auV- 
Kenntni-^s    des   göttlichon   und   menschliclien  Ktclite»  JU» 
Sen    damit  er  immer  sieh  bewus.t  bleibe,   dass  er  der 
alfsenväldte  Uioner   zur  Regierung   der  Menschen   als   der 
Gott  wohlgefälligsten  Geschöple  sei.  »■") 

Ende. 


ui)  Der  Schluss  dieses  grossen  NVerkes  .st  sehon  un 
rühren  1;    man  nimmt  von  ihm  Abschied  wie  der  bohn  von 
dem   Va'ter.     Wenn  auch    die   vaterliehen  /-ehren   lur   d.e 
wirkliehe   Welt    nicht   ausreichen,    so    S^'enkt    doe n    de 
Sohn  ihrer  stets  in  Liebe  und  Verehrung.    Das  \Uik  be 
zekhnet  .'anz  den  edlen  und  milden  Charakter  seines  Ver- 
fa  se"'-    a^s   keiner  Z.ile   leuchtet  eine   Erbitterung   oder 
ein  llVss  .-egen  die  politischen  Gegner  hervor,  welche  Gr. 
aus     einem    väterl.nde    in    das   Exil   vertrieben    und   um 
Imt  und  Vermögen  gebracht  hatten,    obgleich  doch  jede 
giaUa  ilitn  (Ho  Cieleaeiihi'it  dazu  bot. 

Wenn  die  Le    r    solche  nüt  dorn  Ueberselzer  ge  roii- 
lich  bl  an  das  Ende  aufgehalten  haben,  en.en  Rujbhck 
auf  den  Bau  und  Inhalt  desselben  werfen,   so   werden  sc 
wohl  darin  mit  ihm  Übereinstimmen    dass  «eUen  eine  neue 
Wissenschaft   gleich   bei   dem   erst^^n  ^^XT\^"^\\%^;\^ 
Klarheit  und  Vollendung  begründet  worden,    wie   e.lm^ 
von   Gr.   mit    seinem   Natur-   und    VolkeiJc..t    gesdi^^^^^^^^^^^ 
ist      Ein    ähnliches    grosses   Beispiel    bietet    die    ^iel  zeit 
nur  ir^der  Begründung  der  Nationalökonomie  dure^^^ 
Smith.    Man  staunt,  ^it  welcher  VollstaiulgketjdK^^^ 
heit   Gr.    den   Inhalt    seiner   Auigabe    er(as>t    ;^";     ;'^g^^^ 
breitet  hat     Man  wird,  wenn  man  die  neueren  Lehibuchei 
L  er  Wissenschaft  damit  vergleicht,   kaum  irgend  em.n 
Sgens  and  Ih  den,  den  er  nicht  bereits  erörtert  und  nach 
allfn  Selten  durchdacht  hätte.     Auch   die  Anordnung ^d^^^^ 
Stoffes   ist   originell    und   kann,    wenn    «^%^^^1^   "\^^^^^^  ^^^^ 
Entfernteres  zusammenbringt     in  Bezug  -^^^ ^'^^"^'^^^^^^^^ 
aufgäbe,  das  Völkerrecht,  nicht  getadelt  werden     L.  zeugt 
von   dei-  Schürfe   seines  Geistes,    dass   er    für   J^ese   neue 
Wissenschaft   auch   eine   neue  Form  und  Ordnung  .ucht, 
und  die  gewählte  ist  dem  Inhalt  so  entsprechend,  da.s  sie 
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im  Wesentlichen  auch  in  den  neuesten  Darstellungen  des 
Völkerrechts  sich  erhalten  Iiat.  Abgesehen  von  den  Be 
denken  und  Mängeln  im  Einzelnen,  die  in  den  Erläuterun- 
gen besprochen  worden  sind,  lassen  sich  gegen  das  Werk 
im  Ganzen  vielleicht  nur  zwei  Vorwürfe  erheben.  Einmal 
wird  darin  das  antike  Völkerrecht  mit  zu  grosser  Aus- 
führlichkeit behandelt,  während  das  Recht  seiner  Zeit  von 
Gr.  nur  angedeutet  wird,  und  die  belehrenden  thatsäch- 
lichen  Belege  dazu  ganz  ausbleiben.  Es  erklärt  sich  dies 
zunächst  aus  seiner  Scheu,  bei  den  Machthabern  und  den 
herrsclienden  Parteien  seiner  Zeit  anzustossen;  aber  viel- 
leicht war  es  mehr  noch  die  Folge  einer  gelehrten  Lieb- 
haberei des  Gr.  für  das  Alteithum  und  die  alte  Literatur, 
in  der  er  allerdings  mehr  wie  irgend  einer  seiner  Zeit- 
genossen bewandert  war.  Der  andere  Vorwurf  trifft  den 
Begriff  seines  Naturrechts.  Obgleich  gerade  dieser  Begriff 
und  seine  konsequente  Durclitührung  Gr.  den  höchsten 
Ruhm  gebracht  hat,  und  obgleich  zwei  Jahrhunderte  lang 
die  Wissenscliaft  die  von  ihm  gebrochene  Bahn  getreu- 
lich fortgewandelt  ist,  hat  doch  diese  Auffassung  des 
Rechts  als  eine  irrige  verlassen  werden  müssen;  denn  sie 
ruht  nicht  nilein  auf  einer  willkürlichen  und  sehwanken- 
den Grundlage,  sondern  ist  auch  im  hohen  Grade  gefähr- 
lich, weil  sie  die  einzelnen  Institute  des  Rechts  ihrer 
konkreten,  lebendigen,  mit  dem  Volksgeist  verwachsenen 
Gestaltung  entkleidet  und  zu  abstrakten  und  schwanken- 
den Schemen  und  Schatten  vei flacht,  in  denen  der  trei- 
bende Geist  des  Instituts  nicht  melir  zu  erkennen  ist. 
Insbesondere  sind  dadurch  auch  die  grossen  wissenschaft- 
lichen Leistungen  der  klassischen  Juristen  der  Römerzeit 
in  Gefahr  gekommen,  welche  mit  so  scharfem  Blick  die 
Eigenthümlichkeit  der  einzelnen  Gestalten  zu  erfassen  und 
zu  bewahren  verstanden,  ohne  doch  die  wissenschaftliche 
Form  und  die  Prinzipien  deshalb  aus  dem  Auge  zu  ver- 
lieren. Die  Roehtswissensehaft  hat  an  dieser  verflachen- 
den naturitchtlichen  Methode  bis  in  das  19.  Jahrhundert 
gekrankt,  und  erst  Savigny  und  seinen  Anhängern  war 
es  vorbehalten,  die  historische  Bedeutung  der  Rechts- 
institute, sowie  die  feine  sinn-  und  geistvolle  Auffassung 
der  alten  Juristen  wieder  in  ihr  volles  Recht  einzusetzen 
und    damit    die    Rechtswissenschaft    in    die    wahre    Bahn 
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zurückzubringen,  welche,  wie  in  allen  ^^"^j^^;;-"  ^^^^^^^\^^ 
Wissens,  auch  hier  nur  aus  einer  sorgsamen  Beobachtung 

c^  Eiiizelnen  hervorgehen  kann  i^i^^.l^^^^'^f^^^.^^^^J^* 
darf  allerdin-s  des  philosophischen  Elements  de  Eihe- 
Si    de     Eh^^^^  das' Allgemeine   nicht   entbehren; 

dei    Irrthum   der   früheren  Schule   liegt  aber   dann     dass 
sie  meinte,    mit   diesem  Allgemeinen  und  mit  den  Prinzi- 
pfen  voi  Erkenntniss  des  Einzelnen  und  unabhängig  von 
demselben  beginnen  zu  können   und  zu  müssen      Es  sind 
lanu^  jene  zahllosen  faden  und   verblassten  Kom^ 
des  Naturrechts  hervorgegangen,   die  nicht  anstehen,  das, 
was  die  Menschheit  nach  einer  Erfahrung  von  Jato^ 
den  als  das  Beste  erprobt  und  ^n-eicht   hat     gleic      ei^^^^^ 
Schülerarbeit  zu  kritisiren  und  zu  tadeln.    Als  Grundlage 
so  eher  Kritik   haben   dabei   diese  Bücher    nichts   als  das 
subiektive   Kechtsgefühl    ihrer   Verfasser,    die    damit    ein 
Ewge     und  Wahi^s   und  Unvergängliches   in/^'^'^'^  B^us* 
zu  besitzen  wähnen,    während   es   doch   "ur  das  zu^^^^^^^^^^ 
Gemisch  des  Temperaments    der  Erziehung    der  Elebm^^^^^^^ 
des    Einzelnen    mit    der  Bildung    seiner   Zeit    und    seines 
Volkes    ist.      Natürlich    schillert    diese    Basis    bei    jedem 
ScSstellcr  in  anderen  Farben,   und   so   spaltet  sich  die 
W       n  chaft  in  zahllosen  Kontroversen  immer  weiter  avis 
einander,    während    die    daneben    wandelnde    Schwestei- 
w^senschaft  der  Natur   gerade   in  dem  entgegengesetzten 
S^ezä  Einheit  der  Geister  führt  und  alljährlich  neue, 
grosse  und  allgemein  anerkannte  Resu  täte  erreicht 
^     Will  man  sich  auf  einen  höheren  philosophischen  Stand- 
punkt stellen,  so  treten  allerdings  noch  grössere  Bede^^^^^^^^^ 
gegen   das   Grundprinzip  hervor,    von   dem  ^r.  ausgegan 
len  ist.     Das  Wesentliche   davon   ist   schon   bei  dei  Ein- 
titun^^    angedeutet    worden.      Indess    würde    es    unrecht 
sein    dies  dem  Gr.  als  Tadel  anzurechnen.     Sein  gi-osste 
Verdienst    besteht    vielleicht    gerade    dann,    ^^^«^,  ,t^,"^; 
eine   Brücke   zwischen    dem   daseienden   wirklichen 
Rechte    und    dem     pl-losophischen     Gedanken    de 
Rechtes  hat  schlagen  wollen.    Gerade  diese  Verbindung 
beider  Seiten   wai    ein   dringendes   Bedürlniss   seiner  Zet 

und  wenn  man  die  20  Jahre  «P^^!^^  ^^'^^i'^~/t'fe 
Spinoza's  damit  vergleicht,  «V^^^^'^™^'^ J^^'^'^.'  ^^^^ 
nothwendig   es   war,    aus   dem   philosophischen   Gedanken 
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einen  Uebergang  zur  realen  Wirklichkeit  zu  gewinnen. 
Was  soll  der  mitten  in  dem  Gedränge  der  Welt  stehende 
Mensch  mit  der  Ethik  Spinoza's  in  der  Hand  beginnen? 
Er  steht  trotz  derselben  hülfios  da.  Aber  umgekehrt  kann 
auch  der  menschliche  Geist  nicht  ewig  nur  in  dem  Detail 
der  realen  Rechtsverhältnisse  sich  verlieren.  Auch  dies 
erträgt  er  nicht.  Also  Beides  hat  sich  zu  verbinden,  und 
indem  Gr.  es  war,  der  mit  einem  reichen  positiven  Wissen 
und  mit  einem  scharfen  natürlichen  Verstände  diese  Ver- 
bindung zuerst  versuchte,  hat  er  die  Wissenschaft  einen 
Schritt  thun  lassen,  für  den  ihm  alle  späteren  Zeiten  zu 
Dank  verpfliclitct  sind.  Indem  Gr.  diesem  dringenden 
Verlangen  in  seinem  Werke  die  für  seine  Zeit  beste  Lö- 
sung gab,  erklärt  sich  daraus  der  ausserordentliche  Erfolg, 
welchen  dasselbe  gleich  bei  seinem  Erscheinen  unter  allen 
kultivirten  Nationen  sich  errang,  und  der  hohe  Werth, 
den  es  bis  zu  dem  heutigen  Tage  sich  bewahrt  hat.  Man 
kann  dreist  behaupten,  dass  seit  Gr.  es  Niemand  wieder 
so  gelungen  ist,  die  Wirklichkeit  in  Gedanken  aufzulösen, 
wie  ihm.  Wenn  man  auf  der  einen  Seite  die  Werke  da- 
mit vergleicht,  welche  unter  dem  vornehmen  Titel  „Phi- 
losophie des  Rechts"  jetzt  erscheinen,  und  auf  der  anderen 
Seite  die  Kompendien,  welche  sich  mit  der  Darstellung 
des  bestehenden  Rechts  beschäftigen,  so  wird  man  dies 
Urtheil  nicht  zu  hart  finden. 

Was  Methode  und  Stil  anlangt,  so  erscheint  allerdings 
der  Ueberfluss  an  Citaten  aus  den  alten  Autoren,  aus  der 
Bibel  und  den  Kirchenvätern  im  Anfange  störend;  allein 
im  Fortgange  empfindet  man  bald  den  belebenden  Reiz, 
welcher  sich  dadurcli  über  die  ganze  Darstellung  ver- 
breitet. Es  ist  jedenfalls  der  zierlichste  Schmuck,  welchen 
Gr.  seinem  Werke  beigeben  konnte,  und  gerade  dadurch, 
dass  diese  Stellen  aus  den  alten  Autoren  wörtlich  geboten 
werden,  gewinnt  der  Leser  doppelt.  Denn  erst  damit  tritt 
ihm  die  sittliche  Gestalt  der  antiken  Welt  in  ihrer  vollen 
plastischen  Bestimmtheit  vor  Augen,  und  kein  Mittel  ist 
mehr  wie  dies  geeignet,  die  grosse  Wahrheit  darzulegen, 
dass  die  sittliche  Welt  in  einer  steten  allmäligen  Bewe- 
gung sich  befindet,  dass  in  ihr  nichts  Ewiges  und  Abso- 
lutes besteht,  und  dass  die  sittlichen  Gestaltungen  der 
alten  Zeit  durch  eine   ähnliche  Kluft  von  der  Gegenwart 
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getrennt  sind,  wie  die  Organismen  der  früheren  Erdperio- 
den von  denen  der  jetzigen. 

Die  Latinität  des  Gr.  ist  von  jeher  gerühmt  worden; 
schon  Sca  liger  ist  darüber  seines  Lobes  voll.  ^ Halb  den 
Cicero,  halb  den  Tacitus  nachahmend,  ist  Gr.  diesen 
Mustern  oft  nahe  gekommen.  Kur  wo  er  gcnöthigt  ist, 
auf  scliolastische  Begriffe  zurückzugreifen,  kann  er  dem 
dafür  erfundenen  barbarischen  Latein  sii;h  nicht  entziehen; 
aber  um  so  zierlicher  und  eleganter  sticht  derAusdruck 
ab,  wo  er  sich  frei  in  seinen  eigenen  Gedanken  bewegen 

Alles  in  Allem  genommen,  hat  der  Leser  ein  Werk 
durchwandelt,  was  zu  den  besten  des  grossen  17.  Jahr- 
hunderts gehört,  und  ein  Werk,  was  einer  seiner  edelsten 
Söhne  geschaffen  hat. 
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